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CRRL  LEGIEM  *  DIE  GEWERKSCHAFTLICHE  INTER 
NATIONALE  1910  BIS  1913 

NFANG  und  Entwickelung  der  internationalen  Verbindung  der 
Gewerkschaften  bis  zum  Jahr  1909  habe  ich  in  einem  frühem  Ar¬ 
tikel  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  geschildert.1)  Wenn  sich 
auch  in  einem  Zeitraum  von  4  Jahren  in  einer  Vereinigung  dieser 
Art  nicht  viel  ändern  kann,  so  sind  doch  immerhin  einige  Er¬ 
eignisse  wert  hier  verzeichnet  zu  werden. 

Daß  die  Auffassung  über  die  Taktik  im  gewerkschaftlichen  Kampf  und  die 
Stellung  zur  sozialdemokratischen  Partei  bei  den  im  internationalen  Sekre¬ 
tariat  vereinigten  Landeszentralen  recht  verschiedenartig  ist,  habe  ich  in  dem 
damaligen  Artikel  kurz  erwähnt.  In  dieser  Beziehung  hat  sich  wenig  ge¬ 
ändert.  In  Frankreich  ist  das  Verhältnis  zwischen  der  Partei  und  der 
Confederation  generale  du  Travail  wohl  etwas  freundschaftlicher  geworden, 
nach  wie  vor  aber  verwirft  diese  den  Parlamentarismus  und  erwartet  Er¬ 
folge  ausschließlich  von  der  wirtschaftlichen  Aktion.  In  den  Vereinig¬ 
ten  Staaten  scheint  sich  allmählich  eine  Änderung  in  dem  Verhältnis 
zwischen  Partei  und  Gewerkschaften  zu  vollziehen.  Wie  mir  von  ameri¬ 
kanischen  Gewerkschaftern  und  auch  von  Mitgliedern  der  Partei,  die  im 
letzten  Jahr  Deutschland  besuchten,  mitgeteilt  wurde,  beginnt  man  dort  sich 
gegenseitig  zu  achten  und  besser  zu  verstehen.  Hierzu  hat  der  Beschluß  der 
sozialistischen  Partei  über  die  gewerkschaftliche  Aktion  auf  dem  Jahres¬ 
kongreß  im  Mai  1912  wesentlich  beigetragen.  In  Gewerkschaftskreisen  ist 
man  vielfach  der  Meinung  gewesen,  daß  die  Partei  die  Organisation  der 
Industrial  Workers  of  the  World  unterstützte,  die  gegründet  worden  war, 
um  die  American  Federation  of  Labor  abzulösen.  Und  diese  Meinung  war 
nicht  unberechtigt,  da  der  Leiter  der  Industrial  Workers  of  the  World  Mit¬ 
glied  der  Exekutive  der  sozialistischen  Partei  war,  und  auch  andere  Partei¬ 
mitglieder  und  Parteizeitungen  diese  gewerkschaftliche  Organisation  propa¬ 
gierten.  Aber  durch  die  Einfügung  der  Bestimmung  in  die  Statuten  der 
sozialistischen  Partei,  daß  solche  Mitglieder,  die  Verbrechen,  Sabotage  oder 
andere  Methoden  der  Gewalt  im  Emanzipationskampf  der  Arbeiterklasse  be¬ 
fürworten,  ausgeschlossen  werden  sollen,  erhielt  die  Organisation  der  Indu¬ 
strial  Workers  of  the  World  eine  scharfe  Absage.  Die  Resolution  über  die 

l)  Siehe  meinen  Artikel  Die  gewerkschaftliche  Internationale,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1910, 
1.  Band,  pag.  412  ff. 
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Stellung  der  Partei  zu  den  Gewerkschaften  erklärt  zunächst,  daß  die  Ge¬ 
werkschaften  in  gleicher  Weise  notwendig  seien  wie  die  Partei;  sie  erkennt 
ihre  Fortschritte  voll  an  und  fährt  dann  fort:  die  Partei  habe  weder  das 
Recht  noch  das  Verlangen  sich  in  die  Kontroversen  einzumischen,  die  inner¬ 
halb  der  Arbeitervereinigungen,  über  Fragen  der  Organisationsform  oder 
technischer  Aktionsmethoden  im  industriellen  Kampf  entstehen  mögen,  son¬ 
dern  sie  vertraue  darauf,  daß  die  Arbeiterorganisationen  diese  Fragen  selbst 
lösen.  In  der  umfangreichen  Resolution  kommt  dann  ferner  zum  Ausdruck, 
daß  der  Eintritt  in  die  Gewerkschaften  jedem  gestattet  sein  möge,  daß  es 
Pflicht  der  Partei  sei  die  Kämpfe  der  Arbeiterorganisationen  zu  unter¬ 
stützen,  und  zum  Schluß  heißt  es,  es  sei  »Pflicht  der  Mitglieder  der 
sozialistischen  Partei,  die  zur  Mitgliedschaft  in  den  Gewerkschaften  wählbar 
sind,  sich  diesen  anzuschließen  und  in  ihren  betreffenden  Arbeiterorgani¬ 
sationen  tätig  zu  sein«.  Machen  die  Parteimitglieder  die  Ausführung  dieses 
Beschlusses  nicht  davon  abhängig,  daß  die  American  Federation  of  Labor 
nun  unmittelbar  ihre  politische  Haltung  ändert,  so  wird  seine  günstige  Wir¬ 
kung  sich  bald  zeigen.  Die  Mehrheit  der  American  Federation  of  Labor  will 
nämlich  von  einer  selbständigen  politischen  Aktion  der  Arbeiterklasse  nichts 
wissen.  Sie  verwirft  zwar  den  Parlamentarismus  nicht,  aber  sie  will  ihn  sich 
nur  durch  Beeinflussung  der  beiden  bürgerlichen  Parteien  dienstbar  machen. 
Daß  in  England  die  Gewerkschaften  sich  zwar  für  die  selbständige  poli¬ 
tische  Betätigung  der  Arbeiter,  nicht  aber  für  eine  sozialistische  Arbeiter¬ 
partei  erklärt  haben,  beweist,  daß  hier  eine  Auffassung  vorhanden  ist,  die 
von  der  bei  den  Gewerkschaften  Frankreichs  und  der  Vereinigten  Staaten 
geltenden  wesentlich  abweicht.  Die  anderen  im  internationalen  Sekretariat 
vereinigten  Landeszentralen  sehen  entweder  in  der  sozialistischen  Partei  ihre 
politische  Vertretung  oder  stehen  mit  ihr  in  organisatorischer  Verbindung. 

Weichen  die  Anschauungen  über  die  Taktik  der  Gewerkschaften  in  den  ein¬ 
zelnen  Ländern  so  stark  von  einander  ab,  so  ist  es  naturgemäß  schwierig  eine 
Vereinigung  herbeizuführen.  Und  doch  ist  nicht  nur  dieses  gelungen,  son¬ 
dern  es  ist  auch  in  den  letzten  Jahren  ein  geschlossenes  Zusammenarbeiten 
herbeigeführt  worden.  Das  ist  dem  Umstand  zu  danken,  daß  die  inter¬ 
nationalen  Konferenzen  sich  nur  mit  den  Fragen  beschäftigen,  die  die 
wirtschaftlichen  Kämpfe  und  den  Ausbau  der  Organisation  betreffen.  Über 
diesen  letzten  Punkt  ist  keineswegs  eine  einheitliche  Auffassung  vorhanden. 
Die  American  Federation  of  Labor  hat  ihren  Antrag  auf  Errichtung  eines 
internationalen  Gewerkschaftsbunds,  den  sie  schon  1909  in  Paris  einbrachte, 
den  Konferenzen  in  Budapest  /1911/und  in  Zürich  /1913/  wiederum  vor¬ 
gelegt.  Die  Confederation  generale  du  Travail  hat  ihren  Antrag  auf  Einbe¬ 
rufung  internationaler  Gewerkschaftskongresse  wiederholt.  Aber  die  Mehr¬ 
heit  der  Konferenz  steht  beiden  Anträgen  ablehnend  gegenüber.  Sie  hält  die 
Schaffung  eines  internationalen  Gewerkschaftsbunds  bei  dem  heutigen  Stand 
der  Organisation  für  undurchführbar  und  lehnt  die  Veranstaltung  internatio¬ 
naler  Gewerkschaftskongresse  ab,  weil  das,  was  von  diesen  beraten  werden 
könnte,  bereits  durch  die  internationalen  Sozialisten-  und  Gewerkschafts¬ 
kongresse  behandelt  wird.  Die  Konferenz  in  Zürich  hat  den  Namen 
Internationales  Sekretariat  der  gewerkschaftlichen  Landeszentralen  durch 
die  Bezeichnung  Internationaler  Gewerkschaftsbund  ersetzt.  Damit 
ist  aber  keine  Änderung  in  der  Organisation  und  in  den  Aufgaben  der 
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internationalen  Verbindung  eingetreten.  Die  Namensänderung  erfolgte  auf 
Antrag  der  American  Federation  of  Labor,  weil  in  den  Vereinigten  Staaten 
die  Gewerkschafter  sich  unter  einem  internationalen  Sekretär  nicht  den  Ver¬ 
treter  einer  Organisation  der  Gewerkschaften  aller  Länder  denken  können; 
dort  werden  die  leitenden  Beamten  der  Gewerkschaften  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Kanada  so  genannt;  auch  könne  man  dort  den  Begriff  Inter¬ 
nationales  Sekretariat  nicht  recht  in  seiner  Tragweite  erfassen. 

Ist  der  Aufgabenkreis  der  internationalen  Verbindung  durch  die  Namens¬ 
änderung  nicht  erweitert  worden,  so  ist  dies  aber  durch  andere  auf  den  Kon¬ 
ferenzen  gefaßte  Beschlüsse  geschehen.  In  Budapest  wurde  den  Bestim¬ 
mungen  über  die  internationalen  Unterstützungsaktionen  eine 
präzisere  Fassung  gegeben.  Diese  lauten  jetzt  wie  folgt: 

»a)  Das  Internationale  Sekretariat  hat  sich  an  internationalen  Hilfsaktionen  nur 
dann  zu  beteiligen,  wenn  gleichzeitig  mehrere  Berufs-  oder  Industrieverbände  eines 
Landes  derart  in  wirtschaftliche  Kämpfe  verwickelt  sind,  daß  die  zu  deren  Durch¬ 
führung  erforderlichen  Mittel  im  eigenen  Land  oder  von  den  internationalen 
Branchenorganisationen,  denen  die  beteiligten  Verbände  angehören,  nicht  aufgebracht 
werden  können.  In  Ausnahmefällen  kann  das  Internationale  Sekretariat  auch  eine 
Hilfsaktion  einleiten,  wenn  in  einem  Land  eine  so  große  Anzahl  Arbeiter  eines 
Berufs  im  Kampf  steht,  daß  die  Mittel  des  eigenen  Landes  oder  vom  Inter¬ 
nationalen  Gewerkschaftssekretariat  nicht  ausreichen. 

b)  Die  Einleitung  einer  internationalen  Hilfsaktion  hat  ferner  nur  dann  zu  erfolgen, 
wenn  folgende  Bedingungen  erfüllt  sind: 

1.  Von  der  Landeszentrale,  der  die  zu  unterstützenden  Organisationen  angehören, 
ist  ein  motiviertes  Gesuch  an  das  Internationale  Gewerkschaftssekretariat  einzu¬ 
reichen.  Die  Motivierung  soll  enthalten:  einen  summarischen  Bericht  über  Ursachen 
und  bisherigen  Verlauf  des  Konflikts,  ferner  eine  Übersicht  über  die  Organisations¬ 
stärke  und  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  hilfesuchenden  Organisationen. 

2.  Die  zu  unterstützenden  Organisationen  müssen  Mitglieder  einer  dem  internatio¬ 
nalen  Gewerkschaftssekretariat  angeschlossenen  Landeszentrale  sein,  insofern  nicht 
besondere  politische  Verhältnisse  des  Landes  dies  verunmöglichen. 

3.  Ferner  wird  die  Unterstützungsaktion  nur  für  solche  Organisationen  weitergeführt, 
die  das  Internationale  Sekretariat  durch  regelmäßige  Information  über  den  Verlauf 
der  Kämpfe  orientieren  und  sich  zur  Veröffentlichung  der  Abrechnung  über  die 
Kosten  des  Kampfes  verpflichten. 

c)  Sind  die  in  Abschnitt  b)  bezeichneten  Bedingungen  erfüllt,  so  hat  das  Internatio¬ 
nale  Gewerkschaftssekretariat  die  Hilfsaktion  einzuleiten.  Das  an  die  Landes¬ 
zentralen  gerichtete  Unterstützungsgesuch  soll  enthalten:  eine  kurze  Begründung, 
ein  Gutachten  des  Internationalen  Sekretariats  und,  soweit  dies  möglich  erscheint, 
bestimmte  Vorschläge  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Unterstützung  am  zweck¬ 
mäßigsten  erfolgen  könnte. 

d)  Das  Internationale  Sekretariat  hat  ferner  dafür  zu  sorgen,  daß  bei  länger  an¬ 
dauernden  Kämpfen  die  an  der  Hilfsaktion  sich  beteiligenden  Landeszentralen  von 
Zeit  zu  Zeit  über  die  Situation  unterrichtet  werden,  daß  in  allen  Fällen  baldmöglichst 
nach  Abschluß  des  Kampfes  den  betreffenden  Landeszentralen  Bericht  und  Abrech¬ 
nung  über  den  Kampf  erstattet  werden. 

e)  Alle  Gelder  werden  dem  Internationalen  Sekretariat  übermittelt,  welches  nach 
Abschluß  des  Kampfes  eine  Abrechnung  veröffentlicht.« 

War  schon  durch  die  auf  früheren  Konferenzen  gefaßten  Beschlüsse  eine  ge¬ 
wisse  Einheitlichkeit  bei  Gewährung  von  Unterstützungen  für  das  Ausland 
erzielt  worden,  so  ist  nach  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  eine  voll¬ 
ständige  Regelung  und  Kontrolle  geschaffen.  Obwohl  die  Unterstützung 
freiwillig  ist,  hat  es  sich  doch  in  den  letzten  beiden  Jahren  gezeigt,  daß  die 
Verpflichtung  zur  internationalen  Hilfeleistung  immer  mehr  anerkannt  wird. 
Für  eine  Aussperrung  in  Norwegen  wurden  36  880  Mark,  für  die  ausgesperr¬ 
ten  Docker  in  London  100  000,  für  die  holländischen  Tabakarbeiter  49  300, 
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für  die  Gewerkschaften  Italiens  8500,  für  den  Generalstreik  in  Belgien  10  400 
und  für  den  Wiederaufbau  der  Gewerkschaften  in  Serbien  und  Bulgarien 
70  000  Mark  dem  internationalen  Sekretariat  übermittelt.  Bei  der  letzter¬ 
wähnten  Hilfsaktion  war  auch  England  zum  erstenmal  mit  einer  großem 
Summe  beteiligt.  Bei  dieser  wie  auch  bei  der  Sammlung  für  Italien  handelte 
es  sich  nicht  um  eine  Unterstützung  wirtschaftlicher  Kämpfe  sondern  um  eine 
Beihilfe  in  einer  Notlage.  Infolge  des  Krieges  in  Tripolis  nämlich  war  die 
Arbeitsgelegenheit  in  Italien  so  vermindert,  daß  die  Gewerkschaften  schwer 
zu  leiden  hatten,  und  große  Geldmittel  zur  Milderung  der  Kriegsschäden  er¬ 
forderlich  waren.  Diese  konnten  die  Verbände  der  Landeszentrale  nicht  in 
genügendem  Maß  zur  Verfügung  stellen,  und  so  wurde  das  Erforderliche  vom 
Ausland  geliefert.  Die  für  Serbien  und  Bulgarien  gesammelten  Gelder  sollten 
nicht  zur  Unterstützung  der  Opfer  der  Balkankriege  sondern  dazu  dienen  den 
Gewerkschaften  nach  Beendigung  der  Kriege  die  Wiederaufnahme  ihrer  Tätig¬ 
keit  zu  ermöglichen.  Deshalb  konnte  die  Ablieferung  der  Unterstützung  erst 
nach  Abschluß  der  Kriegswirren  geschehen.  Für  die  Gewährung  der  Unter¬ 
stützung  nach  Bulgarien  hatte  die  Konferenz  in  Zürich  die  Bedingung  ge¬ 
stellt,  daß  die  beiden  Gewerkschaftsgruppen  sich  zu  einigen  hätten,  da  nur 
einer  einheitlichen  Organisation  die  Unterstützung  zur  Verfügung  gestellt 
werden  solle.  Zu  dieser  Einigung  ist  es  noch  nicht  gekommen.  Der  Versuch 
dazu  wurde  auf  einer  Konferenz  der  Vertreter  der  Gewerkschaften  der 
Balkanstaaten  zwar  gemacht,  gelang  bisher  aber  nicht,  so  daß  der  Unter¬ 
stützungsbetrag  für  Bulgarien  noch  nicht  verwandt  werden  kann,  während  die 
Landeszentrale  in  Serbien  den  auf  sie  entfallenden  Anteil  schon  erhalten 
hat.  Abgesehen  von  dem  Einfluß,  den  die  internationale  Verbindung  allge¬ 
mein  auf  die  einheitliche  Gestaltung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  in  den 
einzelnen  Ländern  ausübt,  kann  sie  also,  wie  dieser  Fall  bekundet,  auch  un¬ 
mittelbar  nach  dieser  Richtung  hin  wirken. 

Neben  der  Hilfeleistung  bei  Streiks  und  Aussperrungen  und  dem  Nach¬ 
richtendienst  zur  Fernhaltung  von  Streikbrechern  ist  es  eine  wesentliche  Auf¬ 
gabe  des  nunmehrigen  Internationalen  Gewerkschaftsbunds  die  Einheitlich¬ 
keit  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  herbeizuführen.  Bisher  diente  diesem 
Zweck  der  alljährlich  in  deutscher,  englischer  und  französischer  Sprache  er¬ 
scheinende  Internationale  Bericht  über  die  Gewerkschaftsbewegung.  Hier 
gaben  sämtliche  angeschlossenen  Landeszentralen  Auskunft  über  die  Tätig¬ 
keit  der  Gewerkschaften.  Er  bot  die  Möglichkeit  die  Organisations-  und 
Agitationsmethoden  in  den  einzelnen  Ländern  kennen  zu  lernen  und  das 
Gute  und  Bessere  für  das  eigene  Land  zu  verwerten.  Solcher  Berichte  sind  bis¬ 
her  9  erschienen,  und  der  10.  gelangt  demnächst  zur  Ausgabe.  Die  alljährliche 
Berichterstattung  erwies  sich  jedoch  als  unzureichend.  Es  trat  das  Bedürfnis 
hervor  über  die  Vorgänge  im  Gewerkschaftsleben  in  kürzeren  Zwischen¬ 
räumen  den  Landeszentralen  und  der  Gewerkschaftspresse  Nachricht  zu 
geben.  Deshalb  beschloß  bereits  die  internationale  Konferenz  in  Paris  /1909/, 
der  internationale  Sekretär  möge  ein  Korrespondenz  blatt  oder  regel¬ 
mäßige  Zirkulare  mit  Nachrichten  über  die  Gewerkschaftsbewegung  her¬ 
ausgeben.  Erst  im  Januar  1913  aber  wurde  mit  der  Herausgabe  der  Inter¬ 
nationalen  Gewerkschaftskorrespondenz  der  Versuch  gemacht  diesen  Be¬ 
schluß  zur  Ausführung  zu  bringen.  Sie  erschien  zunächst  in  englischer  und 
in  deutscher  Sprache  und  wurde  alle  14  Tage  an  1400  Arbeiterblätter  ge- 
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sandt,  Die  Landeszentralen  von  Dänemark  und  Schweden  ließen  die  Korre¬ 
spondenz  in  die  Landessprachen,  und  die  österreichische  ließ  sie  ins  Tsche¬ 
chische  übersetzen;  in  Portorico  übertrug  man  sie  ins  Spanische.  Die  Ein¬ 
richtung  war  so  getroffen  worden,  daß  die  Ausgaben  in  diesen  Sprachen 
gleichzeitig  mit  der  deutschen  und  der  englischen  erfolgen  konnten,  so  daß 
die  Korrespondenz  Mitte  des  Jahres  1913  bereits  in  6  Sprachen  veröffent¬ 
licht  wurde.  Die  französische  Ausgabe,  für  die  zirka  600  Arbeiterblätter 
in  Frage  kamen,  konnte  nicht  gleichzeitig  erscheinen,  weil  die  Mittel  des 
Sekretariats  hierfür  nicht  ausreichten.  Die  Aufrechterhaltung  der  Korre¬ 
spondenz  war  ohnehin  nur  möglich,  wenn  eine  erhebliche  Erhöhung  des 
Beitrags  für  den  Internationalen  Gewerkschaftsbund  vorgesehen  wurde.  Der 
Beitrag  war  1903  auf  50  Pfennig  pro  1000  Mitglieder  der  angeschlossenen 
Gewerkschaften  festgesetzt  worden.  Er  wurde  1905  auf  1  Mark  und  1907 
auf  1,50  Mark  pro  1000  Mitglieder  erhöht.  Um  die  Herausgabe  der  Inter¬ 
nationalen  Korrespondenz  dauernd  zu  ermöglichen,  hätte  eine  Beitrags¬ 
erhöhung  auf  4  Mark  pro  1000  Mitglieder  beschlossen  werden  müssen.  Die 
Landeszentralen  hatten  noch  vor  der  Konferenz  in  Zürich  erklärt,  daß  die 
Korrespondenz  wichtig  und  notwendig  sei.  Sie  stimmten  deshalb  der  Bei¬ 
tragserhöhung  zu.  Nur  die  American  Federation  of  Labor  war  dagegen. 
Sie  begründete  ihre  Haltung  damit,  daß  sie  selbst  eine  regelmäßige  Korre¬ 
spondenz  herausgebe,  und  daß  die  vom  Internationalen  Bureau  von  Europa 
eintreffenden  Nachrichten  verspätet  kämen  und  deshalb  veraltet  seien. 
Eine  Umfrage  bei  den  Redaktionen  der  Arbeiterpresse  ergab  jedoch,  daß 
auch  in  den  Vereinigten  Staaten  der  dringende  Wunsch  vorhanden  ist  die 
Korrespondenz  fortbestehen  zu  lassen.  Ferner  erwies  eine  Nachprüfung  der 
amerikanischen  Arbeiterpresse,  daß  die  Korrespondenz  von  dieser  recht 
stark  benutzt  wird.  So  beschloß  also  die  Konferenz  in  Zürich  die  Beitrags¬ 
erhöhung  zur  Fortführung  der  Korrespondenz.  Der  Delegierte  der  American 
Federation  of  Labor  enthielt  sich  hierbei  der  Abstimmung. 

War  schon  für  die  Herausgabe  der  Internationalen  Korrespondenz  die  Er¬ 
weiterung  des  internationalen  Bureaus  und  die  Anstellung  besoldeter  Kräfte 
nötig,  so  machte  sich  dies  auch  noch  aus  einem  andern  Grund  erforderlich. 
Die  mangelhafte  Verbindung  zwischen  den  internationalen  Sekretären  für  die 
einzelnen  Berufe  mit  den  angeschlossenen  Organisationen  sowie  der  Um¬ 
stand,  daß  vielfach  Versuche  fernstehende  Organisationen  zum  Anschluß 
zu  bewegen  erfolglos  blieben,  wurden  darauf  zurückgeführt,  daß  die  Zu¬ 
schriften  nicht  in  verschiedenen  Sprachen  herausgegeben  wurden,  oder  daß  sie 
ungenügend  übersetzt  waren.  Die  Konferenz  in  Zürich  bestimmte  deshalb, 
daß  solche  Übersetzungen  im  Bureau  des  Internationalen  Gewerkschaftsbunds 
angefertigt  werden  sollten.  Diesem  Beschluß  ist  Folge  gegeben  worden,  und 
diese  Arbeiten  werden  bereits  für  mehrere  Berufssekretäre  ausgeführt. 

Noch  eine  weitere  Maßnahme,  um  die  Vereinigung  der  Gewerkschaften  im 
Internationalen  Gewerkschaftsbund  zu  festigen,  ist  von  der  letzten  Konferenz 
in  Aussicht  genommen  worden.  Der  Bund  soll  auf  den  Gewerkschaftskon¬ 
gressen  in  allen  Ländern  vertreten  sein.  Der  Präsident  des  Bundes  braucht 
nicht  alle  diese  Kongresse  zu  besuchen,  sondern  er  ernennt  Vertreter  für  die 
jeweiligen  Tagungen.  Hierbei  soll  berücksichtigt  werden,  daß  die  ernannten 
Vertreter  in  der  Sprache  des  Landes,  in  dem  der  Kongreß  stattfindet,  be- 
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wandert  sind.  Mit  dieser  Einrichtung  soll  die  bisher  übliche  Delegation  von 
einem  Land  zum  andern,  wenn  nicht  beseitigt,  so  doch  möglichst  einge¬ 
schränkt  werden.  Somit  ist  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  an  dem  Ausbau 
der  innern  Organisation  der  internationalen  Vereinigung  erheblich  gearbeitet 
worden. 

Hiermit  hat  die  Ausdehnung  der  Organisation  gleichen  Schritt  gehalten. 
Auf  der  Konferenz  in  Zürich  im  September  1913  waren  folgende  Länder  mit 
nachstehender  Mitgliederzahl  durch  Delegierte  vertreten:  Deutschland 
2  530  000,  Vereinigte  Staaten  1  943  000,  Großbritannien  900  000,  Österreich 
428  000,  Frankreich  387  000,  Italien  275  000,  Belgien  116  000,  Dänemark 
105  000,  Spanien  100  000,  Ungarn  95  000,  Schweden  85  500,  die  Schweiz 
65  000,  die  Niederlande  61  500,  Norwegen  61  000,  Finnland  20  900,  Kroatien 
7000  und  Bosnien  5000,  zusammen  17  Länder  mit  7  184  900  Mitgliedern. 
Rumänien  mit  8500  und  Serbien  mit  5000  Mitgliedern,  die  gleichfalls  dem 
Bund  angehören,  hatten  keinen  Vertreter  entsandt.  Von  der  einen  Gewerk¬ 
schaftsgruppe  in  Bulgarien  war  ein  Delegierter  anwesend,  der  aber  nur  als 
Gast  zugelassen  wurde.  Auf  der  Konferenz  in  Budapest  /191 1/  war  näm¬ 
lich  beschlossen  worden  die  dem  internationalen  Sekretariat  angehörende 
Gewerkschaftsgruppe  von  diesem  zu  trennen  und  für  eine  Vereinigung  der 
beiden  Gruppen  in  Bulgarien  zu  wirken.  Diese  ist,  wie  bereits  erwähnt 
wurde,  bisher  noch  nicht  zustande  gekommen.  Nach  der  Tagung  der  Kon¬ 
ferenz  schlossen  sich  die  vereinigten  Gewerkschaften  von  Transvaal  mit 
100  000  Mitgliedern  und  die  von  Neuseeland  mit  50  000  Mitgliedern  an,  so 
daß  dem  Internationalen  Gewerkschaftsbund  zurzeit  21  Länder  mit  7  334  900 
Mitgliedern  angehören.  Die  Zahl  der  Gewerkschaftsmitglieder  ist  übrigens 
in  mehreren  Ländern  größer  als  oben  angegeben  wurde,  weil  nicht  alle 
Organisationen  eines  Landes  der  Landeszentrale  angeschlossen  sind.  Beson¬ 
ders  gilt  dies  für  England.  Von  den  3  010  000  Mitgliedern  der  Gewerk¬ 
schaften  gehören  nur  900  000  der  General  Federation  of  Trade  Unions  an, 
die  dem  Internationalen  Gewerkschaftsbund  angeschlossen  ist.  An  der 
Konferenz  in  Zürich  nahm  aber  im  Auftrag  des  Parlamentarischen  Komitees 
der  englischen  Gewerkschaften  dessen  Sekretär  als  Gast  teil.  Das  Parla¬ 
mentarische  Komitee  hatte  in  diesem  Jahr  zum  erstenmal  die  deutsche 
Generalkommission  zu  dem  englischen  Gewerkschaftskongreß  einge¬ 
laden.  Der  Delegierte  der  Generalkommission  nahm  in  einer  Zusam¬ 
menkunft  des  Komitees  in  Manchester  Veranlassung  auf  die  internationale 
Verbindung  der  Gewerkschaften  hinzuweisen  und  empfahl  einen  Vertreter 
des  Komitees  zwecks  Information  nach  Zürich  zu  entsenden.  Der  Vorschlag 
wurde  angenommen.  Ob  sich  eine  dauernde  engere  Verbindung  aus  diesem 
erstmaligen  Nähertreten  ergeben  wird,  läßt  sich  heute  noch  nicht  sagen. 

Neben  dieser  allgemeinen  internationalen  Verbindung  bestehen  die  internatio¬ 
nalen  Berufssekretariate,  die  die  Gewerkschaften  der  einzelnen 
Berufe  aller  Industrieen  international  vereinigen  sollen.  Solcher  Sekretariate 
gibt  es  gegenwärtig  29,  von  denen  25  ihren  Sitz  in  Deutschland  haben.  Das 
Sekretariat  der  Bergarbeiter  und  das  der  Textilarbeiter  befinden  sich  in  Eng¬ 
land,  das  der  Handlungsgehilfen  in  Holland  und  das  der  Steinarbeiter  in  der 
Schweiz.  Mit  dem  weitern  Ausbau  der  internationalen  Verbindung  ergab  sich 
die  Notwendigkeit  diese  Sekretariate  unter  einander  sowie  mit  dem  Inter- 
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nationalen  Gewerkschaftsbund  in  nähere  Fühlung  zu  bringen.  Ein  Zusam¬ 
menarbeiten  bei  den  Unterstützungsaktionen  und  in  den  Fragen  der  Auf¬ 
nahme  von  Gewerkschaften  sowie  des  Übertritts  der  Mitglieder  erwies  sich 
als  dringend  wünschenswert.  Seit  1912  werden  deshalb  die  Berichte  der 
internationalen  Berufssekretäre  in  den  allgemeinen  internationalen  Jahres¬ 
bericht  aufgenommen,  und  diese  selbst  wurden  eingeladen  an  der  inter¬ 
nationalen  Konferenz  in  Zürich  teilzunehmen,  um  in  nähere  Verbindung  mit 
den  Sekretären  der  Landeszentralen  zu  kommen.  Die  Sekretäre  folgender  25 
Verbände,  hinter  deren  Namen  die  Mitgliederzahl  angegeben  ist,  folgten  dieser 
Einladung:  Arbeiter  öffentlicher  Betriebe  100  000,  Bäcker  67  000,  Bauarbeiter 
485  000,  Bergarbeiter  1  225  000,  Brauereiarbeiter  131  000,  Buchbinder  50  000, 
Buchdrucker  140  000,  Friseurgehilfen  4500,  Glasarbeiter  43  000,  Handlungsge¬ 
hilfen  65  000,  Holzarbeiter  350  000,  Hutarbeiter  30  000,  keramische  Arbeiter 
30  000,  Lithographen  und  Steindrucker  34  000,  Maler  72  600,  Metallarbeiter 
1000000,  Sattler  18  000,  Schuhmacher  und  Lederarbeiter  104  000,  Steinarbeiter 
75  000,  Steinsetzer  13  000,  Tabakarbeiter  62  000,  Textilarbeiter  533  000, Trans¬ 
portarbeiter  860  000,  Töpfer  17  000  und  Zimmerer  85  000.  Die  Sekretariate  der 
Fabrikarbeiter  mit  267  000,  der  Hotel-  und  Restaurationsangestellten  mit 
28  100,  der  Kürschner  mit  6400  und  der  Schneider  mit  101  500  Mitgliedern 
hatten  Delegierte  zur  Konferenz  nicht  gesandt.  In  den  internationalen  Berufs¬ 
sekretariaten  sind  nach  diesen  Zahlenangaben  5  594  100  Gewerkschaftsmit¬ 
glieder  vereinigt.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  die  gleichen  Mitglieder, 
die  den  Landeszentralen  angehören,  denn  vielfach  sind  Gewerkschaften 
diesen,  aber  nicht  den  Berufssekretariaten  angeschlossen  und  umgekehrt. 

Des  weitern  wurde  die  Frage  des  Gegenseitigkeitsvertrags  und 
des  unbehinderten  Eintritts  der  Berufsgenossen  in  die  Gewerkschaften  ein¬ 
gehend  erörtert.  Hier  richteten  sich  die  Klagen  der  Berufssekretäre  gegen  die 
Gewerkschaften  in  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten.  In  beiden  Ländern 
haben  viele  Gewerkschaften  noch  das  Bestreben  den  Eintritt  in  die  Organi¬ 
sation  zu  erschweren  und  die  vom  Ausland  kommenden  Gewerkschaftsmit¬ 
glieder  nicht  als  gleichberechtigt  aufzunehmen.  In  vielen  Verbänden  und 
lokalen  Vereinen  der  Vereinigten  Staaten  werden  die  Aufzunehmenden  einer 
Prüfung  unterworfen,  ob  sie  die  ausreichende  Qualifikation  für  das  Gewerbe 
haben.  Bei  der  Aufnahme  sind  Gebräuche  üblich,  die  an  die  mittelalterliche 
Zunftzeit  erinnern.  Die  Festsetzung  der  Höhe  des  Eintrittsgelds  ist  dazu 
vielfach  den  Zweigvereinen  überlassen,  und  diese  fordern  zum  Teil  Beträge, 
die  weit  über  das  normale  Maß  hinausgehen  und  es  manchem  Arbeiter  un¬ 
möglich  machen  der  Organisation  beizutreten.  Nur  wenige  Verbände  waren 
bisher  bereit  sich  dem  internationalen  Berufssekretariat  anzuschließen  oder 
auf  Grund  eines  Gegenseitigkeitsvertrags  die  vom  Ausland  kommenden 
organisierten  Berufsgenossen  ohne  solche  Verpflichtungen  aufzunehmen.  Auf 
diesem  Gebiet  ist  für  die  Landeszentralen  in  Gemeinschaft  mit  den  Berufs¬ 
sekretariaten  noch  ein  umfangreiches  Stück  Arbeit  zu  leisten. 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  vieles,  was  durch  weitläufige  Korrespondenz 
nicht  bewerkstelligt  werden  konnte,  durch  persönliche  Aussprache  unter  den 
leitenden  Persönlichkeiten  in  kurzer  Zeit  erreicht  wurde.  Das  war  mit  ein 
wesentlicher  Grund  für  den  von  der  Konferenz  in  Zürich  gefaßten  Beschluß 
die  nächste  internationale  Konferenz  im  Jahr  1915  in  San  Francisco  ab¬ 
zuhalten.  Die  Einladung  dazu  war  von  der  American  Federation  of  I^abor 
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schon  der  Konferenz  in  Budapest  unterbreitet  worden,  und  eindringlich  wurde 
sie  in  Zürich  wiederholt.  Die  American  Federation  of  Labor  sowie  zahl¬ 
reiche  gewerkschaftliche  Verbände  Amerikas  halten  ihren  Kongreß  in  diesem 
Jahr  in  San  Francisco  ab,  wo  eine  internationale  Demonstration  zur  Ein¬ 
weihung  eines  der  größten  Kulturwerke  unserer  Zeit,  des  Panamakanals, 
stattfindet.  Es  ist  gewiß  eine  starke  Zumutung  an  die  Gewerkschaften 
Europas  zu  dieser  Konferenz  Delegierte  zu  entsenden.  Die  Länder  mit 
schwacher  gewerkschaftlicher  Organisation  würden  außerstande  sein  die 
Delegationskosten  für  einen  Vertreter  aufzubringen.  Dieses  wird  in  der 
Regel  der  Sekretär,  also  vielfach  der  einzige  besoldete  Beamte  der  Gesamt¬ 
organisation  sein,  der  nur  schwer  wochenlang  entbehrt  werden  kann.  Die 
Konferenz  hat  nun  diesen  Ländern,  soweit  die  Deckung  der  Unkosten  in 
Frage  kommt,  die  Delegationen  insofern  ermöglicht  als  sie  beschlossen  hat 
die  Unkosten  für  je  einen  Delegierten  aus  jedem  Land  durch  Umlagever¬ 
fahren  zu  decken,  so  daß  die  kleinen  Länder  nur  pro  Kopf  der  Gewerk¬ 
schaftsmitglieder  einen  Beitrag  zu  leisten  haben,  wozu  sie  wohl  imstande 
sind.  Handelt  es  sich  doch  in  diesem  Fall  um  Dinge  von  größter  Wichtigkeit. 
Es  kommt  dabei  nämlich  nicht  nur  die  nähere  Verbindung  zwischen  den  Ge¬ 
werkschaften  Europas  und  denen  der  Vereinigten  Staaten  in  Betracht,  sondern 
es  besteht  die  begründete  Aussicht,  daß  an  dieser  Konferenz  auch  die  Gewerk¬ 
schaften  Australiens  sich  beteiligen  und  damit  ihren  Anschluß  an  den  Inter¬ 
nationalen  Gewerkschaftsbund  vollziehen  werden.  Gewiß  wäre  es  den  Ge¬ 
werkschaften  Europas  einige  Jahre  später  leichter  geworden  dem  an  sich 
berechtigten  Wunsch  der  American  Federation  of  Labor  Folge  zu  geben 
auch  einmal  eine  internationale  Gewerkschaftskonferenz  in  den  Vereinigten 
Staaten  abzuhalten.  Da  aber  die  amerikanische  Landeszentrale  großen  Wert 
darauf  legt,  daß  die  Konferenz  mit  der  Einweihung  des  Panamakanals  zu¬ 
sammenfällt  und  schließlich  auch  die  organisierte  Arbeiterschaft  ein  In¬ 
teresse  daran  hat  bei  einer  einem  Kulturwerk  dienenden  internationalen 
Demonstration  vertreten  zu  sein,  so  wurde  schon  jetzt  die  Einladung  trotz 
aller  sich  darbietenden  Schwierigkeiten  angenommen. 

Der  Beschluß  die  Delegationskosten  gemeinsam  zu  decken  kann  zweifellos 
als  ein  hervorragender  Ausdruck  internationaler  Solidarität  angesehen  wer¬ 
den.  Er  zeigt  wohl  mehr  als  alle  anderen  Beschlüsse  der  Konferenzen,  daß 
diese  in  der  Arbeiterschaft  keine  leere  Phrase  ist.  Zwar  ist  in  Zürich  nicht 
einstimmig  sondern  mit  10  Stimmen  gegen  7  beschlossen  worden  die  nächste 
Konferenz  in  San  Francisco  tagen  zu  lassen;  doch  dürften  auch  die  Landes¬ 
zentralen,  die  geglaubt  haben  die  Einladung  der  American  Federation  of 
Labor  der  entgegenstehenden  großen  Schwierigkeiten  wegen  ablehnen  zu 
müssen,  sich  schließlich  noch  für  eine  Delegation  entscheiden.  Da  auch 
die  internationalen  Berufssekretäre  auf  einer  besondern  Konferenz,  die  im 
Anschluß  an  die  allgemeine  in  Zürich  zusammentrat,  den  Wunsch  ausge¬ 
sprochen  haben  zu  den  internationalen  Gewerkschaftskonferenzen  ebenfalls 
eingeladen  zu  werden,  so  dürfte  auch  eine  Anzahl  Berufssekretariate  in 
San  Francisco  vertreten  sein.  Dann  wird  voraussichtlich  diese  Zusammen¬ 
kunft  die  Verbindung  der  Gewerkschaften  der  Vereinigten  Staaten  mit  denen 
Europas  wesentlich  fördern  und  die  internationale  gewerkschaftliche  Organi¬ 
sation  ein  gut  Stück  vorwärts  bringen. 

Daß  die  syndikalistischen  und  die  christlichen  Gewerk- 
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schäften,  wie  üblich  dem  Vorbild  folgend,  auch  internationale  Verbindungen 
zu  schaffen  versucht  haben,  mag  an  dieser  Stelle  erwähnt  sein,  ohne  daß  das 
Ergebnis  dieser  Versuche  des  nähern  dargelegt  sei.  Es  ist  dem  Stand 
dieser  Organisationen  entsprechend  mehr  als  kümmerlich.  Der  internatio¬ 
nalen  Verbindung,  die  die  klassenbewußten  Gewerkschaften  heute  bereits 
geschaffen  haben,  werden  sie  keinen  Abbruch  tun. 

Daß  diese  in  so  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  eine  solche  Ausdehnung  und 
innere  Festigung  gewonnen  hat,  beweist  aufs  neue,  daß  alle  Organisationen 
dann  Bestand  haben,  wenn  die  Voraussetzungen  für  sie  gegeben  sind.  Für 
eine  lose  Verbindung  wie  die  des  Internationalen  Gewerkschaftsbunds  liegen 
sie  vor.  Für  einen  festem  Zusammenschluß  werden  sie  durch  die  weitere 
Entwickelung  der  Gewerkschaften  in  den  einzelnen  Ländern  geschaffen  wer¬ 
den.  Jedenfalls  berechtigt  das  Erreichte  zu  den  besten  Hoffnungen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX  XXXXXXXXX 

EDUARD  BERNSTEIN  ■  DIE  INNERE  POLITIK  DES 
REICHS  AM  JAHRESBEGINN 

IEHEN  wir  die  Bilanz  des  ersten  Stücks  der  Reichstagssession 
1913-1914,  so  lautet  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  des  unmittel¬ 
baren  agitatorischen  Erfolgs  für  die  Sozialdemokratie  günstig 
genug.  Fragen  wir  uns  aber  nach  dem  Ertrag  für  die  allgemeine 
politische  Entwickelung,  so  wird  die  Antwort  anders  lauten  müssen. 
Unzweifelhaft  haben  die  Erörterung  der  Vorfälle  in  Zabern  und  der  Aus¬ 
gang  dieser  Erörterungen  den  bedeutungsvollsten  Vorgang  des  besagten 
Tagungsstückes  gebildet.  Die  Debatten  vom  3.  und  4.  Dezember  1913  über 
die  betreffenden  Interpellationen  der  Sozialdemokratie,  der  Volkspartei 
und  der  elsaß-lothringischen  Zentrumspartei  und  die  Antworten  der  Re¬ 
gierungsvertreter  haben  zunächst  zu  einem  Zusammenstoß  zwischen  fünf 
Sechsteln  des  Reichstags  und  dem  höchsten  Vertreter  der  Regierung  geführt, 
wie  er  in  dieser  Gestalt  im  Reichstag  noch  nicht  dagewesen  war.  Dieser 
Zusammenstoß  selbst  aber  ist,  obwohl  die  Vertreter  der  Regierung  von  ihren 
am  3.  und  4.  Dezember  abgegebenen  Erklärungen  grundsätzlich  nichts  zu¬ 
rückgenommen  haben,  ohne  diejenige  Rückwirkung  geblieben,  die  selbst  im 
Angesicht  der  Machtverhältnisse  in  Deutschland  und  bei  der  Natur  und  dem 
Wollen  unserer  bürgerlichen  Parteien  immerhin  hätte  erwartet  v/erden 
können.  Wozu  freilich  der  Rücktritt  des  leitenden  Ministers  und  seines 
Kollegen  aus  dem  Kriegsministerium  nicht  gehört. 

Die  Zaberner  Vorfälle,  die  herausfordernden  Übergriffe  des  Kommandanten 
und  etlicher  seiner  Leutnants  gegenüber  der  Bevölkerung  der  vielleicht  am 
meisten  deutschgesinnten  Stadt  des  Elsaß  und  ihren  Zivilbehörden,  die  Miß¬ 
handlungen  von  Angehörigen  des  Volks  und  widerrechtlichen  Verhaftungen 
und  Einsperrungen  von  Angehörigen  aller  Bevölkerungsklassen  in  einem 
elenden  Kellerraum;  alles  das  darf  hier  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 
Prinzipiell  unterscheiden  sich  diese  militärischen  Ausschreitungen  nicht  von 
Übergriffen  der  Militärgewalt,  wie  man  sie  schon  früher  erlebt  hat.  Wenn 
sie  größeres  Aufsehen  erregt  und  lautere  Verurteilung  gefunden  haben, 
so  hat  sicher  der  Umstand  nicht  wenig  dazu  beigetragen,  daß  die  Militärs 
nicht  nur  an  Angehörigen  der  arbeitenden  Klassen  sondern  auch  an  Mit- 
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gliedern  der  Auswahl  des  Bürgertums  ihr  Mütchen  gekühlt  hatten.  Daß  man 
sogar  Richter  ohne  Federlesen  eingelocht  hatte,  hatte  dem  Faß  der  bürger¬ 
lichen  Geduld  den  Boden  ausgeschlagen.  Für  die  richtige  Beurteilung  des 
politischen  Verhaltens  der  bürgerlichen  Parteien  zu  den  Vorgängen  in  Zabern 
und  ihrer  Behandlung  durch  die  Reichsregierung  muß  jedenfalls  im  Auge 
behalten  werden,  daß  diese  Dinge  unter  verschiedenen  Gesichtspunkten  das 
bürgerliche  Bewußtsein  tiefer  hatten  verletzen  müssen  als  alles,  was  man 
seit  Jahrzehnten  an  Anmaßungen  des  Militärs  gegenüber  dem  Zivil  er¬ 
lebt  hat. 

In  den  Sitzungen  des  Reichstags  vom  3,  und  4,  Dezember  1913  sind  in  den 
Reden  der  Vertreter  der  bürgerlichen  Parteien  die  entsprechenden  Empfin¬ 
dungen  zu  ihrem  Recht  gekommen.  Das  kann  auch  der  politische  Gegner 
ihnen  zugeben.  Allerdings  ist  keiner  dieser  Redner  in  der  Kritik  der  Vor¬ 
gänge  dem  Übel  so  gründlich  an  die  Wurzel  gegangen  wie  es  von  seiten  der 
Redner  der  Sozialdemokratie,  der  Genossen  Peirotes  und  Weill,  geschehen 
ist,  keiner  hat  mit  so  scharfer  Logik  und  so  unumwunden  wie  sie  seine 
tieferen  Ursachen  bloßgelegt  und  die  nötigen  politischen  Folgerungen  daraus 
gezogen.  Aber  es  soll  doch  anerkannt  werden,  daß  sowohl  die  beiden  Be¬ 
gründer  der  bürgerlichen  Interpellationen,  die  Abgeordneten  Röser  und 
Hauß,  wie  auch  die  Diskussionsredner  Fehrenbach,  Dr.  van  Calker,  Dr.  Haas 
und  Dr.  Ricklin  den  bürgerlichen  Rechtsstandpunkt  so  scharf,  so  eindring¬ 
lich,  mit  so  viel  Wärme  zum  Ausdruck  gebracht  haben  wie  man  es  gemäß 
den  Traditionen  ihrer  Parteien  überhaupt  nur  von  ihnen  erwarten  konnte. 
Über  seine  Natur  hinaus  kann  niemand,  und  dem  kritischen  Hörer  konnte  die 
verhängnisvolle  Lücke  in  den  Ausführungen  der  bürgerlichen  Parlamentarier 
nicht  entgehen.  Indes,  wie  es  nun  einmal  in  der  Welt  und  ganz  besonders  in 
parlamentarischen  Versammlungen  zugeht:  wenn  gleich  auf  gleich  haut, 
klingt  es  am  lautesten.  Je  näher  die  Redner  aus  dem  Hause,  die  überhaupt 
der  Regierung  entgegentraten,  in  ihrer  grundsätzlichen  Stellung  zum  Militär 
der  Regierung  standen,  um  so  tiefem  Eindruck  machte  ihre  Kritik  des  Ver¬ 
haltens  der  Regierung,  Der  unmittelbaren  Wirkung  ihrer  Reden  nach  trugen 
die  in  der  Sache  am  wenigsten  scharfen  Redner,  die  Vertreter  des  linken 
und  rechten  Zentrums,  die  Fehrenbach  und  van  Calker,  die  Lorbeeren  des 
Tages  davon.  Daß  auch  sie,  denen  man  es  anmerkte,  auch  wenn  sie  es  nicht 
ausdrücklich  bekannt  hätten,  wie  sehr  ihr  Wunsch  dahin  gegangen  war 
verteidigen  zu  können,  daß  auch  sie  trotz  dieses  lebhaften  Wunsches,  von 
der  unwiderstehlichen  Sprache  der  Tatsachen  genötigt,  sich  den  Angreifern 
zugesellten,  gab  für  den  Ausgang  der  Debatte  den  Entscheid.  Über  fünf 
Sechstel  der  Abgeordneten  (293  gegen  54)  stimmten  in  namentlicher  Abstim¬ 
mung  den  Anträgen  zu,  die  erklärten,  daß  die  Behandlung  der  Zaberner 
Vorkommnisse  durch  den  Reichskanzler  »den  Anschauungen  des  Reichstags 
nicht  entspricht«.  Ein  so  einmütiges  Votum  von  der  Linken  bis  gegen  die 
Rechte  des  Hauses  hin  hatte  der  Reichstag  noch  nicht  zu  verzeichnen.  Wie 
im  Hause  selbst  der  unmittelbare  Eindruck  der  war,  daß  der  Reichstag  wirk¬ 
lich  einmal  einen  großen  Tag  gehabt  hat,  so  auch  draußen  im  Land  und 
weit  über  die  Grenzen  Deutschlands  hinaus.  Im  Ausland  glaubten  überall 
die  aufrichtigen  Freunde  der  Freiheit  und  des  Friedens  der  Nationen  an 
einen  Sieg  des  Volksrechts  über  den  Militarismus. 

Was  bedeutete  das  Votum  wirklich?  Was  war  in  Wahrheit  sein  Sinn  gegen- 
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über  dem  Militarismus?  Was  war  seine  Bedeutung  für  den  Reichskanzler, 
Herrn  von  Bethmann  Hollweg?  Es  scheint  mir  geboten  etwas  länger  bei 
diesem  Punkt  zu  verweilen. 

ER  sich  nicht  von  Anfang  an  in  Selbsttäuschungen  wiegen  wollte, 
mußte  sich  sofort  sagen,  daß  nicht  die  Ansichten  und  Ab¬ 
sichten  derjenigen  Parteien,  die  von  jeher  grundsätzliche 
Gegner  des  Militarismus  und  der  Politik  des  Reichskanzlers 
sind,  die  Bedeutung  des  Votums  vom  4.  Dezember  be¬ 
stimmten,  sondern  die  Ansichten  und  Absichten  derer,  die  dem  Militarismus 
und  dem  Reichskanzler  verhältnismäßig  am  nächsten  stehen.  Nicht  die  kräf¬ 
tigsten  sondern  die  schwächsten  der  in  Betracht  kommenden  Marschierer 
bestimmen  das  Maß  der  Leistungsfähigkeit  einer  Truppe  auf  dem  Marsch. 
So  geben  über  die  politische  Leistungsfähigkeit  der  Opposition  vom  3.  und 
4.  Dezember  nicht  die  Erklärungen  der  sozialdemokratischen  Redner,  auch 
nicht  einmal  die  Erklärungen  der  Redner  der  fortschrittlichen  Volkspartei, 
sondern  die  Erklärungen  der  Herren  Auskunft,  die  für  das  Zentrum  und  die 
Nationalliberalen  das  Wort  nahmen. 

Um  zunächst  vom  Militarismus  zu  sprechen:  was  geht  aus  den  Reden  der 
Herren  van  Calker  und  Fehrenbach  über  ihre  Stellung  zu  diesem  Problem 
der  Zeit  hervor?  Das  Wort  Militarismus  ist  sehr  auslegungsfähig.  Wollen 
wir  aber  nicht  in  die  Fehler  derer  verfallen,  die  schon  dort  Militarismus 
sehen,  wo  überhaupt  die  erwachsene  Jugend  des  Landes  zur  organisierten 
Landesverteidigung  ausgebildet  wird,  noch  mit  den  Gläubigen  des  entgegen¬ 
gesetzten  Extrems  den  Begriff  Militarismus  auf  Zustände  beschränken,  wo 
das  Militär  der  Zivilbevölkerung  staatsrechtlich  übergeordnet  ist,  so  werden 
wir  den  Militarismus  als  politischen  Zustand  so  bestimmen  müssen,  daß  er 
dort  obwaltet,  wo  die  zur  Ausbildung  für  die  Landeswehr  eingezogenen 
Mannschaften  und  ihre  Offiziere  auch  in  Friedenszeiten  unter  anderen 
Gesetzen  stehen  als  die  zivile  Bevölkerung,  wo  sie,  infolge  der  Innern  Ver¬ 
fassung  des  Heeres  und  der  ihnen  anerzogenen  Begriffe  von  Recht  und  Ehre, 
sich  als  eine  von  jener  unterschiedene  Gattung  auf  fassen,  wo  sie  weiter,  statt 
auf  die  Verfassung  des  Landes  und  die  Volksvertretung,  auf  einen  besondern 
obersten  Kriegsherrn  vereidigt  werden,  der  unabhängig  von  der  Volksver¬ 
tretung  die  höchste  Kommandogewalt  ausübt  und  die  Führer  der  Truppen 
ernennt,  und  wo  diese  Führer  den  Zivilbehörden  nicht  untergeordnet  son¬ 
dern  mit  dem  Recht  nebengeordnet  sind  sich  unter  Umständen  ihnen  sogar 
überzuordnen.  Prüft  man  auf  diese  Merkmale  hin  die  Reden  der  Herren 
Fehrenbach  und  van  Calker,  so  wird  man  finden,  daß  sie  sich  gegen  nichts 
wenden,  was  zu  den  wesentlichen  Einrichtungen,  zur  Substanz  des  Militaris¬ 
mus  gehört.  Aus  ihren  Ausführungen  tönt  nicht  Gegnerschaft  gegen  den 
Militarismus  sondern  Liebe  zu  ihm  heraus.  Beide  Herren  sind  Offiziere 
gewesen  und  fühlen  sich  noch  selbst  als  Stücke  vom  Militär.  So  heißt  es  in 
der  Rede  Fehrenbachs: 

»Es  wird  mir  keiner  im  Hause,  der  mich  kennt,  und  es  wird  auch  meiner  Partei 
niemand  nachsagen,  der  sie  kennt,  daß  uns  und  mir  das  Gefühl  für  die  Autorität 
abgeht,  daß  wir  nicht  in  eine  volle  Würdigung  der  Machtstellung  auch  unseres 
Militärs  einzutreten  befähigt  sind.«  * 

Wie  sehr  dies  in  der  Tat  der  Fall  ist,  zeigte  die  Lobrede  Fehrenbachs  auf 
den  schneidigen  General  von  Deimling  an  einer  andern  Stelle  seiner  Rede. 
Natürlich  konnte  auch  der  Zentrumsredner  nicht  umhin  über  die  heraus- 
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fordernde  Reichstagsrede  jenes  Generals  vom  26.  Mai  1906  einen  sanften 
Tadel  einzuflechten.  Indes  hatte  er  an  dieser  rhetorischen  Leistung,  in  der 
sich  Herr  von  Deimling  zu  der  Erklärung  an  den  Reichstag  verstieg  »Sie 
mögen  beschließen,  was  Sie  wollen,  solange  ich  das  Oberkommando  habe, 
wird  der  Süden  nicht  auf  gegeben«,  mehr  das  Formelle  als  den  ihr  zugrunde 
liegenden  Gedanken  zu  rügen,  daß  General  von  Deimling  sich  lediglich  als 
ausführendes  Werkzeug  seines  Kriegsherrn  fühlte,  in  dessen  Verfügungen  der 
Reichstag  nichts  dreinzureden  habe.  Der  ganze  Zweck  und  Geist  der  Fehren- 
bachschen  Rede  aber  verdichtete  sich  in  die  gegen  die  einseitige  Verteidigung 
der  Militärbehörden  durch  die  Minister  gerichteten  Worte: 

»Ein  solcher  Keil  darf  nicht  in  das  Deutsche  Reich  hineingetrieben  werden,  zwischen 
unsere  Militär-  und  Zivilverwaltung.  Wer  das  an  seinem  Teile  tut,  weiß  gar  nicht, 
welche  Verantwortung  er  übernimmt.« 

Das  war  nichts  weniger  als  eine  Auflehnung  gegen  den  bestehenden  Mili¬ 
tarismus,  es  enthielt  nicht  einmal  eine  Aufforderung  zu  seiner  noch  so  be¬ 
scheidenen  Reform.  Es  war  lediglich  die  in  seinem  Interesse  formulierte  Fest¬ 
stellung  der  Bedingungen  seiner  Konservierung.  Erheblich  weiter  noch  als 
der  Zentrumsredner  ging  aber  der  Redner  der  Nationalliberalen,  Professor 
van  Calker,  in  Erklärungen  für  den  bestehenden  Militarismus.  Ein  Satz 
aus  seiner  Rede  genügt  dies  zu  bezeugen.  Es  heißt  da: 

»Wir  haben  in  unserem  Heer  ein  bedeutsames  Instrument  der  ganzen  Staats¬ 
entwickelung.  Wir  lieben  das  Heer,  und  ich  wäre  ganz  gewiß  der  letzte,  der  auch 
nur  irgendwie  die  geringste  Kränkung  des  Heeres  billigen  würde.  Ich  bin  so  empfind¬ 
sam  in  bezug  auf  des  Königs  Rock,  daß  ich  absolut  verstehe,  wenn  man  dagegen 
reagiert  und  sich  auch  nicht  die  kleinste  Beleidigung  der  soldatischen  Ehre  gefallen 
läßt.  Aber  meine  Herren,  man  darf  dann  auch  nichts  tun,  was  den  andern,  der  auch 
des  Königs  Rock  trägt,  in  seinem  Gefühl  verletzt.« 

So  spricht  kein  Gegner,  so  kann  kein  Gegner  des  Militarismus  sprechen. 
Wendungen  wie  die  von  »des  Königs  Rock«  und  der  »soldatischen  Ehre« 
verraten,  daß  der  Straßburger  Professor  des  Strafrechts  die  Sonderstellung, 
die  das  Heer  heute  bei  uns  einnimmt,  ganz  in  der  Ordnung  findet. 

Wenn  aber  dem  so  ist,  kann  man  fragen,  was  veranlaßte  dann  die  Herren 
überhaupt  gegen  die  Regierung  und  insbesondere  den  Kriegsminister  Stellung 
zu  nehmen?  Nachträglich  ist  viel  von  Mißverständnissen  geredet  worden, 
die  an  jenem  Tag  gewaltet  hätten,  und  von  gewisser  Seite  wird  überhaupt 
versucht  im  Interesse  eines  guten  Verhältnisses  zwischen  Regierung  und 
Mittelparteien  die  unangenehme  Sache  durch  den  Nachweis  von  gegenseitigen 
Mißverständnissen  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Unzweifelhaft  sind  ja  auch 
einige  Stellen  in  den  Erklärungen  des  Herrn  von  Bethmann  Hollweg  anders 
aufgefaßt  worden  als  der  Kanzler  sie  verstanden  wissen  wollte.  Aber  diese 
Mißverständnisse  waren  nur  die  notwendigen  Folgen  eines  tatsächlich  vor¬ 
handenen  und  unsere  Zustände  kennzeichnenden  Gegensatzes  in  der  Hörer¬ 
schaft,  für  die  hüben  und  drüben  gesprochen  wurde, 

IE  Herren  Fehrenbach  und  van  Calker  und  die  Parteien,  für 
die  sie  sprachen,  sind  grundsätzlich  Parteigänger  des  Mi¬ 
litarismus.  Nur  wollen  sie  einen  von  Auswüchsen  gereinigten, 
mit  den  Einrichtungen  und  Begriffen  einer  überwiegend 
städtisch  -  industriellen  und  kommerziellen  Nation  verträg¬ 
lichen  Militarismus.  Eine  Nation,  deren  sozialen  Begriffen  die  Stadt 
den  Stempel  aufdrückt  <und  das  ist  heute  in  Deutschland  überwiegend  in 
Stadt  und  Land  der  Fall),  verträgt  es  nicht  das  Militär  über  sich  zu  wissen. 
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Wenn  sie  in  ihren  regierenden  Parteien  sich  damit  abfindet,  daß  das  Heer 
ihren  Zivilbehörden  nicht  völlig  untergeordnet  wird,  was  zum  Beispiel  in 
England  und  Frankreich  rechtlich  der  Fall  ist,  so  kann  sie  es  doch  nicht 
dulden,  daß  das  Militär  sich  zum  selbstherrlichen  Zensor  der  Zivilbehörden 
aufwirft,  wie  das  in  Zabern  zum  Schaden  der  Erziehung  der  in  diesem  Punkt 
noch  etwas  zu  westeuropäisch  empfindenden  Elsässer  zur  reichsdeutschen 
Auffassung  geschehen  war.  Diesen  bürgerlichen  Standpunkt  vertraten  die 
genannten  Herren  der  Regierung  gegenüber,  und  daß  sie  ihn  in  jenem 
Moment  mit  Nachdruck  und  argumentativer  Kraft  geltend  machten,  war 
immerhin  für  Deutschland  ein  Ereignis  und  vom  Standpunkt  des  deutschen 
Bürgertums  (das  Wort  hier  im  Sinn  von  Bourgeoisie  genommen)  eine  Tat. 
Ihre  Reden  waren  Ansprachen  an  die  Regierung  für  das  Bürgertum. 

Grundsätzlich  nun  steht  in  dieser  Sache  der  Kanzler  zweifelsohne  auf  dem 
gleichen  Standpunkt  wie  die  mittelparteilichen  Redner,  und  wahrscheinlich 
auch  der  Kriegsminister;  es  war  für  den  aufmerksamen  Beobachter  sein- 
interessant  zu  sehen,  wie  der  selbe  Herr  von  Falkenhayn,  dessen  Rede  zur 
Beantwortung  der  Interpellationen  ganze  Tonnen  Öls  ins  Feuer  der  Unzu¬ 
friedenheit  des  Reichstags  mit  der  Antwort  des  Kanzlers  gegossen  hatte, 
zweimal  bejahend  nickte,  als  von  nachfolgenden  Rednern  die  bürgerliche 
Auffassung  von  der  gesetzlichen  Stellung  des  Heeres  im  Staat  hervorgehoben 
wurde.  Bleiben  wir  indes  beim  Kanzler.  In  seiner  Rede  vom  4.  Dezember, 
wo  er  seine  Fehler  vom  Tag  zuvor  zu  korrigieren  suchte,  sagte  er,  nachdem 
er  den  Ausdruck  »Ernst  der  Stunde«  gebraucht  hatte: 

»Ich  nenne  sie  ernst,  weil  sich  aus  der  tiefen  Erregung  die  Gefahr  aufgetan  hat,  daß 
eine  Kluft  zwischen  Armee  und  Volk  geschaffen  werde.  [Stürmische  Zurufe.]  Meine 
Herren,  das  ist  der  Ernst  der  Stunde,  und  weil  ich  diesen  Ernst  erkannt  habe,  habe 
ich  Ihnen  gestern  ausdrücklich  und  absichtlich  gesagt,  daß  die  erste  Aufgabe  wäre 
Harmonie  zwischen  Militär-  und  Zivilverwaltung  herbeizuführen.  [Lebhafte  Zurufe. 
Abgeordneter  Ledebour:  »Sagen  Sie  das  dem  Kriegsminister!«]  Meine  Herren,  ich 
stehe  in  vollem  Einvernehmen  mit  dem  Kriegsminister.« 

Dieser  Gesichtspunkt  sei,  so  endet  die  Rede,  »von  der  obersten  Stelle  den 
beteiligten  Behörden  und  Beamten  im  Anschluß  an  die  Vorgänge  in  Zabern 
wiederholt  und  nachdrücklich  ins  Gewissen  geschrieben  worden«: 

»Meine  Herren,  der  kommandierende  General  hat  die  Weisung  erhalten  dafür  zu 
sorgen,  daß  das  Gesetz  nirgends  überschritten  wird.  Selbstverständlich  beruht  es 
ebenso  auf  dem  Willen  der  allerobersten  Stelle,  daß  Militär-  und  Zivilverwaltung 
Hand  in  Hand  gehen,  unter  voller  Wahrung  der  gegenseitigen  Kompetenzen,  unter 
Wahrung  von  Gesetz  und  von  Recht.  Meine  Herren,  was  in  der  Vergangenheit 
gefehlt  worden  ist  (ich  habe  gestern  darüber  gesprochen),  das  wird  gesühnt  werden. 
Wir  können  für  die  Zukunft  wieder  hersteilen,  was  gefährdet  wurde,  nur  auf  der 
Grundlage  von  Gesetz  und  Recht.« 

Unter  anderen  Begleitumständen  würde  diese  Erklärung  die  Mittelparteien 
wahrscheinlich  höchlichst  befriedigt  haben.  Nach  den  Reden  der  beiden 
Minister,  die  vorangegangen  waren,  konnte  sie  jedoch  in  der  Tat  selbst 
ihnen  nicht  genügen.  Dazu  waren  jene  Reden  viel  zu  sehr  Verteidigungs¬ 
reden  für  das  Militär  gewesen.  Gesetz  und  Recht  sind  ja  sehr  schöne  Dinge, 
aber  (wie  uns  Herr  von  Jagow  und  die  konservativen  Redner  und 
Journalisten  inzwischen  demonstriert  haben)  das  Gesetz  ist,  was  das  Ver¬ 
hältnis  zwischen  Zivil-  und  Militärbehörden  anlangt,  gerade  weil  es  sie  als 
nebengeordnet  behandelt,  nicht  so  bestimmt  formuliert,  um  Auslegungen  aus¬ 
zuschließen,  die  gegebenenfalls  dem  Militär  doch  mehr  Recht  zuerkennen 
als  den  Zivilbehörden.  Es  kommt  da  ganz  auf  den  Geist  dessen  oder  derer 
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an,  die  die  Ausführung  des  Gesetzes  handhaben  oder  überwachen.  Die 
Umschweife  nun,  die  der  Kanzler  gemacht  hatte,  um  nicht  rundheraus  ein¬ 
zuräumen,  was  schon  außer  jedem  Zweifel  stand:  nämlich  daß  die  unbestreit¬ 
baren  Rechte  der  Zivilbehörden  durch  Übergriffe  des  Militärs  verletzt  waren, 
die  unbedingt  nach  Sühne  verlangten  und  unter  keinen  Umständen  wieder¬ 
holt  werden  dürfen;  die  einseitige  Darstellung  der  Vorgänge  gemäß  dem 
tendenziösen  Bericht  des  Militärkommandos;  seine  und  die  noch  fataleren 
Versuche  des  Kriegsministers  für  den  Leutnant  von  Forstner  eine  Lanze  ein¬ 
zulegen,  alles  das  ließ  den  Wunsch  es  nur  ja  nicht  mit  dem  Militär  zu  ver¬ 
derben  viel  zu  deutlich  erkennen,  als  daß  die  Schlußworte  des  Kanzlers,  die 
ja  nur  schöne  Allgemeinheiten  und  fromme  Wünsche  aussprachen,  den  Ein¬ 
druck  jener  Teile  der  Ministerreden  hätten  verwischen,  die  Verstimmung 
der  mittelparteilichen  Freunde  des  Militarismus  hätten  beheben  können.  Was 
diese  hatten  hören  wollen,  um  ihr  bürgerliches  Gewissen  mit  dem  Eintreten 
für  den  Militarismus  versöhnen  zu  können,  war  ungesagt  geblieben. 

Der  Grund  dafür  ist  nicht  schwer  zu  finden.  Herr  von  Bethmann  Hollweg 
und  sein  Kollege  hatten  eben  bei  ihren  Reden  zwei  Hörerschaften  im  Geiste 
vor  sich:  den  leibhaftig  vor  ihnen  sitzenden  Reichstag  und  die  in  etlichen 
Personen  auf  den  Tribünen  und  den  Logen  vertretene  Armee,  das  heißt  die 
maßgebenden  Elemente  des  Offizierkorps  der  Armee.  Denn  diese  sind  es, 
an  die  man  zu  denken  hat,  wenn  in  der  Politik  von  Wünschen,  Ansichten 
und  Stimmungen  der  Armee  die  Rede  ist.  Trotz  allgemeiner  Dienstpflicht 
sind  diese  Herren  die  Armee,  wie  Ludwig  XIV.  der  Staat  war.  Überhaupt 
kann  man  sich  als  Regel  merken:  Wenn  vom  Heer  die  Rede  ist,  dann  sind 
entweder  Offiziere  und  Mannschaften  oder  sogar  nur  die  Mannschaften  ge¬ 
meint,  wird  aber  von  der  Armee  als  politisch  denkender  Wesenheit  ge¬ 
sprochen,  dann  sind  es  immer  nur  die  maßgebenden  Offiziere.  Der  Gedanke 
an  diese  nun  hat  die  Reden  der  Minister  offenbar  fast  noch  stärker  beherrscht 
als  der  Blick  auf  den  Reichstag.  Nur  brachten  die  Herren  von  Bethmann 
Hollweg  und  von  Falkenhayn  das  Kunststück  nicht  fertig  es  in  einem  Atem¬ 
zug  beiden  recht  zu  machen. 

Zunächst  erhielten  sie  daher  vom  Reichstag  das  sogenannte  Mißtrauens¬ 
votum.  Wenn  man  will:  leider  sogenannt;  aber  doch  eben  nur  sogenannt. 
Zu  einem  echten  parlamentarischen  Mißtrauensvotum  gehört  der  Wille  der 
es  aussprechenden  Mehrheit  den  oder  die  betreffenden  Minister  zu  stürzen 
und  deren  Ersetzung  durch  andere,  ihr  genehme  Minister  zu  erzwingen. 
Dieser  Wille  war  aber  bei  gut  der  Hälfte  der  293  Abgeordneten,  die  für 
den  oben  bezeichneten  Antrag  stimmten,  nicht  vorhanden.  Das  war  offen¬ 
sichtlich.  Unmittelbar  nach  der  Abstimmung  sagte  ein  Ausländer  zu  einem 
Reichstagsabgeordneten:  »Wenn  Deutschland  parlamentarisch  regiert  würde, 
müßte  Herr  von  Bethmann  Hollweg  jetzt  gehen«.  Er  erhielt  von  diesem  die 
Antwort:  »Mein  Herr,  wenn  Deutschland  parlamentarisch  regiert  würde, 
hätten  wir  dieses  Votum  nicht  gehabt.« 

ELCHE  der  Parteien,  die  am  4.  Dezember  die  Mehrheit  bil¬ 
deten,  hatte  denn  ein  reales  Interesse  daran,  daß  Herr  von 
Bethmann  Holl  weg  ging?  Unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
nicht  einmal  die  Sozialdemokratie.  Selbst  für  sie  wäre  sein  Rück¬ 
tritt  nur  eine  theoretische  Genugtuung  gewesen.  Denn  nichts 
verbürgte  seine  Ersetzung  durch  einen  Mann,  der  ihr  näher  stünde.  Könnte 
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sie  doch  nicht  einmal  das  Ihrige  dazu  beitragen  einen  solchen  Mann  an  die 
Regierung  zu  bringen.  Denn  das  erforderte  das  Eingehen  von  Verpflich¬ 
tungen,  denen  nachzukommen  die  Partei  sich  selbst  verboten  hat.  Eine 
parlamentarische  Regierung  erfordert  in  Ländern,  wo  die  politischen  Par¬ 
teien  zersplittert  sind,  einen  Block  von  Parteien,  die  entschlossen  sind  zu¬ 
sammenzuhalten,  um  der  Regierung,  die  die  von  ihnen  vereinbarte  Politik 
verficht,  für  ihre  Vorlagen  usw.  eine  Mehrheit  zu  sichern.  Ohne  solche  Re¬ 
gierungsblocks  oder  -karteile  geben  auch  die  schönsten  Verfassungsbestim¬ 
mungen  nicht  die  Gewähr  parlamentarischer  Regierung.  Wiederholt  haben 
vielmehr  in  der  Geschichte  Parlamente  dadurch  ihre  schon  besessene  Macht 
verloren,  daß  sie  keine  zusammenhaltende,  regierungsfähige  Mehrheit  stellen 
konnten.  Der  erste  Versuch  im  Deutschen  Reich  die  Vorbedingungen  zu  par¬ 
lamentarischer  Regierung  zu  schaffen  war  das  Bülowsche  Paarungsexperi¬ 
ment.  Es  verunglückte  und  mußte  verunglücken,  weil  die  Elemente,  die 
gepaart  werden  sollten,  zu  wenig  gemeinsame  und  zu  viel  auseinander¬ 
gehende  Interessen  hatten,  um  auf  längere  Dauer  Zusammenhalten  zu 
können.  Sonst  hätte  man  ihm  auch  auf  demokratischer  Seite  so  viel  zu¬ 
gestehen  können,  daß  es  immerhin  ein  Versuch  in  der  rechten  Richtung  war. 
Nun  braucht  der  erste  Versuch  ja  nicht  der  letzte  gewesen  zu  sein.  Aber 
welche  Verbindung  ist  heute  im  Reichstag  für  die  Bildung  einer  Regierungs¬ 
mehrheit  möglich? 

Der  sogenannte  blauschwarze  Block  von  Zentrum  und  Konservativen  ist  als 
Mehrheitskombination  wie  auch  innerlich  in  die  Brüche  gegangen.  Er  hatte 
mehr  Gemeinsames  als  die  Bülowsche  Paarung,  aber  doch  auch  wieder  zu 
viel  des  Widerstrebenden,  um  alle  Kraftproben  überstehen  zu  können.  Gerade 
die  Debatten  über  die  Zaberner  Affäre  und  die  Agitationen,  die  ihr  gefolgt 
sind,  beleuchten  den  Riß,  der  in  diesen  Block  gefahren  ist,  aufs  deutlichste. 
Die  Konservativen  toben  ob  der  angeblichen  Unbill,  die  der  Armee  am  3.  und 
4.  Dezember,  durch  die  Verurteilung  des  Leutnants  von  Forstner  und  aller¬ 
hand  Beruhigungsmaßregeln  der  Regierung  zugefügt  sei.  Wir  erleben  einen 
wahren  Entrüstungssturm  in  der  konservativen  und  der  Rüstungspresse  so¬ 
wie  in  allerhand  ihnen  willfährigen  Vereinen,  der  sich  jetzt  mehr  noch  als  gegen 
den  Reichstag  gegen  keinen  andern  wendet  als  —  Herrn  von  Bethmann 
Hollweg.  Der  Zahl  der  Demonstrierenden  nach  könnte  man  von  Stürmen 
im  Glase  Wasser  reden,  und  ihre  geistigen  Qualitäten  vermindern  das  Fehl¬ 
gewicht  der  Zahl  gewiß  nicht.  Aber  ihrem  sozialen  und  politischen  Einfluß 
nach  sind  sie  darum  doch  nicht  zu  unterschätzen.  Kein  Zweifel,  daß  sie  die 
Sprachrohre  eines  erheblichen  Teils  derer  sind,  die  sich  in  dem  oben¬ 
erwähnten  Sinn  als  die  Armee  bezeichnen  und  fühlen.  Welcher  politische 
Machtfaktor  aber  in  den  modernen  Militärstaaten  diese  Armee  ist  und  sein 
kann,  das  vergegenwärtigen  sich  heute  im  Volk  die  wenigsten.  Es  erklärt 
sich  dies  daraus,  daß  bei  den  Treibereien  der  hohen  Militärs  diese  selbst 
meist  hinter  den  Kulissen  bleiben.  So  sei  denn  daran  erinnert,  welche  ver¬ 
hängnisvolle  Rolle  1870  in  Frankreich  die  Militärpartei  vor  Ausbruch  des 
deutsch-französischen  Kriegs  gespielt  hat,  daß  der  edle  General  Palikao  es 
war,  der  in  entscheidender  Stunde  dem  zaudernden  Napoleon  III.  »im 
Namen  der  Armee«  die  zum  Krieg  führende  Politik  geradezu  aufherrschte. 
Selbst  in  England,  das  kein  Militärstaat  ist,  sehen  wir  heute  Militärs  sogar 
in  die  innere  Politik  hineinspielen.  Die  sogenannten  Loyalisten  von  Ulster 
haben  sich  bei  ihren  Agitationen  für  den  bewaffneten  Widerstand  gegen  die 


18 


EDUARD  BERNSTEIN  •  DIE  INNERE  POLITIK  DES  REICHS  AM  JAHRESBEGINN 


Durchführung  der  Homerulebill  darauf  berufen,  daß  eine  große  Anzahl 
Generäle  und  höherer  Offiziere  der  englischen  Armee  die  bestimmte  Er¬ 
klärung  abgegeben  hätten,  sie  würden  sich  unter  keinen  Umständen  von  der 
liberalen  Regierung  gegen  sie  verwenden  lassen.  Und  daß  diese  Behaup¬ 
tungen  nicht  lediglich  Renommage  waren,  geht  aus  den  Bemühungen  des 
Kabinetts  Asquith-Grey  hervor  durch  immer  neue  Zugeständnisse  an  die 
Ulsterpartei  zu  einem  Kompromiß  mit  ihr  in  der  Homerulefrage  zu  ge¬ 
langen.  Daß  es  in  Preußen  immer  eine  Militärpartei  gegeben  hat,  die  hinter 
den  Kulissen  gegen  die  jeweiligen  Minister  arbeitete,  wenn  sie  ihr  nicht  zu- 
willen  waren,  daß  selbst  der  allmächtige  Manteuffel  und  der  noch  allmächtigere 
Bismarck  wiederholt  schwer  mit  dem  Widerstand  der  Militärs  zu  schaffen 
hatten  <und  zwar  meist  gerade  dann,  wenn  sie  europäische  Politik  im  bessern 
Sinn  des  Wortes  trieben),  weiß  jeder  leidliche  Kenner  der  preußischen  und 
neudeutschen  Geschichte.  Was  aber  unter  damaligen  Verhältnissen  möglich 
war,  ist  heute  sicher  erst  recht  nicht  unmöglich. 

Es  ist  für  die  Entwickelung  der  Dinge  im  heutigen  Deutschland  charakte¬ 
ristisch,  daß  in  seinem  führenden  Staat  Preußen  das  Phänomen  des  liberalen 
Kronprinzen  dem  des  hypermilitaristischen  Kronprinzen  gewichen  ist.  Was 
wir  in  dieser  Hinsicht  am  jetzigen  Kronprinzen  Preußens  erleben,  ist  nur  eine 
verstärkte  Auflage  dessen,  was  Wilhelm  II.  als  Kronprinz  in  gleicher  Rich¬ 
tung  bekundet  hat.  Auch  der  jetzige  Kaiser  war  als  Thronerbe  die  Hoffnung 
der  Militärpartei,  die  über  seinen  Vater  ähnlich  urteilte  wie  die  heutige 
Militärpartei  über  ihn  selber.  Nur  tuschelte  man  sich  damals  die  abfälligen 
Urteile  in  vertraulichen  Unterhaltungen  in  den  Militärkasinos  zu,  während 
man  sich  heute  zu  ihrer  Verbreitung  ohne  Scheu  der  politischen  Presse  be¬ 
dient.  Auch  wagte  man  sich  noch  nicht  an  Bismarck  in  gleicher  Weise 
heran  wie  an  die  heutigen  Minister.  Der  Militarismus  hatte  eben  noch  nicht 
den  großen  Rückhalt  in  den  Kreisen  der  bürgerlichen  Intellektuellen  wie 
heute,  obwohl  er  in  seinen  hervorragenden  Vertretern  sich  damals  viel  bür¬ 
gerlicher  gab  als  heutzutage.  Reden  wie  sie  der  Kriegsminister  von  Falken¬ 
hayn  am  3.  und  4.  Dezember  gehalten  hat,  hat  man  aus  dem  Mund  der  doch 
mit  Kriegsruhm  reichlich  ausgestatteten  Moltke,  Kameke,  Voigts-Rhetz  usw. 
nie  vernommen.  Auch  dieser  Unterschied  veranschaulicht  den  großen  Wechsel 
der  Zeitströmung.  Herr  von  Falkenhayn  hatte  schwerlich  die  Absicht  das 
bürgerliche  Empfinden  zu  reizen  und  mag  über  die  Wirkung  seiner  Reden 
auf  den  Reichstag  nicht  wenig  erstaunt  gewesen  sein.  Aus  ihm  sprach  ur¬ 
wüchsig  der  in  den  letzten  Dezennien  in  der  Armee  gezüchtete  Geist.  Die 
Alternative  den  vermeintlichen  Beleidiger  auf  der  Straße  von  Soldaten  fest¬ 
nehmen  zu  lassen  oder  ihm  den  Degen  durch  den  Leib  zu  jagen  erschien 
dem  in  dieser  Atmosphäre  Auf  gewachsenen  als  etwas  ganz  Natürliches.  Den 
bürgerlichen  Hörern  aber  ward  bei  dem  unfreiwilligen  Bekenntnis  schwül 
zu  Mut:  S  o  wollen  sie  den  Militarismus  allerdings  nicht  haben. 

AS  soll  nun  werden?  Die  letzten  Sitzungen  vor  den  Reichs¬ 
tagsferien  haben  die  Gegensätze  in  den  Reihen  der  Mehrheit  vom 
4.  Dezember  schärfer  hervortreten  lassen  als  die  Opposition 
der  Mittelparteien  gegen  die  Regierung  Bethmann  Holl¬ 
weg.  Daß  Liberale  und  Zentrum  die  Folgerungen  aus  der 
Abstimmung  vom  4.  Dezember  nicht  ziehen  würden,  die  nach  streng  par¬ 
lamentarischen  Regeln  aus  ihr  zu  ziehen  waren,  konnte  man  voraussehen. 
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Die  Vorhalte,  die  Genosse  Scheidemann  ihnen  in  seiner  sonst  so  kraftvollen 
Etatsrede  hierüber  machte,  hatten  insofern  nur  die  Wirkung,  daß  aus  den 
halben  Mißtrauensvoten  dieser  Parteien  an  die  Adresse  des  Kanzlers  halbe 
Vertrauensvoten  wurden.  Unter  sozialdemokratischer  Führung  werden  sie 
keinen  Kanzler  und  kein  Ministerium  stürzen  helfen,  sie  werden  uns  höch¬ 
stens  erlauben  ihnen1  Gefolgschaft  zu  leisten,  wenn  es  ihnen  zeitgemäß  er¬ 
scheinen  sollte  sich  in  parlamentarischer  Ministerstürzerei  zu  versuchen. 
Was  aber  zurzeit  auch  nicht  einmal  der  Fall  ist.  Das  wissen  wir,  und  wir 
kennen  auch  die  Gründe,  die  eine  Kampfgenossenschaft  zwischen  Sozial¬ 
demokratie  und  bürgerlichen  Parteien,  wie  sie  zur  Erstreitung  eines  echt 
parlamentarischen  Regierungssystems  erforderlich  wäre,  heute  unmöglich 
machen.  Trotzdem  wäre  es  falsch  durch  Forderungen  an  die  Leistungs¬ 
kraft  der  bürgerlichen  Linken,  zu  denen  wir  sie  nun  einmal  nicht  bewegen 
können,  das  Stück  politischer  Arbeit  aufs  Spiel  zu  setzen,  für  das  sie  zu 
haben  sind,  und  das  doch  ohne  Verständigung  mit  ihnen  auch  nicht  ein¬ 
mal  zustande  gebracht  wird. 

Durch  die  Vorgänge,  die  sich  in  der  Zeit  der  Ferien  zugetragen  haben:  die 
wütende  Hetze  der  Militärpartei  gegen  den  Reichstag  und  Herrn  von  Beth- 
mann  Hollweg,  das  Pronunziamento  des  Polizeipräsidenten  von  Berlin  für 
die  Vorrechte  des  Militärs  {eine  Handlung,  mit  der  sich  natürlich  auch  der 
preußische  Landtag  zu  befassen  haben  wird),  sowie  durch  das  Bekannt¬ 
werden  der  Parteinahme  des  Kronprinzen  für  die  Scharfmacherei  des 
Obersten  von  Reuter  und  seiner  Leutnants  sind  die  Bemühungen  vereitelt 
worden  die  notwendigen  Auseinandersetzungen  zwischen  Reichstag  und  Re¬ 
gierung  durch  die  Hinweise  auf  die  verschiedenen,  aber,  wie  gezeigt,  für  den 
Kern  der  Sache  unwesentlichen  Mißverständnisse  zu  hintertreiben.  Der 
Reichstag  wird  von  neuem  Stellung  zu  nehmen  haben.  Aber  unter  anderen 
Verhältnissen.  Und  das  wird  natürlich  auch  die  Taktik  der  Sozialdemokratie 
nicht  unberührt  lassen. 

War  in  dem  Augenblick,  da  der  Reichstag  sich  gegen  Herrn  von  Bethmann 
Hollweg  erklärt  hatte,  für  die  Sozialdemokratie  immerhin  ein  theoretisches 
Interesse  vorhanden,  daß  der  Kanzler  zurücktrat,  so  reduziert  sich  selbst 
dieses  Interesse  von  dem  Augenblick  an  auf  null,  wo  man  gegebenenfalls 
nicht  einmal  wissen  kann,  ob  der  etwaige  Rücktritt  durch  die  Kampagne  der 
Militaristen  oder  durch  das  Votum  der  Mehrheit  des  Reichstags  herbei¬ 
geführt  würde.  Den  Kanzler  gegen  die  Militärpartei  zu  halten  hat  die 
Sozialdemokratie  zwar  auch  kein  Interesse.  Es  könnte  für  sie  nur  dann  in 
Betracht  kommen,  wenn  der  Kanzler  sich  energisch  im  Sinn  des  Reichs¬ 
tagsvotums  vom  4.  Dezember  gegen  jene  erklären  und  seine  Politik  danach 
einrichten  würde,  was  er  aber  weder  wird  tun  wollen  noch  zu  tun  vermag. 
Ein  Interesse  hat  die  Sozialdemokratie  aber  daran,  daß  der  Reichstag  aufs 
neue  in  möglichst  wuchtiger  Form  gegen  die  Militaristen  Stellung  nimmt. 
Scheint  nach  den  Ausführungen  dieses  Artikels  der  mögliche  Erfolg  an  den 
politischen  Zielen  der  Sozialdemokratie  gemessen  auch  nur  außerordentlich 
gering,  so  darf  man  nicht  vergessen,  daß  bei  Kämpfen  um  Entscheidungen 
von  grundsätzlicher  Natur  die  Größe  des  unmittelbar  in  Betracht  kom- 
.  menden  materiellen  Objekts  hinter  der  allgemeinen  Bedeutung  der  Frage 
zurücktritt,  mit  der  es  durch  die  gegebenen  Umstände  integrierend  ver¬ 
bunden  ist.  Man  spaltet  keinen  Klotz  mit  dem  dicken  Ende  des  Keils. 

xxrxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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MR}(  SCHIPPEL  •  DIE  MILIZ  UND  FRIEDRICH 
ENGELS 

LS  im  Jahr  1898-1899  der  Parteimilizsturm  gegen  Isegrim  all¬ 
mählich  in  Gang  kommen  sollte,  übergab  ich  Auer,  mit  dem  ich  so 
lange  Tag  für  Tag  im  verwaisten  Parteibureau  der  Katzbachstraße 
zusammenarbeitete,  die  in  erster  Linie  umstrittene  Schrift  Die  preu¬ 
ßische  Militärfrage  und  die  deutsche  Arbeiterpartei  von  Friedrich 
Engels.1)  Ich  war  mir  innerlich  keinen  Augenblick  im  Zweifel,  nach  welcher 
Seite  Auers,  in  dieser  Beziehung  doppelt  gesunder  Menschenverstand,  in 
Verbindung  mit  seiner  außerordentlichen  Freiheit  von  bloßen  Vorurteilen 
der  Überlieferung,  neigen  würde;  sein  besonderes  Interesse  für  die  Rüstungs¬ 
frage  war  zudem  allgemein  bekannt.  Schon  am  nächsten  Morgen  händigte 
er,  ganz  in  ernstes,  vielsagendes  Schweigen  gehüllt,  mir  das  Werkchen  wieder 
ein:  nur  mit  einer  feierlich  gemessenen  Gebärde,  die  wohl  ungefähr  aus- 
drücken  sollte:  das  genügt,  nunmehr  weiß  ich  vollkommen  und  hinreichend 
Bescheid.  Ich  war  über  diese  seltsame  stumme  Verabschiedung  im  ersten 
Augenblick  wortlos  verdutzt.  Aber  als  mein  Stubennachbar  bereits  die 
Klinke  der  Tür  in  Händen  hielt,  rief  ich  ihm  wenigstens  noch  nach:  »Na,  ist 
das  nun  unsere  Miliz,  oder  ist  das  bloß  reformiertes  stehendes  Heer?« 
»Heeresreform?«  antwortete  er,  wie  über  meine  Auffassung  verwundert 
ziemlich  gleichgültig  über  die  Schulter  zurück,  »Armeereform,  neinJ«  Und 
da  er  meine  Enttäuschung  über  dieses  Nein  wohl  ahnen  konnte,  wandte  er 
sich  plötzlich  nochmals  um  und  wiederholte  in  unmittelbarstem  Gegenüber, 
jedes  Wort  geflissentlich  unterstreichend:  »Miliz?  Heeresreform?  Nein, 
nein,  das  ist  ganz  und  gar  —  der  preußische  Generalstab.« 

Auch  die  Mehrheit  der  Reichstagsfraktion  dachte,  wie  man  weiß,  ruhig  ge¬ 
nug,  um  sich  in  der  Sache  selber  nach  keiner  Seite,  öffentlich  oder  auch  nur 
intern,  festzulegen.  Sogar  Bebel,  der  sich  durch  den  Hinweis  auf  Engels  da¬ 
mals  selbstverständlich  am  meisten  getroffen  fühlen  mußte,  räumte  die 
Meinungsabweichung  zwischen  Engels  und  den  üblichen  Milizanhängern  un¬ 
umwunden  ein;  um  so  mehr  legte  er  darauf  Gewicht,  daß  »die  Partei«  nie¬ 
mals  den  Engelsschen  Auffassungen  zugestimmt  habe,  und  daß  es  schon 
deshalb  ein  Mißgriff  sei  diese  Engelsschen  Anschauungen  aus  ihrer  leblosen 
Abgeschiedenheit  wieder  hervorholen  und  womöglich  noch  übertrumpfen  zu 
wollen.  Worauf  Genosse  von  Vollmar  (er  wolle  mir  diese  kleine  Memoiren¬ 
erinnerung  nicht  verargen)  kühl  und  überlegen  erwiderte:  Ob  in  der  Partei 
wirklich  niemals  die  Engelsschen  Anschauungen  geteilt  worden  seien,  könne 
unerörtert  bleiben;  aber  was  die  Übertreibung  anlange,  so  könne  man  kaum 
bestreiten,  daß  Isegrim  den  Engelsschen  Standpunkt  in  den  Grundzügen 
wesentlich  richtig  wiedergegeben  und  vertreten  habe.  Eher  könne  man  sagen, 
daß  sich  in  den  weiteren  Engelsschen  Kundgebungen  aus  den  fünfziger  und 
sechziger  Jahren  »noch  viel  stärkere  Dinge«  auffinden  ließen. 

Daß  sich  alsdann  in  den  letzten  Jahren,  unter  dem  Eindruck  großer  kriege¬ 
rischer  Auseinandersetzungen  und  dauernder  internationaler  Spannungen, 

l)  Die  Schrift  Engels'  Die  preußische  Militärfrage  und  die  deutsche  Arbeiterpartei  /  Hamburg  1865  t  ist  im 
Buchhandel  längst  vergriffen.  Ein  Neudruck,  den  ich  1898  als  erste  Vorbedingung  zu  jed  r  wirklich  nutz¬ 
bringenden  Debatte  dringend  empfahl,  ist  bis  zur  Stunde,  nach  einem  halben  Menschenalter,  noch  immer 
nicht  erfolgt.  Das  ist  um  so  bedauerlicher,  als  unsere  Parteijournalistik  neuerdings  dem  charakteristischen 
Werkchen  ein  immer  stärkeres  Interesse  zuzuwenden  beginnt. 
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aber  auch  mit  der  wachsenden  politischen  Reife  und  verantwortungsbewußten 
Mannhaftigkeit  in  unseren  Reihen  selber  allmählich  ein  tiefer  Umschwung  in 
unseren  rüstungspolitischen  Vorstellungen  vollzogen  hat,  wurde  an  dieser 
Stelle  oft  genug  dargelegt.2)  Dieser  Umschwung,  erst  mehr  innerlich  unbe¬ 
wußt,  dann  mehr  und  mehr  auch  nach  außen  hin  zu  bestimmten  Formulie¬ 
rungen  und  Forderungen  sich  entfaltend,  bewegte  sich  freilich  zum  Teil 
durchaus  nicht  im  Sinn  einer  fortgesetzten  Annäherung  an  Engels  sondern 
recht  oft  sogar  in  genau  entgegengesetzter  Richtung:  in  der  Abkehr  von 
jeder  R  ü  s  t  u  n  g  s  fortbildung,  sei  sie  nach  Breite  wie  Tiefe  noch  so  demo¬ 
kratisch;  in  dem  Übergang  zum  reinen  Abrüstungs  pazifizismus  und 
Rüstungsnihilismus,  nach  dem  Vorbild  vorwiegend  des  englischen  und  über¬ 
seeischen  Sozialismus.  Denn  in  der  Tat  hat,  um  mit  dem  scharfsinnigen 
Genossen  K,  Kautsky  zu  sprechen,  »die  Miliz  .  .  .  die  unerfreuliche  Eigen¬ 
schaft,  daß  sie  gegen  das  Wettrüsten  keinen'  Damm  bildet«.3)  Die  zweite, 
nicht  rüstungsnihilistische  Parteiströmung  lenkt  dagegen  immer  unverkenn¬ 
barer  in  die  Bahnen  der  Engelsschen  Gedankenwelt  ein.  Ihre  Vertreter  be¬ 
klagten  jedoch  bis  in  die  jüngste  Zeit  mit  Recht  immer  von  neuem,  daß 
Friedrich  Engels  in  dieser  Beziehung  noch  so  wenig  der  Partei  bekannt  sei, 
und  daß  daher  in  den  eigenen  Parteikreisen  nur  langsam  und  unter  großen 
Schwierigkeiten  für  die  Engelsschen  Ideen  Bahn  gebrochen  werden  könne. 
Schrieb  doch  unser  militär radikalstes  Blatt,  die  Bremer  Bürgerzeitung,  noch 
im  Frühjahr  1913  ganz  verzweifelt  über  die  geringe  marxistische  Durchbil¬ 
dung  des  landläufigen  sozialdemokratischen  Milizprogramms: 

»Die  Losung  der  Miliz  wurde  von  der  Sozialdemokratie  aus  dem  Programm  des 
Kleinbürgertums  übernommen  und  anfänglich  in  dem  selben  Sinn  wie  von  der 
kleinbürgerlichen  Demokratie  propagiert . . .  Bei  solcher  Auffassung  der  Miliz  gab's 
natürlich  keine  Übergänge  vom  heutigen  Militarismus  zur  Miliz.  Nur  auf  seinen 
Ruinen  konnte  das  herrliche  Volksheer  aufgebaut  werden.  In  striktem  Gegen¬ 
satz  zu  dieser  populären  Auffassung  stand  die  von  Friedrich  Engels,  die  aber 
weiteren  Kreisen  der  Partei  unbekannt  war,  weil  sie  nirgends  systematisch 
entwickelt  wurde.«4) 

Glücklicherweise  scheinen  wir  uns  nunmehr  in  ein  paar  Monaten  rasend 
rasch  diesem  Endziel  zustrebend  entwickelt  zu  haben.  Denn  als  neulich  das 
Berliner  Tageblatt  die  Engelsschen  Äußerungen  aus  dem  Marx-Engels- 
Briefwechsel  hervorzog  und  sie  der  vorherrschenden  Parteiüberlieferung 
entgegenzustellen  suchte,  da  warf  sich  der  Vorwärts  nicht  wenig  in  die 
Brust:  ein  bürgerliches  Gehirn  könne  sich  eben  kaum  in  die  proletarische 
Vorstellungswelt  von  einer  Volkswehr  genügend  hineinversenken,  die 
»Volkswehr  des  sozialistischen  Proletariats«  sei  »die  allein  logische  Art  von 
Miliz«,  und  für  diese  allein  logische  Art  von  Miliz  sei  gerade  Engels  der 
maßgebendste  Kronzeuge.  Wenn  nicht  der  Engels  von  1868,  so  doch  von 
1893,  der  (wir  lesen  doch  richtig?)  »die  2jährige  Dienstzeit  als  durch¬ 
führbar«  bezeichnete,  für  alle  Waffengattungen,  und  unter  Vorbehalt  späterer 
»allmählicher«  weiterer  Herabsetzungen.  Mit  der  »süßen  Rosine«  des  Ber¬ 
liner  Tageblatts  sei  es  daher  nichts. 

a)  Siehe  meine  Artikel  Ein  rüstungspolitisches  Aktionsprogramm?  und  Abrüstung,  Miliz  und  Heeresreformen, 
in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  1.  Band,  pag.  461  ff.,  und  3.  Band,  pag.  1093  ff.  Übrigens  vor 
allem  auch  Schröder  Sozialdemokratie  und  Heeresverfassung,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913, 
1.  Band,  pag.  536  ff. 

s)  Siehe  Kautsky  Der  1.  Mai  und  der  Kampf  gegen  den  Militarismus,  in  der  Neuen  Zeit,  1911-1912,  2,  Band, 
pag.  106. 

4)  Siehe  den  Leitartikel  Der  Kampf  um  die  Miliz  der  Bremer  Bürgerzeitung  vom  18.  April  1913, 
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»Der  Partei  unbekannt«  hieß  es  noch  im  April  im  Blatt  des  Bremer  Radika¬ 
lismus  über  das  Engelssche  Milizprogramm,  das  »nirgends«  Anklang  ge¬ 
funden  habe.  In  der  Partei  seit  jeher  unbestritten  allgemein  anerkannt,  wird 
uns  sehr  bald  von  Berlin  aus  bewiesen  werden,  und  schon  das  bisherige  »Aus 
eins  mach  zehn,  und  zehn  ist  keins«  stellte  ein  ganz  respektables  Stück  von 
fingerfertigem  Hexeneinmaleins  dar. 

Doch  sehen  wir  uns  den  neuesten  Streitfall  einmal  aus  größerer  Nähe  an» 

US  Manchester,  16.  Januar  1868,  schreibt  nach  dem  jüngst  ver¬ 
öffentlichten  Briefwechsel  Friedrich  Engels  an  Karl  Marx  fol¬ 
gendermaßen: 

»Der  Cluseret  ist  mit  seinem  Milizplan  noch  toller  als  die  Deutschen» 
Der  amerikanische  Krieg  <Miliz  auf  beiden  Seiten)  beweist 
nichts,  als  daß  das  Milizsystem  ganz  unerhörte  Opfer  an  Geld  und 
Menschen  kostet,  weil  eben  die  Organisation  nur  auf  dem  Papier  besteht. 
Wie  wäre  es  den  Yankees  gegangen,  wenn  sie  statt  der  südlichen  Milizen  ein 
festes  Heer  von  ein  paar  hunderttausend  Mann  sich  gegenüber  gehabt  hätten? 
Ehe  der  Norden  sich  organisierte,  wären  diese  in  New  York  und  Boston  gewesen 
und  hätten  mit  Hilfe  der  Demokraten  den  Frieden  diktiert,  wo  dann  der  Westen 
hätte  Sezession  spielen  können.  Der  Kerl  ist  gut,  wenn  er  sagt,  die  Hauptsache 
seien  gute  Offiziere  und  das  Vertrauen  der  Leute  in  die  Offiziere,  was  beides  beim 
Milizsystem  ja  gar  nicht  zu  erschwingen  ist!  Was  den  Leuten  beim  Miliz¬ 
wesen  überall  imponiert,  ist  die  große  Masse  der  Leute,  die  man  auf  einmal 
bekommt,  und  die  verhältnismäßige  Leichtigkeit  die  Leute  auszubilden,  besonders 
vor  dem  Feind.  Das  letztere  ist  aber  nichts  Neues,  der  alte  Napoleon  konnte  auch 
Dreimonatsrekruten,  in  Regimenter  formiert,  vor  den  Feind  führen;  dazu  gehören 
aber  gute  Kader,  und  dazu  eben  wieder  etwas  anderes  als  das  schweize¬ 
risch-amerikanische  Milizsystem.  Die  Yankees  hatten  am  Ende  des  Krieges  noch 
sehr  mangelhafte  Kader.  Seit  Einführung  der  Hinterlader  ist  es  mit  der  puren 
Miliz  erst  recht  am  Ende.  Womit  nicht  gesagt  ist,  daß  [nicht]  jede  nationale 
Militärorganisation  irgendwo  zwischen  der  preußischen  und  schweizerischen  in  der 
Mitte  liegt  —  wo?  Das  hängt  von  den  jedesmaligen  Umständen  ab.  Erst  eine 
kommunistisch  eingerichtete  und  erzogene  Gesellschaft  kann  sich  dem 
Milizsystem  sehr  nähern,  und  auch  da  noch  asymptotisch.«5) 

Man  braucht  wahrhaftig  nicht  der  »bürgerlichen  Welt«  anzugehören,  um  mit 
dem  Berliner  Tageblatt  zu  dem  Schluß  zu  gelangen,  daß  »hiernach  von  dem 
Milizideal  herzlich  wenig  übrigbleibt«.  Offen  gestanden,  weiter  nichts  als 
die  Anhänglichkeit  an  ein  altes  liebgewordenes  Schlagwort,  daß  man  wenig¬ 
stens  im  kommunistischen  Zukunftsstaat  noch  einmal  so  leidlich  zu  Ehren 
kommen  sehen  möchte,  und  auch  da  nur  annähernd.  Aber  schon  im  Eise¬ 
nacher  Programm  stand  doch  unter  den  »gegenwärtigen«  Kleinforderungen 
»Errichtung  der  Volkswehr  an  Stelle  der  stehenden  Heere«,  und  wenigstens 
unseren  Programmverfassern  sollte  man  doch  in  Gnaden  noch  einiges 
proletarisches  Klassengefühl  zuerkennen.  Wer  soll  es  denn  sonst  besitzen? 
Und  auch  im  unantastbaren  Erfurter  Evangelium  blieb  die  »Volkswehr  an 
Stelle  der  stehenden  Heere«  unter  den  »Zunächst«-Forderungen;  später 
dachten  wir  also  noch  weit  darüber  hinauszugehen  oder  von  jedweder 
Rüstung  abzusehen. 

Doch  Programm  hin,  Programm  her:  jedenfalls  verraten  die  plötzlichen  Ab¬ 
schwächungsversuche  des  Vorwärts  außerdem  eine  beschämend  geringe 
Kenntnis  der  ganzen  Parteigeschichte,  also  »der  proletarischen  Welt«  nach 
dieser  Seite.  Denn  wenn  der  Vorwärts  unsere  altersgeheiligte  Parteimiliz- 

6)  Siehe  den  Marx-Engels  sehen  Briefwechsel,  4.  Band  /  Stuttgart  1913  /,  pag.  12. 
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literatur  auch  nur  im  Flug  einmal  überschauen  wollte,  dann  würde  er  ziem¬ 
lich  häufig  auf  den  Namen  des  jetzt  mit  einemmal  schnöde  verleugneten 
Cluseret,  »General  Cluseret«  gestoßen  sein,  etwa  wie  heute  auf  Gaston 
Moch,  Karl  Bleibtreu  und  ähnliche  vermeintliche  oder  wirkliche  Autori¬ 
täten  für  Wehrverfassungsfragen.  Allerdings  möchte  ich,  obwohl  großer 
Sammler  aller  solcher  Milizkundgebungen,  gleich  einschränkend  hinzufügen: 
worin  eigentlich  die  Eigenart  des  Cluseretschen  Wehrsystems  bestehen 
könnte,  ist  mir  aus  den  meist  ebenso  verschwommenen  wie  anerkennenden 
Redewendungen  niemals  klarer  ersichtlich  geworden.  Und  ich  kann  sogar 
die  Vermutung  nicht  ganz  unterdrücken,  daß  es  um  den  gewaltig  vom  Leder 
ziehenden  Vorwärtskritiker  kaum  besser  zu  stehen  scheint.  Denn  er  führt 
wohl  fürchterliche  Lufthiebe  gegen  den  persönlichen  und  politischen  Lebens¬ 
wandel  des  Milizgenerals:  er  habe  in  der  Junischlacht  von  1848  gefochten, 
dann  im  Krimkrieg,  dann  gegen  die  Sklavenhalter  des  Südens,  dann  als 
Garibaldianer,  dann  als  Kommunekriegsminister  der  28  Tage;  aber  bei  alle¬ 
dem  erfahren  wir  abermals  auch  nicht  ein  greifbares  Sterbenswörtlein  über 
die  Ausgestaltung  der  Milizidee  bei  dem  »Landsknecht«  und  »Prahlhans«. 
Und  darauf  käme  es  doch  einzig  und  allein  an;  denn  selbst  ein  ganz  spott¬ 
schlechter  Kerl  kann  ein  ganz  gutes  theoretisches  System  entwickeln,  und 
ein  theoretisches  System  erledigt  man  keinesfalls  dadurch,  daß  man  seinen 
Urheber  als  einen  Taugenichts  hinstellt.  In  köstlicher  Naivetät  meint  aller¬ 
dings  der  Vorwärts: 

»Was  dieser  eitle  Prahlhans  an  Gedanken  über  das  Milizsystem  herausgab,  war 
innerlich  so  hohl  wie  er  selber;  und  wie  recht  Engels  im  Jahr  1868  daran  tat  die 
Theorie  dieses  Landsknechts  abzulehnen,  bewies  Cluseret  für  seinen  Teil 
im  Jahr  1871,  als  er  in  den  28  Tagen,  da  er  Delegierter  des  Krieges,  das  ist 
Kriegsminister  der  Kommune,  war,  auf  der  ganzen  Linie  versagt  e.«6) 

Leider  ist,  sowohl  vom  Standpunkt  der  proletarischen  wie  der  bürgerlichen 
Logik  aus,  damit  rein  gar  nichts  für  das  behauptete  »Recht»  bewiesen,  und 
bis  uns  der  Vorwärts  die  hierzu  nötigen,  wirklich  entscheidenden  Angaben 
beibringt,  die  wir  und  alle  Leser  nach  seinem  sonderbar  salomonischen  Ur¬ 
teilsspruch  noch  immer  herbeisehnen  müssen,  möchten  wir  nach  den  frü¬ 
heren,  gar  nicht  seltenen  lobenden  Hinweisen  vorläufig  bei  der  Annahme 
bleiben,  daß  das  Cluseretsche  Milizsystem  wahrscheinlich  ungefähr  ebenso 
gut  und  ebenso  schlecht  war  wie  die  meisten  Rüstungsutopistereien,  die  in 
der  alten  demokratischen  Literatur  mit  ähnlicher  Auszeichnung  daneben 
genannt  wurden. 

Immerhin  lassen  sich  hier  vorläufig  nur  Vermutungen  äußern.  Aber  wenn 
der  Vorwärts,  um  den  weitklaffenden  Abstand  zwischen  der  Engelsschen  und 
der  überwiegenden  parteigenössischen  Milizauffassung  hinweg  zu  beweisen, 
alsdann  sogar  dazu  übergeht  jede  geistige  Anlehnung  an  das  amerika¬ 
nische  Milizvorbild  zu  bestreiten,  so  stehen  wir  hier  vor  einer  beispiel¬ 
losen  Unbegreiflichkeit.  Waren  doch,  wie  sich  spielend  leicht  durch  zahl¬ 
lose  Zitate  belegen  ließe,  die  Hinweise  auf  die  ruhmbedeckten  amerika¬ 
nischen  Milizen  jederzeit  ein  Hauptschlager  in  unserer  ganzen  Milizagita¬ 
tion,  in  der  Tagespresse,  in  der  Broschürenliteratur,  in  den  Parlamenten.  Der 
Vorwärtsverfasser  muß  vollständig  außerhalb  unseres  Parteilebens  gestan¬ 
den  haben  und  stehen,  denn  sonst  könnte  er  niemals  auch  nur  daran  gedacht 
haben  zu  schreiben: 

s)  Siehe  den  Leitartikel  Friedrich  Engels  und  die  Miliz  des  Vorwärts  vom  23.  Dezember  1913. 
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»Ebensowenig  hat  mit  der  Volkswehr  des  sozialistischen  Pro¬ 
letariats  zu  schaffen,  was  in  dem  amerikanischen  Bürgerkrieg  als  Miliz 
über  Nacht  aus  dem  Boden  gestampft  wurde.  Daß  die  Heere  sowohl  des  Nordens 
wie  auch  des  Südens  über  Nacht  aus  dem  Boden  gestampft  wurden,  daß  die  Rahmen 
fehlten,  in  die  Freiwillige  und  Ausgehobene  zu  festen  Formationen  eingespannt 
werden  konnten,  daß  an  militärisch  gebildeten  Offizieren  ebenso  großer  Mangel 
war  wie  an  allen  technischen  Voraussetzungen  des  Krieges,  an  Verwaltungs-,  Ver- 
pflegungs-  und  Gesundheitswesen,  an  Pioniertruppen  wie  an  Zeughäusern,  alles  das 
war  ja  gerade  wesentlich  für  die  Art  dieser  improvisierten  Armeen.  Aus  nichts 
wird  nichts,  und  daher  eine  Tatsache,  wie  die  Schlacht  von  Bull  Run,  die  das  ge¬ 
schlagene  Heer  der  Nordstaaten  in  wilder  Flucht  auseinanderstieben  und  das  sieg¬ 
reiche  Heer  der  Südstaaten  zerrüttet  und  ebenfalls  der  Auflösung  nahe,  unfähig  zu 
irgendwelcher  Verfolgung,  auf  dem  Schlachtfeld  haltmachen  ließ.  Danach  pau¬ 
sierten  die  kriegführenden  Mächte  ein  Jahr,  um  erst  einmal  Ordnung 
und  Disziplin  in  ihre  Augenblickssoldaten  hineinzubringen,  aber  bei  allen  her¬ 
vorragenden  Leistungen  der  späteren  Kriegs jahre  ereigneten  sich  auch  dann 
noch  Ausbrüche  von  Panik  und  Disziplinwidrigkeiten,  und  auch  die  Massendeser¬ 
tion  riß  nie  ab:  der  Norden  allein  verlor  im  Lauf  der  Zeit  durch  Deserteure  rund 
200  000  Mann!  Schon  im  Verlauf  des  Krieges  urteilte  Engels  sehr  skeptisch  über 
die  Kampffähigkeit  und  Kampfbegeisterung  namentlich  der  Nordstaaten,  und  wenn 
er  nach  dem  Krieg  sein  Urteil  dahin  zusammenfaßte,  »daß  das  Milizsystem  ganz 
unerhörte  Opfer  an  Geld  und  Menschen  kostet,  weil  eben  die  Organisation  nur 
auf  dem  Papier  besteht«,  so  ist  dieser  Satz  zum  mindesten  in  der  Wendung  richtig, 
daß  das  Milizsystem  ganz  unerhörte  Opfer  an  Geld  und  Menschen  kostet,  wo  die 
Organisation  nur  auf  dem  Papier  besteht,  wie  es  eben  im  amerikanischen  Bürger¬ 
krieg  der  Fall.« 

Im  Ernst,  so  dachte  und  denkt  das  »sozialistische  Proletariat«,  im  Gegensatz 
zu  »den  Leuten«,  gegen  die  sich  Friedrich  Engels  wendet?  Wahrscheinlich 
war  W  i  1  h  e  1  m  Liebknecht  kein  Milizwortführer  des  sozialistischen 
Proletariats,  wenn  er  1868  auf  dem  Nürnberger  Vereinstag  der  deutschen 
Arbeitervereine  ausführte: 

»Hätten  die  Österreicher  bei  Königgrätz  gesiegt,  Preußen  wäre  völlig  hilflos  gewesen. 
Wie  anders,  wo  stehende  Heere  unbekannt  sind,  und  das  Volk 
selbst  die  Verteidigung  des  Vaterlands  übernimmt.  Blicken  Sie  nach 
Amerika.  Vor  8  Jahren  erhoben  dort  die  Sklavenhalter  des  Südens  (ganz  wie 
bei  uns  vor  dritthalb  Jahren  die  Junker  des  Nordens)  das  Banner  der  Rebellion 
und  wollten  das  Vaterland  zerreißen.  Der  bundestreue  Norden  ward  überrumpelt: 
wie  bei  uns  der  Süden.  In  der  Regierung  saßen  Verräter:  keine  Armee,  keine 
Flotte.  Aber  das  Volk  war  da.  Nicht  erschöpft  durch  eine  unerträgliche  Steuer¬ 
last,  begeistert  für  die  Freiheit,  eilte  es  entschlossenen  Mutes  zu  den  Waffen.  Die 
erste  Schlacht  geht  verloren:  wie  bei  uns.  Aber  hier  hört  die  Ähnlichkeit  auf. 
Uns  macht  die  erste  Niederlage  unfähig  den  Kampf  fortzuführen;  sie  war  das  Ende 
des  Krieges.  In  Amerika  war  sie  der  Anfang  des  Krieges.  Der  Norden  verdoppelte 
seine  Anstrengungen.  In  wenigen  Wochen  ist  ein  Volksheer  versammelt,  ungleich 
stärker  als  das  geschlagene.  Noch  eine  Niederlage.  Das  nämliche  Schauspiel.  Für 
ein  freies  Volk  gibt  es  kein  Königgrätz.  Ein  freies  Volk  ist  nicht  abhängig  von  den 
Launen  des  Kriegsglücks.  Zwanzigmal  geschlagen,  nie  besiegt,  erheben  die  Ameri¬ 
kaner  sich  nach  jeder  Niederlage  mit  erneuter  Kraft,  stärker  als  zuvor,  und  kämpfen 
den  Riesenkampf  durch,  bis  die  Rebellion  zertreten  ist.«7) 

Oder  August  Bebel  war  kein  Wortführer  des  sozialistischen  Prole¬ 
tariats,  wenn  er,  genau  entgegengesetzt  zu  dem  oben  abgedruckten  Engels¬ 
brief  und  zu  den  übereifernden  Vorwärtsinterpretationen,  die  stehenden 
Heere  vor  den  amerikanischen  Milizen  in  jeder  Beziehung  erliegen  ließ: 

»Ein  geradezu  glänzendes  Beispiel  dafür,  was  eine  selbst  erst  in  der  Not 
des  Krieges  improvisierte  Volkswehr  zu  leisten  vermag,  gibt  der  Verlauf  des  nord¬ 
amerikanischen  Sklavenbefreiungskrieges,  auf  den  schon  an  anderer  Stelle  Bezug 
genommen  wurde  . . .  Man  schuf  dort  in  bezug  auf  Ausrüstung,  Angriff  und  Ver- 

7)  Siehe  das  Protokoll  des  Nürnberger  Vereinstags  der  deutschen  Arbeitervereine,  in  dem  Wiederabdruck  Die 
ersten  deutschen  Sozialistenkongresse  /  Frankfurt  1906  /,  pag.  62. 
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teidigung,  Befestigungswesen  zu  Lande  und  zur  See,  und  insbesondere  auch  in  bezug 
auf  Massenverpflegung  und  Verpflegung  und  Behandlung  der  Verwundeten  Mittel 
und  Einrichtungen,  die  ebenfalls  als  mustergültig  und  nachahmenswert  allgemein 
anerkannt  wurden.  Kurz,  der  nordamerikanische  Sklavenbefreiungskrieg 
hat  sich  für  das  europäische  Heerwesen  in  jeder  Beziehung  als  epoche¬ 
machend  herausgestellt,«8) 

»Das  spanische  Heer  und  die  spanische  Marine  haben  vor  den,  von  den  Zunft¬ 
militärs  so  verachtet  angesehenen  Amerikanern  das  Feld  räumen  müssen.  Auch  ist 
sehr  die  Frage,  ob  eine  mittel-  oder  westeuropäische  Armee  die  furchtbaren  Stra¬ 
pazen  auf  Kuba  und  anderwärts  ausgehalten  hätte,  wie  das  die  amerikanischen 
Milizen  und  Freiwilligen  taten.  Gerade  der  Ausgang  des  spanisch-amerikanischen 
Krieges  ist  ein  neuer  Nagel  zum  Sarg  des  großstaatlichen  europäischen  Mili¬ 
tarismus.«9) 

Der  Vorwärtsversuch  Engels*  damalige  abfällige  Bemerkungen  »in  ihrem 
Wert  richtig  einzuschätzen«,  gleichsam  als  leichterklärliche,  übertriebene 
momentane  »Reaktion  auf  die  Milizpläne  Cluserets  und  auf  den  Krieg  der 
amerikanischen  Nordstaaten  gegen  die  Südstaaten«,  ist  demnach  so  unglück¬ 
lich  wie  nur  denkbar.  Cluseret,  durch  den  amerikanischen  Feldzug  zum 
»General«  und  bewunderten  Sachverständigen  emporgehoben,  fand  gerade 
wegen  seines  »tollen«  Milizradikalismus  um  so  lautern  Beifall  bei  den  Miliz¬ 
wortführern,  wobei  zwischen  einem  bürgerlichen  und  einem  proletarischen 
Flügel  gar  nicht  unterschieden  werden  kann.  Und  an  den  amerikanischen 
Milizkämpfen  entfachte  sich  die  Milizbegeisterung,  gleichviel  ob  proletarisch 
oder  bürgerlich,  jederzeit  erst  recht  von  neuem.  Dies  und  nicht  das  Gegen¬ 
teil  war  allgemein  die  nächstliegende  »Reaktion«.  Und  wenn  gerade  Engels, 
vor  allem  im  amerikanischen  Fall  sich  von  dieser  Zeitströmung  nicht  im  ge¬ 
ringsten  beeinflussen  ließ,  sondern  unerschüttert  seine  Verwahrung  und  War¬ 
nung,  wie  schon  1865  in  der  Preußischen  Militärfrage  und  noch  früher, 
wiederholte,  so  bestätigt  dies  von  neuem,  was  keinem  Kenner  der  Engels¬ 
schriften  ein  Zweifel  sein  konnte:  nämlich,  daß  sein  Urteil  über  die  histo¬ 
rische  Notwendigkeit  und  die  Leistungsfähigkeit  der  verschiedenen  Wehr¬ 
verfassungsstufen  nichts,  aber  auch  gar  nichts  mit  den,  unter  Kleinbürgern 
wie  Arbeitern  gleich  verbreiteten,  demokratischen  Utopistereien  gemein 
hatte.  Nach  dem  Vorwärts  jedoch,  dem  die  früheren  wie  die  späteren  Be¬ 
ziehungen  der  agitatorischen  Milizbewegung  zum  Amerikakrieg  ganz  unbe¬ 
kannt  zu  sein  scheinen,  müßte  man  sich  diese  ganze  Entwickelung  genau 
umgekehrt  vorstellen:  Der  amerikanische  Bürgerkrieg  diskreditierte  allge¬ 
mein  den  Milizgedanken  in  schwerster  Weise,  und  Engels  vermochte  sich 
dieser  unaufhaltsamen,  freilich  vorübergehenden  Zeitströmung  gleichfalls 
nicht  ganz  zu  entziehen! 

®OCH  Ende  gut,  alles  gut.  War  Friedrich  Engels  in  der  Militär¬ 
frage  jederzeit  der  typische,  vorbildliche  Reformist,  der  durch 
stufenweise  Fortbildung,  durch  die  eigene  innere  Bewegung,  wie 
ich  es  1898  hier  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  ausdrückte, 

_ »das  heutige  System  im  wirklichen  Volks  heer  enden 

sah«10),  so  bekennt  sich  nunmehr  der  Vorwärts  ohne  Umschweife 
gleichfalls  zu  diesem  Reformismus  <und  Ansätze  dazu  waren  bei 
ihm  wie  bei  anderen  Parteiblättern  schon  mehrfach  früher  festzustellen). 

8)  Siehe  Bebel  Nicht  stehendes  Heer  sondern  Volkswehr!  /  Stuttgart  1898  /,  pag  67. 

9)  Siehe  die  Literarische  Rundschau  des  Vorwärts  vom  29.  Oktober  1898  (August  Bebel  über  Bleibtreu). 

10)  Siehe  meine  (Isegrim-)  Skizze  War  Friedrich  Engels  milizgläubisch?,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften, 
1898,  pag.  495  ff. 
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Die  »Umwandlung  der  stehenden  Heere  in  eine  auf  allgemeiner  Volksbe¬ 
waffnung  beruhende  Miliz  denkt  er  sich  nicht  mehr,  wie  der  alte  Milizutopis¬ 
mus,  bürgerlicher  wie  proletarischer  Art,  als  Katastrophe  eines  rettungslos 
zermorschten  und  veralteten,  nur  in  seiner  Volksfeindlichkeit  fortbildungs¬ 
fähigen  Wehrsystems,  als  Siegeszug  einer  vollkommen  neuen,  der  alten 
lediglich  totfeindlich  gegenüberstehenden  Wehrverfassung,  sondern  .  .  .  . 

Doch  er  sagt  das  selber  so  gut,  daß  wir  lieber  ihn  selber  zu  Wort  kommen 
lassen  wollen: 

»Für  die  allein  logische  Art  von  Miliz  hat  sich  auch  der  vom  Berliner  Tage¬ 
blatt  als  Kronzeuge  aus  dem  Grab  bemühte  Friedrich  Engels  erwärmt,  wenn  nicht 
1868,  so  doch  1893,  ein  Vierteljahrhundert  später,  als  er  seine  Artikelreihe  Kann 
Europa  abrüsten?  schrieb,  um  darzutun,  daß  vom  rein  militärischen  Standpunkt 
schon  heute  die  Umwandlung  der  stehenden  Heere  in  eine  auf  allgemeiner 
Volksbewaffnung  beruhende  Miliz  möglich  ist.  Dort  wies  er  nach,  daß  zunächst 
die  2jährige  Dienstzeit  für  alle  Waffengattungen  durchführbar  ist,  und 
betonte  mit  Nachdruck,  »daß  es  nicht  bei  den  2  Jahren  bleiben  soll. 
Es  handelt  sich  vielmehr  darum,  daß  der  Antrag  auf  internationale  2jährige  Dienst¬ 
zeit  nur  der  erste  Schritt  sein  soll  zu  einer  allmählichen  weitern  Herab¬ 
setzung  der  Dienstzeit:  sage  zunächst  auf  18  Monate,  2  Sommer  und  1  Winter,  dann 
1  Jahr,  dann  . . .?  Hier  fängt  der  Zukunftsstaat  an,  das  unverfälschte  Miliz- 
system,  und  davon  wollen  wir  weiter  reden,  wenn  die  Sache  erst  wirklich  in  Gang 
gebracht  ist.«  . . .  Jeder  politischen  Organisation  entspricht  eben  eine  besondere 
militärische  Organisation:  der  Klassenstaat  von  heute  ist  mit  einer  Miliz  so 
undenkbar  wie  der  sozialistische  Volksstaat  von  morgen  mit  einem  stehenden 
Heer,  denn  jener  muß,  wenn  er  seine  Ziele  durchsetzen  will,  Heer  und  Volk  scharf 
von  einander  trennen,  und  dieser  ist,  wenn  er  Bestand  haben  will,  Heer  und  Volk 
in  einem,  das  Volk  als  Heer  und  das  Heer  als  Volk.  Diese  Erkenntnis  wird  uns 
aber  so  wenig  abhalten  mit  aller  Entschiedenheit  für  die  Demokratisierung 
des  Heeres  der  Gegenwart  zu  kämpfen,  wie  uns  die  Überzeugung,  daß  die 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  mit  dem  kapitalistischen  Staat  unverein¬ 
bar  ist,  an  dem  Kampf  für  sozialpolitische  Reformen  aller  Art  hindert.« 

Nur  in  dem  Zwischensatz  ist  der  Vorwärts  wohl  noch -allzusehr  im  alten 
Denk-  und  Redegleis  steckengeblieben;  sonst  ist  in  den  Grundzügen  alles 
tadellos  reformistisch  gedacht.  Und  so  werden  wir  uns  in  Bälde  wohl  alle 
schließlich  auf  dem  Friedrich  Engelsschen  Standpunkt  zusammenfinden,  den 
ich  1898  als  Isegrim  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  mit  den  Worten 
kennzeichnete  (auch  die  Sperrungen  sind  Sperrungen  von  damals): 
»Friedrich  Engels  hat  für  die  Gegenwart  nie  recht  an  die  Überlegenheit  des 
Milizsystems  geglaubt,  obwohl  er  das  heutige  System  schließlich  aus  seiner 
eigenen  innern  Bewegung  im  wirklichen  Volksheer  enden  sah:  was  doch 
gegen  die  übliche  Mili^vorstellung  einen  ebenso  fundamentalen  Unterschied 
bedeutet,  wie  wenn  man  einerseits  glaubt,  der  Kapitalismus  werde  durch  sein 
eigenes  Fortschreiten  schließlich  eine  genossenschaftliche  Gesamtproduktion  er¬ 
zeugen,  in  diese  hineinwachsen,  oder  andrerseits:  man  müsse  dem  heutigen 
Kapitalismus  genossenschaftliche  Betriebe  entgegenstellen,  die  ihn  durch  ihre  Über¬ 
legenheit  heute  schon  schlagen  und  ersetzen  sollen  . . .  Meist  . . .  überwiegt  [bei 
Engels]  die  immer  mehr  vertiefte  Anschauung,  daß  nicht  eine  neue  Grund¬ 
lage  der  Heeresverfassung  im  spekulativen  Kopf  auszuhecken  und  der  allerdings 
unschönen  und  widerspruchsvollen  Wirklichkeit  entgegenzustellen  ist,  sondern  daß 
die  Erweiterung  und  Fortbildung  der  Grundlagen  des  heutigen  Armeesystems 
gleichbedeutend  ist  mit  einer  vollständigen  Umwälzung  aller  bestehenden  Macht¬ 
verhältnisse;  die  quantitative  Erweiterung  wird  mit  der  Zeit  zu  einem  qualitativen 
Umschlag  . . .« 

Das  ist  sicherlich  Reformismus  und  Aushöhlung.  Aber  das  ist  in  diesem 
Fall  zugleich  die  von  Friedrich  Engels  jederzeit  konsequent  festgehaltene 
Militärpolitik.  Und  jedenfalls  ist  es,  wie  so  vieles  bei  Engels,  kühn  und 
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groß  gedacht.  Schließlich  aber  zeigt  diese  Art  von  Militärpolitik  den  ein¬ 
zigen  gangbaren  Weg  für  eine  Partei,  die  ihre  Aufgabe  nicht  bloß  in  einer 
(mitunter  recht  zweifelhaften)  Revolutionierung  der  Köpfe  erblickt  sondern 
noch  viel  mehr  in  einer,  alle  tatsächlichen  Widerstände  überwindenden  Um¬ 
wandlung  und  Höherführung  der  politischen  Wirklichkeit  und  des  ganzen 
sozialen  Lebens  in  der  Richtung  der  Arbeiterinteressen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


PRUL  KRMPFFMEYER  ■  DIE  RRZTFRRGE  UND 
DIE  BEWERTUNG  DER  GEISTIGEN  RRBEIT  IN 
DER  SOZIRLDEMOKRRTIE 

IEF  aufgeatmet  haben  sicher  die  sozial  interessierten  Kreise 
Deutschlands,  als  am  heiligen  Abend  die  Kunde  durch  die  Welt  lief, 
daß  endlich  eine  Einigung  zwischen  den  deutschen  Krankenkassen- 
und  Ärzteverbänden  erzielt  sei.  Einer  Massenschädigung  der 
Ärmsten  und  Elenden  ist  durch  diese  Einigung  vorgebeugt  worden. 
Und  daher  mochte  die  Kunde  vom  Vertragsschluß  der  Ärzte-  und  Kassen¬ 
organisationen  in  manchen  Ohren  wie  eine  neue  erlösende  Weihnachtsbot¬ 
schaft  geklungen  haben. 


Der  unglückselige  Konflikt  zwischen  den  Ärzten  und  den  Krankenkassen, 
der  Deutschlands  erkrankte  Arbeiterschaft  direkt  in  einen  Notstand  ver¬ 
setzen  kann,  ist  nun  nicht  aus  einem  besondern  Übelwollen  der  einen 
oder  andern  Partei,  aus  einem  Herrenbewußtsein  und  Machtdünkel  der 
Kassen  oder  der  Ärzte,  aus  einer  Über-  oder  Unterschätzung  der  geistigen 
Arbeit  durch  einen  der  Vertragsteile  hervorgegangen  sondern  aus  einer 
fehlerhaften  Konstruktion  der  sozialen  Versicherung  und  aus  den  eigen¬ 
artigen  sozialen  Entwickelungstendenzen  des  ärztlichen  Berufs.  Die  soziale 
Versicherung  hätte  von  vornherein  den  Widerstreit  zwischen  den  ärztlichen 
Interessen  und  den  sozialen  Aufgaben  der  Krankenkassen  durch  eine  andere 
Organisation  der  ärztlichen  Hilfeleistungen  unmöglich  machen  sollen.  Der 
Staat  legte  aber  einfach  den  Krankenkassen  die  Versorgung  ihrer  Mitglieder 
mit  ärztlichen  Hilfediensten  als  gesetzliche  Zwangsleistung  auf  und  küm¬ 
merte  sich  nicht  im  entferntesten  darum,  in  welcher  Weise  die  Kranken¬ 
kassen  diese  gesetzliche  Verpflichtung  erfüllen  konnten.  Das  war  eine 
schwere  Unterlassungssünde  des  Staats,  die  ihn  um  so  stärker  belasten 
mußte,  als  es  sich  bei  der  ärztlichen  Versorgung  der  Kassenmitglieder  um 
einen  großen  Bruchteil  der  volkswirtschaftlich  wertvollsten  industriellen 
Arbeiterschaft  handelte.  Die  Organisation  des  ärztlichen  Dienstes  war  eine 
Frage,  die  weit  über  den  sozialrechtlichen  Rahmen  der  Krankenkassen 
hinausging;  denn  sie  betraf  die  Frage  der  Volkshygiene,  die  Bekämpfung 
der  Lungentuberkulose,  der  Geschlechtskrankheiten,  kurz  der  großen  Volks¬ 
seuchen  überhaupt.  Diese  Fragen  waren  nur  lösbar  durch  die  Begründung 
umfassender  sozialhygienischer  Institute  mit  einem  für  die  neuen  sozialen 
Aufgaben  besonders  geschulten  ärztlichen  Apparat,  Waren  diese  Institute 
einmal  geschaffen,  so  brauchte  der  Staat  in  der  öffentlichen  Organisation 
des  sozialmedizinischen  Dienstes  nur  einen  kleinen  Schritt  weiter  zu  gehen: 
er  stellte  den  von  ihm  geschaffenen  sozialhygienischen  Körperschaften,  den 
Krankenkassen,  Versicherungsanstalten,  eine  sozial  geschulte  Ärzteorgani- 
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sation  gegen  ein  gesetzlich  fixiertes  niedriges  Pauschale  zur  Verfügung. 
Dadurch  wäre  die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  der  Ärzte  von  den  Kran¬ 
kenkassen  gewährleistet,  die  Kassen  wären  nicht  durch  erhöhte  ärztliche 
Forderungen  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  bedroht,  und  der  direkte  Konflikt 
zwischen  Ärzten  und  Krankenkassen  vermieden. 


Heute  hat  die  Krankenkasse  neben  der  ärztlichen  Hilfe  für  tiefgreifende 
andere  soziale  Leistungen,  für  das  Krankengeld,  für  die  Wöchnerinnenunter¬ 
stützungen  usw.  zu  sorgen.  Eine  Erhöhung  des  ärztlichen  Honorars  läßt 
unter  Umständen  das  so  notwendige  Krankengeld  oder  die  Krankenhaus¬ 
behandlung  zusammenschrumpfen.  Dadurch  schließt  sich  leicht  ein  sozialer 
Kampf  zwischen  den  Krankenkassen  und  den  Ärzten  auf,  die  doch  im  Inter¬ 
esse  der  Volkshygiene  einmütig  Zusammenwirken  müßten.  Staat  und  Ge¬ 


meinden  müßten  nach  bestimmten  freiheitlichen  Grundsätzen  die  Ärzte,  die 
sich  der  Kassenpraxis  widmen  wollten,  zur  Kassenpraxis  zulassen.  Staat 
und  Gemeinde  sind  ökonomisch  und  sozial  viel  mächtigere  Faktoren  als  die 
Krankenkassen.  Sie  sind  im  großen  Stil,  wenn  man  so  sagen  will,  soziale 
Arbeitgeber,  Besitzer  und  Leiter  von  gemeinnützigen,  sanitären  und  hy¬ 
gienischen  Instituten,  von  Krankenhäusern,  Sanatorien  usw.  Sie  könnten 
den  berechtigten  sozialen  Forderungen  eines  aufstrebenden  Ärztestands  in 
einer  ganz  andern  Weise  gerecht  werden  als  die  wirtschaftlich  wenig 
leistungsfähigen  Krankenkassen.  So  hielten  sich  aber  Staat  und  Gemeinde 
von  der  Organisation  des  ärztlichen  Dienstes  fern  und  machten  die  Fragen 
der  sozialen  Verbesserung  der  Ärzte  zu  einer  Machtfrage  zwischen 
den  Ärzten  und  den  ökonomisch  schwachen  Krankenkassen. 


Die  Krankenkassen  sind  tatsächlich  in  sozialwirtschaftlicher  und  sozial¬ 
rechtlicher  Beziehung  der  schwächere  Teil.  Auf  der  einen  Seite  gesetzlicher 
Zwang  zum  Vertragsabschluß  bei  den  Krankenkassen,  auf  der  andern  Kon¬ 
traktsfreiheit  bei  den  Ärzten.  Mit  den  ärztlichen  Hilfeleistungen  darf  die 
Krankenkasse  ferner  nicht  im  Verzug  bleiben.  Das  zwingt  sie  zu  sofortiger 
Inanspruchnahme  des  ärztlichen  Dienstes  und  setzt  sie  in  eine  ganz  andere 
Abhängigkeit  von  ihren  ärztlichen  Kontrahenten  als  durchschnittlich  die 
Vertragschließenden  des  Arbeitsvertrags.  Der  gewerbliche  Unternehmer  kann 
sich  mit  Vorräten  ausrüsten:  er  kann  den  Markt  mit  Produkten  selbst  dann 
für  eine  Zeit  versehen,  wenn  die  von  ihm  beschäftigten  Arbeiter  die  Arbeit 
einstellen.  Ein  Krankheitsfall  ernster  Art  erlaubt  dagegen  nicht  den  ge¬ 
ringsten  Aufschub  der  ärztlichen  Hilfe.  Die  Bindung  der  Krankenkassen  an 
die  ärztliche  Hilfe  ist  also  eine  zweifache:  eine  gesetzliche  und  eine  durch 
die  Natur  der  Leistung  direkt  gebotene.  Die  ärztliche  Hilfeleistung  ist  ferner 
durch  andere  Leistungen  nicht  ersetzbar.  In  der  Welt  des  Arbeitsver¬ 
trags  kann  ich  aber  vielfach  ohne  allzu  große  Schwierigkeiten  eine  Arbeits¬ 
leistung  durch  andere  Leistungen  ersetzen.  Beim  Streik  der  Kohlenarbeiter 
kann  ich  unter  Umständen  statt  deren  Arbeit  die  der  Holzfäller  in  An¬ 
spruch  nehmen.  Ich  feure  meine  Öfen  für  eine  bestimmte  Zeit  mit  Holz 
statt  mit  Kohle.  Auf  dem  Markt  kommen  ferner  Mengen  von  bestimmten 
Durchschnittsqualitäten  zum  Austausch.  Im  Verkehr  der  Ärzte  mit  den 
Patienten  werden  aber  vielfach  schlechthin  unersetzbare,  weil  einzig  da¬ 
stehende  Leistungen  eingetauscht,  wenn  man  hier  überhaupt  von  Tausch¬ 
akten  sprechen  kann.  Die  ärztliche  Leistung  des  Arztes,  zu  dem  ich  be¬ 
sonderes  Vertrauen  habe,  ist  für  mich  subjektiv  schier  unersetzlich,  auch 
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wenn  diese  Leistungen  objektiv  nicht  besonders  hoch  zu  werten  sind.  Mit 
einem  Wort,  sozialwirtschaftlich  und  sozialrechtlich 
befindet  sich  die  Krankenkasse  in  einer  derartigen  Abhängigkeit  von  den 
Ärzteorganisationen,  daß  der  Staat  direkt  gesetzlich  seine  Mitwir¬ 
kung  in  den  Krankenkassen-  und  Ärztekonflikten  vorsehen  müßte. 

Der  Staat  verzichtete  nun  in  der  sozialen  Versicherung  auf  sein  großes 
Mittleramt.  Aber  damit  nicht  genug,  er  griff  auch  nicht  ordnend,  versöh¬ 
nend  und  helfend  in  den  Sozialisierungsprozeß  ein,  der  das  ärztliche 
Gewerbe  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  des  verflossenen  Jahrhunderts 
umwälzte.  Mit  der  Entwickelung  der  modernen  Hygiene  hat  sich  der 
ärztliche  Beruf  im  wachsenden  Maß  sozialisiert.  Mit  dem  Militaris¬ 
mus  nahm  die  Zahl  der  beamteten  Ärzte  zu.  Halb-  oder  ganzamtlichen 
Charakter  erhielten  die  Eisenbahn-  und  die  Knappschaftsärzte.  Mit  den 
Fortschritten  des  Krankenhauswesens  wurden  ganze  Gruppen  von  Ärzten 
an  eine  kommunal  oder  staatlich  besoldete  Tätigkeit  gebunden.  Und  diese 
wuchs  medizinisch  an  Bedeutung,  je  größere  Massen  schwererkrankter  Per¬ 
sonen  dem  kommunalen  oder  staatlichen  Krankenhauswesen  überwiesen 
wurden.  Zu  diesen  beamteten  Ärzten  traten  dann  mit  der  Ausdehnung  der 
deutschen  Arbeiterversicherung  die  zahlreichen,  für  öffentlichrechtliche  Kör¬ 
perschaften,  für  Krankenkassen,  Berufsgenossenschaften  und  Landesversiche¬ 
rungsanstalten  tätigen  Ärzte.  Der  ärztliche  Beruf  büßte  immer  mehr  seinen 
individualistischen  Charakter  ein:  der  Arzt  wurde  im  wachsenden  Maß  An¬ 
gestellter  einer  staatlichen,  kommunalen  oder  öffentlichrechtlichen  Körper¬ 
schaft.  Gegenüber  diesen  sozialisierenden  Tendenzen  im  ärztlichen  Beruf 
trat  die  Bedeutung  des  sogenannten  Hausarztes,  der  noch  ganz  mit  dem 
Einzelpatienten,  mit  dessen  Familie  verwachsen  war,  mehr  und  mehr  in  den 
Hintergrund.  Mit  der  Erweiterung  der  sozialen  Versicherung  lösen  sich 
immer  größere  soziale  Gruppen  von  der  Einzelbehandlung  der  Hausärzte 
ab.  Aber  nicht  nur  die  versicherten  Arbeiter  suchen  heute  bei  ernster 
Erkrankung  das  Hospital  auf,  sondern  auch  die  Angehörigen  der  bemittelten 
Klassen.  Sie  verzichten  damit  ebenfalls  durchweg  auf  die  besondere  freie 
Wahl  ihres  Arztes  und  ordnen  sich  den  Anordnungen  beamteter  Ärzte  unter. 
Das  ärztliche  Gewerbe  wird  somit  zusehends  ein  öffentliches.  Der  Arzt 
wird  auf  die  Dauer  nicht  der  Sozialisierung  seines  Berufs  in  irgendeiner 
Form  entgehen  können.  Und  es  fragt  sich  nur,  wie  sich  dieser  Prozeß 
unter  möglichster  Schonung  erworbener  Rechte  zur  wissenschaftlichen  Fort¬ 
entwickelung  und  zur  sozialen  Besserstellung  des  Ärztestands  gesetzlich 
vollziehen  kann. 

Aus  der  im  rapiden  Tempo  fortschreitenden  Sozialisierung  des  ärztlichen 
Berufs  ergaben  sich  unzweifelhaft  schwere  Schädigungen  für  bestimmte  ärzt¬ 
liche  Kreise.  Die  staatlichen,  kommunalen  und  öffentlichrechtlichen  sani¬ 
tären  Institute  erfaßten  nur  relativ  kleine  Gruppen  des  Ärztestands  und 
versorgten  diese  wirtschaftlich.  Die  von  der  Versorgung  Ausgeschlossenen 
unternahmen  daher  aus  leicht  begreiflichem  Standesinteresse  einen  Sturm¬ 
lauf  auf  die  Institute,  von  denen  sie  eine  gewisse  Sicherung  ihrer  wirtschaft¬ 
lichen  Existenz  erhofften:  auf  die  Krankenkassen.  Das  Standesinteresse  der 
Ärzte:  Öffnung  aller  Krankenkassen  für  Beschäftigung  suchende  Ärzte, 
braucht  nun  durchaus  nicht  mit  dem  Interesse  der  Krankenkassen  zusam¬ 
menzufallen.  Eine  gutgeleitete  Krankenkasse  muß  sich  die  Aufgabe  stellen 
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ihre  Mitglieder  in  vollkommenster,  zweckentsprechendster  Weise  mit  ärzt¬ 
licher  Hilfe  zu  versehen.  Ihren  Kranken  müssen  tüchtige,  erprobte  Ärzte 
in  ausreichender  Zahl  zur  Verfügung  stehen.  Aber  diese  Zahl  deckt  sich 
vielfach  nicht  mit  der  Zahl  der  sich  anbietenden  Ärzte.  Es  ist  klar,  daß 
eine  Kasse  gerade  die  Ärzte,  die  mit  den  Erkrankungen  und  Lebensgepflogen¬ 
heiten  der  Patienten  durch  jahrelange  Praxis  vertraut  sind,  besonders  durch 
wirtschaftliche  Vorteile  mit  sich  zu  verknüpfen  sucht,  und  daß  sie  kein  be¬ 
sonderes  Interesse  an  der  Beschäftigung  von  Ärzten  hat,  die  bisher  völlig 
den  sozialhygienischen  Aufgaben  der  Kasse  fernstanden.  Die  Bindung  be¬ 
stimmter  Ärztegruppen  an  die  Kassen  braucht  durchaus  nicht  aus  einem  ge¬ 
wissen  Herrenbewußtsein  der  Kassenverwaltung,  aus  dem  Bestreben  die 
Ärzte  wirtschaftlich  und  sozial  zu  knebeln  hervorzugehen,  sie  kann  durch 
die  eigenartigen  sozialen  Aufgaben  der  Kasse,  durch  die  Bekämpfung  be¬ 
stimmter  Berufskrankheiten,  durch  die  Eindämmung  der  Berufsunfälle, 
durch  die  Begrenzung  der  Simulation  usw.  bedingt  sein.  Die  Ärzte  jedoch, 
namentlich  die  jungen,  Praxis  suchenden  Mediziner,  werden  sich  mit  aller 
Energie  eine  Praxis  erkämpfen  wollen.  In  diesem  Punkt  entsteht  also  rein 
objektiv  ein  Konflikt,  der  sich  nicht  aus  dem  Übelwollen  der  Kassen  oder 
der  Ärzte  sondern  aus  dem  gegensätzlichen  Interesse  beider  Teile  ergibt. 
Da,  wo  ein  Paschatum  in  den  Krankenkassen  aufleben  sollte,  hat  die 
Sozialdemokratie  selbstverständlich  in  erster  Linie  als  Vertreterin  der  Idee 
der  Gleichberechtigung  die  unbedingte  Verpflichtung  dem  Herrschaftsbe¬ 
wußtsein,  der  Herrenwillkür  dieser  Kassenverwaltungen  entgegenzutreten. 
Es  ist  wohl  unleugbar,  daß  Krankenkassenverwaltungen  da  und  dort  ihre 
Machtstellung  gegenüber  den  Ärzten  mißbrauchen.  So  teilte  ein  Arzt  mit, 
es  sei  ihm  gleich  bei  seiner  Anstellung  gesagt  worden,  »sein  Verbleiben  bei  der 
Kasse  sei  in  erster  Linie  davon  abhängig,  wie  er  sich  zum  Vorstand  derselben 
stelle«.  Aber  es  ist  auch  sicher,  daß  Ärzte  häufig  die  Tatsache  als  schwer 
beleidigend  empfanden,  daß  sie  als  Ärzte  einem  von  Arbeitern  zusammenge¬ 
setzten  Krankenkassenvorstand  unterstellt  waren.  So  schreibt  Dr.  Theodor 
Plaut  in  seiner  Schrift  über  den  Gewerkschaftskampf  der  deutschen  Ärzte1), 
die  zu  Beginn  des  abgelaufenen  Jahres  erschien: 

»Hierzu  kommt  nun  noch  die  Abhängigkeit  der  Ärzte  von  den  Kassen.  Hierbei 
ist  zu  betonen,  daß  die  Kassenvorstände  Sozialdemokraten  und  Arbeiter  sind  und 
die  Ärzte  ihre  Untergebenen;  demnach  sind  solche  Leute  hier  in  leitender  Stellung 
und  Arbeitgeber  der  Ärzte,  die  sonst  im  Leben  als  von  der  Bourgeoisie  abhängig 
gelten,  und  in  denen  gewiß  viele  Ärzte  von  Rechts  wegen  unter  ihnen  Stehende 
sehen.« 

Indes,  abstrahieren  wir  von  diesen  subjektiven  Konfliktsbedingungen, 
würdigen  wir  vielmehr  hier  nur  die  rein  o  b  j  e  k  t  iv  e  n.  Das  Bedürfnis 
einer  Krankenkasse  nach  ärztlichen  Hilfeleistungen  kennt  natürlich  eine  ge¬ 
wisse  Sättigung.  Eine  Kasse,  die  mit  80  Ärzten  ihre  Patienten  ausreichend 
versorgen  und  diese  Ärzte  wirtschaftlich  befriedigen  könnte,  kann  nicht 
300  Ärzten  eine  auskömmliche  Existenz  sichern.  Es  wäre  sozial  unbillig 
von  einem  sozialhygienischen  Wohlfahrtsinstitut  zu  fordern,  daß  es  mit 
seinen  Mitteln  über  das  Maß  hinausgeht,  das  wirtschaftlich  zur  ausreichenden 
Versorgung  seiner  Kranken  mit  ärztlicher  Hilfe  genügt,  und  zwar  nur  des¬ 
halb,  weil  sich  tatsächlich  mehr  Ärzte  melden  als  je  die  Kasse  bedarf.  Dem 

l)  Siehe  Plaut  Der  Gewerkschaftskampf  der  deutschen  Ärzte  /  Karlsruhe  1913/;  das  Buch  ist  bereits  von 
Kollwitz  in  seinem  Artikel  Ärzte  und  Krankenkassen,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  1.  Band, 
pag.  229  f.,  erwähnt  worden. 


PAUL  KAMPFFMEYER  •  DIE  ARZT  FRAGE  UND  DIE  BEWERTUNG  DER  GEISTIGEN  ETC. 


31 


Ansturm  der  Ärzte  gegen  die  in  ihren  Mitteln  begrenzte  Krankenkasse  kann 
niemals  der  Staat  mit  geschlossenen  Augen  Zusehen.  Er  hat  in  den 
Konflikten  zwischen  Ärzten  und  Krankenkassen  als  unparteiischer  Schieds¬ 
richter  nach  den  Grundsätzen  sozialer  Gerechtigkeit  zu  entscheiden,  zumal, 
da  die  Krankenkasse  keine  Arbeitgeberin  der  gewöhnlichen  Art,  kein  kapi¬ 
talistisches  Profitunternehmen  sondern  ein  Institut  zur  Erhaltung  und  Stär¬ 
kung  der  Volkskraft  ist,  ein  Institut,  das  gesetzlich  vom  Staat  zur  ärzt¬ 
lichen  Versorgung  seiner  Mitglieder  gedrängt  ist.  Der  kapitalistische  Arbeit¬ 
geber  kann  mehr  oder  weniger  freiwillig  Arbeitskräfte  anwerben,  die 
Krankenkasse  muß  ausreichende  ärztliche  Hilfskräfte  einstellen.  Dieses 
Amt  der  ärztlichen  Versorgung  der  Kassenmitglieder  muß  der  Staat  ihr  in 
jeder  Weise  erleichtern.  Ich  deutete  ja  schon  vorher  den  Weg  an,  den 
der  Staat  zur  Organisation  des  ärztlichen  Dienstes  einzuschlagen  hat.  Der 
Staat  und  die  Gemeinden  mit  ihren  neuen  großen  sozialhygienischen  Auf¬ 
gaben  bedürfen  eines  sozial  geschulten  Ärztepersonals.  Sie  haben  daher  ein 
Interesse  an  einer  Öffnung  der  Posten  unserer  sozialen  Versicherungskörper¬ 
schaften  für  alle  Mediziner,  die  sich  dem  Dienst  des  Gemeinwohls  widmen 
wollen.  Das  Institut  der  bedingten  freien  Arztwahl,  das  jetzt 
durch  das  Abkommen  der  Ärzte  und  Krankenkassen  vom  23.  Dezember  1913 
Wirklichkeit  werden  wird,  bietet  dem  Staat  für  die  Lösung  seiner  großen 
Aufgaben  selbst  enorme  Vorteile.  Er  hat  daher  den  Krankenkassen  in  der 
Organisation  der  ärztlichen  Versorgung  helfend  beizuspringen. 

N  der  sozialen  Entwickelung  des  medizinischen  Berufs,  in  der 
fehlerhaften  Konstruktion  der  Arbeiterversicherung  lagen  also  rein 
objektiv  die  Bedingungen  für  zahlreiche  Konflikte  zwischen  den 
Ärzten  und  den  Krankenkassen.  Diese  Konflikte  sind  nicht  etwa 
durch  die  geringe  Wertung  der  geistigen  Arbeit  durch  ein  sozial¬ 
demokratisches  Proletariat  rein  körperlicher  Arbeit  gezeitigt  worden.  Man 
hat  ja  versucht  die  Sozialdemokratie  in  einen  prinzipiellen  Gegensatz 
zum  Ärztestand  zu  bringen,  indem  man  ihr  geringschätzige,  banausische 
Urteile  über  die  ärztliche  Tätigkeit  unterschob.  Die  höchst  subjektiven 
Ansichten  des  Eigenbrödlers  Dr.  Landmann  über  die  Ärzte  und  über  die 
»Staatsmedizin«  wandelt  man  flugs  in  sozialdemokratische  Ansichten  über¬ 
haupt.  So  lesen  wir  in  der  oben  erwähnten  Arbeit  Dr.  Plauts: 

»Von  weit  größerer  Bedeutung  und  erheblicherm  Umfang  sind  die  Ereignisse,  die 
sich  an  das  Wirken  des  Arztes  Landmann  anknüpfen.  Dieser  war  ein  ausge¬ 
sprochener  Sozialist  und  Sozialdemokrat.  Als  solcher  sah  er  in  den 
Ärzten  eine  Klasse  von  Leuten,  die  den  doppelten  Zweck  hätten:  1.  in  ihrem 
eigenen  Interesse  die  Kassen  und  Armen  auszubeuten,  besonders  durch  zu  hohes 
und  zu  vieles  Liquidieren,  2.  im  Interesse  der  gegenwärtigen  Gesellschaftsordnung 
das  Proletariat  zu  verdummen.  ,  .  Daher  rührt  bei  ihm  eine  vollkommene  Miß¬ 
achtung  der  Ärzte,  überhaupt  der  gesamten  »Staatsmedizin«.  Es  ist  von  sympto¬ 
matischer  Bedeutung,  daß  Dr.  Landmann  in  so  ausgesprochener  Weise  Sozialdemo¬ 
krat  gewesen  ist  .  .  .  Genug,  Landmann  gewann  die  Kassen,  und  nun  bestand  seine 
Tätigkeit  darin,  daß  er  die  ärztliche  Versorgung  zu  verbilligen  suchte.« 

Es  kann  nicht  scharf  genug  gegen  diese  Unterstellung  protestiert  werden, 
als  habe  der  Sozialdemokrat  Dr.  Landmann  die  »Kassen«  für  seine,  die 
ärztliche  Tätigkeit  so  ungerecht  wertenden  Ansichten  »gewonnen«.  Ja, 
an  anderer  Stelle  bemerkt  Dr.  Plaut,  daß  das  Wirken  Dr.  Landmanns 
seinen  »sozialistischen  Anschauungen«  entsprochen  Hätte.  Abermals  wer¬ 
den  hier  die  höchst  einseitigen  Anschauungen  Dr.  Landmanns  kurzerhand 
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mit  denen  des  Sozialismus  zusammengeworfen.  Die  Sozialdemokratie  rückte 
durchaus  nicht  kritiklos  in  den  Konflikten  der  Ärzte  mit  den  Krankenkassen 
auf  die  Seite  der  Kassen.  In  dem  Barmer  Kassenkampf,  hinter  dem  der  So¬ 
zialdemokrat  Dr.  Landmann  stand,  schrieb  zum  Beispiel  der  Vorwärts: 
»Wenn  auch  die  Ärzte  ihren  persönlichen  Beziehungen  nach  dem  Bürgerstand, 
angehören,  so  entspricht  doch  ihre  wirtschaftliche  Lage  von  Tag  zu  Tag  mehr 
der  der  Ärbeiter;  der  Streik  ist  also  zu  billigen.« 

Bezeichnend  ist  wieder,  daß  Dr.  Plaut  zu  dieser  Haltung  des  Vorwärts  zum 
Ärztestreik  schreibt: 

»Der  Vorwärts  nahm  demnach  Partei  gegen  die  Kasse,  was  um  so  beachtenswerter, 
als  es  meines  Wissens  das  einzige  Mal  war,  daß  die  Sozialdemokratie  für  die  Ärzte 
Partei  ergriff.« 

Das  schreibt  ein  Mann,  der  dem  Gewerkschaftskampf  der  Ärzte  ein  dickes 
Buch  gewidmet  hat,  und  doch  hat  er  über  alle  die  sprechenden  Zeugnisse 
sozialdemokratischer  Ärztefreundschaft  einfach  hinweggesehen.  Da  bemerkt 
Dr.  Plaut  in  dem  Literaturverzeichnis  zu  seinem  Buch,  daß  er  die  letzten  10 
Jahrgänge  der  Sozialistischen  Monatshefte  zu  seiner  Arbeit  benutzt  hat.  Und 
doch  hat  Dr.  Plaut  den  sehr  instruktiven  Aufsatz  des  sozialdemokratischen 
Arbeitersekretärs  Johannes  Timm  über  die  Stellung  der  Arbeiter  zur  Ärzte¬ 
bewegung  nicht  gelesen.  Aus  diesem  Aufsatz,  der  im  November  1903  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften  erschien,2)  führe  ich  hier  nur  folgende 
Stellen  an: 

»Das  Kommunistische  Manifest  spricht  davon,  daß  die  Bourgeoisie  den  Mann  der 
Wissenschaft  in  ihren  bezahlten  Lohnarbeiter  verwandelt  hat.  Das  Unnatürliche 
dieser  Tatsache  tritt  wohl  kaum  krasser  in  die  Erscheinung,  als  wenn  wir  uns 
die  Stellung  des  Arztes  innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft  vergegenwärtigen  .  .  . 
Der  Arzt  ist  Gewerbetreibender,  Lohnarbeiter;  sein  idyllischer  Beruf  zwingt  ihn 
zum  Gelderwerb;  er  hat  für  die  gefühllose  bare  Zahlung  zu  schaffen.  Lange, 
sehr  lange  hat  es  gedauert,  bis  sich  die  deutsche  Ärzteschaft  ihrer  Stellung  be¬ 
wußt  geworden  ist.  Nicht  erst  die  Krankenversicherungsgesetzgebung,  wie  irr¬ 
tümlich  ärztlicherseits  vielfach  behauptet  wird,  hat  die  Lohnfrage  der  Ärzte  ge¬ 
schaffen.  Diese  war  auch  vorher  vorhanden.  Manche  ärztliche  Tätigkeit  sogar,  die 
früher  wegen  Armut  unentgeltlich  geleistet  werden  mußte,  konnte  später,  nach  In¬ 
krafttreten  des  Krankenversicherungsgesetzes,  wenn  auch  in  ungenügender  Weise, 
honoriert  werden  .  .  ,  Ein  wirtschaftlicher  Notstand  ist  bei  den  Ärzten  vorhan¬ 
den.  Der  ist  von  keiner  Seite  bestritten,  und  die  Ärzte  selbst  haben  ein  zahl¬ 
reiches  Material  zur  Beurteilung  ihrer  Lage  der  Öffentlichkeit  übergeben  .  .  .  Übri¬ 
gens  wurde  bei  der  Beratung  des  Entwurfs  der  Krankenversicherungsnovelle  von 
Abgeordneten  aller  Parteien  zugegeben,  daß  eine  Notlage  der  Ärzte  vorhanden  ist. 
Stadthagen  geißelte  unter  anderm  scharf,  daß  Gemeindeärzte  mit  Jahresgehältern 
von  600  bis  1200  Mark  angestellt  werden.  Eine  solche  Besoldung  sei  jammervoll; 
er  bedauerte,  daß  der  sozialdemokratische  Antrag  zu  §  6  betreffend  die  Ein¬ 
führung  der  freien  Arztwahl  für  die  Gemeindekrankenversicherung  abgelehnt  wor¬ 
den  sei  ...  Wer  den  wirtschaftlichen  Kampf  an  sich  als  berechtigt  anerkennt, 
kann  nicht  dagegen  sein,  wenn  er  von  der  Berufsklasse  der  Ärzte  selbst  gegen  von 
Arbeitern  verwaltete  Institutionen  . . ,  geführt  wird  . , .  Solange  der  Arzt  aber  auf 
Privatarbeit  angewiesen  ist,  wird  man  es  ihm  ebensowenig  verargen  können,  daß  er 
sich  um  seine  Besserstellung  rührt,  als  dem  in  der  Krankenkassenverwaltung  tä¬ 
tigen  Beamten  .  .  .« 

Timm  tritt  dann  für  die  bedingte  freie  Arztwahl  ein,  das  heißt  für  den  Modus, 
daß  alle  Ärzte,  die  sich  für  die  Kassenpraxis  zur  Verfügung  stellen,  zuge¬ 
lassen  werden.  Ebenfalls  unterschreibt  er  die  ärztliche  Forderung  einer 
bessern  Honorierung  und  erklärt  die  Besserstellung  der  Ärzte  in  jeder  Be¬ 
ziehung  für  einen  Gewinn  für  die  Arbeiterklasse,  denn  die  Hebung  seiner 

2)  Siehe  Timm  Welche  Stellung  haben  die  Arbeiter  zur  Ärztebewegung  einzunehmen?,  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  1903,  2.  Band,  pag.  842  ff. 
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sozialen  Lage  werde  dem  gesamten  Ärztestand  erst  die  Möglichkeit  ver¬ 
schaffen  energischer  als  bisher  an  der  Lösung  des  volkswirtschaftlichen 
Problems  der  Hebung  der  sozialen  Verhältnisse  der  Arbeiterklasse  mitzu¬ 
arbeiten.  Und  Timm  verweist  dann  schon  auf  die  klare,  durchaus  nicht 
ärztefeindliche  Stellung  der  Sozialdemokratie  zur  Arztfrage.  Er  schreibt: 
»Zum  Schluß  muß  noch  eins  hervorgehoben  werden.  Genosse  Dr.  Zepler  beschul¬ 
digte  in  seiner  Broschüre  Die  Lage  der  Ärzte  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Kranken¬ 
kassen  die  Presse  der  Sozialdemokratie  im  allgemeinen,  daß  sie  sich  bei  der  Ver¬ 
worrenheit  der  Sachlage  um  eine  öffentliche  Kritik  der  Ärzteangelegenheiten 
herumdrücke  oder  sich  nur  zu  einzelnen  Punkten  zögernd  ausspreche.  Mir  ist 
es  in  meiner  Berufstätigkeit  nicht  möglich  die  gesamte  Parteipresse  zu  verfolgen; 
ich  weiß  aber,  daß  beispielsweise  der  Vorwärts  bei  Konflikten  der  Ärzte  mit 
Krankenkassen  mehrfach  entschieden  für  die  Ärzte  eingetreten  ist.  Und  die 
Münchener  Post  hat  bei  der  in  München  durch  Vergleich  beendeten  Ärztebewegung 
von  Anfang  an  eine  klare  Stellung  eingenommen,  ohne  sich  um  wichtige  Punkte 
herumzudrücken.  Es  darf  behauptet  werden,  daß  dieser  Haltung  der  Presse  sowohl 
als  auch  der  klaren  Stellungnahme  gewerkschaftlich  und  politisch  organisierter  Ar¬ 
beiter  es  mit  zu  danken  ist,  daß  München  von  einem  Ärztestreik  verschont  ge¬ 
blieben  ist.« 

In  diesen  wenigen  Zeilen  des  Genossen  Timm  sind  schon  genug  Daten 
darüber  gehäuft,  wie  objektiv  deutsche  Sozialdemokraten  die  Bestrebungen 
eines  sozial  emporsteigenden  Ärztestands  beurteilt,  und  wie  sie  dessen 
geistige  Arbeit  vollwertig  eingeschätzt  haben.  Aber  doch  darf  hier  nach 
meiner  Meinung  nicht  die  wichtige  Tatsache  übergangen  werden,  daß  ja  die 
Krankenkassenbewegung  des  Deutschen  Reichs  lange  Zeit  unter  dem  be¬ 
stimmenden  Einfluß  zweier  Ärzte  stand,  die  umsichtig  und  einsichtig  stets 
die  fortgeschrittensten  Forderungen  ihres  Standes  vertraten.  Es  waren  dies 
die  Mediziner  Dr.  R.  Friedeberg  und  Dr.  Kurt  Freudenberg. 

Und  gerade  Sozialdemokraten  sollen  Anhänger  einer  rein  faustproletarischen 
Auffassung  der  geistigen  Arbeit  sein?  Ist  doch  die  Geschichte  der  sozial¬ 
demokratischen  Theorie  die  Geschichte  ernst  ringender  wissenschaftlicher 
Arbeit  um  die  Erkenntnis  des  Wesens  der  Gesellschaft,  um  die  Erforschung 
der  ökonomischen  und  sozialen  Bedingungen  für  eine  kulturelle  Höherent¬ 
wickelung  der  Menschheit.  In  dieser  kurzen  Kennzeichnung  der  sozialisti¬ 
schen  Theorie  ist  zugleich  die  dem  Wesen  des  Sozialismus  immanente  Wert¬ 
schätzung  der  geistigen  Arbeit  enthalten.  Die  freie  wissenschaftliche  For¬ 
schung  gilt  dem  Sozialisten  als  eine  notwendige  Voraussetzung  seiner  heiß 
erstrebten  neuen  Gesellschaft;  denn  erst  die  wissenschaftliche  Erfassung  der 
Entwickelungstendenzen  der  Gegenwart  eröffnet  ihm  einen  Ausblick  in  das 
Werden  der  sozialen  Zukunft,  und  erst  die  völlige  Vertrautheit  mit  den 
technisch-produktiven  und  den  gesellschaftlich-kulturellen  Kräften  unserer 
Zeit  ermöglicht  ihm  deren,  zielklare  Anwendung  zur  Sättigung  aller  kul¬ 
turellen,  vernunftgemäßen  Bedürfnisse  einer  zukünftigen  sozialistischen  Ge¬ 
sellschaft.  Die  höchste  Steigerung  der  technisch-ökonomischen  Potenzen 
und  die  harmonische  Ausbildung  aller  menschlichen  Kräfte  sind  die  großen 
Zielpunkte  der  sozialistischen  Bewegung.  Alle  großen  Persönlichkeiten,  die 
sich  in  der  sozialistischen  Bewegung  auswirkten,  von  Saint-Simon  bis  auf 
Jaures,  sind  Giganten  geistiger  Arbeit  gewesen.  Das  Bild  des  über  die 
seelenmörderische  Misere  des  Alltags  triumphierenden  Marx,  der,  wissen¬ 
schaftliche  Probleme  wälzend,  frierend  an  seinem  Arbeitstisch  sitzt  und 
seine  theoretische  Hauptarbeit,  die  Kritik  des  Kapitals,  zu  einem  »artistischen 
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Ganzen«  gestaltet,  gehört  der  Geschichte  des  Sozialismus  ein  für  allemal  an. 
Und  mit  ihm  auch  jenes  Engels’,  der,  voller  Enthusiasmus  für  die  sozia¬ 
listische  Idee,  seine  wertvollsten  Jugendkräfte  einer  ungeliebten  kauf¬ 
männischen  Tätigkeit  hingibt,  um  dem  Freunde  Marx  die  wissenschaft¬ 
liche  Arbeit,  den  Ausbau  seines  großen  Lebenswerks,  zu  ermöglichen. 

Was  für  das  Werden  einer  neuen  Gesellschaft  der  soziale  Mediziner  be¬ 
deutet,  der  die  physischen  Existenzbedingungen  der  arbeitenden  Menschheit 
erforscht,  dessen  ist  sich  der  Begründer  des  modernen  Sozialismus,  Karl 
Marx,  stets  bewußt  gewesen.  Nicht  nur  der  Techniker,  der  in  seinen  Ar¬ 
beiten  die  großen  wirtschaftlichen  Umwälzungen  unseres  Maschinenzeitalters 
lichtvoll  dartut,  kommt  in  der  Marxschen  Kapitalkritik  zum  Wort,  sondern 
auch  der  Mediziner,  der  den  Geist  und  Körper  verwüstenden  Einfluß  der 
Überarbeit  und  die  furchtbaren  Zerstörungen  bestimmter  Berufsarbeiten  fest¬ 
stellt.  Neben  Marx  und  Engels  steht  als  Bahnbrecher  der  sozialistischen 
Bewegung  Ferdinand  Lassalle,  der  als  Programm  der  von  ihm  als  »Kultur¬ 
bewegung«  entfachten  Agitation  das  große  Wort  von  der  Allianz  der 
Wissenschaft  und  der  Arbeiter  in  die  Welt  hinausruft. 

Aber  nicht  nur  die  in  der  Wissenschaft  wurzelnden  Köpfe  des  Sozialismus 
sind  ganz  Hingabe,  ganz  Opfermut  für  diese,  sondern  auch  die  Männer,  die 
sich  in  harter  Tagesarbeit  ein  kümmerliches  Brot  errangen.  Da  sehen  wir 
den  Magdeburger  Schneider  Weitling,  der  im  religiösen  Stil  das  soziali¬ 
stische  Evangelium  des  armen  Sünders  verkündet,  in  aufreibenden  Nacht¬ 
wachen  die  Lehren  des  französischen  Sozialismus  ergründen.  Aus  dem  Kopf 
dieses  Handwerksgesellen  ging  ein  sozialistischer  Verwaltungsplan  hervor, 
der  zwar  noch  reichlich  nach  der  Familie  und  der  Werkstatt  des  Handwerks¬ 
meisters  riecht,  aber  doch  eine  unbegrenzte  Hochachtung  vor  der  Wissen¬ 
schaft,  vor  der  geistigen  Arbeit  enthält.  An  die  Spitze  seines  großen  »Fami¬ 
lienbunds«  setzt  nämlich  Weitling  ein  Trio  von  Philosophen,  Mechanikern 
und  Ärzten.  Der  geniale  Geist  dieses  Schneiders  ahnte  schon  die  um¬ 
wälzende  Bedeutung  der  sozialen  Medizin  für  die  körperliche  und  geistige 
Gesundheit  einer  sozialistischen  Generation,  und  deshalb  stellt  er  neben  die 
geistigen  Mächte  der  Philosophie  und  der  Technik  (Mechanik)  die  moderne 
Großmacht  der  sozialen  Medizin. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUGUST  ERDMRNN  ZUR  BEURTEILUNG  DER 
CHRISTLICHEN  GEWERKSCHRFTEN 

ERGEGENWÄRTIGEN  wir  uns,  wann,  von  wem  und  wozu  die 
christlichen  Gewerkschaften  gegründet  worden  sind.  Sie  ent¬ 
standen  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts,  das 
heißt  zu  einer  Zeit,  wo  die  sozialistischen  Gewerkschaften  in 
Deutschland  sich  einen  sichern  Boden  geschaffen  hatten  und  als 
die  berufene  wirtschaftliche  Vertretung  der  deutschen  Arbeiterschaft  gelten 
konnten.  Da  kam,  nicht  aus  dem  Kreis  der  katholischen  Arbeiter  sondern 
unter  den  Zentrumsführern  und  der  Geistlichkeit,  der  Gedanke  auf  Sonder¬ 
gewerkschaften  zu  gründen  und  dadurch  zu  verhüten,  daß  die  katholischen 
Arbeiter  auf  dem  Weg  über  die  freien  Gewerkschaften  ins  rote  Lager  wan- 
derten  und  so  dem  Zentrum  und  der  Kirche  verloren  gingen.  Aber  die  Son- 
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derorganisationen  hatten  nicht  nur  die  Aufgabe  die  katholischen  Arbeiter 
von  der  Berührung  mit  ihren  sozialistischen  Klassengenossen  fernzuhalten, 
sie  waren  auch  als  Kampfestruppen  gegen  die  Sozialdemokraten  ausersehen, 
gegen  die  klassenbewußte  Arbeiterbewegung,  und  zwar  sowohl  auf  politi¬ 
schem  wie  auf  wirtschaftlichem  Gebiet.  Nicht  etwa  nur  im  Marsch  getrennt, 
im  Kampf  aber  vereint  sollte  die  sozialistische  von  der  christlichen  Arbeiter¬ 
bewegung  sein,  sondern  dauernd  von  ihr  getrennt,  beide  sollten  im  Kampf 
nicht  neben  sondern  gegen  einander  sein.  »Wir  sind  kein  Kampfverein!«  rief 
Pfarrer  Weber  als  Mitglied  des  Ehrenrats  im  Gewerkverein  christlicher 
Bergleute.  Und  Weihbischof  Schmitz,  einer  der  Mitgründer  dieser  ersten 
christlichen  Gewerkschaft,  rühmte  von  den  Mitgliedern,  daß  ihr  einziger 
Feind  nicht  das  Kapital,  sondern  der  Gedanke  und  die  Partei  des  Umsturzes, 
mit  anderen  Worten:  die  Organisation  ihrer  sozialistischen  Klassen¬ 
genossen,  sei. 

Es  muß  zugestanden  werden,  daß  unter  den  Gründern  der  christlichen  Ge¬ 
werkschaften  mancher  war,  der  es  ehrlich  mit  den  katholischen  Arbeitern 
vorhatte,  der  sie  zwar  von  den  Sozialdemokraten  fernhalten,  aber  sie  doch 
nicht  zum  Bruderkampf  führen  wollte,  der  im  Gegenteil  auf  das  Zusammen¬ 
arbeiten  der  christlichen  und  der  sozialistischen  Arbeiterorganisa¬ 
tionen  bedacht  war.  Und  auch  unter  den  proletarischen  Führern  hat  gewiß 
dieser  Gedanke  vorgeherrscht.  Wenigstens  liegen  genug  öffentliche  Zeug¬ 
nisse  dieser  Art  vor,  und  in  vertraulicher  Unterhaltung  konnte  man  von  den 
Führern  noch  deutlichere  Zeichen  guten  Klassenbewußtseins  und  Zusammen¬ 
gehörigkeitsgefühls  vernehmen.  Das  äußerte  sich  auch  in  der  gewerkschaft¬ 
lichen  Betätigung.  Der  Zwang  der  Umstände  führte  die  beiden  Richtungen 
doch  mit  der  Zeit  zusammen.  Auch  die  christlichen  Arbeiter  wollten  höhere 
Löhne  und  kürzere  Arbeitszeit,  und  da  die  Unternehmer  nicht  freiwillig  nach¬ 
gaben,  mußten  die  Forderungen  erkämpft  werden;  und  da  weiter  die  christ¬ 
lichen  Organisationen  allein  für  den  Kampf  zu  schwach  waren,  mußten  sie 
mit  den  anderen  Organisationen  Zusammengehen.  Im  ersten  Jahrzehnt  ihres 
Bestehens  finden  sich  denn  die  christlichen  Gewerkschaften  vielfach  mit  den 
sozialistischen  Verbänden  zu  guten  Waffenbrüderschaft.  Das  dauerte  allerdings 
nicht  lange.  1900  schon  kam  von  der  Kirche  die  erste  Zurechtweisung  in  Gestalt 
des  Fuldaer  Pastorales.  Die  christlichen  Gewerkschaften  mußten  sich  von 
den  Bischöfen  sagen  lassen,  daß  die  Kirche  keine  selbständige,  von  Klassen¬ 
solidarität  geleitete  und  mit  den  Mitteln  des  Klassenkampfs  wirkende  Ar¬ 
beiterbewegung  will,  daß  interkonfessionelle  Organisationen  von  Übel,  und 
daß  die  von  Geistlichen  geleiteten  katholischen  Arbeitervereine  die  für 
katholische  Arbeiter  berufenen  Organisationen  sind.  Es  begann  dann  der 
Kampf  zwischen  den  Gladbachern  und  den  Berlinern,  den  christlichen  Ge¬ 
werkschaften  und  den  katholischen  Fachabteilungen;  es  begann  die  Be- 
rennung  des  Vatikans  und  der  Bischofspalais  durch  die  Führer  der  beiden 
Richtungen;  es  begann  die  Flut  der  päpstlichen  Ansprachen,  Telegramme 
und  Erlasse  in  Sachen  der  Arbeiterorganisationen;  es  begann  der  Rückzug 
der  christlichen  Gewerkschaften;  es  kam  ihre  Verurteilung  mit  bedingter  Be¬ 
gnadigung  durch  die  Enzyklika  Singulari  quadam  und  ihre  Unterwerfung 
unter  das  päpstliche  Machtgebot. 

Auf  politischem  Gebiet  vollzogen  die  Ultramontanen  die  Schwenkung  nach 
rechts,  die  Verbrüderung  mit  den  Konservativen  und  den  Rechtsliberalen. 
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Das  Zentrum  entdeckte  seinen  nationalen  Beruf,  es  machte  Anstalt  den  Turm 
zu  verlassen,  weil  es  muß,  wenn  es  seine  städtischen  Mandate  im  Westen  vor 
den  Sozialdemokraten  retten  will,  wenn  seine  Kapitalisten  an  dem  Gewinn 
des  neuzeitlichen  Wirtschaftslebens  teilhaben,  wenn  seine  Sprößlinge  an  der 
staatlichen  Futterkrippe  Platz  finden  wollen.  Die  Schwenkung  des  Zentrums 
bringt  auch  eine  Schwenkung  seiner  getreuen  Schutztruppen,  der  christlichen 
Gewerkschaften,  mit  sich,  deren  Führer  das  Zentrum  dadurch  auf  Gedeih  und 
Verderb  an  seine  Politik  gekettet  hat,  daß  es  sie  in  Parlamentsmandate  und 
sonstige  Vertrauensstellungen  der  Partei  beförderte.  Die  christlichen  Gewerk¬ 
schaften  treiben  nun  nicht  mehr  proletarische  sondern  sogenannte  nationale 
Politik;  die  Unternehmer  sind  ihnen  nicht  mehr  Gegner  ihrer  Klasse  sondern 
die  Freunde  und  Helfer  ihrer  Partei.  Und  noch  etwas  kommt  hinzu,  was  sich 
bei  den  christlichen  Gewerkschaften  ändert:  ihre  Stellung  zur  Regierung. 
Einmal  weil  das  Zentrum  durchaus  Regierungspartei  sein  und  bleiben  will 
und  sein  Gefolge  wohl  oder  übel  mitmachen  muß,  dann  aber  auch  deshalb, 
weil  die  christlichen  Gewerkschaften  gelernt  haben  in  der  Regierung  nicht 
nur  ihren  Schützer  gegen  Rom  sondern  auch  gegen  den  übermächtigen  Wett¬ 
bewerb  der  sozialistischen  Arbeiterbewegung  zu  erblicken.  Abhängig  von 
Rom,  das  sich  immer  entschiedener  gegen  jede  selbständige  Regung  im 
katholischen  Volksteil  wendet;  abhängig  vom  Zentrum,  das  sich  immer  mehr 
nach  rechts  entwickelt;  abhängig  von  der  Regierung,  die  ihre  Stärke  in  einer 
wider  die  Arbeiterklasse  gerichteten  Politik  sucht,  stehen  die  christlichen 
Gewerkschaften  heute  der  sozialistischen  Arbeiterbewegung  auf  politischem 
wie  auf  gewerkschaftlichem  Gebiet  in  ausgesprochener  Kampfesstellung 
gegenüber.  Sie  liefern,  aller  Neutralität  zum  Trotz,  den  Rechtsnationallibe¬ 
ralen  Arbeiterwahlkreise  aus;  sie  bringen  Lohnbewegungen,  an  denen  Hundert¬ 
tausende  beteiligt  sind,  durch  Streikbruch  zum  Scheitern;  sie  sammeln  und 
erfinden  Material  über  sozialdemokratischen  Terrorismus  und  über  die  poli¬ 
tische  Betätigung  der  freien  Gewerkschaften:  alles  aus  Haß  gegen  die  So¬ 
zialdemokratie  und  zum  Besten  der  Arbeiterfeinde.  Daran  ändert  ein  ge¬ 
legentliches  radikales  Auftreten,  wie  jüngst  auf  dem  sogenannten  deutschen 
Arbeiterkongreß,  nicht  das  mindeste.  Die  Gönner  der  christlichen  Gewerk¬ 
schaften  nehmen  das  ruhig  hin,  wissen  sie  doch,  daß  die  christlichen  Führer, 
die  eben  entschiedene  sozialpolitische  Forderungen  erhoben  haben,  gleich¬ 
wohl  die  Gegner  dieser  Forderungen  in  den  Reichstag  wählen. 

Die  Verteilung  der  katholischen  Bevölkerung  in  Deutschland  bringt  es  mit 
sich,  daß  die  christlichen  Gewerkschaften  nicht  überall  gleichmäßig  ver¬ 
breitet  sondern  vorwiegend  im  Westen  und  Süden  zu  finden  sind.  Wo  es 
sie  gar  nicht  gibt,  oder  nur  in  unbeachtlichem  Maß,  hat  man  nur  die  Tatsache 
im  Auge,  daß  den  mehr  als  2V2  Millionen  starken  sozialistischen  Gewerk¬ 
schaften  knapp  350  000  christlich  organisierte  Arbeiter  entgegenstehen,  und 
man  wird  in  solchen  Gegenden  kein  rechtes  Verständnis  dafür  haben,  daß 
man  anderswo,  besonders  im  Westen,  der  christlichen  Gewerkschaftsbe¬ 
wegung  eine  größere  Bedeutung  beimißt.  Aber  man  denke  daran,  daß  den 
80  000  im  alten  Verband  organisierten  Ruhrbergleuten  45  000  christlich 
organisierte  gegenüberstehen,  daß  die  christlich  organisierten  Textilarbeiter 
im  Westen  den  sozialistisch  organisierten  an  Zahl  überlegen  sind,  und  man 
wird  die  Bedeutung  der  christlichen  Gewerkschaften  für  diese  Gegenden 
und  diese  Berufe  begreifen.  Im  Bergbau  liegen  die  Dinge  so,  daß  der 
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christliche  Verband  trotz  seiner  Minderzahl  das  Feld  beherrscht,  insofern 
als  der  alte  Verband  mitsamt  der  polnischen  und  Hirsch-Dunckerschen  Or¬ 
ganisation  zu  keiner  Lohnbewegung  fähig  ist,  wenn  der  christliche  Verband 
nicht  will.  Was  das  bedeutet,  hat  der  Bergarbeiterausstand  vom  März  1912 
gezeigt,  und  wie  die  Auseinandersetzung  darüber  ergeben  hat,  wollen  die 
christlichen  Gewerkschaften  der  damaligen  Taktik  treu  bleiben,  das  heißt 
sie  gedenken  an  großen,  das  allgemeine  Wirtschaftsleben  erschütternden 
Ausständen  nicht  mehr  teilzunehmen.  Die  christlichen  Führer  haben  denn 
auch  seither  den  Gedanken  an  eine  Arbeitsgemeinschaft  mit  den  sozialisti¬ 
schen  Organisationen,  wo  ein  solcher  Gedanke  gelegentlich  auftauchte,  mit 
Entschiedenheit  zurückgewiesen.  Und  nun  bedenke  man,  wie  der  Umstand 
durch  die  Christlichen  zur  Ohnmacht  verurteilt  zu  sein  auf  die  übrige  Berg¬ 
arbeiterschaft  wirken  muß.  Der  klassenbewußte  Bergarbeiter  sieht  in  den 
Zechenherren  und  deren  scharfmacherischen  Handlangern  seine  Feinde,  seine 
Bedrücker  und  seine  Ausbeuter.  Er  haßt  sie  als  solche,  aber  dieser  Haß  ist 
doch  durch  die  Erkenntnis  gemildert,  daß  die  Herren  Stinnes  und  Genossen 
aus  Klasseninteresse  rücksichtslos  gegen  die  Arbeiter  sind,  daß  sie  nichts 
verbergen  und  verraten  und  daß  sie,  wie  sie  nun  einmal  sind,  ehrliche  und 
gerade  Kerle  sind.  Man  weiß  aber  auch,  daß  der  Klassenegoismus  der 
Zechenherren  sich  nur  deshalb  so  rücksichtslos  betätigen  kann,  weil  ein  Teil 
der  Bergarbeiter,  eben  die  christlichen  Gewerkschaften,  von  den  Klassen¬ 
genossen  abgerückt  ist.  Vor  der  Einigkeit  der  Bergarbeiter  müßten  die 
Zechenherren  die  Waffen  strecken;  daß  sie  es  nicht  tun,  ist  die  Schuld  der¬ 
jenigen,  die  diese  Einigkeit  stören,  die  einen  hoffnungsvoll  begonnenen  Aus¬ 
stand  zunichte  machen.  Ist  es  verwunderlich,  wenn  man  in  Bergarbeiter¬ 
kreisen  diese  Leute  als  Feinde  der  Arbeitersache  betrachtet,  wenn  man  sie 
mit  aller  Erbitterung  bekämpft,  deren  ein  in  seiner  besten  Überzeugung,  in 
seinem  Glauben  an  die  proletarische  Solidarität  irre  gewordener  Arbeitsmann 
fähig  ist,  und  wenn  dieser  Erbitterung  in  Worten  Ausdruck  gegeben  wird, 
die  denjenigen,  der  außerhalb  dieser  betrübenden  und  verwirrenden  Ver¬ 
hältnisse  steht,  allzu  derb  oder  gar  gehässig  anmuten  müssen? 

Es  ist  nicht  das  Bestehen  der  christlichen  Gewerkschaften  an  sich,  das  unsere 
Gewerkschafter  auf  regt  und  erbittert.  Man  kann  sich  zur  Not  auch  mit  einer 
Sonderorganisation  abfinden,  wenn  diese  sich  im  allgemeinen  auf  klassen¬ 
bewußtem  Boden  hält  und,  wenn  es  hart  an  hart  geht,  mit  den  kämpfenden 
Arbeitsbrüdern  zusammensteht.  Es  gab  eine  Zeit,  wo  man  glauben  konnte, 
daß  die  christlichen  Gewerkschaften  sich  einem  solchen  Verhältnis  anpassen 
würden.  Dann  aber  kamen  die  Maßnahmen  der  geistlichen  Autorität,  die 
Wandlungen  des  Zentrums,  und  unter  dem  Druck  beider  Wirkungen  wandten 
sich  die  christlichen  Gewerkschaften  vom  bessern  Weg  ab.  Man  hat  auf 
unserer  Seite  die  Äußerungen  der  christlichen  Führer  aus  jener  Zeit  nicht 
vergessen  und  sagt  sich:  Die  Leute  wissen,  was  sie  ihrer  Klasse  schuldig 
sind,  und  wenn  sie  jetzt,  um  es  mit  ihren  weltlichen  und  geistlichen  Hinter¬ 
männern  nicht  zu  verderben,  sich  wider  ihre  Klasse  wenden,  so  tun  sie  das 
bewußt  und  sind  mehr  zu  verurteilen  als  die  Gelben,  die  nie  etwas  anderes 
getan  haben,  und  denen  der  mildernde  Umstand  des  angeborenen  Mangels 
an  Klassenbewußtsein  zur  Seite  steht.  Und  man  gedenkt  der  vielfachen  auf 
Störung  der  Einigkeit  zielenden  Quertreibereien  der  Christlichen  (Konsum¬ 
vereine,  Krankenkassenverband,  Volksfürsorge);  man  gedenkt  der  vielfachen 
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politischen  Umfälle  der  christlichen  Führer  als  Abgeordnete.  Man  kann 
getrost  sagen:  Wenn  das  Zentrum  sich  in  den  letzten  Jahren  bei  den  sozia¬ 
listischen  Massen  mehr  als  je  verhaßt  gemacht  hat,  so  hat  daran  am  meisten 
das  Verhalten  der  christlichen  Arbeiterführer  mitgewirkt. 

Die  Abhängigkeit  der  christlichen  Gewerkschaften  von  Mächten  außerhalb 
der  Arbeiterklasse  macht  es  unseren  Organisationen,  insbesondere  dem  Berg¬ 
arbeiterverband,  äußerst  schwer  ihnen  gegenüber  eine  einigermaßen  folge¬ 
richtige  Haltung  einzunehmen.  Man  ist  eben  der  christlichen  Gewerkschaften 
nie  sicher,  man  weiß  nie,  ob  im  gegebenen  Fall  ihre  Lenker  ihnen  erlauben  das 
zu  tun,  was  sie  möchten.  Köln,  Breslau  oder  Rom  bestimmen  die  Taktik 
der  christlichen  Gewerkschaften,  und  von  dem  Ausfall  der  Reichstagswahl, 
von  dem  politischen  Kurs  des  Zentrums  oder  von  einem  Kuhhandel  hängt 
es  ab,  ob  die  Führer  so  oder  so  handeln.  Dazu  kommt,  daß  die  Taktik  der 
christlichen  Verbände  verschieden  ist.  Die  Bergarbeiterbewegung,  in  der 
die  Christlichen  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen,  bekommt  deren  Tücke 
in  vollem  Maß  zu  spüren;  im  Baugewerbe,  wo  die  Christlichen  zu  schwach 
sind,  um  sich  einer  Bewegung  des  Bauarbeiterverbands  entgegenzustellen, 
halten  die  beiden  Organisationen  einträchtig  zusammen.  So  hat  die  Taktik 
des  Bergarbeiterverbands  gegenüber  dem  christlichen  Gewerkverein  viel¬ 
fach  geschwankt,  immer  aber  ist  man  auf  unserer  Seite  auf  die  Einigkeit 
bedacht  gewesen:  zum  Unterschied  von  den  Christlichen,  die  in  Otto  Hue 
deshalb  das  »Urübel«  der  Bergarbeiterbewegung  sahen,  weil  er  wie  kein 
anderer  auf  die  Einigkeit  aller  Bergleute  hinarbeitete. 

Wie  die  Sache  weiter  verlaufen  wird?  Meines  Erachtens,  und  ich  glaube 
das  ohne  Widerspruch  meiner  Freunde  im  Westen  sagen  zu  können,  ist  an 
ein  allgemeines  und  dauerndes  Einvernehmen  zwischen  den  sozialistischen 
und  den  christlichen  Gewerkschaften  kaum  noch  zu  denken.  Ich  glaube  so¬ 
gar,  daß  die  Fälle,  wo  ein  gelegentliches  Zusammengehen  stattfindet,  immer 
seltener  werden.  Es  müßte  denn  sein,  daß  die  christlichen  Gewerkschaften 
sich  ihrer  Abhängigkeit  von  Kirche  und  Zentrum  entledigen.  Indes,  wie  sie 
ohne  die  Gunst  des  Zentrums  und  des  Klerus  nicht  entstanden  wären,  so 
könnten  sie  sich  ohne  diese  Gunst  auch  nicht  erhalten,  und  nichts  ist  richtiger, 
als  wenn  Dr.  Kauffmann,  einer  der  quertreibenden  Integralkatholiken,  jüngst 
in  dem  Kölner  Gewerkschaftsprozeß  sagte:  die  christlichen  Gewerkschaften 
seien  in  Wirklichkeit  katholische  Organisationen;  der  katholische  Arbeiter, 
der  ihnen  beitrete,  tue  das  nicht  mit  Rücksicht  auf  ihr  Programm,  sondern 
weil  der  Herr  Kaplan  es  wünsche.  Eine  Bewegung,  die  derart  auf  die  Gunst 
und  die  Hilfe  von  außen  angewiesen  ist,  kann  nicht  über  sich  bestimmen. 
Was  die  christlichen  Gewerkschaften  in  Zukunft  sein  und  tun  werden,  hängt 
nicht  von  ihnen  sondern  von  ihren  Vätern,  Gönnern  und  Schützern,  in  erster 
Linie  von  Kirche  und  Zentrum  ab.  Da  das  Verhältnis  zu  den  christlichen  Ge¬ 
werkschaften  solchermaßen  von  politischen  wie  von  Kultur-  und  Welt¬ 
anschauungsfragen  beeinflußt  wird,  so  wird  der  Kampf  mit  ihnen  weiter  ge¬ 
führt  werden  müssen,  wobei  allerdings  darauf  zu  sehen  ist,  daß  dieser 
Kampf  nicht  mit  untauglichen  Mitteln  geführt,  und  daß  nicht  gegen  die 
christlichen  Gewerkschaften  mit  Behauptungen  vorgegangen  wird,  die  sich 
nicht  erweisen  lassen. 

Daß  die  in  den  letzten  Worten  ausgesprochene  Mahnung  nicht  unnötig  ist, 
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hat  jetzt  der  Prozeß  der  christlichen  Führer  gegen  eine  Anzahl  sozialdemo¬ 
kratischer  Blätter  gelehrt.  Die  Christlichen  sehen  seinen  Ausgang 
als  einen  großen  Triumph  ihrer  Sache  an.  Mit  Unrecht.  Von  der  Tat¬ 
sache,  daß  die  christlichen  Gewerkschaften  unter  der  Vormundschaft  der 
Kirche  stehen,  daß  sie  dem  Zentrum,  der  Rechten  und  den  Scharfmachern 
nützen  und  dadurch  die  Arbeiterklasse  schädigen,  hat  der  Prozeß  nichts 
abgebröckelt.  Die  Unterwerfung  der  christlichen  Führer  unter  die  Gewerk¬ 
schaftsenzyklika  besteht  trotz  allen  Drumherumredens;  es  besteht  das  Ein¬ 
vernehmen  der  christlichen  Führer  mit  den  rheinisch-westfälischen  Groß¬ 
industriellen  und  als  Folge  dessen  die  Abseitsstellung  des  christlichen  Ge¬ 
werkvereins  beim  letzten  Bergarbeiterausstand.  Was  nicht  erwiesen  wurde, 
das  ist  für  die  Sache  nicht  entscheidend:  die  ausdrückliche  Unterwerfung 
der  christlichen  Führer  unter  die  Hand  der  Bischöfe,  der  Streikbruch  1912  als 
Gegenleistung  für  die  Peterspfennigspende  der  Großindustriellen,  die  Geld¬ 
bestechung  der  christlichen  Führer  durch  die  nationalliberalen  Scharfmacher. 
Diese  Behauptungen  waren  an  sich  haltlos  und  zum  Teil  sinnlos.  Die  Ab¬ 
hängigkeit  der  christlichen  Gewerkschaften  von  Kirche,  Zentrum,  Unter¬ 
nehmertum  und  Regierung  bleibt  bestehen:  eine  Abhängigkeit,  für  deren 
Nachweis  man  nicht  Vermutungen  und  abenteuerliche  Kombinationen  zu 
Hilfe  zu  nehmen  braucht. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XX 

EDMUND  FISCHER  •  KOMMUNRLE  REPRRSEN- 
TRTIONSPFLICHTEN  DER  SOZIRLDEMOKRRTIE 

ÜNCHEN,  ein  selbständiges  Gemeinwesen  mit  eigener,  zwar 
noch  nicht  rein  demokratischer,  aber  des  demokratischen  Grund¬ 
zugs  nicht  entbehrender  Verwaltung  und  mit  genossenschaft¬ 
lichem  Charakter,  den  die  Stadt  durch  ihre  munizipalsozia¬ 
listischen  Einrichtungen  erhält,  hat  den  offiziellen  Repräsen¬ 
tanten  des  Deutschen  Reichs  als  Gast  empfangen  und  begrüßt.  Zu  den  offi¬ 
ziellen  Repräsentanten  der  Stadtverwaltung  von  München  gehört  nun  auch 
ein  Sozialdemokrat,  Genosse  Witti,  den  die  bürgerliche  Mehrheit  des  Stadt¬ 
verordnetenkollegiums  zu  ihrem  2.  Vorsitzenden  gewählt  hat,  damit  auch 
die  starke  sozialdemokratische  Minorität  an  der  Leitung  der  Geschäfte  ihren 
berechtigten  Anteil  erhalte.  Als  Vorsitzender  hat  Genosse  Witti  das  Kol¬ 
legium  nach  außen  hin  zu  vertreten,  wie  es  jede  Organisation,  jede  Gewerk¬ 
schaft,  die  sozialdemokratische  Partei,  die  sozialdemokratische  Reichstags¬ 
fraktion,  jede  Gemeinschaft,  jeder  Staat  und  jede  Stadt  von  ihren  Präsi¬ 
denten  verlangt,  das  heißt  also  im  Sinn  der  Gemeinschaft,  des  Kollegiums. 
Als  Stadtverordnetenvorsteher  vertritt  Genosse  Witti  nicht  die  Sozialdemo¬ 
kratie  sondern  die  Stadt  München,  eine  bürgerliche  Stadtverwaltung.  Weil 
aber  Genosse  Witti  im  Sinn  des  Stadtverordnetenkollegiums,  wie  die  anderen 
Vertreter  der  Kommune,  an  der  Begrüßung  des  Gastes  der  Stadt  teil¬ 
genommen  hat,  obwohl  der  Gast  ein  der  Sozialdemokratie  entgegengesetztes 
staatliches  Prinzip  vertritt  und  sich  auch  öfters  als  entschiedener  Gegner 
der  sozialdemokratischen  Partei  bekannte,  die  Sozialdemokraten  in  mehreren 
Reden  öffentlich  angegriffen  hat,  hat  eine  Anzahl  von  Parteiblättern  das 
Verhalten  Wittis  als  Parteiverrat  verurteilt.  Das  Parteiblatt  in  Nürnberg 
fragte  den  Genossen  Witti,  ob  er  denn  nicht  die  Reden  des  Kaisers  gegen 


40 


EDMUND  FISCHER  •  KOMMUNALE  REPRÄSENTATIONSPFLICHTEN  DER  ETC. 


die  Sozialdemokratie  gelesen  habe,  und  wenn  ja,  wie  er  es  dann  mit  seiner 
Überzeugung  vereinbaren  könne  einem  solchen  Gegner  der  Sozialdemokratie 
die  Hand  zu  schütteln? 

Um  diese  neueste  Affäre  richtig  würdigen  zu  können,  muß  zunächst  an  ein 
Gegenstück  erinnert  werden.  Vor  einigen  Jahren  tagte  in  Dresden  der 
deutsche  Gewerkschaftskongreß.  Niemand  zweifelt  daran,  daß  alle  seine 
Teilnehmer  ausgesprochene  Sozialdemokraten  waren.  Viele  hervorragende 
Mitglieder  dieses  Kongresses  waren  und  sind  heute  noch  sozialdemokratische 
Abgeordnete.  Auf  ihrem  Ausflug  nach  der  sächsischen  Schweiz  wurden 
diese  Sozialdemokraten  in  einem  Dorf  von  dem  Gemeindevorsteher  auf  dem 
Dorfplatz  feierlich  begrüßt  und  willkommen  geheißen.  Dieses  Gemeindeober¬ 
haupt,  ein  Mann,  der  sehr  wahrscheinlich  konservativ  oder  nationalliberal 
wählt,  jedenfalls  aber  gut  bürgerlich  und  monarchisch  gesinnt  ist,  vom 
Sozialismus  nichts  wissen  will  und  staatsrechtlich  zu  den  Staatsbeamten 
zählt,  hat  seinen  größten  politischen  Gegnern,  den  »Todfeinden  der  bürger¬ 
lichen  Gesellschaft«  (Bebel),  den  Demokraten,  Sozialisten  und  Republi¬ 
kanern,  die  Hand  geschüttelt,  sie  als  Gäste  in  der  von  ihm  vertretenen  Ge¬ 
meinde  empfangen.  Und  wohl  die  gesamte  sozialdemokratische  Presse  war 
voll  des  Lobes  über  die  freimütige,  objektive,  tolerante  Handlungsweise 
dieses  Gemeindevorstehers,  der  die  Gäste  seiner  Gemeinde  ohne  Ansehen 
der  Person  und  ihrer  Parteistellung  begrüßte,  in  ihnen  lediglich  die  Ver¬ 
treter  von  Millionen  Mitgliedern  des  deutschen  Volkes  sah.  Diese  so  feier¬ 
lich  von  einem  Anhänger  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und  der  Monarchie 
begrüßten  Gäste  haben  aber  zusammen  hundertmal,  tausendmal  mehr  und 
schärfere  Reden  gegen  die  bürgerliche  Gesellschaft  und  die  Monarchie  und 
auch  gegen  die  bürgerlichen  Gemeindeverwaltungen  gehalten  als  der  Kaiser 
gegen  die  Sozialdemokratie. 

Ist  es  nun  nur  dann  reaktionär,  absolutistisch,  bureaukratisch,  ein  Ausfluß 
des  deutschen  Polizeigeistes,  wenn  bürgerliche  Stadtverwaltungen  es  ab¬ 
lehnen  Gäste  der  Stadt  oder  Gemeinde  zu  begrüßen,  weil  diese  zwar  Ver¬ 
treter  von  großen  Gemeinschaften  oder  Organisationen,  von  Millionen  Mit¬ 
gliedern  des  Volkes  sind,  aber  der  Sozialdemokratie  angehören?  Oder  ist 
es  nicht  ganz  das  selbe,  wenn  sozialdemokratische  Repräsentanten  von  Kom¬ 
munen  die  Gäste  nach  ihrer  Parteistellung  behandeln  und  nicht  einfach 
danach,  daß  sie  Vertreter  anderer  großer  Gemeinwesen  sind?  Ist  es  nur 
dann  freimütig,  modern,  tolerant,  der  Ausfluß  einer  unabhängigen  Gesinnung, 
wenn  bürgerliche  Gemeinderepräsentanten  sozialdemokratische  Gäste,  Tod¬ 
feinde  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  begrüßen?  Oder  ist  es  nicht  auch  frei¬ 
mütig,  tolerant,  ein  Zeichen  des  Freiheits-  und  Unabhängigkeitsgefühls,  wenn 
Sozialdemokraten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vorsteher  von  Gemeinden  die 
Vertreter  nichtsozialdemokratischer  Gemeinschaften  empfangen? 

Im  vorigen  Jahr  tagte  in  Dresden  der  deutsche  Genossenschaftskongreß,  der 
im  wesentlichen  von  den  Vertretern  der  Arbeiterkonsumvereine  gebildet 
wurde.  Sicher  neun  Zehntel  der  Delegierten  waren  Sozialdemokraten,  Tod¬ 
feinde  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Die  Genossenschaften  machen  auch 
gar  kein  Hehl  daraus,  daß  sie  dazu  beitragen  wollen  die  kapitalistische  Pro¬ 
duktion  und  damit  also  die  bürgerliche  Gesellschaftsordnung  zu  überwinden. 
Die  Stadtverwaltung  Dresdens  hatte  trotzdem  den  Genossenschaftstag 
durch  einen  Vertreter  begrüßen  lassen,  die  sozialdemokratischen  Gäste  also 
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willkommen  geheißen,  was  in  den  Berichten  der  sozialdemokratischen  Zei¬ 
tungen  lobend  hervorgehoben  wurde.  Soll  eine  sozialdemokratische  Stadt¬ 
verwaltung  aber  nur  sozialdemokratische  Gäste  begrüßen  dürfen?  Und  wenn 
nicht:  wo  soll  die  Grenze  sein?  Soll  ein  sozialdemokratischer  Stadtverord¬ 
netenvorsteher  oder  Bürgermeister  einen  Vertreter  der  bürgerlichen,  also 
kapitalistischen  Gesellschaftsordnung,  die  zu  bekämpfen  doch  die  erste  und 
wichtigste  Aufgabe  der  Sozialdemokratie  ist,  als  Gast  der  Stadt  empfangen 
dürfen,  nicht  aber  den  Repräsentanten  eines  monarchischen  Staates?  Doch 
gerade  vom  Standpunkt  der  reinen  marxistischen  Lehre  aus  ist  die  Staats¬ 
form  von  untergeordneter  Bedeutung  gegenüber  dem  Kampf  gegen  den 
Kapitalismus.  Es  war  Bebel,  der  einmal  gesagt  hat,  für  die  Republik  ließen 
sich  die  Sozialdemokraten  die  Köpfe  nicht  einschlagen.  So  gleichgültig  war 
ihm  die  Frage  Monarchie  oder  Republik. 

Man  stelle  sich  ferner  folgenden  Fall  vor:  Französische  und  italienische 
Städte,  in  denen  die  Sozialdemokraten  die  Mehrheit  haben,  würden  Vertreter 
nach  Deutschland  senden,  um  die  deutschen  Städte  zu  besuchen  und  kennen 
zu  lernen.  Eine  Stadtverwaltung  würde  es  nun  ablehnen  diese  fremden 
Gäste  zu  begrüßen,  weil  ihre  Mitglieder  es  mit  ihrer  monarchischen  Ge¬ 
sinnung  und  konservativen  oder  liberalen  Parteianschauung  nicht  vereinbaren 
können  sozialdemokratischen  Bürgermeistern  und  Stadtverordneten  die  Hand 
zu  schütteln,  die  politischen  Gegner,  die  hundertemal  die  bürgerliche  Ge¬ 
sellschaftsordnung  angegriffen  haben,  in  ihrer  Stadt  willkommen  zu  heißen. 
Würde  nicht  die  gesamte  freigesinnte  Presse,  voran  die  sozialdemokratischen 
Zeitungen,  diesen  beschränkten  Köpfen  sagen,  daß  sie  sich  vor  dem  ganzen 
Ausland  fürchterlich  blamiert  und  lächerlich  gemacht  hätten,  daß  ihre  Hand¬ 
lungsweise  dumm,  borniert  und  kindisch  sei,  daß  so  etwas  nur  noch  im 
bureaukratischen,  absolutistischen,  reaktionären  Polizeistaat  Deutschland 
möglich  sei,  wo  der  Polizeigeist  auch  vielen  Bürgern  so  zu  Fleisch  und  Blut 
geworden  sei,  daß  sie  in  allen  ihren  Handlungen  von  ihm  geleitet  würden? 
Und  würden  wir  diesen  Polizeigeistern  nicht  klarzumachen  versuchen,  daß 
sie  nicht  als  Vertreter  der  konservativen  oder  liberalen  Partei  sondern  als 
Repräsentanten  eines  Gemeinwesens  die  Abgesandten  fremder  Kommunen 
gastlich  hätten  empfangen  müssen,  und  daß  dies  eine  Pflicht  des  Anstands 
sei?  Sollen  Sozialdemokraten  aber  anders  handeln,  etwa  so  wie  die  reak¬ 
tionären,  absolutistischen  Polizeigeister? 

Keinem  Sozialdemokraten  wird  es  wohl  einfallen  die  Repräsentationen  über¬ 
haupt  verwerfen  zu  wollen.  Auch  die  Sozialdemokratie  weiß  die  Bedeutung 
der  Repräsentationen  zu  würdigen  und  wendet  für  Repräsentationszwecke 
auch  Geldmittel  auf.  Die  kommunalen  Repräsentationen  sind  aber  sogar 
Erscheinungen  der  demokratischen  Entwickelung.  Die  Kommunen  der  ältesten 
Zeiten  waren  autonome  Gemeinwesen,  kleine  selbständige  Republiken,  Ge¬ 
nossenschaften  mit  kommunistischem  Charakter.  Als  freie,  unabhängige  Ge¬ 
meinschaften  haben  sie  sich  auch  nach  außen  gezeigt.  Fremde,  die  nicht  der 
Kommune  angehörten,  haben  sie  als  Gäste  behandelt,  bewirtet,  geschützt, 
und  besonders  die  mittelalterlichen  Städte  haben  in  der  Behandlung  fremder 
Gäste  ihrer  Selbständigkeit  einen  starken  Ausdruck  verliehen.  Als  mit  der 
Herausbildung  des  absolutistischen  Staatswesens  die  Kommunen  zu  unselb¬ 
ständigen  staatlichen  Verwaltungsstellen,  zu  Teilen  des  bureaukratischen 
Verwaltungsapparats  herabgesurken  waren,  gab  es  keine  Gäste  der  Kom- 


42 


EDMUND  FISCHER  •  KOMMUNALE  RfiPRÄSENTATIONSPFLICHTEN  DER  ETC. 


munen  mehr,  weil  diese  keine  Selbständigkeit  mehr  besaßen;  es  konnte  also 
auch  keine  kommunale  Repräsentation  mehr  geben.  Mit  der  Entwickelung 
der  kommunalen  Selbstverwaltung,  in  dem  Maß,  in  dem  die  Gemeinden 
wieder  selbständige,  abgeschlossene  Organisationen,  mit  genossenschaft¬ 
lichem  Charakter,  Gemeinwesen  auf  demokratischer  Grundlage  werden, 
suchen  sie  auch  wieder  ihre  Selbständigkeit  durch  allerhand  Äußerlichkeiten, 
wie  das  Empfangen  und  Begrüßen  der  fremden  Gäste,  zu  dokumentieren. 
In  den  demokratischen  Ländern,  in  England  und  Norwegen,  in  Dänemark 
und  in  der  Schweiz,  in  Frankreich  und  in  Italien  sind  die  kommunalen  Re¬ 
präsentationen  am  höchsten  ausgebildet.  Ob  der  Gast  eine  Republik  oder 
eine  Monarchie  vertritt,  ob  er  ein  Sozialdemokrat  oder  ein  Konservativer 
ist,  das  ist  nicht  der  Grund,  weshalb  ihn  eine  freie  Kommune  begrüßt.  Nicht 
seiner  Person  oder  Parteistellung  wegen  sondern  als  Vertreter  eines  Volkes 
oder  Völksteils,  einer  andern  Gemeinschaft  wird  der  Gast  empfangen. 
Deutsche  Sozialdemokraten,  die  als  Vertreter  ihrer  Gewerkschaft  an  irgend¬ 
einem  Kongreß  der  englischen  Arbeiter  teilgenommen  hatten,  wurden  in  der 
Regel  bei  ihrer  Ankunft  in  der  englischen  Kongreßstadt  von  der  Bahn  weg 
zuerst  und  direkt  zum  Bürgermeister  geführt,  der  sie,  als  fremde  Gäste, 
als  Vertreter  anderer  Gemeinschaften  feierlich  begrüßte  und  zum  Teil  be¬ 
wirtete,  um  vielleicht  wenige  Tage  später  auch  Vertreter  von  Unternehmer¬ 
organisationen  in  gleicher  Weise  zu  empfangen.  Die  Stadtverwaltung  Ko¬ 
penhagens  begrüßte  den  deutschen  Kaiser  als  den  offiziellen  Repräsen¬ 
tanten  Deutschlands  und  die  Delegierten  des  internationalen  Sozialisten¬ 
kongresses  als  die  Vertreter  großer  Volksteile  verschiedener  Länder.  In 
der  Schweiz  wurde  der  deutsche  Kaiser  von  den  Vertretern  des  demokrati¬ 
schen,  republikanischen  Staates,  unter  denen  sich  auch  Sozialdemokraten 
befanden,  als  Gast  willkommen  geheißen.  Das  Parlament  der  kapitalisti¬ 
schen  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  den  Vertreter  der  deutschen 
Gewerkschaften,  den  Sozialdemokraten  Legien,  feierlich  als  Gast  begrüßt. 

Das  ist  der  Ausdruck  des  freiheitlichen,  demokratischen,  unabhängigen  Be¬ 
wußtseins.  Das  Gegenteil  dessen  ist  Absolutismus,  Polizeigeist.  In  dem  halb- 
absolutistischen,  bureaukratischen  Deutschland,  wo  die  Gemeinden  erst  eine 
sehr  beschränkte  Selbstverwaltung  haben,  die  Verwaltungsbeamten  der  Ge¬ 
meinden  meistens  noch  Staatsbeamte,  Glieder  des  staatlichen,  bureaukrati¬ 
schen  Verwaltungsapparats  sind,  richten  sich  deshalb  die  kommunalen  Re¬ 
präsentationen  auch  noch  vielfach  (in  Norddeutschland  allgemein)  nach  der 
Parteistellung  der  Gäste.  Die  Vertreter  von  Organisationen,  die  im  Geruch 
der  Sozialdemokratie  stehen,  werden  in  der  Regel  oder  meistens  von  den 
Gemeindeverwaltungen  nicht  begrüßt.  Das  ist  ein  Zeichen  der  Unfreiheit. 
Gemeindebeamte,  die  Sozialdemokraten  als  städtische  Gäste  willkommen 
heißen,  können  ja  auch  von  der  Regierung  diszipliniert  werden.  Heißt  es 
aber  nicht  diese  reaktionären,  bureaukratischen,  absolutistischen,  polizei¬ 
lichen  Gepflogenheiten  reaktionärer  Gemeindeverwaltungen  und  Staats¬ 
regierungen  für  richtig  anerkennen  und  empfehlen,  wenn  Sozialdemokraten 
die  gleiche  Handlungsweise  von  ihren  Parteigenossen,  die  Kommunen  nach 
außen  hin  zu  vertreten  haben,  verlangen? 

Freilich  zeigt  sich  bezeichnenderweise  eine  sehr  merkwürdige  Übereinstim¬ 
mung  über  diese  Frage  in  den  Anschauungen  der  Konservativen  und  der 
sogenannten  Radikalen  unserer  Partei.  Die  konservative  Presse  hat  es  dem 
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Kaiser  verübelt,  daß  er  dem  Sozialdemokraten  die  Hand  gedrückt  habe. 
Und  unsere  Radikalen  fielen  über  Witti  her,  weil  er  in  die  dargebotene  Hand 
des  Kaisers  eingeschlagen  habe.  Und  wie  die  Reaktionäre  die  Disziplinierung 
des  Gemeindevertreters  verlangen,  der  Sozialdemokraten  als  Gäste  der  Ge¬ 
meinde  begrüßt,  so  rufen  auch  radikal  sein  wollende  Sozialdemokraten  nach 
einem  Disziplinarverfahren  gegen  den  Genossen  Witti,  weil  dieser  den  Re¬ 
präsentanten  des  Deutschen  Reiches  als  Gast  der  Stadt  München,  im  Auf¬ 
trag  der  Stadtverwaltung,  wozu  ihn  sein  Amt  verpflichtete,  ebenso  begrüßt 
hat  wie  die  konservative  Stadtverwaltung  von  Dresden  die  sozialdemokrati¬ 
schen  Delegierten  des  Genossenschaftstags. 

Man  sagt,  der  Mensch  wie  er  ist  sei  das  Produkt  der  ihn  umgebenden  Ver¬ 
hältnisse.  Danach  könnte  man  schließen,  daß  aus  diesem  Grund  eine  Anzahl 
Sozialdemokraten  im  Norden  und  Osten  Deutschlands  noch  nicht  ganz  frei 
von  dem  Einfluß  des  absolutistischen  und  polizeilichen  Geistes  ist,  der 
hier  herrscht.  In  Süddeutschland,  wo  die  Gemeinden  freier,  unabhängiger 
sind,  wo  es  deshalb  auch  bereits  sozialdemokratische  Magistratspersonen 
und  Bürgermeister  gibt,  und  wo  auch  die  Kommunalbehörden  in  der  Regel 
keinen  Anstoß  daran  nehmen,  daß  der  städtische  Gast,  den  sie  empfangen 
und  begrüßen,  ein  Sozialdemokrat  ist,  da  denken  auch  die  Sozialdemokraten 
freier  und  unabhängiger  über  die  Repräsentationen. 

Wie  man  aber  auch  über  den  Wert  der  Repräsentationen  denken  mag:  Wenn 
die  Sozialdemokraten  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ein  kommunales  oder 
staatliches  Amt  übernehmen,  v/enn  sie  in  den  Verwaltungsapparat  eindringen 
wollen,  um  ihn  zu  erobern,  können  sie  sich  den  Repräsentationspflichten 
nicht  entziehen.  Auch  ein  demokratisches  oder  sozialistisches  Gemeinwesen 
wäre  unmöglich,  wenn  einzelne  Verwaltungsbehörden  es  ablehnen  wollten 
mit  verfassungsmäßig  vorhandenen  Institutionen  in  Verkehr  zu  treten,  weil 
diese  nicht  ihren  parteipolitischen  Anschauungen  entsprechen.  Wie  die 
Verhältnisse  nun  einmal  liegen,  werden  wir  in  Deutschland  voraussichtlich 
noch  Generationen  hindurch  mit  der  Monarchie  in  irgendeiner  Form  zu 
rechnen  haben.  Sollten  Sozialdemokraten  gezwungen  sein  jede  Berührung 
mit  dem  Monarchen  zu  vermeiden,  dann  müßten  sie  für  alle  Zeiten  auf  die 
Mitwirkung  in  der  Verwaltung  verzichten,  zur  großen  Freude  aller  reak¬ 
tionären  Gegner  der  Sozialdemokratie.  Denn  man  erobert  nicht  die  poli¬ 
tische  Macht  und  man  ändert  nicht  die  staatlichen  Einrichtungen,  indem 
man  beiseite  steht,  sondern  indem  man  einen  Posten  nach  dem  andern  er¬ 
obert,  ohne  über  Zwirnsfäden  zu  stolpern.  Der  englische  Staat  hat  sich  vom 
konstitutionellen  zum  demokratischen  umgebildet  in  dem  Maß,  in  dem 
Demokraten  in  die  Verwaltung  eingedrungen  sind.  Auch  revolutionäre  Kata¬ 
strophen  ändern  nichts  daran,  da  sich  nur  so  und  nicht  anders  die  Ent¬ 
wickelung  vom  Bureaukratismus  zur  Demokratie  vollzieht:  indem  die  Ver¬ 
waltung  Stück  um  Stück  von  den  Demokraten  erobert  wird. 

Die  Sozialdemokratie  steht  vor  einem  Entweder-Oder.  Sie  kann  entweder 
bereit  sein  in  die  Verwaltung  (und  die  Verwaltung  ist  die  Staatsmacht  oder 
der  Staat  selber)  einzudringen,  ihren  Mitgliedern  empfehlen  Verwaltungs¬ 
posten  zu  erobern.  Dann  muß  sie  selbstverständlich  die  staatlichen  Einrich¬ 
tungen  als  gegeben  hinnehmen  und  mit  ihnen  Zusammenarbeiten,  ohne  daß 
sie  deshalb  auch  nur  das  Allergeringste  von  ihren  Endzielen  preisgibt  oder 
Grundsätze  verleugnet.  (Wirft  sie  etwa  dadurch  ihre  Grundsätze  über  Bord, 
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daß  sie  ihren  Vertretern  in  den  Landtagen  gestattet  dem  König  den  Eid 
der  Treue  zu  schwören?)  Oder  aber  die  Sozialdemokratie  stolpert  über  die 
Zwirnsfäden  und  verzichtet  auf  alle  machtvollen  Posten  in  der  Staats¬ 
maschinerie,  worüber  die  Reaktionäre  sehr  erfreut  wären.  Denn  sie  setzt 
sich  dann  auf  den  Isolierschemel,  um  hier  bis  zum  Sankt  Nimmerleinstag 
auf  den  großen  Kladderadatsch  zu  warten.  Wie  einstmals  Fourier  auf  dem 
Balkon  seines  Hauses,  wo  der  große  Utopist  auf  den  reichen  Mann  wartete, 
der  ihm  die  Million  zur  Errichtung  eines  Phalanstere  bringen  werde;  und  wo 
er  wartete,  wartete,  wartete  —  bis  an  sein  seliges  Ende. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HERBERT  MHE  ■  EDOÜRRD  MRhET 

WEI  Phasen  hat  die  Kunst,  Sie  wechseln  sich  ab;  die  eine  folgt 
stets  jener  andern,  die  sich  selber  müde  wurde,  nicht  mit  der  Be¬ 
stimmtheit  zahlenmäßig  glatter  Aufeinanderfolge,  vielmehr  in  einem 
bald  schüchternen  Versuch  bald  krassen  Aufblitzen  des  revolutio¬ 
nären  Willens.  Die  Menschheit,  die  die  Kunst  macht,  will  sie  zu 
Zeiten  in  die  Wolken  eines  metaphysischen  Bewußtseins  heben,  sie  will  sie 
vergeistigen,  der  Abhängigkeit  der  Natur  entziehen,  sie  ihr  fast  gegen¬ 
überstellen.  Doch  da  scheint  es,  als  ob  die  Kunst,  zu  lange  in  die  Luftleere 
überirdischer  Sehnsucht  gehalten,  abstürbe,  sich  verflüchtige,  zu  leicht  an 
jener  Materie  geworden  sei,  deren  alles  Seelische  bedarf,  um  nicht  zu 
sterben.  Und  so  vollzieht  sich  dann  der  Umschwung,  jäh  oder  gemach,  wie 
die  Notwendigkeit  es  gebietet.  Ein  Mensch  oder  mehrere  reißen  die  farb- 
und  leblos  Gewordene  mit  der  Kraft  und  der  Strenge  des  Arztes  hinab  in  die 
Wärme,  in  das  Natürliche,  in  das  Wirkliche  zurück,  um  der  Erstarrten  Leben 
zu  geben.  Man  hat  diese  Aufeinanderfolge  mit  den  Bogen  einer  Wellenlinie 
verglichen:  Stil  und  Naturalismus,  Komposition  und  Impressionismus,  Ab¬ 
straktion  und  Einfühlung,  Vergeistigung  und  Verwirklichung,  oder  Antike  und 
Gotik,  Wie  man  es  auch  nennen  mag,  durch  die  neue  Bezeichnung  die  Vari¬ 
ante  auszudrücken  sucht,  im  glücklichen  Enthusiasmus  des  Neugefundenen, 
das  doch  nur  Wiedergefundenes  sein  kann,  meint,  diese  neue  Tat  sei  nicht 
allein  die  Rückkehr  des  ewig  sich  Wiederholenden  eines  Gesetzes  sondern  in 
irgendeinem  dennoch  über  das  Frühere  hinausgehend:  die  erste  überschwäng¬ 
liche  Verkündigung  ebbt  bald  in  ein  gelassenes  Temperament,  und  die  Bedeu¬ 
tung  des  Überraschenden  nimmt  weniger  große,  mehr  dem  Maß  des  Mensch¬ 
lichen  angepaßte  Form  an.  Das  Prinzipielle  des  Hinzugefügten,  dem  man 
vielleicht  Namen  wie  Impressionismus  oder  Expressionismus  gab,  schwindet 
mit  der  Epoche;  doch  es  beginnt  der  Wert  des  Persönlichen  dafür  zu  steigen, 
Die  Erkenntnis  kommt,  daß  das  hinzugefügte  Neue  nicht  prinzipiell  sondern 
individuell  ist.  Der  Mensch,  man  möchte  sagen:  die  Individualität,  wird  das 
Maß. 

So  ist  es  auch  mit  dem  Impressionismus.  Und  so  ist  es  mit  Manet.  Als  die 
Epoche  klassischer  Stilisierung  von  einer  dem  Tatsächlichen  und  Lebendigen 
wieder  zugewandten  Zeit  abgelöst  wurde,  die  durch  Courbet  den  Namen 
Naturalismus  erhielt,  da  glaubte  man  sich  dadurch  von  früheren  naturalisti¬ 
schen  Epochen  durch  das  zu  unterscheiden,  was  Impressionismus  genannt 
und  als  die  Geburt  eines  Neuen  betrachtet  wurde.  Der  Enthusiasmus  des 
Entdeckens  ist  der  psychologische  Grund  für  diesen  Irrtum,  Er  faßte  gleich 
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als  Idee,  benannte  mit  einem  Schlagwort  <(die  Lust  spekulativen  Denkens 
bildete  später  eine  allgemeine  Formel),  was  heute  als  charakteristische 
Seiten  verschiedener  Individualitäten  erkannt  wird.  Der  Impressionismus 
wurde  Manet,  Renoir  und  Cezanne  übergeordnet;  die  Künstler  wurden  seine 
Träger.  Uns  ist  Manet  dagegen  nicht  mehr  Impressionist  sondern  Manet; 
die  Seiten  seines  Wesens,  in  denen  wir  Neuartiges  sehen,  rühren  für  uns  nicht 
aus  einer  Fiktion,  die  er  mit  Genossen  teilte,  sondern  gelten  mehr  als  per¬ 
sönliche  Momente,  in  denen  er  über  seine  Verwandten  in  der  Geschichte, 
etwa  Velazquez  und  Tizian,  hinausgeht.  Und  da  es  scheint,  als  sei  dem 
Menschen  nur  ein  bestimmtes  Höchstmaß  an  geistigem  Besitz  gegeben,  so 
gehen  Manet  durch  die  neuen  Seiten,  die  ihn  über  seine  Stammväter  hin¬ 
ausgelangen  lassen,  auch  etliche  von  denen  verloren,  die  jene:  besaßen. 

Edouard  Manet:  Der  Name  war  einmal  ein  Programm,  das  das  ganze  künst¬ 
lerisch  interessierte  Paris  haßte,  und  zu  dem  nur  ein  Häuflein  Genossen 
hielt.1)  Wo  ist  für  uns  das  Programm  Manet  geblieben?  So  wenig  wie  wir 
von  einem  Programm  Goethe  oder  Michelangelo  oder  Mozart  sprechen 
können,  ohne  uns  nicht  der  Lächerlichkeit  verfallen  zu  wissen,  so  wenig  wer¬ 
den  wir  es  heute  bei  Manet  tun  können.  Wir  empfinden  es  nicht  mehr  und 
lächeln  darüber.  Seine  Bilder  wurden  refüsiert;  dennoch  ausgestellt,  mußte 
man  sie  vor  der  Wut  der  Menge,  deren  Stöcke  sie  zu  zerstören  suchten,  durch 
Wächter  schützen.  Wir  sehen  Wunderwerke,  die  wir  eher  anzubeten  als  zu 
steinigen  imstande  wären;  das  Wuterregende  ist  eben  mit  dem  Programm 
verschwunden.  Und  es  gibt  unter  uns  schon  etliche  Törichte,  die,  einem 
neuen  Programm  verfallen,  das  Manet  Zugeschriebene  wieder  aufleben  lassen 
und  in  der  Blindheit,  die  jede  Ideologie  entstehen  läßt,  wenn  auch  nicht 
mit  Wut,  so  doch  mit  Gleichgültigkeit  oder  kindlicher  Verachtung  dem 
Künstler  gegenüberstehen.  So  schnell  geht  es  heute,  und  so  sinnlos  macht 
das  unbedingte  Prinzipstellen. 

Edouard  Manet  wurde  am  23.  Januar  1832  in  Paris,  am  linken  Ufer  der 
Seine,  dem  nämlichen,  an  dem  Corot  zur  Welt  kam,  geboren.  Der  Knabe 
zeichnete  mit  jener  Leidenschaft,  die  große  Künstler  immer  anzuzeigen  pflegt, 
und  das  gleiche  Hindernis,  das  die  Väter  ihnen  in  der  Jugend  vor  dem  Er¬ 
greifen  ihres  eigentlichen  Berufs  stets  in  den  Weg  legen  müssen,  trat  auch 
in  Manets  Anfang  ein.  Man  schickte  den  Tunichtgut  mit  17  Jahren  aufs 
Meer.  Das  nahm  der  Jüngling  gelassen  auf;  er  zeichnete  weiter  und  mit 
weniger  stoischer  oder  störrischer  Ruhe.  Als  er  zurückkehrte,  gab  sein 
Vater  nach,  und  Manet  wanderte  ins  Atelier  des  Modemalers  Thomas  Cou¬ 
ture.  Damit  fing  Manet  gerade  in  einer  Art  Kunstfabrikations-  und  Unter¬ 
richtsanstalt  an,  die  kaum  durch  ein  bezeichnenderes  Beispiel  einer  Stil¬ 
auffassung,  die  zu  seichter,  stumpfsinnig  antikisierender  Sentimentalität  ab¬ 
gestorben  war,  zu  übertreffen  ist.  Von  dieser  Lehre  Coutures  ist  zu  sagen, 
daß  Manet  sich  ihrer  mit  der  ihm  eigenen,  schon  in  der  Kadettenzeit  be¬ 
wiesenen,  gelassenen  Hartnäckigkeit  erwehrte.  Es  kam  zu  wiederholten  Zu¬ 
sammenstößen  zwischen  ihm  und  dem  Lehrer.  Der  Wortlaut  dieser  Dispute 

1)  Von  Monographieen  über  Manet  seien  nur  genannt:  die  Studie  Zolas  /  1867/;  die  Arbeit  Bazir|es 
/  1884 / ;  das  große  Werk  Durets  /  1902/,  das  1910  bei  Paul  Cassirer  in  Berlin  deutsch  herauskam  (mit 
2  Originalradierungen,  1  farbigen  Holzschnitt  und  zahlreichen  Abbildungen);  das  Buch  M  ei er-G  r  a e f  e s  , 
das  1912  bei  Piper  in  München  erschien  (mit  197  Abbildungen,  unter  anderm  auch  dem  Selbstporträt,  das 
diesem  Aufsatz  hier  beigegeben  ist). 
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bewiese,  falls  er  wahrer  als  der  bloßer  Anekdoten  ist,  ein  sehr  frühes 
dunkles  Bewußtsein  Manets  über  seinen  Weg.  Man  stritt  über  die  Un¬ 
wahrheit  der  Posen,  und  als  Couture  ihm  vorhielt  ihn  dadurch  klassisch  zu 
belehren,  antwortete  Manet:  »Wir  sind  nicht  in  Rom;  wir  sind  in  Paris  und 
gedenken  hier  zu  bleiben.«  Couture  prophezeite  ihm,  daß  er  höchstens  der 
Daumier  seiner  Zeit  werden  würde. 

Manet  kopierte.  Das  war  dem  Lehrer  nicht  recht,  er  fand,  die  Übertragung 
von  Velazquez’  Kleinen  Kavalieren  sei  eine  Überhebung.  Das  hinderte  Manet 
nicht  seine  Studien  im  Louvre  fortzusetzen.  Im  übrigen  geht  aus  den  über¬ 
lieferten  Aussprüchen  hervor,  daß  der  blutjunge  Künstler  schon  damals 
mancherlei  wollte.  Er  spricht  vom  Pleinair,  das  er  in  Wahrheit  erst  be¬ 
zeichnenderweise  in  der  Mitte  seines  Lebens  fand,  er  sucht  die  Dinge  zu 
malen  wie  sie  erscheinen,  nicht  wie  sie  sind,  er  eifert  gegen  klassische  Posen, 
erzielt  durch  alles  das  die  Freundschaft .  einiger  weniger,  die  Feindschaft 
Coutures,  und  man  nennt  ihn  einen  Revolutionär.  Wenn  man  die  Dissonanz 
nimmt,  die  zwischen  einem  groß  und  wahr  gearteten  jungen  Menschen  und 
einer  verlogenen  artistischen  Umgebung  bestehen  muß,  so  ist  Manet  ein 
Revolutionär.  In  Wahrheit  aber  hat  Manets  Malerei  Traditionen;  und 
es  sind  große  und  edle  Traditionen. 

Äußerlich  knüpften  sich  diese  scheinbar  auf  den  Reisen,  die  er 
1857,  nach  Beendigung  seiner  Schülerschaft  bei  Couture,  unternahm.  Der 
tiefere  Sinn  aber  liegt  in  Manets  Wesensart  selbst  und  äußerte  sich  schon 
in  dem  Jüngling  in  Paris,  der  in  einem  Aquarell  sich  zuerst  an  Velazquez’ 
Kavalieren  versuchte,  die  er  1859  in  Öl  abermals  kopierte.  Einer  kurzen  Reise 
über  Holland,  Frankfurt,  Kassel  (Rembrandt)  Prag  und  Wien  nach  München, 
wo  er  eine  Kopie  nach  Rembrandts  Selbstporträt  machte,  dem  nämlichen, 
das  Courbet  begeisterte,  folgte  bald  ein  Aufenthalt  in  Italien.  Mit  welcher 
Intensität  Manet  reiste,  beweisen  die  wundervollen  Skizzen  nach  Fresken, 
Architektur,  Landschaften  und  Menschen  Italiens,  die  Pellerin  besitzt.  Er 
kopierte  Tizians  Venus  und  Tintoretto,  die  Bazire  »des  miracles  de  repro- 
duction«  genannt  hat.  Nach  diesen  Reisen  nun  entsteht  das  Bild  La  nymphe 
surprise.  Es  ist  ein  Werk,  das  den  Manet  von  1859  bis  1863  mit  einer 
Klarheit  zeigt,  wie  es  das  Dejeuner  sur  l'herbe,  die  Olympia,  die  Nana  und 
die  Bar  aux  Folies  Bergeres  für  die  späteren  Stadien  seiner  Entwickelung 
tun.  Wäre  alles,  was  Manet  gemacht  hat  (und  es  ist  unendlich  viel,  quanti¬ 
tativ  und  qualitativ),  verschollen,  außer  diesen  Werken,  so  läge  dennoch 
Manets  Weg  mit  vollkommener  Deutlichkeit  vor  Augen;  wie  man  sagen  darf, 
daß  Manets  Können,  wenn  auch  schwieriger,  sich  bloß  in  den  Stilleben 
seiner  letzten  Periode  der  Krankheit  offenbaren  würde.  Von  der  Nymphe 
surprise  geht  es  geradeswegs  zum  Dejeuner,  und  von  da  zur  Olympia  und 
Nana.  Man  kann  an  diesen  Werken  den  ganzen  Manet  schildern. 

Man  fragt  mit  Recht  nach  einer  Interpretation  der  Tatsache,  daß  Manet  aus 
5  oder  6  Werken  zu  umzeichnen  ist.  Mit  der  Erklärung  hat  man  zugleich 
das  Charakteristische  von  Manets  Wesen.  Daß  jedes  der  Werke  das  je¬ 
weilige  Stadium  seiner  Entwickelung  gibt,  begründet  sich  aus  der  Intensität, 
mit  der  er  es  schuf.  Einige  haben  der  Zeit  eines  Jahres  und  länger  bedurft, 
um  sich  zu  vollenden.  Mehrere  Fassungen  gibt  es  von  jedem  Bild;  Studien 
sind  in  Fülle  vorhanden.  Daraus  folgt,  daß  Manet  sich  Aufgaben  stellte, 
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die  aus  einer  teils  sinnlichen  teils  psychischen  Leidenschaft  zur  Erfüllung 
gebracht  werden  mußten.  So  erklärt  sich  die  Tatsache,  daß  jedes  Bild 
ein  Stück  echtesten  Manet  offenbart.  Aus  allem  zusammen  findet 
sich  Manets  Wesen,  das  Synthetische  seines  Künstlertums.  Er  schuf  in 
diesen  Werken  kompositionell,  ganz  unimpressionistisch  kann  man  sagen. 
Er  schuf  sie  aus  einer  Komposition,  wie  Delacroix  oder  Ingres.  Was  ihn 
von  Delacroix  dann  trennt,  ist,  daß  Manets  Komposition  sinnlich  (die 
Fesselung  ans  Modell),  die  Delacroix’  geistig  war,  daß  dieser,  man  möchte 
einmal  sagen:  gotische,  Manet  antikische  Momente  besaß.  Der  Unterschied 
von  Ingres  liegt  im  Malerischen.  Ingres  schuf  la  belle  ligne,  Manet  das 
Sinnliche  durch  die  Farbe.  Und  es  ist,  um  das  Verhältnis  noch  weiter  zu 
beleuchten,  wieder  dies  Farbig-Malerische  Manets  in  gewissem  Sinn  Dela¬ 
croix  Verwandt,  wie  das  Antike  Ingres',  etwa  der  Odaliske,  in  Manets  Werk 
Olympia  Parallelen  hat.  In  der  Salle  des  Etats  des  Louvre  hängen  an  den 
vier  Eckwänden  die  Olympia,  die  Odaliske,  die  Dantebarke  und  die  Femmes 
d’Alger.  Manet  hängt  zwischen  zwei  Polen. 

Daß  Manet,  wie  es  die  Reihe  seiner  Hauptbilder  eben  beweist,  eine  starke, 
wenn  nicht  seine  eigentliche  Seite  in  einer  kompositionell  sich  äußernden, 
sinnlichen  Komposition  hat,  wird  oft  übersehen,  da  die  Darstellung  des  be¬ 
wunderungswürdigen  Reinsinnlichen  sie,  wie  man  zugeben  kann,  schwer  er¬ 
kennen  läßt.  Andrerseits  führt  die  Tatsache  im  Verständnis  Manets  irre, 
daß  neben  diesen  komponierten,  und  zwar,  prägnant  gesagt,  das  sinn¬ 
lich  Gefühlte  komponierenden  Hauptwerken  eine  Fülle  von  Bildern 
rein  impressionistischer  absichtsloser  Malerei  (es  sei  denn  der  Wille 
zur  bloßen  Einfühlung)  in  genialer  Äußerung  vorhanden  ist.  Dieser  Teil 
seines  Werkes  hat  dazu  verführt  ihn  zu  den  Genossen  des  Impressionisten¬ 
kreises  zu  rechnen.  Nicht  mit  Unrecht.  Doch  Manet  besitzt  mehr  als  diese 
eine  Seite,  die  ihn  zum  Anhänger  einer  Schule  machen  kann.  Er  erhebt  sich 
als  Individualität  darüber  hinaus,  durch  die  Eigenart,  die  ihn  eine  Olympia 
oder  Nana  zu  malen  befähigte. 

Wenn  man  die  Nymphe  surprise  oberflächlich  betrachtet,  so  sucht  der  In¬ 
stinkt  das  Fremde,  das,  was  noch  Beeinflussung  ist,  in  seinem  Ursprung  zu 
finden.  Unversehens  zielt  man  auf  Courbet.  Es  ist  ohne  Zweifel  etwas  vor¬ 
handen,  was  dies  rechtfertigen  könnte.  Der  Kopf  mit  den  lang  und  schwer 
über  den  Rücken  fallenden  Haarsträhnen,  die  Fülle  des  Körpers  und  die 
Gedrängtheit  der  Stellung  haben  um  Manet  die  Legende  einer  Courbetschen 
Beeinflussung,  ja  Abhängigkeit  gebildet.  Für  uns  heute  steht  außerdem 
neben  diesen  ähnlich  empfundenen  Merkmalen  nun  noch  die  Wucht  dieser 
Legende,  die  uns  beeinflussen  will.  Doch  nach  längerm  Bemühen  sieht  man 
den  Fehler  der  Betrachtung  ein,  und  es  erweist  sich,  daß  zwar  von  Courbet 
etwas  in  der  Behandlung  des  Kopfes  mit  dem  niederfallenden  Haar  liegt, 
im  übrigen  aber  die  Prüfung  nichts  Courbet  mehr  Entgegengesetztes  als  den 
venetianischen  Einfluß  auf  findet.  Man  sieht  Tintoretto.  Das  Linienspiel,  der 
poetische  Einschlag,  der  Versuch  einer  Veredelung  des  Modells,  statt  einer 
im  Sinn  Courbets  liegenden  Bekräftigung  des  Physiologischen,  das  entfallene 
Perlenband  und  nicht  zuletzt  die  Landschaft,  alles  das  ist  venezianisch, 
Tintoretto.  Die  Behandlung  der  Malerei  dagegen  scheint  auf  Tizian  zu 
deuten,  der,  wie  man  in  der  Folge  sieht,  den  tiefem  Einfluß  auf  Manet  hatte. 
Das  ist  mehr  übertragen  als  tatsächlich  zu  verstehen.  Denn  arbeitete  der 
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Venezianer  mit  Übermalungen  und  Lasuren,  so  bildet  Manet  schon  jetzt  alles 
aus  einer  gleiche  Moleküle  enthaltenden  Dichtigkeit  der  Farbe.  Nie  löst 
Manet  den  Stoff  durch  flüssige  Mittel.  Tizian,  der  es  mit  wunderbarer  Vir¬ 
tuosität  tat,  stand  hinter  diesen  Feinheiten  technischen  Könnens  mit  seiner 
kraftstrotzenden  Fülle  von  Vitalität,  Manet,  dessen  Technik,  aus  voller  Farbe 
auf  gebaut,  die  Kraft  des  Mittels  besitzt,  die  ihn,  wie  in  seinen  Tizian-  und 
Tintorettokopieen,  den  Venezianern  mit  einer  bei  ihnen  bloß  latent  vorhan¬ 
denen  Art  entgegentreten  lassen,  hat  dagegen  nicht  die  Lebensfülle  Tizians. 
Er  ist  uns  verwandter,  wie  uns  Tizian  fremder  ist,  durch  das  Moderne,  die 
Vergeistigung  des  vollen  Mittels.  Eben  diese  reine  volle  Farbe  ist  etwas,  das 
ihn  den  Spaniern  verbindet,  das  ihn  zu  Velazquez  führt.  Ist  die  Nymphe  sur- 
prise  ein  Beginn  aus  Venedig,  der  seine  Reife  im  Dejeuner  sur  l’herbe 
erhält,  so  ist  noch  ein  nicht  weniger  interessanter  Anfang  in  Spanien.  Wie 
Courbet  versuchte  Manet  Spanien  zu  erobern.  Was  Courbet  halb  gelang,  er¬ 
reichte  Manet  ganz.  Das  Merkwürdige  ist,  daß  ihm  der  Besitz  Spaniens  wie 
eine  Selbstverständlichkeit  gelang,  er  ihn,  von  Paris,  vom  Louvre  aus  er¬ 
reichte.  Er  setzte  sich  mit  ihm  auseinander  und  war  ein  fertiger  Meister,  ehe 
er  nach  Spanien  auf  14  unbequeme  Tage  ging.  Es  hätte  der  Reise,  we¬ 
nigstens  was  sein  Werk  angeht,  nicht  bedurft.  Spanien  lag  latent  immer  in 
seinem  Wesen.  Der  Louvre  vermochte  es  in  ihm  lebendig  zu  machen.  Das 
spanische  Ballett  mit  Lola  de  Valence,  das  1860  nach  Paris  kam,  genügte 
für  die  Entdeckung  des  in  der  Bewegung  liegenden  Temperaments  der  Rasse. 
Velazquez  wurde  von  Manet  schon  1858  kopiert.  Manets  Werke  L’enfant 
au  chien  /1860/,  Le  torero  mort  /1864/  scheinen  noch  eine  Auseinander¬ 
setzung  mit  Velazquez  zu  sein.  Sie  sind  jedoch  eine  Behauptung.  Ve¬ 
lazquez,  dessen  Ziel  in  einem  kostbar-gemachten  Illusionismus  beruht,  den 
er  mit  unerhörtem  Können  äußert,  ist  im  Grunde  kalt.  Seine  Farbe  dient,  ist 
Mittel,  hat  keinen  lebendigen  Anteil.  Anders  ist  Manet.  Seine  Farbe  ist  be¬ 
seelt,  sein  Strich  ist  nervös  und  ordnet  die  Feinheiten  zu  lebendigem  An¬ 
teil.  Velazquez  wird  oft  künstlich,  so  illusionistisch  er  ist;  Manet  wird  es 
nie,  wird  primitiv  dem  gegenüber,  so  preziös  er  in  den  Wirkungen  sein  kann. 

Was  Manet  in  der  spanischen  Kunst  suchte,  war  die  Art  der  Verwendung 
der  Farbe,  eine  Art,  die  sich  notdürftig  durch  die  Andeutung  interpretieren 
läßt,  daß  die  spanische  Koloristik  eine  gewisse  Reduktion  auf  den  Kontrast 
von  Schwarz  und  Weiß  suchte.  Manets  Ecco  homo  /1864/,  die  Victorine 
Meurend  en  costume  d'espada  /1862/  besitzen  diese  Reduktion.  Die  Musique 
aux  Tuileries  und  auch  das  Dejeuner  sur  l’herbe  hat  sie.  Sie  bildet  den 
geistigen  Fonds  in  Manets  Malerei  und  fällt  mit  seiner  Fähigkeit  zur  Syn¬ 
these  nahezu  zusammen.  Im  Grunde  lag  auch  sie  schon  in  ihm.  Da  Manet 
das  Spanische  traf,  ohne  in  Spanien  gewesen  zu  sein,  da  er  spanischer 
sein  kann  als  Velazquez,  so  kann  man  auch  nicht  eigentlich  sagen,  daß  ein 
Einfluß  vorhanden  sei.  Es  ist  wohl  am  klarsten  so  auszudrücken,  daß  Manet 
die  Quintessenz  der  spanischen  Kunst  eingeboren  war,  er  suchte  sie  nur 
noch,  weil  sie  ihm  innerlich  bekannt  war,  und  um  sein  Bewußtsein  zu  stärken. 
Äußerlich  reizte  ihn  die  Neuartigkeit  der  Motive. 

Die  Stützen,  die  Manet  in  Venedig  und  Spanien  als  die  in  ihm  als  geistige 
Organisation  vorhandenen  suchte,  verband  er  mit  der  ihm  eigenen  Kraft 
zur  Synthese.  Dieser  Eklektizismus ,  der  auch  Kultur  genannt  werden  kann, 
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Ist  französisch,  ist  pariserisch.  Daß  Manet  ihn  hatte,  bedingt  sein  Pariser- 
tum.  Sein  Werk  ist,  trotz  spanischer  und  venezianischer  Vorfahren  bis  ins 
letzte  französisch,  pariserisch.  Manet  liebte  seine  Stadt;  er  ist  wie  kein 
anderer  seiner  Epoche  mit  ihr  verwachsen.  Er  zog  aus  ihr,  aus  ihren  Frauen, 
ihren  berühmten  Männern  leidenschaftlich  den  Geist,  der  in  ihm  selbst  so 
lebendig  war.  Guys,  der  Zeichner,  der  das  Leben  des  Bois,  der  Boulevards 
mit  seinen  nervösen,  eleganten  Strichen  zeichnete,  Pissarro,  der  die  Land¬ 
schaft  der  Straßen  und  Plätze  in  Paris  fand  und  in  farbigen  Kostbarkeiten 
festhielt,  sie  sehen  Paris  in  der  Erscheinung.  Manet  fühlte  Paris;  er  gab  den 
Geist.  Der  ist  in  seinem  Werk  La  Musique  aux  Tuileries  /1862/,  und  er  ist 
stärker  noch  in  seinen  vielen  Porträts;  am  sublimsten  im  Dejeuner  sur  l’herbe 
und  in  der  Olympia.  Man  k^nn  sein  Parisertum  gleichsetzen  mit  Kultur. 
Der  eigentlich  tiefe  Sinn  der  Stadt  Paris  ist  das  Kulturelle:  die  Kraft  zu 
sammeln,  restlos  in  sich  aufzunehmen,  mit  klar  gerundeter,  schöner  Geste 
den  erworbenen  fremdartigen  Besitz  als  Eigenes  wiederzugeben;  in  einer 
vollendeten  Periode  des  Satzes  mit  schwingendem  Rhythmus  davon  zu 
sprechen,  es  damit  schon  zur  eigenen  Kultur  umbildend.  So  war  auch  Manet 
durchaus.  Die  vornehme  Eleganz  der  Kleidung,  die  Ablehnung  des  Außer¬ 
gewöhnlichen,  der  Boheme,  sind  äußerliche  Erscheinungen,  und  doch  nicht 
minder  bezeichnend.  Das  Harmonische  im  Werk,  im  Menschen  und  in  den 
Beziehungen  zwischen  beiden,  ist  der  Sinn.  Manet  drängte  sich  durchaus 
nicht  zur  Führerschaft  im  Cafe  Guerbois,  wo  die  jungmalerische  Bewegung 
mit  ein  wenig  revolutionärer  Attitüde  sich  zusammenfand.  Er  hat  mit  Ab¬ 
sicht  nie  etwas  dazu  getan  der  Häuptling  der  Impressionisten  zu  sein;  er  war 
es  wider  Willen  durch  das  Hervorragende  seiner  ganzen  Person.  Ihm  war  das 
Aufsehen,  das  jedesmal  seine  Werke  durch  die  leidenschaftliche  Anfeindung 
erreichten,  verhaßt.  Er  spöttelte  über  Courbet,  der  nichts  unterließ,  pour 
epater  le  bourgeois.  Er  machte  auch  die  Ausstellung,  die  Manet,  Pissarro 
und  Degas  in  einer  Mietswohnung  am  Boulevard  des  Capucines  unter  dem 
Namen  Societe  anonyme  des  artistes  peintres,  sculpteurs  et  graveurs  auf 
eigene  Faust  als  geschlossenen  Vorstoß  der  neuen  Malerei  auf  den  Bourgeois 
und  die  akademische  Kunst  unternahmen,  nicht  mit,  was  ihm  die  Bezeich¬ 
nung  lächeur  eintrug  und  ihn  den  Freunden  etwas  entfremdete.  Er  wollte 
und  konnte  sich  nicht  von  jenen  Konventionen,  die  der  Fond  jeder  echten 
Kultur  sind,  lossagen.  Andrerseits  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  sein 
Genie  und  sein  Charakter  ihm  Konzessionen  verboten.  Er  fühlte  sich  nicht 
im  Gegensatz  zur  Außenwelt,  und  da  diese  es  dennoch  zu  fühlen  meinte, 
wartete  er  gelassen,  bis  ihr  die  richtige  Erkenntnis  kam.  In  diesem  Sinn 
ähnelt  er  Goethe.  Und  hier  kann  man  zugleich  eine  kleine  Parellele  an¬ 
fügen,  die  Manets  Verhältnis  zum  Spanischen  erklärt.  Was  für  Goethe, 
dem  echte  Konvention,  die  Gleichheit  mit  der  Umwelt  und  die  schöne  Har¬ 
monie  des  Persönlichen  notwendige  Selbstverständlichkeiten  waren,  das 
Griechische  bedeutete,  für  Delacroix  der  Orient,  das  war  für  Manet  Spanien. 
Er  erfaßte  Spanien  und  zog  es  zu  sich  hinüber,  soweit  er  es  brauchte; 
nicht  Spanien  erfaßte  ihn.  Er  holte  sich  aus  Venedig  das  ihm  Notwendige 
und  war  mehr  Manet,  pariserischer  als  zuvor. 

Das  Dejeuner  sur  l'herbe,  das,  wie  gesagt,  auf  die  Nymphe  surprise  mit  ihrem 
noch  erkennbaren  venezianischen  Einfluß  zurückgeht,  ist  der  vollkommene 
Ausdruck  des  Manet  von  1863  und  hat  ganz  französischen  Geist.  Gerade  die 
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Empfindung  dieses  rein  Französischen,  allerdings  in  einer  neuen  Geste  dar¬ 
geboten,  erregte  wahrscheinlich  so  die  Menge,  Das  Bild  geht,  wie  Gustav 
Pauli  nachgewiesen  hat,  kompositionell  auf  einen  Stich  Marc  Antons  nach 
Raffael,  Paris’  Urteil,  zurück.  So  stark  ist  die  Tradition  Italiens,  und  so 
völlig  ist  sie  in  Manet  sublimiert,  daß  man  nicht  nur  seinen  Augen  nicht 
trauen  sondern  sagen  möchte,  Manets  Komposition  besäße  Priorität.  Ob¬ 
gleich  bis  auf  kleine  und  erst  in  der  Folge  zu  entdeckende  höchst  wichtige 
Veränderungen  die  Haltung  in  Manets  Bild  der  der  Flußgötter  entspricht, 
ist  gar  nichts  Gemeinsames  vorhanden.  Die  Farbe,  Manets  concision  dans 
l’art,  sein  Genie  verändert  völlig,  schafft  ein  Neues,  das  die  Selbstverständ¬ 
lichkeit  des  großen  Werkes  hat  —  und  dennoch  die  Tradition  besitzt:  darin 
liegt  Manet,  mit  seinem  Wesen,  seiner  Kunst,  seiner  historischen  Bedeutung 
und  seinem  nie  zu  schmälernden  Wert.  Das  Bild  hat  malerisch  höchste 
Qualitäten.  Der  Frauenakt  hat  jene  flächenhafte,  scheinbar  gar  nicht  mo¬ 
difizierte  Helligkeit,  nur  von  zartem  Schatten  umspielt  wie  die  spätere 
Olympia.  Die  Kleider  der  Männer,  im  nur  hin  und  wieder  ins  Bräunliche 
spielenden  Schwarz  stehen  in  scharfem  Kontrast  dem  gegenüber.  Es  ist  die 
Reduktion  der  Farbe  auf  den  Kontrast  Schwarz-Weiß.  Und  doch  ist  es 
Farbe,  belebte,  höchst  sensitiv  belebte  Farbe;  nichts  ist  weiter  von  gra¬ 
phischer  Wirkung  entfernt  als  Manets  Malerei.  Doch  es  ist  kein  Pleinair, 
kein  impressionistisches  schnelles  Abschreiben.  Die  Landschaft  wurde  kurz 
in  der  Umgebung  von  Paris  skizziert,  und  das  Bild  im  Atelier  aus¬ 
geführt.  Aus  Teilskizzen  organisierte  Manet  das  Bild  zu  einer  fast  voll¬ 
kommenen,  klaren  und  selbstverständlich  wirkenden  Synthese,  die  dem  rein 
impressionistischen  Pleinairisten  nie  gelingen  kann.  Das  ist  das  Wichtigste 
an  Manet:  die  Kraft  zusammenzuschweißen,  aus  Stimmen  ein  Orchester 
zu  bilden.  Ist  der  absolut  restlose  Zusammenschluß  im  Dejeuner  nicht  ganz 
geglückt  (über  die  Notwendigkeit  der  Badenden  im  Hintergrund  und  des  an 
sich  bewunderungswürdig  gemalten,  aber  abschweifenden  Stillebens  in  der 
linken  Ecke  des  Bildes  läßt  sich  einiges  sagen),  so  ist  die  Vollkommenheit 
der  Absichten  Manets  in  der  Olympia  erreicht.  Wieder  ist  die  Reduktion  der 
Farbe  auf  den  Schwarz-Weiß-Kontrast  der  eine  kompositionelle  Faktor: 
der  klare,  in  einem  anbetungswürdigen  Rhythmus  der  Linien  auf  weißem 
Bett  liegende  Leib,  dem  die  bräunlich-schwarze  Tiefe,  auf  dem  der  Neger¬ 
kopf  und  der  Kater  ruhen,  gegenübersteht.  Weiß  auf  Weiß  und  Schwarz 
auf  Schwarz.  Der  Kater  ist  so  gestellt,  daß  die  weiße  Fläche  ihn  nicht 
nennenswert  begrenzt,  wodurch  er  ein  bloßer  Flecken  geworden  wäre;  das 
braune  Haar  des  Mädchens  steht  desgleichen  auf  dunklem  Grund.  Nur 
die  helle  Haarschleife  und  der  Turban  der  Negerin  sind  als  Pointen  des 
Lichten  in  dem  Dunkel  gewissermaßen  ausgespart.  Und  welche  Fülle  von 
Valeurs  bewegen  diese  beiden  großen  Kontraste.  Der  elfenbeinerne  Ton  des 
Leibes  hat  kaum  sichtbare  Spuren  eines  hingehauchten  Rosas,  das  erst  im 
Busen  und  im  Gesicht  deutlicher  wird.  Der  warme  Körper  liegt  auf  einem 
Schal,  der  nur  durch  eine  Nuance  sich  vom  Ton  der  Haut  unterscheidet, 
und  in  ihm  tauchen  die  zartesten  Farben  des  Musters  auf.  Dazu  steht  die 
Kühle  des  Bettes  mit  grauen  und  bräunlichen  Varianten.  Das  Goldgelb  des 
hinreißend  gemalten  Schuhes  mit  den  echt  Manetschen  himmelblauen 
Rüschen  liegt  wie  eine  Kostbarkeit  darauf.  Es  ist  merkwürdig:  Das  Gefühl 
eines  Kostbaren,  unerhört  Seltenen  an  Schönheit  und  Wert  nimmt  nach  und 
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nach  die  Seele  des  Beschauers  gefangen,  wie  ein  edelsteinüberladenes  Ma¬ 
rienbild  den  naiven  Gläubigen.  Und  doch,  obgleich  das  Bild  einen  Extrakt 
an  Verfeinerung,  an  Kultur  und  allem  dem  auszuströmen  scheint,  was  der 
Mensch  im  Sinnlich-Sichtbaren  sich  als  Ideal  vorzustellen  imstande  ist, 
findet  sich  in  ihm  nicht  eine  Spur  von  Artistik,  einem  preziösen  Willen  zum 
Bijouteriehaften.  Denn  alles  lebt.  Mag  das  Bild  in  der  Ferne  eine  Ingres- 
sche  Kühle  besitzen,  die  Nähe  tut  ein  Leben  der  Farbe,  des  Striches  auf,  das 
überwältigt.  Ingres  verharrt  stets  in  der  Kälte.  Die  bloße  Lage  des  Pinsel¬ 
striches  mit  der  gleichen  Farbe  schafft  bei  Manet  Nuancen.  Der  Strich 
zittert,  ist  erfüllt  mit  höchster  Spannung  von  lebendiger  Nervosität,  so 
winzig  oder  breit  er  ist,  greift  in  die  hundertfachen  anderen  ein  und  organi¬ 
siert  sich  mit  ihnen  zu  einer  klaren  Harmonie.  Er  schafft  aus  der  Reduktion 
das  unerhörte  Leben.  Velazquez  gelang  nur  die  kalte  Kostbarkeit,  da  er,  so 
seltsam  es  klingen  mag,  nicht  etwas  von  Grecos  Pinselführung  hatte.  Manet 
besitzt  latent  in  seinem  Strich  Momente,  die  die  Erscheinung  Cezannes 
ahnen  lassen. 

Die  Olympia  ist  der  restlose  Ausdruck  dessen,  was  Manet  war,  die  Quint¬ 
essenz  des  Geistes,  der  seine,  auf  lebendig  erfaßte  Konvention  sich  stützende 
höchste  Kultur  mit  der  kraftvollen  Schönheit  des  Wirklichen  zu  einer  Har¬ 
monie  verband.  Was  nach  der  Olympia  kommt,  ist  eine  Steigerung  des 
Könnens.  Die  Hand  schafft  meisterlicher;  das  Auge  wird  noch  umfassender 
in  seinen  Entdeckungen.  Die  psychische  Höhe  wird  nicht  mehr  überstiegen. 
Der  Strich  wird  noch  ausdrucksfähiger,  indem  er  im  Pleinair  gestaltet. 
Die  Marinen  entstehen,  Manet  arbeitet  in  Argenteuil;  Porträts  in  Fülle, 
darunter  das  Fabelhafte  der  Rosita  Mauri  werden  geschaffen,  das  Können 
wächst  ins  Ungeheure.  Er  strotzt  förmlich:  wie  in  der  Nana.  Zugleich  ist 
die  Reduktion  der  Farbe  auf  den  Kontrast  Schwarz-Weiß  nahezu  ver¬ 
schwunden.  Das  Detail,  ehedem  unter  der  Sparsamkeit,  die  die  Synthese 
verlangte*  ausgemerzt,  wenn  auch  mit  wenig  Neigung,  tritt  verlockend  auf. 
Man  fühlt,  es  ist  unnötig,  und  liebt  es  doch;  denn  wie  ist  es  gemalt!  Das 
Genie  des  Stillebens  äußert  sich  ungezwungener.  Jener  Manet,  der  Damen¬ 
hüte  um  ihrer  selbst  willen  gemalt  hat,  gibt  jetzt  den  blauen  Atlas  der 
Corsage,  den  Batist  der  Dessous  der  großen  Kokotte. 

Die  Nana  ist  aus  den  Erfahrungen  des  Freilichtmalers  geschaffen.  Der 
Balkon  /1869/  ist  eine  Dissonanz,  weil  er  Freilicht  geben  wollte,  das 
Atelier  war.  Es  wirkt  unnatürlich,  weil  es  das  Freilicht  des  Alltäglichen 
ist.  Im  Dejeuner  sur  l'herbe  ist  nichts  Unechtes  zu  spüren.  Man  fühlt,  daß 
das  Licht  nicht  zufällige  Erscheinung  sondern  kompositioneil  diszipliniert  ist. 
Die  Wirkung  ist  nicht  alltäglich  sondern  gewissermaßen  gehoben.  In  der  Nana 
nun  wird  die  Erfahrung  des  Landschafters  in  Argenteuil  verwertet.  Sie  ist 
dadurch  eine  restlose  Leistung  des  Könnens.  Wie  die  Wiedergabe  des  an¬ 
gestrichenen  braunen  Fußbodens,  mit  den  Veränderungen  des  durch  das 
unsichtbare  Fenster  hereinflutenden  Lichtes  natürlich  ist,  macht  staunen. 
Das  Werk  ist,  wie  man  im  Malerjargon  sagt:  gekonnt.  Das  Sujet  ärgert, 
und  das  ganze  Bild  läßt,  trotz  der  Bewunderung,  kalt.  Man  fühlt  sich  nicht 
beschenkt  wie  vor  der  Olympia.  Unter  den  Freilichtwerken  ragen  beson¬ 
ders  die  Rue  de  Berne-Bilder  hervor.  Die  Hitze  brütet  geradezu  und  hat 
suggestive  Wirkungen  auf  den  Beschauer,  und  doch  möchte  man  paradox 
sagen,  daß  sie  kalt  läßt.  Das  ist  Virtuosität,  die  zwar  Monet  bis  Sisley 
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mit  einem  Armstoß  in  das  Sekundäre  stößt,  aber  bei  Manet  nicht  be¬ 
friedigt.  Die  Serre  /1879/,  die  eine  bei  Manet  selten  bemerkte  Epik  des  Ma¬ 
lerischen  hat,  übertrifft  noch  die  Nana  an  Können. 

Das  letzte  der  gewissermaßen  Manets  Entwickelungsstadien  repräsentieren¬ 
den  Hauptwerke,  die  Bar  aux  Folies  Bergeres,  ist  eine  Dissonanz.  Manet 
wollte  zu  viel  und  konnte,  fast  zum  erstenmal  in  seinem  Leben,  nicht  mehr. 
Das  Leiden,  die  Paralyse,  kündigt  sich  an.  Die  Wirkung  des  Spiegels  hinter 
dem  Mädchen  ist  verfehlt  und  kaum  ersichtbar.  Die  Flaschen,  in  der  re¬ 
duktiven  Art  Manets  gemacht,  sind  fast  graphisch,  malerisch  nicht  sehr 
belebt.  Nur  das  Gesicht  mit  dem  fabelhaften  blonden  Haar  weist  auf  die 
Olympia  zurück.  Und  das  Glas  mit  der  Rose  bereitet  auf  die  Genüsse  der 
Stilleben  vor,  die  Manet  jetzt,  mit  dem  Tod  ringend,  schuf.  Gelähmt  malte 
er  von  seinem  Stuhl  das  berühmte  Maison  ä  Rueil  / 1 882/,  das  Spargel¬ 
bündnis,  das  Liebermann  besitzt,  die  berühmte  Brioche  und  Blumen.  1883 
starb  er. 

Wie  schon  gesagt  wurde,  wären  nichts  als  diese  Stilleben  erhalten,  so  stünde 
der  Ruhm  von  Manets  Können  gesichert.  Der  Olympia  aber  bedarf  es,  um 
ihn  in  seiner  eigentlichen  Bedeutung  zu  erkennen.  Es  mag  manchen  er¬ 
staunen,  daß  immer  wieder  auf  die  Wichtigkeit  dieses  Bildes  und  etwa 
des  Dejeuner  sur  l’herbe  hingewiesen  wurde.  Mancher  glaubt  in  Manet  den 
Nurmaler,  den  rein  .Sinnliches  unerhört  sinnlich  wiedergebenden  Könner  zu 
sehen.  Er  will  die  hier  betonte  psychophysische  Konzeption  nur  in  dem 
Sinn  gelten  lassen,  wie  sie  jeder  Maler  als  die  grundlegende  Disziplin  be¬ 
sitzt.  Er  will  sie  nicht  als  bedeutungsvoll  auffassen.  Sie  ist  es  jedoch  ohne 
Zweifel.  Abgesehen  davon,  daß  dieses  seine  Begründung  in  der  Empfindung 
des  Betrachters  haben  kann,  deuten  Manets  ganzes  Wesen,  seine  historische 
Stellung,  sein  Besitz  an  Konventionen  darauf  hin.  Manets  Komposition  ist 
natürlich  nicht  die  eines  Stilisten,  doch  es  ist  auch  nicht  jene  bloß  not¬ 
wendige  des  Naturalisten.  Manet  steht  zwischen  den  beiden  Phasen  der 
Kunst,  die  man,  wie  im  Anfang  gesagt,  mit  den  verschiedensten  Namen  als 
Antithesen  zu  bezeichnen  pflegt,  obgleich  sie  immer  die  gleichen  sind:  das 
vorwiegend  Sinnlich-Natürliche  und  das  Geistig-Stilistische.  Manet  kommt 
von  der  absterbenden  Zeit,  deren  Siechtum  Couture  bedeutet,  und  führt  in 
eine  neue,  deren  Schöpfer  er  ist.  In  der  Mitte  seines  Werkes  werden  beide 
eine  Synthese:  die  Olympia,  Manets  Anfang  hat  Tradition,  nicht  jene  tote 
Tradition  eines  Couture  sondern,  wie  es  bei  einem  so  kraftvollen  Menschen 
wie  Manet  selbstverständlich  ist,  eine  lebendige  Tradition,  jener  Goethes 
ähnlich.  Er  ist  ein  letzter  und  zugleich  der  erste.  Er  ist  durchaus  har¬ 
monisch:  wenigstens  in  der  Olympia,  Er  komponierte  nicht  als  ein  Stilist 
um  Psychisches  so  weit  bloß  sinnlich  auszudrücken  wie  es  das  Verständnis 
eben  noch  braucht,  sondern  er  komponierte,  um  das  Sinnliche  von  Zufällig¬ 
keiten  zu  befreien  und  es  dadurch  in  seiner  Wirkung  über  dem  bloß  sinn¬ 
lichen  zum  psychischen  Erlebnis  werden  zu  lassen.  Dieser  in  ihm  liegende 
Trieb  bedingt  zugleich,  wie  zu  zeigen  versucht  wurde,  die  Reduktion  der 
Farbe  auf  den  Kontrast  Schwarz-Weiß  und  den  gleichsam  psychischen 
Strich.  Manet  gelingt  aber  doch  nur,  wie  man  sagen  möchte,  die  Organi¬ 
sation  des  Sinnlichen.  In  jenen  Bildern,  wo  er  den  rein  psychischen  Aus¬ 
druck,  auf  das  Sinnliche  gestützt,  wie  etwa  Delacroix  suchte,  in  dem  Christ 
aux  anges,  dem  Ecce  homo  und  vielleicht  in  der  Erschießung  Maximilians, 
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versagt  er.  Ohne  das  Modell  ist  er  unfähig,  aus  der  Vorstellung  vermag  er 
nicht  zu  schaffen;  da  erschlägt  das  Sinnliche  die  Idee,  die  von  ihm  losgelöst 
wirken  sollte. 

Manet  hat  die  Bestimmung  von  Tizian  und  Velazquez,  von  Delacroix  und 
Cezanne  mancherlei  mit  einer  schönen  Geste  harmonisch  als  einer  der 
größten  Meister  der  gesamten  Malerei  zu  vereinigen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WflLLY  ZEPLER  ■  DIE  HEUE  FRRU  IM  DER  MEUEM 
FRRUEMDICHTUMQ 

N  weniger  als  einem  halben  Jahrhundert  hat  sich  das  Schicksal  der 
Frauen  so  völlig  verwandelt,  daß  es  uns  zuweilen  scheint,  als  führe 
kaum  noch  eine  Brücke  von  einer  Generation  zur  andern.  Haben  sich 
hier  wirklich  innere  Veränderungen  vollzogen?  Stehen  wir  vor 
einem  andern  Sein,  einem  neuen  Denken  und  Fühlen,  oder  ist  nur 
ein  anderes  Tun,  eine  andere  Form  des  Wirkens  nach  außen  an  die  Stelle  des 
alten  getreten?  Unsere  Hoffnung  auf  eine  weite  Zukunftsentwickelung 
unseres  Geschlechts  steht  und  fällt  ja  mit  dem  Glauben,  daß  seine  Kräfte 
nur  in  der  Enge  des  bisherigen  fest  umgrenzten  Lebens  gefesselt  lagen,  daß 
auch  die  weibliche  Seele  in  der  stählenden  Luft  der  Freiheit  sich  dehnen, 
wachsen  und  sich  weiten  werde.  Solche  Veränderungen  freilich  vollenden  sich 
nicht  in  Jahren  oder  Jahrzehnten;  sie  ziehen  langsam  und  oft  wohl  unmerk¬ 
bar  feine  neue  Konturen  in  das  alte  Bild,  sie  schärfen  oder  verwischen  seine 
Linien  an  einzelnen  Stellen,  sie  verrücken  an  bestimmten  Punkten  Licht  und 
Schatten,  so  daß  nun  manches  klar  erkennbar  hervortritt,  was  früher  un¬ 
bemerkt  im  Dunkeln  lag.  Das  alles  mag  für  die  meisten  ganz  im  Unbewußten 
bleiben.  Eben  deshalb  wird  es  dort  wahrscheinlich  am  deutlichsten  zum  Aus¬ 
druck  kommen,  wo  die  Stimmen  aus  dem  Unbewußten  am  lautesten  sprechen: 
im  künstlerischen  Schaffen.  Da,  wo  Frauen  Frauen  schildern,  werden  sie 
ungewollt  ihren  Gestalten  die  Wesenszüge  leihen,  die  sie  in  sich  selbst  oder 
in  anderen  empfinden,  in  der  Frauenliteratur  werden  wir  also  das  Wesen 
der  neuen  Frau  zuerst  studieren  können. 

Oder  ist  dem  nicht  so?  Sehen  umgekehrt  vielleicht  die  Frauen  hier  am 
wenigsten  richtig,  weil  ihr  eigenes  Wünschen  und  Floffen  die  Klarheit  ihres 
Schauens  trübt,  weil  sie  nicht  wie  der  Gott,  der  darüber  steht,  gleichgültig 
Gutes  und  Böses  aus  ihrem  Füllhorn  schütten  sondern  mit  Liebe  und  Haß 
ihren  eigenen  Geschöpfen  begegnen?  In  der  Tat  haben  Männer  zuweilen 
ein  Frauenbuch  geschrieben,  das  mit  so  schonungsloser  Wahrhaftigkeit  in 
die  versteckten  Abgründe  einer  weiblichen  Seele  leuchtet  wie  die  Frauen 
selbem  es  nicht  häufig  wagen,  weil  so  etwas  wie  Mitleid  oder  Scham  sie 
hindert  die  tiefste  Schwäche  der  Geschlechtsgenossin  vor  dem  Blick  des 
Mannes  zu  enthüllen.  Doch  mögen  sie  auch  immer  noch  mancherlei  von 
dem  verschweigen,  was  sie  selber  wissen  (höchste  künstlerische  Freiheit 
werden  sie  freilich  erst  dann  erringen,  wenn  keine  Rücksicht  mehr  in  ihnen 
die  schrankenlose  Wahrheit  hemmt):  in  der  Welt  der  Dichterinnen  werden 
wir  dennoch  eine  Fülle  von  Material  zur  Analyse  der  weiblichen  Seelen¬ 
entwickelung  finden.  In  der  gesamten  Welt,  die  sie  uns  auf  bauen,  nicht  in 
ihr€:n  weiblichen  Gestalten  allein.  Denn  die  Frau  malt  sich  nicht  nur  in  der 
Frau,  sie  malt  sich  selbst  als  Künstlerin  vor  allem  auch  in  dem,,  was  aus  dem 
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Unterbewußtsein  in  ihr  aufquillt,  in  der  Fülle  der  Lebensströme,  aus  denen 
ihr  Inneres  Nahrung  zieht,  in  der  Nähr-  und  Schöpferkraft  des  eigenen 
Herzens,  die  das  Feuer  des  Lebens  immer  neu  entzündet,  wenn  das  Schicksal 
seine  Flamme  ganz  verzehrt  zu  haben  scheint.  Sie  malt  sich  in  der  Tiefe 
ihres  Verbunden seins  mit  allem  Lebendigen  außer  ihr,  mit  Bäumen  und 
Tieren,  mit  Wasser,  Luft  und  Himmel,  mit  den  Seelen  der  Menschen,  mit 
dem  unendlichen  All.  Gerade  darin,  in  diesem  Einssein  des  Dichters  selbst 
mit  dem  Kleinsten  und  Größten  in  allem  Geschaffenen  liegt  die  Gewalt,  die 
ein  individuelles  gleichgültiges  Erleben  zum  Symbol  des  ganzen  Daseins 
machen  kann,  zu  einer  fest  in  sich  geschlossenen  persönlichen  Schöpfung, 
die  gleich  allem  Persönlichen  so  nur  einmal  und  vor-  und  nachher  niemals 
wieder  da  ist.  Denn  innerhalb  der  Dichtung  steht  die  einzelne  Gestalt  ja 
nicht  allein  als  solche;  erst  in  der  Natur,  in  der  sich  ihr  Geschick  vollzieht, 
in  der  physischen  und  seelischen  Atmosphäre,  in  der  sie  atmet,  wird  sie 
zu  dem,  was  sie  ist  und  was  sie  dem  Künstler  bedeutet. 

Für  unser  Thema  ist  es  wichtig  sich  diesen  Zusammenhang  scharf  vor  Augen 
zu  halten.  Denn  dann  erst  gewinnt  man  den  rechten  Maßstab,  um  das  Wer¬ 
den  und  Wachsen  einer  großem  Welt  in  der  Frau  an  ihren  dichterischen 
Geschöpfen  zu  messen  und  das  Neue  auch  da  zu  sehen,  wo  scheinbar  nur 
in  einem  engen  Kreis  armselig  kleine  Menschenkinder  ihre  kleinen  Alltags¬ 
sorgen  durchleben.  Nur  macht  uns  das  umgekehrt  auch  wieder  schwer  die 
neuen  Frauentypen  gleichsam  an  einem  fortlaufenden  Faden  zu  verfolgen, 
aus  der  Fülle  der  geistigen  Bilder  nach  einer  bestimmten  Seite  hin  ein 
Kulturbild  herauszulösen.  Wir  müssen  uns  mindestens  bewußt  sein,  daß  wir 
bei  diesem  Versuch  die  literarischen  Typen  nach  einem  einseitigen  und  will¬ 
kürlichen  Kriterium  zusammenfassen,  und  zwar  nicht  nach  einem  künstleri¬ 
schen  sondern  einem  psychologisch- sozialen  Kriterium.  Unter  diesem  Vor¬ 
behalt  bleibt  dennoch  immer  das  zufällig  Herausgehobene  ein  Spiegel  der 
weiblichen  Seele  in  unserer  Zeit,  und  haben  wirklich  die  neuen  Lebensformen 
neue  psychische  Strahlungen  wachgerufen,  so  müssen  ihre  Reflexe  in  dem 
empfindlichen  Organ  der  dichterischen  Phantasie  unzweifelhaft  erkennbar 
werden. 

O  steckt  für  uns  der  Kern  des  neuen  Frauentums?  In  zwei 
Momenten:  einer  höhern  persönlichen  Freiheit,  der  Loslösung 
von  den  Gebundenheiten  des  Hauses  und  der  Sitte,  und  in  dem 
Hingegebensein  an  eine  erfüllende  Arbeit,  die  nicht  nur,  gleich 
der  frühem,  Selbstentäußerung,  völliges  Untertauchen  in  anderer 
Aufgaben  fordert  sondern  die  eigenen  Kräfte  zur  höchsten  Leistung 
spannt,  das  eigene  Wollen  in  den  Mittelpunkt  des  Daseins  rückt.  Freilich 
noch  mischt  sich  zu  viel  des  Alten  in  die  frischen  Lebenssäfte,  noch  sind 
an  allen  Ecken  und  Enden  die  Hemmungen  zu  stark,  als  daß  der  neue  weib¬ 
liche  Mensch  sich  schon  in  voller  Selbstherrlichkeit  entfalten  könnte.  Und 
in  der  Tat  zeigt  sich  das  auch  in  der  Kunst.  Wie  uns  in  der  Wirklichkeit 
unter  all  den  freien  Frauen  immer  noch  selten  der  Typus  begegnet,  den  wir 
bedingungslos  als  das  Sinnbild  des  werdenden  Frauenideals  bezeichnen 
möchten,  so  tragen  die  meisten  dichterischen  Gestalten  wohl  mancherlei 
Züge  dieses  Idealbilds,  fast  niemals  aber  verkörpern  sie  es  völlig. 

Eine  einzige  literarische  Figur  ist  mir  bekannt,  die  man  vielleicht  als  eine 
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vollendete  Darstellung  dieses  Neuen  ansehen  könnte:  die  Sabine  in  Ernst 
Rosmers  Dämmerung.1)  Sie  ist  schon  dadurch  bemerkenswert,  daß  sie  zu 
den  ganz  wenigen  gelungenen  Dramencharakteren  in  der  weiblichen  Dichtung 
gehört;  sie  ist  bemerkenswert  auch  als  Typus  der  Wissenschaftlerin,  der 
Ärztin,  der  künstlerisch  sonst  fast  noch  nie  verwertet  worden  ist.  Diese 
Sabine  ist  ein  Geschöpf  voll  echter  Menschlichkeit,  eine  Frau  von  klarer, 
ruhiger  Energie,  von  sicherer  Stärke  und  zugleich  von  zartester  Güte  und 
jener  vollkommenen  Hingabefähigkeit  an  andere,  die  man  immer  als  das 
Charakteristikum  des  alten,  unselbständigen  Frauentums  zu  rühmen  pflegte. 
Der  gesammelten  Kraft  ihres  Wesens,  das  sich  stets  nur  in  unpersönlichem 
Schaffen  ausgab,  bis  die  eine  große  Leidenschaft  ihr  ernstes  Leben  in  den 
Grundfesten  durchschütterte,  der  keuschen  Unberührtheit  ihrer  Seele  steht 
fast  in  allzu  umschatteten  Zügen  ein  anderer  Mädchentypus  gegenüber.  Es 
ist  eine  der  in  Weichlichkeit  großgezogenen  Treibhauspflanzen,  die  in  der 
ganzen  Welt  nur  den  Tummelplatz  ihrer  kleinen  Eitelkeiten  sehen,  und  auch 
da,  wo  ein  echtes  Gefühl  sie  treibt,  unfähig  sind  ihr  Ich  für  das  Glück  eines 
andern  zu  opfern. 

In  dieser  Sabine  ist  auch  der  Konflikt  schon  eigentlich  gelöst,  der  in  anderen 
Frauendichtungen  noch  immer  als  der  zentrale  für  die  Frau  erscheint:  der 
Widerstreit  zwischen  den  Forderungen  der  eigenen  Lebensarbeit  und  dem 
Wunsch  nach  absoluter  Hingabe  in  der  Liebe  und  Mutterschaft.  Es  ist  be¬ 
greiflich,  daß  der  innere  Kampf,  der  die  schaffende  Frau  so  oft  zwischen 
diesen  heterogenen  Aufgaben  zerreibt,  sich  der  Dichterin  am  reinsten  unter 
dem  Bild  der  produktiven  Künstlerin  darstellt,  die  sie  selbst  am  unmittel¬ 
barsten  empfindet,  und  in  deren  Seele  sich  jener  Konflikt  gerade  im  tiefsten 
Sinn  offenbart.  Denn  nicht  darin  gipfelt  er,  daß  er  von  der  Frau  eine  rein 
zeitliche  Teilung  in  der  Gebundenheit  an  zwei  getrennte  Pflichtenkreise 
fordert  (die  bei  körperlicher  Gesundheit  und  strenger  Sachlichkeit  immer¬ 
hin  noch  möglich  ist),  sondern  darin,  daß  er  sie  zwingt  mit  der  Konzen¬ 
trationskraft  des  Geistes,  mit  der  Leidenschaft  des  Gemüts  zwei  Flammen 
zu  speisen  und  so  stets  der  einen  um  der  andern  willen  die  Nahrung 
entreißt. 


Schon  vor  fast  2  Jahrzehnten  hat  uns  Helene  Böhlau  im  Rangierbahnhof 
das  erschütternde  Bild  hohen,  ringenden  Künstlertums  in  der  Seele  eines 
jungen  weiblichen  Menschen  gezeichnet,  der  schließlich  in  elender  Krank¬ 
heit  zugrunde  geht,  als  eben  seine  Kunst  zu  reifen  beginnt.2)  Dieses  Fatum, 
das  wie  viele  Einzelzüge  der  Dichtung  wohl  der  wirklichen  Lebenstragödie 
der  Marie  Baschkirtsew  nacherzählt  ist,  bricht  ein  Künstlerinnenleben  durch 
einen  brutalen  Schicksalseingriff  ab,  der  in  seiner  Furchtbarkeit  das  Typische 
des  Kampfes  wieder  auf  hebt.  Wir  fragen  uns:  Was  wäre  aus  dieser  Olly 
geworden,  wenn  sie  nicht  der  Tod  so  jäh  aus  ihrer  Bahn  gerissen  hätte?  Und 
wir  ahnen,  sie  wäre  dann  wohl  dem  philiströsen  Gatten  entflohen,  der  zwar 
auch  Maler,  aber  so  gar  nicht  Künstler  war,  und  hätte  sich  dem  kongenialen 
Freund  verbunden,  der  zugleich  ihrer  Kunst  der  berufene  Führer  und  Ge¬ 
nosse  wurde.  Dann  hätte  sich  für  sie  die  Dissonanz  des  Daseins  vielleicht 
in  jenem  höchsten  Einklang  zweier  Menschertherzen  aufgelöst,  für  die  kein 
Dualismus  zwischen  eigenem  Sein  und  Hingabe  an  den  Geliebten  mehr  be¬ 
steht,  weil  beide  im  innersten  Wesen  gleich  sind,  für  beide  die  Liebe  nur  den 

*)  Das  Drama  Dämmerung  von  Ernst  Rosmer  (Elsa  Bernstein)  erschien  1892  bei  S.  Fischer  in  Berlin. 

2)  Der  Roman  Der  Rangierbahnhof  von  Helene  Böhlau  erschien  1895  bei  Fleischei  in  Berlin. 
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notwendigen  Ausdruck  dieses  Gleichseins  bildet.  Damit  versänke  dann  frei¬ 
lich  nicht  nur  der  allgemeine  Lebenskonflikt  der  schaffenden  Frauen;  zu¬ 
gleich  erfüllte  sich  auch  das  reinste  Liebesideal  für  beide  Geschlechter,  das 
Ideal,  das  aller  Menschensehnsucht  innewohnt,  das  dem  erhabenen  Bild  der 
Liebeseinheit  in  Platos  Gastmahl  schon  zugrunde  liegt,  wie  es  sich  in  der 
Liebesphilosophie  der  feinsten  Männer  und  Frauen  unserer  Tage  spiegelt. 
Doch  dieses  höchste  Glück  wird  nur  für  einen  unter  Tausenden  zur  Wahr¬ 
heit,  und  während  die  Seele  in  unruhigen  Wünschen  nach  der  Erfüllung 
dieses  Traumes  sucht,  entflammt  die  Sinne  heißes  Begehren,  und  in  hundert 
wechselnden  Gestalten  trägt  die  befriedigungsdurstige  Phantasie  Schatten 
dieses  ersehnten  Erlebens  ins  Wirklichkeitsdasein  hinein.  Schatten  dieses 
Liebeserlebens,  Erregungen  des  Blutes,  leidenschaftliche  Aufwallungen,  alle 
die  seltsamen  Anziehungsgefühle,  die  einen  Menschen  so  oft  unentrinnbar 
an  einen  andern  ketten,  obgleich  er  weiß  und  fühlt,  daß  ihrn  selber  wesens¬ 
fremde  Mächte  ihn  bannen.  So  werden  zwei  Künstlerinnen,  Hans  von 
Kahlenbergs  Eva  Sehring  und  Gabriele  Reuters  Elena,  von  einer  Liebe  er¬ 
griffen,  die  unheilvoll  und  zerstörend  für  sie  werden  muß,  weil  nicht  ihre 
eigenste  Natur,  das  Wesentliche  in  ihnen  die  Gegenliebe  des  Mannes 
weckten,  sondern  nur  ihr  Weibtum,  ein  erotischer  Zauber,  der  von  ihnen  aus¬ 
ging  und  von  dem  andersartigen  Zauber  anderer  Frauen  bald  wieder  über¬ 
strahlt  werden  kann. 

In  Hans  »von  Kahlenbergs  Buch3)  verschwindet  eigentlich  die  Heldin  hinter 
der  Gestalt  eines  großen  männlichen  Künstlers,  eines  wilden,  in  Ausschwei¬ 
fung  und  Leidenschaften  zerstörten  Genies,  der  Eva  kaltblütig  seinen 
Künstlerzwecken  opfert.  Sein  Tod  erlöst  die  junge  Dulderin,  die  dann  nach 
Jahren  müder  Resignation  einen  Bund  mit  einem  andern  Mann  schließt,  der 
sie  stets  geliebt  hat  und  nun  ihr  Leben  wohl  zu  glücklicheren  Sternen  leitet. 
Denn  am  Schluß  heißt  es:  »Und  alles  ist  sehr  gut.«  In  diesem  Roman  hat 
uns  die  Dichterin  viel  gegeben.  Das  Leben  malt  sich  darin  auf  dem  Hinter¬ 
grund  des  Pariser  Boheme-  und  Künstlertums,  und  wir  spüren  seine  wahn¬ 
witzigen  Taumel,  sein  Elend,  seine  Qualen,  wie  seinen  farbentrunkenen 
Glanz.  Die  Figur  des  Henri  Reille  hat  manche  fein  gesehenen  Züge  <und  es 
ist  an  sich  ein  Zeichen  vertieften  Könnens,  wenn  eine  Frau  eine  so  kompli¬ 
zierte  männliche  Natur  zum  Leben  zu  wecken  weiß);  Eva  selbst  aber  ist  in 
den  Schatten  gerückt,  oder  die  Künstlerin  in  ihr  verbirgt  sich  doch  allzu 
sehr  hinter  dem  alten  Typus  des  liebenden  Weibes. 

Zwei  in  diesem  Punkt  verschiedene  geistige  Charaktere,  eine  Künstlerin,  in 
deren  Wesenszentrum  das  eigene  Gestalten  steht,  und  eine  andere,  für  die 
die  Liebe  das  wahre  Sein  ist,  stellt  Gabriele  Reuter  plastisch  in  ihrem  Früh- 
lingstaumel  gegen  einander.4)  Elena,  eine  bedeutende  Schauspielerin,  wird  in 
einer  Periode  tiefer  Kunstmüdigkeit  von  heißer  Liebesleidenschaft  für  einen 
Mann  ergriffen,  der  ihrem  Lebenskreis  und  ihrem  Fühlen  im  Grunde  völlig 
fernsteht,  und  doch  möchte  sie  ihm  ihr  Wesen  und  ihre  Kunst  zum  Opfer 
bringen,  wenn  sie  nur  seiner  Neigung  im  Innersten  sicher  wäre.  Sie  zerbricht 
beinahe  unter  der  schweren  Enttäuschung,  als  er  sich  in  philiströsem  Unver¬ 
ständnis  von  ihr  wendet  und  sich  mit  einer  andern  Frau  verbindet,  die  ihn 

3)  Der  Roman  Eva  Sehring  von  Hans  von  Kahlenberg  (Helene  Keßler-von  Monbart)  erschien  1901  bei 
S.  Fischer  in  Berlin. 

4|  Der  Roman  Frühlingstaumel  von  Gabriele  Reuter  erschien  1911  bei  S.  Fischer  in  Berlin  (dort  auch 
die  meisten  anderen  Bücher  der  Dichterin). 
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mit  grober  Koketterie  zu  erobern  verstand,  und  man  hat  das  Gefühl,  die 
Kunst  werde  Elena  nun  nur  noch  ein  Mittel  sein  sich  vor  der  Verzweiflung 
zu  retten,  ln  ganz  anderer  Selbständigkeit  und  Kraft  steht  neben  ihr  die 
Freundin,  die  Malerin  Drossel,  die  unter  schwerster  Entbehrung,  unter 
Widerwärtigkeiten  aller  Art  in  einsamer  Arbeit  ringt  die  Bilder  ihrer 
Künstlerphantasie  auf  die  Leinwand  zu  zwingen.  In  ihrem  Dasein  spielt  die 
Liebe  keine  Rolle;  sie  empfindet  die  Zärtlichkeit  eines  frischen,  kleinen 
Grafen  wie  ein  reizvolles  Ausruhen  in  ihrem  schweren  geistigen  Kampf  und 
löst  sich  ruhig  von  ihm,  als  sie  seiner  Gesellschaft  überdrüssig  ist.  In  ihr 
ist  eine  starke  Annäherung  an  das,  was  wir  gewöhnt  waren  für  männliche 
Art  zu  halten,  wie  wir  auch  dieses  beinahe  ausschließliche  Erfülltsein  von 
einer  Künstleridee  bisher  wohl  stets  als  männliche  Besonderheit  werteten. 
Aber  immer  bleibt  hier  noch  ein  Rest  bewußten  weiblichen  Kämpfertums. 
Die  Drossel  träumt  davon  auf  die  höchste  männliche  Künstlerhöhe  hinauf- 
zusteigen,  ihr  entschwindet  keinen  Augenblick  die  Idee  des  Unterschieds  im 
Wesen  der  Geschlechter. 

Völlig  ausgelöscht  ist  auch  dies  dagegen  in  einer  eigenartigen  weiblichen 
Künstlergestalt,  wohl  einer  der  am  feinsten  gesehenen  Frauenfiguren  über¬ 
haupt,  die  Frauenphantasie  geschaffen  hat:  in  Ricarda  Huchs  Rose  aus  Vita 
somnium  breve.5)  Wenn,  wie  wir  jetzt  geneigt  sind  zu  glauben,  die  höchsten 
Fähigkeiten  im  Menschen  ihren  Ursprung  in  dem  schöpferischen  Quell  des 
Gemüts  und  der  Phantasie,  nicht  in  der  reflektierenden  Tätigkeit  des  Geistes 
haben,  und  wenn  dies  für  den  Künstlergenius  mehr  noch  als  für  jeden  andern 
gilt,  so  kann  auch  die  Frau  erst  dann  in  den  Kreis  genialen  Schaffens  treten, 
wenn  auch  im  weiblichen  Geschlecht  der  Typus  des  naiven  Schöpfertums  ge¬ 
boren  wird,  des  völlig  unbewußten  Bildners,  der  wirklich  nur  als  das  blinde 
Werkzeug  in  der  Hand  einer  unbegreifbaren,  außersinnlichen  Gewalt  er¬ 
scheint.  Es  zeugt  schon  von  der  immer  tiefer  dringenden  Durchseelung  der 
Frauen,  daß  eine  Dichterin  solch  eine  naive  weibliche  Künstlernatur  in 
lebensvoller  Wahrheit  hinstellen  konnte.  Ricarda  Huchs  Rose  hat  »stille 
Götteraugen«,  und  sie  malt  in  ruhiger  Freude,  was  die  Götter  sie  schauen 
ließen,  Bäume  und  Menschen  und  Tiere,  die  wirklich  sind  und  doch  aus 
einem  Märchenland  zu  kommen  scheinen.  Und  aus  dem  Reich  des  Unbe¬ 
wußten,  der  ewigen  Notwendigkeit  stammt  auch  ihr  Lieben: 

»Seit  ich  dich  gesehen  hatte,  trug  ich  dich  in  mir,  aber  ein  guter  Genius  wachte 
still  über  deinem  verhüllten  Bilde,  um  mich  nicht  vor  der  Zeit  zu  erschrecken.  Wie 
du  nun  hier  vor  mir  standest,  erkannte  ich  dich  plötzlich  als  einen  Teil  von  mir  und 
erschrak  vor  der  Offenbarung,  die  mir  wurde  , . .« 

Solch  eine  Liebe  ist  unverrückbar  und  unvergänglich  wie  die  lebendige  Seele 
selbst.  Und  dennoch  kann  Rose  zu  dem  Geliebten  sagen:  »Mit  dem  Frei¬ 
herrn  [dessen  geistvollem  Lehrer  und  Freund]  könnte  ich  glücklich  leben, 
wenn  ich  dich  nicht  liebte.«  Zuletzt,  als  das  Schicksal  sie  unwiderruflich 
getrennt,  und  Rose  furchtbare  Schmerzenszeiten  durchlebt  hat,  die  alle 
Schönheit  in  ihr  in  tote  Traurigkeit  wandelten,  vereinigt  sie  wirklich  ihr 
Leben  mit  dem  des  Freiherrn,  und  nun  erzählen  sie  von  ihr:  sie  hätte  Kinder, 
und  ihre  Seele  sei  so  in  sie  ergossen,  daß  sie  jahrelang  nur  handwerksmäßig 
um  Geld  gemalt  und  es  kaum  als  Entbehrung  empfunden  habe;  sie  sähe  stets 
aus  wie  eine  Glückliche  und  bezweifele  sicher  nicht,  daß  das  Leben  sie  in 
wunderbarer  Weise  auf  die  Höhen  geführt  hätte,  wo  die  Auserwählten 


5)  Der  Roman  Vita  somnium  breve  von  Ricarda  Huch  erschien  1903  im  Inselverlag  in  Leipzig. 
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stehen.  Solch  eine  wahre  Auserwählte  hat  Ricarda  Huch  also  in  Rose  ge¬ 
schaffen,  eine  von  denen,  die  in  sich  selber  ruhen  und  deshalb  ihren  Weg  in 
unbeirrter  Sicherheit  gehen.  Doch  für  die  anderen  ist  damit  das  Lebens-  und 
Liebesrätsel  nicht  gelöst,  sie  können  es  nur  kämpfend  bezwingen.  Sie 
tragen  nicht  in  sich  die  zeugende  Fruchtbarkeit  des  Künstlertums,  sie  suchen 
in  der  Liebe  die  Ganzheit,  die  nicht  in  ihnen  selbst  ist.  Und  so  entsteht  das 
Problem,  das  freilich  nicht  mehr  ein  Frauen-  sondern  einfach  ein  Menschen¬ 
problem  ist,  uns  hier  aber  gerade  in  seinem  Einfluß  auf  das  weibliche  Gemüt 
interessiert:  wie  die  Liebe  diese  Ganzheitssehnsucht  befriedigen  kann. 

In  Gabriele  Reuters  Frühlingstaumel  klingt  ein  Ton  an,  der  in  vielen  dichte¬ 
rischen  Harmonieen  wiederkehrt:  die  Verzweiflung  über  die  unlösbare  Ein¬ 
samkeit  der  Seele,  die  auch  in  der  Liebe  vergebens  nach  Befreiung  aus 
diesem  ewigen  Fürsichsein  schreit.  Die  ganze  Liebesphilosophie  der 
Menschen  steht  im  Zusammenhang  mit  diesem  Einsamkeitsgefühl.  Ist  Liebe 
der  einfache  Reiz  der  Sinne,  aus  dem  nur  die  Phantasie  ein  Seligkeitsbild 
webt?  Ist  also  jene  wundersame  Empfindung  des  Ineinanderströmens  der 
Herzen  nur  eine  Täuschung,  die  in  dem  Augenblick  zerreißt,  in  dem  irgendein 
Lichtstrahl  von  außen  den  Zauberkreis  durchblitzt?  Dieses  Thema  der 
immerwährenden  Vereinsamung,  der  Fremdheit  auch  in  der  Liebe  ist  eins 
der  Lieblingsthemen  bei  Lou  Andreas-Salome.  Und  hier  ist  es  nicht  allein 
die  Leidenschaft  der  Frau  zum  Mann,  es  ist  die  tiefe  Hingebung  der  Seelen 
an  einen  andern  Menschen  überhaupt,  die  Liebe  des  Kindes  zum  Vater,  der 
Schwester  zur  Schwester,  der  Jugend  zu  dem,  der  ihren  Daseinstraum  ver¬ 
körpert,  die  stets  in  schmerzlicher  Enttäuschung  enden.  Am  merkwürdigsten 
wohl  in  der  Gestalt  der  Irene  aus  Zurück  ans  All.6)  »Wir  sind  noch  weit  vom 
Ziel,  er  und  ich,  und  doch  so  namenlos  glücklich«,  so  sagt  ein  schlichtes  All¬ 
tagskind  zu  Irene,  die  Gegengestalt,  die  Lou  Andreas-Salome  häufig  der 
Heldin  gegenüberstellt.  »Ich  glaube  nicht  daran,  daß  die  Liebe  uns  aus  un¬ 
serer  Vereinzelung  erlöst«,  antwortet  ihr  diese.  Diese  Irene  ist  eine  origi¬ 
nell  gesehene  Natur.  Eine  gewisse  Verwandtschaft  verbindet  sie  vielleicht 
mit  Ricarda  Huchs  Rose,  nur  daß  in  ihr  die  göttliche  Harmonie  der  schaffen¬ 
den  Künstlerin  in  harte  und  schmerzliche  Entsagung  verkehrt  ist.  Denn  ihr 
gab  das  Geschick  wohl  das  künstlerische  Schauen,  aber  es  versagte  ihr  die 
gestaltende  Kraft  und  ließ  so  den  unausgelösten  Schöpferdrang  wie  in  einem 
innern  Krampf  erstarren.  Ganz  einsam  und  in  sich  verschlossen,  in  erfolg¬ 
reicher  Arbeit,  aber  fast  außerhalb  aller  lebensdurstig  genießenden  Kreatur 
geht  Irene  ihren  Weg;  einen  Strahl  von  Freude  entlockten  ihr  nur  die 
Pflanzen  und  die  Tiere,  die  sie  hegt  und  pflegt,  von  der  Liebe  der  Menschen 
hält  sie  sich  fern. 

Aus  welchen  Reichen  stammt  die  Verzauberung  dieses  Gefühls?  Kommt 
sie  aus  der  Welt  der  Sinne  oder  aus  der  Welt  der  Seele?  Dem 
Mann  bedeutete  die  Liebe  nach  dem  allgemeinen  Glauben  ja  immer  etwas 
anderes,  weniger  und  mehr  als  der  Frau.  Für  ihn  war  ihr  Bild  reicher, 
bunter  und  mannigfaltiger.  Sie  war  ihm  nicht  der  eine  und  einzige  Gott  des 
Lebens,  neben  dem  es  keine  anderen  Götter  mehr  gab,  sie  war  ihm  auch 
nicht  wie  so  vielen  Frauen  die  Märchenfee,  der  man  nur  einmal  begegnete 
und  die  nie  wiederkehrte,  wenn  sie  entschwunden  war.  Dem  Mann  war  die 

6)  Die  Novelle  Zurück  ans  All  von  Lou  Andreas-Salome  findet  sich  in  ihrer  Novellensammlung  Men¬ 
schenkinder,  die  1899  bei  Cotta  in  Stuttgart  erschien  (im  gleichen  auch  alle  ihre  übrigen  poetischen  Werke) 
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Liebe  Reichtum  und  Schmuck  des  Daseins.  In  farbigen  wechselnden  Klängen 
trat  sie  ihm  nahe,  und  ihre  Melodieen  lockten  ihn  mit  immer  neuen  Zauber¬ 
tönen.  Sie  konnte  alles  sein:  wildes  Begehren,  leichtsinnig  kokettes  Spiel 
der  Sinne,  brausende  Leidenschaft,  bebende  Entzückung,  unsinnlich  seelische 
Ekstase  und  schließlich  die  Himmelsmacht,  die  höchste  Synthese  aller  dieser 
Formen,  die  Sinne  und  Seele,  das  Erdgeborene  wie  das  übersinnlich  Geistige 
im  Menschen  zugleich  umfängt.  Hier  eint  und  vermischt  sich  untrennbar 
das  subjektive  mit  dem  objektiven  Element  in  der  Liebe.  Wir  wissen  nicht 
mehr,  ob  die  zeugende  Phantasie  des  Liebenden  oder  ob  der  Reiz  des  Ge¬ 
liebten  der  schöpferische  Genius  des  Gefühls  ist:  denn  durch  die  Leiden¬ 
schaft  wird  alles  zu  einer  einzigen  leuchtenden  Flamme.  Mit  dem  Reichtum 
der  geistigen  Welt  wird  auch  für  die  Frau  die  Liebe  zu  dieser  innern 
Schöpfung,  die  ihr  auf-  und  niederwogendes  Leben  der  Quellkraft  der  eigenen 
Phantasie  entnimmt. 

ILDER  von  seltener  Innigkeit  und  Tiefe  entrollt  uns  in  ihrer  Dich¬ 
tung  Elisabeth  Siewert.7)  Ihr  ist  die  Natur  nicht  wie  so  vielen  nur 
der  zufällige  Schauplatz,  der  Hintergrund,  auf  dem  sich  Episoden 
aus  dem  Schicksal  der  Menschen  zeichnen;  ihr  wurzelt  der  Mensch 
wirklich  als  ein  Teil  des  Ganzen  im  All  der  Welt,  gleich  dem  Baum 
und  der  Pflanze,  gleich  den  Tieren  des  Waldes,  dem  schwellenden  und  ver¬ 
dämmernden  Licht  des  Tages,  der  Bewegung  der  Luft  und  des  Wassers,  den 
zauberischen  Schatten  der  Nacht  und  dem  Blühen  und  Welken  alles  Seienden. 
Deshalb  packt  uns  in  ihren  Büchern  etwas  von  den  Ahnungen  des  Unbe¬ 
greiflichen,  der  Schmerz  alles  Daseins  zieht  an  uns  vorüber,  aber  er  löst  sich 
in  der  wehmutsvollen  Erkenntnis  von  der  ewigen  Erneuerung  des  Lebens.  Die 
Liebe  wird  dieser  Dichterin  zum  Symbol  der  Seelen.  Wie  ihre  Frauen  immer 
wieder  zwei  bestimmten,  ähnlichen  und  doch  ganz  verschiedenen  Menschen¬ 
typen  angehören,  so  ist  bei  ihr  auch  die  Liebe  von  zweierlei  Art,  fast  könnte 
man  sagen:  sie  ist  der  Ausdruck  des  himmlischen  und  irdischen  Eros. 
Magdalene  und  Thekla  in  dem  Roman  Unvergessene  Menschen,  Lone  und 
die  Felsken  in  Lipskis  Sohn,  in  etwas  anderer  Weise  die  zwei  Schwestern, 
die  in  fast  allen  ihren  reizvollen  kleinen  Skizzen  wiederkehren:  das  sind  die 
Vertreterinnen  dieser  beiden  Arten.  Magdalene  und  Lone  gehören  zu  jenen 
harmonischen,  still  in  sich  ruhenden  Naturen,  die  in  der  alles  umschließenden 
Güte  ihres  Wesens  überall  Liebe  säen  und  Liebe  genießen  und  auch  im 
Druck  des  furchtbarsten  Schicksals  noch  etwas  wie  Beglücktheit  empfinden, 
weil  ihre  Liebeskraft  niemals  gebrochen  werden  kann  und  sie  leitet  selbst  im 
Tod  nur  die  läuternde  Größe  zu  sehen.  Diese  Frauen  umfangen  auch  den 
Mann,  dem  sie  hingegeben  sind,  mit  einem  fast  mütterlich  zärtlichen  schützen¬ 
den  Gefühl,  mit  nie  wankender  Treue;  die  Liebe  ist  ihnen  noch  in  der  leiden¬ 
schaftlichsten  Entflammung  eine  beinahe  heilige  Kraft.  Diesen  religiös  ge¬ 
stimmten  Frauen  stehen  die  weltlichen  gegenüber,  die  ewig  glutverzehrten, 
verlangenden,  durstenden,  für  die  die  Liebe  nur  der  Trank  ist,  um  ihre  heiße 
Sehnsucht  nach  einer  höhern  herrlichem  Welt  zu  kühlen,  und  die  diese  Sehn¬ 
sucht  doch  nicht  kühlen  können,  weil  sie  ihr  Wesen  selber  bildet.  Die 
romantische,  sensitiv  verfeinerte  Thekla  und  die  in  kräftigster  Derbheit 
strotzende,  wild  zugreifende  Felsken  (eine  dichterisch  prachtvoll  erfaßte 

7)  Die  beiden  Romane  Unvergessene  Menschen  und  Lipskis  Sohn  von  Elisabeth  Siewert  erschienen 
1912  und  1913  bei  S,  Fischer  in  Berlin.  Eine  Reihe  der  schönsten  Skizzen  und  Novellen  der  Dichterin  sind 
in  den  letzten  Jahren  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  veröffentlicht  worden. 
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und  mit  köstlicher  Plastik  hingestellte  Figur)  sind  in  all  ihrer  äußern  Gegen¬ 
sätzlichkeit  dennoch  Kinder  des  gleichen  Erden-  und  Himmelsverlangens.  Es 
sind  die  Phantasiereichen  unter  den  Frauen,  denen  wie  den  Männern  gleicher 
Art  Liebe,  Kunst,  Naturgefühl,  aller  Aufschwung  der  Seele  fast  in  ein  Er¬ 
leben  zusammenfließt,  die  Künstlernaturen,  denen  die  Kunstbegabung  ver¬ 
sagt  ist,  und  die  nun  in  der  Wirklichkeit  die  Nahrung  für  ihren  Schön¬ 
heitshunger  suchen. 

»Ach  ja,  die  ruhevollen  Bäume!  sie  erschienen  der  unruhvollen  Felsken  wie  lästige 
Prediger  mit  ihrer  großen  Geduld.  S  i  e  so  vollständig,  schön  versorgt  und  bekleidet, 
und  i  h  r  Herz  von  sengenden  Gefühlen  durchfressen,  voller  Makel.« 

Weil  dieser  Gegensatz  so  furchtbar  ist,  weil  sie  nicht  ruhevoll  und  schön 
sein  kann  wie  die  Bäume  oder  wie  das  Meer,  das  sie  einmal  sah,  weil  ihre 
schäumende  Tatkraft  sich  überall  an  der  Enge  des  Lebens  wund  stößt, 
darum  wird  die  Felsken  trotzig  und  böse. 

»Und  meine  Gefühle  hören  nicht  auf  wie  Vögel  mit  den  Köpfen  an  die  Wände  des 
gläsernen  Käfigs  zu  stürzen.  Das  ungeduldige  Herz  klopft,  klopft,  als  hätte  es  nun 
endlich  einen  andern  Rhythmus  verdient  und  sei  der  Einzelhaft  und  des  abgeson¬ 
derten  Daseins  müde;  es  möchte  sich  dahin  wenden,  wo  es  —  ach  ja,  wohin?« 
Und  anderswo: 

»Wohl  den  Unzufriedenen,  den  Unruhigen,  den  Hungrigen!  Wehe  den  Bescheidenen, 
Behaglichen,  Trägen!« 

Endlich  die  wunderschöne  und  echt  Siewertsche  Stelle: 

»Ist  es  nicht  im  Grunde  ganz  gleich,  wann  der  Vorhang  riß,  und  das  himmlische 
Genügen  den  Weg  zu  uns  fand?  Wenn  es  nur  einmal  den  Weg  zu  uns  fand,  kann 
es  jeden  Augenblick  wiederkommen.  Und  wenn  es  nicht  wiederkommt,  ist  das 
Wissen  darum,  daß  es  so  etwas  gibt  wie  himmlisches  Genügen,  nicht  genug  Glück? 
Ach,  es  ist  nicht  genug  Glück,  aber  das  liegt  an  unserer  Gier  und  Grobheit  und  der 
Entfremdung  von  unserer  tatsächlich  nährenden  Lebensquelle.« 

Ja,  das  »Genügen«  kommt  für  die  armen  sehnsüchtigen  Menschenkinder  eben 
nicht,  die  ewig  nach  der  trunkenen  Schönheit  der  hohen  weihevollen  Stunden 
dursten  und  in  all  dem  traurigen  Abstieg  bis  zu  Verfall  und  Tod  doch  nie¬ 
mals  auf  hören  wollen  wie  gefangene  Vögel  an  die  Wände  ihres  Käfigs  zu 
stoßen.  Und  die  so  sind,  würden  wohl  bald  an  ihrer  wilden  Sehnsucht 
sterben,  wenn  nicht  der  Schöpfergenius  ewiger  Wiedergeburt  auch  in  ihnen 
spräche,  wenn  sie  nicht  von  neuem  zur  Freude  erwachen  und  sich  eins  fühlen 
könnten  mit  der  Erhabenheit  des  Alls,  wenn  sie  nicht  wüßten,  »daß  das  Leben 
ringt  und  etwas  will,  irgendwo  hinaus  will,  außerhalb  des  Augenscheins«. 
Das  ist  der  Glaube,  der  schließlich  alle  Qual  versöhnend  löst.  Er  durch¬ 
leuchtet  Elisabeth  Siewerts  Welt  und  läßt  sie  jedes  Große  und  Kleine  dieser 
Erde  mit  jenem  echten  Humor  betrachten,  der  für  unsere  vergänglichen 
Schmerzen  zuletzt  doch  immer  noch  ein  melancholisch  heiteres  Lächeln  hat. 

RTHUR  Schnitzler  hat  in  einem  psychologisch  sehr  interessanten 
literarischen  Versuch  (der  zwar  nicht  direkt,' wohl  aber  dieses 
innern  Zusammenhangs  wegen  in  unser  Thema  gehört)  das  Problem 
behandelt,  welche  Liebes-  und  Lebensmöglichkeiten  wohl  in  einem 
Menschen  schlummern  mögen,  der  im  alltäglichen  Ablauf  einer 
bürgerlich  umhegten  Existenz  ein  unangefochten  ruhiges  Dasein  führt.  Eine 
junge  Frau,  die  den  ältern  Gatten  mit  zärtlicher  Treue  zu  lieben  glaubt,  wird 
von  ihm  der  Freiheit  und  ihren  Fährnissen  preisgegeben,  der  sie  folgen  solle, 
um  »das  tiefste  Geheimnis  ihrer  Seele  zu  wecken«  und  »ihr  Schicksal  zu  er¬ 
füllen«.  Schon  der  erste  Lockruf  aus  den  Klängen  einer  Hirtenflöte  zieht 
sie  nach  sich  mit  unwiderstehlicher  Gewalt.  Und  andere  Melodieen  tönen 
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und  rufen,  und  immer  wieder  folgt  sie,  in  Wonne,  in  Glut,  in  Wollust,  zu¬ 
letzt  in  Mord  und  Verderben.  Dann  kehrt  sie  zu  dem  Gatten  zurück,  der 
versprach  sie  stets  wieder  aufzunehmen,  ohne  je  dem  Schicksal  nachzufragen, 
das  sie  durchlebte.  Alle  Leidenschaften  haben  indessen  ihre  Runen  in  ihr 
Herz  gegraben.  Und  nun  klagt  sie  den  Mann  an,  der  sie  freiwillig  ihrem 
wilden  Geschick  in  die  Arme  trieb. 

»In  der  Beschränkung,  die  du  mir  zuerst  bereitet  und  wo  alles  Pflicht  wurde,  war 
mir  versagt  mich  zu  finden.  Im  Grenzenlosen,  wohin  du  mich  sandtest,  und  wo  alles 
Lockung  war,  mußte  ich  mich  verlieren.  Ich  weiß  nicht,  wer  ich  bin. . .  Wärst  du 
erschaudert  vor  dem  Hauch  der  tausend  Schicksale,  der  um  meine  Stirn  fließt,  so 
könnten  wir  einander  verstehen  ...  So  aber,  . . ,  graut  mich  vor  der  steinernen 
Fratze  deiner  Weisheit.« 

Mit  diesem  Schluß  gibt,  wie  mir  scheinen  will,  der  Dichter  sich  selber  un¬ 
recht.  Der  wahrhafte  Sinn  seiner  Dichtung  steckt  gerade  in  dem  tiefem  Er¬ 
kennen  seines  Weisen,  daß  ein  Mensch  sein  Leben  nur  erfüllte,  wenn  er  alle 
seine  Möglichkeiten  ausgeschöpft  hat.  Freilich,  welche  Möglichkeiten  in 
ihm  schlummern:  darauf  gerade  kommt  es  an.  Und  hier  steht  die  Frau 
der  Hirtenflöte  ganz  anders  da  als  die  Figur  des  männlichen  Geschlechts, 
die  man,  oberflächlich  gesehen,  ihr  an  die  Seite  stellen  möchte:  der  Don 
Juan.  Sie  ist  (bei  aller  Aktivität  im  Leben)  das  ewige  Passivum,  bestimmt 
von  Trieben,  die  sie  selber  nicht  zu  gestalten  vermag,  und  die  sie  am  Ende 
herunterziehen  und  sich  selbst  fremd  machen  müssen.  Während  Don  Juan 
den  Träumen  des  Herzens  nachgeht  und  in  dem  ewig  andern  Spiel  des 
Suchens  und  Findens  das  Verlangen  nach  dem  Urbild  seiner  Sehnsucht  formt 
und  umformt,  seine  Liebe  zur  einzigen  Donna  Anna  in  wahnsinnigem  Be¬ 
gehren  neu  schafft  (und  noch  die  Zerlinen  und  die  Kammermädchen  neben¬ 
bei  in  eine  Sphäre  hebt,  von  der  sie  nie  wieder  in  das  alte  Nichts  sinken 
können). 

Welch  ein  anderes  Gesicht  zeigt  vorläufig  der  weibliche  Don  Juan.  In  der 
Erzählung  Von  Paul  zu  Pedro  läßt  Gräfin  Reventlow  die  bunten  Liebes¬ 
episoden  einer  schönen  Frau  an  uns  vorüberziehen,  die  ihr  Abenteuerdrang 
in  einen  Wirbel  toller  Liebesstürme  reißt,  oder  richtiger:  nicht  toller  Stürme 
sondern  nur  sanfter  kosender  Winde  und  lustiger  Brisen.8)  Denn  freilich  hat 
ihre  Heldin  für  viele  Frauen  recht,  wenn  sie  aller  Romantik  in  der  Auf¬ 
fassung  der  weiblichen  Liebe  gegenüber  realistisch  sagt: 

»Ach,  mein  Gott,  wenn  alles  immer  Liebe  oder-  auch  nur  etwas  Ähnliches  sein  sollte, 
wo  käme  man  da  hin?  Jedesmal  Seligkeit,  wenn  es  anfängt,  Konflikte ,  während  es 
dauert,  und  große  Tragik,  wenn  es  zu  Ende  geht  ...  Es  ist  doch  jedesmal  etwas 
anderes,  was  uns  zu  den  verschiedenen  Menschen  hinzieht  . . .« 

Aber  dieser  Frau  fehlt  leider  doch  das  beste,  gerade  das,  was  der  Leiden¬ 
schaft  des  Don  Juan  die  Tragik  und  die  Größe  gibt:  eben  das  Suchen  nach  der 
Schöpfung  jenes  Urbilds  der  Liebe,  das  in  der  eigenen  Seele  wohnt.  Deshalb 
bleibt  sie  im  Grunde  nur  eine  mit  erotischem  Firnis  überzogene  Dame  der 
Gesellschaft. 

Weit  ernsthafter  packt  eine  Russin,  zwar  nicht  das  gleiche,  aber  doch  ein 
verwandtes  Problem  an,  die  Frage:  ob  eine  Doppelliebe  möglich  ist.  Die 
Geschichte  des  Grafen  von  Gleichen,  die  Schmidtbonn  in  seinem  Drama 
wiederzubeleben  suchte,  ist  wohl  die  erste  und  bis  dahin  einzige  dichterische 
Darstellung  einer  solchen  Doppelliebe.  Weder  ohne  seine  Gattin  noch  ohne 
die  junge  Naemi,  die  ihn  aus  der  Gefangenschaft  befreite,  vermag  der  Graf 

8)  Der  Roman  Von  Paul  zu  Pedro  von  F.  Gräfin  zu  Reventlow  erschien  1912  bei  Langen  in  München. 
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weiterzuleben.  Er  fleht  die  Gräfin  an  Naemi  neben  sich  zu  dulden,  aber  sie 
kann  die  verzehrende  Eifersucht  nicht  überwinden  und  stößt  die  Neben¬ 
buhlerin  in  den  Tod.  Die  ungewöhnliche  Form  des  Gefühls  zerbricht  also  in 
diesem  Kampf,  Bei  der  Manja  der  Anastasia  Werbizkaja  (sowenig  sie 
poetisch  an  Schmidtbonns  Dichtung  heranreicht)  ist  das  Problem  als  solches 
durch  die  breitere  psychologische  Ausmalung  vielleicht  noch  deutlicher  ge¬ 
macht.9)  Eine  starke  Macht  zieht  sie  zu  gleicher  Zeit  zu  zwei  sehr  ver¬ 
schiedenen  Männern  hin,  die  sinnlich  heftigere  wohl  zu  dem  gleichgültigen 
Nelidow,  dessen  Schönheit  einen  faszinierenden  Zauber  auf  ihre  Sinne 
übt,  während  die  düstere,  von  Geheimnis  umwobene  Persönlichkeit  des 
Mark  und  seine  alles  begreifende  zarte  Neigung  ihrer  Leidenschaft  für  ihn 
einen  stärker  seelischen  Inhalt  gibt.  Indes,  auch  Mark  gegenüber,  und  das 
gerade  macht  uns  ihr  Gefühl  erklärlich,  sind  es  ursprünglich  bestimmte  sinn¬ 
liche  Reize,  die  sie  immer  wieder  in  seinen  Bannkreis  reißen.  Sie  liebe  wie 
ein  Mann,  sagt  Mark  einmal  von  ihr;  vielleicht  ist  diese  Bemerkung  treffend, 
soweit  sich  darin  die  alte  Erfahrung  ausspricht,  daß  in  der  Liebe  des  Mannes 
die  für  uns  selber  blinde  Macht  der  Sinne  ein  wesentlicheres  Element  ist  als 
in  der  der  Frau.  Dann  freilich,  wenn  die  mystische  Gewalt  einer  rein 
erotischen  Bindung  den  eigentlichen  Urgrund  der  Leidenschaft  bildet,  ist 
auch  nicht  einzusehen,  warum  nicht  zu  gleicher  Zeit  diese  seltsame  Anzie¬ 
hung  von  mehr  als  einem  Menschen  ausgehen  könnte.  Und  wenn  dieses  Phä¬ 
nomen  bisher  noch  wenig  geschildert  worden  ist,  so  wohl  nur  deshalb,  weil 
wir  alle  ebenso  wie  Manja  in  solcher  Doppelempfindung  etwas  Unmögliches 
oder  gar  Verworfenes  zu  sehen  pflegten.  Was  aber  sind  die  Konsequenzen 
solcher  Empfindungsart?  Ist  Eifersucht,  Besitzrecht  in  dem  alten  Sinn  noch 
denkbar,  wo  das  Gefühl  selbst  die  Ausschließlichkeit  verliert?  Oder  sind 
sie  nichts  weiter  als  ein  Rest  aus  jener  sinnlichen  Liebesform,  während  die 
höchste  Leidenschaft  mit  dem  Besitz  des  Geliebten,  ja  mit  der  Realität  des 
Lebens  selbst  nichts  mehr  zu  tun  hat  sondern  nur  noch  wie  eine  unauslösch¬ 
liche  Flamme  die  Seele  durchhellt?  In  dem  Roman  der  Werbizkaja  sagt 
Manjas  Freundin  Sonja,  die  ebenfalls  eine  tiefe  Neigung  zu  Mark  zieht: 
»Was  geht  es  mich  an,  daß  diese  Augen  mit  Leidenschaft  auf  eine  andere  blicken? 
Daß  der,  den  ich  liebe,  nicht  das  Weib  in  mir  sieht?  Ist  mir  denn  sein  Glück  nicht 
heilig?  Ist  denn  Lieben  nicht  an  und  für  sich  ein  Glück?« 

Viele  haben  diese  entsagende  Liebe  empfunden  und  im  Gefühl  der  eigenen 
Leidenschaftskraft  vielleicht  die  höchste  Schönheit  des  Daseins  zu  halten 
geglaubt.  Dennoch  fehlte  auch  dieser  Liebe  die  letzte  Vollkommenheit. 
Denn  Vollkommenheit  ist,  wie  bei  Rose  und  Michael  nur  da,  wo  in  einem 
Zusammenprall  zwei  Seelen  sich  im  unendlichen  All  begegnen,  die  zwei, 
die  einzig  für  einander  da  sind,  deren  Bahnen  sich  trafen,  weil  eine  mehr  als 
irdische  Macht  sie  führte  und  die  nun  über  den  Tod  hinaus  vereint  bleiben 
müssen.  Das  ist  die  Liebe  des  Tristan  und  der  Isolde,  die  sich  über  alle 
Zufälle  des  Lebens,  über  Zeit  und  Raum  hinüber  angehören,  die  Liebe,  die 
die  Gleichheit,  die  Selbstverständlichkeit  des  Sichverstehens  in  sich  trägt, 
die  Liebe  zweier  Geschöpfe,  die  im  Innersten  nur  eins  sind.  Dieses  Gefühl 
des  Füreinandergeschaffenseins  haben  die  Menschen  seit  undenklichen  Zeiten 
gekannt.  Aber  blieb  auch  das  Grundgefühl  stets  das  gleiche,  so  ändern  sich 
doch  seine  Äußerungen  mit  dem  Wandel  des  Lebens,  und  für  die  Frauen  un- 

Der  Roman  Manja  von  Anastasia  Werbizkaja  erschien  in  deutscher  Sprache  1910  bei  Rütten  & 
Loening  in  Frankfurt  am  Main. 
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serer  Tage  mußten  auch  für  diese  stärkste  Empfindung  neue,  nur  ihnen  eigene 
Formen  gefunden  werden.  In  Vita  somnium  breve  sind,  wie  wir  sahen,  wohl 
die  Ansätze  dazu  gegeben,  aber  Rose  ist  Künstlerin,  und  der  Künstler  hat 
seine  eigenen  Gesetze.  Auch  diese  Dichtung  scheint  uns  deshalb  nicht  der 
Ausdruck  für  das,  was  gerade  vielen  unter  uns  eigentümlich  ist:  die  Los¬ 
lösung  dieses  anscheinend  vollkommen  in  der  Lebenswirklichkeit  verankerten 
Gefühls  von  jeder  sinnlichen  Realität,  die  Spaltung  des  Liebenden  in  ein 
völlig  auf  sich  allein  gestelltes,  nur  in  sich  denkendes  und  handelndes  und 
in  ein  zugleich  nur  in  dem  andern  in  seiner  Ganzheit  erscheinendes  Wesen. 

EN  Frauen,  die  wohl  stets  die  Selbstaufgabe  in  der  Liebe  kannten, 
sich  aber  erst  nach  so  hartem  Kampf  das  Recht  auf  ein  Eigensein 
erobern  mußten,  erstand  gerade  durch  diese  Entwickelung  das  Be¬ 
wußtsein  einer  neuen  Empfindungsweise.  Eine  Frau  hat  auch  jetzt 
ein  Buch  geschrieben,  das  uns  zum  erstenmal  jene  dem  neuen  Ge¬ 
schlecht  adäquate  Art  des  Liebens  schildert.  Ich  spreche  von  Annette  Kolbs 
Roman  Das  Exemplar.10) 

Es  ist  ein  sonderbar  verschwebendes,  in  den  zarten  leisen  Farben  des 
Pastells  entworfenes  Gemälde.  Beinahe  wie  in  einer  flächenhaften  Erschei¬ 
nung  gleiten  darin  die  Menschen  an  uns  vorüber.  Wir  kennen  kaum  ihre 
Namen,  wissen  nichts  von  ihrem  sonstigen  Schicksal,  wir  erfahren  nicht  ein¬ 
mal  von  den  Helden  dieses  merkwürdigen  Liebesdramas,  was  ihre  Existenz 
außerhalb  der  wenigen  Wochen  ausfüllt,  in  denen  wir  in  ihr  Erleben  hinein¬ 
gerissen  werden.  Traumhaft  fühlen  wir  mit  ihnen,  wie  das  Fatum  ihres 
Erdendaseins  sich  über  ihnen  zusammenschließt,  wie  in  ein  paar  verrinnenden 
Stunden  die  ganze  Glut  ihrer  Sehnsucht  noch  einmal  ineinandertaucht,  bis 
das  Schiff,  das  den  Mann  für  immer  fortführt,  vor  Mariclees  Augen  ent¬ 
gleitet.  Und  mit  zerfließenden  Konturen  und  dennoch  mit  scharfer 
Deutlichkeit,  merkwürdig  wie  das  Ganze,  ist  diese  Mariclee  selbst  gezeichnet. 
Zugleich  selbständig  und  hilflos,  verstandesscharf  und  doch  mit  ihrer  glühen¬ 
den  Phantasie  in  namenlosem  Schrecken  der  Gespensterfurcht  in  einem  alten 
Schloßzimmer  hingegeben,  ideenreich,  geistvoll,  voll  lebendigen  Interesses, 
eine  fein  organisierte  und  innerliche  Natur,  ist  sie  schon  als  ein  menschlicher 
und  modern  weiblicher  Typus  eine  der  originellsten  Gestalten  der  neuesten 
Dichtung. 

»An  ihr  war  alles  wie  hingeflogen  und  wieder  abgerissen:  ihr  Verhältnis  zum  Leben, 
zur  Natur,  zu  den  Menschen,  zu  sich  selbst.  Sie  stand  sich  nicht  sehr  nahe.  Und 
darum  gehörte  sie  zu  jenen  heute  nicht  mehr  seltenen  Menschen,  von  denen  man 
behauptet,  daß  sie  nicht  lieben  können.« 

So  wird  sie  eingeführt.  Kann  sie  in  Wahrheit  nicht  lieben? 

»Bei  aller  Intensität  war  kein  Geist  abschweifender  als  der  ihrige  und  dem  Gegen¬ 
stand  seiner  Leidenschaft  beständiger  entrückt.  Im  klassisch  hergebrachten  Sinn 
liebte  sie  das  Exemplar  mit  nichten,  und  sogenannte  Mädchenträume  hatte  sie 
niemals  auf  sein  Haupt  gehäuft.  Denn  ihr  Bereich  waren  jene  Zwischenstadien,  die 
unsere  Mütter  und  Großmütter  nicht  kennen  lernten,« 

Und  was  sind  diese  Zwischenstadien? 

»Was  die  Besten  so  ermattete,  ist  der  Vorgeschmack  der  großen  Ernüchterung,  das 
Bewußtsein  von  der  Schalheit  der  Dinge  und  die  Angst  vor  dem  sich  bescheiden  im 
Überdruß.  Die  Realität  der  Liebe  verlor  da  zum  erstenmal,  seitdem  die  Welt 
besteht,  gerade  für  die  Liebenden  an  Wichtigkeit,  und  die  Scheu  des  Unzuläng¬ 
lichen  wurde  so  zur  heutigen  Romantik,  MaricRes  Element  war  das  Absichtslose. 


J0)  Der  Roman  Das  Exemplar  von  Annette  Kolb  erschien  1913  bei  S,  Fischer  in  Berlin, 
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Sie  konnte  ihr  Gefühl  nur  einem  solchen  Mann  zuwenden,  bei  dem  aus  irgend¬ 
einem  Grund  eine  Verwirklichung  ihrer  Wünsche  so  ausgeschlossen  war,  wie  das 
Festland  von  der  Meeresinsel,« 

Und  der  eigentlichste  Kern  des  Ganzen,  das,  was  sie  zu  einer  der  neuen 
Frauen  stempelt,  der  Frauen,  die  sich  dem  höchsten  Männertypus  nähern: 
»Er  wußte,  daß  ihr  zwar  kein  anderer  Mensch,  daß  ihr  aber  manche  Dinge  mehr 
galten  als  er.  Für  eine  Idee  hätte  sie  ihn  jederzeit  verraten  , . .« 

Und  doch: 

»Sie  wäre  jederzeit  zu  einer  Reise  um  die  Welt  bereit  gewesen,  um  eine  halbe 
Stunde  mit  dem  Exemplar  zu  verbringen.  Seine  Verheiratung  änderte  an  ihrer 
Haltung  nicht  das  mindeste.  Ihre  Eifersucht  war  von  ihrer  Weisheit  und  ihrem  stets 
regen  Überblick  so  überboten,  daß  sie  es  sich  zutraute  auch  die  Eifersucht  der 
andern  zu  entwaffnen.  Solche  Dinge  nahm  sie  gar  nicht  wichtig.« 

Steckt  hier  der  Same  zu  einer  neuen  Art  der  Liebe,  die  das  eifersüchtige  Be¬ 
sitzbegehren  in  einer  höhern  Empfindung  überwunden  hat?  So  scheint  es; 
denn  dieser  Gleichgültigkeit  gegen  das  äußere  Leben  zum  Trotz  sind  in 
Mariclee  und  jenem  Mann  auch  wieder  alle  Zeichen  dieses  naturgesetzten 
Gefühls  des  Einsseins,  das  wir  als  den  echten  Ausdruck  vollkommener  Liebe 
erkannten.  Schon  die  Schilderung  ihrer  ersten  Begegnung  malt  wundervoll 
diese  ganz  seltene  innere  Harmonie: 

»Da  kam  er  rasch  die  Stufe  herauf,  um  ihre  Hand  zu  ergreifen,  und  sein  Lächeln 
trug  ohne  eine  Spur  von  Selbstgefälligkeit  den  deutlichen  Reflex  des  ihren.  Und 
es  geschah  alles  so  rhythmisch,  als  hätte  im  Hintergrund  eine  Musik  diese  flüchtige 
Begrüßung  von  Anfang  bis  zu  Ende  begleitet.  Sie  war  symbolisch  genug.  Nur  das 
Leben  konnte  diese  beiden  trennen:  ein  Mißverständnis  nie  ...  Von  dieser  Stunde 
an  war  das  Unstäte,  Rastlose  und  Unsichere  von  Mariclees  Wesen  dahin  . . .  Seine 
Nähe  war  die  Heimat,  die  alle  Einsamkeit  von  ihr  benahm,  und  in  der  sie  von  allen 
Ungereimtheiten  des  Lebens  rastete  , . .  Und  über  Mariclee  war  das  Glück  wie  ein 
Frühlingssturm  her  und  schüttelte  und  durchschauerte  sie.« 

Und  dann  vor  jener  spätem  Begegnung,  von  der  wir  in  dem  Roman  erfahren: 
»Und  wie  von  einem  magischen  Reflex  berührt,  ward  ihr  Antlitz  plötzlich  so  ganz 
genau  das  selbe  wie  damals,  als  sie  zuletzt  mit  ihm  zusammen  war  . . .,  jenes  Ge¬ 
sicht,  ihr  einzig  wahres,  ein  abkunftsloses,  nur  von  ihm  erkanntes,  seltenes  Gesicht, 
das  seinige,  da  es  für  ihn  nur  an  das  Licht  trat,  wie  ein  Kronschatz,  der  nur  dem 
Einen  taugt,  dem  Unbefugten  aber  schwer  und  unzugänglich  in  den  Schrein  zurück¬ 
sinkt.« 

Endlich  die  letzte  Begegnung  auf  dem  Schiff,  eine  Szene  von  so  zarter 
und  zugleich  eindringender  Bildhaftigkeit,  wie  wir  nicht  viele  in  der  neuesten 
Romanliteratur  besitzen:  wo  die  beiden,  eingetaucht  in  eine  Welt,  die  nur 
für  sie  allein  ist,  allen  anderen  Menschen  weit  entrückt  (unter  den  Augen 
der  Gattin  des  Mannes,  die  sie  in  eifersüchtiger  Kränkung  mit  ihrem  Blick 
verfolgt)  ihr  letztes  Zusammensein  feiern: 

»Sie  war  am  Ziel.  Äug’  in  Aug'  feierten  sie  ihr  Fest,  indes  ihre  Hände,  die  seine 
und  die  ihre,  die  sich  kannten,  nachbarlich  auf  den  breiten  Kanten  ihrer  Stühle 
ruhten.  Und  sie  war’s  zufrieden  ihren  Pakt  ewig  ungenannt  zu  lassen.« 

Und  weshalb,  so  fragt  man  wohl  wieder  und  wieder,  vereinten  diese  beiden, 
die  so  ganz  nur  für  einander  gebildet  waren,  nicht  ihr  Leben? 

»Denn  sie  schied  sich  vom  Wettbewerb  des  Lebens  aus,  nicht  weil  ihr  dessen  Güter 
nicht  wert  bedünkten,  sondern  weil  sie  sich  nicht  bescheiden  wollte  , . .  Denn  das 
Gebundensein,  das  ist’s.  Das  ist  das  Todesband,  das  uns  an  alle  Endlichkeiten 
knüpft.« 

Soll  denn  also  darin  wirklich  das  neue  Liebesideal  den  höchsten  Ausdruck 
finden?  Kann  die  Liebe  auf  den  Besitz  des  Geliebten  verzichten,  kann  sie 
außerhalb  des  Lebens  stehen  und  alle  Sehnsucht  und  Schönheit  nur  als  das 
tiefste  Geheimnis  der  Seele  erfahren?  Muß  das  »Gebundensein«  das 
»Todesband«  werden,  »das  uns  an  alle  Endlichkeiten  knüpft«? 
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Wer  von  uns  mag  das  heute  entscheiden?  Wer  vermöchte  zu  sagen,  wie 
kommende  Geschlechter  fühlen,  wie  Männer  und  Frauen  in  einer  künftigen 
Zeit  empfinden  werden,  die  andere  Lebensmöglichkeiten  kennt,  anderes  Frei¬ 
heit  und  anderes  Gebundenheit  nennen  wird  als  wir,  für  die  wir  Jetzigen  mit 
den  Instinkten,  die  uns  ewig  dünken,  unbegreifbar  primitiv  erscheinen  mögen? 
Wenn  aber  in  den  Frauen  heute  das  einst  so  unverrückbar  scheinende  Ge¬ 
fühl,  wenn  Liebe  und  Lebensverlangen  in  ihnen  selbst  so  viel  reicher  werden, 
so  dürfen  wir  uns  dessen  als  eines  untrüglichen  Zeichens  freuen,  daß  unser 
Geschlecht  nun  gleich  dem  männlichen  in  einen  vollem  Entwickelungsstrom 
gerückt  ist,  der  es  vielleicht  nicht  zu  einer  freudereichern,  wohl  aber  zu 
einer  großem  Zukunft  führen  muß. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUNDSCHAU 


ÖFFENTLICHES  LEBEN 

Sozialpolitik  /  Johannes  Heiden 

Sonntagsruhe  Der  Entwurf  des  Gesetzes 
über  Sonntagsruhe  im 
Handelsgewerbe,  der  dem 
Reichstag  im  November  1913  zugegangen 
ist  (siehe  die  Rubrik  Kommunalsozialis¬ 
mus,  1913,  3.  Band,  pag,  1710  ff.),  will 
allgemein  für  offene  Verkaufsstellen  an 
Sonn-  und  Feiertagen  eine  Arbeitszeit 
von  3  Stunden  gestatten,  die  durch  Ver¬ 
fügung  der  hohem  Verwaltungsbehörde 
auf  4  Stunden  verlängert  werden  kann. 
Die  Verlängerung  soll  nur  für  solche 
Orte  gewährt  werden,  in  denen  die  Be¬ 
völkerung  der  Umgegend  an  Sonntagen 
ihre  Einkäufe  zu  machen  pflegt.  Durch 
Ortsstatut  können  Gemeinden  oder  Kom¬ 
munalverbände  die  Beschäftigung  an 
Sonn-  und  Feiertagen  einschränken  oder 
gänzlich  untersagen.  Von  der  gesetz¬ 
lichen  und  ortsstatutarischen  Beschrän¬ 
kung  der  Arbeitszeit  kann  die  Polizei¬ 
behörde  für  6  und  mit  Genehmigung  der 
hohem  Verwaltungsbehörde  für  10 
Sonn-  und  Feiertage  Befreiung  bewilli¬ 
gen  und  Beschäftigung  bis  zu  10  Stunden 
gestatten.  Für  das  übrige  Handelsge¬ 
werbe  (Kontore  usw.)  gilt  vollständige 
Sonntagsruhe;  doch  kann  durch  Verfü¬ 
gung  der  hohem  Verwaltungsbehörde 
oder  durch  Ortsstatut  Beschäftigung  bis 
zu  2  Stunden  zugelassen  werden. 

Für  das  Speditions-  und  Schiffsmaklerge¬ 
werbe  sowie  für  andere  Gewerbebetriebe, 
insoweit  in  ihnen  Güterversendungen  mit 
Seeschiffen  vorgenommen  werden,  kann 
in  gleicher  Weise  eine  Beschäftigung 
bis  zu  5  Stunden  zugelassen  werden.  Die 
höhere  Verwaltungsbehörde  kann  für 
jährlich  höchstens  6  Sonn-  und  Fest¬ 
tage,  an  denen  besondere  Verhältnisse 


einen  weitern  Geschäftsverkehr  erforder¬ 
lich  machen,  eine  Beschäftigung  bis  zu 
4  Stunden  zulassen. 

Gewerbetreibende,  die  ihre  Geschäfte  am 
Sabbat  und  an  den  jüdischen  Feiertagen 
schließen  und  dies  der  Ortspolizeibe¬ 
hörde  anzeigen,  dürfen  Gehilfen  und 
Lehrlinge  jüdischen  Glaubens  an  Sonn- 
und  Feiertagen  bis  zu  5  Stunden  be¬ 
schäftigen.  Die  Geschäftsräume  sind 
während  der  Stunden,  die  nicht  allge¬ 
mein  dem  Verkehr  freigegeben  sind, 
natürlich  geschlossen  zu  halten. 

An  den  ersten  Feiertagen  der  3  hohen 
christlichen  Feste  ist  jede  Beschäftigung 
verboten, 

Ausnahmen  von  der  Beschränkung  oder 
dem  Verbot  der  Sonntagsarbeit  sind  für 
Notfälle,  Inventuraufnahme,  Bewachung 
von  Betriebsanlagen  usw.  vorgesehen. 
Der  hohem  Verwaltungsbehörde  soll  die 
Befugnis  gegeben  werden  für  solche  Ge¬ 
werbezweige,  deren  vollständige  oder 
partielle  Ausübung  an  Sonn-  und  Fest¬ 
tagen  zur  Befriedigung  täglicher  oder  an 
diesen  Tagen  besonders  hervortretender 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  erforder¬ 
lich  ist,  Ausnahmen  von  allen  Beschrän¬ 
kungen  und  Verboten  zu  gestatten. 

Der  Reichstag  wird  hoffentlich  den  Ent¬ 
wurf  gründlich  verbessern.  Wird  er  in 
seiner  jetzigen  Fassung  Gesetz,  so  wäre 
das  ein  sehr  winziger  Fortschritt.  Die 
Erfahrung  von  mehr  als  20  Jahren  hat 
gelehrt,  daß  ein  weitreichendes  Verbot 
jeder  Sonntagsarbeit  sehr  wohl  möglich 
ist  und  daß  geringe  und  wenig  umfang¬ 
reiche  Ausnahmen  für  einzelne  Bedürf¬ 
nisgewerbe  genügen.  Das  gibt  der  Re¬ 
gierungsentwurf  in  seiner  Begründung 
auch  zu,  in  der  es  heißt:  »Es  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  sich  Gewerbetreibende 
und  Kundschaft  schneller  als  beim  Er- 
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laß  der  gesetzlichen  Vorschriften  ange¬ 
nommen  wurde  an  das  Bestehen  der 
Sonntagsruhe  gewöhnt  haben.  Das  Ver¬ 
ständnis  für  ihren  großen  Segen  ist  ge¬ 
wachsen.  Die  Bevölkerung  zeigt  sich 
mehr  und  mehr  bereit  in  ihren  persön¬ 
lichen  Gewohnheiten  und  Bequemlich¬ 
keiten  dem  Ruhebedürfnis  der  Angestell¬ 
ten  sich  anzupassen,« 

X  X 

Entlassene  In  Frankfurt  am  Main  be¬ 
gehe  ^  steht  seit  etwas  länger  als 

2  Jahren  ein  Verein  Über¬ 
gangsstation.  Er  hat  sich  die  Aufgabe 
gesetzt  entlassenen  Strafgefangenen  Ob¬ 
dach  und  Verpflegung  zu  bieten,  ihnen 
Arbeit  zu  verschaffen  und  sie  bei  ihren 
Versuchen  sich  wieder  einen  Platz  im 
Leben  zu  erringen  zu  bewachen  und  zu 
fördern.  Einrichtungen  dieser  Art  sind 
zweifellos  sehr  nützlich.  In  der  Straf¬ 
anstalt  wird  in  nicht  wenigen  Fällen 
den  Gefangenen  die  letzte  Willenskraft 
genommen.  Der  ganze  Betrieb  der  Straf¬ 
anstalten  ist  darauf  eingestellt  in  dem 
Gefangenen  jede  selbständige  Handlung 
und  Regung  zu  unterdrücken.  Statt 
lebenstüchtiger,  ist  der  Gefangene  nach 
längerer  Strafzeit  fast  immer  untüchtiger 
geworden;  und  dem  Willensschwächen, 
der  nach  längerer  Haft  wieder  in  der 
Freiheit  ist,  wird  diese  Freiheit  gar  oft 
zur  Gefahr.  Seine  antisozialen  Neigun¬ 
gen  und  Triebe  sind  ja  im  Gefängnis 
nicht  geheilt;  sie  konnten  sich  nur  nicht 
betätigen.  Wenn  ihn  die  Gefängnismau¬ 
ern  freigegeben  haben,  steht  der  Ent¬ 
lassene  ohne  jede  Hemmungsvorstellung 
in  der  Freiheit  und  sich  selbst  über¬ 
lassen,  wird  er  oft  gar  bald  wieder 
seinen  unsozialen  Neigungen  nachgehen, 
selbst  dann,  wenn  ihn  nicht  des  Leibes 
Not  dazu  treibt.  In  diesem  gefährlichen 
Stadium  will  der  Verein  Übergangs¬ 
station  dem  Entlassenen  helfen.  Nach 
seinem  2.  Jahresbericht  hat  er  im  Jahr 
1912  30  Entlassenen  Aufnahme  und  Ver¬ 
pflegung  gewährt  und  ihnen  Arbeit  ver¬ 
schafft.  Auch  während  ihrer  Beschäfti¬ 
gung  außerhalb  der  Anstalt  bleiben  die 
Pfleglinge  noch  in  der  Anstalt  wohnen. 
Der  Aufenthalt  im  Haus  des  Vereins  be¬ 
trug  im  Durchschnitt  100  Tage;  mehrere 
der  Zöglinge  hielten  sich  mehr  als  6 
Monate  und  2  sogar  länger  als  1  Jahr 
in  der  Anstalt  auf,  ehe  sie  die  Rück¬ 
kehr  in  die  volle  Freiheit  wagten. 

Von  den  Gästen  der  Anstalt  waren  die 
meisten  vor  ihrer  Verurteilung  selbstän¬ 
dige  Kaufleute  oder  Handlungs-  oder 
Bureauangestellte  gewesen.  Sie  wurden 


fast  sämtlich  in  kaufmännischen  Stellun¬ 
gen  untergebracht;  den  wenigen  Hand¬ 
werkern,  die  Aufnahme  gefunden  hatten, 
wurde  Arbeit  in  ihrem  Beruf  verschafft. 
Von  den  30  Zöglingen  sollen  sich  27  be¬ 
währt  haben.  Die  Aufwendungen  des 
Vereins  betrugen  rund  16  000  Mark.  Er 
will  jetzt  ein  eigenes  Anstaltsgebäude 
errichten  und  seine  Tätigkeit  vergrößern. 
So  gering  der  Umfang  der  von  dem  Ver¬ 
ein  Übergangsstation  geleisteten  Arbeit 
ist,  und  so  klein  die  Zahl  derer  ist, 
denen  er  helfen  kann,  so  beweist  das 
Beispiel  doch  den  Nutzen,  den  eine 
planvolle  Arbeit  an  der  Hebung  der  Ge¬ 
fangenen  stiften  kann.  Was  der  Verein 
tut,  müßte  ein  Teil  des  Strafvollzugs 
sein;  in  ihm  müßte  die  Freiheitsent¬ 
ziehung  abgestuft  werden.  Nur  dann 
könnte  sie  bessernd  und  heilend  wirken. 

X  X 

Ku<rzeChronik£)er  Reichskanzler  hat 
unter  dem  17.  November 
1913  Bestimmungen  über 
die  Befreiung  vorübergehender  Dienst¬ 
leistungen  von  der  Krankenver- 
sicherungs  pflicht  erlassen.  Die  kon¬ 
servative  Fraktion  hat  im  Reichstag  den 
Antrag  gestellt  den  Beginn  der  Kran¬ 
kenversicherungspflicht  der  Dienstboten 
über  den  1.  Januar  1914  hinauszuschie¬ 
ben.  Die  Regierung  hat  das  Ansinnen 
abgelehnt  und  vom  Reichstag,  dessen 
Beschlußfassung  noch  aussteht,  ist  mit 
Sicherheit  das  gleiche  zu  erwarten.  X 
In  der  Beantwortung  der  Interpellation 
der  sozialdemokratischen  Reichstags¬ 
fraktion  lehnte  die  Regierung  ein  Gesetz 
über  Arbeitslosenversiche¬ 
rung  ab.  Erst  müsse  eine  bessere  Über¬ 
sicht  über  den  Arbeitsmarkt  durch  Aus¬ 
bau  der  Arbeitsnachweise  geschaffen 
sein.  Die  Regierung  denkt  aber  nicht 
daran  die  Organisation  des  Arbeitsnach¬ 
weises  energisch  durch  gesetzliche  Maß¬ 
nahmen  zu  betreiben.  Auf  den  Versuch 
einer  umfassenden  Lösung  der  Arbeits¬ 
losenfürsorge  wird  man  in  Deutschland 
noch  lange  warten -müssen.  X  Der  Aus¬ 
schuß  der  Gesellschaft  für  soziale  Re¬ 
form  nahm  eine  Resolution  an,  die  sich 
gegen  ein  besonderes  Gesetz  zum  Schutz 
der  Arbeitswilligen  wendet.  X 
Der  Bundesrat  hat  es  abgelehnt  einheit¬ 
liche  Vorschriften  für  den  Arbeiter¬ 
schutz  im  Fuhrgewerbe  zu  er¬ 
lassen.  Die  Regelung  soll  durch  die 
Landesregierungen  geschehen.  X  Der  33. 
deutsche  Armenpflegerkongreß 
sprach  sich  auf  seiner  Tagung  in  Stutt¬ 
gart  am  25.  und  26.  September  1913  ein- 
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stimmig  für  Schaffung  eines  Reichs¬ 
armengesetzes  aus.  Von  Einzelforderun¬ 
gen  seien  genannt:  Verpflichtung  der 
Armenverbände  über  die  Kosten  des 
notdürftigen  Unterhalts  hinaus  auch  die 
Kosten  der  Erziehung  und  Ausbildung 
zum  Erwerb  (auch  für  Krüppel)  zu  ge¬ 
währen;  polizeilicher  Arbeitszwang  für 
Arbeitsscheue;  Regelung  der  Wander¬ 
fürsorge.  X  Durch  ein  Gesetz  vom 
25,  Juli  1913  hat  Norwegen  Einfuhr, 
Herstellung  und  Verkauf  von  Zündhöl¬ 
zern  mit  weißem  Phosphor  verboten. 
Der  Verkauf  ist  noch  bis  zum  Ablauf 
des  Jahres  1914  gestattet;  Fabrikation 
und  Einfuhr  sind  schon  jetzt  untersagt. 
X  X 

Literatur  In  seiner  Schrift  Schaden¬ 
verhütendes  Wirken  in  der 
deutschen  Arbeiterversiche¬ 
rung  /Berlin,  Vahlen/  gibt  der  Präsident 
des  Reichsversicherungsamts  Dr,  Paul 
Kaufmann  eine  Zusammenstellung 
über  die  Maßnahmen,  die  die  Versiche¬ 
rungsträger  zur  Verhütung  von  Schäden 
getroffen  haben.  Wir  finden  die  se¬ 
gensreiche  Arbeit  der  Krankenkassen  er¬ 
wähnt,  die  trotz  des  engsten  Rahmens, 
den  ihnen  das  Gesetz  gezogen  hat,  viel 
über  die  Heilung  der  Erkrankten  im 
engern  Sinn  hinaus  getan  und  damit  zur 
Kräftigung  und  Steigerung  der  Lei¬ 
stungsfähigkeit  wesentlich  beigetragen 
haben.  In  dem  Abschnitt  über  die  Un¬ 
fallversicherung  wird  die  Bedeutung 
und  Entwickelung  der  Unfallverhütung, 
die  Notwendigkeit  des  Mitwirkens  der 
Arbeiter  bei  der  Durchführung  der  Un¬ 
fallverhütung  dargelegt  und  die  Arbeit 
der  Gewerkschaften  für  die  Aufklärung 
der  Arbeiter  über  den  Wert  der  Unfall¬ 
verhütung  hervorgehoben.  Die  Maßnah¬ 
men  der  landwirtschaftlichen  Berufs¬ 
genossenschaften  zur  Unfallverhütung 
kommen  nicht  ohne  Tadel  davon,  und 
die  Bestimmung  der  Reichsversiche¬ 
rungsordnung,  die  dem  Reichsversiche¬ 
rungsamt  gerade  den  landwirtschaft¬ 
lichen  Berufsgenossenschaften  gegenüber 
verstärkte  Aufsichtsbefugnisse  versagt, 
wird  mit  Recht  als  verfehlt  bezeichnet. 
Nachdrücklich  wird  auf  den  großen 
Wert  der  frühen  spezialärztlichen  Be¬ 
handlung  der  Verletzten  hingewiesen.  In 
gleicher  Weise  wie  die  Maßnahmen  der 
Krankenkassen  und  Berufsgenossenschaf¬ 
ten  zur  Verhütung  von  Schäden  wird  das 
Wirken  der  Landesversicherungsanstal¬ 
ten  der  Invalidenversicherung  auf  die¬ 
sem  Gebiet  dargestellt.  Immer  wird 
{und  das  erhöht  den  Wert  des  Buches) 
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auf  die  Möglichkeit  hingewiesen,  die  die 
Reichsversicherungsordnung  zur  Ausge¬ 
staltung  von  vorbeugenden  Maßnahmen 
gibt.  Das  Buch  verrät  in  allen  Teilen 
die  Überzeugung  des  Verfassers,  daß 
Verhütung  von  Schäden,  Erhaltung  und 
Wiederherstellung  der  Gesundheit  und 
Leistungsfähigkeit  die  wichtigste  Auf¬ 
gabe  der  Arbeiterversicherung  ist,  und 
daß  die  Lösung  dieser  Aufgabe  nicht 
nur  den  Arbeitern  Nutzen  bringt,  son¬ 
dern  mindestens  in  gleichem,  wenn  nicht 
in  höherm  Maß  der  Gesamtheit;  denn 
deren  Wohlfahrt  beruht  auf  der  Tüch¬ 
tigkeit  aller  Bürger.  Da  das  Buch 
Kaufmanns  zur  Verbreitung  dieser  Er¬ 
kenntnis  viel  beitragen  kann,  wünsche 
ich  ihm  viele  Leser.  X  Von  Julius 
Hahns  großem  Kommentar  zum 
Krankenversicherungsgesetz  liegt  der 
1.  Band  in  7.  Auflage  vor;  er  führt  jetzt 
den  Titel  Handbuch  der  Krankenver¬ 
sicherung  /Berlin,  Troschel/.  Das  Buch 
zeigt  die  bekannten  Vorzüge  des  Hahn- 
schen  Kommentars:  Übersichtlichkeit  der 
Erläuterungen  neben  größter  Ausführ¬ 
lichkeit;  scharfe  Begründung  der  Aus¬ 
legungen  und  umfassende  Berücksichti¬ 
gung  der  Rechtsprechung  der  ordent¬ 
lichen  und  der  Verwaltungsgerichte. 
Bei  allen  Streitfragen  werden  die  ab¬ 
weichenden  Meinungen  anderer  Kom¬ 
mentatoren  vermerkt.  Auch  unter  dem 
neuen  Namen  wird  das  Buch  Julius 
Hahns  unter  den  Kommentaren  der 
Krankenversicherung  mit  an  erster  Stelle 
stehen. 

WISSENSCHAFT 

EyakteMaturwissenschaften/BrunoBorchardt 

Stäbchen  -  fn  der  Physikalischen  Zeit- 
sehen  schrift  berichtete  der  Bres¬ 

lauer  Physiker  Lummer 
über  interessante  Versuche,  die  er  an 
sich  selbst  über  das  Stäbchen-  und 
Zapfensehen  angestellt  hat.  Die  Stäb¬ 
chen  und  Zapfen  der  Netzhaut  sind  ja 
die  nervösen  Apparate,  deren  Reizung 
für  uns  zur  Lichtempfindung  führt.  Die 
Stäbchen  spielen  im  allgemeinen  eine 
untergeordnete  Rolle,  und  lange  Zeit 
glaubte  man,  sie  kämen  beim  Sehen 
überhaupt  nicht  in  Betracht;  normale 
Augen  enthalten  nämlich  in  der  Fovea 
centralis  (Netzhautgrube),  also  derjeni¬ 
gen  Stelle  der  Netzhaut,  mit  der  wir  beim 
Fixieren  eines  Gegenstands  sehen,  über¬ 
haupt  keine  Stäbchen;  diese  kommen 
extrafoveal  vor  und  nehmen  nach  der 
Peripherie  hin  an  Zahl  zu.  Erst  verhält- 
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nismäßig  spät  ist  man  sich  über  die 
Funktion  der  Stäbchen  klar  geworden. 
Arthur  König  erteilte  den  Stäbchen  eine 
besondere  Rolle  beim  Erkennen  der  Far¬ 
ben  zu  und  hielt  die  Fovea,  also  die 
Stelle  des  deutlichsten  Sehens,  wegen  des 
Mangels  der  Stäbchen  für  blaublind. 
Diese  Meinung  wurde  aber  bald  als  irrig 
erkannt;  die  Fovea  dürfte  im  Gegenteil 
als  die  farbentüchtigste  Stelle  der  Netz¬ 
haut  anzusprechen  sein.  Um  die  Auf¬ 
hellung  der  Funktion  der  Stäbchen  haben 
sich  besonders  Lummer  und  von  Kries 
verdient  gemacht.  Nach  ihren  Arbeiten 
kommen  im  normalen  Auge  die  Stäbchen 
beim  gewöhnlichen  Sehen  bei  Tage  gar 
nicht  in  Betracht,  beim  Fixieren  eines 
Gegenstands  schon  aus  dem  Grund  nicht, 
weil  die  Fovea  keine  Stäbchen  hat,  aber 
auch  beim  indirekten  Sehen  im  allge¬ 
meinen  nicht;  sie  ruhen  vielmehr,  wenn 
die  Zapfen  in  Tätigkeit  sind.  Sie  rea¬ 
gieren  aber  auf  bedeutend  schwächere 
Lichtreize  als  die  Zapfen;  die  Reiz¬ 
schwelle  liegt  für  sie  erheblich  tiefer,  so 
daß  bei  einer  Lichtintensität,  bei  der 
die  Zapfen  noch  versagen  und  daher 
direkt  beim  Fixieren  noch  gar  nichts  ge¬ 
sehen  werden  kann,  indirekt,  das  heißt 
mit  den  peripheren  Teilen  der  Netzhaut, 
bereits  ein  Sehen  eintritt.  Aus  diesem 
Grund  muß  das  Sehen  mit  den  Stäbchen 
ein  undeutliches  sein,  und  die  undeut¬ 
lich  gesehenen  Gegenstände  verschwin¬ 
den,  sobald  man  sie  ins  Auge  fassen 
will.  Dadurch  bekommt  dieses  Sehen 
etwas  Unbestimmtes,  geradezu  Gespen¬ 
sterhaftes,  das  noch  durch  den  weitern 
Umstand  vermehrt  wird,  daß  die  Stäb¬ 
chen  Farbenunterschiede  nicht  zu  perzi- 
pieren  vermögen.  Für  das  Farbensehen 
kommen  vielmehr  nur  die  Zapfen  in  Be¬ 
tracht;  die  Stäbchen  vermitteln  lediglich 
den  allgemeinen  sehr  unbestimmten  Ein¬ 
druck  einer  schwachen  Helligkeit,  die 
von  Lummer  mit  dem  besondern  Aus¬ 
druck  Stäbchenweiß  bezeichnet  wird.  Für 
die  Kenntnis  der  Ursachen  der  Farben¬ 
blindheit  war  die  Erkenntnis  der  Funk¬ 
tion  der  Zapfen  und  Stäbchen  von  größ¬ 
ter  Wichtigkeit;  ein  vollständig  farben¬ 
blindes  Auge  ist  ein  solches,  in  dem 
Zapfen  überhaupt  nicht  vorhanden  sind, 
in  dem  auch  die  Fovea  statt  der  Zapfen 
Stäbchen  enthält. 

Die  neuen  Versuche,  die  Lummer  mit¬ 
teilt,  stellen  schöne  Bestätigungen  dieser 
Anschauung  dar.  Ende  Juni  1912  unter¬ 
nahm  Lummer  eine  Nachtfahrt  im  Bal¬ 
lon  bei  Vollmondschein,  weil  anzunehmen 
war,  daß  nur  fern  vom  Lichtermeer  der 
Großstadt  die  Stäbchen  sich  auf  dunkel 
adaptieren  und  zu  höchster  Leistungs¬ 


fähigkeit  steigern.  Bis  spät  am  Abend 
behaupteten  wegen  der  hellen  Juninacht 
die  farbenunterscheidenden  Zapfen  das 
Feld.  Aber  nach  Mitternacht  stellten  sie 
ihren  Dienst  ein,  und  die  Stäbchen  tra¬ 
ten  in  Funktion.  Um  Objekte  mit  leb¬ 
haften  Farben  in  großer  Nähe  betrachten 
zu  können,  waren  am  Ballonkorb  flat¬ 
ternde  Papierfahnen  aus  röten,  gelben, 
grünen,  blauen  Streifen  befestigt.  Obwohl 
diese  vom  Vollmondlicht  voll  getroffen 
wurden,  war  nach  Mitternacht  von  den 
Farben  nichts  mehr  zu  bemerken;  Rot  er¬ 
schien  tief  sammetschwarz,  während  die 
gelben  Farben  grau  und  die  blauen  weiß¬ 
lich  leuchteten.  Die  Landschaft  unter 
dem  Ballon  erschien  wie  mit  einem  weiß¬ 
lichen  Schleier  überzogen,  alles  war  grau 
in  grau  gemalt,  unterbrochen  von  tief¬ 
schwarzen  Schatten  und  helleren  stäb¬ 
chenweißen  Stellen.  Erst  mit  der  an¬ 
brechenden  Tagesdämmerung  erwachten 
die  Zapfen  und  tauchten  die  Landschaft 
in  die  gewohnten  Farben. 

Überaus  interessant  sind  auch  die  Schil¬ 
derungen,  die  Lummer  vom  Stäbchen¬ 
sehen  in  klarer  Sternennacht  gibt.  So¬ 
lange  nur  die  Zapfen  in  Tätigkeit  sind, 
erblickt  man  am  Himmel  nur  die  recht 
dünn  gesäten  helleren  Sterne;  die  weit¬ 
aus  größte  Zahl  von  Sternen  wird  erst 
sichtbar,  wenn  die  Stäbchen  über  die 
Schwelle  treten.  Ungezählte  Tausende 
von  Sternen  funkeln  dann  in  stäbchen¬ 
weißem  Glanz;  jeder  dieser  Stäbchen¬ 
sterne  verschwindet,  sobald  man  ihn  zu 
fixieren  sucht.  Aber  wer  naiv  und  un¬ 
voreingenommen  zum  Sternenhimmel  auf¬ 
blickt,  bemerkt  nichts  hiervon;  ohne  sich 
dessen  bewußt  zu  werden,  beobachtet  er 
alle  Sterne  indirekt  und  taucht  sie  in 
Stäbchenweiß,  wie  auch  das  ganze  Him¬ 
melsgewölbe  einen  weißlichen  Glanz  an¬ 
nimmt.  Der  Großstädter  freilich  sieht 
von  dieser  Pracht  nie  etwas;  bei  der 
Lichtfülle,  von  der  er  stets  umgeben  ist, 
adaptiert  sich  sein  Auge  nicht  auf 
dunkel,  und  so  erblickt  er  stets  nur  ein 
düsteres  Himmelsgewölbe  mit  zählbaren, 
in  weitem  Abstand  glanzlos  leuchtenden 
Zapfensternen.  Nur  fern  von  der  Groß¬ 
stadt,  bei  einem  Aufenthalt  im  Gebirge, 
konnte  Lummer  die  Wahrnehmung 
machen,  wie  sein  Auge  sich  der  Dunkel¬ 
heit  anpaßte,  wie  die  Zapfen  ihre  Tätig¬ 
keit  einstellten,  so  daß  auch  die  von  der 
Asche  befreite  Zigarre  nicht  mehr  rot 
erschien  sondern  bei  jedem  Zug  den 
Silberglanz  des  Stäbchensehens  zeigte, 
durch  den  auch  der  silberne  Glanz  der 
Sterne  und  das  eigentümlich  glanzvolle 
Sternenlicht  hervorgezaubert  wurde. 

X  X 
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Alkaloident-  Die  Alkaloide  gelten  viel- 
s  e  ung  fach  ajs  Endprodukte  des 
pflanzlichen  Stoffwechsels, 
die  ausgeschaltet  werden,  weil  sie  nicht 
mehr  im  Lebenskreis  der  Pflanzen  Auf¬ 
nahme  finden.  Freilich  schalten  die 
Pflanzen  sehr  wenig  aus,  und  deshalb 
sollen  die  Endprodukte  so  weit  verän¬ 
dert  werden,  daß  die  Pflanze  sie,  ohne 
Schaden  zu  erleiden,  in  ihrem  Körper¬ 
bestand  erhalten  kann.  Die  Alkaloide 
würden  somit  den  Auswurfsstoffen  der 
Tiere  gleichen,  wie  Harnstoff,  Harnsäure 
usw.,  und  in  Beziehung  mit  den  größe¬ 
ren  stickstoffhaltigen  Komplexen  stehen, 
den  Lezithinen,  Proteinen,  und  Nukleo- 
prote’iden.  Für  einige  der  einfachen 
Basen  ist  dies  auch  ohne  weiteres  klar, 
wie  für  die  pflanzlichen  Purinbasen 
(Koffein,  Theei'n),  die  mit  den  Nukleo- 
proteiden  in  Verbindung  stehen.  Bei 
dien  Alkaloiden  hingegen,  die  die  Pyro- 
lidingruppe  enthalten  oder  den  Pyridin-, 
Piperidin,  Chinolin-,  und  Isochinolin¬ 
kern,  war  die  Beziehung  nicht  so  durch¬ 
sichtig,  Nachdem  aber  Emil  Fischer  die 
Pyrolidingruppe  in  den  Spaltungspro¬ 
dukten  der  Proteine  entdeckt  hatte, 
wurde  diese  Beziehung  in  genialerWeise 
von  A.  Pictet  aufgeklärt,  und  viele 
wichtige  Alkaloide  wurden  dadurch  mit 
den  Spaltungsprodukten  der  Eiweiß¬ 
körper  in  Beziehung  gebracht.  An  die 
hierdurch  gewonnenen  Vorstellungen 
knüpften  die  Versuche  des  Professors 
Ciamician  (Bologna)  an,  die  er  mit 
Ravenna  zusammen  zur  Aufklärung 
der  Entstehung  der  Alkaloide  in  den 
Pflanzen  unternahm,  und  über  die  er  auf 
der  letzten  Naturforscherversammlung 
Ende  September  1913  in  Wien  berich¬ 
tete. 

Die  beiden  Forscher  suchten  durch  Ein¬ 
impfung  verschiedener  organischer  Ver¬ 
bindungen  in  dem  Stechapfel  und  be¬ 
sonders  in  der  Tabakpflanze  die  Bil¬ 
dung  der  Alkaloide  zu  beeinflussen.  Die 
Resultate  der  sehr  zahlreichen  Versuche 
lassen  nicht  immer  eine  einfache  Deu¬ 
tung  zu,  zum  Teil  stehen  sie  auch  in 
Widerspruch  mit  früher  erhaltenen.  So 
fand  zum  Beispiel  Pictet  in  den  Tabaks¬ 
laugen  der  Manufaktur  von  Venedig  Py- 
rolidin  und  n-Methylpyrolin,  während 
Ciamician  und  Ravenna  nach  diesen  bei¬ 
den  Basen  vergeblich  suchten,  dagegen 
neben  Spuren  von  Isoamylamin  reichlich 
Trimethylamin  und  vielleicht  Äthylamin 
erhielten.  Wahrscheinlich  hängen  diese 
verschiedenen  Befunde  von  verschiedenen 
klimatischen  und  Bodenverhältnissen  ab. 


Die  beiden  Forscher  wollen  ihren  Ver¬ 
suchen  kein  zu  großes  Gewicht  beilegen 
und  glauben  auch  nicht,  daß  sie  mit  der 
Grundvorstellung  über  die  Entstehung 
der  Alkaloide  in  der  Pflanze  in  Wider¬ 
spruch  stehen.  Es  ist  wohl  anzunehmen, 
daß  einige  der  einfacheren  Pflanzen¬ 
basen  als  Abbaustoffe  auftreten,  insofern 
sie  sich  direkt  oder  mit  geringen  Ver¬ 
änderungen  aus  den  großen  stickstoff¬ 
haltigen  organischen  Komplexen  ablei¬ 
ten  lassen.  Auch  von  den  komplizierten 
Alkaloiden  mögen  einige  als  Abbau¬ 
stoffe  auftreten.  Daß  aber  alle  Pflan¬ 
zenbasen  einen  solchen  Ursprung  haben 
sollten,  halten  die  genannten  Forscher 
nicht  für  wahrscheinlich.  Die  Alkaloide 
zeichnen  sich  durch  außerordentlich 
scharfe  physiologische  Wirkungen  aus, 
die  bei  Tieren  ganz  bestimmte  biolo¬ 
gische  Reaktionen  veranlassen.  Sollten 
diese  für  den  Tierkörper  so  ausgezeich¬ 
net  wirksamen  Stoffe  für  die  Pflanzen 
wirklich  ganz  inaktiv  und  wertlos  sein, 
sollten  sie  gar  keine  weitere  Funktion 
für  ihr  Leben  haben  und  nur  als  un¬ 
schädlich  gemachte  Schädlinge  beiseite 
gelassen  werden?  Wahrscheinlicher  er¬ 
scheint  es,  daß  die  Alkaloide  in  den 
Pflanzen  eine  den  Hormonen  (das  sind 
Stoffe  von  unbekannter  Zusammen¬ 
setzung,  durch  die  biologische  Prozesse, 
zum  Beispiel  Ermüdung,  ausgelöst  wer¬ 
den)  der  Tiere  vergleichbare  Rolle  spie¬ 
len  könnten,  vielleicht  in  einem  we¬ 
niger  spezifischen  Sinn.  Sie  könnten  als 
Regulatoren  des  chemischen  Getriebes 
betrachtet  werden,  das  in  den  Pflanzen, 
diesen  ausgezeichneten  chemischen 
Werkstätten,  so  rege  ist. 

X  X 

KurzeChronikAm  26.  September  starb  in 

Greifswald  der  Physiker 

Wilhelm  Holtz,  we¬ 
nige  Tage  vor  Erreichung  des  77.  Ge¬ 
burtstags.  Von  seinen  Leistungen  ist  die 
bekannteste  die  Konstruktion  der  In¬ 
fluenzmaschine,  der  sogenannten  Holtz- 
schen  Elektrisiermaschine,  die  aus  dem 
Jahr  1865  stammt.  X  In  Potsdam  starb 
am  20.  Dezember  der  Hauptobservator 
am  astrophysikalischen  Observatorium 
Professor  Julius  Scheiner  im  Al¬ 
ter  von  55  Jahren.  Seit  1889  war  er  an 
dem  Potsdamer  Institut  tätig.  Sein  Le¬ 
ben  ist  aufs  engste  mit  der  Entwickelung 
der  Astrophysik  verbunden,  die  er  auch 
in  weiteren  Kreisen  durch  populäre  Bü¬ 
cher  bekannt  zu  machen  suchte.  X  Der 
frühere  Chefingenieur  der  englischen 
Postbehörde  Sir  William  Henry 
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P  r  e  e  c  e,  der  durch  seine  Arbeiten  auf 
dem  Gebiet  der  drahtlosen  Telegraphie 
sich  besondere  Verdienste  erworben  hat, 
ist  in  Carnarvon  gestorben.  X  Den  No¬ 
belpreis  für  Physik  erhielt  Professor 
Kamerlingh-Onnes  in  Leiden.  Der  jetzt 
60  Jahre  alte  Gelehrte,  der  seit  1882  an 
der  Universität  Leiden  wirkt,  ist  haupt¬ 
sächlich  durch  seine  Arbeiten  auf  dem 
Gebiet  der  tiefen  Temperaturen  bekannt 
geworden.  Er  hat  an  der  Leidener  Uni¬ 
versität  das  Kältelaboratorium  einge¬ 
richtet,  in  dem  zahlreiche  Untersuchun¬ 
gen  über  die  Einwirkung  tiefer  Tempe¬ 
raturen  auf  chemische  und  physikalische 
Vorgänge  angestellt  worden  sind.  Der 
chemische  Nobelpreis  wurde  Professor 
Dr.  Alfred  Werner  in  Zürich  zuerkannt. 
Dieser  jetzt  im  48.  Lebensjahr  stehende 
Forscher,  der  seit  dem  Jahr  1892  un¬ 
unterbrochen  an  der  Züricher  Universi¬ 
tät  wirkt,  hat  sich  in  der  wissenschaft¬ 
lichen  Welt  hauptsächlich  durch  seine 
Arbeiten  über  die  Konstitution  anorga¬ 
nischer  Verbindungen  sowie  durch  seine 
Studien  über  das  Valenzproblem  einen 
Namen  gemacht.  X  Der  4.  neue  Komet 
des  Jahres  1913  wurde  Ende  September 
von  dem  Astronomen  Gelavan  auf  der 
argentinischen  La  Plata-Sternwarte  im 
Sternbild  des  Wassermanns,  etwas  süd¬ 
lich  vom  Äquator  entdeckt.  Das  zuerst 
nur  im  Fernrohr  sichtbare  Gebilde 
nahm  bald  an  Helligkeit  zu.  Die  näheren 
Berechnungen  ergaben,  daß  es  sich  nicht 
um  einen  neuen  Kometen  handelte  son¬ 
dern  um  den  periodischen  Kometen 
Westphal,  dessen  Umlaufszeit  etwa  61 
Jahre  beträgt. 

X  X 

Literatur  yon  dem  großen  Sammel¬ 
werk  Die  Kultur  der 
Gegenwart  /Leipzig, 
Teubner/  ist  von  der  3.  Abtei¬ 
lung  Anorganische  Naturwissenschaf¬ 
ten  der  2.  Band,  Chemie,  erschie¬ 
nen.  Das  Buch  ist  im  besten  Sinn  ge¬ 
meinverständlich,  es  verlangt  freilich 
von  jedem  Leser  Aufmerksamkeit  und 
geistiges  Mitarbeiten.  Die  einzelnen  Ka¬ 
pitel  sind  von  Meistern  des  betreffenden 
Faches  bearbeitet.  E.  von  Meyer  hat 
auf  80  Seiten  eine  Geschichte  der 
Chemie  gegeben,  C.  Engler  und  L.  Wüh¬ 
ler  behandeln  die  anorganische  Chemie, 
der  Nobelpreisträger  Otto  Wallach  die 
organische  Chemie.  Die  physikalische 
Chemie  wird  in  4  getrennten  Kapiteln 
erledigt,  von  denen  2,  die  Beziehungen 
zwischen  physikalischen  und  chemischen 
Eigenschaften  und  die  Photochemie  von 


Luther  stammen,  die  Verwandtschafts¬ 
lehre  und  Thermochemie  Nernst  und  die 
Elektrochemie  Le  Blanc  zu  Verfassern 
haben.  Die  physiologische  Chemie  er¬ 
örtert  Kossel,  die  Beziehungen  der  Che¬ 
mie  zum  Ackerbau  sind  von  Kellner  und 
nach  dessen  Tod  von  Immendorf  bear¬ 
beitet.  Als  letzter  Abschnitt  werden  die 
Wechselbeziehungen  zwischen  der  che¬ 
mischen  Forschung  und  der  chemischen 
Technik  von  Otto  N.  Witt  dargelegt. 
Es  folgt  dann  noch  die  von  Rinne  be¬ 
arbeitete  Allgemeine  Krystallographie 
und  Mineralogie,  deren  Aufnahme  in 
diesen  Band  sich  durch  die  nahen  Be¬ 
ziehungen  dieser  Gebiete  zur  Chemie 
rechtfertigt.  Die  Chemiker,  die  ja  stoff¬ 
lich  mit  dem  Mineralreich  wohl  vertraut 
sind,  werden  gern  auch  vom  Standpunkt 
der  Strukturgliederung  in  dieses  Gebiet 
eingeführt  werden.  Einen  besondern 
Vorzug  des  Buchs  bildet  die  am  Ende 
jedes  Abschnitts  befindliche  kurze  Cha¬ 
rakteristik  und  wohl  erwogene  Aus¬ 
wahl  der  Literatur.  Diese  Eigenschaften 
des  für  jeden  Gebildeten  brauchbaren 
Werks  werden  auch  dem  Fachmann,  der 
sich  etwa  auf  einem  benachbarten  Ge¬ 
biet  der  Chemie  über  den  augenblick¬ 
lichen  Stand  der  Wissenschaft  informie¬ 
ren  will,  sehr  willkommen  sein.  X  Die 
historische  Entwickelung  der  Chemie  in 
kleinem  Rahmen  zu  behandeln  versucht 
Dr.  Thor  Ekecrantz  in  seiner  kurz¬ 
gefaßten  Darstellung  der  Geschichte  der 
Chemie  /Leipzig,  Akademische  Verlags¬ 
gesellschaft/.  Es  ist  dem  Verfasser  ge¬ 
lungen  auf  200  Seiten  einen  Überblick 
von  den  ältesten  bis  zu  den  jüngst  ver¬ 
gangenen  Zeiten  zu  geben.  Für  den 
Fachmann  sowie  als  Einführung  für  den 
Studenten  dürfte  der  Inhalt  allerdings 
kaum  ausreichen,  während  dem  Laien 
die  Form  der  Darstellung  nicht  uner¬ 
hebliche  Schwierigkeiten  bereiten  dürfte, 

Sozialwissenschaften  /  Conrad  Schmidt 

Eine  Geschichte  der  Natio- 
ökonomie"0  ’  nalökonomie  als  einer  Wis¬ 
senschaft,  die,  mit  der 
Entwickelung  der  kapitalistischen  Wirt¬ 
schaftsweise  aufkommend,  sich  die  Ana¬ 
lyse  dieser  zur  Aufgabe  setzt,  mit  theore¬ 
tischen  Argumentationen  in  den  Kampf 
der  Klasseninteressen  eingreift,  der 
historischen  Bedingtheit  des  Kapitalis¬ 
mus  wie  den  weitertreibenden  Tenden¬ 
zen,  die  er  auslöst,  nachforscht,  wäre, 
großzügig  angelegt  und  selbst  von  star¬ 
kem  theoretischen  Geist  getragen,  ge¬ 
wiß  ein  Gegenstand  von  außerordent- 
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lichem  Interesse.  In  den  Lehrbüchern 
zur  Geschichte  der  ökonomischen  Theo- 
rieen  läßt  sich  von  derlei  Möglichkeiten 
freilich  wenig  spüren.  Enttäuscht  und 
gelangweilt  legt  man  sie  aus  der  Hand. 
Kein  Wunder.  Um  Theorieen  lebendig, 
anregend,  fördernd  vorzuführen,  bedarf 
es  eines  eigenen  theoretischen  Stand¬ 
punkts,  der  der  Betrachtung  überhaupt 
erst  Ziel  und  Richtung  geben  kann.  Die 
Geschichte  muß  kritische  Geschichte 
sein,  die  in  der  Aufeinanderfolge  der 
Systeme  deren  inneres  Verhältnis  zu  ein¬ 
ander  klarlegt,  die  Widersprüche  auf¬ 
zeigt,  an  denen  sie  zu  Grunde  gehen, 
und  die  den  Anstoß  geben  neue  Wege, 
abseits  und  vorwärts  führende,  einzu¬ 
schlagen.  Nur  im  Licht  einer  solchen 
logischen  Bewegung,  die  sich  dann  frei¬ 
lich  mit  Antrieben  des  Klasseninteresses 
aufs  mannigfachste  kreuzt,  ordnet  der 
tote  Stoff  sich  zum  bedeutsamen  Zu¬ 
sammenhang.  So  stellte  die  Geschichte 
der  Doktrinen  dem  großen  Geist  Karl 
Marx'  sich  dar.  In  den  historisch- 
kritischen  Exkursen  seiner  Kritik  der 
politischen  Ökonomie,  im  Kapital  so¬ 
wie  in  den  von  K.  Kautsky  herausgege¬ 
benen  Nachlaßbänden,  die  von  den  Phy- 
siokraten,  Smith,  Ricardo  und  der  Zer¬ 
setzung  der  Ricardoschen  Schule  han¬ 
deln,  tritt  diese  Auffassung,  durch  die 
die  Geschichte  der  Theorieen  erst  Ent¬ 
wickelungsgeschichte  wird,  vollkommen 
klar  zutage. 

Die  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen 
Lehrmeinungen  von  C  h.  Gide  und  C  h. 
Rist,  die  voriges  Jahr  in  deutscher 
Übersetzung  mit  einem  Vorwort  von 
Franz  Oppenheimer  erschienen  ist 
/Jena,  G.  Fischer/,  hat  mit  ihren  830 
Seiten  wohl  den  3fachen  Umfang  der 
von  vornherein  ganz  unzulänglichen, 
obendrein  veralteten  Lehrbücher  Eisen¬ 
harts  und  John  Keils  Ingrams,  aber 
weicht  dabei  mit  gleicher  Hartnäckigkeit 
jeder  Gelegenheit  theoretischer  Vertie¬ 
fung  aus.  Natürlich  geht  es  heutzutage 
nicht  mehr  an,  was  Ingram  noch  1882 
fertig  brachte,  das  Marxsche  Werk  voll¬ 
ständig  totzuschweigen.  Dem  Marxismus 
sind  sogar  37  Seiten  gewidmet,  ganze  5 
Seiten  mehr  als  den  »auf  dem  Christen¬ 
tum  beruhenden  Lehren«.  Aber  mit 
der  offiziellerweise  erheischten  Erle- 
dijgung  und  Widerlegung  ist  auch 
Marx’  Rolle  ausgespielt.  Von  irgend¬ 
welchen  Grundproblemen,  in  deren  Lö¬ 
sung  eine  ökonomische  Theorie  sich  zu 
erproben  hätte,  und  damit  von  irgend¬ 
welchem  Maßstab,  nach  dem  die  Lei¬ 


stung  der  verschiedenen  Theorieen  be¬ 
urteilt  und  gewertet  werden  könnte,  ist 
den  Verfassern  augenscheinlich  nichts 
bewußt.  Ja  das  Verlangen,  daß  jemand, 
der  Geschichte  der  Ökonomik  schreibt, 
sich  vorher  über  solche  Fragen  Rechen¬ 
schaft  gegeben  haben  müßte,  würde 
ihnen  voraussichtlich  als  dogmatische 
Arroganz,  als  Angriff  auf  unbefangene 
historische  Objektivität  erscheinen. 

Was  bei  solcher  Unbefangenheit  her¬ 
auskommt,  dafür  sei  hier  ein  Beispiel 
aus  dem  Anfangskapitel  über  die  fran¬ 
zösischen  Physiokraten  des  18.  Jahr¬ 
hunderts  angeführt  und  mit  der  Marx- 
schen  Charakteristik  dieser  Ökonomen¬ 
schule  konfrontiert.  Die  Verfasser  sind 
außerstande  im  Grundgedanken  des 
physiokratischen  Systems,  daß  nur  die 
landwirtschaftliche  Arbeit  un¬ 
mittelbar  die  Fähigkeit  besitze  »Reinein¬ 
kommen«  zu  erzeugen,  etwas  anderes  als 
eine  belanglos  wunderliche  Grille  zu  er¬ 
blicken.  Der  von  den  Physiokraten  be¬ 
hauptete  »Grundunterschied«  der  »land¬ 
wirtschaftlichen  und  industriellen  Er¬ 
zeugung«,  erklären  die  Verfasser  her¬ 
ablassend,  »stammt  aus  der  Theologie«. 
»Denn  für  die  Physiokraten  sind  die 
Erzeugnisse  des  Bodens  das  Werk  Got¬ 
tes.  Und  allein  Gott  ist  Schöpfer,  wäh¬ 
rend  die  Erzeugnisse  der  Kunstfertig¬ 
keiten  Menschenwerk  sind,  und  den 
Menschen  keine  Schöpferkraft  inne¬ 
wohnt.«  Ein  Zitat  aus  einem  physio¬ 
kratischen  Autor  wird  zum  Beleg  her¬ 
angezogen,  und  die  so  konstruierte 
»Grundidee«  dann  glänzend  widerlegt. 
In  Wahrheit  forme  nämlich  auch  die 
Landwirtschaft  nur  Materie  um  und  stehe 
insofern  allen  Industrieen  gleich.  »Die 
Physiokraten  haben  nicht  fassen  kön¬ 
nen  (vielleicht  weil  Lavoisier  es  noch 
nicht  gelehrt  hatte),  daß  in  der  Natur 
nichts  sich  erzeugt  und  nichts  verloren 
geht,  daß  das  in  die  Erde  gesenkte  Ge¬ 
treidekorn  seine  Ähren  ebenso  aus  Stof¬ 
fen  des  Bodens  und  der  Luft  Gramm  für 
Gramm  zusammensetzt  wie  der  Bäcker 
aus  dem  selben  Korn,  Wasser,  Salz  und 
Hefe  Brot  macht.«  Das  Große,  das  in  der 
physiokratischen  Auffassung  sich  im 
Umriß  ankündigt:  die  prinzipielle  Ein¬ 
sicht,  daß,  damit  arbeitsloses  Einkommen 
in  der  Volkswirtschaft  bestehen  könne, 
die  Produktivität  der  Arbeit,  speziell 
der  landwirtschaftlichen,  we¬ 
sentlich  Nahrungsstoffe  produzierenden 
Arbeit,  derartig  sein  muß,  daß  ein  Über¬ 
schuß  über  die  zur  Lebensfristung  der 
Arbeiter  selbst  notwendigen  Quanten 
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von  Unterhaltsmitteln  erzeugt  wird,  exi¬ 
stiert  für  die  Verfasser  gar  nicht. 

Damit  vergleiche  man,  den  ungeheuren 
Abstand  zu  ermessen,  die  Art,  wie  Marx 
in  seinem  Nachlaß  (Theorieen  über  den 
Mehrwert,  1.  Band)  den  Springpunkt, 
um  den  sich  das  Verständnis  des  phy- 
siokratischen  Systems  dreht,  in  klassi¬ 
scher  Formulierung  auf  deckt,  die  phy- 
siokratische  Anschauung  als  ein  sach¬ 
lich  begründetes  Moment  und  Glied  im 
Gang  der  theoretischen  Entwickelung 
nachweist.  Was  bei  Gide  bloßer  Wirr¬ 
warr,  nimmt  da  mit  einem  Schlag  die 
Formen  eines  klaren  Bildes  an.  Hier 
aus  der  Marxschen  Darstellung  einige 
der  entscheidend  wichtigen  Sätze  als 
Probe:  »Die  Differenz  zwischen  dem 
Wert  der  Arbeitskraft  und  ihrer  V  e  r- 
Wertung  (also  der  Mehrwert,  den  der 
Kauf  der  Arbeitskraft  ihrem  Anwender 
verschafft)  erscheint  am  handgreiflich¬ 
sten,  unwidersprechlichsten  von  allen 
Produktionszweigen  in  der  Agrikultur, 
in  der  Urproduktion.  Die  Summe  der 
Lebensmittel,  die  der  Arbeiter  jahraus 
jahrein  verzehrt,  oder  die  Masse  Stoff, 
die  er  konsumiert,  ist  geringer  als  die 
Summe  der  Lebensmittel,  die  er  produ¬ 
ziert.  In  der  Industrie  sieht  man  über¬ 
haupt  den  Arbeiter  nicht  direkt  wieder 
seine  Lebensmittel,  nicht  den  Überschuß 
über  seine  Lebensmittel  produzieren. 
Der  Prozeß  ist  vermittelt  durch  Kauf 
und  Verkauf,  durch  die  verschiedenen 
Akte  der  Zirkulation,  und  erheischt  zu 
seinem  Verständnis  die  Analyse  des 
Wertes  überhaupt.  In  der  Agrikultur 
zeigt  er  sich  unmittelbar  im  Überschuß 
der  produzierten  Gebrauchswerte  über 
die  vom  Arbeiter  konsumierten  Ge¬ 
brauchswerte,  kann  also  ohne  Analyse 
des  Wertes  überhaupt,  ohne  klares  Ver¬ 
ständnis  von  der  Natur  des  Wertes  be¬ 
griffen  werden.  Also  auch,  wenn  der  Wert 
auf  Gebrauchswert  und  dieser  auf  Stoff 
überhaupt  reduziert  wird.  Die  Agri¬ 
kulturarbeit  ist  den  Physiokraten  daher 
die  einzige  produktive  Arbeit,  weil  die 
einzige  Arbeit,  die  einen  Mehrwert 
schafft,  und  die  Grundrente  ist  die 
einzige  Form  des  Mehrwerts, 
die  sie  kennen.  Der  Arbeiter  in  der 
Industrie,  finden  sie,  vermehrt  den 
Stoff  nicht:  er  verändert  nur  die  Form 
desselben.  Das  Material  (die  Masse  des 
Stoffs)  ist  ihm  gegeben  von  der  Agrikul¬ 
tur  .  .  .  Industrieller  Profit  und  Geld¬ 
zins  sind  nur  verschiedene  Rubriken, 
worin  sich  die  Grundrente  verteilt  und 
zu  bestimmten  Teilen  aus  der  Hand 
der  Grundeigentümer  in  die  Hand  an¬ 


derer  Klassen  übergeht.  Ganz  umge¬ 
kehrt  wie  die  späteren  Ökonomen  seit 
A.  Smith,  weil  sie  den  industriel¬ 
len  Profit  mit  Recht  als  die  Ge¬ 
stalt  fassen,  worin  der  Mehrwert  ur¬ 
sprünglich  vom  Kapital  angeeignet  wird, 
das  heißt  als  die  ursprüngliche  allge¬ 
meine  Form  des  Mehrwerts,  so  daß  Zins 
und  Grundrente  nur  Abzweigungen  des 
industriellen  Profits  darstellen,  die  vom 
industriellen  Kapitalisten  an  verschie¬ 
dene  Klassen,  die  Mitbesitzer  des  Mehr¬ 
werts  sind,  distribuiert  werden.« 

Dem  Abschnitt,  der  die  Physiokraten 
bespricht,  folgen  in  dem  Gideschen  Buch 
Kapitel  über  Adam  Smith,  die  »Pessi¬ 
misten«  (Malthus  und  Ricardo-),  Sis- 
mondi,  Saint  Simon,  die  »Assozialisten« 
(Owen,  Fourier,  Louis  Blanc),  Friedrich 
List,  John  Stuart  Mill,  die  historische 
Schule,  den  Staatssozialismus,  den 
Marxismus  und  die  »auf  dem  Christen¬ 
tum  beruhenden  Lehren«.  Der  Schluß¬ 
teil  (4  Kapitel)  beschäftigt  sich  mit  den 
»Lehren  der  neuesten  Zeit«.  Charakteristi¬ 
scherweise  schwärmen  hier  die  Verfasser 
für  die  hoffnungslos  sterilste  aller  Theo¬ 
rieen,  die  sogenannte  Grenznutztheorie, 
feiern  sie  als  Fortsetzerin  und  Überwin¬ 
derin  der  klassischen  Schule. 

Zwei  Individuen,  Peter  und  Paul,  die,  mit 
etwelchen  Genußgütern  ausgestattet,  in 
der  Wüste  sich  begegnen  und  dorten  mit 
einander  Handel  treiben,  sind  die 
Grundsäulen  dieses  philosophischen 
Systems.  In  solchem  Fall  wird,  erklären 
die  Grenznutzpsychologen,  ein  jeder  der 
beiden  seine  Güter  natürlich  entspre¬ 
chend  dem  Gebrauchswert  schätzen,  den 
sie  unmittelbar  in  natura  für  ihn  selbst 
besitzen,  und  in  einen  Austausch  nur 
willigen,  sofern  das  Quantum  von  Ge¬ 
brauchsgütern,  das  er  dabei  erhält,  ihm 
ein  größeres  Maß  subjektiver  Bedarfs¬ 
befriedigung  gewährt  als  das,  was  er  im 
Austausch  hingibt.  Und  diese  über¬ 
raschende  Entdeckung  wird  dann  mit 
einem  kühnen  Sprung  generalisiert.  Die 
Nützlichkeitserwägungen,  die  Paul  und 
Peter,  losgelöst  von  jedem  gesellschaft¬ 
lichen  Zusammenhang,  jeder  Wirtschaft, 
jedem  Produzieren  bei  ihrem  denkwür¬ 
digen  Tauschgeschäft  in  der  Wüste  an¬ 
stellen,  das  Vergleichen  des  unmittel¬ 
baren  Gebrauchswerts,  den  die  von  ihnen 
hingegebenen  und  eingetauschten  Güter 
für  sie  selber  haben,  sollen  auch  in  einer 
w  a  r  e  n  p  r  o  d  u  z  i  e  r  e  n  d  e  n  Ge¬ 
sellschaft  das  regelnde  Prinzip  des 
Austausches  und  der  Erklärungsgrund 
der  Austauschproportionen  sein,  die  sich 
im  Marktverkehr  bilden.  Welchen  un- 
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mittelbaren  Gebrauchswert,  um  nur  den 
nächsten  Einwand  anzudeuten,  hat  denn 
aber  für  einen  Warenfabrikanten  die  in 
dem  eigenen  Betrieb  für  den  Verkauf 
erzeugte  Warenmenge?  Der  Gebrauchs¬ 
wert,  den  im  eigenen  Betrieb  erzeugte 
Waren  in  ihrer  Naturalgestalt  für  die 
Betriebseigentümer  haben,  ist  durch¬ 
schnittlich  und  in  der  Regel,  wie  jeder¬ 
mann  weiß,  null.  Die  Grenznutzlehre, 
wenn  sie  ihr  Programm:  die  Austausch¬ 
proportionen  aus  dem  verglichenen  (von 
den  Austauschenden  auf  Grundlage 
ihres  persönlichen  Bedarfs  verglichenen) 
Gebrauchswert  der  ausgetauschten  Gü¬ 
ter  herzuleiten,  durchführen  wollte, 
stünde  da  vor  der  aussichtsvollen  Auf¬ 
gabe  aus  lauter  Nullen  des  Gebrauchs¬ 
werts,  den  die  verkauften  Waren  für  die 
Verkäufer  haben,  den  Unterschied  der 
Marktpreise  zu  deduzieren.  Das  Wört¬ 
chen  Grenznutzen,  das  die  glückliche 
Eigenschaft  besitzt  ganz  unabhängig  von 
dem  Sinn,  in  dem  jene  Theorie  es  ur¬ 
sprünglich  anwendet,  zur  Bezeichnung 
bunt  verschiedener,  völlig  heterogener 
Beziehungen  angewandt  werden  zu  kön¬ 
nen,  muß  da  als  Auskunftsmittel  herhal¬ 
ten  üen  Nonsens  des  Prinzips  hinter 
scheinbaren  Plausibilitäten,  die  mit  dem 
prinzipiellen  Ausgangspunkt  nichts  mehr 
zu  schaffen  haben,  zu  verstecken. 

Mag  immerhin  die  Arbeitswerttheorie 
auch  nicht  genügen  die  volkswirtschaft¬ 
liche  Preisbildung  in  allen  Zügen  zu  be¬ 
greifen  und  so  als  Theorie  der  Um¬ 
bildung  bedürfen,  jedenfalls  steht  sie 
dem  Geist  einer  wirklich  psychologi¬ 
schen  Erklärung  unendlich  näher  als 
die  Rabulistik  dieser  Schule,  die  sich  mit 
Stolz  die  psychologische  nennt.  Das  un¬ 
mittelbare  und  allgemeine  psycholo¬ 
gische  Motiv  jeder  wirtschaftlichen 
Funktionsausübung  in  einer  warenpro¬ 
duzierenden  Gesellschaft,  wo  alle  Be¬ 
darfsdeckung  durch  Warenkauf  ver¬ 
mittelt  ist,  also  Geldbesitz  voraussetzt, 
ist  für  die  Ausüber  der  Funktionen 
selbst  der  Gelderwerb.  Nur  unter  der 
Bedingung,  daß  die  Veranstaltung  von 
Produktionsbetrieben  zur  Erzeugung  von 
Waren  den  Veranstaltern  Gelderwerb  in 
Aussicht  stellt,  besteht  für  diese  ein 
Motiv  jene  Funktion  in  der  Gesellschaft 
zu  übernehmen  und  dauernd  fortzu¬ 
setzen.  Aber  die  Veranstalter  können 
durch  Verkauf  der  produzierten  Waren 
nur  Geld  erwerben,  Geld  gewinnen,  so¬ 
fern  -die  im  Marktverkehr  jeweils  be¬ 
stimmten  Preise  der  Tendenz  nach  so 
geregelt  sind,  daß  die  Veranstalter  im 


Preis  der  Waren  einen  großem  Geldbe¬ 
trag  erhalten  als  den,  den  ihnen  diese 
Waren  selber  kosten.  Und  ebenso  liegt 
auf  der  Hand,  daß  in  der  kapitalisti¬ 
schen  Volkswirtschaft  (wo  die  in  Pro¬ 
duktionsbetrieben  warenproduzierende 
Arbeit  Lohnarbeit,  nach  einem 
Lohnsatz  von  den  Unternehmern  be¬ 
zahlte  Arbeit  ist)  die  Produktionskosten 
mit  dem  gesellschaftlich  notwendigen 
Arbeitsaufwand,  dem  Gesamtquantum 
bezahlter  Lohnarbeit,  das  in  den  Waren 
steckt,  Zusammenhängen  und  (von  even¬ 
tuellen  komplizierenden  Momenten  einst¬ 
weilen  abgesehen)  je  nach  der  Menge 
dieses  Arbeitsquantums  größer  oder  klei¬ 
ner  sein  werden.  So  zeigt  bereits  die  ein¬ 
fachste,  von  der  psychologisch 
motivierten  allgemeinsten  Zweck¬ 
setzung  der  wirtschaftlichen  Funktionäre 
in  der  modernen  Volkswirtschaft  aus¬ 
gehende  Betrachtung,  daß  die  Preis¬ 
unterschiede  (die  »relativen  Preis¬ 
größen«,  für  deren  Verständnis  aus  der 
Zergliederung  des  subjektiven  Ge¬ 
brauchswerts  der  Waren  schlechterdings 
nichts  zu  holen  ist)  offensichtlich  auf  die 
Unterschiede  der  Produktionskosten,  die 
Unterschiede  der  Produktionskosten 
aber  auf  Unterschiede  des  zur  Produk¬ 
tion  der  Waren  gesellschaftlich  notwen¬ 
digen  Arbeitsaufwands  zurückweisen. 
Woraus,  ganz  unabhängig  von  der  Hypo¬ 
these,  daß  der  Austausch  ein  Austausch 
von  Arbeitsäquivalenten  sei,  die  Not¬ 
wendigkeit  einer  (wie  immer  näher  mo¬ 
difizierten)  Beziehung  der  Preisunter¬ 
schiede  auf  einen  objektiven  Faktor, 
eben  die  Unterschiede  der  zur  Produk¬ 
tion  notwendigen  Arbeitszeit,  sich  er¬ 
gibt.  Daß  Käufer  und  Verkäufer  die 
gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit, 
die  in  den  Waren  steckt,  nicht  kennen, 
ist  offenbar  kein  Gegenargument.  Denn 
jenes  Grundverhältnis  setzt  sich  eben 
tendenziell  notwendig  auch  ohne  solche 
Kenntnis  durch  den  bloßen  Zwang  des 
Gelderwerbstriebs  bei  freier  Konkurrenz 
durch.  Gewiß  ist  das  Motiv  des  Käufers 
zu  kaufen  der  Gebrauchswert,  den  die 
von  ihm  begehrten  Waren  für  ihn  haben. 
Gewiß  wird  der  einzelne,  durch  die  Größe 
seines  Einkommens  und  die  jeweiligen 
Warenpreise  hinsichtlich  seiner  Kaufkraft 
begrenzt,  seine  Warenkäufe  für  den  per¬ 
sönlichen  Konsum  so  einzurichten  su¬ 
chen,  daß  er  mit  den  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Geldmitteln  das  mögliche  Be¬ 
friedigungsmaximum  seiner  Gesamtbe¬ 
dürfnisse  erreicht.  Unwillkürlich  wägt 
er  ab,  wie  große  Teile  des  Einkommens 
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er  wirtschaftlicherweise,  das  heißt  eben 
im  Hinblick  auf  jenes  von  ihm  erstrebte 
Befriedigungsmaximum,  für  die  verschie¬ 
denen  Zweige  seines  persönlichen  Be¬ 
darfs  ausgeben  darf.  Das  ist  selbstver¬ 
ständlich,  beweist  aber  natürlich  für 
das,  worauf  es  den  Grenznutzpsycho¬ 
logen  nach  ihrem  prinzipiellen  Pro¬ 
gramm  ankommt,  nicht  das  mindeste. 
Denn  die  Grenznutzerwägungen,  die  die 
für  ihren  Konsum  einkaufenden  Geld¬ 
besitzer  anstellen,  erklären  wohl  die 
Unterschiede  in  der  Art,  wie  sie  bei  ge¬ 
gebenem  Einkommen  und  gegebenen 
Konsumartikelpreisen  ihr  Einkommen 
verwenden,  doch  offenkundig  nicht  die 
Preisunterschiede  der  gekauf¬ 
ten  Artikel  selbst. 

Der  Tiefstand  theoretisch-ökonomischen 
Denkens  hat  in  der  Herrschaft 
dieser  Schule,  die  in  dem  Gideschen 
Buch  als  Blüte  modern-wissenschaft¬ 
licher  Forschung  figuriert  (er  nennt  sie 
»Hedonisten«),  am  frappantesten  Aus¬ 
druck  gefunden.  Das  Bild  zu  vervollstän¬ 
digen  sei  hier  noch  auf  das,  was  Gide  »die 
berühmte  Zinstheorie  Böhm  -  Bawerks« 
nennt,  mit  einem  Wort  hingewiesen. 
Dieser  Grenznutzpsychologe,  der  in  der 
Kritik  anderer  Systeme,  wo  ihn  keine 
vorgefaßten  Dogmen  binden,  unzweifel¬ 
haften  Scharfsinn  zeigt,  hat  in  dem 
Streben  die  Etiketten  der  Schule  syste¬ 
matisch  allen  ökonomischen  Erscheinun¬ 
gen  aufzukleben  auch  eine  Psychologie 
des  Zinses  erfunden.  Daß  in  einer 
Volkswirtschaft,  in  der  alle  Funktionen 
unmittelbar  zum  Zweck  des  Gelderwerbs 
ausgeübt  werden,  niemand  (von  Freund¬ 
schaftsverhältnissen  und  dergleichen  ab¬ 
gesehen)  ein  Geldausleiher  wird,  es  sei 
denn,  daß  er  mehr  als  das  Geliehene, 
also  Zins,  zurückerhält,  dieser  in  seiner 
psychologischen  Motivierung  doch  wahr¬ 
lich  sonnenklare  Vorgang,  wird  psycho¬ 
logisch  aus  der  Beobachtung  erklärt,  daß 
die  Menschen  den  gegenwärtigen  Be¬ 
sitz  von  Gütern  höher  als  zukünftigen  zu 
schätzen  pflegen.  »Der  Zins«,  so  reka¬ 
pituliert  Gide  die  große  Böhm-Bawerk- 
sche  Entdeckung,  »ist  der  Preis  für 
die  Zeit...  100  Francs,  die  in  einem 
Jahr  zahlbar  sind,  sind  nicht  das  selbe 
wie  100  Francs,  die  heute  bezahlt  wer¬ 
den:  die  Gleichwertigkeit  wird  nur  wie¬ 
derhergestellt,  indem  man  auf  die  Wag¬ 
schale,  die  in  einem  Jahr  die  100  Francs 
erhalten  soll,  einen  Wertzuschuß  legt, 
der  Zins  heißt,  oder  indem  man  von 
der  Wagschale,  die  heute  die  100  Francs 
trägt,  ein  Bruchteil  hinwegnimmt,  der 
Diskont  genannt  wird.« 


Diese  famose  Deutung  beleuchtet  typisch 
den  allgemeinen  Geist  der  ganzen  Schule. 
Sie  glaubt  Theorie  zu  treiben,  wenn  sie 
nach  ihrem  Schema  die  Dinge  umtauft. 
X  X 

KurzeChronikEin  ausführlicher  Artikel 

von  Dr.  Otto  Conrads  Der 
subjektive  Wert  als  Grundlage  der 
Zinstheorie  Böhm  - Bawerks  in 
Conrads  Jahrbüchern  beleuchtet  pole¬ 
misch  eine  Reihe  der  darin  enthaltenen 
Zirkelschlüsse  und  Widersprüche,  er¬ 
klärt  das  Fundament  für  trügerisch, 
rühmt  aber  in  dem  gleichen  Atemzug 
Böhm-Bawerks  Künsteleien  als  »wahr¬ 
haft  gigantischen  Gedankenausbau«.  X 
In  den  Monographieen  des  Instituts  für 
den  internationalen  Austausch  fort¬ 
schrittlicher  Erfahrungen,  die  französisch 
bei  Giard  &  Briere  in  Paris,  deutsch 
bei  G.  Reimer  in  Berlin  erscheinen,  ver¬ 
öffentlichte  Dr.  R.  Broda  eine  inter¬ 
essante  Enquete  über  die  Rolle  der 
Gewalt  in  den  Konflikten  des  moder¬ 
nen  Lebens.  Staatsmänner  und  Gelehrte 
aus  China,  Deutschland,  Finnland, 
Frankreich,  Japan,  Österreich,  Portugal 
und  der  Schweiz  äußern  sich  zu  der 
Frage.  X  Das  von  den  Anhängern  des 
Schweizers  Silvio  Gesell,  der  durch  eine 
drollig-pfiffige  Geldrefo  r  m  der  gan¬ 
zen  Volkswirtschaft  auf  die  Beine  helfen 
will,  gegründete  Wochenblättchen  Der 
Physiokrat  erscheint  noch  immer.  Zur 
weitern  Belebung  der  Propaganda  hat 
der  Physiokratische  Verlag  auch  noch 
eine,  die  neue  Heilslehre  popularisierende 
Broschüre  Das  Reformgeld  von  Silvio 
Gesell  herausgegeben. 

X  X 

Literatur  Die  früher  in  dieser  Rund¬ 
schau  (1910,  2,  Band,  pag. 
723  ff.)  besprochene  Allge¬ 
meine  Volkswirtschaftslehre  von  W. 
L  e  x  i  s,  mit  dem  Platterschen  Lehrbuch 
die  theoretisch  beste  Einführung  in  den 
Gegenstand,  die  bisher  erschienen  ist. 
liegt  jetzt  in  der  2.  Auflage  vor.  X  In  der 
wertvollen  Teubnerschen  Sammlung  Aus 
Natur  und  Geisteswelt  erschien  ein  neues 
Bändchen  Statistik  von  Professor  S  i  - 
gismund  Schott,  das  gedrängt  und 
übersichtlich  über  die  einschlägigen 
Hauptfragen  orientiert. 

KUNST 

Dichtkunst  /  Max  Hochdorf 

Erzählungen  Müsset  pflegte  Novellen  zu 
schreiben,  die  sehr  gefällig 
um  die  Dinge  der  Liebe 
und  der  sozialen  Mittelschicht  redeten. 
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Müsset  redete  so  überlegen,  so  elegant, 
so  wie  einer,  der  weit  mehr  ist  als  ein 
alltäglicher  Liebhaber,  der  mit  welt¬ 
männischem  Lächeln  den  Blödsinn  der 
Mittelklasse  toleriert.  An  Müsset  wird 
erinnert,  wer  die  Novellen  von  Sieg¬ 
fried  Trebitsch  liest.  Sie  heißen 
Der  Tod  und  die  Liebe  /Berlin,  S. 
Fischer/.  Müsset  erzählt  das  kuriose 
Erlebnis  des  ruinierten  jungen  Mannes, 
dem  ein  reiches  Fräulein  nicht  nur  ihr 
Herz  sondern  auch  sehr  artige  Jahres¬ 
renten  schenkt.  Trebitsch  erzählt  das 
gleiche,  wenn  auch  auf  einigem  Umweg. 
Die  junge  Dame^  die  ihr  Herz  dem 
ruinierten  jungen  Mann  darbringt,  hat 
nämlich  von  dem  gleichen  Herrn  sehr 
viele  Geschenke  und  Bargeld  empfan¬ 
gen.  Sie  war  klug,  indem  sie  all  das 
nicht  vergeudete  sondern  verwahrte.  Es 
darf  daher  geschehen,  daß  sie  als  wohl- 
ausgestattete  Ehewerberin  vor  den  Jüng¬ 
ling  tritt.  Müsset  hatte  beim  Herplau¬ 
dern  derartiger  Wunder  ein  anmutiges 
Pathos,  Trebitsch  verwandelt  sich  dabei 
in  einen  geschmackvollen  Ironiker. 
Doch  siehe,  beide,  der  Pathetiker  mit 
dem  romantischen  Hang  und  der  Ironi¬ 
ker  mit  der  guten  Lebensart,  sie  stehen 
ziemlich  fern  jener  Wirklichkeit,  die 
allein  für  den  Künstler  locken  dürfte. 
Sie  konstruieren  beide  ein  Scheinleben, 
sie  sehen  beide  nicht  in  das  echte  Leben. 
Sie  wollen  das  gar  nicht.  Sie  freuen 
sich,  daß  sie  leise  fälschen.  Ihr  Kunst¬ 
spiel  ist  ein  Spiel  mit  Gedanken.  Sinn¬ 
bilder,  sorgsam  erwogene,  werden  so  hin¬ 
geschrieben,  Anekdoten  für  die  gebilde¬ 
ten  Kreise.  Alle  Geschicke,  die  Tre- 
bitsch  so  erörtert,  werden  den  tiefen  Be¬ 
trachter  der  Menschendinge  als  schlecht, 
als  zweideutig  im  Sinn  der  reinsten  Mo¬ 
ral  ärgern.  Der  Liebhaber  der  schönen 
Künste  verliert  zum  Beispiel  seinen  näch¬ 
sten  Freund,  den  genialen  Schauspieler. 
Und  wie  der  seltene  Komödiant  tot  ist 
und  nur  noch  durch  die  Träume  des 
Trauernden  wandelt,  geschieht  wieder  so 
ein  Gespiele  des  Schicksals.  Der  Le¬ 
bende  träumt  schwer  und  gefährlich,  daß 
sein  toter  Kamerad  als  Richard  II.,  Kö¬ 
nig  von  England,  furchtbar  bedroht  sei, 
daß  der  König,  der  sein  Freund  ist,  im 
Begriff  sei  die  vergiftete  Schüssel  des 
Mahles  zu  leeren.  Verzweiflungsschrei 
des  träumend  Lebenden.  Er  will  dem 
Freund  helfen,  und  als  er,  mit  einem 
dröhnenden  Krach  in  den  Ohren,  auf¬ 
gesprungen  ist,  hat  er  blindlings,  hat 
er  schlafend  einen  Spitzbuben  erschos¬ 
sen.  Dieser  Lump  wollte  den  Träumer 


ausrauben.  Der  geniale  Freund,  der  schon 
verstorben  ist,  hat  ihm  also  wunder¬ 
bar  das  Leben  gerettet.  Wunderbar,  zum 
Nachdenken  seltsam,  einen  Schauer  über 
die  irdische  Kreatur  wehend,  so  denkt 
sich  das  Trebitsch.  So  ließen  sich  die 
Fälle  des  Wunders  tausendfach  konstru¬ 
ieren.  Und  es  zerstreut  für  Viertelstun¬ 
den.  Trebitsch  hütet  sich  mit  Sorge 
von  den  Regeln  einer  gewählten  Syntax 
nicht  abzuweichen.  Er  hat,  was  sein 
bestes  Verdienst  ist,  Anschluß  bei  den 
geschulten  Sprachkünstlern  gefunden. 
Diese  Tugend  hat  auch  Felix  Hol¬ 
la  e  n  d  e  r  einmal  besessen,  doch  zum 
größten  Teil  eingebüßt.  Später  schrieb 
er  ohne  Schwierigkeit,  aber  auch  ohne 
Charakter.  Einer  dieser  Romane,  Agnes 
Feustels  Sohn,  ist  jetzt  im  Kronen¬ 
verlag  in  Berlin  neu  erschienen.  Der 
Zufall,  der  beste  Helfer  des  Romans  und 
auch  des  wirklichen  Lebens,  ist  bei  Hol- 
laender  gar  zu  launenhaft.  Er  fügte  es, 
daß  ein  sehr  vornehmer  Herr  einem 
Wirtstöchterlein  ein  Kindlein  macht  und 
hierauf  für  ewig  verschwindet.  Das  Kind 
leidet  erst  mächtiges  Proletarierleid, 
wird  dann  jedoch  ein  sehr  großer  Schau¬ 
spieler,  auch  sterbenskrank,  doch  bald 
genesen  und  Besitzer  von  Liebeshoffnun- 
gen,  die  für  unzählige  Jahre  genügen. 
Szenen  des  Wiedererkennens,  Schilde¬ 
rungen  von  Theaterschmieren,  Romantik 
des  Rampenlichts  und  altadliger  Herzen, 
das  alles  hat  Hollaender  hergenommen, 
um  nach  der  nicht  immer  guten  Scha¬ 
blone  ein  derbes  Unterhaltungsbuch  zu 
verfassen. 

Die  Dänen  haben  den  starken  Proleta¬ 
rierdichter  Nexö,  der  aus  den  unteren 
Volksschichten  hervorgegangen  ist  und 
mit  plastischer  Originalität  das  Leben 
der  Armen  beschreibt.  Es  ist  möglich, 
daß  sein  Landsmann  Carl  Jacobi  aus 
der  gleichen  Klasse  stammt.  Dann  fehlte 
ihm  nur  noch  das  Dichtertalent,  um 
Nexö  ebenbürtig  zu  sein.  Viel  zu  hitzig, 
viel  zu  literarisch,  abhängig  von  böser 
Schriftstellertradition  ist  Jacobi.  Sein 
Proletarierroman  Judas  /Berlin,  Jun¬ 
cker/  ist  das  Werk  eines  Mannes,  der 
im  Menschenelend  zahlreiche  bewegliche 
Symbole  und  Bilder  erkennt,  doch  seine 
dichterischen  Ausdrucksmittel  noch 
nicht  beherrscht.  Judas  ist  das  Prole¬ 
tarierkind,  das  schon  an  seinem  Namen 
schleppen  muß.  Es  ist  ihm  verhängnis¬ 
voll,  daß  er  nach  dem  Verräter  Christi 
genannt,  daß  er  als  ein  Halbjude,  als 
ein  Halbchrist  geboren  wurde.  Er  muß 
in  den  Spelunken  Kopenhagens  hausen, 
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in  den  stinkenden,  dumpfen  Häusern,  die 
sich  in  allen  Städten  der  Welt  zu  ähneln 
scheinen.  Und  wie  sich  in  diese  Höllen 
ein  wenig  Helligkeit  und  Menschenliebe 
schleichen,  kann  Judas  das  nur  ersehnen, 
nicht  erreichen.  Die  Innigkeit  fehlt  in 
diesem  Buch  nicht.  Es  ist  darum,  wenn 
auch  unreif,  so  doch  verheißend. 

Will  Jacobi  nur  die  reine  Erkenntnis 
wiedergeben,  so  will  Fritz  Rassow 
zu  seinem  Ahnungsvermögen  bekehren. 
Was  er  von  den  »Zeugnissen  der  Macht 
und  der  Ohnmacht«  im  Spiegelfechter 
Eros  /Frankfurt,  Rütten  &  Loening/  er¬ 
kannt  hat,  liegt  abseits  vom  Gewöhn¬ 
lichen.  Wenn  der  Leibzwerg  der  Semi- 
ramis  wimmernd,  in  atemlosem  Stil, 
überschwänglich  und  verblümt,  vom  Tod 
der  herrlichen  Herrin  erzählt,  wenn  der 
Priester  vom  Mord  beichtet,  mit  dem  er 
die  versuchende  Hure  überwand,  so  hat 
ein  aufs  Balladeske  zielender  Erzähler 
diese  Seltsamkeiten  ausgedacht.  Aber 
ein  Dichter,  dem  die  Geste  des  artisti¬ 
schen  Aufputzes  gar  nicht  übel  an¬ 
steht.  Rassow  schreibt  in  Prosa  Bal¬ 
laden,  die  als  literarische  Feinarbeit  ge¬ 
fallen,  die  noch  oft  einer  ungezügelten 
Originalitätssucht  gefallen  möchten. 
Bewandert  im  Genuß  der  Natur,  erzogen 
von  einem  glücklichen  Schicksal  zu  eini¬ 
ger  Abenteuerei:  das  ist  im  Künstlerleben 
Aage  Madelungs  die  beste  Fügung. 
So  kam  es,  daß  er  nicht  über  die  Bücher 
zum  Schreiben  gelangte  sondern  erst, 
nachdem  er  im  barbarischen  Rußland, 
in  Schneefeldern,  unter  Bauern,  Roßtäu¬ 
schern,  Jägern,  wilden  Tieren  und  zah¬ 
men  Hunden  vielerlei  gesehen  hat.  Sein 
erstes  Buch  der  Reiseskizzen,  der  Stim¬ 
mungen  im  hohen  Wald,  war  so  das  Zeug¬ 
nis  eines  Mannes,  der  Frische,  der  Un¬ 
gewohntes  in  die  Nerven  der  Leser 
brachte.  Dazu  ein  Stil,  der  wohl  der 
Tradition  auswich,  und  dennoch  erwies 
sich  an  dem  Stil,  daß  Madelung  die 
Bücher  von  Hamsun  gelesen  oder  wenig¬ 
stens  gewittert  haben  mußte.  Im  No¬ 
vellenband  Der  Sterlett  /Berlin,  S. 
Fischer/  ist  die  Sterlettnovelle  Zeugnis 
der  gleichen  Gabe  geblieben.  In  der 
Skizze  Der  Brauthengst  steht  eine  Partie 
von  der  Bändigung  des  Hengstes  mit 
allen  technischen  Einzelheiten  vom  Ge¬ 
schirr,  vom  Riemenzeug  und  vom  Män¬ 
nergriff.  Episches  beinahe,  das  gewiß 
Alltagsdinge  behandelt  und  trotzdem 
nicht  ermüdet. 

Die  große  Erzählerbegabung  Madelungs 
zeigt  sich  bedeutend  dann  in  seinem  Ro¬ 
man  Die  Gezeichneten  /Berlin,  S. 
Fischer/.  Das  ist  ein  klar  gesehenes 


und  ergreifend  wiedergegebenes  Gemälde 
des  Lebens  und  Sterbens  der  Juden  in 
Rußland,  des  Schicksals,  das  mit  tau¬ 
sendjähriger  Wucht  auf  diesem  Volk 
lastet  (unter  dessen  Schwere  es  des 
kommenden  Messias  gewiß  war).  Hier 
nun  entsteht  in  unseren  Tagen  eine  neue 
Generation,  die  die  Vergangenheit  nie¬ 
derreißen  will,  aber  in  den  furchtbaren 
Pogroms  noch  einmal  von  dieser  Ver¬ 
gangenheit  neu  ergriffen  wird.  Das 
schildert  nun  Madelung  mit  der  Objek¬ 
tivität  des  reinen  Sehens.  Und  doch 
liegt  auf  dem  Grund  das  tiefe  Mitge¬ 
fühl  des  Menschen  (das  man  vielleicht 
nicht  bemerkt,  weil  es  gar  nicht  nach 
außen  dringt).  Das  Geschick  des  Rechts¬ 
anwalts,  der  sein  Volk  verleugnet,  um 
die  Höhen  dieser  Welt  zu  ersteigen,  und 
der  doch  für  sein  Volk  getötet  wird  und 
im  Letzten  den  körperlichen  und  see¬ 
lischen  Urzusammenhang  des  Blutes 
wiederfindet,  hat  Madelung  mit  den 
Augen  eines  von  außen  Kommenden,  mit 
dem  Herzen  eines  nach  innen  Sehenden 
gestaltet.  In  der  Form  bleibt  er  der  na¬ 
türliche,  naiv  und  schmucklos  berich¬ 
tende  Erzähler,  der  keine  Kunstmittel 
zu  Hilfe  nimmt,  um  das,  was  romanhaft 
scheint,  zu  verdecken,  weil  das  Leben 
hier  selber  dieses  Romanhafte  hervor¬ 
gebracht  hat. 

Volkstümliche  Geschichten  der  Juden, 
allerhand  Legendarisches,  das  in  jiddi¬ 
scher  Sprache  von  J.  L.  Perez  er¬ 
zählt  wurde,  ließ  der  Jüdische  Verlag 
in  Berlin  verdeutschen.  Diese  auch  zur 
Folklore  sehr  wichtigen  Skizzen  sind 
interessante  Dokumente  frommer,  phan¬ 
tastischer,  armer,  politisch  unterdrückter 
Leute.  Die  Motive  der  Weltliteratur 
wandern  merkwürdig  und  auf  dunklen 
Wegen,  und  der  Historiker  stellt  fest, 
daß  in  der  chassidischen  Volkslegende 
eine  Fee  die  gleichen  Glückstaten  ver¬ 
übt,  die  im  altkatholischen  Mirakel  der 
Jungfrau  Maria  zugeschrieben  werden. 
Die  jüdischen  Geschichten  haben  in  der 
Übertragung  nicht  den  vollen  Reiz  des 
Originals,  das  unmittelbar  zum  Gemüt 
spricht.  Aber  sie  bewegen  gleichwohl  in 
ihrer  schlichten  Eindringlichkeit  den 
Leser, 

X  X 

Neuausgaben  Mit  schwerem  Kampf  haben 
wir  den  Ruhm  Mörikes 
und  Fontanes  und  den  des 
Klaus  Groth  gerettet  und  diese  starken, 
diese  ursprünglichen  lyrischen  Talente 
von  den  seichteren,  von  dem  besten 
unter  ihnen,  Emanuel  Geibel,  von  win¬ 
zigeren  Nachahmern,  den  Rudolf  von 
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Gottschall  oder  Julius  Rodenberg,  ge¬ 
schieden.  Theodor  Storm  hat  diesen 
Kampf  des  kritisierenden  Bewußtseins 
auch  erlebt,  und  jetzt,  da  ein  Nachtrags¬ 
band  zu  seinen  sämtlichen  Werken  bei 
George  Westermann  in  Braunschweig  er¬ 
scheint,  ist  es  sehr  merkwürdig  die  Ziel¬ 
sicherheit  des  Stormschen  Urteils  überall 
zu  treffen.  Was  er  immer  wieder,  schon 
im  Jahr  1859  bei  der  Besprechung  von 
Liebesliedern,  verlangt:  das  ist  die  Ehr¬ 
lichkeit  des  Dichters.  Gegen  den  Forma¬ 
lismus,  und  mag  er  auch  die  größte  Ge¬ 
wandtheit  verraten,  ist  er  sehr  erbittert. 
Das  Erlebnis  als  die  Quelle  der  Dich¬ 
tung  zu  suchen,  das  ist  stets  seine  Be¬ 
mühung.  Und  er  ist  ein  strenger  For¬ 
scher,  der  alle  faulen  Quellen  ohne  Be¬ 
denken  verleumdet.  Das  Wort  vom 
Realismus  ist  auch  stets  seine  Lehre,  und 
die  abschreckenden  Beispiele,  die  er  von 
leerer  Versklingelei  gibt,  sind  höchst 
lehrreich.  Da  Storm  nicht  sehr  verschwen¬ 
derisch  in  der  Ausdeutung  seiner  Ästhe¬ 
tik  gewesen  ist,  liefern  diese  aus  Zeit¬ 
schriften  und  vergessenen  Büchern  zu¬ 
sammengetragenen,  durch  Fritz  Boehme 
kommentierten  Aufsätze  wichtiges  Ma¬ 
terial  für  die  Erkenntnis  der  Stormschen 
Kunstlehre.  Ein  in  der  Gesamtausgabe 
nicht  geborgener  Zyklus  von  Spuk¬ 
geschichten  leitet  den  Nachtragsband 
ein.  Am  Kamin  heißt  das  Ganze.  Spuk 
am  Ofenwinkel  und  um  die  Teekanne, 
nicht  die  heute  modischen  konstruierten 
Greuel.  Umgehen  der  Leichen,  Visionen 
Sterbender  und  Verstorbener,  Vorzeichen 
von  Mißgeschick  und  auch  Schalk  und 
gutmütiger  Spott.  Wie  immer  bei  Storm 
eine  gewisse  Furcht  zu  schmerzlich  das 
Gemüt  des  Lesers  zu  treffen.  Er  scheint 
vieles  nicht  sagen  zu  wollen,  was  er  be¬ 
griffen  hat.  Denn  er  schreibt  am  Ende 
seiner  sanften  Spukgeschichten  die  fol¬ 
genden  verräterischen  Sätze  auf:  »Wenn 
wir  uns  recht  besinnen,  so  lebt  doch  die 
Menschenkreatur  jede  für  sich  in  fürch¬ 
terlicher  Einsamkeit;  ein  verlorener  Punkt 
in  dem  unermessenen  und  unverstande¬ 
nen  Raum.  Wir  vergessen  es;  aber  mit¬ 
unter  dem  Unbegreiflichen  und  Unge¬ 
heuren  gegenüber  befällt  uns  plötzlich 
das  Gefühl  davon;  und  da,  dächte  ich, 
wäre  etwas  von  dem,  was  wir  Grauen  zu 
nennen  pflegen.«  Dieser  Band  bildet, 
wie  gesagt,  eine  Ergänzung  der  großen 
Stormausgabe.  Neben  dieser  hat  der 
Verlag  Westermann  vor  einem  Jahr  auch 
noch  eine  kleinere  Ausgabe  von  Storms 
sämtlichen  Werken  in  5  Bänden  heraus¬ 
gebracht,  die,  da  sie  wohlfeiler  ist, 
sicher  willkommen  geheißen  werden 


kann  und  namentlich  zu  Geschenk¬ 
zwecken  viel  verwandt  werden  dürfte; 
sie  zeichnet  sich  auch  durch  einen  hüb¬ 
schen  Einband  aus. 

In  den  Bauernspiegel,  den  Jean  Paul 
dArdeschah  herausgibt  (siehe  diese 
Rundschau,  1913,  3.  Band,  pag.  1308), 
wurde  auch  Camille  Lemonniers 
Idylle  Ein  Dorfwinkel  (Un  petit  coin  de 
village)  /Jena,  Diederichs/  aufgenom¬ 
men.  Diese  Geschichte  wurde  von  dem 
jungen  Belgier  geschrieben,  als  er  begann 
die  Bekanntschaft  mit  den  Bauern  seines 
Landes  zu  suchen.  Er  sah  fast  nur  Hei¬ 
teres  damals,  glatt  zu  ordnende  Lebens¬ 
verhältnisse  und  verfiel  nicht  dem  Hang 
der  französischen  Naturalisten  seiner 
Zeit  nur  Bestialisches  unter  den  Hütern 
der  Scholle  aufzudecken.  Sein  Bauern¬ 
spiegel  ist  eine  schlichte  Aufzeich¬ 
nung  von  den  großen  Sorgen  der  Bauern 
um  das  winzige  Glück  und  die  Liebe. 
Eine  besonders  schöne  Weihnachtsgabe 
hat  uns  diesmal  der  Verlag  Albert  Lan¬ 
gen  in  München  gebracht:  nämlich  eine 
Neuausgabe  der  Geschichte  Tom  Jones, 
eines  Findlings,  von  Henry  Field- 
i  n  g  ,  in  der  Übersetzung  von  Wilhelm 
von  Lüdemann.  Dieser  Roman,  der  in 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ge¬ 
schrieben  wurde  und  dem  bürgerlichen 
Tugendroman  eines  Richardson  ein 
wunderhübsches  Gegenbild  aufstellte,  ge¬ 
hört  nicht  nur  zu  den  unverlierbaren 
Schätzen  der  Weltliteratur  sondern  ist 
auch  heute  recht  zeitgemäß.  Weniger 
für  die  Literatur  (aus  der  die  Tränen¬ 
seligkeit  und  Tugendhaftigkeit  ja  wohl 
endgültig  oder  mindestens  für  eine  Weile 
verschwunden  ist)  als  für  das  Leben, 
das  dauernd  falsche  Wertungen  bean¬ 
sprucht  und  die  Dinge  ethisch  auf  den 
Kopf  stellt.  Dieser  lustige,  leichtsinnige 
Tom  Jones,  der  auch  erotisch  ganz  naiv 
draufloslebt,  handelt  in  einem  hohem 
Maß  sittlich  als  die  bürgerlichen  Mora¬ 
listen,  da  diese  ihre  Moral  von  äußeren 
Vorschriften  nehmen,  an  denen  sie  sel¬ 
ber  keinen  Teil  haben,  während  der 
Fieldingsche  Held  den  eigenen  inneren 
Geboten  folgt,  also  das  Kennzeichen 
höchster  Moralität  erfüllt.  Das  Buch 
bleibt  heute,  anderthalb  Jahrhunderte 
nach  seinem  Entstehen,  und  auch  für  die 
Folge  eine  überaus  genußreiche  Lektüre. 
Die  schöne  Neuausgabe  des  Langenschen 
Verlags  ist  in  ihren  beiden,  angenehm 
gedruckten  und  gebundenen  Bänden 
noch  mit  28  Gravüren  geschmückt,  die 
die  Stiche  älterer  Ausgaben  in  vorzüg¬ 
licher  Weise  wiedergeben. 

X  X 
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KurzeChronik  Sehr  geschickt  erfindet 
Margarete  Bruns  Mär¬ 
chen,  die  sie  unter  dem 
Titel  Die  Märchen  der  Salamanderhöhle 
vereinigt  /Minden,  Bruns/.  Dieses 
Schnurrenbuch,  dessen  komische  und 
traurige  Geschichten  im  geheimnisvollen 
Steinverließ  erzählt  werden,  ist  auch 
phantastisch  und  eigentümlich  eingebun¬ 
den.  X  Ein  »jüdischer  Kl  e  in¬ 
stad  troman«  von  Oskar  Baum 
/Stuttgart,  Rütten  &  Loening/  heißt  Die 
böse  Unschuld.  Baum  hat  um  lustige 
und  rührende  Krähwinkelbilder  eine 
psychologische  Geschichte  geschrieben: 
die  Hysterie  der  Frau,  die  sich  eine 
Schwangerschaft  nur  einbildet.  Das  hat 
manche  banale  Kapitel  und  dennoch  die 
Intelligenz  eines  Schriftstellers,  der  den 
leichten  Erfolg  verwirft.  X  Typisch  an 
dem  Skizzenband  der  Irene  Forbes- 
Mosse  Die  Leuchter  der  Königin  /Ber¬ 
lin,  S.  Fischer/  ist  eine  bedeutende  Zwie¬ 
spältigkeit  zwischen  der  stilisti¬ 
schen  Kultur  und  der  Kraft  des 
Erzählens.  Sie  erfindet  schöne  Wort¬ 
wendungen,  doch  gehen  ihre  Geschichten 
am  bildsamen  Leben  vorbei.  X  Skizzen 
und  Feuilletons,  die  alle  irgendeine  auf¬ 
regende  Zeitungsnotiz  umwehen, 
sammelt  und  benennt  nach  der  ersten 
Novellette  Stefan  Großmann  Grete  Beier 
/Berlin,  Oesterheld/.  X  J.  Philipp  Heer¬ 
gesell  will  alle  Irrgänge  seiner  Künst¬ 
ler  seele  entdecken.  Er  ist  ein  Psycho¬ 
loge,  doch  ohne  Plastik  im  Gestalten  des 
Romans,  der  Tom  und  die  Welt  heißt 
/Berlin,  Oesterheld/.  X  Theaterkabale 
und  Budapester  Kleinbürgerei,  das  sind 
die  Stoffe  des  Ungarn  Thomas  Kobor, 
dessen  humoristischer  Roman 
Der  Preis  des  Lebens  zur  Unterhaltung 
dient  und  für  solchen  Zweck  auch  ver¬ 
deutscht  wurde  /Berlin,  Oesterheld/. 


KULTUR 

Kunstgewerbe  /  Paul  Westheim 

Bilanz  des  In  der  Zeitschrift  Über 

Kuiwttfewer  Land  und  Meer  richtete 
ivunsigewer»  , 

bes  Hermann  Muthesius  eine 

Bußtagspredigt  an  seine  Gefolgschaft 
von  Architekten  und  Kunstgewerblern. 
Mitten  in  der  erfreulichen  Entwickelung, 
die  in  der  deutschen  Architektur  seit 
einem  Jahrzehnt  zu  beobachten  ist,  so 
etwa  lauten  seine  Ausführungen,  finden 
sich  rückläufige  Bewegungen,  Schrullen, 
Verkennungen.  Vor  etwa  4  Jahren  wurde 
die  schöne  Einheit  der  kunstgewerb¬ 
lichen  Bewegungen  durch  »Neuerer«  ge¬ 
stört,  die  sich  plötzlich  mit  vollen  Ar¬ 


men  zurück  in  die  Wiederholung  der 
Stile  warfen.  Im  selben  Augenblick, 
wo  der  Widerstand  der  Dekorationsge¬ 
schäfte  gegen  die  modernen  Bestrebun¬ 
gen  überwunden  war,  begannen  geistige 
Führer  der  Bewegung  das  zu  tun,  was 
die  Bewegung  bisher  mit  allen  Mitteln 
bekämpft  hatte.  Sie  suchten  die  De¬ 
korateure  noch  zu  überbieten,  indem  sie 
nicht  mehr,  wie  diese,  sich  an  dem  harm¬ 
los  gefälligen  Biedermeier  anzuranken 
strebten  sondern  sich  auf  die  verdorbene 
Kunst  der  fünfziger  und  sechziger  Jahre 
stürzten,  auf  die  Kunst  jener  Zeit,  die 
ihre  Teppiche  mit  großen  naturalisti¬ 
schen  Rosenbuketten  und  abschattierten 
Goldleistenimitationen  dekorierte,  ver¬ 
schnörkelten  Schnitzereien  und  entarte¬ 
ten  Formen  huldigte  und  ungefähr  alle 
Scheußlichkeiten  pflegte,  gegen  die  wir 
uns  1899  ereiferten.  Besonders  auffal¬ 
lend  ist  die  rückläufige  Bewegung  in  der 
Typographie.  Nachdem  wir  uns,  dem 
englischen  Beispiel  folgend,  zu  einer  rei¬ 
nen,  formal  ausgezeichneten  Buchkunst 
durchgerungen  hatten,  nahmen  jene 
»Neuerer«  auch  wieder  plötzlich  die 
schlechte  Lithographenschrift  von  1850 
auf,  der  man  heute  auf  Programmen  und 
Einladungskarten  der  modernen  Geschäfte 
begegnet;  jene  verzettelte,  ängstliche, 
auseinandergerissene  Strichelschrift,  die 
wir  bisher  für  das  Schlechteste  hielten, 
was  in  der  Schrift  je  dagewesen  war. 
In  der  Architektur  gewinnt  die  vielfach 
unter  der  Spitzmarke  Heimatkunst  aus¬ 
gegebene  Imitation  überholter  Konstruk¬ 
tions-  und  Dekorationsmotive  wieder 
breitem  Boden,  zumal  sie  mit  ernster, 
patriotisch  gestimmter  Miene  vorgetra¬ 
gen  zu  werden  pflegt.  Eine  Marotte 
sieht  Muthesius  schließlich  in  der  neue¬ 
sten  der  Moden:  Straßen,  die  nach  einem 
Plan  von  einer  Hand  angelegt  werden, 
aus  einer  romantischen  Spielerei  heraus 
uneinheitlich  zu  gestalten,  als  ob  solche 
Straße  aus  verschiedenen  Zeitaltern  und 
verschiedenen  Architektenhänden  her¬ 
vorgegangen  wäre.  Theoretisch  begeistert 
man  sich  für  die  einheitliche  Block¬ 
front,  und  in  der  Wirklichkeit,  beson¬ 
ders  bei  der  Anlage  von  Gartenstädten 
und  Reihenhauskolonieen,  wo  die 
Durchführbarkeit  dieser  Möglichkeit  be¬ 
steht,  wird  ängstlich  so  getan,  als 
wären  die  Häuser  zufällig  neben¬ 
einander  entstanden,  wie  es  in  un¬ 
seren  Großstadtstraßen  der  Fall  ist. 
Das  eine  Haus  wird,  wie  es  in  einem 
Vorort  von  Berlin  geschehen  ist,  etwas 
höher  geführt  als  das  andere,  zwischen 
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Putzhäusern  steht  plötzlich  ein  Ziegel¬ 
steinhaus,  die  Stockwerkhöhen  und  Ge¬ 
simse  versetzen  sich  gegen  einander,  die 
formale  Durchbildung  wechselt.  Öder 
Häuser  werden  gleichartig  aneinander¬ 
gereiht,  und  zum  Schluß  wird  jedes  die¬ 
ser  Häuser  anders  gestrichen,  das  eine 
rot,  das  andere  grün,  das  dritte  dunkel¬ 
braun,  das  vierte  blau  und  das  fünfte 
weiß.  Das  Komischste  bei  diesen  Reak¬ 
tionserscheinungen  wird  aber  die  Situa¬ 
tion  sein,  in  die  das  deutsche  Kunstge¬ 
werbe  gelangt,  wenn  Frankreich  die  in 
Aussicht  genommene  internationale 
kunstgewerbliche  Ausstellung  im  Jahr 
1916  wirklich  zustande  bringt.  Für  diese 
Ausstellung  ist  nämlich  der  Grundsatz 
aufgestellt  worden,  daß  absolut  nichts 
zugelassen  wird,  was  sich  reproduzie¬ 
rend  an  historische  Kunst  anlehnt.  Und 
es  wird  sich  dann  die  Frage  erheben, 
was  bis  dahin  von  dem  deutschen  Kunst¬ 
gewerbe  noch  zulassungsfähig  sein 
wird. 

Ausführungen,  deren  Richtigkeit  an  die¬ 
ser  Stelle  ja  nichts  mehr  hinzuzufü¬ 
gen  ist. 

X  X 

Panamaaus-  Der  Deutsche  Werkbund  ist 
Wei-kbund"  zurzeit  vor  eine  diffizile 
Entscheidung  gestellt.  Es 
handelt  sich  um  die  Organisation  der 
deutschen  Kunst-  und  Kunstgewerbeab- 
teilung  in  San  Francisco.  Ob  die 
deutsche  Beteiligung  nach  den  Verhand¬ 
lungen  des  Reichstags  und  nach  der 
Auflösung  des  privaten  Komitees  zu¬ 
stande  kommen  wird,  ist  fraglich  ge¬ 
worden.  Bemühungen  trotzdem  wenig¬ 
stens  die  Kunst-  und  Kunstgewerbeaus¬ 
stellung  zu  zeigen  werden  angestellt,  und 
die  Möglichkeit  besteht,  daß  eine  solche 
repräsentative  Abteilung  geschaffen 
wird.  Als  der  Plan  des  Ballin¬ 
komitees  auch  ohne  die  Unterstützung 
der  Reichsregierung  nach  San  Fran¬ 
cisco  zu  gehen  bekannt  wurde,  tauchte 
der  Gedanke  auf  der  privaten  Industrie¬ 
ausstellung  eine  die  deutsche  Kultur 
würdig  repräsentierende  Kunst-  und 
Kunstgewerbeausstellung  anzugliedern. 
Ein  Gedanke,  der  die  lebhafteste  Unter¬ 
stützung  verdient.  Es  gilt  den  Völkern 
drüben  zu  demonstrieren,  daß  wir 
eine  deutsche  Kunst  haben,  die  sich 
durchaus  neben  der  französischen  zu 
zeigen  vermag,  und  es  gilt  für  das  neue 
deutsche  Kunstgewerbe  die  höchst  er¬ 
folgreiche  Werbearbeit  der  von  Osthaus 
in  Amerika  veranstalteten  kleinen  Wan¬ 
derausstellungen  fortzusetzen. 

Das  deutsche  Kunstgewerbe  sieht  mit 


Recht  in  den  amerikanischen  Staaten 
aufnahmefähige  Exportbezirke  und  hat 
sich  ziemlich  einmütig  für  die  Be¬ 
schickung  der  Ausstellung  ausge¬ 
sprochen.  Seine  selbstverständliche  Ver¬ 
tretung  sieht  es  in  dem  Deutschen  Werk¬ 
bund,  der  mit  der  Brüsseler  Ausstellung 
bewiesen  hat,  daß  er  die  geeignete,  die 
gegebene  Instanz  ist  eine  würdige  und 
eindrucksvolle  deutsche  Kunstgewerbe¬ 
schau  zu  organisieren.  Es  war  selbstver¬ 
ständlich,  daß  die  Zentralstelle  für  die 
deutsche  Beschickung  der  Weltausstel¬ 
lung  sich  an  den  Werkbund  wandte. 
Weniger  einfach  liegen  die  Verhältnisse 
auf  dem  Gebiet  der  bildenden  Kunst. 
Eine  Art  Zentralvereinigung  für  Malerei 
und  Bildhauerei  in  der  Art  des  Werk¬ 
bunds  gibt  es  nicht.  Als  das  Reich  vor 
ein  paar  Jahren  eine  deutsche  Abteilung 
für  die  internationale  Kunstausstellung 
in  Rom  zusammenzustellen  hatte,  be¬ 
traute  es  mit  dieser  Aufgabe  Artur 
Kampf,  der  sich  mit  ihr  im  großen  und 
ganzen  gut  abzufinden  gewußt  hat.  Zu 
einer  Erörterung  dieses  Problems  ist  es 
sehr  zum  Schaden  der  Sache  leider  über¬ 
haupt  nicht  gekommen.  Es  besteht  näm¬ 
lich  seit  ein  paar  Jahren  eine  Gesell¬ 
schaft  für  deutsche  Kunst  im  Ausland. 
Eine  Gesellschaft,  die  mit  exzellenten 
Namen,  Orden  usw.  aufwarten  kann,  ne¬ 
ben  denen  Kunst  und  Kunstverstand 
wohl  aber  mehr  eine  Aschenbrödelrolle  zu 
spielen  haben.  Diese  Gesellschaft  hat 
die  an  sich  löbliche  Tendenz  deutsche 
Kunst  im  Ausland  zu  vertreiben.  Sie 
hat  in  Südamerika  und  Australien  3,  4 
Ausstellungen  arrangiert,  in  denen  zum 
größten  Teil  halbwertige  und  mittel¬ 
mäßige  Bilder  und  Plastiken  ausgestellt 
worden  sind.  Es  ist  ihr  auch  zu  unserer 
Freude  gelungen  durch  einige  Verkäufe 
unsern  Kunstmarkt  von  einer  Anzahl 
solcher  Mittelmäßigkeiten  zu  befreien. 
Dieser  Export  dürfte  zwar  dem  Prestige 
der  deutschen  Kunst  mehr  schaden  als 
dienen,  aber  immerhin  sind  auf  diesem 
Weg  Atelierarbeiten  in  Geld  umgesetzt 
worden.  Nur  darf  man  die  Bilanz  einer 
solchen  Ausstellungsveranstaltung  nicht 
mit  allzu  kritischem  Auge  ansehen.  In 
der  letzten  Generalversammlung  der  Ge¬ 
sellschaft,  die  vom  Reich  und  von  den 
Einzelstaaten  in  verschiedenen  Formen 
Unterstützungen  und  Zuwendungen  er¬ 
hält,  teilte  der  Schatzmeister  mit,  daß 
eine  dieser  Veranstaltungen  etwa  20  000 
Mark  Spesen  verschlungen  habe,  wofür 
etwa  für  5000  Mark  von  dieser  halb¬ 
wertigen  Kunst  abgesetzt  sei.  Wirt¬ 
schaftlich  genommen  also  ein  Dilettan- 
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tismus.  Daß  diese  Gesellschaft  gierig 
war  nach  einer  Gelegenheit  sich  zur 
Geltung  zu  bringen  ist  klar.  Der  Vor¬ 
sitzende,  ein  kaiserlicher  Gesandter  a. 
D.f  Ritter  hoher  Orden,  der  als  ein  ehr¬ 
licher  Charakter  bekannte,  daß  er  von 
Kunstdingen  ja  eigentlich  nichts  ver¬ 
stehe,  erklärte  in  dieser  letzten  Gene¬ 
ralversammlung:  nachdem  eine  offizielle 
Beteiligung  in  San  Francisco  abgelehnt 
worden  war,  habe  sich  die  Gesellschaft 
gesagt,  jetzt  oder  nie  sei  der  Moment, 
wo  die  Gesellschaft  die  öffentliche  Auf¬ 
merksamkeit  auf  sich  lenken  und  zur 
Anerkennung  gelangen  könne.  Die  Ge¬ 
sellschaft  hat  sich  also  bei  der  Zen¬ 
tralstelle  in  Empfehlung  gebracht,  und 
da,  was  ja  auch  nicht  verlangt  werden 
kann,  in  ihr  künstlerische  Sachverstän¬ 
dige  nicht  sitzen,  so  hat  man  ihr,  wohl 
auf  ihren  Namen  hin,  die  Organisation 
einer  deutschen  Kunstabteilung  in  San 
Francisco  übertragen.  Was  nach  der 
ganzen  Struktur  und  Vergangenheit  der 
Gesellschaft  trotz  Hinzuziehung  von 
allerlei  Professoren  und  Akademiedirek¬ 
toren  in  San  Francisco  werden  wird, 
liegt  auf  der  Hand.  Daß  eine  solche  Ge¬ 
sellschaft  imstande  wäre  eine  deutsche 
Kunstausstellung  von  allerhöchster  Qua¬ 
lität  zu  organisieren  (und  nur  eine 
solche  kann  hier  in  Betracht  kommen), 
wird  selbst  der  kühnste  Optimist  nicht 
zu  hoffen  wagen. 

Der  Werkbund,  der  seine  Bestimmung 
darin  sieht  den  Qualitätsgedanken  auf 
allen  Gebieten  der  deutschen  Arbeit  zu 
propagieren,  soll  neben  dieser  von  der 
Gesellschaft  für  deutsche  Kunst  im  Aus¬ 
land  arrangierten  Kunstabteilung  eine 
Kunstgewerbeschau  organisieren.  Freunde 
des  Werkbunds  und  der  deutschen 
Kunst  hatten  erwartet,  daß  er  im  Be¬ 
wußtsein  seines  wahren  Wertes  eine 
solche  Zumutung  ohne  weiteres  ableh¬ 
nen,  daß  er  seine  Beteiligung  an  der 
Sache  davon  abhängig  machen  würde, 
daß  eine  ebenso  qualitätvolle  Kunst¬ 
ausstellung  seiner  Kunstgewerbeschau 
zur  Seite  gestellt  werde.  Die  Macht  da¬ 
zu  hätte  er  doch  gehabt.  Denn  wer  außer 
ihm  wäre  wohl  imstande  gewesen  eine 
Kunstgewerbeschau,  wie  sie  da  gefordert 
wird,  zu  organisieren?  Daß  aber  das 
Kunstgewerbe  ein  Gebiet  für  sich  sei, 
das  auch  neben  einer  zweifelhaften 
Kunstschau  sich  der  Welt  präsentieren 
könne,  kann  doch  unmöglich  die  Mei¬ 
nung  der  Werkbündler  sein.  Es  wider¬ 
spräche  das  auch  den  bei  der  Gründung 
des  Bundes  ausgesprochenen  Leitsätzen, 


wonach  für  Qualität  im  weitesten  Sinn 
gekämpft  werden  sollte.  Der  Werk¬ 
bund  hätte  gar  nichts  anderes  zu  tun 
brauchen  als  sein  Gewicht  in  die  Wag¬ 
schale  zu  werfen,  um  eine  solche  für  die 
deutsche  Kunst  bedauerliche  Konstel¬ 
lation  zu  verhüten.  Bis  jetzt  hat 
man  von  einer  solchen  Entschließung  des 
Werkbunds  zwar  noch  nichts  gehört. 
Aber  es  ist  doch  sehr  zu  hoffen,  daß  der 
Werkbund  in  dieser  Angelegenheit  sei¬ 
nen  Idealen  getreu  bleibt,  daß  er  durch 
die  Treue  zu  sich  selbst  auch  der  deut¬ 
schen  Kunst  den  Dienst  erweist,  den  sie 
hier  von  ihm  zu  fordern  hat. 

X  X 

Typographie  In  der  Typographie  sind 
wir  gegenwärtig  Zeugen 
einer  viel  zu  wenig  beach¬ 
teten  Umwälzung,  die  von  der  Setz¬ 
maschine  ausgeht.  Die  Setzmaschine 
hat  sich  in  diesen  Tagen  durchgesetzt, 
was,  wie  überall,  wo  Handarbeit  durch 
Maschinenarbeit  verdrängt  wird,  weit¬ 
gehende  Folgen  für  das  gesamte  Ge¬ 
werbe  und  für  die  im  Gewerbe  tätigen 
Arbeiter  haben  mußte.  Es  war  natür¬ 
lich,  daß  die  Setzmaschine  zunächst  als 
eine  Bedrohung  aufgefaßt  wurde.  Eine 
Bedrohung  gegenüber  der  Typenfabri¬ 
kation,  der  sie  ihr  Hauptabsatzgebiet: 
die  Produktion  von  Brotschriften,  weg¬ 
nahm.  Eine  Bedrohung  auch  gegen¬ 
über  der  Arbeiterschaft,  die  durch  die 
Schnelligkeit,  Billigkeit  und  Massen- 
haftigkeit  ihrer  Arbeitsleistungen  zahl¬ 
reiche  Brotstellen  zu  verlieren  fürchten 
mußte.  Eine  weitere  Befürchtung  war 
die  durch  die  Maschine  in  Aussicht  ste¬ 
hende  Verschlechterung  der  Satzarbeit. 
Diese  Befürchtungen  sind  durch  eine 
Neuorganisation  des  gesamten  Gewer¬ 
bes  paralysiert  worden,  die  spontan 
einsetzte,  und  die  sich  in  ihren  Folgen 
jetzt  schon  einigermaßen  übersehen 
läßt.  Die  Typengießer,  die  für  ihre 
Brotschriften  ein  viel  geringeres  Absatz¬ 
gebiet  vor  sich  sahen,  haben  ihre  Fa¬ 
briken  nicht  geschlossen,  ihre  Maschi¬ 
nen  nicht  Stillstehen  lassen,  sondern 
sie  haben  den  Wettbewerb  mit  dem  ar¬ 
gen  Konkurrenten  aufgenommen,  indem 
sie  ihre  Haupttätigkeit  mehr  und  mehr 
auf  ein  Gebiet  auszudehnen  suchen,  auf 
das  die  Setzmaschine  ihnen  nicht  zu 
folgen  vermag.  Sie  verlegten  sich  in 
erhöhtem  Maß  auf  die  Produktion  der 
für  Qualitätsdrucksachen  in  Betracht 
kommenden  sogenannten  Charakter¬ 
oder  Künstlerschriften,  Der  persönliche 
Duktus  der  Behrens,  Ehmcke,  Tiemann, 
Weiß,  Wieynk,  Bernhard  Kleuckens, 
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Jacoby-Boy  und  wie  die  Unmasse  die¬ 
ser  neueren  Schriftkünstler  heißt,  das 
Unnachahmliche  der  persönlichen  Hand¬ 
schrift  ist  ihnen  gegenüber  der  ständig 
vordringenden  Maschine  zum  Halt  ge¬ 
worden.  Den  glatten  Satz  mußten  sie 
ihr  überlassen;  überall  da  aber,  wo  hö¬ 
here  typographische  Anforderungen  be¬ 
friedigt  werden  sollten,  sind  sie  mit 
einer  erhöhten  Qualitätsarbeit  unbesieg¬ 
bar.  Auch  wirtschaftlich;  denn  ihnen 
werden  von  dem  Drucker  für  ausge¬ 
zeichnete  Künstlertypen  Preise  gezahlt, 
wie  sie  sie  für  die  besten  Brotschriften 
nie  erhalten  haben.  Eine  völlige  Um¬ 
wälzung  mußte  sich  auch  in  der  Ge¬ 
hilfenschaft  vollziehen.  Mit  dem  Ein¬ 
zug  der  Maschine  verengte  sich  auto¬ 
matisch  für  den  Handsetzer  das  Ar¬ 
beitsfeld.  Dank  seiner  Organisation 
wußte  er  durch  Tarif abmachungen  dem 
Allerschlimmsten:  der  Lohndrückerei 

durch  die  Maschine,  zu  begegnen.  Aber 
es  war  nicht  zu  verhindern,  daß  der 
Bedarf  an  Handsetzern  der  untersten 
Kategorie,  deren  Arbeit  jetzt  von  der 
Maschine  übernommen  wurde,  dauernd 
zurückging.  Eine  Unmenge  gelernter 
Typographen,  die  jahrzehntelang  nichts 
anderes  getan  hatten  als  einfachen 
Werksatz  absetzen,  mußte  brotlos  wer¬ 
den.  Im  ganzen  schien  sich  ja  das  so 
ausgleichen  zu  wollen,  daß  eine  große 
Zahl  dieser  Arbeitskräfte  zur  Bedie¬ 
nung  der  Setzmaschine  übernommen 
werden  konnte,  daß  der  Rest  durch  den 
steigenden  Bedarf  oder  durch  Auf¬ 
rücken  in  die  Kategorie  der  Akzidenz¬ 
setzer  Versorgung  fand.  Theoretisch 
mag  das  zutreffen,  in  Wirklichkeit,  in 
dem  praktischen  Einzelfall  hat  doch  so 
mancher  seine  Position  eingebüßt,  ohne 
die  Möglichkeit  eines  anderweitigen 
Unterkommens  zu  finden.  Nicht  jeder, 
der  jahrelang  sich  nicht  mehr  um  di« 
weitere  Entwickelung  des  Gewerbes  ge¬ 
kümmert  hatte,  war  in  der  Lage  sich 
den  neuen  Verhältnissen  anzupassen, 
die  höheren  Anforderungen  zu  befriedi¬ 
gen,  die  an  den  modernen  Akzidenz¬ 
setzer  gestellt  werden.  Wie  der  Typen¬ 
gießer  seine  Zuflucht  zur  Qualitätspro¬ 
duktion  nehmen  mußte,  so  mußte  auch 
der  Gehilfe  erkennen,  daß  er,  um  nicht 
unter  die  Räder  zu  kommen,  Qualitäts¬ 
arbeiter  werden  müsse,  der  gegenüber 
der  Konkurrenz  der  minderwertigen 
Maschinenarbeit  durch  seine  persön¬ 
liche  Tüchtigkeit  gefeit  ist.  Die  Folge 
war  ein  eminentes  Verlangen  nach  be¬ 
ruflicher  Weiterbildung,  die  ihren  mar¬ 
kantesten  Ausdruck  in  den  Bildungs¬ 


einrichtungen  findet,  die  der  Verband 
der  deutschen  typographischen  Gesell¬ 
schaften  auf  ein  dringliches  Verlangen 
seiner  Mitglieder  geschaffen  hat.  Es 
wurden  kalligraphische  Kurse  organi¬ 
siert,  deren  Resultate  in  einem  beson- 
dern  Raum  der  vorjährigen  Dresdener 
Schriftausstellung  gezeigt  worden  sind; 
es  wurden  Wanderausstellungen  zu¬ 
sammengestellt,  Fachschulen  eingerich¬ 
tet,  Vortragskurse  abgehalten  und 
schließlich  die  Verbandszeitschrift,  die 
Typographischen  Mitteilungen,  in  die¬ 
sem  Sinn  ausgebaut  Diese  Zeitschrift 
ist  trotz  der  geringen  Geldmittel,  die 
aufgewandt  werden  können,  in  Druck 
und  Ausstattung  vielleicht  das  best  ge¬ 
druckte  Organ,  das  es  heute  in  Deutsch¬ 
land  überhaupt  gibt.  Alle  ihre  Hefte 
sind  darauf  angelegt  diese  Entwicke¬ 
lung  des  Typographen  zum  hochwer¬ 
tigen  Qualitätsarbeiter  zu  beschleunigen. 
Die  Folgen  dieser  gesamten  Entwicke¬ 
lung,  die  ich  zu  einem  großen  Teil  auf 
jene  durch  die  Setzmaschine  gegebenen 
Impulse  zurückführe,  sind  ja  schon 
allenthalben  spürbar.  Die  ganze  Phy¬ 
siognomie  unserer  Druckarbeiten,  der 
Reklamen,  der  Bücher  usw.  hat  sich  in 
den  letzten  Jahren  merkbar  gehoben; 
man  könnte  sagen,  je  mehr  die  normale 
Arbeit  von  der  Maschine  bewältigt  wird, 
um  so  mehr  hebt  sich  das  künstlerische 
Niveau  der  in  der  Typographie  zu  lei¬ 
stenden  Handarbeit. 

X  X 


Lübecks  Wett-Eine  merkwürdige  Wettbe- 
bewerbsstreit  werbsangelegenheit  erregt 

augenblicklich  die  Gemüter. 
In  Lübeck  hat  der  Senator  Possehl  ein 
Kaiser  Wilhelm-Volkshaus,  das  eine  Bi¬ 
bliothek,  Ausstellungsräume  und  Vor¬ 
tragssäle  enthalten  soll,  gestiftet.  Dieser 
durchaus  modern  gesinnte  Mann  wollte 
den  Bau  von  Peter  Behrens  aufge¬ 
führt  haben.  Gegen  das  Behrenssche  Pro¬ 
jekt  wurden  heimatschützlerische  Ein¬ 
wände  erhoben,  so  daß  man  sich  ent¬ 
schloß  einen  Wettbewerb  auszuschreiben, 
an  dem  sich  außer  den  Lübeckschen  Ar¬ 
chitekten  einige  bekannte  Baumeister 
beteiligen  sollten.  Das  Resultat  dieser 
Ausschreibung  war  nun,  daß  ein  Ent¬ 
wurf  von  Erich  Blunck  mit  dem 
1.  Preis  gekrönt  wurde,  während  die  5 
von  Behrens  eingereichten  Projekte 
nicht  einmal  in  die  engere  Wahl  kamen, 
Über  den  Wert  der  Entwürfe  muß  ich 
mich  des  Urteils  enthalten,  da  mir  nach 
Schluß  der  Ausstellung  {korrekterweise) 
eine  Besichtigung  der  eingelaufenen  Ar¬ 
beiten  verweigert  wurde.  Soweit  ich  die 
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Projekte  kenne,  muß  ich  sagen,  daß  der 
mit  dem  1.  Preis  gekrönte  Entwurf  eine 
durchaus  künstlerische,  wertvolle  und 
modern  gestimmte  Architektur  ist,  daß 
die  Aufgabe  formal,  sachlich  und  städte¬ 
baulich  gut  gelöst  scheint.  Wenn  dem 
Preisträger  Erich  Blunck  auch  noch  nie¬ 
mals  ein  ähnlich  gehaltvoller  Bau  gelun¬ 
gen  ist,  wenn  die  Handschrift  dieses  Ent¬ 
wurfs  auch  für  Blunck  geradezu  verblüf¬ 
fend  groß  erscheint,  so  steht  doch  das 
Projekt  in  seinen  von  den  Preisrichtern 
nachdrücklichst  anerkannten  Qualitäten 
Entwürfen  von  Behrens  gegenüber,  de¬ 
nen  Leute  wie  Ludwig  Hoffmann,  Bruno 
Schmitz  usw.  gleiches  nicht  nachrühmen 
konnten.  Die  Folge  dieser  Entscheidung 
war  eine  heftige  Preßpolemik,  in  der  der 
Versuch  gemacht  wurde  Behrens  trotz 
der  Entscheidung  des  Preisgerichts  den 
Bau  doch  noch  zuzuschieben.  Ein  Ver¬ 
such,  der  auf  die  demagogischste  Weise 
betrieben  wurde,  und  bei  dem  Mittel  zur 
Anwendung  kamen,  die  ebenso  in  Wi¬ 
derspruch  mit  der  Wahrheit  wie  mit 
dem  guten  Geschmack  waren.  Dem 
Blunckschen  Entwurf  wurden  Heimats- 
künstelei  und  Altertümelei  vorgeworfen, 
es  fiel  das  ominöse  Wort  Reichspost¬ 
gotik,  sogar  vor  Fälschungen  schreckte 
man  nicht  zurück,  indem  man  Interna 
aus  der  Preisgerichtssitzung  veröffent¬ 
lichte,  gegen  deren  Unrichtigkeit  die 
Architekten  des  Preisgerichts  öffentlich 
Protest  einlegen  mußten.  Angebliche 
Freunde  von  Behrens  haben  so  diesem 
großen  Baumeister,  der  unbedingt  als 
eine  der  stärksten  Architektenpersön¬ 
lichkeiten  der  Gegenwart  einzuschätzen 
ist,  und  mit  dem  als  Gesamtpersönlichkeit 
natürlich  ein  Blunck  durchaus  nicht  zu 
messen  ist,  durch  ihren  unsachlichen 
Übereifer  eine  höchst  bedauerliche  mo¬ 
ralische  Niederlage  bereitet.  Mit  Recht 
wandte  sich  Otto  Kümmel  in  der  Vos- 
sischen  Zeitung  vom  28.  November  gegen 
eine  so  provozierende  Journalisterei,  die 
mit  Hintansetzung  der  Tatsachen  vom 
»Personenkultus  schon  zum  Fetischis¬ 
mus  übergeht«,  die  sich  geradezu  zu 
einem  einseitigen  Zutreibertum  ernie¬ 
drigt.  Mit  Kümmel  muß  die  Presse,  die 
eine  ideale  Aufgabe  darin  erblickt  bei 
architektonischen  Streitfragen  ihr  Wort 
in  die  Wagschale  zu  werfen,  sich  gegen 
ein  solch  unsachliches  Gebaren  wenden, 
dessen  Opfer  leider  in  diesem  Fall  ein 
so  wertvoller  Künstler  wie  Peter  Beh¬ 
rens  ist. 

X  X 


KurzeChronik[n  Dachau  ist  plötzlich 
der  Bildhauer  Ignatius 
Taschner  gestorben.  Ein 
feines,  gefühlvolles  Talent,  hat  er  seine 
Fähigkeiten  an  der  empfindsamen  Auf¬ 
gabe  des  Hoffmannschen  Mäjrchenbrun- 
nens  im  Berliner  Friedrichshain  voll 
ausströmen  können.  Diesem  Architekten 
war  er  oft  ein  brauchbarer  Gehilfe,  Ein 
schönes  Brünnchen  hat  er  auch  aus  dem 
Kadiner  Ton  aufgeformt.  Aparte  Holz¬ 
schnitzereien,  prächtige  Illustrationen  zu 
Thomas  Andreas  Vöst  weisen  auf  den 
Süddeutschen,  der  in  der  liebenswürdig 
herzlichem  Art  Taschners  zur  großen 
künstlerischen  Wirkung  gelangt  ist.  X 
An  der  Wien  er  Kunstakademie 
ist  es  um  die  Nachfolge  Otto  Wagners 
zu  einem  Akademikerstreit  gekommen. 
Die  Hochschüler  wollten  an  die  Stelle 
des  abtretenden  Wagner  einen  seiner 
Schüler,  den  Prager  Professor  Pleznic, 
berufen  haben;  das  Ministerium  besetzte 
über  den  Kopf  der  Fakultät  hinweg  den 
Lehrstuhl  mit  einem  brauchbarem,  dem 
Kompromiß  zugänglichem  Mann,  dem 
Architekten  Leopold  Bauer,  woraufhin 
die  Hochschüler  in  einen  Demonstra¬ 
tionsstreik  eintraten.  X  Zum  Leiter  der 
städtischen  Kunstgewerbeschule  in  Han¬ 
nover  ist  der  Münchener  Gewerbepäda¬ 
goge  Wilhelm  von  Debschitz 
berufen  worden.  X  Im  Anschluß  an 
das  150jährige  Jubiläum  der  Berli¬ 
ner  Porzellanmanufaktur  ist 
im  Berliner  Kunstgewerbemuseum  eine 
Ausstellung  veranstaltet  worden,  die  in 
etwa  2500  Stücken  zum  erstenmal  einen 
Gesamtüberblick  über  die  Produktion 
bot.  Man  findet  im  großen  bestätigt, 
daß  es  an  der  Berliner  Manufaktur  von 
je  das  Bestreben  war  das  auch  zu  kön¬ 
nen,  was  anderswo  gemacht  und  gekonnt 
wurde.  Auch  heute  noch,  wo  ein  gewis¬ 
ser  Aufschwung  gewiß  nicht  zu  verken¬ 
nen  ist,  scheint  der  höhere  Ehrgeiz:  ein¬ 
mal  mit  ihrer  150jährigen  Tradition  zu 
brechen,  einmal  nicht  nur  mitzumachen 
sondern  sich  zu  einer  künstlerischen 
Führerrolle  aufzuschwingen,  zu  fehlen. 
X  Über  die  in  dieser  Rundschau 
(1913,  2,  Band,  pag.  889)  bei  der 

Besprechung  der  Leipziger  Baufach¬ 
ausstellung  erwähnte  Krankenhaus¬ 
anlage  von  Fritz  Voggenberger 
ist  eine  mit  Illustrationen  versehene  Bro¬ 
schüre  erschienen,  die  einen  bemerkens¬ 
werten  Überblick  über  die  Anlage  und  Aus¬ 
stattung  eines  modernen  Krankenhauses 
gibt. 
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WILHELM  KOLB  ■  DIE  MILITÄRFRAGE  UND  DIE 
SOZIALDEMOKRATIE 

AN  GS  AM  und  immer  nur  nach  Überwindung  mehr  oder  weniger 
heftiger  innerer  Konflikte  hat  sich  die  Sozialdemokratie  von  dem 
Prinzip  der  Negation  in  der  Politik  losgerungen,  um  zur  positiven 
Reformpolitik  überzugehen.  Nur  in  einem  Punkt  hielt  sie  bis  vor 
wenigen  Monaten  an  dem  starren  Negationsprinzip  fest:  in  ihrer 
Stellung  zur  Militärfrage.  Der  Grundsatz  »Diesem  System  keinen  Mann 
und  keinen  Groschen!«  war  zum  politischen  Dogma  geworden,  an  dem  zu 
rütteln  früher  niemand  gewagt  hätte.  Und  nun  ist  auch  dieser  Grundsatz 
durchbrochen,  die  Sozialdemokratie  hat  zum  erstenmal  Geld,  und  zwar  nicht 
wenig  Geld,  für  das  Heer  bewilligt.  Darüber  ist  es  auf  dem  Jenaer  Partei¬ 
tag  zu  lebhaften  Auseinandersetzungen  gekommen.  Die  große  Mehrheit  des 
Parteitags  billigte  die  Haltung  der  Fraktion.  Allein  die  Resolution,  die  dort 
angenommen  wurde,  leidet  an  einem  innern  Widerspruch,  wie  alle  die  Re¬ 
solutionen,  durch  die  man  einen  Kompromiß  zwischen  der  Taktik  der  Ne¬ 
gation  und  der  Taktik  der  positiven  Reformpolitik  herbeizuführen  versuchte. 
Solche  Kompromißresolutionen  haben  nur  immer  neue  Konflikte  zur  Folge. 
In  dem  fortgesetzten  Kampf  zwischen  jenen  beiden  Prinzipien  spiegelt  sich 
die  Entwickelung  der  Sozialdemokratie  von  der  politischen  Sekte  zur  poli¬ 
tischen  Partei.  Je  größer  die  Sozialdemokratie  wird,  um  so  vielgestaltiger 
werden  ihre  politischen  Aufgaben,  und  um  so  häufiger  werden  infolgedessen 
die  inneren  Konflikte.  Kamen  früher  solche  Konflikte  nur  sporadisch  vor,  so 
stehen  sie  seit  etwa  anderthalb  Jahrzehnten  ständig  auf  der  Tagesordnung. 
Und  den  Stoff  für  derartige  taktische  und  prinzipielle  Auseinandersetzungen 
liefern  nicht  nur  die  Fraktionen  der  Einzellandtage,  auch  die  Reichstagsfrak¬ 
tion  beteiligt  sich  in  immer  steigendem  Maß  daran.  Sämtliche  Resolutionen, 
durch  die  man  die  taktische  und  prinzipielle  Einheit  der  Partei  aufrecht¬ 
erhalten  zu  können  glaubte,  sind  nun  bereits  durchbrochen  und  in  ihren 
Grundprinzipien  angegriffen  worden. 

Die  letzten  Reichstagswahlen  haben  der  Sozialdemokratie  einen  großen  Er¬ 
folg  gebracht,  ihr  damit  aber  auch  ein  ungewöhnliches  Maß  politischer  Ver¬ 
antwortung  auferlegt.  In  solchen  Situationen  lernen  auch  die  intransigen- 
testen  Genossen  sehr  rasch  politisch  denken,  wie  dies  das  Beispiel  des 
Abgeordneten  Wurm  zeigt,  der  sozusagen  im  Handumdrehen,  wenn  auch 
nur  auf  einem  bestimmten,  eng  umgrenzten  Gebiet,  vom  intransigenten  Sau- 
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lus  zum  reformistischen  Paulus  geworden  ist-  Wie  dem  Abgeordneten  Wurp 
so  ist  es  auch  der  Mehrheit  des  Parteitags  ergangen.  Sie  konnte  sich  der 
zwingenden  Logik  der  Gründe  nicht  entziehen,  die  dafür  sprachen,  daß  die 
Fraktion  den  Wehrbeitrag  und  einige  anderen  Steuern  für  die  Heeresverstär¬ 
kung  bewilligte,  sich  aber  ebensowenig  wie  der  Abgeordnete  Wurm  dazu  ent¬ 
schließen  die  sogenannte  Budgetresolution  unter  den  selben  Gesichtspunkten 
zu  betrachten,  sie  also  aus  den  gleichen  Gründen  aufzuheben.  Ganz  im  Ge¬ 
genteil.  Genosse  Wurm  und  der  Parteitag  machten  in  ihrer  Logik  plötzlich 
halt  oder  bogen  sie  wieder  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  um.  Man 
wollte  das  Prinzip  der  Negation  wenigstens  dem  Schein  nach  wahren,  und 
so  wurde  eine  Resolution  angenommen,  deren  beide  Teile  in  handgreiflichem 
logischen  Gegensatz  zu  einander  stehen.  Auf  diese  Weise  hat  man  der  prin¬ 
zipiellen  Budgetablehnung  noch  einmal  eine  Galgenfrist  gewährt,  damit  aber 
zugleich  die  Schraube  wieder  angezogen,  die  die  Sozialdemokratie  daran 
hindert  das  volle  Gewicht  ihrer  politischen  Macht  in  die  parlamentarische 
Wagschale  zu  werfen.  Indes,  so  schwer  es  der  Partei  auch  fallen  mag:  sie 
muß  schließlich  doch  dahin  gelangen  das  falsche  Prinzip  der  Negation  wie 
im  einzelnen  so  auch  im  ganzen  aufzugeben  und  aus  ihrer  tatsächlich 
reformistischen  Taktik  auch  für  ihr  gesamtes  politisches  Handeln  die  logi¬ 
schen  Schlußfolgerungen  ziehen.  Wird  es  doch  in  erster  Linie  von  der 
Taktik  der  Sozialdemokratie  abhängen,  ob  wir  in  der  deutschen  Politik  in 
absehbarer  Zeit  aus  dem  Zustand  der  Stagnation  herauskommen;  denn  ohne 
die  Sozialdemokratie  ist  weder  im  Reich  noch  in  den  Einzelstaaten  eine 
aktionsfähige  parlamentarische  Mehrheit  für  eine  Politik  des  gesunden  Fort¬ 
schritts  denkbar. 

Das  größte  Hindernis  für  eine  politisch  aktionsfähige  Linke  in  der  Reichs¬ 
politik  bildete  bisher  die  Stellung  der  Partei  in  der  Militärfrage.  Und  zwar 
entstanden  die  Schwierigkeiten  hier  viel  weniger  durch  die  Forderung  unseres 
Programnis  die  Volkswehr  an  Stelle  des  stehenden  Heeres  zu  setzen  als 
durch  das  Dogma  der  einfachen  Negation  gegenüber  dem  bestehenden  mili¬ 
tärischen  System,  das  als  unantastbar  galt.  Diese  absolute  Intransigenz 
ergibt  sich  aber  ebensowenig  aus  den  Grundsätzen  des  sozialdemokratischen 
Programms  wie  sich  daraus  ohne  weiteres  die  prinzipielle  Budgetablehnung 
herleiten  läßt.  Beide  Folgerungen  sind  vielmehr  nur  sehr  anfechtbare  Inter¬ 
pretationen  der  grundsätzlichen  Stellung  der  Sozialdemokratie  gegenüber 
dem  heutigen  Staat.  Gewiß  steht  die  Sozialdemokratie  dem  heutigen  Staat, 
der  auf  der  Grundlage  des  kapitalistischen  Privateigentums  ruht,  prinzipiell 
als  Gegner  gegenüber.  Aber  es  ist  völlig  verfehlt  daraus  den  Schluß  zu 
ziehen,  daß  sie  deshalb  alle  Einrichtungen  ablehnen  müsse,  die  zum  Schutz 
dieses  Staats  geschaffen  werden.  Das  verstößt  vielmehr  gegen  unser  evolu- 
tionistisches  Prinzip  und  namentlich  gegen  das  System  des  Marxismus.  In 
der  Tat  sieht  sich  ja  auch  unsere  Partei,  je  größer  sie  wird,  um  so  mehr  zu 
positiver  politischer  und  parlamentarischer  Mitarbeit  gezwungen.  Und 
genau  so  ist  sie  nun  auch  in  ihrer  Stellung  zur  Militärfrage  einfach  gezwungen 
von  bloßer  Verwerfung  zu  eigener  Anteilnahme  überzugehen.  Sie  sieht  ein, 
daß  Negation  wie  Abstinenz  zu  den  gerade  von  ihr  erstrebten  Ergebnissen 
nicht  führen.  Indem  sie  »diesem  System  keinen  Mann  und  keinen  Groschen« 
bewilligen  wollte,  hat  sie  sich  selber  die  Möglichkeit  genommen  an  ihm  auch 
nur  das  geringste  zu  ändern.  Es  ging  ihr  da  ähnlich  wie  mit  ihrer  frühem 
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Absicht  das  preußische  Dreiklassenparlament  »verfaulen«  zu  lassen:  sie 
trug  durch  ihr  Beiseitestehen  nur  zu  dessen  Stärkung  bei.  Wie  alle  politi¬ 
schen  Probleme,  die  zu  einer  Lösung  gebracht  werden  sollen,  müssen  wir 
auch  das  Heeresproblem  positiv  in  Angriff  nehmen.  Die  Auffassung,  als  ob 
die  Armee  nur  ein  Instrument  des  kapitalistischen  Klassenstaats  sei,  ist  un¬ 
zutreffend.  Wie  dieser  Klassenstaat  selbst  so  unterliegen  auch  seine  politi¬ 
schen  und  sozialen  Einrichtungen  einer  fortgesetzten  Veränderung  und  Ent¬ 
wickelung.  {Welchen  Sinn  hätten  überhaupt  die  Forderungen  in  dem  zweiten 
Teil  des  Erfurter  Programms,  die  doch  ausschließlich  an  den  Gegenwarts¬ 
staat  gerichtet  sind,  wenn  sie  dem  Wesen  dieses  kapitalistischen  Gegenwarts¬ 
staats  widersprächen?)  Ebenso  wie  auf  dem  Gebiet  der  politischen  Volks¬ 
rechte  lassen  sich  auch  auf  dem  Gebiet  der  Wehrverfassung  schon  innerhalb 
des  heutigen  Staates  die  Grundsätze  der  Demokratie  allmählich  verwirk¬ 
lichen.  Und  die  Frage  ist  hier  wie  anderswo  nur  die,  auf  welchem  Weg  und 
mit  welcher  Taktik  man  am  ehesten  die  notwendigen  Reformen  durchsetzt. 

Daß  unsere  bisherige  Taktik  im  Kampf  gegen  den  Militarismus  zu  nichts  ge¬ 
führt  hat,  wird  nicht  bestritten  werden  können.  Weder  haben  wir  dem  Wett¬ 
rüsten  Einhalt  gebieten  noch  irgendeine  Reform  von  Bedeutung  auf  militäri¬ 
schem  Gebiet  erzielen  können.  Dagegen  wurde  es  durch  unsere  Haltung  den 
bürgerlichen  Parteien  sehr  leicht  gemacht  erst  einmal  unsere  Reform¬ 
forderungen  zu  ignorieren  und  dann  die  Lasten  der  Wehrverstärkung  fast 
restlos  durch  indirekte  Steuern  zu  decken.  Jeder  politische  Kampf,  in  dem 
die  Sozialdemokratie  völlig  isoliert  ist,  muß  notwendigerweise  erfolglos 
bleiben,  solange  wir  nicht  stark  genug  sind  unsere  Forderungen  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  andere  Parteien  durchzuführen.  Nun  gehört  die  Einführung  der 
Volkswehr,  ganz  abgesehen  davon,  daß  man  sich  unter  diesem  Begriff  sehr 
Verschiedenes  vorstellen  kann,  zu  den  Forderungen,  die  überhaupt  nur  durch 
schrittweise  vorzunehmende  Reformen  zu  verwirklichen  sind.  Es  ist  für  die 
heutigen  Militärstaaten  schlechterdings  unmöglich  das  stehende  Heer  ohne 
weiteres  in  eine  Volks  wehr  umzuwandeln.  Das  könnte  auch  die  Sozial¬ 
demokratie  nicht,  selbst  wenn  sie  über  die  politische  Macht  verfügte.  Dazu 
sind  Vorbedingungen  nötig,  die  weder  von  einer  Partei  noch  selbst  von  einer 
Nation  allein  willkürlich  geschaffen  werden  können.  Freilich  soll  die 
Sozialdemokratie  den  Militarismus  mit  aller  Energie  bekämpfen,  wenn  man 
den  Militarismus  in  dem  von  Bernstein  neulich  hier  definierten  Sinn  nimmt1), 
ihn  also  nicht  etwa  mit  dem  System  des  stehenden  Heeres  überhaupt  identi¬ 
fiziert.  Ebenso  wird  unsere  Partei  sich  stets  dem  Wettrüsten  der  Kultur¬ 
nationen  entgegenstemmen,  ihre  Interessen  vielmehr  mit  einander  zu  verein¬ 
baren  streben.  Allein  das  Versagen  einer  so  großen  Partei  wie  es  die 
Sozialdemokratie  heute  ist  in  einer  Frage,  bei  der  es  sich  um  die  nationale 
Existenz  des  Volkes  handelt,  muß  notwendig  zu  ihrer  politischen  Isolierung 
und  damit  ihrer  politischen  Lahmlegung  führen.  So  waren  auch  die  politi¬ 
schen  Niederlagen,  die  für  die  Sozialdemokratie  jedesmal  eintraten,  wenn 
die  Militärfrage  zur  nationalen  Parole  gemacht  wurde,  nicht  die  Folge  ihrer 
prinzipiellen  Gegnerschaft  gegen  das  System  des  Militarismus  und  das  Wett¬ 
rüsten  sondern  die  Folge  ihrer  absolut  negativen  Stellungnahme  zur  Frage 
der  militärischen  Verteidigung  des  Vaterlands. 

l)  Siehe  Bernstein  Die  innere  Politik  des  Reichs  am  Jahresbeginn,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen 
Monatshefte,  pag,  13. 
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Die  Politik  einer  großen  Partei,  zumal  wenn  ihre  Haltung  für  die  politische 
Entwickelung  eines  Landes  von  entscheidender  Bedeutung  ist,  muß  mit  den 
tatsächlich  gegebenen  Verhältnissen  rechnen,  sie  darf  nicht  auf  theoretische 
Abstraktionen,  sie  muß  auf  die  politischen  Realitäten  eingestellt  sein.  Das 
war  aber  bei  der  Stellung  der  Sozialdemokratie  zur  Militärfrage  nicht  der 
Fall.  Sie  hat  da  bei  ihrer  Taktik  von  jeder  Verantwortlichkeit  für  die 
Folgen  ihres  Verhaltens  abgesehen.  Diese^  Taktik  wäre  deshalb  in  dem 
Augenblick  absolut  unmöglich,  wo  die  Partei  einer  Verantwortung  nicht  mehr 
ausweichen  könnte,  Oder  will  jemand  im  Ernst  behaupten,  die  Sozial¬ 
demokratie  könnte  in  der  Militärfrage  auf  dem  rein  negativen  Standpunkt 
der  deutschen  Partei  auch  in  einem  parlamentarisch  regierten  Staat  be¬ 
harren,  in  dem  sie  kraft  ihrer  parlamentarischen  Stärke  die  politische  Mit¬ 
verantwortung  trüge?  Der  Gefahr  einer  solchen  politischen  Bankerott¬ 
erklärung  dürfte  sich  keine  Partei  aussetzen,  die  Wert  darauf  legte  politisch 
ernst  genommen  zu  werden.  Diese  Taktik  entspricht  auch  keineswegs  der 
ökonomisch-historischen  Mission  unserer  Partei.  Mit  fortwährender,  sich 
nur  noch  in  den  höchsten  Superlativen  bewegender  Entrüstung  gegen  den 
Militarismus  erreicht  man  praktisch  gegen  diesen  rein  gar  nichts.  Dieses 
ewige  Nurprotestieren  verfehlt  den  beabsichtigten  Zweck  durchaus.  Wie 
protestmüde  man  nachgerade  überall  in  Deutschland  geworden  ist,  das  hat 
gerade  die  Bewegung  gegen  die  letzte,  große  Militärvorlage  [doch  zur 
Genüge  bewiesen.  Fast  alle  diese  Protestbewegungen,  die  mit  so  großem 
Pomp  in  Szene  gesetzt  wurden,  verliefen  im  Sand;  keine  hat  jemals  ein 
praktisches  Ergebnis  zutage  gefördert.  Das  ist  auch  psychologisch  durch¬ 
aus  erklärlich.  Dieses  Nurp.rotestieren  erzeugt  politische  Gleichgültigkeit 
und  schadet  insofern  unter  Umständen  mehr  als  es  nützen  kann.  Der  deutsche 
Militarismus  kümmert  sich  auch  sehr  wenig  um  die  Proteste,  die  gegen  ihn 
gerichtet  werden.  Er  weiß  zu  gut,  daß  sie  ihm  nicht  gefährlich  sind.  Ge¬ 
fährlich  könnten  sie  ihm  erst  dann  werden,  wenn  sie  durch  eine  positive  Re¬ 
formpolitik  gestützt  wären,  die  den  gegebenen  Verhältnissen  Rechnung  trägt. 

Darüber  täusche  man  sich  nicht:  Die  negative  Haltung  der  Sozialdemokratie 
in  der  Militärfrage  bleibt  weiten  Kreisen  des  Volkes  unverständlich,  sie 
schädigt  die  Partei  namentlich  auch  in  den  Schichten,  die  sonst  für  sie  ge¬ 
wonnen  werden  könnten.  Das  zeigt  sich  jedesmal,  wenn  diese  Frage  im 
Mittelpunkt  des  politischen  Interesses  steht.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  die 
letzte  Militärvorlage  mit  ihren  geradezu  enormen  finanziellen  Anforderungen 
auf  so  geringen  Widerstand  stieß,  und  es  ist  ebensowenig  ein  Zufall,  daß 
diese  Vorlage  durchgedrückt  wurde,  ohne  daß  bei  dieser  Gelegenheit  durch¬ 
greifende  militärische  Reformen  erzielt  werden  konnten.  Das  hängt  mit 
unseren  absurden  politischen  Zuständen  zusammen,  die  der  Regierung  ihre 
Stellung  gegenüber  dem  Parlament  so  außerordentlich  leicht  machen.  Wie 
die  politischen  Verhältnisse  lagen,  hätte  die  Sozialdemokratie  der  Regierung 
und  der  Reaktion  keinen  großem  Gefallen  erweisen  können  als  wenn  sie  der 
Militärvorlage  wegen  die  Auflösung  des  Reichstags  provoziert  hätte.  Die 
Kosten  dieser  politischen  Aktion  hätte  in  der  Hauptsache  die  Sozial¬ 
demokratie  getragen.  Das  war  offenbar  auch  die  Auffassung,  von  der  sich 
die  Mehrheit  unserer  Reichstagsfraktion  bei  ihrer  Haltung  zur  Deckungsfrage 
leiten  ließ.  Daß  die  Fraktion  sich  zum  erstenmal  bereit  fand  Steuern  für 
militärische  Zwecke  zu  bewilligen,  bedeutet  einen  politischen  Fortschritt. 
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Nur  dadurch  ist  es  möglich  geworden  das  Reich  auf  den  Weg  der  direkten 
Steuern  zu  drängen  und  damit  die  Opposition  gegen  das  Wettrüsten  in  jene 
Kreise  hineinzutragen,  die  dessen  Gefahren  bisher  gleichgültig  gegenüber¬ 
standen.  Der  Wehrbeitrag  wirkt  erzieherisch  auf  das  politische  Denken  der 
nicht  sozialdemokratisch  gesinnten  Volkskreise,  jedenfalls  mehr  als  alle 
Protestresolutionen  und  alle  Entrüstungsartikel  der  Sozialdemokratie  in 
den  letzten  20  Jahren  zusammengenommen. 

Die  Zeit  ist  gekommen  das  militärische  Problem  überhaupt  einmal  praktisch 
aufzurollen  und  die  bürgerlichen  Parteien  zu  einer  Diskussion  der  Frage  zu 
zwingen.  Mit  Recht  schrieb  Genosse  Cohen  in  einem  Artikel  des  Vorwärts: 
wenn  wir  überall  den  Kapitalismus  durch  Reformen  zu  bekämpfen  ver¬ 
suchten,  so  müßten  wir  unmittelbar  durchführbare  Mindestforderungen  auch 
in  der  Frage  stellen,  die  man  Militarismus  nennt.  Als  solche  Forderungen 
stellte  Cohen  die  folgenden  auf:  1.  Einführung  der  2jährigen  Dienstzeit 
für  Kavallerie  und  reitende  Artillerie,  2.  Einführung  der  1jährigen  Dienstzeit 
für  sämtliche  Fußtruppen,  3.  Bildung  des  Offizierskorps  aus  den  dazu  ge¬ 
eigneten  Mannschaften,  4.  Beseitigung  der  militärischen  Sondergerichtsbar¬ 
keit,  5.  Deckung  aller  militärischen  Ausgaben  durch  Vermögens-,  Ein¬ 
kommens-  und  Erbschaftssteuern.2)  Diese  Forderungen  bewegen  sich  alle 
auf  der  Linie  der  Forderungen,  die  im  Erfurter  Programm  niedergelegt  sind. 
Das  Prinzip  der  Volkswehr  wird  durch  sie  nicht  preisgegeben,  vielmehr 
werden  durch  sie  erst  die  zur  Durchführung  dieses  Prinzips  erforderlichen 
Voraussetzungen  geschaffen.  Nicht  nur  vom  Standpunkt  einer  auf  positive 
Erfolge  gerichteten  Reformpolitik  haben  solche  praktischen  Forderungen 
eine  große  Bedeutung,  sie  fallen  auch  agitatorisch  schwer  ins  Gewicht.  Jeder 
in  der  Agitation  erfahrene  Genosse  wird  bestätigen  können,  daß  wir  mit  der 
Propaganda  für  die  Miliz  sehr  wenig  Erfolge  erzielt  haben.  Die  Ursache  ist 
auch  ganz  klar.  Selbst  wer  das  harte  Urteil  unseres  Friedrich  Engels  über 
die  Miliz  überhaupt3)  nicht  unterschreiben  kann,  selbst  wer  noch  an  dieser 
alten,  ehrwürdigen  Parteiforderung  hängt,  muß  doch  zugeben,  daß  sie  prak¬ 
tisch  vorerst  keinerlei  Bedeutung  haben  kann.  Kann  doch  vorläufig  noch 
niemand  einmal  sagen,  welches  Milizsystem  wir  eigentlich  einführen 
wollen;  denn  es  gibt  deren  sehr  verschiedene. 

Welches  System  der  Volkswehr  für  die  deutschen  Verhältnisse  das  zweck¬ 
mäßigste  ist,  wird  sich  erst  dann  zeigen,  wenn  wir  die  gegenwärtige  Heeres¬ 
verfassung  einmal  bis  zu  einem  gewissen  Grad  demokratisch  reformiert 
haben.  So  viel  steht  indessen  fest,  daß  es  in  absehbarer  Zeit  nicht  mit  ein 
paar  Wochen  militärischer  Ausbildung  getan  ist.  Wir  werden  also  zuvörderst 
und  noch  auf  längere  Zeit  hinaus  mit  dem  stehenden  Heer  zu  rechnen 
haben.  Ist  dem  aber  so,  dann  kann  es  sich  auch  für  die  Sozialdemokratie 
in  der  politischen  Beurteilung  der  Militärfrage  nur  darum  handeln  die  Bahn 
zur  Volkswehr  durch  demokratische  Reformen  innerhalb  des  gegenwärtigen 
Systems  zu  ebnen.  Verlangen  wir  aber  Reformen,  dann  dürfen  wir  auch 
die  Forderungen,  die  sich  aus  deren  Verwirklichung  ergeben,  nicht  ablehnen. 
Wollen  wir  nach  wie  vor  keinen  Mann  und  keinen  Groschen  bewilligen, 
dann  überlassen  wir  die  Gestaltung  des  Heereswesens  auch  nach  wie  vor 

2)  Siehe  darüber  auch  Schippel  Ein  rüstungspolitisches  Aktionsprogramm?,  in  den  Sozialistischen  Monats¬ 
heften,  1913,  1.  Band,  pag.  464  f. 

*)  Siehe  S c  h i p  p  el  Die  Miliz  und  Friedrich  Engels,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  20  ff. 
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den  anderen;  wir  dürfen  uns  dann  über  deren  unangenehme  Begleiter¬ 
scheinungen  nicht  beklagen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  wir  uns  als  maß¬ 
gebende  politische  Partei  im  Parlament  selbst  ausschalten,  wenn  wir  in  der 
wichtigsten  Frage  der  Nation  dauernd  versagen. 

Die  politische  Demokratisierung  Deutschlands  ist  eine  zwingende  Notwendig¬ 
keit.  Ob  sie  möglich  ist,  hängt  mit  in  erster  Linie  von  der  politischen 
Haltung  der  Sozialdemokratie  ab.  Positive  Reformforderungen  im  einzelnen 
genügen  nicht;  die  ganze  Politik  der  Sozialdemokratie  muß  auf  eine  kon¬ 
sequente,  durch  falsche  Prinzipienerklärungen  nicht  mehr  beschwerte  Re¬ 
formpolitik  eingestellt  werden.  Vor  allem  muß  die  Partei  sich  von  der 
politisch  geradezu  sinnlosen  Fessel  der  prinzipiellen  Budgetverweigerung 
freimachen,  denn  diese  führt  immer  wieder  in  die  Sackgasse  der  politischen 
Ohnmacht.  Nicht  durch  hohle  prinzipielle  Deklamationen  wirken  wir 
revolutionär  im  Sinn  unseres  Programms  sondern  durch  die  politische  Tat 
und  durch  den  politischen  Erfolg.  Der  Wortrevolutionarismus  schreckt 
weder  den  Militarismus  noch  die  Reaktion,  ganz  im  Gegenteil,  er  ist  ihnen 
ein  sehr  willkommener  Bundesgenosse.  Erst  dann  kann  der  politische 
Kampf  der  Sozialdemokratie  ihnen  gefährlich  werden,  wenn  unsere  Partei 
sich  anschickt  den  jetzt  herrschenden  Parteien  das  politische  Szepter  aus 
der  Hand  zu  nehmen.  Der  Kampf  um  die  Demokratisierung  Deutschlands 
ist  vorerst  noch  ein  Kampf  gegen  den  Doktrinarismus  und  die  politische 
Intransigenz. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXiXX 

ROBERT  SCHMIDT  ■  WESHRLB  HOCH  EIH  RR- 
BEITSWILLIQEHSCHÜTZ? 

ER  in  der  Tagespresse  die  Gerichtsberichte  durchsieht,  dürfte 
schwer  zu  der  Meinung  kommen  können,  daß  unsere  Straf  justiz  bei 
sogenannten  Streikvergehen  noch  nicht  genügt.  Und  doch  läßt  sie 
mit  all  ihrer  Härte  gegen  die  Arbeiter  die  Schreier  nach  Arbeits- 
willigenschutz  unbefriedigt,  weil  kaum  ein  Vorgang  im  kapitalisti¬ 
schen  Getriebe  die  Leidenschaften  so  aufpeitscht  wie  der  Versuch  seinen 
lieben  Nächsten  klarzumachen,  daß  man  nicht  mehr  geneigt  ist  für  das  bis¬ 
her  gewährte  Entgelt  seine  Arbeitskraft  hinzugeben.  Das  geht  noch,  wenn 
nur  einer  kommt,  denn  ihm  wird  sehr  schnell  gezeigt,  wo  der  Zimmermann 
das  Loch  gelassen  hat.  Aber  wenn  mehrere  kommen,  wird  es  unerträglich. 
Die  hohen  Ideale  der  persönlichen  Freiheit  geraten  in  Gefahr,  denn  es  er¬ 
scheint  als  ein  achtbarer,  eines  besondern  Schutzes  würdiger  Grundsatz,  daß 
jeder  das  Recht  hat  so  billig  wie  möglich  und  so  lange  es  ihm  beliebt  zu 
arbeiten.  Diese  Freiheit  hat  nun  aber  für  die  Arbeiter  immer  mehr  ihren 
Reiz  verloren;  nur  in  Unternehmerkreisen  wird  jenem  Ideal  eine  immer 
höhere  Wertschätzung  zuteil. 

Das  stete  Verlangen  der  Unternehmervereinigungen  den  Gebrauch  des 
Koalitionsrechts  weiter  einzuschränken  läßt  die  Gegensätze  zwischen  Ka¬ 
pital  und  Arbeit  scharf  in  die  Erscheinung  treten.  Es  ist  von  dem  Be¬ 
streben  diktiert  den  Lebensstandard  des  Arbeiters  auf  tiefem  Niveau  zu 
halten,  ungeregelte  und  lange  Arbeitszeit  als  ein  unbedingtes  Erfordernis  für 
die  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  hinzustellen  und  jeden  Anspruch  auf 
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Erfüllung  sozialer  oder  hygienischer  Pflichten  als  eine  Aufhebung  des  Herr 
im  i/ause-Standpunkts  abzulehnen.  Die  Großindustriellen  bewegt  zu  ihrem 
Vorgehen  nur  der  Wunsch  sich  selbst  einen  möglichst  hohen  Anteil  am  Er¬ 
trag  der  Arbeit  zu  sichern  und  ganz  nach  Willkür  und  freiem  Ermessen  den 
Arbeiter  herabzudrücken.  Das  Kleingewerbe  in  den  Innungen  ahmt  diesen 
Lohndruck  nach,  in  dem  Glauben,  daß  die  durch  Großindustrie  und  Groß¬ 
handel  bedrängte  Existenz  der  Kleingewerbetreibenden  in  Handwerk  und 
Handel  durch  möglichst  niedrige  Löhne  noch  aufrechterhalten  werden  kann. 

Gegen  diese  Tendenzen  ist  die  Abwehr  der  Gewerkschaften  gerichtet.  Sie 
ist  eine  wichtige  Kulturarbeit,  denn  sie  wendet  sich  nicht  nur  gegen  ein  Her¬ 
abdrücken  der  Lebenshaltung  der  Arbeiterklasse,  sie  erstrebt  deren  Aufstieg. 
Dieser  Aufstieg  ist  nur  möglich  durch  die  Koalition,  die  den  festen  Zu¬ 
sammenhalt  der  Arbeiter  in  der  Gewerkschaft  fordert.  Die  Ausübung  des 
Koalitionsrechts  durch  die  Arbeiter  ist  von  jeher  gewissen  kapitalistischen 
Interessenkreisen  unbehaglich  gewesen.  Kaum  waren  1869  die  Verbote  von 
Koalitionen  zur  Erreichung  besserer  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  aufgehoben 
worden,  so  verlangten  (im  Jahr  1873)  die  Konservativen  und  National- 
liberalen  einen  großem  Schutz  der  unorganisierten  Arbeiter,  Man  sieht: 
Die  Forderung  des  Arbeitswilligenschutzes  ist  nicht  neu,  sie  tritt  nur  zurück 
während  der  Zeit  des  Sozialistengesetzes,  das  Justiz  und  Verwaltung  so 
recht  Gelegenheit  bot  ganz  nach  Gutdünken  jeden  Widerstand  der  Arbeiter¬ 
klasse  auf  politischem  und  wirtschaftlichem  Gebiet  lahmzulegen.  Unmittel¬ 
bar  nach  der  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes  /1890/  tritt  das  Verlangen 
nach  Unterdrückung  der  Koalitionsfreiheit  wieder  hervor.  Die  Novelle  zur 
Gewerbeordnung,  die  sonst  einige  sozialpolitische  Fortschritte  auf  weist, 
bringt  zugleich  eine  schärfere  Bestrafung  der  Aufforderung  zum  Kontrakt¬ 
bruch.  Die  Versuche  durch  die  Umsturzvorlage  /1895/  und  durch  die 
Zuchthausvorlage  /1899/  die  Gewerkschaften  in  ihren  Bestrebungen  nieder¬ 
zuhalten,  legen  Zeugnis  dafür  ab,  wie  unausgesetzt  man  bemüht  ist  die  Ge¬ 
setzgebung  ganz  den  Interessen  kapitalistischen  Begehrens  dienstbar  zu 
machen,  um  in  ungehinderter  Diktatur  jede  Mitbestimmung  des  Arbeiters 
im  Arbeitsvertrag  auszuschalten.  Das  militärische  System,  die  absolute 
Unterordnung  in  Fabrik  und  Werkstatt,  dünkt  jenen  Kreisen  als  das  er¬ 
strebenswerte  Ziel. 

Hinter  diesem  Treiben  steht  heute  die  ganze  Unternehmerorganisation,  von 
der  kleinsten  Innung  bis  zum  Hansabund.  Die  Hochschutzzöllner  im  Bund 
der  Landwirte  und  im  Zentralverband  deutscher  Industrieller  vergessen  ihre 
Gegnerschaft  zum  Bund  der  Industriellen  und  zum  Hansabund,  sie  fühlen 
sich  eins  in  der  Frontstellung  gegen  Arbeiter  und  Angestellte.  Was  würde 
die  uneingeschränkte  Diktatur  dieser  heute  tonangebenden  Unternehmer¬ 
organisationen  für  die  Arbeiterschaft  bedeuten?  Einen  Lohndruck  uner¬ 
hörter  Art.  In  der  letzten  Periode  wirtschaftlichen  Aufschwungs  ist  der 
Löwenanteil  in  den  Taschen  der  Großindustriellen  verschwunden,  die  Ar¬ 
beiter  haben  mit  Mühe  und  Not  einen  kleinen  Anteil  für  sich  gerettet.  Und 
trotzdem  das  Geschrei  im  ganzen  Lager  der  Unternehmerorganisationen,  daß 
ihnen  dieses  Zugeständnis  abgetrotzt  werden  konnte!  Sie  wollen  den  Lohn¬ 
anteil  nach  freiem  Ermessen  bestimmen  und  den  Arbeiter  durch  Hunger  und 
Gehorsam  zwingen.  Zu  dem  Herrn  im  Hause  gehört  eben  auch  der  Sklave. 
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Wenn  die  Unternehmer  von  der  Gesetzgebung  verlangen,  daß  sie  dem  Koali¬ 
tionsrecht  der  Arbeiter  Hindernisse  in  den  Weg  legt  oder  es  sogar  auf¬ 
hebt,  wenn  sie  die  Rechtsprechung  einseitig  ihren  Interessen  dienstbar 
machen  möchten,  so  fordern  sie  damit  das  ungeschmälerte  Recht  der  Aus¬ 
beutung  der  Arbeiter,  gewährleistet  durch  die  Rechtlosigkeit  der  Arbeiter 
im  Staatsleben.  Die  gegenwärtige  Rechtslage  entspricht  bereits  zu  einem 
erheblichen  Teil  diesen  Wünschen.  Das  Recht  der  Koalition  in  §  152  der 
Gewerbeordnung  wird  den  Landarbeitern  und  Dienstboten  versagt,  und  es 
wird  für  diese  eine  Ausnahmestellung  durch  die  Gesindeordnung  geschaffen. 
Für  die  in  Werkstätten  der  Eisenbahnen,  in  Gastwirtschaften  und  im  Buch¬ 
handel  auf  Bahnhöfen,  bei  Kleinbahnen  und  in  Staats-  und  Kommunal¬ 
betrieben  Beschäftigten  ist  die  Rechtslage  ungeklärt,  da  diese  große  Arbeiter¬ 
schicht  der  Gewerbeordnung  nicht  unterstellt  ist.  Der  Rücktritt  von  der 
Koalition,  wie  ihn  §  152  Absatz  2  vorsieht,  ist  ein  Ausnahmezustand  für  die 
Arbeiter.  Denn  die  Zwangsinnung  kennt  keinen  Rücktritt,  und  die  freie 
Innung  kann  ihn  außerordentlich  erschweren.  Andere  Unternehmerorganisa¬ 
tionen  können  Zwangsmittel  gegen  ihre  Mitglieder  anwenden,  die  jeden 
Rücktritt  unmöglich  machen. 

Der  Zwang  zum  Beitritt  in  die  Koalition  ist  der  Zwangsinnung  durch  Gesetz 
gewährleistet,  die  anderen  Unternehmerorganisationen  erzielen  ihn  durch  Ver¬ 
rufserklärung,  Materialiensperre  und  Preisunterbietungen  gegenüber  denen, 
die  außerhalb  ihres  Interessenkreises  stehen.  Zwar  dürfen  nach  §  153  der 
Gewerbeordnung  Zwang,  Drohung,  Ehrverletzung  oder  Verrufserklärung 
nicht  angewandt  werden,  um  den  einzelnen  zum  Beitritt  oder  Rücktritt  zu 
veranlassen;  aber  diese  Bestimmung  gilt  nur  für  Koalitionen,  die  zur  Er¬ 
langung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  abgeschlossen  werden.  Die 
Rechtsprechung  hat  die  Gewerkschaften  allgemein  als  solche  Koalitionen 
angesehen,  die  Unternehmerverbände  in  der  Regel  nicht,  da  sie  noch  eine 
andere  Aufgabe  haben  als  die  auf  die  Lohnverhältnisse  einzuwirken.  (Eine 
objektive  Rechtsprechung  würde  mindestens  das  gleiche  für  die  Gewerk¬ 
schaften  gelten  lassen.)  Dadurch  sind  die  Unternehmerorganisationen  in  der 
Lage  für  den  Beitritt  und  gegen  den  Rücktritt  aus  ihren  Verbänden  alle 
Mittel  ungehindert  in  Anwendung  zu  bringen,  die  dem  Arbeiter  verboten 
sind:  Zwang,  Drohung,  Verrufserklärung;  selbst  Ehrverletzung  bleibt  straf¬ 
frei,  soweit  sie  nicht  über  das  hinausgeht,  was  nach  §  193  des  Strafgesetz¬ 
buchs  als  Wahrung  berechtigter  Interessen  angesehen  wird.  Während  nach 
bürgerlichem  Recht  jede  Verpflichtung  erfüllt  werden  muß,  die  man  einmal 
übernommen  hat  (vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  gegen  die  guten  Sitten  ver¬ 
stößt),  ist  es  dem  Arbeiter  nach  §  153  der  Gewerbeordnung  untersagt  seinen 
Berufskollegen  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  anzuhalten,  und  der 
Unternehmer  hat  das  Recht  jederzeit  von  Vereinbarungen  zurückzutreten, 
die  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  betreffen. 

Durch  das  Reichsvereinsgesetz  wird  die  ungleiche  Stellung  der  Ar¬ 
beiter-  und  der  Unternehmerklasse  beim  Gebrauch  des  Koalitionsrechts  noch 
weiter  markiert.  Die  Vermutung,  daß  man  die  Absicht  habe  die  Gewerk¬ 
schaften  für  politische  Vereine  zu  erklären  ist  bei  der  Beratung  des  Gesetzes 
von  dem  damaligen  Staatssekretär  von  Bethmann  Hollweg  zurückgewiesen 
worden.  In  der  Rechtsprechung  findet  diese  Erklärung  keine  Beachtung. 
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Wiederholt  hat  man  die  Zahlstellen  einiger  Gewerkschaften  für  politische 
Vereine  erklärt.  Die  Folge  ist,  daß  die  Gewerkschaften  Personen  unter 
18  Jahren  nicht  als  Mitglieder  aufnehmen  können.  Für  einige  Berufe  ist 
aber  bei  der  starken  Zahl  ungelernter  jugendlicher  Arbeiter  deren  Zuge¬ 
hörigkeit  zur  Gewerkschaft  von  großer  Bedeutung.  Das  Verbot  Jugendliche 
in  die  Gewerkschaften  aufzunehmen  hemmt  die  Koalition  der  Arbeiterklasse. 
Eine  weitere  Hemmung  bildet  der  §  7  des  Vereinsgesetzes,  der  nur  unter 
erschwerenden  Bedingungen  den  Gebrauch  einer  fremden  Sprache  in  öffent¬ 
lichen  Versammlungen  gestattet.  Damit  wird  den  Gewerkschaften  sehr  oft 
die  Möglichkeit  genommen  fremdsprachigen  Arbeitern  in  Arbeitsstreitig¬ 
keiten  Aufklärung  zu  geben.  Die  Einführung  der  Legitimationskarte  für 
Ausländer  bedeutet  tatsächlich  nichts  anderes  als  daß  diese  unter  An¬ 
drohung  der  Ausweisungi  gehindert  werden  an  Lohnbewegungen  teilzu¬ 
nehmen.  Der  Versammlungsfreiheit  und  der  Vereinsbildung  werden  damit 
fortgesetzt  Hindernisse  schwerster  Art  bereitet,  die  eine  weitere  Steigerung 
durch  den  oft  auf  behördliche  Anordnung  erfolgenden  Boykott  der  Saal¬ 
besitzer  erfahren.  Die  Bekanntgabe  von  Lohnbewegungen  wird  durch  die 
willkürliche  Anwendung  von  Polizeiverordnungen  erschwert,  die  die  Ver¬ 
kehrsverhältnisse  regeln  sollen.  Diese  Verordnungen  werden  ständig  dazu 
benutzt  streikenden  Arbeitern  den  Aufenthalt  in  der  Nähe  von  Fabriken,  in 
denen  gestreikt  wird,  auf  den  Bahnhöfen  oder  in  der  Nähe  bestimmter  Wohn¬ 
stätten  oder  Gastwirtschaften  zu  verbieten. 

In  der  Anwendung  der  §§  240  und  253  des  Strafgesetzbuchs  (Nötigung  und 
Erpressung)  hat  die  Rechtsprechung  weiter  ein  Mittel  gefunden  den  Boykott, 
die  Androhung  des  Streiks  (nicht  der  Aussperrung),  die  Zurücksetzung 
organisierter  gegenüber  unorganisierten  Arbeitern  mit  schweren,  entehrenden 
Strafen  zu  belegen.  Alle  diese  Erschwerungen  kommen  für  die  Unter¬ 
nehmerorganisationen,  die  sich  der  gleichen  Mittel  viel  schroffer  und  nach¬ 
haltiger  bedienen,  nicht  in  Betracht;  höchstens  wird  das  Gesetz  gegen  sie 
bei  groben  Ausschreitungen,  in  ganz  vereinzelten  Fällen,  und  auch  dann  nur 
außerordentlich  mild,  angewandt. 

Das  Koalitionsrecht  der  Arbeiter  ist  auf  Schritt  und  Tritt  unter  Ausnahme¬ 
bestimmungen  gezwängt,  die  diese  Koalition  in  der  Abwehr  wirtschaft¬ 
licher  Unterdrückung  schwächen.  Gegenüber  diesem  Zustand  muß  um  so 
nachdrücklicher  die  Freiheit  des  Koalitionsrechts  und  die  Gleichstellung  der 
Unternehmerverbände  mit  den  Gewerkschaften  in  Gesetz  und  Recht  ver¬ 
langt  werden.  Aus  gutem  Grund  lassen  sich  die  Konservativen  durch  den 
Hinweis  des  Staatssekretärs  Delbrück  und  des  Reichskanzlers  von  Bethmann 
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Holl  weg  nicht  schrecken,  daß  bei  einer  Verschärfung  der  allgemeinen  ge¬ 
setzlichen  Bestimmungen  auch  die  Unternehmerorganisationen  getroffen 
werden  können.  Die  Rechtsprechung  in  Deutschland  läßt  das  nicht  zu.  Wo 
gibt  es  in  Deutschland  ein  Gericht,  das  Unternehmer  wegen  Erpressung  ver¬ 
urteilt,  weil  sie  eine  Aussperrung  angedroht  oder  Zwangsmittel  angewandt 
haben,  um  den  Beitritt  zur  Organisation  zu  erlangen?  Die  Arbeiter  haben 
diese  Rechtsübung  wiederholt  schwer  empfunden.  Eine  Beleidigung  durch 
den  Unternehmer  wirkt  in  der  Regel  milder  als  eine  Beleidigung  durch  den 
Arbeiter.  Das  Kölner  Oberlandesgericht  läßt  einen  Arzt  straflos  und  billigt 
ihm  den  Schutz  des  §  193  des  Strafgesetzbuchs  (Wahrung  berechtigter  Inter- 
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essen)  zu,  wenn  er  jemanden  Streikbrecher  nennt.  Wendet  ein  Arbeiter  die 
selbe  Bezeichnung  an,  so  erhebt  er  nach  dem  Urteil  des  selben  Landgerichts 
damit  den  Vorwurf  der  Treulosigkeit  und  Unkameradschaftlichkeit.  Ihm 
kann  deshalb  der  Schutz  des  §  193  hier  nicht  zugebilligt  werden.  Die  Berliner 
Strafkammer  spricht  einen  Unternehmer  frei,  der  behauptet  hat,  die  Lohn¬ 
kommission  der  Arbeiter  habe  sich  bestechen  lassen.  Das  Gericht  erkennt 
an,  daß  diese  Behauptung  unwahr  ist,  billigt  aber  dem  Angeklagten  den 
Schutz  des  §  193  zu.  Dagegen  wird  es  als  Bedrohung  betrachtet,  wenn  man 
einen  Streikbrecher  begleitet,  als  Beleidigung,  wenn  man  ihn  von  der  Seite 
ansieht.  Das  sind  nicht  vereinzelte  verunglückte  Entscheidungen;  das  Ma¬ 
terial  liegt  bergehoch,  durch  das  diese  Rechtsprechung  erwiesen  wird.  Wenn 
der  Reichskanzler,  wie  er  angekündigt  hat,  in  einer  Denkschrift  darlegen 
lassen  will,  wie  sich  heute  die  Rechtslage  bei  Lohnbewegungen  gestaltet  hat, 
so  wird  er  billigerweise  dabei  nicht  vergessen  dürfen,  wie  wenig  konsequent 
die  Rechtsprechung  ist,  und  wie  sie  gegenüber  dem  Unternehmer  versagt, 
wo  sie  den  Arbeiter  schwer  treffen  kann.  Deshalb  haben  die  Scharfmacher 
guten  Grund  zu  glauben,  daß  ihnen  eine  Verschärfung  des  Strafgesetzbuchs 
bei  dieser  Rechtsprechung  keinen  Schrecken  einzu jagen  braucht. 

Diese  Ungleichheit  muß  beseitigt  werden,  und  zwar  dadurch,  daß  allen  Ar¬ 
beitern  und  Angestellten  das  freie  Recht  der  Koalition  gegeben,  und  alle  Be¬ 
schränkungen  durch  die  §§  152  und  153  der  Gewerbeordnung  aufgehoben 
werden.  Wenn  die  beiden  Parteien,  die  sich  im  wirtschaftlichen  Kampf 
gegenüberstehen,  das  gleiche  Recht  besäßen,  so  würde  damit  der  Arbeiter¬ 
klasse  noch  keine  überlegene  Stellung  gewährt  sein.  Das  Unternehmertum 
hätte  nach  wie  vor  die  stärkere  wirtschaftliche  Macht.  Um  so  unerträg¬ 
licher  ist  der  gegenwärtige  Zustand  der  Rechtsungleichheit. 
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RRTHUR  SCHULZ  •  ZUR  LRNDWlRTSCHRFT- 
LICHEM  BODENPOLITIK  IH  BRYERM 

ACHDEM  ich  7  Jahre  die  Entwickelung  der  bayrischen  Landwirt¬ 
schaft  und  der  bayrischen  Agrarpolitik  aus  nächster  Nähe  beob¬ 
achtet  und  miterlebt  hatte,  und  zwar  nicht,  wie  Genosse  Kaspar 
Schmidt  meint,  nur  als  ein  auf  Bücherstudium  angewiesener  Theore¬ 
tiker  von  der  Art  K.  Kautskys  sondern  in  engem  Konnex  mit  der 
Praxis,  hielt  ich  mich  für  genügend  vorbereitet  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften  zu  einem  der  zurzeit  wichtigsten  Agrarprobleme  Bayerns,  der 
Dezimierung  besonders  der  größeren  Bauernwirtschaften  durch  die  soge¬ 
nannte  Güterzertrümmerung,  Stellung  zu  nehmen.1)  Ich  führte  damals  unge¬ 
fähr  folgendes  aus:  Es  muß  der  bayrischen  Regierung  und  dem  bayrischen 
Landtag  als  Verdienst  angerechnet  werden,  daß  sie  durch  das  tief  ein¬ 
schneidende  Gesetz  vom  13.  August  1910  versucht  haben  den  im  großbäuer¬ 
lichen  Südbayern  allmählich  zu  beträchtlichen  Dimensionen  heranwachsenden 
Prozeß  der  Bodenmobilisierung  und  Wirtschaftsflächenverringerung  in  ge¬ 
ordnetere  Bahnen  zu  leiten.  Es  ist  ferner  durchaus  in  der  Ordnung,  daß  die 
bayrische  Gesetzgebung  die  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerer,  die  auf 
Kosten  der  ländlichen  Bevölkerung  große  unberechtigte  Spekulationsgewinne 

*)  Siehe  meinen  Artikel  Güterzertrümmerung,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  1.  Band,  pag.  294  ff. 
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einheimsen  und  die  Bodenpreise  übermäßig  in  die  Höhe  treiben,  einer  weit¬ 
gehenden  Überwachung  durch  die  Behörden  der  innern  Verwaltung  unter¬ 
stellt  und  die  Güterhändler  unter  anderm  dadurch  zurückzudrängen  sucht, 
daß  sie  ihren  Kontrahenten  beim  Grundstückskauf  oder  -verkauf  ein  be¬ 
fristetes  Rücktrittsrecht  gewährt  hat.  Die  Güterzertrümmerung  als  solche 
ist  jedoch  nützlich  und  unentbehrlich.  Sie  ist  der  einzige  Weg,  auf  dem  die 
seit  einigen  Jahrfünften  kränkelnde  Agrarverfassung  Südbayerns  wieder  der 
Gesundung  entgegengeführt  werden  kann.  Das  typische  südbayrische 
Bauerngut  ist  so  groß,  daß  dem  Besitzer  sehr  häufig  die  Kapitalien  und  in 
unserer  Zeit  der  Landflucht  auch  des  landwirtschaftlichen  Gesindes  vor 
allem  die  Arbeitskräfte  fehlen  es  genügend  intensiv  zu  bewirtschaften.  Durch 
Verkleinerung  zu  großer  Anwesen  im  Weg  der  sogenannten  Güter¬ 
zertrümmerung  müssen  daher  die  Vorbedingungen  für  eine  künftige  arbeits- 
und  kapitalintensivere  Bewirtschaftung  geschaffen  werden.  Aus  diesem 
Grunde  hätte,  als  man  im  Jahr  1910  die  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerer 
zurückzudrängen  unternahm,  für  sie  gleichzeitig  ein  vollwertiger  Ersatz  be¬ 
schafft  werden  sollen.  Einen  solchen  Ersatz  stellen  die  ländlichen  Spar¬ 
und  Darlehnskassen,  die  der  bayrische  Gesetzgeber  damals  für  berufen  hielt 
mit  dem  gewerbsmäßigen  Güterhandel  auf  dem  Grundstücksmarkt  in  Kon¬ 
kurrenz  zu  treten,  und  die  er,  um  ihnen  diesen  Konkurrenzkampf  zu  er¬ 
leichtern,  mit  dem  Vorkaufsrecht  privilegierte,  in  Wirklichkeit  nicht  dar. 
Sie  sind  aus  den  verschiedensten  Gründen  nicht  imstande  die  volkswirt¬ 
schaftliche  Funktion  zu  übernehmen,  die  der  gewerbsmäßige  Güterzer¬ 
trümmerer,  wenn  auch  lediglich  zu  dem  rein  privatwirtschaftlichen  Zweck 
der  Erzielung  möglichst  großen  Gewinns  und  deshalb  sehr  unvollkommen, 
bisher  immerhin  einigermaßen  geübt  hatte.  Die  große  Aufgabe  die  süd¬ 
bayrischen  Großbauerngüter  allmählich  durch  Verkleinerung  einer  intensivem 
Bewirtschaftung  zugänglich  zu  machen  und  gleichzeitig  durch  Begründung 
neuer  ländlicher  Kleinstellen  heiratslustigen  landwirtschaftlichen  Dienst¬ 
boten  Wohn-  und  Wirtschaftsgelegenheit  zu  schaffen  und  so  der  Landflucht 
entgegenzuwirken  kann  vielmehr  nur  durch  Errichtung  einer  großen  ge¬ 
meinnützigen  Land-  und  Siedlungsbank  gelöst  werden,  an  der  sich  nach  dem 
Vorbild  der  provinzialen  Siedlungsgesellschaften  Ostdeutschlands  der 
bayrische  Staat,  die  ihm  untergeordneten  kommunalen  Körperschaften  und 
die  bedeutenderen  Verbände  ländlicher  Genossenschaften  zu  beteiligen  hätten. 
Mein  Standpunkt  und  mein  Reformvorschlag  haben  bei  sachkundigen  bayri¬ 
schen  Agrarpolitikern  Beachtung  gefunden.2)  Ich  möchte  daher  unter  Be¬ 
zugnahme  auf  die  vor  kurzem  veröffentlichte  bayrische  Güterzertrümme¬ 
rungsstatistik  für  das  Jahr  1912  meine  Ansichten  und  Anregungen  nochmals 
kurz  entwickeln  und  weiter  ausgestalten. 

EVOR  ich  das  aber  tun  kann,  muß  ich  einem  hartnäckigen  Kritiker 
antworten.  Ich  hatte  in  meinem  Artikel  über  die  Güterzertrümme¬ 
rung  dargelegt,  eine  südbayrische  gemeinnützige  Landgesellschaft 
könne  außer  der  im  vorstehenden  Absatz  angedeuteten  noch  eine 
weitere  volkswirtschaftliche  Aufgabe  erfüllen.  Sie  könne  nämlich 
durch  Vermehrung  des  Kleinbesitzes  dazu  beitragen  die  in  der  Hauptsache 

a)  Siehe  Stechei e  Die  Wirkungen  des  neuen  bayrischen  Güterzertrümmerungsgesetzes,  in  den  Annalen  des 
Deutschen  Reichs,  1913,  pag.  476  ff. 
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an  ihn  gebundene  Schweinehaltung  auch  in  Südbayern  auf  das  Niveau  der 
rheinpfälzischen  und  unterfränkischen  zu  heben.  Und  zur  Erläuterung  und 
Begründung  dieses  Satzes  hatte  ich  hinzugefügt: 

»Da  60  %  des  in  Deutschland  verzehrten  Fleisches  vom  Schwein  herstammt,  ist  es 
von  erheblichem  Interesse  bayrische  Regierungsbezirke  mit  verschiedenartiger  Be¬ 
triebsgliederung  und  Grundbesitzverteilung  hinsichtlich  ihrer  Schweinedichtigkeit 
und  deren  Zunahme  zu  vergleichen.  Es  ergibt  sich  dabei,  daß  1907  die^Schweine- 
dichtigkeit  in  den  kleinbäuerlichen  Kreisen  Unterfranken  mit  62,7  und  Rheinpfalz 
mit  54,8  [Stück]  pro  100  Hektar  am  höchsten,  dagegen  in  Oberbayern  und  Schwaben, 
2  Kreisen  mit  stärkerm  Anteil  des  großbäuerlichen  Besitzes,  mit  24,2  und  29,5  am 
geringsten  war.  Nicht  minder  bemerkenswert  ist  es,  daß  1895  bis  1907  die  Schweine¬ 
dichtigkeit  in  den  beiden  kleinbäuerlichen  Kreisen  um  13,4  und  17,1,  in  den  beiden 
mehr  großbäuerlichen  dagegen  nur  um  5,7  und  5,9  Stück  gestiegen  ist.  Diese  Tat¬ 
sachen  sprechen  sehr  für  die  Bestrebungen  derjenigen  bayrischen  Agrarpolitiker, 
die  in  den  an  größerm  und  großbäuerlichem  Grundbesitz  reicheren  altbayrischen 
Kreisen  (Oberbayern,  Niederbayem,  Schwaben  und  Oberpfalz)  bei  Gelegenheit  von 
Güterzertrümmerungen,  wie  sie  gerade  hier  sehr  häufig  sind,  innere  Kolonisation 
durch  Schaffung  von  Landarbeiterstelien  und  neuer  klein-  und  mittelbäuerlicher 
Anwesen  betrieben  wissen  wollen.« 

Gegen  diese  wenigen  Sätze  hat  der  Würzburger  Genosse  Kaspar  Schmidt  in 
2  längeren  Artikeln  polemisiert.3)  Der  Kernpunkt  seiner  Kritik  liegt  in 
folgenden  Behauptungen: 

»Die  hohe  Schweineproduktion  Unterfrankens  steht  nur  auf  dem  Papier;  einen  Be¬ 
weis  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Kleinbetriebe  zur  Versorgung  der  Bevölkerung 
mit  tierischen  Produkten  liefert  sie  nicht  . . .  Diese  Schweineproduktion  spielt  für 
die  Fleischversorgung  der  nicht  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  fast  gar  keine 
Rolle;  die  unterfränkischen  Schweinezüchter  verzehren  ihre  Schweine  zumeist 
selber  . . .  Zahlen  können  trügen,  sie  tun  es  in  diesem  Fall.« 

Ist  es  nun  dem  Genossen  Kaspar  Schmidt  gelungen  diese  seine  Behauptungen, 
an  denen  Herr  von  Oldenburg-Januschau,  Major  Endeil  und  andere  als 
Gegner  der  Bauernansiedlung  bekannte  ostelbische  Großgrundbesitzer  und 
die  mit  ihnen  an  einem  Strang  ziehenden  Agrarmarxisten  ihre  helle  Freude 
haben  können,  zu  beweisen  oder  auch  nur  wahrscheinlich  zu  machen? 

Zugunsten  seines  Beweisthemas  führt  Kaspar  Schmidt  zunächst  die  Tatsache 
ins  Feld,  daß  dem  Würzburger  Viehmarkt  im  Jahr  1911  aus  Norddeutschland 
14  225  Schweine  zugeführt  wurden.  Aber  abgesehen  davon,  daß  das  Miß¬ 
ernte-  und  Seuchenjahr  1911  ein  Ausnahmejahr  war  und  eine  Zufuhr,  die 
während  dieses  Jahres  möglich  oder  nötig  geworden  war,  wenig  beweist, 
vergißt  mein  Kritiker  zu  erwähnen,  daß  noch  im  Jahr  1912  49  778  Schweine 
nach  den  an  Unterfranken  grenzenden  oder  ihm  am  nächsten  liegenden 
Ländern  (Baden,  Württemberg,  Hessen,  Rheinpfalz)  aus  Bayern  ausgeführt 
wurden.4)  Ein  sehr  großer  Teil  dieser  Ausfuhr  stammt  aus  dem  schweine¬ 
reichen  Unterfranken,  das  ja  auch  in  seinen  Abwanderungsverhältnissen  und 
in  seinen  sonstigen  wirtschaftlichen  Beziehungen  stark  nach  dem  Norden 
und  Westen  gravitiert.  Rechnet  man  noch  den  Schweineabsatz  Unter¬ 
frankens  nach  den  ober-  und  mittelfränkischen  Städten  und  Industriegebieten 
hinzu,  so  ergibt  sich  eine  nicht  unbeträchtliche  Schweinemehrausfuhr  Unter- 

3)  Siehe  Schmidt  Nochmals  der  Klein-  und  Großbetrieb  in  der  Landwirtschaft  und  Schein  und  Wirklichkeit 
in  der  Agrartheorie  und  Agrarstatistik,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  2.  Band,  pag  742  ff,,  und 
3.  Band,  pag.  1625  ff. 

4)  Siehe  die  Zeitschrift  des  Königlich  Bayrischen  Statistischen  Landesamts,  1913,  pag.  449  ff.  Leider  läßt 
sich  der  Beitrag  Unterfrankens  zu  dieser  Ausfuhr  nicht  exakt  aussondern.  Ich  habe  aber  auf  dem  Statistischen 
Bureau  des  Bayrischen  Verkehrsministeriums  in  die  handschriftlichen  Listen  über  Güterversand  und  -einlauf 
der  unterfränkischen  Eisenbahnstationen  Einsicht  genommen  und  durch  Stichproben  festgestellt,  daß  der 
Schweineversand  den  Empfang  nicht  unerheblich  übersteigt. 
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frankens,  Aber  selbst  wenn  Schmidt  damit  recht  hätte,  daß  Ein-  und  Aus¬ 
fuhr  sich  gegen  einander  aufheben,  so  würde  auch  das  schon  beweisen,  daß 
das  klein-  und  mittelbäuerliche  Land  den  übrigen  Regierungsbezirken,  be¬ 
sonders  aber  den  Kreisen  Oberbayern  und  Schwaben  in  der  Lieferung  von 
Schweinen  an  den  Markt  weit  überlegen  ist;  denn  weil  der  großbäuerliche 
Süden  in  dieser  Beziehung  völlig  versagt  hat,  mußte  Bayern  1912  fast  eine 
Million  (genau  969  219)  Schweine  vornehmlich  aus  Norddeutschland  ein¬ 
führen. 

Das  zweite  Argument,  durch  das  Kaspar  Schmidt  seine  Behauptung,  daß 
die  hohe  Schweineproduktion  Unterfrankens  sich  zwar  »in  der  Statistik 
ganz  schön  ausnehmen  mag«,  aber  »für  die  Fieischversorgung  der  nicht 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  fast  gar  keine  Rolle  spielt«,  weil  die 
»arme  Bevölkerung  Unterfrankens  eben  die  von  ihr'  gezüchteten  Schweine 
zum  Selbstbedarf  braucht«,  zu  erhärten  sucht,  ist  sein  Hinweis  auf  die  Sta¬ 
tistik  der  gewerblichen  Schlachtungen  in  Bayern.  Nach  dieser  Statistik  ent¬ 
fallen  auf  100  Hektar  Bodenfläche  in  Oberbayern,  Schwaben  und  Ober¬ 
franken  mit  ihrer  geringen  Schweinedichtigkeit  von  24,2,  29,5  und  33,6  Stück 
dennoch  86,0,  72,2  und  75,6  gewerbliche  Schlachtungen,  während  Unter- 
franken  mit  seiner  hohen  Schweinedichtigkeit  von  62,7  auf  gleicher  Fläche 
nur  56,3  Marktschlachtungen  aufweist,  Aus  diesen  Ziffern  zieht  Genosse 
Kaspar  Schmidt  folgende  merkwürdige  Schlußfolgerungen: 

»Wie  wir  daraus  ersehen,  hat  Oberbayern  die  geringste  Schweinedichtigkeit,  aber 
die  meisten  Marktschlachtungen.  Schwaben  und  Oberfranken  haben  ebenfalls  eine 
sehr  geringe  Schweinedichtigkeit,  weisen  aber  dabei  auch  eine  sehr  große  Zahl  von 
Marktschlachtungen  auf.  Umgekehrt  hat  Unterfranken  die  höchste  Schweinedichtig¬ 
keit  und  eine  sehr  bescheidene  Zahl  (die  zweitgeringste)  von  Marktschlachtungen, 
Gibt  es  noch  einen  zwingendem  Beweis  dafür,  daß  die  Schulzsche  Behauptung:  die 
Klein-  und  Mittelbetriebe  weisen  die  größte  Viehdichtigkeit  auf,  ergo  sind  sie  die 
besten  Lieferanten  für  den  Fleischmarkt,  demnach  auch  die  beste,  erstrebenswerteste 
Betriebsform  in  der  Landwirtschaft,  nicht  unter  allen  Umständen  richtig  ist,  und 
daß  man  die  einfachen  nackten  Zahlen  nicht  schlankweg  ohne  nähere  Würdigung  der 
Verhältnisse  benutzen  darf?« 

Die  beherzigenswerte  Mahnung,  in  die  Kaspar  Schmidt  seine  rhetorische  Frage 
ausklingen  läßt,  schließt  kurios  genug  eine  Argumentation  ab,  die  selbst 
geradezu  ein  Musterbeispiel  mißbräuchlicher,  »ohne  nähere  Würdigung  der 
Verhältnisse«  vorgenommener  Verwendung  statistischer  Zahlen  und  so  ziem¬ 
lich  das  Gegenteil  eines  »zwingenden  Beweises«  ist.  Kaspar  Schmidt  glaubt, 
wenn  ich  den  Sinn  seiner  nicht  ganz  eindeutigen  Argumentation  richtig  ver¬ 
stehe,  aus  der  Tatsache,  daß  gewisse  großbäuerliche  Kreise  wie  Oberbayern 
und  Schwaben  eine  große  Häufigkeit  gewerblicher  Schweineschlachtungen 
mit  geringer  Schweinedichtigkeit  vereinigen,  schließen  zu  dürfen,  daß  die 
großbäuerlichen  Wirtschaften  dieser  Gebiete  trotz  ihrer  an  sich  geringen 
Produktion  bessere  Lieferanten  für  den  Fleischmarkt  sind  als  die  unter¬ 
fränkischen  Kleinbauern,  die  angeblich  »ihre  Schweine  zumeist  selber  ver¬ 
zehren«.  Dabei  vergißt  er  aber  die  außerordentlich  große,  rund  900  000 
Stück  betragende  Schweinemehreinfuhr  Bayerns,  die  vornehmlich  gerade 
nach  den  Hauptstädten  und  Industriebezirken  der  von  ihm  genannten  Kreise 
gerichtet  ist,  gebührend  zu  berücksichtigen.  Der  Umstand,  daß  beispiels¬ 
weise  Oberbayern  trotz  der  geringsten  Schweinedichtigkeit  die  meisten 
Marktschlachtungen  aufweist,  ist  deshalb  nicht  ein  Beweis  für  die  größere 
Fähigkeit  und  Willigkeit  der  oberbayrischen  Großbauern  die  oberbayri- 
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sehen  Märkte  mit  Schlachtschweinen  zu  beschicken,  sondern  einfach  die 
Folgeerscheinung  der  Tatsache,  daß  Oberbayern  die  größte  Stadt  des  Landes 
mit  dem  drittgrößten  Schlachtviehmarkt  des  deutschen  Reichs  umschließt, 
und  daß  München  seine  Schlachtschweine  zum  weitaus  größten  Teil  aus 
Norddeutschland  bezieht  und  wegen  der  erstaunlich  geringen  Schweine¬ 
haltung  Südbayerns  auch  beziehen  muß.  Ähnliches  gilt  von  Schwaben 
und  Mittelfranken,  deren  hohe  Marktschlachtungsziffer  lediglich  auf  das 
Konto  der  großen  Industriestädte  Augsburg,  Nürnberg  und  Fürth  zu  setzen 
ist5),  und  von  Oberfranken,  dem  nächst  Mittelfranken  industriereichsten 
Kreis  im  rechtsrheinischen  Bayern.  Andrerseits  erklärt  sich  die  Erscheinung, 
daß  Unterfranken  trotz  größter  Schweinedichtigkeit  die  zweitgeringste 
Marktschlachtungsziffer  aufweist,  einfach  daraus,  daß  es  nächst  Nieder¬ 
bayern  und  der  Oberpfalz  der  am  wenigsten  industrialisierte  und  vei> 
städterte  Kreis  Bayerns  ist.  Von  seiner  niedrigen  Marktschlachtungsziffer 
aber  ohne  weiteres  auf  eine  geringe  Marktbedeutung  seiner  klein-  und  mittel¬ 
bäuerlichen  Schweineproduktion  zu  schließen  ist  nicht  angängig;  denn  in 
Unserer  Zeit  der  Eisenbahnen  und  des  hochgesteigerten  Schlachtviehverkehrs 
über  das  ganze  Deutsche  Reich  hin  lassen  sich  aus  der  großem  oder  ge¬ 
ringem  Anzahl  gewerblicher  Schlachtungen  in  bestimmten  Bezirken  schlüssige 
Antworten  auf  die  zwischen  Schmidt  und  mir  zur  Diskussion  stehende 
Frage,  welche  landwirtschaftliche  Betriebsgliederung  und  Grundbesitzver¬ 
teilung  unter  dem  Gesichtspunkt  besserer  Fleischversorgung  die  vorteil¬ 
hafteste  ist,  gar  nicht  ableiten.  Schmidts  ganze  Argumentation  ist  also  nur 
ein  zwar  unbeabsichtigter,  aber  gerade  deshalb  schlagender  Beitrag  zur 
Illustration  des  richtigen  methodologischen  Grundgedankens  seines  letzten 
Aufsatzes,  daß  in  der  Agrartheorie  und  Agrarstatistik,  »wo  immer  noch  die 
verschiedensten  Nebenumstände  zu  berücksichtigen  sind«,  »Schein«  und 
»Wirklichkeit«  oftmals  stark  auseinanderfallen. 

Kann  demnach  mit  Hilfe  der  Marktschlachtungsziffern  das,  was  Schmidt  be¬ 
weisen  will,  unmöglich  bewiesen  werden,  so  läßt  sich  andrerseits  durch  eine 
Kombination  der  bei  den  Viehzählungen  ermittelten  Viehbestandsziffern  mit 
den  Ergebnissen  der  Hausschlachtungsstatistik  in  schlüssiger  Form  der  Nach¬ 
weis  erbringen,  daß  seine  Behauptungen  über  die  geringe  Marktbedeutung 
der  starken  Schweinehaltung  der  unterfränkischen  Klein-  und  Mittelbauern 
falsch  sind.  Selbstverständlich  dürfen  wir  unseren  Berechnungen  nicht  die 
Ausnahmejahre  1911  und  1912  zugrunde  legen,  da  sich  in  diesen  beiden 
Jahren  die  Schweinehaltung  unter  dem  zusammenwirkenden  Einfluß  einer 
beispiellosen  Hackfrüchtemißernte  und  der  Maul-  und  Klauenseuche  auch 
in  Bayern  und  Unterf ranken  ganz  anormal  gestaltete.  Wir  müssen  vielmehr 
von  der  Viehzählung  des  letzten  normalen  Jahres,  also  des  Jahres  1910,  aus- 

3)  Ein  im  Schmidtschen  Sinn  sehr  günstiges  Verhältnis  der  Marktschlachtungen  (72,6  %)  zu  den  Haus¬ 
schlachtungen  (27,3 0  0)  weist  Mittelfranken  auf.  Wollte  man  aber  daraus  schließen,  daß  Nürnberg  aus 
seinem  groß-  und  mittelbäuerlichen  Hinterland  im  Zentrum  und  im  Süden  Bayerns  gut  und  besser  als  etwa 
Würzburg  durch  die  unterfränkischen  Kleinbauern  mit  Schweinen  versorgt  wird,  so  wäre  man  sehr  auf  dem 
Holzweg:  denn  Nürnberg  erhielt  nach  der  vom  Statistischen  Amt  der  Stadt  Nürnberg  veröffentlichten 
Schrift  Zur  Frage  der  Fleischversorgung  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Nürnberger  Verhältnisse 
/Nürnberg  1912/,  pag.  116,  im  Jahr  1911  nur  13°/0  (!)  seines  Schweineauftriebs  aus  Bayern,  während  87  °/0 
(160  536  Stück)  des  Schweineumsatzes  auf  seinem  Viehhof  aus  Preußen  stammten.  Daraus  ergibt  sich 
eklatant,  daß  Schmidts  Operieren  mit  den  Marktschlachtungsziffern  bayrischer  Regierungsbezirke  für  die 
Aufhellung  des  hier  in  Frage  stehenden  Problems,  welche  bayrischen  Agrarverfassungsgebiete  in  der 
Schweineproduktion  für  den  Markt  am  leistungsfähigsten  sind,  völlig  wertlos  und  irreführend  ist. 
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gehen.  Am  10.  Oktober  1910  wurden  in  Unterfranken  373  900  Schweine  ge¬ 
zählt.  Da  nun  die  nicht  zu  Zuchtzwecken  dienenden  Schweine  in  der  Regel 
in  einem  Alter  von  etwa  9  Monaten  geschlachtet  werden,  lieferte  Unter¬ 
franken  mehr  Schlachtschweine  als  sein  am  10.  Oktober  ermittelter  Bestand 
ausmachte.  Nehmen  wir  die  sogenannte  Schlachtverhältniszahl  für  Schweine 
auf  105%  des  Gesamtbestands  an6),  so  stellte  Unterfranken  1910  dem 
Konsum  etwa  390  600  Borstentiere  zur  Verfügung.  Ziehen  wir  hiervon  die 
Zahl  der  nicht  beschaupflichtigen  Schweineschlachtungen  (die  Zahl  also  der 
dem  Eigenkonsum  der  schweinehaltenden  Bevölkerung  Unterfrankens 
dienenden  sogenannten  Hausschlachtungen)  ab,  so  erhalten  wir  die  Gesamt¬ 
zahl  derjenigen  Schweine,  die  Unterfranken  1910  an  den  Markt  zur  Ver¬ 
sorgung  der  nicht  landwirtschaftlichen  Bevölkerungsteile  abgegeben  hat  und 
die  es  auch  in  Zukunft  in  normalen  Jahren  wiederum  wird  abgeben 
könhen.  Leider  wurden  die  Hausschlachtungen  bisher  nur  in  mehrjährigen 
Zwischenräumen,  zuletzt  1907  und  1912,  gezählt.  Sie  betrugen  1912 
135  606  Stück.  Mit  Rücksicht  auf  die  Anormalität  der  Schweineproduktion 
im  Jahr  1912  glaube  ich  diese  Zahl,  um  die  Höchstzahl  der  unter- 
fränkischen  Schweinehausschlachtungen  in  normalen  Jahren  zu  erhalten, 
um  10  00d  erhöhen  zu  sollen.7)  Diese  so  erhöhte  Ziffer,  von  390  600 
abgezogen,  ergibt  die  normale  Marktleistung  der  unterfränkischen  Schweine¬ 
produzenten.  Sie  stellt  sich  auf  nicht  weniger  als  jährlich  rund  245  500 
Schlachtschweme.  Meine  Berechnung,  deren  Richtigkeit  Genosse  Kaspar 
Schmidt  schwerlich  wird  anzweifeln  können,  ergibt  also  das  Resultat, 
daß  seine  in  2  Artikeln  mit  so  großem  Nachdruck  verfochtene  Be¬ 
hauptung,  die  unterfränkische  Schweineproduktion  spiele  für  die  Fleisch¬ 
versorgung  der  nichtlandwirtschaftlichen  Bevölkerung  »fast  gar  keine 
Rolle«,  weil  die  Züchter  die  grunzenden  Vertilger  ihrer  Küchen-  und  Wirt¬ 
schaftsabfälle  und  ihrer  zum  menschlichen  Konsum  nicht  benötigten  Kar¬ 
toffeln  »zumeist  selber  verzehren«,  grundfalsch  ist.  Richtig  ist  vielmehr  das 
Gegenteil  seiner  Versicherungen:  Die  Marktleistung  der  Bauern  und  der  auf 
dem  Lande  lebenden,  Schweine  haltenden  Arbeiter  Unterfrankens  ist  ganz 
erheblich  höher  als  ihr  Eigenkonsum  an  Schweinefleisch,  was  bei  dem  durch 
Hunderte  von  Enqueten  festgestellten  relativ  geringen  Fleischkonsum  der 
Landbevölkerung  ja  von  vornherein  zu  erwarten  war.  Wenn  aber  Unter¬ 
franken  von  dieser  allgemeinen  Regel  in  gewissem  Grad  abweicht  und  neben 
höheren  Marktleistungen  zugleich  auch,  nach  der  sehr  beträchtlichen  Zahl 
seiner  Hausschlachtungen  zu  urteilen,  einen  hohem  ländlichen  Schweine¬ 
fleischkonsum  als  irgendein  anderer  bayrischer  Kreis  zu  haben  scheint8),  so 
ist  das  ja  nur  höchst  erfreulich;  und  es  muß  als  weiterer  Vorzug  der  klein- 
und  mittelbäuerlichen  Agrarverfassung  und  Grundbesitzverteilung  Unter- 

*)  Die  Schlachtverhältniszahl  für  Schweine,  das  heißt  das  Verhältnis,  in  dem  die  Zahl  der  Schweineschlach- 
tungen  zur  Kopfzahl  des  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ermittelten  Schweinebestands  steht,  berechnet 
Eßlen  in  seinem  Werk  Die  Fleischversorgung  des  deutschen  Reichs  /  Stuttgart  1912  /,  pag.  244,  auf  95  °/0 
im  Jahr  1875  und  102  °  '0  in  1900,  Da  seit  1900  die  Frühreife  und  Mastfähigkeit  unserer  Schweine  weiter 
gesteigert,  die  Fütterungsweise  verbessert  und  infolge  dessen  der  Umsatz  des  Schweinebestands  beschleunigt 
worden  ist,  muß  die  Schlachtverhältniszahl  für  1910  auf  mindestens  105  °/0  angenommen  werden. 

7)  In  Bayern  rechts  des  Rheins  wurden  im  normalen  Jahr  1907  769  582,  dagegen  in  dem  noch  unter  den 
Nachwirkungen  der  Mißernte  und  der  Seuche  des  Vorjahrs  stehenden  Jahr  1912  nur  724  480  Hausschlach¬ 
tungen  gezählt. 

J)  Niederbayem  hatte  zwar  noch  5000  Schweinehausschlachtungen  mehr  als  Unterfranken,  seine  landwirtschaft¬ 
liche  Bevölkerung  ist  aber  auch  um  104  500  Personen  stärker.  Außerdem  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ein 
großer  Teil  des  in  Niederbayern  hausgeschlachteten  Schweinefleisches  später  in  geräuchertem  Zustand  als 
Niederbayrische  Osterschinken  oder  Bauerngeselchtes  in  den  Konsum  der  städtischen  Bevölkerung  übergeht. 
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frankens  gebucht  werden,  daß  sie  zahlreichen  Industriearbeitern  und  kleinen 
Leuten  die  Möglichkeit  gewährt  auf  dem  Lande  zu  wohnen  und  ihren  Fleisch¬ 
bedarf  durch  Eigenproduktion  auf  eigener  Scholle  billig  einzudecken. 


Zwei  sehr  bezeichnende  Symptome  bestätigen  die  Richtigkeit  meiner  Be¬ 
rechnungen.  Das  eine  ist  die  bemerkenswerte  Tatsache,  daß  auf  1000  Stück 
Rindvieh  in  Schwaben  1,3,  in  Niederbayern  1,4,  in  Oberbayern  1,5,  in  der 
Oberpfalz  1,6,  dagegen  in  Unterf ranken  2,7  selbständige  Viehhändler 
(natürlich  einschließlich  der  Schweinehändler)  entfallen. 9)(  Das  spricht  sehr 
dafür,  daß  das  klein-  und  mittelbäuerliche  Unterfranken  besonders  gute  und 
reichliche  Gelegenheit  zum  Aufkauf  von  Schweinen  und  anderm  Vieh  dar¬ 
bietet;  denn  selbstverständlich  haben  sich  die  Viehhändler  nicht  deshalb  in 
so  ungewöhnlich  großer  Anzahl  in  Unterfranken  niedergelassen,  weil  sie 
leidenschaftliche  Liebhaber  des  Bocksbeutels  und  der  übrigen  edlen  Fran¬ 
kenweine  sind.  Nun  meint  allerdings  Genosse  Schmidt,  daß  das  von  den 
unterfränkischen  Viehhändlern  aufgekaufte  Vieh  ebensowenig  »in  einem 
unterfränkischen  Stall  aufgezogen  zu  sein  braucht,  wie  man  annehmen  darf, 
daß  das  von  den  ebenfalls  zahlreichen  Holzflößern  Unterfrankens  main- 
abwärts  geleitete  Stammholz  in  ihrem  Garten  gewachsen  ist«.  Aber  es  be¬ 
steht  denn  doch  unzweifelhaft  ein  großer  Unterschied  zwischen  Viehauf¬ 
käufern  und  Holzflößern,  was  ihre  lokale  Gebundenheit  an  ihr  Arbeitsfeld 
anlangt.  Jene  müssen  mit  ihren  Lieferanten  in  beständigem  Kontakt  stehen 
und  deshalb  in  dem  Gau  wohnen,  den  sie  in  kurzen  Zwischenräumen  zum 
Aufkauf  von  Schweinen,  Kälbern,  Kühen  und  Ochsen  zu  bereisen  haben, 
während  die  Holzflößer  so  enge  Beziehungen  zu  ihren  Auftraggebern  und 
zu  den  Waldbesitzern  nicht  zu  unterhalten  brauchen  und  deshalb  sehr  weit 
vom  Produktionsort  des  von  ihnen  verflößten  Holzes  ansässig  sein  können. 
Noch  beweiskräftiger  ist  ein  anderes  Symptom,  Durch  die  verhältnismäßig 
gute  Preisstatistik  Bayerns  ist  festgestellt,  daß  nicht  nur  die  Schweinepreise 
auf  dem  Viehmarkt  in  Würzburg  erheblich  hinter  denen  Münchens,  Nürn¬ 
bergs  und  Augsburgs  Zurückbleiben,10)  sondern  daß  auch  das  Niveau  der 
Schweinefleischpreise  in  Unterfranken  bedeutend  niedriger  ist  als  in  allen 
übrigen  Regierungsbezirken  Bayerns. 


Regierungsbezirk 


Im  Gesamtdurchschnitt  aller  Berichtsorte  betrugen 
die  Schweinefleischpreise  in  Pfennig  für  1  Kilo 


1909 

1910  ■ 

1911 

1912 

Oberbayern 

174 

179 

169 

183 

Niederbayern 

165 

172 

159 

176 

Pfalz 

165 

173 

163 

178 

Oberpfalz 

167 

172 

163 

185 

Oberfranken 

163 

169 

161 

|  181 

Mittelfranken 

170 

175 

161 

l  187 

Schwaben 

169 

176 

!  169 

179 

Unterfranken 

163 

165 

158 

175 

Königreich  Bayern  f  169  |  175  |  164  |  182 


9)  Siehe  Attinger  Zur  Frage  der  Fleischversorgung  in  Bayern,  im  Landwirtschaftlichen  Jahrbuch  für 
Bayern,  1912,  pag.  740. 

10)  Es  betrugen  1908  bis  1910  die  Viehpreise  für  Schweine  (in  Pfennig  pro  1  Kilo)  in  Nürnberg  127,5,  141,6, 
141,1,  in  München  126,5,.  141,3,  141,3,  in  Augsburg  132,3,  147,3,  146,6,  in  Würzburg  aber  125.1  137,1,  136.8. 
Auch  1912  hatte  Würzburg  unter  den  7  größten  Städten  Bayerns  die  zweitniedrigsten  Schweinepreise:  München 
150,  Augsburg  155,  Ludwigshafen  157,  Bamberg  160,  Regensburg  162,  Nürnberg  176,  W'ürzburg  dagegen  152. 
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Die  vom  statistischen  Landesamt  selbst  hervorgehobene  Niedrigkeit  der 
Schweinefleischpreise  in  Unterfranken11)  läßt  sich  nur  dadurch  erklären,  daß 
die  außerordentliche  Produktionsleistung  der  unterfränkischen  Klein-  und 
Mittelbauern  entgegen  der  Behauptung  Kaspar  Schmidts,  aber  ganz  ent¬ 
sprechend  der  Erwartung,  die  der  gesunde  Menschenverstand  zu  hegen  be¬ 
rechtigt  ist,  auch  auf  dem  Markt  als  Angebot  auftritt  und  hier  preis¬ 
erniedrigend  wirkt.  Diese  Erscheinung  gibt  einen  Fingerzeig,  durch  welches 
Mittel  wir  in  Deutschland  das  Steigen  der  Fleischpreise  auf  die  Dauer  am 
wirksamsten  aufhalten  können. 

Ich  kann  nunmehr  den  positiven  Ertrag  dieser  notgedrungen  geführten  Pole¬ 
mik  kurz  zusammenfassen.  Die  Fleischversorgung  Bayerns,  die  wie  die  des 
Reichs  immer  mehr  auf  die  Steigerung  der  Schweinefleischerzeugung  ange¬ 
wiesen  ist,  krankt  an  der  beklagenswert  geringen  Schweinehaltung  im  rechts¬ 
rheinischen  Bayern  mit  Ausnahme  Unter frankens.  Diese  hat  zunächst  eine 
historische  und  eine  wirtschaftspolitische  Ursache:  die  jahrzehntelange  ein¬ 
seitige  Bevorzugung  der  Rindviehzucht  und  die  Vernachlässigung  der 
Schweinehaltung  durch  die  staatliche  Landwirtschaftspflege  und  die  Aus¬ 
schließung  des  rumänischen  Maises,  der  zumal  in  den  Jahren  der  Kartoffel¬ 
mißernte  den  Schweinemästern  als  Ersatzfuttermittel  wertvolle  Dienste 
leisten  könnte,  durch  den  zu  hohen  3  Mark-Zoll.  Aber  selbst  wenn  diese 
Hemmnisse  beseitigt  würden,  dürfte  die  so  nötige  und  dringliche  Vermehrung 
der  Schweinehaltung  an  der  großbäuerlichen  Grundbesitzverteilung  Süd¬ 
bayerns  bald  eine  Grenze  finden.  Der  südbayrische  Großbauer  leidet  so 
sehr  unter  der  Abwanderung  der  ländlichen  Dienstboten,  daß  seine  Frau 
und  seine  übrigen  Familienangehörigen,  infolge  der  Landflucht  von  Knecht 
und  Magd  mit  Arbeit  überlastet,  für  den  viel  Mühe  erfordernden  Anbau  der 
Hackfrüchte  (der  in  Bayern  bisher  allein  üblichen  Schweinenahrung)  und 
für  die  Fütterung  und  Pflege  der  Muttersauen  und  der  so  empfindlichen 
jungen  Ferkel  nicht  mehr  genügend  Zeit  und  Arbeit  auf  wenden  können. 
Noch  weniger  ist  von  den  bestehenden  oder  von  neu  zu  schaffenden  Groß¬ 
betrieben  jener  Aufschwung  der  Schweinehaltung  zu  erhoffen,  dessen  Her¬ 
beiführung  in  unserer  Zeit  steigender  Fleischpreise  und  periodisch  wieder¬ 
kehrender  Fleischteuerung  eines  der  wichtigsten  Ziele  der  bayrischen  Agrar¬ 
politik  sein  muß.  Hat  doch  der  bayrische  Landestierzuchtinspektor  Ober¬ 
regierungsrat  Dr.  Attinger  durch  genaue  Auszüge  aus  dem  vom  Bayrischen 
Landwirtschaftsrat  1907  herausgegebenen  Handbuch  des  großem  Grund¬ 
besitzes  in  Bayern  festgestellt,  daß  von  784  bayrischen  Großbetrieben  nur 
514  =  65,5%  überhaupt  Schweine  hielten.12)  Dagegen  weist  den  richtigen 
Weg,  wie  der  daniederliegenden  Schweinezucht  und  der  ganz  unzureichenden 
Schweinefleischversorgung  Bayerns  ein  wirksamer  Impuls  gegeben  werden 
kann,  das  Beispiel  Unterfrankens.  Die  unbestreitbare  Tatsache,  daß  hier 
wie  nahezu  überall  die  Kleinbauern  und  die  auf  dem  Lande  ansässigen  Ar¬ 
beiter,  Handwerker  und  sonstigen  kleinen  Leute  von  ihrer  großen  Schweine- 

u)  Siehe  die  Zeitschrift  des  Königlich  Bayrischen  Statistischen  Landesamts,  1913,  pag.  421  ff. 

12)  Siehe  Attinger  Welche  Aufgaben  stehen  der  bayrischen  Viehzucht  für  die  Zukunft  bevor?,  in  dem 
vom  Klub  bayrischer  Landwirte  herausgegebenen  Sammelwerk  Vorträge  für  praktische  Landwirte  /  München 
1912  /,  pag.  22  ff.  Auch  das  vom  Generalsekretär  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  Professor  Dr  Dade 
herausgegebene  Werk  Die  deutsche  Landwirtschaft  unter  Kaiser  Wilhelm  II.  /  Halle  1913/  gibt  manche  Be¬ 
schreibung  viehloser  und  viehschwacher  bayrischer  Güter.  So  heißt  es  beispielsweise,  im  2.  Band,  pag.  59, 
von  dem  500  Hektar  großen  Gut  Irlaching:  »Schweinezucht  war  nie  vorhanden,  und  die  früher  betriebene 
Schafzucht  und  Fohlenaufzucht  wurde  vor  6  Jahren  aufgegeben.« 
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Produktion  ein  sehr  beträchtliches  Quantum  an  den  Markt  abgeben,  sollte 
auch  von  solchen  Parteigenossen  nicht  länger  geleugnet  werden,  die  als 
eingeschworene  Freihändler  von  einem  Zugeben  dieser  Tatsache  ihnen  uner¬ 
wünschte  Konsequenzen  für  unsere  Stellungnahme  zu  den  Vieh-  und  Fleisch¬ 
zöllen  befürchten.  Daß  die  in  Unterfranken  für  die  Fleischversorgung  be¬ 
währte  Grundbesitzverteilung  auch  in  Südbayern  nicht  versagen  würde, 
lehren  schon  jetzt  manche  kleinbäuerlichen  Landgemeinden  südlich  der 
Donau.  So  berichtete  der  bayrische  Landestierzuchtinspektor  Dr,  Attinger: 
»Ich  war  erst  vor  wenigen  Tagen  in  der  Gegend  von  Velden  an  der  Vils  und  habe 
gesehen,  daß  kleinste  Leute,  fast  ohne  Ar  und  Halm,  Hunderte  von  Schweinen 
halten  und  große  Fleischmengen  der  Großstadt  München  zuführen.  Diese  Leute 
kaufen  die  Ferkel  und  das  benötigte  Futter  und  stehen  sich  recht  gut  dabei.  Ein 
Mann,  der  jährlich  300  bis  400  Schweine  mästete,  versicherte,  daß  er  für  Futter¬ 
mittel  im  Jahr  mehr  als  10  000  Mark  ausgibt  . . .  Gäbe  es  in  Bayern  mehr  solcher 
Leute,  dann  brauchten  wir  keine  Mastanstalten,  keine  Genossenschaftszüchtereien, 
ja  nicht  einmal  Schweinezuchtgenossenschaften.«13) 

Tritt  zu  der  hier  empfohlenen  Politik  die  Bodenverteilung  im  südbayrischen 
Großbauernbetrieb  der  unterfränkischen  dadurch  anzunähern,  daß  man  bei 
Gelegenheit  der  hier  so  häufigen  Güterzertrümmerungen  neue  Klein-  und 
Mittelbauernwirtschaften  und  Landarbeiteranwesen  schafft,  noch  die  Auf¬ 
hebung  oder  Ermäßigung  des  Maiszolls  und  eine  bessere  Schulung  der 
Bauernmädchen  und  -frauen  in  der  Tierzucht  und  Fütterungslehre14)  hinzu, 
dann  wird  die  Schweinehaltung  in  Bayern  gewiß  den  selben  Aufschwung 
nehmen,  den  sie  in  Nordwestdeutschland,  getragen  auch  hier  vom  kleinen 
und  mittlem  Bauerntum,  schon  seit  Jahren  genommen  hat.15) 

UN  könnte  aber  eingewandt  werden;  die  bedeutende  Leistungs¬ 
fähigkeit  der  unterfränkischen  Klein-  und  Mittelbauern  in  der 
Deckung  des  Eigen-  wie  des  Marktbedarfs  an  Schweinefleisch  allein 
berechtige  mich  noch  nicht  dazu  die  in  der  Nordwestecke  Bayerns 
bestehende  Agrarverfassung  als  für  den  Süden  und  Osten  des 
Königreichs  vorbildlich  hinzustellen;  denn  der  Vorsprung  in  dem  einen 

13)  Siehe  Attinger  Genossenschaftliche  Schweinezüchterei,  im  Landwirtschaftlichen  Wochenblatt  für  Bayern, 
1913,  pag.  478.  An  gleicher  Stelle  (pag.  476)  schreibt  der  niederbayrische  Gutsbesitzer  Eng  eien,  Besitzer 
einer  Züchterei  mit  100  bis  130  Zuchtsauen:  »»Die  Schweinezucht  muß  in  der  Hauptsache  auf  den  kleinen 
und  mittlem  Mann  basiert  werden  .  .  .  Das  Interesse  des  kleinern  und  mittlem  Besitzers  muß  geweckt 
werden  ...  Es  wäre  tief  bedauerlich,  wenn  unsere  bayrischen  Landwirte  nicht  allmählich  auch  das  fertig- 
brächteH  auf  dem  Gebiet  der  Schweinezucht,  was  die  kleinen  Besitzer  in  Hannover  und  Westfalen  schon 
seit  Jahrzehnten  geleistet  haben.  Daß  die  Überlegenheit  des  Kleinbetriebs  in  der  Viehproduktion  nicht, 
wie  Kaspar  Schmidt  dem  Genossen  K.  Kautsky  nachspricht,  durch  Überarbeit  und  Unterkonsum  des  Klein¬ 
besitzers  zustandekommt,  bestätigt  auch  der  landwirtschaftliche  Sachverständige  am  Volksbureau  in  Passau 
Wagner  in  seinem  Artikel  Grundbedingungen  für  eine  erfolgreiche  Schweinezucht,  im  Bayrischen  Bauern 
vom  22.  Juni  1913:  *Von  sehr  großer  Bedeutung  für  den  Schweinezüchter  ist  ferner  auch  die  Personalfrage. 
Diese  Frage  ist  umso  schwieriger  je  größer  der  ganze  Betrieb  ist  .  .  .  Anders  ist  es  natürlich  in  kleineren 
Betrieben.  Da  löst  sich  die  Personalfrage  von  selbst,  denn  Eigentümer  und  Züchter  vereinigen  sich  hier  in 
einer  Persönlichkeit.  Das  ist  auch  der  Grund  dafür,  daß  der  kleinere  Züchter,  der  seiner  Zucht  selbst  die 
nötige  Pflege  angedeihen  lassen  kann,  meist  im  Verhältnis  eine  größere  Rente  herauswirtschaftet  als  der 
Großgrundbesitzer.® 

14)  Siehe  Kempf  Die  Frau  in  der  bäuerlichen  Landwirtschaft  Bayerns,  in  den  Annalen  des  Deutschen 
Reichs,  1913,  pag.  62  ff. 

Genosse  Kaspar  Schmidt  meint,  mein  Hinweis  auf  Unterfranken  als  Musterbezirk  für  die  Schweine* 
Produktion  beweise  nicht  viel,  denn  selbst  »  das  klassische  Land  der  Großbetriebe,  Preußen«  komme  ja.  mit 
61,5  Schweinen  pro  100  Hektar  sehr  nahe  an  Unterfranken  heran.  Aber  Genosse  Schmidt  sollte  doch  nicht 
vergessen,  daß  1907  in  ganz  Ostdeutschland  auf  100  Hektar  landwirtschaftlich  benutzter  Fläche  nur  46,  in 
Ostpreußen  gar  uur  37  Schweine  entfielen,  während  auf  gleicher  Fläche  in  Oldenburg  101,  in  Westfalen  115, 
in  Hannover  121,  in  Lippe-Detmold  157  und  in  Schaumburg-Lippe  gar  215  Schweine  gehalten  wurden.  Aus 
den  letztgenannten  Ländern  und  aus  den  Elb-  und  Weserhäfen  bezog  Bayern  1912  353  899  Schweine  mehr 
als  es  dahin  ausführte.  Überhaupt  stammt  der  Hauptteil  der  großen  Schweinemehreinfuhr  Bayerns  aus 
ausgesprochenen  Bauernländern. 
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Produktionszweig  könne  ja  durch  ein  Zurückbleiben  auf  anderen  Gebieten 
ausgeglichen  sein.  Dieser  mögliche  Einwand  scheitert  aber  an  der  Tatsache, 
daß  sich  die  unterfränkische  Grundbesitzverteilung  auch  in  allen  übrigen 
Produktionszweigen  auf  das  beste  bewährt.  Das  gilt  zunächst  von  dem  in 
Unterfranken  weitaus  vorherrschenden  Getreidebau,  aber  auch  vom  Kar¬ 
toffel-  und  Wiesenbau,  wie  folgende  dem  Organ  des  statistischen  Landes¬ 
amts  entnommene  Tabelle  lehrt: 


Regierungsbezirk 

Gesamter  Mittelernteertrag 
pro  1  Hektar 

Weizen  |  Roggen  |  Gerste 

1901  bis 

Hafer 

1910  in  Doppelzentner 

Kartoffel  j  Heu 

Oberbayern 

15,6 

15,4 

15,2 

14,7 

104 

52 

Niederbayern 

16,6 

15,8 

16,8 

15,4 

122 

47 

Schwaben 

16,5 

15,8 

16,0 

15,1 

97 

55 

Oberpfalz 

13,7 

14,4 

14,5 

14,4 

123 

41 

Oberfranken 

15,4 

15,0 

15,7 

15,4 

121 

41 

Mittelfranken 

16,2 

15,8 

17,4 

15,1 

134 

52 

Unterfranken 

16,6 

16,8 

18,1 

17,3 

141 

52 

Königreich  Bayern 

15,9 

15,9 

16,9 

15,5 

124 

50 

Unterfranken  weist  also,  obwohl  unfruchtbare  Mittelgebirge  wie  Rhön  und 
Spessart  einen  großen  Teil  seiner  Bodenfläche  einnehmen,  bei  allen  4  Haupt¬ 
getreidearten  und  bei  den  Kartoffeln  von  sämtlichen  rechtsrheinischen  Re¬ 
gierungsbezirken  im  10jährigen  Durchschnitt  die  höchsten  Ernteerträge  auf; 
nur  im  Heuertrag  wird  es  von  Schwaben  ein  wenig  überholt,  sehr  erklär¬ 
licherweise,  da  die  südliche  Hälfte  Schwabens,  das  Allgäu,  ein  geborenes 
Wiesen-  und  Weideland  ist.  Diese  seine  erste  Rangstelle  im  Ackerbau 
Bayerns  hat  Unterfranken  auch  1911  und  1912  behauptet,  dank  dem  Fleiß 
seiner  kleinen  und  mittlern  Bauernschaft  und  dank  der  vorzüglichen  Acker¬ 
bestellung,  die  ich  besonders  im  Schweinfurter  und  Ochsenfurter  Gau  und 
in  der  Umgegend  von  Würzburg  zu  bewundern  Gelegenheit  gehabt  habe. 
Auch  die  unterfränkische  Rindviehhaltung  kann  sich  in  ihrer  Quantität  und 
Qualität  und  besonders  mit  ihren  in  den  letzten  Jahren  gemachten  Fort¬ 
schritten  sehen  lassen.  Die  Ziegenzucht  ist  doppelt  so  stark  wie  im  ge¬ 
samten  Staat.  In  der  Geflügelhaltung  steht  Unterfranken  mit  248  Gänsen, 
Enten  und  Hühnern  pro  100  Hektar  weit  über  der  durchschnittlichen  Feder¬ 
viehdichtigkeit  des  Königreichs,  die  nur  202  beträgt.  An  Obstbäumen  (595 
auf  1  Quadratkilometer)  übertrifft  es  den  bayrischen  Durchschnitt  (297)  um 
das  Doppelte.  Der  Bauernvereinssekretär  Reichstagsabgeordneter  Gersten¬ 
berger  konnte  daher  auf  der  vorjährigen  Wanderversammlung  bayrischer 
Landwirte  zu  Aschaffenburg  zum  Lob  seiner  Heimat  und  ihrer  Bodenver¬ 
teilung  mit  Recht  sagen: 

»Unterfranken  baut,  obwohl  es  im  Verhältnis  zur  Gesamtfläche  den  meisten  Wald 
hat,  mehr  Hackfrüchte  als  sämtliche  diesrheinische  Kreise  zusammen;  dazu  noch 
so  viel  Kartoffeln  wie  die  Oberpfalz  und  Gerste  wie  Niederbayern.  An  Obst  steht 
es  sogar  an  erster  Stelle,  was  die  Dichtigkeit  auf  die  Fläche  und  die  Einwohnerzahl 
anlangt.  Das  hat  aber  gerade  in  der  günstigen  Bodenverteilung  seinen  Grund  . , . 
Darum  viele  mittlere,  weniger  große  Güter  und  auch  recht  viele  kleine.«16) 

lö)  Siehe  den  Bericht  über  die  Aschaffenburger  Wanderversammlung  bayrischer  Landwirte,  in  der  Wochen¬ 
schrift  Der  fränkische  Bauer,  1913,  pag.  209.  Die  durchschnittlichen  Ernteerträge  haben  sich  von  1880  bis 
1912  in  Unterfranken  beim  Winterroggen  von  16,8  auf  41,4,  bei  der  Sommergerste  von  26,4  auf  44,8,  bei 
den  Kartoffeln  von  141  auf  268  Zentner  pro  1  Hektar  gehoben;  ein  packender  Beweis  für  die  Fortschritts¬ 
und  Leistungsfähigkeit  klein-  und  mittelbäuerlicher  Landwirte  auch  im  Ackerbau, 
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Den  bedeutenden  Leistungen  der  unterfränkischen  Bauernschaft  entspricht 
eine  in  Kauf  und  Verkauf  landwirtschaftlicher  Produktionsmittel  und  Pro¬ 
dukte  und  in  den  Geldumsätzen  sich  reichentfaltende  wirtschaftliche  Aktivi¬ 
tät,  für  deren  Stärkegrad  die  Verbreitung  der  ländlichen  Spar-  und  Dar¬ 
lehnskassen  den  besten  Maßstab  abgibt,  da  diese  ja  nicht  nur  den  Kredit¬ 
verkehr  sondern  auch  den  gemeinschaftlichen  Bezug  und  Absatz  der  Land¬ 
wirte  vermitteln.  1912  waren  in  Bayern  an  eingetragenen  ländlichen  Spar¬ 
und  Darlehnskassen  vorhanden:  in  Oberbayern  566,  Niederbayern  367, 
Schwaben  640,  Pfalz  451,  Oberpfalz  363,  Oberfranken  357,  Mittelfranken  428 
und  in  Unterfranken  653.  Demnach  steht  Unterfranken,  das  ja  in  Bayern  die 
Wiege  des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  war  und  noch  1880 
mehr  ländliche  Genossenschaften  als  der  ganze  übrige  rechtsrheinische  Teil 
des  Königreichs  zählte17),  noch  heute  im  ländlichen  genossenschaftlichen 
Kreditwesen  an  der  Spitze  aller  bayrischen  Kreise.  Die  Umsätze,  die  diese 
Dorfbanken  der  kleinen  und  mittlern  Bauernschaft  Unterfrankens  erzielen, 
sind  recht  beträchtlich.  Sie  bezifferten  sich  1912  auf  insgesamt  90,5  Millionen 
Mark,  und  die  ihnen  anvertrauten  Spareinlagen  und  Einlagen  gegen  Schuld¬ 
urkunden  erreichten  Ende  1911  52  688  000  Mark,  Eine  besondere  Er¬ 
wähnung  verdienen  die  zurzeit  in  Unterfranken  bestehenden  26  landwirt¬ 
schaftlichen  Lagerhäuser  genossenschaftlichen  Charakters.  Sie  rangierten 
1911-1912  im  Umsatz  an  Futter-  und  Düngemitteln  und  an  Gerste,  ,.dem 
Hauptprodukt  des  unterfränkischen  Ackerbaus,  unter  den  Lagerhäusern 
aller  bayrischen  Regierungsbezirke  an  2.  Stelle.  Die  Klein-  und  Mittel¬ 
bauern  seiner  Heimat  scheinen  demnach  doch  in  engeren  Beziehungen  zum 
Markt  zu  stehen  als  Genosse  Kaspar  Schmidt  annimmt. 


Auch  das  landwirtschaftliche  Versicherungs-  und  Vereinswesen  ist  in  Unter¬ 
franken  zu  vorbildlicher  Entwickelung  gelangt,  wie  folgende  vergleichende 
Übersicht  über  den  Stand  der  Ortsviehversicherungsvereine  und  der  Garten- 
und  Obstbauvereine  in  Bayern  im  Jahr  1912  zeigt: 


Regierungs¬ 

bezirk 

Ortsviehv 

Zahl  der 
Vereine 

ersicherung 

Mitglieder 

svereine 

Versicherte 

Tiere 

Versicherungs¬ 

summe 

Obst-  und  Gar¬ 
tenbauvereine 

Zahl  der  Vereine 

Oberbayern 

99 

3  260 

17  160 

6  272  340 

478 

Niederbayern 

127 

3  884 

15  473 

4  699  515 

215 

Schwaben 

125 

4  133 

30  554 

13  019  790 

401 

Pfalz 

272 

19  677 

56  031 

16  442  610 

283 

Oberpfalz 

141 

5911 

18  643 

5  650  925 

159 

Oberfranken 

238 

9  890 

31  175 

8  165  310 

271 

Mittelfranken 

215 

9  785 

39  061 

11  578  360 

354 

Unterfranken 

421 

24  324 

83  649 

23  531  485 

571 

Der  am  ausgesprochensten  klein-  und  mittelbäuerliche  Kreis  Bayerns  rechts 
des  Rheins  hat  also  auch  in  der  Organisation  der  Viehversicherung  und  in 
der  vereinsmäßigen  Pflege  des  Obst-  und  Gartenbaus  einen  sehr  ansehnlichen 
Vorsprung  vor  den  übrigen  Landesteilen. 

Die  Rührigkeit  und  Strebsamkeit  der  Klein-  und  Mittelbauern  Unterfrankens, 
die  auch  in  diesen  Zahlen  zu  beredtem  Ausdruck  kommt,  hat  zur  Folge,  daß 


l7)  Siehe  Zahnbrecher  und  Loeweneck  Die  bayrischen  Spar-  und  Darlehnskassen  /  München  1908  /, 
pag.  29  ff. 


ARTHUR  SCHULZ  •  ZUR  LANDWIRTSCHAFTLICHEN  BODENPOLITIK  IN  BAYERN 


103 


ihre  ökonomische  Lage  sich  im  Lauf  der  letzten  Jahrzehnte  im  allgemeinen 
gehoben  hat.  Ich  will  natürlich  nicht  leugnen,  daß  besonders  in  der  Rhön 
und  im  Spessart  zahlreiche  kleinbäuerliche  Gemeinden  auf  hausgewerblichen 
Nebenverdienst  oder  auf  Lohnarbeit  in  den  Industrieen  der  benachbarten 
Städte  angewiesen  sind18),  im  großen  und  ganzen  aber  habe  ich  im  Lande 
den  Eindruck  gewonnen,  daß  die  weitüberwiegende  Mehrheit  der  unter¬ 
fränkischen  Klein-  und  Mittelbauern  in  ihrem  allerdings  nicht  leichten  Da¬ 
seinskampf  erfolgreich  bleibt  und  vorwärtskommt.  Dafür  spricht  auch  die 
Statistik  der  Zwangsversteigerungen  landwirtschaftlicher  Anwesen  in 
Bayern.19)  Es  dürfte  genügen  in  dieser  Beziehung  Unterfranken  mit  den 
3  südbayrischen  Regierungsbezirken  zu  vergleichen,  die  am  meisten  groß¬ 
bäuerlichen  Charakters  sind  und  für  die  hier  vorgeschlagene  Agrarreform 
an  erster  Stelle  in  Betracht  kommen. 


Regierungsbezirk 

In  dem  Jahrfünft  1908  bis  1912  wurden  vergantet 
Zahl  der  Anwesen  j  Fläche  in  Hektar 

Oberbayern 

453 

5190 

Niederbayern 

489 

4027 

Schwaben 

311 

2092 

Unterfranken 

284 

1433 

Bei  diesem  für  Unterfranken  so  günstigen  Ergebnis  ist  noch  zu  berücksichti¬ 
gen,  daß  die  in  Südbayern  so  zahlreichen  außergerichtlichen  Notverkäufe 
landwirtschaftlicher  Anwesen  zum  Zweck  der  Zertrümmerung  in  dem  am 
meisten  klein-  und  mittelbäuerlichen  Kreis  Bayerns  fast  gar  nicht  Vor¬ 
kommen. 

Übereinstimmend  sprechen  demnach  zugunsten  der  landwirtschaftlichen  Be¬ 
triebs-  und  Besitzverfassung  Unterfrankens  fast  alle  Daten  der  Agrar¬ 
statistik.  Sollte  Genosse  Kaspar  Schmidt  sie  alle  für  trügerischen  »Schein« 
erklären  wollen,  um  ihnen  eine  »Wirklichkeit«  entgegenzustellen,  die  doch 
nur  die  voreilige  Verallgemeinerung  zufälliger  persönlicher  Beobachtungen 
sein  könnte?  Eine  solche  Willkür  traue  ich  dem  Würzburger  Genossen  denn 
doch  nicht  zu.  Ich  hoffe  vielmehr,  er  wird  nunmehr  zugeben,  daß  mir 
gerade  Unterfranken  keinen  Anlaß  bietet  mich  von  meiner,  wie  er  meint, 
»übertriebenen  Bewertung  der  Kleinbetriebsform  in  der  Landwirtschaft« 
abbringen  zu  lassen.20)  Er  wird  hoffentlich  nun  auch  einsehen,  daß  ich  in 
meinem  Artikel  über  die  Güterzertrümmerung,  der  den  Anlaß  zu  unseren 

18)  Eine  lehrreiche  Schilderung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zustände  in  unterfränkiscben  Landgemein¬ 
den,  deren  Bewohner  in  der  Fabrikarbeit  oder  in  Hausindustrieen  ihren  Neben-  oder  Haupterwerb  suchen 
müssen,  hat  uns  der  Direktor  des  Statistischen  Amts  der  Stadt  Halle  Dr.  Hellmuth  Wolff  in  seinem  gründ¬ 
lichen  Werk  Der  Spessart,  sein  Wirtschaftsleben  /  Aschaffenburg  1905  /  gegeben. 

19)  Siehe  den  Artikel  Zwangsversteigerungen  landwirtschaftlicher  Besitzungen  in  Bayern  1808  bis  1812,  in 
der  Zeitschrift  des  Königlich  Bayrischen  Statistischen  Landesamts,  1913,  pag.  579  ff. 

30)  Glücklicherweise  schließen  sich  immer  mehr  führende  Genossen  auch  in  Bayern  meiner  angeblich  »über¬ 
triebenen«  Bewertung  der  landwirtschaftlichen  Familienbetriebsform  an.  Beispielsweise  erklärte  Genosse 
Hierl,  den  der  Unterfranken  benachbarte  Wahlkreis  Ansbach-Schwabach  in  den  Reichstag  gesandt  hat,  bei 
Beratung  des  fortschrittlich-volksparteilichen  Antrags  auf  Beschränkung  der  Fideikommisse  als  Redner 
unserer  Reichstagsfraktion,  jede  Statistik  über  Volksernährung  beweise,  daß  nicht  der  Großgrundbesitz  die 
Hauptquelle  sei,  aus  der  die  Nahrung  des  Volks  fließe,  sondern  der  kleine  und  mittlere  Besitz.  Und  das 
vom  bayrischen  Parteivorstand  herausgegebene  Bayrische  Wochenblatt  schrieb  am  20.  Februar  1913: 
»Bauernfeindlich  kann  die  Sozialdemokratie  schon  im  Interesse  der  Konsumenten  nicht  sein,  denn  der 
Kleinbetrieb  in  der  Landwirtschaft  ist  für  unsere  Volksernährung  weit  wichtiger  als  der  Großbetrieb;  eben 
-deswegen  tritt  sie  für  Zerschlagung  des  Großgrundbesitzes  in  Bauernstellen  ein.  Sie  will  den  Bauernbesitz 
nicht  bloß  sichern  sondern  vermehren.« 
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Auseinandersetzungen  geboten  hat,  im  Interesse  der  Erhöhung  der  land¬ 
wirtschaftlichen  Betriebsintensität  und  Produktionsleistung  mit  Recht 
empfohlen  habe  die  Grundbesitzverteilung  Südbayerns  der  unterfränkischen 
anzunähern  und  mit  Hilfe  einer  großen  gemeinnützigen  Land-  und  Siedlungs¬ 
bank  eine  nach  diesem  Ziel  orientierte  aktive  Bodenpolitik  des  bayrischen 
Staats  zu  inaugurieren. 

IN  gemeinnütziges  Institut  dieser  Art  würde  nicht  künstliche,  dem 
natürlichen  Entwickelungsgang  der  bayrischen  Landwirtschaft 
widerstrebende  Ziele  verfolgen  sondern  nur  deren  seit  3  Jahr¬ 
zehnten  vor  sich  gehende  Eigenbewegung,  die  entgegen  der  agrar- 
marxistischen  Doktrin  die  mehr  großbäuerliche  Betriebsgliederung 
und  Grundbesitzverteilung  im  Süden  und  im  Zentrum  des  Landes  der  mittel- 
und  kleinbäuerlichen  des  Nordens  anzugleichen  strebt,  in  geregelte  Bahnen 
leiten.  Ein  solches  Institut  könnte  die  süd-  und  mittelbayrische  Parzellie¬ 
rungsbewegung  vor  allem  von  den  zahlreichen  schädlichen  Nebenerscheinun¬ 
gen  befreien,  die  sich  daraus  ergeben,  daß  es  bis  vor  wenigen  Jahren  aus¬ 
schließlich  und  noch  bis  heute  überwiegend  den  gewerbsmäßigen  Güter¬ 
händlern  überlassen  geblieben  ist  der  allgemeinen  landwirtschaftlichen  Ent¬ 
wickelungstendenz  durch  Zertrümmerung  von  Hunderten  und  Tausenden  von 
größeren  Bauernanwesen  in  Süd-  und  Mittelbayern  die  Bahn  zu  brechen 
und  dabei  gleichzeitig  rücksichtslos  ihre  Schäfchen  zu  scheren.  Diese  Aus¬ 
beutung  der  Konjunktur  auf  dem  Grundstücksmarkt,  die  den  Wert  kleiner 
Anwesen  sehr  gesteigert  und  daher  die  Zerschlagung  größerer  Bauernwirt¬ 
schaften  zu  einem  lukrativen  Geschäft  gemacht  hat21),  ist  freilich  den  ge¬ 
werbsmäßigen  Güterhändlern  durch  das  neue  bayrische  Güterzertrümme¬ 
rungsgesetz  vom  13.  August  1910  stark  beschnitten  worden.  Die  vom  bayri¬ 
schen  statistischen  Landesamt  vor  kurzem  veröffentlichte  Güterzertrümme¬ 
rungsstatistik  für  19  1  222)  zeigt  die  einschneidende  Wirkung  dieses  Gesetzes: 


Zeitraum 

Es  fanden  in  Bayern  sta 

Güterzertrümmerungen 

überhaupt 

Zahl  J  Fläche  in  Hektar 

L  tt 

davon  gewerbsmäßige 

Zahl  j  Fläche  in  Hektar 

Es  betrug  in 
Bayern  die 
Zahl  der 
tätigen  Gü¬ 
terhändler 

1908-1909 

1431 

21  555 

1173 

18  665 

462 

1909-1910 

1376 

19  391 

1130 

17  051 

437 

1910-1911 

1.  März  1911  bis 

908 

13  068 

635 

10  035 

423 

31.  Dezember  1911 

560 

7  066 

247 

2  934 

200 

1912 

725 

8  513 

212 

2  405 

287 

21)  Bei  den  490  Anwesen  im  Wert  von  11,6  Millionen  Mark,  die  der  gewerbsmäßige  Güterhandel  1912  in 
Bayern  erwarb,  betrug  der  durchschnittliche  Kaufpreis  pro  1  Hektar  in  der  Größenklasse  unter  2  Hektar 
6567  Mark,  von  2  bis  3  Hektar  3331,  von  3  bis  5  Hektar  2564,  von  5  bis  10  Hektar  2240,  von  10  bis 
20  Hektar  1936,  von  20  bis  50  Hektar  1717  und  von  50  bis  100  Hektar  1485  Mark.  Aus  diesem  so  viel 
hohem  Wert  der  kleineren  Grundstücke  erklärt  es  sich,  daß  der  Güterhandel  sämtliche  490  von  ihm  erwor¬ 
bene  Grundstücke  bis  auf  80,  die  er  im  ganzen  weiterverkaufte,  und  auf  weitere  44,  die  ihm  durch  Aus¬ 
übung  des  Vorkaufsrechts  von  Genossenschaften  und  Gemeinden  entwunden  wurden,  zur  Zertrümmerung 
gebracht  hat.  Da  größere  Güter  ihrer  geringem  Rentabilität  wegen  so  viel  billiger  als  mittel-  und  besonders 
kleinbäuerliche  sind  und  deshalb  mit  besserer  Aussicht  auf  Profit  als  diese  zerschlagen  werden  können, 
ist  es  nicht  verwunderlich,  daß  51,4  °/0  der  1912  zertrümmerten  Fläche  ganzer  Anwesen  und  59,8  °/0  der 
zertrümmerten  Fläche  von  Anwesensteilen  zu  den  größeren  Gütern  von  20  bis  über  100  Hektar  gehört  hatten. 
2a)  Siehe  S  c  h  m  e  1  z  1  e  Güterzertrümmerung  in  Bayern  1912,  in  der  Zeitschrift  des  Königlich  Bayrischen 
Statistischen  Landesamts,  1913,  pag.  559  ff. 
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Selbst  wenn  man  berücksichtigt,  daß  zu  den  212  im  Jahr  1912  beendigten 
gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerungen  mit  2405  Hektar  Fläche  noch  184 
im  Jahr  1912  begonnene,  aber  noch  nicht  abgeschlossene  Zertrümmerungen 
mit  2502  Hektar  hinzugerechnet  werden  müssen,  so  bleibt  der  Rückgang  der 
gewerbsmäßigen  Zertrümmerungen  dennoch  sehr  beträchtlich.  Dieser  Rück¬ 
gang  ist  um  so  erfreulicher,  als  auch  die  Statistik  des  Jahres  1912  wiederum 
festgestellt  hat,  daß  die  Gewinne  der  gewerbsmäßigen  Zertrümmerer  sehr 
ansehnlich,  nicht  selten  ungeheuerlich  sind.-3)  In  der  Zurückdrängung  des  ge¬ 
werbsmäßigen  Güterhandels  hat  also  das  bayrische  Gesetz  vom  13.  August 
1910  einen  Erfolg  erzielt  wie  er  einem  Gesetz,  das  volkswirtschaftliche  Ver¬ 
hältnisse  regeln  will,  nur  selten  beschieden  ist. 

Aber  das  war  nicht  die  einzige  Absicht  der  bayrischen  Gesetzgeber.  Sie 
wollten  ja  die  Güterzertrümmerung  als  solche,  deren  privat-  und  volkswirt¬ 
schaftlich  im  großen  und  ganzen  heilsame  Wirkung  von  ihnen  anerkannt 
wurde,  nicht  unterdrücken  sondern  nur  aus  den  Händen  der  gewerbsmäßigen 
Güterhändler  in  die  der  Anwesensbesitzer  selbst  oder  in  die  ihrer  wirt¬ 
schaftlichen  Organisationen,  der  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassen,  hin¬ 
überspielen.  Zu  diesem  Zweck  wurde  diesen  Organisationen,  sofern  sie  von 
den  Verwaltungsbehörden  nach  gewissen  Kriterien  als  gemeinnützig  aner¬ 
kannt  werden  können,  den  gewerbsmäßigen  Güterhändlern  gegenüber  ein 
befristetes  Vorkaufsrecht  verliehen.  Diese  zweite  Absicht  des  Gesetzes  die 
Güterhändler  durch  die  Spar-  und  Darlehnskassen  zu  ersetzen,  ist  jedoch  in 
viel  germgerm  Grad  erreicht  worden.  Das  zeigt  die  Statistik  des  Jahres 
1912  recht  deutlich: 


Es  fanden  1912  in  Bayern  rechts  des  Rheins  statt 
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62 
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4 
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Demnach  hat  der  gewerbsmäßige  Güterhandel  mit  seinen  hohen  Spekula¬ 
tionsgewinnen,  seiner  rein  privatwirtschaftlichen  Orientierung  und  dement¬ 
sprechend  geringen  Rücksichtnahme  auf  die  Interessen  der  Landeskultur 
noch  in  3  Regierungsbezirken,  darunter  in  seinen  beiden  Haupttummelplätzen 
Niederbayern  und  Oberpfalz,  vor  den  gemeinnützigen  Darlehnskassen  trotz 
ihrer  Privilegierung  einen  weiten  Vorsprung.  Das  ist  auch  sehr  erklärlich; 

23)  Bei  195  gewerbsmäßig  zertrümmerten  Anwesen  lassen  sich  die  Ankaufs-  und  Verkaufspreise  der  Güter¬ 
händler  einander  gegenüberstellen.  In  nicht  weniger  als  59  Fällen  betrug  der  Mehrerlös  des  Güterhändlers 
über  den  Ankaufspreis  zwischen  10  und  20  %,  in  57  Fällen  zwischen  20  und  40  °/0,  in  8  Fällen  zwischen 
40  und  60  °/o,  in  weiteren  8  Fällen  zwischen  60  und  100  %  und  in  1  Fall  sogar  über  100  °,  0.  Die  Gewinne 
der  Güterhändler  sind  also  auch  bei  Berücksichtigung  ihrer  Spesen  sehr  erheblich. 
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zunächst  schon  daraus,  daß  es  gerade  in  Südbayern  zahlreiche  Gemeinden 
gibt,  in  denen  ländliche  Spar-  und  Darlehnskassen  nicht  vorhanden  sind 
und  daher  den  gewerbsmäßigen  Güterhändlern  auch  nicht  als  vorkaufs¬ 
berechtigte  Konkurrenten  entgegentreten  können.24)  Dann  aber  auch  daraus, 
daß  vielen  Darlehnskassenvereinen  trotz  der  Hilfeleistung,  die  sie  bei  ihren 
Zentralkassen  finden,  die  Mittel,  die  Männer  oder  die  Entschlußkraft  fehlen, 
um  riskante,  schwierige  und  zeitraubende  Landgeschäfte  durchzuführen.  Es 
ist  daher  nicht  verwunderlich,  daß  die  ländlichen  Kreditgenossenschaften 
1912  zwar  bei  331  Gutskäufen  gewerbsmäßiger  Güterhändler  mit  5524  Hektar 
Gesamtfläche  berechtigt  gewesen  wären  von  ihrem  Vorkaufsrecht  Gebrauch 
zu  machen,  es  aber  mit  Einschluß  ihrer  Zentralkassen  tatsächlich  nur  in 
41  Fällen  mit  711  Hektar  Land  ausgeübt  haben,  also  nur  in  einer  geringen 
Bruchzahl  (13%)  der  Fälle  und  nur  bei  kleineren  Anwesen.  Da  auch  die 
Gemeinden  ihr  Vorkaufsrecht  nur  in  3  Fällen  bei  ganz  kleinen  Grundstücken 
mit  insgesamt  nur  40  Hektar  Fläche  geltend  gemacht  haben,  ist  dieses  Kampf¬ 
mittel  gegen  den  gewerbsmäßigen  Güterhandel  unwirksam  geblieben.  Be¬ 
denklicher  noch  ist  es,  daß  in  3  Regierungsbezirken  (Oberbayern,  Nieder¬ 
bayern  und  Oberfranken)  die  von  den  gemeinnützigen  ländlichen  Spar-  und 
Darlehnskassen  zertrümmerte  Fläche  1912  gegenüber  1911  einen  Rückgang 
aufweist.  Anscheinend  haben  die  Raiffeisenvereine  die  Erfahrung  gemacht, 
daß  sie  sich  untauglich  machen  ihre  noch  wichtigere  eigentliche  Aufgabe: 
die  Befriedigung  des  ländlichen  Personalkredits,  zu  erfüllen,  wenn  sie  ihre 
Barmittel  in  Resthypotheken  und  sogenannten  Güterzielen  festlegen. 

Aber  noch  eine  weitere  Hoffnung,  die  man  auf  die  Zertrümmerungstätigkeit 
der  privilegierten  ländlichen  Genossenschaften  gesetzt  hatte,  hat  sich  nicht  er¬ 
füllt.  Die  bäuerlichen  Landwirte  Südbayerns  leiden  außerordentlich  unter 
der  Landflucht  des  Gesindes.  Weil  der  Bauer  verheiratete  Arbeiter  nicht 
brauchen  kann,  und  weil  im  südlichen  Bayern  kleine  Gütler-  oder  Söld¬ 
neranwesen,  durch  deren  Erwerb  heiratslustige  Dienstboten  sich  in  ihrem  land¬ 
wirtschaftlichen  Beruf  selbständig  machen  könnten,  nur  in  geringer  Zahl  vor¬ 
handen  sind,  ziehen  die  Bauernknechte  und  besonders  die  Bauernmägde  in 
hellen  Scharen  in  die  Städte,  zumal  in  die  Großstädte,  wo  ihre  Aussichten 
auf  Heirat  und  wirtschaftliches  Fortkommen  günstigere  sind  als  draußen 
in  den  Dörfern  der  Groß-  und  größeren  Mittelbauern.25)  Als  wirksamstes 

24)  Ende  1912  waren  in  den  Verzeichnissen  der  Distriktsverwaltungsbehörden  insgesamt  2735  gemeinnützige 
Genossenschaften  eingetragen.  Ihr  Geschäftsbetrieb  erstreckte  sich  über  insgesamt  5054  Gemeinden  des 
Königreichs.  Es  blieben  aber  noch  2929  Gemeinden  übrig,  die  nicht  in  den  Geschäftsbereich  dieser  Ge¬ 
nossenschaften  fielen.  In  Niederbayern  betrug  die  Zahl  der  vorkaufsberechtigten  Genossenschaften  nur 
254,  in  der  Oberpfalz  nur  237,  während  im  erstgenannten  Regierungsbezirk  334,  im  letztgenannten  432  Ge¬ 
meinden  vorhanden  waren,  in  denen  vorkaufsberechtigte  Genossenschaften  nicht  bestanden.  In  Oberbayern 
gab  es  solcher  Gemeinden  sogar  559.  Hier  waren  45  u/0,  in  Niederbayern  35  %  und  in  der  Oberpfalz  39  °/0 
aller  Gemeinden  ohne  vorkaufsberechtigte  Genossenschaften. 

S5)  Welchen  Umfang  die  Abwanderung  der  ländlichen  Dienstboten  Bayerns  nach  den  Großstädten  ange¬ 
nommen  hat,  kann  man  aus  2  vom  bayrischen  statistischen  Amt  veröffentlichten  wertvollen  Monographieen 
Das  Heimats-  und  Armenwesen  in  Bayern,  statistische  Unterlagen  zur  Reform  der  bayrischen  Heimat-  und 
Armengesetzgebung  /  München  1911  /,  pag.  16  ff.,  und  Bayern  und  seine  Gemeinden  unter  dem  Einfluß  der 
Wanderungen  während  der  letzten  50  Jahre  /  München  1912  /,  pag.  223  ff.,  ersehen.  Danach  sind  von  den 
22  599  häuslichen  Dienstboten  Münchens  nicht  weniger  als  18  795  und  von  den  8961  Nürnbergs  7466,  also 
je  83  o/o  in  einer  andern  bayrischen  Gemeinde,  und  zwar  zum  allergrößten  Teil  auf  dem  Lande  geboren. 
Selbst  von  den  18  909  Dienstboten  Frankfurts  am  Main  stammten  nicht  weniger  als  3846,  also  ein  Fünftel, 
aus  Bayern,  und  zwar  fast  ausschließlich  aus  ländlichen  Gemeinden.  Infolge  dieser  Anziehungskraft  der 
Städte  nahmen  in  Bayern  von  1882  bis  1907  die  landwirtschaftlichen  Mägde  um  62  000,  die  ländlichen 
Dienstboten  insgesamt  um  mehr  als  100  000  ab.  Im  Jahr  1907  gab  es  um  ein  Drittel  ländliche  Dienstboten 
weniger  als  1882. 
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Mittel  zur  Bekämpfung  dieser  Landflucht  gilt  in  Bayern  mit  Recht  die  An¬ 
siedlung  solcher  Dienstboten,  die  eine  Familie  gründen  wollen  und  einige 
Ersparnisse  aufzuweisen  haben,  auf  kleinen  Anwesen  mit  Haus  und  etwa  2 
bis  4  Hektar  Land,,  Zu  dieser  Seßhaftmachung  heiratslustiger  Dienstboten, 
die  übrigens  auch  von  unseren  bayrischen  Parteigenossen,  sehr  im  Gegensatz 
zu  der  Stellungnahme  der  Agrar marxisten,  gebilligt  und  begünstigt  wird, 
seien,  meinte  man  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  vom  13.  August  1910,  die 
ländlichen  Kreditgenossenschaften  in  erster  Linie  berufen  und  befähigt,  und 
man  bestürmte  sie  nach  der  Annahme  des  Gesetzes  geradezu  tüchtige  Land¬ 
arbeiter  und  Dienstboten  durch  Kreditgewährung  instand  zu  setzen  Restgüter 
oder  Parzellen  zertrümmerter  Anwesen  zu  erwerben  und  auf  ihnen  seßhaft 
zu  werden.26)  Aber  auch  zur  Übernahme  dieser  wichtigen  agrarsozialen 
Aufgabe  sind  die  Raiffeisenvereine  nicht  finanziell  kräftig  genug;  sie  können 
ihre  flüssigen  Mittel  nicht  durch  Gewährung  langjährigen  Grundkredits  fest¬ 
legen,  und  sie  müssen  deshalb,  falls  sie  überhaupt  zur  Durchführung  von 
Güterzertrümmerungen  sich  entschließen,  auf  höhere  Anzahlungen  halten 
als  selbst  sparsame  ländliche  Dienstboten  leisten  können.  Es  ist  daher  kein 
Wunder,  daß  1912  durch  nichtgewerbsmäßige  Güterzertrümmerer  nur 
15  landwirtschaftliche  Arbeiter  auf  Restgütern  ansässig  gemacht  wurden. 

Nach  alledem  ist  es  nicht  angängig  das  bayrische  Gesetz  vom  13.  August 
1910,  wie  es  öfter  geschieht,  für  das  seit  Jahren  in  Aussicht  gestellte 
preußische  Parzellierungsgesetz  und  für  die  Gesetze,  die  Württemberg  und 
andere  Staaten  gegen  die  Güterschlächterei  erlassen  wollen,  als  schlechthin 
vorbildlich  hinzustellen;  denn  das  bayrische  Gesetz  hat  zwar  den  gewerbs¬ 
mäßigen  Güterzertrümmerer  kräftig  zurückgedrängt,  dafür  aber  die  Bewegung 
des  süd-  und  mittelbayrischen  Bodens  zum  besten  Wirt  und  zur  zweck¬ 
mäßigsten  Betriebs-  und  Besitzgröße  gehemmt  und  die  beiden  heute  wichtig¬ 
sten  agrarpolitischen  Aufgaben  Bayerns:  die  Dienstbotenansiedlung  und  die 
Erhöhung  der  Schweinehaltung  durch  Vermehrung  der  hierzu  passendsten 
Produktionsstätten,  um  keinen  Schritt  der  Lösung  nähergebracht. 

Um  diese  Aufgaben  erfolgreich  in  Angriff  zu  nehmen  und  die  gewerbsmäßigen 
Güterzertrümmerer  vollwertig  zu  ersetzen,  bedarf  es,  darin  stimme  ich  dem 
Genossen  Geißler,  dem  Vertreter  Bayerns  in  der  sozialdemokratischen 
Agrarstudienkommission,  und  dem  bayrischen  Bauernführer  und  Genossen¬ 
schaftsorganisator  Dr.  Heim  zu,  der  Begründung  einer  mit  großem  Kapital 
auszustattenden  Land-  und  Siedelungsbank.  Aber  während  Genosse  Geißler 
sich  diese  Bank  als  Staatsinstitut  denkt,  und  Dr.  Heim  ihr  den  Charakter 
einer  staatlichen  Kredit  zu  Hilfe  nehmenden  privaten  Erwerbsgesellschaft 
geben  will,  empfehle  ich  sie  nach  dem  Muster  der  gemeinnützigen  provinziel¬ 
len  Land-  und  Ansiedlungsgesellschaften  Ostdeutschlands  zu  gestalten,  deren 
Tätigkeit  die  Anerkennung  aller  Parteien  und  Richtungen,  natürlich  mit 
Ausnahme  der  prinzipiellen  Gegner  der  Bauernsiedlung,  der  Agrar  marxisten 

26)  So  nahm  beispielsweise  der  große  christliche  Bauernverein  für  Schwaben  und  Neuburg  im  März  1913 
auf  seiner  Generalversammlung  zu  Buchloe  nach  einem  Referat  seines  Vorsitzender},  des  Reichstagsabge¬ 
ordneten  Dekan  Hebel,  einstimmig  folgende  Resolution  an :  »Der  christliche  Bauernverein  für  Schwaben  und 
Neuburg  läßt  wiederholt  die  dringende  Bitte  an  die  Raiffeisenvereine  ergehen  ihren  Einfluß  beim  Güter¬ 
verkehr  und  namentlich  ihr  jetziges  Vorkaufsrecht  dazu  zu  benutzen,  um  jungen  fleißigen  und  sparsamen 
Leuten  auf  dem  Lande  den  Erwerb  eines  eigenen  kleinen  Anwesens  und  die  Gründung  einer  Familie  (An- 
sässigmachung)  zu  ermöglichen,  um  der  Landflucht  und  der  Leutenot  auf  dem  Lande  praktisch  entgegen¬ 
zuarbeiten.« 
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und  gewisser  feudaler  Großgrundbesitzerkreise,  gefunden  hat.  Danach 
müßte  sich  der  bayrische  Staat  an  der  als  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  zu  begründenden  Bayrischen  Land-  und  Siedelungsbank  mit  einer 
Kapitaleinlage  von  mindestens  2  Millionen  Mark  beteiligen,  während  ein 
mindestens  ebenso  hoher  Kapitalbetrag,  für  den  höchstens  5%  Dividende  zu 
verteilen  wären,  von  den  Kreisen,  Distrikten,  Gemeinden  und  landwirt¬ 
schaftlichen  Genossenschaftsverbänden  Bayerns  aufzubringen  wäre. 

Wenn  auch  die  Regelung  des  Güterzertrümmerungswesens  das  wichtigste 
Problem  landwirtschaftlicher  Bodenpolitik  in  Bayern  ist,  so  gibt  es  doch 
noch  zahlreiche  andere  Aufgaben  auf  diesem  Gebiet,  alte,  wie  die  Flur¬ 
bereinigung,  und  neue,  wie  eine  dem  Muster  der  Schweiz,  Kärntens  und 
Vorarlbergs  nachzubildende  Alpwirtschaftspolitik.  Als  die  nächstwichtigen 
möchte  ich  hier  nur  noch  hervorheben:  die  Kultivierung  der  staatlichen 
Moore,  der  ihre  Besiedelung  durch  kleine  und  mittlere  Bauern  möglichst 
bald  folgen  sollte27),  und  die  Verhinderung  der  Aufsaugung  bäuerlichen  Be¬ 
sitzes  durch  Familienfideikommisse  und  Luxusgüter.  Glücklicherweise  ist 
die  bayrische  Sozialdemokratie  und  besonders  auch  unsere  bayrische  Land¬ 
tagsfraktion  von  der  Bedeutung,  die  diese  agrarischen  Reformfragen  gerade 
auch  für  die  städtische  Arbeiterschaft  haben,  überzeugt  und  mit  ihrer  Agrar¬ 
politik  im  allgemeinen  auf  dem  richtigen  Weg.  Es  ist  daher  zu  hoffen,  daß 
sie  an  ihrer  Lösung  kräftig  mitarbeiten  und  dadurch  auch  für  unsere,  in 
Agrarfragen  bisher  noch  vielfach  im  Dunkeln  tappende  preußische  Land¬ 
tagsfraktion  vorbildlich  wirken  wird. 
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WEI  Formen  des  Denkens  haben  wir  zu  unterscheiden:  das  Denken 
mit  gerichteter  Aufmerksamkeit,  wo  der  gesamte  Vorstellungs¬ 
ablauf  von  einer  Obervorstellung  beherrscht  wird,  und  das  Träu¬ 
men  oder  Phantasieren,  wo  eine  Obervorstellung  dem  Denkablauf 
fehlt  oder  mindestens  ihm  unbewußt  ist.  In  der  Verschiedenheit 
dieser  von  Jung  einander  gegenübergestellten  Denkformen1)  liegt  die  primäre 

27j  Während  der  Vorwärts  dafür  eintrat,  daß  die  ostfriesischen  Moore  des  preußischen  Staats  nach  ihrer 
Kultivierung  im  staatlichen  Großbetrieb  bewirtschaftet  werden  sollten,  wünschen  das  vom  bayrischen  Partei¬ 
vorstand  herausgegebene  Bayrische  Wochenblatt  und  unsere  bayrische  Landtagsfraktion  mit  Recht,  daß  die  bay¬ 
rischen  Moore  bald  mit  Bauern  besiedelt  werden  sollten.  Heftig  greift  das  Bayrische  Wochenblatt  vom  19.  Juni  1913 
die  bayrische  Landwirtschaftsverwaltung  gerade  deshalb  an,  weil  sie  die  vom  Vorwärts  empfohlene  staatliche 
Moorbewirtschaftung  im  großen  bisher  vorgezogen  hat:  »Es  kann  sich  niemand  ansiedeln,  weil  vom  Staat 
kein  Grund  zu  haben  ist.  Darin  liegt  die  Misere.  Staatszopf  und  Bureaukratismus  sind  die  Hindernisse, 
sonst  nichts  .  .  .  Der  Staat  in  richtiger  Erkenntnis  der  Bedeutung  der  Moorkultivierung  für  die  Lebens¬ 
mittelproduktion  schuf  die  Moorkulturanstalt.  Diese  hat  die  günstigsten  Erfolge,  und  nun  bleibt  alles 
stecken  !  Das  ist  traurig  in  einer  Zeit  fast  unerschwinglicher  Lebensmittelpreise.  Die  Moore  gehören  fast 
alle  der  staatlichen  Forstverwaltung,  und  die  Moorkulturanstalt  hat  sie  nur  pachtweise.  Das  ist  mehr  als 
Unsinn!  Schon  Dr.  Baumann  [der  verstorbene  verdienstvolle  Begründer  der  Moorkultur  in  Bayern  und 
Direktor  der  Moorkulturanstalt]  drängte  darauf,  daß  die  staatlichen  Moorgründe  der  Moorkulturanstedt  über¬ 
wiesen  würden  ...  So  aber  sind  ihr  die  Hände  gebunden.  Guter  Rat  und  Hilfe  der  Anstalt  sind  freilich 
keine  genügende  Hilfe,  solange  sie  nicht  Besitzerin  ist;  denn  erst  dann  kann  sie  kolonisieren.  Der  Zweck 
der  Moorkulturanstalt  kann  kein  anderer  sein  als  Moore  zu  kultivieren  und  sofort  zu  besiedeln;  denn 
auf  die  Dauer  ist  eine  viehlose  Wirtschaft  unmöglich  und  für  die  Allgemeinheit  von  geringem  Wert  «  Ich 
kann  mich  diesen,  indirekt  gegen  den  Vorwärts  polemisierenden  sachkundigen  Sätzen  unseres  bayrischen 
Parteiblatts  nur  völlig  anschließen. 

Siehe  Jung  Über  die  zwei  Arten  des  Denkens,  im  Jahrbuch  für  psychoanalytische  und  psychopathologi- 
sche  Forschungen,  1911,  pag.  119  ff. 
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psychologische  Ursache  des  Gegensatzes  zwischen  Individuum  und  Organi¬ 
sation. 

Hier  schon,  in  den  Formen  des  Denkens,  beginnt  der  innere  Zwiespalt,  noch 
ehe  es  überhaupt  zur  praktischen  Auseinandersetzung  kommt.  Die  theore¬ 
tische  Grundlage  einer  Organisation  kommt  mit  Hilfe  des  zielgerichteten 
Denkens  zustande,  des  Denkens  mit  einer  Obervorstellung,  die  dargestellt 
wird  durch  die  Idee  der  Organisation;  nach  ihr  richtet  sich  das  ganze  innere 
Gefüge  einer  Organisation.  Das  Denken  des  einzelnen  aber  geschieht  mit 
dem  entgegengesetzten  Denktypus  des  Traumartigen  und  Phantasiehaften. 
W.  James  sagt  darüber:  »Unser  Denken  besteht  zum  größten  Teil  aus  Reihen 
von  Bildern,  von  denen  eines  das  andere  herbeiführt,  aus  einer  Art  passiver 
Träumerei.«2)  Der  Bedeutung,  die  hier  diesem  Denktypus  zugemessen  wird, 
widerspricht  es  durchaus  nicht,  daß  die  Berufsarbeit,  die  den  größten  Teil 
der  Gehirntätigkeit  in  Anspruch  nimmt,  doch  unter  der  Herrschaft  des  ziel¬ 
gerichteten  Denkens  vor  sich  geht.  Denn  die  Obervorstellung,  die  bei  der 
Arbeit  die  Assoziation  so  regelt,  daß  dem  Arbeitsziel  fremde  Assoziationen 
ferngehalten  werden,  wird  durch  die  ständige  Wiederholung  der  gleichen 
Arbeit  immer  weniger  nötig  und  darum  ins  Unterbewußtsein  verdrängt.  Der 
Arbeiter  spürt  gar  nicht  mehr,  daß  die  Assoziationen  von  einer  Obervor¬ 
stellung  kontrolliert  werden;  das  heißt:  die  Assoziationen  folgen  sich  unbe¬ 
wußt  wie  im  Traum.  Das  mechanische  Arbeiten  verwandelt  also  den  durch 
eine  Obervorstellung  gekennzeichneten  Denktypus  in  den  Denktypus  des 
Traumartigen,  Phantasiehaften.  Bei  einer  Organisation  kann  aber  die  Idee, 
oder,  wie  wir  uns  psychologisch  ausdrücken  wollen:  die  Obervorstellung,  von 
der  die  Organisation  beherrscht  ist,  nicht  in  der  gleichen  Weise,  wie  es  für 
die  mechanische  Arbeit  dargestellt  worden  ist,  durch  die  gehäufte  Anwen¬ 
dung  unbewußt  werden.  Denn  das  Objekt,  für  das  die  Obervorstellung  funk¬ 
tioniert,  bleibt  nicht  unverändert  wie  bei  der  mechanischen  Arbeit.  Bei  der 
politischen  Organisation  zum  Beispiel  hat  die  Organisation  zu  den  wech¬ 
selnden  politischen  Ereignissen  Stellung  zu  nehmen,  und  dazu  muß  die 
Obervorstellung  klar  und  lebendig  im  Bewußtsein  vorhanden  sein,  damit  an 
ihr  das  einzelne  politische  Ereignis  orientiert  werden  kann.  Über  die  Um¬ 
stände,  unter  denen  dieser  ursprüngliche  Charakter  der  in  einer  Organisation 
wirkenden  Denkform  sich  ändern  kann,  wird  am  Schluß  des  Aufsatzes  noch 
zu  sprechen  sein. 

Wir  haben  also  zwei  einander  entgegengesetzte  Typen  von  Denkformen:  das 
traumartige,  phantasiehafte  Denken  als  den  gewöhnlichen  Denktypus  des 
einzelnen,  und  das  Denken  mit  einer  Obervorstellung,  wie  es  dieser  einzelne 
durch  seine  Zugehörigkeit  zu  einer  Organisation  anwendet.  Beide  stehen 
im  Gegensatz  zu  einander,  aber  beide  kommen  zusammen  in  ein  und  dem 
selben  Individuum  vor.  Sie  wirken  in  der  Psyche  eines  einer  politischen 
Organisation  augehörigen  Menschen  in  der  folgenden  Weise  nach  einander: 
Ein  politisches  Ereignis  wird  zuerst  als  anschauliches  Bild,  in  reiner  Gegen¬ 
ständlichkeit  auf  genommen  und  löst  eine  Kette  loser  Vorstellungen  aus,  läßt 
also  den  traumhaften  Denktypus  spielen.  Dann  aber  beginnt  der  gerichtete 
Denktypus  zu  wirken:  Die  politische  Idee  der  Organisation  ordnet  als  Ober¬ 
vorstellung  die  Assoziationen  nach  dem  Ziel  dieser  Idee;  alle  anderen  Asso- 

a)  Siehe  James  Psychologie,  übersetzt  von  Dürr  /  Leipzig  1909/,  pag.  352. 


110 


MAX  PICARD  •  INDIVIDUUM  UND  ORGANISATION 


ziationen  werden  ausgeschieden.  Es  stehen  sich  also  im  gleichen  Menschen 
gegenüber:  ein  bildhaftes  Geschehnis,  das  im  einzelnen  Menschen  zum  traum¬ 
haften  Denken  Anlaß  gibt,  und  eine  abstrakte  Norm  als  Obervorstellung,  nach 
der  dieses  Geschehnis  mit  Hilfe  des  zielgerichteten  Denkens  orientiert  wird, 
sobald  sich  der  einzelne  seiner  Zugehörigkeit  zur  politischen  Organisation 
bewußt  wird.  Diese  Verschiedenheit  der  beiden  Denktypen  ist  demnach  die 
primäre  psychologische  Grundlage  des  Gegensatzes  zwischen  Individuum 
und  Organisation. 

Es  handelt  sich  nun  darum  die  Bedingungen  zu  unterscheiden,  von  denen  die 
Umwandlung  des  traumhaften  Denktypus  in  den  gerichteten  abhängig  ist, 
das  heißt  die  psychologische  Grundlage  für  den  Anschluß  des  einzelnen  an 
eine  Organisation. 

Eine  Eigenschaft  des  traumhaften  Denktypus  ist  es  vor  allem,  die  es  er¬ 
schwert,  daß  er  zugunsten  des  gerichteten  aufgegeben  wird:  Das  traumhafte 
Denken  geschieht  fast  unbewußt  und  ermüdet  darum  nicht,  dagegen  ist  das 
Denken  mit  einer  Obervorstellung  ermüdend,  weil  hier  die  Aufmerksamkeit 
ständig  auf  das  Ziel  des  Denkens  gerichtet  sein  muß,  und  der  Prozeß,  durch 
den  die  Assoziationen  beiseite  geschoben  werden,  die  sich  dazwischen  schie¬ 
ben  wollen,  ist  ermüdend.  Im  Zustand  der  Ermüdung  ist  der  traumhafte  Denk¬ 
typus,  der  so  wie  so  schon  der  gewöhnliche  ist,  noch  mehr  ausgeprägt,  weil 
er  nicht  anstrengt.  Die  politischen  Parteien,  die  eine  allgemeine  Teilnahme 
am  politischen  Leben  wünschen,  verlangen  darum  mit  psychologischer  Be¬ 
rechtigung  nur  ein  solches  Maß  an  Arbeitszeit,  daß  dadurch  die  ersten  Be¬ 
dingungen  für  das  anstrengende  Denken  mit  einer  Obervorstellung  gewähr¬ 
leistet  sind,  das  dem  politischen  Denken  eigen  ist.  Es  besteht  ferner  im  Zu¬ 
stand  der  Ermüdung  die  Gefahr,  daß  sich  Assoziationen  einschleichen 
können,  die  dem  Sinn  des  betreffenden  Organisierten  eigentlich  fremd  sind. 
Denn  im  Zustand  der  Ermüdung  fehlt  die  Obervorstellung,  die  wesensfremde 
Assoziationen  verdrängt.  Und  wenn  gewisse  politische  Parteien  ihren  Partei¬ 
angehörigen  das  Lesen  politisch  andersartiger  Zeitungen  verbieten,  so  ge¬ 
schieht  das  auch  mit  psychologischer  Berechtigung.  Denn  die  Zeitung  ent¬ 
spricht  mit  ihrem  vielgestaltigen  Inhalt,  dessen  Teile  sich  ohne  innern  Zu¬ 
sammenhang  lose  aneinanderreihen,  durchaus  dem  traumhaften  Denktypus 
der  Ermüdung.  Und  da  die  Zeitungen  gewöhnlich  abends,  also  im  Zustand 
der  Ermüdung,  gelesen  werden,  so  können  sich  leicht  fremdartige  und  nicht 
gewünschte  Assoziationen  einschleichen.  Wir  erkennen  die  Ermüdung  als 
ein  Moment,  das  eine  wichtige  Rolle  beim  Übergang  vom  traumhaften  zum 
gerichteten  Denken  spielt.  Immerhin  ist  sie  nur  von  vorübergehender  Wir¬ 
kung;  sobald  die  Ursache  der  Ermüdung  beseitigt  wird,  hört  direkt  damit 
der  verstärkende  Einfluß  auf  das  traumhafte  Denken  auf. 

Das  Hindernis,  warum  der  traumhafte  Denktypus  zugunsten  des  gerichteten 
nur  sehr  schwer  aufgegeben  wird,  kann  bei  vielen  Menschen  darin  gelegen 
sein,  daß  die  erste  Denkform  überhaupt  sehr  stark  entwickelt  ist.  Es  sind 
dies  Menschen,  die  nur  eines  Minimums  an  Außenwelterlebnis  bedürfen,  um 
daran  die  verzweigtesten  Assoziationen  anzuschließen,  die  mit  dem  tatsäch¬ 
lichen  Ereignis  kaum  mehr  Beziehung  haben.  Dieser  Zustand  kann  entweder 
erworben  sein,  bei  ungeschulten  Gehirnen  zum  Beispiel,  oder  angeboren  als 
natürlicher  Defekt.  Ein  Analphabetenvolk  ist  nicht  nur  darum  politisch  un- 
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mündig,  weil  ihm  die  zur  politischen  Einsicht  notwendigen  Kenntnisse  fehlen. 
Es  ist  von  vornherein  für  das  politische  Begreifen  ungeeignet,  weil  dieser 
Bildungsstufe  der  traumhafte  Denktypus  entspricht.  Andrerseits  gibt  es 
Menschen,  denen  das  traumhafte  Denken  nicht  als  Fehler,  sondern  als  Aus¬ 
zeichnung  zu  eigen  ist:  die  Künstler.  Deren  höchster  Typ  ist  dadurch  ge¬ 
kennzeichnet,  daß  ohne  eine  regulierende  Obervorstellung  die  durch  das 
Erlebnis  hervorgerufenen  Assoziationen  zu  einer  anscheinend  wie  beabsich¬ 
tigten  Komposition  verbunden  werden.  Man  wird  jetzt  verstehen,  warum 
das  Interesse  der  Künstler  am  politischen  Leben  so  gering  ist:  eben  weil  die 
Denkform  des  politischen  Lebens  ihnen  widerspricht.  Diese  Beziehung  geht 
so  weit,  daß  bei  manchen  Dichtern,  die  sich  der  politischen  Arbeit  zur  Ver¬ 
fügung  stellten,  die  poetische  Produktion  damit  aufgehört  hat.  Es  sei  an  das 
Beispiel  Ludwig  Uhlands  erinnert.  Und  wenn  der  Künstler  sein  Fernbleiben 
vom  politischen  Leben  mit  dessen  Mangel  an  ästhetischen  Werten  zu  ent¬ 
schuldigen  versucht,  so  geschieht  das  nur,  weil  er  dem  Konflikt  zwischen  den 
beiden  Denktypen,  bei  dem  es  sich  um  des  Künstlers  Sein  oder  Nichtsein 
handelt,  ausweichen  will,  indem  er  den  Konflikt  auf  das  ihm  adäquate 
ästhetische  Gebiet  überträgt  und  ihn  da  zu  begreifen  sucht.  Diese  Bemerkung 
gilt  für  unsere  heutige  Zeit  durchaus,  wo  ein  einheitlicher  Stil,  das  heißt 
eine  Obervorstellung  fehlt,  von  der  das  gesamte  Kunstschaffen  beeinflußt 
würde.  In  den  durch  einen  Stil  gehobenen  Epochen  aber  war  auch  den  Dich¬ 
tern  das  gerichtete  Denken  nicht  fremd,  und  darum  schlossen  sich  in  jenen 
Zeiten  dichterische  und  politische  Betätigung  nicht  aus,  weil  beide  die 
gleiche  Denkforöi  zur  Grundlage  hatten. 

Wie  ein  Überwiegen  des  traumhaften  Denktypus  für  die  Organisierung  des 
einzelnen  hinderlich  ist,  so  kann  ihr  andrerseits  auch  der  gerichtete  Denk¬ 
typus,  wenn  er  besonders  scharf  ausgeprägt  ist,  im  Weg  stehen.  Menschen, 
die  von  einer  Idee  außerordentlich  beherrscht  sind,  subsumieren  nicht  nur 
die  jener  Idee  entsprechende,  sondern  überhaupt  ihre  gesamte  Erfahrung 
unter  sie.  Wer  zum  Beispiel  alles  einer  ethischen  oder  ästhetischen  Idee 
unterordnet,  wird  auch  ein  durchaus  politisches  Ereignis  nicht  anders  als 
ethisch  oder  ästhetisch  werten.  Dahin  gehören  jene  Menschen,  die  in  der 
Einsamkeit  oder  in  ausgewählten  Zirkeln  alle  Erschütterungen  von  ihrer  ge¬ 
wohnten  Obervorstellung  fernzuhalten  suchen.  Es  kann  aber  auch  die  Ge¬ 
wohnheit  ein  Geschehnis  der  Außenwelt  unter  einem  Reichtum  an  Ge¬ 
sichtspunkten,  das  heißt  Obervorstellungen  zu  betrachten  für  die  Organisie¬ 
rung  des  einzelnen  ein  ungünstiges  Moment  sein.  Wer  die  Einzelheiten  einer 
an  sich  politischen  Angelegenheit  bald  dieser  bald  jener  Obervorstellung 
unterordnet,  der  wird  sich  nur  ungern  unter  die  einzige  Obervorstellung 
einer  bestimmten  politischen  Organisation  zwängen.  Dazu  kommt  noch,  daß, 
wenn  man  ein  Ereignis  unter  den  verschiedensten  Gesichtspunkten  überdenkt, 
man  an  dem  einzelnen  jeweils  nur  leicht  festhält  und  sich  darum  nicht  sehr 
dafür  einsetzt.  Die  letzten  Bemerkungen  stellen  allerdings  nur  Einzelfälle 
dar,  die  zwar  den  Gegensatz  zwischen  den  beiden  Denktypen  besonders 
scharf  beleuchten,  aber  kaum  eine  wesentliche  praktische  Bedeutung  haben. 

Von  größter  Wichtigkeit  wegen  der  ausgedehnten  Verbreitung  ist  der  Einfluß 
der  mechanischen  Tätigkeit  auf  unsere  Denkformen.  Diese  Tatsache  ist  am 
Anfang  des  Aufsatzes  kurz  gestreift  worden.  Durch  die  ständige  Wieder¬ 
holung  der  gleichen  Tätigkeit  wird  die  Obervorstellung  für  das  Ordnen  der 
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Assoziationen  unnötig.  Die  Asso2;iationen  reihen  sich,  ohne  daß  eine  Ober¬ 
vorstellung  sie  zu  regulieren  braucht,  durch  die  mechanische  Tätigkeit  von 
selbst  nach  dem  Arbeitsziel.  Diesen  Menschen,  die  nicht  in  der  Lage 
sind  sich  selbständig  eine  Obervorstellung  zu  erwerben,  die  die  verdrängte 
Obervorstellung  der  Arbeit  ersetzen  könnte,  bietet  die  politische  Organisation 
eine  fertige  Obervorstellung.  Nun  wird  auch  die  Arbeit  unter  der  Obervor¬ 
stellung  betrachtet,  die  der  betreffenden  politischen  Organisation  eigen  ist. 
Dadurch  wird  auch  das  Verhältnis  zwischen  der  Arbeit  und  der  politischen 
Organisation  bestimmt:  Nehmen  wir  einmal  an,  die  Arbeit  wäre  nicht  mecha¬ 
nisch,  so  würde  der  Arbeiter  die  durch  die  Tätigkeit  hervorgerufenen  Asso¬ 
ziationen  an  der  Obervorstellung  orientieren,  die  von  dem  Arbeitsziel  fest¬ 
gesetzt  ist.  Der  Arbeiter  würde  so  bei  der  Arbeit  innerlich  produktiv  sein, 
indem  er  selbständig  die  unnützen,  dem  Endzweck  der  Arbeit  hinderlichen 
Assoziationen  ausschaltet.  Damit  würde  er  die  Freude  der  Selbständigkeit,  ein 
gewisses  Maß  an  Produktivität  genießen  können.  Nun  hat  aber  in  der  Wirk¬ 
lichkeit  die  Obervorstellung,  miit  der  er  die  Einzelheiten  seiner  Arbeit  in 
Beziehung  bringt,  gar  nichts  mit  dieser  Arbeit  zu  tun.  Er  wird  darum  ver¬ 
gebens  suchen  sich  an  ihr  zu  orientieren.  Er  sucht  das  Glück  der  Produk¬ 
tivität,  weil  tatsächlich  die  beiden  Komponenten,  an  denen  er  es  erleben 
könnte,  gegeben  sind:  einerseits  die  Obervorstellung,  die  durch  die  Organi¬ 
sation  geboten  wird,  und  andrerseits  die  durch  die  Arbeit  hervorgerufenen 
Assoziationen,  die  darauf  warten  nach  einer  Obervorstellung  gerichtet  zu 
werden.  Aber  eine  innere  Verbindung  zwischen  beiden  ist  unmöglich.  Die 
aus  der  Organisation  stammende  Obervorstellung  entspricht  ganz  anderen 
Assoziationen  als  die  es  sind,  die  die  Arbeit  begleiten.  Darum  pendelt  die 
Psyche  des  Arbeiters  beständig  ins  Leere,  wenn  §ie  versucht  die  beiden 
einander  fremden  Komponenten  in  Beziehung  zu  setzen  und  ist  unbefriedigt. 

Nun  hat  sich  bis  jetzt  allerdings  der  Mißmut  über  die  Unverträglichkeit  der 
beiden  Komponenten  nur  an  der  einen  Komponente,  an  der  die  Assozia¬ 
tionen  hervorrufenden  Arbeit,  geäußert.  Aber  wer  kann  dafür  garantieren, 
daß  diese  Mißstimmung  sich  nicht  eines  Tags  auch  gegen  die  andere  Kom¬ 
ponente,  gegen  die  Obervorstellung,  den  Gedanken  der  betreffenden  poli¬ 
tischen  Organisation,  wendet?  Vielleicht  gerade  dann,  wenn  es  sich  als  un¬ 
möglich  erwiesen  hat  die  eine  Komponente,  die  durch  die  Art  der  Arbeit 
bestimmt  ist,  wesentlich  zu  ändern?  Die  Gefahr,  daß  sich  der  bereits  Orga¬ 
nisierte  eines  Tags  gegen  die  eigene  Organisation  wendet,  kann  noch  durch 
das  besondere  Wesen  der  betreffenden  Organisation  vergrößert  werden. 
Wenn  der  eine  Organisation  beherrschende  Gedanke  sich  gegenüber  neuen 
Erscheinungen,  die  von  ihm  eine  Veränderung  verlangen,  unbiegsam  zeigt, 
wenn  er  wie  ein  Dogma  hingestellt  wird,  so  wird  die  Arbeit  in  der  Organisa¬ 
tion,  ähnlich  wie  die  Berufsarbeit,  mechanisch.  Die  Obervorstellung, 
der  Organisationsgedanke,  steht  unverändert  da,  und  nach  diesem  Schema 
werden  die  verschiedensten  Geschehnisse  in  ganz  der  gleichen  Weise  orien¬ 
tiert.  Mit  der  Zeit  weiß  dann  der  einzelne  von  vornherein  das  Verhältnis 
dieses  Geschehnisses  zu  der  von  der  Organisation  vorgeschriebenen  Norm. 
Da  er  in  der  Erinnerung  eine  große  Reihe  von  Ereignissen  hat,  die  in  der 
ganz  gleichen  Weise  behandelt  worden  sind,  so  hat  er  allmählich  einen  Maß¬ 
stab  gewonnen,  der  etwa  ein  mittleres  Verhältnis  zwischen  der  Idee  der 
Organisation  und  den  Ereignissen  ausdrückt,  auf  die  sie  angewendet  zu  wer- 
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den  pflegt.  Die  Idee  selber  verliert  von  ihrer  Wirkung,  wenn  man  sich  nicht 
an  ihr  selber  orientiert  sondern  an  einem  solchen  schematischen 
V  erhältnis.  Dazu  kommt  noch,  daß  ein  neues  Ereignis  jetzt  nicht  mehr 
in  seiner  Ganzheit  beobachtet  und  bewertet  wird  sondern  nur  insoweit  als 
dieses  Schema  darauf  angewendet  werden  kann,  damit  es  überall  brauchbar 
ist.  Dieser  Schematismus  der  psychologischen  Betätigung,  der  sämtliche  Er¬ 
scheinungen  dem  gleichen  psychischen  Ablauf  unterwirft,  stumpft  natürlich 
die  innere  Anteilnahme  ab.  Durch  ihn  geht  die  Lust  der  produktiven  Be¬ 
tätigung  verloren,  die  dadurch  gewonnen  wird,  daß  jedes  Ereignis  seinem 
ganzen  Wesen  gemäß  erfaßt  und  nach  seiner  Besonderheit  an  dem  danach 
lebendig  sich  wandelnden  Organisationsgedanken  selber,  und  nicht  an  einem 
schematischen  Ersatz,  orientiert  wird.  Und  was  als  Massenmüdigkeit 
bezeichnet  wird,  ist  nichts  arideres  als  der  Überdruß  der  Psyche  an  diesem 
innem  Schematismus. 

Darum  muß  die  Idee  einer  Organisation  so  weit  sein,  daß  sie  alle  Ereignisse, 
zu  denen  sie  Stellung  nimmt,  ohne  schematisch  zu  werden,  umfassen  kann. 
Dann  wird  die  Organisation  auch  den  beiden  Denkformen,  die  im  ein¬ 
zelnen  Menschen  einander  gegenüberstehen,  gerecht:  Es  kann  ein  Ereignis 
eine  Reihe  der  mannigfachsten  Assoziationen  in  der  Psyche  des  einzelnen 
auslösen  und  den  ihr  immanenten  Trieb  zum  traumhaften  Denken  befriedigen, 
und  andrerseits  ist  der  gerichtete  Denktypus  der  Organisation  zu  der  ersten 
Denkform  kein  absoluter  Gegensatz  mehr,  weil  nur  mit  beiden  Denkformen 
zusammen  das  Glück  der  Selbständigkeit  und  der  innern  Produktivität  ge¬ 
wonnen  werden  kann. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HRMS  FEHUMGER  •  DIE  IMDUSTRIE  IM  DEM  VER¬ 
EWIGTEM  STRRTEM  VOM  HMERIKR 

IT  großer  Geschwindigkeit  schreitet  die  industrielle  Entwickelung 
der  Vereinigten  Staaten  vorwärts.  Das  beweisen  die  Industrie¬ 
zählungen,  die  nun  alle  5  Jahre  vorgenommen  werden.  Diese 
Zählungen  unterscheiden  sich  von  den  in  Deutschland  üblichen 
Betriebszählungen  in  mancher  Beziehung.  Einesteils  sind  sie  um¬ 
fassender,  denn  sie  beziehen  sich  nicht  auf  einen  einzelnen  Stichtag  sondern 
auf  ein  ganzes  Wirtschaftsjahr;  sie  geben  ferner  nicht  allein  über  den  Be¬ 
triebsumfang  Auskunft  sondern  auch  über  den  Umfang  und  die  Kosten  der 
Warenproduktion.  Andrerseits  aber  beschränken  sich  die  amerikanischen 
Industriezählungen  auf  solche  Betriebe,  die  für  den  allgemeinen  Warenmarkt 
produzieren;  nicht  einbezogen  sind  jene  Betriebe,  die  nur  auf  Bestellung 
der  Verbraucher  Waren  erzeugen  oder  Arbeiten  verrichten,  wie  etwa  Maß¬ 
schneidereibetriebe,  Kundenmühlen,  Hufschmieden  usw.,  ferner  wurden 
übergangen  die  Baugewerbe,  die  Betriebe  von  Erziehungs-,  Wohltätigkeits¬ 
und  Strafanstalten  sowie  alle  Betriebe  mit  weniger  als  500  Dollar  Jahres¬ 
produktwert. 

Deshalb  ist  auch  die  Zahl  der  Betriebe,  die  in  den  Zählungsberichten  ange¬ 
geben  sind,  verhältnismäßig  gering.  Sie  betrug  1899  207  514,  1904  216  180 
und  1909  268  491.  Die  Gesamtzahl  der  in  diesen  Betrieben  beschäftigten 
Personen  wurde  nur  1904  und  1909  ermittelt,  1899  wurden  die  mittätigen 
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Inhaber  nicht  gezählt;  1909  war  ihre  Zahl  273  265,  und  1904  war  sie  225  673. 
Die  Anzahl  der  Beamten  und  Lohnarbeiter  stellte  sich  wie  folgt: 


Jahr 

Anzahl  der  Betriebsbeamten 
und  Bureaubediensteten 

absolut  J  in  °/0 

Anzahl  der  Lohnarbeiter 
(im  Jahresdurchschnitt) 

absolut  J  in  % 

1909 

790  267 

10,7 

6  615  046 

89,3 

1904 

519  556 

8,7 

5  468  383 

91,3 

1899 

364  120 

7,2 

4  712  763 

92,8 

In  den  10  Jahren  1899  bis  1909  vermehrte  sich  die  Zahl  aller  beschäftigten 
Personen,  ohne  die  mittätigen  Betriebsinhaber,  um  45,9%;  bei  den  Ange¬ 
stellten  betrug  die  Vermehrung  117%,  bei  den  Lohnarbeitern  jedoch  nur 
40,4%.  Die  Zahl  der  Lohnarbeiter  wird  für  die  Mitte  eines  jeden  Monats 
festgestellt,  und  daraus  wird  der  Jahresdurchschnitt  berechnet;  1909  betrug 
die  Mindestzahl  6  210  063  im  Januar  und  die  Höchstzahl  7  006  853  im  No¬ 
vember. 


Nach  dem  Geschlecht  und  dem  Alter  verteilten  sich  die  industriell  be¬ 
schäftigten  Personen  1909  und  1904  wie  folgt: 


Kategorie 

Anzahl  1909 
absolut  j  in  °/o 

Anzahl  1904 
absolut  |  in  e/o 

a)  Lohnarbeiter 

Männliche  Personen  über  16  Jahre 

5  163  164 

78,1 

4  242  643 

77,6 

Weibliche  Personen  über  16  Jahre 

1  290  389 

19,5 

1  065  855 

19,5 

Kinder  unter  16  Jahren 

161  493 

2,4 

159  885 

2,9 

b)  Angestellte 

Männliche  Personen 

567  360 

80,0 

381  181 

83,0 

Weibliche  Personen 

142  172 

20,0 

78  328 

17,0 

Es  ist  eine  bemerkenswerte  Tatsache,  daß  die  Lohnarbeit  der  weiblichen 
Personen  absolut  nur  unbedeutend  zunimmt  und  relativ  gleichbleibt, 
während  sich  die  weibliche  Beamtenschaft  rasch  vermehrt.  Die  Kinder¬ 
arbeit  hat  seit  1899  relativ  abgenommen;  von  allen  Lohnarbeitern  waren 
1899  3,4%,  1904  2,9%  und  1909  2,4%  Kinder  unter  16  Jahren.  Bei  der 
letzten  Zählung  wurden  89  129  Knaben  und  72  364  Mädchen  ermittelt. 


Angaben  über  die  Veränderungen  in  der  Größengliederung  der  Be¬ 
triebe  sind  leider  nicht  vorhanden;  1909  gliederten  sich  die  Betriebe  nach 
der  Zahl  der  im  Jahresdurchschnitt  beschäftigten  Lohnarbeiter  wie  folgt: 


Lohnarbeiter 
pro  Betrieb 

Anzahl  der  Betriebe  jeder 
Größenklasse 

absolut  J  in  % 

Gesamtzahl  der  in  jeder  Betriebs¬ 
klasse  beschäftigten  Arbeiter 

absolut  J  in  °/o 

keine 

27  712 

10,3 

_ 

1  bis  5 

136  289 

50,8 

311  704 

4,7 

6  bis  20 

57  198 

21,3 

640  793 

9,7 

21  bis  50 

23  544 

8,8 

764  408 

11,6 

51  bis  100 

10  964 

4,1 

782  298 

11,8 

101  bis  250 

8  116 

3,0 

1  258  639 

19,0 

251  bis  500 

2  905 

U 

1  006  457 

15,2 

501  bis  1000 

1223 

0,5 

837  473 

12,7 

über  1000 

540 

0,2 

1  013  274 

15,3 
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Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  herrschen  die  Klein-  und  Mittelbetriebe 
noch  sehr  stark  vor,  aber  über  zwei  Fünftel  (43,2%)  aller  Lohnarbeiter 
sind  in  Riesenbetrieben  mit  mehr  als  je  500  Arbeitern  beschäftigt,  und  auf 
die  Großbetriebe  mit  je  über  100  Arbeitern  entfielen  fast  zwei  Drittel 
(62,2%)  aller  industriellen  Lohnarbeiter. 

fn  den  einzelnen  Gewerbearten  ist  selbstverständlich  die  Entwickelung  zum 
Großbetrieb  ungleich  weit  gediehen.  Unter  den  86  hauptsächlichen  Ge¬ 
werbearten,  die  1909  durchschnittlich  über  10  000  Arbeiter  beschäftigten,  be¬ 
fanden  sich  19  Gewerbearten,  in  denen  mehr  als  die  Hälfte  der  Arbeiter 
auf  Riesenbetriebe  mit  mehr  als  je  500  Arbeitern  traf;  in  weiteren  22  Ge¬ 
werbearten  waren  über  25%  der  Arbeiter  in  solchen  Riesenbetrieben  be¬ 
schäftigt.  Am  weitesten  vorgeschritten  ist  die  Konzentration  zum  Groß¬ 
betrieb  in  der  Gewerbeart  Lokomotivbau,  in  der  92,6%  der  Arbeiter  auf 
Riesenbetriebe  mit  je  über  500  Arbeitern  entfielen.  In  der  Nähmaschinen¬ 
fabrikation  waren  in  Betrieben  dieser  Größenklasse  87,2%  aller  Arbeiter 
tätig,  und  in  der  Fabrikation  von  Gummischuhen  81,5%,  Über  zwei  Drittel 
der  Arbeiter  waren  außerdem  in  derartigen  Betrieben  beschäftigt:  In  Stahl- 
und  Walzwerken,  in  der  Eisenbahnwagenfabrikation,  in  der  Uhrenindustrie, 
in  der  Teppichfabrikation,  in  Kupferschmelz-  und  Raffinieranstalten  sowie  in 
der  Fabrikation  von  Schußwaffen  und  Munition,  Von  den  1763  Betrieben 
mit  mehr  als  je  500  Lohnarbeitern  befanden  sich  1054  oder  etwa  drei 
Fünftel  in  den  6  Staaten  Pennsylvanien,  Massachusetts,  New  York,  Ohio, 
Illinois  und  New  Jersey. 

Im  Jahr  1909  erzeugten  nur  3060  von  allen  268  491  industriellen  Betrieben 
(1,1%)  Waren  im  Wert  von  je  1  Million  Dollar  oder  mehr,  aber  der  Pro¬ 
duktwert  dieser  Betriebe  bezifferte  sich  zusammen  auf  9054  Millionen  Dol¬ 
lar,  was  43,8  %  des  gesamten  Produktwerts  aller  Betriebe  entspricht.  Be¬ 
zeichnend  ist,  daß  in  den  selben  Betrieben  bloß  2  015  629  Arbeiter  oder 
30,5%  der  Gesamtzahl  beschäftigt  waren.  Hierin  kommt  die  größere 
Leistungsfähigkeit  der  Großbetriebe,  namentlich  der  Riesenbetriebe,  sehr 
deutlich  zum  Ausdruck.  In  den  27  824  Betrieben  mit  je  100  000  bis  nicht 
ganz  1  Million  Dollar  Produktwert  waren  2  896  532  Lohnarbeiter  (43,8%) 
beschäftigt,  und  der  Jahresproduktwert  dieser  Betriebe  machte  zusammen 
7  947  Millionen  Dollar  aus,  das  sind  38,4  %  des  Jahresproduktwerts  aller 
industriellen  Betriebe.  Die  vielen  Betriebe,  die  Waren  im  Wert  von 
weniger  als  je  100  000  Dollar  erzeugen,  sind  volkswirtschaftlich  von  sehr 
untergeordneter  Bedeutung,  denn  auf  sie  treffen  nur  17,8%  der  ganzen 
industriellen  Produktion. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  die  herrschende 
Unternehmungsform,  Von  allen  industriellen  Betrieben  befanden  sich  1909 
wohl  nur  69  501  oder  25,9%  im  Besitz  von  Aktiengesellschaften,  aber  diese 
Betriebe  beschäftigten  5  002  393  Lohnarbeiter  (75,6%),  und  sie  erzeugten 
Produkte  im  Wert  von  16  341  Millionen  Dollar  oder  79%  des  Produkt¬ 
werts  aller  industriellen  Betriebe  überhaupt.  Von  den  übrigen  Betrieben 
befanden  sich  140  605  im  Besitz  einzelner  persönlicher  Inhaber,  54  265  im 
gemeinsamen  Besitz  mehrerer  persönlicher  Inhaber  und  4120  im  Besitz  von 
Genossenschaften,  Gewerkschaften,  Behörden  usw. 

Die  Summe  des  Jahresproduktwerts  aller  industriellen  Betriebe  be- 
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zifferte  sich  1909  auf  20  672  Millionen  Dollar,  gegen  14  794  Millionen 
Dollar  1904  und  11  407  Millionen  Dollar  1899,  Von  1899  bis  1904  betrug  die 
Zunahme  des  Produktwerts  29,7%,  von  1904  bis  1909  betrug  sie  aber  39,7%. 
Es  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Menge  der  Produkte  in  erheblich  ge- 
ringerm  Maß  zunahm,  weil  die  Steigerung  des  Produktwerts  zum  größ¬ 
ten  Teil  durch  die  bedeutenden  Preissteigerungen  veranlaßt  wurde,  die  seit 
dem  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  hauptsächlich  infolge  der  Monopolbil¬ 
dungen  stattfanden. 

Die  gesamten  Produktionskosten  wurden  nur  bei  den  Industrie¬ 
zählungen  von  1909  und  1904  ermittelt,  wobei  namentlich  bei  kleineren  Be¬ 
trieben  vielfach  zu  Schätzungen  Zuflucht  genommen  werden  mußte.  Diese 
Angaben  sind  also  mit  einem  guten  Maß  von  Vorsicht  zu  gebrauchen.  In 
den  beiden  letzten  Zählungsjahren  gestalteten  sich  die  Produktionskosten 
wie  nachstehend: 


Kategorie 

Kosten  1909 

absolut  in 
Millionen  Dollar 

in% 

Kosten  1904 

absolut  in 
Millionen  Dollar 

in  »/„ 

Materialien 

11497 

62,3 

8  119 

61,8 

Kraftübertragung,  Heizung 

570 

3,1 

325 

2,5 

Frachten 

76 

0,4 

57 

0,4 

Gehälter 

939 

5,1 

574 

4,4 

Arbeitslöhne 

3  427 

18,6 

2  610 

19,9 

Miete  von  Betriebslokalen 

107 

0,6 

73 

0,6 

Steuern 

351 

1,9 

59 

0,4 

Weitervergebung  von  Arbeiten 

179 

1,0 

144 

M 

Sonstiges 

1308 

7,0 

1  177 

9,9 

zusammen  |  18  454  |  100,0 1  13  138  j  100,0 


Der  Jahresproduktwert  der  industriellen  Betriebe  war  1909  um  2218  Mil¬ 
lionen  Dollar  und  1904  um  1656  Millionen  Dollar  höher  als  die  Produk¬ 
tionskosten.  Doch  repräsentieren  diese  Überschüsse  nicht  vollständig 
Unternehmerprofit,  weil  in  den  Berichten  über  die  Industriezählungen  auf 
die  Kosten  der  Erneuerung  der  Anlagen  und  der  Betriebseinrichtungen,  auf 
Betriebsverluste  usw.  nicht  Bedacht  genommen  ist.  > 

Wie  weit  die  vorstehenden  Zahlen  der  Wirklichkeit  nahekommen,  entzieht 
sich  meiner  Beurteilung.  Immerhin  glaube  ich,  daß  die  amerikanische  Be¬ 
triebs-  und  Produktionsstatistik  die  Beachtung  aller  Volks  Wirtschaftler 
verdient. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

LUDWIG  QUESSEL  •  VOM  DER  UNGLEICHHEIT 
DER  VÖLKER  IM  WlRTSCHRFTUCHEN  LEBEN 


IE  der  einzelne  nicht  nur  Konsument  sondern  auch  Produzent 
ist,  so  treten  auch  die  Völker  auf  dem  Weltmarkt  als  Konsu¬ 
menten  und  Produzenten,  als  Käufer  und  Verkäufer  auf.  Nun 
gibt  es  freilich  auch  heute  noch  Völker,  die  sich  am  liebsten 
vom  Weltverkehr  völlig  abschließen  möchten,  wie  dies 
früher  bei  den  Japanern  und  Chinesen  der  Fall  war.  Aber  das  neuzeit¬ 
liche  Leben  duldet  eine  solche  Abgeschlossenheit  nicht.  Nationen,  die  nicht 
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freiwillig  die  Grenzen  ihres  Landes  dem  internationalen  Personen-  und 
Güterverkehr  öffnen,  werden  von  den  großen  Industriestaaten  dazu  ge¬ 
zwungen.  Selbst  von  den  Staaten  der  Halbkultur,  wie  Marokko  und  Abessi¬ 
nien,  wird  einer  nach  dem  andern  in  dessen  Strom  hineingestoßen. 

Solange  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  Völkern  wenig  ent¬ 
wickelt  waren,  konnte  es  den  arbeitenden  Klassen  eines  Landes  im  Grunde 
ziemlich  gleichgültig  sein,  wie  sich  Konsumtion  und  Produktion  in  den  an¬ 
deren  Ländern  vollzog.  Heute  dagegen,  wo  ungeheure  Gütermassen  zwischen 
den  verschiedenen  Ländern  hin-  und  hergeschoben  werden,  kann  schon  eine 
geringfügige  Änderung  der  ausländischen  Konsumtionssitten  das  wirtschaft¬ 
liche  Leben  eines  Volkes  empfindlich  beeinflussen.  So  führte  die  in  Paris 
kreierte  neue  Mode,  die  an  die  Stelle  der  langen  und  breiten  Frauenröcke 
die  kurzen  und  enganschließenden  setzte,  zu  einer  schweren  Absatzkrise  in 
der  deutschen  Textilindustrie.  Die  Reisendei}  unserer  großen  Tuchengros¬ 
geschäfte,  die  im  Jahr  1911  von  ihren  Geschäftsreisen  im  Ausland  heim¬ 
kehrten,  berichteten  ihren  Chefs,  daß  sie  sich  nicht  nur  die  alte  Kundschaft 
erhalten  sondern  auch  noch  neue  Kunden  hinzugewonnen  hätten;  nichts¬ 
destoweniger  sei  aber  die  Gesamtsumme  der  erzielten  Aufträge  wesentlich 
geringer  als  in  den  Vorjahren,  weil  die  neue  Mode  des  engen  und  kurzen 
Frauenrocks  zu  einem  bedeutend  geringem  Verbrauch  von  Kleiderstoffen 
geführt  habe.  Die  Folge  war,  daß  die  deutsche  Textilindustrie  auf  das 
Kommando  der  Herrscherin  Mode  ihre  Produktion  einschränken  und  zahl¬ 
reiche  Arbeiter  entlassen  mußte. 

Die  Ungleichheit  der  Völker  im  wirtschaftlichen  Leben  tritt  uns  nun  bei 
ihrem  Verhalten  gegenüber  der  Mode  besonders  drastisch  entgegen.  Bei 
den  Völkern  europäischer  Herkunft  legen  sowohl  die  Männer  wie  die  Frauen 
Wert  darauf  modern  gekleidet  zu  gehen.  Und  das  gilt  ausnahmslos  von 
allen  Schichten  der  Bevölkerung.  Sobald  eine  neue  Mode  sich  durchgesetzt 
hat,  werden  auch  die  arbeitenden  Klassen  von  ihr  ergriffen.  Die  unmodern 
gewordene  Kleidung  wird  zwar  im  Arbeiterstand  nicht  weggeworfen  son¬ 
dern,  soweit  dies  möglich  ist,  am  Werktag  aüfgetragen.  Für  den  Sonn-  und 
Feiertag  muß  aber  die  moderne  Kleidung  die  altmodische  ersetzen.  Bei  den 
asiatischen  Völkern  herrscht  aber  für  die  Kleidung  das  Herkommen;  nicht 
durch  Modernität  sondern  durch  Kostbarkeit  der  Gewandung  und  des 
Schmuckes  suchen  die  Asiaten  einander  zu  übertreffen.  Während  der  Euro¬ 
päer  große  Opfer  bringt,  damit  seine  weiblichen  Angehörigen  modern  ge¬ 
kleidet  gehen  können,  behängt  der  Indier  seine  Frauen  und  Töchter  mit 
reichem  Schmuck  aus  Silber  und  Gold.  Unglaubliche  Mengen  edler  Metalle 
werden  in  Indien  zu  diesem  Zweck  verbraucht.  Selbst  die  Frauen  der  nie¬ 
drigsten  Kaste,  die  fast  nackt  in  den  Bergwerken  fronden,  tragen  immerhin 
an  Armen  und  Beinen  einige  Spangen  aus  Silber  oder  Kupfer,  Da  der 
Inder  den  Schmuck  nach  Gewicht  bezahlt,  wobei  die  Fasson  niemals  mehr 
wie  ein  Viertel  des  Wertes  des  verarbeiteten  Metalls  betragen  darf,  hat  diese 
Sitte  den  Vorzug,  daß  der  Schmuck  der  Frauen  leicht  veräußert  werden 
kann  und  damit  der  indischen  Familie  in  Zeiten  der  Not  einen  gewissen 
wirtschaftlichen  Rückhalt  bietet.1)  So  sehr  auch  die  Neigung  den  Körper 
zu  schmücken  gleichmäßig  bei  allen  Völkern  Und  Rassen  anzutreffen  ist,  so 
weist  doch  die  Art,  wie  diese  Neigung  Befriedigung  sucht,  große  Unter- 


l)  Siehe  Met  in  L'Inde  d'aujourd’hui  /  Paris  1903  /,  pag.  256. 
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schiede  auf.  Besonders  groß  ist  aber  in  diesem  Punkt  der  Unterschied 
zwischen  den  Völkern  europäischer  und  asiatischer  Herkunft.  Hier  die 
Herrschaft  der  Mode,  dort  die  Herrschaft  der  Tradition.  Selbst  die  gewal¬ 
tigen  Umwälzungen,  deren  Schauplatz  die  großen  Reiche  Asiens  in  den 
letzten  Jahren  waren,  haben  hieran  wenig  ändern  können.  Als  die  Chinesen 
anfingen  sich  die  Zöpfe  abzuschneiden,  glaubten  die  europäischen  Hüte-  und 
Mützenfabrikanten,  jetzt  wäre  die  Zeit  gekommen  die  gelben  Söhne  des 
Reichs  der  Mitte  mit  europäischer  Kopfbedeckung  zu  versehen.  Diese 
Spekulation  hat  sich  als  völlig  verfehlt  erwiesen.  Noch  heute  sollen  grö¬ 
ßere  Mengen  Hüte  und  Mützen  in  den  chinesischen  Hafenstädten  lagern, 
für  die  man  keinen  Absatz  finden  kann.  Selbst  eine  so  radikale  Änderung 
der  Haartracht,  wie  sie  das  Abschneiden  des  Zopfes  zweifellos  darstellt,  hat 
die  Herrschaft  der  Tradition  in  der  Kleidung  nicht  erschüttern  können. 

Noch  stärker  als  bei  der  Bekleidung  tritt  aber  die  Ungleichheit  der  Völker 
europäischer  und  asiatischer  Herkunft  bei  der  Ernährung  in  die  Erscheinung. 
Im  gewissen  Sinn  typisch  für  die  Ernährung  der  ackerbautreibenden  Asiaten 
ist  die  Lebensweise  der  Japaner.  Ihre  Hauptnahrung  besteht  aus  Reis,  der 
einfach  in  Wasser  mit  Salz  weich  gekocht  wird.  In  den  ärmeren  Teilen 
des  Landes,  wo  der  Reis  nicht  gedeiht,  bilden  Gerste  und  Hirse  die  Haupt¬ 
nahrung  der  Bauern  und  Arbeiter.  Dieser  fast  rein  vegetarischen  Lebens¬ 
weise  tritt  an  den  Küsten  des  Inselreichs  allerdings  ziemlich  unvermittelt 
die  ganz  anders  geartete  Ernährungsweise  der  japanischen  Fischer  gegen¬ 
über,  die  fast  reine  Fischesser  sind.  Man  kann  darüber  streiten  ob  die  vege¬ 
tarische  Lebensweise  der  Japaner  den  Charakter  ihrer  Landwirtschaft  be¬ 
stimmt,  oder  ob  dieser  sie  zum  Vegetarismus  genötigt  hat.  Gegenwärtig  ist 
jedenfalls  die  ganze  japanische  Landwirtschaft  fast  ausschließlich  auf  die 
Gewinnung  pflanzlicher  Nähr-  und  Rohstoffe  gerichtet.  Wenn  man  von 
einigem  Geflügel  absieht,  ist  die  Landwirtschaft  des  japanischen  Bauern  als 
eine  viehlose  zu  bezeichnen.  Sowohl  als  Zugkraft  wie  als  Düngerproduzent 
dient  der  Mensch  selbst.  Überall  sieht  man  in  Japan  die  Bauern  die  Arbeit 
verrichten,  die  in  Europa  vom  Vieh  geleistet  wird.  Der  Japaner  zieht  selbst 
den  Pflug  und  befördert  die  Lasten,  soweit  dies  nicht  von  den  Eisenbahnen 
besorgt  wird.  Die  Viehlosigkeit  der  japanischen  Landwirtschaft  ist  diejenige 
Erscheinung,  die  dem  Europäer  in  Japan  api  nieisten  ins  Auge  fällt.  So  ein¬ 
fach  wie  die  Nahrung  ist  aber  auch  die  Wohnung  und  Kleidung  des  Japaners. 
Das  Einkommen  einer  japanischen  Bauern-  oder  Arbeiterfamilie  wird  300 
Mark  im  Jahr  noch  nicht  erreichen.  Auch  der  japanische  Mittelstand  weist 
keine  wesentlich  höhere  Lebenshaltung  auf,  da  zum  Beispiel  das  Einkommen 
eines  Volksschullehrers  auf  nur  400  Mark  jährlich  veranschlagt  wird.2)  Es 
wäre  nun  aber  ganz  falsch  die  Japaner  als  arm  zu  bezeichnen.  In  Asien 
gelten  sie  mit  Recht  als  ein  wohlhabendes  Volk.  Die  Lebenshaltung  der 
chinesischen  und  indischen  Bauern  und  Arbeiter  soll  wesentlich  tiefer  als 
die  der  Japaner  stehen.  Wenn  man  auch  vielleicht  die  Berechnungen  des 
Engländers  Digby,  wonach  das  durchschnittliche  Einkommen  des  Inders 
7  Pfennig  pro  Tag  betragen  soll,  als  eine  Übertreibung  des  indischen  Elends 
zurückweisen  kann,  so  wird  man  doch  die  Angaben  neuerer,  zuverlässiger 
Statistiker  gelten  lassen  müssen,  wonach  die  eingeborene  Familie  jährlich 
nicht  viel  mehr  als  100  Mark  erwirbt.  Danach  würde  das  Einkommen  einer 

2)  Siehe  Leroy-Beaiilieu  La  rSnovation  de  l’Asie  /  Paris  1900  /.  pag.  235  und  2-45. 
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indischen  Familie  den  dritten  Teil  des  jährlichen  Einkommens  einer  japa¬ 
nischen  betragen.  Auf  den  Kopf  der  indischen  Bevölkerung  kämen  dem¬ 
nach  10  Pfennig  täglich.  Diese  Summe  steht  auch  in  Übereinstimmung  mit 
den  Löhnen  der  erwachsenen  gewerblichen  Arbeiter,  die  sich  zurzeit  zwischen 
40  bis  60  Pfennig  bewegen  sollen.  Ein  derartiger  Tagelohn  auf  eine  Familie 
von  4  bis  5  Köpfen  verteilt,  ergibt  in  der  Tat  ein  tägliches  Einkommen  von 
10  Pfennig  pro  Person. 

Man  mag  nun  demgegenüber  das  Einkommen  eines  europäischen  Arbeiters 
noch  so  niedrig  einschätzen,  so  ergibt  sich  doch  eine  so  gewaltige  Ungleich¬ 
heit  der  Lebenshaltung,  daß  jede  Lebensgemeinschaft  zwischen  dem  asia¬ 
tischen  und  dem  europäischen  Proletariat  schlechterdings  ausgeschlossen 
scheint.  Das  Proletariat  europäischer  Herkunft  kann  mit  Interesse  und 
Sympathie  die  Lohnkämpfe  der  gelben  Arbeiter  in  ihrem  eigenen  Land  ver¬ 
folgen,  sobald  diese  aber  ihre  Lage  verbessern  wollen,  indem  sie  in  den  Län¬ 
dern  des  weißen  Mannes  auf  dem  Arbeitsmarkt  erscheinen,  erweist  sich  die 
Ungleichheit  der  Völker  im  wirtschaftlichen  Leben  als  so  groß,  daß  ange¬ 
sichts  das  brutalen  Rassenkampfs,  der  überall  entbrennt,  wo  gelbe  und  weiße 
Arbeit  aufeinanderstoßen,  der  Mahnruf  »Proletarier  aller  Länder,  vereinigt 
euch!«  vorläufig  wirkungslos  verhallen  muß.  Die  Unversöhnlichkeit  gelber 
und  weißer  Arbeit  ist  aber  nicht  allein  darauf  zurückzuführen,  daß  der  gelbe 
Arbeiter  mit  Löhnen  vorlieb  nimmt,  bei  denen  der  europäische  Arbeiter 
physisch  und  moralisch  zugrunde  geht.  Die  Neigung  für  ihre  Arbeitskraft 
einen  möglichst  hohen  Preis  zu  erzielen  ist  auch  bei  den  gelben  Arbeitern 
vorhanden.  Da  ihre  Leistungsfähigkeit  aber  so  gering  ist,  daß  in  der  In¬ 
dustrie  für  die  Arbeitsleistung  eines  europäischen  Arbeiters  in  der  Regel 
3  gelbe  Arbeiter  erforderlich  sind,  so  setzt  eine  Erhöhung  der  Löhne  der 
gelben  Arbeiter  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grad  eine  Steigerung  ihrer  Lei¬ 
stungen  voraus.  Dazu  können  sich  jedoch  die  gelben  Arbeiter  nur  schwer 
verstehen.  Das  Akkordlohnsystem,  bei  europäischen  Arbeitern  angewandt, 
führt  fast  überall  zu  einer  Steigerung  der  Arbeitsleistung.  Bei  Arbeitern 
asiatischer  Herkunft  ist  mit  ihm  oft  die  entgegengesetzte  Wirkung  erzielt 
worden.  Der  indische  und  japanische  Kuli,  der  beim  Akkordsystem  in  3 
oder  4  Stunden  50  oder  60  Pfennig  verdient  hat,  eine  Summe,  die  ihm  für 
seine  Lebenshaltung  ausreichend  erscheint,  wird  rebellisch,  wenn  er  die  Ar¬ 
beit  noch  3  oder  4  Stunden  fcrtsetzen  soll,  um  noch  einmal  so  viel  zu  ver¬ 
dienen.  Wie  das  Akkordlohnsystem  so  versagen  bei  den  gelben  Arbeitern 
auch  alle  anderen  die  Arbeitsleistung  steigernden  Methoden.  Das  ist  einer 
der  Gründe,  weshalb  das  europäische  Kapital  in  Asien  mit  der  billigen 
gelben  Arbeit  auf  keinen  grünen  Zweig  kommen  kann. 

Wenn  nun  auch  diese  Ungleichheit  der  Völker  asiatischer  und  europäischer 
Herkunft  nicht  als  etwas  völlig  Unveränderliches  angesehen  werden  darf,  so 
ist  es  doch  zweifellos,  daß  eine  Ausgleichung  dieser  Gegensätze  erst  in 
langen  Zeiträumen  möglich  sein  wird,  woraus  sich  ergibt,  daß  für  die 
Nationalökonomie  die  die  Ungleichheit  der  gelben  und  der  weißen  Arbeit 
begründenden  Momente  von  größter  Bedeutung  zur  Erklärung  der  Erschei¬ 
nung  sind,  daß  die  japanische  Industrie  mit  ihren  wesentlich  höheren 
Löhnen  der  indischen  überlegen  ist,  und  die  europäische  Industrie  trotz 
oder  besser  wegen  ihrer  hohen  Löhne  wieder  die  japanische  auf  allen  Ge¬ 
bieten  aus  dem  Felde  schlägt,  wo  die  Qualität  der  Waren  eine  Rolle  spielt. 
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Auf  die  Ungleichheit  der  Völker  im  wirtschaftlichen  Leben  ist  auch  ihre  ver¬ 
schiedenartige  Stellung  in  der  Weltwirtschaft  zurückzuführen.  Die  Bevölke¬ 
rung  Chinas  wird  auf  438  Millionen  geschätzt.  Trotz  dieser  kolossalen  Be¬ 
völkerungsziffer  bezieht  die  chinesische  Bevölkerung  aus  dem  Weltverkehr 
nur  Güter  im  Wert  von  1,2  Milliarden  Mark.  Deutschland  dagegen  mit  nur 
65  Millionen  Einwohnern  bezog  1912  aus  dem  Ausland  Waren  im  Wert  von 
10,7  Milliarden  Mark.  Während  auf  den  Kopf  der  chinesischen  Bevölke¬ 
rung  ein  Warenbezug  im  Wert  von  noch  nicht  3  Mark  kam,  entfiel  in 
Deutschland  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  eine  vom  Ausland  bezogene 
Warenmenge  im  Wert  von  164  Mark.  Rechnet  man  zu  jedem  Haushalt  5 
Personen,  so  wird  man  ohne  Übertreibung  sagen  können,  daß  in  den  chine¬ 
sischen  Haushalt  ausländische  Güter  im  Wert  von  nur  10  Mark  eingehen,  in 
den  deutschen  Haushalt  dagegen  ausländische  Güter  im  Wert  von  min¬ 
destens  400  Mark.  Dieser  geringe  Anteil  des  chinesischen  Haushalts  am 
Weltverkehr  muß  auf  die  niedrige  Lebenshaltung,  nicht  auf  die  reichere 
Eigenversorgung  des  chinesischen  Volks  zurückgeführt  werden.  Die  grö¬ 
ßere  Abhängigkeit  der  deutschen  Haushaltung  von  der  Weltwirtschaft  ist 
also  ein  Merkmal  höherer  Kultur  und  höherer  Lebenshaltung.  Bei  niedri¬ 
gerer  Lebenshaltung  könnte  auch  unser  Warenbezug  aus  dem  Ausland  ge¬ 
ringer  sein.  Die  Völker  höherer  zivilisatorischer  Stellung  haben  daher  auch, 
eben  wegen  dieser  Stellung,  ein  Interesse  an  der  Steigerung  der  kolonialen 
Produktion,  die  die  mit  der  Weltwirtschaft  verbundene  Abhängigkeit  von 
anderen  Ländern  und  ihrer  Politik  mindert. 


In  den  Zahlen  der  Handelsstatistik  tritt  die  Ungleichheit  der  Völker  im 
wirtschaftlichen  Leben  sozusagen  meßbar  in  Erscheinung,  wobei  freilich 
nicht  übersehen  werden  darf,  daß  zur  Erklärung  der  wirtschaftlichen  Un¬ 
gleichheit  der  Völker  eine  Betrachtung,  die  von  allen  psychischen  Motiven 
menschlichen  Handelns  absieht,  notwendigerweise  zu  falschen  Resultaten 
führen  muß.  Insbesondere  sind  aber  die  psychischen  Motive  des  wirtschaft¬ 
lichen  Handelns  zur  Erklärung  der  tiefgehenden  Ungleichheit  der  Menschen 
weißer  und  gelber  Rasse  nicht  zu  entbehren,  da  auch  der  Kapitalismus  bei 
den  asiatischen  Völkern  ganz  andere  Wirkungen  zeitigt  als  bei  den  Nationen 
europäischer  Herkunft. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ÖFFENTLICHES  LEBEN 

Wirtschaft  /  May  Schippel 

1913  Die  ersten  Jahresberichte 

liegen,  wie  gewöhnlich, 
von  den  Handelskam¬ 
mern  von  Berlin,  Hamburg  und  Bre¬ 
men  vor.  Obwohl  sie  naturgemäß  keine 
weittragenden  neuen  Erfahrungen  ent¬ 
hüllen  können,  so  treten  doch  manche 
Grund-  und  Einzelzüge  des  abgelaufenen 
Wirtschaftszeitraums  in  diesen  Darstel¬ 
lungen  eindrucksvoll  hervor.  Einmütig 
ist  man  in  der  Konstatierung  der  rück¬ 
gängigen  Konjunktur.  »Während  wir 
im  vorigen  Jahresbericht  feststellen 


konnten,  daß  das  Wirtschaftsjahr  1912 
seine  drei  Vorgänger  auf  fast  allen  Ge¬ 
bieten  des  gewerblichen  Schaffens  über¬ 
holt  hatte,  müssen  wir  das  Jahr  1913 
als  eine  Periode  kennzeichnen,  in  der 
die  wirtschaftliche  Entwickelung  eine 
deutlich  hervortretende  Abschwächung 
erfuhr.«  So  der  Berliner  Bericht, 
der  jedoch  gleich  hinzufügt,  von  einem 
»plötzlichen  unvermittelten  Niedergang« 
könne  nicht  die  Rede  sein:  »Im  1.  Halb¬ 
jahr  1913  erfreute  sich  die  Mehrzahl 
der  Gewerbe  noch  einer  lebhaften  Be¬ 
schäftigung;  die  in  den  Vorjahren  ge¬ 
sammelte  Kraft  reichte  aus,  um  nahezu 
bis  zur  Mitte  des  Jahres  den  Betrieb 
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der  nationalen  Gütererzeugung  unver¬ 
ändert  in  Gang  zu  halten  und  die  Hin¬ 
dernisse,  welche  erwuchsen,  zu.  über¬ 
winden.  Der  Güterverkehr  der  deut¬ 
schen  Eisenbahnen  zeigte  in  der  erwähn¬ 
ten  Zeit  einen  Umfang,  der  über  die  Zif¬ 
fern  des  <an  sich  sehr  günstigen)  Vor¬ 
jahrs  noch  um  etwa  7%  hinausging. 
Hatten  auch  einige  Gewerbe  schon  vor 
Ablauf  dieses  ersten  Halbjahrs  mit  Ab¬ 
satzstockungen  zu  rechnen,  so  hoffte 
man  doch,  daß  die  Abflauung  nur  vor¬ 
übergehend  sein  werde.  Diese  Erwar¬ 
tung  erfüllte  sich  indessen  nicht.  Mit 
Beginn  des  2.  Halbjahrs  1913  wurde 
klar,  daß  die  Abschwächung  des  Ver¬ 
kehrs  sich  auf  fast  alle  Gewerbe  er¬ 
strecken  werde.«  Wenn  Einzelindu- 
strieen  noch  immer  ihre  Produktion  voll 
aufrechterhielten,  so  erkläre  sich  dies 
oft  aus  noch  nicht  erledigten  Aufträgen 
aus  der  vergangenen  Zeit,  aus  Rück¬ 
sichten  auf  den  Arbeiterstamm  und  die 
Betriebseinrichtungen,  unter  Umständen 
auch  aus  dem  Streben  bei  sinkendem 
Preis  des  Erzeugnisses  die  General¬ 
unkosten  durch  äußerste  Anspannung 
der  Leistungsfähigkeit  zu  vermindern; 
selbst  der  Großhandel  könne  sehr  oft 
nicht  »der  schlechter  werdenden  Ge¬ 
schäftslage  sofort  durch  Minderung  sei¬ 
ner  Bezüge  Rechnung  tragen«.  Um  so 
stärker  habe  diesmal  der  Detailhandel 
zuerst  den  Druck  der  Verbrauchsein¬ 
schränkung  gefühlt;  »man  darf  ohne 
Übertreibung  behaupten,  daß  es  nur  we¬ 
nige  Betriebe  des  Kleinhandels  gibt  (bei 
diesen  lagen  eigenartige  Verhältnisse 
vor),  deren  Tageslosung  im  2.  Halbjahr 
1913  nicht  in  empfindlicher  Weise  unter 
der  Kaufunlust  der  Kundschaft  litt.  Den 
Kleinhandelsgeschäften  schließen  sich 
die  Gastwirtschaften,  Fleischereien, 
Bäckereien  usw.,  kurz  die  Handwerks¬ 
betriebe  an,  die  ebenfalls  für  den 
augenblicklichen  Bedarf  arbeiten.« 

X  X 

Ausnah  ms-  Als  ausnahmsweise  begün- 
n  us  r  een  stigte  Produktionszweige 
nennt  die  Berliner  Han¬ 
delskammer,  zweifellos  mit  Recht,  die 
elektrotechnische  und  die  chemische 
Industrie.  »Die  Elektrotechnik, 
deren  Bedeutung  sich  unter  anderm 
darin  ausdrückt,  daß  sie  allein  ein 
Sechstel  der  gesamten  in  den  hiesigen 
Großgewerben  tätigen  Arbeiterschaft  in 
Anspruch  nimmt,  setzte  den  Siegeszug, 
in  dem  sie  sich  seit  längerer  Zeit  be¬ 
findet,  auch  im  Jahr  1913  fort.  Der 
Umstand,  daß  das  Anwendungsgebiet 
sich  der  elektrischen  Kraft  in  wachsen¬ 


dem  Umfang  erschließt,  überhebt  uns 
der  Notwendigkeit  die  Gründe  des 
Aufschwungs  der  überaus  leistungs¬ 
fähigen  Industrie  im  einzelnen  darzu¬ 
legen.  Ähnliches  gilt  von  der  chemi¬ 
schen  Großindustrie,  deren  Geschäfts¬ 
ergebnis  hinter  dem  günstigen  Resultat 
des  Vorjahrs  nicht  zurückblieb.  Zwar 
hatte  sie  den  Einflüssen,  die  im  Be¬ 
richtsjahr  die  allgemeine  Unterneh¬ 
mungslust  lähmten,  insofern  Rechnung 
zu  tragen  als  sie  zeitweilig  erhebliche 
Absatzschwankungen  überwinden  mußte 
und  den  Preis  der  Fertigware  nicht 
immer  mit  den  gestiegenen  Notierungen 
für  Roh-  und  Hilfsstoffe  in  Einklang 
bringen  konnte;  indes  änderte  dies 
nichts  an  der  Tatsache,  daß  die  meisten 
Betriebe  der  Industrie  während  des  Be¬ 
richtsjahrs  voll  ausgenutzt  werden 
konnten.«  Daran  reihen  sich  alsdann 
die  großen  Montanproduktio¬ 
nen,  die  durch  ihre  Syndikate  noch  be¬ 
sonders  gefestigt  dastehen  und  den  Um¬ 
schlag  der  Konjunktur  bisher  fast  nur 
in  forcierten  Ausfuhren  widerspiegeln. 
Auch  die  Großreedereien  können 
auf  das  Jahr  1913  noch  mit  großer  Ge¬ 
nugtuung  zurückblicken,  so  daß  der 
Hamburger  Überblick  ohne  Umschweife 
einräumt. •  »Die  günstige  Lage  der  See¬ 
schiffahrt,  die  bereits  das  Jahr  1912 
kennzeichnete,  hat  bis  in  das  Berichts¬ 
jahr  hinein  fortgedauert.  Erst  zum 
Herbst  trat  ein  Nachlassen  der  Fracht¬ 
sätze  ein.  Das  Geschäft  der  regelmäßi¬ 
gen  Linien  ist  jedoch  hiervon  weniger 
berührt  worden,  so  daß  das  Gesamt¬ 
resultat  bei  der  Linienschiffahrt  auch 
für  1913  ein  durchaus  befriedigendes 
sein  dürfte.« 

X  X 

Baumarkt  Um  so  härter  wurde  von 
der  Ungunst  der  Verhält¬ 
nisse  der  Baumarkt  ge¬ 
troffen,  für  den  allein  schon  die  Kredit¬ 
knappheit  und  Kreditteuerung  die  ver¬ 
hängnisvollsten  Lähmungen  nach  sich 
ziehen  mußte.  War  bereits  in  den  Vor¬ 
jahren  das  Baugeschäft  abgeflaut  und 
im  Jahr  1912  auf  einen  sehr  tiefen 
Stand  gesunken,  so  setzte  während  des 
ganzen  Jahres  1913  der  Niedergang  sich 
ohne  Unterbrechung  fort,  »Der  Zufluß 
des  Leihkapitals  zum  Grundstücks-  und 
Hypothekenmarkt  stockte  in  einem 
Grad,  daß  zweite  Hypotheken  über¬ 
haupt  nicht  oder  nur  gegen  nahezu  un¬ 
erschwingliche  Zins-  und  Provisions¬ 
sätze  erhältlich  waren;  aber  auch  die 
Beschaffung  erster  Hypotheken  bedang 
hohe  Unkosten.  Die  Schwierigkeit  oder 
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Unmöglichkeit  Hypotheken  und  Baugeld 
zu  erlangen  hemmten  naturgemäß  die 
Bautätigkeit  aufs  äußerste,  und  zwar 
nicht  nur  soweit  es  sich  um  Spekulati¬ 
onsbauten  handelt,  sondern  auch  soweit 
die  Errichtung  von  Bauten  auf  Bestel¬ 
lung  in  Frage  kommt.« 

X  .  X 

Der  Bedeutung  der  großen 
landwirtschaftlichen  Pro¬ 
duktionsinteressen  wird 
man  heute,  nach  nahezu  einem  Men¬ 
schenalter  agrarischer  Agitationen,  über¬ 
all  mehr  gerecht  als  früher.  »Erfreulich 
ist«,  schreibt  man  in  Bremen,  »daß  die 
deutsche  Landwirtschaft  glänzende  Ern¬ 
ten  erzielt  hat;  insbesondere  ist  auch 
die  Futtermittelernte  nach  2  schlechten 
Vorjahren  sehr  umfangreich  ausgefallen, 
so  daß  eine  Vermehrung  der  Viehhal¬ 
tung  möglich  geworden  ist  und  die  Hoff¬ 
nung  ausgesprochen  werden  darf,  daß 
die  Fleischpreise  in  einem  die  Lebens¬ 
haltung  der  großen  Masse  des  deutschen 
Volks  erleichternden  Grad  herabgehen 
werden.«  Das  ist  ganz  und  gar  nicht 
die  übliche  antiagrarische  Leitartikel¬ 
sprache,  die  sonst  in  Bremen  so  beliebt 
war  und  noch  ist.  Später  wird  dieser 
Gedankengang  bei  der  Darstellung  des 
Preiszusammenbruchs  der  Futtergerste, 
die  im  Bremer  Getreidehandel  die  füh¬ 
rende  Rolle  spielt,  nochmals,  und  zwar 
drastischer  wiederholt.  Von  156  Mark 
(für  1000  Kilo  cif  Weser)  Mitte  Januar 
sei  die  Futtergerste  in  der  ersten  Fe¬ 
bruarhälfte  auf  137  Mark,  schließlich  in 
»panikartigem  Zusammenbruch«  bis  auf 
96  Mark  gesunken,  »ihren  seit  Jahren 
tiefsten  Stand.  Alsdann  trat  eine  Er¬ 
holung  ein,  und  in  der  2.  November¬ 
hälfte  vermochte  sich  auf  Deckungen 
der  Baissiers  und  nachlassendes  Ange¬ 
bot  von  seiten  Rußlands  sogar  eine 
kräftige  Steigerung  bis  über  110  Mark 
hinaus  durchzusetzen.  Die  Fleischpro¬ 
duktion  unseres  Hinterlands  hat  sich 
mit  der  Verbilligung  der  Futtergerste 
von  neuem  stark  gehoben.«  Hamburg 
meint  etwas  kühler,  aber  immerhin  ruhig 
abwägend:  »In  Deutschland  war  infolge 
der  günstigen  Witterung  eine  gute  Ernte 
in  sämtlichen  Fruchtarten  zu  verzeich¬ 
nen,  so  daß  mit  einer  Teuerung  für 
Nahrungsmittel,  wie  sie  die  Vorjahre  ge¬ 
bracht  hatten,  nicht  gerechnet  zu  wer¬ 
den  braucht.  Da  außerdem  der  in  den 
letzten  Jahren  vermehrte  [landwirt¬ 
schaftliche?]  Wohlstand  sich  noch  gel¬ 
tend  macht,  so  haben  die  Verhältnisse 
sich  gut  weiterentwickelt.«  Endlich 
lesen  wir  in  der  Berliner  Handels¬ 


kammerdenkschrift:  »Auf  dem  Markt 
landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  wirkte 
das  günstige  Ergebnis  der  1913er  Ernte 
preismildernd.  Die  Getreidepreise,  die 
im  1.  Teil  des  Jahres  noch  recht  hoch 
gewesen  waren,  gingen  später  zurück; 
die  Ermäßigung  stellte  sich  Ende  1913 
bei  den  Brotfrüchten  auf  etwa  10  % 
gegen  Vorjahrspreise,  bei  anderm  Ge¬ 
treide  noch  höher.  Die  Kartoffelpreise 
sanken  im  Lauf  des  Berichtsjahrs  fast 
auf  die  Hälfte.  Hopfen  hatte  in  der  2. 
Hälfte  des  Jahres  steigende  Notierun¬ 
gen.  Die  Preise  für  Vieh  hielten  sich, 
soweit  Rinder,  Kälber  und  Hammel  in 
Frage  kommen,  auf  der  ansehnlichen 
Höhe  des  Vorjahrs,  gingen  zeitweise 
noch  darüber  hinaus.  Dagegen  erfuhr 
der  Preis  für  Schweine  im  Frühjahr 
1913  eine  starke  Herabsetzung;  Ende 
des  Jahres  war  er  um  15  %  niedriger 
als  im  Vorjahr.«  In  einem  andern  Teil 
des  gleichen  Berichts  wird  das  andau¬ 
ernde  Hochbleiben  der  Rohstoffe  für 
den  Industrieverbrauch  in  Gegensatz 
dazu  gestellt:  »Ob  eine  für  Produktion 
wie  Verbrauch  willkommene  Entlastung 
durch  Preisermäßigungen  auf  dem  Roh¬ 
stoffmarkt  in  umfangreichem  Maß 
sich  ergeben  wird,  ist  fraglich,  da 
die  Ansätze  des  Jahres  1913  in  dieser 
Beziehung  nicht  erheblich  waren. 
Jedenfalls  wird  das  kommende  Jahr  mit 
einer  solchen  Erleichterung  sicher 
rechnen  dürfen,  soweit  es  sich  um  die 
Preise  einer  großem  Anzahl  landwirt¬ 
schaftlicher  Erzeugnisse  handelt.«  Und 
charakteristischerweise  wird  weiter  be¬ 
tont:  »Die  infolge  der  guten  Ernte  des 
Jahres  1913  gestiegene  Kaufkraft  der 
ländlichen  Bevölkerung«  sei  schon  man¬ 
chem  Gewerbe  »merkbar  zugute  ge¬ 
kommen«. 

X  X 

Rohstoff*  Über  die  vorläufig  noch 

teuerung  ziemlich  unerschüttert  ge¬ 

bliebenen  Rohstoffpreise 
gibt  Berlin  folgende  Übersicht  für  1913: 
»Zu /  den  Rohstoffen,  die  höhere  Preise 
aufwiesen,  gehören  Kohlen  und  Eisen. 
Hielt  sich  die  Steigerung  auch  in  mä¬ 
ßigen  Grenzen,  so  fällt  doch  ins  Ge¬ 
wicht,  daß  schon  im  Vorjahr,  nament¬ 
lich  für  Eisen,  die  Notierungen  herauf¬ 
gesetzt  worden  waren.  Blei  war  gleich¬ 
falls  teurer.  Kupfer  sank  von  dem 
Stand,  den  es  zu  Beginn  des  Berichts¬ 
jahrs  eingenommen  hatte,  bald  herab 
und  war  gegen  Ende  des  Jahres  etwa 
10%  billiger  als  im  Vorjahr.  Zinn 
trat  mit  hohen  Preisen  in  das  Berichts¬ 
jahr  ein  und  fiel  bis  Mitte  des  Jahres 
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auf  die  vorjährige  Notiz,  so  daß  in  die¬ 
ser  Zeit  noch  mit  verhältnismäßig  teu¬ 
rem  Einkauf  zu  rechnen  war;  das  Sin¬ 
ken  des  Preises  setzte  sich  aber  weiter 
fort  und  brachte  Ende  des  Jahres  das 
Metall  etwa  25  %  unter  Vorjahrspreis. 
Zink  war  im  ganzen  Jahr  billiger;  der 
Abschlag  gegen  das  Vorjahr,  der  im 
ersten  Teil  des  Jahres  mäßig  gewesen 
war,  erweiterte  sich  hinterher  bis  auf 
20  %.  Was  die  Stoffe  anlangt,  welche 
in  der  Textilindustrie  verarbeitet  wer¬ 
den,  so  war  Wolle  um  etwa  10  %,  Roh¬ 
seide  um  fast  15  %,  Rohjute  zeitweise 
um  mehr  als  20  %  teurer  als  im  Jahr 
1912.  Baumwolle,  die  zu  Jahresbeginn 
nahezu  25  %  über  Vorjahrspreis  gestan¬ 
den  hatte,  büßte  diesen  Vorsprung  im 
Lauf  des  1.  Halbjahrs  ein,  stieg  aber 
nach  wenigen  Monaten  wieder  und  holte 
den  Verlust  reichlich  ein.«  Das  Gegen¬ 
stück  hierzu  bot  allerdings  der  Kaut¬ 
schuk,  dessen  Preissturz  für  die  jüngst¬ 
erschlossenen  kolonialen  Erdstriche  die 
schwersten  Nachteile  mit  sich  bringt. 

X.  X 

Güterverkehr  Kehren  wir  ausschließlich 

zur  jüngsten  Berichtszeit 

zurück,  so  haben  sich  die 
Begleiterscheinungen  der  Krisis  und  der 
Depression  letzthin  rasch  vermehrt.  Ein 
gutes  Beispiel  hierfür  bieten  die  Ein¬ 
nahmen  der  Eisenbahnen.  Beim  Per¬ 
sonenverkehr  sind  sie  zwar  bis  zum 
Jahresschluß  weiter  gewachsen,  obwohl 
das  Wachstum  zuletzt  sehr  geringfügig 
wurde.  Aber  die  Personenbewegung  lief 
niemals  dem  Wirtschaftsgang  einfach 
parallel.  Dagegen  zeigt  der  Gütertrans¬ 
port  seit  November  ein  Abflauen.  Die 
ganze  Konjunkturkurve  zeichnet  sich 
eindrucksvoll  ab,  wenn  man  vom  Be¬ 
ginn  des  Hochkonjunkturjahrs  1912  ab 
monatlich  die  Mehreinnahmen  des 
Güterverkehrs  pro  Kilometer  neben  ein¬ 
ander  stellt.* 


Gegen  das  Vorjahr  Mark 
mehr  (+)  oder  weniger  (— ) 

Monat 

1912 

1913 

Januar 

+206 

+247 

Februar 

+345 

+  % 

März 

+  142 

+  11 

April 

+170 

+313 

Mai 

+114 

+  49 

Juni 

+228 

+  94 

Juli 

+245 

+141 

August 

+173 

+  3 

September 

+  86 

+  77 

Oktober 

+203 

+105 

November 

+  60 

—  65 

Dezember 

+180 

—  69 

Handelsver 
träge 


X 


Arbeitsmarkt  Für  den  deutschen  Ar¬ 
beitsmarkt  am  Jahres¬ 
schluß  liegt  zurzeit  nur 
die  vorläufige  Mitteilung  des  statisti¬ 
schen  Amtes  vor.  Dabei  müssen  die 
Krankenkassennachweise  diesmal  außer 
Betracht  bleiben,  weil  die  organisato¬ 
rischen  Veränderungen  in  der  Kranken¬ 
versicherung  und  die  dadurch  bedingten 
Neuerungen  in  der  Statistik  das  ganze 
Bild  wesentlich  verschieben.  Um  so 
auffälliger  sind  die  Angaben  der  Ge¬ 
werkschaften.  Nach  den  Berichten  von 
15  größeren  Arbeiterfachverbänden  mit 
zusammen  1,72  Millionen  Mitgliedern 
waren  Ende  Dezember  1913  79  345  oder 
4,7  %  der  Mitglieder  arbeitslos  gegen¬ 
über  3,1  %  Ende  November  1913.  »Die 
alljährlich  von  Ende  November  auf  Ende 
Dezember  steigende  Arbeitslosigkeit  er¬ 
reichte  in  diesem  Jahr  einen  besonders 
hohen  Stand  und  übertraf  sogar  die  des 
Dezember  in  dem  Krisen  jahr  1908 
(4,4  %).«  Von  November  bis  Dezember 
1912  war  die  Verhältniszahl  der  Arbeits¬ 
losen  von  1,8  auf  2,9  %  gestiegen. 

X  X 

Was  von  jedem  Kundigen 
mit  ziemlicher  Sicherheit 
vorauszusehen  war,  und 
was  in  unserer  Parteipresse  gewöhnlich 
in  befremdender  Weise  verkannt  wurde 
(siehe  meinen  Artikel  Der  handelspoli¬ 
tische  Aufmarsch  der  Interessenten,  in 
den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913, 
3.  Band,  pag.  131  ff.),  bestätigte  am 
20.  Januar  der  Staatssekretär  Dr.  Del¬ 
brück  im  Reichstag  ausdrücklich:  Die 
Absicht  einen  neuen  Zolltarif  zu  schaf¬ 
fen  besteht  vorläufig  auf  keiner  irgend¬ 
wie  maßgebenden  Seite:  »Soweit  sich 
zurzeit  übersehen  läßt,  wird  für  uns 
keine  Veranlassung  vorliegen  durch 
Kündigung  der  Tarifverträge  von  1906 
zur  Neuregelung  der  Handelsbeziehungen 
den  Anstoß  zu  geben.  Es  besteht  daher 
einstweilen  nicht  die  Absicht  dem 
Reichstag  eine  Novelle  zum  Zolltarif 
vorzulegen.  Wenn  die  Vertragsstaaten 
sich  mit  uns  auf  einfache  Verlängerung 
der  geltenden  Handelsverträge  einigen 
sollten,  so  würde  sich  eine  umfassende 
Tarifnovelle  überhaupt  erübrigen.« 

X  _  X 

KurzeChronlk  J)er  Wechsel  d  i  s  k  o  n  t  der 
deutschen  Reichsbank  wur  de 
am  22.  Januar  von  5  auf 
4 Väc/o  herabgesetzt  (vorherige  Ermäßi¬ 
gungen  am  12.  Dezember  1913  von  5  V21 
auf  5  %,  am  27.  Oktober  von  6  auf 
5V?%).  X  Die  Mißerfolge  der  letzten 


X 
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4prozentigen  Anleihen  haben  Preußen  zur 
Wahl  eines  <n  e  u  e  n  Anleihetyps 
veranlaßt.  Von  den  neu  aufzunehmenden 
400  Millionen  Mark  werden  künftig  in  16 
Serien  jährlich  je  25  Millionen  Mark 
ausgelost  und  zum  vollen  Nennwert  ein- 
gelöst.  Dieser  (wenn  auch  für  das 
Einzelpapier  unter  wechselnden  Chan¬ 
cen)  gesicherte  Nennwert  soll  eine 
festere  Richtlinie  für  den  Kurs  schaffen 
und  so  eine  gewisse  Bürgschaft  gegen 
das  Kurssinken  bieten,  das  in  den  letz¬ 
ten  Jahren  zur  Verzweiflung  aller  Be¬ 
sitzer  von  größeren  Anleihebeständen 
wurde,  da  man  jedes  Jahr  immer  von 
neuem  abschreiben  mußte.  Die  Ver¬ 
zinsung  wird  eine  4prozentige  sein,  der 
Zeichnungskurs  ist  97.  X  Im  Braue- 
r  e  i  gewerbe  werden  bedeutende  Kon¬ 
zentrationen  erwartet.  Der  Reigen 
scheint  gleich  durch  die  größte  Ver¬ 
schmelzung  eröffnet  zu  werden.  Die 
Schultheißaktiengesellschaft  übernimmt 
noch  zwei  weitere  Großberliner  Be¬ 
triebe:  die  Unionsbrauerei  und  die 
Spandauer  Bergbrauerei.  Alsdann  würde 
sie  mit  einem  Ausstoß  von  über  2  Milli¬ 
onen  Hektoliter  bei  weitem  die  größte 
Brauerei  der  Welt  sein.  Vor  2  Jahren 
stand  die  Buschbrauerei  in  Saint  Louis 
mit  1,78  Millionen  Hektoliter  an  der 
Spitze.  Ihr  hart  auf  den  Fersen  folgte 
die  Schlitzbrauerei  in  Milwaukee  mit 
1,76  Millionen  Hektoliter.  Die  dritte 
Stelle  nahm  bisher  die  Schultheiß¬ 
brauerei  mit  1,65  Millionen  Hektoliter 
ein,  nach  der  dann  die  Pabstbrauerei, 
ebenfalls  in  Milwaukee,  mit  1,47  Milli¬ 
onen  Hektoliter  zu  nennen  ist. 

X  X 

Literatur  Den  handelspolitischen 
Standpunkt  der  zwar  nicht 
freihändlerischen,  jedoch 
vorwiegend  exportinteressierten  deut¬ 
schen  Industrieen  lernt  man  sehr  gut 
aus  einem,  auch  sonst  beachtenswerten 
Vortrag  des  Handelssyndikus  Dr.  B. 
Dietrich  (Plauen)  kennen:  Deutsch¬ 
lands  gegenwärtige  handelspolitische 
Lage  und  die  Vorbereitung  der  nächsten 
Handelsverträge  /Leipzig,  Herbig/.  X 
Die  grundlegende  Bedeutung  der 
Wasserstraßen  für  den  deutschen  Ge¬ 
treideverkehr,  die  eigenartigen  Konkur¬ 
renz-  und  Ergänzungsbeziehungen  zwi¬ 
schen  Eisenbahn  und  Binnenschiffahrt 
analysiert  Dr,  Werner  T  e  u  b  e  r  t  in 
der  Studie  Getreidefrachten  und  Ge¬ 
treideverkehr  auf  deutschen  Eisenbah¬ 
nen  und  Wasserstraßen  /Berlin,  C.  Hey¬ 
mann/.  Die  beigegebenen  statistischen 
Tabellen  eröffnen  einen  überraschenden 


Einblick  in  die  Produktion,  den  Ver¬ 
brauch,  die  Ab-  und  Zufuhr  der  ver¬ 
schiedenen  deutschen  Landesteile.  Die 
auf  Zufuhr  angewiesenen  Distrikte 
Deutschlands  beziehen  ihr  Getreide 
zum  größten  Teil  unter  Benutzung  von 
Binnenwasserstraßen;  nur  die  an  die 
See  angrenzenden  Gebiete  können  Ge¬ 
treide  zu  Bahn  von  den  Seehäfen  bezie¬ 
hen.  Nach  Rhein-  und  Elbegebieten 
kommen  bis  zu  Vio  des  Getreides  zu 
Wasser*  und  selbst  Bayern,  das  die 
schlechteste  Verbindung  mit  den  See¬ 
häfen  hat,  erhält  fast  die  Hälfte  seiner 
Zufuhr  über  Binnenumschlagplätze.  Den 
hohen  Frachtsätzen  der  Eisenbahnen 
stehen,  wie  statistisch  eingehend  darge¬ 
legt  wird,  die  billigen  Wasserfrachten 
gegenüber.  »Trotz  der  Schiffahrtsab¬ 
gaben«  wird  nach  Dr.  Teubert  »die  jetzt 
in  Aussicht  stehende  Verwirklichung  des 
Ausbaus«  der  Binnenwasserstraßen  viel¬ 
leicht  zur  Verbilligung  des  Transports 
beitragen,  »denn  schnellerer  und  zuver¬ 
lässigerer  Verkehr  und  eine  höhere 
Tragfähigkeit  der  Schiffe  sind  zu  er¬ 
warten«.  X  Bei  dieser  Gelegenheit 
möchte  ich  gleich  noch  die  eigenartig 
fesselnde  kleine  Gelegenheitsschrift 
eines  Handelspraktikers,  des  Vorstands - 
Vorsitzenden  der  Getreidebörse  Dort¬ 
mund  Isidor  Gold  Schmidt  er¬ 
wähnen:  Die  Entwickelung  des  Ge¬ 
treidehandels  im  rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet  während  der  letzten  50 
Jahre  /Dortmund,  Krüger/.  Man  kann 
kaum  irgendwo  ein  bei  aller  Knappheit 
eindrucksvolleres  Bild  davon  gewinnen, 
wie  ein  Gebiet,  das  bis  etwa  zum 
Jahr  1860  aus  der  eigenen  Ernte 
seinen  Bedarf  deckte,  allmählich 
immer  mehr  Länder  für  seine  Lie¬ 
ferungen  in  Anspruch  nahm,  wie  die 
Landmärkte  sich  bis  zu  modernen  Bör¬ 
sen  entwickelten,  wie  den  Transport¬ 
mitteln  und  Häfen,  dem  Speditionsge¬ 
schäft,  der  Müllerei  und  dem  Handel 
immer  größere  Aufgaben  gestellt  wur¬ 
den,  und  mit  welchen  immer  vollkom¬ 
meneren  Hilfsmitteln  sie  zu  lösen  ver¬ 
sucht  wurden. 

Qenossenschaftsbewegung  /  Gertrud  David 

In  der  Konsumgenossen¬ 
schaftlichen  Rundschau  gibt 

Dr.  August  Müller  eine 
Übersicht  über  die  wichtigsten  Ereignisse 
und  die  Entwickelung  im  Zentralverband 
deutscher  Konsumvereine  im  Jahr  1913, 
soweit  diese  sich  heute  bereits  übersehen 
läßt. 

Auch  die  Konsumgenossenschaftsbe- 
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wegung  hatte  natürlich  unter  der  Un¬ 
gunst  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
zu  leiden;  doch  kann  jetzt  schon  gesagt 
werden,  daß  die  Bewegung  auch  im  ab¬ 
gelaufenen  Jahr  nicht  stehengeblieben 
ist  sondern  wieder  sehr  erfreuliche  Fort¬ 
schritte  gemacht  hat.  Zwar  hat  das 
Jahr  1913  zum  erstenmal  die  auf  den 
ersten  Blick  vielleicht  befremdende  Er¬ 
scheinung  gebracht,  daß  die  Zahl  der 
Verbandsvereine  einen  Rückgang 
erfahren  hat,  nachdem  sich  schon  in 
den  letzten  Jahren  eine  Verlangsamung 
der  Zunahme  bemerkbar  gemacht  hatte. 
Es  ist  dies  indessen  kein  Zeichen  des 
Rückschritts  sondern  im  Gegenteil  der 
konzentrierten  Entwickelung  der  Be¬ 
wegung,  da  immer  häufiger  die  Ver¬ 
schmelzung  benachbarter  Konsumvereine 
zu  Bezirksvereinen  stattfindet.  Gleich¬ 
zeitig  nimmt  naturgemäß  die  Zahl  der 
jährlichen  Neugründungen  von  Konsum¬ 
vereinen  ab,  da  nunmehr  bald  jeder 
größere  Ort  eine  Konsumgenossenschaft 
besitzt,  die  ihrerseits  wieder  die  um¬ 
liegenden  kleineren  Orte  versorgt.  Wäh¬ 
rend  das  Jahr  1912  mit  1200  Verbands¬ 
vereinen  abschloß,  waren  Ende  1913  nur 
etwa  150  Vereine  vorhanden. 

Die  konsumgenossenschaftliche  Presse 
hat  sich  sehr  erfreulich  entwickelt:  die 
Konsumgenossenschaftliche  Rundschau 
hat  ihre  Auflage  von  rund  12  100  auf 
14  400  erhöht,  während  die  des  Kon¬ 
sumgenossenschaftlichen  Volksblatts  von 
477  000  auf  647  500  stieg.  Das  Volks¬ 
blatt  ist  damit  die  deutsche  Zeitung  mit 
der  größten  Zahl  ständiger  Bezieher  ge¬ 
worden.  In  der  Unterstützung s- 
kas.se  des  Verbandes  haben  die  Bei¬ 
träge  die  Summe  von  rund  800  000  Mark 
erreicht,  gegenüber  720  000  Mark  im 
Vorjahr,  während  gleichzeitig  die  Mit¬ 
gliederzahl  von  7194  auf  8400  stieg.  Der 
Neubau  der  Verlagsgesellschaft  in  Ham¬ 
burg  ist  fast  vollendet;  mit  dem  Umzug 
ist  bereits  begonnen  worden,  und  man 
rechnet  damit,  daß  im  Lauf  des  März 
der  Gesamtbetrieb  der  Gesellschaft  in 
dem  neuen  Gebäude  untergebracht  sein 
wird. 

Die  Großeinkaufsgesellschaft 
hat,  wie  bereits  früher  hier  berichtet 
wurde,  im  vergangenen  Jahr  die  Kau¬ 
tabakfabrik  in  Nordhausen  übernommen 
und  ihre  3  neuerbauten  Zigarrenfabriken 
in  Hamburg,  Frankenberg  und  Hocken¬ 
heim  in  Betrieb  genommen.  Die  Teig¬ 
warenfabrik  in  Gröba  ist  nahezu 
vollendet  und  die  2.  Seifenfabrik  in 
Düsseldorf  so  weit  fortgeschritten,  daß 


sie  wahrscheinlich  noch  im  Lauf  des 
Jahres  1914  ihren  Betrieb  eröffnen  wird. 
Die  Unterrichtskurse  des  Zen- 
tralverbands  fanden  diesmal  in  Magde¬ 
burg,  Lübeck,  Frankfurt  (Main)  und  in 
Liegnitz  statt.  An  den  Kursen  für  Vor¬ 
standsmitglieder  nahmen  94,  an  den  für 
Aufsichtsratsmitglieder  760  Personen 
teil.  Die  behandelten  Fächer  waren  die 
gleichen  wie  im  Jahr  1912.  Es  ist 
außerordentlich  erfreulich,  daß  der  Sinn 
für  die  praktische  und  theoretische  Fort¬ 
bildung  der  Genossenschafter  in  so 
hohem  Maß  vorhanden  ist.  Die  gewerk¬ 
schaftlich-genossenschaftliche  V  olk  s - 
fürsorge  wurde  am  6.  Mai  1913  ge¬ 
nehmigt  und  eröffnete  am  1.  Juli  ihren 
Geschäftsbetrieb.  Die  Zahl  der  abge¬ 
schlossenen  Versicherungen  erreichte  im 
1.  Halbjahr  ihrer  Tätigkeit  die  Höhe  von 
etwa  70  000. 

Weniger  erfreuliche  Erscheinungen  waren 
die  in  dem  Berichtsjahr  auszufechfenden 
Konflikte  der  Verlagsanstalt  mit  den 
Buchdruckern  und  der  Großeinkaufs¬ 
gesellschaft  mit  ihren  Zigarrenarbeitern, 
die  aber  schließlich  noch  zur  allseitigen 
Zufriedenheit  erledigt  wurden.  Die 
wichtigste  Aufgabe  des  Jahres  1914  wird 
der  Neuabschluß  der  Tarifverträge  mit 
den  Bäckern  und  Transportarbeitern 
sein,  die  in  diesem  Jahr  vertragsgemäß 
ablaufen.  Die  Vorarbeiten  zu  den  Er¬ 
neuerungen  sind  bereits  abgeschlossen; 
Anfang  dieses  Jahres  finden  die  Be¬ 
ratungen  statt,  die  hoffentlich  die 
Grundlage  für  einen  allseitig  ersprieß¬ 
lichen  Neuabschluß  der  Verträge  bilden 
werden. 

Die  deutsche  Konsumvereinsbewegung  ist 
mit  frohem  Mut  in  das  neue  Jahr  einge¬ 
treten,  Denn  wenn  sie  auch  nicht  absolut 
gegen  die  Wirkungen  ungüristiger  wirt¬ 
schaftlicher  Verhältnisse  gefeit  ist,  so  ist 
sie  doch  so  gesund  in  den  wichtigsten 
Bedürfnissen  des  Volkes  verankert  und 
trägt  eine  so  große  unverkennbare  Ent- 
wickelungs-  und  Wachstumstendenz  in 
sich,  daß  selbst  schwere  Krisen  ihr 
keine  tatsächlichen  Hemmungen  aufer¬ 
legen  können. 

X  X 

Hessen :  KrlseDas  landwirtschaft¬ 
liche  Genossenschafts¬ 
wesen  des  Großherzogtums 
Hessen  wird  augenblicklich  von  einer 
schweren  Krise  erschüttert,  die  viel¬ 
leicht  noch  weitere  Kreise  ziehen  und 
nicht  ohne  Rückwirkung  auf  die  ge¬ 
samte  landwirtschaftliche,  ja  deutsche 
Genossenschaftsbewegung  bleiben  wird. 
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Es  handelt  sich  um  die  Vorgänge,  die  zu 
dem  Zusammenbruch  des  Spar-  und 
Kreditvereins  Niedermodau  geführt 
haben,  und  die  Folgen,  die  dieser  Zu¬ 
sammenbruch  bisher  schon  gehabt  hat. 
Der  genannte  Verein  wurde  im  Jahr 
1864  in  dem  ein  paar  Hundert  Ein¬ 
wohner  zählenden  hessischen  Dorf 
Niedermodau  gegründet.  Seine  Mit¬ 
gliederzahl  betrug  zur  Zeit  des  Zu¬ 
sammenbruchs  199.  Schon  seit  Jahren 
herrschte  in  dem  Verein  eine  Mißwirt¬ 
schaft,  der  man  fast  verständnislos 
gegenübersteht.  Der  Rechner  Ada.m 
hatte  es  verstanden  durch  Ausbieten 
hoher  Zinsen  dem  Verein  hohe  Kapita¬ 
lien  zuzuführen,  die  das  eigene  Ver¬ 
mögen  um  das  50fache  überstiegen. 
Einem  eigenen  Vermögen  von  60  000 
Mark  standen  zeitweise  3  Millionen 
Mark  Spareinlagen  gegenüber.  Diese 
Einlagen  wurden  nun  wiederum  in 
allerlei  faule  Unternehmungen  gesteckt. 
Außerdem  ließ  sicht  Adam  zu  gewagten 
privaten  Spekulationen  verführen,  deren 
Fehlschläge  er  durch  Unterschlagung 
von  Vereinsgeldern  zu  decken  suchte. 
Der  direkte  Schaden,  den  die  Genossen¬ 
schaft  auf  diese  Weise  durch  ihn  er¬ 
litten  hat,  wird  auf  400  000  Mark  ver¬ 
anschlagt,  Bücher  wurden  überhaupt 
nicht  mehr  geführt,  Berechnung,  Ein¬ 
forderung  und  Beitreibung  von  Zinsen 
vergessen.  Schließlich  waren  die  Forde¬ 
rungen  des  Vereins  bis  zu  10  Jahren 
rückständig  und  verjährten  zu  erheb¬ 
lichen  Beträgen,  Die  Zinsrückstände 
allein  erreichten  die  Höhe  von  224  000 
Mark.  Als  am  1.  Dezember  1911  der 
Konkurs  angemeldet  wurde,  waren 
2Vt£  Millionen  Mark  Aktienkapital  _und 
a/4  Million  Reserven  verloren;  außerdem 
war  eine  Überschuldung  von  1 Yz  Mil¬ 
lionen  Mark  vorhanden.  Da  es  sich  um 
einen  Verein  mit  unbeschränkter  Haft¬ 
pflicht  handelte,  so  setzte  der  Konkurs¬ 
verwalter  in  der  Vorschußberechnung 
eine  Umlage  von  200  000  Mark  für  das 
Mitglied  fest.  Man  kann  sich  vorstellen, 
welche  verheerende  Wirkung  diese  Be¬ 
stimmung  auf  die  Verhältnisse  der  arm¬ 
seligen  Einwohnerschaft  des  kleinen 
Dorfes  hatte,  welch  unsagbares  Elend 
die  Folge  davon  war.  Die  Folge  der  da¬ 
durch  hervorgerufenen  Aufregung  und 
Beunruhigung  war  dann  der  Zusammen¬ 
bruch  einer  Reihe  weiterer  landwirt¬ 
schaftlicher  Genossenschaften  in  Hessen, 
bei  denen  gleichfalls  überall  schwere 
Verluste  erlitten  wurden. 

Daß  die  geschilderte  Mißwirtschaft  im 


Niedermodauer  Kreditverein  einreißen 
und  sich  so  lange  behaupten  konnte, 
wird  darauf  zurückgeführt,  daß  nahe 
Verwandte  des  Rechners  Adam  erste 
Rollen  in  der  Gemeinde  und  im  Verein 
spielten  und  diese  ihn  ohne  Kontrolle 
schalten  und  walten  ließen.  Der  Auf¬ 
sichtsrat  vernachlässigte  seine  Pflicht 
vollkommen;  er  prüfte  weder  Kasse 
noch  Belege  noch  die  Sicherheit  der  aus- 
stehenden  Forderungen.  Als  die  Bilanz 
von  1908  einen  Posten  von  275  000  Mark 
uneinbringlicher  Forderungen  aufwies, 
verpflichteten  sich  Vorstands-  und  Auf¬ 
sichtsratsmitglieder  in  wenig  einwand¬ 
freier  Form  zur  Deckung  des  Schadens. 
Nach  der  viel  zu  späten  Beseitigung 
Adams  übernahm  dann  ein  Beamter  des 
hessischen  Revisionsverbands  die  Lei¬ 
tung  der  Genossenschaft,  wobei  er  im 
Interesse  der  in  Mitleidenschaft  gezoge¬ 
nen  landwirtschaftlichen  Genossen¬ 
schaftsbank  in  Darmstadt  einen  Konkurs 
möglichst  hinauszuschieben  suchte.  Aber 
auch  er  konnte  das  Unheil  nicht  mehr 
abwenden;  die  Verluste  wuchsen  immer 
weiter,  bis  sie  schließlich  die  oben  ge¬ 
nannte  fabelhafte  Höhe  erreichten  und 
der  Zusammenbruch  unvermeidlich  war. 
Als  das  Unglück  geschehen  war  und  wei¬ 
tere  Kreise  gezogen  hatte,  riefen  die  hes¬ 
sischen  landwirtschaftlichen  Genossen¬ 
schaften  nach  Staatshilfe,  die  ihnen  auch 
zuteil  wurde,  aber  unter  Bedingungen, 
die  die  Selbständigkeit  der  Bewegung 
schwer  antasteten.  Es  wurde  der  Zen¬ 
tralkasse  der  hessischen  landwirtschaft¬ 
lichen  Genossenschaften  mit  Zustim¬ 
mung  der  Ersten  und  Zweiten  Kammer 
von  der  Regierung  ein  zu  3 V-2%  verzins¬ 
liches  und  innerhalb  20  Jahren  zu  til¬ 
gendes  Darlehen  von  einer  Million  Mark 
gewährt  und  außerdem  ein  Kredit  bis  zu 
2  Millionen  Mark  eröffnet.  Dafür  sollte 
sich  aber  die  Kasse  in  ihrem  ganzen  Ge¬ 
schäftsbetrieb  der  Aufsicht  der  Regie¬ 
rung  unterwerfen;  der  Staatskommissar 
ist  befugt  den  Generalversammlungen 
und  den  Sitzungen  der  Verwaltungsor¬ 
gane  der  Kasse,  soweit  ihm  nicht  weiter¬ 
gehende  Befugnisse  zustehen,  mit  bera¬ 
tender  Stimme  beizuwohnen,  die  Beru¬ 
fung  der  Generalversammlung  sowie  von 
Sitzungen  der  Verwaltungsorgane  zu 
verlangen  usw.  Und  schon  macht  ein 
Landgerichtsrat  Conradi  in  Darmstadt  in 
der  Zeitschrift  Bankarchiv  als  Mitglied 
des  Strafkollegiums  im  Prozeß  gegen  die 
Niedermodauer  Genossenschaft  Vor¬ 
schläge  zu  einer  Änderung  des  Genos¬ 
senschaftsgesetzes,  die  neben  anderen 
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wenigen  wesentlichen  Punkten  die  Um¬ 
wandlung  der  Verbandsrevision  in  eine 
Behörde  mit  Aufsichtsrechten  und 
Zwangsmaßregeln  fordern.  Diese  Vor¬ 
schläge,  die  nicht  ohne  Resonanz  in 
leitenden  Kreisen  sind,  würden  eine 
ernsthafte  Gefahr  für  die  freiheitliche 
Entwickelung  des  Genossenschaftswe¬ 
sens  bedeuten.  So  richtig  und  vernünf¬ 
tig  die  meisten  der  darin  geforderten 
Dinge  sind:  Vermeidung  der  Vettern¬ 
wirtschaft,  Wahrung  eines  richtigen  Ver¬ 
hältnisses  zwischen  eigenem  und  frem¬ 
dem  Kapital,  Beschränkung  der  Ausdeh¬ 
nung  der  Genossenschaften  mit  unbe¬ 
schränkter  Haftpflicht  auf  einen  bestimm¬ 
ten  Bezirk:  so  sind  das  doch  alles  Dinge, 
die  nicht  gesetzlich  erzwungen  werden 
dürfen  sondern  aus  der  Bewegung  selbst 
erwachsen  müssen.  Jedenfalls  bildet  der 
Niedermodauer  Fall  keine  typische  Er¬ 
scheinung  innerhalb  der  deutschen  Ge¬ 
nossenschaftsbewegung  sondern  eine 
traurige  Ausnahme,  und  es  wäre  deshalb 
gänzlich  verkehrt  auf  Grund  dieses 
Falles  eine  Gelegenheitsgesetzgebung  zu 
betreiben,  die  für  die  Gesamtbewegung 
nur  verhängnisvoll  werden  könnte. 


X 

Studentenge 
nossenschaf  • 
ten 
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Seit  einigen  Jahren  regt  es 
sich  wieder  in  der  deut¬ 
schen  Studentenschaft.  Die 
alte  Tradition,  die  die  akademische  Ju¬ 
gend  zur  Trägerin  und  Vorkämpferin 
fortschrittlicher  Ideale  machte,  wird 
wieder  lebendig.  Allerdings  erst  sehr 
vereinzelt.  Die  große  Mehrzahl  der  deut¬ 
schen  Studenten  sieht  immer  noch  im 
Rauten  und  Saufen  die  schönsten  Blüten 
des  studentischen  Lebens,  und  wenn  sie 
sich  mit  öffentlichen  und  politischen 
Fragen  befaßt,  dann  geschieht  dies  meist 
im  rückständigen,  hurrapatriotischen 
Sinn,  Um  so  mehr  dürfen  wir  uns  der 
schüchternen  Anzeichen  einer  erwachen¬ 
den  sozialen  Gesinnung  in  diesen  Krei¬ 
sen  freuen.  Ein  solches  Zeichen  ist  in 
der  Gründung  eines  Bundes  für  deutsche 
Studentengenossenschaften  zu  erblicken, 
die  kürzlich  erfolgte.  Der  Ausgangspunkt 
der  Bewegung  ist  Tübingen,  wo 
Professor  Wilbrandt,  dessen  konsumver¬ 
einsfreundliches  Auftreten  auf  dem 
letzten  evangelischsozialen  Kongreß  in 
dieser  Rundschau  (1913,  2.  Band,  pag. 
687  f.)  bereits  gewürdigt  wurde,  ein 
volkswirtschaftliches  Seminar  leitet.  Die¬ 
ses  Seminar  besichtigte  vor  einiger  Zeit 
die  Anlagen  des  dortigen  Konsumver¬ 
eins,  und  im  Anschluß  daran  fand  die 
Errichtung  einer  Käufervereinigung  für 


Tübingen  statt,  in  der  sich  Studierende 
der  verschiedenen  Fakultäten  mit  ande¬ 
ren  ledigen  Interessenten  zur  Organisie¬ 
rung  des  gemeinsamen  Bezugs  von  Le¬ 
bensmitteln,  Kollegartikeln,  Bekleidung, 
Mahlzeiten,  Wohnung  usw.  zusammen¬ 
schlossen.  Für  den  Nahrungsmittelbezug 
wird  die  Vereinigung  dem  dortigen  All¬ 
gemeinen  Konsumverein  angeschlossen 
werden.  Gleichzeitig  wurde  beschlossen 
ähnliche  Vereinigungen  in  allen  anderen 
Universitätsstädten  ins  Leben  zu  rufen 
und  eine  Zentrale  der  Bewegung  in  dem 
Bund  deutscher  Studentengenossen¬ 
schaften  zu  gründen.  Der  Bund  will,  wie 
es  in  seinem,  auch  während  des  ersten 
Freideutschen  Jugendtags  auf  dem 
Hohen  Meißner  verteilten  Aufruf  heißt, 
zur  Genossenschaft  erziehen,  und  zwar 
»in  der  Bedeutung  sowohl  einer  für  die 
Zukunft  erstrebten  gemeinnützigen  und 
geordneten,  tatsächlich  volksökonomi¬ 
schen  Wirtschaftsform  als  auch  der 
notwendigen  Grundlage  einer  höhern 
Kultur«.  Er  will  der  studentischen  Ju¬ 
gend  Anregung  geben  und  Wege  weisen 
zur  Anwendung  genossenschaftlicher 
Selbsthilfe  in  allen  Kreisen,  wobei  er 
sich  jeder  Parteipolitik  oder  konfessio¬ 
nellen  Bestrebung  fernhalten  will.  Er 
unterstützt  jede  ernste  soziale  Betäti¬ 
gung  innerhalb  der  Studentenschaft,  im 
besondern  die  Bewegung  der  Arbeiter¬ 
unterrichtskurse  und  des  Deutschen 
Siedlerbunds  (Settlements).  Der  Bund 
wird  eine  Monatsschrift  herausgeben; 
außerdem  steht  ihm  die  unabhängige  Ge¬ 
nossenschaftliche  Kultur  zur  Be¬ 
sprechung  seiner  Angelegenheiten  zur 
Verfügung. 

Also  ein  jedenfalls  ziemlich  weitgehendes 
Programm,  das  man  in  seinen  Einzelzügen 
nur  billigen  kann.  Es  braucht  wohl 
kaum  erwähnt  zu  werden,  daß  die  deut¬ 
schen  Krämer  und  ihre  Organe  bereits 
gegen  diese  ihnen  nicht  in  den  Kram 
passenden  Bestrebungen  der  Studenten 
mobil  gemacht  haben  und  sich  dabei 
auch  zu  einigen  artigen  Denunziationen 
speziell  gegen  Professor  Wilbrandt  hin¬ 
reißen  ließen.  Hoffentlich  wird  ihnen  die 
Resonanz  ausbleiben. 

X  X 

England:  Das  englische  Arbeitsamt 

scfmftspro  -  veröffentlichte  vor  einiger 
duktion  Zeit  Mitteilungen  über  den 
Umfang  der  britischen  Genossenschafts¬ 
produktion  im  Jahr  1912.  Der  Gesamt¬ 
betrag  des  Wertes  der  von  britischen 
Genossenschaften  (mit  Ausnahme  der 
landwirtschaftlichen)  erstellten  Waren 
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belief  sich  in  dem  genannten  Jahr  auf 
563  067  480  Mark-  Das  bedeutet  gegen¬ 
über  dem  Jahr  1903  eine  Zunahme  um 
288  329  420  Mark  oder  um  105%.  Auf 
die  verschiedenen  Formen  der  Produ¬ 
zenten-  und  Konsumentengenossenschaf¬ 
ten  verteilen  sich  diese  Zahlen  folgen¬ 
dermaßen: 
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Von  diesen  Genossenschaften  sind  die 
ersten  4  Arten  als  Konsumenten-,  die 
letzte  als  Produzentengenossenschaften 
anzusprechen.  Wie  ersichtlich,  ist  die 
Produktion  für  den  organisierten  Kon¬ 
sum  nicht  nur  viel  umfangreicher  als  die 
für  den  freien  Markt  (wobei  zu  beach¬ 
ten  ist,  daß  auch  viele  Arbeitsgenossen¬ 
schaften  heute  schon  nur  für  Konsum¬ 
vereine  arbeiten),  sondern  sie  weist  auch 
eine  viel  schnellere  Zunahme  auf.  Die 
einzige  hier  zu  verzeichnende  Abnahme, 
die  der  Kornmühlengenossenschaften,  er¬ 
klärt  sich  durch  die  Übernahme  zweier 
solcher  Genossenschaften  durch  die 
Großeinkaufsgesellschaft,  Heute  um¬ 
fassen  die  Konsumentengenossenschaften 
95%  der  gesamten  gewerblichen  Ge¬ 
nossenschaftsproduktion,  während  vor 
10  Jahren  erst  92%  auf  sie  entfielen.  Da 
der  Umsatz  der  Konsumvereine  im  Jahr 
1912  die  Höhe  von  rund  114  Milliarden 
Mark  erreichte,  wird  also  gegenwärtig 


nahezu  der  3.  Teil  des  Bedarfs  dieser 
Genossenschaften  in  eigenen  Fabriken 
und  Werkstätten  respektive  in  denen  ihrer 
Großeinkaufsorganisationen  hergestellt. 
Etwa  drei  Viertel  der  genossenschaft¬ 
lichen  Eigenproduktion,  412  Millionen 
Mark,  entfallen  auf  die  Herstellung  von 
Nahrungsmitteln  (Müllerei-,  Bäckerei-, 
Schlächtereiprodukte,  Schokolade,  Ka¬ 
kao,  Konserven)  und  von  Tabak.  Das 
Bekleidungsgewerbe  ist  mit  76,5  Millio¬ 
nen  Mark,  die  Fabrikation  von  Seife  und 
Lichtern  mit  19  ,  die  Textilindustrie  mit 
18,4,  Baugewerbe,  Steinbrüche,  Möbel¬ 
fabrikation  mit  zusammen  18,3,  das 
Druckereigewerbe  mit  9,8,  Metallge- 
gewerbe,  Maschinen-  und  Schiffsbau  mit 
4,0  und  andere  Industrieen  mit  5,7  Millio¬ 
nen  Mark  vertreten. 

Insgesamt  waren  in  diesen  Produktiv¬ 
betrieben  56  691  Personen  beschäftigt, 
während  die  Zahl  der  überhaupt  in  den 
gewerblichen  Genossenschaften  Groß¬ 
britanniens  tätigen  Personen  134  303  be¬ 
trug. 

X  X 

KurzeChronikDas  Kaiserliche  Aufsichts¬ 
amt  für  Privatversicherung 
hat  am  14.  Dezember  1913 
eine  vom  Deutschnationalen  Handlungs¬ 
gehilfenverband  gegründete  V  o  1  k  s  Ver¬ 
sicherungsaktiengesellschaft 
zum  Geschäftsbetrieb  im  In-  und  Aus¬ 
land  zugelassen.  Die  Gesellschaft  wurde 
mit  einem  Stammkapital  von  1  Million 
Mark  gegründet  und  wird  Versicherun¬ 
gen  bis  zu  2000  Mark  ohne  ärztliche  Un¬ 
tersuchung  mit  M.onatsbeiträgen  abschlie¬ 
ßen,  Natürlich  ist  die  Gründung  eine 
Gegengründung  gegen  die  Volksfürsorge. 
X  Am  1.  Januar  1914  ist  in  England 
eine  Novelle  zum  Genossenschaftsgesetz 
in  Kraft  getreten,  die  einige  fortschritt¬ 
liche  Bestimmungen  über  das  Erbrecht 
an  den  Genossenschaftsanteilen  sowie 
über  die  Neugründung  von  Genossen¬ 
schaften  und  die  genossenschaftliche  Re¬ 
visionspflicht  enthält.  X  Die  Schuhfa¬ 
brik  der  französischen  Großein¬ 
kaufsgesellschaft,  die  diese  von  einer 
Produktivgenossenschaft  übernahm,  er¬ 
freut  sich  einer  außerordentlichen  Ent¬ 
wickelung.  Dieses  mit  den  modernsten 
technischen  und  hygienischen  Errungen¬ 
schaften  ausgestattete  Unternehmen 
hatte  im  Geschäftsjahr  1906-1907,  dem 
Jahr  der  Übernahme,  einen  Umsatz  von 
87  000  Francs.  Dagegen  betrug  der  Um¬ 
satz  allein  in  den  ersten  5  Monaten  des* 
laufenden  Geschäftsjahrs  286  000  Francs. 
Die  Arbeitsbedingungen  sind  vorzüg- 


GENOSSENSCHAFTSBEWEGUNG  /  GERTRUD  DAVID 


129 


liehe;  um  die  in  der  Schuhfabrikation 
gefürchtete  alljährlich  mehrere  Monate 
dauernde  tote  Saison  zu  überwinden, 
läßt  die  Fabrik  in  dieser  Zeit  unter  er¬ 
heblichen  Opfern  auf  Vorrat  arbeiten.  X 
In  P  a  r  i  s  ist  die  Gründung  einer  großen 
Zentralgenossenschaft  geplant,  die  der 
unheilvollen  Zersplitterung  der  Pariser 
Konsumvereine  ein  Ende  bereiten  soll. 
Für  die  Umgebung  der  Metropole  soll 
das  Problem  der  Konzentration  in  der 
Weise  gelöst  werden,  daß  die  ganze  Um¬ 
gebung  in  4  Sektionen  eingeteilt  wird, 
für  die  4  Bezirkskonsumvereine  errich¬ 
tet  werden;  Bis  zur  Konstituierung  die¬ 
ser  Vereine,  können  die  Vorortsgenossen¬ 
schaften  ihre  Geschäftsführung  dem  Pa¬ 
riser  Verein  übertragen  und  so  der  Vor¬ 
teile  des  Großbetriebs  teilhaftig  werden. 

geistige  Bewegung  /  Leo  Kulimann 

Jugendbewe-  Man  kann  in  der  Ent¬ 
gangen  Wickelung  der  Demokratie 

drei  Stufen  beobachten. 
Auf  der  untersten  Stufe  handelt  es  sich 
um  die  staatsbürgerliche  Gleichberechti¬ 
gung  der  erwachsenen  xMänner,  auf 
der  zweiten  um  die  Gleichberechti¬ 
gung  der  Geschlechter,  die  Emanzipation 
der  Frauen.  Erst  der  neuesten  Zeit  ist 
die  schüchtern  aufkeimende  Erkenntnis 
Vorbehalten,  daß  es  auch  eine  Art 
Demokratie  der  Altersklassen  gibt,  daß 
auch  die  Jugend  das  Recht  hat  ihr 
eigenes  Leben  zu  leben,  daß  sie  Be¬ 
achtung  und  Anerkennung  ihrer  natür¬ 
lichen  physischen  und  geistigen  Be¬ 
dürfnisse  beanspruchen  darf:  allerdings 
gezügelt  durch  das  sittliche  Gebot  der 
Selbstbeherrschung  und  durch  die  Er¬ 
fordernisse  einer  Aufwärtserziehung  zur 
Erfüllung  späterer  Aufgaben.  Dieser  neue 
Geist  weht  durch  das  Buch  Dr.  Gustav 
Wynekens  Schule  und  Jugendkultur 
/Jena,  Diederichs/.  Wyneken  ist  der 
Gründer  der  Freien  Schulge¬ 
meinde  Wickersdorf,  die  zu  verlassen 
vor  annähernd  4  Jahren  ihn  »der  Macht¬ 
spruch  einer  blinden  Bureaukratie« 
zwang.  Das  Wesentliche  dieser  Schöpfung 
ist  ihre  Verfassung.  In  Anlehnung  an 
englische  und  amerikanische  Vorbilder 
ist  hier  der  Schuljugend  das  Recht  ein¬ 
geräumt  mit  den  Lehrern  zusammen¬ 
wirkend  in  parlamentarischen  Formen 
Angelegenheiten  der  Schule  und  ge¬ 
meinschaftlichen  Erziehung  selbstbe¬ 
stimmend  zu  regeln.  Diesen  freien  Ver¬ 
fassungsformen  entspricht  auch  der 
lebensbejahende  Geist,  der  aus  Wyne¬ 
kens  gesammelten  Aufsätzen,  insbeson¬ 


dere  gerade  auch  dem  Abschnitt  Koedu¬ 
kation  und  Sexualerziehung,  spricht. 
Den  Atem  der  Auflehnung  gegen  die; 
Hemmungen  unserer  Jugendkultur  spürt 
man  auch  in  der,  ebenfalls  von  Diederichs 
verlegten  Jubiläumsfestschrift  Frei- 
d  e  u  t  s  c  h  e  Jugend:  Zur  Jahr¬ 
hundertfeier  auf  dem  Hohen  Meißner 
1913.  Die  Freideutsche  Jugend  be¬ 
deutet  eine  Zusammenfassung  gleichge¬ 
stimmter  Jugendorganisationen,  deren 
Programme  in  gefälliger  Artikelform  an 
uns  vorüberziehen:  erst  die  verschie¬ 
denen  Wandervögel,  dann  Germania, 
Abstinentenbund  an  deutschen  Schulen, 
die  deutschen  Landerziehungsheime,  die 
Freie  Schulgemeinde  Wickersdorf,  Dürer¬ 
bund,  Deutscher  Vortragsbund  und  eine 
Reihe  akademischer  Vereinigungen.  Die 
Art,  wie  in  all  diesen  Aufrufen  und  den 
sich  anschließenden  Freundesworten  das 
Deutsche  betont  wird,  hält  sich  frei  von 
allem  herausfordernden  Nationalismus 
und  Chauvinismus.  Die  gemeinsame 
Grundstimmung  wird  wohl  am  treffend¬ 
sten  durch  den  Festgruß  Herbert  Eulen¬ 
bergs  wiedergegeben: 

»Ich  grüße  die  Jugend,  die  nicht  mehr  säuft, 

Die  Deutschland  durchdenkt  und  Deutschland  durch¬ 
läuft, 

Die  frei  heranwächst,  nicht  schwarz  und  nicht  schief. 
Weg  mit  den  Schlägern,  seid  wirklich  aktiv, 

Das  Mittelalter  schlagt  endlich  tot! 

Ein  neuer  Glaube  tut  allen  not, 

Bringt  Humpen  und  Säbel  zur  Rumpelkammer. 
Verjagt  den  Suff  samt  dem  Katzenjammer 
Und  alles,  was  euch  verfault  und  verplundert! 

Auf,  werdet  Menschen  von  unserm  Jahrhundert!« 

In  einem  Artikel  Die  deutsche  Jugend¬ 
bewegung,  in  der  Frankfurter  Zeitung 
vom  28.  Dezember  1913,  nennt  Wyneken 
»Jugendkultur«  eine  neue  Lebensauf-, 
fassung,  einen  neuen  Lebensstil  der  Ju¬ 
gend,  der  ihr  lebendigen  Zusammen¬ 
hang  mit  der  Kultur  ihrer  Zeit  gibt,  die 
Möglichkeit  natürlicher,  der  Jugend  an¬ 
gemessener  Lebensführung  und  Gesellig¬ 
keit  und  endlich  eine  Tätigkeit,  die  ihr 
selber  wichtig,  ja  heilig  ist.  Diese 
Jugendbewegung  hat  auch  ihre  eigene 
Zeitschrift;  sie  betitelt  sich  Der  Anfang 
und  ist  von  Schülern  und  Studenten  ge¬ 
schrieben. 

Wie  kann  die  Sozialdemokratie  dieser 
Bewegung  gegenüberstehen?  Ich  meine, 
im  Prinzip  wohlwollend.  Handelt  es 
sich  auch  hier  vorwiegend  um  Organisa¬ 
tionsformen,  die  aus  sozialen  und  finan¬ 
ziellen  Gründen  vorerst  noch  den  un¬ 
bemittelten  Klassen  verschlossen  sind, 
so  haben  wir  doch  auch  Anlaß  den  hier 
zum  Ausdruck  kommenden  gesunden. 
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Protest  gegen  einen  falschen,  partei¬ 
politisch  orientierten  Chauvinismus  nach 
Kräften  zu  unterstützen.  Es  darf  aller¬ 
dings  nicht  verschwiegen  werden,  daß 
man  namentlich  in  die  Wandervogelbe¬ 
wegung  auch  eine  Rassenfeindschaft  hin¬ 
einzutragen  versucht  hat,  deren  Be¬ 
tonung  das  jugendliche  Gemüt  dauernd 
in  häßlicher  Weise  zu  beeinflussen  ge¬ 
eignet  ist.  Die  Leitung  des  Bundes  hat 
sich  zwar  dagegen  zur  Wehr  gesetzt,  daß 
diese  Tendenzen  mit  der  Organisation 
selber  zu  tun  hätten;  es  bleibt  aber  ab¬ 
zuwarten,  ob  sie  nicht  faktisch  doch  die 
Bewegung  infizieren  werden.  Ferner  ist 
auch  auf  die  Gefahr  aufmerksam  zu 
machen,  daß  diese  Jugendbewegung  zu 
einem  neuen  Konventionalismus  und  zu 
einem  Dünkel  führt,  der  die  Selbster¬ 
ziehung  zu  wahrer  innerer  Freiheit  be¬ 
einträchtigt  und  Scheinpersönlichkeiten 
züchtet.  Symptome  einer  falschen  Selbst¬ 
einschätzung  sind  jedenfalls  zu  konsta¬ 
tieren. 

Wie  bei  jeder  pädagogischen  Bewegung 
wird  auch  bei  dieser  ihr  Wert  erst  aus 
ihren  Ergebnissen  beurteilt  werden 
können.  Man  darf  vor  allem  den 
Wunsch  und  die  Hoffnung  aussprechen, 
daß  die  Jugend,  die  an  dieser  Bewegung 
teilnimmt,  durch  ein  Streben  nach  Hin¬ 
gabe  an  eine  Sache,  die  die  persönliche 
Kräftebetätigung  erst  adelt,  und  durch 
innere  Bescheidenheit  sich  das  Maß  der 
Freiheit,  das  sie  sich  äußerlich  nimmt, 
auch  wirklich  innerlich  zu  erwerben 
wissen  wird. 

Die  sozialistische  Jugendliteratur 
erscheint  mit  zwei  bedeutenden  Schriften 
auf  dem  Plan:  Das  heilige  Feuer  von 
Jürgen  Brand  /Stuttgart,  Dietz/  und 
Seht,  wie  die  Zukunft  euch  grüßt!,  her¬ 
ausgegeben  von  dem  Arbeiterverein 
Kinderfreunde  Niederösterreichs  /Wien, 
Brand/.  Die  erstgenannte  Schrift  ist 
eine  Sammlung  novellistischer  Skizzen 
aus  dem  täglichen  Leben  mit  eindring¬ 
licher,  nicht  aufdringlicher  sozialisti¬ 
scher  Tendenz,  zeugend  von  starker 
dichterischer  Begabung  des  Verfassers 
und  in  hohem  Maß  geeignet  in  dem  jun¬ 
gen  Proletarierherzen  das  »heilige 
Feuer«  des  fruchtbaren  Kampfes  gegen 
die  Ungerechtigkeit  unserer  Wirtschafts¬ 
ordnung  zu  entfachen.  Die  zweite  Schrift 
enthält  Ansprachen  an  die  schulent¬ 
lassene  Proletarier  jugend  von  Max 
Winter,  Emmy  Freundlich,  Adelheid 
Popp,  Angelo  Cawaro,  Anton  Afritsch, 
Engelbert  Pernerstorfer,  die  dem  jungen 
Arbeiter  gleichzeitig  die  Richtung 


weisen  und  ihm  nach  Möglichkeit  die 
Lebensfreude  innerhalb  bewußter  und 
zielenergischer  Arbeit  erhalten  wollen. 

X  X 

KurzeChronik  Der  Bund  für  Schulreform 

hielt  seinen  letzten  Kongreß 

für  Jugendbildung  und 
Jugendkunde  in  Breslau  ab  und  be¬ 
schloß  für  die  endgültige  Entscheidung 
der  Koedukations  frage  nur  die 
exakten  Grundlagen  der  Erfahrung  und 
Experimente  gelten  zu  lassen  (siehe  auch 
die  Rubrik  Frauenbewegung,  1913, 
3.  Band,  pag.  1650  f.).  X  Professor  Na- 
torp  hat  auf  dem  letzten  Volkshochschul¬ 
tag  in  Frankfurt  am  Main  die  Auf¬ 
nahme  des  Volksbildungswesens  als  Lehr¬ 
fach  an  den  Universitäten  gefordert. 
Zwecks  wissenschaftlicher  Durchdringung 
des  nationalen  Arbeitslebens  empfiehlt 
er  eine  freie  Vereinigung  von  Lehr¬ 
kräften  und  praktischen  Volksmännern 
nach  dem  Muster  der  sozialpäda- 
gogischen  Fakultät  zu  Chicago 
zusammenzurufen.  X  Ende  Dezember 
weihte  die  Brüsseler  Genossenschaft 
Maison  du  Peuple  ihr  mit  einem  Auf¬ 
wand  von  650  000  Francs  erbautes  Bil¬ 
dungsheim  ein.  Solvay  erhöhte  bei  die¬ 
ser  Gelegenheit  die  nach  ihm  benannte, 
mit  100  000  Francs  begründete  Stiftung 
für  sozialistische  Bildungszwecke  um 
1  Million.  Anatole  France  hielt  die 
Festrede  und  predigte  das  Evangelium 
der  Wiedererweckung  unserer  Kultur 
durch  die  Massen,  aus  den  Massen.  Für 
Deutschland  sprach  Genosse  Heinrich 
Schulz.  X  Eine  Sammlung  schöner 
Büch, er  gibt  das  Deutsche  Verlagshaus 
Vita  in  Berlin  heraus;  sie  ist  Leuch¬ 
tende  Stunden  betitelt  und  wird 
schon  wegen  ihrer  sympathischen  Aus¬ 
stattung  Genuß  bereiten.  Die  Reihe  er¬ 
öffnet  Walter  Bloem  An  heimischen 
Ufern,  ein  Buch,  in  dem  mit  Wort  und 
Bild  Liebe  zur  heimatlichen  Flußland¬ 
schaft  und  Wanderlust  geweckt  werden; 
ihm  folgen  Georg  Engel  Auf  hoher 
See,  wie  es  scheint,  der  Flottenpropa¬ 
ganda  gewidmet,  und  Johannes  Trojan 
Unsere  deutschen  Wälder,  worin  ein 
seltener  Kenner  der  heimischen  Flora 
uns  das  intimste  Leben  der  deutschen 
Bäume  miterleben  läßt. 

X  t  X 

Literatur  Von  pädagogischen  Neuer¬ 
scheinungen  ist  zu  nennen: 

Georg  Kerschen¬ 
ste  i  n  e  r  Begriff  der  Arbeitsschule, 
2.  verbesserte  und  vermehrte  Auflage 
/Leipzig,  Teubner/.  Noch  immer  be- 
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gegnet  der  Begriff  der  Arbeitsschule 
Mißverständnissen.  Der  Hauptnachdruck 
liegt  nicht  auf  der  manuellen  Ausbildung 
sondern  darauf,  daß  dem  Schüler,  statt 
der  in  der  Buchschule  vorherrschend 
empfangenden  Tätigkeit,  eine  mehr 
selbständig  schaffende  Betätigung  zuge¬ 
wiesen  wird,  durch  die  er  sich  Geistes¬ 
und  Charakterbildung  erarbeiten  kann. 
Die  Schrift  ist  zu  empfehlen.  X  Ferner 
Die  Poesie  in  Not,  ein  neuer  Weg  zur 
literarischen  Genesung  unseres  Volkes, 
von  Adolf  Jensen  und  Wilhelm 
Lamszus  /Hamburg,  Senger/.  Warum 
läuft  das  junge  Volk  mehr  denn  je  in 
die  Kinos,  statt  sich  auf  die  guten  und 
billigen  Erzeugnisse  der  modernen  Ju¬ 
gendbüchereien  mit  Gier  zu  stürzen? 
Die  Verfasser  antworten:  Wir,  die  deut¬ 
schen  Schulmeister,  sind  schuld;  wir 
haben  die  Poesie  erschlagen.  Und  dann 
kommen  Beispiele  so  fürchterlich  vivisek- 
torischer  Mißhandlung  unserer  Klassiker, 
daß  unser  Literaturunterricht  als  konse¬ 
quenter  Dichtermord  bezeichnet  werden 
müßte,  wenn  diese  Beispiele  typisch 
wären,  was  ich  allerdings  nach  meinen 
persönlichen  Gymnasialer  fahr  ungen  nicht 
ohne  weiteres  annehmen  kann.  X  Das 
Buch  F  r.  W.  F  oersters  Staats¬ 
bürgerliche  Erziehung,  Prinzipienfragen 
politischer  Ethik  und  politischer  Päda¬ 
gogik  /Leipzig,  Teubner/  scheint  in 
christlichsozialem  Sinn  die  Lösung  der 
sozialen  Frage  durch  erzieherische  Ein¬ 
wirkung  auf  die  Erwachsenen  anbahnen 
zu  wollen.  Es  muß  anerkannt  werden, 
daß  der  Verfasser  einen  scharfen  Blick 
für  die  aufreizenden  politischen  und  so¬ 
zialen  Unsitten  unserer  Bourgeoisie  hat. 
Wen  es  angeht,  wird  das  Buch  kaum 
lesen,  ohne  an  seine  Brust  zu  greifen.  Es 
ist  in  der  Tat  geeignet  politische  und 
soziale  Kultur,  die  uns  Deutschen  be¬ 
sonders  nottut,  zu  fördern.  X  Die 
Teubnersche  Sammlung  Aus  Natur 
und  Geisteswelt  bringt  2  über  das 
Unterrichtswesen  gründlich  orientierende 
Schriften:  Th.  Ziegler  Über  Universi¬ 
täten  und  Universitätsstudium  und 
A.  Sachse  Die  preußische  Volks-  und 
Mittelschule.  X  Wer  in  ein  organisches 
Verständnis  deutscher  Gegenwart  einge¬ 
führt  sein  will,  nehme  das  schöne  Teub¬ 
nersche  Sammelwerk  Schaffen  und 
Schauen:  Von  deutscher  Art  und  Ar¬ 
beit  zur  Hand.  Land,  Volk,  Verfassung, 
Volkswirtschaft,  Politik,  Berufsgliede¬ 
rung,  geistige  Kultur  und  Lebensführung 
ziehen  in  fesselnd  geschriebenen  und 
doch  streng  wissenschaftlichen  Einzel¬ 


darstellungen  berufener  Fachleute  an 
uns  vorüber.  An  Einzelheiten  der  Be¬ 
arbeitung  wäre  wohl  Kritik  zu  üben,  in 
ihrer  Gesamtheit  wird  sie  durch  ihr 
Streben  nach  gerechtem  Abwägen  und 
durch  ihre  Anschaulichkeit  befriedigen. 
X  Zum  Schluß  greife  ich  noch  aus  den 
Erscheinungen  des  München-Gladbacher 
Volksvereinsverlags  eine  Schrift  von  all¬ 
gemeiner  Brauchbarkeit  heraus:  Die  Kon¬ 
fession  der  sozialdemokratischen  Wäh¬ 
lerschaft  1907  von  Dr.  A.  Klöcker; 
sie  verdient  wegen  ihres  fleißig  ge¬ 
sammelten  und  verarbeiteten  statisti¬ 
schen  Materials  hohe  Beachtung. 

WISSENSCHAFT 

Biologie  /  Rdolf  Koelsch 

Chemie  des  Mehr  als  sein  Interesse  auf 
Lehrbuchboden  anzupflan¬ 
zen  kann  die  Lektüre  eines 
kleinen  Vortrags  Der  Anteil  einfachster 
Stoffe  an  den  Lebenserscheinungen 
/Bern,  Drechsel/  nützen,  den  der  Berner 
Physiologieprofessor  Leon  Asher  an 
einem  der  dort  üblichen  akademischen 
Abende  gehalten  hat.  Es  ist  jammer¬ 
schade,  daß  ein  Mann,  der  so  vorzüglich 
zu  schreiben  und,  wie  ich  von  früher  her 
weiß,  nicht  minder  glänzend  vorzutragen 
versteht,  von  den  Herausgebern  deut¬ 
scher  Zeitschriften,  die  Wert  auf  eine 
fesselnde  Darstellung  guter  Gedanken 
legen,  nicht  gewaltsam  zur  Mitarbeit  her¬ 
angezogen  und  so  der  breitesten,  in¬ 
tellektuell  interessierten  Öffentlichkeit 
zugeführt  wird.  Denn  Asher  ist  der  ge¬ 
borene  Essayist,  und  sein  Denken  be¬ 
wegt  sich  in  mehr  als  bloß  3  Dimensio¬ 
nen.  In  dem  vorerwähnten  Vortrag  rückt 
er  einer  Vorstellung  zu  Leibe,  die  nicht 
einzig  in  Laienköpfen  noch  spukt;  ach, 
sie  wird  von  gar  manchem  bücher-  und 
aufsatzschreibenden  Zeitgenossen,  der 
trotz  aller  Anhänglichkeit  an  eine  Lehr¬ 
kanzel  den  Kontakt  mit  der  Wissenschaft 
seiner  Zeit  längst  verloren  hat,  immer 
wieder  in  jubilo  erneuert.  Es  ist  die 
irrige  Meinung,  daß  der  organischen 
Chemie  bei  weiterm  Fortschritt  je  die 
Erklärung  der  Lebenserscheinungen  ge¬ 
lingen  werde.  Dies  kann  aus  dem  ein¬ 
fachen  Grund  nicht  sein,  weil  nach 
neueren  Einsichten  die  einfachsten  an¬ 
organischen  Stoffe  am  Zustande¬ 
kommen  der  Lebensphänomene  ebenso 
tief  beteiligt  sind  wie  die  hochzusammen¬ 
gesetzten  plasmatischen  Eiweißkörper, 
mit  deren  Synthese  der  Physiologe  von 
einst  alles  gewonnen  hielt,  und  an  denen 
der  materialistische  Barrikadenkämpfer 
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von  heute  sich  immer  noch  ins  Zentrum 
der  Schöpfung  selber  zu  schwingen  hofft. 
Dem  Nachweis  dieses  Irrtums  ist  Ashers 
Vortrag  gewidmet.  Er  wird  (höchst  ein¬ 
fach)  durch  Vorlegung  jener  Tatsachen 
geführt,  aus  denen  sich  unwiderruflich 
entnehmen  läßt,  daß  die  einfachen  anor¬ 
ganischen  Stoffe  »in  den  sinn-  und 
planvollen  Mechanismus  des  Lebens  eben¬ 
so  eingehen  wie  die  höchst  zusammen¬ 
gesetzten  chemischen  Stoffe«.  Es  wird 
weiter  gezeigt,  daß  der  Mechanismus  des 
Lebens  überhaupt  erst  verständlich  wird, 
und  »die  Möglichkeit  dieses  Mechanis¬ 
mus  überhaupt  erst  gegeben  ist  durch  die 
Eigenschaften,  welche  jenen  einfachsten 
Stoffen  innewohnen«. 

Und  ihre  Namen?  Kennen  wir  sie?  O, 
wir  kennen  sie  gut.  Sie  heißen  Natrium, 
Kalium,  Magnesium-  und  Kalziumsalze, 
ihr  Hauptlagerplatz  ist  der  Blutsaft.  Was 
schien  doch  sonst  einem  Autor  beson¬ 
ders  mitteilenswert,  wenn  er  uns  einen 
Begriff  von  der  Beschaffenheit  und  den 
Aufgaben  des  Blutes  beibringen  wollte? 
Er  sagte,  es  sei  ein  besonderer  Stoff,  der 
die  Ernährung  und  in  gewissem  Sinn 
auch  die  Säuberung  des  Zellenstaats  zu 
besorgen  habe  und  sich  aus  der  Blut¬ 
flüssigkeit  auf  der  einen,  den  in  ihr 
schwebenden  roten  und  weißen  Blut¬ 
körperchen  auf  der  andern  Seite  zusam¬ 
mensetze.  Dann  wurde  die  ganze  Auf¬ 
merksamkeit  auf  die  Blutkörperchen 
konzentriert  und  die  Blutflüssigkeit 
nebenbei  geschildert  als  ein  klares,  gelb¬ 
liches,  wasserreiches  Medium,  das  in 
feiner,  schaumartiger  Aufmischung  die 
Abbaustoffe  der  Nahrungseiweiße,  Stärke¬ 
körper,  Fette,  mancherlei  Farbstoffe, 
Gase  und  ein  Heer  von  unentwirrbaren 
Schutzfermenten  enthalte.  Vielleicht  wurde 
der  Gewissenhaftigkeit  halber  auch  das 
Vorhandensein  von  Natrium-,  Kalium-, 
Kalk-  und  Magnesiumsalzen  erwähnt. 
Aber  während  der  Physiologe  nun  über 
die  Bedeutung  aller  organischen 
Blutsafteinflüsse  von  den  roten  Zellkör¬ 
perchen  herunter  bis  zu  den  Farbstoffen 
und  Schutzfermenten  sehr  wichtige  und 
interessante  Dinge  zu  erzählen  wußte, 
erfuhr  man  über  die  Bedeutung  jener 
alltäglichen  Salze  gar  nichts.  Ja,  ich 
schlage  das  Handwörterbuch  der  Natur¬ 
wissenschaften  auf,  das  gerade  im  Er¬ 
scheinen  begriffen  ist,  und  das  auf  etwa 
120  000  Lexikonformatseiten  eine  syste¬ 
matische  Übersicht  über  das  natur¬ 
wissenschaftliche  Gesamtwissen  unserer 
Tage  bringen  will;  ich  finde  darin  die 
Funktionen  aller  Bluteinschlüsse  sorg¬ 
fältig  registriert,  aber  kein  Wort  über 


die  Rolle,  die  jene  einfachsten  anorgani¬ 
schen  Beimengungen  in  der  Chemie  des 
Zellenstoffwechsels  spielen. 

Asher  rückt  diese  Aschenbrödelgestalten 
ins  Licht  und  verleiht  jeder  ohne  ab¬ 
lenkende  Zeremonie  ihr  Krönchen.  Er 
weist  darauf  hin,  daß  bei  Entfernung  des 
Kalkions  aus  dem  ernährenden  Saft  für 
ein  Lebensgebilde  jede  Bewegungsmög¬ 
lichkeit  auf  hört;  ebenso  unentbehrlich  ist 
es  für  das  Zustandekommen  der  Er¬ 
regungsvorgänge  und  die  Aktionen  der 
so  überaus  lebenswichtigen  Fermente. 
Viele  von  ihnen  verlieren  ihre  Wirksam¬ 
keit,  »wenn  man  ihnen  ihren  Salzgehalt 
entzieht,  und  sie  kehrt  wieder,  sobald 
die  entfernten  Salze  wieder  zugesetzt 
werden«.  Dann  werden  das  Wasserstoff¬ 
ion,  das  Hydroxylion,  das  Ion  des 
Eisens  in  ihrer  vielseitigen  Bedeutung 
für  den  Mechanismus  des  Lebens  vor¬ 
geführt,  und  schließlich  wird  die  Ab¬ 
hängigkeit  der  Hemmung,  des  Wider¬ 
parts  der  Erregung,  von  den  Eigenschaf¬ 
ten  der  einfachsten  Stoffe  dargelegt, 
immer  so,  daß  es  sicher  jedem  Ver¬ 
gnügen  bereitet  zu  folgen.  Zum  Schluß 
wird  denen,  die  nun  etwa  glauben  möch¬ 
ten,  daß  in  den  anorganischen  Plasma¬ 
einschlüssen  jener  Lebensfetisch  gefun¬ 
den  sei,  den  der  Materialismus  ehedem 
in  den  Eiweißkörpern  verehrte,  ein  sanf¬ 
ter  Nasenstüber  erteilt.  Denn  diese  ein¬ 
fachsten  Stoffe  sind  für  sich  allein  genau 
so  ein  Totes  wie  die  verwickelten  Ei¬ 
weißbausteine  der  Lebenssubstanz.  Erst 
in  der  Wechselwirkung  beider  wird  das 
Leben  geboren.  Was  ist  aber  das,  was 
sie  zu  solcher  Wechselwirkung  zusam¬ 
menführt? 

X  X 

N.rkose  Im  Institut  des  Bonner 

Physiologen  Max  Ver- 

w  o  r  n  ist  in  gemeinsamer 
Arbeit  von  Meister  und  Schülern  wäh¬ 
rend  des  letzten  Jahrzehnts  eine  neue 
Theorie  der  Narkose  aufgestellt  wor¬ 
den,  die  bei  der  jüngern  Generation  viel 
Anklang  zu  finden  scheint.  Den  ansehn¬ 
lichsten  Vorstoß  dahinüber  hatten  vor¬ 
dem  Overton  und  Meyer  /1899/  ge¬ 
macht.  Ich  kann  im  Augenblick  quellen¬ 
mäßig  nicht  feststellen,  wer  eigentlich  als 
erster  dahinter  kam,  daß  jeder  Organis¬ 
mus  als  Lösungsmittel  für  andere  Stoffe 
nur  2  Substanzen  zur  Verfügung  habe, 
und  daß  alle  Agenzien,  die  hierin  nicht 
lösbar  sind,  der  Verwertungsmöglichkeit 
durch  den  Zellenstaat  widerstehen.  Je¬ 
denfalls  wurden  als  jene  beiden  einzigen 
Lösungsmittel  Wasser  und  Fette  ausge¬ 
kundschaftet,  zwei  Stoffe  also,  die  in  ein- 
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ander  selber  nicht  löslich  sind.  In  den 
undurchsichtigen  Mechanismus  der  Nar¬ 
kose  wurde  nun  von  Overton  und  Meyer 
insofern  Licht  gebracht  als  sie  zeigten, 
daß  ein  Stoff  nur  dann  narkotische  Wir¬ 
kungen  entfalten  kann,  wenn  er  bei  spär¬ 
lichem  Lösungsvermögen  in  Wasser  eine 
gute  Löslichkeit  in  Fetten  besitzt,  und 
daß  seine  Betäubungskraft  um  so  größer 
ist,  je  mehr  seine  Löslichkeitsverhält¬ 
nisse  sich  zugunsten  der  Fette  verschie¬ 
ben.  Da  nun  die  Nervenzellen  erwie¬ 
senermaßen  fettreicher  sind  als  alle  an¬ 
deren  Körperzellen,  so  werden  sie  es 
sein,  die  mit  besonderer  Gier  die  im 
Blut  schwimmenden  Äther-  und  Chloro¬ 
formmoleküle  aufsaugen  und  sich  rascher 
als  die  übrigen,  vom  Blutstrom  berührten 
Gewebe  mit  ihnen  belasten.  Warum  also 
gerade  das  Nervensystem  von  ge¬ 
wissen  Stoffen,  die  in  gleicher  Dichte 
doch  an  allen  Körperzellen  vorbeidefi¬ 
lieren,  so  schnell  und  schwer  getroffen 
wird,  war  aus  der  besondern  chemischen 
Struktur  seiner  Zellmembranen  und  Plas¬ 
maeinschlüsse  (Fettreichtum)  begreiflich. 
Eine  andere  Frage  war,  warum  die  Wir¬ 
kung  der  eingedrungenen  Stoffe  nun  ge¬ 
rade  in  einer  Herabsetzung  der  Vitali¬ 
tät  der  Ganglienzellen  bestehen  konnte. 
Hier  setzten  Verworns  Untersuchungen 
ein  /1913/.  Er  fragte  sich,  aus  welcher 
Quelle  der  Ausfall  des  Erregungsvermö¬ 
gens  für  äußere  Reize  (worin  ja  das 
Hauptmerkmal  des  narkotischen  Zustands 
besteht)  wohl  fließe  und  nahm  zu 
diesem  Zweck  eine  Analyse  jener  Ver¬ 
änderungen  vor,  die  der  normale  Zell¬ 
stoffwechsel  nach  seinen  verschiedenen 
Richtungen  hin  (als  da  sind  Aufbau  und 
Abbau  der  Ernährungssubstanzen,  Lei¬ 
tungsfähigkeit,  Sauerstoffaustausch  usw.) 
unter  dem  Einfluß  der  narkotischen 
Stoffe  erfährt.  Heute  ist  die  Theorie 
fertig.  Sie  besagt,  daß  durch  die  betäu¬ 
benden  Substanzen  ausschließlich  der 
Sauerstoffwechsel  der  Zelle  ge¬ 
troffen  wird.  Jene  selben  Fette  nämlich, 
die  eine  so  hohe  Anziehungskraft  für  die 
Narkotica  bekunden,  sind  (nach  Mans¬ 
feld)  gleichzeitig  auch  die  Überträger 
des  im  Blut  schwimmenden  Luftsauer- 
srtoffs  an  das  Zellprotoplasma.  Da  nun 
aber  ihre  Lösungskraft  für  Äther,  Chloro¬ 
form  usw.  noch  größer  ist  als  die  für 
Sauerstoff,  saugen  sie  sich  schnell  so 
stark  mit  jenen  voll,  daß  die  Zirkula¬ 
tionsbedingungen  für  das  unentbehrliche 
Sauerstoffgas  immer  schlechter  werden, 
und  schließlich  das  hinter  der  Fettwand 
versteckte  Protoplasma  überhaupt  kei¬ 
nen  Sauerstoff  mehr  erhält.  Die  Folge 


ist,  daß  alle  Verbrennungsprozesse  in  der 
Ganglienzelle  mehr  und  mehr  herabge¬ 
setzt  werden  und  die  Energieproduktion 
einschläft,  gleichsam  erstickt.  Damit  er¬ 
stickt  aber  auch  die  Reizbarkeit.  Ob 
Verworn  in  allen  Stücken  recht  behalten 
wird,  mag  fraglich  sein;  schon  heute 
fehlt  es  nicht  an  Einwänden.  Der  stärkste 
ist  der,  daß  die  (mögliche)  Mitwirkung 
der  anorganischen  Blutsalze,  auf 
deren  allgemeine  Bedeutung  der  vorauf¬ 
gehende  Rundschauabschnitt  hinweist, 
nicht  berücksichtigt  ist.  So  wird  man 
auch  auf  dieses  Thema  wohl  nach  Jah¬ 
ren  zurückkommen  müssen. 

X  X 

KurzeChromk Jn  Bonn  ist  im  Alter  von 
61  Jahren  der  Zoologe  Pro¬ 
fessor  Hubert  Ludwig 
gestorben.  Er  war  internationaler  Spe¬ 
zialist  auf  dem  Gebiet  der  Echinoder- 
menkunde  und  wirkte  seit  1887  an  der 
rheinischen  Universität.  X  Shackleton 
rüstet  eifrig  zu  einer  neuen  Südpol- 
expedition,  die  besonders  der  Küsten¬ 
erforschung  des  antarktischen  Kontinents 
und  der  Auskundung  seiner  Hochgebirgs- 
welt  gewidmet  sein  soll.  X  Nach  dem 
Nordpol  ist  unter  Leitung  des  Pro¬ 
fessors  Urussow  eine  russische  Expedi¬ 
tion  aufgebrochen,  dadurch  bemerkens¬ 
wert,  daß  sich  an  ihr  auch  3  Frauen  und 
2  Missionare  beteiligen.  X  Rassen¬ 
forscher  seien  darauf  hingewiesen,  daß 
unter  dem  Titel  Die  Rehobother  Bastards 
und  das  Bastardierungsproblem  beim 
Menschen  von  dem  Freiburger  Anthro¬ 
pologen  E.  Fischer  ein  großes  Werk  bei 
G.  Fischer  in  Jena  erschienen  ist, 
das  Referaten  zufolge  die  Varia- 
tions-  und  Vererbungs  erschei- 
nungen  an  einer  menschlichen  Misch¬ 
bevölkerung  mit  bisher  nicht  gekannter 
Vollständigkeit  behandelt.  X  Das  1.  Heft 
der  von  Krall  herausgegebenen  Zeit¬ 
schrift  Tierseele  /Bonn,  Eisele/ 
bringt  einen  sehr  guten  und  sehr  vor¬ 
sichtigen  Artikel  von  Professor  Eduard 
Claparede  (Genf)  über  die  »gelehrten 
Pferde«  von  Elberfeld  und  Protokolle 
über  Versuche,  die  Krall  mit  dem  Klugen 
Hans  im  Jahr  1907  zur  Feststellung 
seiner  Sehschärte  unternommen  hat.  Der 
Rest  ist,  soweit  er  tierpsychologische 
Fragen  berührt,  unproduktiver  interner 
Krawall.  X  Zum  Nachfolger  des  Karls¬ 
ruher  Forstzoologen  Professor  Otto 
Nüßlin,  der  in  den  Ruhestand  get?e4en 
ist,  wurde  Professor  Karl  Escherich  bis¬ 
her  Ordinarius  an  der  Forstakademie 
Tharandt,  berufen.  X  Die  durch  den  Tod 
des  Würzburger  Botanikprofessors 
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G.  Kraus  an  der  dortigen  Universität  er¬ 
ledigte  Lehrkanzel  für  Pflanzenkunde  und 
Pharmakognosie  übernimmt  mit  dem 
1.  April  1914  Professor  Hans  Kniep,  bis¬ 
her  in  Straßburg.  X  Die  französische 
Akademie  der  Wissenschaften  hat  einen 
Preis  von  10  000  Francs  für  den  aus¬ 
gesetzt,  dem  die  künstliche  Züchtung  des 
Reihers  gelingen  sollte. 

X  X 

Literatur  yon  den  4  Sonderbänden, 
in  denen  Paul  Hinnebergs 
riesige  Enzyklopädie  Die 
Kultur  der  Gegenwart  /Leipzig, 
Teubner/  ein  Bild  vom  Zustand  der  or¬ 
ganischen  Naturwissenschaften  entwerfen 
soll,  liegt  nun  einer  ebenfalls  fertig  vor, 
der  34,  der  ganzen  Serie,  Man  hat  die 
900  Seiten  klugerweise  auf  2  handliche 
Halbbände  verteilt,  von  denen  der  1.  dje 
Gestaltenlehre  und  Entwickelung  der 
Pflanzen  umfaßt,  der  2.  die  Gestalten¬ 
lehre  und  Entwickelungsgeschichte  der 
Tiere.  Als  Autoren  des  1.  Bandes  zeich¬ 
nen  der  vor  IY2  Jahren  verstorbene  Bon¬ 
ner  Botaniker  E.  Strasburger  und  W. 
Bennecke,  den  Tierband  haben  die  Brü¬ 
der  Oskar  und  Richard  Hertwig,  K.  Hei- 
der,  H.  Poll,  F.  Keibel  und  E.  Gaupp 
geschrieben.  Obgleich  die  Verfasser  nun, 
wie  man  so  sagt,  lauter  Koryphäen  der 
Wissenschaft  sind  und  beide  Bände 
lediglich  das  morphologische  Tatsachen¬ 
material  vorlegen,  auf  das  die  übrigen 
Bände  sich  stützen  sollen,  ist  es  doch 
sehr  schwer  zu  der  Gesamtleistung  wie 
zu  den  Einzelarbeiten  ein  bestimmtes 
Verhältnis  zu  gewinnen,  wenn  man  sei¬ 
nen  Standpunkt  nicht  fortwährend  ver¬ 
schiebt.  Kein  Zweifel,  daß  an  Gründ¬ 
lichkeit  und  Genauigkeit  der  Aussagen 
hier  zu  wünschen  kaum  etwas  übrig¬ 
bleibt.  Kein  Zweifel  auch,  daß  jeder  an 
geistiger  Durchdringung  des  Stoffes  sein 
Bestes  herzugeben  sich  mühte.  Aber  aller 
gute  Wille  hat  nicht  hindern  können,  daß 
den  Büchern  doch  jener  Schwung  der 
Gestaltung  fehlt,  der  von  der  ersten  bis 
zur  letzten  Seite  wenigstens  jeden  Halb¬ 
band  zu  einem  Ganzen  zusammenrisse. 
Schon  im  Stil  fallen  die  Bände  glatt  aus¬ 
einander,  ja  es  scheint,  daß  nicht  einmal 
jeder  einzelne  Autor  sein  Pensum  in 
gleicher  Laune  geschrieben  hat.  In 
einigermaßen  schönem,  selbstsicherm  Fluß 
gleitet  Strasburgers  Darstellung  der 
pflanzlichen  Zellen-  und  Gewebelehre 
dahin  (2  Tage  nach  Absendung  des 
Manuskripts  ereilte  den  Verfasser  der 
Tod),  Gewandtheit  lassen  auch  die 
schriftstellerisch  so  fleißigen  Brüder 
Hertwig  nicht  missen.  Die  übrigen  Ab¬ 


schnitte  kommen  über  den  üblichen  Lehr¬ 
buchton  nicht  hinaus,  Keibel  und  Gaupp 
blieben  vielfach  darunter.  Mindestens 
ebenso  tiefe  Ungleichmäßigkeiten  durch¬ 
ziehen  die  Konzeption;  besonders  im  zoo¬ 
logischen  Band  macht  sich  dieser  Nach¬ 
teil  stark  fühlbar.  Gewiß  muß  unbedingt 
anerkannt  werden,  daß  jeder  Bearbeiter 
sich  bemüht  alle  Theorieen,  die  sich  im 
letzten  Jahrhundert  als  fruchtbar  für  die 
Forschung  erwiesen  haben,  recht  scharf 
herauszuarbeiten,  so  daß  hier  Boden  ge¬ 
nug  hergerichtet  wird,  auf  dem  das  Zeit¬ 
empfinden  und  der  Kulturwille  der  Ge¬ 
genwart  Wurzel  schlagen  können.  In 
Oskar  Hertwigs  Abschnitt  über  die  all¬ 
gemeine  und  experimentelle  Morphologie 
und  Entwickelungsgeschichte  der  Tiere 
wie  auch  teilweise  in  Strasburgers  Bei¬ 
steuerung  drängt  sich  die  überragende 
wissenschaftliche  Persönlichkeit  dieser 
Forscher  jedoch  (notgedrungen)  so  stark 
in  den  Vordergrund,  daß  im  Lautwerden 
einer  sehr  erfreulichen  Subjektivität,  die 
ein  verwickeltes  Stoffgebiet  von  einem 
zentralen  Blickpunkt  aus  bewältigt  und 
so  Schmiß  in  die  Leistung  bringt,  die 
übrigen  Abschnitte  noch  rettungsloser  zu 
bloßen  Referaten  erblassen,  in  denen 
eben  auch  nicht  mehr  als  in  ^beliebigen 
anderen  Sammelwerken  vorgebracht  wird. 
Teilweise  (Gaupp)  sind  diese  Referate 
sogar  recht  unproportioniert.  In  seiner 
Morphologie  der  Wirbeltiere  nimmt  der 
Bericht  über  das  Skelett  volle  45  Seiten 
ein,  während  Nervensystem  und  Sinnes¬ 
organe  auf  zusammen  20  Seiten  er¬ 
ledigt  werden.  Auch  einige  Ungenauig¬ 
keiten,  die  nun  freilich  jeder  selbst  be¬ 
richtigen  kann,  habe  ich  mir  notiert.  So 
schreibt  beispielsweise  Strasburger  (pag. 
7),  daß  die  Pflanze  im  Gegensatz  zum 
Tier  keine  besonderen  Öffnungen  hätte, 
um  Abfallprodukte  des  Ernährungsstoff¬ 
wechsels  (Kotstoffe)  zu  beseitigen.  In 
Wahrheit  sind  solche  Afteröffnungen 
aber  doch  überall  vorhanden  in  Form 
von  Wasserspalten,  Haaren,  Duftdrüsen, 
Stinkdrüsen  usw.  In  einer  andern  wesent¬ 
lichen  Beziehung  ist  das  ganze  Werk  so¬ 
gar  schon  um  einige  Millionen  Jahre 
veraltet,  weil  —  nun  ja,  weil  eben  die 
Herren  Autoren  am  Seziertisch  zwar  sehr 
sehend,  dem  Leben  gegenüber  aber  sehr 
blind  und  teilweise  geneigt  sind  manch 
wertvoller  Entdeckung  neuerer  Zeit 
grundsätzlich  den  Rücken  zuzukehren. 
So  definiert  Rieh.  Hertwig  das  Proto¬ 
plasma,  die  Grundsubstanz  allen  Lebens 
als  den  Stoff,  dessen  Grundfunktionen 
in  selbständiger  Bewegungsfähigkeit, 
Reizbarkeit,  Ernährungsfähigkeit  und 
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der  Fähigkeit  zur  Fortpflanzung  be¬ 
stehen.  Diese  Definition  war  noch  wahr 
in  den  siebziger  und  meinethalben  auch 
noch  im  Anfang  der  achtziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts,  als  R.  Hertwig 
selbst  noch  ein  sehr  junger  Professor 
war.  Sie  war  aber  schon  nicht  mehr  zu¬ 
reichend,  als  das  Leben  selber  auf  dieser 
Erde  erschien.  Denn  Protoplasma  hat 
außerdem  die  Fähigkeit  zur  Mnemebil- 
dung  und  zur  Empfindung,  die,  wie  ich 
an  anderer  Stelle  ausgeführt  habe,  nur 
der  Ausdruck  der  Beziehung  ist,  in  der 
»zwei  unmittelbar  aufeinanderfolgende 
Erregungszustände  des  Protoplasmas,  ein 
Zustand  von  eben  und  ein  Zustand  von 
jetzt«,  zu  einander  stehen.  Die  Bücher 
sind  gut  illustriert,  teilweise  sogar  mit 
ganz  vortrefflichen,  bisher  nie  gesehenen 
Bildern  geschmückt,  so  daß  dem  Verlag, 
der  den  mitschleichenden  Mängeln  na¬ 
türlich  machtlos  gegenübersteht,  aus 
seinem  Willen  zum  Guten  und  Besten 
alle  Ehre  emporblüht. 

Geschichte  /  Paul  Kampffmeyer 

Mirabeau  Das  eindrucksvolle  Werk 
Mirabeau  von  Louis 
B  a  r  t  h  o  u  /Stuttgart,  J. 
Hoffmann/  ist  mehr  als  eine  bloße  Bio¬ 
graphie  des  großen  Revolutionslöwen, 
es  ist  ein  farbenreiches  Gemälde  der 
ganzen  Zeit.  Um  uns  das  elemen¬ 
targewaltige  Wesen  dieses  Redners  und 
Staatsmanns  nahezubringen,  greift  Bar- 
thou  auf  die  abenteuerlichen  und  heroi¬ 
schen  Züge  der  Ahnen  Mirabeaus  zu¬ 
rück,  Und  wir  erschauern  vor  dem 
rücksichtslosen  Willen  zur  Macht  und 
vor  der  wilden  Leidenschaft  dieser  »un¬ 
gezügelten  Rasse«  Mirabeau,  Ein  toll¬ 
kühner  Kriegsmann  war  namentlich  der 
Großvater  des  Volkstribuns,  aber,  voll 
stolzen  Herrensinns,  erteilte  er  selbst  dem 
Sonnenkönig  einst  eine  so  impulsive  Ant¬ 
wort,  daß  der  Herzog  von  Vendöme  zu 
ihm  sagte:  »Künftig  werde  ich  dich  dem 
Feind  vorstellen,  aber  nie  wieder  dem 
König.«  Die  Erziehung,  die  dieser 
Mirabeau  seinen  Kindern  angedeihen 
ließ,  kennzeichnet  vor  allem  die  despo¬ 
tische  Autorität  des  Familienvaters,  die 
noch  in  dem  Geschlecht  der  Mirabeau 
herrschte.  Die  Söhne  des  Kriegsmanns, 
so  bemerkt  Barthou,  hätten  es  niemals 
gewagt  ihrem  Vater,  Jean  Antoine, 
»eine  direkte  Verehrung  darzubringen« 
und  durften  sich  nie  in  ihrem  Leben 
einer  längern  Unterhaltung  mit  ihm  er¬ 
freuen.  Ein  Onkel  Mirabeaus  zeichnete 
sich  als  Schiffskapitän,  als  Gouverneur 


von  Guadeloupe,  als  Organisator  des 
Marinewesens  derart  aus,  daß  er  die 
Übertragung  des  Marineministeriums  er¬ 
hoffen  konnte.  Aber  auch  er  hat  es  in 
ganz  jungen  Jahren  schon  »verteufelt 
toll  getrieben«.  Wüste  Liebes- und  Trink¬ 
exzesse  in  seinem  15.  bis  18,  Jahr.  Ein 
heißes  Blut  ererbte  also  der  Volksredner 
von  seinen  Vorfahren,  aber  das  heiße 
Blut,  das  im  Gehirn  zündende  geniale 
Gedanken  erzeugt,  erhitzt  auch  meist 
den  Unterleib  und  läßt  dort  hitzige 
Leidenschaften  entstehen.  Geniale  Men¬ 
schen  sind  häufig  ungebändigte  Instinkt¬ 
menschen.  Indes,  das  ererbte  Blut  er¬ 
klärt  nicht  allein  das  abenteuerliche  und 
ausschweifende  Leben  des  Staatsmanns 
Mirabeau.  Die  Zeit  seiner  Jugend-  und 
seiner  Mannesjahre  ist  eine:  Zeit  wirk¬ 
licher  Auflösung,  eine  Zeit  der  Zer¬ 
sprengung  aller  Ehe-  und  Liebesbande, 
eines  fast  systematischen  Ehebruchs. 
Und  die  Verführungs-  und  Entführungs¬ 
geschichten  Mirabeaus  reihen  sich 
daher  nur  als  typische  Zeiterscheinun¬ 
gen  der  Geschichte  der  privilegierten 
Klassen  des  vorrevolutionären  Frank¬ 
reichs  ein.  Kurz  nach  seiner  Ver¬ 
heiratung  ist  die  Schuldenlast  Mira¬ 
beaus  schon  auf  ungefähr  180  000  bis 
200  000  Livres  angewachsen.  Er  zerfällt 
mit  seiner  Frau,  die  gleich  ihm  die  Ehe 
bricht,  und  er  wird  nun  in  eine  Skandal- 
und  Ehebruchsaffäre  verwickelt,  die  ihn 
mit  der  Gattin  des  Marquis  de  Monnier 
in  die  Flucht  nach  Holland  treibt.  Den 
jungen  wilden  Abenteurer  Mirabeau 
schildert  Barthou  packend  so:  »Blendend 
und  betäubend,  frei  heraus  und  lüg¬ 
nerisch,  prahlerisch  und  aufrichtig,  ori¬ 
gineller  Schriftsteller  und  literarischer 
Freibeuter,  ein  geborener  und  vollende¬ 
ter  Schauspieler,  der  von  den  höchsten 
und  erhabensten  Regionen  der  Ge¬ 
danken-  und  Geisteswelt  zu  den  ge¬ 
meinsten  Alltäglichkeiten  und  von  den 
tiefsinnigsten  Spekulationen  zu  den  ab¬ 
stoßendsten  Schlüpfrigkeiten  herabsteigt, 
der  durch  sein  lebhaftes  Gebärdenspiel, 
seine  beweglichen  Blicke  wie  durch  ein 
erschütterndes  Lachen  eine  vielseitige 
und  sprühende  Unterhaltung  zu  beleben 
weiß  und  eine  verschwenderische  Fülle 
von  Wissen  an  den  Tag  legt,  das  er  aus 
einer  unendlichen  Zahl  von  Werken  ge¬ 
schöpft  und  durch  eigenes  Nachdenken 
bereichert  hat:  so  ist  er  eine  glänzende 
Übertreibung.« 

In  Holland  verfaßte  er  zahlreiche  Pam¬ 
phlete,  namentlich  eine  Schmähschrift 
gegen  seinen  eigenen  Vater,  die  wohl 
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vor  allem  zu  seiner  Verhaftung  und  Aus¬ 
lieferung  nach  Frankreich  führte.  4  Tage 
vor  seiner  Festnahme  wurde  seine  Ent¬ 
führungsgeschichte  vom  Bezirksrichter 
von  Pontarlier  hart  geahndet:  Mirabeau, 
»des  Raubes  und  der  Verführung  ange¬ 
klagt  und  überführt«,  wurde  in  absentia 
»zum  Tod  durchs  Beil  (was  in  effigie 
durch  den  Henker  auszuführen  ist),  zu 
einer  Geldstrafe  von  5000  Livres  und  zu 
einem  Schadenersatz  von  40  000  Livres« 
verurteilt.  Frau  von  Monnier  soll  »auf 
Lebenszeit  in  eine  Besserungsanstalt  zu 
Besan^on  eingeschlossen,  dort  geschoren 
und  wie  eine  öffentliche  Dirne  gebrand¬ 
markt«  werden.  Das  Schicksal  der  von 
Mirabeau  entführten  Frau  gestaltete  sich 
wesentlich  milder  als  dieser  harte 
Richterspruch  bestimmte.  Mirabeau 
selbst  wurde  vom  8.  Juni  1777  bis 
zum  13.  Dezember  1780  im  Schloßturm 
von  Vincennes  eingekerkert.  Hier  ver¬ 
faßte  er  das  aufsehenerregende  Werk 
Des  lettres  de  cachet  et  des  prisons 
d'Etat. 

Für  das  Werden  des  Staatsmanns  in 
Mirabeau  ist  von  besonders  entscheiden¬ 
der  Bedeutung  sein  Aufenthalt  in  Berlin 
gewesen.  Von  Berlin  aus  hat  Mirabeau 
an  den  Abbe  von  Perigord,  den  spätem 
Talleyrand,  der  als  Generalagent  der 
Geistlichkeit  eine  hohe  Stellung  be¬ 
kleidete,  etwa  70  politische  Depeschen 
gesandt,  die  auch  dem  König  unter¬ 
breitet  wurden.  Unter  ihnen  sind  die 
Schilderungen  des  Berliner  Hofes  von  ge¬ 
wisser  historischer  Bedeutung.  Seinem 
Aufenhalt  in  Deutschland  verdankt  das 
Werk  Die  preußische  Monarchie  seine 
Entstehung,  das  er  gemeinsam  mit  dem 
Genieoffizier  und  Professor  in  Braun¬ 
schweig  Mauvillon  verfaßte.  Die  Briefe 
an  den  Abbe  von  Perigord  erschienen  im 
Januar  des  ersten  Revolutionsjahrs,  1789, 
unter  dem  Titel  Geheime  Geschichte  des 
Berliner  Hofes. 

In  ein  eigentümliches  Licht  rückt 
Barthou  die  Beziehungen  Mirabeaus  zum 
Hof.  Mirabeau  ist  nach  ihm  vom  Hof 
bestochen  worden,  aber  »wenn  auch  Be¬ 
stechung  vorlag,  so  war  es  doch  kein 
Verrat«.  Nun,  wenn  man  auch  zugeben 
kann,  daß  Mirabeau  von  seinen 
monarchisch-konstitutionellen  Prinzipien 
nicht  abgewichen  ist,  so  brachte  er  diese 
Prinzipien  selbst  ernstlich  in  Gefahr,  als 
er  dem  Hof  zu  einer  planmäßigen  Unter¬ 
minierung  des  Ansehens  der  gesetzgeben¬ 
den  Nationalversammlung  riet.  Dieser 
Rat,  den  er  in  seiner  Note  47  dem  Hof 
gab,  muß  tatsächlich  als  Verrat  gewertet 


werden.  In  dieser  Note,  die  er  als  eine 
»Übersicht  über  die  Lage  Frankreichs 
und  die  Mittel  die  öffentliche  Autorität 
mit  der  königlichen  Freiheit  in  Einklang 
zu  bringen«  bezeichnet,  strebt  er  zwar 
keine  Gegenrevolution,  wohl  aber  eine 
die  Schöpfung  der  Konstituante  völlig 
erschütternde  »Gegenkonstitution«  an. 
Sagt  doch  selbst  Barthou  über  diese 
Note  Mirabeaus:  »Sein  Plan  die  Na¬ 
tionalversammlung  herabzuwürdigen,  sie 
auf  schlimme  Wege  zu  führen  und  ihr 
Fallen  zu  stellen  macht  uns  an  ihm  irre 
und  widerstrebt  uns  wie  ein  verbrecheri¬ 
sches  Beginnen.  Läßt  es  sich  entschuldi¬ 
gen,  wenn  er  unter  dem  Vorwand  der 
Bekämpfung  des  Ränkespiels  Mittel 
empfiehlt,  die  er  selbst  als  »obskure  In¬ 
trige  und  verschmitzte  Heuchelei«  be¬ 
zeichnet?  Darf  das  Heil  eines  Landes 
von  den  gefährlichen  Waffen  abhängen, 
die  er  den  Händen  der  Polizei  anver¬ 
traut,  um  das  Parlament  in  Verruf  zu 
bringen,  die  Parteien  zu  zerklüften  und 
die  öffentliche  Meinung  zu  erregen?« 
Etwa  im  Januar  1790  setzte  Monsieur, 
der  Bruder  des  Königs,  den  Entwurf 
eines  Vertrags  auf,  in  dem  der  König 
Mirabeau  einen  Gesandtschaftsposten 
versprach  und  ihm  bis  dahin  auf  die 
Dauer  von  wenigstens  4  Monaten  einen 
Gehalt  von  monatlich  50  000  Livres  ge¬ 
währen  will.  Dafür  »verpflichtete  sich  Mi¬ 
rabeau  den  König  mit  seinem  Talent, 
seinen  Kräften  und  seiner  Rednergabe 
zu  unterstützen  in  allem,  was  Monsieur 
zum  Wohl  des  Staates  und  im  Interesse 
des  Königs  für  nützlich  erachten  würde, 
zwei  Güter,  die  die  guten  Bürger  ohne 
Widerrede  als  unzertrennlich  ansehen; 
und  für  den  Fall,  daß  Herr  von  Mira¬ 
beau  sich  von  der  Stichhaltigkeit  der 
Gründe,  die  man  ihm  etwa  nennen 
würde,  nicht  überzeugen  könnte,  hätte 
er  sich  jeder  Äußerung  über  die  be¬ 
treffenden  Gegenstände  zu  enthalten«. 
Für  das  Gedächtnis  Mirabeaus  ist  es 
gut,  so  bemerkt  Barthou,  daß  ein  solcher 
Vertrag  zu  nichts  weiterm  geführt  hat. 
Und  erst  im  Mai  1790,  nachdem  Mira¬ 
beau  ein  zufriedenstellendes  Gutachten 
dem  Hof  eingehändigt  hat,  traf  dieser 
mit  dem  Volkstribun  ein  Abkommen. 
Mirabeau  stellte  ein  Verzeichnis  seiner 
Schulden  (selbst  die  Kosten  seiner  Hoch¬ 
zeitskleider  waren  darin  einbegriffen) 
auf.  Sie  beliefen  sich  auf  208  000 
Francs.  Da  Mirabeau  nun  voraussetzte, 
daß  der  Hof  ihn  von  dieser  großen 
Schuldenlast  nicht  befreien  würde,  bat 
er  um  eine  Zuwendung  von  monatlich 
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100  Louis.  Der  König  übergab  nun  dem 
Unterhändler,  dem  Grafen  von  der 
Marek,  4  mit  seiner  Unterschrift  ver¬ 
sehene  Scheine,  deren  jeder  250  000 
Livres  wert  war,  und  fügte  hinzu:  »Wenn 
Herr  von  Mirabeau,  wie  er  es  verspricht, 
mir  gute  Dienste  leistet,  so  werden  Sie 
ihm  nach  Beendigung  der  gegenwärtigen 
Tagung  der  Nationalversammlung  diese 
Scheine  überweisen,  für  die  er  1 
Million  einlösen  wird.  Vorerst  werde 
ich  seine  Schulden  bezahlen  lassen,  und 
ich  bitte  Sie  die  Summe  zu  nennen,  die 
ich  ihm  zur  Befriedigung  seiner  gegen¬ 
wärtigen  Bedürfnisse  monatlich  aus¬ 
stellen  soll.«  Der  Graf  von  der  Marek 
schlug  6000  Livres  vor,  sie  wurden  be¬ 
willigt,  und  der  Erzbischof  von  Tou¬ 
louse,  Herr  von  Fontanges,  bezahlte  die 
Schulden  Mirabeaus. 

Das  Schicksal,  das  dem  großen  Redner 
und  Staatsmann  im  allgemeinen  nicht 
wohlgelaunt  war,  schenkte  ihm  wenig¬ 
stens  seine  Huld,  als  es  ihn  schon  am 
4.  April  1791  von  dieser  Erde  abberief. 
Denn  nun  konnte  er,  dessen  Entschluß¬ 
freiheit  durch  das  Abkommen  mit  dem 
Hof  gebunden  war,  nicht  sein  eigenes 
Werk  zerstören. 

X  X 

KurzeChronik  Pür  Jen  Kulturzustand 

Portugals  sind  fol¬ 
gende  jetzt  bekannt  wer¬ 
dende  Tatsachen  aus  der  Volksbildungs- 
stzitistik  dieses  Landes,  die  bis  auf  den 
Dezember  1911  zurückgeht,  von  beson- 
derm  Interesse:  Unter  der  5  960  560  Per¬ 
sonen  umfassenden  Gesamtbevölkerung 
wurden  3  360  447  Analphabeten  (nicht 
eingeschlossen  sind  hier  Kinder  unter 
7  Jahren)  und  1  481  978  des  Lesens  und 
Schreibens  Kundige  gezählt.  Langsam 
nahm  die  Zahl  der  Analphabeten  ab:  sie 
betrug  1890  76%,  1900  gegen  74,7%  und 
1911  69,7%.  Nur  in  Coimbra  sind  die 
Analphabeten  gegenüber  den  des  Lesens 
und  Schreibens  Kundigen  in  der  Minder¬ 
zahl,  In  Setubal  konnten  von  6420 
Kindern  im  Schulalter  nur  1646  lesen 
und  schreiben,  in  Faro  von  2662  nur 
757,  in  Beja  von  2165  nur  629.  X  Die 
Abteilung  Hannover  der  Deutschen 
Orientgesellschaft  plant  die  Entsendung 
einer  Expedition  nach  Ägypten, 
um  dort  Ausgrabungen  im  großen  Stil 
vorzunehmen.  Die  Expedition  soll  von 
Dr.  Küthmann,  Dr.  ing.  Hölscher  und 
Professor  Dr.  Rubensohn  (Heidelberg) 
geleitet  werden.  X  Zeitgeschichtlich 
fesselt  unsere  Aufmerksamkeit  die  Ver¬ 
breitung  der  KirchenaustrittS¬ 


bewegung  über  große  Teile  des 
Reichs.  So  traten  zum  Beispiel  nach 
Kirchenaustrittsversammlungen  aus:  in 
Frankfurt  am  Main  600  Personen,  in 
Hamburg  150,  in  Kiel  600,  in  Hannover 
500,  in  Ketschendorf,  einem  Dorf  bei 
Fürstenwalde,  über  50  usw. 

X  X 

Literatur  Sein  an  Dokumenten  so 
reiches  kulturhistorisches 
Werk  Das  Neueste  von  ge¬ 
stern  /München,  Langen /  hat  Eber¬ 
hard  Büchner  mit  der  Erhebung 
Bonapartes  zum  Ersten  Konsul  abge¬ 
schlossen.  Seine  Berichte  über  die  Zeit¬ 
geschichte,  namentlich  über  das  gran¬ 
diose  Schauspiel  der  großen  französi¬ 
schen  Revolution,  hat  Büchner  vor¬ 
wiegend  aus  der  Vossischen  Zeitung  ge¬ 
schöpft.  Ein  Teil  seiner  ersten  zeitge¬ 
schichtlichen  Dokumente  entstammt  der 
Haude-Spenerschen  Zeitung.  Wir  durch¬ 
leben  an  der  Hand  sorgfältig  geordneter 
Zeitungsberichte  das  ganze  erschütternde 
Revolutionsdrama.  Lebensvoll  sind  her¬ 
ausgebracht:  der  Bastillensturm,  der 
Marsch  nach  Versailles,  der  Prozeß  und 
die  Hinrichtung  des  Königs,  die  Er¬ 
mordung  und  das  Begräbnis  Marats,  der 
Tod  Dantons  usw.  Die  Berichte  der 
Vossischen  Zeitung  sind  natürlich  Spiege¬ 
lungen  der  revolutionären  Ereignisse  in 
einer  königlich  privilegierten,  unter 
Zensur  stehenden  Zeitung;  aber  das  gibt 
diesen  Berichten  wieder  eine  besondere 
historische  Note.  Wir  können  aus  ihnen 
eben  die  politische  Denkweise  größerer  ge¬ 
bildeter  deutscher  Zeitungsleser  über  die 
französische  Revolution  erkennen.  Den 
Berichten  der  konservativ  gerichteten 
Vossischen  Zeitung  stellt  übrigens  Büch¬ 
ner  dann  und  wann  die  Mitteilungen 
des  radikalen  Straßburger  Kuriers  gegen¬ 
über.  Kulturhistorisch  bringen  der  4. 
und  der  5.  Band  Büchners  wieder  eine 
erstaunliche  Menge  kleiner  kultur-  und 
sittengeschichtlicher  Details  zur  Ge¬ 
schichte  des  Internationalismus,  der 
Frauenbewegung,  der  Struktur  der  Fami¬ 
lie  im  18.  Jahrhundert  und  deren  Auf¬ 
lösung,  der  sozialen  Massenerscheinung 
der  Prostitution,  der  Bildungsbestrebun¬ 
gen  usw. 

KUNST 

Bildende  Kunst  /  Gustav  Linde 

Van  der  Goes  Jm  Berliner  Kaiser  Fried¬ 
rich-Museum  befindet  sich 
seit  kurzem  Die  Anbetung 
der  Könige  von  Hugo  van  der  Goes.  Die 
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Begegnung  mit  diesem  Werk  ist  groß, 
berauschend.  Hier  ist  tatsächlich  Neu¬ 
heit,  die  das  Lebensempfinden  empor- 
göttert,  in  kostbarer  Trunkenheit.  Je¬ 
nen  berauschenden  Eindruck  bewirkt 
eine  Farbe,  die  von  so  hinreißender  Ge¬ 
walt,  sonorer  Sattheit  hier,  klarer  Licht¬ 
heit  da  unter  den  Werken  jedenfalls  der 
Berliner  Museen  einzig  ist.  Diese 
scheinende  Pracht  in  dem  roten  Kö¬ 
nigsmantel.  Und  in  dem  untern  Gewand 
der  Maria;  dieses  Lila,  das  in  seiner 
strengen  Vornehmheit,  verwirkt  in 
Mystik  an  sich  eine  Kunstschöpfung 
auf  das  Thema  Muttergottes  ist.  Die 
Farben  sind  von  solch  einer  brausenden 
Inbrunst,  daß  um  ihretwillen  die  wirken¬ 
den  künstlerischen  Instinkte  fast  aus 
ihrem  bildgesetzlichen  Maß  springen, 
was  sich  aus  Entfernung  als  ein  wahr¬ 
nehmbarer  Grad  von  Unklarheit  über 
das  räumliche  Getrenntsein  der  Formen 
nach  der  Tiefe  hin  gibt.  Diese  Farben,  in 
v/undervollem  Verhältnis  gegen  einan- 
der„  sind  nicht  Geschmack,  sind  ganz 
Temperament.  Ein  rasendes  Tempera¬ 
ment,  das  in  der  Dunkelheit  abgeschie¬ 
dener  Klosterräume  Dämpfung  suchte; 
und  vielleicht  ebenso  rasend,  sich  eben¬ 
so  in  das  absolute,  transzendente  Dun¬ 
kel  der  Farben  duckend,  ausgießend, 
in  flehentlichen  Entzückungen,  erlösen¬ 
dem  Selbstaufbrechen. 

Damit  berichtete  ich  auch  das  Haupt¬ 
sächlichste,  was  über  das  Leben  des  van 
der  Goes  auf  uns  gekommen  ist.  Hugo 
van  der  Goes  wurde  zu  Goes  geboren 
in  Zeeland,  vermutlich  1440.  1467  trat 

er  in  die  Genter  Malergilde  ein.  Wäh- 
rend  er  nun  1476  an  jenem  berühmten 
Altar  für  den  Florentiner  Tommaso  Por- 
tarini  arbeitete,  oder  nachdem  er  ihn 
eben  beendet  hatte,  zog  er  sich  in  das 
Augustinerkloster  Roodendale  bei  Brüs¬ 
sel  zurück.  Hier  ergriff  ihn  Wahnsinn:  die 
Überzeugung  zu  ewiger  Verdammnis  ver¬ 
urteilt  zu  sein.  Der  Versuch  einer  Hei¬ 
lung  durch  Lautenspiel  versagte.  Der 
Wahnsinn  wuchs  und  wurde  tödlich  im 
Jahr  1482. 

Mir  geht  van  Gogh  durch  den  Sinn.  Die 
gleiche  Heftigkeit  im  Farbenausdruck. 
Das  sei  nicht  Gleichbewertung.  Dort  hin¬ 
tergründet  die  Größe  des  Mittelalters,  in 
dessen  Dämmerlicht  die  gotischen  Bündel¬ 
pfeiler  ungeheuer  hinaufstreben  als 
Sehnsucht  erratischer  Menschennaturen. 
Weiterhin  finden  wir  bei  beiden  eine  Art 
Überrealismus.  In  überheftiger  Aktion 
der  rezeptiven  Organe  erfaßt  und  durch 
ein  siedendes  Temperament  hindurch  in 


Form  gefaßt.  In  besessener  Heftigkeit 
sitzt  so  ein  Mensch  des  van  Gogh,  er 
raucht,  er  hält  den  Blick  auf  uns,  gi¬ 
gantisch  untersetzte  Baumwesen  brausen 
aus  der  Erde  heraus  in  den  Luftraum. 
Aber  jene  übersteigerte  Natürlichkeit 
geht  hier  lediglich  auf  den  Moment  der 
Lebendigkeit,  die  Funktionsenergie,  die 
so  herrschend  ist,  daß  sie  die  Farbe  sich 
analog  abstrahiert  und  potenziert,  sie 
eben  sich  unterordnend.  Van  Gogh  er¬ 
fährt  sein  gesamtes  Erscheinungsobjekt 
gleichmäßig  unter  diesem  Aspekt:  ein 
wahnsinniger  Despot  in  dieser  Einsei¬ 
tigkeit. 

Wie  manifestiert  sich  in  van  der  Goes 
jener  Überrealismus?  In  welcher  visio¬ 
när  besondernden  Vergewaltigung?  In 
der  Farbe?  Nein.  Trotz  der  Kraft  der 
Farbe  dieses  dennoch  mit  kraftvollerer 
Kraft  Beugende,  Fügende.  Das  bezwingt, 
indem  es  gleichsam  jenes  ausgleichende 
Element  der  Raumlosigkeit,  der  Nacht 
anwendet.  Es  lasiert  über  diese  sonst 
zu  heftigen  weißen,  roten,  lila,  goldnen, 
blauen,  grünen  so  kleinen  und  so  großen 
Feuertropfen  gleichsam  etwas  Nächt¬ 
liches,  tiefer  als  der  Tag,  die  unterschie¬ 
denen  Farben  zu  Fenstern  machend,  auf 
sich  selbst,  auf  seine  Hintergrundlesig- 
keit.  Diese  Farben,  anders  also  gesagt, 
sind  auf  Nacht  gemalt.  Doch  diese  Nacht 
ist  nicht  unter  ihnen,  ist  hinter  ihnen. 
So  hat  selbst  jenes  frühlingshafte  Grün 
einen  Gehalt  von  Rauch.  Auch  die 
Hautfarbe  der  Maria  und  des  Kindes  vi¬ 
briert  in  einem  rauchigen  silbernen  Rosa. 
Doch  wirkt  dieses  Gesamtelement  nicht 
farbentödlich.  Es  durchscheint  nur  die 
Farben  oder  läßt  sie  durch  sich  hin¬ 
durchscheinen.  Es  gibt  in  die  eine  Hälfte 
des  Bildes  jenes  besondere  alte  heilige 
Silber  des  Visionären,  in  die  andere, 
nämlich  in  die  Gruppe  der  Könige  (nicht 
gerechnet  der  König  in  jenem  roten 
Mantel  in  des  Bildes  Mitte)  eine  ganz 
goldene  Sonorigkeit,  eine  so  goldene, 
daß  schon  in  den  Farben  an  sich  eine 
irdische  Blutsentzückung  hier  herein¬ 
bricht,  daß  das  Ganze  wie  ein  Kampf 
zwischen  Orgel  und  Glocken  ist.  Also 
auf  der  einen,  auf  der  linken  Seite  das 
Christuskind,  jenes  aschweiße,  unwirk¬ 
liche  Licht  ausscheinend,  im  Schoß 
der  Maria,  eines  mittelalterlichen  JTyps 
in  schwerer,  vornehmer,  weicher  Mütter¬ 
lichkeit,  in  kühler  Kaiserlichkeit  unter 
den  Königen.  Aufrecht  vor  ihr  knieend 
in  steiler  Haltung  in  diesem,  zum  Er¬ 
schüttern  eklatanten  und  zugleich  ganz 
gezügelten  Rot  des  Mantels,  das  zwischen 
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Kühl  und  Warm,  es  in  sich  enthaltend, 
sich  schiebt,  der  erste  der  Könige,  im 
Mittelteil  des  Bildes,  mit  flach  und 
schwer  aneinandergelegten  anbetenden 
Händen. 

Schwer  in  ihrer  Bewegung  sind  sie  alle. 
Aber  von  ruhiger  Heftigkeit.  Ein  hef¬ 
tiger,  aber  von  schwerem  Blut  nach  in¬ 
nen  gerichteter  Affekt.  Es  fehlt  diesen 
Königen  die  eckige  Stolperart  jener  alt¬ 
deutschen  Figuren,  wie  sie  unserer  Vor¬ 
stellung  geläufig  sind,  so  daß  sich  uns 
die  Idee  aufdrängt,  wir  müßten  diese 
etwas  sensiblen  Kondottierifiguren  auf 
italienischen  Tafeln  auffinden  können. 
Ganz  rechts  nun  bei  dem  Kopf  eines 
Knaben  bemüht  sich  einfach  automatisch 
unsere  Erinnerung  in  ihren  Archivbe¬ 
ständen:  sie  ist  überzeugt,  irgendwas 
von  italienischen  Malwerken  wiederzu¬ 
erkennen.  Aber  was  wiederzuerkennen? 
Das  heißt  hier:  was  zu  erkennen? 
Italienische  Schule?  Dazu  bei  die¬ 
sen  Gestalten  rechts,  die  ganz  durch¬ 
tränkt  sind  von  jenem  rauchigen  Gold, 
diese  einfach  einzige  lockere  Intensität 
der  malenden  Meisterhand,  diese  Sicher¬ 
heit  des  eigenen  Genies,  die  uns  Farben 
nach  Schmelz  und  Wucht  in  so  boden¬ 
loser,  ja  schmerzhafter  Schönheit  schafft, 
wie  wir,  im  Bann  dieses  Bildes,  sie  in 
der  Wirklichkeit  zu  finden  nicht  glauben 
wollen.  Ist  das  Italien?  Ist  das  Hol¬ 
land?  Das  Holland  Rembrandts?  Und 
dieser  junge  aufrechte  König,  der  das 
Schönste  an  dem  Bild  ist,  mit  diesem 
Patina  von  Schatten  über  Händen  und 
Gesicht:  wo  erfahren  wir  gleicher¬ 

maßen  ein  so  urhaftes  Erlebnis  von 
neuer  menschlicher  Körpergeste?  Bei 
Grünewald?  Empfinden  wir  diese  durch¬ 
geistigten  Arbeitshände,  diese  fabelhaft 
beseelten  schweren  Hände,  zu  denen 
noch  Leibi  das  Genie  fehlte  und,  wenn 
nichts  anders,  so  doch  solches  Maß  von 
Dämonie  sich  in  das  Wesen  der  Hand 
einzufühlen?  Diese  Wucht  der  Einfüh¬ 
lung,  in  die  Hände  seiner  Schöpfungen, 
in  die  ganzen  Gestalten,  diese  Über¬ 
wucht,  mit  der  er  über  bloße  reproduk¬ 
tive  Einfühlung  in  den  darzustellenden 
Organismus  hinaus  gegen  das  Typische 
das  Wesen  organischer  Funktion  aktiv 
steigerte,  typisch  über  das  Normale  hin¬ 
ausdrückte:  diese  Art  von  genialer  Nah¬ 
sicht  wäre  jener  Überrealismus.  Und  wie 
dieser  Maler  in  eben  der  Nahsicht  Farbe, 
Linie,  Körperhaftigkeit,  Beseelung  in  ein¬ 
ander  schafft,  Mensch  unter  Menschen, 
Geschöpf  unter  Geschöpfen,  Ich  unter 
Erscheinungen  ist,  und  wie  er  nun  über 


dieses  Ausdruckswerk  sein  Temperament 
wie  einen  firnissenden  Wein  gießt:  dies 
ist  vollendetes  Kunstwerk. 

X  X 

KurzeChronlkAm  14.  Januar  starb 

Alfred  Lichtwar  k. 

In  der  Organisation  der 
Hamburger  Kunsthalle  hatte  er  als  deren 
Direktor  große  Erfolge;  um  die  allge¬ 
meine  Kunsterziehung  hat  er  sich  ein 
erhebliches  Verdienst  erworben.  X  In 
dem  Sezessionsgebäude  am  Kurfürsten¬ 
damm  in  Berlin  ist  unter  der  Leitung 
von  Felderhoff,  Schlichting  und  Schmitz 
eine  J  anuarkunstausstellung 
19  14  veranstaltet  worden,  die  angeb¬ 
lich  frei  sowohl  vom  »konventionellen 
Schema«  als  auch  von  den  »Übertreibun¬ 
gen  der  Jugend«  die  Kunst  »auf  der 
mittlern  Linie«  versammeln  will.  X  Das 
Berliner  Kunstgewerbemuseum  erwarb 
einen  wundervollen  altdeutschen 
Teppich  aus  dem  Jahr  1548.  Er 
stellt  den  Fackeltanz  bei  einer  Hochzeit 
dar,  worüber  als  Wandbild  das  jüngste 
Gericht  sich  zeigt.  X  Die  Gründung 
eines  großen  Ausstellungs-  und 
Verlagsunternehmens  zum 

Zweck  der  Verbreitung  guter  Kunst  im 
ganzen  Reich  durch  die  Deutsche  Kunst¬ 
genossenschaft  ist  jetzt  ermöglicht,  in¬ 
dem  die  notwendige  Summe  von  150  000 
Mark  nahezu  erreicht  ist.  Um  nun  das 
Unternehmen  für  dauernd  durchaus 
sicher  zu  basieren,  bemüht  man  sich 
auch  nach  der  Gründung  noch  um  wei¬ 
tere  Geldmittel.  X  Die  Stadt  Erfurt 
beauftragte  Henry  van  der  Velde  mit 
der  Ausarbeitung  eines  Entwurfs  für  ein 
Museum,  zu  dessen  Errichtung  sie  jüngst 
600  000  Mark  bewilligt  hat.  X  Der  Ver¬ 
lag  Axel  Juncker  in  Berlin  gibt  eine 
Sammlung  von  Büchern  respektive  Map¬ 
pen  ganz  kleiner  Gestalt  heraus,  die  mit 
gleich  beiliegenden  Gratulationskarten 
bestimmt  sind  in  verehrungsvollster 
Weise  dem  Glückwunsch  moderner  Rit¬ 
terlichkeit  Nachdruck  zu  geben.  Sie  nen¬ 
nen  sich  Orplid  büche  r.  Der  8.  und 
9.  Band  enthalten,  der  eine  von  Ludwig 
Kainer,  der  andere  von  Fritz  Wolff,  je 
über  20  kolorierte  Zeichnungen, 

X  X 

Literatur  Jn  der  Teubnerschen 

Sammlung  Aus  Natur  und 

Geisteswelt  erschien  ein 
Bändchen  Der  Impressionismus  von  B. 
L  a  z  a  r.  Wenngleich  die  darin  nieder¬ 
gelegten  Ansichten  über  das  Wesen  der 
künstlerischen  Produktion  mir  nicht 
mehr  genügen  wollen,  empfinde  ich  doch 
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eine  gute  Charakterisierung  der  großen 
Vertreter  dieser  Kunstepoche.  X  In  der 
gleichen  Sammlung  bemüht  sich  mit  der 
klaren  reichen  Begeisterung  des  Ge¬ 
lehrten  E.  Hildebrandt  um  den  Gi¬ 
ganten  der  Renaissance  Michelangelo. 
Und  nicht  erfolglos.  Dieser  beginnt  sich 
zu  regen  und  herauszutreten  aus  dem 
Bann  eines  gigantischem  Gestorbenseins. 
X  Gelegentlich  der  Ausstellung  aus  dem 
Nachlaß  Karl  Steffecks  im  Ok¬ 
tober  1913  bei  Paul  Cassirer  erschien 
ebenhier  ein  Katalog  mit  Abbildungen 
von  Werken  des  Meisters.  Er  enthält 
weiterhin  Erinnerungen  an  Karl  Steffeck 
aus  der  scharf  erfassenden  Feder  Max 
Liebermanns,  die  mir  durch  Karl  Scheff- 
lers  Buch  über  letztem  bereits  bekannt 
waren.  Ihnen  folgt  eine  biographische 
Darstellung  durch  Alfred  Gold.  Als  An¬ 
hang  schließen  den  Katalog  Briefe  von 
Franz  Krüger,  Begas  dem  Altern  und 
Menzel. 

Bühnenkunst  /  Rdolf  Behne 

Giampietro  f  Unerwartet  starb  Joseph 

Giampietro,  47  Jahre  alt. 

Er  gehörte  in  den  letzten 
Jahren  dem  Berliner  Metropoltheater 
an.  Die  Aufgaben,  die  er  hier  zugeteilt 
erhielt,  waren  Couplets  von  meist  recht 
magerm  Witz  und  von  recht  mäßigem 
Charakter.  Aber  Giampietro  hat  aus 
vielen  dieser  Couplets  menschlich  pak- 
kende  und  künstlerisch  fesselnde  Wir¬ 
kungen  herausgeholt,  um  derentwillen 
man  in  das  Metropoltheater  ging.  Im 
Grunde  genommen  paßte  er  in  das  Me¬ 
tropoltheater  am  allerwenigsten.  Er 
hatte  nicht  das  bourgeoismäßig  Breite, 
das  der  Stil  dieser  Bühne  ist,  er  war 
knapp,  aggressiv  und  einem  Thielscher 
gegenüber  aristokratisch.  Dem  entspricht 
es,  daß  sich  Giampietro  der  größten 
Achtung  bei  den  guten  Europäern  er¬ 
freute,  aber  kaum  einer  wirklichen  Po¬ 
pularität.  Giampietro  war  Schüler  des 
Wiener  Konservatoriums  gewesen,  kam 
über  Karlsbad  an  das  Deutsche  Volks¬ 
theater  in  Wien  als  Komiker  und  Bon¬ 
vivant.  Eine  Zeitlang  spielte  er  im 
Theater  am  der  Wien  in  Operetten.  1900 
ging  er  auf  den  Ruf  Baron  Bergers  an 
das  Deutsche  Schauspielhaus  in  Ham¬ 
burg,  von  wo  er  im  folgenden  Jahr  an 
Reinhardts  Neues  Theater  in  Berlin  kam. 
Hier  gab  er  auch  den  Riccaut.  Diese 
Rolle,  die  er  prachtvoll  gestaltete,  be¬ 
zeichnet  ungefähr  das  Gebiet,  für  das 
Giampietro  berufen  war. 

X  X 


Hauptmanns  £)er  Bogen  des  Odysseus, 
ysseus  der  bei  der  Premiere  nach 
den  Berichten  der  Tages¬ 
zeitungen  enthusiastischen  Beifall  ge¬ 
funden  hatte,  wurde  nach  einer  halben 
Woche  bereits  vor  leeren  Bänken  ge¬ 
geben.  In  dieser  Rundschau  ist  mehr¬ 
fach  auf  die  strenge  und  ernste  Arbeit 
des  Deutschen  Künstlertheaters  hinge¬ 
wiesen  und  dem  Bedauern  Ausdruck  ge¬ 
geben  worden,  daß  unser  Publikum  so 
wenig  Interesse  für  diese  Bühne  zeigt. 
Aber  in  Rücksicht  auf  die  Aufführung, 
die  man  dem  Bogen  des  Odysseus  ge¬ 
geben  hat,  wäre  es  doch  eine  Einseitig¬ 
keit  alle  Schuld  an  dem  mangelnden 
Zusammenkommen  dieser  Bühne  mit 
dem  Publikum  allein  diesem  zuzuschrei¬ 
ben.  Bereits  bei  der  Inszenierung  des 
Hannele  wurde  bemerkt,  daß  man  zwar 
dem  realistischen  Moment  dieser  Dich¬ 
tung  gerecht  wurde,  aber  leider  nicht 
dem  innern  Klang,  dem  Visionären  und 
Phantastischen.  Ähnliches  wäre  nun 
auch  von  der  Inszenesetzung  des 
Odysseus  zu  vermerken.  Der  Stil  der 
neuen  Hauptmannschen  Dichtung  war 
nicht  getroffen.  Es  war  alles  nur  richtig 
und  zureichend.  Aber  es  fehlte  der  letzte, 
schwingende  Reiz.  Der  künstlerische 
Ernst,  die  Gewissenhaftigkeit  und  die 
Reinheit  der  Absichten  sollen  auch  hier 
nicht  in  Frage  gezogen  werden;  das,  was 
fehlte,  entzieht  sich  diesen  Kräften, 
Phantasie,  ausdeutende  und  neuschaf¬ 
fende  Erfindungsgabe  müssen  angeboren 
sein.  Ich  möchte  sagen:  Die  Aufführung 
war  ohne  innere  Musik. 

Es  sind  nur  zwei  Schauspieler,  die  den 
richtigen  Ton  treffen:  Else  Lehmann 
und  Emanuel  Reicher.  Sobald  sie  auf 
der  Bühne  stehen,  ist  man  ergriffen, 
horcht  man  auf,  man  empfindet  dann, 
daß  in  dem  Bogen  des  Odysseus  be¬ 
sondere  Werte  stecken.  Merkwürdig 
genug,  daß  es  gerade  die  ältesten  der 
alten  Brahmkämpfer  sind,  gerade  die 
Säulen  des  frühem  Hauptmann,  die  den 
Ton  für  die  neue  Hauptmannweise  -  am 
reinsten  finden.  Und  doch  ist  es  be¬ 
greiflich.  Die  Schule  des  Realismus  hat 
ihnen  alles  äußerlich  Theaterhafte  abge¬ 
wöhnt,  hat  sie  zur  größten  Schlichtheit 
und  Innerlichkeit  genötigt,  und  diese 
Vorzüge  der  Schlichtheit  und  Innerlich¬ 
keit  sind  nun  einmal  für  alle  Haupt¬ 
mannspieler  die  erste  Vorbedingung. 
Else  Lehmanns  Eurykleia,  Reichers 
Laertes:  sie  sind  Menschen,  und  sie 
haben  vom  ersten  Wort  an,  das  sie 
sprechen,  unser  Ohr.  Das  hätte  gewiß 
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auch  der  Odysseus,  wenn  Rudolf  Rittner 
ihn  spielte.  Rittner  hat  die  Gabe  Elend 
und  Verstörtheit  auszudrücken,  ohne 
jeden  Zug  der  Konvention,  und  er  hat 
die  Gabe  aufzuwachsen  zur  Rachewut 
und  zur  Größe.  In  Marrs  Odysseus  war 
ein  störendes  Zuviel  an  Ächzen  und 
Stöhnen.  Sein  Spiel  war  tief  durch¬ 
dacht,  er  war  ehrlich  bemüht,  aber  er¬ 
greifen,  rühren,  mitreißen  konnte  er  uns 
nicht.  Die  Spieler  des  Telemach  (Theo¬ 
dor  Loos),  des  Eumaios  (Mierendorff), 
der  Freier  und  der  Mägde  vermochten 
nicht  zu  interessieren;  von  den  Mägden 
spielte  die  böse  (Dagny  Servaes)  besser 
als  die  gute  (Hedwig  Reicher),  aber  über 
das  Theater  kam  auch  sie  nicht  hinaus. 
Die  von  Rochus  Gliese  entworfenen  De¬ 
korationen  waren  der  gute  Rahmen  für 
diese  Aufführung:  aber  nicht  für  die 
Aufführung  des  Odysseus,  wie  man  sie 
sich  wohl  wünschte. 

X  X 

:  *-es"  Mit  der  vortrefflichen  In- 
sing  lea  er  szenicrung  des  Bernard 

Shaw  sehen  Pygmalion  be¬ 
wies  Victor  Barnowsky,  daß  die  künst¬ 
lerische  Zukunft  des  Lessingtheaters  in 
guten  Händen  liegt.  Die  Aufführung 
hatte  Witz  und  Temperament  und  nahm 
Shaw  nicht  schwerer,  aber  auch  nicht 
leichter  als  er  genommen  sein  soll.  Sie 
war  von  Trockenheit  und  Ängstlichkeit 
ebenso  weit  entfernt  wie  von  Albernheit 
und  plumper  Karikatur.  Daß  die  Szene 
mit  dem  Bourgeois  gewordenen  Doolittle 
davon  eine  Ausnahme  macht,  ist  gewiß 
die  Schuld  des  Dichters,  nicht  des  Re¬ 
gisseurs,  Nicht  minder  lobenswert  als 
die  Auffassung  ist  die  Durchführung  der 
Inszenierung.  Ein  höchst  erfreuliches 
Zusammenspiel,  ein  trefflicher  Ge¬ 
schmack  in  allem  Äußern  und  eine  feine 
Charakterisierungsgabe  in  allem  Wesent¬ 
lichen  zeichnen  sie  aus.  Man  kann  so 
für  die  Zukunft  des  Lessingtheaters 
Gutes  hoffen.  Auch  in  der  Wahl  der 
Stücke  ist  Barnowsky  bisher  nicht 
schlecht  beraten  gewesen.  Ibsens  Peer 
Gynt  eröffnete  seine  Tätigkeit  und  er¬ 
lebte  vor  einem  vollen  Haus  die  50.  Auf¬ 
führung.  Dieses  Drama  sowie  Büch¬ 
ners  Leonce  und  Lena  und  Wozzek  be¬ 
wiesen,  daß  Barnowsky  literarische  Ver¬ 
pflichtungen  anerkennt.  Unterstützt  wird 
er  durch  eine  Truppe  von  vorzüg¬ 
lichen  Schauspielern.  Die  Rolle  der 
Liza  Doolittle  kommt  Tilla  Durieux' 
Eigenschaften  sehr  entgegen.  Den  Über¬ 
gang  von  dem  Straßenmädel  zur  Her¬ 
zogin  gab  sie  mit  großer  Feinheit  und 


mit  vielen  humorvollen  Einzelzügen,  die 
doch  niemals  eigenwillig  waren.  Die 
Einfachheit  und  unfehlbar  sichere  Cha¬ 
rakteristik  ihrer  Liza  ist  zu  loben.  Be¬ 
sonders  dankbar  darf  man  der  Regie 
sein,  daß  sie  auch  die  kleineren  Rollen 
zur  einwandfreien  Darstellung  brachte, 
wie  die  Frau  Pearce  (Paula  Eberty)  und 
den  Vater  der  Eliza  (Alexander  Eckert). 
Vorbildlich  wie  immer  wirkte  Ilka 
Grüning  als  Frau  Higgins:  vollkommen 
schlicht  und  ungekünstelt.  Die  Lehrer 
Lizas  sind  Heinz  Salfner  (Higgins)  und 
Max  Landa  (Oberst  Pickering).  Der 
derbe  und  ein  wenig  ungeschlachte 
Humor  Higgins',  die  formvollendete 
Kameradschaftlichkeit  Pickerings  haben 
in  ihnen  den  treuesten  Ausdruck  gefun¬ 
den.  Alles  in  allem  gehört  der  Abend 
zu  den  erfreulichsten  der  letzten  Zeit. 

X  .  X 

Atlantisfilm  [ch  gehöre  zu  den  treuesten 
und  dankbarsten  Freunden 
des  Kinos.  Aber  es  sind 
nicht  die  Kino  d  r  a  m  e  n  ,  die  mich  im 
Lichtbildtheater  fesseln.  Wenigstens  bis 
heute  nicht.  Vielleicht  kommt  das  Kino¬ 
drama  noch.  Heute  ist  es  im  wesent¬ 
lichen  nur  ein  Anlaß  schöne  Landschaf¬ 
ten  oder  interessante  Typen  zu  sehen. 
Ob  der  verbindende  Text  von  Haupt¬ 
mann  oder  von  einem  anonymen  Ange¬ 
stellten  einer  Filmfabrik  herrührt,  ist 
kaum  sehr  wichtig.  Denn  im  ersten  Fall 
ist  er  doch  nicht  von  Hauptmann,  und 
der  anonyme  oder  auch  nicht  anonyme 
Angestellte  der  Filmfabrik  ist  letzten 
Endes  doch  immer  der  Dichter.  Deshalb 
ist  es  sinnlos  von  Autorenfilms  zu  spre¬ 
chen,  es  sei  denn,  daß  der  Autor  nicht 
nur  das  Programm  gab  sondern  auch, 
was  viel  wichtiger  ist,  die  Regie  selbst 
führte.  Kurz,  der  Atlantisfilm  ist  kein 
Hauptmannfilm.  Der  Umstand,  daß  er 
die  Vorgänge  aus  Gerhart  Hauptmanns 
Atlantisroman  benutzt,  kann  ihn  allein 
niemals  dazu  machen:  deshalb  braucht 
er  von  des  Dichters  Geist  noch  keinen 
Hauch  zu  enthalten  (und  er  enthält  ihn 
tatsächlich  nicht).  Das  einzige  Mittel 
in  ein  Kinodrama  (übrigens  spräche  man 
wohl  besser  von  Kino  r  o  m  a  n  e  n)  das 
Talent  eines  Dichters  einzufangen  ist  den 
Dichter  selbst  die  Vorgänge  und  mit  un¬ 
bedingter  Machtfülle  stellen  zu  lassen. 
Wenn  man  sich  darüber  einig  ist,  daß 
das  Ausdrucksmittel  des  Kinos  der  be¬ 
wegte  Vorgang  ist,  so  ist  es  doch 
eigentlich  selbstverständlich,  daß  man 
bei  einem  Dichterfilm  eben  diese  be¬ 
wegten  Vorgänge  der  Arbeit  des  Dich- 
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ters  unterstellen  muß.  Das  war  beim 
Atlantisfilm  nicht  so  der  Fall.  Durch 
die  Zeitungen  ging  sogar  eine  Notiz,  daß 
die  vom  Dichter  entworfene  Szenenfolge 
von  den  Regisseuren  der  Nordischen 
Filmkompanie  verworfen  und  durch 
eine  im  Haus  verfertigte  ersetzt  worden 
ist.  Damit  ist  der  Film  natürlich  im 
künstlerischen  Sinn  entseelt  worden. 
Gerade  im  Fall  Hauptmann  ist  übrigens 
schwer  zu  verstehen,  daß  man  bei  der 
Arbeit  auf  die  Mitwirkung  des  Dichters 
verzichtete.  Hat  doch  Hauptmann  mit 
seiner  Teil-  und  Kleistinszenierung  be¬ 
wiesen,  daß  ein  Regisseur  von  seltenem 
Grad  in  ihm  steckt.  Andere  Dichter 
müßten  vielleicht  erst  in  die  Schule  der 
Regiekunst  gehen,  ehe  sie  dem  Kino  mit 
Nutzen  helfen  könnten.  (Die  photo  - 
graphisch-technisc  h  e  Arbeit 
sollte  man  in  ihrer  Wichtigkeit  nicht 
überschätzen.  Aus  ihrer  Vervollkomm¬ 
nung,  so  wünschenswert  sie  ist,  kann 
eine  künstlerische  Blüte  nicht 
kommen.  Die  Technik  des  Operateurs 
muß  eine  solche  sein,  daß  sie  alle  An¬ 
gaben  des  regieführenden  Dichters  in 
das  photographische  Bild  umsetzen 
kann.)  Man  wird  den  Einwand  machen, 
daß  Kinoregie  nicht  identisch  ist  mit 
Bühnenregie,  Das  ist  richtig.  Aber  ge¬ 
nau  so  wie  der  intelligente  Schauspieler 
die  Wirkungsverschiebungen  des  Kino- 
spielens  gegenüber  dem  Theaterspielen 
bald  in  sich  aufgenommen  hat,  so  wird 
auch  der  begabte  und  einsichtige  Büh¬ 
nenregisseur  das  Zeug  zum  Kinoregisseur 
in  sich  haben. 

Daran,  daß  Hauptmann  die  Fähigkeit 
hätte  gegebenenfalls  eine  Kinoregie  zu 
üben,  kann  man  kaum  zweifeln.  Im 
AtJantisfilm  nun  hat  er  diesen  Einfluß 
auf  den  Film  nicht  gehabt,  und  damit  ist 
gesagt,  daß  der  Film  nicht  in  einem 
ernsthaften  Sinn  als  Hauptmannfilm  an¬ 
gesehen  werden  kann,  gleichgültig,  ob 
Hauptmann  die  Regie  nicht  führen 
wollte,  oder  ob  man  ihn  beiseite  ge¬ 
schoben  hat.  Einzig  durch  die  Beein¬ 
flussung  und  Durchbildung  der  Wir¬ 
kungsmittel  kann  in  aller  Kunst  der 
Wille  eines  Künstlers  etwas  gestalten, 
das  mit  seinem  Geist,  mit  seiner  Ab¬ 
sicht,  mit  seiner  Gesinnung  angefüllt  ist. 
Ein  Film,  der  von  einem  fremden  Re¬ 
gisseur  nach  einer  Erzählung  Haupt¬ 
manns  gearbeitet  wird,  hat  mit  Haupt¬ 
mann  nicht  mehr  zu  tun  als  ein  Bild, 
zu  dem  sich  ein  Maler  durch  die  Ver¬ 
sunkene  Glocke  hätte  anregen  lassen. 
Das  Gemälde  des  Malers  in  unserm  Ver¬ 


gleich  könnte  an  sich  gut  oder  schlecht 
sein.  So  könnte  auch  der  Atlantisfilm 
an  sich  ein  guter  Film  sein,  ja  vielleicht 
größere  Werte  enthalten  als  der  Roman. 
Aber  wie  man  auch  Hauptmanns 
schwächste  Leistung  einschätzen  mag: 
der  Film  steht  doch  nicht  auf  ihrem  Ni¬ 
veau.  Er  ist  in  seinen  interessantesten 
Teilen  nicht  mehr  als  ein  gemütliches 
Schwimmfest,  in  den  zahlreichen  un¬ 
interessanten  Teilen  ein  Durchschnitts- 
film  wie  tausend  andere,  die  heute 
kommen  und  an  die  nach  ein  paar  Tagen 
niemand  mehr  denkt, 

X  X 

KurzeChronik  Im  Alter  von  73  Jahren 

starb  in  Paris  Jules 

C  1  a  r  e  t  i  e  (mit  bürger¬ 
lichem  Namen  Arsene  Arnaud),  der  seit 
1885  Administrator  der  Comedie  Fran¬ 
chise  gewesen  ist.  Ursprünglich  zum 
Juristen  bestimmt,  wandte  er  sich  schon 
sehr  früh  dem  Beruf  des  Schriftstellers 
zu.  Romane,  Bühnenstücke  und  ge¬ 
schichtliche  Veröffentlichungen  sind  mit 
seinem  Namen  verbunden.  Auch  als  Po¬ 
litiker  ist  Claretie  tätig  gewesen.  Als 
Korrespondent  hatte  er  an  dem  Krieg 
mit  Deutschland  teilgenommen.  Die  Ka¬ 
tastrophe  von  Sedan  hat  er  miter¬ 
lebt.  Clareties  Hauptleistung  ist  die 
Leitung  der  Comedie  gewesen,  die  be¬ 
sonders  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  unter 
ihm  gedieh.  In  künstlerischer  Hinsicht 
war  er  ein  Hüter  der  Tradition,  ohne 
sich  doch  dem  Neuen  grundsätzlich  zu 
verschließen.  Seit  1888  war  Claretie 
Mitglied  der  Akademie.  X  In  Lichter¬ 
felde  bei  Berlin  starb  N  u  s  c  h  a 
Butze,  ehemals  eine  Künstlerin  von 
kräftiger  Persönlichkeit,  die  in  manchem 
schon  erheblichen  Eindruck  machen 
konnte.  In  den  letzten  Jahren  freilich 
war  sie  nur  Mitglied  des  Berliner  König¬ 
lichen  Schauspielhauses.  X  'Die  Stadt¬ 
verordneten  von  Düsseldorf  be¬ 
schlossen,  um  das  Dumontsche  Theater 
zu  halten,  einen  städtischen  Zuschuß  von 
50  000  Mark  an  die  Düsseldorfer  Schau¬ 
spielhausgesellschaft  und  einen  Zuschuß 
von  je  20  000  Mark  auf  3  Jahre  zur  Er¬ 
weiterung  der  Theaterakademie  zu  einer 
Bühnenhochschule.  Der  Plan  der  Direk¬ 
tion  Luise  Dumont  und  Gustav  Linde- 
mann  nach  München  überzusiedeln  ist 
daraufhin  aufgegeben  worden.  X  Mit 
dem  Sitz  in  Königsberg  ist  nach  dem 
Muster  des  Märkischen  Wandertheaters 
ein  Ostdeutsches  Wander¬ 
theater  gegründet  worden.  X  Der 
Verlag  der  Zeitschrift  Die  Neue  Kunst 
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Heinrich  F.  S.  Bachmair  in  München 
veranstaltete  eine  Sondervorstellung  von 
Franz  Bleis  Schauspiel  Die  Welle, 
unter  der  Regie  Hugo  Balls.  X  Carl 
Friedrich  Wiegands  schweizeri¬ 
sches  Volksdrama  Marignano 
wurde  im  Leipziger  Neuen  Theater  auf¬ 
geführt.  .Das  Werk  ist  eingestandener¬ 
maßen  angeregt  durch  Hodlers  Züricher 
Wandbild  vom  Rückzug  bei  Marignano. 
Der  gewaltige  Landsknecht,  der  am 
linken  Bildrand  sich  zur  Abwehr  um¬ 
wendet,  ist  der  Held  des  Wiegandschen 
Dramas.  X  Am  24.  Dezember  führte 
das  Stuttgarter  Hoftheater 
zum  erstenmal  den  Florian  Geyer  Haupt¬ 
manns  auf.  Die  Regie  hatte  Walter 
Bloem,  den  Geyer  spielte  Kurt  Junker. 
X  Das  Bremer  Schauspielhaus 
brachte  Hans  Kysers  Erziehung  zur 
Liebe  zur  1.  Aufführung.  Am  nämlichen 
Theater  erlebte  ein  Stück  von  Lily 
Braun,  Mutter  Maria,  seine  Premiere.  X 
Der  verschwundene  Berliner,  eine  Ber¬ 
liner  Posse  von  Alfons  Fedor  Cohn,  er¬ 
hielt  den  1000  Mark-P  reis,  den  die 
Vereinigten  Berliner  Volksbühnen  zu¬ 
sammen  mit  dem  Verlag  Oesterheld  aus¬ 
geschrieben  hatten.  Ein  früheres  Stück 
des  Preisträgers,  Der  Kulturpalast, 
wurde  von  der  Freien  Volksbühne  vor 
kurzem  aufgeführt.  X  Die  Cinesgesell- 
schaft  schrieb  einen  internationalen 
Wettbewerb  für  Kinodramen 
aus  mit  Preisen  von  25  000,  5000,  2000, 
1000  und  500  Lire.  Die  eingereichten 
Arbeiten  dürfen  sich  nicht  an  eine  Dich¬ 
tung  aulehnen.  X  Vor  dem  Reichsgericht 
kam  die  Revision  zur  Verhandlung,  die 
Dr.  Th.  Lessing  gegen  das  Urteil 
eingelegt  hat,  das  ihn  zu  einer  Geld¬ 
strafe  von.  100  Mark  verurteilt  hatte, 
weil  er  Sudermanns  Guten  Ruf  bereits 
vor  der  Veröffentlichung  des  Werkes  in 
detf  Schaubühne  kritisiert  hatte.  Das 
Reichsgericht  verwarf  die  Revision  mit 
der  Begründung,  daß  der  Herausgeber 
der  Schaubühne,  Siegfried  Jacobsohn, 
zwar  als  der  eigentliche  Täter  anzusehen 
sei,  wie  das  auch  in  seiner  Verurteilung 
zu  der  doppelten  Buße  zum  Ausdruck 
gekommen  wäre,  daß  aber  Dr.  Lessing 
als  der  Verfasser  des  Aufsatzes  als  Mit¬ 
täter  gelten  müsse.  X  Der  Schutzver¬ 
band  deutscher  Schriftsteller  erließ  eine 
Veröffentlichung,  in  der  er  auf  Grund 
des  Plagiatprozesses  Meyerfeld  gegen 
Bernauer  und  Schanzer  zu  den  Ergebnis¬ 
sen  kommt,  daß  unsere  Richter  den  An¬ 
schauungen  und  den  Gewöhnungen  des 
literarischen  Markts  ungemein  fremd 


gegenüberstehen,  daß  sie  in  gar  zu  weit¬ 
gehendem  Maß  den  Sinn  des  §  13  des 
Urheberrechts  deuten,  und  daß 
dieser  §  13  dringend  nach  einer  Novelle 
verlangt. 

X  X 

Literatur  Das  amtliche  Organ  des 
Deutschen  Bühnen¬ 
vereins,  die  Deutsche 
Bühne,  die  bei  Oesterheld  in  Berlin  er¬ 
scheint,  bringt  seit  kurzem  die  Spielver¬ 
zeichnisse  der  deutschsprachigen  Bühnen 
mit  Angabe  sämtlicher  Rollen,  auch  der 
kleinsten,  des  Spielleiters,  Inspizienten 
und  Kapellmeisters,  so  daß  sich  ein 
lückenloser  Überblick  sowohl  über  das 
Repertoire  der  deutschen  Bühnen  als 
auch  über  die  Tätigkeit  der  darstellen¬ 
den  Künstler  und  der  geistigen  Mit¬ 
arbeiter  gewinnen  läßt. 

KULTUR 

Technik  /  Heinrich  Lux 

Trockenle-  _  Durch  Beschluß  des  hol- 
§“"2?er  Zui*  ländischen  Parlaments  ist 
die  Trockenlegung  der 
Zuidersee,  durch  die  das  Königreich  der 
Niederlande  um  ein  Siebentel  seines 
Landbestands  vergrößert  werden  wird, 
in  Angriff  genommen  worden.  Bereits 
seit  dem  Jahr  1892  bemüht  sich  der 
jetzige  Minister  Lely  um  die  Durchfüh¬ 
rung  dieses  großzügigen  Projekts,  durch 
das  von  dem  Meer  das  zurückerobert 
werden  soll,  was  es  sich  in  gewaltigen 
Sturmfluten  in  den  Jahren  1277  und  1278 
geraubt  hatte.  Zu  Caesars  Zeiten  war 
die  heutige  Zuidersee  ein  größerer  Süß¬ 
wassersee,  der  Lacus  Flevo,  der  durch 
eine  breite  Landbarre  von  der  Nordsee 
getrennt  war.  In  den  beiden  ersten  Jahr¬ 
hunderten  wurde  diese  Barre  von  Sturm¬ 
fluten  zernagt  und  im  13.  Jahrhundert 
schließlich  völlig  eingerissen,  so  daß  auf 
unseren  Landkarten  der  ehemalige  Süß¬ 
wassersee  als  große  Meeresbucht  er¬ 
scheint.  Diese  Entstehungsgeschichte  der 
Zuidersee  läßt  das  Projekt  ihrer 
Trockenlegung  überhaupt  erst  durchführ¬ 
bar  erscheinen. 

Die  Trockenlegung,  zu  deren  Durchfüh¬ 
rung  ein  volles  Menschenalter  Arbeits¬ 
zeit  erforderlich  werden  wird,  soll  sich 
in  der  Weise  vollziehen,  daß  zunächst 
ein  großer  Damm  von  Ewijk  in  Nordhol¬ 
land  zur  Insel  Wieringen  und  weiter  von 
dieser  nach  Piaam  in  Friesland  ge¬ 
baut,  und  daß  dann  das  gewaltige  Was¬ 
serbecken  von  3139  Quadratkilometer  bis 
auf  einen  Binnensee  von  zirka  600  Qua¬ 
dratkilometer  ausgepumpt  werden  wird. 
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Für  den  Bau  des  40  Kilometer  langen 
Damms  werden  6  Jahre  gerechnet.  Auf 
dem  halben  Weg  zwischen  Friesland  und 
der  Insel  Wieringen  wird  zunächst  eine 
künstliche  Insel  aufgeschüttet  werden,  so 
daß  der  Dammbau  an  4  Stellen  gleich¬ 
zeitig  begonnen  werden  kann.  Der  Damm 
soll  5V2  Meter  hoch,  an  seiner  Basis  9 
Meter  und  an  der  Krone  2  Meter  breit 
werden.  Die  innere  Böschung  wird  einen 
7  Meter  breiten  Fahrweg  und  eine  2glei- 
sige  Eisenbahn  aufnehmen.  Zum  Schutz 
des  Hauptdamms  wird  ein  niedrigerer 
Vordamm  errichtet  werden,  an  dem  sich 
die  Gewalt  der  Wellen  und  der  Sturm¬ 
fluten  brechen  soll.  Von  dem  Gelingen 
der  Dammbauten,  die  etwa  40  Millionen 
Mark  kosten  werden,  hängt  das  Gelingen 
des  ganzen  Unternehmens  ab.  Hier  liegt 
die  einzige  technische  Schwierigkeit; 
denn  eine  Sturmflut  kann  in  wenigen 
Stunden  die  Arbeit  eines  ganzen  Jahres 
wieder  vernichten,  besonders  wenn  der 
Damm  noch  nicht  geschlossen  ist.  Nach 
Errichtung  der  neuen  Landbarre,  die  bei 
Wieringen  eine  große  Schleusenanlage 
erhalten  wird,  kann  sogleich  mit  dem 
Auspumpen  der  Zuidersee  begonnen  wer¬ 
den.  Die  Trockenlegung  darf  aber  nur 
ganz  allmählich  weitergeführt  werden, 
um  nicht  große  Gefahren  in  gesundheit¬ 
licher  Hinsicht  durch  Sumpffieber  her¬ 
aufzubeschwören.  Man  wird  deshalb  mit 
der  Weiterführung  des  Auspumpens  im¬ 
mer  so  lange  warten  müssen,  bis  das  dem 
Meer  abgerungene  Land  sich  mit  Pflan¬ 
zenwuchs  bedeckt  hat.  Deshalb  rechnet 
man  für  das  Auspumpen  allein  einen 
Zeitraum  von  24  Jahren.  Die  Kosten  für 
die  Trockenlegung  werden  auf  321  Mil¬ 
lionen  Mark  geschätzt.  Diese  Summe 
wird  aber  kaum  verbraucht  werden,  denn 
jeder  Hektar  gewonnenen  Landes  kann 
fast  sofort  nutzbar  gemacht  werden.  Man 
hofft  insgesamt  14  500  Hektar  urbaren 
Landes  zu  gewinnen  mit  einem  Wert  von 
3200  Mark  für  den  Hektar.  Hieraus  er¬ 
hellt  allein  schon  die  immense  volkswirt¬ 
schaftliche  Bedeutung  des  Projekts,  die 
noch  weiter  dadurch  illustriert  wird,  daß 
das  gewonnene  Land  200  000  Menschen 
Lebensunterhalt  bieten  wird. 

Abgesehen  von  dem  zu  erhaltenden  600 
Quadratkilometer  großen  Binnensee,  in 
den  die  Yssel  und  die  anderen  Zuflüsse 
der  Zuidersee  auch  später  einmünden 
werden,  wird  das  wieder  gewonnene  Land 
im  Interesse  der  Schiffahrt  von  einem 
planmäßig  angelegten  System  schiffbarer 
Kanäle  durchzogen  werden.  Die  freie 
Verbindung  von  Amsterdam  mit  der 
Nordsee  wird  durch  die  Trockenlegung 
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der  Zuidersee  nicht  behindert  werden, 
und  die  Binnenschiffahrt  Amsterdams  auf 
der  Zuidersee  wird  durch  den  Schiffsver¬ 
kehr  auf  den  Kanälen  ersetzt  werden. 
Der  hauptsächlichste  Nachteil,  den  das 
Verschwinden  der  Zuidersee  im  Gefolge 
haben  wird,  besteht  im  Fortfall  der  An¬ 
chovisfischerei,  die  heute  einen  Ertrag 
von  5,5  Millionen  Mark  jährlich  liefert. 
Dieser  Ausfall  steht  aber  in  gar  keinem 
Verhältnis  zu  dem  Gewinn,  den  die  Ur¬ 
barmachung  des  Landes  ergeben  wird. 

X  X 

Moorkultur  Die  gewaltigen  Moorlände- 
reie*  Deutschlands,  die 
noch  vor  einem  Jahrhun¬ 
dert  als  wertvolle  Energiequelle  gegolten 
hatten,  haben  mit  der  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  ständig  an  Bedeutung 
eingebüßt.  Bei  gleichem  Heizwert  ist 
der  aus  dem  Moor  gewonnene  Torf  bei¬ 
nahe  3mal  so  schwer  als  die  Steinkohle 
und  nimmt  etwa  4mal  so  viel  Raum  ein 
als  diese.  Während  also  Kohle  relativ 
billig  fortgeschafft  werden  kann,  lohnt 
die  Versendung  von  Torf  in  unseren  Zei¬ 
ten  überhaupt  nicht  mehr;  so  daß  die 
Verteuerung  von  Torf  heute  nur  noch  in 
unmittelbarer  Nachbarschaft  der  Torf¬ 
moore  stattfindet.  An  der  Schwierigkeit 
der  Torfbeseitigung  und  seiner  Nutzbar¬ 
machung  scheiterte  aber  zugleich  auch 
die  Durchführung  einer  rationellen 
Moorkultur.  Während  ein  großer  Teil 
des  fruchtbaren  Holland  aus  dem  öden 
Moorland  erwachsen  ist,  liegen  in 
Deutschland  noch  gewaltige  Flächen  als 
Ödland  da  und  harren  der  Urbar¬ 
machung.  Die  Entwickelung  der  Elektro¬ 
technik  schafft  allmählich  auch  hier 
Wandel,  und  die  Verwandlung  der  im 
Torf  auf  gespeicherten  Energie  in  Elektri¬ 
zität  macht  nicht  nur  die  Nutzbar¬ 
machung  des  Torfs  für  industrielle 
Zwecke  möglich,  sondern  sie  schafft  auch 
die  Basis  für  eine  wirkliche  Moorkultur. 
Wird  im  Torfmoor  direkt  Elektrizität  er¬ 
zeugt,  so  fällt  die  Schwierigkeit  des  Trans¬ 
ports  des  Brennmaterials  fort,  indem 
elektiische  Energie  weitergeleitet  wird, 
und  das  Moorelektrizitätswerk  befindet 
sich  in  analog  günstiger  Situation  wie  ein 
Elektrizitätswerk,  das  in  unmittelbarer 
Nachbarschaft  von  Kohlenbergwerken  er¬ 
richtet  ist.  Aber  das  Moorelektrizitäts¬ 
werk  leistet  mehr  als  die  bloße  Energie¬ 
verwandlung.  Das  Kohlenkraftwerk  ver¬ 
wandelt  seine  Umgebung  durch  die 
Schlacken-  und  Aschenhalden  in  Wü¬ 
steneien,  während  das  Moorelektrizitäts¬ 
werk  durch  die  Abtorfung  des  Moors  den 
Moorboden  in  Kulturland  verwandelt,  für 
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das  die  Verbrennungsrückstände  des 
Torfs  ein  wertvolles  Auffüll-  und  Dünge- 
matörial  bilden.  Die  Elektrotechnik 
leistet  hier  also  doppelte  Kulturarbeit, 
und  das  Elektrizitätswerk  im  Wiesmoor 
in  Ostfriesland  zeigt  in  einem  klassischen 
Beispiel,  was  zu  erwarten  sein  wird, 
wenn  in  gleicher  Weise  wie  hier  auch  in 
anderen  Teilen  Norddeutschlands  ratio¬ 
nelle  Moorkultur  gefördert  wird. 

Die  Kultivierung  der  Moore  vollzieht 
sich  nun  in  folgender  Weise:  Zunächst 
mttß  das  Moor  entwässert  werden,  in¬ 
dem  man  schiffbare  Kanäle  aushebt, 
die  das  durch  Dränierungsanlagen  ab¬ 
fließende  Wasser  aufnehmen  und  zu¬ 
gleich  neue  Verbindungswege  für  das  zu 
schaffende  Kulturland  bieten;  sie  dienen 
auch  wesentlich  dem  Torftransport  nach 
den  Elektrizitätszentralen.  Der  beim 
Ausheben  der  Kanäle  gewonnene  Torf 
liefert  gleichzeitig  die  Energiequelle  für 
die  Kanalbauten  selbst,  da  das  Her¬ 
stellen  der  Kanäle  fast  ausschließlich 

durch  elektrisch  betriebene  Bagger¬ 
maschinen  geschieht.  Das  durch  die  Ka¬ 
näle  und  Dränierungsanlagen  genügend 
entwässerte  Moor  in  der  Nachbarschaft 
der  Kanäle  wird  sogleich  unter  den  Pflug 
genommen  und  nach  reichlicher  Kalk¬ 
düngung  bestellt.  Man  kultiviert  hier 
also  zunächst  auf  dem  unabgetorften 

Moor.  Die  Arbeiten  der  Moorversuchs¬ 
anstalt  in  Bremen  haben  gezeigt,  wie 

man  den  Moorboden  chemisch  und  phy¬ 
sikalisch  behandeln  muß,  um  ihn  er¬ 
tragsfähig  zu  machen.  In  dem  zirka  6200 
Hektar  großen  Wiesmoor  reicht  der 
allein  aus  den  Kanälen  ausgehobene  Torf 
auf  mindestens  20  Jahre  für  den  Betrieb 
des  Elektrizitätswerks  aus.  Erst  nach 
der  Vollendung  der  Kanäle  werden  dann 
die  bereits  unter  Kultur  genommenen 
Flächen  enttorft,  denn  diese  sogenannte 
Verfehnung  ist  das  Endziel  der  Moor¬ 
kultur.  Während  zunächst  bei  den  Auf¬ 
schließungsarbeiten  eines  Moorlands  die 
Torfgewinnung  von  der  Zentrale  aus  ge¬ 
schieht,  natürlich  auch  auf  elektrischem 
Weg,  werden  nach  Vollendung  der 
Kanalarbeiten  die  Kolonisten  der  Moor¬ 
ländereien  wegen  des  gewinnbringenden 
Absatzes  von  Torf  an  das  Elektrizitäts¬ 
werk  leicht  dazu  zu  bringen  sein  die 
Verfehnung  des  unter  Kultur  genomme¬ 
nen  Landes  selbst  durchzuführen.  Nach¬ 
dem  der  preußische  Landtag  bedeutende 
Mittel  für  die  Moorkultivierung  ausge¬ 
worfen  hat,  steht  zu  erwarten,  daß  die 
Urbarmachung  der  Moorländereien,  die 
in  Deutschland  einen  Flächenraum  fast 
so  groß  wie  den  von  ganz  Württemberg 


umfassen  (zirka  2,3  Millionen  Hektar), 
energischer  als  bisher  fortgeführt  werden 
wird. 

X  X 

Sch  agwetter-  £)en  besten  Schutz  gegen 
pteife  ^je  f0jgenscüweren  Wirkun¬ 

gen  der  schlagenden  Wetter 
bietet  deren  rechtzeitiges  Erkennen. 
Gegen  Gefahren,  die  man  als  solche  er¬ 
kennt,  vermag  man  sich  zu  schützen, 
nicht  aber  gegen  solche,  die  plötzlich  und 
unvermutet  auftreten.  Nun  sollte  man 
allerdings  meinen,  daß  in  Steinkohlen¬ 
bergwerken  der  Bergmann  immer  auf  das 
plötzliche  Auftreten  von  schlagenden 
Wettern  gefaßt  sein  müßte,  und  daß 
er  demzufolge  von  vornherein  alle  Maß¬ 
nahmen  trifft,  die  deren  Explosion  ver¬ 
hindern.  Zu  diesen  prophylaktischen 
Maßnahmen  gehört  die  sorgfältigste  Ent¬ 
lüftung  aller,  auch  der  abgebauten 
Strecken  eines  Kohlenbergwerks  und  die 
Ausschaltung  jeder  offenen  Flamme.  Die 
Durchführung  dieser  Maßnahmen  schei¬ 
tert  jedoch  an  ökonomischen  Widerstän¬ 
den  und  unüberwindlichen  technischen 
Schwierigkeiten,  zum  Teil  aber  auch  an 
dem  Mangel  an  gutem  Willen  bei  den 
Unternehmern.  Auf  lange  Zeit  hinaus 
wird  man  sich  deshalb  mit  der  Forde¬ 
rung  begnügen  müssen  in  allen  Schlag¬ 
wetter  führenden  Gruben  solche  Einrich¬ 
tungen  vorzuschreiben,  die  das  Auftreten 
von  schlagenden  Wettern  sowohl  dem  ar¬ 
beitenden  Bergmann  als  auch  dem  zen¬ 
tralisierten  Überwachungsdienst  sofort 
und  zuverlässig  anzeigen.  In  dieser 
Rundschau  (1913,  1.  Band,  pag.  263  f.) 
sind  solche  Einrichtungen  kurz  beschrie¬ 
ben  worden.  Zu  diesen  teilweise  recht 
brauchbaren  Apparaten  ist  neuerdings 
die  von  Haber  und  Leiser  konstruierte 
Schlagwetterpfeife  hinzugetreten,  die  in 
ebenso  origineller  wie  zuverlässigerWeise 
dem  Bergmann  das  Auftreten  von  explo¬ 
siblen  Gasen  anzuzeigen  vermag.  Das 
Prinzip  dieses  Wetterindikators  beruht 
auf  der  Anwendung  der  bekannten  phy¬ 
sikalischen  Tatsache,  daß  eine  Pfeife 
verschieden  hohe  Töne  von  sich  gibt,  je 
nachdem  sie  mit  Luft  oder  einem 
andern  Gas  angeblasen  wird.  Verwendet 
man  nun  gleichzeitig  2  auf  den  gleichen 
Ton  gestimmte  Pfeifen,  von  denen  die 
eine  mit  Luft,  die  andere  dagegen  mit 
Luft  unter  geringer  Beimengung  eines 
andern  Gases  angeblasen  wird,  so  ent¬ 
stehen  2  Töne  verschiedener  Höhe.  Bei 
geringerer  Schwingungsdifferenz  treten 
hierbei  Tonschwebungen  auf,  die  bei 
größerer  Differenz  in  direktes  Trillern 
übergehen.  Dieses  Prinzip  der  Schlag- 
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wetterpfeife  ist  bereits  früher  angewandt 
worden;  die  allgemeine  Einführung 
scheiterte  aber  daran,  daß  man  beide 
Pfeifen  gleichzeitig  mit  der  zu  untersu¬ 
chenden  Grubenluft  und  reiner  Luft 
unter  Tage  anblasen  wollte  und  des¬ 
halb  einen  erheblichen  Vorrat  reiner 
Luft  mitführen  mußte.  Gerade  diese 
Schwierigkeit  ist  von  Haber  und  Lei¬ 
ser  in  sehr  origineller  Weise  be¬ 
hoben  worden.  Innerhalb  des  selben 
Raums  sind  2  gleichgestimmte,  gedeckte 
Pfeifen  angeordnet,  die  von  dem  gleichen 
Gasstrom  angeblasen  werden.  An  und 
für  sich  müßten  deshalb  auch  beide 
Pfeifen  den  selben  Ton  geben.  Die  Ab* 
deckung  beider  Pfeifen  geschieht  nun 
durch  gespannte  Glimmermembranen, 
und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  Rück¬ 
seite  der  Glimmermembrane  der  einen 
Pfeife  gegen  eine  Säule  reiner  Luft,  die 
der  andern  Pfeife  dagegen  gegen  die 
Gassäule  anliegt,  mit  der  beide  Pfeifen 
angeblasen  werden.  Die  Glimmermem¬ 
branen  schwingen  daher  auch  in  einer 
von  dem  spezifischen  Gewicht  der  auf 
ihrer  Rückseite  anlehnenden  Gassäule 
abhängigen  Weise  beim  Anblasen  der 
beiden  Pfeifen  mit,  so  daß  sich  verschie¬ 
dene  Töne  ergeben.  Enthält  die  an¬ 
blasende  Luft  auch  nur  1  %  Grubengas 
beigemischt,  so  treten  bereits  deutlich 
hörbare  Schwebungen  auf;  ist  der  Gehalt 
an  Grubengas  so  hoch  angestiegen,  daß 
in  dem  Raum,  dessen  Wettergehalt  un¬ 
tersucht  werden  soll,  ein  explosibles  Gas¬ 
gemisch  vorhanden  ist,  so  tritt  ein  bis 
auf  100  Meter  weit  hörbares  Trillern  auf. 
Gegenüber  anderen  Schlagwetterindika¬ 
toren  hat  die  Habersche  Schlagwetter¬ 
pfeife  aber  den  großen  Nachteil,  daß  sie 
die  Schlagwetter  nicht  automatisch  an¬ 
zeigt  sondern  stets  von  einer  Hand  be¬ 
tätigt  werden  muß;  sie  ist  deshalb  auch 
nur  ein  in  der  Hand  des  kontrollieren¬ 
den  Beamten  brauchbares  Werkzeug.  Der 
arbeitende  Bergmann,  der  sein  vorge¬ 
schriebenes  Quantum  fördern  muß,  wenn 
er  nicht  abgekehrt  werden  will,  wird  sich 
kaum  Zeit  dazu  nehmen  in  bestimmten 
Zwischenräumen  die  Grubenluft  auf 
ihren  Schlagwettergehalt  zu  kontrol¬ 
lieren.  Für  diesen  ist  die  Davysche,  mit 
Benzin  gespeiste  Grubenlampe  ein  weit 
zuverlässigerer  Wetterindikator. 

X  X 

KurzeChronik Drehstrom  synchron- 
m  o  t  o  r  e  n  von  2550  Pferde¬ 
stärken  Dauerleistung  sind 
für  die  Randminen  in  Südafrika  von 


den  Siemens-Schuckert-Werken  geliefert 
worden.  X  Von  der  türkischen  Regie¬ 
rung  sind  bedeutende  Anlagen  zur  Be¬ 
wässerung  der  Ebene  von  Konia 
mit  50  000  Hektar  und  der  Ebene  von 
Adana  mit  rund  500  000  Hektar  geschaf¬ 
fen^  worden.  X  An  unbewachten  Eisen¬ 
bahnübergängen  werden  jetzt  Läute¬ 
werke  mit  Kohlensäurean¬ 
trieb  mit  großem  Erfolg  angewandt, 
da  das  Aufziehen  der  elektrischen  Läute¬ 
werke  besondere  Bedienung  erfordert 
und  leicht  vergessen  wird.  Eine  Flasche 
flüssiger  Kohlensäure  von  etwa  20  Kilo 
Inhalt  reicht  für  Monate. 

X  '  X 

Literatur  über  Maße  und  Messen 
spricht  in  der  Teubner- 
schen  Sammlung  Aus  Na¬ 
tur  und  Geisteswelt  Dr.  Walter 
Block.  Der  Laie,  der  beim  Messen 
etwa  an  die  Manipulationen  eines 
Schnittwarenhändlers  denkt,  wenn  die¬ 
ser  Kattun  vom  Stück  schneidet, 
wird  verblüfft  über  die  Tatsache  sein, 
daß  der  Physiker  Michelson  den  Nobel¬ 
preis  für  seine  Auswertung  des  Meter¬ 
maßes  (in  Lichtwelleneinheiten)  erhielt. 
In  der  Aufstellung  unserer  Maße  und  der 
Ausarbeitung  der  Meßmethoden  besteht 
die  wichtigste  praktische  Arbeit  des  Phy¬ 
sikers.  Da  eine  vollständige  Behand¬ 
lung  der  physikalischen  Maße  und 
Meßmethoden  ein  Lehrbuch  der  Experi¬ 
mentalphysik  ergeben  hätte,  so  be¬ 
schränkt  sich  der  Verfasser  auf  die 
physikalischen  Grundlagen  des  metri¬ 
schen  und  des  absoluten  Maßsystems. 
Die  Darstellung  ist  so  einfach  wie  es 
bei  der  Schwierigkeit  der  Materie  über¬ 
haupt  nur  möglich  ist;  immerhin  wer¬ 
den  zum  Verständnis  einige  physika¬ 
lische  Kenntnisse  notwendig  sein.  Dr. 
Block  hat  auch  in  der,  gleichfalls  sehr 
verdienstlichen  Sammlung  Thomas' 
Volksbücher  /Leipzig,  Thomas/  ein 
Bändchen  erscheinen  lassen,  das  Die 
Grundlagen  der  Photographie  betitelt 
ist.  Die  Abschnitte  über  das  photogra¬ 
phische  Objekt  und  die  Photographie 
in  natürlichen  Farben  sind  sehr  annehm¬ 
bare  Leistungen  vom  Standpunkt  der  po¬ 
pulären  Darstellung.  Auch  der  Ab¬ 
schnitt  über  den  Positivprozeß  ist 
brauchbar.  Die  Ausführungen  über  die 
Herstellung  von  Trockenplatten  hätten 
ohne  Schaden  wegbleiben  können,  ebenso 
die  unzulänglichen  Belichtungstabellen. 
Trotz  dieser  Ausstellungen  kann  die 
Schrift  empfohlen  werden. 
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BWOHL  das  Jahr  1913,  mit  seinem  zuletzt  immer  stärkern  Hinein- 
gleiten  in  eine  Periode  überwiegender  Depression,  für  den  Wirt¬ 
schaftsbeobachter,  schon  wegen  des  Gegensatzes  zu  früheren  Ab¬ 
stürzen  von  der  Höchstkonjunktur  zur  Vollkrisis,  von  außergewöhn¬ 
lichem  Interesse  ist,  so  sollen  die  folgenden  Bemerkungen  doch 
keinen  irgendwie  umfassendem  Überblick  darbieten.  An  solchen  Zusammen¬ 
stellungen  fehlt  es  nicht,  und  mit  dem  Abschluß  des  Kalenderjahrs  ist  ge¬ 
rade  diesmal,  vielleicht  mit  Ausnahme  des  Geld-  und  Leihkapitalmarkts, 
überhaupt  kein  tieferer  Einschnitt  für  die  wirtschaftliche  Gesamtentwicke¬ 
lung  verbunden;  bei  anderen  Gelegenheiten  wird  sich  später  die  kapita¬ 
listische  Wellenbewegung  besser  zur  Anschauung  bringen  lassen. 


Dagegen  seien  aus  der  Fülle  der  zerstreuten  Jahresvorgänge  verschiedene 
Erfahrungen  herausgegriffen,  die  zum  bessern  Verständnis  einiger,  den  jüng¬ 
sten  Kapitalismus  kennzeichnender  Strömungen  und  hier  und  da  wohl  auch 
zur  Klärung  und  Überwindung  mancher  weitverbreiteter  Parteianschauungen 
beizutragen  vermögen. 


ROTZ  des  unvergleichlichen  Übergewichts  des  Innenaustausches  bei 
allen  wirklich  modernen  Großstaaten,  ruht,  wie  man  weiß,  die 
Gegenwart  der  kapitalistischen  Länder  zugleich  immer  breiter  und 
ausgedehnter  auf  dem  Außenhandel  und  dem  Seeverkehr:  auf 
dem  Wasser,  wie  man  das  bekannte  geflügelte  Wort  zu  wiederholen 
pflegt.  Im  Jahr  1913  hat  sich  dieser  Grundzug  des  modernen  Wirtschafts¬ 
lebens  eher  noch  mehr  als  sonst  ausgeprägt,  den  nur  ein  vollkommen  ver¬ 
ständnisloser,  geistig  rückständiger  Schöppenstädterradikalismus  auf  die 
Notwendigkeit  der  Abstoßung  unserer  künstlichen  Überproduktion  zurück¬ 
führen  kann,  und  der  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  einer  kommenden  höhern 
Gesellschaftsstufe  noch  viel  mehr  seinen  Stempel  aufdrücken  wird. 

Für  England  (genauer  immer:  das  Vereinigte  Königreich)  übertraf  das  Jahr 
1913,  trotz  des  Balkankriegs  und  der  inneren  Klassenkämpfe  zwischen 
Kapital  und  Arbeit,  nochmals  das  Rekordjahr  1912,  das  noch  dazu  als  Schalt¬ 
jahr  einen  Tag  mehr  umfaßte.  Der  Gesamtaußenhandel  erreichte  dem  Wert 
nach  1404  Millionen  Pfund  Sterling,  das  sind  60%  Millionen  mehr  als  1912 
und  vollends  167  Millionen  mehr  als  1911.  1906  hatte  er  zum  erstenmal  die 

1000  Millionen-Grenze  überschritten,  mit  1  068  566  318  Pfund  Sterling  gegen 
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vorher  972  616  444,  Die  kurze  Zeitspanne  von  8  Jahren  brachte  demnach 
den  verblüffenden  Zuwachs  von  431  534  649  Pfund  oder  von  nicht  weniger  als 
44,4  %,  1913  mit  1912  verglichen,  finden  wir  auf  der  Einfuhrseite  allein  ein 
Mehr  von  24  393  328,  auf  der  Ausfuhrseite  von  38  237  977  Pfund  Sterling, 
während  die  Wiederausfuhr,  also  die  reine  internationale  Zwischenhandels¬ 
vermittlung  eine  Verminderung  um  2  081  973  Pfund  auf  wies:  wovon  nicht 
weniger  als  1  450  731  ausschließlich  der  Wiederausfuhr  von  Kautschuk  (trotz 
deren  Mengenzunahme),  also  der  Kautschukkrisis  und  dem  Preissturz  dieses 
kolonialen,  außereuropäischen  Rohstoffs  zuzuschreiben  waren. 

Die  deutschen  statistischen  Ergebnisse  sind  noch  viel  erstaunlicher.  Die  Aus¬ 
fuhr  stieg  hier  zwischen  1912  und  1913  dem  Gewicht  nach  von  65  603  585 
Tonnen  auf  73  751  386.  Der  Wert  dieser  Mehrausfuhr  beläuft  sich  auf  über 
1  Milliarde  Mark,  denn  1912  exportierte  man  (ohne  Gold  und  Silber)  für 
8956,8  Millionen  Mark  Waren,  1913  für  10  080,6  Millionen.  Die  Einfuhr  wuchs 
in  dem  gleichen  Zeitraum  dem  Wert  nach  zwar  nur  von  10  691,4  auf  10  695,4 
Millionen  Mark,  dem  Gewicht  nsich  jedoch  von  71  104  184  auf  72  816  792 
Tonnen,  Ähnlich  wie  England  1906  so  überschritt  Deutschland  im  Gesamt¬ 
außenhandel  (für  Waren)  im  Jahr  1913  zum  erstenmal  die  Grenze  von  20 
Milliarden  Mark  (1912  19,64,  1913  20,77  Milliarden),  und  die  Zeit  dürfte  nicht 
fern  sein,  wo  wir  auch  diesen  Vorsprung  des  ältesten  Industriestaats  ein¬ 
geholt  haben  werden.  Seit  1902,  in  11  Jahren,  hat  Deutschland  seine  Ein¬ 
fuhr  (damals  5631  Millionen  Mark)  um  90  %,  seine  Ausfuhr  (damals  4678 
Millionen  Mark)  sogar  um  115  %  gesteigert.  Ob  man  deswegen,  auch  nur 
rein  vom  Standpunkt  der  kapitalistischen  Höherentwickelungsinteressen  aus, 
den  deutschen  Zolltarif  von  1902  und  die  darauf  aufgebauten  Handelsver¬ 
träge  günstig  beurteilen  muß,  bleibt  natürlich  trotzdem  eine  offene  Frage. 
Jedoch  vollständig  außer  Frage  steht  schon  seit  langem,  daß  sich  niemand, 
der  ernst  genommen  sein  will,  noch  zu  den  gellenden  Kassandrarufen  be¬ 
kennen  mag,  die  man  vor  10  und  12  Jahren  über  die  unfehlbar  sicher  herein¬ 
brechende  Vernichtung  von  Deutschlands  internationaler  Wirtschaftsstellung 
zu  hören  bekam;  und  es  war  wohl  kaum  eine  erleuchtende  Priesterbinde,  was 
unsere  nichts  als  freihändlerischen  Hellseher  damals  über  den  Augen  trugen. 

Erst  recht  in  Riesenschritten  bewegten  sich  die  Vereinigten  Staaten  im 
Außenhandel  vorwärts.  Statistisch  abgeschlossen  liegen  hier  nur  11  Monate 
vor:  für  die  Einfuhr  mit  1609  Millionen  Dollar,  für  die  Ausfuhr  mit  2251 
Millionen.  Setzt  man  für  den  Monat  Dezember  einfach  die  Novemberziffern 
nochmals  ein,  so  kommt  man  für  die  Einfuhr  zu  einem  Jahreswert  von  1756, 
für  die  Ausfuhr  von  nicht  weniger  als  2497  Millionen  Dollar.  Die  größte  je¬ 
mals  erreichte  Ausfuhr  belief  sich  in  Amerika  auf  2399  Millionen  Dollar  im 
Jahr  1912;  der  Ausfuhrüberschuß,  die  günstige  Handelsbilanz  im  alten 
merkantilistischen  Sinn,  würde  1913  ungefähr  bis  zu  740  Millionen  Dollar 
anschwellen.  Der  Einfuhrwert  hat  überraschenderweise,  trotz  der  Zollermäßi¬ 
gungen,  noch  etwas  abgenommen,  offenbar  jedoch  hauptsächlich  wegen  der 
Preissenkung  wichtiger  Einfuhrwaren.  So  wird  bis  Ende  Oktober  die  Zucker¬ 
einfuhr  gegen  1912  angegeben:  dem  Gewicht  nach  mit  368  Millionen  Pound 
mehr,  dem  Wert  nach  mit  22  Millionen  Dollar  weniger.  Um  so  günstiger 
hebt  sich  auf  der  Gegenseite  die  Ausfuhr  von  unverarbeiteten  und  zuberei¬ 
teten  Lebensmitteln  (crude  foodstuffs  und  foodstuffs  partly  or  wholly  manu- 
factured)  hervor:  die  erste  in  den  10  Monaten  bis  Ende  Oktober  mit  150% 
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(im  Jahr  1913)  gegen  98%  (1912),  die  zweite  mit  266%  gegen  246%  Milli¬ 
onen  Dollar. 

Die  Schiffahrt  hatte  unter  solchen  internationalen  Voraussetzungen, 
wenn  nicht  bis  zum  vollen  Jahresschluß,  so  doch  bis  zum  Beginn  des  letzten 
Quartals  gute  Zeit,  nachdem  schon  das  Jahr  1912  alle  Hoffnungen  übertroffen 
hatte.  Selbst  die  Segler  heimsten  nochmals  eine  befriedigende  Ernte  ein; 
allerdings  hatten  sie  schon  längst  auf  eine  Vergrößerung  oder  auch  nur  Auf¬ 
rechterhaltung  ihres  Frachtraums  verzichten  und  hierin  alle  Expansion  den 
Dampfern,  und  zwar  den  Großdampfern  überlassen  müssen.  Vermutlich 
hat  dieses  sprunghafte  Anwachsen  der  Welttonnage  gegenwärtig  wieder  ein¬ 
mal  den  Welthandelsbedarf,  trotz  seines  rapiden  Aufschwungs,  überholt. 
Denn  die  Welttonnage  betrug: 


Jahr 

Dampfer 

Anzahl 

|  Netto  Tons 

|  Brutto  Tons 

Segler 

Anzahl 

|  Netto  Tons 

1900 

15  898 

13  856  531 

22  369  358 

12  542 

6  674  370 

1905 

19  153 

18  583  769 

29  963  392 

10  603 

6  037  501 

1910 

22  008 

23  046  122 

37  290  695 

8  050 

4  624  070 

1911 

22  473 

23  931  751 

38  781  572 

7  614 

4  365  582 

1912 

23  473 

24  977  920 

40  518  177 

7  099 

4  082  500 

1913 

23  897 

26  517  029 

43  079  177 

6  694 

3  890  936 

IN  noch  so  reger  Weltverkehr  und  Welthandel  verbürgt  jedoch, 
wenn  er  nicht  in  entsprechenden  internationalen  Produktionsgrund¬ 
lagen  wurzelt,  die  genügende  Befriedigung  aller  Bedarfe  des  kauf¬ 
kräftigen  persönlichen  und  produktiven  Verbrauchs  noch  lange 
nicht,  und  die  verhältnismäßig  langsamere  und  vernachlässigtere 
agrarische  Entwickelung,  sei  es  daheim  in  Europa  sei  es  Übersee 
und  vor  allem  in  den  Erdstrichen  der  weißen,  europäischen  Siedelungskolo¬ 
nisation  hat,  wie  wir  zu  unserm  Leidwesen  alle  erfahren  mußten,  allmählich 
mehr  und  mehr  die  Teuerung  s  frage  an  Stelle  des  frühem  Preissturz¬ 
problems  auf  die  internationale  Tagesordnung  gesetzt.  Hat  das  Jahr  1913 
wenigstens  Ausblicke  auf  einen  baldigen  Umschwung  zum  Bessern  eröffnet? 

Für  cjie  europäischen  Länder,  soweit  man  hier  zusammenfassend  von 
einer  einheitlichen  Entwickelung  sprechen  darf,  ist  wenigstens  die  ab¬ 
norme  und  deshalb  vorübergehende  Verschärfung  der  Lage,  durch 
die  mehrmaligen  Mißernten  für  Getreide  und  Futtermittel,  im  Jahr  1913  weg¬ 
gefallen,  Die  Getreidepreise  spiegeln  dies  bereits  deutlich  wieder,  während 
der  Einfluß  der  reichlicheren  und  billigeren  Futtermittel  auf  die  heimische 
Vieh-  und  Fleischerzeugung  erklärlicherweise  erst  langsam  zur  Geltung 
kommen  kann.  Weizen  erreichte  in  Berlin  nach  den  Monatsdurchschnitten 
der  Reichsstatistik  seinen  höchsten  Stand  im  Juni  1912  mit  231,80  Mark  pro 
Tonne,  im  November  und  Dezember  1913  zahlte  man  185,%  und  191,12  Mark; 
Roggen  notierte  im  Mai  1912  199,07  Mark,  im  letzten  November  und  De¬ 
zember  155,54  und  158,75  Mark.  Über  die  wechselnden  Schicksale  der 
Futtergerste  lese  man  die  neulich  hier  wiedergegebene  Darstellung  des 
Bremer  Handelskammerberichts.1)  Auf  die  fortbestehenden  Schranken  der 
überseeischen  siedelungskolonialen  Zufuhr  ist  jedoch  Europa  im  Jahr  1913 
fast  ebenso  fühlbar  wie  im  Vorjahr  hingewiesen  worden;  die  Erfahrungen, 

*)  Siehe  die  Rundschau  Wirtschaft,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  122. 
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die  man  seit  langem  schon  mit  den  Vereinigten  Staaten  machte,21)  wieder¬ 
holen  sich  zum  Teil  mit  verblüffender  Raschheit  bei  jüngeren  Kolonial¬ 
ländern. 

Noch  vor  7  Jahren  (1907)  waren  beispielsweise  die  Vereinigten  Staaten  der 
Hauptfleischlieferant  für  England.  Lebende  Rinder  und  Rindfleisch  zu¬ 
sammengerechnet,  stellte  sich  damals  Englands  Versorgung  aus  dieser  Quelle 
auf  231  599  Tons;  im  abgelaufenen  Jahr  kam  man  nicht  über  3316  Tons 
hinaus,  und  bekanntlich  richten  sich  nunmehr  Australien  und  Südamerika 
schon  auf  größere  Zufuhren  nach  dem  alten  Cowboyland  selber  ein.  Die 
Times,  deren  wirtschaftlicher  Jahresrundschau  diese  Ziffern  entstammen, 
teilen  jedoch  in  der  gleichen  Nummer  (vom  16.  Januar  1914)  noch  über¬ 
raschendere  Ergebnisse  aus  Kanada  mit;  wenigstens  soweit  es  sich  um  die 
Lieferung  von  animalischen  Erzeugnissen,  nicht  von  Getreide  handelt: 

»Die  Verteuerung  des  Lebensunterhalts  vollzieht  sich  in  Kanada  eigenartig.  Wie 
man  sich  zur  Wirkung  der  Zölle  stellen  mag,  das  wahre  Geheimnis  heißt  unzu¬ 
reichende  Produktion  . . .  Beispielsweise  zählte  man  in  [der  Provinz]  Ontario  1905# 
als  die  Einwohnerzahl  2  101  260  betrug,  1  106  984  Milchkühe,  1  782  519  andere  Rinder, 
1  324  153  Schafe  und  Lämmer  und  1  906  460  Schweine.  Dagegen  1912  bei  einer  Be¬ 
völkerung  von  2  300  000  gab  es  nur  1  044  177  Milchkühe  und  1  580  603  andere  Rinder, 
1  021  848  Schafe  und  Lämmer  und  1  702  652  Schweine.  [Die  Provinzen]  Manitoba, 
Saskatschewan  und  Alberta  haben  45  %  weniger  Rinder  als  vor  2  Jahren  ...  Wäh¬ 
rend  der  letzten  20  Jahre  hat  sich  in  Kanada  die  Produktion  von  Eiern  mehr  als 
verdoppelt,  aber  die  Bevölkerung  hat  sich  gleichfalls  verdoppelt,  und  der  Verbrauch 
pro  Kopf  ist  von  11,8  auf  17,39  Stück  gestiegen.  So  konnten  1891  8  027  000  Dutzend 
Eier  exportiert  werden,  1901  11  363  000  Dutzend,  dagegen  1911  92164  Dutzend. 
Andrerseits  führte  man  1891  602  000  Dutzend  ein,  1901  951  000  Dutzend,  und 
schließlich  1911  2  378  000  Dutzend.  Relativ  ist  die  Industriebevölkerung  gewachsen, 
die  Agrarbevölkerung  ist  relativ  zurückgegangen.  Aus  den  älteren  Provinzen  sind 
die  Farmer  dem  Westen  zugezogen,  wo  sie  sich  ganz  und  gar  auf  den  Getreidebau 
werfen.  Deshalb  mußte  der  Lebensunterhalt  sich  verteuern.« 

Wiederum  zeigt  gerade  Kanada  nach  anderen  Richtungen  die  ganze  Kraft 
und  Leistungsfähigkeit  der  siedelungskolonialen  Landerschließung.  Während 
des  Fiskaljahrs  1911-1912  nahm  es  402  432  Einwanderer  auf,  und  1913  rechnet 
man  mit  425  000.  Die  Getreideverschiffungen  von  Montreal  aus  überholten 
alles  bisher  Dagewesene;  nach  auswärts  gingen  54  305  172  Bushel  gegen 
38  918  264  Bushel  im  Jahr  1912.  Und  ähnlich  hat  auf  der  andern  Erdhälfte 
das  siedelungskoloniale  Neuseeland  seinen  Fleischexport  entfaltet,  der  für 
das  Mutterland  England  und  für  den  ganzen  Weltmarkt  mehr  und  mehr 
unentbehrlich  geworden  ist.  Als  Neuseeland  mit  seinen  Gefrierfleischliefe- 
i  ungen  begann,  hielt  man,  bei  einem  Herdenbestand  von  12  Millionen  Häup¬ 
tern,  höchstens  den  Export  von  300  000  Körpern  für  erreichbar,  1913  ex¬ 
portierte  Neuseeland,  bei  wenig  über  24  Millionen  Herdenbestand,  5%'  Mil¬ 
lionen  Hammel-  und  Lammkörper,  während  wiederum  Argentinien,  mit 
80  Millionen  Schafen,  1913  nur  3  Millionen  ausführte  und  seinen  Herden¬ 
bestand  sogar  um  7  Millionen  zurückgehen  sah.  So  notwendig  also  zweifellos 
für  Europa  die  überseeische  Siedelungskolonisation  ist,  so  wenig  vermag  sie 
uns  von  allen  unseren  eigenen  Agrarsorgen  dauernd  zu  befreien.  Aber  wir 
haben  ja  nunmehr  selbst  für  unsere  Partei  eine  Agrarkommission  erhalten 
und  können  deshalb,  was  die  sehr  notwendige  Aufklärung  über  die  allgemeine 
agrarische  Produktionsentwickelung  anlangt,  der  Zukunft  immerhin  etwas 
vertrauensvoller  entgegensehen. 

2)  Siehe  meinen  Artikel  Amerikanische  Landwirtschaftsentwickelung,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften, 
1913,  3.  Band,  pag.  1690  ff. 
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a""JÜR  die  Stärke  wie  die  Schwächen  der  tropenkolonialen 
Produktion  liefert  das  Jahr  1913  gleichfalls  einige  drastische  Be¬ 
lege,  Vor  allem  die  K  a  u  t  s  c  h  u  k  krisis  fordert  hier  unwillkür¬ 
lich  zu  einigen  allgemeineren  Rückblicken  und  Betrachtungen 

Noch  vor  ein  paar  Jahren  fürchtete  die  Geschäftswelt  hier  nur  eine 
Krisis:  die  Rohstoffnot  und  Rohstoffteuerung  für  die  weiterverarbeitenden 
Industrieen  Europas  und  der  Vereinigten  Staaten,  die  allein  fast  die  Hälfte 
des  Kautschukweltverbrauchs  darstellen.  Auf  dem  englischen  Markt  wurden 
1910  bis  zu  12  Shilling  10  Pence  für  das  Pfund  gezahlt,  in  Amerika  3  Dollar 
für  das  Pound.  Besonders  der  phänomenale  Aufschwung  des  Automobilis- 
mus  machte  die  Eröffnung  immer  neuer  überseeischer  Liefergebiete  und  die 
gleichzeitige  Vervollkommnung  der  Gewinnungsweise,  gegenüber  dem  alten 
Raubbau  am  Amazonenstrom  und  am  Kongo,  zur  unbedingten  Notwendigkeit, 
In  erster  Linie  das  englische  Kapital  warf  sich  mit  einer  bewundernswerten 
Entschlossenheit  und  Zielsicherheit  auf  die  Plantagenproduktion  in  Ost-  und 
Westafrika,  auf  Ceylon,  in  Hinterindien.  Augenblicklich  hat  dies,  nach  einer 
Ära  zügellosen  Gründertreibens,  allerdings  zu  einer  weltwirtschaftlichen 
Überproduktion  und  damit  zu  einer  Krisis  sogar  für  viele  hochstehende  Plan¬ 
tagenbetriebe  geführt.  Zeitweise  notierte  in  London  der  Kautschuk  im  Jahr 
1913  nur  noch  3  Shilling  '%  Pence,  und  dieser  Tiefstand  ist  bisher  nur  wenig 
überschritten  worden.  Doch  ein  unzerstörbarer  großer  weltwirtschaftlicher 
Gewinn  bildet  den  Niederschlag  dieses  kapitalistischen  Gärungsprozesses: 
die  modern  geleitete,  allein  die  Zukunft  sichernde  Plantagenproduktion  hat 
sich  der  Raubbaugewinnung,  die  mit  so  vielen  Scheußlichkeiten  gegen  die 
Eingeborenen  verbunden  war,  unendlich  überlegen  gezeigt.  Der  zahme 
Kautschuk  hat,  wie  die  Amerikaner  es  auszudrücken  lieben,  im  Jahr  1913 
den  wilden  Kautschuk,  an  dem  von  jeher  so  viel  Blut  klebte,  die  höhere 
Kolonialpolitik  hat  die  niedrigere  auf  der  ganzen  Linie  besiegt,  wie  so  oft 
die  höhere  Stufe  des  Kapitalismus  und  der  kapitalistischen  Ausbeutung  die 
niedrigere.  Während  Brasilien  und  der  Kongostaat,  bei  Aufrechterhaltung 
ihrer  alten  rohen  Gewinnung,  zuletzt  ihre  Exporte  zeitweise  förmlich  vom 
Zusammenbruch  bedroht  sahen,  ergibt  die  englische  Statistik  beispielsweise 
für  die  Malayische  Halbinsel,  das  Hauptgebiet  der  jüngeren  Pflanzungs¬ 
betriebe,  das  folgende  glänzende  Bild  für  die  letzten  8  Jahre,  trotz  der 
unerwartet  starken  Preissenkung: 


Jahr 

Kautschuk¬ 

ausfuhr 

Tons 

Durchschnitts¬ 
preis  pro  Pfund 

Shilling  und  Pence 

Gesamtwert 

Pfund  Sterling 

1906 

430 

5.0 

240  800 

1907 

885 

4.6 

446  040 

1908 

1629 

4.0 

729  892 

1909 

3  340 

7.0 

2  618  560 

1910 

6  504 

6.0 

4  370  688 

1911 

11500 

4.0 

5  172  000 

1912 

20  000 

3.6 

7  000  000 

1913 

30  000 

2.6 

8  400  000 

Auf  dem  Aniwerpener  Kautschukmarkt  stieg  1913  gegen  1912  zwar  die 
Gesamteinfuhr  von  Kautschuk  noch  immer  ansehnlich,  dagegen  schrumpfte 
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die  Zufuhr  aus  dem  eigenen  belgischen  Kongogebiet  stark  zusammen.  Sie 
verteilte  sich  nach  dem  Bericht  des  deutschen  Generalkonsulats  in  Ant¬ 
werpen  wie  folgt: 


Herkunft 

1913 

Kilo 

1912 

Kilo 

Kautschuk  aus  dem  belgischen  Kongo 

2  886  032 

3  229  978 

Pflanzungskautschuk 

2  033  039 

1  402  841 

andere  Herkünfte 

120  438 

144  585 

zusammen  etwa 

5  039  509 

4  777  404 

Diese  Kritik  seitens  der  Preisrichter  des  Weltmarkts  ist  natürlich  für  die 
weitere  ökonomische  Gesamtentwickelung  eindrucksvoller  als  alle  Mittel  der 
Rede  und  Schrift  und  des  gesetzgeberischen  Einflusses,  Zwar  schließt  das 
nicht  aus,  daß  man  eine  Zeitlang  durch  noch  schärfere  Ausgestaltung  der 
alten,  rohen  Ausbeutung  ein  innerlich  überlebtes  System  weiter  zu  halten 
suchen  wird,  wie  wir  ähnlich  oft  genug  daheim,  etwa  bei  Hausindustrieen 
im  Kampf  mit  höheren  kapitalistischen  Produktionsformen  erlebt  haben. 
Aber  wegeweisend  haben  hier  auch  für  die  Kolonialpolitik  die  Erfahrungen 
des  Jahres  1913  gewirkt,  und  der  immer  deutlicher  hervortretende  Kampf 
der  englischen  Regierung,  der  Vertreterin  der  neuen  Produktionsstriche  iind 
Produktionsweisen,  gegen  den  konkurrierenden  Raubbau  am  Amazonen-  und 
Kongostrom  wird  den  Umschwung  zum  Bessern  noch  mehr  beschleunigen. 
Auch  in  der  Kolonialpolitik  gibt  es  eben  noch  manches  andere  als  die  eine 
reaktionäre  Masse. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXIXXXXXXXXX 

EDUARD  BERNSTEIN  ■  DER  PREUSSISCHE  PAR¬ 
TIKULARISMUS  UMD  DIE  DEUTSCHE  SOZIAL¬ 
DEMOKRATIE 

IE  Proteste  im  deutschen  Reichstag  und  draußen  im  Reich  wider 
die  Ausschreitungen  der  Militärgewalt  im  Elsaß  sind  von  den 
Parteigängern  des  Militarismus  zum  Anlaß  für  eine  Agitation  ge¬ 
nommen  worden,  die  unter  dem  Feldgeschrei  geführt  wird:  Auf¬ 
rechterhaltung  von  Preußens  Führerstellung  im  Reich!  Ihr  prak¬ 
tisches  Ziel  aber  ist  den  Einfluß  Preußens  im  Reich  und  auf  das  Reich  für 
die  Hemmung  jeder  Entwickelung  des  Reichs  spielen  zu  machen,  die 
Einheitlichkeit  seiner  Einrichtungen  und  deren  Ausgestaltung  gemäß  den  Ver¬ 
änderungen  im  Wirtschaftsleben  und  der  sozialen  Gliederung  der  Nation 
bedeutet.  Ganz  unumwunden  wurde  diese  Absicht  von  den  Vertretern  des 
hohen  und  mittlern  Adels  in  Preußen  am  10,  Januar  dieses  Jahres  im  preußi¬ 
schen  Herrenhaus  mit  ihrem  Antrag  zum  Ausdruck  gebracht,  laut  dem  sie,  wie 
es  darin  heißt,  »die  königliche  Staatsregierung  ersuchen  im  Reich  dafür  zu 
wirken,  daß  der  Stellung  Preußens,  auf  die  es  seiner  Geschichte  wie  seinem 
Schwergewicht  nach  Anspruch  hat,  nicht  dadurch  Abbruch  geschieht,  daß 
eine  Verschiebung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  zuungunsten  der  Einzel¬ 
staaten  Platz  greift«. 

Auch  ohne  daß  man  die  Begründung  dieser  Forderung  durch  den  Antrag¬ 
steller  Grafen  Yorck  von  Wartenburg  nachliest,  erkennt  man  ihre  politische 
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Tendenz  deutlich  aus  ihrem  Wortlaut  heraus.  Preußen  umfaßt  drei  Fünftel 
der  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs,  von  den  397  Abgeordneten  des 
Reichstags  entfallen  ebenfalls  nahezu  drei  Fünftel,  nämlich  236,  auf  Preußen, 
eine  ernsthafte  Benachteiligung  des  preußischen  Volkes  durch  das  Reich  ist 
danach  gänzlich  ausgeschlossen;  ganz  abgesehen  davon,  daß  Preußen  im 
Bundesrat  ein  außerordentlich  weitreichendes  Vetorecht  hat.  Nicht  die  Rechte 
und  Interessen  des  preußischen  Volkes  in  seiner  Allgemeinheit  hat  der  An¬ 
trag  im  Auge  sondern  die  Sonderinteressen  Preußens,  wie  es  die  derzeitig 
machthabenden  Gewalten  dieses  Staates  auf  Grund  der  ihnen  verliehenen 
Privilegien  repräsentieren.  Wenn  morgen  das  Deutsche  Reich  mit  unver¬ 
ändertem  Stimmrecht  in  einen  Einheitsstaat  umgewandelt  würde,  so  würde 
das  Schwergewicht  des  jetzigen  preußischen  Volkes  im  Reich  dadurch  un¬ 
vermindert  bleiben,  im  Durchschnitt  der  Klassen  und  Parteien  bliebe  das 
Verhältnis:  drei  Fünftel  ehemalige  Preußen  gegen  zwei  Fünftel  nicht¬ 
preußische  Deutsche.  Fallen  würde  nur  die  übergroße  Macht,  die  heute  Adel 
und  Besitz  in  Preußen  über  dessen  Volk  und  mittelbar  durch  Preußens  Vor¬ 
machtstellung  auch  im  Reich  ausüben. 

Das  aber  ist  der  springende  Punkt.  Durch  die  ganze  Rede  des  Grafen  Yorck 
von  Wartenburg  zieht  sich  als  roter  Faden  die  Aufforderung  zum  Kampf 
wider  alle  unitarischen  Tendenzen  im  Reich.  Unitarismus  ist  ihm  gleich¬ 
bedeutend  mit  Jakobinismus,  und  wenn  in  seinem  Antrag  auf  Fürsorge  für 
die  Hoheitsrechte  der  Einzelstaaten  insgesamt  hingedeutet  wird,  so  ist  in 
der  begründenden  Rede  von  den  Rechten  anderer  Einzelstaaten  als  Preußen 
nicht  das  geringste  zu  verspüren.  Preußen  und  nichts  als  Preußen  ist  es, 
dessen  Stellung  geschützt  werden  muß.  Mehr  noch,  an  einer  wichtigen  Stelle 
seiner  Rede  verkündet  Graf  Yorck: 

»Preußen  kann  unitarisch  sein  nur  dann,  aber  auch  immer  dann,  wenn  der  Uni¬ 
tarismus  in  irgendeiner  Form  hegemonische  Wirkungen  nach  sich  zieht.« 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  ein  Unitarismus,  der  Preußens  Hegemonie  zugute 
kommt,  den  Einfluß  der  anderen  deutschen  Bundesstaaten  um  ebensoviel 
schwächen  muß.  Graf  Yorck  von  Wartenburg  brauchte  sich  daher  nicht  noch 
ausdrücklich  zu  verwahren,  daß  er  um  alles  in  der  Welt  nicht  zu  den  Nichts- 
als-Föderalisten  gezählt  werden  möchte.  Er  und  seine  Gesinnungsgenossen 
sind  überhaupt  keine  Föderalisten.  Ein  echter  Föderalismus  würde  ihnen 
nicht  minder  verhaßt  sein  als  ein  echter  Unitarismus.  Ihr  Ideal  ist  in  Deutsch¬ 
land  die  jetzige  unorganische  Verbindung  beider  Grundformen  zu  einem 
staatsrechtlichen  Bastardgebilde,  weil  sie  wissen,  daß  hier  ihre  Privilegien 
am  längsten  forterhalten  werden  können.  Die  Stütze  der  Privilegien  des 
Adels,  die  fließende  Quelle  der  unverhältnismäßig  großen  Macht,  die  dieser 
in  Preußen  und  dem  Reich  ausübt,  ist  aber  seine  Ausnahmestellung  in  der 
Armee.  Man  denke  die  Armee  hinweg,  und  der  Adel  sinkt  zu  einer  verhält¬ 
nismäßig  unbedeutenden  Potenz  im  Staat  herab,  wie  er  in  der  wirtschaft¬ 
lichen  Arbeit  der  Nation  und  in  ihrem  geistigen  Leben  einen  immer  kleinern 
Raum  einnimmt.  Wer  für  die  Armee  in  ihrer  heutigen  Verfassung  eintritt, 
der  tritt  auch  für  die  Privilegien  des  Adels  in  Preußen  ein.  Jeder  Versuch 
die  Verfassung  der  Armee  zu  modernisieren,  das  heißt  sie  der  sozialkultu¬ 
rellen  Entwickelung  der  Nation  anzupassen,  was  doch  geschehen  kann,  ohne 
irgendwie  den  technischen  Anforderungen  des  Waffendienstes  Abbruch  zu 
tun,  wird  von  den  Wortführern  des  Adels  daher  als  ein  Schritt  zur  Auf¬ 
lösung  aller  Grundlagen  von  Zucht  und  Ordnung  hingestellt.  In  dieser  Ab- 
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sicht  machen  sie  den  Begriff  Parlamentsheer  zu  einem  Popanz  Kindern  und 
—  anderen  Leuten  das  Gruseln  beizubringen. 

Hören  wir  noch  einmal  den  Grafen  Yorck  von  Wartenburg.  Er  will  dartun« 
daß  der  Reichstag  sich  ein  der  Machtstellung  des  französischen  Konvents 
von  1793-1794  (der  Reichstag  und  ein  Konvent!)  entsprechendes  Recht  des 
Eingreifens  in  die  Befugnisse  der  kaiserlichen  Vollziehungsgewalt  anzumaßen 
strebt«  und  sucht  nun  allerhand  Beweise  dafür  zu  erbringen.  Folgendes  sein 
erster  Beweis: 

»Jetzt  aber  ist  eine  Anfrage  ergangen,  welche  den  Lebensnerv  der  kaiserlichen 
Exekutivgewalt  berührt.  Sie  betrifft  das  angebliche  Verbot  eines  Regimentskom¬ 
mandeurs  an  seine  Untergebenen  eine  bestimmte  Zeitung  zu  halten.  Es  ist  uner¬ 
heblich,  ob  dieses  Verbot  gerechtfertigt  ist  oder  nicht.  War  es  fehlsam,  so  gibt  es 
den  Instanzenweg,  welcher  beschriften  werden  kann,  zuletzt  die  Entscheidung  des 
obersten  Kriegsherrn.« 

Daß  das  Halten  oder  Nichthalten  einer  Zeitung  nicht  das  geringste  mit  den 
Dienstpflichten  des  Soldaten  zu  tun  hat,  braucht  hier  nicht  erst  auseinander¬ 
gesetzt  zu  werden.  Jede  Verfügung  aber,  die  die  Handlungsfreiheit  des  zum 
Heer  Eingezogenen  über  das  Maß  dessen  einschränkt,  was  die  Ordnung  im 
Dienst  und  dieser  selbst  erfordern,  ist  ein  Übergriff  in  seine  staatsbürger¬ 
lichen  Rechte.  Das  Heer  ist  nicht  das  Eigentum,  und  der  Soldat  nicht  der 
Leibeigene  dessen,  dem  das  Gesetz  die  Stellung  des  obersten  Kriegsherrn 
zuerkennt.  So  undemokratisch  die  Reichsverfassung  und  die  Reichsgesetze 
in  ihren  Bestimmungen  über  das  Heer  sind,  so  gehen  sie  darin  doch  nicht 
so  weit  ein  Recht  des  Kriegsherrn  über  die  private  Lektüre  der  Offiziere  und 
Soldaten  zu  begründen.  Kein  Satz  im  Artikel  63  der  Reichsverfassung,  der 
von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Kaisers  in  bezug  auf  das  Heer  handelt, 
läßt  diese  Auslegung  zu.  Der  Reichstag  dagegen  hat  nicht  nur  das  Recht 
sondern  auch  die  Pflicht  die  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Reichsangehörigen 
wahrzunehmen  und  über  alle  Vorkommnisse,  die  ihm  als  Verletzung  dieser 
Befugnisse  erscheinen,  Auskunft  zu  verlangen.  Von  einem  Eingriff  in  die 
kaiserliche  Exekutivgewalt  ist  hier  ebensowenig  die  Rede  wie  ein  solcher 
vorliegen  würde,  w'enn  es  dem  Träger  der  Krone  gefiele  durch  Soldaten 
eine  ihm  mißliebige  Zeitung  beschlagnahmen  zu  lassen,  und  der  Reichstag 
vom  Reichskanzler  Auskunft  darüber  verlangte.  Aber  die  Feudalkonserva¬ 
tiven  wissen,  warum  sie  der  vom  Gesetz  bestimmten  Kommandogewalt  des 
obersten  Kriegsherrn  eine  immer  weitere  Deutung  zu  geben  trachten.  Sie 
folgen  einfach  der  Überlegung,  daß  jede  Steigerung  dieser  Gewalt  auch  Stei¬ 
gerung  der  Gewalt  der  kommandierenden  Offiziere  im  Heer  bedeutet,  somit, 
da  diese  überwiegend  dem  Adel  entnommen  werden,  die  Machtstellung 
und,  kraft  der  Logik  der  Dinge,  auch  das  soziale  Ansehen  des  Adels  sehr  be¬ 
festigen  muß.  Graf  Yorck  von  Wartenburg  klagt  weiter: 

»Meine  Herren,  das  jetzige  Vorgehen  ist  durchaus  nicht  vereinzelt.  Durch  Annahme 
von  Resolutionen  der  Budgetkommission  hat  der  Reichstag  Beschlüsse  gefaßt  über 
die  Uniformierung  der  Armee  (Artikel  63  der  Reichsverfassung  (oder  ist  es  Ar¬ 
tikel  61?)  sagt,  das  ginge  den  Kaiser  allein  an),  ferner  über  Ersatz  von  aktiven 
Offizieren  durch  inaktive,  darüber,  daß  die  jetzt  geltenden  Avancements-  und 
Pensionierungsgrundsätze  abgeändert  werden  sollen,  darüber,  welche  Kommandan¬ 
turen  mit  inaktiven  Offizieren  zu  besetzen  seien,  darüber,  daß  die  Burschen  zu  ver¬ 
ringern  seien,  darüber,  daß  ein  Austausch  zwischen  gewissen  Öffizierkorps  statt¬ 
zufinden  habe  [Heiterkeit],  darüber  endlich,  daß  die  Zusammensetzung  gewisser 
Offizierkorps  zu  ändern  sei.  Die  Budgetkommission  war  noch  viel  weiter  ge¬ 
gangen,  sie  hatte  allerhand  Vorschläge  über  Erteilung  von  4  Wochen  Urlaub  an 
Soldaten  im  Jahr  [»Hört!  hört!«],  über  die  Beseitigung  des  strengen  Arrests  als 
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Disziplinarstrafe  und  ähnliche  angenommen.  Sind  das  keine  Einmischungen  in  den 
kaiserlichen  Oberbefehl?« 

Nach  dem  Grafen  Yorck  war  es  ein  schwerer  Sündenfall,  daß  der  Ver¬ 
treter  der  Reichsregierung  diese  Anträge  und  Vorschläge  nicht  als  Attentate 
auf  die  kaiserliche  Kommandogewalt  kurzweg  abgewiesen  sondern  mit  <ach, 
so  unbestimmt)  entgegenkommenden  Erklärungen  beantwortet  hat.  Warum 
das  geschah,  weiß  man.  Am  Vorabend  der  Schlußabstimmungen  über  die 
Riesenwehrvorlage  und  die  Steuermilliarde  konnte  man  vom  Regierungstisch 
aus  unmöglich  dem  Reichstag  die  Worte  entgegenschleudern:  Ihr  habt  nur 
zu  bewilligen  und  den  Mund  zu  halten!  Nun  aber  die  Bewilligung  erfolgt 
ist,  tönt  es  freilich  erheblich  anders.  In  der  Antwort,  die  der  Reichskanzler 
den  Klagen  und  Anklagen  des  konservativen  Herrenhausmitglieds  zuteil 
werden  ließ,  wird  man  vergebens  nach  einer  Zurückweisung  von  dessen 
Auslegung  der  Tragweite  der  kaiserlichen  Kommandogewalt  suchen.  Im 
Gegenteil  versicherte  Herr  von  Bethmann  Hollweg  die  Herren  Preußen,  die 
ihm  dafür  lebhaft  applaudierten,  es  sei  der  leidenschaftliche  Wunsch  jedes 
verfassungstreuen  Preußen  das  Heer  »nicht  werden  zu  lassen  zu  dem  Par¬ 
lamentsheer,  von  dem  Graf  Yorck  gesprochen«  habe;  er,  der  Kanzler,  sehe 
es  als  seine  Hauptpflicht  an  »die  Unversehrtheit  dieses  Volksheers  unter 
königlicher  Führung  aufrechtzuerhalten  gegen  jeglichen  Ansturm«.  An 
der  preußisch-deutschen  Heeresverfassung  dürfe  nicht  gerüttelt  werden,  sie 
sei  der  Eckstein  der  Macht  und  Stärke  Preußens  und  Deutschlands.  Preußens 
Präsidialmacht  sei  geschaffen  worden,  »um  in  den  Geschäften  des  Reichs 
die  ganze  Kraft  des  Staatsgedankens  zum  Ausdruck  zu  bringen,  die  Preußen 
verkörpert.« 

Viel  mehr  brauchen  selbst  die  konservativen  Herren  nicht,  und  so  nahmen 
sie  denn  Sorge  zu  erklären,  daß  die  von  dem  Grafen  Yorck  beantragte 
und  mit  184  gegen  20  Stimmen  beschlossene  Resolution  kein  Mißtrauens¬ 
votum  gegen  den  Reichskanzler  sein  solle.  Um  so  mehr  war  sie  aber  eine 
Kriegserklärung  gegen  den  Reichstag,  und  dieser  hat  die  gebührende  Ant¬ 
wort  auf  sie  bisher  noch  nicht  gegeben.  Bloß  scharf  tönende  Reden,  wie 
wir  sie  am  23,  Januar  gehört  haben,  können  nicht  dafür  gelten.  Entscheidend 
dafür  wird  vielmehr  das  Schicksal  sein,  das  der  Reichstag  den  Anträgen 
der  Sozialdemokratie,  der  Volksparteiler  und  der  Elsässer  bereitet,  die  Siche¬ 
rung  der  Rechte  der  Zivilbehörden  gegenüber  der  Militärgewalt  und  Reform 
oder,  wie  die  Sozialdemokratie  mit  Recht  fordert,  Aufhebung  der  Militär¬ 
gerichtsbarkeit  verlangen.  Von  einer  besondern  Wiedergabe  und  Würdigung 
dieser  Anträge  glaube  ich  hier  absehen  zu  können,  allgemein  aber  sei 
folgendes  bemerkt. 

Selbst  wenn  es  bewiesen  wäre,  was  indes  keineswegs  der  Fall  ist,  daß  die 
unbestritten  großen  Leistungen,  die  das  preußische  Heer  in  den  Feldzügen 
von  1864,  1866  und  1870-1871  an  den  Tag  gelegt  hat,  nur  auf  Grund  der 
Sonderstellung  zu  erreichen  waren,  die  das  Heer  damals  in  Preußen  ein¬ 
nahm,  seiner  Sonderverfassung,  der  Auswahl  und  der  sozialen  Bevorzugung 
seiner  Offiziere,  so  würde  daraus  immer  noch  nicht  hervorgehen,  daß  diese 
Dinge  nun  auch  für  alle  Zeiten  zu  den  unerläßlichen  Vorbedingungen  der 
Erhaltung  einer  ihren  Aufgaben  der  Landesverteidigung  gewachsenen  Wehr¬ 
macht  gehören.  Ein  Volk  entwickelt  sich,  und  nach  dem  Grad  seiner  Ent¬ 
wickelung  bestimmt  sich  die  Natur  der  Gesetze,  deren  es  bedarf,  um  die 
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Aufgaben,  die  es  sich  stellt,  zu  erfüllen.  Nur  wer  behauptet,  daß  das  Volk 
Preußens  in  den  mehr  als  4  Jahrzehnten,  die  seit  jenen  Kriegen  verstrichen 
sind,  in  Bildung  und  Kultur  stehengeblieben  sei,  könnte,  die  obige  Prä¬ 
misse  zugegeben,  mit  einem  Schimmer  von  Recht  den  Satz  verfechten,  daß 
Deutschland  nur  um  den  Preis  der  Opfer  an  staatsbürgerlicher  Freiheit  und 
Gleichheit,  die  mit  jener  Sonderstellung  des  Heeres  verbunden  sind,  sich 
auf  der  Höhe  der  Wehrfähigkeit  erhalten  kann.  Er  würde  aber  damit  nicht 
nur  all  die  schönen  Reden  von  der  kulturellen  Größe  des  deutschen  Volkes 
Lügen  strafen,  die  man  sonst  bei  jeder  Gelegenheit  aus  offiziellem  Mund 
zu  hören  bekommt,  er  würde  auch  den  Tatsachen  selbst  ins  Gesicht  schlagen. 
Schon  die  große  wirtschaftliche  Verschiebung,  die  sich  in  dieser  Zeit  in 
Deutschland  vollzogen  hat,  die  Umwandlung  Deutschlands  einschließlich 
Preußens  aus  einem  Land  mit  überwiegender  Agrarbevölkerung  in  einen 
Industriestaat,  die  ungeheure  Steigerung  des  Verkehrs,  der  Umstand,  daß 
statt  des  Dorfs  die  Stadt  das  Denken  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  be¬ 
stimmt,  die  starke  Vermehrung  und  Verbreitung  der  inhaltlich  wesentlich 
reichhaltiger  ausgestatteten  Preßerzeugnisse  haben  zur  natürlichen  Folge 
gehabt,  daß  ein  Geschlecht  herangewachsen  ist,  das  in  der  Begabung 
schnellen  Erfassens,  in  der  Weite  des  Gesichtskreises  die  vorigen  Genera¬ 
tionen  bedeutend  übertrifft.  Weder  braucht  es  für  seine  Erziehung  zum 
Dienst  unter  der  Fahne  diejenigen  Disziplinmittel,  die  vorher  für  nötig 
erachtet  wurden,  noch  wird  es  sie  auf  die  Dauer  ertragen.  Das  Festhalten 
an  den  militärischen  Ausnahmegesetzen  widerspricht  nicht  nur  dem 
modernen  staatsbürgerlichen  Bewußtsein,  es  steht  auch  gegen  unsere  ganze 
Kulturentwickelung.  Die  Rechtsbegriffe  unserer  Militärgesetze  entsprechen 
dem  18.  und  nicht  dem  20.  Jahrhundert. 

Aber  sie  gehören  zu  dem,  was  man  die  Eigenarten  des  preußischen  Staats 
nennt,  und  die  dieser  mit  größter  Zähigkeit  zu  verteidigen  suchen  wird. 
Wie  er  das  Klassen  Wahlrecht  nicht  freiwillig  auf  gibt  sondern  im  äußersten 
Fall  gutwillig  nur  solche  Änderungen  an  ihm  zulassen  will,  die  der  Geburts¬ 
und  Besitzaristokratie  und  deren  Gefolge  das  entscheidende  Wort  im  Landtag 
belassen,  so  wird  er  auch  den  Bemühungen  die  Armee  unter  das  bürgerliche 
Recht  zu  stellen  den  heftigsten  Widerstand  entgegensetzen.  Hier  wie  dort  steht 
der  preußische  Partikularismus  in  hellem  Gegensatz  zum  politischen  Gedanken 
des  Deutschen  Reichs.  Dem  Reich  haftet  es  als  unauslöschliche  Eigen¬ 
art  an,  daß  es  einer  großen  Bewegung  der  Nation  sein  Entstehen  verdankt. 
Das  Reichstagswahlrecht,  wie  es  Bismarck  im  Hinblick  auf  diese  Bewegung 
seinerzeit  hat  geben  müssen,  ist,  trotz  seiner  vielen  Unvollkommenheiten, 
in  dem  guten  Sinn  national,  daß  es  den  großen  Bewegungen,  die  das 
Leben  der  Nation  bilden,  eine  einigermaßen  porportionale  Vertretung  in 
deren  Parlament  möglich  macht.  Je  mehr  es  sich  in  dieser  Weise  bekräf¬ 
tigte,  um  so  mehr  ist  denn  auch  das  Mißtrauen  derjenigen  Elemente  gegen¬ 
über  dem  Reich  geschwunden,  die  ihm  ursprünglich  spröde  gegenüberstanden, 
weil  sie  befürchteten,  daß  es  faktisch  nur  eine  Sukkursale  des  preußischen 
Militär-  und  Junkerstaats  werden  würde.  Es  war  für  denjenigen,  der  die 
Geschichte  des  Reichs  von  Anfang  an  miterlebt  hat,  sehr  lehrreich  zu  be¬ 
obachten,  wie  diejenigen  Parteien,  die  ursprünglich  als  Partikularisten  oder 
radikale  Demokraten  sich  dem  Reich  gegenüber  vorwiegend  negierend  ver¬ 
hielten,  schrittweise  sich  zu  seinen  Bejahern  entwickelten,  und  den  Nach¬ 
geborenen  kann  das  Studium  dieser  Entwickelung  nur  empfohlen  werden. 
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Tatsächlich  kann  man  zum  Beispiel  heute  kaum  noch  von  einem  süddeutschen 
Partikularismus  reden.  Denn  die  Sonderart,  die  die  Süddeutschen  pflegen* 
steht  in  keinem  organischen  Widerspruch  zu  dem  Grundelement  der  Reichs  - 
Verfassung,  das  die  deutschen  Stämme  zu  einer  Nation  verbindet.  Die  Son¬ 
derart  aber,  die  sich  spezifisch  preußisch  nennt,  sucht  dessen  Walten  und 
Wirken  einer  Kaste  zuliebe  zu  entkräften. 

Die  Sozialdemokratie  hat  in  ihrer  Stellung  zum  Reich  gleichfalls  die  geschil¬ 
derte  Entwickelung  durchgemacht,  wenn  auch  mit  starken  Vorbehalten.  An¬ 
träge,  die  darauf  abzielen  die  gesetzgeberische  Machtsphäre  des  Reichs  aus¬ 
zudehnen  oder  ihm  den  Betrieb  von  Wirtschaftsunternehmungen  zu  überweisen, 
sind  seit  Jahrzehnten  von  der  Sozialdemokratie  unterstützt  worden,  soweit 
sie  sie  nicht  selbst  stellte.  Der  Gedanke,  daß  durch  solche  Gesetze  und  Ver¬ 
waltungsmaßnahmen  die  Macht  des  Reichs  nach  innen  gestärkt  würde,  hat 
für  sie  seine  Schrecken  verloren.  In  den  ersten  Jahrzehnten  des  Daseins  des 
Reichs  spielte  er  aber  noch  eine  große  Rolle.  Als  in  der  zweiten  Hälfte  der 
siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  Bismarck  mit  dem  Plan  umging 
die  Eisenbahnen  Deutschlands  in  Reichsbesitz  zu  überführen,  stieß  er  damit 
nicht  nur  bei  den  manchesterlich  gesinnten  Liberalen  auf  starken  Widerstand, 
auch  in  der  Sozialdemokratie  wollte  man  nichts  von  der  Sache  wissen.  Nun 
war  freilich  die  sozialdemokratische  Fraktion  damals  im  Reichstag  zu 
schwach  an  Mitgliedern,  als  daß  ihre  Gegnerschaft  das  Projekt  hätte  zum 
Scheitern  bringen  können.  Es  fiel  infolge  anderer  Widerstände.  Aber  die 
Erinnerung  an  die  damalige  Fragestellung  ist  doch  nicht  ohne  ihre  Nutzan¬ 
wendung.  Das  Reichseisenbahnprojekt  ward  eingesargt,  und  was  das  Reich 
hatte  tun  sollen,  besorgten  die  Staaten.  Welches  gute  Geschäft  der  preu¬ 
ßische  Staat  infolgedessen  gemacht  hat,  wissen  wir.  Die  Einnahmen  aus  den 
Staatseisenbahnen  bilden  heute  die  zweitgrößte  Einnahmequelle  des  preu¬ 
ßischen  Staats,  das  Rückgrat  seines  Finanzwesens.  Wäre  damals  das  Reich 
in  den  Besitz  der  preußischen  Bahnen  gelangt  an  Stelle  des  Staats,  so  würde 
seine  Position  Preußen  gegenüber  ungleich  stärker  sein. 

Heute  hat  die  Sozialdemokratie  eine  ausschlaggebende  Vertretung  im  Reichs¬ 
tag,  und  zugleich  hat  sie  mehr  als  früher  Anlaß  zu  dem  Gegensatz  Reich 
wider  preußischen  Partikularismus  Stellung  zu  nehmen.  Darüber  herrscht 
nur  eine  Stimme  in  der  Partei,  Die  Grundsätze  der  Sozialdemokratie,  ihre 
Gesellschaftslehre  ebenso  wie  das  praktische  Interesse  der  Arbeiterklasse 
weisen  ihr  die  Unterstützung  des  unitarischen  gegen  den  partikularistischen  Ge¬ 
danken  zu.  Eine  andere  Frage  aber  ist,  ob  man  sich  in  der  Partei  ebenso  dessen 
bewußt  ist,  welche  politische  Taktik  oder,  im  großem  Sinn  formuliert,  welche 
Politik  der  Gedanke  der  Verfechtung  des  unitarischen  Reichsgedankens 
gegen  den  preußischen  Partikularismus  erheischt,  sofern  wir  diese  auch  in 
jeder  Hinsicht  wirksam  betreiben  wollen.  Mit  theoretischen  Liebeserklä¬ 
rungen  für  den  Unitarismus  ist  da  nichts  getan.  Wir  sind  im  Reichstag  stark, 
im  preußischen  Landtag  schwach.  Wenn  unsere  kleine  Landtagsfraktion 
dem  preußischen  Staat  konsequent  das  Budget  verweigert,  so  steht  das  nicht 
im  Widerspruch  mit  ihrer  sonstigen  Politik  ihm  gegenüber.  Ihre  Aufgabe  im 
Dreiklassenparlament  ist  in  erster  Linie  kritischer  Natur,  Unsere  Reichs¬ 
tagsfraktion  aber  kann  den  Kampf  für  den  Unitarismus  wider  den  preußi¬ 
schen  Partikularismus  unmöglich  mit  voller  Kraft  führen,  wenn  sie  sich  nach 
wie  vor  darauf  bindet  dem  Reich  gegenüber  sich  in  gleicher  Weise  kritisch 
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zu  verhalten  wie  gegenüber  dem  mit  Herrenhaus  und  Dreiklassenparlament 
arbeitenden  preußischen  Staat.  Sie  muß  für  sich  die  Freiheit  verlangen  ihre 
Abstimmungen  über  Budgets  des  Reichs  von  der  Natur  der  Politik  abhängig 
zu  machen,  der  sie  in  gegebenen  Zeitpunkten  Ausdruck  geben.  Ohne  daß  die 
Fraktion  der  110  (und  hoffentlich  bald  wieder  111  oder  mehr)  Sozialdemo¬ 
kraten  diese  Freiheit  hat  und  ihr  gemäß  zu  handeln  entschlossen  ist,  wird  es 
zu  keiner  festen  Gruppierung  der  politischen  Kräfte  im  Reichstag  kommen, 
die  es  vermöchte  das  Reich  von  der  Gunst  und  Ungunst  der  Schildträger  des 
preußischen  Partikularismus  unabhängig  zu  machen. 

Der  Vorstoß  des  preußischen  Herrenhauses  war  eine  Kriegserklärung  gegen 
die  Demokratie.  Im  Abgeordnetenhaus  hat  Herr  von  Heydebrand  im  Namen 
seiner  Partei  sie  wiederholt,  und  die  offenen  wie  die  unter  nationalliberaler 
Flagge  fahrenden  Freikonservativen  haben  ihm  sekundiert.  Die  Demokratie 
der  Arbeiterklasse  hat  den  Fehdehandschuh  auf  genommen.  Aber  das  allein 
ist  noch  keine  Antwort.  Sie  muß  sich  auch  fragen,  welches  die  geeignetsten 
Waffen  für  den  wirksamen  Gegenstoß  sind,  und  dann  sich  entschließen  diese 
Waffen  in  der  entsprechenden  Weise  kräftig  zu  gebrauchen. 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXi 

SGNRZ  ZRDEK  •  Ein  SOZIRLDEMOKRRTISCHER 
RRZTEVEREIN 

GZ I ALDEMOKR AT ISCHE  Ärzte  (sit  venia  verbo;  richtiger:  Ärzte, 
die  sich  in  ihren  politisch-sozialen  Anschauungen  zur  Sozialdemo¬ 
kratie  zählen)  hat  es  wohl  immer  schon  gegeben,  solange  eine  so¬ 
zialdemokratische  Partei  existiert.  Schon  vor  der  Vereinigung  von 
Lassalleanern  und  Eisenachern  wurde  von  den  Lassalleanern  ein 
Arzt  in  den  norddeutschen  Reichstag  gewählt  (übrigens  das  erste  und  bis 
jetzt  letzte  Mal,  daß  ein  sozialdemokratischer  Arzt  dem  Reichsparlament  an¬ 
geln  orte),  schon  in  der  Zeit  vor  dem  Sozialistengesetz  finden  wir  studierende 
Mediziner  und  Ärzte  in  dem  Kreis  um  Bebel  und  Liebknecht  in  Leipzig,  im 
Berliner  Mohrenklub  und  anderswo.  Mit  der  Ausbreitung  der  Partei  nahm 
auch  ihre  Zahl  zu,  so  daß  wir  wohl  heute  in  allen  größeren  Industriezentren, 
vielfach  auch  in  kleineren  Orten,  wenn  auch  nur  vereinzelte  Exemplare  von 
ihnen  finden.  Nicht  daß  es  ihrer  so  viele  sind,  ist  auffällig,  sondern  daß  es 
ihrer  nicht  viel  mehr  geworden:  sind  doch  die  Ärzte  vor  allen  anderen  Aka¬ 
demikern  die  »geborenen  Anwälte  der  Armen«  (Virchow),  denen  jeder  Tag  in 
der  Praxis  die  Klassenunterschiede  vor  Augen  führt,  im  Wohnungselend,  in 
der  Säuglingssterblichkeit,  in  den  Tuberkuloseziffern  wie  in  dem  Massen¬ 
sterben  beim  Ausbruch  von  Epidemieen  usw.  usw.  Hier  lag  und  liegt  täglich 
der  Anlaß  vor  sich  mit  der  sozialen  Frage,  dem  Wie  und  dem  Warum  zu  be¬ 
schäftigen,  Aufklärung  und  Anschluß  bei  derjenigen  Partei  zu  suchen  und 
zu  finden,  auf  deren  Programm  die  Beseitigung  der  Klassenunterschiede,  die 
Befreiung  der  Arbeiter  aus  wirtschaftlichen,  politischen  und  geistigen  Fesseln, 
die  Verwirklichung  der  Forderungen  der  sozialen  Hygiene  steht. 

Nicht  daß  es  ihrer  heute  100  in  der  Partei  gibt,  sondern  daß  ihrer  mit  dem 
Aufstieg  von  der  Sekte  zur  4  Millionen  umfassenden  Volkspartei  nicht  1000 
wurden,  daß  ihre  Zahl  zurückblieb,  relativ  zurückging,  das  bedarf  der  Be¬ 
gründung,  und  diese  finde  ich  in  der  Entfremdung  von  Krankenkassen  und 
Ärzten,  die  im  ersten  Jahrzehnt  des  neuen  Jahrhunderts  begann,  und  in 
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der  (keineswegs  so  selbstverständlichen)  Parteinahme  eines  Teils  der  so¬ 
zialdemokratischen  Presse  gegen  die  Ärzte.  Sind  mir  doch  nicht  wenige 
Beispiele  bekannt,  daß  Ärzte,  die  sich  Jahrzehnte  lang  offen  zur  Partei 
zählten,  aus  Unmut  über  diese  Haltung  der  Parteipresse,  abgestoßen  von  dem 
in  manchen  Organen  den  Ärzten  gegenüber  beliebten  Ton  sich  von  der  Partei 
zurückzogen. 

Das  war  früher  anders.  Die  wenigen  sozialdemokratischen  Ärzte  taten  recht 
und  schlecht  ihre  Schuldigkeit  in  der  Partei,  in  der  Presse,  in  Versammlungen 
und  Vereinen,  bei  Wahlen  und  sonstigen  Gelegenheiten,  wo  es  galt  Farbe 
zu  bekennen,  zu  raten  und  zu  taten,  aufzuklären  und  insbesondere  hygie¬ 
nische  Bedürfnisse  und  Begehrlichkeit  zu  wecken.  In  der  Arbeiterpraxis 
wurzelnd  und  aus  ihren  Gesinnungen  kein  Hehl  machend,  bekamen  sie  es 
oft  genug  mit  den  ärztlichen  Kollegen  zu  tun.  Besonders  in  den  Klein-  und 
Mittelstädten  der  Provinz,  wo  sie  vereinzelt  und  die  Sozialdemokraten  noch 
schwach  an  Zahl  waren,  wo  Vorurteile  und  Lügen  über  diese  sich  am  längsten 
erhielten,  wurden  sie  als  gefährliche  Konkurrenten  angefeindet  und  ver¬ 
leumdet,  geschnitten  und  boykottiert,  wurde  ihnen  der  Eintritt  in  die  kolle¬ 
gialen  Vereine  verweigert,  oder  wurden  sie  ausgeschlossen,  wenn  sie  bereits 
darin  waren.  Als  Sozialdemokraten  trugen  sie  trotzdem  den  Kopf  hoch 
gegenüber  kollegialer  Mißgunst  und  Torheit,  stolz  darauf  für  ihre  Überzeu¬ 
gung  zu  leiden.  Als  Ärzte,  als  naturwissenschaftlich  gebildete  Anhänger  der 
ökonomischen  Geschichtsauffassung  billigten  sie  ihren  politisch  und  sozial 
zurückgebliebenen  Kollegen  mildernde  Umstände  zu.  Sie  erfreuten  sich  einer 
steigenden  Beliebtheit  und  Achtung  unter  den  Parteigenossen  wie  in  der 
ärmern  Bevölkerung  überhaupt,  deren  Nöten  und  Bedürfnissen  sie  mit  grö- 
ßerm  Verständnis,  auch  wohl  mit  größerer  Hilfsbereitschaft  begegneten  als 
viele  ihrer  ärztlichen  Kollegen. 

Als  dann  um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  die  staatliche  Arbeiterversicherung 
im  ganzen  Reich  zur  Einführung  gelangte,  Hunderttausende  versicherungs- 
pflichtige  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  den  Kassen  beitraten,  waren  es  ganz 
naturgemäß  die  sozialdemokratischen  Ärzte,  die  von  den  Krankenkassen  als 
Berater  zugezogen,  in  den  Fragen  der  Bekämpfung  der  großen  einheimischen 
Volksseuchen,  der  Schwindsucht,  der  Geschlechtskrankheiten,  des  Alkoho¬ 
lismus,  des  Krebses,  in  der  Ausbildung  von  Arbeitersamaritern  für  die  erste 
Hilfe  bei  Unglücksfällen,  in  der  Wohnungsfrage  (Arbeitersanitätskom- 
mission),  in  der  Ausgestaltung  einer  bessern  Krankenhauspflege  (Charite¬ 
boykott)  und  bei  vielen  anderen  Gelegenheiten  im  Vordergrund  standen  und 
auf  eine  zunehmende  Erweiterung  und  Verbesserung  der  Leistungen  der 
Krankenkassen  hinarbeiteten.  Ohne  die  außerordentlichen  Vorteile  der 
Zwangsversicherung  für  den  kranken  Arbeiter  und  für  die  Volksgesundheit 
im  allgemeinen  zu  verkennen,  hielten  sie  mit  ihrer  Kritik  der  Mängel  dieser 
Versicherung  (im  Gesetz  und  in  dessen  Anwendung  in  der  Praxis)  nicht  zu¬ 
rück.  In  diesem  Sinn  sprach  ich  1895  auf  dem  8.  internationalen  Kongreß 
für  Hygiene  und  Demographie  in  Budapest: 

»Gerade  der  gewissenhafte  Arzt  sieht  sich  vielfach  dem  kranken  Arbeiter  gegen¬ 
über  im  Konflikt  zwischen  dem  Interesse  der  Kasse  und  dem  des  Kranken,  bei  der 
Entscheidung  der  Arbeitsunfähigkeit  ebenso  wie  beim  Verordnen  von  Heil-,  Nah¬ 
rungs-  und  Stärkungsmitteln,  Landaufenthalt  usw.  Als  Kassenarzt  abhängig  vom 
Kassenvorstand,  kommt  er  nur  zu  leicht  in  Gefahr  seinen  Beruf  als  Berater  und 
Beschützer  des  Kranken  vor  dem  Kasseninteresse  zurücktreten  zu  lassen  . , .  Die 
Kranken  werden  zu  bestimmten  Ärzten  geschickt,  die  angewiesen  sind  das  Kassen- 
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interesse  zu  wahren,  das  heißt  den  kranken  Proletarier  ja  nicht  mit  dem  selben  Maß 
zu  messen  wie  den  Angehörigen  der  besitzenden  Klassen,  Die  Zahl  dieser  Zwangs  - 
ärzte  wird  möglichst  beschränkt  und  damit  dem  Kranken  die  Benutzung  ärztlicher 
Hilfe  erschwert,  der  Arzt  seinerseits  immer  mehr  in  seinen  Entschließungen  be¬ 
einflußt,« 

Solche  Ansichten  konnten  den  Arzt  leicht  in  Konflikt  mit  der  einen  oder 
andern  Krankenkasse  bringen,  deren  Vorstand  mehr  bureaukratisch  und  fis¬ 
kalisch  als  sozialhygienisch  dachte,  dem  an  der  Zurücklegung  des  Reserve¬ 
fonds  mehr  gelegen  war  als  an  der  ausreichenden  Inanspruchnahme  der 
Kassenleistungen,  insbesondere  auch  der  ärztlichen  Hilfe  durch  die  IJassen- 
mitglieder.  Vor  allem  war  es  die  Art  der  Vergebung  der  Kassenarztstellen, 
die  ungenügende  Zahl  ungenügend  fixierter  Kassenärzte,  die  den  berechtigten 
Ansprüchen  der  erkrankten  Arbeiter  in  keiner  Weise  gerecht  wurden,  was  die 
Kritik  des  sozialdemokratischen  Arztes  herausfordern  mußte.  Als  daher 
in  den  neunziger  Jahren  in  Berlin  eine  Bewegung  entstand,  die  die  Zulassung 
aller  dazu  bereiten  Ärzte  zur  Kassenpraxis  forderte  und  damit  den  Zwangs¬ 
arzt,  den  besondern,  schon  allein  in  Folge  dieses  Zwangs  von  vielen  Kranken 
mit  Mißtrauen  betrachteten  Kassenarzt  beseitigen  wollte,  als  diese  Agitation 
für  freie  Arztwahl  sich  in  raschem  Sturmlauf  eine  Kasse  nach  der  an¬ 
dern  eroberte,  unterstützt  von  aufgeklärten  Parteigenossen  unter  den  Kassen¬ 
mitgliedern  und  Kassenvorständen,  waren  es  wiederum  sozialdemokratische 
Ärzte,  vor  allem  unser  verstorbener  Curt  Freudenberg,  die  in  Wort  und  Schrift 
diese  Bewegung  unterstützten  —  und  sich  damit  in  offenen  Gegensatz  zu  den 
Kassenvorständen  setzten.  Diese  fürchteten  mit  Recht  für  ihr  uraltes  Pri¬ 
vilegium  unter  vielen  Dutzenden  von  Bewerbern  sich  den  ihnen  genehmen 
Arzt  zu  wählen  und  als  den  von  ihnen  Abhängigen,  als  ihren  Angestellten 
zu  behandeln. 

In  Berlin  selbst  setzte  freilich  bald  eine  Gegenbewegung  ein.  Sie  ging  von 
den  in  ihrem  Besitz  bedrohten  Kassenärzten  und  -Vorständen  aus,  und  es 
gelang  ihnen  durch  den  Hinweis  auf  die  imleugbaren  Mängel  auch  dieses 
Systems  der  ärztlichen  Versorgung  und  durch  politische  Ausschlachtung  dieser 
gänzlich  unpolitischen  Frage  nur  zu  schnell  den  größten  Teil  der  Kassen  wieder 
von  der  freien  Arztwahl  abzubringen.  Nicht  ohne  eine  bleibende  Ver¬ 
besserung  in  der  ärztlichen  Versorgung  der  Kassenmitglieder  beizubehalten: 
die  Wahl  unter  mehreren  Kassenärzten.  Und  wenn  die  Freie  Arztwahl-Be¬ 
wegung  weiter  nichts  zuwege  gebracht  hätte  als  den  Zwangsarzt  ein  für  alle¬ 
mal  zu  beseitigen  und  es  auch  dem  kranken  Arbeiter  zu  ermöglichen  sich 
wie  andere  Kranke  unter  einer  beschränkten  Zahl  von  Ärzten  denjenigen  aus¬ 
zuwählen,  der  ihm  am  vertrauenswertesten  erscheint,  so  hätten  die  Arbeiter 
schon  deshalb  allen  Grund  jener  die  Krankenkassen  aufrüttelnden  Agitation 
für  freie  Arztwahl  ewig  dankbar  zu  sein. 

Aber  die  Freie  Arztwahl-Bewegung  hat  viel  mehr  noch  bewirkt;  sie  hat  den 
Anstoß  gegeben  zum  Zusammenschluß,  zur  wirtschaftlichen  Orga¬ 
nisation  der  Ärzte  im  Leipziger  Verband,  in  einer  großen  zentralen 
Vereinigung  mit  Bezirksvertrauensleuten  und  Lokalorganisationen,  also  einer 
Ärztegewerkschaft  ganz  nach  dem  Vorbild  der  großen  gewerkschaftlichen 
Zentralverbände  der  Arbeiter.  Und  wie  die  Arbeiter  schon  längst  begriffen 
hatten,  daß  die  Vorbedingung  zur  sozialen  und  moralischen  Hebung  einer 
Arbeiterschicht,  eines  Berufs  der  wirtschaftliche  Kampf,  die  Erhöhung  der 
Löhne,  die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  sind,  so  lernten  auch  die 
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Ärzte  dies  begreifen.  Die  Vorbedingung  für  den  Aufstieg,  für  die  höhere 
moralische  Einschätzung  der  Ärzte  bildet  die  höhere  materielle  Wertung  der 
ärztlichen  Arbeit  innerhalb  wie  außerhalb  der  Krankenkassen. 

Die  Entwickelung  der  letzten  14  Jahre  hat  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  be¬ 
stätigt,  Es  ist  dem  Zentralverband  überraschend  schnell  gelungen  mehr  als 
90  %  aller  Ärzte  im  Reich  zu  organisieren;  es  ist  den  organisierten  Ärzten 
gelungen  das  Arzthonorar  überall  in  den  städtischen  wie  staatlichen  Stellun¬ 
gen,  in  der  Privatpraxis  und  nicht  zuletzt  bei  den  Krankenkassen  zu  erhöhen 
und  ihre  moralische  Stellung,  den  Modus  der  Bewerbung  und  Anstellung, 
der  Kündigung  und  Entlassung,  der  formalen  wie  sachlichen  Behandlung  sei¬ 
tens  ihrer  Arbeitgeber  ganz  wesentlich  zu  verbessern.  Und  damit  wurde  auch 
den  erkrankten  Kassenmitgliedern  ein  großer  Dienst  erwiesen. 

»Die  Krankenkassen  haben  naturgemäß  kein  Interesse  an  schlecht  bezahlten,  ober¬ 
flächlich  behandelnden  und  finanziell  schlecht  gestellten  Ärzten.  Das  Interesse  der 
Kassen  deckt  sich  mit  den  Interessen  der  Kranken  so  bald  und  so  vollkommen  wie 
möglich  wiederhergestellt  zu  werden  wie  es  das  Wissen  und  Können  der  Zeit  ge¬ 
stattet  Das  ist  nur  bei  individueller,  der  Besonderheit  des  einzelnen  Falles  gerecht 
werdender  Behandlung  möglich.  Sie  erfordert  ganz  naturgemäß  eine  gewisse  Zeit. 
Die  kann  der  Arzt  nur  aufwenden,  wenn  er  .finanziell  gut  gestellt  ist.« 

So  urteilt  ein  unparteiischer,  besonnener  Arbeitervertreter,  Rudolf  Wissell, 
im  Anschluß  an  die  von  ihm  beigebrachten  Zahlen  über  die  Steigerung  des 
Arzthonorars  bei  den  Krankenkassen.1)  Das  Arzthonorar  stieg  1885  bis 
1900  von  9  060  945  auf  34  331  368  Mark,  pro  Jahr  um  1,68  Millionen,  pro 
Mitglied  um  1,45  Mark;  1900  bis  1912  von  34  331  368  auf  85  633  295  Mark, 
pro  Jahr  um  4,27  Millionen,  pro  Mitglied  um  2,88  Mark.  Die  Steigerung  des 
ärztlichen  Honorars  hat  in  fortschreitend  schnellerer  Weise  zugenommen, 
insbesondere  in  dem  Jahrfünft  1900  bis  1905  (den  ersten  Jahren  nach  Grün¬ 
dung  des  Leipziger  Verbands).  Wissell  berechnet  die  Steigerung  der  Arzt¬ 
honorare  in  der  Zeit  von  1885  bis  1912  auf  231,7  %,  die  des  Krankengelds 
auf  204,3  %.  Er  hat  sicherlich  recht,  wenn  er  dazu  schreibt,  die  Kranken¬ 
kassen  könnten  und  müßten  verlangen,  »daß  die  Ärzte  ihre  Forderungen  mit 
den  übrigen  Verpflichtungen  und  den  Ausgaben  der  Krankenkassen  in  Ein¬ 
klang  bringen«.  Zweifellos  ist  ein  ausreichendes  Krankengeld  von  dem 
größten,  von  noch  größerm  Wert  für  den  Kranken  und  seine  Familie  als  die 
gute  ärztliche  Versorgung.  Aber  die  angeführten  Zahlen  beweisen  doch,  daß 
die  kontinuierliche  Erhöhung  sowohl  des  Krankengelds  wie  des  Arzthonorars 
gleichzeitig  möglich  ist,  daß  nicht  das  eine  unter  der  Steigerung  des  andern 
notwendigerweise  leidet.  Und  obwohl  in  den  27  Jahren  das  Arzthonorar 
um  mehr  als  das  Dreifache  und  stärker  noch  gestiegen  ist  als  das  Kranken¬ 
geld,  ist  es  auch  heute  noch  ungenügend.  Bei  den  Berliner  Kassen  zum  Bei¬ 
spiel  hält  sich  der  Vierteljahrsbon  immer  noch  auf  2  Mark.  2  Mark  erhält 
der  Arzt  am  Ende  des  Quartals  für  jeden  Kranken,  mag  dieser  lmal  oder 
lOOmal  seine  Hilfe  in  Anspruch  genommen  haben,  mögen  dabei  Dutzende 
von  Besuchen  bei  bettlägerigen  Kranken  in  weiter  Entfernung,  operative  Ein¬ 
griffe  usw.  nötig  gewesen  sein,  mag  es  sich  um  versicherungspflichtige  Ar¬ 
beiter  oder  um  freiwillig  versicherte  Gastwirte,  Söhne  von  Hausbesitzern  und 
gutsituierte  Leute  handeln,  die  früher  einen  erheblichen  Teil  der  privaten 
Klientel  gebildet  haben. 

Auch  auf  dem  ärztlichen  Arbeitsmarkt  reguliert  sich  der  Preis  der  Ar- 

*)  Siebe  Wissell  Der  erste  Generalstreik  in  Deutschland :  Zum  Kampf  der  Ärzte  und  Krankenkassen,  in  der 
Chemnitzer  Volksstimme  vom  23«,  24.  und  27.  Dezember  1913. 
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beit  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  und  das  stark  wachsende 
Angebot  von  Ärzten  besonders  seit  den  neunziger  Jahren  hatte  eben  den 
Tiefstand  der  ärztlichen  Honorare  verschuldet.  Auch  das  hatten  die  Ärzte 
des  Zentralverbands  rechtzeitig  erkannt  und  mit  allen  diesem  zu  Gebot  stehen¬ 
den  Mitteln  auf  eine  Verringerung  des  Angebots  von  Ärzten  hingewirkt,  und 
zwar,  wie  die  folgenden,  ebenfalls  von  Wissell  beigebrachten  Zahlen  zeigen, 
mit  Erfolg.  Während  von  1876  bis  1906  die  Zahl  der  Ärzte  im  Deutschen 
Reich  weit  rascher  zunahm  als  die  Bevölkerung,  findet  von  1906  ab  umge¬ 
kehrt  eine  relative  Abnahme  statt.  Es  gab  in  Deutschland  1876  13  728,  1883 
15  100,  1898  24  725,  1906  31  346  und  1912  33  527  Ärzte,  Ein  Arzt  entfiel 
1876  auf  3136  Einwohner,  1883  auf  3042,  1898  auf  2473,  1906  auf  1952  und 
1912  auf  1977  Einwohner.  Die  Tatsache  der  stärkem  Zunahme  der  Ärzte 
ist  an  sich  hoch  erfreulich,  ein  Beweis  höherer  Kultur  und  höhern  Einkom¬ 
mens  der  Bevölkerung,  um  so  mehr  zu  begrüßen,  als  sie  sich  nicht  etwa  bloß 
auf  die  Großstädte  erstreckt.  Da  die  Zahl  der  Medizinstudierenden  zurzeit 
bereits  wieder  in  starker  Zunahme  begriffen  ist,  dürfte  in  einigen  Jahren  auch 
die  Zahl  der  Ärzte  hinter  der  Bevölkerungszunahme  mindestens  nicht  Zurück¬ 
bleiben  und  damit  die  erhöhte  Nachfrage  nach  Ärzten  in  den  letzten  Jahren 
ihre  volle  Befriedigung  finden.  Daß  dann  trotzdem  kein  Rückschritt  in  der 
Bewertung  der  ärztlichen  Arbeit  eintritt,  das  zu  bewirken  wird  wie  in  der 
Industrie  Aufgabe  der  Gewerkschaft,  des  Zentral verbands  sein  müssen. 

N  dem  Leipziger  Verband  erblicke  ich  aber  weit  mehr  noch  als  bloß 
einen  »Verband  zur  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Ärzte  Deutschlands»,  ich  erhoffe  von  ihm  auch  die  ethische  Er¬ 
hebung  und  Befreiung  der  Ärzte  aus  all  den  unwürdigen  Fesseln 
der  Gegenwart,  eine  Erhebung  und  Wiedergeburt,  die  das  wieder 
gutmachen  soll,  was  weniger  die  Unterstellung  des  ärztlichen  Berufs  unter 
die  Gewerbefreiheit  als  die  kapitalistische  Entwickelung  in  der  Gegenwart  ver¬ 
schuldet  hat.  »Die  Bourgeoisie  hat  .  .  .  den  Arzt,  den  Juristen,  den  Pfaffen, 
den  Poeten,  den  Mann  der  Wissenschaft  in  ihre  bezahlten  Lohnarbeiter  ver¬ 
wandelt«,  und  manche  Vorkommnisse  der  letzten  Jahre  legten  die  Befürch¬ 
tung  nahe,  daß  auch  die  Krankenkassen  es  nur  zu  gut  von  der  Bourgeoisie 
gelernt  haben  und  auf  dem  besten  Weg  sind  ein  ärztliches  Proletariat  und 
Lumpenproletariat  zu  schaffen.  Mit  dem  Augenblick,  da  in  das  bisher  rein 
persönliche  Vertrauensverhältnis  zwischen  dem  Kranken  und  seinem  Arzt 
ein  Dritter,  die  Kasse,  eintritt,  entwickelt  sich  zwischen  dem  Arzt  und  der 
Krankenkasse  ein  reines  Arbeitsverhältnis  wie  zwischen  dem  Arbeiter  und 
dem  Unternehmer,  dem  Angestellten  und  dem  Großkaufmann,  den  Staats¬ 
und  Gemeindearbeitern  auf  der  einen  und  Staat  und  Gemeinde  auf  der  an¬ 
dern  Seite,  mit  der  selben  so  leicht  zur  Willkür,  zum  Mißbrauch  neigenden 
Macht  bei  der  Anstellung  und  Entlassung,  bei  der  Bewertung  der  ärztlichen 
Leistung,  bei  dem  Erlaß  von  Kontroll-  und  Strafbestimmungen,  bei  dem  Ton, 
den  der  Herr  im  Betrieb  gar  zu  gern  seinen  Arbeitern  gegenüber  anschlägt. 

Dazu  kommt,  daß  die  Arbeiterversicherung  die  Tätigkeit  und  Stellung  des 
Arztes  von  Grund  aus  geändert  hat.  Wenn  wir  heute  bei  so  vielen  Ärzten 
<und  nicht  bei  den  schlechtesten)  eine  wachsende  Abneigung  gegen  die  Kran¬ 
kenversicherung  und  deren  Träger  finden,  so  muß  ihnen  zugute  gehalten  wer¬ 
den,  daß  der  Arzt  diese  Veränderung  in  ihrer  Stellung  als  einen  Abstieg  emp¬ 
findet  von  der  Höhe  des  freiwillig  aufgesuchten  Beraters  auf  die  Stufe  eines 
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für  die  Kasse  verpflichteten  und  von  ihr  abhängigen  Untergebenen,  Bevor¬ 
mundeten  und  Kontrollierten,  daß  er  das  niederdrückende  Gefühl  nicht  los 
wird  immer  mehr  zum  Schreiber  und  Polizisten  degradiert  zu  werden.  All¬ 
wöchentlich  hat  er  die  Anweisung  auf  das  Krankengeld  auszustellen,  er  hat 
aufzupassen,  ob  das  Kassenmitglied  die  ärztlichen  Vorschriften  auch  streng 
befolgt  und  eventuell  zu  melden,  wenn  es  nicht  geschieht;  er  hat  dessen  Aus¬ 
gehzeit  je  nach  den  Vorschriften  der  Kasse  zu  gestatten  respektive  zu  be¬ 
schränken,  bei  Arzneiverschreibung  und  Wahl  der  Rezepte-  und  Verord¬ 
nungsformulare,  bei  Krankheitsbezeichnung,  Beurteilung  des  Grads  der  Ar¬ 
beitsunfähigkeit  und  hundert  anderen  Dingen  die  \bei  den  verschiedenen 
Kassen  wieder  ganz  verschiedenen  und  bei  der  selben  Kasse  nicht  selten 
wechselnden)  Vorschriften  peinlichst  zu  befolgen  usw,  usw.  Und  daneben  ist 
er  der  Sachverständige,  von  dessen  Urteil  alles  abhängt,  der  zu  entscheiden 
hat,  ob  das  Kassenmitglied  wirklich  krank  und  durch  die  Krankheit  so  weit 
in  seinem  Erwerb  behindert  ist,  daß  es  im  Sinn  des  Gesetzes  arbeitsunfähig 
ist,  ob  der  Arbeitslose  übertreibt  oder  gar  simuliert.  Gerade  weil  darüber 
lediglich  der  exakte  Untersuchungsbefund  entscheidet,  ist  die  Beantwortung 
dieser  Frage  unter  Umständen  außerordentlich  schwierig,  um  so  schwieriger, 
je  gewissenhafter  es  der  Arzt  mit  seiner  Aufgabe  nimmt.  Wissell  schreibt 
darüber  wie  folgt: 

»Gewiß,  die  Krankenkasse  ist  eine  Versicherung  allein  gegen  Krankheit  und  nicht 
gegen  Arbeitslosigkeit.  Dennoch  wird  es  der  Arzt  mit  seiner  Pflicht  gegen  die 
Krankenkasse  gerade  noch  vereinigen  können,  wenn  er  einem  in  besonderer  Notlage 
befindlichen  Individuum  von  geschwächter  Widerstandskraft  Erwerbsunfähigkeit  be¬ 
scheinigt,  während  er  ihn  unter  glücklichen  Umständen  für  gesund  oder  wenigstens 
für  arbeitsfähig  erklärt  hätte.  Denn  er  vermag  ihn  vielleicht  durch  Fernhalten  der 
äußersten  Not  davor  zu  bewahren,  daß  er  einem  drohenden  Siechtum  verfalle  und 
hierdurch  seiner  Krankenkasse  noch  viel  größere  Geldaufwendungen  verursache.« 
Das  ist  ein  menschlich  begreifliches,  aber  doch  ganz  falsches  Räsonnement, 
das  den  Arzt  leicht  auf  eine  schiefe  Ebene  brächte,  auf  der  es  kein  Halten 
mehr  gibt.  Damit  würde  der  Arzt  fast  jeden  Arbeitslosen  arbeitsunfähig 
schreiben  können  und  sich  über  den  feststehenden  Begriff  der  Arbeitsunfähig¬ 
keit  einfach  hinwegsetzen.  Das  darf  »der  durch  feste  Besoldung  vollständig 
unabhängige«  Kassenarzt  ebensowenig  tun  wie  der  »von  der  guten  Meinung 
seiner  Klientel  abhängige  freigewählte«.  Beide  haben  nur  ihre  streng  um¬ 
grenzte  ärztliche  Pflicht  zu  tun,  ihr  Herz  zwar  mitsprechen,  aber  nie  ent¬ 
scheiden  zu  lassen. 

Um  diese  Fragen  so  zu  entscheiden,  daß  man  weder  dem  Kranken  noch  der 
Kasse  unrecht  tut,  dazu  gehört  neben  der  wissenschaftlichen  Schulung  und 
der  reichen  Erfahrung  vor  allem  die  volle  Unabhängigkeit  in  der 
Stellung  des  Arztes  nach  beiden  Richtungen.  In  diesem  Sinn  sollte  die 
Stellung  des  Kassenarztes  eine  ebenso  hohe  und  unantastbare  werden  wie 
die  des  beamteten  Arztes,  wie  die  des  Richters,  der  nur  nach  seinem  besten 
Wissen  und  Gewissen  zu  entscheiden  hat,  frei  von  Furcht  und  Mitleid, 
unbeirrt  durch  Klagen  oder  Drohungen  des  Kassenmitglieds,  unbeirrt  durch 
die  wirtschaftliche  Konjunktur,  aber  auch  unbeirrt  durch  noch  so  häufige 
und  noch  so  dringliche  Anfragen  und  Reskripte  der  Kasse,  die  sich  bei  Be¬ 
urteilung  des  Einzelfalls  zumeist  von  der  mehr  oder  weniger  starken  In¬ 
anspruchnahme  der  Kasse,  der  Ziffer  des  Krankenstands,  also  mehr  von 
allgemein  als  individuell  zutreffenden  Gesichtspunkten  bestimmen  lassen 
wird.  Nur  ein  aufrechter  Mann  und  selbstbewußter  Arzt,  der  weder  das 
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Kassenmitglied  fürchtet  noch  die  Kasse,  der  auf  seine  Unabhängigkeit  und 
die  hohe  Vertrauensstellung,  die  ihm  Beruf  und  Gesetz  einräumen,  stolz  ist, 
der  sich  aber  (eben  deswegen  auch)  seiner  Verantwortlichkeit  vor  sich  selbst 
jeder  Zeit  bewußt  ist,  wird  der  Aufgabe  gewachsen  sein,  die  ihm  bereits 
die  Gegenwart  und  in  steigendem  Maß  die  Zukunft  stellen  wird:  in  den  oft 
widerstreitenden  Interessen  von  Kassenvorstand  und  Kassenmitglied  die  un¬ 
bestechliche  und  entscheidende  Instanz  zu  sein. 

Die  sozialdemokratischen  Ärzte,  weit  entfernt  in  dieser  Veränderung,  in 
dieser  Sozialisierung  der  ärztlichen  Tätigkeit  einen  Abstieg  zu  sehen,  er¬ 
blicken  darin  den  Anfang  einer  neuen,  einer  bessern  Zeit.  Aber  sie  verlangen 
auch  die  Erfüllung  der  Voraussetzungen  für  diese  entscheidende  und  wich¬ 
tigste  Position  des  Arztes  in  der  Krankenversicherung,  sie  verlangen  auch 
von  denjenigen,  die  den  Ärzten  diese  Achtung  bisher  versagt  haben,  den 
Respekt  vor  dieser  neuen  Tätigkeit,  die  ihnen  so  manches  Opfer  auf  erlegt, 
so  manchen  Ärger  einbringt.  Im  Bewußtsein,  wie  wertvoll  und  unbedingt 
nötig  ihre  Freiheit  und  Unabhängigkeit  nicht  bloß  für  sie  sondern  ebenso 
für  die  Kassenmitglieder  sind,  weisen  sie  jeden  Versuch  den  Ärzten  diese 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  zu  schmälern  von  sich.  Es  ist  nur  natürlich, 
daß  sozialdemokratische  Ärzte  dank  ihrer  Schulung  in  der  Partei  und  in 
der  Gewerkschaftsbewegung  die  Entwickelung  einer  durchaus  demokrati¬ 
schen  ärztlichen  Organisation,  einer  neutralen  Gewerkschaft,  in  der  weder 
die  politische  Gesinnung  noch  das  religiöse  Bekenntnis  eine  Rolle  spielen, 
als  den  Anfang  jenes  Aufstiegs  begrüßten,  eines  Aufstiegs  aus  der  gegen¬ 
wärtigen  Misere  infolge  von  Konkurrenz  und  Korruption,  aus  der  niedrigen 
Einschätzung  des  ärztlichen  Charakters  in  eine  allgemein  geachtete,  unan¬ 
tastbare  Stellung  der  Zukunft.  Und  als  Beweis  dafür,  daß  der  Leipziger 
Verband  sich  auf  dem  richtigen  Weg  befindet  den  Ärzten  Respekt  zu  ver¬ 
schaffen,  sehen  sie  die  ungeteilte  Feindschaft  an,  die  ihm  von  fast  allen 
Seiten,  von  der  Regierung  und  von  den  Parteien,  nicht  nur  von  den  reak¬ 
tionären  Parteien  sondern  leider  auch  von  der  Sozialdemokratie,  entgegen¬ 
gebracht  wird. 

S  war  selbstverständlich,  daß  sozialdemokratische  Ärzte  immer 
wieder  den  Versuch  machten  durch  Wort  und  Schrift  innerhalb  der 
Partei  und  innerhalb  der  Krankenkassen  Verständnis  für  die  Ärzte¬ 
bewegung  zu  erwecken.  Gab  es  doch  nach  ihrer  Ansicht  kein  an¬ 
deres  Mittel,  um  zu  einem  wirklich  dauerhaften  Frieden  zwischen 
den  arbeitnehmenden  Ärzten  und  den  arbeitgebenden  Kassen  zu  gelangen 
als  die  Verhandlung  von  Organisation  zu  Organisation,  die  Schaffung  von 
Tarifverträgen  und  paritätischen  Schiedsgerichten,  wobei  beide  Parteien,  wie 
das  in  gewerkschaftlichen  Kämpfen  üblich  ist.  sich  auf  einer  mittlern  Linie 
begegnen.  Wußten  sie  doch,  daß,  wenn  es  zum  Kampf,  zum  vertragslosen 
Zustand,  zur  allgemeinen  Arbeitsniederlegung  der  Ärzte  kommen  würde, 
die  Kassen  den  Ärzten  gegenüber  im  Nachteil  waren.  Das  Gesetz  ver¬ 
pflichtete  die  Kassen  den  Versicherten  ärztliche  Hilfe  zu  gewähren,  und 
auch  der  Fortfall  dieser  Verpflichtung,  wie  sie  §  370  der  Reichsversiche- 
rungsordnung  im  Notfall  zuläßt,  hätte  ihnen  auf  die  Dauer  nichts  genützt, 
da  die  Kassen  ohne  ärztliche  Behandlung  und  Bescheinigung  der  Arbeits¬ 
unfähigkeit  nicht  4  W'ochen  lang  existieren  können.  Und  daran  hätte  auch 
die  Wiedereinführung  des  Behandlungszwangs  für  die  Ärzte  nichts 
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geändert,  wie  sie  von  einigen  Krankenkassenvertretern,  auch  im  Vorwärts 
von  der  Gesetzgebung  verlangt  wurde.  Ein  ebenso  reaktionäres  wie  törichtes 
Verlangen.  Wie  Arbeiter  respektive  Arbeitervertreter  nach  den  schlimmen 
Erfahrungen,  die  vor  einigen  Jahren  die  Regierungen  in  Österreich  und 
Italien  mit  dem  Arbeitszwang  und  der  passiven  Resistenz  bei  den  Eisen¬ 
bahnern,  also  Staatsarbeitern,  machen  mußten,  sich  heute  noch  dem  Glauben 
hingeben  können,  man  könne  durch  einen  solchen  Behandlungszwang  einen 
freien  Beruf  wie  den  ärztlichen  zu  der  von  den  Kassen  gewünschten  und 
benötigten  Arbeit  gewaltsam  bringen,  das  ist  mir  einfach  unverständlich  ge¬ 
blieben.  Wohl  aber  mußten  sich  die  Kassen  durch  solchen  Vorschlag  in  der 
öffentlichen  Meinung  diskreditieren  und  denen  recht  geben,  die  behaupteten, 
die  Kassen  gingen  darauf  aus  einen  bisher  freien  Beruf  zu  fesseln,  zu  ver¬ 
sklaven. 

Soweit  ich  das  übersehen  konnte,  waren  die  Sympathieen  der  öffentlichen 
Meinung  eher  auf  seiten  der  Ärzte,  die  gegen  die  koalierte  Bureaukratie  des 
Staates  und  der  Kassen  für  die  Erhaltung  ihrer  Unabhängigkeit,  für  die 
Freiheit  und  die  Achtung  ihres  Berufs  kämpften.  Das  Kampffeld  hatte  sich 
im  Lauf  der  letzten  Wochen  zuungunsten  der  Kassen  verschoben.  Es  waren, 
nachdem  der  Leipziger  Verband  sich  im  September  vorigen  Jahres 
zu  Konzessionen  in  seinen  Forderungen  und  zu  Verhandlungen  auf 
dieser  neuen  Grundlage  bereit  erklärt  hatte,  nicht  sowohl  die  materiellen 
Forderungen  der  Ärzte,  die  Honorarfrage,  das  Arztsystem,  die  Gruppen¬ 
einteilung  der  Versicherten  nach  ihren  Beiträgen  usw.,  um  die  es  sich 
handelte,  als  vielmehr  die  ideale  Forderung  der  unbedingten  Anerken¬ 
nung  der  ärztlichen  Organisation,  des  ärztlichen  Koalitionsrechts  durch  die 
Kassen.  Auch  die  anderen  sogenannten  liberalen  Berufe  fingen  an  zu  be¬ 
greifen,  daß  es  sich  bei  diesem  Streit  um  mehr  als  eine  Lohn-  und  Magen¬ 
frage  handelte,  um  die  Verteidigung  der  Unabhängigkeit  eines  bisher 
freien  Berufs,  der  durch  die  Entwickelung  des  letzten  Menschenalters,  be¬ 
sonders  seitdem  die  Krankenkassen  zu  immer  steigender  Bedeutung  gelangt 
sind,  in  seinen  Existenzbedingungen,  in  seiner  Zusammensetzung,  in  seinem 
Ansehen,  in  seiner  Qualität  bedroht  ist,  trotz  des  außerordentlichen  Auf¬ 
schwungs,  den  die  wissenschaftliche  Medizin  und  Hygiene  gerade  in  dieser 
Zeit  genommen  haben,  trotz  der  zunehmenden  Bedeutung,  die  den  Ärzten 
für  die  Durchführung  der  persönlichen  und  öffentlichen  Gesundheitspflege 
von  Stadt  und  Staat  bereitwillig  zuerkannt  wird. 

Dem  Eingreifen  der  medizinischen  Fakultäten,  den  Bemühungen  des  Reichs¬ 
amts  des  Innern  gelang  es  nun  doch  noch  in  letzter  Stunde  den  Ausbruch 
dieses  unsinnigen  Kampfes  zu  verhüten.  Die  im  Reichsamt  des  Innern  ge¬ 
führten  Verhandlungen  führten  am  23.  Dezember  überraschend  schnell  zu 
einem  anscheinend  beide  Teile  befriedigenden  Resultat.  Beide  hatten  eben 
Konzessionen  gemacht:  wer  die  größeren,  das  muß  die  Praxis,  muß  die  Zu¬ 
kunft  lehren.  Die  Kassen  anerkannten  das  Prinzip,  daß  jeder  Arzt,  der 
Kassenpraxis  betreiben  will,  zugelassen  und  in  einem  Ärzteregister  ein¬ 
getragen  wird;  freilich,  ob  und  wann  er  auch  wirklich  behandeln  darf,  be¬ 
darf  erst  von  Fall  zu  Fall  einer  Verständigung  zwischen  Ärzten  und  Kassen 
nach  Maßgabe  vorher  vereinbarter,  mit  dem  Oberversicherungsamt  festzu¬ 
stellender  Regeln,  bei  Nichtverständigung  Entscheidung  durch  einen  pari¬ 
tätisch  besetzten  Ausschuß  unter  Vorsitz  eines  Beamten.  Unter  den  zu¬ 
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gelassenen  Ärzten  soll  den  Versicherten  die  Auswahl  freistehen,  »wenn  nicht 
anderes  bestimmt  ist«.  Die  Kassen  anerkennen  nur  die  {lo¬ 
kalen)  Organisationen  der  Ärzte  innerhalb  des  Bezirks  eines  Ver¬ 
sicherungsamts,  die  ebenso  wie  die  Kassen  einen  Vertragsausschuß 
zur  Vorbereitung  der  Ärzteverträge  wählen.  Ein  paritätisch  besetztes 
Reichsschiedsamt  mit  beamtetem  Vorsitzenden  entscheidet,  wenn  über 
den  Abschluß  neuer  Verträge  keine  Einigung  erzielt  wird.  Die  Ärzte 
konzedieren,  daß  neben  der  organisierten  freien  Arztwahl  auch  das  Distrikts¬ 
arztsystem  zugelassen  wird,  mindestens  auf  je  1350  Versicherte  (bei  Fami¬ 
lienbehandlung  1000  Versicherte)  soll  ein  Arzt  entfallen;  daß  die  vom 
Vertragsausschuß  vorbereiteten  Verträge  zwischen  der  Kasse  und  dem  ein¬ 
zelnen  Arzt  geschlossen  werden,  ohne  daß  eine  andere  Organisation  ihre 
Genehmigung  zu  erteilen  hat.  Die  Honorarfrage  wird  der  Regelung  durch 
die  Einzelverträge  überlassen.  Auch  in  diesem  Berliner  Abkommen  wird 
nicht  der  Hauptton  auf  die  Lohnfrage  gelegt;  die  Zulassung  zur  Kassen¬ 
praxis,  der  Schutz  vor  Willkür  und  Schlimmerm,  der  paritätische  Vertrags¬ 
ausschuß,  das  paritätische  Schiedsamt  erscheinen  vielmehr  als  das  Wesent¬ 
liche.  Dazu  die  schwierige  Frage  der  Abschiebung  der  Nothelfer.  {Wohl 
kaum  je  zuvor  sind  Arbeitswillige  so  teuer  gekauft  worden  wie  es  hier  durch 
Arbeiterorganisationen  geschah.  Gehälter  von  6-,  8-,  10-,  12  000  Mark  und 
darüber,  für  10  Jahre  garantiert,  feste  Anstellung  eventuell  bis  zum  65. 
Lebensjahr  mit  anschließender  Lebensversicherung  von  25  000  Mark  wurden 
in  den  verlockendsten  Annoncen  ausgeboten;  und  trotzdem  fanden  sich  unter 
34  000  Ärzten  nur  zirka  150  arme  Seelen.  Das  spricht  nicht  gegen  die  Ärzte 
und  ihre  Organisation.) 

Wichtiger  noch  als  der  Inhalt  des  Abkommens  im  einzelnen  ist  die  Tat¬ 
sache,  daß  es  überhaupt  zu  einem  solchen  Generalabkommen  zwischen  den 
großen  ärztlichen  und  Kassenorganisationen  im  Deutschen  Reich  unter 
Garantie  der  Ausführung  durch  die  Regierungen  gekommen  ist,  daß  damit 
von  den  im  Leipziger  Verband  organisierten  Ärzten  erreicht  worden  ist,  was 
ihnen  bei  der  Beratung  der  Reichsversicherungsordnung  noch  versagt  wurde, 
daß  Grundlinien  für  die  kassenärztliche  Versorgung  offiziell  (im  Gesetz) 
festgelegt  werden. 

Aber  diese  Abmachung  bedeutet  auch  einen  weitem  Schritt  in  der  Bureau- 
kratisierung  der  Krankenversicherung,  einen  weitern  Eingriff  in  die  Selbst¬ 
verwaltung  der  Kassen,  und  das  nicht  ohne  die  Schuld  der  Kassen.  Anstatt 
sich  mit  den  Ärzten,  mit  der  großen  ärztlichen  Organisation  gütlich  und 
direkt  zu  einigen,  wie  es  noch  im  September  vorigen  Jahres  leidlich  ge¬ 
gangen  wäre,  haben  die  Leiter  des  Ortskassenverbands  der  Arbeiter  es  vor¬ 
gezogen  sich  mit  den  Kassenverbänden  der  Arbeitgeber  zusammenzu¬ 
schließen,  sie  sind  damit  glücklich  in  das  reaktionäre,  in  das  bureaukratische 
Fahrwasser  getrieben  worden.  Das  hat  sich  bereits  bitter  an  ihnen  gerächt 
und  dürfte  sich  bald  noch  bitterer  rächen.  Schon  im  November  vorigen 
Jahres  forderte  der  Oberregierungsrat  Dr.  Hoffmann  vom  preußischen  Han¬ 
delsministerium  in  der  Monatsschrift  für  Arbeiter-  und  Angestelltenversiche¬ 
rung  die  Entfernung  der  Sozialdemokratie  aus  den  Kassenverwaltungen  und 
ihren  Ersatz  durch  Beamte,  Offiziere  a.  D.  und  Militäranwärter. 

Auch  die  organisierten  Ärzte,  die  um  die  Freiheit  ihres  Berufs  kämpfen,  ins¬ 
besondere  der  terroristisch  vorgehende  Leipziger  Verband  sind  jedem  preußi- 


IGNAZ  ZADEK  •  EIN  SOZIALDEMOKRATISCHER  ÄRZTEVEREIN 


167 


sehen  Bureaukraten  ein  Greuel:  Hat  doch  die  ärzi liehe  Organisation  in  ihrer 
Pflicht  die  Standesinteressen  zu  vertreten  auch  vor  den  preußischen  Staats¬ 
kassen,  den  Post-,  Bahn-,  Knappschaftskassen  nicht  haltgemacht  und  ein¬ 
zuschreiten  gewagt,  als  ein  Postarzt  wegen  Ausübung  seines  Wahlrechts 
gegen  die  Regierung  gemaßregelt  werden  sollte.  Es  ist  doch  kein  Zufall, 
daß  es  in  Nummer  8  des  Berliner  Abkommens  heißt: 

»Auf  die  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  Ärzten  und  den  Betriebskrankenkassen 
der  Eisenbahnverwaltung  und  auf  die  Regelung  der  Beziehungen  zwischenÄrzten  und 
den  knappschaftlichen  Krankenkassen  finden  die  Bestimmungen  dieses  Abkommens 
keine  Anwendung.« 

Auffällig  ist  nur,  daß  die  Vertreter  der  ärztlichen  Organisation  sich  mit 
dieser  Nichteinbeziehung  der  Staatskassen  einverstanden  erklärten.  Wie  gering¬ 
schätzig  die  hohe  Bureaukratie  über  Ärzte  und  ärztliche  Wissenschaft  denkt, 
darüber  haben  uns  die  Grundsätze,  die  der  Bundesrat  über  die  Ausführung 
des  §  370  der  Reichsversicherungsordnung  erlassen  hat,  erst  vor  einigen 
Wochen  keinen  Zweifel  gelassen,  wonach  Eintritt  und  Dauer  der  Er¬ 
werbsunfähigkeit  von  Kassenkontrolleuren,  von  Gemeinde-  und  Gutsvor¬ 
stehern,  von  Arbeitgebern,  Hebammen  und  Schwestern  oder  anderen  Per¬ 
sonen  mit  hinreichender  Zuverlässigkeit  und  Sachkunde, 
eventuell  unter  Zuhilfenahme  des  Augenscheins  des  Kassen¬ 
vorstands  zu  entscheiden  wäre.  In  dieser  Feindschaft  der  Bureaukratie, 
in  diesem  Bestreben  der  Regierung  der  freien  Selbstbestimmung  und  Selbst¬ 
verwaltung  überall  den  Garaus  zu  machen  begegnen  sich  Ärzte  und  Kranken¬ 
kassen:  Hier  war  das  gemeinsame  Interesse  gegeben,  um  ein  gut  Stück 
Weges  zusammenzugehen,  zum  Heil  der  Versicherten. 

Wie  anders  hätte  es  kommen  können,  kommen  müssen,  wenn  die  zur  Leitung 
der  Ortskassen  berufenen  Männer  im  Bewußtsein  der  gemeinsamen  Arbeit, 
der  gemeinsamen  Ziele  von  Anfang  an  darauf  ausgegangen  wären  die  Ärzte 
zu  Freunden,  zu  gleichberechtigten  Mitarbeitern  an  den  großen  Auf¬ 
gaben  der  Krankenversicherung  zu  gewinnen;  wenn  von  Anfang  an  den 
Ärzten  mit  der  Rücksichtnahme  und  der  Achtung  begegnet  worden  wäre,  die 
so  wesentlich  zur  Erziehung,  zur  Adelung,  zur  Hebung  eines  jeden  Berufs 
beiträgt;  wenn  die  Kassen  in  diesem  Sinn,  um  tüchtige  und  zufriedene  Ärzte 
zu  bekommen,  die,  ohne  abhängig  zu  sein,  aus  sozialem  Verständnis  heraus 
das  Kasseninteresse  wahrnehmen,  die  Organisation  der  Ärzte  gefördert 
und  einen  Teil  ihrer  eigenen  Machtstellung  zugunsten  dieser  Organisation, 
zugunsten  des  Versicherungswerks  geopfert  hätten! 

Ist  es  heute  zu  spät  dazu?  Ganz  gewiß  nicht.  Soll  zu  dem  von  außen 
herbeigeführten  Frieden  eine  endgültige  Beruhigung,  endlich  die  Zeit  gemein¬ 
samer  Arbeit  für  die  Versicherten  kommen,  so  muß  an  die  Stelle  der 
gegenseitigen  Befehdung  und  Verkleinerung  mehr  Toleranz,  mehr  Verständ¬ 
nis,  mehr  Achtung  vor  dem  Standpunkt  des  andern  treten.  Und  dabei  sollten 
die  Ärzte  den  Anfang  machen.  Nicht  nur,  weil  sie  das  ihrer  Eigen¬ 
schaft  als  Akademiker  und  Ärzte  schuldig  sind,  sondern  auch  weil  sie  nach 
Lage  der  Dinge,  der  Gesetzgebung  und  auch  wohl  des  neuesten  Berliner 
Abkommens  die  Stärkeren  sind,  weil  sie  außerdem  stets  daran  denken 
sollten,  daß  der  hartnäckige  Widerstand  gegen  die  ärztlichen  Forderungen 
von  seiten  der  Kassen  von  dem  guten  Glauben  bedingt  wird  damit  der  ihnen 
an  vertrauten  Sache  der  Versicherten  am  besten  zu  dienen. 
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ND  der  sozialdemokratische  Ärzteverein?  In  den  Zeiten  der  Not  ge¬ 
boren,  als  jede  Verständigung  zwischen  Krankenkassen  und  Ärzten 
aufgehoben  schien,  will  er  versuchen  die  zerstreuten  und  auch  in 
ihrer  Stellungnahme  zu  den  kassenärztlichen  Fragen  noch  ausein¬ 
andergehenden  Parteigenossen  unter  den  Ärzten  zu  sammeln,  in 
Groß  Berlin  und  darüber  hinaus  im  ganzen  Reich.  Er  will  durch  gemein¬ 
same  Aussprache  zur  Klärung  der  Ansichten,  zur  Übereinstimmung  in  den 
Hauptfragen  zu  gelangen  suchen,  zu  den  Tagesfragen  Stellung  nehmen  und 
eventuell  eingreif en,  wo  es  not  tut.  Nach  beiden  Seiten  werden  wir  ver¬ 
suchen  Einfluß  auf  die  zurzeit  noch  immer  feindlich  sich  gegenüberstehenden 
Parteien  zu  gewinnen.  Beide  Seiten  begegnen  uns  mit  mehr  oder  weniger 
ausgesprochenem  Mißtrauen,  die  Kassen,  weil  wir  Ärzte,  die  Ärzte,  weil  wir 
Sozialdemokraten  sind.  Da  wir  im  Bewußtsein  unseres  guten  Rechts  ge¬ 
werkschaftlich  in  der  ärztlichen  Organisation,  politisch  in  der  Sozialdemo¬ 
kratie  organisiert  zu  sein  jenes  Mißtrauen  auf  beiden  Seiten  nicht  zu  ver¬ 
dienen  glauben,  so  werden  wir  offen  und  entschieden  jenen  Vorurteilen  ent¬ 
gegentreten. 

Schon  die  Tatsache  allein,  daß  ein  solcher  sozialdemokratischer  Ärzteverein 
besteht,  wird  die  Position  jedes  einzelnen  sozialdemokratischen  Arztes 
stärken  gegenüber  der  Verdächtigung  und  Unduldsamkeit  auf  beiden  Seiten. 
Es  darf  nicht  länger  Vorkommen,  daß  kollegiale  Vereine  einem  sozialdemo¬ 
kratischen  Arzt  aus  dem  offenen  Bekenntnis  zur  Partei,  aus  seiner  Tätigkeit 
für  die  Partei  einen  Strick  zu  drehen  versuchen.  Darüber  hinaus  wird  es 
unsere  Aufgabe  sein  unter  den  Ärzten  Propaganda  für  uns  zu  machen.  Nur 
ist  das  nicht  so  zu  verstehen,  daß  wir  Proselyten  für  die  Sozialdemokratie 
machen  wollen;  dazu  habe  ich  eine  viel  zu  hohe  Achtung  vor  jeder  gefestigten 
Überzeugung,  eine  viel  zu  große  Abneigung  gegen  alles,  was  nur  im  ent¬ 
ferntesten  nach  Geschäftssozialismus  riecht.  Aber  den  sozialen  Sinn 
wollen  wir  wecken  und  wiederbeleben,  soweit  er  unter  den  Ärzten  noch  nicht 
oder  nicht  mehr  besteht,  und  erwarten,  daß  die  kommenden  10  Jahre  des 
Friedens  zwischen  Krankenkassen  und  Ärzten  uns  reichlich  Gelegenheit  dazu 
geben  werden.  Es  muß  von  unserer  Seite  energisch  dagegen  protestiert 
werden,  daß  die  Pioniere  der  sozialen  Hygiene  bei  jedem  neuen  Schritt  der 
sozialen  Gesetzgebung  im  allgemeinen,  der  Krankenversicherung  im  beson- 
dern  allein  oder  auch  nur  in  e  r  s  t  e  r  Reihe  ihre  Zustimmung  davon  abhängig 
machen,  welche  Wirkung  dieser  Schritt  auf  die  Lage  der  Ärzte  ausübt;  wie 
das  des  öftern  gelegentlich  auch  im  Organ  des  Zentralverbands  geäußert 
worden  ist.  Zweifellos  verdient  auch  diese  Wirkung  zum  Beispiel  bei  der 
Frage  der  Familienversicherung  ihre  ernste  Würdigung,  zweifellos  ist  es  eine 
Aufgabe,  ein  Recht  und  eine  Pflicht  der  Ärzte  und  ihrer  Organisation  auf 
eine  solche  eventuelle  Schädigung  beizeiten  hinzuweisen  und  Kautelen 
dagegen  zu  verlangen,  daß  immer  breitere  Kreise  der  Bevölkerung  der  all¬ 
gemeinen  Praxis  entzogen  und  einer  kleinen  Zahl  Begünstigter  zugeführt 
werden.  Sind  aber  diese  Kautelen  gegeben,  so  haben  die  Ärzte  solche  Fort¬ 
schritte  zu  fördern,  ja  ihrerseits  zu  fordern.  Hätte  die  freie  Arztwahl  seiner¬ 
zeit  die  Familienbehandlung  auf  ihr  Programm  gesetzt  und  sich  über  die 
Durchführung  mit  den  Kassen  geeinigt,  wir  wären  wohl  heute  weiter  in 
Berlin,  und  die  Ärzte  hätten  den  Kassen  nicht  einen  Grund  mehr  zu  be¬ 
rechtigten  Angriffen  gegeben.  Solch  unsozialen  Sinn  unter  den  Ärzten  zu 
bekämpfen,  ein  Hand  in  Hand  arbeiten  von  Kassenvorständen  mit  den  Ärzten 
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zum  Besten  der  Versicherten  zu  ermöglichen  muß  die  vornehmste  Aufgabe 
des  sozialdemokratischen  Ärztevereins  werden.  Und  dabei  sind  wir  der 
Sympathieen  aller  sozial  denkenden  und  weitsichtigen  Kassenleiter  sicher; 
auch  bei  ihnen  dürfte  es  kaum  einem  Widerspruch  begegnen,  was  ich  auf 
dem  Krankenkassentag  in  Forst  im  vorigen  Jahr  aussprach:  daß  ohne  die 
freudige  Mitarbeit  der  Ärzte  an  dem  weitern  Ausbau  der  Krankenversiche¬ 
rung  an  eine  fortschreitende'  Vervollkommnung  dieses  gewaltigen  Kultur¬ 
werks,  der  Krankheitsverhütung  und  Krankenheilung,  nicht  zu  denken  ist. 

Und  ebenso  wie  sozial  rückständige  Ärzte  sind  sozial  rückständige  Kranken¬ 
kassen  unnachsichtlich  und  in  breitester  Öffentlichkeit  unserer  Kritik  zu 
unterwerfen.  Hat  es  doch  zum  Beispiel  die  Ortskrankenkasse  der  Schneider 
bis  zu  diesem  Jahr,  bis  zu  ihrer  Einverleibung  in  die  Allgemeine  Orts¬ 
krankenkasse  fertiggebrachl  ihren  Kranken  die  oft  so  dringliche  Überführung 
in  unsere  städtischen  Heimstätten  unmöglich  zu  machen,  indem  sie  sich 
grundsätzlich  weigerte  die  Kurkosten  über  die  Höhe  des  Krankengelds  hin¬ 
aus  zu  bewilligen. 

Das  Verhältnis  der  Krankenkassen  zu  ihren  Ärzten  wird  noch  für  lange  Zeit 
den  Hauptgegenstand  unserer  Diskussion  bilden,  und  dabei  werden  in  aller 
wünschenswerten  Sachlichkeit  und  Gründlichkeit  die  Fragen  nach  dem 
besten  System  kassenärztlicher  Versorgung,  nach  Art  und  Höhe  der  ärzt¬ 
lichen  Honorierung,  nach  der  Zulassung  und  Kündigung,  nach  den  Rechten 
und  Pflichten  der  Ärzte,  nach  der  Vereinfachung  des  Schreibwerks,  um 
mehr  Zeit  für  die  ärztliche  Behandlung  zu  gewinnen,  und  so  weiter  behandelt 
werden,  unter  vollster  Anerkennung  des  audiatur  et  altera  pars.  All  die,  die 
uns  etwas  zu  sagen  haben,  werden  wir  bitten  zu  uns  zu  kommen,  ebenso  wie 
wir  hoffen,  auch  nichtärztliche  Parteigenossen  wie  nichtsozialdemokratische 
Ärzte  bei  uns  zu  begrüßen,  denen  daran  liegt  uns  kennen  zu  lernen,  unsere 
Meinung  zu  hören  oder  mit  uns  zu  diskutieren;  ganz  besonders  würden 
wir  uns  freuen,  wenn  unsere  führenden  Freunde  in  den  Krankenkassen,  be¬ 
vor  sie  irgendwelche  Reformen  in  den  von  ihnen  beratenen  oder  geleiteten 
Kassen  einzuführen  gedenken,  in  eine  Besprechung  hierüber  auch  mit  uns 
eintreten  würden.  Nicht  bloß  über  die  gerade  aktuellen,  praktischen  Streit¬ 
fragen  wollen  wir  uns  da  unterhalten,  sondern  auch  über  mehr  theoretische 
und  weiter  ab  gelegene  Probleme,  von  der  Frage  nach  dem  Verhältnis 
zwischen  Arzt,  Patient  und  Krankenkasse  in  seiner  volkswirtschaftlichen 
Bedeutung  angefangen,  bis  zur  Frage  des  ärztlichen  Dienstes  in  der  Zu¬ 
kunft,  der  Verstaatlichung  und  Verstadtlichung,  der  weitern  Entwickelung 
der  Krankenkassen  zu  Zentren  für  die  gesamte  Volkshygiene  im  Sinn 
unseres  Programms. 

Und  wir  wollen  uns  nicht  darauf  beschränken  solche  Fragen  im  engern  Kreis 
zu  diskutieren,  wir  wollen  auch  hinausgehen  und  die  Mitglieder  der  Kranken¬ 
kassen  zu  fassen  und  aufzuklären  suchen,  in  den  Zahlabenden,  in  den  Wahl¬ 
vereinsversammlungen,  bei  Gelegenheit  der  Krankenkassenausschußwahlen, 
damit  diese  mehr  Interesse  und  Verständnis  für  ihre  Kasse  bezeugen,  für 
die  wichtige  Rolle,  die  diese  in  ihrem  Leben  spielt,  und  einsehen,  daß  es  ihre 
eigene  Schuld  ist,  wenn  dort  statt  einer  demokratischen  Selbstverwaltung  ein 
mehr  und  mehr  bureaukratisches  Verfahren  Platz  greift. 

Wie  wir  die  Arbeiter  aufzusuchen  gedenken  und  uns  mit  ihnen  über  das  Ver¬ 
hältnis  der  Krankenkassen  und  Ärzte  unterhalten  wollen,  so  wollen  wir  die 
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sozialdemokratische  Presse  benutzen,  um  zu  einem  großem  Kreis  von 
Parteigenossen  zu  sprechen.  Die  Stellungnahme  der  Parteipresse 
zu  den  Ärzten  zu  beobachten  und  eventuell  einzugreifen  wird 
eine  ebenso  dringliche  wie  nicht  immer  angenehme  Aufgabe  des 
sozialdemokratischen  Ärztevereins  werden  müssen.  Während  man 
früher  bei  unserm  Zentralorgan  von  einer  parteiischen  Voreingenommen¬ 
heit  gegen  die  Ärzte  durchaus  nicht  reden  konnte,  im  Gegen¬ 
teil  die  freie  Arztwahlbewegung,  als  im  Interesse  der  Versicherten  gelegen, 
auch  im  Vorwärts  Anerkennung  und  Förderung  erfuhr,21)  später  die  Re¬ 
daktion  sich  wenigstens  bemühte  eine  neutrale  Stellung  bei  den  Konflikten 
zwischen  Ärzten  und  Kassen  einzunehmen,  ist  das  seit  vielen  Jahren  nicht 
mehr  der  Fall:  heute  werden  Partei  und  Krankenkasse  oder  vielmehr  Kran¬ 
kenkassenvorstand  einfach  identifiziert.  Merkwürdigerweise  erlitt  diese  ein¬ 
seitige  Stellungnahme  des  Vorwärts  auch  dann  keine  Änderung,  als  der  von 
Sozialdemokraten  geleitete  Ortskrankenkassenverband  sich  mit  den  schlimm¬ 
sten  politischen  Gegnern  der  Sozialdemokratie,  mit  »Großunternehmern«  und 
»Bergwerksdirektoren«,  zur  Niederringung  der  ärztlichen  Organisation  ver¬ 
bündete,  und  damit  mußte  jedem  unbefangenen  Zuschauer  der  Gedanke 
kommen,  daß  es  sich  bei  diesem  Kampf  um  etwas  anderes  handele  als  um 
einen  Streit  zwischen  sozialdemokratischen  Arbeitern  und  bürgerlichen 
Ärzten.  Noch  am  6.  Dezember  hatte  der  Vorwärts  (vielleicht  selbst  noch 
verdutzt  über  die  kompromittierende  Freundschaft  von  Arbeitern  und  Be¬ 
triebskrankenkassen)  den  flammenden  Aufruf  der  vereinigten  5  Kassenver¬ 
bände:  »Arbeiter  und  Versicherte,  schützt  eure  Krankenkassen!«  einfach, 
ohne  ein  Wort  des  Zusatzes  in  der  2.  Beilage  abgedruckt.  Schon  am  17.  De¬ 
zember  war  die  Neutralität,  waren  alle  etwaigen  Bedenken  verflogen,  und 
es  erschien  unter  dem  Titel  Der  Stand  der  Ärztefrage  ein  an  Unrichtigkeiten 
und  Entstellungen  überreicher  Leitartikel  an  zweiter  Stelle  ohne  Unterschrift 
und  ohne  Zusatz,  also  als  Meinungsausdruck  der  Redaktion;  und  andere 
ähnlich  gehaltene  folgten.  Damit  verkannte  die  Redaktion  vollkommen  ihre 
Pflicht  unparteiischer  Berichterstattung  über  die  Situation,  ignorierte  die 
Tatsache  der  Verbindung  von  Arbeiterfreunden  und  Arbeiterfeinden  zu  einer 
politisch  neutralen  Vereinigung  gegen  die  Ärzte  und  leistete  dadurch,  daß 
sie  dieser  Vereinigung  nicht  ebenfalls  neutral  gegenüberstand  sondern  deren 
Einsendungen  als  die  Meinung  des  offiziellen  Parteiorgans  veröffentlichte, 
der  Partei  einen  schlechten  Dienst.  Von  Partei  wegen  hatte  (nach  dieser 
Verbindung)  die  Redaktion  den  Einsendungen  der  Kassenvorstände  min¬ 
destens  ebenso  neutral  gegenüberzustehen  wie  diese  der  Partei  gegenüber, 
und  Zuschriften  von  Kassenvorständen,  die  ihrem  Inhalt  und  ihrem  Ton  nach 
den  bedauerlichen  und  im  Interesse  der  Versicherten  möglichst  schnell  zu 
beendigenden  Konflikt  nur  verschlimmern  konnten,  wenn  überhaupt,  nur  mit 
Unterzeichnung  des  Einsenders  Aufnahme  zu  gewähren.  Den  Gipfel  der 
Geschmacklosigkeit  erreichte  freilich  das  Witzblatt  der  Partei,  indem  es  in 
2  Illustrationen  die  drohende  vertragslose  Zeit  der  Vergangenheit  gegenüber¬ 
stellte:  1913  ein  Massenkirchhof  mit  einem  endlosen  Zug  von  Leichenwagen, 
den  Opfern  der  ärztlichen  Behandlung,  1914  das  Paradies  auf  Erden  ohne 
Ärzte  mit  sich  ihres  Lebens  und  ihrer  Gesundheit  freuenden  Menschen.  Das 
soll  nicht  etwa  ein  Witz  sein,  sondern  als  innerste  Überzeugung  des  Wahren 


-)  Siehe  Kampffmeyer  Die  Arztfrage  und  die  Bewertung  der  geistigen  Arbeit  in  der  Sozialdemokratie,  in 
diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  32. 
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Jacobs  ebenso  ernst  genommen  werden  wie  die  vom  ungenannten  Kranken- 
kassenartikler  des  Vorwärts  vom  17.  Dezember  1913  aus  dem  Handgelenk  ge¬ 
schüttelte  Statistik,  daß  »in  mehr  als  zwei  Dritteln  der  Krankheitsfälle«  die 
Hilfe  der  Ärzte  entbehrt  werden  könne.  Darum  »zurück  auf  das  richtige 
Maß  mit  der  Inanspruchnahme  approbierter  Ärzte!«:  das  steht  im  Zentral¬ 
organ  der  größten  Partei  des  Deutschen  Reichs,  30  Jahre  nach  Bestehen 
der  Krankenversicherung,  in  welcher  Zeit  sich  (trotz,  beileibe  nicht:  infolge, 
des  Zuviels  an  Inanspruchnahme  approbierter  Ärzte)  die  mittlere  Lebens¬ 
dauer  im  Deutschen  Reich  um  zirka  10  Jahre  erhöht  hat,  in  toto  20  Millionen 
Lebensjahre  gewonnen  worden  sind.  Und  wie  reaktionär,  gegenüber  diesem 
revolutionären  Zurück  begründete  das  Braunschweiger  Oberversicherungs¬ 
amt  in  diesen  Tagen  sein  Verlangen  an  die  Ortskrankenkasse  die  erforder¬ 
lichen  12  Ärzte  einzustellen  damit,  daß  »infolge  fehlender  ausreichender 
ärztlicher  Versorgung  die  Zahl  der  Halb-  und  Ganzinvaliden  unverhältnis¬ 
mäßig  hoch  werden  dürfte,  weil  eine  individuelle  Behandlung  bei  zu  geringer 
Ärztezahl  vollständig  unmöglich  sei«! 

Es  muß  in  Zukunft  Aufgabe  des  sozialdemokratischen  Ärztevereins  sein 
solche  unwahren  und  irreführenden  Veröffentlichungen  in  der  Presse 
rasch  und  gründlich  abzutun.  Diese  von  Kassenvorständen  eingesandten  und 
vom  Zentralorgan  der  Partei  ohne  weiteres  übernommenen  Artikel  waren 
es,  die  den  letzten  Anstoß  zur  Gründung  des  sozialdemokratischen  Ärzte¬ 
vereins  gaben.  Die  zur  Zeit  jener  Veröffentlichungen  schon  eingeleiteten 
Friedensverhandlungen  Jiaben  es  uns  damals  nicht  richtig  erscheinen  lassen 
jenen  Entstellungen  entgegenzutreten.  Das  wild  und  muß  allerdings  unsere 
Aufgabe  als  sozialdemokratischer  Ärzteverein  sein  in  Zukunft  zu  verhindern, 
soweit  wir  dazu  imstande  sind,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Krankenkassen 
und  Ärzten  in  unseren  Parteiorganen  in  solcher  Art  verschlechtert  wird. 
Wenn  es  durch  die  Tätigkeit  des  sozialdemokratischen  Ärztevereins  dahin 
käme,  daß  aus  dem  jetzigen  Waffenstillstand  zwischen  Ärzten  und  Kranken¬ 
kassen  im  Lauf  der  Jahre  ein  definitiver  Friede  würde,  ein  gegenseitiges 
Verstehen  und  Tolerieren,  und  damit  der  erste  Schritt  getan  wäre  zum  Hand¬ 
inhandarbeiten  der  beiden  Gegner  zum  Besten  der  Kranken,  der  versicherten 
Arbeiter,  so  wäre  seine  Hauptaufgabe  erfüllt  und  seine  weitere  Existenz¬ 
berechtigung  zweifelhaft  geworden:  Fern  davon  irgendwelche  Sonderinter¬ 
essen  für  uns  zu  verfolgen,  würden  wir  froh  sein  in  unseren  kollegialen 
Vereinen  als  Ärzte,  in  unseren  Wahlvereinen  als  Sozialdemokraten  unsere 
Arbeit  und  unsere  Befriedigung  zu  finden. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

RUDOLF  SCHWRNDT  ■  DIE  ÖKONOMISCHE 
GESCHICHTSRUFFRSSUNG  RLS  HEURISTISCHE 
MR*  IME 

M  allgemeinen  wird  die  ökonomische  Geschichtsauffassung  so  inter¬ 
pretiert  (und  früher  noch  einseitiger  als  heute),  daß  die  wirtschaft¬ 
lichen,  in  Sonderheit  die  Produktionsverhältnisse  der  stärkste,  ja 
der  ausschlaggebende  und  fast  absolute  Kausalfaktor  der  Ge¬ 
schichte  seien,  nicht  allein  der  politischen  Geschichte,  nein,  über¬ 
haupt  der  Geschichte,  der  Geschichte  der  Wissenschaft,  der  Ethik,  der 
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Kunst,  der  Religion.  Diesem  allmächtigen  Faktor  gegenüber  versanken  alle 
anderen  Faktoren  <so  konnte  es  oft  scheinen)  ins  Nichts  der  Bedeutungs¬ 
losigkeit.  Entgegen  dieser  Beschränktheit  der  Gesichtspunkte  hat  Engels 
selber  später  in  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  durchaus  nicht 
das  Universalmittel,  den  Stein  der  Weisen  erblickt  sondern  nur  noch 
eine  Methode  der  Geschichtsforschung.  »Nach  materialistischer  Ge¬ 
schichtsauffassung«,  schrieb  Friedrich  Engels  1890  in  einem  Brief  an 
J.  Bloch,  »ist  das  in  letzter  Instanz  bestimmende  Moment  in  der 
Geschichte  die  Produktion  und  Reproduktion  des  wirklichen  Lebens.  Mehr 
haben  weder  Marx  noch  ich  je  behauptet.  Wenn  nun  jemand  das  dahin 
verdreht,  das  ökonomische  Moment  sei  das  einzig  bestimmende,  so  ver- 
wandelt  er  jenen  Satz  in  eine  nichtssagende,  abstrakte,  absurde  Phrase.«1) 
Das  ist  ja  klar:  Wenn  uns  allein  das  enge  Gebiet  der  Wirtschaftsgeschichte 
interessierte,  natürlich,  dann  hätte  die  materialistische  Geschichtsauf¬ 
fassung  eine  fast  unumschränkte  Geltungskraft.  Aber  nun  sollen  wir  eben 
nicht  die  Wirtschaftsgeschichte  sondern  etwa  die  Kunstgeschichte  oder  die 
Religionsgeschichte  oder  die  Staatengeschichte  oder  die  Kriegsgeschichte 
durchleuchten  und  darstellen.  Und  da  müßte  es  doch  merkwürdig  zugehen, 
wenn  vor  diesen  ganz  spezifischen  Problemen  den  wirtschaftlichen  Faktoren 
nicht  entsprechend  spezifische  und  mindestens  ebenso  wichtige  neue  Fak¬ 
toren  an  die  Seite  träten.  Die  Geltungskraft  jener  wird  dadurch  nicht  be¬ 
anstandet,  keineswegs.  Sie  wird  nur  eingeordnet,  wie  es  sich  gebührt,  in 
das  System  der  geschichtlichen  Kräfte.  Die  moderne  Wissenschaft  hat  über¬ 
haupt  auf  allen  Gebieten  mit  dem  mystisch-spekulativen  Unterfangen  auf¬ 
geräumt  aus  einem  Prinzip  alles  übrige  herzuleiten.  Es  wäre  töricht  aus 
der  Doktrin,  aus  dem  Dogma  heraus  sagen  zu  wollen,  daß  die  wirtschaft¬ 
lichen  Faktoren  in  aller  Geschichte  die  ausschlaggebenden  seien.  Sie 
wirken  freilich  m  i  t  in  aller  Geschichte.  Aber  den  Umfang  ihrer  Wirk¬ 
samkeit  im  einzelnen  kann  allein  die  vorurteilslose  Spezialforschung  be¬ 
stimmen.  Über  diesen  Umfang  sagt  die  ökonomische  Geschichtsauffassung 
selber  nichts;  sie  besagt  nur:  daß  sie  gilt,  nicht  wie  weit  sie  gilt.  Das 
heißt,  sie  liefert  nur  eine  Methode. 

Alle  Naturgesetze  sind  nichts  als  Methoden,  Die  Gesetze  der  Planeten¬ 
bewegungen  sind  nur  Methoden,  sie  geben  nur  ein  gewisses  ideales  Schema 
ab,  in  dem  von  den  unberechenbaren  empirischen  Unregelmäßigkeiten  und 
Abweichungen  abgesehen  wird;  die  Gesetze  des  freien  Falls  sind  nur  Me¬ 
thoden,  sie  geben  uns  nur  die  Regeln  an  die  Hand  die  immer  variablen 
empirischen  Einzelfälle  zu  bestimmen;  das  Gesetz  der  Erhaltung  der 
Energie  ist  nur  eine  Methode,  indem  sich  erst  auf  Grund  seiner  Voraus¬ 
setzung  berechnen  läßt,  in  welchem  tatsächlichen  Verhältnis  in  dem  Spezial¬ 
fall  die  einzelnen  Energieformen  sich  befinden  und  verwandeln.  Und  ebenso 
sieht  auf  geschichtlichem  Gebiet  Bernstein  in  Marxens  Gesetz  der 
kapitalistischen  Akkumulation  mit  Recht  nur  eine  »summarische  Kenn¬ 
zeichnung  einer  Entwickelungs  t  e  n  d  e  n  z  ,  die  der  kapitalistischen  Akku¬ 
mulation  innewohne,  die  aber  in  der  Praxis  sich  nicht  rein  durchsetze«.2) 

*)  Siehe  Engels'  Briefe  über  den  Geltungsbereich  der  materialistischen  Geschichtsauffassung,  in  den  Doku¬ 
menten  des  Sozialismus,  2.  Band,  1902-1903,  pag.  71. 

3)  Siehe  Bernstein  Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus  und  die  Aufgaben  der  Sozialdemokratie, 
13.  Tausend  /Stuttgart  1909/,  pag.  176. 
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Und  schließlich  ist  es  auf  ökonomisch-systematischem  Gebiet 
nicht  anders.  Die  ganze  Marxsche  Werttheorie  beruht  wie  keine  andere 
auf  diesem  Methodenbegriff.  Sehr  einsichtsvoll  schrieb  nach  Erscheinen 
des  3.  Bandes  des  Marxschen  Kapitals  Sombart:  »Der  Wertbegriff  ist  ein 
Hilfsmittel  unseres  Denkens,  dessen  wir  uns  bedienen,  um  die  Phänomene 
des  Wirtschaftslebens  uns  verständlich  zu  machen,  er  ist  eine  logische  Tat¬ 
sache,«3) 

In  den  Sozialistischen  Monatsheften  hat  Conrad  Schmidt  im  hier  gebrauch¬ 
ten  Methodensinn  die  materialistische  Geschichtsauffassung  als  »heuri¬ 
stische  Maxime«  bezeichnet.4)  Ich  möchte  beide  Begriffe  nicht  gleich¬ 
gesetzt  wissen.  Methode  bedeutet  die  Unterstellung  eines  Gesetzes, 
um  unter  seiner  Voraussetzung  die  untergeordneten  Einzelvorgänge  und 
-erscheinungen  zu  erklären;  so  der  Gedanke,  daß  die  geschichtlichen  Be¬ 
wegungen  nicht  verständlich  werden  ohne  die  zugrunde  liegenden  wirt¬ 
schaftlichen  Bewegungen.  Ein  Gesetz  wird  als  Methode  angesehen  und  an¬ 
gewandt  heißt  also:  das  Gesetz  ist  der  Begründungsfaktor  von  unterge¬ 
ordneten  gleichnamigen  Erscheinungen.  Von  den  in  dieser  Definition  ent¬ 
haltenen  3  Bestimmungen  ist  aber  keine  auf  den  Begriff  der  heuristischen 
Maxime  anwendbar.  Die  heuristische  Maxime  ist  nicht  selbst  Begründungs¬ 
faktor  sondern  soll,  wie  ihr  Name  sagt,  diesen  nur  finden;  deshalb  steht 
dieser  zu  ihr  auch  nicht  im  Subordinationsverhältnis,  wie  die  abgeleiteten 
Einzelvorgänge  zu  ihm;  auch  findet  endlich  zwischen  beiden  keine  Gleich¬ 
namigkeit  statt,  denn  die  beginnt  erst  bei  dem  Methodengesetz.  Ein  Bei¬ 
spiel:  Ganz  offensichtlich  ist  die  Natur  zweckmäßig  eingerichtet.  Aber  diese 
Zweckmäßigkeit  ist,  wie  Kant  lehrte,  keine  »materiale«,  als  ob  hinter  den 
zweckmäßigen  Lebewesen  eine  bewußt  zwecksetzende  Macht  stände;  das  ist 
Mythologie,  Aber  sie  ist  eine  »formale  Zweckmäßigkeit«  unserer  Urteils¬ 
kraft,  deren  wir  uns  mit  Vorliebe  und  Erfolg  bedienen,  um  uns  die  ganze 
Größe  des  Problems  recht  ins  Bewußtsein  zu  rufen,  das  wir  vermittelst 
der  Kausalität  zu  lösen  haben.  Die  Zweckmäßigkeit  stellt  für  uns  das 
Problem;  die  Kausalität  liefert  die  tatsächliche  Lösung.  Das  Prinzip  der 
formalen  Zweckmäßigkeit  dient  uns  lediglich  als  heuristische  Maxime,  als 
eine  Maxime,  die  die  Gesetze  der  Kausalität  entdecken  lehrt.  Am  schärf¬ 
sten  bezeichnet  diesen  Sinn  der  Begriff  der  Anpassung.  Während  er  näm¬ 
lich  eine  Bezweckung  auszudrücken  scheint  (diese  Pflanze,  jener  Schmetter¬ 
ling  passen  sich  ihren  Lebensbedingungen  an),  führt  er  die  Naturformen 
vielmehr  auf  Kausalkräfte  zurück.  Er  bezeichnet  eine  Anpassung  nicht  an 
einen  Zweck  sondern  an  die  Kausalität.5)  Für  den  strengen  Begriff  des 
heuristischen  Prinzips  ist  es  also  wesentlich,  daß  dieses  nicht  selber  ein 
erklärendes  Prinzip  bedeutet  sondern  darauf  nur  hinlenkt. 

Das  trifft  bei  der  ökonomischen  Geschichtsauffassung  aber  nicht  zu.  Sie 
will  in  hervorragendem  Maß  selbst  erklären.  Die  wirtschaftlichen  Zu¬ 
stände  haben  selbst  kausale,  geschichtsgestaltende  Kraft.  Und  sind  dieser 
Kraft  durch  anderweitige  Faktoren  Grenzen  gesetzt,  so  ist  die  Rolle  der 
ökonomischen  Geschichtsauffassung  damit  auch  ausgespielt,  und  sie  ver- 

8)  Siehe  Sombart  Zur  Kritik  des  ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx,  im  Archiv  für  soziale  Gesetz¬ 
gebung  und  Statistik,  7.  Band,  1894,  pag.  574. 

4)  Siehe  die  Rundschau  Sozialwissenschaften,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  1.  Band,  pag.  62  f. 

5)  Siehe  Cohen  Logik  der  reinen  Erkenntnis  /  Berlin  1912  /,  pag.  316  ff. 
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mag  noch  weniger  zu  den  neuen  Momenten  überzuleiten.  Also  Methode, 
nicht  heuristische  Maxime.  Das  ist  meine  Ansicht  von  der  richtigen 
Terminologie,  die  aus  dem  Grund  nicht  auf  einen  Wortstreit  hinausläuft, 
wie  es  scheinen  könnte,  weil  mit  der  strengen  Erfassung  beider  Begriffe 
weittragende  Konsequenzen  verbunden  sind,  die  in  diesem  Artikel  aber 
lange  nicht  erschöpft  werden  können. 

Indessen  bediente  sich  Marx,  mehr  unbewußt,  aber  doch  tatsächlich,  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung  in  anderer  Weise  als  eines  heuristi¬ 
schen  Prinzips.  In  dem  Gedanken  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  sind 
3  Hauptmotive  wirksam.  Zunächst  ein  negatives:  Marx  und  Engels  er¬ 
kannten,  daß  der  Sozialismus  so  lange  Utopie  bleiben  müßte,  als  man  ihn 
aus  einem  bloß  im  Kopf  der  Menschen  gesponnenen  ethischen  Ideal  zu 
rechtfertigen  suchte  und  forderte.  Mit  ethischer  Schwärmerei  waren  weder 
Klarheit  noch  Erfolg  zu  gewinnen.  Also  fort  damit!  Engels  brauchte  in 
England  ja  bloß  die  Augen  recht  aufzumachen,  um  zu  sehen,  was  die  Ar¬ 
beiter  denn  eigentlich  zum  Kommunismus  drängte.  Nichts  anderes  als  die  so¬ 
ziale  Misere,  die  kapitalistische  Wirtschaftsweise.  Aus  dem  Kapitalismus  also 
selbst  müßte  sich  einst  der  Sozialismus  ganz  naturnotwendig  ergeben.-  Diese 
materialistisch-g  eschichtliche  Einsicht  war  also  das  zweite  Moment. 
Aber  weshalb?  mußte  Marx  weiter  fragen.  Wo  steckt  denn  der  Fehler 
im  Kapitalismus?  Der  Sozialismus  wird  sich  aus  ihm  entwickeln,  gewiß; 
aber  wird  es  dann  besser  werden?  Das  läßt  sich  geschichtlich  nicht  vor¬ 
aussehen,  prophezeien,  das  muß  man  theoretisch  untersuchen.  Warum 
warten  wir  es  nicht  ab?  Weil  wir  den  Sozialismus  beschleunigen  wollen. 
Aber  warum  beschleunigen?  Was  berechtigt  uns  denn  die  soziale  Energie¬ 
verwandlung  aus  der  kapitalistischen  Form  in  die  sozialistische  nicht  ein¬ 
fach  der  Geschichte  zu  überlassen  sondern  den  Kampf  gegen  den  Kapitalis¬ 
mus  und  für  den  Sozialismus  als  politisches  Programm  auch  in  unsern 
Willen  aufzunehmen?  Was  uns  zu  diesem  Fortschritt  über  die  bloß  ge¬ 
schichtliche  Einsicht  und  Geduld  hinaus  berechtigt?  Nichts  anderes  als 
die  prinzipielle  Erkenntnis.  Und  das  ist  das  dritte  Motiv. 

So  sehen  wir  ganz  deutlich  den  Fortgang  vom  kommunistischen  Manifest 
zum  Kapital.  Die  Meinung  Stammlers,  daß  Marx  »im  Kapital  nur  eine 
beschreibende  Naturschilderung  der  jetzigen  Gesellschaft  unter  der  kapita¬ 
listischen  Produktionsweise  geben  wolle«6),  ist  irrig.  Natürlich  ist  das 
Kapital  ganz  durchsetzt  von  beschreibenden  Erörterungen;  so  im  1.  Band 
namentlich  das  8.  Kapitel  über  den  Arbeitstag  und  das  24.  über  die 
ursprüngliche  Akkumulation.  Aber  der  Hauptsache  nach  zeigt  nicht  allein 
der  ganze  Ansatz  der  Untersuchungen,  sondern  auch  ihre  deduktive  Durch¬ 
führung  bis  zum  3.  Band,  daß  es  sich  hier  um  reine,  reinste  Theorie  handelt. 
Um  eine  Theorie  natürlich,  die  wie  alle  Theorie  nicht  in  der  Luft  schweben 
kann  sondern  von  einem  gegebenen  Material,  hier  der  kapitalistischen  Wirt¬ 
schaft,  ausgehen  muß.  Sowenig  man  die  Deszendenztheorie  deshalb  als 
»beschreibende  Naturschilderung«  bezeichnen  kann,  weil  sie  im  allerher¬ 
vorragendsten  Maß  auf  der  Sammlung  und  Sichtung  des  biologischen  Ma¬ 
terials  beruht,  so  wenig  Marx’  Kapital.  Ich  weiß,  Marx  sagt  in  der  Vor¬ 
rede  zur  L  Auflage:  »Es  ist  der  letzte  Endzweck  dieses  Werkes  das 


s)  Siehe_Stammler  Die  Gesetzmäßigkeit  in  Rechtsordnung  und  Volkswirtschaft  /  Dresden  1902/,  pag.  10. 
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ökonomische  Bewegungsgesetz  [also  freilich  historisch!]  der  modernen  Ge¬ 
sellschaft  zu  enthüllen.«  Aber  sehen  wir  genauer  hin.  »Letzter  Endzweck«?: 
das  ist  doppelte  Courage.  Marx  schreibt  immer  mit  starkem  Affekt;  und  hier 
wollte  er  ganz  etwas  Besonderes  sagen;  nämlich  dies:  daß  die  ökonomische 
Theorie  auf  Geschichte  und  Politik  zwar  hinauszulaufen,  aber  sachlich,  im 
theoretischen  Aufbau  von  ihnen  nicht  auszugehen  habe.  Von  der  Geschichte 
kamen  Marx  und  Engels  zur  Theorie;  aber  in  dem  innern  Begründungsgang 
geht,  wie  in  allen  Wissenschaften,  die  Theorie  der  Geschichte  voraus:  so 
ist  der  Aufbau  namentlich  des  1.  Bandes  des  Kapitals  zu  verstehen.  Der 
annähernde  Überblick  über  den  voraussichtlichen  Verlauf  der  Geschichte 
bedeutete  für  Marx  noch  keine  Erkenntnis  seines  innern  Zustandekommens. 
Der  wissenschaftliche  Wert  dieses  systematischen  Bestrebens  für  den  So¬ 
zialismus  liegt  darin,  daß  dieser  jetzt  nicht  mehr  bloß  ein  geschichtliches 
Produkt  sein  soll  sondern  zugleich  mit  der  ökonomischen  Theorie  so  wesens¬ 
fest  verbunden  wird,  daß  jetzt  die  politische  Ökonomie  und  der  Sozia¬ 
lismus  untrennbare  Begriffe  sind.  Ökonomie  und  Sozialismus  sind  für 
uns  eine  und  die  selbe  Sache,  sind  nur  zwei  verschiedene  Stufen  der  selben 
Richtung.  Mag  daher  auch  der  Scharfsinn  und  die  Urteilskraft  des  Marx- 
schen  Geistes  vornehmlich  in'  seiner  Geschichtsauffassung  zum  Ausdruck 
kommen,  so  bekundet  sich  seine  methodologische  und  philosophische  Tiefe 
doch  am  stärksten  in  der  Weiterführung  seiner  historischen  Einsichten  zur 
methodisch-systematischen  Kritik  der  Ökonomie  als  Wissenschaft.  Und 
diese  Originalität  ist  ausschließlich  Marxens  Eigentum.  Hier  bewährte  sich 
also  die  ökonomische  Geschichtsauffassung  tatsächlich  als  heuristische  Maxime. 
Wie  der  Zweckbegriff  in  der  Biologie,  so  kennzeichnet  sie  hier  nur  das 
Problem  der  Begründung  des  Sozialismus  aus  der  Eigenart  des  Kapitalismus, 
und  das  heißt,  da  in  der  kapitalistischen  Epoche  die  Ökonomie  zur  Wissen¬ 
schaft  herangereift  ist,  aus  den  Gesetzen  der  politischen  Ökonomie.  Wie 
gesagt:  dieses  Problem  kann  der  historische  Materialismus  nicht  selber 
lösen,  aber  er  spitzt  das  Problem  hierauf  zu;  und  das  ist  seine  heuristische 
Bedeutung. 

Was  ist  nun  aber  aus  seinem  ersten  Motiv  geworden,  der  Ablehnung  einer 
ethischen  Begründung  des  Sozialismus?  Überhaupt  abgelehnt  sollte  die 
Ethik  damit  keineswegs  werden,  im  Gegenteil,  sie  bot  für  den  politischen 
Kampf  eine  unersetzliche  Hilfe.  Nur  begründen  konnte  sie  den  So¬ 
zialismus  nicht.  '  Wie  sollte  sie  auch?  Ökonomie  und  Ethik  sind  doch 
zwei  gänzlich  heterogene  Gebiete.  Die  Ethik  ist  ein  System  für  sich,  und 
die  Ökonomie  für  sich.  Der  Sozialismus,  wie  wir  mit  Marx  ihn  jetzt  ver¬ 
stehen,  ist  etwas  so  Spezifisches,  so  Eigenes,  daß  es  schon  methodisch  ein 
Unding  ist  ihn  nicht  durch  die  eigentümliche  ökonomische  Gesetzmäßigkeit, 
sondern  durch  Berufung  auf  eine  wesentlich  ihm  völlig  fremde  Autorität 
rechtfertigen  zu  wollen.  Deshalb  kam  es  darauf  an  sich  von  dieser  Ethik 
loszureißen.  Oder  aber  (denn  das  ist  auch  noch  eine  Möglichkeit)  die  Ethik 
in  ganz  neuer  Weise  so  zu  vertiefen,  daß  sie  vor  ihrer  Anwendung  in 
der  politischen  Praxis  ihre  Grundlagen  in  der  reinen  ökonomischen  Theorie 
fand.  Und  dies  ist  nun  meine  These:  daß  Marx  das  erste  zwar  be¬ 
hauptete,  dieses  zweite  aber  tat.  Dieser  Widerspruch  ist  übrigens 
wohl  verständlich.  Jene  Opposition  erklärt  sich  aus  der  Zeitgeschichte,  aus 
dem,  was  er  gegen  die  aus  einem  einseitigen  Begriff  der  Ethik  folgenden 
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Schwärmereien  und  gegen  die  politische  Haltlosigkeit  in  den  eigenen  Reihen 
für  den  Sozialismus  zu  erkämpfen  hatte.  Dadurch  haben  Marx  sowohl  wie 
seine  Anhänger  bis  auf  diesen  Tag  sich  über  den  ethischen  Charakter  seiner 
Theorie  täuschen  lassen,  seiner  Theorie  im  unverwässerten,  strengsten  Sinn; 
das  will  ich  ausdrücklich  bemerken.  Und  daß  er  in  der  Durch-  und  Fort¬ 
bildung  der  klassischen  Nationalökonomie  zugleich  der  sozialistischen  Ethik 
ihre  wissenschaftliche  Grundlage  gab,  darin  zeigt  sich  wieder  die  Tiefe 
und  überlegene  Originalität  dieses  Mannes. 

Bekanntlich  ist  die  sozialistische  Ethik  (ganz  allgemein  ausgedrückt)  eine 
Ethik  der  sozialen  Verhältnisse,  nicht  der  Personen.  Alle  Vorwürfe  gegen 
das  kapitalistische  System  sind  in  ihrem  Wesen  niemals  persönlich  ver¬ 
standen  worden,  seit  uns  die  ökonomische  Geschichtsauffassung  über  die 
Notwendigkeit  des  Kapitalismus  in  der  gegenwärtigen  Epoche  die  Augen 
geöffnet  hat.  Der  Kapitalismus  ist  so  wenig  eine  Ausgeburt  der  Hölle  wie  der 
Sozialismus  ein  Triumph  der  Tugend.  Aber  damit  entheben  wir  uns  keines¬ 
wegs  des  ethischen  Urteils  über  diese  Wirtschaftssysteme.  Und  dieses 
Urteil  ist  kein  rein  persönliches,  das  sich  jeder  Wahlberechtigte  nach  seinem 
ethischen  Gefühl  beliebig  bilden  könnte.  Dieses  Urteil  ist  objektiv  be¬ 
gründet  (mag  einer  es  begreifen  oder  nicht)  in  der  ganzen  Methodik  und 
Systematik  der  politischen  Ökonomie.  Und  das  ist  eben  das  echt  Soziali¬ 
stische,  während  der  Bourgeois,  selbst  in  seiner  liberalsten  und  radikalsten 
Färbung,  sich  immer  wieder  versucht  fühlt  zugunsten  der  sogenannten 
freien  Persönlichkeit  das  strenge  ökonomisch-ethische  System  durch  Schein¬ 
argumente,  Zaghaftigkeiten  und  Kompromisse  zu  verflachen  und  zu  durch¬ 
löchern. 

Man  kann  gegen  die  individualistische  Ethik  nichts  sagen.  Sie,  die  Ethik 
der  Einzelseele,  bildet,  im  Zusammenhang  mit  dem  religiösen  Problem, 
eine  durchaus  berechtigte  Aufgabe  des  Denkens  und  des  Lebens.  Aber  es 
geht  nicht  an,  daß  man  mit  den  Urteilen  und  Bestimmungen,  die  in  ihr  ge¬ 
troffen  werden,  ohne  weiteres  auf  das  soziale  Leben  überspringt,  wie  der 
Bourgeois  es  tut,  indem  er  sich  gegen  den  hetzerischen  Klassenkampfge¬ 
danken  usw.  wendet.  Und  selbst  wenn  die  gediegensten  Kenntnisse  der 
wirtschaftlichen  Zustände  hinzukämen,  selbst  dann  wäre  die  Kernfrage,  um 
die  es  sich  in  der  sozialen  Ethik  handelt,  noch  verfehlt.  Die  Ethik  wäre 
immer  noch  bereits  abgeschlossen,  wenn  sie  sich  der  sozialen  Frage  zu¬ 
wendet,  die  für  sie  nichts  ist  als  ein  beliebiger  Beurteilungsstoff  unter 
anderen  Stoffen.  Die  Verbindung  von  sozialer  Ethik  und  Ökonomie  als 
Wissenschaft  ist  für  den  Bourgeois  nicht  wesentlich.  Er  hat  in  der  einen 
Tasche  die,  das  heißt  seine,  Ethik,  in  der  andern  die,  das  heißt  seine,  Na¬ 
tionalökonomie.  Will  er  nun  Politik  machen,  so  holt  er  jede  aus  ihrer 
Tasche  hervor  und  rührt  sie  durcheinander  wie  eine  Medizin,  deren  Ele¬ 
mente  von  Natur  auseinanderstreben  und  vor  jedem  gut  gemeinten  Heil¬ 
versuch  immer  recht  tüchtig  durcheinandergeschüttelt  werden  müssen. 

Auch  in  der  sozialen  Ethik  von  Sozialdemokraten  ist  die  methodische  Pointe 
der  sozialistischen  Ethik  nicht  erkannt.  Auch  sie  geht  immer  noch  von  dem 
Individuum  aus.  Denn  der  Wille,  um  den  es  sich  in  ihr  handelt,  wird  als 
psychologische  Erscheinung  verstanden.  Alle  Psychologie  aber  ist  in  ihrem 
Kern  Individualpsychologie.  Die  Psyche  ist  an  das  Nervensystem  ge- 
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bunden,  und  das  ist  individuell.  Aber  natürlich,  da  das  Individuum  nicht 
in  einer  Isolierzelle  lebt,  spinnen  sich  Fäden  zwischen  den  Individuen  hin 
und  her.  Und  so  kommt  als  abgeleitete  Erscheinung  die  Sozial¬ 
psychologie  zustande.  Mag  man  daher  auch  die  Ethik  auf  den  sozialen 
Trieb  usw.  gründen  oder  auf  den  persönlichen  Willen,  so  bleibt  man  im 
Kern  doch  bei  der  Individualethik,  die  man  hernach  nur  zu  einer  sozialen 
Anwendung  erweitert.  Dieser  Mangel  hängt  mit  der  Vorliebe  für  die 
ökonomische  Geschichtsauffassung  zusammen.  Zu  sehr  stellt  man  sie  in 
den  Mittelpunkt;  und  zu  wenig  beachtet  man,  daß  sie  nicht  selbst  die 
Grundlage  des  Sozialismus  bildet  sondern  auf  sie,  die  in  der  reinen  Theorie 
liegt,  nur  hinweist,  wie  vorher  gezeigt  wurde.  Man  verstand  und  versteht 
nicht  den  Wink,  den  uns  der  historische  Materialismus  gibt,  daß  man  näm¬ 
lich  das  ethische  Interesse  am  Sozialismus  anstatt  aus  einem  individuellen 
Ideal  aus  der  ökonomischen  Theorie  nehmen  solle.  Weil  die  Ethik  es  aber 
mit  dem  Willen  zu  tun  hat,  so,  meint  man,  könne  sie  wohl  im  praktischen 
Klassenkampf  Bedeutung  haben,  aber  nicht  in  der  Theorie. 

Aber  freilich  hat  es  die  Ethik  mit  dem  Willen  zu  tun,  nur  nicht  gleich  mit 
dem  angewandten.  Ist  der  Wille  nicht  immer  in  Aktion,  also  angewandt, 
kraft  seines  Begriffs?  So  wird  man  fragen.  Aber  die  Gegenfrage:  Was 
ist  denn  sein  Begriff?  Und  das  ist  doch  wohl  eine  theoretische  Frage.  Und 
ferner:  Der  sittlichen  Handlungsweise  muß  doch  wohl  das  sittliche  Urteil 
vorausgehen,  damit  jene  Handlung  überhaupt  beginnen  kann  usw.  Also 
kann  es  doch  wohl  auch  eine  Theorie  vom  Willen  geben.  Nun  gut,  wie  be¬ 
gann  also  Marx?  Mit  dem  Begriff  der  Arbeit.  Mit  dem  Begriff  der  Arbeit? 
Das  ist  ja  ein  Willensbegriff.  Denn  ist  Arbeit  nicht  Wille?  Man  ent¬ 
gegnet:  Marx  faßte  die  Arbeit  nicht  mehr  wie  seine  Vorgänger  Smith,  Sis- 
mondi,  Ricardo  als  Leistung  des  psychischen  Individualwillens  sondern  als 
gesellschaftliche  Arbeit,  also  als  eine  Begriffskonstruktion.  Sie 
ist  logisch,  nicht  psychologisch  bestimmt.  Daraus  schließe  ich:  In  der 
strengen  Logisierung  des  Arbeitsbegriffs  und  seiner  ganzen  Konsequenzen 
vereinigte  Marx  den  theoretischen  Fortschritt  der  politischen 
Ökonomie  mit  der  fundamentalsten  ethischen  Begründung  des 
Sozialismus.  In  dem  Begriff  der  gesellschaftlichen  Arbeit  hat  Marx  den 
wahrhaft  sozialistischen  Ansatz  der  sozialen  Ethik  gefunden.  Jetzt  ist  sie 
für  den  Sozialismus  keine  sekundäre  Übertragung  mehr,  jetzt  hat  sie  schon 
in  seinem  Ursprung  den  sozialen  Charakter  erhalten.  Nun  ist  die  ethische 
Schwungkraft  der  sozialistischen  Politik  begründet  und  gerechtfertigt.  Denn 
das  Recht  der  politischen  Stellungnahme  der  Ethik  ist  nicht  <das  eben  lehrt 
der  historische  Materialismus)  aus  einem  beliebigen  ethischen  Ideal  zu  ge¬ 
winnen  sondern  aus  der  Bedeutung  und  Tragweite,  die  die  Ethik  in  ihrem 
ersten,  grundlegenden  Teil  für  die  ökonomische  Theorie  besitzt. 

Aus  diesem  theoretischen  Zusammenhang  ergeben  sich  dann  später  erst  die 
politisch-ethischen  Konsequenzen.  So  ist  in  Gemeinschaft  mit  der  ökonomi¬ 
schen  Begründung  des  Sozialismus  auch  seine  ethische  auf  die  ökonomische 
Theorie  zurückgeführt.  Das  ist  die  heuristische  Bedeutung  der  ökonomischen 
Geschichtsauffassung.  Sie  lenkt  auf  den  Zusammenhang  der  Prinzipien  von 
Ethik  und  Ökonomie  zurück. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ANG  ist  es  her,  seitdem  in  dieser  Zeitschrift  zum  letztenmal  regel- 
mäßiger  über  die  Studentenschaft  berichtet  wurde.  Und  ebenso 
groß  wie  der  zeitliche  ist  der  innere  Abstand  der  Studenten  von 
heute  zu  denen  von  damals.  Auch  hier  ist  die  Entwickelung  nicht 
stehengeblieben.  Das  ist  freilich  nicht  weiter  wunderbar.  Die 
Hochschulen  führen  ja  kein  Leben  neben  dem  Volk  sondern  in  ihm.  Und 
trotz  aller  Hemmungen,  die  einer  geistigen  Gemeinschaft,  wie  die  Hoch¬ 
schule  sie  noch  immer  ist,  naturgemäß  innewohnen,  trotz  alles  traditionell¬ 
reaktionären  Gepäcks,  das  den  Wagen  unserer  Jugend  beschwert,  trotz 
aller  verzweifelten  Anstrengungen  während  der  Schulzeit  der  Jugend  kritik¬ 
losen  Nationalismus  genügend  einzubläuen,  ist  doch  die  Brandung  des 
öffentlichen  Lebens  stark  genug;  um  hier  und  da  eine  Woge  über  den  Damm 
hinüberzuschleudern,  der  den  friedlichen  Froschteich  des  akademischen 
Lebens  vor  solchen  Sturzwellen  von  draußen  zu  schützen  bestimmt  ist. 

Denn  freilich,  die  Existenz  dieses  Dammes  darf  man  nicht  vergessen,  wenn 
man  über  den  Fortschritt,  der  vorhanden  ist,  billig  urteilen  und  einigermaßen 
zutreffende  Aspekte  von  der  Zukunft  gewinnen  will.  Dieser  Damm  besteht 
in  der  besondern  Rechtsstellung  des  Studierenden.  Dieser  gilt  nämlich,  ob¬ 
wohl  er  sein  Studium  sich  viele  Tausende  kosten  lassen,  für  seine  Ausbil¬ 
dung  ein  Kapital  opfern  muß,  das  er  aus  seinen  Berufseinkünften  nur  in  den 
seltensten  Fällen  zu  amortisieren  vermag,  obwohl  also  sein  Studium,  trotz 
der  paar  Pfennige,  die  auch  der  Staat  zuzahlt,  als  ein  Gewinn  für  das 
Nationalvermögen  auf  Kosten  des  Individuums  anzusehen  ist,  in  rechtlicher 
Beziehung  als  Staatsbeamter  mit  allen  Nachteilen  einer  solchen  Geltung, 
aber  ohne  einen  einzigen  Rechtsvorteil  aus  dieser  Stellung.  Nun  gehört  er, 
den  Bedingungen  nach,  die  er  erfüllen  muß,  wenn  er  in  die  Hochschule  auf¬ 
genommen  werden  will,  und  seiner  Beschäftigung  dort  nach,  immerhin  zu 
den  Gebildeteren  der  Nation.  Er  hat  mit  seinen  Kameraden  eine  eigene 
Presse  und  große  Verwaltungskörper  (man  denke  nur  an  die  in  ihrer  Art 
großartige  Organisationsarbeit,  die  in  den  Einrichtungen  der  Kösener  Korps 
und  in  so  mancher  andern  studentischen  Organisation  steckt),  wirtschaftliche 
und  Bildungsinstitutionen  geschaffen,  die  sich  neben  den  Leistungen  der 
offiziellen  Hochschulen  ganz  gut  sehen  lassen  können.  Hilft  alles  nichts: 
Ein  ministerieller  Federzug  hat  für  ihn  Preßfreiheit  und  Koalitionsfreiheit 
und  Versammlungsrecht  außer  Wirksamkeit  gesetzt.  Er  darf  nur  solche 
Vereine  bilden,  die  von  der  Universitätsbehörde  genehmigt  (ihr  also  genehm) 
sind;  und  man  weiß,  wie  wenig  Verwaltungsdilettanten,  wie  es  die  meisten 
Rektoren  sind,  die  Wirkung  ihrer  Ukase  abzuschätzen  vermögen.  Der  Stu¬ 
dent  darf  nur  für  Blätter  schreiben,  die  dieser  Behörde  genehm  sind.  Er 
muß  es  sich  gefallen  lassen,  daß  seine  Vereine  von  den  Behörden  aufgelöst, 
seine  Arbeiten  vernichtet  werden.  Ja,  er  muß  es  sich  gefallen  lassen,  daß 
ein  Rektor  eine  Versammlung  von  Studenten  auch  gegen  den  Willen  der 
Versammelten  besucht:  als  wäre  der  Rektor  ein  Schutzmann,  Und  der 
Student  ist  auf  einen  Rechtsweg  angewiesen,  auf  dem  er  oft  genug  Ankläger 
und  Richter,  ja  sogar  den  Beleidigten  als  eine  und  die  selbe  Person  kennen 
lernt. 
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Dieses  Sysiem  muß  man  kennen,  um  die  Schwierigkeiten  zu  ermessen,  unter 
denen  die  aufstrebenden  Teile  der  Studentenschaft  zu  arbeiten  haben.  Nur 
dann  wird  man  bei  der  Abschätzung  des  Erreichten  gerecht,  des  in  abseh¬ 
barer  Zeit  Erreichbaren  richtig  verfahren.  Ohne  das  käme  man  nur  zu  der 
ebenso  allgemeinen  wie  falschen  Meinung,  auch  die  deutsche  Studenten¬ 
schaft  stelle  im  Grunde  nichts  als  eine  einheitliche  reaktionäre  Masse  dar. 

IE  Organisationen,  in  denen  das  studentische  Leben  und  die 
studentische  Arbeit  sich  vollziehen,  sind  in  hohem  Maß  charak¬ 
teristisch  für  den  Durchschnitt  der  Studenten.  Das  erste,  was 
sich  bei  der  Betrachtung  von  außen  her  aufdrängt,  ist  der  Umstand, 
daß  die  Organisierung  sich  heutzutage  weniger  auf  der  Grundlage 
persönlicher  Freundschaft  vollzieht  als  das  früher  der  Fall  war;  nicht  nur, 
daß  der  Anteil  der  Korporationen  alten  Stils,  die  hauptsächlich  der  Organi¬ 
sierung  und  Verfestigung  persönlicher  Freundschaft  gewidmet  waren,  an  der 
ganzen  Studentenmasse  rein  zahlenmäßig,  trotz  Gleichbleibens  der  absoluten 
Größe,  stark  abgenommen  hat:  auch  der  Geist,  der  diese  Gruppen  zusam¬ 
menführt,  ist  zu  einem  Teil  wenigstens  ein  anderer  geworden.  Eigentlich 
nur  die  Korps  in  ihren  verschiedenen  Spezialformen  sind  es  noch,  deren 
geistiges  Organisationsprinzip  sich  in  einem  ausgebildeten  Konnexions¬ 
system  erschöpft.  Alle  anderen  Gruppen  machen  mehr  oder  weniger  ent¬ 
schieden  auf  die  Vermittlung  geistiger  Werte  Anspruch.  So  hat  eine  große 
Anzahl  von  Burschenschaften  sich  Einrichtungen  zur  Beschaffung  einer  Art 
von  staatsbürgerlicher  Ausbildung  für  ihre  Mitglieder  geschaffen,  und  an¬ 
dere  Gruppen  sind  ihnen  darin  gefolgt.  Ja,  nach  dem  Beispiel  des  Vereins 
deutscher  Studenten  haben  sich  zahlreiche  Verbindungen  gebildet,  die  die 
Pflege  eines  bestimmten  staatsbürgerlichen  Ideals  zu  ihrem  obersten  Zweck 
erhoben  haben.  Ich  will  hier  nur  an  die  zahlreichen  christlichen,  katho¬ 
lischen,  jüdischen,  zionistischen,  antisemitischen  Vereine  erinnern.  Daneben 
spielt  eine  sehr  bedeutende  Rolle  die  Pflege  der  Leibesübungen.  Schon  der 
Fechtunterricht,  den  übrigens  auch  viele  dem  Zweikampf  durchaus  ableh¬ 
nend  gegenüberstehende  Körperschaften,  wie  der  Wingolf,  für  ihre  Mit¬ 
glieder  beibehalten  haben,  wird  selbst  bei  den  waffenfrohesten  Verbindungen 
neben  der  Verwendung  des  Ehrbegriffs  auch  mit  den  (angeblichen  oder 
wirklichen)  Vorteilen  dieser  Übungen  für  die  körperliche  Gesundheit  moti¬ 
viert.  Man  schämt  sich  vielfach  so  ohne  weiteres  zuzugestehen,  daß  man 
die  viele  Zeit,  die  man  dem  Fechtbetrieb  opfert,  nur  einem  Ehrbegriff  zuliebe 
aufwendet,  dessen  Wackligkeit  man  allmählich  in  allen  Kreisen  zu  ahnen 
beginnt.1)  Und  in  gleichem  Maß  hat  sich  auch  sonstiger  Sportbetrieb  ein 
akademisches  Bürgerrecht  errungen.  Freilich  ist  diese  Überzeugung  manch¬ 
mal  nur  in  Festreden,  Statuten  und  Zeitschriftenaufsätzen  lebendig,  freilich 
bringen  es  manche  Vereinigungen  nicht  über  ein  kleines  Tennisspiel  mit 
Damen  hinaus.  Aber  ein  größeres  Verantwortungsgefühl  kommt  doch  in 
alledem  zum  Ausdruck,  und  eine  gewisse  Einschränkung  des  Alkoholreichs 
ergibt  sich  doch  selbst  in  den  problematischesten  Fällen  dieser  Art. 

Überhaupt  ist  es  mit  der  unbestrittenen  Herrschaft  des  Alkohols  in  der  Stu¬ 
dentenschaft  wohl  ein  für  allemal  vorbei.  Das  Gros  der  Verbindungen  läßt 
heute  alkoholabstinente  Mitglieder  zu,  und  auch  wo  diese  so  schlechte  Er- 

•)  Wie  merkwürdig  dehnbar  dieser  Ehrbegriff  noch  vor  2  Jahrzehnten  war,  darüber  siehe  unter  anderm 
Bloch  Korporation  und  Studentenehre,  im  Sozialistischen  Studenten,  1897-1898,  pag.  17  ff. 
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fahrungen  machen,  daß  sie  den  Versuch  in  solchem  Kreis  unter  Wahrung 
ihrer  Überzeugung  zu  leben  wieder  aufgeben,  bringen  sie  den  anderen  doch 
allmählich  zum  Bewußtsein,  daß  die  Wahrheit,  man  könnte  kein  braver 
Mann  sein,  wenn  man  nicht  in  bestimmten  Abständen  einen  Rausch  habe, 
nicht  über  allen  Zweifel  vollwertiger  Menschen  erhaben  sei.  Das  ist  aber 
bei  weitem  die  wichtigste  Voraussetzung  eines  schnellem  und  tiefergehenden 
intellektuellen  Fortschritts  der  Studentenschaft,  daß  die  Herrschaft  des 
Kneipwesens  allmählich  gebrochen  werde.  Denn  solange  die  Kneipe  noch 
das  Heim  auch  der  ernsthafter  strebenden  Studenten  ist,  solange  die  Kneipe 
noch  die  Gelegenheit  zu  den  ernsthaften  ebenso  wie  zu  den  weniger  ernst¬ 
haften  Betätigungen  der  Verbindungsstudenten  ist,  so  lange  kann  der  Pro¬ 
zeß  der  Modernisierung,  der  hier  als  im  Gang  befindlich  geschildert  wurde, 
nur  zu  einer  recht  oberflächlichen  Zustandsänderung  und  recht  geringen 
Bewußtseinsvertiefung  führen. 

Und  recht  oberflächlich  ist  ja  auch  die  Änderung  allerdings,  die  sich  bisher 
vollzogen  hat.  Ich  würde  mich  eines  gefährlichen  Optimismus  schuldig 
machen,  wenn  ich  diese  Tatsache  verkennen  wollte.  In  vielen  Fällen  er¬ 
schöpft  sich  die  staatsbürgerliche  Bildung  im  Einhämmern  eines  öden  Hurra¬ 
patriotismus,  eines  bloßen  Rassenstolzes  je  nachdem  germanischer  oder 
semitischer  Richtung,  einer  auf  manchmal  sonderbaren  Konventionen  be¬ 
ruhenden  geschlechtlichen  Sittlichkeit.  Aber  daß  man  sich  überhaupt  um 
solche  Dinge  kümmert,  daß  sich  in  ihnen  eine,  wenn  auch  noch  so  schwache 
Solidarität  der  sittlichen  Verantwortung  herauszubilden  beginnt,  das  spricht 
doch  stark  dafür,  daß  dieser  Zustand  nicht  stationär  bleiben,  sondern  daß 
diese  Besserung  weiter  fortschreiten  und  immer  größere  Kreise  ziehen  wird; 
zumal,  wie  man  nie  aus  den  Augen  verlieren  darf,  alle  diese  Bestrebungen 
sich  keineswegs  einer  besondern  Förderung  von  seiten  der  akademischen 
Behörden  erfreuen,  vielmehr  vielfach  gegen  ihren  schärfsten  Widerstand 
sich  Existenzberechtigung  und  Lebensraum  schaffen  müssen. 

ICHTIGER  und  für  die  gegenwärtige  Wertung  durchaus  be¬ 
stimmend  sind  freilich  andere  Gruppen.  Während  es  nicht  viel 
Zweck  hat  die  Verbindungen  der  ersten  Art  eingehender  zu  be¬ 
sprechen,  weil  die  individuellen  Unterschiede  unter  ihnen  nicht 
scharf  genug  ausgeprägt  und  auch  im  einzelnen  Fall  so  schwan¬ 
kend,  so  schnell  wechselnd  sind,  daß,  was  heute  in  einem  Kreis  glimmt, 
morgen  vielleicht  schon  erloschen,  dafür  aber  in  einem  andern  Kreis  im  Ent¬ 
stehen  begriffen  ist,  lohnt  es  im  Gegenteil  der  Mühe  bei  einer  andern  Gruppe 
studentischer  Organisationen  etwas  näher  auf  Einzelheiten  einzugehen.  Da 
ist  eine  Anzahl  von  Reformverbindungen  zu  besprechen,  die  sich  gebildet 
haben,  um  irgendeine  bestimmte  Kulturtendenz  in  der  akademischen  Welt 
durchzusetzen  oder  nach  einer  bestimmten  Kulturauffassung  das  Leben  der 
ihnen  Zugehörigen  auszugestalten.  Natürlich  sind  die  Übergänge  zu  jener 
vorher  summarisch  abgehandelten  Gruppe  fließend,  und  man  kann  bei 
manchem  Verein  oder  Klub  schwanken,  ob  man  ihn  hierher  oder  dorthin 
rechnen  soll.  Das  hindert  aber  nicht,  daß  es  sich  in  der  Hauptsache  doch 
um  recht  tiefgehende  Unterschiede  handelt,  die  eine  solche  scharfe  Abgren¬ 
zung  durchaus  rechtfertigen. 

Zu  den  hier  zu  behandelnden  Vereinigungen  gehören  die  Abstinentenver- 
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eine,  die  Akademischen  Freischaren,  die  Akademischen  Vereinigungen,  die 
Reformburschenschaften  und  die  Freien  Studentenschaften.  Von  diesen  hat, 
nach  mancherlei  begrifflichen  Kinderkrankheiten,  die  noch  nicht  ganz  über¬ 
wunden  sind,  die  Bewegung  der  Freien  Studentenschaften  wohl  theoretisch 
das  größte  Interesse  und  praktisch  die  größte  Bedeutung.21)  Und  zwar  in 
erster  Linie  deshalb,  weil  sie  sich  bis  in  ihre  kleinsten  Einzelheiten  als  eine 
durchaus  moderne  Institution  charakterisiert.  Sie  ist  in  jeder  Beziehung 
eine  Massenbewegung.  Sie  verzichtet,  als  einzige  unter  den  größeren  studen¬ 
tischen  Organisationen,  auf  eine  Auswahl  der  Zuzulassenden  nach  persön¬ 
lichen  Eigenschaften.  Ja,  sie  schafft  grundsätzlich  nur  solche  Einrichtungen, 
die  allen  Studenten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  der  Veranstalterin  wohl- 
wollen  oder  nicht,  zur  Benutzung  offenstehen.  Sie  ist  in  jeder  Hinsicht  die 
Vertreterin  des  demokratischen  Gedankens  in  der  Studentenschaft.  Deshalb 
ist  sie  auch  eine  ganze  Welt  für  sich,  und  es  ist  nicht  möglich  in  wenigen 
Zeilen  auch  nur  das  Wesentlichste  ihrer  Arbeit  und  des  dieser  zugrunde 
liegenden  Gedankengebäudes  anzuführen.  Es  mag  genügen  an  dieser  Stelle 
zu  erwähnen,  daß  sie,  anknüpfend  an  die  Traditionen  Fichtes,  Schleier¬ 
machers  und  Humboldts,  eine  ganz  bestimmte  Auffassung  von  der  deutschen 
Hochschule  und  ihren  Aufgaben  herausgebildet  hat,  daß  sie  im  Licht  dieser 
Auffassung  an  der  gegenwärtigen  Hochschule  in  einer  umfangreichen  Lite¬ 
ratur  Kritik  geübt  und  daß  sie  begonnen  hat  für  das  der  Hochschule  nach 
ihrer  Meinung  Fehlende  Ersatzorganisationen  durch  genossenschaftliche  Zu¬ 
sammenfassung  der  Studenten  zu  schaffen.  Dabei  ist  sie  zu  einer  Ausbil¬ 
dung  ganz  neuer  Arbeitsmethoden  gekommen  und  hat  es  vor  allem  fertig¬ 
gebracht,  daß  Gemeinschaftsgefühl  an  die  Stelle  des  sprichwörtlichen  studen¬ 
tischen  Kantönligeistes  getreten  ist. 

Es  ist  nicht  leicht  den  Umfang  ihrer  Tätigkeit  ganz  zu  erkennen.  Selbst 
für  den  nicht,  der  aus  eigener  Mitarbeit  die  Verhältnisse  einigermaßen  kennt. 
Denn  man  mag  jede  Organisation  nehmen,  die  an  der  Hochschule  modernem 
Leben  zu  etwas  größerer  Verbreitung  verholfen  hat:  irgendwie  tritt  bei 
näherer  Betrachtung  ein  Zusammenhang  mit  der  Freien  Studentenschaft 
jedesmal  zutage.  Es  ist  auch  deshalb  schwer,  weil  in  einer  an  demokratische 
Arbeitsmethoden  in  keiner  Weise  gewöhnten  Schicht,  die  noch  dazu  bestän¬ 
dig  mit  dem  organisierten  Übelwollen  der  Hochschulbehörden  zu  kämpfen 
hatte  und  deshalb  oft  genug  auf  Umwegen  ihre  Ziele  zu  erreichen  suchen 
mußte,  die  vor  Kämpfen  nach  außen  lange  Jahre  gar  nicht  zur  Einkehr  und 
Selbstbesinnung  kam,  natürlich  oft  genug  unklare  Theoretiker  wegen  ihrer 
großen  praktischen  Routine  auch  die  geistige  Führung  hatten.  Der  Ent¬ 
wickelungsgang  der  Freien  Studentenschaft  ist  kompliziert  und  an  nebenher 
verstreuten  Ideen  reich,  er  ist  voller  Lehren  für  den,  der  in  den  kleinen 
studentischen  Lebensverhältnissen  die  Analoga  zur  großen  Organisations¬ 
aufgabe  der  Demokratieen  herauszufinden  vermag. 

Diese  Bewegung  hat  eine  periodische  Presse  geschaffen,  in  der  vom  primi¬ 
tiven  Anzeigeblättchen  bis  zur  wissenschaftlichen  Revue  großen  Stils  alle 
Typen  in  ungemein  prägnanten  Vertretern  zu  finden  sind.  Sie  hat  eine 
Agitationsliteratur  hervorgebracht,  die  mancher  Parteischrift,  manchem 
Parteiflugblatt  in  ihrer  Verbindung  von  wissenschaftlicher  Erkenntnis  und 

3)  Über  die  Entstehung  der  Freien  Studentenschaft  siehe  Müller  Die  deutsche  Studentenschaft  an  der  Jahr¬ 
hundertwende,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1900,  pag.  827  f. 
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packender  Darstellung  zum  Vorbild  dienen  mag.  Und  sie  hat  in  einer  Zeit, 
wo  fast  alle  an  dem  Gedeihen  unserer  Bildungsanstalten  Interessierten  ent¬ 
weder  jasagend  oder  doch  resignierend  vor  der  Macht  der t preußischen  und 
außerpreußischen  Althoffe  kapitulierten,  durch  ihre  Kritik  am  deutschen 
Hochschulwesen  und  beständig  wieder  aufbauend,  was  höhere  Gewalt  nieder- 
riß,  sich  das  Verdienst  erworben  die  deutsche  Hochschule  vor  dem  mora¬ 
lischen  Bankrott,  für  dessen  Eintreten  die  Althoffe  wahrlich  mit  aller  wün¬ 
schenswerten  Energie  und  Umsicht  vorgealbeitet  hatten,  geschützt  und  die 
Erneuerung  des  wissenschaftlichen  Geistes  in  die  Wege  geleitet  zu  haben. 
So  hat  sie  zuerst  die  Gefahren,  die  für  den  wissenschaftlichen  Nachwuchs 
aus  der  beständigen  Verteuerung  des  Studiums  sich  ergeben,  praktisch  be¬ 
kämpft,  dadurch  daß  sie  den  Studenten  wirtschaftlich  organisierte;  so  hat 
sie  für  die  Ausbildung  der  akademischen  Unterrichtsmethoden  mehr  ge¬ 
leistet  als  irgendeine  Gesellschaft  für  Hochschulpädagogik;  so  hat  sie  gegen 
das  studentische  Wohnungselend  gerungen,  lange  ehe  die  Hygieniker  und 
die  Moralisten  von  seiner  Existenz  etwas  ahnten. 

Was  hier  gesagt  ist,  scheint  eine  große  Lobrede  und  ist  doch  nur  ein  tat¬ 
sächlicher  Bericht.  Freilich  kann  dies  ja  gar  nicht  anders  sein,  wenn  man 
bedenkt,  unter  welchen  Schwierigkeiten  diese  Arbeit  und  mit  wie  geringen 
Mitteln  sie  geleistet  ist.  Seit  der  Lex  Arons  hat  die  Sozialdemokratie  die 
deutschen  Hochschulen  so  ziemlich  als  verlorenes  Terrain  behandelt,  hat  die 
sozialistische  Presse  ohne  jede  Teilnahme  diese  kämpfenden  Schichten  sich 
selbst  überlassen.3)  Da  ist  viel  Versäumtes  nachzuholen;  gerade  wie  in 
der  Ärzteschaft  und  in  manchen  anderen  akademischen  Schichten  hat  auch 
in  der  Studentenschaft  die  Sozialdemokratie  sich  so  ziemlich  alle  Sympa- 
thieen  verscherzt,  die  sie  sich  verscherzen  konnte,  und  es  ist  wahrlich  nicht 
der  werbenden  Tätigkeit  der  sozialdemokratischen  Partei  zu  danken,  wenn 
die  sozialistische  Gesinnung  so  manche  Anhänger  unter  den  Akademikern 
gefunden  hat.  In  dieser  Hinsicht,  das  muß  man  sagen,  haben  diejenigen,  die 
in  der  Partei  der  Proletarier  nur  die  Partei  der  Großindustriearbeiter  sehen 
wollen  oder  können,  so  vollkommen  wie  möglich  ihr  Ziel  erreicht. 

Natürlich  ist,  wo  so  viel  Licht  ist,  auch  mancher  Schatten  zu  finden.  Vor 
allem  fehlt  es  der  Freien  Studentenschaft  notorisch  an  der  Stabilität  der 
meisten  Einrichtungen.  Was  in  diesem  Semester  blüht,  das  schleppt  sich  im 
nächsten,  weil  die  treibende  Kraft  fort  ist,  vielleicht  mit  Hilfe  von  Routine 
noch  mühsam  hin,  um  im  dritten  ganz  von  der  Bildfläche  zu  verschwinden. 
Besonders  an  kleinen  Hochschulen  überwuchert  die  reine  Verwaltungsarbeit 
manchmal  die  eigentliche  Leistung;  auch  demokratische  Tyrannitiden,  eine 
dilettantische  Halbbildung,  gepaart  mit  großem  Selbstbewußtsein,  bildet  sich 
manchmal  aus.  Man  könnte  die  Liste  der  Fehler  noch  um  eine  ganze  Anzahl 
verlängern,  und  man  kann  es  gewiß,  ohne  daß  dadurch  die  prinzipielle  Bedeu¬ 
tung  dieser  Bewegung  als  der  größten  Hoffnung  aller  an  der  Akademie  Inter¬ 
essierten  irgendwie  gemindert  würde. 

Das  scheint  mir  beachtlich;  denn  ich  halte  es  für  eine  recht  wesentliche  Auf- 

s|  Offiziell  hat  sich  freilich  die  Partei  nie  um  die  Akademiker  gekümmert.  Immerhin  hat  der  Vorgänger  der 
Sozialistischen  Monatshefte,  der  Sozialistische  Akademiker,  in  den  Jahren  1895  und  18%  gute  Werbearbeit 
getan,  die  dann  der  Sozialistische  Student  (als  Beilage  der  Sozialistischen  Monatshefte)  1897-1898  fortsetzte. 
Es  bleibt  zu  bedauern,  daß  diese  Beilage  sich  nicht  halten  ließ.  Zu  den  öffentlichen  Versammlungen,  von 
denen  weiter  unten  in  Note  5  die  Rede  ist,  leistete  die  Partei  wenigstens  bei  den  äußeren  Arrangements 
tätige  Beihilfe. 
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gäbe  für  die  deutsche  Sozialdemokratie  die  verlorene  Fühlung  mit  der 
deutschen  Hochschule  wiederzugewinnen.  Wir  Internationalen  können,  so 
denke  ich,  in  dieser  Beziehung  von  den  englischen  Parteigenossen  nur  ler¬ 
nen.  Dort  gibt  es  an  den  Universitäten  sozialistische  Studentenvereine,  die 
University  Fabian  Societies,  die  uns  in  mancher  Hinsicht  ein  Muster  sein 
können.4) 

AN  hat  der  Freien  Studentenschaft  in  sozialistischen  Kreisen 
hier  und  da  zum  Vorwurf  gemacht,  daß  sie  nicht  in  politischer 
Hinsicht  auf  ihre  Mitglieder  erzieherisch  oder  bildend  einzu¬ 
wirken  suche.  Dieser  Vorwurf,  der  sich  bei  einigen  gar  zu  der 
Feststellung  verdichtete,  sie  sei  keine  Vereinigung  zur  Propa¬ 
gierung  des  Sozialismus  und  deshalb  sei  mit  ihr  nichts  los,  zeugt  zunächst 
einmal  von  einer  Verkennung  der  taktischen  Lage.  In  Deutschland  ist  näm¬ 
lich  ein  studentischer  Verein  mit  offen  sozialistischer  Tendenz  infolge  der 
oben  geschilderten  Rechtslage  zurzeit  ein  ziemlich  unmögliches  Ding.5)  Aber 
selbst  wenn  ein  solcher  Verein  möglich  wäre,  so  wäre  seine  Gründung  doch 
für  Deutschland  meines  Erachtens  heute  gar  nicht  zu  empfehlen.  Das  vor¬ 
her  von  mir  erwähnte  englische  Beispiel  kann  nicht  ohne  weiteres  in  vollem 
Umfang  auf  unsere  Verhältnisse  übertragen  werden.  Auffällig  ist  gewiß 
schon,  daß  man  in  England  die  Form  einer  akademischen  Ortsgruppe  der 
Fabian  Society  zu  einer  Zeit  gewählt  hat,  wo  diese  nicht  mehr  so  sehr  die 
salonfähige  Aufmachung  des  Sozialismus  als  vielmehr  vornehmlich  dessen 
undogmatische,  gewissermaßen  unverbindliche  Form  darstellte.  Dazu  kommt 
als  zweites,  für  unsere  Frage  sehr  wesentliches  Moment,  daß  diese  Univer¬ 
sitätsfabiergesellschaften  zu  einem  guten  Teil  aus  sogenannten  affiliierten 
Mitgliedern  bestehen,  die  gar  nicht  daran  denken  sich  zum  Sozialismus  zu 
bekennen,  vielmehr  nur  Mitglieder  sind,  um  sich  über  den  Sozialismus  an 
bester  Quelle  informieren  zu  können.  Der  deutsche  Student  ist  aber  zu 
solchen  Gründungen  sehr  wenig  geneigt.  Und  wie  die  Verhältnisse  heute 
bei  uns  liegen,  ist  dem  auch  gut  so.  Das  Organisieren  Jugendlicher  kann 
leicht  zu  einer  mehr  oder  weniger  dogmatisierenden  Konventikelbildung 
führen,  und  einer  Verstärkung  des  Dogmatismus  bedarf  die  Sozialdemokratie 
wahrhaftig  nicht.  Dagegen  steht  einem  wirklichen  Durchdenken  der  poli¬ 
tischen  Probleme  nichts  mehr  im  Weg  als  ein  allzufrühes  Festlegen  auf  einen 
Parteistandpunkt.  Auch  dem  Sozialisten,  und  vielleicht  gerade  dem  So- 

4)  Wer  sich  für  Näheres  interessiert,  der  findet  Einzelheiten  in  meinem  gemeinsam  mit  Dr.  Kühnert  ver¬ 
faßten  Buch  Neue  Beiträge  zur  Hochschulreform  /  München  1913  /. 

5)  Mir  ist  natürlich  bekannt,  daß  es  in  Wien  einen  in  seiner  Weise  sehr  hübsch  arbeitenden  sozialistischen 
Studentenverein  gibt.  Aber  in  Deutschland  ist  so  etwas  nur  als  Geheimbündelei  möglich.  Daß  ein  Zusammen¬ 
schluß  sozialistischer  Studenten  unter  besonderen  Umständen  von  Bedeutung  sein  kann,  zeigt  eine  Tatsache : 
Anfang  der  neunziger  Jahre  kam  in  Berlin  ein  solcher  zustande,  er  existierte  ein  halbes  Jahrzehnt  und 
bildete  die  Basis,  auf  der  die  Gründung  des  Sozialistischen  Akademikers  erfolgen  konnte;  er  hatte  also  die 
denkbar  nachhaltigste  Wirkung.  Dieser  Studentenkreis  blieb  eine  Zeitlang  noch  mit  wechselndem  Schicksal 
als  Akademikerkreis  zusammen.  Er  veranstaltete  in  Berlin  große  öffentliche  Studentenagitationsversamm¬ 
lungen,  in  denen  Heine,  Bebel,  Liebknecht  und  Clara  Zetkin  sprachen  <3  dieser  Vorträge  sind  im  Druck 
erschienen),  und  die  seinerzeit  ein  gewaltiges  Aufsehen  und  Interesse  erregten  (siehe  darüber  auch  die  Be¬ 
richte  im  Sozialistischen  Studenten,  1897-1898,  pag.  91  ff.  und  133  ff.).  Auch  2  Kongresse  der  sozialistischen 
Akademiker  Deutschlands  wurden  von  ihm  einberufen  (über  den  einen  von  ihnen  siehe  den  Bericht  im 
Sozialistischen  Akademiker,  1895,  pag.  393  ff.).  Die  letzten  Veranstaltungen,  die  auf  ihn  <[mittelbar>  zurück¬ 
zuführen  sind,  waren  3  Vorträge  zur  Belehrung  der  Akademiker  über  die  3  Zweige  der  Arbeiterbewegung, 
im  Jehr  1900;  die  Vortragenden  waren  Auer,  von  Elm  und  Legien,  die  Vorträge  sind  vom  Verlag  der  Sozia¬ 
listischen  Monatshefte  als  Broschüren  herausgegeben  worden.  Ist  so  das  Fazit  dieses  Zusammenschlusses 
recht  hoch  zu  bewerten,  so  spricht  doch  andrerseits  gerade  seine  Geschichte  dafür,  daß  es  sich  hier  um  ein 
einmaliges,  wahrscheinlich  nicht  zu  wiederholendes  Ereignis  handelt.  Diese  These  näher  zu  begründen 
würde  zu  weit  führen. 
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zialisten  mehr  als  dem  Bekenner  irgendeines  andern  Parteiglaubens,  soll 
der  Grundsatz  der  Akademie,  daß  nur  auf  gewissenhafter  Prüfung  der  Tat¬ 
sachen  ein  Glaube  sich  aufbauen  soll  und  nicht  auf  einer  rednerischen  oder 
andern  Suggestion,  niemals  aus  den  Augen  kommen.  In  der  heutigen  Stu¬ 
dentenschaft  gibt  es  genug  Institutionen,  in  denen  der  Student  mit  dem  Ge¬ 
dankenkreis  und  den  taktischen  Aufgaben  des  Sozialismus  sich  vertraut 
machen  kann,  wenn  er  nur  die  Neigung  hat  sich  überhaupt  mit  dem  Durch¬ 
denken  politischer  Probleme  abzugeben.  Ich  will  nur  auf  die  mannigfachen 
politischen,  paritätisch  mit  Rednern  ausgestatteten  Vortragszyklen  der 
Freien  Studentenschaft  hinweisen,  in  denen  oft  genug  Sozialisten  zur  aka¬ 
demischen  Jugend  haben  sprechen  können,  ferner  auf  die  zahlreichen  sozial¬ 
wissenschaftlichen  Studentenvereine,  die  durch  ihre  Facharbeit  immer  wieder 
ihre  Mitglieder  mit  dem  Ideengehalt  des  Sozialismus  in  Berührung  bringen. 
Für  solche,  die  denken,  ist  also  genügend  Gelegenheit  zum  Anschluß  an  den 
Sozialismus  vorhanden.  Es  bedarf  dazu  keiner  besonderen  Vereine  mehr. 

Dagegen  scheint  mir  eine  andere,  jetzt  ziemlich  verebbte  Bewegung  der  Be¬ 
achtung  wert.  Das  ist  der  Akademische  Freibund,  der  etwa  zu  den  Zeiten 
des  seligen  Bülowblocks  gegründet  wurde.  Seine  Absicht  war  ausge¬ 
sprochenermaßen  alle  freiheitlich  gesinnten  Elemente  der  Akademikerschaft, 
also  Studenten  und  gewesene  Studenten,  zu  einer  Art  von  Studiengesell¬ 
schaft  zu  vereinigen.  Diese  Bewegung,  die  in  den  ersten  Semestern  ihres 
Bestehens  sich  eines  starken  Zuspruchs  zu  erfreuen  hatte,  und  die  sich  und 
dem  Freiheitswillen  der  Vorfahren  in  der  Sammlung  Vorkämpfer  deutscher 
Freiheit  ein  schönes  Denkmal  gesetzt  hat,  ist  durch  den  engen  Anschluß  an 
den  Nationalverein  für  das  liberale  Deutschland  sehr  bald  ins  unaufhalt¬ 
same  Siechtum  des  liberalen  Parteitreibens  gekommen  und  hat,  obwohl  an 
einigen  Orten  noch  bestehend,  doch  nicht  mehr  die  geringste  Bedeutung  für 
das  geistige  Sein  der  deutschen  Studentenschaft.  Dagegen  hat,  aus  ihren 
Kreisen  herkommend,  der  Bund  freiheitlicher  Akademiker,  der  vor  einiger 
Zeit  in  München  entstanden  ist,  es  am  Ort  seines  Sitzes  schon  zu  einer  be¬ 
merkenswerten  Leistung  gebracht  und  scheint  sich  auch  langsam  über  das 
übrige  Deutschland  ausbreiten  zu  wollen.  Er  hat  jenes  ursprüngliche  Ziel 
des  Freibunds  wieder  auf  genommen  und  will  darüber  hinaus  der  Propa¬ 
gierung  der  Großblockpolitik  in  den  Kreisen  der  akademisch  Gebildeten 
dienstbar  sein.  So  sehr  sich  in  dieser  besondern  Zielsetzung  ein  sicherer 
politischer  Instinkt  auszusprechen  scheint,  so  wird  man  doch  abwarten 
müssen,  ob  mit  dieser  agitatorischen  Aufgabe  diese  Gründung  sich  nicht 
doch  vielleicht  übernommen  hat. 

Aber  sei  dem  wie  auch  immer.  Letzten  Endes  kommt  es  für  die  Würdigung 
des  psychischen  Zustands  der  Studentenschaft  ja  nicht  so  sehr  auf  die  realen 
politischen  Erfolge  an  als  auf  den  Geist,  der  aus  ihren  Organisationen 
spricht.  Und  der  ist  doch,  trotz  aller  Residuen  von  alter  Studentenmoral, 
alter  studentischer  Denkfaulheit  und  Saufromantik,  ein  ganz  anderer  als  er 
noch  vor  10  Jahren  war.  Das  Gebiet,  auf  dem  Ideale  gebildet  werden,  hat 
sich  sehr  zugunsten  eines  ernsthaften  Insichgehens  verschoben:  das  ist  das 
Fazit  eines  Querschnitts  durch  die  heutige  Studentenschaft.  Und  mir  scheint, 
mit  diesem  Fazit  kann  man  in  Anbetracht  der  schweren  Hindernisse,  die  sich 
auch  der  studentischen  Aufwärtsentwickelung  in  den  Weg  stellen  und  von 
denen  ich  zu  Eingang  dieser  Ausführungen  ein  leichtes  Bild  zu  zeichnen  ver- 
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suchte,  im  großen  und  ganzen  wohl  zufrieden  sein.  Und  man  kann  sicher 
sein,  daß  bei  dieser  Entwickelung  der  Sozialismus  bisher  nicht  schlecht  ge¬ 
fahren  ist  und  es  auch  in  Zukunft  nicht  tun  wird.  Besonders  wenn  er  sich 
seiner  Verpflichtungen  gegenüber  der  Studentenschaft  selbst  auch  einmal 
wieder  etwas  häufiger  und  etwas  intensiver  erinnern  wird  als  bisher. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HEINRICH  SCHÄFER  •  DER  KONSUMVEREIN  RLS 
ARBEITGEBER 

U  den  am  heftigsten  umstrittenen  Fragen  in  der  deutschen  Ge¬ 
nossenschaftsbewegung  gehört  die  Stellung  des  Konsumvereins  als 
Arbeitgeber.  Die  Vereine  des  Zentralverbands  deutscher  Konsum¬ 
vereine  beschäftigen  zurzeit  etwa  25  000  Arbeiter,  eine  Zahl,  die 
von  Woche  zu  Woche  eine  nicht  unwesentliche  Erhöhung  erfährt. 
Die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  unter  denen  diese  25  000  Genossen¬ 
schaftsangestellten  arbeiten,  lassen  den  ehrlichen  Willen  der  Konsumver¬ 
einsleitungen  erkennen  allen  in  ihren  Betrieben  Beschäftigten  nach  Möglich¬ 
keit  entgegenzukommen  und  ihnen  ein  menschenwürdiges  Leben  zu  sichern. 
Diesem  Bestreben,  das  sich  aus  dem  Wesen  der  Genossenschaft  ganz  von 
selbst  ergibt,  muß  natürlich  eine  Grenze  gesteckt  sein.  Die  Forderungen 
der  Arbeiter  können  nur  so  weit  berücksichtigt  werden  wie  es  der  Selbst¬ 
erhaltungstrieb  der  Genossenschaft  zuläßt;  der  pflichtbewußte  Genossen¬ 
schaftsleiter  muß  die  Leistungen  seines  Vereins  mit  dessen  Konkurrenzfähig¬ 
keit  in  Einklang  zu  bringen  suchen.  Bei  verschiedenen  Arbeitergruppen  be¬ 
steht  indessen,  wie  man  in  vielen  Fällen  beobachten  konnte,  nicht  das  richtige 
Verständnis  für  diese  Leistungsgrenzen  der  Genossenschaft.  Die  Konflikte, 
die  hieraus  erwuchsen,  erfüllen  die  Genossenschaften  mit  einer  gewissen  Be¬ 
sorgnis  für  die  Zukunft. 

Solange  die  Konsumvereine  in  der  Hauptsache  den  technisch  rückständigen 
Krämer  der  Kolonialwarenbranche  und  schlimmstenfalls  noch  den  kleinen 
und  mittlern  Bäckermeister  zu  Konkurrenten  hatten,  konnten  sie  ohne  Furcht 
vor  einer  Schädigung  ihrer  Weiterentwickelung  die  Lohn-  und  Arbeitsbedin¬ 
gungen  ihrer  Angestellten  weitgehend  verbessern.  Auch  der  moderne  Detail¬ 
handel,  wie  er  durch  das  Warenhaus  und  den  Filialbetrieb  repräsentiert 
wird,  änderte  darin  nichts.  Gegenüber  der  Konzentration  der  privatkapita¬ 
listischen  Brotproduktion  wahrten  die  Genossenschaften  den  Vorsprung,  den 
sie  gewonnen  hatten,  vermittelst  der  Verwendung  von  Maschinen  und 
konnten  so  ihre  Konkurrenzfähigkeit  aufrechterhalten.  Aber  der  Betrieb 
eines  Kolonial  Warengeschäfts  (dem  in  größeren  Vereinen  eine  Bäckerei  an¬ 
gegliedert  ist)  genügt  nicht  mehr,  die  Massen  der  organisierten  Konsumenten 
drängen  auf  Erweiterung  der  Unternehmungen.  Immer  lauter  und  zahlreicher 
werden  die  Rufe  nach  genossenschaftlicher  Fleisch-  und  Milchversorgung, 
nach  genossenschaftlichem  Wohnungsbau,  schließlich  auch  nach  genossen¬ 
schaftlichem  Landwirtschaftsbetrieb.  Und  da  erhebt  sich  die  Frage,  ob  die 
Konsumvereine  bei  einer  Erweiterung  ihrer  Unternehmungen  nach  allen 
diesen  Richtungen  hin  den  Forderungen  ihrer  Angestellten  nach  Erhöhung 
des  Lohns  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit  noch  in  gleichem  Maß  wie  früher 
werden  Rechnung  tragen  können.  Jedem  halbwegs  Sachkundigen  ist  es  klar, 
daß  der  Konsumverein,  der  zur  Fleisch-,  Milch-  oder  Wohnungsversorgung 
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übergeht,  der  Privatkonkurrenz  gegenüber  einen  äußerst  schwierigen  Stand 
hat.  Im  Fleischergewerbe  sowohl  wie  im  Milchhandel  <den  Wohnungsbau 
will  ich  hier  ausschalten)  herrscht  die  unbezahlte  Mitarbeit  der  Kinder  und 
Frauen.  Die  Maschine  spielt  keine  oder  doch  eine  nur  unwesentliche  Rolle, 
der  Arbeitsprozeß  ist  im  hohen  Grad  individuell,  die  notwendigen  Hilfskräfte, 
werden  durchweg  unzulänglich  entlohnt.  Eine  Kontrolle  über  diese  Betriebe 
existiert  so  gut  wie  nicht,  die  Ausnutzung  der  Hilfskräfte  ist  die  denkbar 
intensivste.  Wie  soll  die  Konsumvereinsleitung  den  Folgeerscheinungen 
solcher  Arbeitsverhältnisse  begegnen?  Um  einigermaßen  konkurrenzfähig 
bleiben  zu  können,  wird  sie  sich  bei  der  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen 
für  ihre  Angestellten  an  die  Zustände  anlehnen  müssen,  die  sich,  zum  Leid¬ 
wesen  jedes  Sozialpolitikers,  im  Privatgewerbe  herausgebildet  haben.  Die 
Arbeiter  dagegen  wollen  bei  der  Festlegung  ihrer  Lohn-  und  Arbeitsverhält¬ 
nisse  die  kulturellen  Bedürfnisse  der  Familie  als  Maßstab  genommen  wissen. 
Oder  sie  berufen  sich  darauf,  daß  die  Arbeiter  der  anderen,  älteren  Ab¬ 
teilungen  besser  gestellt  seien.  Warum  soll  der  Metzger  weniger  Lohn 
haben  als  der  Bäcker,  der  Milchverkäufer  weniger  als  der  Kutscher  usw,? 
Arbeiten  sie  doch  alle  in  einem  Betrieb.  Sie  bedenken  nicht,  daß  die  neu 
eingerichteten  Betriebe  erst  aus  sich  selbst  heraus  eine  Rentabilität  gewinnen 
sollen,  daß  schon  im  Interesse  einer  gesunden  Entwickelung  sowohl  dieser 
neuen  Abteilungen  wie  des  gesamten  Konsumvereins  der  allgemeine  Kon¬ 
kurrenzkampf  auf  natürlichem  Weg  aufgenommen  werden  muß.  Es  ist  un¬ 
gesund  und  führt  zu  Energielosigkeit  und  damit  zum  Untergang,  will  man 
sich  dauernd  auf  die  Überschüsse  anderer  Abteilungen  stützen.  Das  weiß 
der  Konsumvereinsleiter  sehr  wohl.  Da  er  aber  oft  in  seiner  Umgebung 
wenig  Verständnis  für  diese  Überlegung  findet,  zieht  er  die  Konsequenz  und 
lehnt  die  Eröffnung  neuer  Betriebsabteilungen  ab.  Der  Schaffensdrang  des 
Arbeiterunternehmers  ist  gelähmt,  der  Ausbau  der  Konsumvereinsunter¬ 
nehmungen  wird  gehemmt  oder  doch  hinausgeschoben. 

So  wird  für  die  Erweiterung  der  Konsumvereinsbetriebe  neben  der  Frage 
der  Kapitalbeschaffung  das  wichtigste  Problem  das  des  Arbeitsverhältnisses 
in  den  Genossenschaften  sein.  Eine  eingehende  Diskussion  dieses  Problems 
in  unseren  Reihen  scheint  mir  deshalb  sehr  notwendig.  Vom  gewerkschaft¬ 
lichen  wie  vom  allgemein  sozialpolitischen  Standpunkt  ist  es  durchaus  falsch 
jede  Forderung  der  Arbeiter  an  die  Konsumvereine  von  vornherein  für  be¬ 
rechtigt  und  durchführbar  zu  erklären.  Für  die  Gewerkschaften  handelt  es 
sich  darum,  ob  es  richtig  ist  um  den  Preis  der  Verminderung  der  Kon¬ 
kurrenzfähigkeit  des  Konsumvereins  für  einen  Teil  der  Arbeiter  ver¬ 
schiedener  Berufe  erheblich  bessere  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zu 
fordern  als  sie  in  diesen  Berufen  üblich  sind.  Der  Sozialpolitiker,  insbeson¬ 
dere  der  sozialistische  Sozialpolitiker,  wird  zu  prüfen  haben,  ob  es  an¬ 
gebracht  ist  um  der  Interessen  von  25  000  Genossenschaftsangestellten  willen 
die  Interessen  von  1  %  Millionen  Arbeiterfamilien,  das  heißt  von  über 
7  Millionen  Menschen  zu  vernachlässigen. 

Die  Vorstände  der  Gewerkschaften  haben  gewiß  Verständnis  für  die  be¬ 
rechtigten  Interessen  der  Genossenschaften.  Darauf  aber  kommt  es  gar  nicht 
so  sehr  an.  Die  Hauptsache  ist,  ob  und  inwieweit  es  den  Gewerkschafts¬ 
vorständen  gelingt  ihre  in  den  Genossenschaftsbetrieben  beschäftigten  Mit¬ 
glieder  von  der  Notwendigkeit  des  Maßhaltens  bei  Lohnforderungen  zu 
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überzeugen.  Hier  mangelt  es  mitunter,  und  zwar  um  so  mehr,  je  erheblicher 
der  Bruchteil  ist,  den  die  Genossenschaftsarbeiter  im  Mitgliederbestand  des 
Gesamtverbands  repräsentieren,  in  dem  sie  womöglich  noch  organisatorische 
Vorrechte  genießen.  Die  Gewerkschaften  sollten  nicht  zuletzt  auch  in  ihrem 
eigenen  Interesse  darauf  Bedacht  nehmen,  daß  sich  die  Arbeitsbedingungen 
der  Genossenschaftsarbeiter  nicht  allzusehr  von  denen  ihrer  Kollegen  im 
Privatgewerbe  entfernen.  Und  jedenfalls:  mögen  sich  zwischen  Gewerk¬ 
schaftsvorständen  und  Konsumvereinsleitungen  immerhin  Meinungsverschie¬ 
denheiten  darüber  ergeben,  welche  Arbeitsbedingungen  für  die  Genossen¬ 
schaftsarbeiter  möglich  sind,  darin  aber  sollten  beide  einig  sein,  daß  die 
Konsumvereine  in  erster  Linie  Konsumentenverbände  darstellen,  deren 
weitere  Entwickelung  man  nicht  zugunsten  eines  verschwindend  kleinen 
Teils  der  Arbeiterschaft  unterbinden  darf. 

Muß  sich  schon  der  Gewerkschaftsführer  bei  der  Beurteilung  des  Konsum¬ 
vereins  als  Arbeitgeber  auf  eine  höhere  Warte  stellen  als  der  auf  seine 
persönlichen  Lohninteressen  bedachte  Genossenschaftsarbeiter,  so  erst  recht 
der  Sozialpolitiker,  ob  er  nun  für  die  Konsumvereinsbewegung  eintritt,  weil 
sie  für  die  jetzige  Lohnarbeiterschaft  von  unmittelbarem  Vorteil  ist  oder 
weil  sie  dem  sozialistischen  Wirtschaftssystem  der  Zukunft  die  Wege  be¬ 
reitet,  oder  auch  aus  beiden  Gründen  zugleich.  Wird  tatsächlich  durch  die 
Gewährung  übertriebener  Lohnforderungen  das  Lohn-  und  Gehaltskonto  der 
Genossenschaft  überlastet  und  dadurch  ihre  Leistungsfähigkeit  herabgemin¬ 
dert  und  die  Erweiterung  ihrer  Handels-  und  Produktivbetriebe  unmöglich 
gemacht,  so  wird  sich  der  Sozialpolitiker  Unbedingt  auf  die  Seite  der  Kon¬ 
sumvereinsleitung  stellen  müssen.  War  es  doch  stets  das  schöne  Vorrecht 
der  Sozialpolitik  über  die  mehr  oder  minder  begründeten  Bedürfnisse  ein¬ 
zelner  oder  einzelner  Schichten  hinweg  dem  Wohl  der  Allgemeinheit  zu 
dienen.  Mir  erklärte  einmal  ein  sozialdemokratischer  Stadtverordneter,  den 
ich  in  meiner  frühem  Eigenschaft  als  Funktionär  des  Gemeindearbeiter¬ 
verbands  wegen  einer  Lohneingabe  städtischer  Arbeiter  anging,  es  sei  nicht 
seine  Aufgabe  einen  Teil  der  Arbeiter  auf  Kosten  der  Allgemeinheit  über 
die  übrige  Arbeiterschaft  emporzuheben.  Der  Mann  hatte  unrecht.  Denn 
einmal  wurden  die  städtischen  Arbeiter  schlechter  bezahlt  als  ihre  Kollegen 
in  der  Privatindustrie,  und  dann  sind  städtische  Betriebe  Monopol¬ 
betriebe,  haben  also  keinerlei  Konkurrenz  zu  bestehen.  Wie  aber,  wenn  es 
sich  hier  um  Genossenschaftsarbeiter  gehandelt  hätte,  die  durchweg  besser 
bezahlt  werden  als  ihre  Berufskollegen  im  Privatgewerbe,  und  wenn  der 
Arbeitgeber  ein  in  seiner  Entwickelung  zurückbleibender,  von  der  Kon¬ 
kurrenz  hart  bedrängter  Konsumverein  gewesen  wäre?  In  diesem  Fall  hätte 
man  der  Antwort  jenes  sozialdemokratischen  Stadtverordneten  die  Be¬ 
rechtigung  nicht  abstreiten  können.  Es  gehört  ja  zu  den  Grundsätzen 
sozialdemokratischer  Praxis  keine  Politik  zu  unterstützen,  die  nur  einem 
verhältnismäßig  kleinen  Teil  der  Bevölkerung  zugute  kommt,  während  sie 
die  breiten  Schichten  des  Volks  erheblich  belastet.  Gerade  das  aber  träte 
ein,  wollte  man  unbesehen  jede  Forderung  der  Genossenschaftsarbeiter 
durchgehen  lassen,  weil  —  ja  weil  doch  der  Konsumverein  als  Arbeiter- 
Unternehmen  mustergültige  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  gewähren  muß. 
Das  Wort  von  den  mustergültigen  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  wird 
hier  zum  Schlagwort,  das  die  organisierte  Arbeiterschaft  irritiert  und  auf 
bedenkliche  Wege  leitet. 
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Wenn  irgendetwas  dazu  beitrug  diese  Anschauungen  in  mir  zu  befestigen, 
so  war  es  meine  Reise  durch  das  konsumgenossenschaftliche  England.  In 
Silvertown,  in  Leicester,  in  Manchester,  in  Glasgow  und  in  den  anderen 
Produktionszentren  der  britischen  Konsumvereine  sah  man  sö  recht  deut¬ 
lich,  wie  rückständig  wir  in  Deutschland  noch  in  der  Eigenproduktion 
sind.  Da  hilft  kein  Mundspitzen,  da  muß  gepfiffen  werden.  Sollen  wir 
in  den  Konsumvereinen  die  Fleisch-  und  Milchversorgung,  die  Herstellung 
der  täglichen  Gebrauchsgegenstände:  der  Kleider,  Schuhe,  Möbel  usw.,  die 
Errichtung  von  Warenhäusern  übernehmen,  so  brauchen  wir  dazu  nicht  nur 
viel  Kapital,  wir  müssen  auch  den  Mut  haben  zu  bekennen,  daß  wir  in  den 
Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  für  unsere  Arbeiter  nicht  sehr  weit  über  die 
konkurrierenden  Privatbetriebe  hinausgehen  dürfen.  Stellen  wir  uns  nur 
die  Schuhstadt  Leicester  vor.  Neben  den  vielen  privatkapitalistischen  und 
produktivgenossenschaftlichen  Schuhfabriken  finden  wir  hier  die  Fabrik  der 
englischen  Großeinkaufsgesellschaft,  die  weit  über  2000  Arbeiter  beschäftigt. 
Was  würde  die  Folge  sein,  wenn  die  englische  Großeinkaufsgesellschaft 
gezwungen  wäre  ihren  Schuharbeitern  einen  um  20  bis  30  %  hohem 
Lohn  zu  zahlen  als  die  übrigen  Fabriken?  Erschiene  es  vom  gewerk¬ 
schaftlichen  Standpunkt  aus  gerechtfertigt  speziell  dem  konsumgenossen¬ 
schaftlichen  Unternehmer  Belastungen  aufzuerlegen,  die  über  das  ge¬ 
wöhnliche  Maß  hinausgehen,  und  bei  den  anderen  Fabrikanten  5  ge¬ 
rade  sein  zu  lassen?  Und  wie  würde  eine  derartige  Taktik 
auf  die  Organisation  der  Arbeiter  zurückwirken?  Jeder  Gewerkschafter, 
der  seine  Agitation  nicht  ausschließlich  auf  Augenblickserfolge  einstellt,  wird 
zugeben,  daß  durch  ein  solches  Vorgehen  (wenn  es  wirklich  von  Erfolg  be¬ 
gleitet  wäre)  heftige  Kämpfe  um  die  bevorzugten  Arbeitsstellen  entbrennen 
würden.  Das  Organisationsleben  würde  vergiftet,  vorausgesetzt,  daß  die  Kon¬ 
sumgenossenschaft  nicht  schon  vorher  ihre  Fabrik  zugemacht  und  Liefe¬ 
rungsverträge  mit  den,  schließlich  doch  auch  gewerkschaftlich  geregelten 
kapitalistischen  Betrieben  abgeschlossen  hätte.  Je  großem  Umfang  der  ge¬ 
nossenschaftliche  Handels-  und  Produktivbetrieb  annehmen  und  je  höher 
die  Zahl  der  Genossenschaftsarbeiter  anschwellen  wird,  desto  klarer  werden 
sich  diese  Dinge  aus  dem  ideologischen  Sprachengewirr  von  heute  heraus¬ 
arbeiten,  und  desto  schneller  wird  auch  von  den  Gewerkschaften  die  einzig 
richtige  Konsequenz  gezogen  werden  müssen  die  Genossenschaftsbetriebe  in 
die  allgemeine  Tarifpolitik  miteinzubegreifen.  Können  die  besser  situierten 
Vereine  über  die  festgelegten  Mindestsätze  der  Tarife  hinausgehen,  so 
mögen  sie  es  immerhin  tun;  nur  sollen  sie  nicht  dazu  gezwungen  werden 
dürfen.  So  ist  es  in  England,  so  wird  es  auch  in  Deutschland  sein  müssen, 
wenn  anders  nicht  innerhalb  der  schwarzweißroten  Grenzpfähle  auf  den 
Ausbau  der  konsumgenossenschaftlichen  Eigenproduktion  Verzicht  geleistet 
werden  soll. 

Die  Forderung  besserer  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  hat  man  auch  in 
Genossenschaftskreisen  mit  der  Behauptung  zu  begründen  versucht,  die  dem 
Verein  entstehenden  Mehrkosten  glichen  sich  durch  eine  erhöhte  Arbeits¬ 
intensität  der  einzelnen  Angestelltengruppen  wieder  aus.  Diese  Annahme 
ist  meiner  Meinung  nach  irrig  und  muß  irrig  sein.  Darin  wird  mir  jeder  prak¬ 
tische  Genossenschafter  zustimmen.  Daß  sich  die  Arbeitsleistung  beispiels¬ 
weise  unserer  Bäckereiarbeiter  erhöht  hat,  ist  nicht  zu  bestreiten.  Aber  diese 
Erhöhung  beschränkt  sich  nicht  auf  den  Genossenschaftsbetrieb;  auch  in  den 
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Betrieben  der  privatkapitalistischen  Konkurrenz  ist  die  Arbeitsleistung  ge¬ 
stiegen.  Nicht  der  Wille  der  Arbeiter,  der  nur  eine  sekundäre  Rolle  spielen 
kann,  sondern  die  technische  Fortentwickelung  des  Arbeitsprozesses  ist  hier 
die  Ursache.  Und  warum  sollten  die  Arbeiter  gerade  dann,  wenn  sie  zu¬ 
fällig  im  Konsumvereinsbetrieb  arbeiten,  besondern  persönlichen  Fleiß  be¬ 
kunden,  während  die  Gewerkschaft  ganz  mit  Recht  darauf  besteht,  daß  die 
organisierten  Arbeiter  in  allen  gewerkschaftlich  geregelten  Betrieben  ihr 
Bestes  geben?  Wäre  selbst  bei  den  Konsumvereinsarbeitern  wirklich  der 
feste  Wille  vorhanden  Außerordentliches  zu  leisten,  so  könnte  er  nicht 
immer  von  Erfolg  begleitet  sein,  da  der  Arbeitsprozeß  auch  noch  von 
anderen,  zum  Teil  wichtigeren  Faktoren  beeinflußt  wird.  Ferner  können 
weder  die  Genossenschaften  noch  die  Gewerkschaften,  die  die  Arbeits¬ 
kräfte  vermitteln,  die  moralischen  und  physischen  Eigenschaften  der  neu 
einzustellenden  Arbeiter  wirklich  überschauen;  auch  muß  die  Auswahl  in 
dem  Maß  schwieriger  werden,  in  dem  die  Nachfrage  nach  Hilfs¬ 
kräften  steigt.  Nein,  die  Genossenschaftsarbeiter  werden  sich  in  ihrem 
persönlichen  Fleiß,  im  Ordnungssinn,  in  der  Pünktlichkeit  und  in  allen  übri¬ 
gen  derartigen  Eigenschaften  wenig  von  den  anderen  unter  tariflichen  Be¬ 
dingungen  arbeitenden  Gewerkschaftern  unterscheiden;  es  wäre  geradezu  be¬ 
leidigend  für  die  Gesamtheit  der  organisierten  Arbeiterschaft,  wollte  man 
etwas  anderes  annehmen.  Die  theoretisch  konstruierte  höhere  Arbeits¬ 
intensität  der  Genossenschaftsangestellten,  mit  der  man  die  Forderung  nach 
außergewöhnlichen  Lohn-  und  Arbeitsverhältnissen  in  Konsumvereins¬ 
betrieben  begründen  wollte,  ist  also  gegenüber  der  Wirklichkeit  nicht  auf¬ 
rechtzuerhalten. 

In  einer  Versammlung  der  Verwaltungsmitglieder  und  Angestellten  der 
Kölner  Konsumgenossenschaft  Hoffnung,  in  der  ich  über  die  Frage  des  ge¬ 
nossenschaftlichen  Arbeitsverhältnisses  referierte,  wurde  mir  von  einem 
angesehenen  Genossen  widersprochen.  Er  meinte  unter  anderm:  man  müsse 
in  den  Massen  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  einer  bessern  Ausgestal¬ 
tung  des  genossenschaftlichen  Arbeitsverhältnisses  zu  wecken  suchen.  Ja¬ 
wohl,  wenn  uns  hier  nur  nicht  der  Erfolg  versagt  bliebe.  Gewiß,  es  ist  nicht 
allzu  schwer  die  Generalversammlung  für  einen  neuen  Tarifvertrag  zu  ge¬ 
winnen.  Schwieriger  aber  ist  es  den  Massen  klarzumachen,  daß  sie  die 
Konsumverein sware  teurer  bezahlen  müßten  als  die  Waren  des  Privatkauf¬ 
manns,  weil  die  Löhne  der  Konsumvereinsarbeiter  das  nun  einmal  be¬ 
dingen.  Hier  versagen  die  Durchschnittskonsumenten  vollständig,  ja  selbst 
in  den  vordersten  Reihen  der  Arbeiterbewegung  würden  wir  unbarmherzige 
Kritiker  finden.  Und  schließlich,  und  damit  komme  ich  auf  den  Kern  der 
Sache,  hätten  die  Kritiker  in  diesem  Fall  vollständig  recht.  Die  Konsum¬ 
genossenschaft  als  Organisationsform  ist  nicht  Selbstzweck  sondern  nur 
Mittel  zu  einem  Zweck,  und  dieser  Zweck  ist  nicht  der  einer  verhältnis¬ 
mäßig  recht  kleinen  Arbeitergruppe  außergewöhnliche  Daseinsmöglichkeiten 
zu  schaffen  sondern  der  allen  Mitgliedern  der  Genossenschaft  wirtschaft¬ 
liche  Vorteile  zu  bieten.  Kann  die  Genossenschaft,  aus  welchem  Grund 
immer,  diesem  Zweck  nicht  oder  nicht  mehr  entsprechen,  so  hat  sie  ihre  Exi¬ 
stenzberechtigung  verloren.  Absurd,  ja  unsozialistisch  und  reaktionär  zugleich 
wäre  es  einen  Waren verteilungs-  und  Produktionsbetrieb,  sei  er  genossen¬ 
schaftlicher  oder  kapitalistischer  Natur,  auf  dem  schwankenden  Brett  des 
Wohlwollens  der  Konsumenten  aufbauen  zu  wollen.  Genau  so  falsch  wäre 
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das  umgekehrte  Prinzip,  daß  etwa  die  Genossenschaften,  um  sich  halten  zu 
können,  von  ihren  Angestellten  forderten,  sie  sollten  mit  schlechteren  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  vorliebnehmen  als  ihre  Kollegen  in  Privatbetrieben. 
Auch  in  diesem  Fall  wäre  der  Beweis  erbracht,  daß  der  Konsumverein 
keineswegs  eine  höhere  Betriebsform  darstellt,  und  daß  er  daher  besser  täte 
seine  Liquidation  beim  Amtsgericht  einzureichen.  Also  keine  künstlichen 
Mittel,  etwas  weniger  Schlag worte  und  dafür  etwas  mehr  Wirklichkeitssinn! 
Dann  kommt  man  ganz  von  selbst  von  der  Forderung  ab,  neunundneunzig 
Menschen  sollten  sich  einschränken,  damit  es  dem  hundertsten  gut  ergehe. 
Auf  diese  Formel  läuft  doch  schließlich  der  Wunsch  hinaus,  die  Konsum¬ 
vereinsmitglieder  möchten  weniger  auf  die  Güte  und  den  Preis  der  Waren 
als  auf  die  Löhne  und  die  Arbeitszeit  der  Genossenschaftsangestellten  sehen. 


Es  sind  keine  neuen  Gedanken,  die  ich  hier  zum  Ausdruck  bringe.  Sie  ein¬ 
mal  aufzufrischen  erschien  mir  aber  zurzeit  nicht  unangebracht,  und  ich 
möchte  wünschen,  daß  sie  Beachtung  nicht  nur  in  gewerkschaftlichen  Kreisen 
sondern  auch  in  jenen  fänden,  die  im  Auftrag  des  Zentralverbands  deut¬ 
scher  Konsumvereine  berufen  sind  neue  Arbeitstarife  für  einzelne  Arbeiter¬ 
gruppen  vorzubereiten, 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ÖFFENTLICHES  LEBEN 

Gewerkschaftsbewegung  /  Heinrich  Stühmer 

?öcJ&ai?£j  Wie  das  Korrespondenz¬ 
zahlen  ** 16  er*blatt  mitteilt,  haben  die  der 
Generalkommission  ange¬ 
schlossenen  Gewerkschaften  für  das 
3.  Quartal  1913  einen  Rückgang  von 
19  676  Mitgliedern  zu  verzeichnen.  Am 
Schluß  des  3.  Quartals  1912  betrug  die 
Mitgliederzahl  einschließlich  der  Ver¬ 
bände  der  Hausangestellten  und  Land¬ 
arbeiter  2  595  339,  während  sie  sich  am 
Ende  des  3,  Quartals  1913  nur  auf 
2  575  663  belief.  Die  Ursache  dieses 
Rückgangs  von  0,75%  ist  nur  auf  die 
durch  die  Krise  verursachte  größere 
Arbeitslosigkeit  zurückzuführen.  Die  an 
die  Arbeitsnachweisstatistik  angeschlos¬ 
senen  Arbeitsnachweise  zeigen  vom  Fe¬ 
bruar  1913  ab  ein  stärkeres  Angebot  von 
Arbeitsuchenden  gegenüber  den  beiden 
Vorjahren,  und  auch  die  Arbeiterberufs¬ 
verbände  konstatieren  eine  prozentuale 
Erhöhung  der  Arbeitslosenziffern  im 
Verhältnis  zu  den  Mitgliederzahlen. 
Nach  dem  Bericht  der  Ältesten  der 
Berliner  Kaufmannschaft  über  das  Wirt¬ 
schaftsjahr  1913  bestehen  in  diesen 
Kreisen  ebenfalls  keine  Zweifel  mehr 
darüber,  daß  wir  uns  auf  industriellem 
Gebiet  in  einer  stark  rückläufigen  Be¬ 
wegung  befinden.  Die  Lage  auf  dem 
Baumarkt  wird  als  direkt  krisenhaft  be¬ 


zeichnet,  und  hierunter  haben  auch  die 
mit  dem  Baugewerbe  zusammenhängen¬ 
den  Gewerbezweige,  die  Stein-,  Holz- 
und  Metaügewerbe,  zu  leiden.  Günstiger 
stand  es  nur  in  der  Elektrizitäts¬ 
industrie,  Eisengießerei  und  Maschinen¬ 
industrie.  Angesichts  dieser  Ungunst  der 
Verhältnisse  war  es  doppelt  erfreulich, 
daß  im  Baugewerbe  und  in  der  Holz¬ 
industrie  die  drohenden  schweren 
Kämpfe  durch  Einigungen  auf  mittlerer 
Basis  vermieden  wurden.  Größere 
Kämpfe  waren  im  Malergewerbe,  in  der 
Binnenschifferei,  in  der  Krefelder  Fär¬ 
berei,  in  der  Stuttgarter  Maschinen¬ 
industrie,  in  der  Berliner  Herrenkonfek¬ 
tion  und  außerdem  in  der  Werftindustrie 
im  Stettiner  Hafen  zu  verzeichnen.  Sie 
endeten  mit  Ausnahme  des  Berliner 
Konfektionsarbeiterstreiks  und  des 
großen  Kampfes  der  Maler  alle  erfolg¬ 
los.  Die  steigende  Arbeitslosigkeit  wird 
auch  jedenfalls  dem  soeben  begonnenen 
Jahr  seinen  Stempel  aufdrücken. 

X  X 

Internation aleDie  3.  internationale  Kon- 
Organisation  ferenz  der  Zimmerer 

wurde  am  15.  und  16.  De¬ 
zember  1913  im  Hamburger  Gewerk¬ 
schaftshaus  bei  Anwesenheit  von  24  De¬ 
legierten  aus  Deutschland,  Österreich, 
Ungarn,  Dänemark  und  der  Schweiz  ab¬ 
gehalten.  Zuerst  erstattete  der  inter¬ 
nationale  Sekretär  Schräder  (Hamburg) 
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den  Bericht  über  den  Stand  der  inter¬ 
nationalen  Zimmererbewegung.  Nachdem 
er  von  den  Vertretern  der  einzelnen 
Länder  ergänzt  worden  war,  wurden 
die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  be¬ 
sprochen.  Es  ergab  sich,  daß  in  fast 
allen  Ländern  Tarifverträge  bestehen, 
durch  die  die  Lohn-  und  Arbeitsbe¬ 
dingungen  in  den  meisten  Orten  ge¬ 
regelt  und  in  den  letzten  Jahren  auch 
überall  wesentlich  verbessert  sind.  Man 
beschloß  zur  Ausgestaltung  der  Bericht¬ 
erstattung  alljährlich  Fragebogen  an  die 
Vorstände  der  Landesorganisationen  zu 
versenden.  Der  Beitrag  an  das  inter¬ 
nationale  Sekretariat  wurde  auf 

1  Pfennig  pro  Jahr  und  Mitglied  festge¬ 
setzt.  Zu  dem  letzten  Punkt  der  Tages¬ 
ordnung,  Berufsverband  oder  einheit¬ 
licher  Bauarbeiterverband?,  erklärten 
sich  alle  Delegierte  für  den  Berufsver¬ 
band  mit  Ausnahme  von  Wessely 
(Wien).  In  Österreich  sind  nämlich  die 
Verhandlungen  bereits  so  weit  gediehen, 
daß  eine  Verschmelzung  mit  dem  Bau¬ 
arbeiterverband  in  nicht  allzu  ferner 
Zeit  bevorsteht.  Zum  internationalen 
Sekretär  wurde  Schräder  wiedergewählt. 

X  X 

Kongresse  Ein  außerordentlicher  Ver¬ 
tage  an  S  bandstag  der  Bauarbei¬ 
ter  fand  vom  1.  bis  zum 
3.  Dezember  vorigen  Jahres  in  Ham¬ 
burg  statt.  Er  war  von  222  Delegierten, 
34  Bezirksleitern,  13  Hauptvorstands¬ 
mitgliedern,  2  italienischen  Sekretären, 

2  Redakteuren  und  einem  Vertreter  des 
Ausschusses  beschickt.  Es  handelte  sich 
um  Einführung  der  Erwerbslosenunter¬ 
stützung  und  die  dadurch  bedingte 
Änderung  des  Statuts.  Mit  241  gegen 
47  Stimmen  wurde  die  Einführung  dieses 
Unterstützungszweigs  beschlossen.  Der 
Beitrag  soll  in  Zukunft  für  44  Wochen 
anstatt  wie  bisher  für  40  Wochen  im 
Jahr  erhoben  werden;  und  >'e  nach  dem 
am  Ort  tariflich  geregelten  Stundenlohn 
40  bis  90  Pfennig  pro  Woche  betragen. 
Dieser  Beitrag  ist  an  die  Hauptkasse  ab¬ 
zuführen.  Für  die  Lokalkasse  wird 
zwecks  Verwaltung  der  Zweigvereine 
in  allen  Zweigvereinen  ein  Zuschlags¬ 
beitrag  für  mindestens  44  Wochen  er¬ 
hoben,  der  in  den  3  untersten  Beitrags¬ 
klassen  nicht  weniger  als  20%  und  in 
den  3  oberen  Beitragsklassen  nicht 
weniger  als  25%  des  Hauptkassenboi- 
trags  betragen  darf.  Die  Unterstützung 
tritt  am  1.  April  1914  in  Kraft  und  wird 
nach  1  jähriger  ununterbrochener  Mit¬ 
gliedschaft  und  nach  Leistung  von  44 
Wochanbeiträgen  bei  Arbeitslosigkeit  für 


48  Tage  und  bei  Krankheit  für  72  Tage 
gewährt.  Für  Arbeitslosigkeit  wird  im 
Januair  und  Februar  keine  Unter¬ 
stützung  gezahlt.  Die  Karenzzeit  be¬ 
trägt  6  Werktage.  Entsprechend  den 
6  Beitragsklassen  sind  auch  Arbeits¬ 
losen-  und  Krankenunterstützung,  jede 
gesondert  gestaffelt;  dazu  kommt  noch 
die  Staffelung  nach  der  Dauer  der  Mit¬ 
gliedschaft  von  1,  2,  4,  6,  8  und  10  Jah¬ 
ren.  Die  Reiseunterstützung  beträgt  wie 
bisher  1  Mark  pro  Tag.  Um  den  Ver¬ 
band  vor  mißbräuchlicher  Inanspruch¬ 
nahme  der  Unterstützungen  zu  sichern, 
wurden  noch  besondere  Bestimmungen 
getroffen.  Der  Vorstand  ist  auch  be¬ 
auftragt  eine  Anleitung  herauszu¬ 
geben,  in  der  die  Normen  über  Bezug 
und  Auszahlung  festgelegt  werden.  Das 
neue  Statut  ist  mit  dem  1.  Januar  1914 
in  Kraft  getreten. 

X  X 

Christi schnati-jTjn  3  deutscher  Arbeiter- 

terkongreß61  Kongreß  fand  vom  30.  No¬ 
vember  bis  zum  3.  Dezem¬ 
ber  1913  in  Berlin  statt.  Christliche  Ge¬ 
werkschaften,  katholische  Fachabteiler, 
evangelische  Arbeitervereine,  der 
Deutschnationale  (antisemitische)  Hand¬ 
lungsgehilfenverband  hatten  zusammen 
etwa  400  Delegierte  entsandt  und  die 
Zahl  der  von  ihnen  vertretenen  Mit¬ 
glieder  auf  1%  Millionen  angegeben.  Die 
Regierung  war  ebenfalls  dort  vertreten. 
Aber  dem  Kongreß  war  nicht  die 
Stellungnahme  zur  sozialen  Gesetz¬ 
gebung  und  zum  Koalitionsrecht,  über 
die  Verhandlungen  gepflogen  wurden,  die 
Hauptsache,  sondern  die  Verurteilung 
des  angeblich  terroristischen  Verhaltens 
der  freigewerkschaftlichen  Organisa¬ 
tionen  gegen  nicht  sozialdemokratisch 
organisierte  Arbeiter.  Indes,  die  Reden 
und  Beschlüsse  des  Kongresses  werden 
für  das  Wohl  der  Arbeiterschaft  wir¬ 
kungslos  bleiben,  eben  wegen  der  Art, 
in  der  sich  die  christlichnationalen  Ar¬ 
beiter  den  Regierungen  und  Unter¬ 
nehmern  empfehlen  und  sich  von  ihnen 
abhängig  machen.  Was  nützen  schöne 
Reden,  wenn  die  Taten  fehlen,  wenn  die 
Vertreter  der  christlichen  Gewerkschaf-, 
ten  als  Politiker  und  Parlamentarier  für 
Verschlechterungen  in  der  Lage  der  Ar¬ 
beiterschaft  eintreten  und  für  solche 
Maßnahmen  stimmen  oder  sie  auch  nur 
verteidigen? 


X  X 

Österreich  s  Mit  dem  Ende  des  ver- 
Buchdrucker  flos?enen  Jahres  ,ief  def 

Tarifvertrag  im  österreichi¬ 
schen  Buchdruckereigewerbe,  der  seit 
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1905  bestanden  hatte,  ab.  Die  Verhand¬ 
lungen,  die  am  17.  November  statt¬ 
fanden,  scheiterten,  und  bereits  am 
29,  November  begannen  die  Unternehmer 
in  Nieder-  und  Oberösterreich,  in  Salz¬ 
burg,  Schlesien,  Tirol  und  Galizien  mit 
der  Aussperrung,  Diese  sollte  nach  dem 
Willen  der  Scharfmacher  am  7.  Dezem¬ 
ber  ganz  allgemein  im  Buchdruckerei¬ 
gewerbe  Österreichs  einsetzen.  Sie  ge¬ 
lang  aber  nur  zur  Hälfte.  Der  Prozent¬ 
satz  der  Ausgesperrten  ist  in  den  ein¬ 
zelnen  Kronländern  je  nach  der  Be¬ 
teiligung  der  Unternehmer  verschieden. 
Arbeitswillige  und  Streikbrecher  werden 
namentlich  in  den  deutschen  Tages¬ 
zeitungen  viel  gesucht,  haben  sich  aber 
bis  jetzt  nur  spärlich  eingefunden,  weil 
die  Buchdrucker  überall  gut  organisiert 
sind.  Für  die  Wiener  Zeitungssetzer  be¬ 
steht  ein  eigener  Tarif,  der  bis  zum 
31,  Dezember  1914  Gültigkeit  hat,  so 
daß  dieser  Teil  des  Druckereigewerbes 
bis  jetzt  von  dem  Kampf  noch  ver¬ 
schont  geblieben  ist.  Dagegen  haben  die 
Unternehmer  gleichfalls  die  Buch¬ 
druckereihilfsarbeiter  ausgesperrt,  für 
die  nicht  der  Gehilfen-  sondern  ein  be¬ 
sonderer  Vertrag  gilt,  über  dessen  Er¬ 
neuerung  noch  verhandelt  wird. 

X  X 

Holland  Die  niederländischen  Ge¬ 
werkschaftsorganisationen 
sind  erfreulicherweise  in 
fortwährendem  Aufstieg  begriffen.  Die 
Mitgliederzahl  betrug  jeweils  am  1.  Ja¬ 
nuar:  1906  18  960,  1907  26  227,  1908 
32  270,  1909  36  623,  1910  40  628,  1911 
44  120,  1912  52  235,  1913  61  585  und  am 
1.  Oktober  1913  79  327.  Die  Zahl  der 
der  Landeszentrale  angeschlossenen  Or¬ 
ganisationen  ist  in  der  selben  Zeit  von 
11  auf  35  gestiegen.  Die  stärkste  Or¬ 
ganisation  ist  der  Verband  der  Diamant¬ 
arbeiter  mit  9  834  Mitgliedern;  über 
5000  Mitglieder  haben  außerdem  noch 
die  Verbände  der  Gemeindearbeiter 
(6  260),  Metallarbeiter  (5  698),  Zigarren¬ 
arbeiter  (5  816)  und  Zimmerer  (5  353). 
Im  Jahr  1912  betrugen  die  Gesamtein¬ 
nahmen  1  983  966  und  die  Gesamtaus¬ 
gaben  1  343  935  Mark;  der  Kassenbe¬ 
stand  belief  sich  auf  3  396  690  Mark. 
Für  Streiks  und  Aussperrungen  wurden 
282  035  Mark  verausgabt.  Über  3  Mil¬ 
lionen  des  Kassenbestands  entfallen  aber 
allein  auf  den  Diamantarbeiterverband, 
so  daß  für  die  übrigen  Verbände  zu¬ 
sammen  nur  235  805  Mark  verbleiben. 
Außer  den  Verbänden,  die  der  Landes¬ 
zentrale  angeschlossen  sind,  gibt  es  noch 
anarchistische,  christliche  und  römisch¬ 


katholische  Gewerkschaftsorganisationen 
in  Holland.  Nach  der  letzten  Reichs¬ 
statistik  vom  1.  Januar  1913  waren 
189  030  Arbeiter  gewerkschaftlich  or¬ 
ganisiert. 

X  X 

Vereinigte  Die  33.  Jahresversammlung 
AmerikaV°n  der  American  Federation 
of  Labor  hat  vom  10.  bis 
zum  17,  November  1913  in  Seattle  statt¬ 
gefunden.  Vertreten  waren  80  Zentral¬ 
verbände  durch  219  Delegierte,  20  Lokal¬ 
vereine  durch  20,  19  Staatskartelle  durch 
19,  58  Ortskartelle  durch  58  und  6  be¬ 
freundete  Organisationen  durch  9  Dele¬ 
gierte;  die  Gesamtzahl  der  Delegierten 
war  325,  Es  würde  hier  zu  weit  führen 
über  die  reichhaltige  Tagesordnung  und 
die  Verhandlungen  ausführlicher  zu  be¬ 
richten.  Es  seien  deshalb  nur  einige 
Daten  gegeben.  Die  Mitgliederzahl  be¬ 
trug  1  996  004  und  ist  im  letzten  Jahr 
um  225  859  gestiegen.  Der  Verband  der 
Kohlenarbeiter  hat  370  800  und  der  Ver¬ 
band  der  Zimmerer  und  Bautischler 
210  700  Mitglieder;  alle  anderen  Ver¬ 
bände  haben  unter  100  000  Mitglieder, 
und  zwar  haben  8  zwischen  50  000  und 
80  000,  7  zwischen  30  000  und  50  000,  7 
zwischen  20  000  und  30  000,  16  zwischen 
10  000  und  20  000,  15  zwischen  5  000  und 
10  000,  35  zwischen  1000  und  5000  und 
20  Verbände  weniger  als  1000  Mitglieder. 
Dazu  kommen  noch  30  358  Mitglieder  in 
selbständigen  Lokalvereinen.  24  Ver¬ 
bände  hatten  1913  1  536  800  Mitglieder 
oder  76,8%  der  Mitglieder  aller  zum 
Arbeiterbund  gehörigen  Gewerkschaften, 
68  Verbände  und  einige  Lokalverbände 
berichteten,  daß  sie  insgesamt  969 
Streiks  zu  bestehen  hatten,  an  denen 
294  236  Personen  beteiligt  waren.  Mit 
vollständigem  Erfolg  endeten  554  Streiks, 
mit  partiellem  89,  ohne  Erfolg  65,  und 
die  übrigen  waren  bei  Berichtsschluß 
noch  unbeendet.  Erfolge  erzielten 
186  644  Personen.  Die  Arbeitskämpfe  im 
eigenen  Beruf  erforderten  3  345  721  Dol¬ 
lar,  und  für  Unterstützung  anderer  Or¬ 
ganisationen  wurden  118  494  Dollar  aus¬ 
gegeben.  Über  das  Unterstützungswesen 
hatten  72  Verbände  und  mehrere  Lokal¬ 
vereine  Angaben  gemacht.  Diese  hatten 
1913  ausgegeben:  für  Sterbegeld  2  017  313 
Dollar,  Krankengeld  816  336,  Reisegeld 
33  693,  Arbeitslosenunterstützung  69  446, 
Werkzeugversicherung  2875  Dollar.  In 
den  meisten  Verbänden  ist  nur  die 
Sterbegeldunterstützung  zentralisiert.  Die 
Durchführung  der  zentralisierten  Kran¬ 
kenunterstützung  macht  langsam  Fort¬ 
schritte.  Die  Reise-  und  Arbeitslosen- 
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Unterstützung  ist  nur  bei  den  Zigarren¬ 
machern  zentralisiert.  54  Verbände 
hatten  1913  Gewerkschaftsmarken  zur 
Kennzeichnung  der  von  ihren  Mit¬ 
gliedern  erzeugten  Waren  eingeführt.  Die 
Einnahme  des  Arbeiterbunds  (nicht  die 
Einnahmen  der  angeschlossenen  Gewerk¬ 
schaften)  betrugen  1913  244  292,  die 

Ausgaben  258  702  Dollar.  Am  30.  Sep¬ 
tember  1913  war  ein  Bestand  von 
105  063  Dollar  vorhanden,  wovon  auf  den 
zentralisierten  Widerstandsfonds  der 
selbständigen  Lokalvereine  84  925  Dollar 
entfielen. 

X  X 

KurzeChronik Unter  den  polnischen 

Sozialisten  in  Oberschlesien 
bestehen  separatistische 
Strömungen,  die  auf  eine  Zersplitterung 
unserer  Gewerkschaften  gerichtet  sind.  X 
Am  5.  Januar  waren  es  25  Jahre,  seitdem 
in  Hamburg  die  erste  Nummer  der  Deut¬ 
schen  Gärtnergehilfenzeitung  erschien. 
Damit  trat  die  Hamburg-Altonaer 
Gärtnerbewegung  in  bewußten 
Gegensatz  zu  dem  alten  Harmonieverein. 
45  Jahre  später  geschah  die  Vereinigung 
der  beiden  Zentralorganisationen.  X  Die 
in  Berlin  veranstaltete  Sammlung  für 
eine  Weihnachtsbescherung  der  Ar¬ 
beitslosen  hat  über  263  000  Mark 
gebracht.  X  Der  Zentralverein  der 
Bildhauer  konnte  im  Anfang  dieses 
Jahres  das  25  jährige  Jubiläum  sei¬ 
nes  Vorsitzenden  Paul  Dupont 
feiern.  Mit  der  Verlegung  des 
Sitzes  von  Stuttgart  nach  Berlin,  die 
1888  beschlossen  wurde,  übernahm  der 
Genosse  Dupont  das  Amt  des  1.  Vor¬ 
sitzenden  und  die  Redaktion  der  Bild¬ 
hauerzeitung. 

X  X 

Literatur  Das  Buch  Dr,  Adolf 
Brauns  Die  Gewerk¬ 
schaften,  ihre  Entwickelung 
und  Kämpfe  /Nürnberg,  Fränkische  Ver¬ 
lagsanstalt/  ist  eine  Sammlung  von  Auf¬ 
sätzen,  die  der  Verfasser  in  den  Jahren 
1892  bis  1913  in  verschiedenen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  veröffentlicht  hat.  Des. 
halb  enthält  die  Schrift  auch  keine  ein¬ 
heitlich  zusammenhängende  Geschichte 
der  Gewerkschaften,  wohl  aber  sehr  viel 
Geschichtliches  wie  auch  Artikel  über 
die  verschiedenartigsten  gewerkschaft¬ 
lichen  Probleme,  sowohl  der  deutschen 
als  auch  der  österreichischen,  englischen 
und  französischen  Organisationen,  ihrer 
Kampfziele  und  Kampfmethoden.  Ge¬ 
werkschaftliche  Verfassungsfragen,  Fi¬ 
nanzfragen  der  Gewerkschaften,  Tarifver¬ 
tragswesen,  Arbeitslosenversicherung, 


Arbeitgeberverbände  und  -kartelle,  gelbe 
Gewerkschaften  sind  mit  in  den  Bereich 
der  Betrachtungen  gezogen,  die  sehr  gut 
zur  Information  über  die  Gewerkschafts¬ 
bewegung  dienen  können.  Das  Buch  kann 
daher  sehr  empfohlen  werden.  Außer  dem 
Inhaltsverzeichnis  ist  ihm  auch  noch  ein 
Sachregister  beigegeben.  Zu  loben  ist  noch 
die  gute  Ausstattung,  die  der  Verlag 
dem  Band  hat  angedeihen  lassen.  X  Die 
Studie  Theorie  und  Praxis  des  Syndi¬ 
kalismus  von  Dr.  Kurt  A.  Gerlach 
/München,  Duncker  &  Humblot/  bildet 
die  Habilitationsvorlesung  des  Verfassers 
an  der  Universität  Leipzig.  Wer  ohne 
eine  längere  Abhandlung  oder  ein  Ge¬ 
schichtswerk  zu  studieren,  sich  in  Kürze 
über  den  französischen  Syndikalismus 
informieren  will,  dem  ist  dieses  kleine, 
objektiv  gehaltene  Schriftchen  zum  Stu¬ 
dium  sehr  zu  empfehlen.  Der  größere 
Teil  ist  der  Entstehung  des  Syndikalis¬ 
mus,  den  Ursachen,  die  dazu  geführt 
haben,  gewidmet;  hieran  schließen  sich 
dann  nur  noch  einige  Zeilen  kritischer 
Betrachtung.  X  Eine  Broschüre  Politik 
und  Gewerkschaften,  ein  Kapitel  aus 
Kämpfen  der  Gewerkschaften  mit  Poli¬ 
zei  und  Justiz,  ist  vom  Vorstand  des 
Holzarbeiter  verbands  herausge¬ 
geben  worden.  Die  Filiale  Friedland  in 
Schlesien  dieses  Verbands  sollte  als  ein 
politischer  Verein  angesehen,  werden, 
und  den  sich  daran  knüpfenden  Rechts¬ 
streit  hat  der  Verband  durchgefochten 
und  auch  gewonnen,  Dieser  Rechtsstreit 
ist  in  der  kleinen  Schrift  dargestellt 
worden.  Interessant  an  ihm  ist,  daß  der 
Friedländer  Amtsanwalt  von  den  Poli¬ 
zeiverwaltungen  in  Thorn,  Hamburg, 
Berlin,  Danzig,  Breslau,  Frankfurt  am 
Main,  Dresden,  Düsseldorf,  Königsberg 
in  Preußen,  vom  Polizeiamt  in  Mainz, 
der  Stadtdirektion  Stuttgart  und  der 
Handelskammer  Schweidnitz  durch 
Fragebogen  Gutachten  über  die  Politik 
des  Holzarbeiterverbands  eingeholt  hat. 
Die  Antworten,  die  darauf  erteilt  wur¬ 
den,  sind  auch  in  der  Schrift  enthalten; 
außerdem  noch  Reminiszenzen  aus 
früheren  Zeiten,  als  man  unter  dem 
Sozialistengesetz  und  gleich  nach  dessen 
Fall  den  Verband  zur  Versicherungsan¬ 
stalt  und  zum  politischen  Verein 
stempeln  wollte. 

Sozialpolitik  /  Johannes  Heiden 

Tarifvertrags- £)ie  Gesellschaft  für  so- 
recht  ziale  Reform  hat  sich  auf 

ihrer  jüngsten  Tagung  am 
21.  und  22.  November  in  Düsseldorf  aus¬ 
schließlich  mit  Fragen  des  Arbeitsrechts 
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beschäftigt.  Das  größte  Interesse  bean¬ 
spruchen  die  Erörterungen  über  Rechts¬ 
fragen  des  Tarifvertrags  und  ihre  ge¬ 
setzliche  Lösung.  Der  Referent  Rechts¬ 
anwalt  Dr.  Hugo  Sinzheimer  (Frankfurt 
am  Main)  befürwortete  die  gesetzliche 
Regelung  des  Tarifvertragswesens.  Die 
Normen  der  geltenden  Rechtsordnung 
passen,  wie  Sinzheimer  in  seinem  Vor¬ 
trag  und  in  einer  kürzlich  veröffent¬ 
lichten  Schrift  (Rechtsfragen  des  Ar¬ 
beitstarifvertrags.  Brauchen  wir  ein  Ar¬ 
beitstarifgesetz?,  44.  Heft  der  Schriften 
der  Gesellschaft  für  soziale  Reform 
/Jena,  G.  Fischer/)  ausführte,  nicht  für 
die  Besonderheiten  des  Tarifvertrags. 
Die  geltende  Rechtsordnung  ist  für  Ver¬ 
träge  zwischen  Einzelpersonen  bestimmt, 
der  Tarifvertrag  will  und  muß  für  große 
Massen  Recht  schaffen.  Die  Unterstel¬ 
lung  de;  Tarifvertrags  unter  Rechtsnor¬ 
men,  die  für  die  Verträge  zwischen  In¬ 
dividuen  geschaffen  und  bestimmt  sind, 
führt  zu  einer  Rechtsprechung,  die  die 
Zwecke  des  Tarifvertrags  vereitelt. 

Über  die  rechtliche  Tragweite  des  Tarif¬ 
vertrags  sind  heute  in  der  Theorie  und 
in  der  gerichtlichen  Praxis  sehr  ver¬ 
schiedene  Auffassungen  vertreten.  Es 
sei  hier  nur  an  die  Frage  der  Abding¬ 
barkeit  der  Tarifverträge  erinnert.  Lot- 
mar  vertritt  den  Standpunkt,  daß  Einzel¬ 
verträge  nicht  unter  die  Bedingungen 
des  Tarifvertrags  herabgehen  dürfen,  die 
Rechtsprechung  dagegen  hat  auch  solche 
Vertragsabreden,  die  Bestimmungen  des 
Tarifvertrags  zu  ungunsten  des  Arbeiters 
abändern  oder  aufheben,  für  zulässig  und 
gültig  erklärt.  Bestimmungen  von  Ar¬ 
beitsordnungen,  die  von  in  Tarifverträ¬ 
gen  festgelegten  Vereinbarungen  abwei¬ 
chen,  werden  allgemein  als  rechtsver¬ 
bindlich  erachtet.  Aus  dieser  verschie¬ 
denen  Beurteilung  der  Verbindlichkeit 
des  Tarifvertrags  für  seine  Kontrahenten 
entsteht  eine  große  Rechtsunsicherheit, 
die  auch  für  die  Gewerkschaften  sehr 
bedenklich  ist. 

Auch  über  den  persönlichen  Geltungs¬ 
bereich  des  Tarifvertrags  gehen  die  An¬ 
schauungen  weit  auseinander.  Werden 
nur  diejenigen  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
durch  den  Tarifvertrag  verpflichtet,  die 
einem  der  Verbände  angehören,  die  den 
Tarifvertrag  abschließen,  oder  gilt  die¬ 
ser  auch  für  Außenstehende?  Die  Recht¬ 
sprechung  neigt  dazu  den  Inhalt  des 
Tarifvertrags  auch  für  Nichtverbandsmit¬ 
glieder  für  verbindlich  zu  erklären,  wenn 
nicht  ausdrücklich  andere  Vereinbarun¬ 
gen  getroffen  worden  sind.  So  wird  der 
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durch  einen  Tarifvertrag  vereinbarte 
Ausschluß  der  Kündigungsfrist  vielfach 
für  alle  Arbeitsverhältnisse  des  Ge¬ 
werbes  als  gültiges  Recht  angespro¬ 
chen,  auch  wenn  weder  Arbeitgeber  noch 
Arbeiter  zu  einer  der  Vertragsparteien 
des  Tarifvertrags  gehören.  Einheitlich¬ 
keit  besteht  auch  hierin  nicht.  Weiter 
ergibt  sich  bei  der  Konkurrenz  der  Ar¬ 
beiterorganisationen  noch  die  Frage, 
welcher  Tarifvertrag  für  Nichtorgani¬ 
sierte  gilt,  wenn  für  einen  Betrieb  oder 
für  ein  Gewerbe  zwischen  den  Unter¬ 
nehmern  oder  dem  Unternehmer  Tarif¬ 
verträge  mit  2  Gewerkschaften  (freie 
oder  christliche  oder  andere)  abge¬ 
schlossen  sind.  Niemand  wird  bestrei¬ 
ten,  daß  die  Unsicherheit  der  Rechtslage 
und  die  Verschiedenheiten  eine  gesetz¬ 
liche  Regelung  wünschenswert  machen. 
In  den  Kreisen  der  Gewerkschaften  wer¬ 
den  auch  die  Übelstände,  die  der  heutige 
Zustand  mit  sich  bringt,  nicht  verkannt 
und  eine  gesetzliche  Klarstellung  und 
Schaffung  eines  Tarif gesetzes  nicht  prin¬ 
zipiell  verworfen.  Die  Abneigung  gegen 
ein  Tarifgesetz,  die  weit  verbreitet  ist, 
entspringt  mehr  der  Furcht  vor  dem  Ge¬ 
setzgeber,  von  dem  man  eine  Schädi¬ 
gung  der  Interessen  der  Gewerkschaften 
befürchtet,  wenn  er  den  Tarifvertrag 
regelt.  Vor  allen  Dingen  wird  von  der 
Regelung  der  Haftungsfrage  für  tarif- 
widriges  Verhalten  gefürchtet,  daß  bei 
ihr  die  finanziellen  Mittel  der  Gewerk¬ 
schaften  übermäßig  in  Anspruch  genom¬ 
men  werden.  Sicher  besteht  bei  vielen 
die  Absicht  bei  einer  gesetzlichen  Rege¬ 
lung  des  Tarif wesens  die  Haftung  der 
Berufsverbände  weit  auszudehnen.  Ist 
doch  bei  Erörterungen  im  Reichstag  und 
auch  in  der  Literatur  vielfach  die  Haf¬ 
tungsfrage  als  der  Kernpunkt  der  ge¬ 
setzlichen  Regelung  des  Tarifvertrags  be¬ 
zeichnet  worden.  Es  ist  selbstverständ¬ 
lich,  daß  eine  unbeschränkte  Haftung 
der  Gewerkschaften  für  Verstöße  gegen 
den  Inhalt  der  Tarifverträge  abgelehnt 
werden  muß.  Hierbei  muß  aber  nicht 
vergessen  werden,  daß  schon  unter  dem 
geltenden  Recht  die  Haftung  der  Ge¬ 
werkschaften  für  tarif feindliches  Ver¬ 
halten  ihrer  Organe  besteht.  Das  Reichs¬ 
gericht  hat  in  dieser  Frage  Urteile  ge¬ 
fällt,  die  sehr  trübe  Aussichten  eröffnen. 
Bei  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Haf¬ 
tungsfrage  muß  also  der  Streit  um  die 
Begrenzung  der  Haftpflicht 
gehen,  wenn  man  es  überhaupt  für  nötig 
hält  die  Frage  der  Haftung  im  Gesetz 
zu  regeln. 
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Die  Befürchtung  einer  für  die  Gewerk¬ 
schaften  ungünstigen  Regelung  der  Haf¬ 
tungsfrage  kann  die  Ablehnung  der  ge¬ 
setzlichen  Regelung  nicht  begründen, 
weil  die  Anwendung  der  geltenden 
Rechtsnormen  durch  die  Rechtsprechung 
zu  einer  sehr  umfangreichen  Haftung  der 
Gewerkschaften  führen  kann.  Da  die 
anderen  Übelstände,  die  aus  der  An¬ 
wendung  des  geltenden  Rechts  auf  den 
Tarifvertrag  entstehen,  und  von  denen 
oben  einige  erwähnt  worden  sind,  durch 
die  Rechtsprechung  und  die  freie  Ent¬ 
wickelung  nicht  beseitigt  werden  können, 
so  ist  im  Interesse  der  Ausdehnung  der 
Herrschaft  des  Tarifvertrags  eine  gesetz¬ 
liche  Regelung  wünschenswert. 
Sinzheimer  hat  in  seiner  Schrift  eine 
Anzahl  von  Richtlinien  für  den  Inhalt 
des  Tarifgesetzes  aufgestellt.  Der  Ge¬ 
setzgeber  soll  die  Berufsvereine  als  die 
Schöpfer  und  Träger  der  Tarifverträge 
vorurteilslos  anerkennen.  Die  Organi¬ 
sationen,  die  bisher  vom  Gesetzgeber 
beiseite  geschoben  worden  sind,  müssen 
planvoll  in  ihrer  Eigenart  auch  zur  recht¬ 
lichen  Geltung  gebracht  werden.  Poli¬ 
tische  Nebenabsichten  auf  Schädigung 
der  Berufsvereine  dürfen  bei  Schaffung 
des  Tarifvertrags  nicht  verfolgt  werden. 
Er  verkennt  die  Gefahr  nicht,  die  dar¬ 
aus  entstehen  kann,  daß  versucht  wird 
die  gelben  Gewerkvereine  bei  der  ge¬ 
setzlichen  Regelung  des  Tarifvertrags  zu 
bevorzugen.  Das  Tarifgesetz  soll  den 
sozialen  Grundgedanken  des  Tarifver¬ 
trags  rein  und  klar  zum  Ausdruck  brin¬ 
gen  und  anerkennen,  daß  die  Arbeits¬ 
beziehungen  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  nicht  durch  die  einzelnen, 
sondern  durch  die  Verbände  bestimmt 
und  beherrscht  werden  sollen,  daß  recht¬ 
lich  nicht  das  Einzelinteresse,  sondern 
das  Verbandsinteresse  zur  Geltung  zu 
kommen  hat.  Das  scheint  mir  der  wich¬ 
tigste  Punkt  zu  sein.  Ein  Tarifgesetz, 
das  nur  die  Verbindlichkeit  der  zwischen 
dem  Verband  der  Unternehmer  und  dem 
der  Arbeiter  getroffenen  Vereinbarungen 
für  alle  Arbeiter  und  Arbeitgeber  des 
Gewerbes  im  Bezirk  aussprechen  und  die 
tariflichen  Festlegungen  als  Mindestbe¬ 
dingungen  jedes  Arbeitsverhältnisses  und 
alle  Einzelabreden,  die  dagegen  versto¬ 
ßen,  für  nichtig  erklären  würde,  wäre 
schon  ein  bedeutungsvoller  Fortschritt. 
Es  kommt  meines  Erachtens  in  erster 
Linie  darauf  an  die  Organisationen  vor 
dem  Schaden  zu  schützen,  der  ihnen 
durch  Außenseiter  zugefügt  wird,  wozu 
auch  Mitglieder  gerechnet  werden  müs¬ 


sen,  die  tariffeindlich  handeln,  und  wei¬ 
ter  darauf,  daß  die  Berufsverbände  als 
Schöpfer  des  Rechts  anerkannt  werden. 
Was  große  Organisationen  von  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  als  Recht  vereinbaren, 
muß  für  alle  Berufsangehörigen  verbind¬ 
lich  und  unabänderlich  sein.  Es  ist 
nicht  einzusehen,  warum  die  Berufs¬ 
vereine  nicht  genau  so  gut  ihre  Be¬ 
ziehungen  und  die  ihrer  Mitglieder  zu 
einander  sollten  regeln  können  wie  es 
die  Kartelle  und  Syndikate  längst  tun. 
In  diesen  gilt  manches  Recht  nicht,  das 
im  Gesetz  des  Staats  fundiert  ist,  und 
Recht,  das  selbstgeschaffen  ist,  hat  volle 
Wirksamkeit.  Die  Forderung  die  tarif¬ 
lichen  Bedingungen  der  Abänderung  zu 
ungunsten  der  Arbeiter  durch  Einzelver¬ 
trag  der  Arbeitsordnung  zu  entziehen 
steht  anscheinend  mit  den  Vorschriften 
der  Gewerbeordnung  in  Widerspruch. 
Gewiß,  die  Gewerbeordnung  hat  nur  den 
Einzelvertrag  im  Auge,  für  den  sie 
grundsätzlich  das  Prinzip  der  Vertrags¬ 
freiheit  proklamiert.  Ihre  Bestimmun¬ 
gen  über  die  Arbeitsordnung  zeigen,  daß, 
wie  Sinzheimer  sagt,  die  gesetzliche  Ord¬ 
nung  des  Arbeitsverhältnisses  heute  erst 
bis  zum  aufgeklärten  gewerblichen  Abso¬ 
lutismus  durchgedrungen  ist.  Der  Grund¬ 
satz  der  Vertragsfreiheit  hat  sich  aber 
eine  ganze  Reihe  von  Beschränkungen 
gefallen  lassen  müssen.  Alle  Arbeiter¬ 
schutzbestimmungen  sind  in  Wirklich¬ 
keit,  oder  sollten  es  wenigstens  sein, 
Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit; 
auch  die  Vorschriften  der  Arbeiterver- 
sicherungsgesetze  sind  der  Parteiverein¬ 
barung  entzogen.  Auf  dem  Weg,  der 
mit  dem  Arbeiterschutzgesetz  und  der 
Arbeiterversicherung  mit  ihren  zwingen¬ 
den  Vorschriften  beschritten  ist,  liegt 
auch  die  Forderung  der  Unabdingbarkeit 
der  Tarifverträge.  Ist  sie  durch  den 
Gesetzgeber  sichergestellt,  so  kann  die 
weitere  Gestaltung  des  Arbeitsverhält¬ 
nisses  und  die  Regelung  der  rechtlichen 
Beziehung  der  freien  Entwickelung  über¬ 
lassen  werden.  Neben  der  Festlegung 
der  Unabdingbarkeit  muß  die  Gesetzge¬ 
bung  den  Tarifvertrag  ausdrücklich  den 
Normen  des  geltenden  Rechts  entziehen, 
die  für  ihn  nicht  passen. 

Sinzheimer  gibt  in  den  Leitsätzen  seines 
Vortrags  in  Düsseldorf  auch  eine  Reihe 
von  Vorschlägen  für  die  Regelung  von 
Einzelfragen  des  Tarifvertrags.  Über 
die  Zweckmäßigkeit  des  einen  oder  des 
andern  Vorschlags  werden  die  Meinun¬ 
gen  wohl  auseinandergehen:  darauf  aber 
kommt  es  nicht  an,  Die  Vorschläge 
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Sinzheimers  sind  für  die  Frage  jeden¬ 
falls  von  großer  Bedeutung,  und  jede 
Erörterung  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Tarifverträge  wird  zu  ihnen  Stellung 
nehmen  müssen. 

X  X 

Dienstboten-  Der  Durchführung  der 
cherungVerSI"  Krankenversicherung  der 
Dienstboten  werden  noch 
immer  Widerstände  entgegengesetzt, 
und  manche  Kräfte  sind  am  Werk  die 
Versicherung  möglichst  wirkungslos  zu 
machen.  In  der  Kurzen  Chronik  dieser 
Rundschau  (in  diesem  Band,  pag.  66) 
wurde  von  dem  Versuch  der  Konserva¬ 
tiven  berichtet  den  Termin  für  das  In¬ 
krafttreten  der  Versicherungspflicht  für 
Dienstboten  hinauszuschieben-  Der  Ver¬ 
such  hat  zu  keinem  Erfolg  geführt. 
Nun  soll  die  Landesgesetzgebung  helfen 
und  vor  allen  Dingen  die  Dienstboten 
den  Ortskrankenkassen  entziehen  und 
sie  in  allen  Fällen  den  besonderen 
Landkrankenkassen  zuführen.  Das 
würde  die  Interessen  der  Dienstboten 
erheblich  schädigen,  wie  in  den  Sozia¬ 
listischen  Monatsheften  schon  des  öf- 
tern  betont  worden  ist.  Zu  dem  gleichen 
Resultat  führt  aber  auch  die  in  vielen 
Großstädten  betriebene  Befreiung  der 
Dienstboten  von  der  Versicherungs¬ 
pflicht.  Sie  kann  von  dem  Dienstgeber 
verlangt  werden,  wenn  er  sich  verpflich¬ 
tet  den  Angestellten  im  Krankheitsfall 
die  gleiche  Unterstützung  zu  gewähren, 
die  die  Krankenkasse  leisten  müßte.  Für 
das  hieraus  entstehende  Risiko  nimmt  'der 
Dienstgeber  gewöhnlich  bei  einem  Ver¬ 
ein  oder  bei  einer  gemeindlichen  Ein¬ 
richtung  Versicherung.  Wenn  formell 
der  Dienstbote  durch  die  Verpflichtung 
des  Dienstgebers  im  Krankheitsfall 
Unterstützung  in  gleicher  Höhe  wie  die 
Krankenkasse  zu  gewähren  bei  Befrei¬ 
ung  von  der  Versicherungspflicht  genau 
so  gestellt  ist  wie  bei  Zugehörigkeit  zur 
Kasse,  so  besteht  doch  praktisch  ein  be¬ 
trächtlicher  Unterschied.  Über  das  Maß 
der  ärztlichen  Hilfeleistung  hat  bei  Be¬ 
freiung  der  Dienstgeber  zu  bestimmen, 
und  die  Entscheidung,  ob  Arbeitsun¬ 
fähigkeit  vorliegt  oder  nicht,  steht  beim 
Hausarzt  des  Dienstgebers. 

Sehr  bemerkenswert  ist  die  jetzt  oft  auf  ge¬ 
stellte  Behauptung,  daß  der  Reichstag 
das  Volk  mit  der  Reichsversicherungs¬ 
ordnung  überrumpelt  habe.  Besonders 
die  Hausfrauen  wollen  von  den  Lasten, 
die  angeblich  die  Versicherung  der 
Dienstboten  bringt,  nichts  gewußt  haben. 
Davon  ist  wohl  so  viel  richtig,  daß  der 


größte  Teil  des  Bürgertums  sich  um  die 
Gestaltung  der  Reichsversicherungsord¬ 
nung  so  wenig  gekümmert  hat  wie  um 
andere  sozialpolitische  Maßnahmen. 
Die  Teilnahmlosigkeit  an  sozialpoli¬ 
tischen  Erörterungen  ist  ja  im  Bürger¬ 
tum  (abgesehen  von  der  an  Zahl  kleinen 
Gruppe  der  Großindustriellen)  sehr 
groß  und  leider  nicht  nur  im  Bürgertum 
sondern  auch  in  der  Arbeiterschaft. 
Wenn  das  Eindringen  der  Sozialver¬ 
sicherung  in  den  Privathaushalt  ihr  das 
Interesse  größerer  Kreise  verschaffen 
sollte,  so  wäre  das  ein  angenehmer  Er¬ 
folg.  Ihm  muß  natürlich  die  Beteili¬ 
gung  der  Versicherten  an  der  Verwal¬ 
tung  der  Krankenversicherungseinrich¬ 
tungen  zur  Seite  stehen,  weil  nur  hier¬ 
bei  ein  Ausbau  der  Versicherungsleistun¬ 
gen  möglich  ist.  Wie  schlecht  die  In¬ 
teressen  der  Versicherten  bei  den  Be¬ 
hörden  aufgehoben  sind,  hat  gerade  auch 
die  Durchführung  der  Dienstbotenver¬ 
sicherung  bewiesen.  Da  mußte  in  den 
letzten  Wochen  für  die  Zwecke  der  Bei¬ 
tragsberechnung  und  für  die  Bemessung 
der  Versicherungsleistungen  von  den 
Versicherungsämtern  der  Wert  der  freien 
Station,  die  die  Dienstboten  als  einen 
Teil  des  Lohnes  erhalten,  festgesetzt 
werden.  Um  die  Beiträge,  von  denen 
der  Dienstgeber  einen  Teil  tragen  muß, 
niedrig  zu  halten,  ist  an  vielen  Orten 
der  Wert  der  freien  Station  mit  einem 
außerordentlich  geringen  Betrag  festge¬ 
setzt  worden.  In  Frankfurt  am  Main 
hat  das  Versicherungsamt  sogar  auf 
Verlangen  der  Dienstgeber  den  bisher 
als  Wert  der  freien  Station  normierten 
Satz  von  1,90  auf  1,45  Mark  herabge¬ 
setzt.  Durch  ein  solches  Verfahren 
werden  die  Beiträge  allerdings  niedrig 
gehalten,  die  Versicherungsleistungen 
aber  auch,  und  nicht  nur  die  der  Kran¬ 
kenversicherung  sondern  auch  die  der 
Invalidenversicherung,  da  auch  ihre  Bei¬ 
träge  und  Leistungen  nach  der  Höhe 
des  Grundlohns  der  Krankenversiche¬ 
rung  bemessen  werden. 

Die  Durchführung  der  Dienstbotenver¬ 
sicherung  hat  aufs  neue  bewiesen,  daß 
die  Sozialversicherung  von  großen 
Schichten  des  Bürgertums  keine  Förde¬ 
rung  sondern  nur  Hemmnisse  zu  er¬ 
warten  hat. 

X  X 

Arzte  und  Gewissermaßen  in  letzter 
kassen6" "  Minute  ist  der  Friede 
zwischen  dem  Verband  der 
Ärzte  und  den  Krankenkassenverbän¬ 
den  erhalten  geblieben.  Das  war  nach 
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den  Erklärungen  der  beiden  Streitteile 
in  der  vorangehenden  Polemik  eine 
große  Überraschung.  Hatten  wir  doch 
mehr  als  einmal  gehört,  daß  der  Kampf 
unvermeidlich  sei.  Die  Größe  der  Ver¬ 
antwortung  für  einen  solchen  Streit  hat 
nicht  nur  die  beiden  direkt  Interessier¬ 
ten  sondern  auch  die  Regierung  zu 
ernster  Friedensarbeit  angespornt,  und 
dann  war  auch  verhältnismäßig  leicht 
oder  doch  schnell  die  Einigung  im 
großen  und  ganzen  hergestellt.  Beide 
Teile  können  sich  dieses  Ausgangs 
freuen,  denn  niemand  hätte  wohl  zu¬ 
mute  sein  können  bei  einem  Kampf, 
der,  wie  schon  Genosse  Heine  sagte,  auf 
dem  Rücken  Dritter,  der  Kranken,  aus- 
gefochten  worden  wäre  (siehe  Heine 
Zum  Streik  der  Ärzte,  in  den  Sozia¬ 
listischen  Monatsheften,  3.  Band,  pag. 
1685).  Für  die  Sozialdemokratie  hat  der 
Friedensschluß  noch  das  Erfreuliche, 
daß  die  seltsame  Waffenbrüderschaft 
zwischen  sozialdemokratischen  Kassenvor¬ 
ständen  und  Betriebskrankenkassen,  die 
sich  eines  stillen  Wohlwollens  der  Re¬ 
gierung  erfreute,  ihr  Ende  erreichen 
wird. 

Es  ist  müßig  darüber  zu  streiten,  wer 
Sieger  geblieben  ist,  wie  es  in  der  bür¬ 
gerlichen  und  auch  in  der  Parteipresse 
geschieht.  In  Wirklichkeit  haben,  wie 
das  im  Wesen  der  Einigung  liegt,  beide 
Teile  verständiges  Entgegenkommen  ge¬ 
währt.  Die  wesentlichsten  Punkte  der 
Einigung  betreffen  die  Zulassungsbedin¬ 
gungen  der  Ärzte  zur  Kassenpraxis,  Ein¬ 
richtungen  zur  Regelung  der  Honorar¬ 
frage  und  die  Einsetzung  von  Schieds¬ 
gerichten  zur  Erledigung  von  Differen¬ 
zen.  Die  von  den  Kassen  während  des 
Streiks  angestellten  Ärzte  sollen  ent¬ 
lassen  werden;  die  hieraus  entstehenden 
Aufwendungen  für  Entschädigungen 
tragen  beide  Teile  gemeinsam.  Das  Ab¬ 
kommen  gilt  für  10  Jahre.  Nun  gilt  es 
der  Möglichkeit  eines  Kampfes  zwischen 
Ärzten  und  den  öffentlichrechtlichen  In¬ 
stitutionen  zur  Krankenfürsorge  für  die 
Zukunft  vorzubeugen. 

X  X 

Fürsorgeer-  Eine  Statistik  des  preu- 
z»e  ung  ßischen  Ministeriums  des 
Innern  will  über  die  Er¬ 
folge  der  Fürsorgeerziehung  unterrich¬ 
ten.  Von  9931  Zöglingen,  die  in  den  5 
Jahren,  vom  1.  April  1904  bis  zum  31.  März 
1909,  aus  der  Fürsorgeerziehung  ausge¬ 
schieden  sind,  wurden  8155  Zöglinge  er¬ 
mittelt.  Wenn  man  der  Statistik  fol¬ 
gen  darf,  sind  die  Erfolge  der  Für¬ 


sorgeerziehung  gute.  Bei  rund  70%  der 
Zöglinge  wird  die  Führung  nach  Ent¬ 
lassung  aus  der  Fürsorgeerziehung  als 
genügend  bis  gut  bezeichnet,  rund  11% 
erhalten  das  Prädikat  zweifelhaft,  und 
bei  19%  wird  die  Führung  als  ungenü¬ 
gend  bis  schlecht  angegeben.  Der  Wert 
einer  solchen  Statistik  ist  sehr  zweifel¬ 
haft.  Ich  sehe  ganz  davon  ab,  daß  die 
Merkmale,  nach  denen  die  Einteilung 
vorgenommen  wird,  nur  recht  äußerlich 
(Straffreiheit,  Nüchternheit  usw.)  sein 
können,  weil  sich  andere  entscheidende 
Merkmale  kaum-  aufstellen  lassen. 
Schwerer  ist  aber  der  Einwand,  daß  die 
zwischen  Entlassung  aus  der  Fürsorge¬ 
erziehung  und  der  Erhebung  liegende 
Zeit  zu  kurz  ist,  um  ein  begründetes 
Urteil  über  den  Erfolg  der  Fürsorge¬ 
erziehung  zu  ermöglichen. 

X  .  x 

KurzeChronik  £)je  Internationale  Vereini¬ 
gung  für  gesetzlichen 
Arbeiterschutz  hat 
ihre  Hauptversammlung  für  den  15.  bis 
zum  17.  September  dieses  Jahres  nach 
Bern  einberufen.  In  erster  Linie  sollen 
Verhandlungen  über  Schutz  gegen  Blei¬ 
vergiftungen  und  über  Sonnabendfrüh¬ 
schluß  und  Sonntagsruhe  gepflogen  werden. 
X  Vom  30.  November  bis  zum  3.  Dezember 
tagte  in  Berlin  der  3.  deutsche  Ar¬ 
beiterkongreß,  der  hauptsächlich 
von  Vertretern  der  christlichen  Gewerk¬ 
schaften  und  der  konfessionellen  Ar¬ 
beitervereine  beschickt  war.  Gegen  die 
Reaktion  auf  sozialpolitischem  Gebiet 
wurde  manches  gute  Wort  gesprochen. 
Ein  Lobredner  der  Werkvereine  und 
Vertreter  der  Forderung  vermehrten 
Schutzes  der  Arbeitswilligen  fand  keinen 
Anklang.  Gleichwohl  wurde  die  Geg¬ 
nerschaft  dieser  Arbeitervertreter  gegen 
die  Sozialdemokratie  mit  besonderm 
Nachdruck  hervorgehoben  (siehe  die 
Rubrik  Gewerkschaftsbewegung,  in  die¬ 
sem  Band,  pag.  191).  X  Das  Verbot  der 
Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien 
ist  vom  Bundesrat  verlängert  wor¬ 
den.  X  In  Bayern  ist  der  Staatszu¬ 
schuß  zur  Förderung  der  Heimarbeit 
von  10  000  auf  20  000  Mark  erhöht  wor¬ 
den.  X  Im  belgischen  Arbeitsmi¬ 
nisterium  ist  ein  Amt  für  soziale  Ver¬ 
sicherung  geschaffen  worden. 

X  X 

Literatur  Unter  Mitwirkung  einer 

großen  Anzahl  von  Sach¬ 
verständigen  haben  Pro¬ 
fessor  Dr.  Arthur  Keller  und  Pro- 
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fessor  Dr.  Chr.  J.  K  1  u  m  k  e  r  in  dem 
Werk  Säuglingsfürsorge  und  Kinder  - 
schütz  in  den  europäischen  Staaten 
/Berlin,  Springer/  eine  Darstellung  der 
Einrichtungen  für  Säuglingsfürsorge  und 
Kinderschutz  in  den  europäischen  Kul¬ 
turstaaten  geschaffen.  Die  Aufsätze  des 
1.  Teils  über  die  Einrichtungen  der  ein¬ 
zelnen  Länder  geben  nicht  nur  ein  Bild 
des  gegenwärtigen  Standes  sondern  ent¬ 
halten  auch  Schilderungen  über  Ent¬ 
stehung  und  Entwickelung  der  Schutz¬ 
einrichtungen  für  Säuglinge  und  grö¬ 
ßere  Kinder.  Im  2.  Teil  sind  die  sozial¬ 
rechtlichen  Einrichtungen  von  19  Staa¬ 
ten  zusammengestellt,  die  das  Vor¬ 
mundschaftswesen  und  die  rechtliche 
Stellung  des  unehelichen  Kindes  regeln. 
Eine  Sammlung  von  Gesetzen  und  Ver¬ 
fügungen  über  Kinderschutz  und  Mutter¬ 
fürsorge  in  den  europäischen  Staaten 
bildet  den  3,  Teil  des  Werkes.  Sie 
dürfte  die  erste  derartige  Sammlung 
sein.  Die  ausführlichen  Sach-,  Orts-  und 
Gesetzesverzeichnisse  erleichtern  den 
Gebrauch  des  Handbuchs.  Mag  das 
Buch  auch  einige  Lücken  enthalten,  so 
gibt  es  doch  eine  gute  Übersicht  über 
die  Maßnahmen  zur  Säuglingsfürsorge 
und  zum  Kinderschutz,  eine  Übersicht 
allerdings,  die  nicht  nur  die  großen  Un¬ 
terschiede  in  den  Fürsorge-  und  Schutz¬ 
einrichtungen  der  verschiedenen  Staa¬ 
ten  aufweist,  sondern  auch  das  Fehlen 
des  innern  Zusammenhangs  der  Schutz¬ 
maßnahmen  in  den  einzelnen  Staaten 
bestätigt.  Dies  erklärt  sich  aus  dem 
Widerstreben,  das  sich  der  Schaffung 
von  Fürsorge-  und  Schutzeinrichtungen 
entgegenstellt  und  das  ein  planmäßiges 
Vorgehen  hindert.  So  kommen  nur  not¬ 
gedrungen  Maßnahmen  gegen  die  sicht¬ 
barsten  Schäden  zustande,  die  naturge¬ 
mäß  viele  Lücken  haben  müssen.  Wenn 
die  von  den  Verfassern  gegebene  Über¬ 
sicht  allenthalben  die  Einsicht  von  der 
Notwendigkeit  zusammenhängender  und 
sich  ergänzender  Einrichtungen  fördert, 
so  kann  die  verdienstvolle  Arbeit  der 
Sache  des  Säugling-  und  Kinderschutzes 
großen  Nutzen  tun.  X  Als  8.  Heft  der 
Veröffentlichungen  des  Vereins  für 
Säuglingsfürsorge  im  Regierungsbezirk 
Düsseldorf  /Berlin,  C.  Heymann/  hat 
Dr.  L  a  r  enz  2  Vorträge,  Aufgaben  und 
Durchführung  der  Waisenpflege  und 
Unser  Jugendschutz,  herausgegeben,  die 
in  der  Hauptsache  eine  Popularisation 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  des 
Vormundschaftsrechts,  des  Rechts  des 
unehelichen  Kindes,  der  Schutzbestim¬ 


mungen  für  die  Jugendlichen  und  des 
preußischen  F  ürsorgeerziehungsgesetzes 
enthalten.  X  Die  gleiche  Sammlung 
bringt  eine  Studie  Das  Findelhaus,  seine 
geschichtliche  Entwickelung  und  sitt¬ 
liche  Bewertung  von  Dr.  Ludwig  R  u  - 
1  a  n  d.  Der  1,  Teil  mit  seiner  gedräng¬ 
ten  Darstellung  des  Entstehens,  der  Ent¬ 
wickelung  und  des  Verfalls  der  Findel - 
häuser  ist  äußerst  lesenswert.  Der  Ver¬ 
fasser  tritt  in  dem  2.  Teil  seiner  Schrift 
für  ein  verbessertes  Findelhaus,  das 
Kinderheim,  ein.  Sehr  energisch  fordert 
er  Regelung  des  Säuglingsschutzes  durch 
ein  Reichsgesetz  und  die  praktische 
Handhabung  des  Säuglingsschutzes 
durch  die  öffentlichen  Gewalten,  weil 
die  Privatfürsorge  niemals  ausreichen 
kann.  Wenn  man  auch  die  Beurteilung 
der  unverehelichten  Mutter  durch  den 
Verfasser  nicht  immer  billigen  und  gegen 
manchen  seiner  Vorschläge  Bedenken 
hegen  mag,  so  ist  das  Schriftchen  doch 
anregend  und  gibt  für  den  Ausbau  des 
Kinderschutzes  manchen  Fingerzeig 
eines  Mannes,  dem  es  von  seinem  Stand¬ 
punkt  sehr  ernst  mit  dem  Schutz  der 
unschuldigen  Kinder  ist. 

WISSENSCHAFT 

Hygiene  /  Heinemann  öoldschmidt 

Syphilis  Die  Syphilisbehandlung  ist 
seit  der  Entdeckung  der 
Spirochaeta  pallida  upd  der 
Wassermannschen  Reaktion  in  ein  neues 
Stadium  getreten.  Als  dritter  wichtiger 
Faktor  kam  dann  die  Erfindung  Ehr- 
lichs,  das  Salvarsan,  hinzu.  Die  schema¬ 
tische  Behandlung  der  frühem  Zeit 
konnte  nun  in  eine  individualisierende 
umgewandelt  werden,  da  in  zweifelhaf¬ 
ten  Fällen  das  Auf  finden  der  Spirochäte 
entschied,  in  anderen  wieder  die  Was- 
sermannsche  Blutprobe  über  Noch-  und 
Nichtmehrvorhandensein  der  Krankheit 
Auskunft  gab. 

Allerdings  gehen  die  Ansichten  der 
Ärzte  über  die  Art  der  Luesbehandlung 
noch  weit  auseinander.  Auch  wird  der 
Wert  der  Wassermannschen  Reaktion 
noch  von  vielen  Seiten  bezweifelt  und 
angefochten.  Das  wird  uns  auch  ganz 
verständlich,  wenn  wir  bedenken,  wie 
viele  Modifikationen  und  Verbesserungen 
der  Reaktion  im  Lauf  der  Zeit  aüftauch- 
ten,  und  wie  diese  in  der  Hand  verschie¬ 
dener  Untersucher  verschiedene  Resul¬ 
tate  ergaben.  Außerdem  kommt  es, 
selbst  bei  der  Originälmethode,  nicht  gar 
selten  vor,  daß  trotz  klinischer  Erschei- 
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nungen  von  Lucs  ein  negativer  Wasser¬ 
mann  vorhanden  ist.  Aus  den  Meinun¬ 
gen  für  und  wider  hat  sich  dann  als  fest¬ 
stehender  Grundsatz  ergeben:  der  posi¬ 
tive  Wassermann  beweist  das  Vorhanden¬ 
sein  von  Syphilis,  der  negative  beweist 
nichts,  jedoch  ist  der  wiederholt  nega¬ 
tive  Wassermann  mit  höchster  Wahr¬ 
scheinlichkeit  als  ein  Zeichen  des  Frei¬ 
seins  von  Syphilis  zu  betrachten. 

Ob  und  wieweit  dieser  Standpunkt  be¬ 
rechtigt  ist,  müssen  weitere  Unter¬ 
suchungen  ergeben;  jedenfalls  wird  von 
den  Anhängern  der  Reaktion  der  posi¬ 
tive  Wassermann  verschieden  gedeutet. 
Während  die  eine  Partei  in  dem  posi¬ 
tiven  Wassermann  das  Vorhandensein 
einer  aktiven  Syphilis  sieht,  wird  von 
der  andern  Seite  die  positive  Reaktion 
nur  als  ein  Zeichen  gedeutet,  daß  eine 
Infektion  einmal  stattgefunden  hat.  Die¬ 
sen  Standpunkt  vertritt  unter  anderen 
Bruhns,  der  in  einer  größern  Abhand¬ 
lung  in  der  Berliner  Medizinischen  Klinik 
folgenden  Beweis  dafür  ins  Feld 
führt:  Er  weist  darauf  hin,  daß  in  einer 
Anzahl  spätlatenter  Fälle,  die  außer  dem 
positiven  Wassermann  absolut  keine  Er¬ 
scheinungen  zeigen,  auch  die  energischste 
Therapie  nicht  imstande  ist  den  positiven 
Wassermann  in  einen  negativen  umzu¬ 
stimmen,  Der  positive  Wassermann  ist 
seiner  Ansicht  nach  nur  ein  Beweis  für 
das  Nochvorhandensein  von  Schutzstof¬ 
fen  im  Blut  ähnlich  wie  bei  Typhus  oder 
Scharlach,  Es  fragt  sich  nun,  ob  man 
bei  derartigen  Patienten  eine  Kur  vor¬ 
nehmen  soll.  Den  Versuch  die  positive 
Wassermannreaktion  in  eine  negative 
umzuwandeln  kann  man  machen;  aber 
sicherlich  wäre  es  ein  schwerer  Fehler 
unter  allen  Umständen  einen  Umschlag 
erzielen  zu  wollen.  Man  schadet  hier¬ 
durch  mehr  als  man  nützt;  auch  die 
seelische  Depression  des  Patienten,  der 
sich  schon  längst  geheilt  glaubt,  ist  nicht 
zu  unterschätzen.  Der  Arzt  muß  eben 
von  derartig  refraktären  Fällen  Kenntnis 
haben  und  dem  Patienten  klarmachen, 
daß  in  seinem  Fall  die  positive  Wasser¬ 
mannreaktion  nichts  zu  bedeuten  hat. 
Und  nun  zur  Salvarsanbehandlung.  Wel¬ 
che  Rolle  sollen  wir  ihr  nach  dem 
heutigen  Stand  unserer  Kenntnisse  ein¬ 
räumen?  Die  große  Begeisterung,  die 
im  Anfang  der  Salvarsanära  einen  gro¬ 
ßen  Teil  der  Ärztewelt  ergriff,  hat  all¬ 
mählich  einer  nüchternen  Beurteilung 
Platz  gemacht.  Auch  diejenigen,  die 
von  vornherein  dem  Salvarsan  feindlich 
gegenüberstanden  und  vor  den  gefähr- 


199 

liehen  Folgen  der  Salvarsananwendung 
nicht  genug  warnen  konnten,  haben  wohl 
eingesehen,  daß  nur  in  ganz  bestimmten 
Fällen  und  auch  dann  nur  unter  ge¬ 
wissen  Voraussetzungen  von  einem  Sal- 
varsantod  gesprochen  werden  kann.  Die 
Neosalvarsanbehandlung  speziell  ist  bei 
richtiger  Technik  als  völlig  gefahrlos  zu 
bezeichnen.  Wie  steht  es  nun  um  die 
Erfolge?  Die  Idee  EhrHchs,  die  therapia 
sterilisans  magna,  das  heißt  das  Abtöten 
sämtlicher  Spirochäten  durch  eine  große 
Dosis,  hat  sich  leider  nicht  verwirklicht. 
Schwanden  auch  die  symptomatischen 
Erscheinungen  der  Lues  meist  mit  ver¬ 
blüffender  Schnelligkeit,  so  traten  doch 
bald  wieder  Rezidive  auf;  auch  blieb  die 
positive  Wassermannsche  Reaktion  häufig 
unbeeinflußt.  Das  Salvarsan  dokumen¬ 
tierte  sich  zwar  als  ein  vorzügliches 
Antisyphilitikum,  aber  nicht  als  das  ge¬ 
suchte  Idealmittel.  Bei  der  Lues  ma¬ 
ligna  allerdings  zeigt  sich  das  Salvarsan 
dem  Quecksilber  weit  überlegen.  Im 
übrigen  ist  das  Salvarsan  mit  dem 
Quecksilber  in  ideale  Konkurrenz  ge¬ 
treten,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  man 
beide  Mittel  abwechselnd  kombina¬ 
torisch  anwendet.  Die  kombinatorische 
Quecksilber-Salvarsan-Behandlung  wird 
zurzeit  von  den  meisten  Autoren  als  die 
beste  und  radikalste  empfohlen.  Zwar 
erheben  sich  schon  seit  einiger  Zeit  ge¬ 
wichtige  Stimmen  gegen  diesen  Modus. 
Vor  allem  ist  es  Wechselmann,  der  in 
seinem  bereits  früher  in  dieser  Rund¬ 
schau  (1913,  3.  Band,  pag.  1225)  be¬ 
sprochenen  Buch  Über  den  Salvarsantod 
die  kombinatorische  Behandlung  für  ge¬ 
fährlich  erklärt  und  sie  darum  verwirft. 
Ich  glaube,  daß  diese  Auffassung 
Wechselmanns,  die,  nebenbei  bemerkt, 
rein  hypothetisch  ist,  der  sachlichen 
Unterlage  entbehrt.  Die  von  mir  einge¬ 
sehenen  Statistiken  einer  großen  Zahl 
derart  Behandelter  haben  jedenfalls 
nichts  ergeben,  was  für  die  Wechsel - 
mannsche  Auffassung  spräche.  Nur  in 
einem  Punkt  halte  ich  die  kombinierte 
Behandlung  nicht  für  zweckmäßig,  und 
zwar  in  der  Form  ihrer  Anwendung. 
Diese  geschieht  fast  durchweg  in  der 
Weise,  daß  zunächst  mehrere  Male 
Quecksilber,  dann  einmal  Salvarsan, 
dann  wieder  4-  bis  5  mal  Quecksilber, 
dann  wieder  Salvarsan  usw.  injiziert 
wird.  Es  hat  sich  nun  ergeben,  daß  die 
Wassermannsche  Reaktion  trotz  dieser 
Behandlung  auch  bei  wiederholten 
Kuren  sehr  oft  positiv  blieb.  Andrerseits 
konnte  ich  beobachten,  daß  die  Reaktion 
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fast  immer  in  günstigem  Sinn  beein¬ 
flußt  wurde,  wenn  zunächst  die  Queck¬ 
silberkur  allein  durchgeführt  und  dann 
in  Abständen  von  ungefähr  5  bis  8  Ta¬ 
gen  3-  bis  4  mal  Salvarsan  respektive 
Neosalvarsan  gegeben  wurde.  Es  ist 
durch  nichts  erwiesen,  daß  die  gleich¬ 
zeitige  Anwendung  von  Quecksilber  und 
Salvarsan  potenzierend  wirkt;  im  Gegen¬ 
teil,  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß 
beide  Mittel  bei  gleichzeitiger  oder  kurz 
aufeinanderfolgender  Anwendung  chemi¬ 
sche  Umsetzungen  ergeben  können,  die 
in  viel  geringerm  Maß  antiluetisch  wir¬ 
ken.  Viel  plausibler  muß  es  erscheinen 
zunächst  durch  eine  energische  Queck¬ 
silberkur  die  Spirochäten  derart  zu 
schwächen,  daß  sie  der  anstürmenden 
Wirkung  des  Salvarsans  ohne  weitern 
Widerstand  erliegen. 

X  X 

Bleivergiftung  Auf  einem  Gehöft  im  Tau¬ 
nus  wurden  vor  kurzem 
Bleivergiftungen  bei  sämt¬ 
lichen  Bewohnern  festgestellt.  Es  ergab 
sich,  daß  das  Trinkwasser  gelöstes  Blei 
in  nicht  unerheblichen  Mengen  enthielt; 
das  Gehöft  war  nämlich  durch  ein  lan¬ 
ges  Bleirohr  an  die  Wasserleitung  des 
benachbarten  Dorfes  angeschlossen.  Von 
den  26  untersuchten  Personen  zeigten 
12  eine  erhebliche  und  deutlich  nach¬ 
weisbare  Vergiftung  (außer  Bleisaum, 
Bleigicht,  Lähmung  der  Handstrecker, 
Koliken  usw.).  Das  untersuchte  Wasser 
war  der  Typus  bleihaltigen  Wassers,  es 
war  sehr  kalkarm  und  weich.  Der  Me¬ 
chanismus  der  Bleilösung  ist  noch  nicht 
geklärt,  er  ist  speziell  abhängig  vom 
Luftgehalt  des  Wassers.  Der  Sauerstoff 
löst  das  Blei  in  kolloidaler  Form, 
außerdem  werden  kohlen-  und  salpeter¬ 
saure  Salze  gebildet.  Chloride  wirken 
ungünstig  auf  die  Bleilösung;  das  frag¬ 
liche  Wasser  enthielt  neben  reichlicher 
Luft  sehr  wenig  Chloride.  Auch  C02 
hemmt  die  Bleilösung,  und  zwar  in  der 
Weise,  daß  bei  Vorhandensein  von  C02 
sich  eine  kohlensaure  Magnesia-  oder 
Kalkschicht  auf  das  Blei  abschlägt  und 
dessen  weitere  Lösung  verhindert.  Ver¬ 
suche  mit  dem  Berkefeldfilter  ergaben 
ein  Freisein  des  filtrierten  Wassers  von 
Bleikarbonaten.  Natürlich  können  diese 
Maßnahmen  nur  als  provisorisch  emp¬ 
fohlen  werden.  Die  sicherste  Maßnahme 
ist  der  Gebrauch  eines  andern  Metalls, 
speziell  des  Zinks;  in  der  Tat  bürgern 
sich  die  Zinkröhren,  die  nicht  teurer  als 
Blei  sind,  immer  mehr  ein. 
x  X 


KurzeChronikDer  Ausschuß  der  Deut¬ 
schen  Röntgengesellschaft 
fordert  in  einer  Denkschrift 
an  die  medizinischen  Fakultäten  Deutsch¬ 
lands,  Österreichs  und  der  Schweiz  die 
Errichtung  von  Lehrstühlen  für  Rönt  - 
genkunde  an  den  Universitäten.  X 
An  der  kürzlich  eröffneten  Universität 
zu  Perth  (Westaustralien)  ist  das  Stu¬ 
dium  völlig  frei;  der  Staat  trägt  sämt¬ 
liche  Kosten,  X  Dr.  Mouchet  hat  im 
Archiv  für  Schiffs-  und  Tropenhygiene 
in  einem  längern  Artikel  nachgewiesen, 
daß  die  Lebensdauer  der  Neger 
weit  kürzer  sei  als  die  der  Europäer,  Die 
Ursache  sieht  Mouchet  in  schlechter  Er¬ 
nährung,  unzulänglicher  Behausung  und 
der  Häufigkeit  von  Darmschmarotzern, 
besonders  des  Anchylostomum  duode¬ 
nale,  der  wohl  überhaupt  der  häufigste 
Schmarotzer  der  Menschheit  ist.  Bei  127 
Negerleichen  wurde  120  mal  der  Anchy¬ 
lostomum  gefunden.  X  Die  Gesundheits¬ 
verhältnisse  von  Groß  Berlin  er¬ 
geben  für  Wilmersdorf  den  günstigsten 
Stand;  es  weist  eine  Sterbeziffer  von 
nur  7,57  auf  1000  Lebende  auf,  während 
Berlin  mit  einer  Ziffer  von  14,41  auf 
1000  am  ungünstigsten  dasteht.  X  Der 
Stadt  Berlin  sind  5  Millionen  Mark  für 
Errichtung  einer  Waldschule  für 
Knaben  überwiesen  worden.  X  Die  Zahl 
der  Ärztinnen  in  Berlin  ist  seit 
1910  von  32  auf  56  gestiegen. 

X  X 

Literatur  Das  Buch  Harald  Boas' 
Die  Wassermannsche  Reak¬ 
tion  mit  besonderer  Be¬ 
rücksichtigung  ihrer  klinischen  Verwert¬ 
barkeit  /Berlin,  Karger/,  dessen  Ver¬ 
fasser  als  einer  der  besten  Kenner  dieser 
Materie  gilt,  ist  sowohl  für  den  Fach¬ 
mann  als  auch  für  den  Praktiker  von 
großem  Wert,  Die  Technik  der  Me¬ 
thode,  ihre  zahlreichen  Modifikationen 
und  deren  Bedeutung  sind  in  ausführ¬ 
licher  Weise  beschrieben  worden. 
Außerdem  ist  die  Bedeutung  der 
Reaktion  für  die  Diagnose,  Prog¬ 
nose  und  Therapie  sowie  ihre  klini¬ 
sche  Brauchbarkeit  bei  den  einzelnen 
Krankheiten  eingehend  erörtert.  »Man 
darf  die  Bedeutung  der  Reaktion  nicht 
überschätzen,  vielmehr  muß  man  immer 
die  klinischen  Symptome  als  die  erste 
Richtschnur  ansehen« :  dies  ist  der  Grund¬ 
satz  des  Werks.  Ein  sehr  ausführliches 
Literaturverzeichnis  ermöglicht  es  dem, 
der  sich  eingehend  mit  dem  Stoff  be¬ 
schäftigt,  sich  überall  schnell  zu  orien¬ 
tieren. 


MUSIK  /  ERICH  FALKMANN 


201 


KUNST 
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Verdifeier  Verdis  100,  Geburtstag  am 
9.  Oktober  1913  ist  in  Ita¬ 
lien  der  Anlaß  zu  vielen 
über  alle  Städte  verbreiteten,  die  ganze 
Bevölkerung  ergreifenden  Feiern  und 
künstlerischen  Festen  gewesen.  Auch 
nach  Deutschland  hat  er  seine  Reflexe 
geworfen,  und  fast  alle  deutschen 
Theater  haben  durch  Aufführungen  oder 
musikalische  Neueinstudierungen  einzel¬ 
ner  oder  mehrerer  Verdischer  Opern 
des  nach  Wagner  bedeutendsten  Opern¬ 
komponisten  gedacht.  Die  Anzahl  seiner 
in  Deutschland  heimischen  Werke  geht 
aber  kaum  über  7  hinaus,  und  nur  we¬ 
nige  Bühnen  haben  sich  bemüht  diese 
im  Alltagsbetrieb  so  gedankenlos  und 
mit  unzulänglicher  Ausstattung  herun¬ 
tergespielten  Repertoireopern  einer  wür¬ 
digen  Neuinszenierung  zu  unterziehen. 
Musterhaft  war  in  dieser  Beziehung  die 
Troubadouraufführung  des  Charlotten¬ 
burger  Deutschen  Opernhauses,  das  die 
trotz  aller  Trivialität  so  elementar  fort¬ 
reißende  und  leidenschaftlich  glühende 
Oper  in  ein  unübertrefflich  schönes, 
stimmungs-  und  stilvolles  szenisches  Ge¬ 
wand  gekleidet  hatte.  Einige  Theater 
haben  sich  auf  die  späteren  Werke  Verdis 
besonnen  und  den  so  dramatisch  ein¬ 
drucksvollen  Otello  aufgeführt.  Manche 
sogar  das  Meisterwerk  seines  Alters, 
den  Falstaff,  ein  Wunder  an  melodischer 
Erfindung,  Flüssigkeit,  feinsinnigster 
Arbeit,  Grazie  und  musikalischer  Ironie. 
(Es  ist  tief  beschämend,  daß  die  Ber¬ 
liner  Königliche  Oper,  die  vor  jetzt  fast 
2  Jahrzehnten  herrliche  Aufführungen 
dieses  herrlichen  Werkes  veranstaltet 
hat,  sich  jetzt  nicht  mehr  an  diese  Auf¬ 
gabe  herantraut  und  alle,  die  nach  die¬ 
sem  Genuß  lechzen,  Jahr  um  Jahr  ver¬ 
geblich  warten  läßt.)  Ein  selten  ge¬ 
spieltes  Werk  aus  der  mittlern  Periode, 
den  Don  Carlos,  in  dem  Verdi  den  er¬ 
sten  Schritt  zum  Musikdrama  und  zur 
Verinnerlichung  des  Ausdrucks  macht, 
brachten  das  Berliner  Königliche  und  das 
Frankfurter  Opernhaus.  Eine  inter¬ 
essante  Bekanntschaft  vermittelte  die 
neue  Hamburger  Oper  mit  der  ersten 
deutschen  Aufführung  der  aus  der  glei¬ 
chen  Periode  stammenden  Forza  del 
destino,  in  Italien  der  populärsten  Oper 
Verdis  nach  dem  Troubadour.  Die  Macht 
des  Schicksals  ist  reich  an  dramatischen 
Zügen  und  lyrischen  Szenen  und  bietet 
noch  einmal  ein  zusammenfassendes 


Bild  aller  Vorzüge  und  Mängel  der  al¬ 
ten  Nummernoper,  ehe  der  Tondichter 
mit  Aida  das  Gebiet  der  freien  Oper  be¬ 
tritt,  deren  Form  nur  von  der  Wahr¬ 
heit  des  dramatischen  Ausdrucks  be¬ 
stimmt  wird. 

X  X 

Re2er  Max  Reger  hatte  im  vo¬ 

rigen  Jahr  mit  seiner  Ro¬ 
mantischen  Suite  zum  er¬ 
stenmal  einen  Streifzug  in  das  Gebiet 
der  Programmusik  unternommen.  Er 
bleibt  auf  gleichem  Fehl  mit  der  be¬ 
deutendsten  seiner  diesjährigen  Kompo¬ 
sitionen,  einer  Folge  von  4  Tondichtun¬ 
gen  für  großes  Orchester  nach  Arnold 
Böcklin,  opus  128.  Reger  ist  aber  zu 
sehr  absoluter  Musiker,  als  daß  er  im 
Stil  moderner  Programmsymphoniker 
eine  Reihe  äußerer  Begebenheiten  aus¬ 
malen  oder  sich  im  Aufbau  seiner  Werke 
von  dem  Fortschreiten  einer  psycholo¬ 
gischen  Entwickelung  leiten  lassen 
könnte.  Die  Bilder  Böcklins  sollen  nur 
den  Stimmungsuntergrund  bilden,  sollen 
die  Phantasie  festlegen  und  in  bestimmte 
Grenzen  bannen.  Regers  Eigenart  ist 
die  gleiche  geblieben.  Er  läßt  sich 
innerhalb  der  einzelnen  Tondichtungen 
nur  von  architektonischen  Rücksichten 
leiten,  und  ihre  Aufeinanderfolge  ent¬ 
spricht  der  Reihenfolge  der  Sätze  der 
Symphonieform,  ohne  eine  besondere 
Beziehung  zwischen  ihnen  herzustellen. 
Das  erste  Stück  bildet  die  musikalische 
Ausdeutung  des  Geigenden  Eremiten, 
den  die  ausdrucksvolle  Melodie  der 
Solovioline,  die  durchsichtige  Instrumen¬ 
tation,  der  Reger  vermittelst  der  durch¬ 
gehenden  Teilung  der  Streicher  in  ge¬ 
dämpfte  und  ungedämpfte  Instrumente 
subtile  Klangreize  abgewinnt,  und  die 
Harmonik,  die  mit  der  Verwendung  der 
Kirchentonarten  das  Kolorit  geheimnis¬ 
voll  feierlicher  Dämmerung  über  den 
Satz  breitet,  zu  einem  Gipfel  intimster 
Stimmungsmalerei  macht.  Ein  lebendig 
rhythmisiertes  Vivace  vertritt  im  Spiel 
der  Wellen  die  Stelle  des  Scherzo,  des¬ 
sen  Schauplatz  durch  wiegende  Strei- 
cherpassagen  lokalisiert  ist.  Am  innig¬ 
sten  und  am  tiefsten  getroffen  ist  die 
Stimmung  in  der  Toteninsel,  deren 
reichere  instrumentale  Behandlung,  ein¬ 
dringliche  Melodik  und  mächtige  Schluß¬ 
steigerung  die  stärkste  Wirkung  ausübt. 
Einen  lebhaften,  etwas  gleichförmigen 
und  thematisch  wenig  prägnanten  Schluß¬ 
satz  bildet  das  Bacchanal,  nach  einem  in 
München  in  Privatbesitz  befindlichen 
Bild. 
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Keinen  so  starken  Gegensatz  zu  den 
Böcklinphantasieen  wie  es  nach  dem 
Titel  scheinen  könnte  bildet  Regers 
Ballettsuite,  opus  130.  Es  ist  das  Werk 
eines  ernsten  Musikers,  der  vor  unseren 
.Augen  die  Masken  der  italienischen 
Pantomime  vorüberziehen  läßt,  ohne 
aber  an  der  übermütigen  Lustigkeit  des 
Maskenballs  teilnehmen  zu  können.  Ein 
elegischer  Zug  zieht  sich  durch  das 
Ganze.  Harlekin  verliert  sich  nach  eini¬ 
gen  tollen  Luftsprüngen  in  übermäßigen 
Dreiklängen  und  verwandelt  sich  in 
einen  melancholisch-ironischen  Pierrot 
lunaire,  und  die  reizvoll  instrumentierte, 
an  Wiener  Melodieen  anklingende  Valse 
d'amour  verbirgt  ihren  Walzerrhythmus 
unter  geistvoller  Kontrapunktik,  als  ob 
sie  sich  genierte.  Am  eindrucksvollsten 
ist  wohl  die  lyrisch  zarte,  sehnsüchtige 
Stimmung  des  Colombinesatzes  und  das 
anmutige  und  harmonisch  feine  zärtliche 
Zwiegespräch  zwischen  Pierrot  und  Pier¬ 
rette.  Eine  pathetische  Entree  gibt  sich 
so  gar  nicht  ballettmäßig,  und  eine 
flüchtig  vorüberschwebende  Tarantella 
bildet  den  Schluß.  Auch  diese  Stücke 
sind  reine  Stimmungsbilder  voll  harmoni¬ 
scher  und  koloristischer  Feinheiten,  die 
jedem  äußern  Effekt  aus  dem  Weg  gehen. 
Ob  das  Experiment  gelingen  wird,  das 
die  Leipziger  Oper  in  Aussicht  genommen 
hat,  nämlich  die  Ballettsuite  szenisch 
aufzuführen,  bleibt  darum  auch  abzu¬ 
warten. 

Zum  Schluß  ist  noch  eine  Orgelkompo¬ 
sition:  Einleitung,  Passacaglia  und  Fuge, 
opus  127,  zu  nennen.  Vielleicht  ist 
darin,  daß  Reger  sie  im  Auftrag  des 
Breslauer  Magistrats  für  die  Einweihung 
der  neuen  Riesenorgel  in  der  Jahr¬ 
hunderthalle  komponiert  hat,  der  Grund 
zu  sehen,  daß  sie  sich  nicht  ganz  gleich¬ 
wertig  seinen  früheren  Orgelwerken  an 
die  Seite  stellt.  Jedenfalls  weist  aber 
auch  diese  Komposition  eine  Fülle 
fesselnder  und  meisterlicher  Momente 
auf  und  zeigt  in  ihrem  ohne  Kontraste 
und  Einschnitte  modulierend,  kontra¬ 
punktierend  und  variierend  ununterbro¬ 
chen  dahinfließenden  Melodieenstrom 
das  Regersche  Profil. 

X.  X 

Wien :  Neues  Ein  neues  großes  Konzert- 
Konzerthaus  gebäude  ;st  in  Wien  ent. 

standen.  Längst  genügte  das 
Musikvereinsgebäude  und  die  3  noch 
vorhandenen  kleineren  Säle  nicht  mehr 
die  Flut  der  Konzerte  aufzunehmen,  zu¬ 
mal  da  im  letzten  Sommer  der  durch  die 
Erinnerungen  an  das  Wirken  der  bedeu¬ 


tendsten  Künstler  und  durch  seine 
mustergültige  Akustik  berühmte  Bösen¬ 
dorfersaal  der  Bauspekulation  weichen 
mußte.  Die  Konzerthausgesellschaft,  die 
aus  dem  Zusammenschluß  des  Wiener 
Konzertvereins  und  des  Wiener  Sänger¬ 
hausvereins  entstanden  ist,  setzte  sich  den 
Bau  eines  großen  Gebäudes  zur  Pflege 
aller  Arten  der  Musik  zum  Ziel,  das  als 
Wiener  Konzerthaus  zu  Beginn  dieser 
Wintersaison  eröffnet  wurde.  Es  um¬ 
faßt  3  Konzertsäle:  einen  geräumigen 
Prunksaal  für  Orchesterkonzerte,  einen 
mittlern  Saal  für  Kammermusik  und 
einen  kleinen  intimen  Salon  für  Solisten, 
und  bietet  außerdem  der  Akademie  für 
Musik  und  darstellende  Kunst  Unter¬ 
kunft.  Die  Einweihung  geschah  durch 
gleichzeitige  Konzerte  in  allen  3  Sälen, 
wobei  in  dem  großen  Saal  das  ad  hoc 
geschriebene  Festliche  Präludium  von 
Richard  Strauß  gegeben  wurde. 

X  1  X 

Strauß  Das  Festliche  Präludium 

soll  nicht  mehr  als  eine 
prunkvolle  Einleitung  sein. 
Die  melodische  Linie  ist  schwungvoll, 
klar  und  leicht  verständlich  die  thema¬ 
tische  Ausarbeitung  und  Kontrapunktik, 
pompös  in  den  Mitteln  die  orchestrale 
Einkleidung,  Eine  feierliche  Dreiviertel- 
einleitung  führt  zu  einem  lebhaften 
Marsch,  der  über  einen  ausdrucksvollem 
Mittelsatz  zur  Wiederaufnahme  der  Ein¬ 
leitung  überleitet,  die  das  Werk  be¬ 
schließt. 

Die  andere  diesjährige  Novität  des  Ton¬ 
dichters  ist  eine  Deutsche  Motette,  nach 
Worten  von  Friedrich  Rückert,  für 
4  Solostimmen  und  löstimmigen  Chor 
a  cappella.  Der  Instrumentalkomponist 
Strauß  hat  hier  im  Streben  nach  einem 
modernen  Chorstil  ein  Werk  geschaffen, 
das  wegen  der  Kompliziertheit  der 
thematischen  Kombinationen,  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Intonation  und  der 
Ausdauer  von  den  Stimmen  das  Äußerste 
verlangt.  Auf  eine  getragene  Einleitung 
auf  die  Worte  des  Gedichts  »Die 
Schöpfung  ist  zur  Ruh’  gegangen«  folgt 
eine  Fuge  auf  eine  Gesangsmelodie,  die 
in  ihrem  weitern  Aufbau  in  komplizierte¬ 
ster  thematischer  Durchführung  über 
harmonische  Härten  und  durch  krause 
Stimmenwirrnisse  zu  der  Höhe  des 
C-Dur-Schlusses  geführt  wird. 

X  X 

Parsifalauf-  Mit  dem  ersten  Tag  de? 
u  rungen  neuen  Jahres  ist  mit  Wag¬ 
ners  ganzem  Lebenswerk 
auch  der  Parsifal  frei  geworden  und  so- 
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fort  an  den  meisten  großen  und  ver¬ 
schiedenen  mittleren  Bühnen  aufgeführt 
worden.  Hat  das  »Bühnenweihfestspiel« 
dadurch  eine  Einbuße  an  seinem  Wert, 
an  seinem  Ruf,  an  Weihe  erlitten? 
Kaum,  Man  muß  mit  dem  Höchsten  Lob 
anerkennen,  daß  es  an  allen  Theatern  mit 
der  größten  Anspannung  aller  Kräfte, 
unter  der  intensivsten  Hingabe  der  Be¬ 
teiligten,  mit  der  Aufbietung  aller  Mittel 
vorbereitet  ist,  und  daß  die  Aufführungen 
auf  einem  die  Durchschnittsvorstellun¬ 
gen  weit  überragenden  Niveau  stehen, 
das  an  mancher  der  großen  Bühnen  kaum 
hinter  dem  der  Bayreuther  Darbietungen 
zurückbleibt.  Es  wäre  schlimm  um  den 
Parsifal  bestellt,  wenn  sein  Zauber  an 
Aufführungen  an  bestimmtem  Ort,  in  be¬ 
stimmter  Umgebung  gebannt  wäre,  wenn 
seine  Wirkung  von  Äußerlichkeiten  ab¬ 
hinge.  Der  Parsifal  ist  eine  Oper  von 
solcher  Stimmungskonzentration,  daß  er 
überall  Eindruck  macht,  wo  er  in  wür¬ 
diger  Weise  aufgeführt  wird.  Er  ist  kein 
Oratorium,  wie  uns  die  Gralshüter  glau¬ 
ben  machen  möchten,  und  kein  Tendenz¬ 
stück,  etwa  zur  Verbreitung  kirchlicher 
Gesinnung  sondern  ein  Seelendrama  wie 
der  Tristan  (wenngleich  nicht  von  der 
gleichen  Glut),  wie  Wenn  wir  Toten  er¬ 
wachen,  und  er  verlangt  nicht  anders  als 
diese  Dramen  vom  Zuhörer  ein  tiefes 
Sichhineinversenken,  Vor  unzulänglichen 
Aufführungen  wird  er  zudem  auf  lange 
hinaus  bewahrt  bleiben,  da  ihn  nicht 
nur  die  szenischen  und  gesanglichen 
Schwierigkeitejn  von  den  Monatsopern 
und  Provinzbühnen  fernhalten  werden, 
sondern  auch  der  Ideenkreis  des  Stoffes, 
Wen  dieser  (»Durch  Mitleid  wissend«) 
ergreift,  für  den  gibt  es  auch  keine  Ent¬ 
weihung,  von  der  nur  die  fabeln  können, 
die  nicht  wissen,  daß  das  Menschlichste 
(das  Mitleiden)  keiner  Ausstaffierung 
bedarf  und  in  jeder  Umgebung,  auch  im 
Nachtasyl  der  Lumpen,  das  Göttliche 
bleibt. 

In  Berlin  wurde  der  Parsifal  am  1.  Ja¬ 
nuar  vom  Deutschen,  am  5.  Januar  vom 
Königlichen  Opernhaus  gegeben.  Die 
Aufführungen  waren  ganz  verschieden, 
jede  hatte  ihre  Schönheit  und  ihre 
Mängel.  Die  in  der  Königlichen  Oper 
war  von  größerm  Konventionalismus,  da¬ 
für  aber  geschlossener  und  musikalisch 
von  großartiger  Steigerung,  namentlich 
in  den  ergreifenden  Chören;  dazu  das 
auch  heute  noch  wohl  unvergleichliche 
Orchester.  Dieses  konnte  freilich  der 
begabte  Dirigent  des  Deutschen  Opern¬ 
hauses^  Möricke,  nicht  herbeizaubern;  er 


ersetzte  aber  vieles  durch  die  Intensität 
des  Ausdrucks.  Die  Dekorationen  waren 
im  Deutschen  Opernhaus  weit  origineller; 
namentlich  der  Zauberwald  mit  den 
hohen,  unverästelten  Stämmen,  die  in 
den  Himmel  ragten. 

Gegen  den  Parsifal  läßt  sich  gewiß  sehr, 
sehr  vieles  sagen.  (Man  versteht  den 
Nietzsche  gut.)  Gleichwohl:  Trifft  der 
Parsifal  auf  eine  Empfindung,  die  in 
dieser  Stunde  der  Not  der  Kreatur  sich 
öffnet,  so  wird  er,  trotz  jeder  Kritik,  den 
Menschen  mit  sich  nehmen. 

X  .  X 

Lauten I Jeder  Dje  moderne  Lautenlitera¬ 
tur  ist,  seitdem  sich  der 
Gesang  zur  Laute  neben 
dem  Kabarett,  von  dem  er  ausgegangen 
ist,  auch  den  Konzertsaal  erobert  hat, 
unermeßlich  angewachsen.  Eine  Ergän¬ 
zung  und  einen  gewissen  Gegensatz  zu 
dieser  Produktion  bilden  Die  Lieder  des 
Zupf geigenhansl :  Deutsche  Volksweisen 
für  Klavier  bearbeitet  von  Theodor  Salz¬ 
mann  /Leipzig,  Hofmeister/,  eine  reich¬ 
haltige  Anthologie  von  Volksliedern  aus 
dem  15.  bis  zum  19.  Jahrhundert  aus 
allen  Ländern  deutscher  Sprache.  Das 
Repertoire  des  Zupfgeigenhansl  ist  sehr 
umfangreich.  Es  umfaßt  etwa  250  Ab¬ 
schieds-  und  Liebeslieder,  geistliche  Lie¬ 
der  neben  Balladen,  Wander-,  Spinn- 
und  Soldatenlieder,  zum  Schluß  einige 
Tanzlieder  und  Schnurren.  Außer  der 
Melodie  sind  die  vollständigen  Texte, 
zum  Teil  im  Dialekt,  sorgfältig  abge¬ 
druckt.  Die  Singstimme  hält  sich  in 
sangbarer  Mittellage,  die  in  dieser  Aus¬ 
gabe  hinzugefügte  Klavierbegleitung  ist 
einfach  und  charakterisiert  die  Stim¬ 
mung  der  einzelnen  Lieder  durch  ver¬ 
schiedene  Bewegungsarten.  Es  würde 
dem  Lautengesang  im  Haus,  bei  Ausflü¬ 
gen  und  im  Konzert  sehr  zum  Segen  ge¬ 
reichen,  wenn  die  modernen,  häufig  recht 
oberflächlichen  und  geistlosen  Liederer¬ 
zeugnisse  mehr  mit  den  alten,  ausdrucks¬ 
vollen  und  musikalisch  wertvollen  Volks¬ 
liedern  abwechselten  oder  durch  sie  er¬ 
setzt  würden. 

X  X 

KurzeChronik£)er  hervorragende  franzö¬ 
sische  Pianist  R  a  o  u  1 
P  u  g  n  o  ist  kürzlich  in 
Moskau  gestorben.  X  Die  Totenliste  ver¬ 
zeichnet  ferner  den  Namen  Felix 
Senius,  des  bekannten  Berliner  Kon¬ 
zertsängers.  X  Professor  Georg  Schu¬ 
mann  wurde  als  Nachfolger  Professor 
Max  Bruchs  zum  Leiter  einer  Meister¬ 
klasse  für  musikalische  Komposition  ä» 
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der  Königlichen  Hochschule  für 
Musik  ernannt.  X  Der  78  jährige 
Saint-Saens  dirigierte  in  der  Berliner 
Philharmonie  ein  Konzert  mit  eigenen 
Kompositionen,  in  dem  er  auch  als  Kla¬ 
vierspieler  auftrat,  sowie  im  Opernhaus 
seine  Oper  Samson  und  Dalila  in  unge¬ 
strichener  Fassung,  beides  mit  großer 
Elastizität  und  Lebendigkeit.  X  Das 
2.  kleine  Bachfest  in  Eisenach, 
eine  Veranstaltung  der  Neuen  Bachge¬ 
sellschaft,  brachte  in  einem  Kirchen-  und 
2  Kammermusikkonzerten  unbekann¬ 
tere  und  selten  gehörte  Werke  des  Mei¬ 
sters  sowie  einiger  vorbachischer  und 
zeitgenössischer  Komponisten,  wie  Dali' 
Abaco,  Kuhnau  und  Händel,  zur  Auffüh¬ 
rung,  X  Ein  zweckmäßig  angelegter  und 
akustisch  günstiger  Konzerts  aal 
wurde  in  Berlin  in  der  Nähe  der  Phil¬ 
harmonie  unter  dem  Namen  Meistersaal 
eröffnet,  X  Die  Orchesterhoch¬ 
schule  des  Verbands  deutscher  Or¬ 
chester-  und  Chorleiter  in  Bückeburg 
wurde  am  1.  Oktober  eröffnet.  Sie  steht 
unter  Leitung  des  Hofkapellmeisters 
Professor  Richard  Sahla  und  gewährt 
den  Studierenden  vollständig  kosten¬ 
losen  Unterricht  sowie  einen  Zuschuß 
von  180  Mark  im  Semester.  X  Die  Bres¬ 
lauer  Uraufführung  der  neuen  Reger- 
schen  Orgelkomposition  (siehe  oben  den 
Abschnitt  über  Reger)  bot  Gelegenheit 
die  neue  von  der  Firma  Sauer  gebaute 
Orgel  zu  bewundern.  Sie  ist  mit  5  Ma¬ 
nualen  und  1  Pedal,  ihren  auf  eine 
Haupt-  und  eine  Gegenorgel  verteilten 
260  Registern  und  15  120  Pfeifen  die 
größte  Orgel  der  Welt,  ver¬ 
wendet  zur  Erzeugung  des  Windes  aus¬ 
schließlich  Elektrizität  ohne  pneumati¬ 
sche  Mithilfe  und  verfügt  über  eine  un¬ 
erschöpfliche  Fülle  von  Klangkombina¬ 
tionen  und  eine  unbegrenzte  dynami¬ 
sche  Schattierungsmöglichkeit  des  Tones. 
X  Dem  Vokalkomponisten  Abt,  von 
dessen  Liedern  einige  zu  Volksliedern 
geworden  sind,  hat  seine  Geburtsstadt 
Eilenburg  ein  Denkmal  errichtet. 

x  X 

Literatur  Seinem  die  Musikinstru¬ 
mente  in  ihrem  Zusammen¬ 
hang  behandelnden  Büch¬ 
lein  über  das  moderne  Orchester  in 
seiner  Entwickelung  hat  Fritz  V  o  1  - 
bach  eine  Fortsetzung  und  Ausführung 
gegeben.  Diese  ganz  vorzügliche  Schrift, 
Die  Instrumente  des  Orchesters  /Leip¬ 
zig,  Teubner/,  beschäftigt  sich  mit  den 
Instrumenten  als  Individuen.  Eine  kurz¬ 
gefaßte,  aber  klare  und  treffende  Be¬ 


schreibung  der  Konstruktion  und  des 
Klangcharakters  aller  heute  gebräuch¬ 
lichen  Orchesterinstrumente  leistet  für 
die  Belehrung  des  Instrumentationsschü¬ 
lers  und  Musikinteressenten  vortreffliche 
Dienste.  In  einer  Reihe  von  Hinweisen 
auf  die  Literatur  sind  die  markantesten 
Beispiele  der  Anwendung  in  klassischer 
und  moderner  Musik  geschickt  zusam¬ 
mengestellt.  Bei  der  Oboe  d'amore  ist 
die  charakteristische  Verwendung  in  De- 
bussys  Gigues  nachzutragen.  Das  Buch 
geht  aber  über  diesen  praktischen  Zweck 
weit  hinaus.  Eine  übersichtliche  Dar¬ 
stellung  der  geschichtlichen  Entwicke¬ 
lung  verfolgt  die  Genesis  der  Instru¬ 
mente  von  der  ältesten  Zeit  an.  Ein 
reichhaltiger  Quellennachweis  und  viele 
Abbildungen  geben  die  wissenschaftliche 
Resonanz.  Auf  eigenen  Experimenten 
beruhen  die  teilweise  neuen  Anschau¬ 
ungen,  die  der  Verfasser  auf  akustischem 
Gebiet  vorträgt.  Das  Werkchen  verei¬ 
nigt  auf  engem  Raum  eine  Fülle  des 
Interessanten  und  Wissenswerten.  X  Ein 
sachkundiger  Führer  durch  die  Liebes¬ 
lieddichtung  des  deutschen  Mittelalters 
ist  J.  W.  Bruinier  in  seiner  Schrift 
Minnesang  /Leipzig,  Teubner/.  Von  den 
Wurzeln  des  Minnesangs,  die  von  der 
volkstümlichen  Liederdichtung,  den  Mai¬ 
liedern  des  Volksgesangs  mit  ihren  Ab¬ 
zweigungen  und  den  Liedern  der  höheren 
Stände  ausgehen,  werden  wir  über  die 
Lieder  in  Kürenbergs  Weise  zu  dem  ei¬ 
gentlichen  Minnesang  geleitet,  dessen 
äußere  Formen  und  Ausdrucksmittel 
näher  charakterisiert  werden.  In  länge¬ 
ren  Ausführungen  verweilt  der  Ver¬ 
fasser  bei  Heinrich  von  Morungen  und 
Walther  von  der  Vogelweide  und 
schließt  mit  einer  Würdigung  des  bedeu¬ 
tendsten  Liederdichters  nach  Walther: 
Neidhart  von  Reuenthai.  Das  Buch  gibt 
dem  aufmerksamen  und  sich  in  den  Stoff 
versenkenden  Leser  ein  anschauliches 
Bild  der  Materie,  dem  durch  die  in 
reicher  Anzahl  eingestreuten  und  glos¬ 
sierten  Gedichte  in  der  Ursprache  eine 
besondere  Plastik  verliehen  wird.  X 
Tanz  und  Sang  im  Freien  ist  in  sommer¬ 
lichen  Tagen  die  Freude  der  Kinder. 
Hier  anzuregen,  mit  Melodieen  und  Tanz¬ 
arten  aufzuwarten  und  den  Sinn  für  An¬ 
mut  der  Bewegung  zu  wecken  ist  das 
Ziel  Gertrud  Meyers,  deren 
Sammlung  von  Volkstänzen  jetzt  in  2. 
Auflage  vorliegt  /Leipzig,  Teubner/.  Die 
Anzahl  der  Tänze  ist  vermehrt,  bei  eini¬ 
gen  die  für  Geige  oder  Ziehharmonika 
bestimmte,  aber  auch  für  Klavier  pas- 


MUSIK  /  ERICH  FALKMANN 


205 


sende  Begleitung  leichter  und  volkstüm¬ 
licher  gestaltet.  Beschreibungen  der 
Ausführung  der  Tänze  und  eine  Er¬ 
läuterung  der  Schrittarten  im  Anhang 
ermöglichen  die  praktische  Verwendung 
und  laden  zum  Versuch  ein,  der  zu¬ 
gleich  ein  fröhliches  Mittel  zur  körper¬ 
lichen  und  geistigen  Erholung  sein  wird. 

KULTUR 

Landwirtschaft  /  Arthur  Schulz 

Besiedelungs- Jn  der  vorjährigen  Tagung 
des  preußischen  Landes¬ 
ökonomiekollegiums  schloß 
sich  an  ein  Referat  von  Wangenheims 
über  die  bisherigen  Erfolge  und  die  zu¬ 
künftigen  Aufgaben  der  innern  Kolo¬ 
nisation  in  Preußen  eine  lehrreiche  Dis¬ 
kussion,  in  der  angesehene  Agrarpoli¬ 
tiker  wie  Professor  Dr.  Sering,  der 
Präsident  des  Oberlandeskulturgerichts 
Dr.  Metz  und  der  holsteinische  Hofbe¬ 
sitzer  Dr.  Engelbrecht  ihre  Ansichten 
darlegten.  Aus  dem  Referat  und  der 
Diskussion,  die  unter  dem  Titel  Die 
landwirtschaftliche  Besiedelung  in  Ver¬ 
gangenheit  und  Zukunft  bei  Parey  in 
Berlin  im  Druck  erschienen  sind, 
möchte  ich  folgende  Vorschläge  als  be¬ 
sonders  begrüßenswert  hervorheben: 
stärkere  Heranziehung  der  Domänen 
zur  Besiedelung,  Einschränkung  der 
Fideikommißbildung,  Änderung  unserer 
Hypothekengesetzgebung  in  dem  Sinn, 
daß  das  Fideikommiß  der  Gläubiger 
am  /-Jiypothekenbelasteten  Gut  ge¬ 
brochen  und  der  Abverkauf  einzelner 
Parzellen  zu  Siedelungszwecken  er- 
leichert  wird,  Beseitigung  der  Hinder¬ 
nisse,  die  der  Neuanlegung  ländlicher 
Ansiedelungen  durch  viele  Baupolizei¬ 
verordnungen  und  durch  die  Armen¬ 
gesetzgebung  und  besonders  das  Schul¬ 
unterhaltungsrecht  in  den  Weg  gelegt 
sind,  endlich  Verbot  des  Ankaufs 
bäuerlichen  Besitzes  durch  den  Groß¬ 
grundbesitz  oder  städtische  Kapita¬ 
listen.  Nicht  zu  billigen  vermag  ich 
dagegen  die  vom  Freiherrn  von  Wan¬ 
genheim  empfohlene  völlige  Ausschal¬ 
tung  der  Privatunternehmung,  speziell 
der  Berliner  Aktiengesellschaft  Land¬ 
bank,  aus  der  praktischen  Kolonisations¬ 
tätigkeit,  ihre  Übertragung  an  die  Pro¬ 
vinzialbehörden  und  die  Besitzbefesti¬ 
gung  auch  des  Großgrundbesitzes. 
Während  von  der  Ansiedelungskom¬ 
mission,  den  Generalkommissionen  und 
den  Privatgesellschaften  bis  1911  im¬ 
merhin  mehr  als  40  000  neue  Bauern¬ 


stellen  begründet  worden  sind,  wurden 
im  gleichen  Zeitraum  leider  nur  etwa 
2000  Stellen  für  landwirtschaftliche  Ar¬ 
beiter  geschaffen.  Nach  Dr.  Metz  ist 
eine  Hauptursache  dieses  geringen  Er¬ 
folgs  die  Tatsache,  daß  die  Kreiskom¬ 
munalverbände,  denen  bisher  die  Land¬ 
arbeiteransiedelung  vornehmlich  anver¬ 
traut  war,  dieser  Aufgabe  nicht  ge¬ 
wachsen  sind.  Den  tiefem  Grund  des 
langsamen  Fortschreitens  der  Landar- 
beiterseßhaftmachung  trifft  jedoch  Pro¬ 
fessor  Dr.  Sering,  wenn  er  folgendes  aus¬ 
führt:  »Der  gewerbliche  Arbeiter  ,  .  .  emp¬ 
findet  es  als  eine  Hebung  seiner  Lage, 
wenn  er  Haus  und  Garten  erwerben 
kann.  Der  Arbeiter  auf  dem  Lande 
aber  hat  ganz  andere  Ideale;  er  sieht 
vor  sich  die  Lebensfähigkeit  des  land¬ 
wirtschaftlichen  Kleinbetriebs.  Ist  er 
ein  strebsamer  Mensch,  will  er,  daß 
seine  Kinder  mehr  werden  als  er  selbst 
gewesen  ist,  so  geht  er  darauf  aus  mit 
den  Ersparnissen,  die  er  gemacht  hat, 
eine  Büdner-,  eine  Halbbauerstelle  zu 
erwerben,  in  der  Hoffnung  allmählich 
so  viel  Land  zuzukaufen,  daß  er  oder 
seine  Nachkommen  später  einmal  unab¬ 
hängige  Leute  sind.  Deshalb  geht  es  mit 
der  Arbeiteransiedelung  nur  da  vor¬ 
wärts,  wo  sich  die  Leute  angliedwn 
können  an  Gemeinden  mit  erheblichem 
kleinen  Grundbesitz,  mit  vielen  Klein¬ 
bauernstellen.  Da  ist  nämlich  immer 
Land  auf  dem  Markt,  Gelegenheit  zu 
kaufen  und  zu  pachten.  Deshalb  wird 
die  Arbeiteransiedelung  in  der  einen 
oder  andern  Form  immer  nur  gelingen 
entweder  in  schon  vorhandenen,  volk¬ 
reichen  Landgemeinden  mit  vielem 
Kleinbesitz  oder  aber  im  Zusammen¬ 
hang  mit  der  großen  Kolonisation,  das 
heißt  so,  daß  man  große  Güter  in 
Bauerngemeinden  mit  gemischtem  Be¬ 
sitz  verwandelt.  Unter  solchen  Voraus¬ 
setzungen  ist  schon  heute  die  Arbeiter¬ 
ansiedelung  ein  Erfolg.  Deshalb  bleibt 
auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Ar¬ 
beiterfrage  die  eigentliche  große  Auf¬ 
gabe  im  Osten  die  Bauernkolonisation.« 
Diese  Ansicht  findet  ihre  Bestätigung  in 
der  Tatsache,  daß  die  gemeinnützigen 
Landgesellschaften  die  sogenannte  ge¬ 
mischte  Kolonisation,  das  heißt  die 
Schaffung  von  Landarbeiterstellen  Hand 
in  Hand  mit  der  Umwandlung  eines 
Ritterguts  in  ein  Bauerndorf  recht  er¬ 
folgreich  betreiben. 

Ein  höchst  bemerkenswertes  Zeichen  der 
Zeit  ist  das  siegreiche  Vordringen  des 
Gedankens,  daß  dem  Staat  zur  bessern 
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und  raschem  Durchführung  der  innern 
Kolonisation  Zwangsbefugnisse  verliehen 
werden  müssen.  Freiherr  von  Wangen¬ 
heim  will,  wie  vor  ihm  schon  der  Vor¬ 
sitzende  der  ostpreußischen  Landwirt¬ 
schaftskammer  von  Batocki-Bledau,  dem 
Staat  durch  die  Gesetzgebung  ein  Vor¬ 
kaufsrecht  auf  solchen  Großgrundbesitz 
geben,  der,  abgesehen  vom  Erbgang,  in 
bestimmten  kurzen  Fristen  mehr  als 
einmal  in  andere  Hände  übergeht.  Pro¬ 
fessor  Sering  hält  das  staatliche  Vor¬ 
kaufsrecht  für  noch  nicht  genügend 
wirksam  und  empfiehlt  daher  dem  Staat 
nach  englischem  und  posenschem  Vor¬ 
bild  das  Recht  auf  Enteignung  solcher 
Güter  zu  geben,  die  »im  Markt  schwim¬ 
men«  und  zur  Spekulationsware  gewor¬ 
den  sind.  Und  der  Wirkliche  Geheime 
Oberregierungsrat  Dr.  Metz  respektiert 
nicht  einmal  den  befestigten  Großgrund¬ 
besitz.  Er  schlägt  vor  die  tote  Hand 
einschließlich  der  Fideikommißbesitzer 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  zu 
nötigen  einige  Prozent  ihres  umfang¬ 
reichen  Landbesitzes  neben  der  zuläs¬ 
sigen  Pacht  und  dem  Erbbaurecht  zu 
der  zeitgemäß  umzugestaltenden  Erb¬ 
pacht  auszugeben.  Auch  ich  möchte 
mich  hier  zu  der  von  mir  schon  seit 
Jahren  vertretenen  Forderung  von  neuem 
bekennen:  dem  Staat  zu  Besiedelungs¬ 
zwecken  das  Vorkaufs-  und  das  Zwangs¬ 
enteignungsrecht  zunächst  an  den  Gütern 
zu  verleihen,  die  zur  Marktware  herab¬ 
gesunken  sind. 

Weniger  als  der  Osten  Preußens  bedarf 
Schleswig-Holstein  mit  seiner  überwie¬ 
gend  bäuerlichen  Besitzverfassung  der 
Binnensiedelung.  Immerhin  haben  der 
Dienstbotenmangel  und  die  Notwendig¬ 
keit  die  Wirtschaftsintensität  zu  stei¬ 
gern  besonders  auf  der  Geest  und  im 
Norden  des  Landes,  wo  die  Bauernhöfe 
vielfach  zu  groß  sind,  dazu  geführt, 
daß  zahlreiche  Höfe  geteilt  oder  von 
ihnen  Land  zur  Begründung  neuer 
Bauern-  oder  Landarbeiterstellen  abge¬ 
trennt  werden.  So  ist  denn  auch,  wie 
der  Geheime  Regierungsrat  Delius  in 
seiner  Schrift  Die  Rentengutsbildungen 
in  der  Provinz  Schleswig-Holstein  /Han¬ 
nover,  Göhmann/  eingehend  darlegt, 
die  Kolonisationsbewegung  in  der  meer¬ 
umschlungenen  Bauernprovinz  erstarkt. 
Bis  zum  Schluß  des  Jahres  1912  wurden 
hier  1155  Rentengüter  mit  einer  Ge¬ 
samtfläche  von  18  193  Hektar  im  Ge¬ 
samtwert  von  etwa  27,7  Millionen  Mark 
begründet.  Die  letzten  Jahre  zeigen  eine 
starke  Vermehrung  der  Rentengutsbil¬ 


dung  nach  Zahl  und  Fläche.  Im  Jahr 
1910  wurden  allein  ebenso  viele  Renten¬ 
güter  ausgelegt  wie  in  den  15  Jahren 
von  1892  bis  1906  zusammengenommen. 
Während  in  den  ersten  10  Jahren  die 
Marschgegenden  und  das  Gebiet  des 
alten  Herzogtums  Holstein  die  meisten 
Rentengutssachen  aufzuweisen  hatten, 
ist  später  auf  der  Geest  und  im  Norden, 
besonders  in  den  Kreisen  Rendsburg, 
Flensburg,  Tondern  und  Hadersleben, 
die  Rentengutsbildung  in  erhöhtem 
Maß  in  Aufnahme  gekommen.  Unter  den 
kleinen  Rentengütern  unter  5  Hektar 
befinden  sich  (neben  65  Industriear¬ 
beiterstellen  in  der  Gartenstadt  Neu¬ 
münster)  444  Landarbeiterstellen,  von 
denen  324  reine  und  120  sogenannte  ge¬ 
hobene  Arbeiterstellen  sind.  Die  Be¬ 
sitzer  der  einen  sind  zur  Hauptsache  auf 
Arbeit  in  fremden  Betrieben  angewiesen, 
während  die  Inhaber  der  anderen  den 
Hauptteil  ihrer  Arbeitskraft  im  eigenen 
Betrieb  verwerten  können.  Der  große 
volkswirtschaftliche  Nutzen  der  Renten¬ 
gutsbildung  liegt  darin,  daß  durch  sie 
etwa  6000  Personen  auf  eigenem  Grund 
und  Boden  ein  lohnendes  Arbeitsfeld 
verschafft  und  die  Kultivierung  der  in 
der  Provinz  noch  zahlreich  vorhandenen 
unurbaren  Flächen  beschleunigt  wurde. 
Von  den  im  ganzen  1790  Hektar  unur¬ 
baren  Bodens,  die  bei  Begründung  der 
Rentengüter  diesen  zugelegt  wurden, 
sind  bis  zum  Herbst  1912  bereits  777 
Hektar  urbar  gemacht  und  in  Bewirt¬ 
schaftung  genommen.  Die  auf  den  Ren¬ 
tengütern  allgemein  eintretende  inten¬ 
sivere  Wirtschaftsweise  und  die  Kulti¬ 
vierung  bisnerigen  Ödlandes  brachte  es 
mit  sich,  daß  der  Viehstapel  auf  den 
Rentengütern  sich  beträchtlich  Ver¬ 
mehrte.  Die  Vermehrung  betrug  1911  auf 
allen  damaligen  792  Rentengütern  der 
Provinz  insgesamt  273  Pferde,  1912  Rin¬ 
der,  3903  Schweine,  193  Schafe  und 
51  Ziegen.  Außer  den  oben  angeführten 
durch  Gutsaufteilung  entstandenen  Ren¬ 
tengütern  haben  die  über  die  Provinz 
verteilten  5  Spezialkommissionen  unter 
Leitung  der  Generalkommission  zu  Han¬ 
nover  noch  eine  Anzahl  weiterer  Ren¬ 
tengüter  gebildet,  indem  sie  zu  größeren 
Gutsbezirken  gehörende  bisherige  Pacht¬ 
stellen  in  Eignerstellen  umwandelten. 
Leider  geht  die  Binnensiedelung  in  der 
ostholsteinschen  Grafenecke  nur  lang¬ 
sam  voran;  im  Großgrundbesitzerkreis 
Plön  sind  bisher  erst  9  Rentengüter  ge¬ 
schaffen.  ... 

Mit  der  vorgenannten  wertvollen 
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Broschüre  berührt  sich  inhaltlich  die 
aus  2  Abhandlungen  bestehende  Schrift 
Beiträge  zur  Kleinsiedelung  in  Nord¬ 
westdeutschland  /Hamburg,  Verlag  Die 
Landarbeit/.  Während  aber  die  erste 
aus  der  Feder  Paul  Bröckers  stammende 
Abhandlung  Neuzeitliche  Gedanken  eines 
Heimatfreundes  über  das  Bauen  auf  dem 
Land  den  ländlichen  Bauherren,  Bau¬ 
meistern  und  Bauhandwerkern  emp¬ 
fohlen  werden  kann,  interessiert  an  der 
zweiten,  von  Th.  Heins  verfaßten,  recht 
oberflächlichen  Abhandlung  nur  das 
darin  mitgeteilte  Resultat  einer  Nach¬ 
frage  des  Deutschen  Arbeitgeberver¬ 
bands  für  die  Landwirtschaft  über  die 
Siedelungsmöglichkeiten  in  den  Land¬ 
kreisen  Nordwestdeutschlands.  Auf  die 
Umfrage  haben  74  Landratsämter  geant¬ 
wortet.  In  21  Landkreisen  sind  keiner¬ 
lei  Einrichtungen  vorhanden,  die  dem 
Arbeiter  die  Möglichkeit  gewähren  ge¬ 
stützt  auf  gemeinnützige  Institute  sich 
ein  Häuschen  zu  erwerben.  In  29  Land¬ 
kreisen  sind  nur  schwache  Möglichkeiten 
zur  Siedelung  gegeben.  In  16  Land¬ 
kreisen  ist  eine  beachtenswerte  Mög¬ 
lichkeit  geschaffen.  Dagegen  bieten  8 
Landkreise,  an  der  Spitze  Fallingbostel, 
mustergültige  Gelegenheit  zur  Arbeiter  - 
siedelung.  Zum  Schluß  plädiert  Heins 
für  die  Schaffung  einer  deutschen  Sie¬ 
delungszentrale. 

x  ..  X 

Ackerbau-  In  der  Überzeugung,  daß 
der  Ackerbau,  die  Grund¬ 
lage  der  gesamten  Land¬ 
wirtschaft  und  deren  wichtigster  Zweig, 
in  B  a  y  e  r  n  noch  viel  zu  wünschen  übrig¬ 
läßt,  gründete  Professor  Dr.  Kießling, 
der  Leiter  der  staatlichen  Saatzucht¬ 
anstalt  Weihenstephan,  im  Verein  mit 
einigen  gleichgesinnten  oberbayrischen 
Bauern  1905  die  ersten  Ackerbauvereine. 
Ihr  Zweck  sollte  die  Förderung  der 
Pflanzenbautechnik,  besonders  des  Saat¬ 
frucht-  Und  des  Qualitätsfruchtbaus  und 
die  Verbreitung  hochgezüchteter  und 
hochwertiger  Pflanzenrassen,  zumal  der 
bewährtesten  Landsorten  des  Getreides 
und  der  Futterpflanzen  sein.  Über  die 
Anfänge  dis^gr  höchst  erfreulichen 
ackerbautechmsdleHi*  Bauernbewegung 
habe  ich  in  dieser  Rundschau  (1911, 
3.  Band,  pag.  1444  ffj  bereits  früher  be¬ 
richtet.  Über  ihren  seitherigen  Fort¬ 
gang  und  ihre  heutige  Entwickelungs¬ 
stufe  unterrichtet  die  interessante  Schrift 
ihres  Begründers  Professor  Dr.  Kießling 
Ackerbauvereine  und  einschlägige  Orga¬ 
nisationsmaßnahmen  zur  Förderung  des 
Acker-  und  Saatfruchtbaus  /Berlin, 


Parey/.  Danach  hat  sich  in  den  seit 
meinem  ersten  Bericht  verflossenen  2 
Jahren  die  Zahl  der  bayrischen  Acker¬ 
bauvereine  mehr  als  verdoppelt.  Mitte 
1911  gab  es  ihrer  erst  234,  am  15.  Fe¬ 
bruar  1913  bereits  508.  Aufgabe  der  ört¬ 
lichen  Ackerbauvereine  ist  es  ihre  bäuer¬ 
lichen  Mitglieder  zum  technisch  mög¬ 
lichst  vollendeten  einheitlichen  Anbau 
einer  züchterisch  verbesserten  Landsorte 
oder  einer  hochwertigen  Kulturrasse  der 
Gerste,  des  Hafers,  des  Roggens,  der 
Kartoffeln,  der  Runkelrüben  oder  des 
Tabaks  über  die  ganze  Gemeindeflur  hin 
zu  erziehen.  Durch  diesen  einheitlichen 
Anbau  bezweckt  man  die  Entartung  der 
erwählten  Pflanzensorte  infolge  uner¬ 
wünschter  Befruchtung  durch  andere 
minderwertige  Varietäten  zu  verhüten 
und  dem  Konsum  (möglichst  unter  Ver¬ 
mittlung  einer  Absatz-  oder  Lagerhaus¬ 
genossenschaft)  ein  gleichartiges  wert¬ 
volles  Massenprodukt  zu  liefern.  Die  ört¬ 
lichen  Ackerbauvereine  sind  36  Bezirks¬ 
verbänden  angegliedert.  Deren  Aufgabe 
ist  die  Organisation  von  Fruchtausstel¬ 
lungen  und  Flurumgängen  mit  Felder¬ 
prämiierungen,  die  Auswahl  und  gemein¬ 
same  Beschaffung  von  Saatgut  für  die 
Einzelvereine,  die  Durchführung  von 
Feldversuchen  und  der  Betrieb  von  Saat¬ 
zuchtgärten  und  Saatanbaustellen.  Die 
Bezirksverbände  sind  in  7  Kreisacker¬ 
bauverbände,  und  diese  wiederum  in 
einen  Landesverband  der  bayrischen 
Ackerbauvereine  zusammengeschlossen. 
Im  Gegensatz  zu  der  sonstigen,  zum  Teil 
leider  sehr  stark  bureaukratisierten 
bayrischen  Landwirtschaftspflege  lassen 
sich  die  Ackerbauvereine,  den  Intentio¬ 
nen  ihres  verdienstvollen  Gründers  ent¬ 
sprechend,  die  Bevormundung  durch 
Staatsbeamte  und  Pfarrer  nicht  gefallen. 
Zur  verantwortlichen  Mitarbeit  ziehen  sie 
mit  Vorliebe  strebsame  kleinere  Besitzer 
und  jüngere  Bauern  heran  und  vermeiden 
es  nach  berühmten  Mustern  die  mit 
Ehrenämtern  bereits  überhäuften  Löwen 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  an 
die  Spitze  zu  stellen  und  durch  Autori- 
täts-  und  Ämterhäufung  den  Eifer  der 
Kleinen  zu  lähmen.  Mit  leitenden  Posten 
betrauen  sie  ausschließlich  ausübende 
Landwirte.  Indem  die  Ackerbauvereine 
hierdurch  auf  technischem  Gebiet  (ähn¬ 
lich  wie  die  landwirtschaftlichen  Ge¬ 
nossenschaften  auf  kaufmännischem)  den 
durch  jahrhundertelange  behördliche 
Gängelei  abgestumpften  Geist  der  Ini¬ 
tiative  in  der  bayrischen  Bauernschaft 
allmählich  wieder  wachrufen,  machen 
sie  sich  um  die  Hebung  der  Bodenkultur 
in  Bayern  noch  mehr  verdient  als  durch 
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Einführung  neuer  besserer  Saaten  und 
Kulturmethoden.  Mögen  sie  daher  auch, 
künftig  gut  gedeihen  und  in  den  übrigen 
bäuerlichen  Gegenden  des  Deutschen 
Reichs,  zumal  Süddeutschlands,  bald 
eine  ebenso  verständnisvolle  und  ener¬ 
gische  Nachfolge  finden. 

X  X 

Rindviehzucht  In  der  Rindviehzucht,  dem 
nächst  dem  Getreidebau 
wichtigsten  Betriebszweig 
der  deutschen  Landwirtschaft,  hat 
Württemberg  von  jeher  Hervor¬ 
ragendes  geleistet.  Mit  46,4  Stück  Rind¬ 
vieh  in  1883  und  55  in  1907  pro  Quadrat¬ 
kilometer  stand  dieses  Bauernland  die 
letzten  3  Jahrzehnte  hindurch,  was  die 
Viehdichtigkeit  anlangt,  an  erster  Stelle 
unter  allen  deutschen  Einzelstaaten.  Die 
mehr  als  1,07  Millionen  Rinder,  die  es 
1907  hielt,  repräsentierten  einen  Wert 
von  257,5  Millionen  Mark,  Die  geschlach¬ 
teten  oder  zu  Schlachtzwecken  ausge¬ 
führten  württembergischen  Rinder  lie¬ 
ferten  1909  1  163  000  Doppelzentner  Ge¬ 
samtlebendgewichte,  die  bei  einem  Preis 
von  80  Mark  pro  Doppelzentner  einen 
Wert  von  93  Millionen  Mark  darstellten. 
Der  Wert  der  württembergischen  Milch¬ 
produktion  betrug  zur  gleichen  Zeit  etwa 
105  Millionen  Mark,  während  der  Jahres¬ 
wert  der  Arbeitsleistungen  der  württem¬ 
bergischen  Rinder  auf  rund  30  Millionen 
Mark  veranschlagt  werden  kann.  Unter 
diesen  Umständen  ist  das  Thema,  das 
sich  Dr.  Peter  Müller  in  seinem  335 
Seiten  starken  Buch  Die  Rindviehzucht 
und  Rindviehhaltung  in  Württemberg 
/Stuttgart,  Enke/  gestellt  hat,  einer  so 
ausführlichen  monographischen  Darstel¬ 
lung  nicht  unwert.  Diese  Darstellung 
weist  die  formalen  Vorzüge  einer  durch¬ 
sichtigen  Disposition  und  einer  klaren 
und  gefälligen  Schreibart  ebenso  auf  wie 
die  sachlichen  einer  gründlichen  Kennt¬ 
nis  der  Tatsachen  und  eines  verständigen 
Urteils  in  den  Reformfragen.  Was  diese 
betrifft,  so  stimme  ich  besonders  dem 
zu,  was  Müller  über  Gemeindefarren- 
haltung,  Zuchtgenossenschaften,  Jung¬ 
viehweiden  und  genossenschaftliche  Vieh¬ 
verwertung  sagt.  Dagegen  bin  ich  mit 
Rücksicht  darauf,  daß  der  Jahresmilch¬ 
ertrag  der  württembergischen  Kühe  in 
Höhe  von  1500  bis  1600  Liter  selbst  dann 
recht  niedrig  erscheint,  wenn  man  ihre 
starke  Heranziehung  zu  Zugleistungen  in 
Anschlag  bringt,  nicht  damit  einverstan¬ 
den,  daß  sich  Müller  mit  Probemelkun¬ 
gen  nach  dem  Vorbild  des  bayrischen 
Allgäus  begnügen  will.  Diesen  Probe¬ 
melkungen  sind  die  norddeutschen  Kon- 
trollvereine  weit  überlegen,  und  wenn  es 


im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  gelang 
Hunderte  von  Kleinbauern  mit  nur  2  bis 
3  Kühen  in  Rindviehkontrollvereinen  zu 
organisieren,  so  muß  das  auch  in  Würt¬ 
temberg  möglich  sein.  Dagegen  hat  Mül¬ 
ler  recht,  wenn  er  das  württembergische 
Viehversicherungswesen  nach  dem  Muster 
des  bayrischen  ausgebaut  wissen  will. 
Auch  in  Württemberg  ruht  das  Schwer¬ 
gewicht  der  Rindviehhaltung  in  den  Hän¬ 
den  bäuerlicher  Besitzer.  Zunächst  in  rein 
quantitativer  Hinsicht.  Pro  100 
Hektar  der  landwirtschaftlich  benutzten 
Fläche  wurden  1907  in  den  kleinbäuer¬ 
lichen  Betrieben  111,6,  in  den  mittel¬ 
bäuerlichen  93,6,  in  den  großbäuerlichen 
72,1  und  in  den  Großbetrieben  nur  40,9 
Rinder  gehalten.  Müller  erklärt  diese 
Erscheinung  aus  folgenden  Gründen: 
»Der  bäuerliche  Betrieb  ist  unter  sonst 
gleichen  Umständen  für  die  Rindvieh¬ 
haltung  und  -zucht  wie  für  die  Tierzucht 
überhaupt  geeigneter  als  der  Großbetrieb. 
Das  liegt  einmal  an  der  großem  Sorg¬ 
falt  des  Bauern.  Haltung,  Wartung, 
Pflege  liegen  in  der  Regel  in  seinen 
Händen  oder  doch  in  denen  seiner  An¬ 
gehörigen.  Die  Behandlung  der  Tiere  ist 
besser,  die  Wartung  und  Pflege  pünkt¬ 
licher  als  dort,  wo  man  auf  fremdes 
Dienstpersonal  angewiesen  ist.  Es  kommt 
hinzu,  daß  in  den  bäuerlichen  Betrieben 
viele  Abfälle  aus  der  Wirtschaft,  dem 
Garten  und  Haushalt  usw.  noch  durch 
die  Viehhaltung  eine  lohnende  Verwer¬ 
tung  finden,  daß  andere  durch  einesach-* 
gemäße  Vorbereitung  bekömmlicher  und 
leichter  verdaulich  gemacht  werden  kön¬ 
nen,  während  im  Großbetrieb  ihre  Aus¬ 
nutzung  infolge  der  Unpünktlichkeit  und 
Unzuverlässigkeit  des  Dienstpersonals  oft 
höchst  mangelhaft  ist.«  Dementsprechend 
nahm  im  Zeitraum  1895  bis  1909  das  Ge¬ 
samtgewicht  des  in  Württemberg  gewerb¬ 
lich  geschlachteten  Fleisches  von  330  000 
auf  490  000  Doppelzentner,  also  um  48  % 
zu.  Außerdem  blieben  noch  jährlich 
mehr  als  50  000  Rinder  zur  Ausfuhr  (be¬ 
sonders  nach  Mannheim  und  dem  unter- 
mainischen  Industriegebiet)  übrig. 

Aber  auch  in  qualitativer  Hinsicht 
leisten  die  bäuerlichen  Züchter  aller  in 
Württemberg  verbreiteten  Rindviehrassen 
(des  Braunviehs  im  Allgäu,  des  Lim- 
purger  Rindes  in'  einigen  Oberämtern  des 
Jagstkreises  und  des  Fleckviehs  Simmen¬ 
taler  Ursprungs  im  weitaus  größten  Teil 
des  Landes)  recht  Gutes,  jedenfalls  weit 
Besseres  als  die  wenigen  größeren  Güter, 
die  meist  nur  Abmelkwirtschaft  betrei¬ 
ben.  Das  ergibt  sich  schon  daraus,  daß 
von  dem  Gesamtbetrag  in  Höhe  von 
1  160  000  Mark,  der  seit  1891  auf  staat- 
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liehen  Bezirksrindviehprämiierungen  zur 
Auszahlung  gelangte,  die  kleinbäuer¬ 
lichen  Wirtschaften  18,7  %,  die  mittel¬ 
bäuerlichen  38,0  °/o,  die  großbäuerlichen 
22,8  %  und  die  Großbetriebe  2,4  %  er¬ 
hielten,  während  18,1  %  an  Gemeinden, 
Stiftungen  und  Genossenschaften  fielen« 
Auch  das  württembergische  Ministerium 
erkannte  nach  Müller  in  seinem  Erlaß 
vom  18.  Januar  1908  an,  »für  die  kleinen 
und  mittleren  Betriebe  seien  die  Bedin¬ 
gungen  für  die  Nachzucht  wesentlich 
günstiger,  insbesondere  seit  infolge  der 
Arbeiternot  zuverlässiges  Stallpersonal 
in  den  großen  Betrieben  nur  noch  selten 
zu  bekommen  sei«.  Diese  bisherigen  Er¬ 
folge  der  württembergischen  Bauern 
lassen  hoffen,  daß  der  Stillstand  und 
Rückgang,  die  seit  dem  Dürre-  und 
Seuchenjahr  1911  in  der  württembergi¬ 
schen  Viehzucht  eintraten,  bald  über¬ 
wunden  sein  werden,  und  daß  sich,  wie 
schon  seit  langem  die  oberwürttembergi- 
schen  Braunviehzüchter,  bald  auch  die 
unterwürttembergischen  Fleckviehzüchter 
von  der  Zuchtfarreneinfuhr  aus  der 
Schweiz  werden  unabhängig  machen 
können. 

X  X 

Kurzechronik  Zum  Präsidenten  der 
Ansiedlungskom¬ 
mission  ist  nach  län¬ 
geren  Kämpfen  im  Innern  der  Bureau- 
kratie  der  Geheime  Oberregierungsrat 
Ganse  aus  dem  preußischen  Landwirt¬ 
schaftsministerium  ernannt  worden. 
Gause  ist  der  Verfasser  der  bekannten 
Denkschrift  20  Jahre  deutscher  Kultur¬ 
arbeit  und  kann  als  zuverlässiger  Freund 
der  innern  Kolonisation  gelten.  Es  ist 
aber  fraglich,  ob  er  sich  gegenüber  dem 
Widerstand  des  polnischen  und  deut¬ 
schen  Großgrundbesitzes  wird  durch¬ 
setzen  können,  zumal  er  beim  preußi¬ 
schen  Landwirtschaftsminister  von  Schor- 
lemer,  einem  offenbar  nur  lauen  Freund, 
wenn  nicht  versteckten  Feind  der  Bau¬ 
ernansiedelung,  wenig  Unterstützung  fin¬ 
den  dürfte.  X  Nach  dem  Vorbild  zahl¬ 
reicher  brandenburgischer  Gemeinden, 
die  Geschäftsanteile  der  Landgesellschaft 
Eigene  Scholle  in  Frankfurt  an  der 
Oder  (derzeitiges  Gesellschaftskapital 
8  295  000  Mark)  erworben  haben,  treten 
gegenwärtig  zahlreiche  provinzsächsische 
Kreis-  und  Stadtgemeinden  der  neuen 
Siedelungsgesellschaft  Sach¬ 
senland  bei.  So  wollen  beispielsweise 
die  3  größten  Städte  der  Provinz,  Magde¬ 
burg,  Halle  und  Erfurt,  ein  Kapital  von 
insgesamt  250  000  Mark  beisteuern,  das 
sich  sehr  gut  verzinsen  dürfte,  indem  es 


zu  einer  stärkern  Besiedelung  mancher 
durch  Schuld  des  zuckerrübenbauenden 
Großgrundbesitzes  jetzt  menschenarmen 
ländlichen  Bezirke  der  Provinz  beiträgt. 
Leider  hat  kürzlich  eine  Gemeindever¬ 
treterkonferenz  für  den  Agitationsbezirk 
Erfurt  nach  einem  Referat  des  Genossen 
Reißhaus  und  nach  lebhafter  Diskussion 
über  die  Zweckmäßigkeit  des  Groß-  und 
Kleinbetriebs  in  der  Landwirtschaft  und 
andere  agrarpolitische  Fragen  die  sozial¬ 
demokratischen  Gemeindevertreter  dahin 
festgelegt,  daß  sie  gegen  eine  Beteiligung 
der  Gemeinden  an  der  gemeinnützigen 
provinziellen  Siedelungsgesellschaft  zu 
stimmen  hätten.  Man  wird  die  provinz- 
sächsischen  Genossen  davor  warnen 
müssen  sich  durch  derartige  Abstimmun¬ 
gen  im  wirtschaftsreaktionären  Lager  an¬ 
zusiedeln.  X  Auch  in  Hannover  ist 
die  Gründung  einer  großen  gemeinnützi¬ 
gen  provinzialen  Ansiedelungsgesellschaft 
nach  dem  Vorbild  der  schon  seit  Jah¬ 
ren  in  Ostpreußen,  Pommern  und  Bran¬ 
denburg  wirkenden  im  Gang.  In  Form 
einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf¬ 
tung  soll  sie  mit  einem  Gesellschaftska¬ 
pital  von  6  Millionen  Mark  vor  allem 
die  Urbarmachung  und  Besiedelung  der 
ausgedehnten  Ödländereien  der  Provinz 
betreiben.  Hauptgesellschafter  sollen  der 
preußische  Staat  mit  3  Millionen  und  die 
Provinz  mit  2  Millionen  Mark  Stamm¬ 
einlage  sein,  während  Kreise,  Gemein¬ 
den,  Gesellchaften  und  Einzelpersonen 
den  Rest  des  Kapitals,  dem  eine  Höchst¬ 
verzinsung  von  4%  zugebilligt  wird,  auf¬ 
bringen  sollen.  X  Der  bayrische 
Landwirtschaftsrat  will  die  Mittel  zur 
Ansiedelung  von  Landarbeitern  und 
Dienstboten  durch  eine  Oktoberfestlotterie 
aufbringen.  Mit  Recht  bemerkt  dazu  das 
Land,  die  bekannte  Halbmonatsschrift 
für  ländliche  Wohlfahrts-  und  Heimats¬ 
pflege,  daß  ein  solches  Verfahren  dem 
Ernst  und  der  Würde  der  Ansiedelungs¬ 
aufgabe  nicht  entspricht.  X  In  München 
wurde  am  20.  November  1913  eine  Orts¬ 
gruppe  des  Vereins  für  soziale  in¬ 
nere  Kolonisation  Deutschlands 
gegründet.  In  den  Vorstand  wurde  als 
Vertreter  der  freien  Gewerkschaften 
auch  der  sozialdemokratische  Magistrats¬ 
rat  Maximilian  Ernst  gewählt;  dem  Bei¬ 
rat  gehören  auch  Genosse  Johannes 
Timm  und  der  Bearbeiter  dieser  Rund¬ 
schau  an.  X  Der  1.  Band  des  vom 
Reichsamt  des  Innern  herausgegebenen 
Berichts  der  Fleischenquete  kom- 
mission  ist  nunmehr  erschienen.  Übri¬ 
gens  sind  die  Viehpreise  zum  Teil  ganz 
erheblich  gefallen,  und  es  wird  nun  Auf- 
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gäbe  der  Parteiorganisation,  der  Partei¬ 
presse  und  der  sozialdemokratischen  Ge¬ 
meindevertreter  sein  müssen  auf  eine 
entsprechende  Herabsetzung  der  noch 
immer  ungerechtfertigt  hohen  Fleisch¬ 
preise  hinzuwirken.  X  Der  Reichsver¬ 
band  der  deutschen  Ziegenzucht¬ 
vereine  zählt  gegenwärtig  in  929  Ein¬ 
zelvereinen  82  800  Mitglieder  (meist  Ar¬ 
beiter  und  Kleinbauern),  die  105  000  Zie¬ 
gen  und  900  Zuchtböcke  besitzen. 

X  X 

Literatur  Jn  seiner  Einführung  in 
die  deutsche  Zoll-  und 
Handelspolitik  /Hannover, 
Helwing/  gibt  der  Wirkliche  Geheime 
Oberregierungsrat  Ministerialdirektor  F. 
Lusensky  auf  Grund  von  Vorträgen, 
die  er  im  Frühjahr  1913  in  der  Kölner 
Vereinigung  für  rechts-  und  staatswis¬ 
senschaftliche  Fortbildung  gehalten  hat, 
eine  abgeklärte  Darstellung  der  ge¬ 
schichtlichen  Entwickelung  und  des  ge¬ 
genwärtigen  Standes  der  deutschen  Han¬ 
delspolitik,  wobei  er  unsere  unerfreuli¬ 
chen  handelspolitischen  Beziehungen  zu 
Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten 
eingehend  erörtert.  Bemerkenswert  ist 
Lusenskys  Stellungnahme  zum  Einfuhr¬ 
scheinsystem.  Aus  der  Gewährung  von 
Einfuhrscheinen  bei  der  Roggenausfuhr 
erwachse  der  Staatskasse  kein  Verlust, 
da  der  als  Ersatz  für  den  ausgeführten 
Roggen  importierte  Weizen  mit  einem 
um  50  Pfennig  höhern  Zoll  belastet  sei. 
Der  Gewährung  von  Einfuhrscheinen  bei 
der  Haferausfuhr  stände  dagegen  das 
Bedenken  entgegen,  daß  der  Haferzoll 
mit  5  Mark  erheblich  höher  ist  als  der 
Zoll  auf  Futtergerste  (1,30  Mark)  und 
auf  Mais  (3  Mark),  und  daß  daher  der 
Wert  des  Einfuhrscheins  durch  die  Zoll¬ 
beträge,  mit  denen  die  Futtergetreide¬ 
ersatzeinfuhr  belastet  ist,  nicht  ausge¬ 
glichen  werde.  Sollte  daher  die  Mehr¬ 
ausfuhr  von  Hafer  nicht  bloß  eine  vor¬ 
übergehende  Erscheinung  sein,  so  würde 
die  dadurch  verursachte  Schmälerung 
der  Reichszolleinnahmen  einen  stärkern 
Eingriff  in  das  im  ganzen  bewährte  Ein¬ 
fuhrscheinsystem  rechtfertigen.  Damit 
wird  in  der  so  lebhaften  öffentlichen 
Diskussion  über  die  Getreideeinfuhr¬ 
scheine  ein  neuer  und  der  Erwägung 
werter  Gesichtspunkt  geltend  gemacht.  X 
Auch  Professor  Albert  Hesses 
wohl  disponierter  und  prägnant  geschrie¬ 
bener  Studie  Die  wirtschaftliche  Ent¬ 
wickelung  des  Deutschen  Reiches  /Jena, 
G.  Fischer/,  einer  Wiedergabe  mehrerer 
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Vorträge,  die  der  Verfasser  in  dem  dies¬ 
jährigen  Frühjahrskursus  der  Staats¬ 
wissenschaftlichen  Vereinigung  zu  Kö¬ 
nigsberg  gehalten  hat,  muß  an  dieser 
Stelle  gedacht  werden,  weil  in  der 
Schrift  auch  die  Entwickelungstendenzen 
in  der  Landwirtschaft,  die  Landarbeiter¬ 
frage,  die  Landflucht  und  das  Agrar- 
und  Industriestaatsproblem  eine  gut 
durchdachte  Erörterung  finden-  Was 
das  letzte  betrifft,  so  sind  wir  nach 
Hesse  der  erste  Industriestaat  und  der 
dritte  Agrar  Staat  der  Welt.  Es  sei  von 
großer  Bedeutung,  daß  wir  den  Gewinn 
der  Industrie  nicht  mit  dem  Verlust 
der  Landwirtschaft  erkauft  haben.  Ihre 
Erhaltung  und  Stärkung  sei,  von  allen 
sonstigen  Momenten  abgesehen,  schon 
deshalb  eine  ökonomische  Notwendig¬ 
keit,  weil  sie  eine  Rückversicherung 
gegen  industrielle  und  weltwirtschaftliche 
Verluste  bilde.  X  Der  Geschäftsführer 
der  Landwirtschaftskammer  Dr.  Her¬ 
mann  Wagner  beschäftigt  sich  in 
seiner  Schrift  Der  ländliche  Hypo¬ 
thekenkredit  in  der  Provinz  Posen 
/Posen,  Landwirtschaftliches  Zentral¬ 
blatt/  mit  der  Gr  ün  dver  schul  düng  der 
posenschen  Landwirte,  die  1902  rund 
eine  Milliarde  Mark  (davon  440  Milli¬ 
onen  organisierter  Kredit  Her  Land¬ 
schaften,  Hypothekenbanken,  Öffentlichen 
Sparkassen  und  ländlichen  Kredit¬ 
genossenschaften  und  560  Millionen 
unorganisierter  Kredit)  betrug,  und  mit 
der  Entschuldungsaktion  der  deutschen 
Mittelstandskasse  in  Posen.  Interessant 
ist,  daß  auch  in  Posen  der  Kleingrund¬ 
besitz  immer  mehr  der  Vorteile  des  fest¬ 
verzinslichen,  unkündbaren  und  amorti¬ 
sierbaren  Landschaftskredits  teilhaftig 
wird.  Erst  1879  wurden  die  ersten  klei¬ 
neren  Güter  mit  einem  Taxwert  unter 
15  000  Mark  von  der  Posener  Landschaft 
beliehen;  1891  erreichte  ihre  Zahl  die  der 
größeren  Güter;  gegenwärtig  sind  be¬ 
reits  rund  5000  kleinere  Güter  gegenüber 
nur  rund  4000  Gütern  mit  mehr  als 
15  000  Mark  Taxwert  im  Genuß  der  vor¬ 
teilhaften  Landschaftsdarlehen  X  Die 
Landwirtschaftskammern  von 
Ostpreußen,  Posen,  Brandenburg  und 
Hannover  haben  mir  ihre  reichhaltigen 
und  lehrreichen  Jahresberichte  für  1912 
übersandt.  Von  den  vielgestaltigen 
Maßnahmen,  durch  die  die  Kämmern 
die  heimische  Landwirtschaft  zu  för¬ 
dern  suchen,  wird  darin  ein  übersicht¬ 
liches  und  vielfach  imponierendes  Bild 
entworfen. 
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UNÄCHST  spricht  sich  der  moderne  Sozialismus  in  der  organi¬ 
sierten  sozialdemokratischen  Massenbewegung  aus,  die  in  allen 
Kulturländern  mit  einem  großzügigen  theoretischen  und  prakti¬ 
schen  Programm  hervortritt.  Das  sozialdemokratische  marxistische 
Programm  sucht  für  das  ideale  Endziel  einer  sozialistischen, 
klassenlosen,  von  jeder  Menschenausbeutung  und  Menschenbeherrschung 
freien  Gesellschaft  alle  ausgebeute.ten  Volksklassen  zu  begeistern.  In  dieser 
Endzielspropaganda  wendet  sich  die  Sozialdemokratie  nicht  allein  an  den 
Verstand  der  Massen,  um  ihtn  die  naturnotwendige  Umwälzung  der  kapi¬ 
talistischen  Wirtschaftsweise  auf  Grund  objektiv-wissenschaftlicher  ökono¬ 
mischer  Tatsachen  zu  erklären,  sondern  sie  wirkt  vor  allem  durch  leiden¬ 
schaftliche,  die  heutige  Gesellschaft  scharf  verurteilende  Kritik  auf  den 
Willen  dieser  Massen  ein. 


Der  Sozialismus  arbeitet  in  stets  wachsendem  Umfang  mit  ethischen  Wert¬ 
urteilen,  mit  der  Kennzeichnung  dieser  sozialen  Erscheinungen  als  schlecht, 
verderblich  und  verdammenswert  und  mit  der  Charakteristik  jener  Vorgänge 
als  gut,  kulturförderlich  und  erstrebenswert.  Der  Wille  des  Proletariats  soll 
sich  eben  zielklar  gegen  die  bestehende  Klassenherrschaft  wenden  und  diese 
durchgreifend  umgestalten.  Ein  aufrüttelndes  revolutionäres  Moment  in  der 
Zeit  unserer  großen  Klassenkämpfe  liegt  ja  allerdings  schon  in  der  bloßen 
sozialen  Lage  des  Proletariats.  Aber  der  Sozialismus  begnügt  sich  eben 
nicht  damit  die-  proletarische  Situation  in  nüchterne  statistische  Ziffern  zu 
fassen,  sondern  er  läßt  diese  eine  die  Massen  aufpeitschende  Sprache  reden, 
um  die  Willensenergie  des  Proletariats  bewußt  zu  steigern.  In  gewisser  Hin¬ 
sicht  predigt  der  Sozialismus  heute  auf  allen  Straßen  und  Gassen,  wenn 
man  nämlich  unter  Predigt  die  ethische,  auf  Herz  und  Willen  wirkende  Rede 
versteht.  Eine  Rede  wird  dadurch  nicht  zur  Predigt,  daß  sie  von  einer 
Kanzel  herunter  in  biblischer  Sprache  gehalten  wird,  sondern  daß  sie  für 
ein  hohes  Ideal,  sei  dieses  nun  geistlicher  oder  weltlicher  Art,  eine  Ver¬ 
sammlung,  eine  Gemeinde  von  Menschen  zu  wirklichen  Taten  entflammt.  Es 
ist  der  ethische,  das  menschliche  Handeln  bestimmende  Charakter,  der  eine 
Rede  zur  Predigt  stempelt  und  nicht  sein  besonderer  religiöser  Inhalt. 
Thomas  Münzer  war  zum  Beispiel  ein  großer  Prediger,  aber  er  predigte,  das 
heißt  er  verkündigte  das  Kommen  des  neuen  kommunistischen  Reiches.  Eine 
Rede  von  der  Kanzel  wiederum  kann  jedes  starken  ethischen  Erfolgs  bar 
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sein,  und  dann  nennt  man  sie  mit  Recht  eine  Sonntagnachmittagspredigt. 
Das  Wort  Predigt  ist  eben  in  unserer  Zeit  stark  in  Verruf  gekommen,  weil 
eine  heutige  Predigt  für  gewöhnlich  nur  ein  kraftloser  Schall  von  Worten 
und  kein  Wort  von  tatenweckender  Kraft  ist.  Selbst  wenn  wir  die  heutige 
sozialistische  Bewegung  nur  als  politische  und  ökonomische  Klassenbe¬ 
wegung  werten,  müssen  wir  ihr  einen  ausgeprägten  ethischen  Charakter  zu¬ 
erteilen.  Sie  fordert  vom  Proletarier  ein  großes  Opfer  an  starken  egoisti¬ 
schen  Wünschen,  eine  vollständige  Einordnung  in  die  Arbeiterklassenbe¬ 
wegung,  ein  hohes  Maß  von  Schulung  und  Disziplinierung  seines  Willens. 
Ethische  Forderungen  begleiten  den  Arbeiter  in  die  Werkstatt  und  wandern 
mit  ihm  in  sein  Heim.  Das  ethische  Du  sollst  steht  als  Leitstern  über  allen 
seinen  Lebenswegen.  Man  sieht  den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht,  und 
man  erschaut  nicht  die  Ethik  in  der  sozialistischen  Bewegung  vor  lauter  sich 
regenden  ethischen  Ideen  und  ethischen  Betätigungen. 

Der  herrschende  marxistische  Sozialismus  ist  nun  nicht  nur  eine  praktische 
sozialistische  Ethik,  sondern  er  ist  auch  ein  wissenschaftliches  System:  eine 
theoretische  Erklärung  der  historischen  Wandlungen  des  Kapitalismus.  Frei¬ 
lich  muß  zugestanden  werden,  daß  sich  beide  Seiten  des  Marxismus  nicht 
immer  streng  von  einander  trennen,  sondern  daß  sie  nicht  selten  in  einander 
überfließen.  Schon  in  dem  Begründer  des  modernen  Sozialismus,  in  Karl 
Marx,  wird  mitunter  der  objektiv  erklärende  Historiker  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  zu  ihrem  heftigen,  von  ganz  bestimmten  ethischen  Grundsätzen 
ausgehenden  Ankläger.  Marx  ist  eben  nicht  allein  Denker,  er  ist  auch  stets 
Kämpfer.  Leidenschaftliche,  von  Empörung  gegen  die  Bourgeoisherrschaft 
erfüllte  Flugschriften  schrieb  er,  aber  er  verfaßte  zugleich  auch  das  große, 
die  kausale  Entwickelung  des  Kapitalismus  kennzeichnende  Werk,  das 
Kapital.  In  seiner  genialen  Jugendarbeit,  im  Kommunistischen  Manifest, 
lagern  wissenschaftlich  tiefgründige  Ausführungen  dicht  neben  flammend  po¬ 
lemischen,  zu  revolutionären  Taten  begeisternden  Wendungen. 

Marx  beginnt  seine  große  Lebensarbeit  als  Kämpfer  für  die  Verwirklichung 
des  großen  Ziels:  des  vergesellschafteten  Menschen,  der  in  seiner  indivi¬ 
duellen  Arbeit,  in  seinen  individuellen  Verhältnissen  »Gattungswesen«  ge¬ 
worden  ist,  und  »seine  eigenen  Kräfte  als  gesellschaftliche  Kräfte  erkannt 
und  organisiert«  hat.  Der  Sozialismus  ist  nach  Marx  eine  Erkenntnis 
dieser  Kräfte  und  deren  Organisation.  Der  Marxismus  hat  eine  theoretische 
und  eine  praktische  Seite.  Die  sozialistische  Theorie  schöpft  aus  der  Wirk¬ 
lichkeit,  aus  der  Lebensbetätigung,  aus  der  Praxis,  und  die  sozialistische 
Praxis  orientiert  sich  wieder  an  der  Theorie,  aus  der  allgemeinen  theoreti¬ 
schen  Darstellung  dessen,  was  ist  und  wird. 

In  der  »Wirklichkeit«  erkennt  Marx  die  umwälzende  Kraft  bestimmter 
Klassenwillen,  Klasseninteressen,  Klassenwünsche.  Die  Ethik  tritt  nach 
Marx  nicht  gleichsam  von  außen  durch  den  Mund  ethischer  Prediger  an  die 
Gesellschaft  heran,  nein,  sie  lebt  mitten  in  der  Gesellschaft.  Sie  liegt  im 
Wesen  der  Weltentwickelung  eingeschlossen.  Da  gibt  es  in  der  Organisa¬ 
tion  der  Wirtschaft  und  der  Menschen  ganz  bestimmte  ökonomische  und 
ethische  Interessen,  die  zum  »vergesellschafteten«  Menschen  drängen.  Die 
Welt  ringt  nach  »Vernunft«,  nach  »wahrer  Wirklichkeit«.  In  diesem  Sinn 
schreibt  Marx  im  September  1843  an  Arnold  Rüge:  »Die  Vernunft  hat  immer 
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existiert,  nur  nicht  immer  in  der  vernünftigen  Form.  Der  Kritiker  kann  also 
an  jede  Form  des  theoretischen  und  praktischen  Bewußtseins  anknüpfen  und 
aus  den  eigenen  Formen  der  existierenden  Wirklichkeit  die  wahre  Wirklich¬ 
keit  als  ihr  Sollen  und  ihren  Endzweck  entwickeln.«  Marx  betrachtet  in 
seinem  Kapital  das  Werden  des  Sozialismus  als  einen  großen  Prozeß  der 
Vergesellschaftung;  die  kollektivistische  Produktion  löst  die  individualisti¬ 
sche  ab,  der  Kollektivarbeiter  den  Einzelarbeiter.  Die  Expropriation  der 
unmittelbaren  Produzenten  wird  nach  Marx  »mit  schonungslosestem  Vanda¬ 
lismus  und  unter  dem  Trieb  der  infamsten,  schmutzigsten,  kleinlich  ge¬ 
hässigsten  Leidenschaften  vollbracht.  Das  selbsterarbeitete,  sozusagen  auf 
Verwachsung  des  einzelnen,  unabhängigen  Arbeitsindividuums  mit  seinen 
Arbeitsbedingungen  beruhende  Privateigentum  wird  verdrängt  durch  das 
kapitalistische  Privateigentum,  welches  auf  Exploitation  fremder,  aber 
formell  freier  Arbeit  beruht.«  In  dem  Prozeß  der  Verwandlung  der  Arbeits¬ 
mittel  in  gemeinsam  verwendbare,  gesellschaftliche  Arbeitsmittel  entfalten 
sich  nach  Marx  ganz  bestimmte  geistige  und  ethische  Kräfte  der  Arbeiter, 
Diese  dringen  geistig  in  das  Wesen  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  ein, 
erfassen  die  Gemeinsamkeit  ihrer  Interessen,  organisieren  zuerst  lokale 
Kämpferbataillone  und  dann  eine  geschlossene  nationale  und  internationale 
Armee.  Ein  zielklarer  proletarischer  Wille,  durch  Klassenkämpfe  bewußt 
geschult  und  diszipliniert,  wirft  sich  dem  Kapitalismus  entgegen.  Dieser 
Wille,  der  sich  in  der  wachsenden  »Empörung«  der  organisierten  Arbeiter¬ 
klasse  machtvoll  kundtut,  sprengt  die  Kapitalform  der  bestehenden  Wirt¬ 
schaftsweise.  Keinen  Augenblick  verlor  Karl  Marx  also  die  in  der  ökonomi¬ 
schen  und  sozialen  Geschichte  wirksamen  ethischen  und  intellektuellen 
Ifräfte  aus  dem  Auge.  Dem  Kampf  der  arbeitenden  Klasse  Englands  um  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  widmete  er  in  seinem  Kapital  einen  ganzen  Ab¬ 
schnitt.  Die  Bestimmungen  über  den  Arbeitstag,  die  Grenzen  und  Pausen 
dieses  Tages,  sind  nach  ihm  Ergebnisse  langwieriger  Klassenkämpfe.  Und 
fast  an  den  Schluß  seines  dramatischen  Kapitels  über  den  Kampf  um  den 
Normalarbeitstag  und  über  die  Rückwirkung  der  englischen  Fabrikgesetz¬ 
gebung  auf  andere  Länder  setzt  er  die  Bemerkung:  »Zum  Schutz  gegen 
die  Schlange  ihrer  Qualen  müssen  die  Arbeiter  ihre  Köpfe  zusammenrotten 
und  als  Klasse  ein  Staatsgesetz  erzwingen,  ein  übermächtiges  gesellschaft¬ 
liches  Hindernis,  das  sie  selbst  verhindert  durch  freiwilligen  Kontrakt  mit 
dem  Kapital  sich  und  ihr  Geschlecht  in  Tod  und  Sklaverei  zu  verkaufen.  An 
die  Stelle  des  prunkvollen  Katalogs  der  unveräußerlichen  Menschenrechte 
tritt  die  bescheidene  Magna  Charta  eines  gesetzlich  beschränkten  Arbeits¬ 
tags.«  Aber  in  dem  großen  Krieg  der  arbeitenden  Klasse  gegen  das  Kapital 
kennzeichnet  Marx  nicht  allein  die  in  der  menschlichen  Entwickelung  täti¬ 
gen  ethischen  und  intellektuellen  Mächte,  sondern  er  berichtet  die  Kampfes¬ 
geschichte  der  englischen  Arbeiterklasse,  die  Geschichte  der  englischen  Fa¬ 
brikgesetzgebung  zugleich  zu  einem  höhern  ethischen  Zweck:  zur  Abkürzung 
und  Milderung  der  Geburtswehen  der  mit  einer  neuen  Gesellschaft  schwan¬ 
ger  gehenden  alten  Gesellschaft.  Auf  dem  Kontinent  wird  sich  nämlich 
nach  seiner  Ansicht  der  soziale  Umwälzungsprozeß  in  »brutaleren  oder 
humaneren  Formen  bewegen,  je  nach  dem  Entwickelungsgrad  der  Arbeiter¬ 
klasse  selbst«.  Und  Marx,  indem  er  den  objektiven  Historiker  mit  dem 
ethischen,  sozialen  Pädagogen  vertauscht,  setzt  hinzu:  »Von  höheren  Mo¬ 
tiven  abgesehen,  gebietet  also  den  jetzt  herrschenden  Klassen  ihr  eigenstes 
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Interesse  die  Wegräumung  aller  gesetzlich  kontrollierbaren  Hindernisse, 
welche  die  Entwickelung  der  Arbeiterklasse  hemmen.  Ich  habe  deswegen 
unter  anderm  der  Geschichte,  dem  Inhalt  und  den  Resultaten  der  englischen 
Fabrikgesetzgebung  einen  so  ausführlichen  Platz  in  diesem  Band  eingeräumt. 
Eine  Nation  soll  und  kann  von  der  andern  lernen.«  Selbst  in  einer  in 
Klassen  gespaltenen  Gesellschaft  kann  nach  Marx  der  bewußte,  durch  ge¬ 
schichtliche  Erfahrungen  bereicherte  und  erweiterte  soziale  Wille  eine  be¬ 
stimmende  Macht  im  gesellschaftlichen  Umwälzungsprozeß  werden.  Men¬ 
schen  machen  ja  nach  Marx  und  Engels  ihre  Geschichte  bewußt  oder  unbe¬ 
wußt.  Menschenwille  und  Menschenintelligenz  verkörpern  sich  eben  in 
allen  ökonomischen  und  politischen  Institutionen.  Und  wenn  Marx  und 
Engels  nur  von  diesen  Institutionen  reden,  so  erkennen  sie  doch  hinter  die¬ 
sen  scharf  die  Menschen,  die  im  Kampf  mit  der  Natur  und  mit  sich  selbst 
diese  Einrichtungen  schufen.  Die  Kapitalisten  und  Grundeigentümer  führt 
Marx  sehr  lebendig  in  sein  Kapital  ein,  sie  sind  bei  ihm  stets  Träger  be¬ 
stimmter  ökonomisch-ethischer  Interessen,  Akkumulatoren  von  Grundrente 
und  Kapitalgewinn,  Repräsentanten  bestimmter  Klassenwünsche,  die  sie  in 
der  Gestaltung  ökonomischer  und  politischer  Institutionen  durchzusetzen 
suchen.  Und  an  ethischen  Urteilen  über  diese  Klassen  ist  sein  Werk 
überreich. 

Also  die  Ethik,  das  Wollen,  das  Interesse,  die  Ideale  der  Klassen  wirken 
sich  in  dem  Marxschen  Kapital  vollkräftig  aus.  Das  Werden  des  ver¬ 
gesellschafteten  Menschen  ist  ja  der  Gegenstand  dieses  Werkes;  die  Ent¬ 
wickelung  der  gesellschaftlichen  Arbeit,  der  gesellschaftlichen  Produk¬ 
tionsmittel  und  der  gesellschaftliche  Zusammenschluß  der  kämpfenden 
Arbeiter,  ihr  gesellschaftliches  historisches  Wirken,  ihr  neues  gesell¬ 
schaftliches  Programm  der  Negation  des  Kapitals,  ihre  soziale 
Forderung  der  »Emanzipation  des  Menschen«.  Der  junge  Marx,  der  seine 
an  programmatischen  Ideen  so  reichen  Briefe  an  Arnold  Rüge  schrieb,  ist 
eben  der  selbe  Marx,  der  im  reifen  Mannesalter  das  Kapital,  die  Kritik  der 
politischen  Ökonomie  verfaßte.  Theoretische  Erkenntnis  der  gesellschaft¬ 
lichen  Kräfte  des  Menschen  und  ihre  praktische  Organisation.  Max  Adler 
faßt  einmal  das  Ziel  und  den  Inhalt  des  großen  Kämpfer-  und  Denkerlebens 
Karl  Marx'  in  dem  tiefen  Satz  zusammen:  »Die  ökonomische  Kritik  ist  da¬ 
her  in  Wahrheit  das,  was  Marx  in  seinen  Jugend j ähren  vorgeschwebt  hatte,, 
dessen  Inhalt  aber  nicht  anders  zu  realisieren  war  als  auf  dem  so  müh¬ 
samen  und  entsagungsvollen  Weg,  den  er  gegangen:  die  Emanzipation  des 
Menschen.« 

Der  Marxismus  ist  theoretisch  ein  wissenschaftliches  System,  das  die  ge¬ 
schichtliche  Eigenart  und  den  Entwickelungsgang  der  kapitalistischen  Ökono¬ 
mie  zu  erfassen  sucht.  Diese  Definition  begrenzt  den  Marxismus  im  wesent¬ 
lichen  auf  das  ökonomische  Gebiet  und  charakterisiert  ihn  als  den  Versuch 
einer  historisch-kausalen  Erklärung  der  kapitalistischen  Wirtschafts-  und 
Gesellschaftsordnung.  Der  Marxismus  umspannt  historisch  die  Vorge¬ 
schichte  des  Kapitalismus,  dessen  eigentliche  Lebensepoche  und  die  Ge¬ 
schichte  der  kapitalistischen  Umwälzung  in  den  Sozialismus.  In  unserer 
Definition  gelangt  die  eine  wesentliche  Seite  der  großen  Lebensarbeit  Karl 
Marx'  zum  Ausdruck,  die  in  seiner  schöpferischen,  das  Werden  einer  neuen 
Wirtschaftsordnung  aufschließenden  Kritik  des  Kapitals  enthalten  ist.  Ge- 
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wiß  hat  der  Marxismus  nach  dem  Tod  der  Marx  und  Engels  gewaltige  Ge¬ 
biete  der  historischen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Forschung  neu  be¬ 
arbeitet,  aber  auch  dieser  Marxismus  hat  die  Bahn  einer  historisch-kausalen 
Erklärung  der  ökonomisch-sozialen  Erscheinungen  nie  verlassen.  Der  Zu¬ 
sammenbruch  der  Gentilverfassung,  der  römischen  Sklavenhalterherrschaft, 
des  Feudalismus  ist  immer  als  ein  geschichtlich  streng  notwendiger  Prozeß 
nachgewiesen  worden.  Dieser  Prozeß  ist  naturwissenschaftlich  treu  zu  kon¬ 
statieren.  Der  wirtschaftliche  Zustand  von  heute  erklärt  sich  aus  dem  Zu¬ 
stand  von  gestern.  Nur  mit  dem  Kausalitätsbegriff  arbeitet  der  Marxismus, 
und  nie  nimmt  er,  um  die  Notwendigkeit  einer  ökonomisch-sozialen  Er¬ 
scheinung  zu  begründen,  seine  Zuflucht  zur  Ethik.  Fast  schroff  weist  er 
jeden  Versuch  einer  ethischen  Rechtfertigung  des  Sozialismus  zurück.  Nicht 
weil  der  Sozialismus  die  richtige  Gesellschaftsordnung  ist,  gewinnt  sie 
Leben,  sondern  weil  sie  wirtschaftlich  notwendig  geworden  ist,  und 
zwar:  durch  die  Selbstzersetzung  des  Kapitalismus,  durch  die  kollektivisti¬ 
sche  Entwickelung  der  Produktion,  durch  die  Zuspitzung  der  Klassengegen¬ 
sätze.  Ja,  die  Abweisung  jeder  Ethik  zur  Begründung  des  Sozialismus 
nimmt  sogar  bei  Engels  eine  so  eigenartige  Form  an,  daß  sie  leicht  zu  einer 
mißverständlichen  Auslegung  des  Marxismus  selbst  führen  kann.  So  stellt 
Engels  einmal  den  Sozialismus  als  den  Gedankenreflex  eines  Konflikts  zwi¬ 
schen  den  sich  mächtig  entfaltenden  Produktivkräften  und  der  kapitalisti¬ 
schen  Produktionsweise  dar,  eines  Konflikts,  der  objektiv,  außer  uns,  »un¬ 
abhängig  vom  Willen  und  Laufen  selbst  der  Menschen  vorhanden  ist,  die 
ihn  herbeigeführt  haben«.  Hier  scheint  das  Wollen  und  Handeln  der  Men¬ 
schen  und  damit  deren  Ethik  überhaupt  aus  dem  Weltprozeß  ausgeschaltet 
zu  sein.  Und  doch  ist  in  letzter  Linie  jener  Konflikt  aus  dem  »Wollen  und 
Laufen«  der  Menschen  selbst  entstanden.  Die  kapitalistischen  Bereicherungs¬ 
interessen  bestimmter  Gesellschaftsgruppen  steigerten  die  Produktivkräfte 
durch  Anwendung  der  Maschinen  ins  Riesenhafte,  führten  zu  einer  brutalen 
Ausbeutung  der  schaffenden  menschlichen  Arbeitskräfte  und  organisierten 
zugleich  den  Widerstand  dieser  Kräfte  gegen  die  kapitalistische  Wirt¬ 
schaftsweise  selbst.  Der  Konflikt  zwischen  den  Produktivkräften  und  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  ist  eben  ein  Konflikt  »laufender«,  handeln¬ 
der,  wenn  auch  nicht  immer  bewußt  wollender  Menschen.  Und  Engels  hat 
wohl  nur  den  Gedanken  zum  Ausdruck  bringen  wollen:  In  der  Geschichte 
spielen  unbewußte  Prozesse  noch  eine  überragende  Rolle.  Das  bewußte 
Wollen  und  Laufen  der  Menschen  ist  im  Hinblick  auf  ein  sich  in  der  Ge¬ 
schichte  durchsetzendes  soziales  Entwickeluhgsstadium  häufig  noch  rich¬ 
tungslos. 

Der  Marxismus  als  theoretisches  System  will  nichts  als  eine  kausale  Dar¬ 
stellung  der  historisch-ökonomischen,  den  Sozialismus  bedingenden  Tat¬ 
sachen  sein.  Die  historisch-wirtschaftlichen  und  historisch-ethischen  Tat¬ 
sachen  reiht  er  nur  in  ihrer  kausalen  Folge  aneinander.  Und  als  wissen¬ 
schaftlicher  kausaler  Erklärungsversuch  des  Sozialismus  unterscheidet  er 
sich  wesentlich  von  dem  frühem  utopistischen  Sozialismus.  In  diesem  Sinn 
führt  Engels  zutreffend  in  seinem  Antidühring  aus:  »Der  bisherige  Sozialis¬ 
mus  kritisierte  zwar  die  bestehende  kapitalistische  Produktionsweise  und 
ihre  Folgen,  konnte  sie  aber  nicht  erklären,  also  auch  nicht  mit  ihr  fertig 
werden;  er  konnte  sie  nur  einfach  als  schlecht  verwerfen.  Es  handelte  sich 
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aber  darum  diese  kapitalistische  Produktionsweise  einerseits  in  ihrem  ge¬ 
schichtlichen  Zusammenhang  und  ihrer  Notwendigkeit  für  einen  bestimmten 
geschichtlichen  Zeitabschnitt,  also  auch  die  Notwendigkeit  ihres  Unter¬ 
gangs  darzustellen,  andrerseits  aber  auch  ihren  innern  Charakter  zu  ent¬ 
hüllen,  der  noch  immer  verborgen  war,  da  die  bisherige  Kritik  sich  mehr 
auf  die  üblen  Folgen  als  auf  den  Gang  der  Sache  selbst  geworfen  hatte.« 
Und  Engels  hat  recht,  daß  sich  der  Sozialismus  als  kausale  Welterklärung 
nicht  in  moralischen  Deklamationen  ergehen  und  in  der  sittlichen  Entrüstung 
über  irgendeinen  sozialen  Zustand  keinen  Beweggrund  sondern  nur  ein 
»Symptom«  sehen  darf.  Allerdings  scheint  mir  hier  der  Ausdruck  Symptom 
unzutreffend  zu  sein;  denn  in  der  kausalen  Erklärung  muß  die  Entrüstung, 
die  Empörung  als  ebenso  reale  Erscheinung  in  die  Ursachenkette  eingereiht 
werden  wie  irgendein  ökonomisches  Ereignis.  Die  zunehmende  Einsicht  der 
Menschen  in  einen  wirtschaftlichen  Umwälzungsprozeß,  ihre  Verurteilung 
eines  bestimmten  Wirtschaftssystems,  diese  wichtigen  intellektuellen  und 
ethischen  Faktoren  dürfen  nicht  ausgeschaltet  werden.  Daher  fordert  der 
Satz  von  Friedrich  Engels,  daß  die  letzten  Ursachen  aller  gesellschaftlichen 
Umänderungen  nicht  in  den  Köpfen  der  Menschen,  in  ihrer  zunehmenden 
Einsicht  in  die  ewige  Wahrheit  und  Gerechtigkeit,  sondern  in  Veränderun¬ 
gen  der  Produktions-  und  Austauschweise  zu  suchen  sind,  direkt  zu  einem 
Widerspruch  heraus.  Wie  alle  diese  Veränderungen  menschlich-sozialer 
Verhältnisse  ohne  zwecksetzende  Menschenköpfe,  ohne  menschliche  Ideen 
und  Werturteile  möglich  sind,  das  ist  wirklich  nicht  einzusehen. 

Der  Marxismus  als  sozialistische  Praxis  darf  und  muß  stark  in  ethischen 
Werturteilen  arbeiten,  und  für  diesen  Marxismus  träfe  auch  das  Wort  von 
Engels  zu,  daß  der  Zorn,  der  den  Poeten  macht,  bei  Schilderung 
sozialer  Mißstände  und  bei  Angriffen  gegen  die  jene  Mißstände  beschöni¬ 
genden  Harmoniker  am  Platz  sei.  Der  Marxismus  als  theoretisches 
System  hat  wohl  ethische  Ideen  und  Willensrichtungen  in  den  ursächlichen 
Zusammenhang  der  den  Sozialismus  erklärenden  Tatsachen  aufzunehmen, 
darf  aber  diese  nicht  zur  Begründung  der  Richtigkeit  des  Sozialismus  selbst 
aufführen.  Sehr  geistvoll  bringt  den  wissenschaftlichen  Charakter  des 
Marxismus  als  einer  kausalen  Welterklärung  Dr.  Max  Aüler  in  seinen 
Marxistischen  Problemen  zum  Ausdruck:  »Es  ist  für  den  Marxismus  selbst¬ 
verständlich,  daß  die  geschichtliche  Bewegung,  wie  Marx  und  Engels  wieder¬ 
holt  betont  haben,  nur  durch  die  Menschheit  selbst  bewirkt  werden  kann* 
und  daß  darum  ihre  ethischen  Wertungen  nicht  nur  an  dem  geschichtlichen 
Prozeß  mitbeteiligt  sind  sondern  ihn  ganz  wesentlich  erst  zustande  kommen 
lassen.  Denn  nur  in  den  zu  bestimmten  Massenwillen  zusammengeronnenen 
Einzelwertungen  von  dem,  was  diese  vielen  einzelnen  als  das  Rechte,  als 
das  Vernünftige,  als  das  für  sie  darum  zu  Erringende  ansehen,  entfaltet 
sich  ja  erst  das  grandiose  Schauspiel  der  Klassenkämpfe  in  der  marxistischen 
Geschichtsauffassung.  Aber  diese  ethischen  Wertungen  kommen  in  ihr 
gerade  nicht  als  solche  in  Betracht  sondern  als  immanent  wirkende 
Kausalfaktoren.  Denn  nicht  auf  die  Beurteilung  des  Geschehens  ist 
hier  der  Blick  eingestellt  sondern  auf  dessen  Erklärung.  Trotzdem 
aber  fällt  diese  ethische  Beurteilung  nicht  aus  dem  Kausalprozeß  heraus* 
nur  daß  sie  hier  in  anderer  Form  erscheinen  muß.« 
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IELEN  politischen  Idealen  der  alten  bürgerlichen  Demokratie 
merkt  man  es  auf  den  ersten  Blick  an,  daß  sie  nicht  aus  einer 
generationenlangen  Mitbetätigung  im  öffentlichen  Leben  hervor¬ 
gewachsen  sind  sondern  aus  einer  oft  zunächst  rein  geistigen  Auf¬ 
lehnung  von  Kreisen,  die  vom  realpolitischen  Tagestreiben  vor¬ 
läufig  so  gut  wie  ganz  ausgeschlossen  blieben.  Moralphilosophen,  Natur¬ 
rechtslehrer  waren  die  geborenen  Wortführer  einer  solchen  Bewegung,  die 
viel  mehr  ihre  Ideale  dem  tatsächlichen  Gang  der  Geschehnisse  künstlich 
aufzuzwingen  als  aus  der  innerlich  miterlebten,  tatsächlichen  Entwickelung 
ihre  Strebeziele  zu  schöpfen  suchte.  Vor  allem  in  deutschen  Ländern  und 
Ländchen,  wo  seit  jeher  eine  alles  überspannende  und  umgarnende  Bureau- 
kratie  die  politische  Heranziehung  und  Selbstregierung  breiterer  Volks¬ 
massen  und  damit  die  ganze  politische  Schulung  und  Erziehung  der  Inter¬ 
essengruppen  und  Parteien  ungewöhnlich  verzögerte,  nahmen  die  oppo¬ 
sitionellen  Forderungen,  noch  leichter  und  noch  länger  als  sonst,  einen  Stich 
nicht  nur  in  das  Utopische  sondern  mitunter  geradezu  in  das  Verschrobene 
an,  und  das  spätere  allmähliche  Hineinwachsen  in  eine  vielseitige  politische 
Praxis  vollzog  hinterher  umso  grausamere  Korrekturen  an  allen  diesen 
Naivetäten  der  unerfahrenen  Jugendzeit. 

Ein  Vorwurf  kann  daraus  den  älteren  Generationen  nicht  gemacht  werden. 
Jede  Gedankenwelt  ist  in  letzter  Linie  aus  ihren  historischen  Voraus¬ 
setzungen  heraus  zu  beurteilen,  und  es  ist  deshalb  nur  mit  Freuden  zu  be¬ 
grüßen,  wenn  neuerdings  wieder  der  älteste  bürgerliche  Radikalismus  zahl¬ 
reiche  anerkennende  und  sogar  bewundernde  Geschichtschreiber  findet. 
Etwas  ganz  anderes  aber  ist  es,  wenn  man  heute,  unter  vollständig  verän¬ 
derten  und  in  ihren  grundlegenden  Änderungen  sonnenklar  vor  Augen  liegen¬ 
den  Verhältnissen,  überwundene  bürgerlich-demokratische  Illusionen  von 
neuem  zum  Leben  erwecken  und  womöglich  zur  fortbestehenden  Richtschnur 
für  ganze  große  Parteiverbände  erheben  möchte. 

Den  besten  Schulfall  hierfür  bietet  wohl  die  Budgetfrage,  und  da  sie  sich  zu¬ 
gleich  für  unsere  eigenen  Parteitage  und  unsere  parlamentarischen  Partei¬ 
vertretungen  (die  Gemeindeparlamente  eingeschlossen)  zu  einem  schweren 
Kreuz  ausgewachsen  hat,  so  sei  an  der  Hand  des  soeben  vorliegenden  neuen 
Reichsetatsentwurfs  die  moderne  wirkliche  Budgetpraxis  wieder  ein¬ 
mal  jener  alten  bürgerlich-demokratischen  Budgettheorie  gegenübergestellt, 
wie  sie  noch  immer  in  den  Stillstandsköpfen  einiger  unserer  hervorragendsten 
Parteiresolutionäre  herumspukt. 

URCH  einige  der  bekanntesten  Erfahrungen  der  ständischen  und 
auch  schon  der  modernem  parlamentarischen  Verfassungsgeschichte 
auf  die  mitunter  durchschlagenden  Beziehungen  zwischen  Geld¬ 
bewilligung  und  Erweiterung  der  Volksrechte  hingewiesen,  hatte 
sich  die  bürgerliche  Demokratie  etwa  folgendes  theoretische  System 
der  Budgetpolitik  ausgebaut:  Ausnahmslos  jede  Staats  e  i  n  n  a  h  m  e  wird 
jährlich  durch  den  Etat,  also  wiederum  auf  1  Jahr  und  nicht  auf  1  Tag 
mehr,  bewilligt.  Bewilligt  im  vollen  Sinn  des  Worts;  das  heißt,  ohne 
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die  erneut  ausgesprochene  parlamentarische  Zustimmung  fällt,  für  die  Staats¬ 
kassen  aller  Art,  mit  dem  Ablauf  des  alten  Etatsjahrs  jeder  Pfennig  von 
Geldeinlauf,  seien  es  Steuern,  Zölle,  Gebühren,  Anleihen  oder  was  sonst,  glatt 
hinweg.  Sollen  also  vom  ersten  neuen  Etatsjahrestag  ab  nicht  alle,  selbst 
die  letzten  und  kleinsten  Räder  des  ganzen  Staatsapparats  vollständig  Still¬ 
stehen,  so  muß  sich  eben  die  Regierung  (vorausgesetzt  natürlich,  daß  sie 
auf  dem  Rechtsboden  bleibt  und  nicht  zum  Staatsstreich  und  zur  Revolution 
von  oben  greift)  den  Bedingungen  der  Parlamentsmehrheit,  die  man  ohne 
weiteres  der  Volksmehrheit  gleichsetzen  kann,  notgedrungen  unterwerfen. 
Und  diese  Mehrheitsbedingungen  verkörpern  sich  alsdann  im  wesentlichen 
nochmals  auf  der  Ausgaben  Seite,  durch  Streichung  gemißbilligter,  durch 
Neueinsetzung  gewünschter  Staatsaufgaben,  ausgedrückt  im  hierfür  nötigen 
Geldaufwand.  Ausnahmslos  jede  Ausgabe  wird,  in  genauester  Zweckum¬ 
schreibung  und  Geldbedarfsbezifferung,  auf  den  Etat  gebracht  und  jährlich 
bewilligt.  Bewilligt  abermals  im  vollen  Sinn  des  Worts;  das  heißt,  es  gibt 
nach  dem  letzten  Tag  des  ablaufenden  alten  Etats jahrs  überhaupt  keine 
Staatsaufgabe  und  rechtlich  zulässige  Staatsausgabe  mehr,  die  nicht  in  dem 
gutgeheißenen  neuen  Etat  ihre  ausdrückliche  bestätigende  Zustimmung  vor¬ 
her  erhalten  hätte. 

Das  Nein  gegen  die  Einnahmeseite  bedeutet  demnach  nicht  etwa  nur  Steuer¬ 
verweigerung  seitens  des  Parlaments,  zwischen  Regierung  und  Parlament. 
Weit  darüber  hinaus  bedeutet  es  eine  wirkliche  allgemeine  Steuerauf¬ 
hebung  draußen  im  Land.  Kein  Staatsbürger  oder  sonst  zum  Steuer¬ 
zahlen  Herangezogener  hat  irgendwie  noch  die  geringste  Pflicht  Steuern 
weiter  zu  entrichten;  jedes  Steuersoll  läuft  ohne  Budgetvereinbarung  nur  bis 
zum  Ende  des  alten  Jahres  und  erlischt  verfassungsautomatisch  mit  diesem 
Endtermin.  Kein  Exekutor  hat  noch  eine  rechtsgültige  Vollmacht  Steuern 
einzutreiben,  eben  weil  die  staatliche  Steuerforderung  selber  rechtlich  er¬ 
loschen  ist.  Jedes  unparteiische  Gericht  müßte  sich  auf  die  Seite  des  pri¬ 
vaten  Steuerverweigerers  schlagen,  müßte  dem  Steuerbeamten  bei  etwaiger 
Einziehung  von  Steuern  mindestens  die  sofortige  Rückerstattung  auferlegen. 
Ebenso  wäre  jeder  Groschen  Staatsausgabe  unrechtmäßig  ausgegeben,  wäre 
vor  Gerichten  oder  sonstigen  Instanzen  jederzeit  rückf orderbar,  gleichviel 
wer  der  staatliche  Zahler  oder  der  private  Empfänger.  Denn  nach  den  vor¬ 
ausgehenden  öffentlichen  und  parlamentarischen  Kämpfen  würde  es  hin¬ 
unter  bis  zum  letzten  Bureauschreiber  und  Federhalterlieferanten,  niemanden 
geben,  der  über  die  wahre  Rechtslage,  über  die  lückenlos  vollendete  Staats¬ 
geldsperre  in  Einnahme  wie  Ausgabe,  im  unklaren  sein  könnte.  Bis  in  das 
letzte  Geäder  des  Staatslebens  hinein  hätte  unter  solchen  Voraussetzungen 
jeder  Blutumlauf  aufgehört.  Jede  widerstrebende  Staatsleitung  müßte  an¬ 
gesichts  solcher  Gefahren  und  Kräfte  kapitulieren;  »wie  im  Eisen  der  Fuchs, 
zagt  der  alte  Höllenluchs«  bei  dieser  faustischen  Anwendung  von  Salomonis 
Schlüssel: 

»Du  siehst,  daß  ich  nicht  vergebens  drohe. 

Erwarte  nicht 

Das  dreimal  glühende  Licht! 

Erwarte  nicht 

Die  stärkste  von  meinen  Künsten!« 

Auch  der  Wortlaut  mancher  Verfassungen,  besonders  gleich  nach  der  Juli- 
und  Februarrevolution,  spiegelt  den  skizzierten  Gedankengang  klipp  und 
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klar  wider.  Am  meisten  wohl  die  belgische  Verfassung  von  1831,  nach  deren 
Artikel  111  jedes  Einnahmegesetz  jahrweise  befristet  ist:  »Die  Auflagen 
[impots]  zu  Nutzen  des  Staates  werden  alljährlich  bewilligt;  die  Gesetze, 
auf  denen  sie  beruhen,  haben  nur  für  1  Jahr  Geltung,  falls  sie  nicht  erneuert 
werden«;  folgerichtig  ordnete  der  weitere  Artikel  115  an,  daß  jedes  Jahr 
über  den  Etat  parlamentarisch  zu  beschließen,  und  daß  jede  staatliche  Ein¬ 
nahme  und  Ausgabe  dem  Etat  einzuverleiben  ist.1)  Und  mancher  unserer 
parteigenössischen  Budgettheoretiker  glaubt  eine  ähnliche  Rechtsgrundlage 
wohl  vorhanden,  wenn  es  in  Artikel  99  der  preußischen  Verfassung  heißt: 
»Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  müssen  für  jedes  Jahr  im  voraus  ver¬ 
anschlagt  und  auf  den  Staatshaushalt  gebracht  werden.  Letzterer  wird  jährlich 
durch  ein  Gesetz  festgesetzt.« 

Oder  wenn  Artikel  69  der  Reichsverfassung  fast  gleichlautend  bestimmt: 

»Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reichs  müssen  für  jedes  Jahr  veranschlagt  und 
auf  den  Reichshaushaltsetat  gebracht  werden.  Letzterer  wird  vor  Beginn  des  Etats¬ 
jahrs  ....  durch  ein  Gesetz  festgestellt.« 

IE  erscheint  nun,  von  diesem  prinzipiellen  Standpunkt  der  alten 
bürgerlich-demokratischen  Ideologie  aus  gesehen,  der  neue  Ent¬ 
wurf  des  Reichshaushaltsetats  für  das  Rechnungsjahr  1914 
(1.  April  1914  bis  31.  März  1915)?  Wenigstens  an  den  größten 
und  wichtigsten  Posten,  der  Einnahme-  wie  der  Ausgabeseite, 
sei  hier  die  gegen  früher  vollständig  veränderte  Sachlage,  der  budgetpoli¬ 
tische  Umschwung,  oder  richtiger:  die,  aus  guten  Gründen  erfolgende  Nie¬ 
erfüllung  der  jungen- bürgerlichen  Illusionen  von  anno  dazumal,  erläutert. 
Und  zur  Ergänzung  sei  gleich  vorausgeschickt,  daß  auch  Staaten  wie  Eng¬ 
land  mit  unbestrittenster  demokratischer  und  parlamentarischer  Vorwärts¬ 
entwickelung  zu  einer  ganz  ähnlichen  Gestaltung  der  Finanz-  und  Budget¬ 
praxis  gelangt  sind,  so  daß  von  besonderen  deutschen  Verfassungsmißständen 
und  konstitutionellen  Rückständigkeiten  gar  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Im  ordentlichen  Etat  finden  wir  bei  den  Einnahmen:  neben  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  mit  881,29  Millionen  Mark  und  den  Reichseisen¬ 
bahnen  mit  162,25  Millionen  (beidemal  aber  nur  Bruttoeinnahmen)  in  erster 
Linie  die  Zölle  mit  712,93,  die  Branntweinsteuer  mit  193,99,  den  Zucker  mit 
163,25,  die  Brausteuer  (von  den  Ausgleichsbeiträgen  hier  abgesehen)  mit 
128,95,  den  Wehrbeitrag  mit  393,82  Millionen  Mark.  Werden  alle  diese,  zum 
Teil  riesigen  Summen  durch  die  Etatserledigung  irgendwie  im  Sinn  der  alten 
demokratischen  Doktrin  bewilligt ?  Mit  anderen  Worten,  verdanken  diese 
Summen  die  Form  ihrer  Erhebung  (anläßlich  der  Postbenutzung,  der  Waren¬ 
einfuhr,  der  Zuckerproduktion  usw.)  oder  die  angegebene  schließliche  Höhe 
ihres  Ertrags  irgendwie  den  Vorgängen  bei  der  Etatsberatung?  Oder  negativ 
ausgedrückt:  Sinken  alle  diese  üppigen  Millionen  wie  die  Klingsormädchen 
als  verwelkte  Blumen  lautlos  zu  Boden,  wenn  nur  eine  oppositionelle  Reichs¬ 
tagsmehrheit  endlich  einmal  den  heiligen  Speer  der  Etatsverweigerung  rich¬ 
tig  schwingen  wollte?  Leider  ganz  und  gar  nicht. 

Betrachten  wir  die  Zölle:  nicht  weniger  als  712,93  Millionen  Mark  Er¬ 
trag;  weit  mehr  als  das  ganze  Reich  in  seinem  Anfang  jährlich  laufend 
brauchte  (fortdauernde  Ausgaben  1872  444,  1873  450,4  Millionen  Mark). 

l)  Artikel  111:  »Les  impots  au  profit  de  1'  Etat  sont  votes  annuellement.  Les  lois  qui  les  etablissent  n  ont 
de  force  que  pour  un  an,  si  eiles  ne  sont  renouvelees.«  Artikel  115:  »Chaque  annee  les  Chambres  arretent 
la  loi  des  comptes  et  votent  le  budget.  Toutes  les  recettes  et  depenses  de  1'  Etat  doivent  etre  portees  au 
budget  et  dans  les  comptes.« 
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Fallen  diese  Zölle,  wenn  der  Etat  fällt?  Fällt  alsdann  auch  nur  eine  einzige 
der  Hunderte  von  Millionen?  Wie  kann  man  sich  auch  nur  einen  Augenblick 
einer  solchen  kindlichen  Einbildung  hingeben?  Mit  oder  ohne  Etatsverein¬ 
barung,  für  die  Zollentrichtung  bleibt  maßgebend  das  Gesetz  vom  25.  De¬ 
zember  1902,  nach  dem  für  alle,  in  nicht  weniger  als  946  Nummern  aufge¬ 
zählten  Waren  bei  der  Einfuhr  in  das  deutsche  Zollgebiet  pro  Doppelzentner 
oder  pro  Stück  ganz  bestimmte  Zollbeträge  zu  erheben  sind:  in  Verbindung 
mit  den  Handelsverträgen  für  Roggen  (immer  für  1  Doppelzentner)  am  Anfang 
5  Mark,  für  Weizen  5,50  Mark,  und  schließlich  am  Ende  für  Ziehharmonikas 
20  und  für  Kinderspielzeug  und  Christbaumschmuck  10  Mark.  Hierdurch 
fließen  (mit  oder  ohne  Etatsberatung,  falls  nur  die  Vorschätzung  den  Nagel 
auf  den  Kopf  traf)  die  genannten  ungefähr  713  Millionen  Mark  zusammen. 
War  die  Schätzung  zu  vorsichtig,  so  bringt  das  unter  Umständen  eine  ganz 
erkleckliche  Anzahl  von  Millionen  mehr,  je  nach  der  Einfuhrbewegung,  aber 
wiederum  ganz  unabhängig  von  der  Erledigung  oder  Nichterledigung  des 
Etats.  Es  gibt  auch  keine  private  Zollverweigerung,  etwa  gar  unter  Zuhilfe¬ 
nahme  der  Gerichte,  wie  oben  geschildert.  Im  Gegenteil,  selbst  der  oppo¬ 
sitionellste  Jurist  müßte  die  Pflicht  zur  Zahlung  rechtlich  anerkennen.  Keine 
amtliche  Hebestelle  hätte  eine  Rückzahlung  zu  fürchten;  umgekehrt,  jeder 
Zollbeamte,  der  wegen  der  Budgetverweigerung  sich  nicht  mehr  in  der  ge¬ 
setzlich  festgelegten  und  vorgeschriebenen  Weise  um  die  Einfuhren  kümmern 
wollte,  würde,  auch  vor  dem  politisch  oppositionellsten  Tribunal,  der  gröb¬ 
lichsten  Verletzung  seiner  wichtigsten,  sonnenklarsten  Amtspflichten  schul¬ 
dig  gesprochen  werden.  Kurzum,  die  Zustimmung  zu  den  713  Millionen 
im  Etat  bewilligt  gar  nichts,  was  nicht  ohnehin  schon  da  ist;  sie  er¬ 
kennt  lediglich  an,  daß  nach  dem  geltenden,  beim  Etat  gar  nicht  in  Frage 
stehenden  Zolltarif  und  bei  den  vorherrschenden  Einfuhrverhältnissen  die 
Ertragsschätzung  der  Regierung  eine  umsichtige  und  vernünftige  ist,  und  daß 
man  eine  solche  Summe  mit  gutem  Gewissen  in  einen  Finanzüberschlag  ein¬ 
stellen  kann,  dessen  keine  geordnete  moderne  Staatswirtschaft  zu  entbehren 
vermag.  Die  von  einigen  scheinradikalen  Wirrköpfen  so  furchtbar  auf  ge¬ 
bauschte  Budget  frage  schrumpft  also  insoweit  zu  einem  ganz  neben¬ 
sächlichen  reinen  Kalkulationsproblem  zusammen,  während  die  ent¬ 
scheidenden  Kämpfe  ganz  wo  anders,  nämlich  beim  Zolltarifgesetz,  schon 
vorher  ausgefochten  wurden  und  auch  in  Zukunft  weiter  auszufechten  sind. 

Nächster  großer  Einnahmeposten:  Branntweinsteuer  193,99  Millionen 
Mark.  Wir  nehmen  an,  unseren  Parteiresolutionären  gelänge  es  mit 
dem  Gesamtetat  diesen  Posten  umzuwerfen.  Zahlt  deshalb  der  Spiritus¬ 
brenner  und  schließlich  der  Branntweintrinker  einen  Pfennig  weniger  Auf¬ 
lage?  Strömen  deshalb  aus  allen  Fuselquellen  weniger  als  194  Millionen 
Mark  zusammen?  Würden  erst  mit  der  Zustimmung  zu  diesem  Etatsein¬ 
nahmeposten  die  194  Millionen  bewilligt:  bewilligt  im  oben  gekennzeichneten 
uneingeschränkten,  altdemokratischen  Sinn  des  Worts?  O  bewahre;  mit 
oder  ohne  Annahme  des  Etatspostens  bliebe  für  alle  diese  Beziehungen  das 
Branntweinsteuergesetz  maßgebend: 

»§  1.  Gegenstand.  Der  im  Inland  hergestellte  Branntwein  unterliegt  einer  in  die 
Reichskasse  fließenden  Verbrauchsabgabe. 

§  2.  Höhe.  Die  Verbrauchsabgabe  beträgt  .... 

§  5.  Fälligkeit.  Die  Verbrauchsabgabe  ist  zu  entrichten,  sobald  der  Branntwein 
aus  der  amtlichen  Überwachung  in  den  freien  Verkehr  tritt. 
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§  6.  Person  des  Zahlungspflichtigen,  Zur  Entrichtung  der  Abgabe  ist  verpflichtet, 
wer  den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält, 

§  111.  Hinterziehung.  Wer  es  unternimmt  dem  Reich  die  Branntweinverbrauchs¬ 
abgabe  vorzuenthalten,  macht  sich  der  Hinterziehung  schuldig, 

§  115,  Strafmaß,  Wer  eine  Hinterziehung  begeht,  wird  mit  einer  Geldstrafe  in  Höhe 
des  4fachen  Betrags  der  Abgabe  ....  bestraft.  Außerdem  ist  die  Abgabe  nach¬ 
zuzahlen.« 

An  dieser  Rechtslage  verschiebt  die  Genehmigung  oder  Ablehnung  des  Etats 
nicht  das  geringste.  Die  eingesetzte  Ziffer  ist  eben  gar  keine  Bewilligung 
von  194  Millionen  im  Sinn  unserer  Resolutionäre.  Diese  wirkliche  ent¬ 
scheidende  Bewilligung  vollzog  sich  seinerzeit  beim  Branntweinsteuergesetz 
und  wird  sich  weiter  da  vollziehen.  Die  Zustimmung  zu  den  194  Millionen 
erkennt  also  abermals  lediglich  an,  daß  die  Ertragsschätzung  der  Regie¬ 
rung  eine  umsichtige  und  vernünftige  ist  und  mit  gutem  Gewissen  in  den 
unentbehrlichen  Finanzüberschlag  miteingestellt  werden  kann.  Man  kann 
das  selbstverständlich,  wie  so  vieles  andere,  und  aus  guten  Gründen  ab¬ 
lehnen;  aber  eine  welterschütternde  Tat  wird  dies  meist  viel  weniger  sein 
als  der  Durchschnitt  der  sonstigen  parlamentarischen  Oppositionsbetätigung. 

Doch  fahren  wir  in  den  hervorstechendsten  Einnahmeziffern  fort:  Zucker¬ 
steuer  163,25  Millionen  Mark.  Darf  ein  zielbewußter  Genosse  lößM  Millionen 
Zuckersteuer  bewilligen?  Das  vielleicht  nicht.  Aber  darum  dreht  es  sich 
eben  bei  einem  solchen  Etatsposten  niemals.  Die  Zuckersteuer  ist  realiter 
längst  vor  dem  Etat  bewilligt,  nämlich  durch  das  Zuckersteuergesetz  vom 
Jahr  1903.  Sie  ist  nach  wie  vor  auch  ohne  den  Etat  fällig:  pro  100  Kilo¬ 
gramm  Reingewicht  14  Mark,  zahlbar,  wenn  der  Zucker  in  den  freien  Ver¬ 
kehr  tritt.  Will  man  also  gegen  den  Kern  dieses  Steuerübels  kämpfen,  wie 
dies  ja  neben  uns  vor  allem  die  Agrarier  wegen  der  Interessen  des  größten 
agrarischen  Nebengewerbes  tun,  so  ist  das  Zuckersteuergesetz,  nicht  der 
Etat,  der  gegebene  Kampfplatz.  Aber  schließlich  soll  doch  auch  der  Steuer¬ 
eingang,  unter  dem  Regime  der  bestehenden  Steuern,  einmal  genau  beziffert 
werden,  nicht  bloß  in  den  Übersichten  hinterher  sondern  auch  in  einer 
Vorschätzung,  um  auf  das  kommende  Finanzjahr  nicht  ohne  jeden  leitenden 
Plan  daraufloszuwirtschaften;  und  der  Parlamentarismus  und  die  Demo¬ 
kratie  haben  in  allererster  Linie  ein  Interesse  daran,  daß  diese,  an  sich  rein 
kalkulatorische  Vorschätzung,  von  vorher  bereits  festgelegter  gesetzlicher 
Grundlage  aus,  so  zutreffend  wie  möglich  erfolgt.  Die  Etatsberatung  dient 
diesem  Zweck,  und  dies  soll  dann  mit  einemmal  die  große,  nie  wieder¬ 
kehrende  Gelegenheit  sein  die  abgrundtiefe  Scheidung  der  Geister,  wo  ein 
Hüben,  ein  Drüben  nur  gilt,  auf  das  demonstrativste  zu  bekunden? 

Genau  so  bei  den  Etatsposten  Brau  Steuer  und  Übergangsabgabe  von  Bier 
128,95  Millionen  Mark. 

Doch  verweilen  wir  zum  Schluß  nur  noch  einen  Augenblick  beim 
Wehrbeitrag,  weil  wir  diesem  respektive  dem  Gesetz  vom 
3.  Juli  1913  selber  mit  zum  Sieg  verholfen  haben;  manche  priesen  dieses 
Gesetz  sogar  als  einen  ausschließlichen  Triumph  der  sozialdemokratischen 
Taktik.  Wir  stimmten  also  folgenden,  für  die  Zahlungspflicht  des  Bürgers 
wie  für  den  Steuerempfang  des  Reichs  grundlegenden  Bestimmungen,  den 
durchschlagenden  realen  Einnahmesicherungen,  zu: 

»§  1.  Zur  Deckung  der  Kosten  der  Wehrvorlage  wird  nach  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  ein  einmaliger  außerordentlicher  Beitrag  vom  Vermögen  und  bei 
den  in  §  10  genannten  Personen  auch  vom  Einkommen  erhoben. 


222 


MAX  SCHIPPEL  •  DAS  BUDGET  IN  WIRKLICHKEIT  UND  IN  DER  RADIKALEN  ETC. 


§  32,  1,  Die  Abgabe  vom  Vermögen  betragt.  .  .  .  2.  Die  Abgabe  vom  Einkommen 

beträgt.  .  . 

§  56.  Wer  als  Beitragspflichtiger  ....  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben 
macht,  die  geeignet  sind  eine  V  erkürzung  des  Wehrbeitrags  herbeizu¬ 
führen,  wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  zum  20fachen  ,  ,  ,  ,  bestraft. 
§  57.  .  .  .  Neben  der  Geldstrafe  kann  auf  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  erkannt 
werden. 

§  61.  Die  Einziehung  des  Wehrbeitrags  erfolgt  neben  und  unabhängig  von  der 
Bestrafung.« 

Dem  haben  wir,  wie  gesagt,  zugestimmt.  In  dieser  Weise  wurden  die  realen 
Goldquellen  von  uns,  für  den  Racker  Klassenstaat,  mit  erschlossen,  und  so 
fließen  sie  tatsächlich  weiter  bis  zum  15.  Februar  1916  (§  51).  Nun  aber 
kommt  die  Regierung  mit  ihrem  Etatsentwurf  und  teilt  uns  mit,  für  das  Etats- 
jahr  1914  würden  die  so  erschlossenen  Quellen  wahrscheinlich  393,82  Mil¬ 
lionen  Mark  liefern,  vielleicht  etwas  mehr,  vielleicht  etwas  weniger,  darüber 
zu  reden  sei  eben  die  Etatsberatung  da.  Sollte  im  Ernst  just  dieser  Moment 
der  geeignete  sein  plötzlich  auf  den  Standpunkt  »Keinen  Groschen!«  zurück¬ 
zufallen?  Ohne  jeden  triftigen  Anlaß,  nur  aus  vererbter  Ehrerbietung  gegen 
ein  altes  bürgerlich-demokratisches  Ideal,  von  dem  im  Wandel  der  Zeiten 
und  in  der  tatsächlichen  politischen  Entwickelung  wenig  übrig  geblieben  ist? 
Und  mit  den  verweigerten  Groschen  stimmt  es  nicht  einmal.  Die  Groschen 
(wenn  die  Vorschätzung  stimmt:  die  3940  Millionen  Groschen)  werden  den¬ 
noch  erhoben,  auf  Grund  jenes  Gesetzes  erhoben,  dessen  Schaffung  soeben 
noch  unsern  Stolz  bildete.  So  ist  in  Wirklichkeit  das  Verhältnis  von  Budget¬ 
verweigerung  und  Steuergssetzzustimmung,  nicht  umgekehrt. 

CH  fürchte  die  Geduld  der  Leser  heute  schon  zu  sehr  in  Anspruch 
genommen  zu  haben.  Ich  unterlasse  deshalb  diesmal  die  eingehendere 
Zergliederung  der  Ausgaben  seite  des  Etats.  Aber  zusammen¬ 
fassend  sei  auch  darüber  wenigstens  gesagt:  Auf  der  Ausgabenseite 
des  Reichsetats  handelt  es  sich,  wie  bei  fast  allen  modernen  Etats 
des  In-  und  Auslands,  gleichfalls  bei  den  meisten  Summen  nicht  um  wirk¬ 
liche  Neuschaffung  und  Neubewilligung  sondern  um  geordnete  Be¬ 
grenzung  und  Spezifizierung  des  Geldbedarfs  zur  Erfüllung  der 
längst  vorher  vereinbarten  und  festgelegten  staatlichen 
Aufgaben.  Um  gleich  die  maßgebendste  Abteilung  herauszugreifen:  Die 
Militärausgaben  werden  nicht  etwa  erst  durch  den  Etat  im  Sinn  der  alten 
bürgerlich-demokratischen  Doktrin  wirklich  in  das  politische  Leben  gerufen, 
sondern  in  allen  ihren  wesentlichen  Grundzügen  waren  sie  schon  früher  vor¬ 
gezeichnet  und  dem  Wesen  nach  vereinbart,  früher  in  Deutschland  durch  die 
7-  und  5jährigen  Friedenspräsenzgesetze  (Mannschaftsbestand  1872  359  000 
Mann,  1875  401  659  Mann  usw.,  dazu  die  gesetzlich  festgelegte  Zahl  der 
Bataillone,  Eskadrons,  Batterieen)  und  heute  durch  das  vorjährige  Militär¬ 
gesetz,  in  Verbindung  mit  seinen  Vorgängern. 

»§  1.  Die  Friedenspräsenzstärke  des  deutschen  Heeres  als  Jahresdurch¬ 
schnittsstärke  wird  allmählich  derart  erhöht,  daß  sie  im  Lauf  des  Rechnungsjahrs 
1915  die  Zahl  von  661  478  Gemeinen,  Gefreiten  und  Obergefreiten  erreicht,  und  in 
dieser  Höhe  bis  zum  31.  März  1916  bestehen  bleibt.  .  . 

§  2.  In  Verbindung  mit  der  durch  §  1  bezeichneten  Erhöhung  der  Friedenspräsenz¬ 
stärke  ist  die  Zahl  der  Formationen  so  zu  erhöhen,  daß  am  Schluß  des 
Rechnungsjahrs  1915  bestehen:  bei  der  Infanterie  669  Bataillone,  bei  der  Kavallerie 
550  Eskadrons,  bei  der  Fußartillerie  55  Bataillone,  bei  den  Pionieren  44  Bataillone, 
bei  den  Verkehrstruppen  31  Bataillone,  bei  dem  Train  26  Bataillone.« 
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Hier,  nicht  beim  Etat,  sind  die  großen  politischen  Entscheidungen  gefallen, 
und  der  Etat  bemüht  sich  insoweit  nur  den  in  seinen  großen  Umrissen  fest- 
gegebenen  Rahmen  mit  den  notwendigen  Details  auszufüllen  (Bedarf  für 
die,  dem  gesetzlichen  Rahmen  entsprechenden  Kasernenbauten,  Löhnungen, 
Futterrationen,  Waffen  usw,).  Diese  Details  stellen  zwar  für  die  Regierung 
zugleich  die  letzte  Vollmacht  zur  Gelderverwendung  dar,  aber  sie  geben 
nicht  minder  die  Einzelheiten  an,  denen  sich  bei  der,  noch  immer  viele  Will- 
kürlichkeiten  gestattenden  Ausfüllung  des  grundlegenden  Rahmens  die  Re¬ 
gierung  anzupassen  hat.  Parlamentarismus  und  Demokratie  selber  müssen 
an  der  positiven  Mitarbeit  bei  dieser,  die  Regierungswillkür  ein¬ 
schränkenden  Detaillierung  das  denkbar  größte  Interesse  haben.  Aber 
auch  hier  ist,  wie  man  sieht,  der  Etat  ganz  etwas  anderes  als  was  unsere 
Parteiresolutionäre  <es  würde  gar  nicht  schwer  sein  dies  im  einzelnen  nach¬ 
zuweisen)  sich  gewöhnlich  darunter  vorstellen. 

Der  Etat  ist,  im  Gegensatz  zu  den  Erwartungen  der  alten  bürgerlichen  Demo¬ 
kratie,  im  hochentwickelten  modernen  Staatsleben  mehr  und  mehr  eine 
Folge  Wirkung,  eine  Begleiterscheinung  vorher  festgelegter  und  verein¬ 
barter  Gesetze  und  Einrichtungen  geworden:  insofern  mehr  und  mehr 
Kalkulatorenarbeit,  wie  man,  allerdings  stark  übertreibend,  den  Ausdruck 
auch  bei  uns  mitunter  gehört  hat.  Während  manche  Radikale  noch  immer 
im  Etat  das  Gesetz  aller  Gesetze  sehen,  sind  ihm  andere  Zweige  der  Gesetz¬ 
gebung  längst  an  innerer  Bedeutung  hoch  über  den  Kopf  gewachsen,  und 
es  ist  deshalb  kein  Zufall,  wenn  sich  in  allen  modernen  Staaten  die  großen 
politischen  Kämpfe  immer  mehr  nach  diesen,  wahrhaft  grundlegenden  Ge¬ 
setzgebungsgebieten  (für  Steuern,  Heereswesen,  Flottenausbau)  hinüber- 
gezogen  haben,  während  die  Bedeutung  der  Etatskämpfe,  wenigstens  der 
Etatskämpfe  im  altdemokratischen  Wortsinn,  mehr  in  den  Hintergrund  rücken 
mußte.  Auf  jeden  Fall  liegt  heute  nicht  der  geringste  Anlaß  mehr  vor 
gerade  dem  Etat  die  unversöhnlichste  Todfeindschaft  anzusagen,  während 
man  bei  den  Gesetzen,  die  ihm  oft  erst  den  unliebsamsten  Stempel  auf¬ 
drücken,  sich  die  Entscheidung  nach  politischer  Zweckmäßigkeit  und  min¬ 
destens  nach  dem  heute  so  beliebten  Jammerprinzip  des  kleinern  Übels  vor¬ 
behält.  Der  moderne  Etat  ist  tatsächlich  bei  näherm  Zusehen  viel  besser  als 
sein  Ruf. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDMUND  FISCHER  ■  RRBEITSLOSIGKEIT  UND 
RRBEITSSCHECJ 

URZ  vor  den  letzten  Weihnachtsferien  hat  sich  der  Reichstag  auch 
mit  dem  Arbeitslosenproblem  beschäftigt;  allerdings  nur  sehr  oben-, 
hin.  Von  der  Regierung  ist  in  der  Reichstagssitzung  vom  5.  De¬ 
zember  1913  die  Arbeitslosenversicherung  nicht  grundsätzlich  abge¬ 
lehnt  worden  sondern  nur  deshalb,  weil  nach  ihrer  Auffassung 
die  Frage  noch  nicht  geklärt  sei.  Der  Redner  des  Zentrums  trat  un¬ 
umwunden  für  eine  Arbeitslosenversicherung  ein,  er  erklärte  sogar,  wir 
würden  nicht  darum  herum  kommen  können  »von  Staats  wegen,  wenn  auch 
nicht  direkt  einzugreifen,  aber  doch  durch  Beratung  und  Fühlungnahme  eine 
gewisse  Regelung  unserer  Produktionsverhältnisse  anzustreben«,  womit  die 
Arbeitslosigkeit  verhindert  werden  soll.  Die  Redner  der  Nationalliberalen 
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und  der  fortschrittlichen  Volkspartei  glaubten  zwar  vor  einem  unüberwind¬ 
lichen  Berg  von  Schwierigkeiten  zu  stehen,  eine  Reichsarbeitslosenversiche¬ 
rung  lehnten  sie  zurzeit  auch  ab;  aber  eine  Arbeitslosenversicherung  in  jed¬ 
weder  Form  grundsätzlich  zu  verwerfen  wagten  auch  sie  nicht  mehr.  Das 
ist  immerhin  ein  Fortschritt,  der  zu  der  Erwartung  berechtigt,  daß  die  Ar¬ 
beitslosenversicherung  im  Werden  begriffen  ist.  Jetzt  heißt  es  die  vermeint¬ 
lichen  Schwierigkeiten  aus  dem  Weg  räumen. 

Die  größte  Schwierigkeit  wird  darin  erblickt,  daß  es  sich  nicht  feststellen 
lasse,  »ob  jemand  ohne  sein  Verschulden  arbeitslos  ist  oder  nicht«,  wie  der 
Staatssekretär  Dr.  Delbrück  im  Reichstag  sagte.  Das  soll  eine  Schwierigkeit 
sein,  »deren  man  sehr  schwer  Herr  werden  wird«.  Soll  der  Arbeiter,  der 
freiwillig  seine  Arbeitsstelle  verlassen  hat  oder  eine  angebotene  Arbeit  aus¬ 
schlägt,  zum  Bezug  der  Unterstützung  berechtigt  sein?  Es  muß  zugegeben 
werden,  daß  diese  Frage  nicht  einfach  ist.  Aber  es  steht  auch  fest,  daß  sie 
den  Gewerkschaften,  die  eine  Arbeitslosenunterstützung  eingeführt  haben, 
niemals  die  geringste  Schwierigkeit  verursacht  hat.  Die  Selbstverwaltung  der 
Arbeitslosenversicherung  durch  die  Versicherten,  die  Arbeiter,  ist  also 
zweifellos  der  Weg,  auf  dem  sich  jene  Hindernisse  überwinden  lassen.  In¬ 
dessen  ist  zu  beachten,  daß  sich  in  den  Gewerkschaften  diejenigen  Elemente, 
die  der  Arbeitslosenversicherung  ganz  zweifellos  große  Schwierigkeiten  be¬ 
reiten  können,  nicht  befinden.  Das  sind  die  sogenannten  Arbeitsscheuen.  Es 
ist  deshalb,  will  man  zu  einer  allgemeinen  Reichsarbeitslosenversicherung 
kommen,  von  vornherein  eine  scharfe  Scheidelinie  zwischen  den  Arbeitslosen 
und  den  Arbeitsscheuen  zu  ziehen. 

Zu  dieser  notwendigen  Unterscheidung  zwischen  den  Arbeitslosen  und  jenen 
Elementen,  die  nicht  oder  nur  wenig  arbeiten  und  doch  nicht  einfach  zu  den 
Arbeitslosen  gezählt  werden  können,  wird  man  aber  niemals  kommen,  so¬ 
lange  man  die  Arbeitsscheuen,  die  Vagabunden,  nur  als  Opfer  der  Arbeits¬ 
losigkeit  betrachtet.  So  sagte  Genosse  Silberschmidt  in  der  Sitzung  des 
Reichstags  vom  5.  Dezember  1913,  in  der  Begründung  der  Interpellation  be¬ 
treffend  die  Arbeitslosigkeit: 

»Das  Wort  vom  Vagabunden  wird  sehr  häufig  mißbraucht  und  allzu  leicht  ausge¬ 
sprochen.  Diejenigen,  die  davon  sprechen,  daß  viele  Arbeitslose  nicht  arbeits¬ 
willig  wären,  oder  daß  viele  Vagabunden  gar  nicht  die  Absicht  hätten  ein  nütz¬ 
liches  Glied  der  Gesellschaft  zu  werden,  verkennen  die  Tatsachen.  Wenn  man  in 
jedem  einzelnen  Fall  nachforschen  würde,  was  ein  Vagabund  durchlebt  hat, 
ehe  er  zum  Vagabunden  wurde,  so  würde  man  ein  ganz  wunderbares  Ergebnis  er¬ 
halten.  [»Sehr  richtig!«  bei  den  Sozialdemokraten,]  Sie  können  sich  kaum  vor¬ 
stellen,  was  es  für  einen  solchen  Menschen  bedeutet  auf  diese  Stufe  des  Vaga¬ 
bunden  herabsinken  zu  müssen,  welch  leidenschaftlichen  Kampf  um  das  tägliche 
Brot  er  hat  führen  müssen,  welche  Seelenschmerzen  er  hat  erdulden  müssen,  wenn 
seine  Familie  nicht  die  genügende  Nahrung  erhalten  konnte,  wenn  der  Ernährer 
ihr  nicht  geben  konnte,  was  er  ihr  herzlich  gern  hätte  geben  wollen,  welche  er¬ 
bitterten  Kämpfe  er  hat  bestehen  müssen,  ehe  er  sich  zu  jener  Gleichgültigkeit 
und  Wurschtigkeit  durchringt,  ehe  er  einsieht,  daß  er  in  dieser  Gesellschaft  seine 
Hände  nicht  mehr  verkaufen  kann,  und  ehe  er  die  Gleichgültigkeit  erlangt  und 
sagt:  nun  mag  werden,  was  da  will.« 

Eine  jahrhundertelange  Erfahrung,  vor  allem  aber  die  Forschungen  der 
modernen  Psychiater  haben  gelehrt,  daß  die  Vagabondage  ihre  Ursache  nicht 
in  der  Arbeitslosigkeit  hat,  und  daß  die  beste  Arbeitsversorgung  kein  Mittel 
ist  ein  Herabsinken  von  Arbeitern  zu  Vagabunden  zu  verhindern.  Ebenso- 
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wenig  kann  den  Vagabunden  und  Arbeitsscheuen  mit  einer  Arbeitslosen¬ 
versicherung  geholfen,  kann  mit  dieser  die  Vagabondage  überwunden  werden. 
Wie  ich  wiederholt  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  gezeigt  habe1),  sind 
die  Vagabondage  und  die  Arbeitsscheu  Erscheinungen  der  Geisteskrank¬ 
heiten,  sind  die  Vagabunden  und  Arbeitsscheuen  zweifellos  geistig  nicht 
normale  Menschen:  Epileptiker,  Neurastheniker,  geistig  Minderwertige.  Und 
aus  den  wertvollen  Untersuchungen  von  Bonhoeffer,  Wilmanns,  Riebeth, 
Cramer,  Rizor  und  anderen  geht  auch  hervor,  daß  der  geistige  Defekt  der 
untersuchten  Individuen  nicht  durch  wirtschaftliches  Elend  erzeugt  worden 
ist  sondern  in  der  Regel  von  Kindheit  an  bestand  und  die  Ursache,  nicht  die 
Folge  der  Arbeitslosigkeit  war.  Nur  von  dieser  wissenschaftlichen  Er¬ 
kenntnis  aus  lassen  sich  Arbeitsscheu  und  Vagabondage  verstehen,  vermag 
man  einzusehen,  daß  diese  scheinbar  körperlich  kräftigen  und  gesunden  Men¬ 
schen  nicht  regelmäßig  arbeiten,  weil  ''sie  es  nicht  können,  und  sie  freiwillig 
das  erbärmlichste  Leben  von  der  Welt  führen.  Nur  dadurch  läßt  sich  zwi¬ 
schen  ihnen  und  den  Arbeitslosen  aber  auch  eine  Grenze  ziehen:  daß  sie  als 
geistig  nicht  normale  Wesen  erkannt  und  als  Kranke  behandelt  werden.  Wäre 
ihr  moralischer  Tiefstand  nur  »Gleichgültigkeit  und  Wurschtigkeit«,  dann 
müßte  es  möglich  sein,  sie  wieder  zu  einem  sozialen  Leben  zu  führen.  Bisher 
ist  es  aber  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  gelungen  einen  Landstreicher  oder 
Arbeitsscheuen  wieder  sozial  zu  machen.  Und  nichts  wäre  bedenklicher, 
wollte  man  diese  Elemente  als  Arbeitslose  behandelt  wissen:  sie  würden  eine 
Arbeitslosenversicherung  unmöglich  machen  können. 

Diese  Gefahr  ist  freilich  deshalb  nicht  besonders  groß,  weil  die  Arbeits¬ 
scheuen  zu  einem  großen  Teil  nicht  in  den  Besitz  der  Unterstützungsberechti¬ 
gung  gelangen  würden,  und  zwar  aus  dem  gleichen  Grund,  aus  dem  sie  heute 
auch  die  Krankenkassen  nicht  besonders  belasten.  Da  sie  nicht  regelmäßig 
arbeiten,  also  auch  ihrer  Beitragspflicht  zu  den  Versicherungseinrichtungen 
nicht  genügen,  haben  sie  zu  einem  großen  Teil  niemals  Anspruch  auf  Rente 
und  fallen  den  Armenverbänden  zur  Last.  Aber  es  steht  auch  fest,  daß  ihre 
Zahl  keineswegs  gering  ist.  Man  greift  nicht  zu  hoch,  wenn  man  annimmt, 
daß  es  in  Deutschland  50  000  erwachsene  Arbeitsscheue  und  Landstreicher 
gibt.  Ein  Teil  von  ihnen  arbeitet  zeitweise  und  würde  eine  Arbeitslosenver¬ 
sicherung  stark  in  Anspruch  nehmen  können.  Von  wesentlich  höherer  Be¬ 
deutung  ist  jedoch,  daß  die  Gleichstellung  dieser  Elemente  mit  den  Arbeits¬ 
losen  diese  und  die  Arbeitslosigkeit  in  ein  falsches  Licht  stellen  und  in  Miß¬ 
kredit  bringen  würde.  Die  Arbeiter  haben  also  alle  Ursache  sich  auf  den 
Boden  der  Anschauung  zu  stellen,  zu  der  die  Ergebnisse  der  psychiatrischen 
Untersuchungen  geführt  haben:  daß  die  Arbeitsscheuen  von  den  Arbeitslosen 
zu  trennen  und  als  kranke  Wesen  zu  behandeln  sind.  Wenn  diese  Erkenntnis 
Gemeingut  geworden  ist,  dann  ist  der  schwerstwiegende  Einwand  gegen 
eine  allgemeine  Reichsarbeitslosenversicherung  beseitigt.  Ein  geistig  norma¬ 
ler  Arbeiter  nimmt  nicht  freiwillig  das  Elend  der  Arbeitslosigkeit  auf  sich. 
Und  ebensowenig  wird  er  die  7  oder  10  Mark  Arbeitslosenrente  einem 
Arbeitsverdienst  von  25  oder  30  Mark  vorziehen,  also  Arbeitslosigkeit  »si¬ 
mulieren«,  wie  Staatssekretär  Dr.  Delbrück  im  Reichstag  gemeint  hat,  um  in 
den  Besitz  der  Rente  zu  gelangen. 

?*ein,e  Artlkel  Das  Lumpenproletariat  und  Das  Armenwesen,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften, 
1909,  2.  Band,  pag.  1133  ff.,  und  1911,  2.  Band,  pag.  841  ff. 
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Es  macht  auch  keine  großen  Schwierigkeiten  mehr  den  Begriff  Arbeitslosig¬ 
keit  festzustellen,  sobald  die  sogenannten  Arbeitsscheuen  ausgeschaltet  sind. 
Auch  Dr.  Delbrück  hat  bereits  anerkannt,  daß  man  von  einem  Arbeitslosen 
nicht  verlangen  kann,  daß  er  jede  ihm  angebotene  Arbeitsgelegenheit  an¬ 
nehme.  Er  hat  zwar  nur  die  physischen  Hinderungsgründe  angeführt.  Aber 
je  mehr  sich  die  Sozialpolitiker  mit  der  Frage  der  Arbeitslosigkeit  beschäf¬ 
tigen,  desto  mehr  werden  sie  erkennen  lernen,  daß  der  Arbeiter  auch  aus 
seelischen  Gründen  nicht  jede  Arbeit  verrichten  kann,  daß  Arbeit  und  Arbeit 
zwei  verschiedene  Dinge  sind.  Wie  es  dem  existenzlosen  Arzt  oder 
Juristen  aus  seelischen  Gründen  ganz  unmöglich  wäre  seinen  Unterhalt 
durch  Steineklopfen  oder  Holzzerkleinern  zu  erwerben,  so  sind  auch  der 
Mechaniker,  Uhrmacher,  Tischler  usw.  nicht  in  der  Lage  diese  Arbeiten  zu 
verrichten,  selbst  wenn  ihre  Körperkräfte  dazu  ausreichen.  Arbeitslos  sein 
bedeutet  im  wesentlichen  arbeitslos  im  Beruf  sein.  Die  Arbeitslosigkeit  ist 
für  den  Arbeiter  („deshalb  auch  erst  dann  vorüber,  wenn  er  wieder  in  seinem 
Beruf  Arbeit  gefunden  hat.  Eine  vorübergehende  andere  Beschäftigung 
kann  in  vielen  Fällen  für  den  Arbeitslosen  das  größte  Hindernis  sein,  eine 
Arbeitsstelle  in  seinem  Beruf  zu  finden,  ist  deshalb  keine  Hilfe  für  den  Ar¬ 
beitslosen.  Für  den  verheirateten  Arbeiter  bedeutet  die  Arbeitslosigkeit  • 
aber  auch  in  der  Regel  arbeitslos  am  Ort  sein.  Er  kann  nicht  beliebig 
an  einen  andern  Platz  verschickt  werden.  Ferner  kann  auch  nicht  durch 
jede  Arbeitsbeschaffung  im  Beruf  und  am  Ort  die  Arbeitslosigkeit  besei¬ 
tigt  werden.  Wie  der  Unternehmer  ganz  selbstverständlich  das  Recht  haben 
muß  einen  leistungsunfähigen  Arbeiter,  der  den  vakanten  Posten  nicht  aus¬ 
füllen  kann,  zurückzuweisen,  so  muß  auch  dem  Arbeiter  das  Recht  zustehen 
eine  minderwertig  entlohnte  Arbeit  oder  eine  sonstwie  schlechte  Arbeitsstelle 
abzulehnen.  Schließlich  sind  auch  ein  Tischler  und  ein  Tischler,  ein  Schlosser 
und  ein  Schlosser  nicht  das  selbe.  Die  Arbeitsvermittlung  kann  also  keine 
mechanische  sein,  sie  muß  bis  zu  einem  gewissen  Grad  individualisieren. 

Alle  diese  Fragen  lösen  sich  von  selbst  bei  der  Selbstverwaltung  der 
Versicherung  durch  die  Versicherten.  Ohne  diese  Selbstverwaltung  ist  frei¬ 
lich  die  Arbeitslosenversicherung  nicht  möglich.  Aber  das  ist  auch  die  we¬ 
sentlichste  Ursache,  weshalb  die  Arbeitslosenversicherung  in  Deutschland 
zurzeit  keine  Realisierung  findet.  Träger  der  Versicherung  müßten  in  erster 
Linie  auch  die  Gewerkschaften  werden.  Die  politische  Rückständigkeit 
Deutschlands,  aus  der  sich  unser  ganzes  politisches  Elend  herschreibt,  ver¬ 
hindert  aber  noch  die  Anerkennung  der  Gewerkschaften  durch  die  Regierung. 
Der  Staatssekretär  Dr.  Delbrück  erklärte  ja  auch  im  Reichstag,  das  Haupt  ¬ 
bedenken,  das  er  gegen  den  Ausbau  einer  Reichsversicherung  im  An¬ 
schluß  an  die  Gewerkschaften  habe,  sei  das  »grundsätzliche  Bedenken«  Zu¬ 
schüsse  aus  öffentlichen  Mitteln  an  Berufsvereine  zu  geben,  die  sich  selbst 
als  Kampforganisationen  bezeichnen,  die,  wenn  nicht  dem  politischen,  so  doch 
dem  wirtschaftlichen  Kampf  dienen.  In  England,  Norwegen,  Dänemark,  in 
der  Schweiz,  also  in  den  demokratischen  Ländern,  haben  die  Regierungen 
solche  Bedenken  nicht;  sie  erklären  sich  lediglich  aus  der  politischen  Un¬ 
reife  unserer  Verhältnisse.  Auch  in  England  sind  die  Gewerkschaften  Kampf¬ 
organisationen.  Dennoch  ist  es  dort  weder  der  Regierung  noch  den  Unter¬ 
nehmern  in  den  Sinn  gekommen  die  Gewerkschaften  als  Träger  der  Arbeits¬ 
losenversicherung  abzulehnen. 
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Mit  der  politischen  Entwickelung  Deutschlands,  die  nicht  stillsteht,  auch 
wenn  die  Gesetzgebung  auf  dem  alten  Fleck  bleibt,  wird  indessen  auch  diese 
bureaukratische  Beschränktheit  überwunden  werden.  Die  wachsende  Er¬ 
kenntnis,  daß  die  Arbeitslosigkeit  das  ganze  Gemeinwesen  wirtschaftlich, 
sozial,  moralisch,  kulturell  schwer  schädigt  und  daß  eine  solidarische  Ver¬ 
sorgung  der  Arbeitslosen  allen  Teilen  des  Volkes  zugute  kommt,  eine 
Arbeitslosenversicherung  also  nicht  lediglich  eine  Sache  der  Arbeiter  sondern 
eine  nationale  Angelegenheit  ist,  wird  diesen  Prozeß  beschleunigen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUDOLF  WISSELL  ■  KRRNKENKRSSEM  UND 
RRZTE 

U  einem  Streik  der  Ärzte  ist  es  bei  uns  also  doch  nicht  ge¬ 
kommen.  Und  das  ist  ein  Glück.  Denn  die  Kosten  hätten  auf  alle 
Fälle  die  Versicherten  tragen  müssen,  gleichviel  wie  der  Konflikt 
ausgelaufen  wäre.  Ich  habe  auch  nicht  die  Absicht  noch  einen 
Epilog  zu  diesem  Kampf  zu  schreiben.  Ich  möchte  indessen  einige 
Bemerkungen  an  die  Artikel  knüpfen,  die  über  diesen  Gegenstand  jetzt  in 
den  Sozialistischen  Monatsheften  erschienen  sind,1)  und  die  mir  doch  der 
Ergänzung  bedürftig  erscheinen.  Von  den  drei  Genossen,  die  sich  hier  ge¬ 
äußert  haben:  Heine,  Kampffmeyer  und  Zadek,  gibt  mir  Kampffmeyer  am 
wenigsten  Veranlassung  zu  besonderen  Bemerkungen,  und  zwar  deshalb, 
weil  seine  Auffassung  sich  mit  der  meinigen  vollständig  deckt;  dagegen  ist 
zu  den  Auslassungen  der  beiden  anderen  doch  gar  manches  zu  bemerken, 
was  sie  meines  Erachtens  nicht  berücksichtigt  haben. 

Zwar  der  ganzen  Tendenz  des  Heineschen  Artikels  kann  ich  auch  nur  zu¬ 
stimmen.  Heine  sagt  da  manches  schöne,  recht  beherzigenswerte  Wort.  Im 
einzelnen  jedoch  zeigt  er,  daß  er  den  Streitfragen  selbst  nicht  nahe  genug 
steht.  Umgekehrt  steht  Dr.  Zadek  ihnen  vielleicht  zu  nahe,  er  ist  daher 
geneigt  die  Sachlage  zu  sehr  als  Arzt  zu  betrachten,  wenngleich  er  stets 
bestrebt  ist  ein  objektives  Urteil  zu  gewinnen.  Was  mich  betrifft,  so  glaube 
ich  nun  den  Fragen,  auf  die  es  hier  ankommt,  nahe  genug  zu  sein,  um  sie 
beurteilen  zu  können,  und  doch  nicht  so  nahe  wie  eine  der  beiden  Parteien. 
Ich  darf  also  vielleicht  annehmen,  daß  mein  Urteil  nicht  durch  subjektive 
Empfindungen  getrübt  ist. 

»Einem  Sozialdemokraten  muß  es  zweifellos  sein,  daß  die  freie  Arztwahl  die 
einzig  würdige  Form  ärztlicher  Versorgung  bildet,  daß  sie  auch  der 
wissenschaftlichen  Stellung  der  Ärzte  am  meisten  entspricht,  und  daß  die  großen 
Vorteile,  die  sie  bringt,  weit  ihre  Gefahren  und  Nachteile  überwiegen,  von  denen 
sie,  wie  jede  andere  freie  Einrichtung,  allerdings  nicht  völlig  verschont  bleiben 
kann.«2) 

Hinter  diese  Behauptung  Heines  möchte  ich  denn  doch  ein  Fragezeichen 
setzen.  Wo  wir  heute  die  freie  Arztwahl  haben,  waren  es  meist  Sozial¬ 
demokraten,  die  sie  bei  den  Kassen  einführten.  Die  gleichen  Erwägungen, 
die  den  Genossen  Heine  leiten  diese  Form  der  ärztlichen  Versorgung  für  die 
einzig  würdige  anzusehen,  waren  auch  wohl  jenen  Genossen  für  die  Ein- 

1)  Siehe  Heine  Zum  Streik  der  Ärzte,  Kampffmeyer  Die  Arztfrage  und  die  Bewertung  der  geistigen 
Arbeit  in  der  Sozialdemokratie  und  Zadek  Ein  sozialdemokratischer  Ärzteverein,  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  1913,  3.  Band,  pag.  1685  ff.,  und  in  diesem  Band,  pag.  27  ff.  und  158  ff. 

2)  Siehe  Heine,  loc,  cit.,  pag.  1687. 
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führung  der  freien  Arztwahl  maßgebend.  Aber  unverkennbar  ist  in  Kassen¬ 
kreisen  nun  doch  ein  Meinungsumschwung  eingetreten.  Man  steht  nicht 
etwa  jetzt  der  freien  Arztwahl  strikt  ablehnend  gegenüber,  man  betrachtet 
sie  nur  mit  skeptischeren  Blicken  und  übersieht  ihre  Nachteile  nicht  mehr. 

Ganz  gewiß  entspricht  es  dem  Wunsch  jedes  Menschen  in  Krankheitsfällen 
den  Arzt  zu  Rat  zu  ziehen,  zu  dem  er  persönlich  Vertrauen  hat.  Auch  für 
die  Heilerfolge  ist  das  sicher  wichtig,  denn  die  psychische  Einwirkung  des 
Arztes  ist  ein  Heilfaktor  ganz  wesentlicher  Art;  auch  werden  in  diesem  Fall 
die  ärztlichen  Vorschriften  weit  bereitwilliger  befolgt  werden  als  wenn  sich 
der  Kranke  nur  widerstrebend  der  Behandlung  fügt.  Aber  für  die  Wahl 
eines  Arztes  ist  es  doch  wohl  auch  nötig,  daß  man  ihn,  seine  Persönlichkeit 
und  seine  Leistungen,  zu  beurteilen  vermag.  Das  ist  heute  nur  in  kleinen 
Verhältnissen  möglich.  In  der  Großstadt  ist  für  diese  Wahl  vielfach  der 
Zufall  entscheidend.  Man  nimmt  den  Arzt,  der  am  nächsten  wohnt  oder 
der  von  Bekannten  empfohlen  worden  ist.  Sagt  sein  Wesen  und  seine  Be¬ 
handlungsweise  dem  Kranken  zu,  so  wird  er  bei  späteren  Erkrankungen 
wieder  zu  Rat  gezogen. 

Ich  sehe  ganz  davon  ab,  daß  für  die  vielen  Hunderttausende,  die  in  Militär¬ 
diensten  stehen,  jede  freie  Arztwahl  ausgeschlossen  ist.  Das  gleiche  gilt 
mit  geringen  Ausnahmen  für  alle  in  Krankenhäusern  verpflegten  Kranken. 
Umgekehrt  ist  es  auch  für  die  Kassenmitglieder  heute  möglich  den  Arzt  zu 
wählen,  zu  dem  sie  Vertrauen  haben.  Nach  der  Reichsversicherungsordnung 
haben  ,  die  Kassen,  wo  ihnen  dies  nicht  unerschwingliche  Kosten  verursacht, 
dem  Kranken  die  Auswahl  unter  mindestens  2  Ärzten  freizustellen.  Wo 
diese  Vorschrift  nicht  befolgt  wird,  da  liegt  es  an  den  besonderen  örtlichen 
Verhältnissen,  die  auch  die  freie  Arztwahl  nicht  ändern  kann.  So,  wenn  an 
dem  Ort  nur  ein  Arzt  zur  Verfügung  steht  oder  bei  den  Entfernungs-  und 
Verkehrsverhältnissen  nur  einer  zu  erreichen  ist.  Inwiefern  es  aber  die 
wissenschaftliche  Stellung  des  Arztes  erfordern  soll  dem  Großstadtpatien¬ 
ten  die  Auswahl  unter  all  den  vielen  Großstadtärzten  zu  lassen,  vermag  ich 
doch  nicht  einzusehen.  Auch  im  Interesse  des  Kranken  ist  das  gar  nicht 
nötig.  Der  Patient  in  der  kleinern  Stadt  findet  unter  den  5  oder  6  Ärzten 
seines  Wohnorts  immer  den  Arzt  seines  Vertrauens;  da  kann  ihn  auch  der 
Großstadtpatient  finden,  wenn  ihm  die  Wahl  unter  40  oder  50  Ärzten 
freisteht. 

Wo  die  örtlichen  Verhältnisse  die  freie  Arztwahl  möglich  und  geboten  er¬ 
scheinen  lassen,  mag  sie  eingeführt  werden.  Dazu  aber  bedarf  es  nicht 
einer  generellen  Vorschrift  und  des  gesetzlichen  Ausschlusses  jedes  andern 
Kassenarztsystems,  wie  dies  die  Ärzte  bei  der  Schaffung  der  Reichsversiche¬ 
rungsordnung  durchsetzen  wollten.  Die  Ärzte  forderten  auch  die  Zulassung 
aller  ihrer  Kollegen  zur  Kassenpraxis,  weil,  wie  sie  behaupteten,  die  Privat¬ 
praxis  durch  die  Versicherungsgesetzgebung  stark  eingeengt  worden  sei. 
Auf  der  andern  Seite  sollte  nach  den  Forderungen,  die  die  Ärzte  in  den 
Verhandlungen  mit  den  Kassen  aufstellten,  die  freie  Arztwahl  nicht  unein¬ 
geschränkt  sein.  Der  Arzt  sollte  nicht  verpflichtet  sein  die  häusliche  Be¬ 
handlung  eines  Kranken  zu  übernehmen,  dessen  Wohnung  mehr  als  2  Kilo¬ 
meter  von  seiner  eigenen  entfernt  liegt,  falls  mehr  als  ein  dienstverpflichte¬ 
ter  Arzt  näher  wohnte.  Übernahm  er  trotzdem  die  Behandlung,  so  sollte  er 
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berechtigt  sein  mit  dem  Kassenmitglied  die  Zahlung  von  Zusatzbeträgen, 
eventuell  von  Fahrkosten  und  Kilometergeldern  zu  vereinbaren,  die  der 
Kranke  selbst  zu  leisten  hätte.  Das  war  eine  Beschränkung  der  freien  Arzt¬ 
wahl  für  den  Kranken,  nicht  für  den  Arzt.  Es  ist  ja  den  Ärzten  nicht  zu 
verdenken,  wenn  sie  durch  ihre  Organisation  die  wirtschaftlichen  Interessen 
ihres  Berufs  wahrnehmen.  Aber  auf  Kosten  der  Kassen  und  damit  im  End¬ 
ergebnis  auf  Kosten  der  Versicherten  eine  Existenzversicherung  der  Ärzte 
zu  schaffen:  das  geht  denn  doch  nicht  an.  Das  aber  ist  es,  was  nach  der 
Überzeugung  der  Kassenleitungen  die  Ärzte  erstreben.  Sollte  diese  An¬ 
nahme  irrig  sein  <sie  ist  es  vielleicht),  so  wird  das  Zusammenarbeiten  in  den 
nächsten  Jahren  dies  ergeben.  Eine  spätere  weitere  Verständigung  wird 
dann  um  so  leichter  sein.  Hier  können  also  die  Ärzte  vieles  bessern.  Und 
sollte  der  sozialdemokratische  Ärzteverein  dazu  beitragen,  so  würde  ich 
das  mit  Freuden  begrüßen. 

Die  Kassen  wenden  sich  nicht  gegen  die  freie  Arztwahl  an  sich  sondern 
gegen  deren  ausschließliche  Geltung.  Und  zwar  wenden  sie  sich  dagegen 
wegen  der  erheblichen  Mehrbelastung  der  Kassen  unter  diesem  Arztmodus, 
einer  Mehrbelastung,  die  noch  steigen  würde,  wenn  es  nicht  mehr  wie  heute 
möglich  wäre  die  Lage  der  Kassen  unter  den  verschiedenen  Arztsystemen 
mit  einander  zu  vergleichen.  Durchweg  sind  die  Ausgaben  der  Kassen  mit 
freier  Arztwahl  höher  als  die  der  anderen  Kassen.  Auch  die  Ärzte  sind 
Menschen  mit  allen  menschlichen  Schwächen.  Gerade  in  der  Kassenpraxis 
können  die  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen  des  Arztes  ihn  in  Konflikt 
mit  seinen  Pflichten  gegenüber  der  Kasse  bringen.  Darum  kann  ich  auch 
nicht  zugeben,  daß  die  freie  Arztwahl  die  einzig  würdige  Form  ärztlicher 
Versorgung  bildet.  Kommt  der  Arzt  den  Patienten  zu  sehr  entgegen,  so 
schafft  er  sich  leicht  unter  seinen  Berufsgenossen  Gegner;  denn  wer  sich  den 
Wünschen  der  Mitglieder  am  meisten  fügt,  wird  natürlich  auch  am  meisten 
in  Anspruch  genommen.  Die  Kasse  hat  keinerlei  Einfluß  auf  die  Maß¬ 
nahmen  des  Arztes,  er  verfügt  über  ihre  Mittel  völlig  unbeschränkt.  In  der 
Privatpraxis  hemmt  das  materielle  Interesse  des  Patienten  eine  übermäßige 
Inanspruchnahme  des  Arztes  und  das  Verschreiben  zu  vieler  Medikamente. 
Das  fällt  bei  dem  Kassenpatienten  fort. 


Daß  in  der  Tat  die  Lage  der  Kassen  mit  freier  Arztwahl  ungünstiger  ist  als 
die  anderer  Kassen,  zeigt  ein  Blick  auf  die  folgenden  Zahlen.  In  Württem¬ 
berg  besteht  durchweg  die  freie  Arztwahl.  Vergleichen  wir  nun  Württem¬ 
berg  mit  dem  übrigen  Reich. 


Jahr 

Auf  je  100  Mitglieder  betrug  die  Za 

der  Krankheitsfälle 

im  Reichj  in  PreußenJ  in  Württemberg 

ihl 

der  Krankheitstage 

im  Reichj  in  PreußenJ  in  Württemberg 

1907 

40,8 

41,5 

50,7 

800 

818 

1003 

1908 

42,2 

43,1 

51,2 

843 

864 

1054 

1909 

40,3 

41,3 

5L2 

825 

838 

1048 

1910 

39,8 

40,8 

47,5 

801 

818 

957 

1911 

42,4 

43,6 

51,5 

845 

865 

1024 

Dabei  ist  die  verteuernde  Wirkung  der  freien  Arztwahl  noch  durch  die 
immer  wiederkehrenden  Hinweise  auf  die  günstigere  Lage  der  Kassen  ohne 
freie  Arztwahl  gehemmt  worden.  Fehlt  eine  solche  Vergleichsmöglichkeit, 
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so  wird  sich  die  freie  Arztwahl  noch  wesentlich  teurer  stellen.  Das  sind  die 
Befürchtungen  der  Kassenleitungen. 

Zwar  mag  Heine  recht  haben,  wenn  er  sagt,  daß  das  Honorar,  das  den  Ärzten 
von  den  Kassenverwaltungen  geboten  wurde,  vielfach  unwürdig  niedrig  war. 
Indes,  im  Lauf  der  Jahre  ist  es  mit  der  Honorierung  ganz  wesentlich  besser 
geworden.  Dr.  Zadek  hat  aus  meiner  Artikelserie  in  der  Chemnitzer  Volks¬ 
stimme  die  absoluten  Zahlen  schon  wiedergegeben.3)  Vielleicht  ist  es  aber 
angebracht  auch  die  Steigerung  des  Arzthonorars  für  das  einzelne  Kassen¬ 
mitglied  zu  betrachten.  Nach  der  amtlichen  Statistik  betrug  das  Arzt¬ 
honorar  pro  Kassenmitglied  im  Jahr  1885  2,15  Mark,  1890  2,55,  1895  3,08, 
1900  3,60,  1905  4,74,  1910  5,85,  1911  6,15,  1912  6,48  Mark.  Die  Steigerung 
des  ärztlichen  Honorars  hat  also  fortschreitend  in  immer  schnellerm  Maß 
zugenommen.  Und  im  allgemeinen  wird  man  heute  die  Bezahlung  der 
Ärzte  kaum  mehr  als  unwürdig  bezeichnen  können.  Dazu  muß  man  bei 
Beurteilung  dieser  Zahlen  noch  berücksichtigen,  daß  auch  ein  wesentlicher 
Teil  der  Kassenausgaben,  die  unter  Anstalts Verpflegung  und  Ersatzleistun¬ 
gen  gebucht  werden,  den  Ärzten  zufließt.  Verteilt  man  die  von  den  Kassen 
gezahlten  Arzthonorare  auf  sämtliche  Ärzte  in  Deutschland,  einschließlich 
der  Ärzte  ohne  Kassenpraxis,  so  entfielen  auf  den  einzelnen  Arzt  im  Jahr 
1906  1827  Mark,  1912  2554  Mark.  Das  heißt,  wie  ich  nochmals  betone,  das 
Honorar  auf  sämtliche  Ärzte,  auch  auf  die  ohne  Kassenpraxis  berechnet.  In 
6  Jahren  hat  also  jeder  Arzt  in  Deutschland  aus  der  Krankenversicherung 
eine  Erhöhung  seines  Honorars  um  727  Mark  erlangt. 

Glaubt  jemand  im  Ernst,  daß  diese  Summen  den  Ärzten  aus  den  ent¬ 
sprechenden  Kreisen  zugeflossen  wären,  wenn  die  Versicherung  nicht  be¬ 
standen  hätte?  Damit  ist  aber  auch  die  Klage  der  Ärzte  über  die  Einengung 
der  Privatpraxis  auf  ihren  wahren  Wert  zurückgeführt.  Die  Ärzte  haben 
durch  die  Versicherung  nur  Vorteil  gehabt.  An  Stelle  der  einzelnen,  viel¬ 
fach  schwachen  Zahler  ist  die  leistungsfähige  Kasse  getreten,  bei  der  keine 
Verluste  entstehen.  Gewiß  gibt  es  auch  unter  den  Ärzten  manche  tüchtigen 
Kräfte,  die  auf  keinen  grünen  Zweig  kommen.  Daran  ist  aber  nicht  die 
Versicherung  schuld,  sondern  die  Zunahme  der  Ärzte,  die  die  Bevölkerungs¬ 
vermehrung  weit  übersteigt.  Die  Krankenkassen  können  nicht  das  Mittel 
werden  den  Ärzten  die  Existenz  zu  sichern.  Das  könnten  sie  nur  auf 
Kosten  der  Versicherten.  Wo  eine  Erhöhung  der  Arzthonorare 
notwendig  ist,  werden  sich  ihr  die  Kassen  nicht  entgegenstellen. 
Sie  fordern  nur,  daß  die  Ansprüche  der  Ärzte  sie  nicht  in  der  Erfüllung  ihrer 
sonstigen  Verpflichtungen  hemmen.  Die  Rücksichtnahme  auf  diese  Ver¬ 
pflichtungen  haben  aber  die  Ärzte  in  dem  letzten  Streit  oft  vermissen  lassen. 
Sie  waren  es,  die  drohten  ihre  Forderungen  auf  Kosten  der  Kranken  durch¬ 
setzen  zu  wollen.  Schrieben  im  vorigen  Jahr  doch  die  Ärztlichen  Mit¬ 
teilungen,  das  Organ  des  Leipziger  Verbands: 

»Wollen  die  Krankenkassen  den  Sturm,  gut.  Er  wird  dann  mit  verheerender  Ge¬ 
walt  in  ihre  Bäume  fahren  und  viel  radikaler  dafür  sorgen,  daß  sie  nicht  in 
den  Himmel  wachsen.  .  .  Und  mag  für  die  Ärzte  dieses  Unwetter,  wie  es  immer 
wolle,  ausgehen:  die  Kronen  der  deutschen  Arbeiterversicherung  werden  dann 
entlaubt  stehen,  und  es  wird  einer  langen  Winterreife  bedürfen,  ehe  neue  Säfte 
neue  Triebe  sprießen  lassen.« 

Wir  wollen  uns  freuen,  daß  es  zum  Frieden  gekommen  ist.  Daß  es  den 

3)  Siehe  Zadek,  loc.  cit.,  pag.  161  f. 
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Kassen  an  gutem  Willen  dazu  nicht  gefehlt  hat,  zeigt  der  schnelle  Abschluß. 
Doch  auch  den  Ärzten  ist  es  hoch  anzurechnien,  daß  sie,  die  bisher  alle 
Verhandlungen  scheitern  ließen,  nun  doch  noch  durch  die  Professoren  Orth, 
Kraus  und  Passow  die  Hand  zum  Frieden  boten. 

Möge  es  ein  dauernder  Frieden  werden!  Dazu  sind  freilich  wohl  noch 
manche  Hindernisse  aus  dem  Weg  zu  räumen.  Auch  Zadeks  Artikel  läßt 
das  erkennen.  Es  ist  eine  recht  dankenswerte  Aufgabe,  speziell  auch  für 
den  neu  gegründeten  Ärzteverein,  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  die 
namentlich  noch  in  dem  mangelnden  Sichv erstehen  beider  Teile  zu  suchen 
sind.  Freilich  müssen  die  Ärzte  doch  auch  noch  umlernen.  Meint  Dr.  Za- 
dek  doch,  daß  auch  die  Krankenkassen  es  nur  zu  gut  von  der  Bourgeoisie 
gelernt  hätten  und  auf  dem  besten  Weg  seien  ein  ärztliches  Proletariat  und 
Lumpenproletariat  zu  schaffen.  Ich  sehe  nichts,  was  diese  Auffassung  be¬ 
gründet  erscheinen  lassen  könnte.  Das  Zusammengehen  des  Ortskranken¬ 
kassenverbands  mit  den  anderen  Kassenverbänden  kann  doch  wohl  nicht  als 
Symptom  für  das  Bestreben  ein  Lumpenproletariat  zu  schaffen  angesehen 
werden.  Gewiß  hat  das  Zusammengehen  Aufsehen  erregt.  Daraus  aber  den 
Ortskrankenkassen  einen  Vorwurf  zu  machen  scheint  mir  nicht  billig.  Wenn 
sich  in  diesem  Streit  die  verschiedensten  Gruppen  der  Kassen  zusammen¬ 
gefunden  haben,  so  scheint  mir  dies  weit  eher  ein  Beweis  dafür  zu  sein,  daß 
die  Ärzte  den  Bogen  überspannt  haben  als  dafür,  daß  die  Arbeiter  in  den 
Kassenverwaltungen  den  Ärzten  an  sich  nicht  wohlgesinnt  sind;  um  so  mehr 
als  ja  auch  die  Regierungen,  die  in  den  bisherigen  Kämpfen  der  Ärzte  mit 
den  Krankenkassen  ausnahmslos  auf  der  Seite  der  Ärzte  standen,  hier  doch 
eine  ganz  neutrale  Haltung  gezeigt  haben. 

Ich  glaube  auch  nicht,  daß  Zadeks  Meinung  zutrifft:  dies  Zusammengehen 
habe  sich  schon  an  den  Kassen  bitter  gerächt  und  werde  sich  in  Zukunft 
noch  bitterer  rächen,  denn  jetzt  habe  ja  schon  der  Oberregierungsrat  Dr. 
Hoffmann  die  Entfernung  der  Sozialdemokraten  aus  den  Kassenverwaltungen 
und  ihren  Ersatz  durch  Beamte,  Offiziere  a.  D,  und  Militäranwärter  gefordert. 
Das  hätten  nämlich  die  Regierungen  auch  ohnedies  getan;  ihre  Stellung  zu 
dieser  Frage  ist  ja  bekannt.  Dazu  kann  es  aber  ohne  Zustimmung  des  Reichs¬ 
tags  nicht  kommen,  der  ja  nicht  zum  wenigsten  infolge  der  Angriffe  der 
Ärzte  die  Beschränkung  der  Selbstverwaltung  der  Kassen  durch  die  Reichs¬ 
versicherungsordnung  vorgenommen  hat.  Einen  nicht  kleinen  Teil  der 
Schuld  tragen  demnach  die  Ärzte  selber.  Ob  sie  ihn  noch  größer  werden 
lassen  wollen,  indem  sie  die  von  der  Regierung  zweifellos  gewünschte 
Bureaukratisierung  der  Kassen  fördern  helfen,  erscheint  mir  jedoch  nicht 
wahrscheinlich.  Sie  würden  darunter  selber  erheblich  mitzuleiden  haben. 
Zadek  hat  recht,  wenn  er  meint,  die  Bureaukratie  denke  von  den  Ärzten  und 
der  ärztlichen  Wissenschaft  gering.  Allerdings  erbringt  das  angeführte  Bei¬ 
spiel,  die  Ausführungsbestimmungen  zu  §  370  der  Reichsversicherungs¬ 
ordnung,  keinen  Beweis  dafür.  Es  mag  zwar  einen  Arzt  hart  ankommen, 
daß  Eintritt  und  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  von  Kassenkontrolleuren, 
von  Gemeinde-  und  Gutsvorstehern,  von  Arbeitgebern,  Hebammen  und 
Schwestern  oder  anderen  Personen  mit  hinreichender  Zuverlässigkeit  und 
Sachkunde,  eventuell  unter  Zuhilfenahme  des  Augenscheins  des  Kassenvor¬ 
stands,  bescheinigt  werden  sollen.  Aber,  nachdem  nun  einmal  der  §  370  Ge¬ 
setz  geworden  ist,  nachdem  dem  Bundesrat  der  Erlaß  der  dazu  notwendigen 


232 


RUDOLF  WISSELL  »  KRANKENKASSEN  UND  ÄRZTE 


Ausführungsbestimmungen  oblag,  blieben  wohl  kaum  andere  Anweisungen 
übrig  als  die,  die  nun  wirklich  ergangen  sind.  Man  müßte  sonst  schon  dar¬ 
legen,  auf  welch  anderm  Weg  denn  der  für  die  Zahlung  des  Krankengelds 
erforderliche  Nachweis  der  Erwerbsunfähigkeit  hätte  erbracht  werden  können, 
Zadek  spricht  doch  auch  selbst  von  dem  feststehenden  Begriff  der  Erwerbs¬ 
unfähigkeit,  Ich  selber  habe  zwar  in  meiner  langjährigen  Praxis  als  Arbeiter¬ 
sekretär  erfahren,  daß  dieser  Begriff  recht  wenig  feststehend  ist.  Man  braucht 
nur  einmal  das  211  Seiten  starke  Buch  Siefarts  zu  lesen,  um  die  Schwierig¬ 
keit  dieser  Begriffsbestimmung  zu  erkennen.4)  Trotzdem  ist  es  in  der  Tat 
in  einer  ganzen  Reihe  von  Fällen  auch  dem  Laien  möglich  Erwerbsunfähigkeit 
festzustellen.  Ich  denke  hier  an  die  vielen  Fälle  von  offenen  Wunden  und 
Verletzungen.  Dabei  sollen  natürlich  durchaus  nicht  die  Schwierigkeiten 
bestritten  werden,  die  bei  der  Feststellung  von  Erwerbsunfähigkeit  nament¬ 
lich  bei  inneren  Leiden  bestehen.  Das  ist  ja  gerade  der  wunde  Punkt.  Daß 
daraus  bei  der  Anwendung  des  §  370  den  Kassen  erhebliche  Opfer  erwachsen 
wären,  ist  unzweifelhaft,  ebenso  aber  auch,  daß  die  Ärzte  schwer  davon  ge¬ 
troffen  worden  wären. 

Wir  wollen  uns  freuen,  daß  beiden  Teilen  diese  Opfer  erspart  geblieben  sind, 
und  ich  will  hoffen,  daß  der  Wunsch  Dr.  Zadeks  erfüllt  werde,  daß  an  die 
Stelle  der  gegenseitigen  Befehdung  mehr  Verständnis,  mehr  Achtung  vor  dem 
Standpunkt  des  andern  trete,  und  daß  auch  die  Ärzte  stets  vor  allem  dessen 
eingedenk  bleiben,  daß  der  hartnäckige  Widerstand  gegen  die  ärztlichen 
Forderungen  doch  nur  dem  guten  Glauben  der  Kassen  entspringt  damit  der 
ihnen  anvertrauten  Sache  der  Versicherten  am  besten  zu  dienen. 
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ORTE,  die,  einen  Begriff  umschreibend,  unveränderter  Gestalt 
durch  ein  Jahrhundert  von  Mund  zu  Mund,  von  Buch  zu  Buch 
getragen  werden,  täuschen  durch  dies  ihr  gleichbleibendes  Ge¬ 
wand  die  sichere  Gewahrtheit  ihres  Inhalts  vor.  Aber  dieser 
Inhalt,  der  Begriff,  der  unter  dem  Wort  verstanden  wird,  läßt 
sich  nicht  festhalten,  weil  die  Elemente,  die  ihn  zusammensetzen,  mit  dem 
Wechsel  des  Anschauungskreises  der  Menschen  und  der  Zeiten  immer  wieder 
anders  begriffen  werden,  das  Ganze  daher  ständig  neuer  Formung  unterliegt. 
Der  Vorstellungsgehalt  eines  jeden  Wortes  muß  immer  von  neuem  erobert 
werden  durch  den,  der  ihn  neu  durchdenkt;  und  da  dieser  Denkende  nichts 
verstehen  kann,  was  nicht  irgendwie  zum  Umkreis  seiner  eigenen  Vorstel¬ 
lungswelt  gehört  oder  doch  aus  ihr  heraus  erfaßbar  ist,  so  wird  die  neue 
Sinnerfüllung  sich  leicht  nach  dieser  Vorstellungswelt  hin  verfärben.  Je 
mehr  sich  die  Weltanschauungen  verändern,  desto  mehr  wird  sich  der  Sinn 
des  übernommenen  Wortes  abwandeln;  und  schließlich  wird  er  sein  Eigent¬ 
lichstes  fast  ganz  verloren  haben,  wenn  das  Denken,  das  ihn  aufgenommen 
hat,  im  Gegensatz  steht  zu  der  Welt,  aus  der  heraus  er  geschaffen  wurde. 
Die  Geschichte  unserer  Vorstellungen  von  der  Einfühlung  ist  charakteristisch 
für  eine  solche  Umgestaltung.  Was  wir  heute  in  der  wissenschaftlichen 

*)  Siehe  Siefart  Der  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit  auf  dem  Gebiet  des  Reichsversicherungsrechts 
I  Berlin  1908  /, 
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Psychologie  unter  Einfühlung  verstehen,  ist  ein  ganz  anderes  als  die  Roman¬ 
tiker  darunter  meinten.  Erst  ein  Sichhineinver setzen  in  deren  Welt  gibt 
diesem  Wort  sein  ursprüngliches  Leben  zurück. 

Wenn  man  im  unwissenschaftlichen  Sprachgebrauch  von  Einfühlung  redet, 
was  meint  man  damit?  Zum  Beispiel:  Ein  Kaufmann  hat  eine  Stellung  zum 
erstenmal  im  Ausland  angetreten,  und  er  erklärt,  daß  es  ihm  rasch  gelungen 
sei  sich  in  die  neuen  Verhältnisse  einzufühlen.  Er  meint,  an  verwandtes 
Erleben  im  andern  appellierend,  daß  außer  seinem  aufmerksamen  Verstand 
noch  ein  anderer  Faktor  den  schnellen  Erfolg  mitbedingt  hat:  eine  un¬ 
bestimmte  Kraft,  die,  wie  das  Wort  sagt,  gefühlsmäßig  zu  wirken  scheint, 
die  jedenfalls  von  anderer  Art  ist  als  die  Kraft  seines  kontrollierenden  und 
kontrollierbaren  Verstandes.  Daß  die  Unbestimmtheit  und  Andersartigkeit 
dieser  Kraft  logisch  problematisch  ist,  daß  die  Bezeichnung  der  Gefühls¬ 
mäßigkeit  lediglich  ein  bildhafter  Ausdruck  ist,  daß  die  Annahme  ihrer 
Existenz  schon  eigentlich  der  Einheitlichkeit  der  Weltanschauung  wider¬ 
spricht,  die  ja  auch  für  die  Alltäglichkeit  Voraussetzung  ist,  das  kommt 
natürlich  in  dieser  Alltäglichkeit  nicht  zum  Bewußtsein.  Dennoch  wird  es 
nicht  ganz  vergessen.  Auch  im  unwissenschaftlichen  Sprechen  wird  das 
Wortbild  der  Einfühlung  oft  mit  der  Nebenempfindung  gebraucht,  daß  sich 
da  ein  irgendwie  merkwürdiger,  ja  in  seiner  Unüberblickbarkeit  geheimnis¬ 
voller  Vorgang  vollziehe.  Freilich  richtig  bemerkt  wird  das  Geheimnisvolle 
und  Ungewöhnliche  daran  meist  nur  bei  Einfühlung  in  leblose  Gegenstände; 
das  heißt  wenn  durch  innigstes  Sichversenken  der  Gegenstand  eine  eigen¬ 
tümliche  Art  von  Leben  gewinnt.  Der  Künstler,  zu  dessen  Metier  es  so¬ 
zusagen  gehört  vermöge  seiner  ästhetischen  Anschauungsart  ständig  Un¬ 
beseeltes  zu  beseelen,  wird  folgerichtig  als  Ausnahme  empfunden. 

An  welches  verwandte  Erlebnis  im  andern  nun  wird  appelliert?  Oder  viel¬ 
mehr,  da  ein  Erlebnis  sich  nur  durch  seine  Spiegelungen  gibt,  welches  ist 
der  letztfaßliche,  dem  Erlebnis  möglichst  nahekommende  Kern  jener  Spiege¬ 
lung,  die  durch  den  populären  bildhaften  Ausdruck  Einfühlung  angedeutet 
wird?  Offenbar  eben  die  Annahme  eines  andern,  nicht  intellektuellen  Weges, 
auf  dem  Wissen  um  Fremdes  erlangt  wird.  Diese  Annahme,  somit  das 
Erlebnis,  scheint  in  allen  bekannten  Zeiten  und  Kulturen  vorhanden  und 
natürlich  von  größter  Bedeutung  gewesen  zu  sein.  Und  so  haben  die 
ferneren  Deutungen  und  Betrachtungen  hierüber  in  der  Geschichte  des 
menschlichen  Denkens  die  anspruchsvollste  Rolle  gespielt,  wenn  auch  zeit¬ 
weise  intensiver  und  alles  beherrschend,  zeitweise  mehr  verblaßter  und  in 
den  Hintergrund  gedrängt.  Man  kann  ohne  weiteres  behaupten,  daß  alle 
die  großen  intuitiv-künstlerischen  und  religiösen  Manifestationen  ohne  dieses 
Erlebnis  unvorstellbar  sind,  und  daß  sie  selbst  großenteils  ausgestaltende 
Spiegelungen  des  Erlebnisses  sind,  denen  jene  Kernspiegelung  (Annahme 
eines  zweiten  Weges)  gemeinsam  bleibt. 

Die  letzte  große  Welle,  die  von  diesem  Erlebnis  voll  ist,  und  von  der  Wort 
und  Begriff  der  Einfühlung  abgeleitet  wird,  ist  die  Romantik.  Auch  sie  ist 
von  jener  Annahme  einer  andern,  nicht  intellektuellen  Wissensquelle  be¬ 
herrscht.  Für  ihre  Interpretation  gilt  ihr  als  Haupt-  und  Ausgangspunkt  die 
Ureinheit  alles  Seienden,  ein  fester  Glaube,  nicht  ein  Resultat  von  Methoden 
sondern  fast  eher  ein  Quell  für  Methoden.  Es  gibt  für  sie  nichts  Heterogenes, 
weder  Ich  und  Du  noch  Wir  und  die  Gegenstände.  Alles,  was  ist,  alles 
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Lebendige  und  das  (nur  scheinbar)  Leblose,  alle  sind  wir  Kinder  der  selben 
göttlichen  Natur  oder  natürlichen  Gottheit.  Folgerichtig  gilt  ihnen  alles, 
was  dieser  Einheit  widerspricht,  als  Trug  oder  Fehler;  der  Einheitsforderung 
gegenüber  wird  die  gesamte  vielspältige  Wirklichkeit  als  Alltäglichkeit  ent¬ 
wertet,  somit  vor  allem  der  sie  auf  bauende  logische  Verstand.  Folgerichtig 
gelangt  Novalis  zu  der  Unerbittlichkeit  jenes  Theorems,  das  er  den  höchsten 
Satz  aller  Wissenschaft  und  Kunst  nennt:  »Ich  =  Nicht-Ich«,  für  ihn  das 
gelöste  Geheimnis  der  Welt. 

Ist  die  Ureinheit  gegeben,  so  muß  aller  Entfremdung  zum  Trotz  eine  Ur- 
verbundenheit  geblieben  sein.  Ist  alle  Gegensätzlichkeit  nur  Schein,  so  gilt 
es  tiefer  hinabzutauchen  in  die  Mystik  des  Gefühls,  wo  die  Einheit  noch 
wohnt.  Im  unbewußten  Wissen  der  erfüllten  Wiederverbundenheit  liegt  mehr 
Weisheit  als  im  klarsten  Gedanken  des  getrennten  Geistes.  Alles  Finden 
des  Geistes  ein  Wiederfinden,  alles  Erkennen  ein  Sicherinnern.  Der  stumme 
Riesengeist,  das  ist  der  Gedankengang  eines  Schellingschen  Gedichtes,  ist 
der  selbe  kleine  Menschengeist,  in  dem  er  Sprache  gewinnt.  Somit  zuletzt 
(in  gleicher  Folgerichtigkeit,  die  bei  den  Romantikern  natürlich  nicht  eine 
Logik  des  Gedankenbaus  ist,  sondern  der  Einheitlichkeit  ihres  Gefühls  ent¬ 
stammt)  vermag  der  Riesengeist,  dessen  höchste  Manifestationsstufe  der 
Mensch  ist,  soweit  er,  in  Natur  und  Geist  gespalten,  sich  gleichsam  selbst 
gegenüber  empfindet,  nur  immer  seinen  eigenen  Zustand  zu  erleben.  Die 
ganze  Natur  drückt  den  Zustand  eines  jeden  der  höheren  wunderbaren 
Wesen  aus,  die  wir  Menschen  nennen  (Novalis).  Die  Natur  ist  jedem  ein 
anderes,  dem  Kind  kindlich,  dem  Gott  göttlich  (Novalis).  Die  Dinge,  von 
unserm  eigenen  Wesen  beschienen,  tragen  uns  so  entgegen,  was  ursprünglich 
aus  uns  selbst  kommt;  sie  sind  unser  Widerschein,  und  wir  selbst  sind  ein 
Widerschein  für  die  Allseele,  der  wir  entkommen.  Aber  wiederum  ist  der 
Romantikerglaube  an  Allbeseeltheit  kein  Anthropomorphismus;  die  Natur 
wird  nicht  beseelt  gedacht  von  eigenen  beseelten  Wesen  aus.  Alle  vom 
Menschlichen  hergenommenen  Bilder  und  Vergleiche  sind  nur  hinweisend 
gemeint  auf  ein  Drittes,  das  ihnen  zugrunde  liegt:  das  ebenso  Verborgene 
wie  eigentlich  Wahre. 

Für  diese  Weltanschauung  oder  vielmehr:  dies  Weltgefühl  kann  eben  keine 
Einheitlichkeit  und  Widerspruchslosigkeit  entstehen.  Trotzdem  ist  das  ganze 
theoretische  System  nicht  dichterisch  gemeint:  keine  Bilder,  während  in 
anderer  Sphäre  identische  wissenschaftliche  Wahrheiten  liegen;  das  Theorem 
beansprucht  die  Wahrheit  zu  sein.  Läßt  aber  der  Romantiker  diesen  An¬ 
spruch  fallen,  gibt  er  zu,  daß  diese  ganze  Fülle  von  Ideen  nur  Bilder  und 
Gleichnisse  sind,  so  wird  er  es  nur  unter  der  Voraussetzung  tun,  daß  alles 
Bilder  sind,  daß  es  überhaupt  nur  Gleichnis  gibt. 

So  war  der  ganze  Reichtum  an  Interpretationen  bei  den  Romantikern,  aus 
denen  sich  als  Kern  die  Annahme  eines  zweiten  Zugangs  zu  Fremdem  er¬ 
kennen  läßt,  der  also  auch  bei  ihnen  besteht.  Dadurch  ist  man  berechtigt  bei 
der  Romantik  das  gleiche  Erlebnis  vorauszusetzen,  auf  das  auch  der  populäre 
Ausdruck  Einfühlung  hinweist,  wenn  im  alltäglichen  Leben  ein  anderer  Weg 
als  der  des  Intellekts  zu  existieren  scheint.  Dem  Charakter  der  nun  folgen¬ 
den  Zeit,  in  der  ja  die  eigentliche  Hinarbeit  auf  Wissenschaftlichkeit  an¬ 
gestrebt  und  durchgeführt  wurde,  war  es  gemäß  zunächst  den  kontrollier¬ 
baren  Weg,  den  der  Verstand  geht,  um  Fremdes  kennen  zu  lernen,  aufs 
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schärfste  zu  trennen  von  dem  unkontrollierbaren  jener  unbestimmten  Kraft; 
und  ferner  entsprach  es  dieser  Zeit  sehr  bald  an  dem  Vorhandensein  des 
zweiten  Weges  überhaupt  zu  zweifeln.  Desgleichen  kam  man  zu  jener  Tren¬ 
nung  in  beseelte  Körper  und  unbeseelte  Objekte.  Und  glaubte  man  einer¬ 
seits,  wie  gesagt,  nicht  mehr  an  jene  unbestimmte  Kraft,  so  hatte  es  andrer¬ 
seits  erst  recht  keinen  Sinn  mehr  von  Einfühlung  in  tote  Objekte  zu  reden. 
So  mußte  der  Ausdruck  Einfühlung  zu  einem  vor  täuschen  den  Bild  für  ein 
Nichts  werden.  Die  Konsequenz  war:  Man  hatte  es  mit  einer  Illusion  zu  tun; 
und  da  diese  Illusion  immer  wieder  auftrat,  wurde  ihr  ein  Gebiet  zu¬ 
gesprochen,  eine  Art  Wissenschaft  solcher  Illusionen:  Ästhetik  =  Wissen¬ 
schaft  vom  mehr  oder  minder  schönen  (aber  trügenden)  Schein.  Es  bedarf 
keiner  Frage,  daß  die  Philosophie  der  Romantik  als  Metaphysik  gekenn¬ 
zeichnet  und  als  solche  bekämpft  wurde;  mit  ihr  war  auch  die  Einfühlung 
als  Metaphysik  abgetan.  Freilich  finden  sich  neben  Untersuchungen  von 
wissenschaftlichem  Charakter  Rückfälle  in  metaphysische  Spekulationen.  So 
spricht  Robert  Vischer  von  dem  pantheistischen  Drang  zur  Vereinigung  mit 
der  Welt.  Soweit  doch  Einfühlungsakte  anerkannt  wurden,  betrachtete  man 
sie  als  ein  vorübergehendes  ästhetisches  Phänomen,  von  der  Beschaffenheit, 
daß  ein  Objekt  für  eine  Zeitlang  quasi  die  Seele  des  einfühlenden  Subjekts 
erhält.  Einmalige  Einfühlungsakte  scheinen  diesen  Forschern  Einfühlungs¬ 
erlebnisse  zu  schaffen,  die  als  solche  erst  durch  den  Akt  bekannt  werden, 
an  sich  neu  sind. 

Ist  hiermit  der  höchste  Antagonismus  zur  romantischen  Einfühlung  erreicht, 
so  führt  ein  weiterer  Schritt  in  der  antimetaphysischen  Strömung,  in  der 
wachsenden  Skepsis  gegen  Gegebenheiten  beinahe  wieder  zu  einer  Approxi¬ 
mation  an  die  Romantik.  Denn  nachdem  der  Intellekt  als  einziger  Weg  fest¬ 
gestellt,  und  die  Einfühlung  ganz  oder  fast  ganz  abgelehnt  war,  wird  jetzt 
innerhalb  der  Zone,  die  nur  den  Intellekt  als  Medium  kennt,  nur  noch  das 
eigene  Ich,  der  eigene  beseelte  Körper  als  Gegebenes  anerkannt;  und  somit 
die  Annahme  eines  fremden  beseelten  Körpers  in  jene  unwissenschaftliche 
Zone  verwiesen,  in  die  man  auch  die  Einfühlung  gesetzt  hatte.  Andrerseits 
aber  entsteht  der  Versuch  das  Einfühlen  als  eine  mir  gegebene  selbstver¬ 
ständliche  psychologische  Funktion  darzustellen,  die  zu  den  normalen  Fähig¬ 
keiten  des  einzigen  Weges,  des  Intellekts,  'gehört. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXI 

OTTO  EGGERSTEDT  ■  FÜSIOM  DER  ORGANISA¬ 
TIONEN  ODER  GEMEINSCHAFTLICHER  KAMPF¬ 
FONDS? 

IE  wohl  vorauszusehen  war,  lautet  der  Bericht  der  Generalkom- 
mission  der  Gewerkschaften  Deutschlands  für  das  Jahr  1913 
durchaus  nicht  befriedigend.1)  Nicht  nur  die  Mitgliederbewe¬ 
gung  an  sich  bietet  ein  wenig  erfreuliches  Bild  sondern  vor  allem 
auch  der  Verlauf  der  größeren  Lohnbewegungen.  Die  Haupt¬ 
ursache  dieser  Erscheinung  liegt  natürlich  in  der  ungünstigen  Wirtschafts¬ 
konjunktur  mit  ihrer  Arbeitslosigkeit.  Indes  gewinnt  auch  der  Gedanke, 
daß  es  nicht  allein  die  wirtschaftliche  Krise  mit  ihrem  wachsenden  Elend 


l)  Siehe  die  Rundschau  Gewerkschaftsbewegung,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  199. 
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ist,  die  die  anscheinende  Lähmung  der  Kampfesfreudigkeit  unter  den  Ar¬ 
beitern  bewirkt,  in  unserer  Bewegung  hier  und  da  an  Boden.  Es  hat  auf 
alle  Fälle  sein  Gutes,  daß  man  über  diese  Dinge  nachdenkt;  denn  nur  mit 
der  Erkenntnis  der  Ursachen  dieser  relativen  Stagnation  ist  zugleich  auch 
die  Möglichkeit  gegeben  die  Gleichgültigkeit,  die  einen  Teil  der  Arbeiter¬ 
schaft  im  Bann  hält,  wirksam  zu  bekämpfen. 

Die  größere  Ausdehnung  der  wirtschaftlichen  Kämpfe,  die  zunehmende 
Stärke  der  beiderseitigen  Organisationen  hat  zur  Zentralisation  hingedrängt. 
Diese  hat  naturgemäß,  zumal  während  eines  Kampfes,  eine  Einschränkung  des 
jeweiligen  Mitbestimmungsrechts  des  einzelnen  im  Gefolge,  der  auf 
der  andern  Seite  zugleich  durch  Aufklärungs-  und  Bildungsarbeit  ein  ge¬ 
schärfteres  Selbstbewußtsein  erlangt  hat  und  ein  immer  stärkeres  Verlangen 
nach  Erkenntnis  und  Selbstentscheidung  in  sich  trägt.  Es  liegt  nun  stets 
die  Gefahr  nahe,  daß  die  einzelnen  Mitglieder  die  Gesamtlage  zu  sehr  von 
örtlichen  Gesichtspunkten  aus  betrachten.  Diese  verstärkt  sich  noch  in 
Kampfeszeiten,  wenn  sie  persönlich  beteiligt  sind.  Müssen  nun  aus  tak¬ 
tischen  Erwägungen  die  Gründe  für  eine  eventuell  nötig  werdende  Änderung 
der  Kampfesrichtung  geheim  gehalten  werden,  so  entsteht  leicht  in  der  Masse 
der  Mitglieder  Unklarheit  und  Unsicherheit:  die  Vorläufer  des  Mißtrauens 
gegen  die  Organisationsleitungen. 

Wie  kann  dieser  Gefahr  von  vornherein  begegnet  werden?  Man  hat,  um 
den  Mitgliedern  das  Mitbestimmungsrecht  im  vollsten  Umfang  zu  gewähren, 
ohne  daß  die  Beratungen  vor  die  breite  Öffentlichkeit  gebracht  würden,  und 
um  die  Leitung  stets  mit  dem  Gros  der  Mitglieder  in  Fühlung  zu  erhalten, 
wiederholt  das  Repräsentativsystem  empfohlen.  Aber  auch  eine  solche  ge¬ 
wiß  mehr  demokratische  Vertretung  würde  nur  die  Gründe  bewerten  können, 
die  für  die  Kampfleitungen  maßgebend  sind.  Auch  sie  würde  auf  die  Stim¬ 
mung  der  Masse  wenig  Einfluß  haben,  da  diese  Gründe  eben  geheim  gehalten 
werden  sollen.  Wäre  zudem  diese  Vertretung  mit  den  Rechten  der  General-  * 
Versammlung  ausgestattet,  hätte  sie  also  die  Anstellung  und  die  Kündigung 
der  Beamten  zu  vollziehen,  so  könnte  die  Taktik  der  Gewerkschaftsvor¬ 
stände,  wenn  auch  unbewußt,  vielleicht  gegen  bessere  Überzeugung  durch  die 
Haltung  der  Majorität  dieser  Vertretung  beeinflußt  werden.  Oder  es  könnte 
auch  jede  Lohnbewegung,  deren  Ergebnis  nicht  zufriedenstellend  ausgefallen 
ist,  eine  Kündigung  der  Angestellten  im  Gefolge  haben.  Im  besten  Fall 
würde  diese  Vertretung  den  Gewerkschaftsvorständen  als  Ableitung  und 
Träger  der  Verantwortung  gegenüber  den  Mitgliedern  dienen.  Aber  die  Ur¬ 
sachen  der  Differenzen  zwischen  Masse  und  Führer  würden  auch  dadurch 
nicht  beseitigt  werden.  Denn  selbst  die  demokratischste  Organisation  wird 
die  Ausfechtung  größerer  Kämpfe  scheuen  müssen,  wo  größere,  finanziell 
kräftigere  Organisationen  gegenüberstehen;  auch  sie  wird  also  der  Kampfes¬ 
lust  der  Mitglieder  nicht  nachgeben  dürfen. 

Bei  Lohnbewegungen  tritt  dieses  unharmonische  Verhältnis,  das  in  einzelnen 
Organisationen  besteht,  zuweilen  klar  zutage,  so  daß  die  Unternehmer 
leichtes  Spiel  haben,  und  oft  noch  so  begeistert  einsetzende  Lohnkämpfe 
in  Hader  und  Zwietracht  auslaufen.  Kommt  es  durch  die  drückenden  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  zu  einer  Lohnbewegung,  und  ist  eine  kampfes¬ 
freudige  Stimmung  vorhanden,  so  ist  es  natürlich  Aufgabe  der  Organisations¬ 
vertreter  diese  zu  erhalten,  um  Zögernde  und  Unorganisierte  mitzureißen. 
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Es  werden  zu  dem  Zweck  besonders  gute  Redner  zu  einer  beginnenden  Lohn¬ 
bewegung  entsandt,  und  die  Massenversammlungen,  die  erregten  Ausbrüche 
sonst  ruhiger  Arbeiter,  das  Verlangen  an  dem  Gewinn  der  Unternehmer  teil* 
zuhaben  steigern  die  Kampfeslust  noch  mehr.  Durch  das  bewußte  Hinaus¬ 
schieben  der  Entscheidung  seitens  der  Unternehmer,  durch  ihren  hart¬ 
näckigen,  oft  provozierenden  Widerstand  gegenüber  den  gerechtesten  Forde¬ 
rungen  wächst  der  Unwille  aufs  höchste:  alles  drängt  zum  Losschlagen.  Da 
macht  plötzlich  die  Unternehmerorganisation  eine  Schwenkung  und  droht  mit 
Generalaussperrung,  und  der  Gewerkschaftsvorstand,  der  die  Undurchführ¬ 
barkeit  eines  derartigen  Kampfes  einsehen  muß  und  sich  der  ganzen  Schwere 
der  Verantwortung  bewußt  ist,  tritt  den  Rückzug  an.  Wie  ein  kalter  Wasser¬ 
strahl  wirkt  dies  auf  die  Arbeiter,  deren  Ungeduld  an  sich  schon  durch  die 
langwierigen  Verhandlungen  aufs  höchste  gestiegen  war,  und  denen  alle 
Vorbedingungen  für  einen  glücklichen  Ausgang  des  Kampfes  gegeben 
schienen.  Verbieten  nun  taktische  Rücksichten  auch  noch  die  Bekanntgabe 
der  Gründe,  dann  setzt  das  zerstörende  Mißtrauen  ein;  es  folgen  Unstimmig¬ 
keiten  innerhalb  der  Organisation,  Verbitterung,  Mißmut  greifen  Platz,  und 
es  bedarf  oft  jahrelanger  aufbauender  Kleinarbeit,  um  die  Arbeiter  wieder 
zu  freudiger  Mitarbeit  zu  gewinnen.  Die  Werbekraft  der  Organisation  ist 
auf  lange  Zeit  hinaus  geschwächt.  Hier  ist  der  Punkt,  an  dem  der  Hebel  an¬ 
gesetzt  werden  muß.  Stimmt  die  Organisationsleitung  einer  Lohnbewegung  zu 
(und  sie  darf  das  nur,  wenn  diese  wirklich  gerechtfertigt  und  aussichtsreich 
ist),  dann  müssen  alle  eventuellen  Konsequenzen,  die  daraus  entspringen 
könnten,  vorher  genau  geprüft  werden,  damit  bei  Gegenmaßregeln  von 
seiten  der  Unternehmer  die  gesteigerte  Kampfesfreudigkeit  der  Arbeiter 
nicht  wirkungslos  verpufft,  der  Unmut  sich  nicht  in  inneren  Streitigkeiten 
Luft  machen  kann.  Sind  die  Organisationen  nicht  stark  genug  derartig  er¬ 
weiterte  Kämpfe  zu  führen,  so  muß  die  Klassensolidarität  zu  Hilfe  kommen. 

Es  sind  nun  verschiedene  Vorschläge  zur  Beseitigung  dieser  Mißstände  ge¬ 
macht  worden.  So  utopisch  auch  manche  erscheinen  mögen,  so  verdienen 
sie  doch  wegen  der  großen  Bedeutung  der  Sache  in  Erwägung  gezogen  zu 
werden.  Genosse  Jakob  Heinen  propagiert  in  der  Neuen  Zeit  die  Verschmel¬ 
zung  sämtlicher  Organisationen  einer  Nation  und  glaubt,  daß  sich  eine  solche 
Fusion  vollziehen  ließe,  ohne  daß  die  beruflichen  Sonderinteressen  als  beson¬ 
deres  Hemmnis  auftreten  würden.2)  Aber  die  Schwierigkeiten,  die  sich  schon 
zuweilen  bei  den  Zusammenschlüssen  verwandter  Berufsorganisationen,  zum 
Beispiel  in  der  Nahrungsmittelindustrie,  emportürmen  (oft  liegen  sie  auch  in 
den  Personen  der  jeweiligen  Führer),  beweisen  das  Gegenteil.  Gewiß  sind  auch 
derartige  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Die  Verschmelzung  der  einzelnen 
Verbände  wird  ja  aus  wirtschaftlicher  Notwendigkeit  heraus  sicherlich  vor 
sich  gehen,  aber  wir  würden  in  absehbarer  Zeit  zu  keinem  positiven  Ergebnis 
kommen,  denn  solche  Probleme  lassen  sich  nicht  übers  Knie  brechen. 

Ich  bin  jedoch  der  Meinung,  daß  eine  solche  Zentralisation  erzielt  werden 
könnte,  ohne  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Organisationen  zu  zerstören, 
ohne  die  beruflichen  Sonderinteressen  zu  verletzen.  Bekanntlich  wird  sich 
der  Gewerkschaftskongreß  in  diesem  Jahr  mit  der  Errichtung  einer  allge¬ 
meinen  Gewerkschaftskasse  zu  befassen  haben.  Neu  ist  dieser  Gedanke 

2)  Siche  Heinen  Die  Organisationsform  der  Gewerkschaften,  in  der  Neuen  Zeit,  1913-1914,  1.  Band,  pag. 

546  ff. 
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durchaus  nicht.  Schon  im  Jahr  1892  machte  Genosse  Legien  den  Vorschlag 
eine  allgemeine  Arbeitslosenunterstützungskasse  zu  begründen.  Solch  eine 
Kasse  wäre  nach  meinem  Dafürhalten  zurzeit  auch  die  wichtigste 
Grundlage  zur  Stärkung  unserer  Organisationen.  Es  handelt  sich  also  um 
die  Gründung  eines  gemeinschaftlichen  Kampffonds,  in  den  die  Gewerk¬ 
schaften,  in  verschiedene  Gefahrenklassen  eingeteilt,  je  nach  der  Mitglieder¬ 
zahl  bestimmte  Einlagen  und  Beiträge  zu  leisten  hätten.  Aus  dieser  Kasse 
würden  dann  die  Ausgaben  für  Streiks,  Aussperrungen,  Lohnbewegungen  ge¬ 
deckt  werden,  während  die  übrigen  Geschäfte  von  den  einzelnen  Gewerk¬ 
schaften  weitergeführt  werden  könnten.  Eventuell  ließen  sich  auch  die  Unter¬ 
stützungseinrichtungen  dieser  Kasse  angliedern.  Mit  einem  derartigen 
Kampffonds  könnten  selbst  die  größten  Kämpfe  durchgeführt  werden,  die 
Selbständigkeit  der  einzelnen  Organisationen  bliebe  dabei  bis  zu  einem  ge¬ 
wissen  Grad  gewahrt,  das  größte  Hemmnis  eines  engern  Zusammenschlusses 
wäre  somit  umgangen.  Noch  einen  weitern  Vorteil  würde  eine  derartige 
Verbindung  haben:  Die  üblen  Grenzstreitigkeiten,  die  jetzt  zuweilen  einen  er¬ 
schreckenden  Umfang  annehmen  und  oft  sogar  mit  mehr  Ausdauer  und 
Eifer  ausgefochten  werden  als  der  Kampf  gegen  die  Arbeitgeber,  würden 
dadurch  eine  starke  Verminderung  erfahren.  Die  ausländischen  Organi¬ 
sationen  könnten  in  der  selben  Weise  ihren  Zusammenschluß  vollziehen  und 
sich  einer  internationalen  Generalkommission  angliedern,  zum  Nutzen  einer 
gesunden  Klassensolidarität. 

Zur  Ausführung  eines  solchen  Planes  wären  freilich  enorme  Schwierigkeiten 
zu  überwinden.  Aber  wenn  man  zu  der  Einsicht  kommt,  daß  eine  solche 
Verschmelzung  der  Kassen  möglich  und  notwendig  ist,  dann  wird  vielleicht 
auch  ein  Weg  zur  Verwirklichung  dieses  Planes  gefunden  werden,  der  der 
erneuten  Stärkung  der  wirtschaftlichen  Bewegung  der  gesamten  Arbeiter¬ 
klasse  dienen  soll. 
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Politik  /  Ludwig  Quessel 

Zabernaff äre  überblickt  man  den  Ver¬ 
lauf  der  Zabernaffäre,  die 
am  26.  Februar  mit  der 
Fortsetzung  der  Beratung  der  Zabern- 
kommission  in  ihre  letzte  Phase  tritt,  so 
muß  man  feststellen:  Was  wir  vom  De¬ 
zember  1913  bis  zum  Februar  1914  er¬ 
lebt  haben,  war  weniger  ein  Konflikt 
zwischen  Volksvertretung  und  Regierung 
als  vielmehr  ein  Konflikt  zwischen  Ar¬ 
mee  und  Bevölkerung,  wobei  man  nicht 
übersehen  darf,  daß  der  Geist  der 
Armee  nicht  von  der  fortwährend  wech¬ 
selnden  Mannschaft  bestimmt  wird  son¬ 
dern,  wie  Professor  Delbrück  sich  in 
seinem  letzten  Buch  ausdrückt,  von  dem 
»Offizierkorps,,  das  die  Mannschaft  in  sei¬ 
nem  Geist  erzieht  und  vermöge  des  Dis- 
ziplinargesetzes  in  seinem  Geist  regiert«. 


Der  Ausgang  der  Zabernaffäre  zeigt  uns, 
daß  bei  einem  Konflikt  des  Offizier¬ 
korps  mit  der  Zivilgewalt  das  Militär 
der  stärkere  Teil  ist,  selbst  wenn  der 
Reichstag  hinter  den  Zivilbehörden  steht. 
Das  läßt  sich  an  den  Vorgängen  leicht 
nachweisen.  Infolge  ides  Auftretens  des 
Leutnants  von  Forstner,  das  die  elsässi- 
sche  Bevölkerung  mit  Recht  als  Be¬ 
leidigung  und  Bedrohung  empfand,  wur¬ 
den  einige  Offiziere  von  zumeist  jugend¬ 
lichen  Personen  belästigt  und  beschimpft. 
Die  Provokationen  des  Leutnants,  die 
das  hervorgerufen  hatten,  fanden  zwar 
eine  disziplinäre  Sühne,  aber  so,  daß 
die  Bevölkerung  davon  absolut  nichts 
erfuhr;  selbst  dem  Reichstag  verweigerte 
der  Kriegsminister  die  Auskunft  über  die 
Höhe  der  verhängten  Strafe.  Da  der 
junge  Offizier,  durch  den  sich  die  El¬ 
sässer  beschimpft  fühlten,  den  Schau¬ 
platz  seiner  Taten  nicht  verließ,  erfolg- 
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ten  weitere  Belästigungen,  die  dann  den 
Obersten  von  Reuter  veranlaßten  eigen¬ 
mächtig  die  Polizeigewalt  in  Zabern  in 
seine  Hände  zu  nehmen  und  auszuüben. 
Der  Reichskanzler  erklärte  das  Vor¬ 
gehen  des  Obersten  von  Reuter  für  un¬ 
gesetzlich.  Das  Straßburger  Kriegsge¬ 
richt  erhob  aber  in  seinem  Urteil  die 
Emanzipation  des  Offizierkorps  von  der 
Zivilgewalt  zum  Prinzip.  Die  Folge  der 
Straßburger  Kriegsgerichtsurteile  war, 
daß  die  Chefs  der  elsässischen  Regie¬ 
rung,  die  sich  diese  Auffassung  nicht  zu 
eigen  machen  konnten,  ihren  Abschied 
nahmen,  und  der  Kreisdirektor  von  Za¬ 
bern  versetzt  wurde.  Oberst  von  Reuter 
erhielt  dagegen  ein  neues  Regiment,  und 
Leutnant  von  Forstner  wird  an  anderer 
Stelle  seine  Karriere  weiter  fortsetzen. 
Die  Stellung  des  Reichskanzlers  gilt  als 
erschüttert,  nicht  wegen  des  Mißtrauens¬ 
votums  des  Reichstags  vom  4.  Dezember 
sondern  umgekehrt  deshalb,  weil  seine 
Erklärungen  nicht  zu  der  Auffassung  der 
Rechten  paßten,  die  einfach  die  souve¬ 
räne  Polizeigewalt  des  Militärs  prokla¬ 
miert  wissen  wollte.  Den  Abschluß  die¬ 
ser  ganzen  Entwickelung  bildet  vor¬ 
läufig  die  Erklärung  des  Regierungsver¬ 
treters  in  der  Sitzung  der  Zabern- 
kommission  vom  18.  Februar,  daß 
Preußen  im  Bundesrat  sein  Veto  gegen 
jede  Einschränkung  der  militärischen 
Polizeigewalt  einlegen  werde. 

Die  Aussichten,  die  der  Verlauf  der  Za- 
bernaffäre  für  die  Gestaltung  unserer  po¬ 
litischen  Zustände  eröffnet,  sind  in  je¬ 
dem  Betracht  unerfreulich.  Man  erinnere 
sich  daran,  daß  zum  Beispiel  Professor 
Rehm  am  3.  Januar  im  Tag  schrieb,  »ein 
parlamentarischer  deutscher  Kaiser  hätte 
nicht  die  Macht  besessen  den  Fall  Za¬ 
bern  so  zu  entscheiden  wie  es  unser 
konstitutioneller  Kaiser  von  Donau- 
eschingen  aus  getan  hat«.  Wir  wissen 
freilich  auch  heute  noch  nicht,  wie 
eigentlich  in  Donaueschingen  entschieden 
worden  ist;  wenn  aber  dort,  wie  Pro¬ 
fessor  Rehm  am  3.  Januar  annahm,  die 
Entscheidung  wirklich  gegen  die  Offi¬ 
ziere,  die  sich  über  die  Zivilgewalt 
stellen  wollen,  gefallen  sein  sollte,  so 
hätte  die  ganze  weitere  Entwickelung 
dargetan,  daß  der  Wille  des  Monarchen 
gegenüber  dem  Offizierkorps  nicht 
durchdringen  kann.  Professor  Rehm  ist 
also  jetzt  durch  die  Tatsachen  belehrt 
worden,  wie  wenig  gerade  in  unserm 
konstitutionell  regierten  Staat  die  Be¬ 
völkerung  darauf  rechnen  kann,  daß  das 
Staatsoberhaupt  stets  in  der  Lage  ist  die 
bestehende  Rechtsordnung  vor  unberech¬ 


tigten  Eingriffen  zu  schützen.  Dieser 
Zustand  ist  gerade  für  die  weltpoli¬ 
tische  Stellung  Deutschlands  sehr  be¬ 
denklich.  Er  bringt  die  Gefahr  einer 
Politisierung  des  Offizierkorps  nahe. 
Eine  solche  bedeutet  aber  stets  eine 
Schwächung  der  Nation  und  der  auswär¬ 
tigen  Politik  ihrer  Regierung.  Wer  die 
Zabernaffäre  mit  allen  ihren  Konsequen¬ 
zen  für  die  Auslandspplitik  durchdenkt, 
wird  zu  der  Auffassung  kommen  müssen, 
daß  gerade  das  parlamentarische  Regime 
dagegen  die  besseren  Garantieen  bietet, 
mithin  im  politischen  Interesse  der  Na¬ 
tion  zuverlässiger  wirkt.  Es  würde  den 
wirklichen  Ausweg  aus  den  unleidlichen 
Zuständen  bedeuten,  die  diese  Angele¬ 
genheit  der  Öffentlichkeit  gezeigt  hat. 

X  X 

England  und  yon  einem  erheblichen  Teil 
eu  sc  an  <jer  deutschen  Presse  ist  das 
Neujahrsinterview  des  eng¬ 
lischen  Finanzministers  Lloyd  George 
mit  dem  Redakteur  des  Daily  Chro- 
nicle  als  ein  großes  Ereignis  auf  dem 
Gebiet  der  Auslandspolitik  angesehen 
worden.  Lloyd  George  brachte  bekannt¬ 
lich  in  diesem  Interview  zum  Ausdruck, 
daß  er  den  Zeitpunkt  für  gekommen 
halte  in  eine  genaue  Prüfung  der 
Rüstungsausgaben  einzutreten,  weil  die 
Beziehungen  zu  Deutschland  »unendlich 
viel  freundschaftlicher  seien  als  seit 
Jahren«.  Bei  der  Beratung  des  Marine¬ 
etats  in  der  Budgetkommission  des 
Reichstags  hat  der  Staatssekretär  von 
Tirpitz  dann  Erklärungen  über  unsere 
Beziehungen  zu  England  abgegeben,  die 
ungefähr  auf  den  selben  Ton  gestimmt 
waren,  jedoch  mit  dem  Unterschied,  daß 
in  den  Tirpitzschen  Ausführungen  jede 
Bezugnahme  auf  eine  Einschränkung  der 
Rüstungsausgaben  fehlt.  Nach  alledem 
scheint  wohl  so  viel  festzustehen,  daß 
die  von  uns  vor  Jahresfrist  angekündigte 
Verständigung  zwischen  Deutschland  und 
England  auf  imperialistischer  Grundlage 
Fortschritte  gemacht  hat.  Offenbar  hat 
sich  die  Idee  eine  politische  Annäherung 
auf  imperialistischer  Basis  zustande  zu 
bringen  als  fruchtbar  erwiesen.  Freilich 
fehlt  es  nicht  an  Stimmen  im  imperia¬ 
listischen  Lager,  die  die  ganze  Aktion 
als  verfehlt  ansehen,  weil  das,  was 
Deutschland  im  besten  Fall  von  Eng¬ 
land  auf  dem  Weg  der  imperialistischen 
Verständigung  erhalten  könne,  »Schlaf¬ 
krankheitsherde  in  Mittelafrika«  seien, 
von  denen  wir  in  Neukamerun  und  Ost¬ 
afrika  doch  gerade  genug  hätten.  Der 
Imperialist  Dr.  von  Winterstetten  ver¬ 
tritt  in  seiner  Broschüre  Berlin-Bagdad t 
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Neue  Ziele  mitteleuropäischer  Politik 
/München,  J,  F.  Lehmann/  sogar  die 
Auffassung,  daß  man  in  London  »mit 
dem  Deutschen  Reich  einen  großen  Ulk 
treibt«.  Soll  das  deutsche  Zukunftsland, 
so  fragt  entrüstet  von  Winterstetten,  aus 
Gebieten  bestehen,  über  die  der  Schlaf¬ 
krankheitstod  seine  Würgefinger  streckt? 
Aber  es  sei  noch  sehr  die  Frage,  fügt 
er  hinzu,  ob  wir  von  England  selbst  der¬ 
artige  Gebiete  erhalten  würden,  da  die 
portugiesische  Regierung  bereits  erklärt 
habe,  es  würde  ihr  nie  einfallen  ihre 
Kolonieen  abzutreten. 

Solange  das  eigentliche  Ergebnis  der 
deutsch-englischen  Verhandlungen  über 
die  Neuaufteilung  Mittelafrikas  nicht 
bekannt  ist,  wird  man  sich  eines  Urteils 
darüber  enthalten  müssen,  ob  man  in 
London  mit  dem  Deutschen  Reich  wirk¬ 
lich  nur  »einen  großen  Ulk«  getrieben 
hat.  Wie  mir  scheint,  kommt  doch  bei 
den  pazifistisch  gesinnten  Imperialisten 
Englands  allmählich  idie  Überzeugung 
zum  Durchbruch,  daß  unser  Erdball 
wirklich  groß  genug  für  mehrere  Welt¬ 
reiche  ist,  und  daß  man  deshalb  in  dem 
Aufstieg  Deutschlands  zu  einer  Welt¬ 
macht  'durch  Erwerb  neuer  Kolonieen, 
Protektorate  und  Einflußsphären  keine 
Gefahr  für  das  englische  Weltreich  zu 
sehen  braucht.  Freilich  stößt  bei  den 
rüstungspolitischen  Imperialisten  Eng¬ 
lands,  als  deren  Wortführer  Winston 
Churchill  und  im  gewissen  Sinn  auch 
Edward  Grey  anzusehen  sind,  diese  Auf¬ 
fassung  noch  auf  lebhaften  Widerstand. 
Es  ist  immerhin  charakteristisch,  daß 
Winston  Churchill  das  pazifistisch  ge¬ 
stimmte  Neujahrsinterview  Lloyd  Georges 
mit  einem  wesentlich  erhöhten  Flottenetat 
beantwortete.  Die  Kreise,  die  Lloyd 
George  nahestehen,  haben  allerdings  das 
Anschwellen  der  Flottenrüstungen  nicht 
ohne  Widerspruch  hingenommen.  Ob 
Churchill  bei  diesem  Widerstreit  siegen 
wird,  oder  ob  erhebliche  Abstriche  an 
seinem  Etat  erfolgen  werden,  läßt  sich 
zurzeit  noch  nicht  erkennen. 

X  .  X 

KurzeChronik Am  3,  Januar  ist  in  der 
Türkei  durch  einen  Er¬ 
laß  des  Sultans  an  Stelle 
Isset  Paschas  Oberst  Enver  Bey  unter 
gleichzeitiger  Beförderung  zum  Brigade¬ 
general  zum  Kriegsminister  ernannt 
worden.  Daß  Enver  Beys  Ernennung 
zum  Kriegsminister  den  Sieg  der  Ver¬ 
jüngungspartei  bedeutet,  ergibt  sich  nicht 
nur  daraus,  daß  der  neue  Kriegsminister 
selbst  erst  31  Jahre  alt  ist,  sondern  auch 
aus  dem  weit  wichtigem  Umstand,  daß 


laut  Meldung  des  Tanin  vom  7,  Januar 
280  Generale,  Obersten  und  Oberstleut¬ 
nants  durch  Enver  Bey  verabschiedet 
werden  sind.  X  In  der  ägäi. sehen 
Inselfrage  haben  die  Mächte  am  14. 
Februar  an  die  Türkei  eine  Note  ge¬ 
richtet,  wonach  Griechenland  die  Inseln 
Imbros  und  Tenedos  der  Türkei  zurück¬ 
geben  und  endgültig  im  Besitz  der  an¬ 
deren  von  ihm  besetzten  Inseln  bleiben 
soll.  Man  nimmt  an,  daß  die  leitenden 
Kreise  in  Konstantinopel  sich  ins  Unver¬ 
meidliche  fügen  werden.  X  Am  21.  Fe¬ 
bruar  hat  Prinz  Wilhelm  zu  Wied  die 
ihm  angetragene  albanische  Krone 
angenommen.  In  Durazzo  wird  emsig 
gearbeitet,  um  das  kleine  Städtchen  eini¬ 
germaßen  zu  einer  Residenz  herzurichten. 
Über  Walona  wurde  am  7.  Januar  von 
der  provisorischen  Regierung  Albaniens 
der  Belagerungszustand  verhängt.  Diese 
Maßnahme  soll  deshalb  ergriffen  worden 
sein,  weil  Walona  das  Zentrum  einer 
muselmännischen  Bewegung  ist,  die  eine 
Persönlichkeit  albanischer  Herkunft  auf 
den  Thron  Albaniens  bringen  wollte. 
Prinz  zu  Wied  weilte  im  Februar  in 
London,  wo  ihm  nach  einer  Reuter¬ 
meldung  die  »vollständige  Unter¬ 
stützung«  der  englischen  Regierung  zu¬ 
gesichert  worden  sein  soll.  Der  Lon¬ 
doner  Unterredung  sind  Besprechungen 
in  Rom  und  in  Wien  vorausgegangen, 
X  In  Schweden  hat  das  liberale 
Ministerium  Staaff  am  10.  Februar  seine 
Demission  gegeben,  weil  es  das  Auftre¬ 
ten  des  Königs  in  der  Landesverteidi¬ 
gungsfrage  als  unvereinbar  mit  den 
Grundsätzen  einer  parlamentarischen 
Regierung  ansah.  An  die  Stelle  des 
liberalen  Ministeriums  Staaff  ist  das  ge¬ 
mäßigt  liberale  Ministerium  von  Ham- 
merskjöld  getreten,  das  vorläufig  in  der 
Luft  schwebt,  weil  es  über  keine  Mehr¬ 
heit  im  Reichstag  verfügt.  Das  neue 
Ministerium  gab  am  18.  Februar  die  Er¬ 
klärung  ab,  die  Wehrvorlage  werde  erst 
nach  Auflösung  der  Zweiten  Kammer 
eingebracht  werden. 

X  X 

Literatur  Zur  Lösung  der  Ost¬ 
markenfrage  hat  der  Ober¬ 
verwaltungsgerichtsrat  Dr. 
von  Horn  einen  Beitrag  geliefert,  der 
eine  seltsame  Mischung  fortschrittlicher 
und  reaktionärer  Anschauungen  dar¬ 
stellt,  In  seiner  Schrift  Die  Ostmarken¬ 
frage  und  ihre  Lösung  /Berlin,  Sprin¬ 
ger/  stellt  er  der  innern  Politik  der 
Ostmarken  die  Aufgabe  dahin  zu  stre¬ 
ben,  »daß  die  Polen  sich,  wie  es  die 
Litauer  und  Masuren  getan  haben,  mit 
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den  bestehenden  politischen  Verhält¬ 
nissen  aussöhnen  und  sich  nicht  mehr 
gegen  das  Deutschtum  abschließen.  Dann 
werden  sie  bewußt  oder  unbewußt  deut¬ 
sches  Wesen  annehmen  und  allmählich 
in  der  deutschen  Bevölkerung  aufgehen.« 
Dies  Ziel  ist  nach  der  Ansicht  des  Ver¬ 
fassers  aber  nur  zu  erreichen,  wenn  der 
deutschen  Sprache  zum  Sieg  über  die 
polnische  verholten  wird.  Die  Ost¬ 
markenfrage  ist  ihm  in  erster  Linie  eine 
Sprachenfrage.  Der  Rassenunterschied 
zwischen  den  Polen  und  den  Deutschen 
scheint  ihm  unwesentlich,  da  »in  ganz  Ost- 
elbien,  das  das  sichere  Fundament  Preu¬ 
ßens  und  des  Deutschen  Reiches  bildet, 
slawisches  Blut  zweifellos  stärker  ver¬ 
treten  ist  als  germanisches«.  Um  der 
deutschen  Sprache  in  den  Ostmarken 
zum  Sieg  zu  verhelfen,  will  von  Horn 
die  polnische  Bevölkerung,  wenn  man  so 
sagen  darf,  zweisprachig  machen,  jedoch 
keineswegs  etwa  im  Sinn  der  Parität. 
Während  die  polnische  Sprache  das 
Idiom  der  Ostmärker  polnischer  Her¬ 
kunft  werden  soll,  soll  gleichzeitig  die 
deutsche  Sprache  für  die  Polen  den 
Rang  einer  Kultursprache  erhalten.  Zu 
diesem  Zweck  soll  der  preußische  Pole 
nur  in  deutscher  Sprache  lesen  und 
schreiben  lernen.  Von  der  Schule  will 
von  Horn  daher  die  polnische  Sprache 
ganz  fernhalten.  Auch  der  Religions¬ 
unterricht  soll  in  deutscher  Sprache  er¬ 
teilt  werden.  Die  eigentümliche  Mischung 
fortschrittlicher  und  reaktionärer  Ideen 
zeigt  sich  bei  dem  Verfasser  nun  darin, 
daß  er  das  Volksschulwesen  in  den  Ost¬ 
marken  durch  Übernahme  des  Hauptteils 
der  gesamten  Lasten  auf  den  Staat  auf 
eine  möglichst  hohe  Stufe  bringen  will, 
damit  die  polnische  Jugend  die  deutsche 
Sprache  auch  wirklich  vollkommen 
mündlich  und  schriftlich  beherrschen 
lernt.  »Bleibt  aber  die  polnische  Sprache 
auf  den  privaten  Verkehr  und  die  Kirche 
beschränkt,  so  muß  sie  schon  wegen 
ihres  geringem  geistigen  Gehalts  und 
der  geringen  Bedeutung  der  polnischen 
Literatur  im  Wettbewerb  mit  der  deut¬ 
schen  unterliegen.«  Nun  glaubt  der 
Verfasser  allerdings  selbst  nicht  daran, 
daß  die  Polen  mit  ihrem  wachen  Natio¬ 
nalitätsbewußtsein  die  Gefahr,  die  ihrer 
Nation  aus  dieser  Sprachenpolitik  er¬ 
wachsen  müßte,  nicht  erkennen  würden. 
Für  ihn  gelten  aber  alle  Polen,  die  sich 
der  Herabsetzung  ihrer  Muttersprache 
zu  einem  kultur-  und  schriftlosen  Idiom 
widersetzen,  als  Hetzer  und  Aufwiegler, 
die  durch  polizeiliche  Gewalt  zur  Räson 
gebracht  werden  müssen.  Deshalb  plä¬ 


diert  er  für  eine  drakonische  Verschär¬ 
fung  des  Strafgesetzbuchs,  um  der  An¬ 
wendung  polizeilicher  Gewalt  im  Spra¬ 
chenkampf  eine  rechtliche  Grundlage  zu 
schaffen.  Von  einer  Auffassung,  wie  sie 
in  der  Schweiz  vorherrschend  ist,  wo 
man  gleichfalls  die  Zweisprachigkeit  er¬ 
strebt,  ohne  aber  deshalb  eine  der  drei 
Landessprachen  in  ihrem  Kulturwert 
irgendwie  herabdrücken  zu  wollen,  ist 
von  Horn  weit  entfernt.  Wer  die  An¬ 
wendung  von  Gewalt  bei  der  Lösung  der 
Ostmarkenfrage  verwirft,  wird  deshalb 
die  Hornschen  Vorschläge,  obwohl  in 
vielen  von  ihnen  ein  vernünftiger  Kern 
zu  finden  ist,  verwerfen  müssen. 

Wirtschaft  /  May  Schippel 

Geldmarkt  JVIit  einer  überraschenden 
Wucht  vollzieht  sich  der 
Umschwung  aus  der  alten 
Geldmarktslähmung  zu  einer  Beweglich¬ 
keit,  die  alle  so  lange  zurückgehaltenen 
Anleihe-  und  sonstigen  Kapitalsbedarfe 
mit  einemmal  wieder  an  das  Tageslicht 
hervorlockt.  Die  deutsche  Reichsbank 
verzeichnete  seit  reichlich  einem  Viertel¬ 
jahr  bereits  die  4.  Diskontermäßigung: 
am  27,  Oktober  von  6  auf  5%'  %i,  am 
11.  Dezember  auf  5,  am  22.  Januar  auf 
41,4,  und  zuletzt  am  5.  Februar  auf  4  %. 
Der  Konjunkturrückgang  setzt,  wie 
immer,  größere  Kapitalsmassen,  die  sonst 
im  wirtschaftlichen  Hochbetrieb  gebun¬ 
den  waren,  frei;  aber  auch  die  künst¬ 
liche  Zurückhaltung,  die  der  Angst  vor 
großen  internationalen  politischen  Kon¬ 
flikten  entsprang,  und  deren  Stärke  sich 
erst  nachträglich  richtig  abschätzen  läßt, 
ist  hinweggefallen,  und  beide  Strömun¬ 
gen  schaffen  vereint  die  plötzliche  Wen¬ 
dung,  die  nicht  nur  in  Deutschland  son¬ 
dern  ebensogut  in  Frankreich  und  Eng¬ 
land  hervortritt,  wo  selbst  den  gegen¬ 
wärtig  geltenden  Bankzinssätzen  von  3%' 
und  3  %'  weitere  Herabsetzungen  bevor¬ 
stehen  dürften, 

X  .  X 

Preußische  Unter  diesen  Umständen 
hatte  die  jüngste  Preußen¬ 
anleihe,  bei  der  die  Regie¬ 
rung  freilich,  noch  unter  dem  Eindruck 
der  Mißerfolge  vom  Sommer  1912,  mit 
Zugeständnissen  nicht  gekargt  hatte,  ein 
außerordentliches  Glück.  Von  den,  am 
29.  Januar  zur  Zeichnung  (unter  ganz 
neuartigen  Bedingungen,  siehe  diese 
Rundschau,  in  diesem  Band,  pag.  124) 
aufgelegten  400  Millionen  Mark  waren 
schon  vor  der  Subskription  50  Millionen 
an  die  beteiligten  Banken  fest  vergeben, 
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und  auf  die  weiteren  350  Millionen  aus¬ 
lösbarer  Schatzanweisungen  wurden  nicht 
weniger  als  25  Milliarden  gezeichnet, 
hiervon  19  Milliarden  mit  Sperrverpflich¬ 
tungen.  Die  Regierung  nahm  deshalb  die 
günstige  Gelegenheit  beim  Schopf  und 
stellte  den  unbefriedigt  gebliebenen 
Zeichnern,  also  ohne  jede  neue  Aus¬ 
schreibung,  noch  200  Millionen  zur  Ver¬ 
fügung;  oder  richtiger  150  Millionen,  da 
abermals  50  Millionen  der  Seehandlung 
(Preußischen  Staatsbank)  zum  Zweck 
der  Kursregulierung  Vorbehalten  sind. 
Der  gewaltige  Kapitalsbetrag  von  600 
Millionen  Mark  soll  vorwiegend  dem 
Ausbau  des  Betriebsapparats  und  der 
Betriebsmittelvermehrung  der  Staats- 
bahnen  dienen,  bei  denen  noch  lange 
nicht  von  allen,  im  Landtag  bewilligten 
Krediten  Gebrauch  gemacht  ist. 

X  .  x 

Zolltarif  Die  Reichstagserklärung  des 
Staatssekretärs  Delbrück 
vom  20.  Januar:  man  werde 
in  den  nächsten  Jahren  ohne  wesentliche 
Änderungen  der  gegebenen  Zolltarif¬ 
grundlage  handelspolitisch  auszukommen 
suchen  (siehe  diese  Rundschau,  in  diesem 
Band,  pag.  123,  und  meinen  Artikel  Der 
handelspolitische  Aufmarsch  der  Inter¬ 
essenten,  in  den  Sozialistischen  Monats¬ 
heften,  1913,  3.  Band,  pag.  131  ff.),  findet 
die  denkbar  ruhigste  Beurteilung  im 
Deutschen  Außenhandel,  der  Zeitschrift 
des  Hand  eis  Vertrags  Vereins. 
Dieses  Urteil  verdient  um  so  mehr  her¬ 
vorgehoben  zu  werden,  als  der  Han¬ 
delsvertragsverein  für  Deutschland  die 
noch  am  meisten  freihändlerisch  gerich¬ 
tete  bürgerliche  Organisation  darstellt, 
und  weil  der  Redaktion,  ganz  im  Gegen¬ 
satz  zu  den  meisten  unserer  partei- 
genössischen  Nichtsaisfreihändler,  eine  in 
jahrelanger  Beobachtung  und  Praxis  er¬ 
worbene  handelspolitische  Sachkenntnis 
und  Erfahrung  zur  Seite  steht. 

Als  wichtigsteStellen  in  dem  redaktionellen 
Leitartikel,  den  die  genannte  Zeitschrift 
am  5.  Februar  brachte,  seien  wieder¬ 
gegeben:  »Dieses  Programm  ist  nicht 
ganz  so  überraschend  wie  man  vielleicht 
in  fernerstehenden  Kreisen  anzunehmen 
geneigt  ist,  .  .  Schon  rein  technisch  er¬ 
scheint  die  Form,  in  welcher  sich  bisher 
die  Erneuerung  der  Handelsverträge  voll¬ 
zog,  als  ein  merkwürdiger  und  umständ¬ 
licher  Umweg:  Zwei  Nachbarn  .  .  .  bauen 
(jeder  auf  seiner  Seite,  unabhängig  von 
einander)  die  [Zoll-] Mauern  bis  zu  einer 
sinnlosen  Höhe  und  verhandeln  dann 
nachträglich  darüber,  wie  weit  sie  nun¬ 


mehr  die  Steine  wieder  fortnehmen  wol¬ 
len,  um  zum  Schluß  wieder  auf  den  un¬ 
gefähren  ersten  Stand  zurückzukommen! 
Aber  nicht  nur  ein  äußerlicher  Umweg 
zum  Ziel  war  diese  Form  der  Vertrags¬ 
vorbereitung  sondern  auch  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  innern  Politik  ver¬ 
werflich.  Die  Erregung  und  Störung  des 
gesamten  Wirtschaftslebens,  welche  die 
Aufstellung  eines  neuen  Zolltarifs  jedes¬ 
mal  mit  sich  brachte  .  .  .  die  Lahm¬ 
legung  der  ganzen  parlamentarischen 
Arbeit  durch  den  lange  Monate  sich  hin- 
ziehenden,  kräfteaufreibenden  Kampf  um 
den  Zolltarif:  alles  dieses  läßt  es  be¬ 
greiflich  erscheinen,  daß  sich  die  Re¬ 
gierung  fragt:  Lohnt  die  (voraus¬ 
sichtlich  doch  nur  geringe) 
V  er  Schiebung  unseres  Zollniveaus 
einen  derartigen  Aufwand  von  Zeit  und 
Kraft,  eine  derartige  allgemeine  Ver¬ 
ärgerung?  .  .  .  Selbst  der  Versuch  eine 
rein  technische  Verbesserung  des  Zoll¬ 
tarifs  vorzunehmen,  [würde]  wiederum 
die  Gefahr  eines  wirtschaftlichen  Kampfes 
aller  gegen  alle  heraufbeschwören.  Es 
wäre  nicht  ausgeschlossen,  daß  der 
Reichstag  eine  etwaige  Regie¬ 
rungsvorlage  bis  zur  Unkenntlich¬ 
keit  umgestalten  und  weit  über  deren 
Absichten  hinaus  gehen  würde. 
Außerdem  könnte  selbst  eine  bloße  Be¬ 
seitigung  gewisser  tarifarischer  Uneben¬ 
heiten  für  die  Regierungen  verschiedener 
Vertragsstaaten,  insbesondere  Österreich- 
Ungarns  und  Italiens,  gar  zu  leicht  das 
Signal  sein  ihrerseits  Tarifvorlagen  ein- 
zubringen,  die  voraussichtlich  von  vorn¬ 
herein  auf  eine  allgemeine  Erhöhung  des 
Zollniveaus  hinauslaufen  würden.  Wenn 
aber  diesmal  Deutschland  nicht  wieder 
wie  1902  mit  schlechtem  Beispiel  voran¬ 
geht,  so  ist  zu  hoffen,  daß  die  genannten 
Regierungen,  ebenso  diejenigen  der 
Schweiz  und  Belgiens,  vielleicht  sogar 
Rußlands,  es  sich  doch  überlegen,  ob  sie 
ein  erneutes  Zollwettrüsten  hervorrufen 
sollen,  an  dem  sich  Deutschland  schließ¬ 
lich  auch  beteiligen  würde,  mit  dem  End¬ 
ergebnis,  daß  sich  die  gegenseitigen  Ab¬ 
satzbedingungen  trotz  neuer  Handelsver¬ 
träge  verschlechtern  ...  Es  steht  also 
grundsätzlich  nichts  im  Weg,  daß  .  .  . 
auf  der  Grundlage  der  bereits  geltenden 
vertragsmäßigen  Einfuhrtarife  neue  Zu¬ 
geständnisse  vereinbart  oder  bisherige 
Zugeständnisse  abgeändert  werden,  so 
daß  dann  der  Reichstag  statt  einer  No¬ 
velle  zum  Zolltarif  Novellen  zu  den  be¬ 
treffenden  Handelsverträgen  vorgelegt  be¬ 
kommt.  Das  Programm  der  Reichsregie- 
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rung  wäre  daher  auch  dann  durch- 
f  ü  h  r  b  a  r  ,  wenn  zum  Beispiel  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  Rußland  eine 
Re  vision  der  geltenden  Handelsver¬ 
träge  wünschen  sollten  ...  Es  lassen  sich 
zweifellos  gewisse  Abänderungen,  soweit 
sie  sich  in  maßvollen  Grenzen  halten 
und  nicht  auf  eine  Erhöhung  des  Zoll¬ 
niveaus  hinauslaufen,  auch  ohne  Kündi¬ 
gung  der  Verträge  und  ohne  neue  Ver¬ 
handlungstarife  in  technisch  viel  ein¬ 
facherer  Weise  als  bisher  im  Weg  von 
Zusatzverträgen  bewerkstelligen.  Freilich 
setzt  das  voraus,  daß  man  auf  beiden 
Seiten  manche  Wünsche  zurückstellt. 
Das  gilt  besonders  für  Rußland.  .  .  Es 
bedeutet  eine  merkwürdige  Ver¬ 
kennung  der  Sachlage,  wenn  russi¬ 
sche  Exportkreise  glauben  durch  eine 
weitgehende  Zollrüstung  günstigere 
Absatzbedingungen  als  bisher  erzielen  zu 
können.  ,  .  Gerade  darum  kam  die  Er¬ 
klärung  der  Reichsregierung  zur  richti¬ 
gen  Zeit,  war  es  zweckmäßig  die  Karten 
aufzudecken  und  das  Ausland  von 
unseren  zollpolitischen  Absichten  zu  ver¬ 
ständigen.« 

So  weit  das  Organ  des  Handelsvertrags¬ 
vereins.  Wenn  ein  solches  Programm  und 
Verfahren  bereits  seitens  der  bürger¬ 
lichen  äußersten  handelspolitischen  Lin¬ 
ken  unterstützt  und  empfohlen  wird,  sei¬ 
tens  der  offiziellen  Organisation  der  ver¬ 
meintlich  so  schwer  geschädigten,  am 
meisten  getroffenen  Industrieexportinter¬ 
essenten,  dann  sollten  die  streiteifrigen 
Parteigenossen,  die  diesmal  genau  wieder 
wie  vor  1902  zu  welterschütternden 
großen  handelspolitischen  Kraftmeiereien 
aufrufen,  endlich  doch  einmal  bestimmt 
sagen,  wo  denn  die  parlamentarische 
Mehrheit  herkommen  soll,  die  sie  im 
Handumdrehen  gewinnen  oder  andern¬ 
falls  durch  große  Massenaktionen  er¬ 
zwingen  wollen.  Ein  Feldzug,  der  gleich 
mit  den  seltsamsten  Illusionen  über  die 
Stärke  der  durch  die  heutige  Wirt¬ 
schaftspolitik  verletzten  und  darum 
bündnisfähigen  bürgerlichen  Interessen 
beginnt,  muß  nicht  nur  scheitern,  son¬ 
dern  er  muß  uns,  wenn  von  neuem  mit 
doppelt  gefährlichen  Kraftproben  ver¬ 
bunden,  genau  so  verhängnisvolle  poli¬ 
tisch-parlamentarische  Rückschläge  brin¬ 
gen  wie  die  an  ihrem  Ende  allgemein 
beklagte  Obstruktionskampagne  1902. 

X  .  X 

KurzeChronik  Der  internationale  Schiff¬ 
fahrtskrieg  der  an  dem 
nordatlantischen  Passagier¬ 
transport  beteiligten  Großrhedereien  hat 


den  Bremer  Lloyd  und  die  Hapag  zu 
dem  Entschluß  gebracht  eine  engere  Inter¬ 
essengemeinschaft  einzugehen.  Auch  für 
das  Schicksal  der  aufgelösten  internatio¬ 
nalen  Verbände  erwartet  man  von  der 
demnächst  in  London  stattfindenden  Kon¬ 
ferenz  eine  friedensgünstige  Wendung.  X 
Eine  uralte  Handelsstraße  ist  zu  neuem, 
modernem  Leben  erwacht,  durch  die  Er¬ 
streckung  der  deutschostafrikanischen 
Schienenstränge  bis  Kigoma  am  östlichen 
Ufer  des  Tanganjikasees,  Noch 
über  das  Seegebiet  hinaus  erwartet  man 
aus  Zentralafrika  einen  reichen  Waren¬ 
zufluß  zum  Indischen  Ozean  und  von 
da  aus  zum  Weltmarkt.  X  Für  die  Ein¬ 
wanderung  nach  den  Vereinigten 
Staaten  brachte  das  Jahr  1913  wieder 
einmal  einen  Rekord.  Es  landeten 
1  387  318  fremde  Immigranten  in  der 
Union,  das  sind  35  %>  mehr  als  1912, 
64  %  mehr  als  1911  und  nahezu  30  % 
mehr  als  1910,  Den  bekanntlich  fast 
stetig  wachsenden  Rückfluß  von  Amerika 
nach  Europa  und  anderen  Ländern  mit 
in  Rechnung  gestellt,  erfuhr  die  Union 
in  dieser  Weise  1913  einen  Bevölkerungs¬ 
zuwachs  von  1  017  957  Personen. 

X  X 

Literatur  Über  die  Spielwarenpro¬ 
duktionsstätten  der  Erde 
hat  Professor  Dr.  An¬ 
se  h  ü  t  z  im  Auftrag  der  Sonneberger 
Handelskammer  eine  sehr  dankenswerte 
Übersicht  zusammengestellt  /Sonneberg, 
Gräbe  &  Hetzer/;  eine  ausführliche  Dar¬ 
stellung  finden  im  Schlußteil  auch  die 
Zollverhältnisse  in  allen  wichtigeren  Ab¬ 
satzgebieten.  X  In  den  Finanzwirt¬ 
schaftlichen  Zeitfragen,  die 
Georg  von  Schanz  und  Julius  Wolf  her¬ 
ausgeben  /Stuttgart,  Enke/,  behandeln 
in  den  neuesten  Heften  Alfred  Lans- 
burgh  die  Maßnahmen  der  Reichsbank 
zur  Erhöhung  der  Liquidität  der  deut¬ 
schen  Kreditwirtschaft;  Geheimer  Regie¬ 
rungsrat  Dr,  Julius  Lißner  die  Zukunft 
der  Verbrauchssteuern  in  Deutschland 
(mit  dem  Hinweis  für  das  Reich  auf  die 
alkoholischen  Getränke,  die  Zigaretten 
und  die  Luxusverbrauchsgüter) ;  ferner 
Ministerialdirektor  Offenberg  die  Be¬ 
ziehungen  zwischen  Konjunktur  und 
Eisenbahnen.  X  Der  Verfasser  des  heute 
am  meisten  benutzten  finanzwissenschaft¬ 
lichen  Handbuchs,  K,  Th.  von  E  he¬ 
be  r  g  ,  ergänzt  die  12.  Auflage  seines 
Werkes  durch  eine  kleine  Schrift  Die 
Reichsfinanzgesetze  vom  3.  Juli  1913 
/Leipzig,  Deichert/,  die  zugleich  eine 
selbständige  geschickte  Einführung  in  die 
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letzte  Steuerperiode  bietet.  X  Dem  Cha¬ 
rakter  des  unermüdlichen  Verlags  von 
Eugen  Diederichs  in  Jena  entspricht 
auch  die  neue  Monatsschrift  Wohl¬ 
fahrt  und  Wirtschaft,  geleitet 
von  Benno  Jaroslaw,  Hygieniker  und 
Volkswirte,  Produzenten,  Händler  und 
Konsumenten,  »Warenhaus  oder  Kon¬ 
sumverein,  Kommunalbetrieb  oder  Pri¬ 
vatfirma,  Handwerk,  Landwirtschaft 
oder  Industrie«  sollen  hier  zum  Wort 
kommen,  um  das  Wirtschaftsleben  höhe¬ 
ren  Auffassungen  und  Organisationen 
entgegenzuführen;  die  vielen  literari¬ 
schen  Organe,  die  das  reformierende 
politische  Eingreifen  vorbereiten  und 
unterstützen,  sollen  so  eine  Ergänzung, 
mehr  nach  der  Seite  der  freien  Reform¬ 
bewegung,  finden.  Aus  den  ersten  bei¬ 
den  Heften  seien  die  Artikel  hervorge¬ 
hoben:  Professor  Grotjahn  Soziale  Hy¬ 
giene  und  Massenartikel;  Dr.  Lebbin 
Zur  Neuregelung  des  Verkehrs  mit  Nah¬ 
rungsmitteln;  Ferd.  Goebel  Die  Umbie¬ 
gung  der  Interessen  der  Alkoholgewerbe; 
Henriette  Fürth  Der  Film  als  Erzieher; 
Dr.  Al.  Elster  Obsteinfuhr  und  Volks¬ 
gesundheit.  Probenummern  versendet 
der  Verlag  kostenlos. 

Staatssozialismus  /  Edmund  Fischer 

Reichskall-  Das  Fiasko  des  Kaligesetzes 
gesetz  tritt  jmmer  deutlicher  in  die 

Erscheinung.  Die  Zahl  der 
kontingentierten  Schächte  hat  im  Lauf 
des  Jahres  1913  wieder  eine  Erhöhung 
von  114  auf  160  erfahren,  und  es  sind 
noch  rund  90  Schächte  im  Bau  begriffen, 
von  denen  voraussichtlich  etwa  45  im 
Lauf  des  Jahres  1914  in  den  Genuß  einer 
vorläufigen  Beteiligung  treten  werden. 
Hierzu  kommt,  daß  an  der  Entstehung 
einer  Kaliproduktion  im  Ausland  nicht 
mehr  gezweifelt  wird,  so  daß  die  Über¬ 
produktion  immer  größer  wird,  während 
die  Absatzmöglichkeiten  auf  dem  Welt¬ 
markt  sich  verringern.  Die  Reichsregie¬ 
rung  hat  eine  Novelle  zum  Kaligesetz 
ausgearbeitet,  die  dem  Reichstag  noch 
in  dieser  Session  vorgelegt  werden  soll. 
Aber  auch  das  neue  Gesetz  scheint  ein 
Schmerzenskind  zu  werden,  denn  ein 
volles  Jahr  lag  es  dem  Bundesrat  vor, 
der  erst  jetzt  zu  einer  Einigung  darüber 
gelangt  ist.  In  der  Budgetkommission 
des  Reichstags  erklärte  der  Staatssekre¬ 
tär  Dr.  Delbrück  noch  am  15.  Januar, 
es  sei  ihm  nicht  gelungen  die  Einzel¬ 
staaten  unter  einen  Hut  zu  bringen.  Er 
hoffe  jedoch  die  Vorlage  im  Februar  ein- 
bringen  zu  können.  Kurz  darauf  hat 
dann  der  Bundesrat  ihr  zugestimmt. 


Jedenfalls  steht  es  fest,  daß  auch  die 
Regierung  den  Zusammenbruch  der  deut¬ 
schen  Kaliproduktion  befürchtet.  In  der 
oben  erwähnten  Sitzung  der  Budgetkom¬ 
mission  des  Reichstags  führte  der  Unter¬ 
staatssekretär  Richter  unter  anderm  aus, 
die  Steigerung  des  Absatzes  führe  zwar 
zur  Rentabilitätssteigerung  der  großen 
Werke,  aber  der  4.  Teil  der  Werke  würde 
genügen,  um  den  Absatz  zu  decken. 
Durch  den  Bankrott  mancher  Werke 
werde  auch  die  Arbeiterschaft  betroffen. 
Und  obwohl  zurzeit  infolge  der  Geld¬ 
knappheit  eine  Stagnation  in  der  Werk¬ 
gründung  eingetreten  sei,  so  müsse  doch 
damit  gerechnet  werden,  daß  sich  das 
wieder  ändere,  daß  also  immer  wieder 
neue  Werke  entständen.  Die  Budget¬ 
kommission  hat  nach  mehrtägigen  Be¬ 
ratungen  beschlossen  aus  dem  Kali¬ 
reservefonds  900  000  Mark  mehr  als  bis¬ 
her  für  Zwecke  der  Auslandspropa¬ 
ganda  und  500  000  Mark  für  Ausstel¬ 
lungszwecke  in  San  Francisco  zu  bewil¬ 
ligen.  Anstatt  der  3  241  600  Mark,  die 
im  Etat  für  die  Auslandspropaganda 
vorgesehen  waren,  sollten  also  für  diese 
Zwecke  insgesamt  4  141  600  Mark  ver¬ 
wandt  werden.  Der  Reichstag  hat  aber 
in  seiner  Sitzung  vom  10.  Februar  be¬ 
schlossen  diese  Summe  nochmals,  und 
zwar  um  500  000  Mark,  zu  erhöhen,  so 
daß  sie  jetzt  4  641  600  Mark  beträgt. 
Von  sozialdemokratischer  Seite  wurde 
in  der  Budgetkommission  des  Reichstags 
der  Antrag  gestellt  den  Kalibergbau  auf 
das  Reich  zu  übernehmen.  Aber  wenn 
das  Reich  alle  zurzeit  bestehenden  Werke 
übernehmen  und  die  Besitzer  entschädi¬ 
gen  sollte,  würde  es  sehr  schlecht  fah¬ 
ren.  Denn  es  müßte  ja  die  meisten  Werke 
stillegen,  eine  große  Anzahl  Arbeiter  ent¬ 
lassen  und  entschädigen  wie  die  Unter¬ 
nehmer,  und  es  könnte  dann  unmöglich 
auf  seine  Kosten  kommen.  Die  Ver¬ 
staatlichung  war  am  Platz  bei  der  Schaf¬ 
fung  des  Kaligesetzes.  Nun  wird  es  nicht 
anders  gehen  als  das  Ende  der  Krisis 
abzuwarten  und  dann  die  übrigbleiben¬ 
den  Werke  zu  verstaatlichen. 

X  X 

Preußen:  Der  dem  preußischen  Ab- 

tu6ngVerWa  "  geordnetenhaus  vorgelegte 
Betriebsbericht  der  preußi¬ 
schen  Bergverwaltung  für  das  Rech¬ 
nungsjahr  1912  verzeichnet  einen  Rein¬ 
gewinn  von  rund  46,2  Millionen  Mark 
=:  10,8  %  des  buchmäßigen  Anlage-  und 
Betriebskapitals  von  426  Millionen  Mark 
am  Anfang  des  Rechnungsjahrs,  während 
im  Jahr  1911  nur  rund  23,4  Millionen 
Mark  =  5,9  %  des  Anlagekapitals  erzielt 
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wurden.  Von  dem  Reingewinn  sind  im 
Jahr  1912  rund  32,2  Millionen  Mark 
=  7,5  %  des  Anlagekapitals  in  die  preu¬ 
ßische  Staatskasse  abgeliefert  worden, 
während  der  Rest  zur  Tilgung  der  Berg¬ 
werksschuld,  für  Landankauf,  für  neue 
Schächte,  Gebäude  und  Betriebsanlagen 
verwandt  worden  ist.  Die  Arbeiterzahl 
ist  von  103  438  im  Jahr  1911  auf  105  562 
im  Jahr  1912,  also  um  2124  gestiegen. 
Über  die  Entwickelung  der  Arbeitslöhne, 
und  zwar  sowohl  bei  den  eigentlichen 
Bergarbeitern  (Hauern)  wie  bei  allen  im 
Bergbau  beschäftigten  Arbeitern  über¬ 
haupt,  gibt  die  nachstehende  Übersicht 
Auskunft: 
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Die  Schichtlöhne  betrugen  in  den  ersten 
3  Quartalen  des  Jahres  1913  in  Ober¬ 
schlesien  für  Hauer  4,83  Mark,  im  Durch¬ 
schnitt  für  alle  Arbeiter  3,61  Mark,  in 
Niederschlesien  für  Hauer  3,81,  im  Durch¬ 
schnitt  für  alle  Arbeiter  3,40  Mark,  im 
Oberbergamtsbezirk  Dortmund  6,47  re¬ 
spektive  5,36  Mark,  bei  Saarbrücken  5,17 


respektive  4,44  Mark.  Diese  Löhne  ver¬ 
stehen  sich  nach  Abzug  aller  Neben¬ 
kosten,  die  sich  aus  den  persönlichen 
Beiträgen  für  die  gesetzlichen  Versiche¬ 
rungseinrichtungen  und  aus  den  säch¬ 
lichen  Kosten  für  Arbeitsgerät  und  Ge¬ 
leucht  zusammensetzen.  Zu  den  Knapp¬ 
schaftskassen  sowie  zu  der  reichsgesetz¬ 
lichen  Unfall-,  Invaliden-  und  Hinter¬ 
bliebenenversicherung  wurden  im  Jahr 
1912  von  den  staatlichen  Bergwerken, 
Hütten  und  Salinen  13  856  720  Mark  be¬ 
zahlt,  davon  8  502  305  Mark  Zuschüsse 
zu  den  Knappschaftskassen,  4  165  149  für 
Unfallversicherung  und  1  189  266  Mark 
für  Invaliden-  und  Hinterbliebenenver¬ 
sicherung. 

Die  Löhne  in  den  preußischen  Staats¬ 
bergwerken  bedürfen  gewiß  sehr  der  Auf¬ 
besserung,  und  die  bureaukratische  Ver¬ 
waltung  müßte  einer  gründlichen  Re¬ 
form  unterzogen,  das  heißt  demokrati¬ 
scher  gestaltet  werden.  Aber  alle  diese 
und  die  anderen  Mängel  der  Staatsbe¬ 
triebe  in  der  heutigen  Form  sprechen 
nicht  im  geringsten  gegen  die  Verstaat¬ 
lichung  der  Bergwerke,  Und  es  ist  min¬ 
destens  mißverständlich,  wenn  zum  Bei¬ 
spiel  die  Schlesische  Bergwacht  vom 
24.  Januar  1914  ihre  Betrachtung  über 
den  Betriebsbericht  der  preußischen 
Bergverwaltung  für  das  Rechnungsjahr 
1912  wie  folgt  schließt:  »Diese  Verstaat¬ 
lichung  ist  ebenfalls  auf  nichts  anderes 
begründet  als  auf  das  nackte  kapitalisti¬ 
sche  Ausbeutungsprinzip  der  Proletarier¬ 
massen.  Infolgedessen  kann  mit  dem 
Schlagwort  Verstaatlichung  des  Berg¬ 
baus,  wie  es  die  Kathedersozialisten  so 
häufig  gebrauchen,  dem  Arbeiter  nicht 
geholfen  werden.  Statt  Verstaatlichung 
muß  es  heißen  Vergesellschaftung  der 
Produktion,  damit  die  wirklichen  Wert¬ 
erzeuger  in  den  Nießbrauch  des  erzeug¬ 
ten  Mehrwerts  gelangen  und  nicht  die 
kleine  Interessenklique,  die  sich  heute 
Staat  nennt.«  Was  soll  denn  unter  »Ver¬ 
gesellschaftung«  verstanden  werden, 
wenn  keine  Verstaatlichung  damit  ge¬ 
meint  ist?  Weder  der  kommunale  noch 
der  genossenschaftliche  Betrieb  kann  für 
die  Sozialisierung  des  Bergbaus  in  Be¬ 
tracht  kommen,  sondern  nur  der  staat¬ 
liche,  wie  bei  der  Eisenbahn  und  Post. 
Der  Satz,  daß  »die  wirklichen  Wert¬ 
erzeuger  in  den  Nießbrauch  des  erzeug¬ 
ten  Mehrwerts  gelangen«  sollen,  kann 
doch  unmöglich  so  gemeint  sein,  daß  die 
Bergarbeiter  den  Reingewinn  erhalten 
sollen,  die  staatlichen  Betriebe  also  kei¬ 
nen  Mehrwert  erzeugen  dürfen.  Denn 
das  wäre  mit  keiner  sozialistischen  An- 
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schauung  zu  vereinbaren,  am  wenigsten 
mit  der  marxistischen.  Soll  das  aber 
heißen,  daß  der  Überschuß  oder,  um 
bei  der  marxistischen  Theorie  zu  bleiben, 
der  Mehrwert  der  Gesamtheit  zukommen 
soll,  so  trifft  dies  bei  den  heutigen  Staats¬ 
betrieben  in  gewissem  Sinn  doch  auch 
zu,  denn  der  Reingewinn  fließt  in  die 
Staatskasse;  wäre  er  nicht  vorhanden, 
müßten  dafür  mehr  Steuern  aufgebracht 
werden.  Die  »kleine  Interessenclique,  die 
sich  heute  Staat  nennt«  teilt  sich  doch 
nicht  in  diesen  Reingewinn,  Was  an  den 
heutigen  Staatsbetrieben  auszusetzen  ist, 
der  Mangel  einer  demokratischen  Ver¬ 
waltung,  muß  durch  die  Demokratisie¬ 
rung  des  Staates  beseitigt  werden.  Im 
demokratischen  Gemeinwesen  besteht  kein 
Gegensatz  zwischen  Staat  und  Gesell¬ 
schaft,  ist  beides  ein  und  das  selbe,  ist 
Verstaatlichung  also  auch  Vergesell¬ 
schaftung. 

Es  besteht  heute  aber  auch  gar  kein 
Zweifel  mehr  darüber,  daß  auch  selbst 
im  bureaukratischen  Preußen  der  Staats¬ 
betrieb  den  Gesamtinteressen  dienlicher 
ist  als  der  Privatbetrieb,  und  die  Ver¬ 
staatlichung  der  Produktion  im  allge¬ 
meinen  auf  dem  Weg  zum  Sozialismus 
liegt.  Die  deutsche  Sozialdemokratie 
verlangt  ja  auch  deshalb  die  Verstaat¬ 
lichung  aller  Bergwerke,  die  von  den 
Kapitalisten  (also  nach  der  Schlesischen 
Bergwacht  wohl  von  der  kleinen  Clique, 
die  sich  heute  Staat  nennt«)  verhindert 
wird, 

X  X 

England:  Die  Verstaatlichung  der 

verstaat-  Eisenbahnen  in  England, 
lichung  die  nun  in  die  Wege  ge¬ 

leitet  wird,  erweist  sich  immer  mehr  als 
eine  dringende  Notwendigkeit  im  Inter¬ 
esse  der  Gesellschaft,  des  Verkehrs,  der 
Arbeiter  —  und  auch  der  mehr  als  70 
kapitalistischen  Eisenbahngesellschaften, 
in  deren  Besitz  zurzeit  das  gesamte  eng¬ 
lische  Eisenbahnnetz  von  37  500  Kilo¬ 
meter  ist.  In  keinem  andern  Land  war 
der  individualistische  Gedanke  in  der 
Produktion  einstmals  so  mächtig  wie  in 
England,  wo  die  privaten  Eisenbahn¬ 
gesellschaften  auch  bis  in  die  jüngste 
Zeit  nicht  wenige  einflußreiche  Verteidi¬ 
ger  im  Parlament  fanden.  Nun  aber 
scheint  die  privatkapitalistische  Verwal¬ 
tung  der  Eisenbahnen  am  Ende  ihres 
Könnens  angelangt  zu  sein,  und  die  Ver¬ 
staatlichung  wird  zur  Retterin  vor  dem 
Zusammenbruch. 

Die  englischen  Eisenbahngesellschaften 
zahlen  heute  nur  noch  geringe  Dividen¬ 
den,  Die  Kompliziertheit  des  vielfälti¬ 
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gen  Betriebs  der  mehr  als  70  Gesell¬ 
schaften  macht  doppelte  Schuppen,  Bahn¬ 
höfe,  Bureaus  usw,  und  das  große  Ab¬ 
rechnungshaus  in  London  nötig,  wo  meh¬ 
rere  Tausend  Beamte  lediglich  damit  be¬ 
schäftigt  sind  den  bei  Durchgangskarten 
der  Reisenden  und  bei  Durchgangsfrach¬ 
ten  für  jede  Gesellschaft  entfallenden 
Gewinn  herauszurechnen.  Die  Aktionäre 
drängen  aber  naturgemäß  auf  einen  für 
sie  möglichst  vorteilhaften  Betrieb,  um 
ihre  Dividenden  zu  erhalten,  und  da¬ 
durch  wurden  seit  Jahren  alle  techni¬ 
schen  Verbesserungen  unterlassen,  die 
mit  hohen  Geldaufwendungen  verknüpft 
sind.  Infolge  der  routinehaften  Erstar¬ 
rung  hat  die  Sicherheit  auf  den  Eisen¬ 
bahnlinien  merklich  abgenommen,  die 
Verstaatlichung  wurde  im  Interesse  des 
Verkehrs  immer  notwendiger. 

Aber  auch  aus  noch  anderen  Gründen, 
Wie  die  Gesellschaften  technische  Ver¬ 
besserungen  unterließen,  um  Reingewinn 
zu  erzielen,  so  stemmten  sie  sich  auch 
gegen  jedwede  Verbesserung  der  Ge¬ 
hälter  und  Löhne  der  Angestellten  und 
Arbeiter.  Erst  durch  zahlreiche  Streiks, 
die  jedesmal  den  Verkehr  und  die  Pro¬ 
duktion  lahmlegten,  ließen  sie  sich  eine 
geringe  Lohnaufbesserung  abringen.  Die 
Angestellten  und  Arbeiter  der  englischen 
Eisenbahnen  bilden  ein  Heer  von  609  000 
Mann,  was  ein  Zwölftel  der  ganzen  er¬ 
wachsenen  Bevölkerung  Großbritanniens 
ausmacht.  Vor  10  Jahren  wurden  621  341 
Personen  beschäftigt;  um  an  Ausgaben 
zu  sparen,  wurde  die  Verminderung  vor¬ 
genommen,  obwohl  der  Verkehr  fortge¬ 
setzt  gestiegen  ist.  Auch  dadurch  wurde 
die  Sicherheit  gefährdet,  und  die  Ar¬ 
beitslast  der  Angestellten  wurde  ver¬ 
größert.  Nach  der  letzten  Statistik  des 
Handelsamts  erhielt  das  Personal  der 
Eisenbahnen  aber  nur  einen  Durch¬ 
schnittslohn  von  26%  Shilling,  und  seit 
10  Jahren  sind  die  Löhne  ungefähr  die 
gleichen  geblieben. 

Der  Gedanke  der  Eisenbahnverstaat¬ 
lichung  wird  aus  allen  diesen  Gründen 
in  England  von  der  großen  Masse  der 
Bevölkerung  geteilt.  Die  Untersuchungen 
der  vor  einiger  Zeit  eingesetzten  Kom¬ 
mission  werden  freilich  viele  Monate 
dauern,  und  es  kann  noch  eine  geraume 
Zeit  vergehen,  bis  die  Verstaatlichung 
perfekt  wird.  Aber  sie  muß  und  wird 
kommen.  Im  einheitlichen  Staatsbetrieb 
wird  eine  große  Vereinfachung  und  Ver¬ 
billigung  Platz  greifen,  und  selbst  wenn 
der  Staat  große  Abschreibungen  vor¬ 
nimmt  und  auf  einen  Reingewinn  bedacht 
ist,  kann  er  große  Summen  auf  tech- 
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nische  Verbesserungen,  Lohnerhöhungen 
usw.  verwenden.  Jedenfalls  aber  zeigt 
die  Entwickelung  im  englischen  Eisen¬ 
bahnwesen,  daß  der  Privatbetrieb  dem 
Staatsbetrieb  unterlegen  ist.  Selbst  die 
Zusammenlegung  der  mehr  als  70  Gesell¬ 
schaften  zu  einem  einzigen  Unternehmen 
könnte  den  Privatbetrieb  nicht  retten. 
Das  Eisenbahnnetz  Großbritanniens  ist 
fertig.  Neue  Linien  von  irgendwelcher 
Bedeutung  sind  nicht  mehr  zu  bauen. 
Die  profitstörende  Konkurrenz  ist  längst 
durch  Übereinkommen  aus  der  Welt  ge¬ 
schafft.  Alles  das,  was  als  die  Vorteile 
des  privaten  Betriebs  überhaupt  ange¬ 
führt  werden  kann  und  bisher  angeführt 
wurde,  die  größere  Initiative,  die  Kon¬ 
kurrenz,  sind  ausgeschaltet,  und  die  völ¬ 
lige  Erstarrung  wird  durch  den  Divi¬ 
dendenhunger  der  Aktionäre  in  Perma¬ 
nenz  erhalten.  Die  Regelung  des  Eisen¬ 
bahnwesens  im  Interesse  der  Gesamtheit 
kann  nur  noch  durch  die  staatliche  Ver¬ 
waltung  geschehen.  Und  in  dem  demo¬ 
kratischen  England  ist  mehr  als  anders¬ 
wo  die  Gewähr  dafür  geboten,  daß  die 
Sozialisierung  der  Eisenbahn  auch  die 
Demokratisierung  des  ganzen  Betriebs 
zur  Folge  haben  wird. 

X  X 

Japan  Die  ungemein  rasche  Ent¬ 

wickelung  aus  halbfeudalen 
Zuständen  heraus  zu  einem 
modernen  Staatswesen  mit  kapitalisti¬ 
scher  Produktion  erklärt  es  zum  Teil, 
daß  in  Japan  die  staatlichen  Betriebe 
einen  großen  Umfang  erreicht  haben. 
Aber  nur  zum  Teil  und  bis  zu  einem  ge¬ 
wissen  Grad  kann  diese  Erklärung  gel¬ 
ten.  Im  wesentlichen  haben  sich  die 
praktischen  Japaner  bei  der  Errichtung 
ihrer  staatlichen  Betriebe  von  den  Er¬ 
fahrungen  leiten  lassen,  die  andere  Län¬ 
der  mit  staatssozialistischen  Einrichtun¬ 
gen  gemacht  haben.  Denn  die  Eisen¬ 
bahnen  waren  anfänglich  im  Privatbesitz 
und  sind  nun,  bis  auf  einige  kleine  Li¬ 
nien,  verstaatlicht.  Und  der  japanische 
Staat  hat  eine  großn  Anzahl  Fabriken 
errichtet,  für  die  sich  auch  private  Un¬ 
ternehmer  gefunden  hätten. 

Nach  dem  kürzlich  veröffentlichten  13. 
Jahrgang  des  finanziellen  und  wirtschaft¬ 
lichen  Jahrbuchs  für  Japan,  das  vom 
japanischen  Finanzministerium  heraus¬ 
gegeben  wird,  wurden  am  31.  Dezember 
1911  in  den  staatlichen  Fabrikanlagen 
Japans  129  047  Arbeiter  beschäftigt, 
unter  denen  sich  26  322  Frauen  befan¬ 
den.  Die  meisten  dieser  Anlagen  arbeiten 
freilich  für  das  Heer-  und  Marinewesen. 
In  einer  Stahlgießerei  waren  allein  7544 


Arbeiter  tätig,  in  einer  andern  5228,  im 
Zeughaus  für  das  Landheer  in  Tokio 
15  427,  im  Zeughaus  in  Osaka  9009,  in 
der  Bekleidungsniederlage  für  das  Land¬ 
heer  4110,  in  der  Wollstoffabrik  in  Senju 
1013,  in  der  Konservenfabrik  für  das 
Landheer  509,  in  einer  Waffenfabrik  3909, 
auf  einer  Schiffswerft  4265  usw.  Aber 
Japan  hat  zum  Beispiel  auch  nicht  nur 
eine  Staatsdruckerei  mit  1399  Arbeitern 
und  eine  typographische  Abteilung  der 
Staatsdruckerei  mit  619  Arbeitern,  son¬ 
dern  der  japanische  Staat  besitzt  auch 
eine  eigene  Papierfabrik  der  Staats¬ 
druckerei,  in  der  1050  Arbeiter  beschäf¬ 
tigt  werden,  24  große  Fabrikanlagen  zum 
Reichseisenbahnamt  gehörig  mit  zusam¬ 
men  15  733  Arbeitern,  in  den  staatlichen 
Tabakfabriken  des  Monopolamts  sind 
23  494  Arbeiter  tätig.  Außerdem  besitzt 
der  japanische  Staat  Fabriken  zur  Her¬ 
stellung  von  Gegenständen  für  den  Tele¬ 
graphen-  und  Leuchtturmdienst,  und  in 
den  Staatsforsten  werden  ebenfalls  viele 
Arbeiter  beschäftigt. 

Die  Arbeiter  und  Angestellten  der  Post 
und  der  Eisenbahn  sind  in  den  129  047 
Arbeitern  der  staatlichen  Fabriken  nicht 
mitgezählt.  Im  Jahr  1911-1912  gab  es  in 
Japan  7166  Postanstalten  und  4657  Tele¬ 
graphenanstalten,  ferner  1958  Fern¬ 
sprechanstalten.  Von  der  Gesamtlänge 
von  5607  Meilen  der  Eisenbahn  entfallen 
5044  Meilen  auf  die  Staatsbahnlinien; 
nur  noch  563  Meilen  sind  in  Händen  pri¬ 
vater  Bahnen.  Wie  viele  Arbeiter  und 
Angestellte  beim  Post-  und  Eisenbahn¬ 
amt  beschäftigt  werden,  wird  nicht  mit¬ 
geteilt.  Dagegen  enthält  das  Jahrbuch 
einen  interessanten  Vergleich  der  Renta¬ 
bilität  der  Staatsbahnen  und  der  Privat¬ 
bahnen,  der  deshalb  Beachtung  ver¬ 
dient,  weil  in  jüngster  Zeit  öfters  der 
Nachweis  versucht  worden  ist,  daß  die 
Staatsbahnen  wirtschaftlich  gegen  die 
Privatbahnen  im  Nachteil  seien: 


Jahr 

Betriebskosten  in  %  der  Einnahmen 
bei  den 

Staatsbahnen  |  Privatbahnen 

1902  -  1903 

49,44 

48,59 

1903  -  1904 

49,22 

46,16 

1904  -  1905 

44,21 

45,75 

1905  -  1906 

46,30 

46,75 

1906  -  1907 

51,43 

50,99 

1907  -  1908 

51,24 

52,34 

1908  -  1909 

53,69 

51,91 

1909  -  1910 

51,15 

51,25 

1910  -  1911 

48,41 

47,91 

1911  -  1912 

45,69 

48,80 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Staatsbahnen 
mindestens  keine  höheren  Betriebsun¬ 
kosten  haben  als  die  Privatbahnen. 
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Nach  den  finanziellen  Erträgnissen  be¬ 
urteilt,  kämen  die  Privatbahnen  sogar 
sehr  ins  Hintertreffen.  Denn  der  durch¬ 
schnittliche  Nettogewinn  der  japanischen 
Staatsbahnen  betrug  im  Jahr  1911-1912 
pro  Meile  10,991  Yen,  der  der  Privat¬ 
bahnen  nur  4,835  Yen.  Und  der  durch¬ 
schnittliche  Nettogewinn  pro  Tag  und 
Meile  betrug  bei  den  Staatsbahnen  30,03 
Yen,  bei  den  Privatbahnen  nur  13,20  Yen. 
Aber  diese  großen  Unterschiede  erklären 
sich  daraus,  daß  der  Staat  die  rentabel¬ 
sten  Bahnen  im  Besitz  hat.  Wo  das  Ver¬ 
hältnis  umgekehrt  ist,  erzielen  natürlich 
die  Privatbahnen  höhere  Gewinne. 

Neben  den  Staatsbetrieben  entwickeln 
sich  in  Japan  auch  bereits  große  kom¬ 
munale  Betriebe.  Im  Jahr  1912  hatten 
die  Kommunen  bereits  zirka  150  Millio¬ 
nen  Mark  Anleihen  für  öffentliche  Unter¬ 
nehmungen  aufgenommen.  Und  Ende 
1912  nahm  Tokio  wieder  im  Ausland 
eine  Anleihe  von  zirka  185  Millionen 
Mark  zur  Errichtung  städtischer  Elektri¬ 
zitätsanlagen,  Straßenbahnen  usw.  auf. 
Die  staatlichen  Unternehmungen  liefern 
der  japanischen  Staatskasse  hohe  Ein¬ 
nahmen.  Die  Einnahmen  des  Staates  für 
das  am  14.  März  endende  Rechnungsjahr 
1913-1914  werden  wie  folgt  geschätzt: 
aus  öffentlichen  Unternehmungen  und 
Staatsvermögen  140  034  529  Yen,  aus  Post, 
Telegraphen,  Fernsprecher  58  992  678, 
aus  staatlichen  Forsten  10  762  740,  aus 
dem  Salzmonopol  10  007  165,  aus  dem 
Kampfermonopol  114  914,  aus  dem  Tabak¬ 
monopol  53  728  468  und  aus  anderen 
öffentlichen  Unternehmungen  6  428  564, 
zusammen  280  069  058  Yen. 

Das  sind  mehr  als  560  Millionen  Mark 
im  Jahr,  Die  Einnahmen  aus  den  3  Mono¬ 
polen  sind  freilich  keine  rein  geschäft¬ 
lichen  Erträgnisse.  Aber  ein  Teil  der 
Monopoleinnahmen  immerhin.  Und  auch 
nach  Abzug  derjenigen  Einnahmen  aus 
den  Monopolen,  die  als  Steuern  bewertet 
werden  müssen,  bleiben  noch  sehr  hohe 
Einnahmen  aus  den  Staatsbetrieben 
übrig,  die  in  die  Taschen  privater  Unter¬ 
nehmer  wandern  würden,  wenn  die  be¬ 
treffenden  Betriebe  nicht  Staatseigentum 
wären. 

X  .  X 

KurzeChronik  Im  Reichstag  hat  die  na¬ 
tionalliberale  Fraktion  einen 
Antrag  eingebracht,  der  den 
Reichskanzler  um  Vorlegung  eines  Ge¬ 
setzes  ersucht,  durch  das  bei  Grund¬ 
stücksveräußerungen  ein  lan¬ 
desrechtliches  Vorkaufs-  und  Ein¬ 
spruchsrecht  zu  Zwecken  der  innern  Ko¬ 
lonisation  zugelassen  wird.  X  Die  Her¬ 


stellung  von  Luftfahrzeugen  im 
staatlichen  Betrieb  soll,  Zeitungsnach¬ 
richten  zufolge,  in  Berlin  in  Vorbereitung 
sein.  X  Das  Erbbaurecht  macht  in 
Sachsen  Fortschritte.  Bis  zum  Jahr  1912 
hat  dieLandesversicherungsanstalt  König¬ 
reich  Sachsen  7  099  000  Mark  auf  Erb¬ 
baurecht  ausgeliehen.  Die  Dauer  des  Erb¬ 
baurechts  im  allgemeinen  beträgt  80  bis 
100  Jahre,  die  Zeit  der  Tilgung  der  Dar¬ 
lehen  schwankt  zwischen  47  und  66 
Jahren.  X  Zum  Ankauf  von  Kohlen¬ 
fel  dem  hat  die  sächsische  Regierung 
wieder  7  Millionen  Mark  in  den  Staats¬ 
haushaltsetat  für  das  laufende  Jahr  ein¬ 
gestellt.  Auch  der  bayrische  Staat  ist 
bemüht  Braunkohlengrubenfelder  in  sei¬ 
nen  Besitz  zu  bringen.  So  sind  die 
Braunkohlengrubenfelder  am  Bauersberg 
bei  Bischofsheim  im  Rhöngebirge  Glück¬ 
auf,  Linazeche,  Bolkenstein  und  Höhen¬ 
wald  auf  der  langen  Rhön  in  den  Besitz 
des  bayrischen  Staats  übergegangen.  X 
Die  Verstaatlichung  der  Werke  für  die 
Herstellung  von  Panzerplatten 
fordert  erneut  der  Staatssekretär  der 
Vereinigten  Staaten-Flotte,  Herr  Daniels, 
in  seinem  Jahresbericht  über  die  Marine. 
Und  zwar  hauptsächlich,  weil  sich  der 
Staat  nicht  länger  die  starke  Übervor¬ 
teilung  von  seiten  der  Privatfirmen  ge¬ 
fallen  lassen  dürfe.  X  Für  die  Verstaat¬ 
lichung  der  Post  und  der  Eisenbahnen 
wird  in  den  Vereinigten  Staaten 
zurzeit  eine  lebhafte  Propaganda  be¬ 
trieben, 

X  X 

Literatur  Eine  lehrreiche  Darstellung 
der  Anfänge  und  des  Ver¬ 
laufs  der  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  in  der  Schweiz 
und  des  derzeitigen  Stands  des  schwei¬ 
zerischen  Eisenbahnwesens  gibt  P  1  a  - 
cid  Weißenbach  in  einem  größern 
Werk  über  das  Eisenbahnwesen  in  der 
Schweiz  /Zürich,  Füßli/,  von  dem  der 
264  Seiten  starke  1.  Band  vorliegt.  X 
Ein  Beispiel  der  Gefahren  des  heutigen 
Taxwesens  schildert  Dr.  W.  Schra¬ 
meier  in  einer  Broschüre  /Berlin, 
Harrwitz/,  als  Begründung  einer  an  die 
preußischen  Minister  der  Landwirtschaft 
und  der  Justiz,  an  das  Abgeordneten¬ 
haus  und  Herrenhaus  gerichteten  Ein¬ 
gabe  für  die  Errichtung  amtlicher  Tax- 
ämter.  X  Zur  Reform  des  Reichserb¬ 
rechts  lautet  der  Titel  einer  lesenswerten 
Broschüre  von  Dr.  PhilippLoh  /Ber¬ 
lin,  Bahr/.  Vom  Standpunkt  der  Ethik  und 
Staatsklugheit  verlangt  der  Verfasser  ein 
staatliches  Pflichtteilsrecht,  womit  nicht 
der  berechtigte  Individualismus  be- 
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kämpft  und  der  extreme  Sozialismus  ge¬ 
stärkt  werde;  es  würde  vielmehr  durch 
verständige  Begrenzung  des  Individualis¬ 
mus  der  gesunde  Sozialismus  gefördert 
und  auch  der  gesunde  Individualismus 
gekräftigt  werden.  Aber  nicht  Steuer, 
sondern  Pflichtteilsrecht  müsse  das  Erb¬ 
recht  des  Staates  sein,  wie  das  der  näch¬ 
sten  Angehörigen.  X  Zum  25jährigen 
Jubiläum  der  Begründung  des  Bundes 
deutscher  Bodenreformer  sind  die  gesam¬ 
melten  Aufsätze  und  Schriften  Dr.  Hein- 
r  i  c  h  Wehbergs,  der  von  1888  bis 
1890  Vorsitzender  des  Bundes  für  Boden¬ 
besitzreform  war,  unter  dem  Titel  Die 
Bodenreform  im  Licht  des  humanisti¬ 
schen  Sozialismus  herausgegeben  worden 
/München,  Duncker  &  Humblot/.  Die 
Schriften  Wehbergs  (der  am  16.  De¬ 
zember  1912,  57  Jahre  alt,  gestorben  ist) 
sind  sämtlich  erst  erschienen,  nachdem 
er  den  Vorsitz  im  Bund  niedergelegt 
hatte,  und  sie  sind  von  den  Boden¬ 
reformern  bis  heute  totgeschwiegen  wor¬ 
den.  Denn  wie  Stamm  und  Flürscheim 
war  Wehberg  Demokrat  und  Sozialist, 
freilich  in  seiner  eigenen  Art.  Nach  seiner 
Überzeugung  beruhte  das  Gedeihen  der 
Menschheit  auf  der  freien  Entwickelung 
der  geistigen  und  der  wirtschaftlich-sitt¬ 
lichen  Kräfte.  Der  Sozialismus  sollte,  so 
wie  er  ihn  sich  dachte,  als  gesamte  mo¬ 
derne  idealistische,  aber  dem  Leben  zu¬ 
gewandte  Weltanschauung  alle  Sphären 
des  materiellen  und  geistigen  Lebens 
durchströmen  und  erwärmen.  Treue  Wah¬ 
rung  und  Erweiterung  der  Rechte  des 
Volkes  und  der  Volksvertretung,  Beseiti¬ 
gung  aller  Vorrechte,  volles  Eintreten  für 
alle  auf  wirtschaftliche,  geistige  und  sitt¬ 
liche  Hebung  ‘  des  Wohles  der  Gesamt¬ 
heit  gerichteten  Bestrebungen,  Befreiung 
des  öffentlichen  Unterrichts  von  der  Be¬ 
vormundung  durch  die  Kirche,  Trennung 
von  Kirche  und  Staat,  gehörten  zu  seinem 
Programm.  Im  unbeschränkten  Privat¬ 
eigentum  sah  er  die  Hauptursache  der 
sozialen  Mißstände,  und  er  verlangte 
deshalb,  daß  mindestens  die  Eigentums¬ 
hoheit  über  den  Erdboden  an  die  Ge¬ 
meinschaft  (Gemeinde,  Kreis,  Provinz, 
Staat)  zurückfalle.  Diese  Gedanken 
kommen  in  allen  seinen  Schriften  zum 
Ausdruck,  deren  Herausgabe  in  einem 
mit  dem  Bildnis  Wehbergs  geschmückten 
Band  zu  begrüßen  ist.  X  Von  der  Ver¬ 
waltung  und  Demokratie  in  den  Staaten 
von  Nordamerika  sucht  Dr.  Robert 
C  o  e  s  t  e  r  ein  umfassendes  Bild  in  kri¬ 
tischer  Beleuchtung  zu  geben  /München, 
Duncker  &  Humblot/.  Der  Gedanken¬ 
gang  des  Buches  ist  der:  Die  demokra¬ 


tische  Entwickelung  in  Amerika  zeige, 
daß  das  Parlament  in  der  reinen  Demo¬ 
kratie  an  Ansehen  und  Bedeutung  ver¬ 
liere.  Das  Parlament  sei  eine  Einrich¬ 
tung,  die  als  Gegenspieler  gegenüber 
monarchisch  -  aristokratischer  Tradition 
blühe.  Die  demokratische  Konsequenz 
komme  bei  Referendum  und  Volksinitia¬ 
tive,  die  in  Amerika  eine  fortschreitende 
Verbreitung  fänden,  zu  ihrem  Recht,  aber 
auch  die  konservative  Tendenz,  die  jedes 
Staatswesen  brauche.  Um  Angriffen  auf 
die  Freiheit  der  Bürger  vorzubeugen, 
habe  man  in  Amerika  die  Exekutive 
schwach  gemacht,  damit  aber  der  Legis¬ 
lative  das  Gegengewicht  entzogen.  Aus 
dieser  Tatsache  erklärt  der  Verfasser  die 
schlechten  Erfahrungen,  die  man  in 
Amerika  mache,  und  die  er  mit  deut¬ 
schen  Augen  geschaut  hat  und  bewertet. 

Kommunalsozialismus  /  Hugo  Lindemann 

Entlassene  Im  Jahr  1912  hat  die  Stadt 
Geisteskranke  ß  e  r  J  [  n  zunächst  nur  als 

Versuch  ein  Fürsorgeamt 
für  entlassene  Geisteskranke  eingerichtet, 
dessen  Leitung  einem  Irrenarzt  über¬ 
tragen  war.  Für  die  Ausübung  der 
pflegerischen  Tätigkeit  wurde  eine  be¬ 
soldete  Pflegerin  angestellt,  die  durch 
ehrenamtliche  Helfer  und  Helferinnen 
unterstützt  werden  sollte.  In  .der  De¬ 
zembersitzung  'der  Deputation  für  die 
städtische  Irrenpflege  erstattete  der  Lei¬ 
ter  der  Beiratsstelle  Dr.  Stern  Bericht 
über  die  Erfahrungen  des  letzten  Jahres, 
die  recht  günstige  waren.  Die  ange¬ 
botenen  Arbeitsstellen  konnten  mit  weni¬ 
gen  Ausnahmen  gut  besetzt  werden.  Die 
darin  untergebrachten  Pfleglinge  haben 
sich  zum  größten  Teil  darin  gehalten. 
Die  ungünstige  Konjunktur  des  letzten 
Quartals  1913  hat  zahlreiche  Entlassun¬ 
gen  verursacht,  so  daß  6  Pfleglinge  in 
die  Sprechstunde  der  Beiratsstelle  zu¬ 
rückkehrten  und  wieder  unterstützt  wer¬ 
den  mußten.  Im  allgemeinen  stellten 
sich  die  Unterstützungen  in  der  Beirats¬ 
stelle  billiger  als  die  Familienpflege.  Es 
gelang  durch  Beschaffung  von  Kleidung, 
Handwerkszeug  usw.  entlassenen  Kran¬ 
ken  eine  neue  Existenz  zu  begründen. 
Die  dafür  aufgewandten  Mittel  machten 
sich  auch  häufig  für  die  Stadt  insofern 
bezahlt  als  die  erwerbsfähig  gewordenen 
Pfleglinge  den  Unterhalt  ihrer  Ange¬ 
hörigen  der  Stadt  abnehmen  konnten. 
Der  Bericht  bringt  darüber  recht  inter¬ 
essante  Beispiele,  die  alle  den  alten 
Grundsatz  bewiesen,  daß  das  Ziel  jeder 
vernünftigen  Fürsorge  darauf  hinauslau- 
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fen  muß  die  Pfleglinge  so  weit  irgend 
möglich  wirtschaftlich  leistungsfähig  und 
erwerbsfähig  zu  machen.  Durch  die  Für¬ 
sorge  gelang  es  eine  Anzahl  von  Kran¬ 
ken  vor  der  Wiederaufnahme  in  die 
Irrenanstalt  zu  bewahren  und  sie  wie¬ 
der  zu  einer  geordneten  Lebensführung 
zu  bringen. 

Die  Beiräte  setzen  sich  aus  Mitgliedern 
aller  Gesellschaftsklassen  zusammen. 
Handwerker  und  Kaufleute,  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  Rechtsanwälte  und  Geist¬ 
liche,  Mitglieder  des  Arbeiterabstinen¬ 
tenbunds  haben  sich  in  gleicher  opfer¬ 
williger  Weise  dem  Fürsorgeamt  zur 
Verfügung  gestellt.  Die  Heranziehung 
der  ehrenamtlichen  Elemente  ist  beson¬ 
ders  wichtig.  Für  den  Umgang  der  ent¬ 
lassenen  Kranken,  für  ihre  Beschäfti¬ 
gung  und  Unterhaltung  in  den  arbeits¬ 
freien  Stunden  zu  sorgen,  die  Vorurteile 
zu  bekämpfen,  die  in  der  Bevölkerung 
gegen  entlassene  Kranke  bestehen:  das 
sind  die  wichtigen  Aufgaben,  für  die 
dieses  Element  in  erster  Linie  in  Frage 
kommt.  Selbstverständlich  setzt  diese 
Fürsorgetätigkeit  besondere  Neigung 
voraus,  die  sich  wohl  immer  nur  bei 
einer  beschränkten  Zahl  finden  wird. 
Die  günstigen  Ergebnisse  der  ersten  Für¬ 
sorgestelle  haben  die  Deputation  für  Ir¬ 
renpflege  veranlaßt  beim  Magistrat  die 
Errichtung  einer  zweiten  Fürsorgestelle 
zu  beantragen. 

Das  Berliner  Beispiel  sollte  auch  in  an¬ 
deren  Großstädten  Nachahmung  finden. 
Wer  selbst  schon  einmal  sich  in  die 
Lage  versetzt  sah  für  entlassene  Geistes¬ 
kranke  zu  sorgen,  weiß,  mit  welchen 
ganz  außerordentlichen  Schwierigkeiten 
jede  Fürsorge  für  diese  Kranken  zu 
kämpfen  hat.  Zahlreiche  solcher  Un¬ 
glücklichen,  namentlich  die  harmlosen 
an  Verfolgungswahn  Leidenden,  werden 
ruhe-  und  rastlos  von  Arbeitsstätte  zu 
Arbeitsstätte  getrieben  und  sind  dabei 
gänzlich  der  körperlichen  Verwahr¬ 
losung  ausgesetzt.  Hier  einzugreifen 
ist  eine  wichtige  Aufgabe  der  Ge¬ 
meinden,  die  sie  in  enger  Verbindung  mit 
der  staatlichen  oder  provinziellen  Irren¬ 
pflege  in  Angriff  zu  nehmen  haben. 

X  X 

Ledigenheime  Die  Zahl  der  kommunalen 

oder  von  den  Kommunen 

unterstützten  Ledigenheime 
ist  sehr  gering.  Es  ist  dies  um  so  merk¬ 
würdiger  als  über  die  Schäden  des 
Schlaf  stellen  wesens,  sowohl  für  den  Ver¬ 
mieter  wie  für  den  Schlafgast,  eine  ge¬ 
waltige  Literatur  besteht,  die  in  dessen 


Verurteilung  ganz  übereinstimmt.  Um  so 
mehr  ist  es  zu  begrüßen,  daß  nunmehr  auch 
eine  kleinere  Gemeinde  wie  Berlin- 
Weißensee  aus  eigenen  Mitteln  ein 
Ledigenheim  erbaut  hat.  Das  Heim  ent¬ 
hält  eine  Frauenabteilung  mit  11  lbet- 
tigen  Zimmern  und  1  2bettigen  nebst  Ta¬ 
gesraum  und  eine  Männerabteilung,  die 
31  Einzelzimmer  und  2  Doppelzimmer 
umfaßt.  Der  Flächeninhalt  der  Einzel¬ 
zimmer  beträgt  8,4  und  6,3  Quadrat¬ 
meter;  die  Doppelzimmer  sind  ent¬ 
sprechend  größer.  Das  Mobiliar  besteht 
aus  Bett,  Schrank,  Tisch  und  Stuhl. 
Alle  Räume  sind  mit  Zentralheizung  und 
elektrischem  Licht  versehen.  Das  Rei¬ 
nigen  der  Sachen  geschieht  in  einem  be- 
sondern  Geräteraum,  der  noch  einen 
Balkon  nach  dem  Hof  zu  besitzt.  In  der 
im  Keller  befindlichen  Badeanstalt  sind 
5  Wannen,  3  Brausezellen  und  10  Fuß¬ 
bäder  vorhanden.  Im  Dachgeschoß  sind 
die  Wäsche-  und  Aufbewahrungskam¬ 
mern  sowie  eine  Waschküche  unterge¬ 
bracht.  Die  Aufgänge  zu  den  Abteilun¬ 
gen  für  Männer  und  Frauen  sind  ge¬ 
trennt.  Rechts  vom  Haupteingang  lie¬ 
gen  2  Tagesräume,  für  jedes  Geschlecht 
einer.  Sie  stehen  mit  dem  Wirtschafts¬ 
raum  in  Verbindung.  Dem  Wirtschafts¬ 
betrieb  dienen  der  Schankraum  mit  dem 
Vereinszimmer,  die  Küche  mit  Speise¬ 
kammer  und  einem  Raum  für  das  Per¬ 
sonal.  Diese  Räume  liegen  in  einem 
Flügel,  der  einen  Zugang  von  einer  an¬ 
dern  Straße  her  hat.  In  diesem  Flügel 
sind  in  den  anderen  Stockwerken  die 
Räume  der  Ortskrankenkasse  unterge¬ 
bracht. 

Über  die  wirklichen  Baukosten  liegen 
noch  keine  Angaben  vor;  ebensowenig 
können  solche  über  den  Betrieb  schon 
gegeben  werden,  der  erst  seit  kurzem 
aufgenommen  wurde.  Man  wird  den  Er¬ 
gebnissen  mit  einer  gewissen  Spannung 
entgegensehen  können;  handelt  es  sich 
hier  doch  um  die  praktische  Prüfung  der 
Frage,  ob  in  einer  Gemeinde  von  der 
Größe  Weißensees,  also  in  Städten  mit 
40-  bis  50  000  Einwohnern,  der  Betrieb 
eines  Ledigenheims  rentabel  gemacht  und 
dabei  ein  gewisser  Standard  der  Unter¬ 
kunft  eingehalten  werden  kann, 

X  X 

Arbeitslosen-  ln  dieser  Rundschau  (1913, 
fursorge  3  Ban(Jj  pag  1712  ;SJ 

neulich  über  eine  Reihe 
wichtiger  Vorgänge  auf  dem  Gebiet  der 
Arbeitslosenfürsorge  berichtet  worden; 
der  Bericht  soll  wegen  der  großen  Be¬ 
deutung  der  Sache  nunmehr  fortgeführt 
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werden.  In  erster  Linie  ist  hier  der  Ver¬ 
handlungen  -des  Vorstands  des  Deut¬ 
schen  Städtetags  zu  gedenken, 
der  sich  wiederum  eingehend  mit  der 
Frage  der  Arbeitslosenversicherung  be¬ 
schäftigte,  ohne  es  indes  zu  einem  prak¬ 
tischen  Resultat  zu  bringen.  Daß  die 
Notstandsarbeiten,  die  von  den  Städten 
in  recht  großem  Umfang  veranstaltet 
werden,  keine  allgemeine  Lösung  der  Ar¬ 
beitslosenfrage  darstellen,  brauchte  wohl 
kaum  noch  einmal  als  besonders  bedeu¬ 
tungsvoll  herausgehoben  zu  werden.  Dar¬ 
über  besteht  doch  schon  lange  communis 
opinio,  daß  der  Kreis  der  Arbeitslosen, 
dem  durch  Notstandsarbeiten  geholfen 
werden  kann,  beschränkt  ist.  Auch  wohl 
darüber,  daß  die  üblichen  Arbeitslosen¬ 
versicherungen  der  wenigen  Städte,  die 
mit  anerkennenswerter  Entschlußfreu¬ 
digkeit  sich  über  alle  theoretischen  Be¬ 
denken  hinweggesetzt  haben,  nicht  zu 
einer  allgemein  in  Betracht  kommen¬ 
den  Lösung  geführt  haben.  Gewiß  nicht. 
Aber  sie  haben  wenigstens  örtliche  Wir¬ 
kungen  damit  erreicht  und  ganz  beach¬ 
tenswertes  Erfahrungsmaterial  beige¬ 
bracht.  Hätte  sich  der  Vorstand  des 
Deutschen  Städtetags  dazu  entschlossen 
den  übrigen  Gemeinden  die  Nachahmung 
des  gegebenen  Beispiels  zu  empfehlen, 
nicht  nur  die  kommunale  örtliche  Ar¬ 
beitslosenfürsorge,  sondern  auch  die  all¬ 
gemeine  wäre  um  ein  gutes  Stück  wei¬ 
tergekommen.  Es  verdient  allerdings 
hervorgehoben  zu  werden,  daß  weder 
eine  Förderung  der  kommunalen  Tä¬ 
tigkeit  durch  Gewährung  von  Staats¬ 
oder  Reichszuschüssen  oder  der  orts¬ 
statutarischen  Einführung  des  Versiche¬ 
rungszwangs  (von  Bayern  abgesehen) 
stattgefunden  hat,  noch  daß  vom  Bun¬ 
desrat  dem  Antrag  des  Städtetags  ent¬ 
sprochen  wurde,  der  die  gesetzliche  Ein¬ 
führung  eines  Versicherungszwangs  zu¬ 
nächst  für  die  Zeit  der  Winterarbeits¬ 
losigkeit  und  für  die  durch  sie  beson¬ 
ders  gefährdeten  Berufszweige  und  Ar¬ 
beitergruppen  verlangte.  Gewiß  hat  der 
Vorstand  des  Städtetags  wenigstens  zum 
Teil  darin  recht,  daß  die  Ursachen  des 
Arbeitsmangels  überwiegend  nicht  in 
örtlichen  Verhältnissen  sondern  in  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Gewerbe  lie¬ 
gen,  und  daß  daher  auch  an  diese  die 
V  ersicherungseinrichtungen  anknüpfen 
müssen.  Indes,  die  Arbeitslosigkeit  trägt 
stets  auch  ein  örtliches  Gepräge,  und  die 
Gemeinden  sind  als  Trägerinnen  der 
Armenlast  finanziell  an  der  Arbeits¬ 
losenfürsorge  sehr  interessiert. 


Aus  dem  Bericht  des  Geschäftsführers 
sei  noch  der  folgende  Satz  hervorgeho¬ 
ben:  »Solche  Einzelfragen  [der  Arbeits¬ 
losenversicherung]  sind,  ob  überhaupt 
ein  Versicherungsbedürfnis  besteht,  und 
ob  nicht  der  Arbeitsmangel  durch  Ne¬ 
benarbeiten  (so  besonders  in  städtischen 
Verhältnissen)  ausgeglichen  wird  oder 
durch  zweckmäßige  Organisation  der 
Arbeit  behoben  werden  kann.«  Es  ist 
etwas  überraschend  hier  auf  einmal  das 
Problem  der  »zweckmäßigen  Organisation 
der  Arbeit«  gestellt  zu  sehen,  jenem 
Zauberwort  zu  begegnen,  das  für  Gene¬ 
rationen  von  Sozialisten  den  Inhalt  ihres 
ganzen  Strebens  barg,  von  dem  es  aber, 
wenigstens  in  Deutschland,  außerordent¬ 
lich  still  geworden  ist.  Gewiß,  die  Ar¬ 
beitslosigkeit  kann  im  Grunde  nur  durch 
eine  zweckmäßige  Organisation  der  Ar¬ 
beit  aufgehoben  werden,  und  es  wäre 
daher  sehr  nutzbringend,  anknüpfend  an 
alles,  was  an  Keimen  und  Ansätzen  in 
dieser  Richtung  vorhanden  ist  (Arbeits¬ 
nachweis  vor  allem),  die  Mühe  und  den 
Fleiß,  der  auf  die  Ausarbeitung  aller 
möglichen  Arbeitslosenversicherungssta¬ 
tuten  verwandt  wird,  dem  Studium  die¬ 
ses  Problems  zuzuwenden.  Dann  wird 
sich  aber  auch  mit  vollster  Klarheit  zei¬ 
gen,  daß  von  den  Verhältnissen  der  ein¬ 
zelnen  Gewerbe  auszugehen  ist,  und  daß 
die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit 
viel  weniger  ein  Problem  der  Sozial- 
politik  als  vielmehr  der  Gewerbe  Po¬ 
litik  ist. 

Zu  den  Gemeinden,  die  eine  dauernde 
Arbeitslosenfürsorge  eingeführt  haben, 
ist  neuerdings  Heidelberg  hinzuge¬ 
kommen,  Es  hat  das  Genter  System  mit 
der  Mannheimer  Abänderung  eingeführt. 
Es  wird  organisierten  wie  unorganisier¬ 
ten  Arbeitern  ein  täglicher  Zuschuß 
von  70  Pfennig  bis  zu  1  Mark  gewährt. 
Außerdem  können  vom  Stadtrat  nach 
Bedürfnis  Notstandsarbeiten  angeordnet 
werden.  Zur  Deckung  des  Aufwands 
wird  in  den  Etat  eine  Summe  von  3000 
Mark  eingesetzt.  Die  organisierten  Ar¬ 
beiter  erhalten  die  Unterstützung  von 
ihren  Gewerkschaften,  die  nichtorgani- 
sierten  vom  Arbeitsamt.  Beiträge  wer¬ 
den  von  diesen  nicht  erhoben,  doch  sind 
die  Kontrollbestimmungen  schärfer  ge¬ 
faßt. 

Noch  nicht  erledigt  ist  die  Vorlage  des 
Frankfurter  Magistrats,  die  sich  an 
das  Kölner  Vorbild  anlehnt,  also  den 
Gewerkschaften  eine  Rückversicherung 
gewährt.  Die  Versicherungskasse  wird 
durch  einen  jährlichen  Zuschuß  der 
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Stadt,  durch  die  Beiträge  der  angeschlos¬ 
senen  Organisationen  und  durch  Einzel¬ 
versicherungen  und  sonstige  Zuwendun¬ 
gen  gespeist.  Die  Berufsvereine  können 
mit  der  Kasse  einen  Vertrag  abschließen, 
auf  Grund  dessen  die  Kasse  ihnen  einen 
Teil  der  von  ihnen  ihren  Mitgliedern 
gewährten  Arbeitslosenunterstützung  er¬ 
setzt.  Für  diese  Leistung  der  Kasse  wer¬ 
den  Beiträge  von  den  Berufsvereinen  er¬ 
hoben,  die  je  nach  der  Gefahrenklasse  2, 
5,  10  und  15  Pfennig  betragen.  Die  Er¬ 
satzleistung  beträgt  für  den  Tag  und 
Fall  nach  Entrichtung  von  30  Wochen¬ 
beiträgen  1  Mark  täglich,  höchstens 
aber  60  Mark  innerhalb  52  Wochen, 
wenn  das  Mitglied  für  keine  Familie  zu 
sorgen  hat.  Der  Satz  steigt  auf  1,20 
Mark  und  höchstens  100  Mark  bei  Fa¬ 
milienlast.  In  der  höchsten  Gefahren¬ 
klasse  sinkt  der  Satz  auf  80  Pfennig  für 
Ledige  und  1  Mark  für  Verheiratete. 
Der  Unterstützungssatz  des  Vereins  muß 
mindestens  25  Pfennig  höher  sein  als  der 
erstattete  Satz,  darf  aber  nicht  über  3 
Mark  hinausgehen.  Die  Karenzzeit  be¬ 
trägt  1  Jahr;  es  müssen  aber  für  jedes 
Vereinsmitglied  (bei  1  jährigem  Aufent¬ 
halt)  52  laufende  Wochenbeiträge  ge¬ 
leistet  worden  sein.  Neben  den  Berufs¬ 
vereinen  werden  auch  andere  Organisa¬ 
tionen,  und  zwar  Tarif  Organisationen, 
unterstützt,  die  auf  Grund  gemeinschaft¬ 
licher  Beiträge  von  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  eine  Arbeitslosenunterstützung 
eingerichtet  haben.  Auch  hier  kann  die 
Kasse  bis  zur  Hälfte  der  gezahlten  Un¬ 
terstützungen  Ersatz  geben,  wobei  Voraus¬ 
setzung  ist,  daß  diese  bei  Ledigen  min¬ 
destens  80  Pfennig,  höchstens  aber  1,60 
Mark,  bei  Verheirateten  1,60  respektive 
3  Mark  betragen.  Die  Arbeitgeber  müs¬ 
sen  mindestens  ein  Drittel  der  erforder¬ 
lichen  Beiträge  aufbringen.  Es  ist  ferner 
die  Schutzbestimmung  getroffen,  daß  die 
Statuten  der  Organisation  keine  Vor¬ 
schrift  enthalten  dürfen,  laut  deren  der 
Beitritt  von  einer  bestimmten  religiösen 
oder  politischen  Betätigung  abhängig  ge¬ 
macht  ist.  Auch  nichtorganisierte  Ar¬ 
beiter  werden  zur  Versicherung  zuge¬ 
lassen.  Voraussetzungen  sind:  im  Haupt¬ 
beruf  unselbständig  erwerbstätig,  aber 
nicht  Heimarbeiter,  Wohnsitz  seit  13 
Wochen  in  Frankfurt  oder  13wöchige 
Beschäftigung  im  Hauptberuf  innerhalb 
der  6  Wochen,  die  der  Beitrittsmeldung 
vorausgehen;  durchschnittlicher  Tages¬ 
verdienst  von  mindestens  2,50  Mark,  bei 
Arbeitern  unter  18  Jahren  von  höchstens 
1,60  Mark.  Das  Tagegeld  beträgt  1  Mark, 


höchstens  aber  50  Mark  innerhalb  52 
Wochen  für  Ledige,  1,20  Mark  und  80 
Mark  für  Verheiratete.  Der  Wochenbei¬ 
trag  beläuft  sich  auf  10,  20,  35  und  45 
Pfennig  je  nach  der  Gefahrenklasse,  bei 
Mitgliedern  über  60  Jahre  15,  25,  40  und 
50  Pfennig.  5  %  der  Beiträge  und  der 
gesamte  Reinüberschuß  sollen  einer 
Sicherheitsrücklage  zugeführt  werden. 
Die  Verwaltung  der  Kasse  wird  von  dem 
Arbeitsamt  geführt,  das  alle  Entschei¬ 
dungen  erster  Instanz  fällt.  Gegen  diese 
ist  Berufung  an  einen  aus  dem  Kreis  der 
Versicherten  gebildeten  Ausschuß  von 
mindestens  9  Mitgliedern  zulässig.  Letzte 
Instanz  ist  der  Magistrat. 

Schließlich  seien  noch  einige  Städte  ge¬ 
nannt,  die  zur  Bekämpfung  der  augen¬ 
blicklichen  Arbeitslosennot  mehr  oder 
weniger  große  Summen  zur  Vertei¬ 
lung  an  die  Arbeitslosen  ausgeworfen 
haben,  wie  Fürth  10  000  Mark,  wobei 
auch  notleidende  Gewerbetreibende  un¬ 
terstützt  wurden,  Zwickau  600  Mark  (!), 
Neukölln  10  000  Mark;  Berlin-Britz,  Ber¬ 
lin-Johannisthal,  Berlin-Treptow  lau¬ 
fende  Beihilfen  (höchstens  aber  auf  6 
Wochen  je  6  Mark  für  Ledige,  10  Mark 
für  Verheiratete  und  1,50  Mark  pro 
Kind). 

X  X 

KurzeChronik  Ein  Erlaß  des  preußi¬ 
schen  Ministers  des  In¬ 
nern  wendet  sich  gegen  den 
Luxus  bei  Krankenhausneubauten,  gegen 
die  Übertreibungen  bei  der  baulichen  Aus¬ 
führung  und  innern  Ausstattung,  die  für 
die  Steigerung  des  Aufwands  verantwort¬ 
lich  zu  machen  wären.  Die  Regierungs¬ 
präsidenten  sollen  auf  größere  Einfach¬ 
heit  und  Sparsamkeit  hinarbeiten.  Es  sei 
möglich  auch  größere  Anstalten  mit 
einem  durchschnittlichen  Aufwand  von 
2.  bis  4000  Mark  pro  Bett  herzustellen, 
ohne  daß  die  notwendigen  medizinischen 
und  hygienischen  Einrichtungen  irgend¬ 
wie  beschränkt  zu  werden  brauchten.  X 
Die  Zweite  Kammer  des  hessischen 
Landtags  nahm  eine  Resolution  an,  die 
zur  Vermeidung  von  Trustbildungen  und 
sonstigen  wirtschaftlichen  Mißständen  und 
Schädigungen  bei  der  Versorgung  der 
Gemeinden  mit  Elektrizität,  Gas,  Wasser 
und  dergleichen  die  Errichtung  von 
Zweckverbänden  im  Sinn  der  Landge¬ 
meindeordnung  unter  Ausschluß  der  be¬ 
teiligten  Privatunternehmer  für  die 
zweckmäßigste  Form  solcher  Unterneh¬ 
mungen  bezeichnete,  und  in  der  sie  die 
Regierung  ersuchte  in  allen  eintretenden 
Fällen  auf  die  Bildung  von  Zweckver- 
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bänden  hinzuweisen  und  die  Gemeinden 
dabei  mit  Rat  und  Tat  zu  unterstützen. 
X  Der  oldenburgi  sehe  Landtag 
nahm  ein  Zweckverbandsgesetz  an,  X 
Der  Berliner  Magistrat  hat  beschlos¬ 
sen  die  Einfuhr  russischen  Fleisches  we¬ 
gen  zu  hoher  Preise  von  Anfang  Ja¬ 
nuar  1914  ab  einzustellen.  Der  Be¬ 
triebsüberschuß  der  städtischen  Güter¬ 
verwaltung  Berlin  belief  sich  im  Jahr 
1912  auf  rund  744  000  Mark,  wobei  an 
Inventar  180  000  Mark  abgeschrieben 
wurden;  der  Obstertrag  erbrachte  allein 
123  000  Mark.  Der  Stadt  Berlin  wurde 
ein  Kapital  von  5  Millionen  Mark  zur 
Einrichtung  und  Unterhaltung  einer 
Waldschule  für  Knaben  geschenkt,  die 
nicht  erheblich  mit  körperlichen  Fehlern 
behaftet  sind.  Das  Hauptgewicht  soll 
beim  Unterricht  auf  neuere  Sprachen 
und  Naturwissenschaften  gelegt  werden.  X 
Die  Stadt  Wiesbaden  will  den  kost¬ 
spieligen  Betrieb  der  Kehrichtsverbren¬ 
nungsanlage  einstellen  und  sich  des 
Mülls  durch  Aufschüttung  auf  Gelände 
entledigen,  das  später  landwirtschaftlich 
verwandt  werden  soll.  X  Die  Regierung 
in  Düsseldorf  läßt  in  den  Schulen 
des  Bezirks  feststellen,  wie  viele  Kin¬ 
der  nach  der  täglichen  Mahlzeit  sich 
selbst  überlassen  sind.  Die  Erhebung  soll 
die  Unterlagen  für  die  planmäßige  För¬ 
derung  und  Einrichtung  von  Kinderhor¬ 
ten  liefern.  X  Der  Rat  der  Stadt 
Chemnitz  beschloß  die  Errichtung 
eines  Stadterweiterungsamts,  das  in  er¬ 
ster  Linie  Bebauungspläne  zu  bearbeiten 
hat. 

X  X 

Literatur  In  seiner  Arbeit  Die  Lage 
des  Haus-  und  Grundbe¬ 
sitzes  in  einem  sächsischen 
Großstadtvorort  nach  Grundbuch  und 
Grundsteuerkataster  /München,  Duncker 
&  Humblot/  stellt  Dr.  K.  Berger  fest, 
daß  auffälligerweise  das  wertvolle  Ma¬ 
terial,  das  zur  Beurteilung  der  Lage  des 
städtischen  Hausbesitzes  im  Grundbuch 
niedergelegt  ist,  noch  gar  nicht  wissen¬ 
schaftlich  verwertet  worden  ist.  Wenn 
auch  eine  allgemeine  Bearbeitung  der 
gesamten  deutschen  Grundbücher  eine 
solche  Riesenarbeit  ist,  daß  man  mit 
Recht  fragen  kann,  ob  sie  durch  den 
Wert  der  Ergebnisse  bezahlt  wird,  ist 
doch  die  Bearbeitung  der  Grundbücher 
für  einzelne,  besonders  charakteristi¬ 
sche  Gebiete,  wie  Kleinstadt,  Mittelstadt, 
Geschäftsviertel  einer  Großstadt  usw., 
wie  man  dem  Verfasser  zugeben  kann, 
sicherlich  der  Mühe  wert.  Eine  solche 


Einzeluntersuchung  hat  nun  der  Ver¬ 
fasser  veranstaltet  und  dabei  den  Ar¬ 
beitervorort  einer  sächsischen  Großstadt 
von  etwa  28  000  Einwohnern  zugrunde 
gelegt.  Seine  Schrift  behandelt  zunächst 
das  Grundbuch  und  seine  Verwertungs¬ 
möglichkeiten  und  die  Art,  wie  er  bei 
seiner  Erhebung  vorgegangen  ist.  Daran 
schließt  sich  die  Darstellung  der  Ergeb¬ 
nisse,  die  mancherlei  Interessantes  enthal¬ 
ten.  Insbesondere  bestätigen  sie  die  Be¬ 
hauptungen,  die  von  Fuchs,  Eberstadt  und 
anderen  über  den  Terrainhandel  und 
die  Bodenspekulation  geäußert  worden 
sind.  Er  kommt,  wie  Peter  für  Mann¬ 
heim,  zu  einer  durchschnittlichen  jähr¬ 
lichen  Bruttoverzinsung  von  8  bis  10  % 
für  das  Kapital,  das  in  der  Bodenspeku¬ 
lation  angelegt  ist.  Er  stellt  ferner  fest, 
daß  in  dem  von  ihm  untersuchten  Vor¬ 
ort  das  Risiko  für  die  großen  Boden¬ 
spekulanten  wesentlich  geringer  ist  als 
man  oft  glaubt,  als  zum  Beispiel  Adolf 
Weber  behauptet,  und  daß  auch  ihre 
Initiative  zur  Aufschließung  und  Be¬ 
bauung  neuen  Baulands  geringer  ist  als 
man  annimmt.  Die  vielfach  behauptete, 
von  den  Verteidigern  der  Bodenspeku¬ 
lation  aber  bestrittene  Zurückhaltung 
der  unbebauten  Grundstücke  auf  viele 
Jahre  wird  von  dem  Verfasser  zahlen¬ 
mäßig  nachgewiesen. 

WISSENSCHAFT 

Philosophie  /  Kurt  Qrelling 

Unendlich-  Mit  dem  Unendlichen,  das 
keitsproblem  lanj,e  Zeit  auch  für  die  Wis. 

senschaft  etwas  Geheimnis¬ 
volles  und  Rätselhaftes  an  sich  hatte,  ist 
wenigstens  die  Mathematik  in  neue¬ 
rer  Zeit  ganz  vertraut  geworden.  Dies  gilt 
besonders  seit  der  Ausbildung  der  Men¬ 
genlehre  durch  Georg  Cantor,  der  es 
unter  dem  Namen  des  Transfiniten  zu 
einem  Gegenstand  mathematischer  Be¬ 
handlung  machte,  wie  andere  auch.  Zwar 
gab  es  auch  schon  früher  eine  Analysis 
des  Unendlichen,  aber  von  ihr  war  ge¬ 
rade  im  19.  Jahrhundert  klar  geworden, 
daß  sie  ohne  Verwendung  des  Unendlich¬ 
keitsbegriffs  aufgebaut  werden  kann.  Ob¬ 
wohl  aber,  wie  gesagt,  durch  Cantor  das 
Unendliche  der  mathematischen  Behand¬ 
lung  zugänglich  gemacht  worden  ist,  sind 
doch  die  philosophischen  Pro¬ 
bleme,  die  dieses  Gebiet  enthält,  noch 
lange  nicht  alle  als  gelöst  zu  betrachten. 
Bei  diesem  Stand  der  Sache  ist  es  da¬ 
her  auch  nicht  verwunderlich,  wenn  sich 
immer  wieder  Philosophen  finden,  die  an 
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den  mathematischen  Begriffsbildungen 
dieser  Sphäre  Kritik  üben.  Zu  ihnen  ge¬ 
hört  Hugo  Bergmann,  der  in  seiner 
interessanten  Schrift  Das  Unendliche  und 
die  Zahl  /Halle,  Niemeyer/  sich  speziell 
mit  dem  Problem  beschäftigt,  ob  es  un¬ 
endliche  Zahlen  gibt. 

Da  es  sich  nicht  um  eine  Unendlichkeit 
in  der  Welt  des  Seienden  handelt,  so 
kann,  führt  Bergmann  aus,  diese  Frage 
auch  nicht  von  der  Erfahrung  entschie¬ 
den  werden  sondern  ausschließlich  a 
priori  in  -der  reinen  Arithmetik.  Daß  wir 
den  Begriff  des  Unendlichen  überhaupt  in 
diesem  Gebiet  nicht  entbehren  können, 
zeigt  schon  die  unendliche  Zahlenreihe 
selbst.  Man  hat  zwar  dagegen  einge¬ 
wandt,  daß  wir  in  der  Tat  nur  Endliches 
zu  denken  imstande  seien.  Dieser  Ein¬ 
wand  beruht  aber  auf  einem  Mißver¬ 
ständnis.  Denkakte  zwar  können  wir 
immer  nur  in  endlicher  Anzahl  vollziehen, 
aber  es  ist  nicht  gesagt,  daß  zum  Denken 
einer  unendlichen  Menge  auch  unendlich 
viele  Denkakte  nötig  wären.  Nur  wenn 
das  einzige  Mittel  eine  Menge  zu  denken 
das  wäre:  jedes  einzelne  ihrer  Elemente 
zu  denken,  wäre  diese  Auffassung  be¬ 
rechtigt.  Aber  auch  endliche  Mengen 
stellen  wir  zuweilen  durch  einen  einzigen 
Begriff  vor  oder  durch  ein  Gesetz,  und 
das  selbe  können  wir  auch  mit  unend¬ 
lichen  Aggregaten  tun.  Auch  die  schon 
von  Aristoteles  herrührende  Auffassung 
des  Unendlichen  als  eines  bloß  Poten¬ 
tiellen  weist  Bergmann  ab,  weil  dieses 
bloß  potentielle  Sein  einfach  ein  schlecht- 
hinniges  Nichtsein  bedeute,  und  wenig¬ 
stens  für  die  Mathematik  kann  man  ihm 
hierin  beipflichten.  Das  beliebteste  Ar¬ 
gument  der  Finitisten,  das  heißt  der 
Leugner  des  Unendlichen  (es  findet  sich 
schon  bei  Galilei,  übrigens  einem  ausge¬ 
sprochenen  Infinitisten)  ist  der  Umstand, 
daß  im  Unendlichen  das  Ganze  dem  Teil 
an  Größe  zu  gleichen  scheint.  Es  gibt 
zum  Beispiel  zu  jeder  ganzen  Zahl  eine 
Quadratzahl,  also  ist  die  Anzahl  der 
Quadratzahlen  gleich  der  der  ganzen 
Zahlen,  andrerseits  ist  zwar  das  Quadrat 
jeder  ganzen  Zahl  selbst  eine  solche,  aber 
umgekehrt  ist  nicht  jede  ganze  Zahl 
Quadrat  einer  andern.  Also  gibt  es 
weniger  Quadratzahlen  als  ganze  Zahlen. 
Es  ist  dies  eine  der  bekanntesten  Para- 
doxieen  des  Unendlichen.  Der  Fehler 
dieser  Argumentation  liegt  nach  Berg¬ 
mann  darin,  daß  hier  das  Unendliche 
als  etwas  betrachtet  wird,  dem  überhaupt 
eine  bestimmte  Größe  oder,  was  nach 
ihm  das  selbe  ist,  eine  bestimmte  Zahl 


zukommt.  Der  Auffassung,  daß  dies  nicht 
der  Fall  sei,  scheint  nun  die  moderne 
Mengenlehre  zu  widersprechen.  Denn  sie 
ordnet  ja  unendlichen  Mengen  ganz  be¬ 
stimmte  transfinite  Zahlen  zu.  Dies  ist 
aber  nach  Bergmann  nur  möglich  durch 
eine  Art  quaternio  terminorum,  indem 
nämlich  der  herkömmliche  Begriff  der 
Zahl  durch  einen  andern  ersetzt  wird. 
Die  Mengenlehre  geht  ja  bekanntlich  aus 
von  der  Beziehung  der  Äquivalenz  oder 
Gleichzahligkeit  zweier  Mengen,  die  dann 
besteht,  wenn  es  möglich  ist  die  Ele¬ 
mente  der  Mengen  einander  umkehrbar 
eindeutig  zuzuordnen,  wie  zum  Beispiel 
oben  die  ganzen  und  die  Quadratzahlen. 
Die  gemeinsame  Eigenschaft  zweier  sol¬ 
cher  Mengen  ist  dann  ihre  Anzahl.  Für 
endliche  Mengen  fallen  die  so  definier¬ 
ten  Gebilde  jedenfalls  mit  den  gewöhn¬ 
lich  so  genannten  Anzahlen  zusammen, 
man  erhält  aber  darüber  hinaus  dadurch 
ein  System  transfiniter  Anzahlen,  die 
sich  in  vielen  Beziehungen  analog  den 
endlichen  verhalten  und  jedenfalls  einen 
ganz  neuen  Einblick  in  die  Struktur  un¬ 
endlicher  Mengen  gestatten.  Bergmann 
nun  bestreitet  natürlich  keineswegs  den 
Wert  dieser  neuen  Begriffsbildung  und 
der  daran  geknüpften  mathematischen 
Theorie,  nur  den  Namen  Zahl  will  er  dem 
neuen  Gebilde  nicht  zuerkennen.  Er 
macht  sich  selbst  den  Einwand,  daß  der 
damit  erhobene  Streit  nur  ein  Streit  um 
Worte  sei,  und  in  der  Tat  scheint  mir 
dieser  Einwand  sehr  triftig.  Zwischen 
den  transfiniten  Zahlen  oder  Mächtig¬ 
keiten  und  den  endlichen  Zahlen  be¬ 
stehen,  wie  auch  Bergmann  nicht  be¬ 
streitet,  gewisse  Analogieen.  Das  be¬ 
rechtigt  uns,  ja  nötigt  uns  sogar  sie 
unter  einem  gemeinsamen  Oberbegriff 
zusammenzufassen.  Ob  man  diesen  Zahl 
nennt  oder  nicht,  das  ist  wirklich  ein 
Streit  um  Worte.  Daß  durch  diese  Be¬ 
nennung  die  Unterschiede  zwischen  den 
beiden  Arten  von  mathematischen  Ge¬ 
bilden  nicht  aufgehoben  werden,  versteht 
sich  ja  von  selbst. 

Doch  betrachten  wir  die  Argumente 
Bergmanns  weiter. 

In  erster  Linie  nimmt  er  Anstoß  daran, 
daß  die  Mengenlehre  zur  Definition  der 
Zahl  mehrerer  zahlengleicher  Mengen 
bedarf.  Dies  verstößt  angeblich  gegen 
die  Reinheit  der  mathematischen  Me¬ 
thode.  In  der  Arithmetik  nämlich  kön¬ 
nen  wir  zwei  Mengen  überhaupt  nur 
durch  ihre  Anzahl  unterscheiden,  also 
hat  es  gar  keinen  Sinn  hier  von  mehre¬ 
ren  anzahlgleichen  Mengen  zu  sprechen. 
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Ihr  Unterschied  könnte  nur  ein  qualita¬ 
tiver  sein,  und  ein  solcher  geht  die  reine 
Arithmetik  nichts  an.  Dieses  Argument 
beweist  aber  zu  viel;  denn  wenn  die 
Reinheit  der  Arithmetik  erfordert,  daß 
in  ihr  von  dem  Vorhandensein  von  ande¬ 
ren  als  zahlenmäßigen  Unterschieden 
zwischen  den  Dingen  abgesehen  wird,  so 
könnte  es  auch  zur  Bildung  der  end¬ 
lichen  Zahlen  nicht  kommen,  man  käme 
über  die  1  nicht  hinaus.  Das  geht  sehr 
deutlich  aus  der  Art  hervor,  in  der  Berg¬ 
mann  selbst  die  Zahlenreihe  aufbauen 
will.  Er  geht  dabei  nämlich  aus  von 
einer  unbestimmt  gelassenen  Relation, 
die  er  R  nennt,  und  von  der  er  voraus¬ 
setzt,  daß  sie  unter  anderm  asymme¬ 
trisch  ist,  das  heißt,  daß  sie  zwischen  b 
und  a  nicht  besteht,  wenn  sie  zwischen  a 
und  b  besteht.  Damit  das  einen  Sinn  hat, 
muß  zwischen  a  und  6  noch  ein  anderer 
Unterschied  bestehen  als  der,  daß  a  Vor¬ 
derglied  und  b  Gegenglied  der  Relation 
R  ist:  Nach  Bergmann  könnte  das  aber 
nur  ein  qualitativer  Unterschied  sein,  und 
die  Annahme  eines  solchen  verstößt  ge¬ 
gen  die  Reinheit  der  arithmetischen  Me¬ 
thode.  Es  ist  denn  auch  offenbar  ein  ver¬ 
kehrter  Rationalismus,  der  dieser  Argu¬ 
mentation  zugrunde  liegt.  Die  Möglich¬ 
keit  der  Arithmetik  beruht  ja  gerade 
darauf,  daß  bei  wirklichen  Gegenständen 
nach  Abstraktion  von  allen  qualitativen 
Unterschieden  und  auch  von  etwaigen 
quantitativen  noch  immer  die  Verschie¬ 
denheit  übrigbleibt,  die  man  die  nume¬ 
rische  nennt,  eben  weil  auf  ihr  die  Zahl 
beruht.  Die  bekannten  beiden  Eier,  die 
einander  so  gleichen  wie  eben  ein  Ei  dem 
andern,  bleiben  doch  immer  noch  2.  Daß 
wir  sie  sinnlich  wahrnehmen  müssen,  um 
sie  tatsächlich  zu  unterscheiden,  ändert 
nichts  an  der  Tatsache,  daß  wir  die  Mög¬ 
lichkeit  des  numerischen  Unterschieds 
rein  a  priori  einzusehen  vermögen.  Und 
diese  Einsicht  ist  das  Fundament  der 
Arithmetik. 

Als  einen  weitern  Grund  gegen  die  Sub¬ 
sumtion  der  transfiniten  Mächtigkeiten 
unter  den  Zahlbegriff  führt  Bergmann 
an,  sie  antworteten  auf  die  Frage,  wieviel 
Elemente  eine  Menge  M  enthielte,  mit 
dem  Hinweis  auf  eine  andere  Menge,  die 
deren  gleichviel  enthält;  und  dies  führe 
auf  einen  unendlichen  Regreß,  Das  be¬ 
weist  aber  wiederum  zu  viel.  Denn 
wenn  ich  auf  die  Frage  nach  der  Anzahl 
der  Elemente  einer  endlichen  Menge 
etwa  mit  3  antworte,  so  tue  ich  auch 
nichts  anderes  als  den  Frager  auf  eine 
gleichzahlige  Menge  hinweisen,  nämlich 


die  der  Zahlen  von  1  bis  3.  Ich  kann 
wenigstens  keinen  prinzipiellen  Unter¬ 
schied  entdecken  zwischen  dieser  Ant¬ 
wort  und  der  Angabe,  die  Anzahl  der 
Elemente  einer  Menge  sei  gleich  der  der 
ganzen  Zahlen, 

Die  Einwände,  die  Bergmann  gegen  die 
Zahlnatur  der  transfiniten  Ordnungszah¬ 
len  erhebt,  will  ich  nicht  im  einzelnen  er¬ 
wähnen,  sie  leiden  alle  an  dem  Fehler, 
daß  ohne  Begründung  als  für  Zahlen 
überhaupt  wesentlich  in  Anspruch  ge¬ 
nommen  wird,  was  nur  für  endliche  Zah¬ 
len  gilt  und  gelten  kann.  Nur  einen 
Punkt  will  ich  erwähnen.  Für  die  trans¬ 
finiten  Ordnungszahlen  verliert  unter 
anderm  auch  das  kommutative  Gesetz  der 
Addition  a-\-b  =  b-\-a  seine  Gültig¬ 
keit.  Das  soll  nun  nach  Bergmann  auch 
für  Zahlen  wesentlich  sein,  und  zwar 
beruft  er  sich  zur  Begründung  auf  ein 
von  G.  F.  Lipps  entlehntes  angebliches 
Gesetz  der  Homogenität  der  Zahlen¬ 
reihe.  Danach  gibt  es  in  der  Zahlenreihe 
keine  qualitativ  ausgezeichnete  Stelle. 
Dieses  Prinzip  ist  aber  viel  zu  unbe¬ 
stimmt,  um  »mathematisch  verwendbar 
zu  sein.  Mit  dem  selben  Recht,  mit  dem 
aus  diesem  Prinzip  die  Kommutativi- 
tät  der  Addition  geschlossen  wird, 
könnte  man  auch  die  der  Potenzierung 
daraus  schließen,  was  offenbar  falsch  wä¬ 
re.  Es  widerspricht  sich  daher  nicht,  daß 
für  endliche  Zahlen  die  Addition  kommu¬ 
tativ  ist,  für  unendliche  nicht. 

Im  weitern  Verlauf  seiner  Abhandlung 
beschäftigt  sich  Bergmann  noch  mit 
einer  Reihe  interessanter  Fragen,  die 
mit  dem  Unendlichkeitsproblem  Zusam¬ 
menhängen,  zum  Beispiel  mit  der  Be¬ 
deutung  des  sogenannten  Archimedi¬ 
schen  Postulats,  das  aussagt,  daß,  wenn 
a  größer  als  b  ist,  es  immer  ein  Viel¬ 
faches  von  b  gibt,  das  größer  als  a  ist. 
Es  stellt  die  Bedingung  der  Anwen¬ 
dung  von  Maßzahlen  auf  ein  Größen¬ 
system  dar.  Der  italienische  Mathema¬ 
tiker  Veronese  hat  ein  Größensystem 
konstruiert,  das  diesem  Postulat  nicht 
genügt.  Mit  ihm  beschäftigt  sich  Berg¬ 
mann.  Ebenso  mit  dem  Problem  den  Be¬ 
griff  der  Stetigkeit  auf  die  übrigen  Ord¬ 
nungsbegriffe  zurückzuführen,  wie  das  von 
Cantor  und  anderen  versucht  worden  ist. 
Ich  muß  es  mir  leider  versagen  auf  diese 
Ausführungen  hier  noch  einzugehen.  Ob¬ 
wohl  ich  in  vielen  Punkten  dem  Ver¬ 
fasser  widersprechen  muß,  ist  doch  die 
ganze  Schrift  sehr  anregend  und  bemer¬ 
kenswert, 

X  X 
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KurzeChronikAm  15.  Januar  kam  der 
Theologe  Professor  D. 
Hermann  Freiherr 
von  So  den  durch  einen  Unfall  auf  der 
Berliner  Hochbahn  ums  Leben,  Er  stand 
im  Alter  von  61  Jahren  und  erfreute 
sich  über  die  engeren  Fachkreise  hin¬ 
aus  eines  großen  Ansehens,  Sein  Tod 
muß  auch  in  der  philosophischen  Rund¬ 
schau  mitgeteilt  werden,  X  Am  26.  Ja¬ 
nuar  starb  in  Wien  Professor  Fried¬ 
rich  J  o  d  1  im  65.  Lebensjahr.  Jodl 
war  vorzüglich  durch  seine  ethischen 
Schriften  und  durch  seine  organisato¬ 
rische  Tätigkeit  im  Dienst  ethischer  Ge¬ 
danken  bekannt.  Sein  Hauptwerk,  die 
Geschichte  der  Ethik,  ist  kürzlich  hier 
(1913,  3.  Band,  pag.  1210  f,)  besprochen 
worden.  X  Am  27.  Januar  (einige  hal¬ 
ten  den  29.  für  das  richtige  Datum)  fei¬ 
erte  Deutschland  den  10  0.  Todes¬ 
tag  Fichtes.  Die  Berliner  Universi¬ 
tät,  deren  erster  gewählter  Rektor 
Fichte  war,  hat  wegen  des  Geburtstags 
des  Kaisers  auf  eine  besondere  Feier  zu 
diesem  Anlaß  verzichtet  und  sich  mit 
der  Niederlegung  eines  Kranzes  am 
Denkmal  des  Philosophen  begnügt.  In 
Hamburg  wurde  ein  Fichtebund  gegrün¬ 
det.  X  In  Wien  ist  eine  ausführliche 
Nachschrift  von  Kants  Vorlesun¬ 
gen  über  Logik  aufgefunden  worden.  X 
Zum  Nachfolger  Störrings  wurde  Georg 
Simmel  als  ordentlicher  Professor  der 
Philosophie  nach  Straßburg  berufen.  Er 
wird  mit  dem  kommenden  Sommerse¬ 
mester  sein  Amt  antreten.  X  Professor 
Dessoir  übernahm  die  Organisation  eines 
Ausschusses  für  ästhetische  Organisa¬ 
tion-  und  Unterrichtsfragen,  der  das 
Ergebnis  seiner  Untersuchungen  dem 
nächsten  Kongreß  für  Ästhetik, 
der  1915  in  Wien  stattfindet,  vorlegen 
soll. 

X  X 

Literatur  [n  4  Auflage  läßt  Alois 
Riehl  seine  Philosophie 
der  Gegenwart  erscheinen 
/Leipzig,  Teubner/.  Der  Weg  zum  Ver¬ 
ständnis  der  Philosophie  der  Gegenwart 
führt  nach  Riehl  durch  die  Geschichte. 
Deshalb  ist  ihrer  Darstellung  der  größte 
Raum  gewidmet.  An  ihrer  Hand  wird 
der  Leser  in  die  Probleme  der  spekula¬ 
tiven  und  der  praktischen  Philosophie 
eingeführt.  Der  eigene  philosophische 
Standpunkt  Riehls  ist  bekanntlich  der 
sogenannte  Neokritizismus.  Daß  eine 
von  diesem  Standpunkt  geschriebene 
Einführung  in  die  Philosophie  den  Wi¬ 
derspruch  der  Andersdenkenden  zuwei¬ 
len  reizt,  ist  nicht  weiter  verwunder¬ 


lich.  Trotzdem  wird  der  Laie,  für  den 
das  Buch  bestimmt  ist,  es  mit  Gewinn 
lesen.  X  Daß  wir  in  Raoul  Richter 
einen  glänzenden  Schriftsteller  und 
einen  geistvollen  Historiker  der  Philo¬ 
sophie  leider  allzufrüh  verloren  haben, 
war  den  Lesern  seiner  Nietzscheinter¬ 
pretation  und  seiner  Geschichte  des 
Skeptizismus  bekannt.  Der  von  Lina 
Richter  herausgegebene  kleine  Band 
Essays  /Leipzig,  Meiner/  bestätigt  die¬ 
sen  Eindruck.  Daß  Richter  als  Selbst¬ 
denker  nicht  sehr  bedeutend  war,  be¬ 
stätigt  der  einzige  systematische  Auf¬ 
satz  dieses  Bandes,  über  Philosophie 
und  Religion.  Um  so  erfolgreicher  war 
er  als  Interpret  fremder  Gedanken  und 
besonders  derjenigen  Nietzsches.  Ihm 
sind  denn  auch  5  von  den  14  Aufsätzen 
gewidmet.  Die  übrigen  behandeln  eine 
bunte  Fülle  von  Gegenständen:  Goethes 
Faust  und  Zwei  Menschen  von  Deh- 
mel,  Pascal,  Spinoza,  Kant,  Schiller, 
Wagner  und  Woltmann.  X  Eine  gleich¬ 
falls  im  Meinerschen  Verlag  erschei¬ 
nende  Sammlung,  die  als  Ergänzung 
der  Philosophischen  Bibliothek  gedacht 
ist,  trägt  den  Titel  Wissen  und  For¬ 
schen:  Schriften  zur  Einführung  in  die 
Philosophie.  Als  l.Band  ist  erschienen: 
Artur  Buchenau  Kants  Lehre  vom 
kategorischen  Imperativ.  Das  Buch  soll 
vor  allem  in  die  Gedankengänge  der 
Grundlegung  zur  Methaphysik  der  Sit¬ 
ten  einführen.  Dabei  soll  es  gleichzeitig 
als  Einleitung  in  die  kritische  Ethik 
überhaupt  dienen.  Dem  Verfasser  hat 
das  Ziel  vorgeschwebt  die  Darstellung 
so  zu  gestalten,  daß  sie  etwa  auch  für 
Schüler  und  Schülerinnen  der  Ober¬ 
klassen  unserer  höheren  Lehranstalten 
verständlich  ist.  Dieses  Ziel  ist,  wie  mir 
scheint,  im  großen  und  ganzen  erreicht 
worden.  Buchenau  gehört  der  Marbur- 
ger  Schule  an;  seine  Auffassung  weicht 
deshalb  vielfach  von  der  meinigen  ab. 
Als  Einführung  kann  ich  das  Buch  den¬ 
noch  empfehlen. 

Sozialwissenschaften  /  Conrad  Schmidt 

Kapitalismus  ZurEntwickelungsgeschichte 
des  Kapitalismus:  so  etwa 
ließen  sich  unter  einem  ge¬ 
meinsamen  Titel  die  Werke  Werner 
Sombarts  in  den  letzten  12  Jahren 
zusammenfassen.  Die  Reihe  wird  mit  den 
beiden  Bänden  seines  Modernen  Kapi¬ 
talismus  vom  Jahr  1902  eröffnet.  Das 
Werk  beginnt  mit  einer  lichtvollen  Cha¬ 
rakteristik  der  handwerksmäßig  mittel¬ 
alterlichen  Wirtschaft  und  wendet  sich 
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dann  zunächst  der  Untersuchung  der 
Momente  zu,  die  in  dem  Rahmen  mittel¬ 
alterlicher  Verhältnisse  zur  Aufhäufung 
größerer,  kapitalistischer  Verwertung 
fähiger  Geldvermögen  geführt  haben.  Im 
Vorwort  entwickelt  der  Verfasser  die  all¬ 
gemeinen  Gesichtspunkte,  die  ihn  in 
seiner  Arbeit  leiteten.  Die  Genesis  des 
Kapitalismus  ist  nach  ihm  (darauf  legt 
er  besonderes  Gewicht)  die  Genesis  einer 
Wirtschaftsordnung,  die  auch  in  den  ihr 
Richtung  gebenden  wirtschaftlichen  Ziel¬ 
setzungen,  in  dem  in  ihr  herrschenden 
Geist  von  der  mittelalterlich  feudalen 
und  handwerksmäßigen  Wirtschaftsord¬ 
nung,  aus  der  sie  hervorgeht,  sich  grund¬ 
sätzlich  unterscheidet.  Wenn  hier  die 
Behauptung  des  »standesgemäßen  Unter¬ 
halts«,  in  den  Zünften  das  Streben  durch 
Einschränkung  des  freien  Wettbewerbs 
den  Zunftgenossen  die  herkömmliche 
»Nahrung«  zu  gewährleisten  das  wirt¬ 
schaftliche  Verhalten  leitend  reguliert,  so 
lebe  in  dem  Kapitalismus  sich  ein  von 
allen  Schranken  losgelöster  Erwerbstrieb 
aus.  Und  dieser  Geist,  der  im  kapitalisti¬ 
schen  Gehäuse  sein  Wesen  treibt,  sei 
nicht  erst  durch  und  in  dem  fertigen  Bau 
entstanden,  sondern  müsse  vielmehr,  im 
Schoß  jener  frühem  Wirtschaftsordnung 
da  und  dort  aufkommend,  in  dem  Ge¬ 
samtzusammenhang  der  Entwickelung  als 
der  aktiv  formende  Bildner  des  Neuen 
betrachtet  werden.  In  der  Art,  wie  Som- 
bart  diese  Seite  der  Bewegung  betont, 
kündigen  sich  zugleich  auch  die  Ten¬ 
denzen  einer  so  weit  wie  irgend  möglich 
psychologisch  verfahrenden  Betrach- 
tungs-  und  Erklärungsweise  an.  Aber 
damit  steht  er  noch  durchaus  in  keinem 
prinzipiellen  Gegensatz  zu  der  von  Marx 
in  seiner  berühmten  Darstellung  der  ur¬ 
sprünglichen  Akkumulation  skizzierten 
Entwickelungsauffassung  des  Kapitalis¬ 
mus.  Vielmehr  erklärt  Sombart  ausdrück¬ 
lich  und  mit  gutem  Recht:  was  ihn  von 
der  durch  Schmoller  vertretenen  Schule 
trenne,  sei  das  Bemühen  um  »das  Kon¬ 
struktive  in  der  Anordnung  des  Stoffes«, 
um  den  Aufbau  »aller  historischen  Er¬ 
scheinungen«  zu  einem  sozialen  »Sy¬ 
stem«!,  das  Interesse  an  einer  »theo¬ 
retisch  einheitlichen  Zusammenfassung«, 
und  fügt  dann  hinzu:  »ich  könnte  auch 
sagen:  Karl  Marx«.  In  der  Tat  läßt  die 
Beziehung  auf  Marxsches  Denken,  auf 
die  Probleme,  die  Marx  auf  der  Basis 
seiner  Analyse  der  fertigen  kapitalisti¬ 
schen  Wirtschaftsordnung,  einer  Er¬ 
forschung  der  Entwickelungsgeschichte 
des  modernen  Kapitalismus  stellt,  sich 
in  Sombarts  ganzer  Arbeit  überall  ver¬ 


folgen;  sie  geht  als  befruchtendes  und 
vielfach  Richtung  gebendes  Moment  in 
seine  psychologische  Betrachtungsweise 
ein.  Von  allen  Ökonomen  und  Histori¬ 
kern  in  akademischer  Stellung  hat 
keiner  so  entscheidende,  in  eigenes  selb¬ 
ständiges  Weiterdenken  sich  umsetzende 
Anregungen  von  Marx  erhalten  wie  er. 
Das  sollte  von  sozialistischer  Seite  über 
der  Vorliebe,  die  dieser  Autor  gelegent¬ 
lich  für  spielerische,  in  Farben  eines 
ästhetisierenden  Romantizismus  schil¬ 
lernde  Paradoxieen  zeigt,  nicht  vergessen 
werden. 

Von  dem  Modernen  Kapitalismus  her 
spinnen  sich  Fäden  zu  all  den  späteren 
Schriften  Sombarts:  zu  der  ausgezeich¬ 
neten,  jetzt  in  billiger  Volksausgabe  vor¬ 
liegenden  Deutschen  Volkswirtschaft  im 
19,  Jahrhundert  /Berlin,  Bondi/,  dem 
vielumstrittenen  Buch  über  die  Rolle  des 
Judentums  im  Kapitalismus,  den  beiden 
kleinen  wesentlich  als  Materialsammlung 
gedachten  Bänden  Luxus  und  Kapitalis¬ 
mus  und  Krieg  und  Kapitalismus  und 
seinem  neuen  vor  ein  paar  Monaten  ver¬ 
öffentlichten  Werk  Der  Bourgeois:  Zur 
Geistesgeschichte  des  modernen  Wirt¬ 
schaftsmenschen  /München,  Duncker  & 
Humblot/.  Eine  außerordentliche  Kunst 
der  Darstellung,  die,  auf  breitestes 
Material  gestützt  (der  Abdruck  der 
Quellenbelege  allein  füllt  über  ein  Halb¬ 
hundert  Seiten),  eine  über  Jahrhunderte 
zerstreute  Tatsachenfülle  in  anschau¬ 
liche,  knappe  Charakteristiken  zusam¬ 
mendrängt,  hält  das  Interesse  da  von 
Anfang  bis  zu  Ende  intensiv  gespannt. 
Ein  überraschender  Reichtum  von  Per¬ 
spektiven,  und  zwar,  von  einigen  launen¬ 
haften  Seitensprüngen  abgesehen,  an¬ 
scheinend  fruchtbarer,  die  auch  dann,  wenn 
sie  sich  zu  einem  Teil  nicht  bestätigen 
sollten,  durch  den  Zwang  sie  nachzuprü¬ 
fen  zur  Vermehrung  unserer  Einsicht  in 
das  Gewebe  historischer  Wechselwirkung 
beitragen  müssen,  tut  sich  auf. 

Wenn  Sombart  im  1,  Band  seines  Mo¬ 
dernen  Kapitalismus  die  Vermögensbil¬ 
dung  untersucht,  auf  deren  Grundlage 
kapitalistische  Unternehmungen  großem 
Umfangs  sich  allererst  entfalten  konnten, 
interessiert  ihn  hier  vor  allem  der  kapi¬ 
talistische  Unternehmer  selbst:  die 
Triebe,  die  ihn  beseelen,  die  Fähigkeiten, 
die  ihn  zur  Ausübung  solcher  Funktionen 
prädestinieren,  die  verschiedenartigen 
Charaktertypen  des  Unternehmertums 
und  ihr  Wandel  in  dem  Lauf  der  Zeit. 
Es  sind  in  erster  Reihe  psychologische 
Fragestellungen,  denen  er  nachgeht.  Er 
möchte  sozusagen  die  Genealogie  des 
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modern  kapitalistischen  Geistes  in  ein¬ 
zelnen  markanten  Zügen  und  nach  den 
Hauptetappen  der  Entwickelung  zeich¬ 
nen.  Man  mag  Bedenken  hegen,  ob  die 
Lösung  einer  solchen  Aufgabe  bei  der 
fließenden,  genauere  Klassifikationen  zu 
sehr  erschwerenden  Natur  alles  Psycho¬ 
logischen  in  wissenschaftlich  einwand¬ 
freien  Formulierungen  möglich  ist;  ob  da 
nicht  weitere  Forschung  den  Versuchen 
psychologisch  zu  generalisieren  gegen¬ 
über  so  vielerlei  Abweichungen  und  Aus¬ 
nahmen  von  der  Regel  zu  verzeichnen 
haben  wird,  daß  die  Frage,  welches  die 
jeweils  prävalierenden  psychologischen 
Züge  seien,  schließlich  in  weitem  Um¬ 
fang  unentscheidbar  bleibt.  Aber  auch 
ein  solcher  Skeptizismus  wird  das  große 
Interesse  des  Sombartschen  Versuchs 
nicht  bestreiten  können.  Wie  es  immer 
mit  der  Tragkraft  und  Sicherheit  der 
Generalisationen  stehe,  die  von  ihm  her¬ 
angezogenen  Tatsachen  und  Belege,  die 
plastische  Darstellung  behalten  ihren 
Wert,  beleben  die  allgemeine  Vorstel¬ 
lung  vom  Werden  des  Kapitalismus  mit 
höchst  eindrucksvollen  Bildern. 

Ein  paar  Andeutungen  über  den  Gang 
der  Untersuchung  mögen  hier,  da  eine, 
auch  nur  etwas  genauere  Inhaltsangabe 
den  begrenzten  Raum  bei  weitem  über¬ 
schreiten  müßte,  genügen.  Nach  einem 
Ausblick  auf  die  Rolle  der  Edelmetalle 
in  der  Zeit  vor  der  Entstehung  und  Aus¬ 
breitung  der  mittelalterlichen  Geldwirt¬ 
schaft  und  auf  die  Hauptformen,  in 
denen  sich  das  Streben  nach  Gelderwerb 
dann,  vielfach  noch  ohne  jede  direkte 
Anknüpfung  an  Warenproduktion  und 
Warenhandel  betätigt  (Ämterkauf,  Raub, 
Schatzgräberei  und  Alchemie,  Projekten¬ 
macherei  und  Erfindungen,  Geldleihe 
und  Spiel),  analysiert  der  Verfasser,  das 
Wort  im  allgemeinsten  Sinn  nehmend, 
die  Grundmerkmale  der  »Unternehmung« 
und  des  »Unternehmungsgeistes«  über¬ 
haupt.  Jene  schließe  immer  einen  weit¬ 
sichtigen  Plan  und  das  Zusammenwirken 
vieler  unter  einheitlicher  Leitung  ein, 
setzte  also  bei  dem  Unternehmer  ein 
ausgeprägtes  Vermögen  der  Initiative, 
Organisations-  und  (in  friedlich  wirt¬ 
schaftlichen  Unternehmungen)  Verhand¬ 
lungstalente  voraus.  Es  wird  das  »Unter  - 
nehmungs«artige,  da  den  Kriegszügen 
beutegieriger  Söldnerführer,  dem  See¬ 
raub,  dem  mittelalterlichen  und  früh¬ 
kapitalistischen  mit  Raub  und  Seeraub 
eng  verbundenen  Fern-  und  Kolonial¬ 
handel,  der  über  viele  Arbeitskräfte  ge¬ 
bietenden  feudalen  Grundherrschaft  wie 
dem  aufstrebenden  absoluten  Fürsten¬ 


staat  anhaftet,  dargelegt  und  eine  bunte 
Reihe  frühkapitalistischer  Unternehmer¬ 
typen  vorgeführt:  kapitalistische  Feu¬ 
dalherren,  im  Staatsdienst  über  staat¬ 
liche  Geld-  und  Machtmittel  für 
Unternehmungen  verfügende  Bureau- 
kraten,  Spekulanten,  in  Unternehmer 
sich  verwandelnde  Krämer  und  Hand¬ 
werker.  Als  weiteres  sehr  wichtiges,  mit 
jenen  organisatorischen  und  Händler¬ 
qualitäten  im  kapitalistischen  Unter¬ 
nehmergeist  sich  kreuzendes  Element  er¬ 
scheint,  was  Sombart  summarisch  als 
»Bürgergeist«  bezeichnet:  eine  vor¬ 
wiegend  aufs  Erwerben  und  Sparen  ge^ 
richtete,  utilitarisch-rationalistisch-recfi- 
nerische  Denkart,  deren  erste,  naiv 
moralisierende  Äußerungen  mit  Zitaten 
aus  Florentiner  Kaufmannsschriften  illu¬ 
striert  werden. 

Die  beiden  letzten  Abschnitte  des  1.  Teils 
skizzieren  die  Entwickelung  respektive 
Entwickelung  und  Rückbildung  des  kapi¬ 
talistischen  Unternehmungsgeistes  in 
europäischen  Staaten  und  die  Unter¬ 
schiede,  die,  nach  Sombart,  wenigstens 
tendenziell  und  im  allgemeinen  zwischen 
der  in  frühkapitalistischen  und  in  mo¬ 
dernen  hochkapitalistischen  Unterneh¬ 
mungen  vorherrschenden  Gesinnung  be¬ 
stehen,  Jene  gehe  auf  eine  Reichstums- 
anhäufung  wesentlich  zum  Zweck  der 
Lebenssicherung  und  des  Lebensgenusses 
aus,  während  in  dieser  die  Sucht  stän¬ 
diger  Erweiterung  des  Gelderwerbs  und 
des  Geschäftes  alle  solche  Grenzen  über¬ 
springe.  Unter  völliger  Umkehrung  des 
natürlichen  konkreten  Menschen  und 
seiner  Interessen  sei,  was  erst  ein  Mittel 
war,  Selbstzweck  geworden,  eine  Be¬ 
sessenheit,  die  sich  in  einer  end-  und 
sinnlosen  Hetzjagd  der  Arbeit  ausrast. 

Im  2.  Hauptteil  beschäftigen  den  Autor 
die  verschiedenen  Beanlagungen,  die  ein¬ 
zelne  Stämme  und  Völker  der  Entwicke¬ 
lung  eines  gesteigerten  Erwerbstriebs 
und  kapitalistischen  Unternehmungs¬ 
geistes  entgegenzubringen  scheinen;  der 
Einfluß,  den  »sittliche  Mächte«,  Religion 
und  Moral,  auf  die  Entstehung  des  kapi¬ 
talistischen  Geistes  ausgeübt  haben  mö¬ 
gen;  der  Einfluß  der,  vielfach  kirchenpo¬ 
litisch  motivierten  Wanderungen;  der  Ein¬ 
fluß  der  Technik  und  der  großen  Gold- 
und  Silberfunde.  Seine  in  dem  Buch 
über  die  Juden  ausgedrückte  Ansicht  von 
der  jüdischen  Religion:  daß  sie  eine  For¬ 
derung  wirtschaftlich  rationeller  Lebens¬ 
führung  und  die  Anerkennung  des  Er¬ 
werbstriebs  in  sich  schließe  (eine  An¬ 
sicht,  der  von  Fachleuten  auf  dem  Ge¬ 
biet  der  Religionswissenschaft  energisch 
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widersprochen  wurde),  will  er  jetzt,  ent¬ 
gegen  seiner  frühem  Meinung,  auch  auf 
den  Katholizismus  ausdehnen,  und  er 
sucht  seine  Auffassung  an  der  Hand  des 
Thomas  von  Aquino  und  anderer  Scho¬ 
lastiker  zu  begründen.  Die  katholisch¬ 
mittelalterliche  Verpönung  des  Leih¬ 
zinses  impliziere  durchaus  keine  Ableh¬ 
nung  des  Gewinnstrebens  und  habe  auf 
die  Tendenz  zu  kaufmännischer  und  in¬ 
dustrieller  Kapitalsverwertung  eher  för¬ 
dernd  als  hemmend  gewirkt.  In  Kon¬ 
sequenz  dieser  Auffassung  wendet  er  sich 
dann  auch  gegen  Max  Webers  vieldisku¬ 
tierte  Doktrin,  nach  der  vorwiegend  erst 
im  Puritanismus  und  durch  ihn  eine  dem 
Erwerbsleben  und  dem  Kapitalismus 
günstige  Umwälzung  der  religiösen  Vor¬ 
stellungen  sich  vollzogen  habe. 

Daß  Sombart  die  ungeheure  wirtschaft¬ 
liche  Fortentwickelung,  an  die  die  große 
sozialistische  Zukunftshoffnung  einer 
wirklich  menschenwürdigen  Umgestal¬ 
tung  des  gesellschaftlichen  Lebens  an¬ 
knüpft,  mit  einem  verdrossenen  Miß¬ 
trauen  betrachtet  (jener  ästhetisch-quie- 
tistische  Zug,  von  dem  in  seinen  ersten 
Schriften,  auch  noch  in  seinem  Modernen 
Kapitalismus  nichts  zu  spüren  war), 
kommt  in  seiner  Kritik  des  kapitalisti¬ 
schen  Unternehmungsgeistes,  dessen  (wenn 
auch  ungewollt  und  ungewußt)  sozial¬ 
kulturelle  Fortschrittsmöglichkeiten  för¬ 
derndes  Machtstreben  er  als  töricht  kin¬ 
dische  Laune  einschätzt,  noch  mehr  in 
seinem  Schlußwort  »Was  wird  die  Zu¬ 
kunft  bringen?«  zum  Ausdruck.  Doch 
diese  Stellungnahme  hat  mit  dem  eigent¬ 
lichen  Inhalt  des  Buches  gar  nichts  zu 
tun. 

Zum  Schluß  noch  ein  paar  Worte  über 
die  Einwendungen,  die  Sombart  selbst 
dem  Leser  in  den  Mund  legt.  Man  werde, 
meint  er,  über  Mangel  an  Einheitlichkeit 
klagen.  »Die  Vielheit  der  Ursachen«,  die 
er  für  die  »Entstehung  des  kapitalisti¬ 
schen  Geistes  verantwortlich  gemacht 
habe«,  könne  verwirrend  erscheinen;  es 
dränge  sich  die  Frage  auf,  ob  nicht 
wenigstens  eine  »Hierarchie  der  Ur¬ 
sachen«  nachzuweisen  sei;  ob  man  nicht, 
statt  nur  die  einzelnen  Ursachen  in  der 
Darstellung  nach  einander  aufzuzählen, 
zu  einem  Einblick  in  ihr  inneres  Rang¬ 
verhältnis,  ihre  Über-  und  Unterordnung 
gelangen  könne.  Sombart  mag  recht 
haben,  wenn  er  die  Erfüllung  einer  sol¬ 
chen  Forderung  bei  dem  bunten  Durch¬ 
einanderwirken  der  historischen  Fak¬ 
toren  für  unmöglich  hält,  wenigstens,  was 
das  Detail  der  Geschichte  anlangt.  In¬ 
des  mir  scheint,  daß  das  Bedürfnis  nach 


Einheit  in  anderer  Weise  sich  wohl  be¬ 
friedigen  ließe.  Wenn  nämlich  von  der 
ganz  allgemeinen,  unmittelbar  aus  der 
Analyse  des  kapitalistischen  Systems 
sich  ergebenden  Wesensart  des  »kapita¬ 
listischen  Geistes«  ausgegangen  wird, 
den  Marx  mit  den  Worten  kennzeichnet: 
»Der  Gebrauchswert  ist  niemals  als  un¬ 
mittelbarer  Zweck  des  Kapitalisten  zu 
betrachten;  auch  nicht  der  einzelne  Ge¬ 
winn,  sondern  nur  die  rastlose  Bewegung 
des  Gewinnens.«  Das  ist  ja  auch  nach 
Sombart  der  im  Kapitalismus  angelegte, 
im  Hochkapitalismus  zu  freiester  Ent¬ 
faltung  gelangende  abstrakte  Grundtyp 
kapitalistischer  Zwecksetzung.  Ein  Stre¬ 
ben,  das  sich  ebenso  von  den  treibenden 
Motivationsreihen  früherer  Wirtschafts¬ 
epochen  kontrastierend  abhebt  wie  es 
andrerseits,  seiner  psychologischen  Mög¬ 
lichkeit  nach,  in  dem  durch  alle  mensch¬ 
liche  Geschichte  hindurch  gehenden,  die 
mannigfaltigsten  Gestalten  annehmenden 
Machtstreben  verankert  erscheint,  eine 
seiner  Äußerungsformen  darstellt.  Natür¬ 
lich:  daß  diese  Möglichkeit  sich  irgend¬ 
wie  realisiere,  dazu  bedarf  es  im  öko¬ 
nomisch-historischen  Entwickelungsgang 
höchst  mannigfaltiger  Bedingungen,  ob¬ 
jektiver  und  psychologisch  subjektiver 
Art.  Faßt  man  einmal  in  dieser  Weise 
die  »rastlose  Bewegung  des  Gewinnens« 
oder,  nach  einem  andern  MarxschenAus- 
druck,  den  »absoluten  Bereicherungs¬ 
trieb«  als  den  aus  mancherlei  Ver¬ 
quickungen  mit  anderen  Interessen  sich 
tendenziell  immer  schärfer  herausarbei¬ 
tenden  spezifischen  Willensinhalt  des 
»kapitalistischen  Geistes«,  so  ist  damit 
ein  aus  der  Analyse  des  Kapitalismus 
selbst  geschöpfter  grundlegender  Ge¬ 
sichtspunkt  gegeben,  um  den  und  in  Be¬ 
ziehung  auf  den  sich  alle  näheren 
psychologischen  Untersuchungen  über  die 
verschiedenen  Erscheinungsformen,  Arten 
und  Entwickelungsstufen  des  kapitalisti¬ 
schen  Geistes  einheitlich  im  übersicht¬ 
lichen  Zusammenhang  gruppieren  lassen. 
Was  Sombart  die  »Mannigfaltigkeit  der 
Ursachen«  nennt,  also  auch  die  Mannig¬ 
faltigkeit  der  psychischen  Momente,  die 
bei  der  Ausbildung  des  kapitalistischen 
Unternehmungsgeistes  Zusammenwirken, 
ihn  je  nach  ihrer  Mischungsart  verschie¬ 
den  färben,  bleibt  dadurch  unberührt; 
aber  diese  Mannigfaltigkeit,  im  Rahmen 
einer  solchen  Grundbeziehung 
dargestellt,  würde,  scheint  mir,  den  Ein¬ 
druck  des  »Verwirrenden«  verlieren.  Viel¬ 
leicht,  daß  spätere  Auflagen  das  nach¬ 
holen.  Nicht 'nur,  daß  sich  der  Leser  bei 
einer  solchen  deutlicher  als  jetzt  heraus- 
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gearbeiteten  Ausrichtung  auf  dies  Zen¬ 
trale  leichter  orientieren  würde,  auch  die 
Beziehung  zu  dem  Marxschen  systemati¬ 
schen  Denken,  die  Sombart  für  seinen 
Modernen  Kapitalismus  mit  Recht  in 
Anspruch  nahm,  träte  damit  wieder  klar 
hervor. 

X  X 

Marxismus  Der  Arbeitslohn  und  die 
soziale  Entwickelung  be¬ 
titelt  sich  ein  Buch  von 
Dr,  David  Lewin  /Berlin,  Springer/, 
das,  auf  gründlichen  Studien  ruhend, 
im  Rahmen  der  Marxschen  Theorieen 
die  Bestimmungsgründe  und  Bewegungs¬ 
möglichkeiten  des  Arbeitslohns  in  syste¬ 
matischem  Zusammenhang  darzulegen 
sucht.  Der  Ansicht  gegenüber,  die  den 
Lohn  durch  ein  unverändertes  physiolo¬ 
gisches  Existenzminimum  geregelt  wähnt, 
betont  er  sehr  entschieden  die  histo¬ 
rische  Relativität  des  als  notwendig 
empfundenen  Unterhaltsniveaus,  Den 
Abschluß  bildet  eine  polemische  Ausein¬ 
andersetzung  mit  der  Lohntheorie  der 
Grenznutzschule,  »Kein  Makel  am  Kapi¬ 
talzins,  das  ist  das  thema  probandum«, 
so  resümiert  er  am  Schluß  die  Ein¬ 
drücke  der  kritischen  Wanderung. 
»Man  revidiert  zu  diesem  Zweck  alle  be¬ 
stehenden  Theorieen,  man  deutet  und 
mißdeutet  Smith  und  Ricardo,  man 
trägt  sich  mit  Bastiat  um,  und  einen 
Say  krönt  man  zum  König  der  Wissen¬ 
schaft.  Man  rüstet  sich  mit  den  schwäch¬ 
sten  und  schlechtesten  Waffen  der  Wis¬ 
senschaft  aus,  und  gründlichst  vergessene 
Theorieen  feiern  ihre  Auferstehung.  Man 
bringt  es  wieder  fertig  das  Kapital  als 
Abstinenz ,  den  Grund  und  Boden  als 
Opfer  darzustellen,  und  die  törichte 
Theorie  von  den  wirtschaftlichen  Dien¬ 
sten  tritt  in  neuer  Kleidung  wieder 
auf  . .  .« 

Der  ehemalige  russische  Marxist  M  i  - 
chael  Tugan-Baranowskij  pub¬ 
liziert  eine  kürzere  Arbeit  Soziale 
Theorie  der  Verteilung  /Berlin,  Sprin¬ 
ger/.  Die  kritischen  Ausführungen 
richten  sich  in  der  Hauptsache  gegen 
den  Marxschen  Versuch  Lohnhöhe  und 
Durchschnittsprofitrate  durch  ein  Zu¬ 
rückgehen  auf  das  Arbeitswertgesetz  zu 
erklären.  Die  positive  Ansicht  des  Ver¬ 
fassers,  der  in  dem  Vorwort  es  als  die 
»wichtigste  Aufgabe  der  ökonomischen 
Wissenschaft  unserer  Zeit«  proklamiert 
eine  Synthese  (!)  von  Marxismus  und 
Grenznutztheorie  zu  finden,  bleibt  so 
unklar  wie  dieser  wunderliche  Mi¬ 
schungsvorschlag.  Daß  die  Festsetzung 
der  Lohnhöhe  innerhalb  gewisser  Gren¬ 


zen  eine  Machtfrage  ist,  daß  die  Ge¬ 
werkschaften  auch  bei  gleichbleibendem 
Verhältnis  von  Arbeitsangebot  und 
-nachfrage  unter  Umständen  den  Lohn¬ 
satz  in  die  Höhe  treiben  können,  wird 
dem  Verfasser  kein  Verständiger  be¬ 
streiten,  am  wenigsten  Marx  selber. 
Aber  diese  mit  besonderer  Emphase 
von  Tugan-Baranowskij  hervorgehobe¬ 
nen  Selbstverständlichkeiten  sind  doch 
weiß  Gott  nichts,  was  den  früheren 
Theoretikern  verborgen  geblieben  wäre 
und  als  neue  Einsicht  zum  Ausgangs¬ 
punkt  einer  Umwandlung  der  Theorie 
genommen  werden  könnte, 

X  X 

KurzeChronikAm  5.  Januar  starb  in  Paris 
ganz  plötzlich,  an  einem 
Gehirnschlag  (infolge  gro¬ 
ßen  Frostes  in  der  Straßenbahn),  Ge¬ 
nosse  Eugene  Fourniere,  Er  war 
57  Jahre  alt  und  bekleidete  zuletzt  das 
Amt  eines  Professors  an  der  Pariser 
Kunst-  und  Gewerbeschule.  Fourniere 
war  bekanntlich  Mitbegründer  und  spä¬ 
ter  Herausgeber  der  Revue  Socialiste. 
Von  seinen  eigenen  Arbeiten  sei  nur  das 
Buch  über  die  sozialistischen  Theo¬ 
rieen  von  Babeuf  bis  Proudhon  genannt, 
das  1904  bei  Alcan  erschien.  Fourniere 
arbeitete  in  letzter  Zeit  an  einem  sozio¬ 
logischen  Werk,  das  sich  mit  der  Ent¬ 
stehung  der  Klassen  beschäftigte;  es  wird 
jetzt  wohl  nach  seinem  Tod  heraus¬ 
gegeben  werden.  Den  Lesern  der  Sozia¬ 
listischen  Monatshefte  ist  Fourniere 
durch  Vielfache  Beiträge,  namentlich 
über  Politik  und  Sozialismus  in  Frank¬ 
reich,  bekannt.  Er  vertrat  in  der  Partei 
einen  konsequent  reformistischen  Stand¬ 
punkt.  Der  französische  wie  der  inter¬ 
nationale  Sozialismus  wird  sein  An¬ 
denken  bewahren.  X  Unter  dem  Titel 
Theorie  und  Methoden  der  Statistik: 
ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Studierende 
und  Praktiker,  ist  von  dem  Petersburger 
Professor  Al.  Kaufmann  ein  umfang¬ 
reicher,  die  einschlägigen  Fragen  offen¬ 
bar  mit  großer  Sachkenntnis  behandeln¬ 
der  Band  erschienen  /Tübingen,  Mohr/. 
X  Der  Politisch-Anthropologische  Ver¬ 
lag  in  Berlin-Steglitz  veröffentlicht  die 
Schmähschrift  eines  österreichischen 
Antisemiten  Dr.  Franz  Haiser:  Der 
aristokratische  Imperativ.  Der  Autor 
nennt  sie  auf  dem  Titelblatt  einen  »Bei¬ 
trag  zu  den  neu  deutschen  Kul- 
turbestrebunge  n«.  Ein  Haufen  halb 
kindischer  und  halb  brutaler  Renom¬ 
mistereien,  die  aber  in  ihrer  pathologi¬ 
schen  Offenherzigkeit  immerhin  einige 
ganz  interessante  Streiflichter  auf  ge- 
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wisse  extrem  reaktionäre  Tendenzen  wer¬ 
fen.  Haisers  Haß  und  Verachtung  gegen 
jede  Art  demokratischer  Gleichheit  er¬ 
streckt  sich  auch  auf  die  Logik,  deren 
Sätze  allen  gemeinsam  und  für  alle  gleich 
sind.  Nirgends  auch  nur  der  Ansatz  zu 
einem  logischen  Versuch  der  Begrün¬ 
dung.  Die  Argumentationen,  deren  er 
sich  bei  seiner  Umwertung  aller  Werte 
bedient,  sind  eine  Kette  sich  ständig 
wiederholender  Schimpfworte,  Wenn  er 
etwas  ganz  und  gar  vernichten  will,  spielt 
er  den  letzten  Trumpf  aus,  die  Erklärung: 
er  spüre  da  »Brechreiz«.  Rassefexereien 
und  Verherrlichungen  jeder  Art  Gewalt 
lösen  einander  ab.  Unter  anderm 
schwärmt  der  Verfasser  auch  für  Sullas 
Menschenschlächtereien.  Die  Kaserne 
gilt  ihm  als  vorbildliches  Institut  für  die 
Kindererziehung.  Die  Söhne  deutsch- 
aristokratischer  V ollnaturen  seines  Schla¬ 
ges  sollen,  damit  sie  sich  für  die  bluti¬ 
gen  aristokratischen  Tugenden  recht¬ 
zeitig  präparieren,  mit  rohem  Fleisch  ge¬ 
füttert  werden.  »Wir  Süddeutschen«, 
donnert  er  seine  Landsleute  an,  »trach¬ 
ten  immer  danach  nur  kein  Kommando 
hören  zu  müssen;  darum  hassen  wir  alles 
Preußische,  alles,  was  Befehlen  heißt, 
alles,  was  sich  selbst  durch  die  Men¬ 
schenrechte  hindurch  Ordnung  schafft.« 
Diese  Liebeserklärung  inmitten  all  des 
provozierenden  Gekläffs  dürfte  sogar 
auch  von  den  Herren  vom  Preußenbund 
als  kompromittierlich  empfunden  wer¬ 
den. 

KUNST 

Bildende  Kunst  /  Gustav  Linde 

Magnasco  Jene  steigende  Konzentra¬ 
tion,  zu  der  Charaktere  wie 
Julius  II.  und  Michelangelo 
durch  Dasein  und  Aktion  die  Menschen- 
natur  zwangen,  zersprang  mit  dem  Ab¬ 
gang  solcher  ihrer  Meister.  Jetzt  gibt  sie 
sich  aus  mit  der  Fülle  der  Geladenheit 
und  der  Vehemenz  der  herrenlos  sich 
entspannenden  Spannung.  Hierhin  gehört 
Alessandro  Magnasco,  den  der  Berliner 
Kunstsalon  Cassirer  in  seiner  Januar¬ 
ausstellung  vorführte.  Magnasco  ist  Ge¬ 
nueser.  Dies  trennt  ihn  innerlich  von  dem 
übrigen  Italien  und  teilt  ihn  Spanien  zu. 
Daher  seine  inquisitorisch  schwarze  Pa¬ 
tina.  In  manchmal  grotesker  Brunst 
spricht  sich  hier  ein  Genuß  eigener  Er¬ 
regung  aus,  der  in  den  Bezirk  des  Vege¬ 
tativen  hinabstieg.  Damit  verlieren  viele 
seiner  Bilder  das  Moment  des  Organis¬ 
mus.  Sie  sind  daran  sich  in  ihre  Be¬ 
standteile  an  einzelnen  Pinselzügen  auf¬ 
zulösen;  so  daß  diese  sich  wie  ein  selb¬ 


ständiges  Netz  über  das  Bild  legen,  es 
fast  zu  einem  Ornamentalgebilde,  zu 
einem  Gobelinteppich  vergewaltigend. 
Doch  war  nicht  Absicht,  Zeit  und  Selbst¬ 
beherrschung  vorhanden  zu  der  sterilen 
Sprache  des  Ornamentalischen.  Hier 
haben  wir  vielmehr  die  mit  den  Mitteln 
der  bildenden  Kunst  sich  ausdrückenden 
innerlichen  Bewegungen  eines  Fiebern¬ 
den,  dessen  kritisches  Organ  in  einem 
beschränkten  oder  verdunkelten  Zustand 
sich  befindet.  Diese  Bilder  sind  gleich¬ 
sam  ohne  den  Willen  zur  Dauer  geschaf¬ 
fen;  in  dem  ganz  gespannten  Gegen¬ 
wartstrieb  eines  proletarischen  Lebens¬ 
bacchanten  geschaffen.  So  bildet  die 
Tatsache  des  künstlerischen  Tätigseins 
an  sich  das  Eigentliche,  das  Reizmoment 
für  diesen  Menschen.  Indem  er  mit  be¬ 
stimmtem  Silhouettenaffekt  und  bestimm¬ 
ter  Farbenstimmung  agiert,  erfährt  er  in 
einer  sich  selbst  gegenüber  passiven 
Weise  einen  Rausch,  wie  durch  Alkohol, 
durch  Kultübung.  Man  geht  mit  Norm¬ 
gesetzen  der  Optik  an  Greco  heran.  Hier 
zeigt  Magnasco,  wie  jene  Überlängerung 
zum  Beispiel  von  Gliedern  einfach  Re¬ 
sultat  einer  solchen  Momentanent¬ 
zückung  ist;  wie  die  Absicht  für  diesen 
Fall  sich  nicht  auf  anatomische  Exakt¬ 
heit  und  kompositioneile  Auswägung 
richtet;  wie  ein  solches  Augenblicks¬ 
bacchanal  Ziel  ist.  So  auch  erhöht  Ma¬ 
gnasco  seine  Gestalten  in  heftigen,  sinn- 
lich-schmeißenden  Pinselschwüngen  mit 
jenem  trunken-ver dunkelten  Silberweiß, 
Und  er  trägt  es  ihnen  eben  oft  so  heftig 
auf,  daß  Teppiche,  Kulissen  zu  entstehen 
drohen:  bewußtseinslos  in  gleicher  Ek¬ 
stase  sich  ausgebend,  in  der  er  sich  auf 
den  Kirchenboden,  auf  das  Weib,  unter 
die  saufende  Soldatenhorde  schmeißen 
mag,  getrieben  die  unausgesetzt  tätige 
Glut  des  Blutes  von  sich  zu  scheiden. 
In  barockem  Ungestüm  überladend  und 
beziehender  Architektonik  nicht  fähig 
bei  dieser  Konstellation  seines  Tempera¬ 
ments.  Als  Sohn  des  reichen  Vaters 
vegetativ  sich  und  sein  Erbe  genießend. 
Daher  nicht  Persönlichkeit.  Nicht  großer 
Künstler.  Doch  Erzeuger  einiger  so  aus¬ 
gezeichneter  Malwerke  v/ie  der  Mönche 
in  der  Wärmestube. 

X  X 

Munch  Bei  Fritz  Gurlitt  in  Berlin 

gab  es  jetzt  eine  Kollektiv¬ 
ausstellung  des  Norwegers 
Edvard  Munch.  Diesem  Sohn  des  Lan¬ 
des  der  hellen  Nächte,  dessen  Mutter 
und  Schwestern  an  Schwindsucht  star¬ 
ben,  näherte  sich  oft  selbst  aus  gleicher 
Richtung  das  auslöschende  Geschick,  So 
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findet  sich  an  ihm  ein  Zustand  von  Über¬ 
wachheit  der  Umwelt  gegenüber.  Ihre 
Erscheinungen  werden  zu  durchsichtiger 
Epidermis  über  dahinter  liegender 
Eigentlichkeit.  Und  diese  Eigentlichkeit 
widerhallt  dem  Aufnehmenden  analog. 
Seine  empfindsame  Körperkonstitution, 
seine  mit  der  Todesbekanntschaft  durch¬ 
impfte  Seelenarchitektonik  haben  nicht 
das  naive  Gesättigtsein  durch  die  Ober¬ 
schicht  des  Vorstellungsobjekts  zu  Ge¬ 
bot,  durch  ihre  physiognomische  Unter- 
schiedenheit  an  Form,  Farbe,  Räumlich¬ 
keit.  Sondern  sie  umspielen  diese  Vor¬ 
lagerungen  gleichsam  mit  längeren  Tast¬ 
wimpern,  stoßen  durch  das  Einfache, 
Hautbedeutende  hindurch,  tauchen  in 
das  Dahinter,  saugen  aus  dessen  inhalt¬ 
licher  Unendlichkeit  in  peinhafter  Wol¬ 
lust  Lebensschauder,  Lebensschauer.  So 
schiebt  sich  das  Weib  vor  Munch  hin  in 
symbolhafter  Beziehung.  Es  ist  nicht 
mehr  der  andere  Teil,  den  ich  mir  in 
Wirksamkeit  gewinne  mich  mit  ihm  zu 
einheitlicher  Zweiheit,  zu  zweiheitlicher 
Einheit  zu  durchdringen.  Sondern  es  wird 
ihm,  sich  überwachsend,  zu  dem  andern 
überhaupt,  der  Gottheit  des  Außermir, 
der  lust-  und  leidensschwangern  Flamme 
vor  meiner  dahineinverdammten,  unbe- 
greifenden  Ohnmacht.  So  lebt  ihm  eine 
polypenhafte  Lebendigkeit  in  Bäumen, 
Häusern,  Wegen,  Brücken,  auf  denen  es 
weiterhin  leibhaftig  gespenstert  von  Men¬ 
schen  in  schmerzhaft  wacher  Bewußtheit. 
Arbeiter  schreiten  so  durch  eine  Schnee¬ 
schlucht  auf  uns  zu,  die  eine  winterhaft 
dünne  Luft  unserm  Gesicht  weh  auf¬ 
dringt.  Seine  Sonne  kocht  und  saust  von 
kalten,  glühenden  Gloriolen,  die  uns 
nackend  machen  und  transparent  durch¬ 
scheinen,  mit  unangenehmer  Aufhebung 
unseres  Schwergewichts.  Doch  zugleich 
liegt  hier  das  Bannende.  Wir  werden 
gleichsam  auf  ein  Urstadium  gebracht. 
Unsere  Zellatome  beginnen  aufzubrechen, 
elastisch  sich  zu  dehnen,  sich  nährend 
mit  einer  herben  Schöpfungsatmosphäre 
zu  füllen.  Wir  geraten  in  einen  Zu¬ 
stand  primitiv  einheitlicher  Fruchtbar¬ 
keit,  Erneuerung.  Das  ist  es.  Schauder 
und  Schauer.  Damit  ersteigt  dieser 
Künstler  seine  Größe.  Er  schafft  uns 
ein  Erleben  unserer  selbst  und  der  Mit¬ 
welt,  das  nach  seinem  eigenartigen  Ge¬ 
bot  uns  beugt,  hin  und  wieder  zwischen 
Untergang  und  Aufgang,  Und  er  erreicht 
dies  ausschließlich  mit  den  Mitteln  der 
bildenden  Kunst.  Er  ist  zugleich  hierin 
ein  Meister  der  jetzigen  Generation,  ihr 
Führer,  daß  er  in  solchem  Maß  Linie 
und  Farbe  auf  die  Höhe  gleichberechtig¬ 


ten  und  geeinten  Erregungsgehalts  zu 
heben  vermochte.  Als  ein  Netz  von  leben¬ 
digen  Nerven  hat  er  die  Linien  auf  die 
Maltafel  geheftet.  Und  die  Stufen  der 
seelischen  Skala  flocht  er  in  den  Farben 
dahindurch.  Ein  Zustand  von  Linien  und 
Farben  erfaßt  uns,  hebt  uns  in  uns  auf, 
schickt  uns  seine  Erregungen  und  Ton¬ 
höhen  entlang,  und  wir  erfahren  solche 
Inbrunst  in  menschlichen  Gesichtern, 
Körpern,  Handlungen  und  Naturstim¬ 
mungen  mit  jenen  Unterstimmen  von 
Metaphysik:  mit  Grauen,  mit  tiefen 
Atemzügen. 

X  X 

KurzeChronik In  der  Kirche  von  Rachi- 
tschewan  im  Kaukasus  soll 
eine  unbekannte  Geburt 
Christi  von  Leonardo  da  Vinci 
aufgefunden  sein,  wohin  sie  angeblich 
katholische  Missionare  brachten.  X  Das 
Original  der  Mona  Lisa  besitzt  nach 
eigener  Behauptung  ein  Schriftsteller 
Eyre  in  Isleworth.  Das  Bild  ist  von  der 
Mona  Lisa  des  Louvre  vor  allem  da¬ 
durch  verschieden,  daß  es  die  beiden 
seitlichen  Säulen  enthält,  die  Vasarie  er¬ 
wähnt,  und  die  auch  die  im  Louvre  be¬ 
findliche,  wahrscheinlich  aus  der  Erinne¬ 
rung  gemachte  Zeichnung  des  Raffael 
aufweist.  X  Einen  bisher  nicht  bekann¬ 
ten  Leibi  von  vorzüglicher  Malerei  ent¬ 
deckte  die  Galerie  Haberstock.  Und  zwar 
ein  Brustbild  von  Leibis  Freund  Louis 
Eysen.  Das  Entstehungsjahr  liegt  um 
1871,  X  Eine  neue  Freie  Sezession 
unter  dem  Ehrenvorsitz  Liebermanns  ist 
in  Berlin  gegründet  worden,  wobei  Paul 
Cassirer  trotz  lebhaften  Antrags  jegliches 
Amt  ablehnte.  X  Der  Prozeß,  den 
der  inzwischen  verstorbene  Besitzer  der 
Galerie  Emden  gegen  den  preußischen 
Fiskus,  vertreten  durch  den  General¬ 
direktor  der  königlichen  Museen,  führte, 
wurde  durch  das  Reichsgericht  endgültig 
zugunsten  des  Museums  entschieden.  Es 
handelt  sich  um  das  Bild  des  Tobias  mit 
dem  Engel  von  Rembrandt,  das  der 
Generaldirektor  auf  der  Versteigerung 
der  Sammlung  als  Govaert  Flint  erwarb 
und  dann  als  Rembrandt  veröffentlichte. 
X  Der  hamburgische  Staat  setzte 
der  Schwester  Alfred  Lichtwarks,  Fräu¬ 
lein  Marianne  Lichtwark,  eine  lebens¬ 
längliche  jährliche  Rente  von  4000  Mark 
aus. 

Dichtkunst  /  Max  hochdorf 

Komik  Die  tiefsten,  die  aufrichtig¬ 

sten  Dichter,  die  Rhapso¬ 
den  und  Psalmensänger, 
sind  nicht  komisch;  sie  ahnen  gar  nichts 
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von  der  Komik.  Erst  als  diese  wahrste 
Form  der  Dichtkunst  getrübt  und  ver¬ 
lassen  wurde  und  nicht  mehr  behauptet 
werden  konnte,  wurde  auch  das  Komische 
geboren.  Nun  gilt  es  als  ein  Bedürfnis 
den  von  ungefälschten  Adamsgefühlen 
abschwenkenden  Menschen.  Sie  können 
sich  nicht  mehr  im  dauernden  Feuer  der 
Begeisterung  halten.  Statt  es  zu  be¬ 
klagen,  trösten  sie  sich,  suchen  sie  an 
der  Welt  irgendwelche  Schäbigkeit  und 
Ungleichheit  heraus.  Sie  finden  das 
Komische.  Das  Komische  verhüllt  sehr 
oft  das  Zugeständnis  der  Schwäche  und 
der  Trostlosigkeit,  Schwermütige  und 
sogar  Weltverächter  sind  immer  vorzüg¬ 
liche  Komiker  und  Satiriker  gewesen. 
Schwermütige  und  Weltverächter:  der 
Schnurrenerzähler  M  y  n  o  n  a  besitzt 
diese  Grundstimmung  ausgiebig.  Sie 
schlägt  ihm  jedoch  nicht  auf  das  mora¬ 
lische  Urteil,  sie  belastet  ihm  eher  den 
Kopf.  Die  Trugschlüsse  der  banalen 
Menschen  stören  ihn.  Er  bemüht  sich 
erheiternd  die  Armseligkeit  dieser  Trug¬ 
schlüsse  zu  beweisen.  Dazu  bedünkt  es 
ihn  notwendig  Parabeln  zu  erfinden  und 
keine  logischen  Formeln,  Den  Tief  sinn 
verstecken  hinter  dem  Blödsinn.  Ein 
Komiker,  der  so  etwas  will,  ist  von  be¬ 
trächtlicher  Boshaftigkeit.  »Rosa,  die 
schöne  Schutzmannsfrau«  wird  so  von 
Mynona  vor  ein  beinahe  metaphysisches 
Buch  geschrieben  /Leipzig,  Verlag  der 
weißen  Bücher/.  Der  Titel,  der  an  Bu¬ 
dikenromane  erinnert,  könnte  ihn  reuen, 
und  er  verantwortet  den  Titel  und  sich 
selber,  indem  er  hinzusetzt:  »Grotesken«. 
Alle  diese  Grotesken  können  die  Mei¬ 
nung  veranlassen,  daß  die  Urschöpfung 
jede  Kreatur  mit  einer  starren  und  nicht 
verwandelbaren  Natur  versehen  hat. 
Diese  Natur  wird  mangelhaft,  gefährlich, 
entlarvt  in  ihrer  Fehlerhaftigkeit,  sobald 
sie  auf  Nachbargeschöpfe  wirkt.  An  sich 
ist  es  zum  Beispiel  etwas  durchaus  Köst¬ 
liches  ein  Riese  zu  sein,  Kirchtürme 
zerschmettern  oder  Berge  verschlucken 
zu  können.  Dies  Köstliche  wird  aber 
etwas  Schändliches,  da  es  in  Konflikt 
mit  ebenso  Köstlichem,  etwa  mit  der  ge¬ 
scheuten  Menschheit,  gerät.  Der  Riese 
will  sich  sehr  gut  mit  den  Menschen 
stellen,  ja,  er  will  sogar  zärtlich  zu 
ihnen  sein.  Doch  ihm  geht  es  wie  dem 
Schützen  auf  Spatzen.  Er  verrechnet 
sich  in  seiner  Kraft.  Überall,  wo  er 
liebkosen  kann,  zerknickt  er  Menschen 
und  deren  Gebilde,  Er  will  zart  sein 
und  ist  so  unglaublich  tölpisch  und  mör¬ 
derisch.  Diese  Groteske  ist  nach  dem 


ältesten  Rezept  geschrieben.  Denn  ge¬ 
zeigt  wird  das  Unvollkommene,  das 
Schäbige  und  Gebrechliche  an  dem  Rie¬ 
sen.  Der  Verneiner  spricht  und  der  Pes¬ 
simist,  und  es  ist  ein  gutes  Zeichen,  daß 
er  seinen  Leser  nötigen  kann  seine  Ver¬ 
nunft  zugunsten  des  Witzes  zu  zerknik- 
ken.  Mynona  weiß  wohl,  daß  er  aus  der 
normalen  Welt  des  Verkehrs  auswandert, 
um  sich  in  der  Scheinwelt  des  Verkehr¬ 
ten  zu  ergehen,  daß  ihn  die  Wirklichkeit 
wenig  schmerzt,  wenn  er  witzige  Gleich¬ 
nisse  ausdenkt.  Den  Takt  hat  er,  daß 
er  nicht  erst  viel  Aufhebens  von  solchem 
Belieben  macht. 

Eine  witzige  Situation  erfinden  ist  tau¬ 
sendmal  leichter  als  Menschen,  die  durch 
ihr  Reden  in  die  Komik  eingewoben 
sind.  Eine  höhere  Wirkung  übt  das 
Komische,  wenn  es  nicht  heißt:  Du  mußt 
dich  totlachen.  Es  muß  vielmehr  alles 
im  Buch  stehen,  was  von  Mensch  zu 
Mensch  das  Totlachen  reizt.  Die  Men¬ 
schen  mit  so  viel  komischer  Lyrik  an¬ 
füllen,  ihnen  so  viele  komische  Worte 
in  den  Mund,  ihnen  so  viele  komische 
Gefühle  in  das  Herz  legen,  daß  der  mit 
ihnen  verkehrende  Leser  sich  schüttelt, 
das  soll  der  von  der  Anekdote  zum  li¬ 
terarischen  Humor  hinaufsteigende  Ko¬ 
miker.  In  den  meisten  komischen  Bü¬ 
chern  reden  die  Menschen  so  wenig,  was 
die  komischen  Bücher  schwächlich 
macht.  Den  Menschen  die  Zunge  lösen, 
das  erfordert  eben  mehr  als  gute  Laune 
oder  den  Ehrgeiz  einen  anständigen  Stil 
zu  schreiben.  Den  Menschen  löst  die 
Zunge  nur,  wer  demütig  sein  Poeten¬ 
talent  verwendet,  wer  sich  nicht  beeilt 
irgendwelche  Erfahrung  oder  Stimmung 
schnellstens  mit  der  Feder  zu  beseitigen. 
Ein  Dichter  nur,  der,  behutsam  wachsend, 
der,  geduldig  horchend,  der  ohne  Selbst¬ 
anbetung  arbeitet,  gelangt  an  dieses  Ge¬ 
heimnis  der  Kunst.  Genau  so  wie  es 
eine  Lyrik  im  sentimentalen  Roman  gibt, 
eine  aus  dem  Dialog  abzulesende  Span¬ 
nung  des  Empfindens,  ebenso  müssen, 
weich  und  gewinnend,  die  Worte  der 
Zwiesprache  aus  den  komischen  Men¬ 
schen  hervorgelockt  werden.  Und  der 
komische  Dialog  ist  noch  schwerer  zu 
formen  als  der  sentimentale.  Muß  doch 
im  komischen  Dialog  dieses  Gemisch 
von  Verstand,  von  mäkelndem  Eigensinn 
und  schmähender  Überlegenheit  erschaf¬ 
fen  werden,  das  die  komische  Wirkung 
sichert.  Man  könnte  die  Romanze  Gu¬ 
stav  Wieds  nur  auf  idas  Formale 
prüfen  und  wäre  höchst  erfreut  die  voll¬ 
ständige  Abgeklärtheit  dieses  Stils  zu 
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bewundern.  Kein  Wort,  das  nicht  in  der 
alltäglichen  Rede  Vorkommen  könnte, 
entschlüpft  ihm.  Und  dennoch  gelingt 
es  ihm  manchmal  durch  die  Gruppierung 
dieser  armen  Worte  eine  reiche  Stim¬ 
mung  zu  erwecken.  Die  Kälte,  die  in 
dieser  Aufzählung  von  Banalitäten  zu 
liegen  scheint,  ist  aber  die  Manifestation 
eines  sehr  reifen  Temperaments.  Wenige 
können  so  siegesgewiß  dem  auch  nur 
leise  Romanhaften  entweichen.  Wenige 
geben  so  den  Eindruck,  daß  sie  gar 
nichts  anderes  wiederholen  als  das  aller¬ 
platteste  Leben.  Zu  dieser  Technik  ist 
der  Schlüssel  nicht  zu  entdecken.  Der 
Kritiker  vermag  nur  seine  Überraschung 
und  Bewunderung  festzustellen.  Solch 
Stil  wird  aufgeboten,  um  die  erlesenste 
Gattung  des  Komischen  anzugreifen,  die 
Welt  der  irrenden  Gedanken  und  Ge¬ 
fühle.  Doch  nicht  wie  ein  Prediger  oder 
Staatsanwalt  verfährt  der  Sitten-  und 
Denkrichter  Wied.  Er  verfährt  wie  ein 
lieber  Philosoph.  Er  lächelt.  Er  schmä¬ 
lert  und  er  schmäht  auch,  gleich  jedem 
Komiker,  aber  er  tut  es  niemals  boshaft. 
Obwohl  er  ja  gerade  der  »leibhaftigen 
Bosheit«  naherückt.  Und  jetzt  hat  er 
sogar  sein  Herz  so  heftig  zittern  gefühlt, 
daß  aus  dem  Satiriker  ein  milder,  be¬ 
schwörender  Seelenarzt  wurde.  Es 
schmerzt  ihn,  daß  er  die  komische  Men¬ 
schennarretei  strafen  soll,  er  will  sie 
verstecken.  Das  ist  in  ihm  ein  seltsamer 
Zug.  Er  spottet  nicht  aus  Haß  oder 
Schadenfreude,  aus  Bitterkeit  oder  Stolz, 
nein,  aus  Liebe  und  Zärtlichkeit  höhnt 
er.  Als  er  noch  jünger  war,  gab  er  die¬ 
ser  Laune  nicht  nach.  In  seinem  letzten 
Roman  Pastor  Sörensen  &  Co.  /Berlin, 
Juncker/  folgt  er  diesem  Hang  ganz  und 
gar.  Ein  Hund,  ein  weiser  Junggesell,  ein 
Pfarrer  und  dessen  Gemahlin,  die  aber 
zum  Zirkus  entflieht,  sind  Hauptpersonen 
des  Buchs.  Pastor  Sörensen  hat  eine 
Jugendsünde  auf  dem  Gewissen.  Er  hat 
nämlich  seine  Eheliebste  vor  der  Fällig¬ 
keit  dieser  Zeremonie  unter  seine  Decke 
gelockt.  Und  als  die  junge  Frau,  die  so 
früh  schon  in  der  Liebe  unterrichtet  wor¬ 
den  war,  üppiger  und  anspruchsvoller 
wird,  übersteigt  solches  Verlangen  die 
Kräfte  des  Pfarrers.  Er  predigt  Ab¬ 
stinenz  zur  Holden.  Sie  kann  darum 
nicht  anders  als  daß  sie  durchgeht  und 
eine  Kunstreiterin  wird.  Allerdings  eine 
mit  Gemüt,  die  sich  nach  einigen  Jahren 
im  Trikot  und  Flitterröckchen  mit  der 
Geisterwelt  des  Spiritismus  und  einem 
ihr  seelenverwandten  Gewichtsheber  be¬ 
freundet.  Die  Schnüffler  in  der  Moral 


des  Nächsten,  die  im  Versteckten  die 
Ehe  brechen  und  einem  freien  Mann 
darum  nicht  einmal  die  mollige  Haus¬ 
hälterin  gönnen,  werden  ausgescholten. 
Sehr  satirisch.  Und  da  sind  noch  Teile 
in  dem  Roman,  die  ganz  ernst  sein  wol¬ 
len,  die  auf  den  jetzt  auch  schon  seligen 
Capreser  Meister  Dieffenbach  einen  Lob¬ 
hymnus  singen,  die  für  die  Nacktheit  und 
Unschuld  unserer  Kinder  streiten.  Hier, 
in  der  wuchtigen  Polemik,  ist  Wied  viel 
weniger  beglückt  und  beglückend.  Es 
klingt.  Aber  es  klingt  da  etwas  in  ihm, 
das  seine  Absicht  zu  laut  verrät  einmal 
alle  die  Menscheneigenschaft  herauszu¬ 
finden,  die  nur  erhöht  werden,  die  nicht 
durchgehechelt  werden  soll, 

X  X 

Karikatur  Der  tote  Lemonnier  wußte 
noch  von  dem  Plan  der 
jungen  Zeichner  und  Poe¬ 
ten  Andre  Blau  d  in  und  Jules 
Caneel  auf  sein  Werk  eine  Karikatur 
zu  schreiben.  Nicht  im  Zorn  wollten  die 
Jungen  das  sondern  von  der  Liebe  und 
der  guten  Laune  getragen.  Man  sträubt 
sich  gegen  die  Natur  des  Meisters,  aber 
man  kann  doch  nicht  los  von  ihm  bei 
Tag  und  auch  nicht  in  den  Träumen. 
Und  weil  das  eigene  Gemüt  da  bedroht 
ist,  daß  es  ganz  verloren  geht  oder  ver¬ 
wandelt  wird,  ist  ein  Gewaltakt  der  Be¬ 
freiung  nötig.  Damit  ein  Dichterstil 
parodiert  wird,  muß  er  schon  ein  starker 
Stil  sein,  muß  er  einer  heftigen  Persön¬ 
lichkeit  angehören.  A  l’instar  de - 

tauften  die  beiden  Freunde  ihr  Buch 
/Brüssel,  Lamberty/,  In  Deutschland 
haben  der  einzige  Mauthner  oder 
Hanns  von  Gumppenberg  solche  Pa- 
rodieen  ausgedacht.  In  Belgien  sind 
es  zwei  Gefährten.  Die  Methode  ist  nicht 
übel.  Sie  ist  psychologisch  sogar  sehr 
merkwürdig.  Wie  sich  die  beiden  da 
durch  ihre  Gedanken  angesteckt  haben! 
Nachdem  sie  die  ehrwürdigen  Alten,  Ver- 
haeren,  Picard,  Lemonnier,  Maeterlinck, 
Courouble  und  Albert  Giraud,  für  die 
Unsterblichkeit  gerettet  haben,  denken 
sie  der  ganz  Jungen,  Da  treffen  sie 
nun  mehr  auf  Empfindungen,  die  ihr 
Alter  eingibt.  Und  siehe,  die  Parodie 
scheint  gar  keine  Parodie.  Sie  scheint 
eine  Verliebtheit  zu  sein,  ein  Zeichen  der 
Verehrung  für  den  Parodierten.  Solch 
Zeichen  ist  immer  den  Kameraden  in 
der  gleichen  Kunst  willkommen.  Und 
so  geschah  es,  daß  alle  parodierten 
Literaten  den  Nachahmern  ihres  Stils 
freudig  und  geschmeichelt  dankten. 

X  X 
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Neuausgaben  Die  Verleger  Georg  Müller 
und  Eugen  Rentsch  in  Mün¬ 
chen  leisten  ein  Werk,  das 
ihnen  viel  Lob  einbringen  wird.  Er  läßt 
in  24  sehr  kräftigen  Bänden  die  sämt¬ 
lichen  Werke  Jeremias  Gott¬ 
hel  f  s  herausgeben.  Rudolf  Hunziker 
und  Hans  Bloesch,  die  Aufseher  dieser 
Arbeit,  haben  da  sehr  viel  Opfermut  und 
Sorgfalt  aufgeboten.  Sie  verlangen 
gleiche  Anstrengung  aber  auch  von  dem 
Leser.  Denn  alle  Lesarten  und  verschie¬ 
denen  Entwürfe  bieten  sie  ebenso  ver¬ 
schwenderisch  dar  als  wenn  es  sich  um 
den  größten  Klassiker  handelte.  Und 
seltsam,  man  möchte  es  nicht  anders. 
Die  Arbeitstechnik  des  schweizerischen 
Pfarrers  ist  nämlich  sehr  interessant. 
Er  war  im  Grunde  nicht  auf  die  Sauber¬ 
keit  des  Stils  versessen.  Auch  wurde 
ihm,  wenn  er  für  irgendeinen  Volks¬ 
kalender  etwas  schrieb,  manches  ver¬ 
stümmelt,  prachtvolle  Provinzialismen 
wurden  beseitigt  und  ähnliches  mehr.  So 
mußten  zum  Beispiel  bei  der  vorliegen¬ 
den  Sammlung  der  kleineren  Erzählun¬ 
gen  die  verdorbenen  Texte  erst  wieder¬ 
hergestellt  werden.  Der  ganze  Philolo¬ 
genapparat,  der  in  die  umfangreichen 
Anmerkungen  verlegt  wurde,  gibt  so  ein 
sehr  getreues  Bild  von  der  Art  und  der 
Not  des  Pfarrers  Albert  Bitzius,  der  sich 
in  dem  biblischen  Namen  Jeremias  Gott¬ 
helf  so  wohl  gefiel.  Bisher  sind  2  Bände 
der  Gesamtausgabe  erschienen.  Sie  sind 
auch  eine  Freude  für  die  Augen.  Über 
das  weitere  Fortschreiten  des  Werkes 
wird  hier  berichtet  werden. 

Ludwig  Thoma  und  Georg  Queri  sind 
unter  die  Sammler  und  Schriftgelehrten 
gegangen,  und  sie  haben  das  Bayern¬ 
buch  gebracht  /München,  Langen/,  das 
die  Schriftsteller  ihrer  Heimat  verbündet, 
die  Bayern  aus  einem  Jahrtausend,  erst 
die  geistlichen  Spruchdichter,  die  Minne¬ 
sänger,  derben  Pfaffen  und  darauf  die 
modernen  Poeten.  Aber  der  Brauch  der 
Stubengelehrten  alles  fein  nach  Kalender 
und  Jahr  aufzureihen  gefiel  ihnen  nicht.  < 
Für  sie  entschied  das  Allerwillkürlichste, 
das  ABC.  Wolfram  von  Eschenbach 
und  Platen  und  Ganghofer  und  Michael 
Georg  Conrad  und  der  Höllenspruch¬ 
dichter  Engelbert  von  Adelnburg:  welche 
bunte  Gesellschaft!  Ernst  und  derber 
Spaß  und  grimmige  Bosheit  und  Mär¬ 
chen  sogar  und  Sagen.  Und  hinten  kurze 
Lebensnoten  zu  den  Schicksalen  der  100 
Männer,  Ein  guter  Gedanke  und  ein 
gutes  Buch. 

X  X 


KurzeChronik Der  Roman  HansReisi- 
g  e  r  s  Jakobsland  /Berlin, 
S.  Fischer/  fügt  sich  der 
sehr  guten  Tradition  des  Grafen  Keyser¬ 
ling  an.  Aber  das  große  Vorbild  wird 
so  schnell  nicht  erreicht.  Der  junge 
Schriftsteller  ist  bedeutend  hausbacke¬ 
ner,  und  das  Liebesschicksal  der  zarten, 
mit  adeligem  Polenblut  bedachten  Dame 
seines  Buches  ist  wenig  menschlich,  eher 
literarisch.  X  Bendix  Ebbel  wollte  gar 
keine  Poesie  schreiben.  Er  wollte  nur 
den  Kampf  erzählen,  der  seit  Jahrhun¬ 
derten  um  den  Nordpol  geführt  worden 
ist.  Und  trotzdem  wurde  sein  Aben- 
teuerbuc  h  Nordwärts /Leipzig,  Merse¬ 
burger/  eine  Sammlung  der  spannend¬ 
sten  Reisegeschichten.  X  Die  impressio¬ 
nistische  Methode  des  modernen  Romans 
ist  von  Nanny  Lambrecht  in  den  h  i  - 
s  torischen  Roman  Die  tolle  Her¬ 
zogin  /Berlin,  Fleischei/  übernommen 
worden.  Und  sie  legt  so  viel  Umsicht, 
so  viel  Schilderungsgabe  in  die  Dar¬ 
stellung  des  Konflikts  zwischen  katholi¬ 
scher  und  protestantischer  Fürstenwelt, 
daß  vor  dem  bunten  Detail  die  Seelen¬ 
ereignisse  benachteiligt  werden.  X  Auch 
Max  Bruns  will  dem  Kriminal¬ 
roman  Geschmack  und  Talent  widmen. 
Feuer  ist  der  Titel  seines  Buches  /Min¬ 
den,  Bruns/,  das  als  wichtigste  Episode 
die  Brandstiftung  eines  verrückten 
Bücherfeinds  erzählt.  Die  Begabung  des 
Schriftstellers  ist  größer  als  die  Materie, 
an  die  er  sie  wendet.  X  Hans  Bötticher 
ist  ein  unterhaltender  Anekdoten¬ 
erzähler,  der  über  ein  bald  schnurriges 
bald  aufregendes  Gedächtnis  für  Men¬ 
schenkuriositäten  verfügt.  Sein  Skizzen¬ 
band  Ein  jeder  lebt’s  /München,  Lan¬ 
gen/  läßt  dieses  Talent  in  angenehmer 
Weise  hervortreten.  X  Daß  die  Mutter 
unrecht  tut  ihren  erwachsenen  Sohn  an 
der  eigenen  Schürze  zu  halten,  daß  sie 
ihn  eher  zu  den  jungen  Mädchen  laufen 
lassen  soll,  ist  die  Forderung  von  Rudolf 
Holzer.  Er  hat  um  seine  Lehre  die  Ko¬ 
mödie  Gute  Mütter  geschrieben  /Wien, 
Deutsch-Österreichischer  Verlag/.  Er  ist 
in  der  Einzelszene  gar  nicht  unbegabt, 
aber  doch  im  ganzen  seines  Theaterhand¬ 
werks  nicht  mächtig  genug,  X  Eine 
Frau,  die  sich  in  ihrem  Herzen  und  in 
denen  der  Geliebten  orientieren  möchte, 
macht  Verse,  sogar  sehr  ordentlich  ge¬ 
reimte,  und  nennt  ihren  Lyrikband  Das 
Schicksal  einer  Frau  /Berlin, 
Fleischel/.  Sie  verschweigt  ihren  Namen, 
denn  es  bedünkt  sie,  daß  ihr  allzu  hitzig, 
allzu  zahlreich  die  Beichten  über  Sinnes- 
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freude  und  Elend  entschlüpfen.  X  Das 
Feuer  hinter  dem  Berge  von  Juliane 
Karwath  /Berlin,  Fleischel/  ist  der  Ro¬ 
man  der  modernen  Frauenrecht¬ 
lerin,  die  ihren  klugen  Koj:  It  dem 

begehrlichen  Herzen  in  Harmonie  brin¬ 
gen  möchte, 

X  X 

Literatur  Ein  vor  seinem  Tod 

begann  Camille  Le¬ 
rn  o  n  n  i  e  r  Erinnerungen 
niederzuschreiben.  Die  Blätter,  die  da 
zuerst  in  einer  Tageszeitung  erschienen, 
enthüllen  die  Geschichte  seines  großen 
Temperaments  und  die  Geschichte  vieler 
Helden  der  Feder.  Lemonnier  war  der 
geselligste  Mensch  der  Welt.  Als  er  mir 
einmal  Briefe  anvertraute,  die  ihm  Flau- 
bert  und  Victor  Hugo  geschrieben  hatten, 
Briefe,  die  ihn  zur  Hoffnung  für  das 
eigene  Poetenschicksal  ermunterten, 
konnte  er  mächtig  im  Schacht  seiner 
Jugenderinnerungen  ausgraben.  Er  war 
auch  der  gefälligste  und  liebenswürdigste 
Mensch,  der  keine  Eifersucht  kannte,  der 
auch  die  mittelmäßigsten  Kollegen  ans 
Licht  holte.  Er  hat  immer  Zeit  gefunden 
für  Maler  und  Bildhauer  und  Schrift¬ 
steller.  Er  hat  sich  große  Mühe  gegeben 
sie  zu  erkennen  und  ihnen  zu  nützen. 
Was  er  jetzt  von  Meunier,  von  Zola,  von 
Joris  Karl  Huysmans,  von  Flaubert,  von 
Emil  Claus  und  Cladel  erzählt,  das  ist 
mit  Liebe  und  Ehrfurcht  berichtet.  Er 
hat  selbst  über  sein  schlechtes  Gedächt¬ 
nis  geklagt,  und  so  war  die  Sicherheit 
gewährt,  daß  er  nur  das  Allerwertvollste 
aufzeichnete,  was  ihm  über  die  Jahre 
unvergeßlich  geblieben  ist.  Axel  Juncker 
in  Berlin,  der  die  deutsche  Lemonnier- 
ausgabe  beherbergt,  reihte  jetzt  die  Er¬ 
innerungen  in  die  deutsche  Lemonnier- 
ausgabe  als  6.  Band.  X  Henrik  Ibsen, 
Björnstjerne  Björnson  und  ihre  Zeit¬ 
genossen  interpretiert  Bernhard 
Kahle  in  einem  Bändchen  der 
Teubnerschen  Sammlung  Aus  Natur 
und  Geisteswelt.  Alles  Biographische 
ist  zugunsten  des  Literarischen  auf 
das  äußerste  beschränkt.  Die  ästhe¬ 
tische  Ausdeutung  ist  zugunsten  der  ge¬ 
danklichen  verdrängt.  Eine  gewisse  Ein¬ 
fachheit  der  Sprache,  eine  gewisse  Re¬ 
serve  im  Ausdruck  der  seelischen  Ein¬ 
fühlung  werden  beabsichtigt.  Und  so 
geschieht  es,  daß  Jonas  Lie,  Garborg 
und  Hamsun  doch  nicht  zu  ihrem  Recht 
gelangen.  Sie  erscheinen  bei  Kahle  nur 
als  Jünger  Björnsons  und  Ibsens:  eine 
Meinung,  die  namentlich  bei  Hamsun  so 
verkehrt  wie  möglich  ist. 


Bühnenkunst  /  Adolf  Behne 

Wedekinds  Die  Aufführung  des  Wede- 

imson  kindschen  Simson  im  Les¬ 

singtheater  unter  der  Regie 
des  Dichters  ist  von  der  Tagespresse  mit 
einer  gewissen  Freundlichkeit  auf  genom¬ 
men  worden,  die  vielleicht  nur  der 
Scheu  entspringt  als  verständnislos  ge¬ 
wertet  zu  werden.  Man  schreibt  zwar 
immer  noch  etwas  von  Clownerie  und 
unvermittelter  Burleske;  aber  das  ge¬ 
schieht  wohl  nur,  um  den  Übergang  von 
Verhöhnung  zum  unbedingten  Hosianna 
nicht  allzu  plötzlich  wirken  zu  lassen. 
(Es  ist  in  der  Kritik  über  bildende 
Kunst  heute  meistens  genau  ebenso).  Je¬ 
denfalls  steht  die  Presse  heute  auf  der 
Seite  des  Dichters  Frank  Wedekind  — 
so  sohr,  daß  sie  gar  schon  den  Dichter 
gegen  die  (ganz  ausgezeichnete)  Auf¬ 
führung  in  Schutz  nehmen  zu  müssen 
glaubt. 

Der  Simson  bedeutet  in  meinen  Augen 
eine  Höhe  im  Schaffen  Wedekinds. 
Was  ihm  seine  besondere  Stellung 
gibt,  ist  zunächst  seine  gewaltige 
Präzision  und  die  Souveränität,  mit  der 
hier  alles  gestaltet  ist.  Gestaltet:  das 
ist  das  Wichtigste.  Hier  ist  nichts 
Schwankendes,  nichts  Schwimmendes; 
mit  absoluter  Exaktheit  stehen  die  Be¬ 
gebnisse  da.  Das  ist  der  Grund  für  die 
dramatische  Wucht,  mit  der  Wedekinds 
Simson  von  der  Bühne  auf  uns  wirkt. 
Diese  Tragödie  bedeutet  ein  Schaffen 
aus  dem  Erlebnis  und  aus  der  Phantasie. 
Sie  hat  einen  strengen  Aufbau,  eine  or¬ 
ganische  Entwickelung.  Man  beachte 
die  Stellung  des  nach  innen  gewandten 
zweiten  Aktes  in  ein  farbloses  enges 
Milieu  zwischen  den  beiden  reichbeweg¬ 
ten  und  prachtentfaltenden  Aufzügen  am 
Anfang  und  am  Ende.  Die  Dekorationen 
des  Sven  Gade  brachten  das  Wesent¬ 
liche  gut  heraus.  Die  Verse  Wedekinds 
sind  kein  Wiener  Kunstgewerbe,  dafür 
aber  lebendig  und  ausdrucksvoll,  eben 
Kunst.  Selbstverständlich  müssen  sie 
so  gesprochen  werden,  daß  nichts  vor 
Stöhnen,  Seufzen  oder  Röcheln  verloren 
geht;  denn  nicht  auf  die  Nuance  kommt 
es  hier  an  sondern  auf  die  Klarheit. 
Diese  Forderung  wurde  im  allgemeinen 
von  den  Schauspielern  des  Lessing¬ 
theaters  auch  durchaus  erfüllt;  höch¬ 
stens  daß  Kayßler  im  Ächzen  sich  noch 
etwas  mehr  beschränken  könnte. 

Die  Aufführung  verdient,  wie  schon  an¬ 
gedeutet,  das  wärmste  Lob.  Kayßlers 
Simson  war  eine  vorzügliche  Leistung,  er 
verfiel  am  Anfang  so  wenig  in  hohle 
Kraftmeierei  wie  später  in  Wehleidig- 
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keit.  Tilla  Durieux'  Delila  war  viel¬ 
leicht  ein  wenig  zu  modisch;  wenigstens 
fiel  sie  aus  dem  sonst  außerordentlich 
einheitlichen  Ensemble  etwas  heraus. 
Rottmanns  König  Og  ließ  ebensowenig 
zu  wünschen  übrig  wie  die  anderen  Phi¬ 
listerkönige,  Herzfeld,  Schroth,  Eckert, 
Klein-Rohden,  Gottowt,  die  als  Typen 
glänzend  herausgearbeitet  waren.  Auch 
die  kleineren  Rollen  waren  trefflich  be¬ 
setzt  und  wurden  ausgezeichnet  gespielt. 
Platens  Sänger  und  Götz’  Schriftge¬ 
lehrter  wirkten  ausgezeichnet:  zwei  Fi¬ 
guren,  die  freilich  komisch,  aber  eine 
erschütternd  trostlose  Spiegelung  des 
Menschen  sind.  Die  Aufführung  ist  eine 
Ruhmestat  Barnowskys. 
x  X 

Rezitation  Jm  Berliner  Bechsteinsaal 
gab  L  i  a  Rosen  einen 
Vortragsabend.  Er  litt 
etwas  unter  dem  Programm,  das  für  die 
Künstlerin  nicht  besonders  günstig  und 
passend  erschien.  Wundervoll  gelang  ihr 
das  Schlichte,  das  Heitere,  das  Volks¬ 
liedhafte;  am  besten  die  Fischpredigt 
des  Antonius  aus  Des  Knaben  Wunder¬ 
horn  und  Walter  von  der  Vogelweides 
Unter  den  Linden.  Auch  Bürgers  Leo- 
norenballade  traf  Lia  Rosen  ausgezeich¬ 
net,  ebenso  den  Gefühlsüberschwang  des 
Goetheschen  Ganymed:  da  klang  ihre 
elastische  und  erfreulich  unsentimentale 
Stimme  rein  und  stark.  Nietzsches 
Nachtlied  dagegen  und  auch  die  Ge¬ 
dichte  Dehmels  scheinen  mir  nicht 
aus  dem  Temperament  der  Künstlerin 
heraus  gewählt  zu  sein;  sie  wurden 
jedenfalls  nicht  zu  lebendiger  Wirkung 
gebracht,  sie  blieben  (sehr  geschmack¬ 
volle  und  überlegte)  Deklamation.  Be¬ 
dauerlich  wäre  es,  wenn  Lia  Rosen  sich 
etwa  durch  kritiklosen  Beifall  dazu  ver¬ 
leiten  ließe  ihr  Heil  in  virtuosen  Glanz¬ 
nummern  zu  suchen  (wie  bei  der  Zu¬ 
gabe  auf  allgemeinen  Wunsch).  So 
etwas  wirkt  auch  nicht  einmal  gut  son¬ 
dern  nur  sehr  geschickt. 

X  X 

Kinokunst  Zum  erstenmal  sah  ich  die 
dänische  Schauspielerin 
Betty  Nansen  in 
einem  Filmdrama  spielen.  Sie  zog  durch 
die  außerordentliche  Ruhe  an,  die  gerade 
unter  den  Spielern  für  den  Film  sehr 
selten  ist;  die  meisten  glauben  ja,  daß 
sie  im  Film  aus  dem  Zappeln  nicht  her¬ 
auskommen  dürfen.  Die  Mimik  der 
Künstlerin,  die  nie  ins  Grimassieren  ver¬ 
fällt,  ist  von  erstaunlicher  Kraft  des 
Ausdrucks.  Hoffentlich  verdrängt  sie 
einige  der  unerträglichen  Lieblinge  des 


deutschen  Publikums  aus  ihrer  Stellung; 
etwa  Henny  Porten,  die  den  Garten¬ 
laubenstil  des  Kinos  vertritt. 

An  dieser  Stelle  sei  auf  eine  ganz  aus¬ 
gezeichnete  Publikation  des  Verlags  Kurt 
Wolff  in  Leipzig  hingewiesen,  die  sich 
Das  Kinobuch  betitelt.  In  einer 
grundgescheiten  Einleitung  setzt  Kurt 
Pinthus  die  Absichten  des  Buches  aus¬ 
einander,  das  dem  »in  Verlegenheit 
harrenden  Kino  neue  Stücke  und  An¬ 
regungen  geben  will«.  Ich  würde  den 
Nachdruck  nicht  so  sehr  auf  die  Stücke 
legen  als  auf  die  Anregungen,  Denn 
wirkliche  Kinostücke  bringt  das  Buch 
nur  wenige.  Eigentlich  nur  Heinrich 
Lautensacks  Zwischen  Himmel  und  Erde, 
das  bereits  in  den  Film  übersetzt  wor¬ 
den  ist.  Andere  Skizzen,  Rubiners  Auf¬ 
stand,  Frantisek  Langers  Musterkellner, 
Bermanns  sehr  lustiges  Stück  von  der 
Leier  und  der  Schreibmaschine  und  nicht 
zuletzt  die  Verrückte  Lokomotive  von 
Kurt  Pinthus  ließen  sich  immerhin  mit 
nicht  allzugroßen  Schwierigkeiten  in  den 
Kino  verpflanzen.  Aber  bei  den  meisten 
Autoren  dominierte  offenbar  nicht  so 
sehr  der  Wunsch  auf  den  Kino  Einfluß 
zu  gewinnen  als  das  Verlangen  sich  um¬ 
gekehrt  einmal  vom  aKino  zu  einer  be¬ 
sonders  geformten,  besonders  getönten 
Erzählung  anregen  zu  lassen.  Da  ist  es 
nun  recht  interessant,  daß  fast  aus¬ 
nahmslos  der  Ton  ein  ironischer  gewor¬ 
den  ist.  Alle  Beteiligten  haben  offenbar 
den  Kino  von  Herzen  gern  und  möchten 
ihn  um  alles  in  der  Welt  nicht  mehr  ent¬ 
behren,  aber  sie  denken  an  ihn  mit 
einem  gewissen  spöttischen  Lächeln.  Die 
Freude  am  Kino  untergräbt  die  Freude 
am  Pathos.  Einige  Autoren  haben 
im  Grunde  nur  eine  Novelle  bei¬ 
gesteuert,  die  ihnen  dem  ganz  allge¬ 
meinen  Charakter  nach  als  am  ehesten 
kinomäßig  erscheinen  mochte.  Zech 
denkt  zum  Beispiel  bei  seinem  Bild  des 
großen  Streiks  gar  nicht  an  das  Be¬ 
sondere,  das  die  Arbeit  für  den  Film 
verlangt.  Er  denkt  nicht  daran  seinen 
Reichtum  zu  beschränken,  indem  er  weg¬ 
ließe,  was  im  Film  nicht  kommt.  Er 
gibt  wie  immer  so  auch  hier  mit  Meister¬ 
schaft  nicht  allein  das  Optische  sondern 
ebensosehr  das  Akustische  und  das  voll¬ 
kommen  unsichtbare  Innere,  Am  andern 
Pol  steht  Kurt  Pinthus,  der  wirklich  mit 
großer  Feinfühligkeit  aus  den  Ansprü¬ 
chen  und  Möglichkeiten  des  Films  ge¬ 
schrieben  hat.  Das  tat  in  einer  etwas 
andern  Weise  auch  Max  Brod  mit  seinem 
Idealisten  Kühnebeck,  indem  er  den 
Trick  des  Kinos  im  Handumdrehen 
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das  Innen  nach  außen  zu  wenden  für 
das  Seelische  aushutzt.  Eine  besondere 
Lustigkeit  erhält  das  Buch  durch  die 
Geschichte  vom  Plumm-Pascha,  die  Else 
Lasker-Schüler  gab,  und  durch  Albert 
Ehrensteins  köstlich-ironische  Skizze 
vom  Tode  Homers,  Eine  brillante  Litho¬ 
graphie  Ludwig  Kainers  schmückt  das 
kleine  Buch,  das  sehr  witzig,  sehr 
künstlerisch  und  sehr  aktuell  ist  und 
trotz  aller  amüsanten  Leichtigkeit  ein 
Kulturdokument,  und  nicht  das  un¬ 
wichtigste. 

X  .  X 

KurzeChronikIm  Alter  von  89  Jahren 
starb  in  Berlin  Rudolf 
G  e  n  e  e.  Seine  Lebens¬ 
arbeit  galt  Shakespeare,  über  den  er  44 
Werke  verfaßt  hat,  und  Hans  Sachs. 
Sein  Vater  war  der  Schauspieler  Fried¬ 
rich  Genee,  Regisseur  am  alten  König¬ 
städtischen  Theater  in  Berlin.  Rudolf 
wurde  zunächst  Holzschneider  bei  Gubitz, 
Der  Erfolg  eines  Theaterstücks  Das 
Wunder  ermutigte  ihn  zur  Theater¬ 
schriftstellerei.  Später  wurde  die  Lite¬ 
raturgeschichte  sein  eigentliches  Gebiet, 
X  In  Trient-Valais  bei  Martigny  verun¬ 
glückte  beim  Skilaufen  tödlich  Dr. 
Wolf  Dohrn,  der  Begründer  der 
Hellerauer  Festspiele.  X  Ein  Lustspiel 
Hermann  Essigs,  Frauenmut,  er¬ 
lebte  seine  Uraufführung  am  Düssel¬ 
dorfer  Schauspielhaus.  X  Das  Nat^pnal- 
theater  zu  Kristiania  führte  eine  poli¬ 
tische  Komödie  Nils  Kjaers, 
Die  glückliche  Wahl,  auf.  X  In  Liver¬ 
pool  gab  man  ein  Schauspiel  The  Riot 
Act,  das  den  großen  Werftarbei¬ 
terstreik  1911  in  Liverpool  zum  Ge¬ 
genstand  hat.  Der  Autor  hat  als  Führer 
der  Werftarbeiter  selbst  eine  Hauptrolle 
bei  dem  Streik  gespielt.  X  Das  Ober¬ 
verwaltungsgericht  hat  das  Verbot  der 
öffentlichen  Aufführung  von  Rosenows 
Die  im  Schatten  leben  bestätigt.  Eine 
Generalversammlung  der  Berliner  Freien 
Volksbühne  hat  dagegen  protestiert.  Am 
7.  Februar  waren  es  10  Jahre,  daß  der 
Dichter  starb.  X  Brieux'  Schiffbrüchige 
werden  in  Wien  für  die  Mannschaften 
der  Wiener  Garnison  in  Sondervor¬ 
stellungen  gegeben.  Das  Kriegs¬ 
ministerium  hat  Anweisung  gegeben,  daß 
turnusweise  sämtliche  Mannschaften  der 
Wiener  Garnison  zu  den  Aufführungen 
geführt  werden  sollen.  Die  Weisung 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Zöglinge  der 
Militärerziehungsanstalten.  X  An  das 
Berliner  Königliche  Schauspielhaus  ist 
Paula  Conrad  jetzt  nach  12jähriger 
Abwesenheit  zurückgekehrt.  Ihr  erstes 


Wiederauftreten,  als  Mutter  Aase  im 
Peer  Gynt  (den  das  Schauspielhaus  am 
18.  Februar  herausbrachte),  brachte  ihr 
eine  begeisterte  Ovation  des  Publikums. 
X  Endlich  hat  Sarah  „Bernhard 
das  Kreuz  der  Ehrenlegion  erhalten. 

X  X 

Literatur  Nebenrollen  betitelt  Ju¬ 
lius  B  a  b  eine  Reihe  von 
Studien,  die  den  Zweck 
verfolgen  »an  einer  Reihe  von  Beispielen 
zu  beweisen,  daß  es  keine  Nebenrollen, 
keine  Episoden  und  keine  Chargen  in 
einer  wirklich  großen  dramatischen 
Dichtung  gibt  sondern  nur  Hauptrollen«. 
Das  Büchlein  erschien  bei  Oesterheld  in 
Berlin.  Die  einzelnen  Aufsätze  sind  mit 
vieler  Liebe  geschrieben.  Ich  glaube 
aber,  man  wird  auch  in  Zukunft  in 
einem  Drama  noch  getrost  von  Neben¬ 
rollen  sprechen.  X  Ein  Bändchen  Das 
Theater  aus  Teubners  Sammlung  Aus 
Natur  und  Geisteswelt  erschien  in  2., 
verbesserter  Auflage.  Es  behandelt 
Schauspielhaus  und  Schauspielkunst  vom 
griechischen  Altertum  bis  auf  die  Neu¬ 
zeit.  Der  Verfasser,  Christian 
Ga  eh  de,  hat  in  der  Neuauflage  ein 
größeres  Gewicht  auf  die  Entwickelung 
des  gegenwärtigen  Theaters  gelegt.  X 
Ein  paar  Worte  noch  über  Kinozeit¬ 
schriften.  Die  Zeitschrift  Bild  und 
Film,  die  in  München-Gladbach  heraus¬ 
kommt,  hat  ihren  3.  Jahrgang  begonnen. 
Sie  tritt  mit  Ernst  und  Sachkenntnis  für 
eine  Verbesserung  des  Kinos  ein;  die  ge¬ 
schmackvollen  und  inhaltreichen  Hefte 
sind  eine  Fundgrube  für  jeden,  der  sich 
für  die  mannigfachen  Probleme  des 
Kinos  interessiert.  Eine  andere  Zeit¬ 
schrift  ist  Der  Kinematograph,  der  in 
Düsseldorf  erscheint,  und  der  in  erster 
Linie  ein  Organ  für  die  Vertretung 
der  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Kinos  ist.  Man  muß  es  diesem  Blatt  zu¬ 
geben,  daß  es  innerhalb  seiner  Aufgaben 
sich  um  ein  anständiges  Niveau  und  um 
eine  Hebung  der  Filmindustrie  auch  in 
kultureller  und  volkspädagogischer  Rich¬ 
tung  bemüht.  Daß  es  da  noch  einen 
schweren  Kampf  zu  bestehen  haben 
wird,  lehrt  schon  ein  Blick  auf  die  in 
ihm  stehenden  Inserate  der  Filmfirmen. 
Diese  Art  der  Reklame  ist  kulturlos,  und 
nicht  einmal  wirksam.  Denn  es  ist  ein 
Grundirrtum  zu  glauben,  daß  die  dickste 
Reklame  den  meisten  Erfolg  hat;  auch 
in  der  Reklame  entscheidet  nicht  die 
Materie,  die  Masse,  sondern  der  Geist. 
Ginge  es  nicht  an,  daß  die  Redaktion 
und  der  Verlag  da  eine  gewisse  Erzie¬ 
hung  übernähmen? 
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China-Indien-  jr fn  höchst  beachtenswertes 
afrika6”"  °  Unternehmen  geht  jetzt  in 
China  vor  sich,  nämlich 
der  Bau  einer  Eisenbahn  von  der  Stadt 
Schaschi  am  Jangtsekiang  in  südwest¬ 
licher  Richtung  nach  Singyifu  in  der 
Provinz  Kweitschou.  Die  1300  Kilo¬ 
meter  lange  Bahnlinie  verläuft  durch 
ein  stark  bevölkertes  Gebiet.  Bei 
Schaschi  ist  der  Jangtsekiang  gut  schiff¬ 
bar;  die  Stadt  ist  ein  hervorragender 
Stapelplatz,  so  daß  die  Bahn,  die  zu¬ 
dem  noch  Anschluß  an  das  bestehende 
Netz  hat,  durchaus  rentabel  sein  wird. 
Sie  wird  von  einer  englischen  Firma  ge¬ 
baut,  die  zugleich  auch  das  Kapital  be¬ 
schafft,  obwohl  der  Bau  von  der  chine¬ 
sischen  Regierung  ausgeht,  die  Zinsga- 
rantieen  leistet.  Die  Bedeutung  des 
Bahnbaus  ist  deshalb  so  groß,  weil  die 
Endstelle  in  der  Nähe  der  hinterindisch¬ 
britischen  Kolonie  Birma  liegt.  Es  ist 
zu  vermuten,  daß  hier  bald  ein  Anschluß 
an  die  Eisenbahnen  Birmas  erfolgen 
wird.  Diese  sollen  nach  einem  lang  ge¬ 
hegten  Plan  der  indischen  Regierung  an 
das  ostindische  Bahnnetz  angeschlossen 
werden.  Das  wäre  längst  geschehen, 
wenn  nicht  das  gebirgige  Terrain  den 
Bau  so  schwierig  machte.  Dann  wäre  ein 
Schienenweg  von  Bombay  bis  nach  Pe¬ 
king  verwirklicht. 

Die  Pläne  der  Engländer  gehen  aber 
noch  weiter.  Sie  haben  sich  bekanntlich 
Südpersien  als  Einflußsphäre  gesichert 
und  haben  das  Ziel  Indien  mit  Ägypten 
zu  verbinden.  Teilstrecken  einer  solchen 
Bahn  befinden  sich  bereits  im  Bau,  In 
Kleinasien  ist  ein  großes  Eisenbahnnetz 
im  Entstehen  begriffen,  und  wenn  noch 
Beludschistan  einbezogen  wird  (das 
allerdings  eine  riesige  unrentable 
Strecke  darstellen  würde),  so  geht  der 
gigantische  Plan  Kairo  mit  Indien  auf 
dem  Landweg  zu  verbinden  der  Voll¬ 
endung  entgegen.  Aber  damit  ist  die 
Strecke  noch  nicht  zu  Ende,  denn  die 
Bahn  Kairo-Kapstadt  dürfte  nicht  allzu¬ 
lange  auf  sich  warten  lassen.  Ist  sie 
geschaffen,  dann  gäbe  es  eine  Verbin¬ 
dung  von  Kapstadt  bis  Sibirien,  deren 
wirtschaftliche  und  politische  Folgen 
gar  nicht  hoch  genug  angeschlagen  wer¬ 
den  können. 

X  X 

Deutschland-  Der  Verkehr  von  Deutsch- 
anemar  [and  nach  Kopenhagen  ist 
bisher  auf  3  Linien  ange¬ 
wiesen  gewesen:  Hamburg-Vamdrup, 


Hamburg-Kiel-Korsör  und  Berlin-War- 
nemünde-Gjedser.  Die  Aktionäre  der 
Lübeck-Büchener  Eisenbahn  aber  stre¬ 
ben  seit  langem  danach  ihre  Interessen 
geltend  zu  machen  und  versuchen  daher 
eine  neue  Verbindung  Hamburg-Lübeck - 
Fehrmarn-Laaland-Kopenhagen  zu  schaf¬ 
fen.^  Zu  ihrem  Vorteil  dient  der  Um¬ 
stand,  daß  die  Linie  Hamburg-Kiel-Kor- 
sör  technisch  keineswegs  auf  moderner 
Höhe  steht;  die  neue  Verbindung  würde 
hingegen  eine  so  große  Verbesserung 
bringen,  daß  die  Linie  über  Kiel  völlig 
außer  Kurs  gesetzt  würde.  Die  Beschleu¬ 
nigung  wäre  nur  zu  begrüßen,  wenn  es 
sich  in  der  ganzen  Frage  nicht  um  ein 
Konkurrenzmanöver  handelte,  Lübeck 
würde  zugunsten  Kiels  bevorzugt.  Es  ist 
klar,  daß  der  preußische  Verkehrsmi¬ 
nister  einem  solchen  nicht  Vorschub 
leisten  wird,  aber  die  einzige  Möglich¬ 
keit  wirksame  Abhilfe  zu  schaffen  ist 
natürlich  der  zeitgemäße  Ausbau  der 
Linie  über  Kiel.  In  der  Tat  wäre  es  für 
die  ganze  Provinz  Schleswig-Holstein 
von  unberechenbarem  Schaden,  wenn 
das  neue  Projekt  verwirklicht  werden 
würde.  Viele  Handelskammern  haben 
sich  daher  mit  Gemeindeverwaltungen 
zusammengetan,  um  auf  'V erbesserung 
der  Kieler  Linie  hinzuwirken.  Sie  er¬ 
streben  durch  eine  direkte  Verbindung 
Altonas  mit  Neumünster  und  technische 
Ausgestaltung  der  ganzen  Linie  die 
Fahrdauer  zu  verringern;  die  Stadt  Kiel 
will  sogar  erhebliche  Kostenzuschüsse 
zur  Ausführung  dieses  Plans  leisten. 
Würden  auf  den  Linien  Kiel-Korsör  und 
Kiel-Rödby  leistungsfähige  Dampfer  ein¬ 
gestellt  werden,  so  ließe  sich  in  Ver¬ 
bindung  mit  den  anderen  vorgeschla¬ 
genen  Verbesserungen  eine  Verringerung 
der  Fahrtdauer  von  Hamburg  nach  Ko¬ 
penhagen  auf  7  respektive  6%  Stun¬ 
den  erreichen.  Die  Fahrtdauer  würde 
also  nur  Vz  Stunde  mehr  als  auf  der 
projektierten  Fehrmarnlinie  betragen. 

X  .  x 

Marokko:  Mo-  Jn  Marokko  spielt  der  Mo- 
torwagenwe-  torwagen  geradezu  die 

Rolle  des  Schlüssels  zum 
Land.  Orte,  die  früher  nur  kostspielig 
zu  erreichen  waren,  weil  die  Straßen 
allein  für  Karawanen  benutzbar  waren, 
sind  jetzt  während  des  größten  Teils 
des  Jahres,  nämlich  während  der 
trockenen  Jahreszeit,  zu  bereisen.  Der 
durch  die  Sonne  eingedörrte  Boden  ist 
verhältnismäßig  eben  und  erfordert  nur 
wenig  Ebnung.  Diese  wird  durch  die 
Fremdenlegion  und  durch  marokkanische 
Hilfstruppen  ausgeführt.  In  den  ersten  6 
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Monaten  des  französischen  Protektorats 
wurde  in  Marokko  ein  Straßennetz  von 
rund  712  Kilometer  Länge  geschaffen. 
Die  früher  zeitraubenden  Reisen  sind 
durch  das  neue  Verkehrsmittel  erheblich 
abgekürzt  worden.  Während  man  früher 
von  der  Küste  bis  Fes  6  bis  7  Tage 
brauchte,  gelangt  man  jetzt  in  einem 
Tag  dorthin.  Ebenso  ist  es  mit  der 
Reise  von  Casablanca  nach  Marrakesch. 
Während  die  Motorwagenverbindung 
bisher  der  Hauptsache  nach  der  Per¬ 
sonenbeförderung  diente,  wird  sie  nun¬ 
mehr  auch  für  die  Lastenbeförderung  be¬ 
nutzt  werden.  Als  neuester  Zweig  des 
Motorwagenverkehrs  in  Marokko  scheint 
sich  übrigens  die  Vergnügungsreise  aus¬ 
zubilden.  Bemerkenswert  ist  allerdings, 
daß  der  Haupthafen  des  Landes,  Tan¬ 
ger,  von  der  Entwickelungsmöglichkeit 
durch  den  Motorwagen  bisher  noch  gar 
keinen  Nutzen  zieht;  er  hat  mit  den 
umliegenden  Ortschaften  noch  keine  re¬ 
gelmäßigen  Verkehrsverbindungen,  so 
groß  der  Bedarf  dafür  auch  wäre.  Der 
Grund  für  diese  Erscheinung  ist  in  der 
internationalen  Zwitterstellung  dieser 
Stadt  und  in  der  politischen  Lage  zu 
suchen. 


X 

Berlin  : 
Schnell  - 
bahnen 


X 


Über  die  von  den  Siemens¬ 
firmen  ausgeführten  elek¬ 
trischen  Hoch-  und  Unter¬ 
grundbahnen  in  Berlin  berichtet  eine 
recht  ausführliche,  durch  zahlreiche 
vorzügliche  Bilder  und  künstlerische 
Lichtdrucke  geschmückte  und  mit  vielen 
Skizzen,  Zeichnungen  und  Plänen  erläu¬ 
terte  Denkschrift.  Sie  bietet  zwar  kein 
vollständiges  Bild  des  Berliner  Hoch- 
und  Untergrundbahnnetzes,  aber  doch 
ein  recht  weitgehendes,  weil  nämlich 
nicht  alle  Strecken  von  dem  Siemens¬ 
konzern  ausgeführt  sind,  wohl  aber  die 
meisten.  Die  Denkschrift  gibt  Auskunft 
über  die  Geschichte  der  Berliner  Un¬ 
tergrundbahnen  und  erzählt,  daß  bereits 
im  Jahr  1880  von  Werner  Siemens  eine 
Hochbahn  im  Zug  der  Friedrichstraße 
geplant  war.  Mit  Rücksicht  auf  die  ge¬ 
ringe  Breite  der  Straße  gelangte  dieser 
Plan  jedoch  nicht  zur  Ausführung,  Aus 
den  Lebenserinnerungen  Werner  Sie¬ 
mens'  ist  übrigens  bekannt,  daß  dieser 
große  Elektriker  von  jeher  die  Verle¬ 
gung  der  Bahnen  unter  oder  über  die 
Straße  angestrebt  hat,  in  der  ganz  rich¬ 
tigen  Erkenntnis,  daß  schnellfahrende 
Bahnen  nicht  auf  den  Straßendamm  ge¬ 
hören,  daß  sie  dort  nie  schnell  genug 
fahren  könnten  und  den  Verkehr,  für 
den  die  Straßen  eigentlich  da  sind,  be¬ 


hindern  würden.  Wie  recht  er  behalten 
hat,  zeigt  die  jetzige  Kalamität  mit  den 
elektrischen  Straßenbahnen  in  Berlin, 
die  in  mehrfacher  Hinsicht  ein  Unglück 
für  die  Stadt  sind;  einmal  deshalb,  weil 
sie  zu  langsam  fahren,  den  Verkehr  be¬ 
hindern  und  dann  auch,  weil  sie  durch¬ 
greifende  Verkehrsverbesserungen  nicht 
zulassen.  In  der  Denkschrift  werden 
dann  weiter  in  tabellarischen  Übersichten 
die  Längen,  die  Bauzeiten  und  die  Aus¬ 
führungsart  der  Strecken  mitgeteilt,  die 
besonderen  Bauwerke,  wie  Brücken, 
Bahnhöfe  und  Werkstätten  geschildert 
und  Angaben  über  den  Oberbau  und  die 
Bauausführung  gemacht.  Besonders  ein¬ 
gehend  wird  der  Umbau  des  Bahnhofs 
Wittenbergplatz,  eins  der  schwierigsten 
Bauwerke,  dargestellt.  Auch  die  für  die 
städtische  Nordsüdbahn  von  der  Firma 
ausgeführten  Strecken  werden  beschrie¬ 
ben.  Ein  Abschnitt  beschäftigt  sich 
mit  den  elektrischen  Einrichtungen  der 
Bahnen;  er  bespricht  die  Kraftwerke, 
die  Unterwerke,  die  Stromverteilung  und 
die  Ausrüstung  (Wagen,  Signaleinrich¬ 
tungen,  Uhren).  Ein  Schlußkapitel  be¬ 
handelt  die  Betriebsführung.  Die  Ber¬ 
liner  Hoch-  und  Untergrundbahnen  sind, 
soviel  man  im  einzelnen  daran  aussetzen 
kann,  ein  beredtes  Stück  deutscher  und 
namentlich  Berliner  Kultur.  Ist  doch 
die  ausführende  Firma  der  Hauptsache 
nach  eine  Berliner  Firma,  die  die 
meisten  Arbeiten,  die  durch  den  Bau 
und  den  Betrieb  der  elektrischen  Stadt¬ 
schnellbahnen  erforderlich  werden,  in 
Berlin  ausgebildet  und  von  hier  aus  der 
ganzen  Welt  zugänglich  gemacht  hat. 

X  X 

London :  Post- Nachdem  in  Berlin  am 

bah^T^rUn  Nonnendamm  jahrelang  Ver¬ 
suche  wegen  einer  in  Ber¬ 
lin  zu  erbauenden  Postuntergrundbahn 
angestellt  worden  sind,  hat  man  den  gu¬ 
ten  Plan  fallen  lassen.  Diese  Versuche 
macht  sich  nun  die  englische  Postver¬ 
waltung  zunutze;  sie  wird  in  London  eine 
Postuntergrundbahn  bauen,  um  auf  die¬ 
sem  Weg  die  Briefe  und  Pakete  inner¬ 
halb  des  Weichbilds  der  englischen  Me¬ 
tropole  zu  befördern.  Das  englische  Un¬ 
terhaus  hat  die  Kosten  in  Höhe  von  21 
Millionen  sogleich  bewilligt,  so  daß  nun¬ 
mehr  die  Anlage  in  3  Jahren  in  Be¬ 
trieb  sein  wird.  Von  einer  10  Kilometer 
langen  Hauptbahn,  die  die  wichtigsten 
und  größten  Postämter  berührt,  werden 
Zweige  nach  allen  übrigen  Postämtern 
führen.  Die  Briefsäcke  und  Pakete 
werden  von  den  Postämtern  fast  selbst¬ 
tätig  durch  Aufzüge  und  Gleitvorrich- 
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tungen  in  die  Züge  befördert.  Die  Züge 
fahren  führerlos  und  werden  von  den 
Stationen  aus  gesteuert;  ihre  Geschwin¬ 
digkeit  beträgt  40  Kilometer  in  der 
Stunde.  Gegen  die  jetzige  Beförderung 
durch  Wagen  kostet  die  neue  Betriebs¬ 
art  jährlich  über  200  000  Mark  mehr. 
Doch  ist  die  neue  Bahn  sehr  viel  lei¬ 
stungsfähiger,  so  daß  sie  später  sogar 
billiger  arbeiten  wird,  weil  sie  den  Ver¬ 
kehrszuwachs  ohne  wesentliche  Kosten¬ 
erhöhung  aufzunehmen  vermag.  Sie  bie¬ 
tet  außerdem  den  großen  Vorteil,  daß 
die  Güter  sehr  viel  schneller  befördert 
werden,  und  um  diesen  Preis  belastet 
sich  die  englische  Postverwaltung  be¬ 
reitwillig  einige  Jahre  lang  mit  der 
Mehrausgabe. 

X  .  X 

KurzeChronik  j)je  erste  größte  Teilstrecke 
der  Amurbahn  von 
Nertschinsk  bis  nach  Bla- 
gowetschensk  ist  vor  kurzem  dem  Ver¬ 
kehr  übergeben  worden;  der  unmittel¬ 
bare  Bahnverkehr  zwischen  Petersburg 
und  Blagowetschensk  ist  somit  herge¬ 
stellt.  Bis  an  die  Ostküste  Sibiriens  sind 
noch  ungefähr  1200  Kilometer  zu  bauen. 
X  Starke  Strömungen  sind  zugunsten 
einer  Eisenbahnverbindung  zwischen 
Deutsch  Südwestafrika  und 
der  Kapkol  o  n  i  e  vorhanden.  Der 
Anschluß  an  das  englische  Eisenbahn¬ 
netz  würde,  wie  behauptet  wird,  na¬ 
mentlich  zu  einer  Verbilligung  der 
Kohle  führen.  Jetzt  kostet  eine  Tonne 
Kohle  in  Keetmannshoop  82  Mark,  wähl 
rend  sie  nach  dem  Anschluß  nur  32 
Mark  kosten  soll.  Es  wird  ferner  ge¬ 
sagt,  daß  sich  dann  auch  der  Erzabbau 
im  Süden  des  Schutzgebiets  lohnen  soll. 
X  Die  Insel  Rügen  und  Stral¬ 
sund  sollen  durch  eine  Eisenbahn¬ 
brücke  verbunden  werden,  die  mit  3250 
Meter  die  längste  der  Welt  sein  wird. 
Zwischen  dem  Festland  und  der  kleinen, 
militärischen  Zwecken  dienenden  Insel 
Dänholm  werden  4  Pfeiler  errichtet  wer¬ 
den,  während  für  die  2,69  Kilometer 
lange  Strecke  bis  zur  Insel  Rügen  19 
Pfeiler  vorgesehen  sind.  Die  Fahrbahn 
wird  32  Meter  über  dem  Meeresspiegel 
liegen,  damit  die  Schiffahrt  nicht  be¬ 
hindert  wird.  Die  Kosten  der  Brücke, 
die  den  Verkehr  zwischen  Deutschland 
und  Schweden  stark  beschleunigen  wird, 
sind  auf  17  bis  20  Millionen  Mark  ver¬ 
anschlagt.  X  Nach  dem  Bauplan  des 
neuen  Groß  schiffahrtswegs 
Leipzig-Berlin,  der  von  Have- 
stadt  &  Contag  in  Berlin  entworfen  ist, 
erhält  der  Kanal  eine  Länge  von  133,5 


Kilometer;  die  Kosten  sind  auf  64  Mil¬ 
lionen  Mark  veranschlagt.  Der  Schiff¬ 
fahrtsweg  soll  nördlich  von  Leipzig  ab- 
zweigen,  Eilenburg  berühren  und  mittels 
einer  Schachtschleuse  von  11  Meter  Ge¬ 
fälle  bei  Groitzsch  zur  Mulde  abstei- 
gen,  die  etwa  6  Kilometer  weit  benutzt 
wird;  daran  schließt  sich  eine  Kanal¬ 
strecke  von  27,4  Kilometer  Länge,  etwa 
parallel  zur  Eisenbahn  Eilenburg-Tor¬ 
gau.  Die  Elbe  wird  bis  zur  Einmündung 
der  Schwarzen  Elster  verfolgt.  Hinter 
der  Elbe  steigt  der  Kanal  zum  Fläming 
empor  und  führt  über  Seyda,  Jüterbog, 
Luckenwalde  zur  Havel  bei  Potsdam. 
X  Im  Berliner  Verkehrswesen  voll¬ 
ziehen  sich  zurzeit  wichtige  Ver¬ 
änderungen.  Bei  der  Liquidation  des 
Fürstentrusts  erwarben  sowohl  die 
Berliner  Hochbahngesellschaft  als  auch 
die  Große  Berliner  Straßenbahngesell¬ 
schaft  je  ein  Drittel  der  Aktien  der 
Omnibusgesellschaft.  So  tritt  dieses  In¬ 
stitut  nicht  bloß  zur  Straßenbahn-  und 
zur  Hoch-  und  Untergrundbahngesell¬ 
schaft  iin  engere  Beziehungen,  sondern 
alle  3  Unternehmungen  gewinnen  Inter¬ 
essengemeinschaften.  Die  Kurssteigerun¬ 
gen  der  Aktien  der  erwerbenden  Ge¬ 
sellschaften  zeigen  an,  daß  man  von  der 
Transaktion  eine  gesteigerte  Rentabilität 
erwartet.  X  Die  erste  Strecke  der  Un¬ 
tergrundbahn  in  Buenos  Aires, 
deren  Fahrzeuge  von  der  Allgemeinen 
Elektrizitätsgesellschaft  ausgerüstet  wor¬ 
den  sind,  ist  in  Betrieb  genommen  wor¬ 
den.  Das  ganze  geplante  Netz  von  Un¬ 
tergrundbahnen  wird  voraussichtlich  in 
5  bis  6  Jahren  ausgebaut  sein.  Das  Un¬ 
ternehmen  liegt  in  der  Hand  der 
Straßenbahngesellschaft,  so  daß  in  der 
argentinischen  Hauptstadt  das  plan¬ 
mäßige  Zusammenarbeiten  von  Straßen- 
und  Untergrundbahn  gesichert  ist.  Hier¬ 
zu  gehört  zum  Beispiel  auch  die  in  ver¬ 
kehrsreichen  Straßen  erforderlich  wer¬ 
dende  Überführung  der  Straßenbahn¬ 
wagen  in  die  Untergrundstrecken,  X  New 
York  soll  mit  Los  Angeles  und  San  Fran¬ 
cisco  durch  eine  rund  5600  Kilometer 
lange  F  ernsprechleitung  verbun¬ 
den  werden,  die  aus  4,5  Millimeter  star¬ 
kem  Kupferdraht  hergestellt  wird.  Da 
wegen  des  großen  Zeitunterschieds  zwi¬ 
schen  den  Endpunkten  die  Tageszeiten 
in  den  verbundenen  Städten  nicht 
übereinstimmen,  die  Leitung  täglich  also 
nur  während  einer  beträchtlich  vermin¬ 
derten  Zeit  in  Anspruch  genommen  wer¬ 
den  wird,  soll  die  Benutzungsgebühr  für 
ein  Dreiminutengespräch  nicht  weniger 
als  64  bis  80  Mark  betragen. 
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Kunstgewerbe  /  Faul  Westheim 

Berlin:  Die  leidige  Frage  des  Ber- 

Opernhaus  üner  Opernhausneubaus  ist 

jetzt  zu  einem  gewissen 
Abschluß  gelangt.  Ludwig  Hoff¬ 
man  n  hat  als  der  vom  Ministerium  zu¬ 
gezogene  freie  Architekt  ein  Projekt 
fertiggestellt,  das,  wie  man  hört,  die  Zu¬ 
stimmung  des  Kaisers  bereits  gefunden 
hat,  und  das  die  Öffentlichkeit  wohl 
auch  annehmen  muß,  da  bei  den  hier 
gegebenen  Verhältnissen  Besseres  nicht 
zu  erreichen  sein  dürfte.  Hoffmann  ist 
zu  dieser  Aufgabe  in  dem  Augenblick 
berufen  worden,  da  man  allseitig  nach 
einem  Kompromißvorschlag  verlangte, 
und  wenn  man  seinen  Entwurf  jetzt 
sieht,  so  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  er 
diese  Hoffnung  auf  eine  Kompromiß¬ 
lösung  durchaus  erfüllt  hat.  Das  Opern¬ 
haus,  das  er  jetzt  vorschlägt,  ist  nicht 
eine  monumentale  Dokumentation  des 
Zeitwillens,  aber  es  ist  eine  würdige  und 
anständige  Lösung  einer  kniffligen  Auf¬ 
gabe.  Mehr,  das  ist  zu  bedenken,  war 
bei  den  barocken  Ansprüchen,  die  un¬ 
erbittlich  gestellt  wurden,  wohl  nicht  zu 
erreichen.  Mit  mancherlei  Säulen,  Gie¬ 
beln,  mit  langen  Figurenreihen  auf  den 
Dächern  ist  Hoffmann  diesen  ursprüng¬ 
lich  gewiß  sehr  viel  weiter  gehenden  An¬ 
sprüchen  entgegengekommen,  wie  er 
durch  eine  einheitliche  Massengestal¬ 
tung  und  durch  ein  feines,  modernes 
Durchfühlen  dieser  überkommenen  Werte 
die  Lösung  künstlerisch  empfindenden 
Menschen  angenehm  gemacht  hat.  Das 
Verdienst,  das  hier  zu  schätzen  wäre, 
ist  demnach  auch  zweifacher  Art.  Ein¬ 
mal  (und  das  ist  wohl  das  größte  Ver¬ 
dienst,  das  Hoffmann  sich  in  dieser  Sache 
zuzusprechen  hat)  ist  es  ihm  durch  eine 
erstaunliche  diplomatische  Geschicklich¬ 
keit  gelungen  die  Krone  zum  Verzicht 
auf  allerlei  kunstwidrige  Ansprüche  zu 
bewegen.  Zum  andern  hat  er  mit  allen 
Mitteln  versucht  das  Riesenhaus  nicht 
noch,  wie  es  ein  Teil  der  früheren  Be¬ 
werber  getan  hat,  zu  monumentalisieren, 
sondern  diesen  Baukörper  im  Eindruck 
kleiner,  menschlich  und  dekorativ  ge¬ 
fällig  zu  machen,  den  Bau  also  an  sein 
eigenes  Format  anzupassen.  Da  Hoff¬ 
mann  ein  fein  empfindender  Künstler 
ist,  mußte  es  ihm  am  Ende  gelingen  ohne 
großen  Aufwand  an  architektonischen 
Mitteln  und  ohne  eigentlich  neue  Ge¬ 
danken  zu  einer  den  Geschmack  befrie¬ 
digenden  Lösung  zu  gelangen.  Sein  Be¬ 
streben  ging  dahin  alles  Komplizierte, 
alles  Übermäßige  zu  vermeiden,  um 
möglichst  immer  zu  einer  Selbstverständ¬ 


lichkeit  zu  gelangen,  Einheit  in  der 
räumlichen  Aufteilung,  Einheit  in  der 
tektonischen  Gliederung,  Einheit  schließ¬ 
lich  in  dem  Aufwand  von  Motiven  wurde 
von  ihm  angestrebt,  und  es  ist  nicht  zu 
leugnen,  daß  der  Wert  seiner  Lösung 
in  dieser  ja  immer  schätzbaren  Einheit¬ 
lichkeit  liegt.  Zerfällt  bei  der  Mehrzahl 
der  früheren  Projekte  der  Bau  in  5  oder 
mehr  Häuser,  so  spannt  Hoffmann  alles,  so¬ 
gar  auch  noch  die  Anbauten,  die  rechts  und 
links  neben  dem  Opernhaus  vorgesehen 
sind,  in  ein  durchlaufendes  Horizontal¬ 
system,  das  gleichartig  an  den  Seiten, 
an  der  Fassade,  am  Bühnenaufbau  durch 
ein  geschickt  akzentuiertes  System  von 
Pilastern  und  Säulen  aufgelockert  ist. 
Diese  Säulen  ragen  in  zahlreichen  frü¬ 
heren  Projekten  gigantisch  vom  Königs¬ 
platz  bis  zum  Dachfirst  empor.  Hoff¬ 
mann  macht  sie  7  Meter  kleiner  und 
setzt  sie  ganz  ähnlich,  wie  es  Wallot  im 
Reichstag  gemacht  hat,  auf  einen  Sockel, 
der  den  ganzen  Bau  umspannt.  Als 
Fassadenabschluß  findet  er  einen  mäch¬ 
tigen,  von  keinem  heutigen  Bildhauer  zu 
füllenden  Spitzgiebel  vor,  der  anschei¬ 
nend  auch  den  besondern  Beifall  des 
Bauherrn  gefunden  hat;  er  beseitigt 
dieses  Giebelmotiv  nicht  ganz,  er  macht 
nur  aus  1  großen  5  kleinere  Giebel,  die 
als  schmucke  Akzente  geschickt  verteilt 
sind  und  nun  menschlich-gefällig  wirken. 
Die  Zweckmäßigkeit  bedingt  lediglich 
über  dem  Bühnenhaus  einen  hohen  Auf¬ 
bau,  der  sich  mit  der  Hauptmasse  nie 
organisch  verwachsen  will;  er  zieht 
diesen  Aufbau  unter  Berufung  auf  den 
alten  Semper  in  Dresden,  auf  Möller  in 
Darmstadt  und  alle  die  anderen,  die 
Ähnliches  gewagt  haben  und  die  diesem 
vorzüglich  orientierten  Architekten 
selbstverständlich  genau  bekannt  sind, 
bis  an  die  Vorderfront  vor  und  kommt 
damit  zu  einem  einheitlichen  geschlosse¬ 
nen  Baukörper,  den  er  mit  seinen  Mit¬ 
teln  zu  gliedern  fähig  ist.  Im  Innern 
hält  er  sich  sehr  stark  an  die  ursprüng¬ 
liche  Programmskizze,  in  die  er  auch 
wieder  in  der  Hauptsache  nur  System 
und  Einheitlichkeit  zu  bringen  versucht. 
Wobei  allerdings  auch  der  eine  oder 
andere  der  Gedanken,  die  im  Lauf  der 
verschiedenen  Wettbewerbe  auf  getaucht 
sind,  wieder  unter  den  Tisch  gefallen  ist. 
Typisch  für  diese  Art  Korrekturen  ist 
die  Aufmachung  des  Foyers.  Die  Bau¬ 
beamten  des  Ministeriums  hatten  da 
ohne  Grund  und  ohne  Sinn  5  ganz  ver¬ 
schiedenartige  Räume  vorgesehen;  Hoff¬ 
mann  macht  daraus  einen  einzigen  weit¬ 
hingestreckten  Saal,  der  bei  seiner  Länge 
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von  90  Metern  und  einer  absichtlich 
ruhigen  Säulenarchitektur  sicherlich  im¬ 
posant  wirken  dürfte.  Den  heiklen  Punkt 
des  Projekts,  die  Durchdringung  des 
ersten  Rangs  durch  die  von  dem  Hof 
verlangten  Räume,  beseitigt  Hoffmann 
auf  eine  genial  einfache  Weise,  indem 
er  an  dem  Schnittpunkt  einen  neutralen 
Durchgangsraum  anlegt,  der,  wenn  die 
große  Hofloge  benutzt  wird,  auf  einige 
Augenblicke  gegen  das  Volk  des  1.  Rangs 
abgesperrt  werden  kann.  Statt  einer  Iso¬ 
lierung  des  Hofes  durch  Brücken,  Tun¬ 
nels,  ein  besonderes  Zwischengeschoß 
oder  wie  die  seltsamen  Vorschläge  alle 
lauten,  hat  er  höchst  einfach  den  Auf¬ 
traggeber  dahin  gebracht  einem  so  natür¬ 
lichen  Arrangement  zuzustimmen.  Die 
wesentlichste  Änderung,  die  von  ihm  im 
Innern  vorgenommen  worden  ist,  liegt  in 
der  Beseitigung  des  grotesken  Verhält¬ 
nisses  von  Treppenhaus  und  Zuschauer¬ 
raum.  Das  Treppenhaus  reduziert  er  auf 
den  Umfang  der  Stadthalle  seines  neuen 
Berliner  Rathauses  und  macht  es  in  der 
Wirkung  gleichzeitig  größer  durch  ein 
niedrig  gehaltenes  Vestibül,  das  er  vor¬ 
schlägt. 

Also  eine  Kunst  der  klugen  und  sichern 
Überlegung.  Statt  ausladender  Fülle 
Maßhalten  und  Ruhe.  Statt  monumen¬ 
taler  Kühnheit  geschmackvolle  Gewandt¬ 
heit.  Aber  schließlich  ein  Werk,  wie  es 
unter  den  gegebenen,  sehr  schwierigen 
Verhältnissen  kaum  anders  zu  erreichen 
war.  Den  monumentalen  Geist,  der  diese 
Oper  ganz  aus  der  Zeit  heraus  hätte 
gestalten  können,  haben  wir  eben  nicht. 
Und  wenn  er  da  wäre,  wäre  er  kaum 
durchgedrungen.  Wenn  man  das  be¬ 
denkt,  so  erscheint  immerhin  dieses  Hoff- 
mannsche  Projekt  schon  als  ein,  wenn 
auch  kleiner  Sieg  derer,  die  von 
der  Reichshauptstadt  ein  künstlerisches 
Attentat  abzuwehren  versucht  haben. 
Gegenüber  den  Bautraditionen  der 

Krone,  die  als  Berliner  Dom  und  Po- 
sener  Schloß  der  Welt  genugsam  bekannt 
sind,  ist  ein  Hoffmannsches  Opernhaus 
schon  ein  Riesenfortschritt.  In  dem  Sinn 
solcher  Kompromißlösung  erscheint  es 
in  der  Tat  als  ein  Dokument  des  gegen¬ 
wärtigen  Zeitgeists. 

X  ..  X 

Glasmalerei  über  die  Glasmalerei,  ihre 

Technik  und  ihre  Ge¬ 
schichte  hat  Gottfried  Hei¬ 

nersdorff  bei  Bruno  Cassirer  in  Berlin 
ein  sehr  schön  illustriertes  Buch  erschei¬ 
nen  lassen,  das  allen,  die  sich  für  die 
künstlerische  Entwickelung  dieses  Ge¬ 
werbes  interessieren,  willkommen  sein 


muß.  Die  vorhandene  Literatur  über  die 
Glasmalerei  ist  ja  im  besondern  Maß 
unzureichend.  Es  sind  von  Kunsthisto¬ 
rikern  sehr  tüchtige,  aber  der  Allgemein¬ 
heit  sehr  wenig  sagende  stilkritische 
Untersuchungen  angestellt  worden,  und 
das  Handwerk  hat  sich  aus  alten  Glas¬ 
fenstermotiven  Vorlagenwerke  zusam¬ 
menstellen  lassen,  die  es  der  Bequem¬ 
lichkeit  halber  zu  brauchen  glaubte,  die 
es  aber  notwendigerweise  steril  machen 
mußten.  Ganz  anders  das,  was  Heiners¬ 
dorff  hier  zu  geben  versucht.  Er  ist  in 
gewissem  Sinn  ja  Handwerker.  Wenn 
er  auch  nicht  selbst  Gläser  ätzt  und  ver¬ 
bleit,  so  hat  er  doch  die  von  ihm  ge¬ 
gründete  und  geleitete  Werkstätte  zu 
dem  besten,  dem  künstlerisch  bedeutsam¬ 
sten  Unternehmen  dieser  Art  im  gegen¬ 
wärtigen  Deutschland  zu  machen  gewußt. 
Er  hatte  den  so  überaus  seltenen  In¬ 
stinkt  seinem  Gewerbe  die  stärksten 
Künstlerpersönlichkeiten,  die  in  ihm 
zurzeit  tätig  sind,  nämlich  Thorn- 
Prikker  und  Pechstein,  zuzuführen.  Er 
konnte  das  nur,  weil  er  wirklich  Ver¬ 
ständnis  für  die  allergrößten  Werte 
besitzt,  die  das  Glasmalerhandwerk  in 
seiner  besten  Zeit  hervorgebracht  hat.  In 
den  Fenstern  der  Kathedrale  von  Char¬ 
tres  hat  er  die  Monumentalität  erlebt, 
die  dem  Glasmaler  der  Gotik  erreichbar 
war,  und  er  hat  sich  nicht,  wie  fast  alle 
seine  Fachgenossen,  den  Blick  durch  die 
viel  bewunderte  Virtuosität  der  Renais¬ 
sanceglasmaler  trüben  lassen.  Gewiß, 
sie  hatten  es  dahin  gebracht  schöne 
Wandbilder  mit  einem  täuschenden  Rea¬ 
lismus  und  korrektesten  Perspektiven¬ 
künsten  auf  das  Glas  zu  übertragen,  aber 
sie  hatten  damit  das,  was  man  Glas¬ 
malerei  zu  nennen  hat,  was  in  einem 
gotischen  Dom  zu  einem  Raumganzen 
tektonisch  zugehörig  war,  vernichtet. 
Heinersdorff  schildert  in  seinem  Buch, 
neben  der  Darlegung  der  alten  und  der 
neuen  Handwerkstechnik,  diesen  Ent¬ 
wickelungsgang,  der  durch  eine  Samm¬ 
lung  trefflicher  Illustrationen  auch  im 
einzelnen  belegt  wird.  Hiermit  wäre  ein 
Versuch  zur  historischen  Begründung  der 
Wiederbelebung  der  guten,  alten  Glas¬ 
malerei  gemacht,  wie  er  sie  in  seiner 
Werkstatt  erstrebt,  und  wie  sie  noch 
einmal  in  einem  von  Karl  Scheffler  ge¬ 
schriebenen  Anhang  über  die  moderne 
Glasmalerei  dargelegt  wird. 

x.  .  X 

Stickerei  Stickereien  der  F 1  o  - 
rence  Jessie  Hösel, 
die  leider  immer  noch 
nicht  in  der  großen  Öffentlichkeit  die 
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verdiente  Wertschätzung  finden,  waren 
neulich  in  den  Räumen  Gustav  Goerkes 
ausgestellt.  Diese  Hösel  ist  eine  große 
und  feine  Künstlerin,  eine  lyrische  Natur, 
die  des  Wortes  nicht  mächtig  ist,  die 
das,  was  sie  so  tief  und  stark  empfindet, 
nur  mit  Nadel  und  Faden  zum  Ausdruck 
zu  bringen  vermag.  Sie  stickt  kleine 
Landschaftsstimmungen,  kaum  eine  Hand 
breit,  mit  einer  Sensibilität  ohnegleichen. 
Sie  gibt  die  Natur,  wie  sie  sie  sieht; 
aber  was  sie  in  unserm  Grunewald  an 
wechselnden  Stimmungen,  an  verborge¬ 
nen,  an  delikatesten  Feinheiten  ent¬ 
deckt,  ist  ungeheuer  mannigfaltig.  Es 
scheint  ein  ewiges  Aufnehmen  von  Bil¬ 
dern,  ein  unaufhörliches  Erleben  der 
Landschaft,  das  in  einer  eigenen  Sprache, 
in  einem,  trotz  der  Stickerei  muß  man  es 
sagen:  wirklichen  Persönlichkeitsstil  zum 
Ausdruck  kommt. 

X  X 

Kurze  Chronik  Der  Deutsche  Werkbund 
veranstaltet  in  diesem  Jahr 
eine  Ausstellu  n  g  in 
Köln,  die  den  deutschen  Westen  für  das 
deutsche  Kunstgewerbe  gewinnen  soll. 
Das  Festhaus  wird  von  Behrens,  ein 
Theater  von  van  de  Velde  gebaut. 
Muthesius  veranstaltet  die  Farbenschau, 
Die  Stadt  Hagen,  die  durch  K,  E.  Ost¬ 
haus  an  der  modernen  kunstgewerblichen 
Bewegung  in  besonderer  Weise  teil¬ 
nimmt,  wird  auf  dieser  Ausstellung  auch 
besonders  vertreten  sein.  X  In  Paris 
erscheint  eine  neue  Modezeit¬ 
schrift,  unter  dem  Titel  Gazette  du 
Bon  Ton.  Der  Herausgeber,  Lucien  Vogel, 
läßt  die  Schöpfungen  der  Pariser  Mode¬ 
häuser  allmonatlich  durch  eine  Reihe  von 
Künstlern  in  freien  Farbenkompositionen 
darstellen,  die  nicht  allein  das  Kleid 
selber  sondern  auch  das  Tragen  zeigen, 

X  X 

Literatur  Über  Henry  van  de  Velde 
hat  Karl  Scheffler  im 
Inselverlag  in  Leipzig  eine 
Broschüre  erscheinen  lassen,  die  durch 
das  Thema  ebenso  interesisert  wie  durch 
den  Verfasser,  der  hier  über  die  an¬ 
regendste  Persönlichkeit  der  modernen 
Kunstgewerbebewegung  4  Essays  zusam¬ 
mengestellt  hat,  die  nach  einander  in 
einem  Zeitraum  von  14  Jahren  ent¬ 
standen  sind.  Am  stärksten  fesselt  die 
2.  dieser  Abhandlungen,  in  der  Scheffler 
jenen  merkwürdigen  Zwiespalt  unter¬ 
sucht,  wie  ein  Mann  so  entscheidenden 
Einfluß  auf  die  besten  Köpfe  einer 
ganzen  Generation  ausüben  konnte  und 
seinen  einzelnen  Gestaltungen  gegenüber 
doch  fast  nie  und  von  keiner  Seite  aus 


unbedingte  Zustimmung  zu  finden  ver¬ 
mochte.  Diesen  dramatischen  Gegensatz 
einer  Synthetikernatur,  die  durch  ein 
Zeitschicksal  an  das  Kunstgewerbe  ge¬ 
bunden  ist,  das  vom  Naturalistisch- 
Zweckmäßigen  seinen  Ausgangspunkt  zu 
nehmen  hat,  diese  »besondere  Form  der 
Romantik«  das  Materielle  zu  entmate- 
rialisieren,  bevor  in  unserer  Zeit  irgend¬ 
welche  Form  überhaupt  vorhanden  ist, 
sucht  Scheffler  hier  begreiflich  zu 
machen,  um  damit  einen  Beitrag  zur  Ent¬ 
rätselung  dieser  aus  dem  Kunstgewerbe 
rätselhaft  groß  emporgewachsenen 
Schöpferpersönlichkeit  zu  liefern.  X 
Über  die  Bayrische  G  e  w  e  r  be¬ 
schau  1912  ist  in  dem  Münchener  Del¬ 
phinverlag  jetzt  eine  amtliche  Denk¬ 
schrift  erschienen,  in  der  das  Programm 
und  die  Organisation  der  Ausstellung 
eingehend  dargelegt  sind.  Die  verschie¬ 
denen  Ausschüsse  erstatten  ihre  Be¬ 
richte,  Ein  umfangreicher  Bilderanhang 
zeigt  eine  Anzahl  Arbeiten,  die  als  Ver¬ 
wirklichung  dieses  Programms  auf  der 
Gewerbeschau  zu  sehen  waren.  Ein  Satz 
der  Einleitung  kann  allerdings  nicht 
ganz  unbeanstandet  hingenommen  wer¬ 
den,  Es  heißt  da,  daß  in  der  Farben¬ 
wirkung  und  der  guten  Form  die  Forde¬ 
rungen  zu  sehen  wären,  die  an  eine 
Qualitätsarbeit  zu  stellen  sind.  »Und«, 
so  liest  man  weiter,  »es  muß  hinzugefügt 
werden,  daß  die  Erfüllung  der  beiden  zu¬ 
letzt  genannten  Forderungen  eine  unbe¬ 
dingte  Voraussetzung  für  jede  Qualitäts¬ 
leistung  ist,  während  sich  die  technische 
Vollendung  relativ  begrenzt  denken 
läßt.«  In  München  war  das  leider  der 
Fall,  und  das  war  die  Schwäche  der  Aus¬ 
stellung,  wie  es  die  Schwäche  unseres 
heutigen  Kunstgewerbes  überhaupt  ist. 
Von  Qualitätsarbeit  kann  so  lange  im 
Ernst  nicht  geredet  werden,  als  die  tech¬ 
nische  Vollendung  nicht  aufs  höchste  ge¬ 
steigert  ist.  Der  künstlerische  Entwurf 
ist  demgegenüber  zwar  nicht  nebensäch¬ 
lich,  doch  von  geringerer  Bedeutung. 
Unseren  Kunstgewerblern  muß  aufs  deut¬ 
lichste  gesagt  werden,  daß  sie  vor  allem 
andern  die  technische  Vollkommenheit 
durchzusetzen  haben,  und  daß  ohne  diese 
technische  Vollkommenheit  die  moderne 
Farbenwirkung  und  die  neuzeitliche 
Formgebung  nichts  anderes  als  Schein¬ 
wesen  sind.  Solange  wir  im  Kunstge¬ 
werbe  nicht  die  technische  Vollkommen¬ 
heit  zu  erreichen  vermögen,  wie  sie  bei 
Krupp,  wie  sie  bei  unserer  Farben-  und 
Schiffsbauindustrie  geschätzt  und  in  aller 
Welt  geschätzt  werden,  kann  nur  von 
Pseudoqualität  geredet  werden. 
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PAUL  UMBREIT  ■  DIE  NEUEN  METHODEN  DER 
ARBEITSLOSENVERSICHERUNG 

US  dem  Kampf  um  das  Prinzip  ist  die  Entwickelung  der  Arbeits¬ 
losenversicherung  in  Deutschland  in  das  Stadium  des  Kampfes 
um  die  beste  Methode  eingetreten.  Daß  eine  Arbeitslosenversiche¬ 
rung  auf  die  Dauer  nicht  zu  umgehen  ist,  leugnen  heute  nur  noch 
die  industriellen  Scharfmacher  und  ihr  kleinbürgerlicher  Anhang, 
aber  kein  vernünftiger  Volkswirt  und  Staatsmann  mehr.  Auch  die 
Reichsregierung  sprach  sich  bei  der  Beratung  der  sozialdemokratischen 
Interpellation  im  Reichstag  im  Dezember  1913  nicht  grundsätzlich  gegen 
eine  Arbeitslosenversicherung  aus;  sie  erachtete  diese  njur  noch  nicht  reif 
zur  gesetzlichen  Lösung.  Es  müsse  eine  Arbeitslosenstatistik  und  eine  Aus¬ 
gestaltung  der  Arbeitsnachweise  vorangehen.  Hauptsächlich  wandte  sich 
aber  der  Staatssekretär  Dr,  Delbrück  gegen  die  Förderung  des  Genter 
Systems  aus  Reichsmitteln;  es  sei  bedenklich  Beruf svereinen,  die  sich  selbst 
als  Kampfvereine  bezeichnen,  eine  solche  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  geben.  Ebenso  bedenklich  sei  es  eine  Reichsarbeitslosenversiche¬ 
rung  im  Anschluß  an  die  Gewerkschaften  einzuführen,  weil  eine  solche  Ver¬ 
sicherung  als  Koalitionszwang  wirken  müsse.  So  verdichtet  sich  der  Wider¬ 
stand  der  maßgebenden  Kreise  im  Reich  gegen  die  Arbeitslosenversicherung 
zum  Kampf  gegen  ein  gewisses  System,  das  sich  zwar  seither  unter  allen 
Methoden  der  Arbeitslosenversicherung  als  das  erfolgreichste  erwiesen  hat, 
das  aber  in  dem  Geruch  steht  die  Gewerkschaften  und  ganz  besonders  die 
freien  Gewerkschaften  zu  begünstigen.  Denn  auch  in  Kreisen  der  Ge¬ 
meindeverwaltungen  und  Gemeindevertretungen,  namentlich  der  nord¬ 
deutschen,  ist  das  Sträuben  gegen  die  Einführung  der  Arbeitslosenversiche¬ 
rung  in  der  Hauptsache  auf  die  gleiche  Abneigung  gegen  das  Genter  System 
zurückzuführen.  Angesichts  dieses  Streites  um  die  Methoden  der  Arbeits¬ 
losenversicherung  erscheint  es  zweckmäßig  zu  prüfen,  was  sich  aus  der 
neuern  Entwickelung  der  Arbeitslosenversicherung  am  besten  bewährt  hat 
und  für  den  weitern  Fortschritt  am  ehesten  in  Betracht  zu  ziehen  ist. 

Die  früheren  schweizerischen  Systeme  der  Arbeitslosenversicherung  waren 
teils  lokale  teils  kantonale  Kassen  mit  und  ohne  Zwangsbeitritt  der  Ar¬ 
beiter.  Die  fakultativen  Kassen  litten  an  dem  Übel,  daß  die  Masse 
der  Arbeiterschaft  aus  Beitragsscheu  fernblieb,  und  nur  die  von  hoher 
Saisonarbeitslosigkeit  betroffenen  Berufe  sich  anschlossen.  Diese  Kassen 
brauchten  hohe  Beiträge  und  große  Zuschüsse  und  konnten  trotzdem  nicht 
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existieren.  Die  obligatorische  Versicherung  zog  sich  dagegen  den  Groll  der 
von  Arbeitslosigkeit  weniger  betroffenen  Schichten  zu  und  ging  an  bureau- 
kratischer  Regiererei  und  am  Mangel  ausreichender  Arbeitslosenkontrolle  zu¬ 
grunde.  Daraus  war  der  Schluß  zu  ziehen,  daß  eine  brauchbare  Arbeits¬ 
losenversicherung  eines  gewissen  Beitrittszwangs  nicht  entbehren  kann, 
aber  der  Eigenart  der  Berufe  Rechnung  tragen  und  auf  möglichster  Selbst¬ 
verwaltung  der  Arbeiter  auf  gebaut  sein  muß,  weil  die  Arbeiter  sich  williger 
der  schärfsten  Kontrolle  von  ihresgleichen  als  der  laxesten  behördlichen  Auf¬ 
sicht  fügen.  Die  Arbeitslosenversicherung  setzt  einen  hochentwickelten  Ge¬ 
meinsinn  voraus,  den  die  Arbeiter  wohl  in  ihrer  Berufsorganisation,  nicht 
aber  in  einer  öffentlichen  Kasse  bekunden.  Diese  Erfahrungen  führten  den 
Advokaten  Louis  Varlez  (Gent)  zur  Schaffung  des  (hier  oft  besprochenen) 
Genter  Systems,  das  keine  eigene  Arbeitslosenversicherung  organisie¬ 
ren  will  sondern  sich  darauf  beschränkt  die  Arbeitslosenversicherung  der  Ar¬ 
beiterberufsvereine,  also  die  Selbsthilfe  der  Arbeiter,  durch  Gewährung  von 
Zuschüssen  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  fördern.  Der  Einwand,  daß  diese  Zu¬ 
schüsse  indirekt  die  Organisation  der  Arbeiter  fördern  und  dem  aus  irgend¬ 
welchen  Gründen  der  Organisation  fernbleibenden  Arbeiter  versagt  blieben, 
veranlaßte  Varlez  eine  Ergänzung  seines  Systems  darin  zu  suchen,  daß  den 
Nichtorganisierten  Gelegenheit  zur  Ansammlung  von  Sparbeträgen  gegeben 
wird,  bei  deren  Abhebung  im  Arbeitslosigkeitsfall  die  Stadtgemeinde  einen 
entsprechenden  Zuschuß  gewährt.  Dieses  Genter  System,  seit  1901  einge¬ 
führt,  hat  sich  derart  bewährt,  daß  man  es  regelmäßig  erneuerte,  die  Zu¬ 
schüsse  erhöhte  und  seinen  Wirkungskreis  auf  zahlreiche  Gemeinden  aus¬ 
dehnte.  Allerdings  zeigte  sich  bald,  daß  nur  die  von  den  Gewerkschaften 
organisierte  Arbeitslosenversicherung  eine  entwickelungsfähige  Grundlage 
darstellt,  während  der  Sparfonds  eine  bedeutungslose  Einrichtung  blieb.  Das 
Genter  System  sieht  von  jedem  Beitrittszwang  ab,  hat  also  schon  des¬ 
halb  auf  keinerlei  Widerstände  der  Arbeiter  zu  rechnen.  Es  ersetzt  aber  das 
Obligatorium  durch  den  Beitritt  ganzer  Berufsverbände,  die  alle  Risiken 
größerer  Massen  einschließen.  Es  benutzt  die  gewerkschaftliche  Verwal¬ 
tung,  Werbekraft  und  Solidarität,  die  Kontrolle  des  Arbeiters,  der  seine 
Mitarbeiter  kennt  und  sich  gegen  die  Vergeudung  gewerkschaftlicher  Mittel 
ganz  anders  zur  Wehr  setzt  als  gegen  Simulation  in  öffentlichen  Kassen. 
Es  reguliert  die  gewerkschaftlichen  Unterstützungsleistungen  an  Arbeitslose, 
indem  es  den  gemeindlichen  Zuschuß  in  ein  festes  Verhältnis  zu  ihnen  setzt 
und  dennoch  die  Gewerkschaften  hinreichend  mit  eigener  Verantwortlichkeit 
erfüllt.  Es  bedarf  nur  der  Kontrolle  darüber,-  ob  die  gewerkschaftliche 
Arbeitslosenunterstützung  sich  auf  die  Fälle  beschränkt,  zu  denen  allein  die 
Gemeinde  Zuschüsse  gewährt.  Die  Verwaltungskosten  und  das  Risiko  der 
Gemeinde  werden  auf  ein  Minimum  reduziert,  alles  Wesentliche  hängt  von 
dem  Erfolg  der  Ausbreitung  der  Gewerkschaften  ab. 

Das  Genter  System  breitete  sich  zunächst  in  Belgien  aus.  Nach  der 
Sonderbeilage  des  Reichsarbeitsblatts  vom  Dezember  1913  gewährten  61  Ge¬ 
meinden  an  Gewerkschaftsunterstützte  und  31  Gemeinden  an  Gewerk¬ 
schaften  selbst  Beihilfen.  Der  Staat  und  5  Provinzen  zahlten  wiederum  an 
solche  Gemeinden  Zuschüsse.  Die  Gesamthöhe  der  öffentlichen  Beihilfen 
betrug  1912  222  126  Francs  (einschließlich  der  Sparzuschüsse).  In  Frank¬ 
reich  haben  51  Städte  und  12  Departements  Arbeitslosenbeihilfen  einge- 
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führt;  überdies  gewährt  der  Staat  Zuschüsse  zur  Arbeitslosenunterstützung 
der  Berufsvereine;  im  ganzen  wurden  1912  181  699  Francs  aufgewandt.  In 
Luxemburg  ist  ein  Staatskredit  von  1500  Francs  zur  Erhöhung  der  ge¬ 
werkschaftlichen  Arbeitslosenunterstützung  bewilligt.  In  den  Nieder¬ 
landen  zahlen  einige  Gemeinden  Beihilfen  nach  dem  Genter  System.  In 
der  Schweiz  ist  das  Genter  System  in  den  Kantonen  Baselstadt,  Genf, 
Appenzell  und  Sankt  Gallen  eingeführt;  außerdem  gewährten  die  Kantone 
Zürich  und  Thurgau  einer  Gewerkschaftskasse  geringe  Zuschüsse.  Der 
Kanton  Baselstadt  unterhält  daneben  eine  öffentliche  Arbeitslosenkasse. 
Eine  gleiche  Einrichtung  ohne  Verbindung  mit  dem  Genter  System  besteht 
in  der  Stadt  und  im  Kanton  Bern.  In  Dänemark  ist  das  Genter  System 
staatsgesetzlich  eingeführt.  Die  verwaltungsmäßig  von  den  Gewerkschaften 
getrennten  beruflichen  Arbeitslosenkassen  sind  gesetzlich  anerkannt,  sofern 
sie  gewissen  Bedingungen  entsprechen,  und  erhalten  staatliche  und  gemeind¬ 
liche  Beihilfen.  1912  hatten  53  dieser  Arbeitslosenkassen  111  187  Mitglieder 
und  9,6  Millionen  Francs  Gesamteinnahmen,  davon  54  %  aus  Beiträgen, 
32  %  aus  staatlichen  und  14  %  aus  gemeindlichen  Zuschüssen,  Unter  ähn¬ 
lichen  Bedingungen  ist  die  Arbeitslosenversicherung  in  Norwegen  nach 
dem  modifizierten  Genter  System  geregelt.  Es  waren  1912  19  Arbeitslosen¬ 
kassen  mit  27  000  Mitgliedern,  186  252  Kronen  eigenen  Beiträgen  und  36  309 
Kronen  Staats-  und  Gemeindezuschüssen. 

In  Deutschland  hat  das  Genter  System  unter  allen  Methoden  der 
öffentlichen  Arbeitslosenversicherung  die  weiteste  Anwendung  gefunden, 
aber  es  hat  die  verschiedensten  Abweichungen  erfahren.  Zuerst  wurde 
es  1907  in  Straßburg  in  der  Form  gemeindlicher  Zuschüsse  an  selbstver¬ 
sicherte  Mitglieder  von  Berufsvereinen,  aber  unter  Verzicht  auf  Zuschüsse 
an  Sparer  eingeführt.  In  gleicher  Weise  kam  das  System  in  Mülhausen  im 
Elsaß,  Schilligheim,  Bischheim  und  Illkirch-Grafenstaden  (sämtlich  im 
Elsaß)  zur  Geltung.  Dieses  vereinfachte  Genter  System  ist  nur  noch  in 
Erlangen  /1909/  eingeführt  worden. 

In  allen  übrigen  Fällen  ist  die  Gemeindearbeitslosenversicherung  nicht  auf 
die  Förderung  der  gewerkschaftlichen  Selbsthilfe  beschränkt  geblieben,  son¬ 
dern  man  war  bestrebt  für  Nichtorganisierte  Ersatzeinrichtungen,  teils  durch 
Sparzuschüsse  nach  dem  Vorbild  Gents  teils  durch  Gründung  städtischer 
freiwilliger  Kassen  nach  schweizerischem  Muster  zu  schaffen.  So  wurden 
die  städtischen  Zuschüsse  an  Berufsvereine  respektive  deren  arbeitslose 
Mitglieder  mit  Zuschüssen  an  Sparer  in  Freiburg  in  Baden  /1910/, 
Berlin-Schöneberg  /1910/,  Stuttgart  /1 912 /,  Feuerbach  /1913/  und  Offen¬ 
bach  /1913/  verbunden.  In  Freiburg  wurden  Bauarbeiter  von  der  städtischen 
Arbeitslosenunterstützung  ausgenommen  und  Notstands  arbeiten  für  sie  be¬ 
reitgestellt.  In  Berlin-Schöneberg  wurden  überdies  für  solche  Arbeitslose, 
die  weder  einer  gewerkschaftlichen  Kasse  angehören  noch  im  Besitz  einer 
Sparkarte  sind,  Speisemarken  zur  Beköstigung  in  der  städtischen  Volks¬ 
küche  eingeführt.  Städtische  Arbeitslosenkassen  sind  neben  den  Zuschüssen 
an  Berufsvereine  respektive  deren  arbeitslose  Mitglieder  eingerichtet  oder 
beschlossen  in  Schwäbisch  Gmünd  /1911/,  Kaiserslautern  /1912/  und  Lud¬ 
wigshafen  /1913/.  In  diesen  Gemeinden  ist  von  der  Gewährung  von  Spar¬ 
zuschüssen  abgesehen.  Eine  städtische  Versicherungskasse  war  neben  den 
Zuschüssen  an  Berufsvereine  auch  in  dem  Magistratsentwurf  von  Berlin- 
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Charlottenburg  vorgesehen,  der  nicht  die  Zustimmung  der  städtischen 
Kollegien  fand. 

Außer  diesen  Modifikationen  des  Genter  Systems  gibt  es  noch  einige  weitere 
Abweichungen,  So  gewährt  die  Stadt  Mannheim  neben  den  Zuschüssen  an 
Berufsvereinsmitglieder  auch  städtische  Unterstützung  an  nichtorganisierte 
Arbeiter,  ohne  den  Nachweis  irgendwelcher  Selbstfürsorge  für  den  Arbeits¬ 
losigkeitsfall.  Sie  hat  außerdem  noch  Notstandsarbeiten  vorgesehen  und 
will  vorerst  jeden  Arbeitslosen,  der  körperlich  dazu  geeignet  ist,  unter 
Strafandrohung  zu  deren  Übernahme  verpflichten.  Auch  Heidelberg  ge¬ 
währt  neben  den  Beihilfen  für  berufliche  Arbeitslosenkassen  allen  nicht- 
organisierten  Arbeitern  ohne  Nachweis  der  Selbstfürsorge  Unterstützung. 
In  den  Arbeitslosenversicherungseinrichtungen  der  Städte  München,  Frank¬ 
furt  am  Main  und  Berlin-Neukölln  sind  keinerlei  Zuschüsse  an  Mitglieder 
von  Berufsvereinen  vorgesehen;  hier  wird  die  Unterstützung  völlig  ohne 
Voraussetzung  irgendwelcher  Selbstversicherung  gewährt.  Doch  wird  die 
Mitwirkung  der  Berufsvereine  bei  der  Arbeitslosenkontrolle  in  Anspruch 
genommen.  Indes  sind  diese  Einrichtungen  nicht  als  dauernde  gedacht  son¬ 
dern  mehr  als  vorübergehende  Notstandsaktionen.  Insbesondere  ist  für 
Frankfurt  am  Main  die  Schaffung  einer  städtischen  Arbeitslosigkeitskasse 
nach  Kölner  Muster  vorgesehen. 

Hiermit  kommen  wir  zu  einer  Methode  der  Arbeitslosenversicherung,  die 
als  die  jüngste  in  Deutschland  angesprochen  werden  kann,  sich  aber  in 
Kreisen  städtischer  Sozialpolitiker  einer  starken  Befürwortung  erfreut  und 
bereits  für  Frankfurt  am  Main  und  Kiel  in  Aussicht  genommen  ist.  Sie 
stellt  eine  Kombination  des  Genter  Systems  mit  städtischer  Versicherungs¬ 
kasse  dar,  gewährt  aber  den  gewerkschaftlichen  Arbeitslosenkassen  nicht 
unentgeltliche  Zuschüsse  zum  Ansporn  der  Selbsthilfe  sondern  Ergänzungen 
der  Versicherungsleistungen  gegen  bestimmte  Prämienzahlungen.  Es  handelt 
sich  also  um  eine  städtische  Arbeitslosenversicherung  für  bisher 
unversicherte  Arbeitnehmer,  verbunden  mit  einer  Rückversiche¬ 
rung  für  gewerkschaftliche  Versicherungskassen.  Die  erstere 
war  der  Ausgangspunkt  der  1896  begründeten  Wohlfahrtskässe,  die 
mit  städtischen  Beihilfen  arbeitet,  es  aber  weder  auf  große  Mit¬ 
gliederzahlen  noch  auf  große  Leistungen  bringen  konnte.  Sie  teilte 
das  Schicksal  aller  Kassen,  bei  denen  die  Arbeitslosenversicherung 
Selbstzweck  ist:  geringe  Mitgliederzahl  und  große  Risiken  bei  hohen 
Beiträgen.  1911  wurde  die  Kasse  umgestaltet  durch  Heranziehung 
der  Gewerkschaften,  nicht  als  Subventionierte  sondern  als  Versicherungs¬ 
nehmer.  Während  für  Einzel  Versicherungsnehmer  die  Beiträge  in  3  Ge¬ 
fahrenklassen  nach  Tarif  A  (1,50  Mark  tägliche  Unterstützung  für  die  ersten 
20  Tage  und  75  Pfennig  für  die  weiteren  40  Tage)  15,  30  und  45  Pfennig  und 
nach  Tarif  B  (2,00  Mark  respektive  1,00  Mark  tägliche  Unterstützung)  20,  30 
und  60  Pfennig  pro  Woche  ausmachen  (für  Arbeiter  über  60  Jahre  sind  die 
Beiträge  noch  etwas  höher),  haben  die  Gewerkschaften,  die  für  ihre  Mit¬ 
glieder  bei  der  städtischen  Kasse  eine  Rückversicherung  nehmen  wollen,  in 
den  3  Gefahrenklassen  4,  10  und  30  Pfennig  wöchentlichen  Beitrag  pro  Mit¬ 
glied  zu  zahlen;  dafür  erhalten  sie  für  jeden  Arbeitslosen  unter  gewissen 
Voraussetzungen  pro  Tag  75  Pfennig  bis  1,50  Mark,  je  nachdem  52,  104,  156 
oder  208  Wochenbeiträge  für  ein  solches  Mitglied  gezahlt  worden  sind.  Die 
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Gewerkschaften  können  diese  städtische  Unterstützung  als  Zusatz  zu  ihrer 
Arbeitslosenunterstützung  oder  auch  als  partiellen  Ersatz  dafür  behandeln. 
Im  letztem  Fall  können  Gewerkschaftsfilialen,  deren  Verband  noch  keine 
Arbeitslosenunterstützung  eingeführt  hat,  eine  solche  für  den  Bereich  der 
Stadt  Köln  einführen;  nur  muß  die  gewerkschaftliche  Unterstützung  min¬ 
destens  25  Pfennig  höher  sein  als  die  städtische  Ersatzleistung.  Im  2.  Ge¬ 
schäftsjahr  nach  der  Umgestaltung,  also  1912-1913,  zählte  die  Kasse  189 
Einzelver sicherte  und  22  versicherte  Vereine  mit  11  105  Mitgliedern.  Von 
diesen  stellten  die  freien  Gewerkschaften  15  mit  8622  Mitgliedern.  Der  Zu¬ 
schuß  der  Stadt  Köln  beläuft  sich  pro  Kopf  der  Versicherten  auf  5,20  Mark. 
Eine  Statutenänderung  im  Jahr  1913  brachte  eine  Herabsetzung  der  Warte¬ 
zeit  von  52  auf  30  Wochen,  eine  Neueinteilung  der  Gefahrenklassen  und  eine 
Erhöhung  der  Unterstützungen  für  rückversicherte  Vereine  von  0,75  auf 
1,20  Mark. 

Ob  damit  der  Übelstand  behoben  ist,  daß  einzelne  Gewerkschaften  erheblich 
mehr  an  Beiträgen  an  die  städtische  Kasse  zu  zahlen  haben  als  sie  an  Er¬ 
satzleistungen  zurückerhalten,  bleibt  abzuwarten.  Bestehen  bleibt  aber  der 
Grundsatz,  daß  die  gewerkschaftlichen  Arbeitslosenunterstützungskassen 
erst  gegen  erhebliche  Beitragszahlungen  städtische  Zuwendungen  erhalten. 
Städtische  Sozialpolitiker  erblicken  in  dieser  Rückversicherung  einen  Fort¬ 
schritt  gegenüber  dem  Genter  System,  insofern  den  Arbeiterorganisationen 
nichts  geschenkt  und  der  Gemeinde  das  Odium  erspart  wird  einseitig  die 
Organisationsbestrebungen  der  Arbeiter  zu  unterstützen.  In  Wirklichkeit 
handelt  es  sich  aber  um  ein  völlig  anderes  Prinzip,  um  den  Ersatz  der  städ¬ 
tischen  Subvention  durch  städtische  Versicherung.  Das  Versicherungs¬ 
prinzip  beruht  auf  Beiträgen,  die  nicht  bloß  die  guten  und  schlechten  Ri¬ 
siken  günstiger  und  ungünstiger  Jahre  sondern  auch  die  guten  und  schlechten 
Risiken  günstiger  und  ungünstiger  Berufe  ausgleichen.  Vereine,  die  an 
solcher  Rückversicherung  teilnehmen,  können  dabei  ebenso  erheblich  ge¬ 
winnen  wie  verlieren,  je  nachdem  die  günstigen  oder  ungünstigen  Momente 
sich  bei  ihnen  summieren.  Die  Gefahrenklasseneinteilung  hat  sich  schon 
nach  2 jähriger  Geschäftsführung  als  mangelhaft  erwiesen,  nachdem  ich  schon 
im  Jahr  1911  im  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerk¬ 
schaften  Deutschlands  dargelegt  hatte,  daß  zahlreiche  Gewerkschaften  für 
ihre  eigene  Arbeitslosenversicherung  im  Durchschnitt  der  Jahre  von  1903  bis 
1910  erheblich  weniger  aufzuwenden  hatten  als  der  Beitrag  an  die  städti¬ 
sche  Rückversicherungskasse  für  eine  um  mindestens  25  Pfennig  pro  Tag 
niedrigere  Ersatzleistung  betrug,  und  daß  die  örtlichen  Durchschnittsziffern 
in  Köln  bei  der  Mehrzahl  der  in  Betracht  kommenden  Gewerkschaften  noch 
niedriger  als  der  Reichsdurchschnitt  der  Ausgaben  für  Arbeitslosenunter¬ 
stützung  waren.  Das  schließt  freilich  nicht  aus,  daß  solche  rückversicherten 
Gewerkschaften  in  einem  Jahr  hoher  Arbeitslosigkeit  von  der  städtischen 
Kasse  mehr  zurückerhalten  als  sie  vorher  an  Beiträgen  hineingezahlt 
hatten;  sicherlich  zahlen  die  meisten  Gewerkschaften  aber  in  gün¬ 
stigen  Wirtschaftsjahren  mehr  an  die  städtische  Kasse  als  sie  wieder  be¬ 
kommen.  Betrug  doch  schon  in  dem  Arbeitslosenjahr  1912-1913  in  den  11 
Monaten  August  bis  Juni  die  Beitragsleistung  der  angeschlossenen  Gewerk¬ 
schaften  pro  Kopf  1,73  Mark,  wogegen  sie  von  der  städtischen  Kasse  2,15 
Mark  also  nur  42  Pfennig  mehr  zurückerhielten.  Daß  eine  solche  Rückver- 
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Sicherung  vorteilhafter  wäre  als  das  Center  System,  läßt  sich  nicht  be¬ 
haupten.  In  der  Tat  haben  sich  von  den  in  Köln  domizilierenden  46  freie? 
Gewerkschaften  mit  26  711  Mitgliedern  nur  15  mit  8622  Mitgliedern  dei 
städtischen  Kasse  angeschlossen,  obwohl  sie  alle  zugelassen  waren,  auch 
solche,  deren  Verband  keine  zentrale  Arbeitslosenunterstützung  hatte.  Die 
günstigeren  Risiken  blieben  auch  der  Rückversicherung  fern,  weil  sie  das, 
was  diese  zu  bieten  vermag,  mit  geringeren  Mitteln  selbst  erreichen  können. 
Vor  allem  kann  eine  solche  Rückversicherung  kein  Anreiz  zur  Selbstver¬ 
sicherung  der  Arbeiter  gegen  Arbeitslosigkeit  sein,  und  damit  wird  die 
Grundlage  verlassen,  auf  der  das  Genter  System  ruht.  Das  Kölner  Rück¬ 
versicherungssystem  ist  kein  Ersatz  und  noch  weniger  ein  Fortschritt  sondern 
vielmehr  eine  Umgehung  des  Genter  Systems,  die  den  Gemeinden  Mittel 
und  Verlegenheit  spart,  die  ihnen  jenes  kosten  würde.  Eben  deshalb  wird 
das  Kölner  Rückversicherungssystem  schon  jetzt  von  einigen  Gemeinden 
in  Aussicht  genommen,  und  die  Zahl  der  praktischen  Versuche  wird  sich 
bald  mehren. 

Diese  Feststellungen  sollen  nicht  besagen,  daß  der  Gedanke  der  Rückver¬ 
sicherung  auf  diesem  Gebiet  nicht  erwägenswert  wäre,  und  daß  diese  sich 
nicht  auch  förderlich  für  die  Gewerkschaften  ausgestalten  ließe.  Gewisse 
Härten  bei  der  Einteilung  in  Gefahrenklassen  lassen  sich  mildern,  aber  ein 
Ausgleich  zwischen  den  Arbeitslosigkeitsaufwendungen  der  verschiedenen 
Gewerkschaften  wird  immer  erhebliche  Opfer  voraussetzen,  und  es  erscheint 
fraglich,  ob  eine  städtische  Kasse,  die  auf  dem  Versicherungsprinzip  beruht, 
imstande  ist  solche  Opfer,  die  nur  die  Solidarität  gewährleisten  kann, 
dauernd  zu  verlangen  und  durchzusetzen.  Auch  eine  gewerkschaftliche 
Rückversicherungskasse  würde  hier  mit  großen  Schwierigkeiten  zu  rechnen 
haben.  In  höherm  Maß  gilt  dies  für  öffentliche  Kassen,  und  das  allein  schon 
sollte  die  Gemeindesozialpolitik  veranlassen  das  Problem  der  Rückversiche¬ 
rung  recht  vorsichtig  anzufassen.  Es  ist  leichter  eine  von  beruflich-gewerk¬ 
schaftlicher  Solidarität  getragene  Einrichtung,  wie  es  die  gewerkschaftliche 
Arbeitslosenunterstützung  ist,  durch  städtische  Zuschüsse  zu  ergänzen  und 
zu  fördern,  die  die  Solidarität  des  Gemeinwesens  mit  seinen  notleidenden  Be¬ 
wohnern  zum  Ausdruck  bringen.  Hier  ergänzen  sich  Gewerkschaft  und 
Gemeinden  im  gemeinnützigen  Wirken.  Ein  anderes  ist  es  aber  in  diese 
gewerkschaftliche  Solidarität  das  Versicherungsprinzip  hineinzutragen,  das 
die  Gemeindeleistung  zum  bloßen  Rechengeschäft  macht.  Hier  wäre  es  in 
der  Tat  besser  den  Anfängen  zu  widerstehen,  ehe  sich  erst  bedenkliche 
Rückwirkungen  für  die  Gemeinden  wie  für  die  Gewerkschaften  ergeben. 

Dagegen  hat  sich  das  Genter  System  in  anderer  Weise  als  erweiterungsfähig 
gezeigt,  und  damit  ist  seine  Ausbreitung  trotz  der  vielfachen  Widerstände 
gesichert.  Der  erste  Fortschritt  war  die  Errichtung  interkommunaler 
Arbeitslosigkeitsfonds,  ein  System,  das  besonders  für  Großstädte  mit  ihren 
Vororts-  und  Nachbargemeinden  geschaffen  ist.  Dieser  Weg  wurde  vor 
allem  in  Belgien  (Gent,  Brüssel  usw.)  beschritten.  Die  Verwaltung  geschieht 
durch  ein  gemeinsames  Komitee  der  beteiligten  Gemeinden;  die  Kosten 
werden  entsprechend  der  Bevölkerungszahl  verteilt  und  die  Zuschüsse  ge¬ 
mäß  der  Zahl  der  auf  jede  Gemeinde  entfallenden  Arbeitslosen  verrechnet. 

Eine  zweite  Erweiterungsform  stellt  der  Abschluß  von  Gegenseitig¬ 
keitsverträgen  zwischen  Gemeinden  dar,  des  Inhalts,  daß  die  Wohn- 
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frist,  die  jede  Gemeinde  als  Voraussetzung  der  Gewährung  von  Beihilfen 
fordert,  für  alle  vertraglich  verbundenen  Gemeinden  gemeinsam  berechnet 
wird.  Ein  solcher  Gegenseitigkeitsvertrag  ist  zwischen  den  gemeindlichen 
Arbeitslosigkeitsversicherungen  von  Stuttgart  und  Feuerbach  abgeschlossen 
worden.  Solche  Gegenseitigkeitsverträge  stehen  an  Vorzügen  weit  hinter 
dem  interkommunalen  Fonds  zurück,  können  ihn  aber  wenigstens  zum  Teil 
ersetzen,  wo  es  nicht  gelingt  alle  in  Betracht  kommenden  Gemeinden  zu  ge¬ 
meinsamem  Handeln  zusammenzufassen. 

Als  dritte  Erweiterung  des  Genter  Systems  der  gemeindlichen  Arbeitslosen¬ 
beihilfen  sind  endlich  die  Staatszuschüsse  für  Gemeinden  mit  Ar¬ 
beitslosenversicherung  anzuführen.  Diese  neuerdings  in  Bayern  aufgenom¬ 
mene  Methode  unterscheidet  sich  von  der  in  Dänemark  und  Norwegen  einge¬ 
führten  Modifikation  des  Genter  Systems  dadurch,  daß  es  sich  in  den  beiden 
letzteren  Ländern  um  staatliche  Zuschüsse  zu  den  gewerkschaftlichen  Ar¬ 
beitslosenkassen  handelt,  in  Bayern  dagegen  nur  um  Beihilfen  für  Gemeinden, 
die  ihnen  einen  Teil  der  für  Arbeitslosenversicherung  auf  gewandten  Mittel 
wieder  ersetzen.  Es  sind  150  000  Mark  in  den  Etat  der  Jahre  1914  und  1915 
eingestellt  worden.  Die  Entscheidung  des  Landtags  über  die  Höhe  und  Ver¬ 
wendung  der  Summe  steht  noch  aus.  Ein  gleiches  Vorgehen  ist  schon  früher 
in  Sachsen  und  neuerdings  in  Württemberg  und  Baden  angeregt  worden. 
Daß  solche  Staatsbeihilfen  nicht  bloß  die  grundsätzlichen  Bedenken  vieler 
Gemeindeverwaltungen  gegen  das  Genter  System  leichter  überwinden 
helfen  sondern  auch  die  ärmeren  Gemeinden  in  ihrem  sozialen  Vorgehen 
wesentlich  unterstützen  und  die  Verallgemeinerung  der  Arbeitslosenversiche¬ 
rung  fördern  können,  bedarf  wohl  kaum  einer  eingehendem  Erörterung, 

Freilich  ist  bei  allen  diesen  Vorzügen  des  Genter  Systems  der  eine  Nach¬ 
teil  nicht  zu  verkennen,  daß  es  keinen  Versicherungszwang  enthält  und  daher 
immer  einen  großem  Teil  der  Arbeiterschaft  ausschließt,  und  zwar  vielleicht 
gerade  den  Teil,  der  der  Hilfe  am  bedürftigsten  wäre,  weil  ihm  die  Kraft 
zur  Selbsthilfe,  auch  mit  öffentlicher  Unterstützung,  mangelt.  Man  wird  des¬ 
halb  geneigt  sein  das  Genter  System  nur  als  eine  vorläufige  Lösung,  als  ein 
Übergangsstadium  zur  Zwangsversicherung,  die  nur  von  Reichs 
wegen  eingeführt  und  organisiert  werden  kann,  aufzufassen.  Auch  der  inter¬ 
nationale  Sozialisten-  und  Arbeiterkongreß  / 1 9 1 0 /  in  Kopenhagen  schloß 
sich  dieser  Meinung  an.  Wer  sollte  auch  eine  möglichst  umfassende  Zwangs- 
versichenung  nicht  für  die  beste  Lösung  halten?  Aber  alle,  die  der  Zwangsver¬ 
sicherung  den  Vorzug  vor  der  Förderung  der  freiwilligen  Selbsthilfe  gaben, 
mußten  auch  zugestehen,  daß  die  Schwierigkeiten,  die  gegen  ihre  Einführung 
sprechen,  vor  der  Hand  noch  zu  groß  sind.  Man  kann  aber  die  Arbeitslosen 
nicht  im  Elend  verkommen  lassen,  weil  der  Staat  noch  nicht  imstande  ist 
eine  Versicherung  besser  zu  organisieren  als  die  Berufsvereine  dies  bereits 
für  mehr  als  2%  Millionen  Arbeiter  getan  haben.  England  hat  zwar  bereits 
den  Weg  der  Zwangsversicherung  beschritten.  Es  hat  die  Arbeitslosenver¬ 
sicherung  durch  das  Versicherungsgesetz  von  1911,  das  am  15.  Juli  1912 
in  Kraft  trat,  für  die  Baugewerbe,  Maschinenbau,  Schiffs-  und  Wagenbau, 
Eisengießereien  und  Sägemühlen  zwangsweise  eingeführt.  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  zahlen  wöchentlich  je  2*4  Pence,  der  Staat  zahlt  einen  Zuschuß 
von  einem  Drittel  der  Jahreseinnahmen.  Die  Zwangsversicherung  umfaßt 
2,5  Millionen  Arbeiter.  Darunter  ist  die  freiwillige  Versicherung  der  Berufs- 
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vereine  zugelassen,  die  etwa  1,1  Millionen  Mitglieder  zählen,  davon  500  000 
Nichtversicherungspflichtige.  Das  englische  Beispiel  ist  so  großzügig,  daß 
es  durchaus  verständlich  erscheint,  wenn  sich  die  Blicke  der  kontinentalen 
Versicherungspolitiker  nach  Großbritannien  richten.  Aber  zurzeit  fehlen 
noch  die  rechnerischen  Erfahrungen,  um  den  Schritt  ohne  weiteres  nach¬ 
ahmen  zu  können. 

Immerhin  kann  eine  eingehende  Diskussion  der  Möglichkeit  der  Zwangs¬ 
versicherung  auch  für  Deutschland  nicht  aufgeschoben  werden,  wenn  auch  für 
die  nächsten  Jahre  die  Praxis  noch  mit  den  Modifikationen  des  Genfer 
Systems  zu  rechnen  hat.  Ich  behalte  mir  vor  die  Frage  der  Zwangsversiche¬ 
rung  in  einem  weitern  Aufsatz  demnächst  besonders  zu  behandeln. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

EDURRD  BERNSTEIN  *  DIE  RERLITRTEN  DES 
BUDGETRECHTS 

M  24.  Februar  dieses  Jahres  hatte  die  französische  Kammer  über 
das  provisorische  Budget  für  den  Monat  März  1914,  kurz  da« 
Zwölftel  genannt,  zu  entscheiden.  Als  es  zur  Abstimmung  kam, 
stellte  sich  ein  eigenartiges  Bild  heraus.  Trotz  der  Aufforderung 
des  Ministers  Caillaux  an  die  opportunistisch-militaristischen  Geg¬ 
ner  des  gegenwärtigen  Ministeriums  durch  Verweigerung  seines  Budgets  ein 
Messen  der  Kräfte  herbeizuführen,  gaben  die  selben  Redner  der  bezeichneten 
Koalition,  die  in  der  Debatte  das  Budget  heftig  kritisiert  hatten,  ihre  Stimme 
für  es  ab.  Auf  sozialistischer  Seite  dagegen  erklärte  Jean  Jaures  (ich  zitiere 
nach  der  Humanite): 

»Gewisse  Gegner  dieser  Politik  [die  Politik  des  Ministeriums  Doumergue-Caillaux] 
wollen  aus  Tradition  das  Zwölftel  nicht  verweigern,  andrerseits  können  einige 
unter  uns,  die  entschlossen  sind  diese  Politik  zu  unterstützen,  des  Prinzips  halber 
das  Zwölftel  nicht  bewilligen  [»Sehr  gut!  Sehr  gut!«].  Wir  geben  daher  unseren 
Gegnern  ein  Stelldichein  für  die  Abstimmungen  über  die  Tagesordnung,  womit  die 
Interpellation  über  die  Finanzpolitik  der  Regierung  abgeschlossen  werden  wird 
[»Sehr  gut!  Sehr  gut!«].« 

Die  Abstimmung  ergab  440  Stimmen  für  und  91  Stimmen  gegen  das  ge¬ 
forderte  Zwölftel.  Es  ist  aus  dem  Bericht  der  Humanite  nicht  deutlich  zu 
ersehen,  wie  die  sozialistische  Fraktion  gestimmt  hat.  Das  Zahlenverhältnis 
zeigt  aber  an,  daß  höchstens  eine  kleine  Minderheit  der  Fraktion  gegen  das 
Budget  gestimmt  haben  kann,  was  ja  auch  den  Worten  »einige  unter  uns«  in 
Jaures’  Bemerkung  entspricht. 

3  Tage  darauf,  am  27.  Februar,  fand  die  Debatte  über  die  erwähnte  Inter¬ 
pellation  statt.  Für  die  Opposition  sprach  unter  anderen  Briand.  Jaures 
trat  ihm  entgegen  und  begründete  die  Unterstützung  des  gegenwärtigen  Ka¬ 
binetts  durch  die  Sozialisten.  Als  er  hierbei  darauf  hinwies,  daß  Caillaux 
sein  Budget  für  untrennbar  von  der  Frage  der  Steuerreform  erklärt  habe  und 
das  Loch  im  Budget  durch  demokratische  Steuern  auszufüllen  beabsichtige, 
rief  der  Nationalist  Millevoye,  um  ihn  in  Verlegenheit  zu  setzen,  dazwischen: 

»Werden  Sie  und  Ihre  Freunde  für  das  Budget  stimmen,  dem  die  Steuerreform  ein¬ 
verleibt  ist?« 

Jaures  nahm  die  Frage  sofort  auf  und  erwiderte: 

»Ich  antworte  sehr  klar.  Wenn  wir  gegen  das  Budget  stimmen,  das  der  Ausdruck 
der  Gesamtheit  der  heutigen  sozialen  Einrichtungen  ist,  tun  wir  es,  um  unsern  zu- 


EDUARD  BERNSTEIN  •  DIE  REALITÄTEN  DES  BUDGETRECHTS 


283 


sammenfassenden  Protest  gegen  ein  soziales  System  zu  erheben,  dessen  Prinzip 
wir  verurteilen  [Lebhafter  Beifall  auf  der  äußersten  Linken].  Aber,  das  mögen  Sie 
nur  wissen,  das  sozialistische  Proletariat  erwartet  nicht  von  uns  [Andauernde 
Unterbrechungen  im  Zentrum  und  auf  der  Rechten,  Lärm],  ich  sagte,  daß  das 
sozialistische  Proletariat  nicht  von  uns  erwartet,  daß  unsere  Prinzipientreue  von  den 
geschickten  Ränkespinnern  der  Reaktion  ausgebeutet  werde  [Lebhafter  Beifall  auf 
der  Linken  und  äußersten  Linken],  Und  an  dem  Tag,  da  eine  kühne  Mehrheit 
eine  Steuerreform  von  großer  Tragweite  in  das  Budget  hineingesetzt  haben  wird, 
gegen  die  sich  unsere  Gegner  verbissen  haben,  an  diesem  Tag  wird  es  nicht  das 
Budget  sein,  wofür  wir  stimmen  werden,  sondern  die  Steuerreform  selbst 
[Zwischenrufe  im  Zentrum  und  auf  der  Rechten;  lebhafter  Beifall  auf  der  äußersten 
Linken],« 

Der  Vorgang  ist  ein  interessanter  Beitrag  zum  Thema  von  den  Budgetab¬ 
stimmungen  im  allgemeinen  und  eine  Illustration  der  Darlegungen  Schippels 
über  das  Budget  in  der  Wirklichkeit  und  in  der  Einbildung1)  im  besondern. 
In  der  Tat  hat  Schippel  sehr  recht  mit  seiner  Darlegung,  daß  die  Tragweite 
der  Budgetabstimmungen  im  Lauf  der  Zeit  in  allen  Ländern  mit  parlamen¬ 
tarischen  Einrichtungen  eine  wesentliche  Veränderung  erfahren  hat.  Es  war 
das  die  notwendige  Folge  der  organischen  Veränderung  der  Staaten.  In  dem 
Maß  wie  der  Staat  aus  einem  Herrschaftsorganismus  sich  zu  einem  Ver¬ 
waltungsorganismus  umbildet,  wie  die  Herrschaft  über  Menschen  gegenüber 
der  Verwaltung  von  Sachen  zurücktritt,  und  der  Staat  den  Umkreis  seiner 
Verwaltungsaufgaben  erweitert,  wird  die  Frage  seiner  Ausgaben  und  Ein¬ 
nahmen  aus  einer  Angelegenheit  der  jeweiligen  Spitzen  der  Staatsgewalt  zu 
einer  Angelegenheit  der  Allgemeinheit  der  Staatsangehörigen.  Im  mittel¬ 
alterlichen  Feudalstaat,  wo  staatliche  Steuern  fast  nur  für  außergewöhnliche 
Zwecke  eingefordert  wurden,  ließ  die  Verweigerung  der  Mittel  für  den  Be¬ 
trieb  jener  Zwecke  Handel  und  Wandel  der  Nation  fast  unberührt.  Heute 
würde  die  sinngetreue  Umsetzung  der  Budgetverweigerung  in  die  Praxis  das 
Wirtschaftsleben  der  Nation  auf  das  tiefste  berühren.  Da  ist  zum  Beispiel 
das  Heer  von  Beamten  und  Angestellten  der  verschiedenen  Verwaltungs¬ 
zweige.  Der  Staat  kann  den  größten  Teil  von  ihnen  nicht  entlassen,  weil  sie 
auf  Lebenszeit  angestellt  sind.  Soll  er  die  Gehaltszahlung  an  sie  sistieren, 
sie  selbst  auf  Ferien  schicken?  Wenn  es  möglich  wäre,  würden  sich  auf  ver¬ 
schiedenen  Gebieten  des  sozialen  Lebens  die  Wirkungen  sehr  unliebsam  fühl¬ 
bar  machen.  Der  Postverkehr,  die  Justiz,  das  Unterrichtswesen,  die  Eisen¬ 
bahnverwaltung,  alles  mögliche  müßte  ins  Stocken  geraten,  wichtige  Betriebe 
aller  Art  würden  eingestellt  werden  müssen.  Sogar  die  Selbstverwaltung 
würde  bei  buchstäblicher  Durchführung  der  Budgetverweigerung  ihren  Auf¬ 
gaben  nicht  völlig  nachkommen  können,  da  verschiedene  ihrer  Zweige  mit 
staatlichen  Zuschüssen  arbeiten.  Beiläufig  ein  Zusammenhang,  für  dessen 
Fortentwickelung  die  Sozialdemokratie  selbst  nach  Kräften  wirkt.  So  fordert 
das  Steuerprogramm  der  deutschen  Sozialdemokratie  für  den  Bedarf  der 
Gemeinden  »staatliche  Zuschüsse  für  die  Aufgaben  des  Volksgesundheits¬ 
wesens,  des  Schulwesens,  der  Armenpflege,  des  Wegebaus«  (Resolution  des 
Bremer  Parteitags  /1904/,  durch  den  Jenaer  Parteitag  von  1913  dem  Steuer¬ 
programm  der  Sozialdemokratie  einverleibt).  Bei  weitem  nicht  das  einzige 
Beispiel,  wo  die  praktische  Arbeit  der  Sozialdemokratie  auf  die  Schaffung 
von  Bedingungen  abzielt,  die  die  überlieferte  Doktrin  nicht  kannte. 

Siehe  Schippel  Das  Budget  in  Wirklichkeit  und  in  der  radikalen  Einbildung,  in  diesem  Band  der  Sozia¬ 
listischen  Monatshefte,  pag.  217.  ff. 
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Ja,  die  Zusammenhänge!  Wenn  die  nicht  wären,  würde  sich  vieles  sehr  viel 
leichter  machen  als  es  sich  in  Wirklichkeit  herausstellt.  Aber  schon  vor 
zwei  Menschenaltern  machte  sich  Karl  Marx  in  einem  Brief  an  Friedrich 
Engels  darüber  lustig,  daß  einer  ihrer  Sozialrevolutionären  Gegner  fand,  die 
Geschichte  mit  der  sozialen  Revolution  sei  »ja  so  einfach«.  Tatsächlich 
führt  der  Gang  der  gesellschaftlichen  Entwickelung  zu  immer  stärkerer  Aus¬ 
bildung  organischer  Zusammenhänge,  in  Folge  deren  jeder  Eingriff  an  einer 
Stelle  des  Gesellschaftskörpers  andere  Teile  in  Mitleidenschaft  zieht. 

Daß  der  ausgebildete  Organismus  zu  einer  andern  Behandlung  nötigt  als  sie 
der  rohe  Organismus  vertrug,  kann  man  unter  anderm  an  den  parlamentari¬ 
schen  Kämpfen  im  Deutschen  Reich  um  die  Militärforderungen  der  Regierung 
studieren.  Jedesmal,  wenn  die  Reichsregierung  mit  einer  Vorlage  an  den 
Reichstag  herantrat,  die  eine  wesentliche  Verstärkung  der  Truppenzahl  be¬ 
deutete,  forderte  sie  darin  die  Festlegung  dieser  Neuerung  auf  eine  Reihe 
von  Jahren.  Für  die  Sozialdemokratie,  die  die  Forderungen  wegen  ihrer 
grundsätzlichen  Gegnerschaft  gegen  den  heutigen  Militarismus  schlechthin 
ablehnte,  lag  in  diesen  Fällen  die  Sache  allerdings  einfach  genug.  Für  ihr 
absolutes  Nein  war  es  gleichgültig,  ob  die  Vermehrung  zunächst  nur  für 
1  Jahr  oder,  wie  es  in  der  Regel  geschah,  gleich  für  7  Jahre  verlangt  wurde. 
Anders  bei  ihren  fortschrittlich-freisinnigen  Nachbarn.  Diese  waren  zumeist 
geneigt  die  Vermehrung  selbst  zu  bewilligen,  sträubten  sich  aber  gegen  die 
Festlegung  auf  so  viele  Jahre,  weil  nach  ihrer  Ansicht  das  Budgetrecht  des 
Reichstags  darunter  leide.  Formell  war  das  ganz  richtig,  bewilligte  der 
Reichstag  die  Vermehrung  auf  7  Jahre,  so  konnte  er  während  dieser  Zeit 
an  den  Ausgaben  für  das  Heer  nichts  von  Bedeutung  ändern,  nicht  durch  Her¬ 
absetzung  des  Heeresetats  eine  Herabsetzung  der  Steuerlasten  erzwingen. 
Nun  mußten  sich  die  Fortschrittler  jedoch  sagen,  daß  eine  Vermehrung  der 
Truppenzahl  auf  1  Jahr  unter  heutigen  Verhältnissen  ein  Unding  ist.  Mehr 
Soldaten  bedeuten  mehr  Unteroffiziere,  mehr  Offiziere,  mehr  sachliche  Vor¬ 
kehrungen,  Änderungen  im  Organismus  des  Heeres  usw.  Das  macht  man 
nicht  auf  1  Jahr,  das  kann  man  gar  nicht  in  einem  Jahr  durchführen,  nicht 
das  eine  Jahr  anordnen  und  das  nächste  Jahr  wieder  abschaffen.  Unter  der 
Voraussetzung  der  Notwendigkeit  der  geforderten  Verstärkung  war  die 
größere  Logik  daher  auf  Seiten  der  Vertreter  der  Armee,  das  heißt  der  Re¬ 
gierung.  Die  Fortschrittler  oder  Freisinnigen,  die  sich  von  den  Traditionen 
einer  Zeit  nicht  freimachen  konnten,  da  das  Heer  ganz  anders  konstituiert 
war  als  heute,  suchten  sich  damit  aus  der  Affäre  zu  ziehen,  daß  sie  erklärten, 
sie  gäben  zu,  die  einmalige  Bewilligung  habe  jene  Konsequenzen,  sie  hätten 
auch  gar  nicht  die  Absicht  in  den  folgenden  Jahren  am  neuen  Status  etwas  zu 
ändern  —  aber  das  Budgetrecht,  das  Budgetrecht,  das  dürfe  nicht  Schaden 
leiden.  Wir  wollen  jeden  Mann  und  jeden  Groschen  bewilligen,  hieß  es 
1887,  aber  —  nur  von  Jahr  zu  Jahr.  So  gedachten  sie  dem  Vaterland  zu 
geben,  was  des  Vaterlandes  sei,  und  für  das  Volk  zu  retten,  was  dem  Volk 
gebühre. 

Aber  das  Volk  ließ  die  Fortschrittler  jedesmal,  wenn  um  der  Septennats- 
oder  Quinquennatsforderungen  willen  der  Reichstag  aufgelöst  wurde,  durch¬ 
fallen.  Aus  jeder  solchen  Wahl  sind  sie,  im  Gegensatz  zur  rundweg  nein¬ 
sagenden  Sozialdemokratie,  geschwächt  hervorgegangen.  Auf  diejenigen 
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Wähler,  die  sich  für  die  Heeresvermehrung  erwärmten,  konnte  eben  der  Hin¬ 
weis  auf  die  budgetrechtliche  Seite  der  Frage  keinen  Eindruck  machen.  Denn 
das  Budgetrecht  war  in  diesem  Fall  eine  reine  Einbildung,  ein  Messer  ohne 
Griff  und  Klinge.  Ein  Budgetrecht  ist  nur  dann  oder  nur  insoweit  wirk¬ 
lich,  als  seine  Ausübung  möglich  ist  und  Folgen  nach  sich  zieht,  die  man 
vernünftigerweise  wollen  kann.  Das  wird  aber  von  denen,  die  in  den  Tradi¬ 
tionen  vergangener  Zeiten  leben,  gewöhnlich  übersehen.  In  den  Budgets  der 
Einzelstaaten  Deutschlands  und  der  Gemeinden  sind  sehr  wenige  Posten,  von 
denen  die  Sozialdemokratie  will  und  wollen  kann,  daß  die  Zwecke,  für  die 
sie  bestimmt  sind,  unausgeführt  bleiben.  An  der  Ausführung  der  meisten 
Zwecke,  die  hierbei  in  Frage  kommen,  ist  vielmehr  die  Arbeiterklasse  sehr 
interessiert.  Die  von  der  Sozialdemokratie  allgemein  bekämpften  Zwecke 
sind  im  Budget  des  Reichs  stärker  vertreten  als  die  von  ihr  gebilligten.  Aber 
gerade  von  den  Zwecken  der  ersten  Gattung  sind  die  wichtigsten  durch  Ge¬ 
setze,  die  teils  auf  unbestimmte  Zeit  teils  auf  Jahre  hinaus  festgelegt  sind, 
der  Budgetabstimmung  entzogen.  Und  dies  ist,  wie  Schippel  ganz  richtig 
bemerkt,  nicht  nur  in  Deutschland  der  Fall.  Es  ist  eine  internationale  Er¬ 
scheinung  und  im  Wesen  der  modernen  Entwickelung  des  Staatslebens  be¬ 
gründet,  das  mit  seinem  weitverzweigten  Aufgabengebiet  eine  mechanische, 
von  heut  auf  morgen  wechselnde  Behandlung  nicht  verträgt. 

Ist  damit  das  Budgetrecht  der  Volksvertretungen  gegenstandslos  geworden? 
Keineswegs,  Es  hat  sich  im  Gegenteil  nur  befestigt.  Aber  es  äußert  sich 
wirksam  in  anderen  Formen  als  früher.  Je  stärker  in  einem  Land  das  par¬ 
lamentarische  Regierungssystem  durchgeführt  ist,  um  so  mehr  kommen  die 
früheren  groben  Formen  des  Budgetstreits  in  Wegfall.  Ein  Parlament,  das 
mit  der  Vollziehungsgewalt  noch  im  Kampf  um  sein  Recht  liegt,  kann  in  die 
Lage  kommen  durch  eine  Ablehnung  des  Gesamtbudgets  seiner  Rechts¬ 
forderung  den  mindestens  formal  stärksten  Ausdruck  zu  geben.  Ob  er  zu¬ 
gleich  der  materiell  stärkste  Ausdruck  sein  wird,  kommt  auch  dann  noch  sdhr 
auf  die  Umstände  an.  Jedenfalls  kommt  die  Ablehnung  von  Gesamtbudgets 
aus  solchen  Verfassungskämpfen  her  und  hat  bei  solchen  am  ehesten  noch 
Sinn.  Ist  aber  das  Recht  des  Parlaments  festgestellt,  besteht  kein  Streit 
darüber,  daß  die  vollziehende  Gewalt  keine  Steuer  einziehen  darf,  die  nicht 
das  Parlament  bewilligt  hat,  kein  Gesetz  in  Kraft  setzen  darf,  das  nicht  die 
Zustimmung  des  Parlaments  erlangt  hat,  keinen  Pfennig  ausgeben  darf, 
dessen  Verwendung  das  Parlament  nicht  genehmigt  hat,  dann  verfügt  die  je¬ 
weilige  Parlamentsmehrheit  über  so  viele  Mittel  der  Pression  auf  die  voll¬ 
ziehende  Gewalt,  daß  sie  ihr  eigenes  Werk  nicht  durch  Verweigerung  des 
Gesamtbudgets  selbst  zu  zerstören  braucht,  und  dann  wird  auch  die  jeweilige 
Minderheit,  da  sie  doch  danach  streben  muß  Mehrheit  zu  werden,  andere 
Mittel  wählen  ihren  Gegensatz  gegen  die  bestehende  Mehrheit  zum  Austrag 
zu  bringen  als  ein  Votum,  das,  folgestreng  aufgefaßt,  besagen  würde:  solange 
wir  nicht  das  Heft  in  der  Hand  haben,  soll  nichts,-  soll  selbst  das  nicht 
geschehen,  was  wir  billigen  und  fordern. 

Am  einfachsten  macht  sich  die  Betätigung  des  Budgetrechts  des  Parlaments 
dort,  wo  das  Staatswesen  bewegliche  Steuern  hat,  das  heißt  Steuern,  deren 
Höhe  von  Jahr  zu  Jahr  bestimmt  werden  kann.  Das  ist  in  England  der  Fall, 
wo  seit  Mitte  des  19,  Jahrhunderts  die  direkten  Steuern  schrittweise  immer 
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mehr  Gewicht  gegenüber  den  indirekten  Steuern  erlangt  haben.  Der  Prozent¬ 
satz  der  Steuer  auf  die  Einkommen  wechselt  von  Jahr  zu  Jahr,  je  nachdem 
der  Staatsbedarf  steigt  oder  fällt.  Indessen  sagt  eine  einfache  Überlegung, 
daß  dieses  Recht  der  Quotisierung  der  Einkommensteuer  wohl  ein  Regie¬ 
rungsmittel  für  die  Mehrheit  ist,  aber  nur  eine  zweifelhafte  Waffe  für  die 
Minderheit  des  Parlaments  gegen  die  aus  der  Mehrheit  gebildete  Regierung 
sein  kann.  Denn  den  Zwecken,  für  die  die  Mehrheit  etwaige  Steuererhöhun¬ 
gen  braucht,  wird  die  Minderheit  oft  Zwecke  entgegenzusetzen  haben,  die 
gleichfalls  Steuererhöhungen  nötig  machen  würden.  Um  der  Regierung  ihr 
Mißtrauen  auszudrücken  und  sie  womöglich  zu  stürzen,  benutzt  daher  die 
Minderheit  im  englischen  Parlament  allerhand  andere  Gelegenheiten,  nur 
nicht  die  Abstimmung  über  das  Budget  in  seiner  Gesamtheit.  Das  erste  Mittel 
in  jeder  neuen  Session  ist  die  Amendierung  der  Adresse,  mit  der  das  Haus 
der  Gemeinen  die  Thronrede  beantwortet.  Diese  Adresse  wird  von  der 
Mehrheit  beantragt  und  bekundet  der  Regierung  das  Vertrauen  des  Hauses. 
Darum  beantragt  die  Opposition  Zusätze,  wonach  das  Haus  »in  aller  Er¬ 
gebenheit«  (»most  humbly«)  sein  Bedauern  ausdrückt,  daß  die  Thronrede 
keine  genügende  Abhilfe  gegen  diesen  oder  jenen  Mißstand  in  Aussicht  stellt 
oder  falsche  Maßnahmen  vorschlägt.  Denn  falls  ein  solcher  Zusatz  eine  Mehr¬ 
heit  findet,  muß  die  Regierung  abtreten.  Das  gleiche  muß  geschehen,  wenn 
zu  irgendeiner  Vorlage  der  Regierung  ein  Abänderungsantrag  angenommen 
wird,  den  die  Regierung  für  unannehmbar  erklärt  hat.  Ferner  kann,  wie  des 
öftern  hier  erwähnt  wurde,  die  Opposition  jederzeit  dadurch  eine  gegebenen¬ 
falls  das  Schicksal  der  Regierung  entscheidende  Abstimmung  herbeiführen, 
daß  sie  in  Anknüpfung  an  irgendeine  Antwort  der  Regierung  auf  eine  Anfrage 
oder  einen  Angriff  die  Kürzung  des  Gehalts  des  leitenden  Ministers  um  einen 
(meist  nur  nominellen)  Betrag  beantragt.  Ein  Abstrich  in  Höhe  eines  Hellers 
von  100  000  oder  200  000  Mark  schweren  Gehalts  würde  genügen  das  Mini¬ 
sterium  zum  Rücktritt  zu  nötigen. 

Alle  diese  Verfahren  haben  sich  im  Verlauf  einer  langen  parlamentarischen 
Übung  als  fehlerfreie  Mittel  für  den  Zweck  erwiesen  festzustellen,  ob  die 
Regierung  das  Vertrauen  des  Parlaments  besitzt  oder  noch  besitzt.  In 
keinem  dieser  Fälle  kommt  die  Opposition  in  die  Lage  Budgets  ablehnen  zu 
müssen,  an  deren  Zustandekommen  sie  selbst  mitgearbeitet  hat  und  die  Re¬ 
formen  umschließen  mögen,  an  denen  auch  ihre  Wähler  interessiert  sind.  In 
gleicher  Weise  zweckmäßig  ist  auch  das  in  der  französischen  Deputierten¬ 
kammer  übliche  Mittel  Entscheidungen  über  Vertrauen  oder  Mißtrauen  in 
die  Regierung  dadurch  herbeizuführen,  daß  im  Anschluß  an  Interpellationen 
über  die  Politik  der  Regierung  motivierte  Anträge  auf  Übergang  zur  Tages¬ 
ordnung  gestellt  werden,  und  die  Annahme  derjenigen  von  ihnen,  die  die 
Regierung  nicht  akzeptieren  zu  können  erklärt,  diese  zum  Rücktritt  nötigt. 

Man  kann  nun  sagen,  es  handle  sich  da  eben  um  parlamentarisch  regierte 
Länder,  für  Deutschland  aber,  wo  wir  Beamtenministerien  haben,  paßten  diese 
Mittel  nicht.  Das  trifft  indes  nicht  den  Kern.  Es  käme  zum  Beispiel  unter 
Umständen  auch  bei  uns  nur  auf  den  Willen  einer  Parlamentsmehrheit  an, 
um  durch  Abstriche  am  Gehalt  eines  mißliebigen  Ministers  dessen  Stellung 
unhaltbar  zu  machen.  Aber  mag  es  drum  sein.  Für  die  Sozialdemokratie 
ist,  solange  sie  nur  eine  Minderheit  der  Abgeordneten  stellt,  dies  nicht  die 
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Frage.  Sie  hat  sich  vielmehr  zu  fragen,  wie  sie  als  Minderheitspartei  ihrer 
grundsätzlichen  Oppositionsstellung  den  wirksamsten  Ausdruck  geben  kann. 

Glaubt  irgend  jemand  heute  noch  behaupten  zu  können,  daß  die  stereotype 
Ablehnung  des  Gesamtbudgets  ein  wirksames  Demonstrationsmittel  sei?  Ich 
zweifle  sehr  daran.  Wie  sollte  sie  es  auch  sein?  Irgendwelchen  Einfluß  auf 
das  Schicksal  der  Budgets  und  der  jeweiligen  Regierungen  hat  sie  nicht,  und 
ihre  stereotype  Wiederholung  nimmt  ihr  auch  jede  Eindruckskraft.  Das 
Beste,  was  man  von  ihr  sagen  kann,  ist,  daß  sie  ein  symbolischer  Akt  sei. 
Auch  ein  solcher  kann  sicherlich  seine  Berechtigung  haben,  kann  für  eine 
Partei  des  Protestes  von  Wert  sein.  Nur  ist  die  Sozialdemokratie,  wenn  es 
sich  darum  handelt  ihren  Protest  symbolisch  zum  Ausdruck  zu  bringen,  nicht 
an  diese  eine  Form  der  Kundgebung  gebunden.  Sie  kann,  wenn  es  ihr  zweck¬ 
mäßig  erscheint,  auf  sie  verzichten  und  eine  andere  Form  wählen,  und  sie 
wird  dies  tun  müssen,  wenn  sie  durch  Festhalten  an  ihr  in  die  Gefahr  gerät 
ihre  parlamentarische  Aktionskraft  zu  lähmen  oder  sie  reaktionären  Intrigen 
zum  Opfer  zu  bringen.  Für  welchen  bestimmten  Fall  selbst  die  hierin  sonst 
impossibilistische  Nürnberger  Resolution  von  1908  eine  Ausnahme  zuläßt, 
ist  bekannt.  Der  am  Anfang  dieses  Artikels  geschilderte  Vorfall  in  der  fran¬ 
zösischen  Kammer  zeigt  aber,  daß  diese  Ausnahme  nicht  genügt.  Die  fran¬ 
zösische  Sozialdemokratie  hatte,  in  getreuer  Übereinstimmung  mit  dem  deut¬ 
schen  Muster,  die  regelmäßig  stereotype  Ablehnung  des  Budgets  zum  Prinzip 
erhoben.  Nun  ward  sie  vor  die  Wahl  gestellt  durch  Festhalten  an  diesem 
Schema  das  Geschäft  von  Intriganten  und  Reaktionären  zu  besorgen  oder 
Symbol  Symbol  sein  und  an  seine  Stelle  die  Tat  treten  zu  lassen.  Sie  hat  das 
zweite  vorgezogen,  und  soweit  sich  überblicken  läßt,  hat  die  ganze  inter¬ 
nationale  Sozialdemokratie  sie  dazu  beglückwünscht.  Dem  Schema  aber  hat 
sie  durch  eine  Deklaration  Reverenz  erwiesen.  Eine  Deklaration,  die  be¬ 
deutungsvoll  genug  ist  dem  Gedächtnis  eingeprägt  zu  werden.  Wiederholen 
wir  sie  daher: 

»An  dem  Tag,  da  eine  kühne  Mehrheit  eine  Steuerreform  von  großer  Tragweite  in 
das  Budget  hineingesetzt  haben  wird,  gegen  die  sich  unsere  Gegner  verbissen  haben, 
an  diesem  Tag  wird  es  nicht  das  Budget  sein,  wofür  wir  stimmen  werden,  sondern 
die  Steuerreform  selbst.« 

Eine  begrifflich  etwas  kühne,  politisch  aber  unanfechtbare  Lpgik.  Nur  ist  es 
weder  vernünftig  noch  einer  Partei,  die  auf  ihre  Selbständigkeit  etwas  gibt, 
würdig  sie  auf  Fälle  zu  beschränken,  wo  Gegner  sich  wider  eine  von  der 
Partei  für  notwendig  und  gut  erkannte  Reform  verbissen  haben.  Tatsächlich 
sind  die  Budgets  stets  der  Ausdruck  einer  Politik,  die  entweder  Reform  oder 
Reaktion  heißt  oder  wenigstens  das  eine  stärker  als  das  andere  zum  Aus¬ 
druck  bringt.  Die  Freiheit  der  Abstimmung  für  Budgets  auf  Fälle  beschrän¬ 
ken,  wo  in  ihnen  enthaltene  Reformen  durch  Gegner  bedroht  sind,  heißt  da¬ 
her  faktisch  nichts  anderes  als  erklären:  Wir  halten  das  Prinzip  hoch,  wenn 
dies  keine  Konsequenzen  hat,  sobald  aber  gewisse  unangenehme  Konsequen¬ 
zen  in  Aussicht  stehen,  lassen  wir  das  Prinzip  fallen.  Eine  Alternative,  der 
man  einen  nicht  sehr  schönen  Namen  geben  müßte,  wenn  ein  Prinzip  von  un¬ 
anfechtbarer  Wahrheit  in  Frage  stünde.  Tatsächlich  aber  handelt  es  sich 
bloß  um  eine  Formel,  die  selbst  erst  durch  eine  Deklaration  zu  einem  Prinzip 
gestempelt  worden  ist,  und  die  besagte  Deklaration  hält  die  Probe  nicht  aus. 

Welches  ist  diese  Deklaration?  In  Deutschland  lautet  sie,  daß  die  Ab- 
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Stimmung  für  das  Budget  »als  Vertrauensvotum  für  die  Regierung  aufgefaßt 
werden  muß«  (Nürnberg  1908).  Wird  die  Abstimmung  aber  tatsächlich  so 
aufgefaßt?  Untersucht  man  diese  Frage,  so  wird  man  finden,  daß  die  De¬ 
klaration  für  kein  Land  zutrifft,  das  auch  nur  einigermaßen  konstitutionell 
regiert  wird.  Sie  stellt  nicht  etwas  fest,  was  ist,  sondern  stellt  etwas  auf, 
was  gedacht  werden  soll.  Früher  oder  später  muß  sie  daher  vor  der 
Realität  der  Dinge  zusammenbrechen.  Die  vorgeschritteneren  Länder  zeigen 
es  uns.  »Nicht  bei  der  Budgetabstimmung,  bei  der  Abstimmung  über  die 
Interpellation  treffen  wir  uns«,  rief  Jaures  der  Koalition  von  Reaktionären 
und  malkontenten  Republikanern  zu.  Und  so  ist  es  auch  geschehen.  Im 
Anschluß  an  die  Interpellation  fand  das  Messen  der  Kräfte  statt,  und  es 
endete  mit  der  Niederlage  jener  Koalition. 

Mit  den  parlamentarischen  Entscheidungskämpfen  steht  es  aber  nicht  nur  in 
Frankreich  oder  England  so.  Wer  sich  etwas  näher  um  die  Vorgänge  im 
deutschen  Reichstag  und  in  den  Einzellandtagen  kümmert,  dem  drängt  sich 
mit  Notwendigkeit  die  Erkenntnis  auf,  daß  auch  dort  das  Messen  der  Kräfte, 
auch  dort  die  entscheidenden  Abstimmungen  bei  ganz  anderen  Gelegenheiten 
stattfinden  als  wenn  die  Gesamtbudgets  zur  Abstimmung  stehen.  Sie  da¬ 
hin  zu  verlegen  hat  gerade  die  Sozialdemokratie  das  allergeringste  Interesse, 
denn  es  würde  nur  bewirken,  daß  systematisch  politisch  falsche  Abstimmun¬ 
gen  herbeigeführt  würden.  Wie  weit  im  vorigen  Jahr  auch  die  Meinungen  in 
der  Partei  in  der  Frage  auseinandergingen,  ob  der  Wehrbeitrag  anzunehmen 
oder  abzulehnen  sei,  so  waren  doch  mit  verschwindenden  Ausnahmen  alle 
Parteimitglieder  darüber  einig,  daß  wir  der  Verkuppelung  von  Wehrvorlage 
und  Wehrbeitrag  uns  mit  der  größten  Energie  zu  widersetzen  hätten.  Was  war 
das  aber  grundsätzlich  anderes  als  eine  Auflehnung  dagegen  in  eine  kompli¬ 
zierte  Abstimmung  (und  das  sind  alle  Budgetabstimmungen)  die  Entschei¬ 
dung  über  die  Gruppierung  der  parlamentarischen  Kräfte  zu  verlegen?  Die 
Realitäten  des  politischen  Kampfes  vertragen  manches,  aber  die  Herrschaft 
der  Formel  über  den  Inhalt  können  sie  nirgends  auf  die  Dauer  bestehen 
lassen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxrxxxxxx.xxxxxxxxx 

RRTHUR  SCHULZ  ■  EINWÄNDE  UMD  ZUGESTÄND¬ 
NISSE 

B=  E  mehr  der  Agrar  mar  xismus  durch  die  wachsende  große  Volks¬ 
bewegung  für  innere  Kolonisation,  für  Umwandlung  von  Ritter¬ 
gütern  in  Bauerndörfer,  sich  bedrängt  fühlt,  um  so  heftiger  und 
hartnäckiger  wird  seine  Gegenwehr.  In  den  letzten  Monaten  er¬ 
schien  fast  kein  Heft  der  offiziell  marxistischen  Zeitschrift,  ohne 
einen  Artikel  zu  enthalten,  der  von  dem  seit  jeher  schwächsten  und  heute 
antiquiertesten  Bestandteil  der  marxistischen  Lehren  zu  retten  sucht,  was 
noch  zu  retten  ist.  Soweit  sich  die  eifrige  Apologie  mit  englischen,  franzö¬ 
sischen,  nordamerikanischen  Agrarzuständen  befaßt,  wird  sie  bei  anderer 
Gelegenheit  beantwortet  werden.  Heute  dagegen  sollen  drei  Aufsätze  kritisch 
nachgeprüft  werden,  die  deutsche  landwirtschaftliche  Verhältnisse  behandeln, 
aber  den  gleichen  agrar  marxistischen  Standpunkt,  entsprechend  den  Kennt¬ 
nissen,  den  Erfahrungen  und  dem  Temperament  der  Verfasser,  in  dreifach 
verschiedener  Art  ausprägen. 
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AN  kann  den  Gesichtswinkel,  unter  dem  Genosse  Friedrich 
Wagner  die  Frage  Groß-  oder  Kleinbetrieb  in  der  Landwirt¬ 
schaft?  zu  lösen  sucht,1)  wohl  als  den  eines  durch  die  übliche 
Parteilektüre  einigermaßen  geschulten  Industriearbeiters  be¬ 
zeichnen,  dem  es  Glaubenssatz  geworden  ist,  daß  auch  für  die 
Landwirtschaft  gelten  muß,  was  sich  in  der  Industrie  im  allgemeinen  als 
richtig  erwiesen  hat,  und  der  nun  mit  einigen  unbewiesenen  Behauptungen 
die  in  diesem  Punkt  wankende  Treue  selbst  sonst  ganz  guter  Marxisten 
wieder  zu  festigen  sucht.  Leider  verrät  er  dabei  eine  derartige  Unkenntnis 
der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  und  der  sie  behandelnden  ökono¬ 
mischen  Theorieen,  daß  er  seinen  Zweck  schwerlich  erreichen  dürfte  und  als 
ernst  zu  nehmender  Gegner  des  sozialdemokratischen  Agrarreformismus 
nicht  in  Betracht  kommt.  Seine  Verständnislosigkeit  für  die  agrartheoretische 
Arbeit,  die  vor  ihm  in  der  Partei  geleistet  wurde,  legt  er  besonders  deutlich 
an  den  Tag,  indem  er  gegen  mich  einen  Vorwurf  erhebt,  der  mich  gewiß  am 
allerwenigsten  treffen  kann.  Er  hält  mir  nämlich  vor,  ich  würde  mich  mit 
meiner  Propaganda  für  den  landwirtschaftlichen  Familienbetrieb  auf  dem 
richtigen  Weg  befinden,  wenn  die  Hauptaufgabe  der  Landwirtschaft  darin 
bestände  Gemüse  und  Handelsfrüchte,  insbesondere  Tabak,  zu  kultivieren 
und  Obst-  und  Blumenzucht  zu  betreiben  sowie  Geflügel  zu  züchten;  das  sei 
aber  durchaus  nicht  der  Fall;  in  der  Hauptsache  bestünde  die  Aufgabe  der 
Landwirtschaft  darin  Körnerbau  und  Viehzucht  zu  betreiben,  und  deshalb 
hätte  ich  schon  aus  diesem  Grund  unrecht.  Nun  habe  ich  aber  dieser  freund¬ 
lichen  Belehrung,  wie  die  Leser  der  Sozialistischen  Monatshefte  wissen, 
wirklich  nicht  bedurft.  In  meinen  zahlreichen  Aufsätzen  in  dieser  Zeitschrift 
habe  ich  in  einem  gewissen  Gegensatz  zum  Genossen  Dr.  David  die  ge¬ 
nannten  Nebenbetriebszweige,  in  denen  die  Überlegenheit  des  Kleinbetriebs 
ohnehin  ziemlich  unbestritten  ist,  fast  gar  nicht  berücksichtigt  und  um  so 
mehr  meine  Beweisführung  auf  Ackerbau  und  Viehzucht  konzentriert. 

Was  den  Ackerbau  betrifft,  so  ist  nach  Wagner  für  61,1  %  der  Gesamtfläche 
des  deutschen  Bodens,  der  zum  Anbau  von  Getreide  und  Hülsenfrüchten 
benutzt  werde,  und  für  weitere  10,1  %,  die  zum  Anbau  von  Futterpflanzen 
dienen2),  deshalb  »ohne  Zweifel  der  Großbetrieb  dem  Kleinbetrieb  über¬ 
legen,  weil  ja  zum  Pflügen,  zum  Säen,  zum  Mähen  und  auch  zum  Dreschen 
durchweg  die  Maschine  in  Anwendung  kommen  kann«.  Wie  unzutreffend 
diese  Behauptung  nebst  ihrer  Begründung  ist,  wird  Wagner  hoffentlich  schon 
daraus  ersehen,  daß  sogar  ein  langjähriger  Mitarbeiter  der  Neuen  Zeit,  Ge¬ 
nosse  Ebhardt  (Kosuchen  bei  Bialla),  der  als  anerkannt  tüchtiger  praktischer 
Landwirt  in  dieser  Frage  weit  urteilsfähiger  ist,  die  Zunahme  des  Kleingrund¬ 
besitzes  gerade  aus  der  relativ  geringen  sozialökonomischen  Bedeutung  der 
landwirtschaftlichen  Maschinen  erklärt  hat.  In  diesem  Sinn  schrieb  der 
frühere  ostpreußische  Großgrundbesitzer  erst  vor  wenigen  Monaten: 

*)  Siehe  Wagner  Groß-  oder  Kleinbetrieb  in  der  Landwirtschaft,  in  der  Neuen  Zeit,  1913-1914,  1.  Band 
pag.  658  ff. 

’■)  Auch  die  8,7 °'0  der  Gesamtfläche  des  deutschen  Bodens,  die  Ackerweide  und  Brache  sind,  kommen  nach 
Wagner  »ohne  weiteres  als  für  den  Großbetrieb  geeignet  in  Betracht«.  Diese  Behauptung  will  ich  ihm  gern 
zugeben.  In  der  1  at  zeigt  die  deutsche  Bodenbenutzungsstatistik,  daß  von  100  Hektar  Ackerland  der  mittel¬ 
bäuerliche  Betrieb  nur  6,5  und  der  kleinbäuerliche  gar  nur  3,6  Hektar  zur  Ackerweide  und  Brache  benutzen, 
während  die  Großbetriebe  mit  9,8 °/0  ihres  Ackerlands  nichts  Besseres  anzufangen  wissen.  Ein  Ruhmestitel 
für  den  Großbetrieb,  wie  Wagner  anzunehmen  scheint,  ist  diese  Tatsache  wahrlich  nicht.  Im  Gegenteil,  sie 
lehrt,  daß  wir,  um  den  deutschen  Boden  intensiver  nutzen  zu  können,  unser  agrikoles  Siedelungsnetz  durch 
Schaffung  neuer  Klein-  und  Mittelbetriebe  verdichten  müssen. 
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»Die  Maschine  des  Fabrikanten,  die  tagein  tagaus  im  Gang  ist,  verschleißt  lang¬ 
sam,  während  die  Maschine  des  Landmanns  im  günstigsten  Fall  nur  wenige  Monate 
im  Jahr,  oft  nur  einige  Wochen,  einzelne  Maschinen,  wie  der  Eisenvitriolsprenger 
gegen  Hederich,  tatsächlich  nur  einige  Tage  im  Jahr  benutzt  werden  können.  Da 
stehen  nun  die  neuen  Maschinen  im  Winkel,  werden  vom  Ungeziefer  und  vom  Rost 
aufgezehrt.  Das  sind  wohl  die  Hauptgründe,  weshalb  der  Kapitalismus  so  wenig 
vermocht  hat  sich  die  Landwirtschaft  zu  unterwerfen.«3) 

Ebenso  willkürlich  entscheidet  sich  Wagner  für  die  Überlegenheit  des  Groß¬ 
betriebs  auch  in  der  Viehzucht.  Ihm  genügt  hierzu  folgende  ganz  ober¬ 
flächliche,  laienhafte,  sicherlich  nicht  aus  der  Erfahrung  geschöpfte  Er¬ 
wägung: 

»Wenn  man  eine  größere  Anzahl  von  Kälbern  oder  Fohlen  beisammen  hat,  wird  das 
Pflegepersonal  immer  leichter  in  der  Lage  sein  sich  die  Kenntnisse,  die  zur  Pflege 
so  junger  Tiere  nötig  sind,  zu  erwerben  als  ein  Kleinbauer,  der  bloß  alle  Jahre 
1  oder  2  Kälber  aufzieht.« 

Nun,  diese  Kenntnisse  sind  nicht  so  schwer  zu  erwerben.  Bauer  und  Bäuerin 
eignen  sie  sich  schon  als  Kinder  im  elterlichen  Betrieb  an,  und  später  bilden 
sie  sich  in  landwirtschaftlichen  Schulen  und  Vereinen  und  durch  Lektüre  der 
Fachzeitungen  derart  fort,  daß  sie  über  die  gesicherten  Fortschritte  der 
Wissenschaft  ziemlich  auf  dem  laufenden  sind.  Viel  schwieriger  ist  es  bei 
Nutzung,  Fütterung  und  Pflege  der  Tiere  in  ihren  gesunden  und  kranken 
Tagen  jene  Sorgfalt,  Lust  und  Liebe  zu  betätigen,  ohne  die  bloße  Kenntnisse 
nutzlos  sind.  Der  bäuerlichen  Familie  impft  das  Eigeninteresse  diese  stets 
wachende  und  sorgende  Liebe  ein,  und  deshalb  gedeiht  das  Haustier  nach 
aller  bisherigen  Erfahrung  am  besten  in  bäuerlichen  Händen.  Dem  Arbeiter 
des  Großbetriebs  ein  auch  nur  annäherndes  Interesse  an  den  Tieren  und  an 
dem  übrigen  lebenden  und  toten  Inventar  des  Gutsbesitzers  anerziehen  zu 
wollen  ist  ein  Unterfangen,  das  heute  noch  aussichtsloser  geworden  ist  als 
es  früher  war.  Weshalb  die  Dinge  in  dieser  Beziehung  heute  für  das  Großgut 
viel  ungünstiger  liegen  als  vor  einigen  Jahrzehnten,  hat  vor  einigen  Monaten 
gerade  einer  der  führenden  Agrarmarxisten,  der  preußische  Landtagsabge¬ 
ordnete  Genosse  Hofer  (Pleinlauken),  dargelegt,  und  zwar  an  der  Hand  aus 
der  Praxis  gegriffener  Beispiele  in  so  unübertrefflich  lebenswahrer  Weise, 
daß  ich  seine  Beobachtungen  und  Erfahrungen,  die  Wagners  dürftiges  Argu¬ 
ment  aufs  schlüssigste  widerlegen,  hier  ausführlich  wiedergeben  möchte: 

»In  früheren  Zeiten,  da  war  das  Wirtschaften  keine  Kunst.  Die  Arbeiter  mußten 
samt  ihrem  Nachwuchs  auf  dem  Lande  bleiben,  weil  die  Industrie  noch  nicht  ent¬ 
wickelt  war,  um  die  Arbeiter  aufzunehmen.  Da  hatten  wir  billige  Arbeitskräfte  voll¬ 
auf.  Aber  nicht  nur  billig  waren  diese  Arbeitskräfte  sondern  auch  willig.  Denn 
wehe  demjenigen  Arbeiter,  der  sich  das  Mißfallen  seines  Herrn  oder  dessen  Ver¬ 
treters  zuzog.  Er  wurde  kurzerhand  vom  Hof  gejagt  und  konnte  dann  sehen,  wo  er 
bleibe  ,  .  .  Durch  diese  Abhängigkeit  respektive  durch  diese  Hungerpeitsche,  die  die 
Gutsbesitzer  schwangen,  wurde  damals  den  Landarbeitern  Fleiß,  Zuverlässigkeit  und 
vor  allem  Interesse  eingebleut .  , .  Indes  wurde  damals  zur  Zeit  der  N aturalentlohnung, 
als  der  Flegeldrusch  auf  Anteil  noch  allgemein  war,  auch  dadurch  das  Interesse  der 
Arbeiter  wachgehalten.  Doch  wie  sind  die  Zustände  heute?  . . .  Heute,  sagen  die 
Herren,  hängen  wir  von  den  Arbeitern  ab.  Die  kräftigsten  jungen  Arbeiter  ziehen 
in  die  Städte  und  nach  dem  Westen,  auf  dem  Lande  bleiben  nur  die  alten,  die 
körperlich  oder  geistig  invaliden,  oder  solche,  die  ihrer  besonders  großen  Kinder¬ 
schar  wegen  in  der  Bewegungsfreiheit  gehemmt  sind.  Wir  bekommen  kaum  so  viel 
Familien,  um  auch  im  Winter  den  Betrieb  aufrechterhalten  zu  können.  Aber  auch 
diese  Arbeiter  sind  sich  bewußt  geworden,  wie  notwendig  sie  dem  Herrn  sind. 
Während  in  früheren  Zeiten  die  Entlassung  eines  Arbeiters  von  diesem  als  großes 
Mißgeschick  empfunden  wurde  und  er  lange  suchen  konnte,  bis  er  wieder  eine  Stelle 
fand,  wird  heute  eine  Entlassung,  selbst  wenn  dieselbe  außerhalb  der  üblichen  Miets- 

3)  Siehe  Ebhardt  Landwirtschaftliche  Streitfragen,  in  der  Neuen  Zeit,  1912-1913,  1.  Band,  pag.  448. 
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zeit  stattfindet,  nicht  als  Strafe  empfunden.  Der  nächste  Nachbar  holt  die  Familie 
sofort  mit  Freuden  auf  seinen  Hof,  Aus  diesem  Grunde  können  wir  den  Arbeitern 
kein  Interesse  mehr  für  den  Betrieb  einpauken.  Durch  diese 
Interesselosigkeit  erwachsen  uns  in  den  großen  Betrieben  Schäden, 
die  bis  zu  vielen  tausend  Mark  gehen,  teilweise  aber  auch  gar  nicht  mal  geschätzt 
werden  können.  Da  schaffen  wir  uns  teure  Maschinen  an,  aber  sie  werden  durch 
die  Unachtsamkeit  und  Schwerfälligkeit  der  Arbeiter  zunichte  gemacht  und  erfordern 
bald  kostspielige  Reparaturen,  Da  werden  beim  Dungfahren,  beim  Einbringen  des 
Getreides  die  Türgriffe  durch  die  Unachtsamkeit  der  Gespannfahrer  kaput  gefahren, 
Wagendeichsel  und  Wagenleitern  zerbrochen.  Da  wird  das  Geschirrzeug  zerrissen. 
Früher  wurden  Kleinigkeiten  von  den  Knechten  selbst  ausgebessert  und  gebunden, 
heute  werden  schadhafte  Stellen  im  Geschirr  vollends  zerrissen,  damit  der  Riemer 
neue  anfertigen  muß  und  sie  nicht  in  die  Lage  kommen  knüpfen  zu  müssen.  Da 
werden  tagtäglich  Fensterscheiben  zerbrochen  und  ganze  Hausecken  zuschanden  ge¬ 
fahren.  Das  teure  lebende  Arbeitsvieh,  Pferde  und  Ochsen,’  werden  schlecht  be¬ 
handelt,  Ochsen  kaput  gepflügt,  Pferde  dämpfig  gefahren.  Wehe,  wenn  ein  Gespann¬ 
führer  auf  ein  Pferd  eine  besondere  Pike  hat!  Er  bringt  es  unter  Umständen  lang¬ 
sam  zu  Tode.  Bei  der  Aufzucht  von  Jungvieh  tritt  diese  Kalamität  besonders  zutage. 
Kälber  und  Lämmer  gehen  ein,  weil  das  Personal  den  jungen  Tieren  nicht  genügend 
Obacht  zuteil  werden  läßt.  Die  Kühe  verkalken,  weil  sie  gestoßen  und  'geschlagen 
werden.  Die  Aufzucht  von  jungen  Füllen,  die  früher  allgemein  vom  Großbetrieb 
gehandhabt  wurde,  hat  dieser  jetzt  beinahe  vollständig  auf  gegeben,  weil  die  Leute 
die  tragenden  Stuten  zu  roh  behandelten  und  es  sehr  häufig  zu  Fehlgeburten  kam 
und  dabei  die  Stuten  selbst  zum  mindesten  als  Mutterstuten  zugrunde  gingen.  In 
früheren  Zeiten  wurden  die  Remonten,  die  die  Gutsbesitzer  dem  Militärfiskus  ver¬ 
kauften,  auch  auf  dem  Gut  geboren.  Die  Mutterstuten  leisteten  ihre  Arbeit,  und  das 
Füllen  war  sozusagen  eine  Extraeinnahme.  Wenn  heute  ein  Großagrarier  20  oder  30 
Remonten  der  Remontierungskommission  jährlich  vorstellt,  so  hat  er,  weil  er  die 
Selbstaufzuchti  der  Füllen  aufgeben  mußte,  diese  Remonten  als  Absatzfüllen  vom  Bauer 
zu  kaufen.  Der  Durchschnittspreis  für  ein  Absatzfüllen  ist  heute  wenigstens  300  Mark. 
Welche  Summe  geht  hier  allein  den  Besitzern  der  Großbetriebe  verloren!  Der  Bauer, 
der  mit  seiner  trächtigen  Stute  selbst  ackert  und  fährt,  kann  die  Füllenaufzucht  be¬ 
treiben.  Die  Herren  sagen,  daß  sie  früher,  als  sie  ihren  Arbeitern  das  Interesse  bei¬ 
zubringen  vermochten,  auch  Füllen  auf  ziehen  konnten.  Dann  wird  weiter  viel  über 
das  Hüten  geklagt.  Durch  die  Interesselosigkeit  der  Hirten  würden  die  Weiden  nicht 
richtig  ausgenutzt  und  gäbe  es  auch  außerdem  Verluste  durch  Aufblähen  des 
Viehes,«4) 

Grausam  wird  hier  das  Argument,  mit  dem  der  naiv  unkundige  städtische 
Agrarmarxist  die  Überlegenheit  der  großbetrieblichen  Viehzucht  erweisen 

4)  Siehe  Hofer  Die  sozialistische  Lösung  der  Landarbeiterfrage,  in  der  Neuen  Zeit,  1912-1913,  2.  Band, 
pag.  18  ff.  Hofer  will  mit  diesen  lebensgetreuen  Schilderungen  zwar  nur  die  Ansichten  der  Gutsbesitzer  über  die 
Arbeiterverhältnisse  auf  dem  platten  Land  zum  Ausdruck  bringen.  Aber  er  gibt  selbst  zu,  auch  wir  als 
Sozialdemokraten  könnten  ruhig  zugestehen,  daß  die  Gutsbesitzer  in  manchem  recht  haben  mögen;  denn  da 
die  Nachfrage  nach  Arbeitern  auf  dem  platten  Land  groß  und  das  Angebot  gering  sei,  so  nutzten  selbst¬ 
verständlich  die  ländlichen  Arbeiter  die  für  sie  günstige  Konjunktur  in  gewissem  Grad  aus ;  es  komme  ganz 
von  selbst,  daß  sie  nur  so  viel  herausgeben,  als  nach  Lage  der  Dinge  von  ihnen  seitens  der  Unternehmer 
heraujgeholt  werden  kann.  Sehr  richtig  ist  auch,  was  Hofer  über  das  Unvermögen  der  Gutsbesitzer  sagt 
den  Arbeitern  auf  anderm  Weg  Interesse  für  ihre  Betriebe  einzuflößen :  »Nun  könnte  eingewendet  werden, 
falls  tatsächlich  die  Interesselosigkeit  der  Landarbeiter  daran  mit  schuldig  ist,  daß  die  Zunahme  des  Groß¬ 
betriebs  nicht  flott  von  statten  geht,  dann  sollte  doch  seitens  der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  ein 
Modus  gefunden  werden  dieses  Interesse,  wenn  die  drohende  Hungerpeitsche  nicht  mehr  anwendbar  ist,  durch 
andere  Mittel  zu  erwecken.  Als  solch  ein  Mittel  könnte  die  Beteiligung  am  Reingewinn  angeführt  werden. 
Dieses  Mittel  wurde  und  wird  auch  verschiedentlich  versucht.  Es  scheitert  aber  vornehmlich  an  der  Ab¬ 
hängigkeit  der  Landwirtschaft  von  sehr  verschiedenen  Faktoren,  vor  allem  an  den  Witterungsverhältnissen. 
Es  werden  immer  Jahre  kommen,  in  denen  der  Reingewinn  eines  landwirtschaftlichen  Betriebs  durch  un¬ 
günstige  Witterung  oder  durch  Seuchen  und  Kr  ankheiten  auf  Null  heruntergehen  oder  gar  sich  als  Minus 
darstellen  wird.  In  solchen  Fällen  würde  das  durch  den  Klassengegensatz  vorhandene  Mißtrauen  leicht  zu 
Mißhelligkeiten  führen  können.  Die  Industrie  hat  eben  ganz  andere  Verhältnisse.«  Das  einzige  in  der 
Großlandwirtschaft  mögliche  Mittel  das  Interesse  des  Arbeiters  an  den  Betrieb  zu  binden  ist  die  partielle 
Naturalentlohnung.  Es  ist  deshalb  höchst  inkonsequent  und  in  sich  widerspruchsvoll,  wenn  Hofer  und 
andere  kgT&rmarxisten ,  darunter  leider  auch  die  Leiter  unserer  Landarbeitergewerkschaft,  einerseits  nicht 
einmal  das  Übermaß  an  Großgrundbesitz  im  Osten  durch  innere  Kolonisation  aufgeteilt  und  andrerseits 
die  Naturallöhnung  abgeschafft  wissen  wollen. 
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wollte,  durch  seinen  erfahrenem  ländlichen  Gesinnungsgenossen  abgetan. 
Nach  dieser  Abfuhr  des  einen  Agrar marxisten  durch  den  andern  wird  mein 
mit  gebührender  Heiterkeit  vernehmen,  wie  Wagner  sich  die  weitere'  Ent¬ 
wickelung  der  deutschen  Landwirtschaft  denkt.  Die  »rückläufige  Entwicke¬ 
lung  der  Landwirtschaft  vom  Großbetrieb  zum  Kleinbetrieb«  (richtig  müßte 
es  natürlich  heißen:  ihre  Vorwärtsentwickelung  zum  familienhaften  mittlern 
Betrieb,  den  aber  unser  absonderlicher  Agrartheoretiker  in  der  Abnahme 
begriffen  sein  läßt)  hat  nach  Wagner  ihren  Grund  darin,  daß  es  bisher  »un¬ 
seren  Großkapitalisten  nicht  an  anderweitigen  Betätigungsgebieten  für  ihre 
Riesenkapitalien  mangelt«.  Neuerdings  würden  ihnen  aber  solche  Betäti¬ 
gungsfelder  schon  knapp,  und  es  müsse  die  Zeit  kommen,  wo  das  Groß¬ 
kapital  sich  der  Landwirtschaft  zuwendet.  Allein  ich  möchte  die  Leser  der 
Sozialistischen  Monatshefte  nicht  um  das  Vergnügen  betrügen  die  Argumen¬ 
tation  dieses  agrar  marxistischen  Neulings  etwas  mehr  in  extenso  zu  genießen, 
und  zitiere  daher  wörtlich: 

»Tritt  dieser  Zeitpunkt  aber  ein,  und  er  wird  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  eintreten, 
dann  ist  es  mit  einem  Schlag  [!]  mit  dem  Vorherrschen  des  Kleinbetriebs  und  auch 
mit  den  mittleren  Betrieben  in  der  Landwirtschaft  zu  Ende.  Es  scheint  mir  sogar, 
daß  dieser  Zeitpunkt  unmittelbar  bevorsteht  [!],  daß  er  vielleicht  schon  eingetreten 
ist,  während  ich  diesen  Artikel  schreibe.  Als  ein  Symptom  dafür  erscheint  ein  kurzes 
Zeitungstelegramm  in  der  Abendausgabe  des  Berliner  Lokalanzeigers  vom  Freitag 
den  3.  Oktober  1913,  das  meldet,  daß  die  Firma  Krupp  in  Essen  im  Kreis  Lingen  in 
Hannover  5000  Hektar  Heideland  angekauft  hat,  um  eine  Viehmästungsanstalt 
zur  Versorgung  ihrer  Konsumanstalt  mit  Fleisch  zu  errichten.  Wenn  sich  diese  Nach¬ 
richt  bestätigt,  dann  bedeutet  sie  nichts  mehr  und  nichts  weniger  als  eine  Wende  [ ! ] 
in  der  landwirtschaftlichen  Entwickelung,  Krupp  wird  wohl  auf  den  5000  Hektar 
auch  Körnerbau  usw.  betreiben.  Und  sein  Beispiel  wird  bei  anderen  Großindustriellen 
und  Großkapitalisten  sehr  bald  Nachahmung  finden.  Damit  [!]  hat  dann  aber  auch 
das  Sterbestündlein  [!)  des  Kleinbetriebs  in  der  Landwirtschaft  geschlagen.« 

Es  ist  wohl  nicht  nötig  eingehend  nachzuweisen,  daß  die  von  diesem  offen¬ 
bar  völlig  sachunkundigen  Mann  als  Erfüllung  der  agrarmarxistischen 
Prophezeiungen  begrüßten  Schweinegroßmästereien  ja  gerade  deshalb  auf 
Heideland  angelegt  werden,  weil  sie  auf  gutem,  altem  Ackerland  bei  den  heu¬ 
tigen  Bodenpreisen  mit  den  bäuerlichen  Betrieben  nicht  konkurrieren 
könnten;  daß  sie  aber  auch  in  der  Heide  unter  der  Seuchengefahr  und  unter 
den  selben  Arbeiterschwierigkeiten  leiden,  die  nach  dem  Zeugnis  sogar  des 
Genossen  Hofer  die  Gutsbesitzer  mindestens  an  Abverkauf,  niemals  an  ein 
Vergrößern  ihres  Betriebs  denken  lassen;  und  endlich,  daß  diese  neuartigen 
Großmastanstalten  keine  oder  nur  eine  ganz  geringe  Rente  abwerfen.  Auf 
dem  selben  Niveau  steht,  was  Wagner  über  die  heutige  Lage  der  kleineren 
Bauern  zu  sagen  weiß: 

»Tatsächlich  liegen  die  Verhältnisse  ja  auch  heute  so,  daß  die  4  384  786  =  76,4  % 
aller  ländlichen  Besitzer  nicht  proletarisiert  zu  werden  brauchen,  weil  sie  schon  pro- 
letarisiert  sind  . . .  Wir  können  sie  am  besten  für  unsere  Partei  gewinnen  und  dauernd 
nur  an  unsere  Fahne  fesseln,  wenn  wir  sie  über  ihre  soziale  Lage  aufklären  und  in 
ihnen  keine  Illusionen  über  ihre  Selbständigkeit  wachzuerhalten  suchen.  Für  diese 
Gesellschaftsschicht  gilt  das  selbe  wie  für  den  städtischen  Mittelstand,  den  der  Groß¬ 
kapitalismus  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  hat.« 

Man  wird  nicht  erwarten,  daß  ich  solche  Behauptungen  ernsthaft  kritisiere,  und 
es  bleibt  mir  nur  übrig  zu  fragen:  Dokumentiert  sich  etwa  in  der  Aufnahme  die¬ 
ses  Parteischüleraufsatzes  in  die  wissenschaftlicheWochenschrift  der  deutschen 
Sozialdemokratie  die  mir  hier  vor  kurzem  von  Kaspar  Schmidt  als  vorbild¬ 
lich  vorgehaltene  Beiehrbarkeit  des  Genossen  K.  Kautsky,  der,  immer  nach 
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Kaspar  Schmidt,  »durch  die  neuesten  Ergebnisse  der  Statistik  von  dem 
starren  Glauben  an  seine  früheren  Anschauungen  zurückgekommen  ist  und 
sich  mit  den  Tatsachen  abfindet«?5) 

OMO  novus  als  Vorkämpfer  des  Agrar  mar  xismus  und  mit  der 
Landwirtschaft  aus  persönlicher  Erfahrung  offenbar  nicht  vertraut 
ist  auch  Alfred  Moeglich.6)  Immerhin  gehen  diesem  Genossen  (er 
stellt  sich  selbst  als  »geschulter  Statistiker«  vor)  wissenschaftliche 
Kenntnisse  nicht  ab,  und  seine  Darlegungen  und  gegen  mich  gerich¬ 
teten  Angriffe  bewegen  sich  daher  auf  einem  höhern  Niveau,  Er  wirft  mir 
zunächst  vor,  ich  arbeite  nur  mit  »Generalzahlen«,  deren  Benutzung  nur  »rohe 
Bilder«  gebe,  während  doch  erst  die  monographische  Erläuterung  über  die 
innere  Wesenseigentümlichkeit  der  Zustandsveränderungen  in  der  Landwirt¬ 
schaft  Klarheit  verschaffe.  Daran  ist  so  viel  richtig,  daß  statistische  Zahlen 
um  so  vorsichtiger  interpretiert  werden  müssen,  je  größer  der  Bereich  ist, 
für  den  sie  zu  gelten  beanspruchen.  Das  Mißtrauen  gegen  die  Qualität  der 
verarbeiteten  Zahlen,  gewiß  eine  Haupttugend  des  Statistikers,  darf  aber  nicht 
in  die  von  Moeglich  beliebte  Skepsis  übergehen,  und  dazu  in  einem  Fall,  wo 
2  so  sorgfältige  und  von  einander  unabhängige  Zählungen  wie  die  deutschen 
Berufs-  und  Betriebszählungen  so  unzweideutige  Zahlen  ergeben,  wie  sie  in 
der  folgenden  Tabelle  einander  gegenübergestellt  sind: 


Größenklasse 
in  Hektar 

Auf  die  einzelnen  Größen¬ 
klassen  entfallen  von  100 
Hektar  landwirtschaft¬ 
lich  genutzter  Fläche 

1907  |  1895 

Zu-  oder  Abnahme 
der  landwirt¬ 
schaftlichen  Be¬ 
triebe  1895bis  1907 

Zu-  oder  Abnahme 
der  landwirtschaft¬ 
lichen  Betriebsin¬ 
haber  im  Haupt¬ 
beruf  1895  bis  1907 

0,5  bis  2 

4,3 

4,5 

—  89  001 

—  146  909 

2  bis  5 

10,4 

10,1 

-  10  041 

—  24  157 

5  bis  20 

32,7 

29,9 

+  66  735 

+  72  656 

20  bis  100 

29,3 

30,3 

—  19  576 

—  16  975 

über  100 

22,2 

24,1 

—  1495 

—  740 

Diese  Ziffern  entrollen  von  dem  gleichmäßig  starken  Vordringen  der  mittel¬ 
bäuerlichen  Betriebe  nach  Zahl  und  Flächenanteil  und  der  berufsmäßigen 
Landwirte  dieser  Größenklasse  denn  doch  ein  so  klares,  eindrucksvolles 
Bild,  daß  die  skeptischen  Einwände  (die  übrigens  früher,  als  er  die  Statistik 
noch  nach  seinem  Sinn  glaubte  umdeuten  zu  können,  vom  Agrarmarxismus 
nicht  vorgebracht  worden  sind)  davor  ohnmächtig  in  sich  zusammenfallen.7) 
Daß  freilich  daneben  auch  die  monographische  Methode  ihren  großen  Wert 

hat,  habe  ich  schon  vor  Moeglich  eingesehen,  wie  daraus  wohl  hervorgeht, 

• 

5)  Siehe  Schmidt  Schein  und  Wirklichkeit  in  der  Agrartheorie  und  Agrarstatistik,  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  1913,  3,  Band,  pag.  1629. 

6)  Siehe  Moeglich  Schwierigkeiten  und  Irrtümer  in  der  Behandlung  der  Agrarstatistik,  in  der  Neuen  Zeit. 
1913-1914,  1.  Band,  pag.  628  ff. 

7)  Auch  das  vom  reichsstatistischen  Amt  herausgegebene,  vom  Regierungsrat  Dr.  Seiht  bearbeitete 
Werk  Die  deutsche  Landwirtschaft,  Hauptergebnisse  der  Reichsstatistik  /  Berlin  1913  /,  pag.  33,  spricht  das, 
sehr  klar  aus:  »Die  mittleren  Bauernbetriebe  haben  sich  sowohl  nach  Zahl  wie  Fläche  erheblich  ausgedehnt, 
während  die  großbäuerlichen  und  noch  mehr  die  Großbetriebe  in  beiden  Beziehungen  zurückgegangen  sind. 
Schon  bisher  hat  das  Schwergewicht  der  deutschen  Landwirtschaft  in  den  bäuerlichen  Betrieben  gelegen* 
Es  ist  von  Zählung  zu  Zählung,  am  meisten  im  letzten  Zeitraum,  noch  verstärkt  worden,  indem  der  Anteil 
der  bäuerlichen  Betriebe  sich  von  69,9%  (1882)  auf  70,3%  (1895)  und  zuletzt  auf  72,4 %  (1907)  steigerte. 
Zu  verdanken  ist  dies  dem  starken  Vordringen  der  mittl§ren  Bauern.  Die  Großbetriebe  fielen  mit  ihrer 
landwirtschaftlichen  Fläche  von  24,4  auf  24,1  und  schließlich  auf  22,2%.  Diese  Zahlen  sprechen  gegen 
eine  Ausdehnung  des  Großgrundbesitzes  und  deuten  auf  eine  Stärkung  des  mittlern  Besitzes  hin.« 
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daß  ich  bereits  eine  größere  Anzahl  typischer  deutscher  Landschaften  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften  monographisch  untersucht  habe.8)  Aber  auch 
nach  dieser  Methode  hat  sich  ausnahmslos  ergeben,  daß  der  bäuerliche 
Familienbetrieb  allerorten  sehr  lebenskräftig  vordringt. 

Das  bestreitet  Moeglich  nun  aber  für  die  Provinz  Hessen-Nassau 
oder  genauer  den  Regierungsbezirk  Wiesbaden.  Hier  habe  sich  der  mittel¬ 
bäuerliche  Betrieb  seit  1895  von  14  054  auf  nur  14  393  vermehrt,  also  um  339 
oder  2,4  %,  dagegen  in  der  vorhergehenden  Zählungsperiode  von  12  798  auf 
14  054,  also  um  1236  oder  um  fast  10  %.  Diese  etwas  geringere  Zunahme 
während  des  letzten  Zeitraums  erklärt  Moeglich  folgendermaßen: 

»Die  Aussichtslosigkeit  der  mittelbäuerlichen  Betriebsform  brachte  einen  so  un¬ 
geheuerlichen  [!]  Rückschlag  in  der  Entwickelung  dieser  Betriebsform  zuwege.  Und. 
das  wäre  gerade  das  Gegenteil  dessen,  was  Arthur  Schulz  beweisen  will.« 

Wenn  Moeglich  schon  in  der  etwas  weniger  schnellen  Zunahme  einer  Be¬ 
triebsform  in  einem  einzigen  kleinen  Regierungsbezirk  den  Beweis  ihrer 
»Aussichtslosigkeit«  erblickt,  was  müßte  er  dann  erst  vom  Großbetrieb 
sagen!  Dieser  hat  ja  in  allen  deutschen  Verwaltungsbezirken  an  Fläche  ver¬ 
loren,  ausgenommen  allein  die  Regierungsbezirke  Köln  und  Rheinhessen; 
aber  auch  hier  hat  er  nur  2899  und  1478  Hektar  gewonnen,  und  zwar  ganz 
offensichtlich  nur  deshalb,  weil  in  beiden  Bezirken  städtische  und  industrielle 
Kapitalisten  Luxusgüter  erworben  oder  arrondiert  haben.  Übrigens  hat  das 
langsamere  Tempo  in  der  Zunahme  der  mittelbäuerlichen  Betriebe  in  Hessen- 
Nassau  eine  sehr  einfache  und  einleuchtende  Ursache.  In  vielen  Gegenden 
dieses  Bezirks  mit  intensivstem  Wein-,  Obst-  und  Feldgemüsebau  fiel  der 
neuerdings  so  begünstigte  Familienbetrieb  während  des  letzten  Jahrzehnts 
schon  in  die  Größenklasse  von  2  bis  5  Hektar.9)  Dieser  Betriebsgröße  müßte 
daher  in  diesem  Bezirk  und  in  dieser  Periode  die  selbe  Kraft  zugute  kommen, 
die  in  minder  intensiv  bebauten  Gegenden  der  Vermehrung  der  mittelbäuer¬ 
lichen  Betriebe  förderlich  war.  In  der  Tat  haben  sich  denn  auch  die  klein¬ 
bäuerlichen  Betriebe  in  Hessen-Nassau  seit  1895  sehr  stark,  nämlich  um 
3579  vermehrt.  Gerade  in  dieser  Provinz  und  in  diesem  Bezirk  bestätigt 
sich  also  meine  Lehre  auf  das  schlagendste. 

Der  zweite  unter  den  »grundlegenden  Irrtümern«,  die  mir  Moeglich  nach- 
weisen  will,  betrifft  die  Preise  landwirtschaftlicher  Grundstücke  verschie¬ 
dener  Größenklasse.  Bekanntlich  hat  Dr.  Walter  Rothkegel  in  seiner  Be¬ 
arbeitung  der  Kaufpreissammlung  der  preußischen  Katasterverwaltung  ge¬ 
funden,  daß  gerade  für  die  kleineren  und  mittleren  Güter,  weil  sie  am  inten¬ 
sivsten  bewirtschaftet  zu  werden  pflegen,  pro  Hektar  die  höchsten  Preise  ge¬ 
zahlt  werden.  Es  verlohnt  sich  wenigstens  für  die  5  nordöstlichen  Provinzen 
Preußens,  die  ja  für  die  innere  Kolonisation  am  meisten  in  Betracht  kommen, 
die  von  Rothkegel  berechnete  Tabelle  hier  wiederzugeben:10) 

8)  Unter  anderen  Ostdeutschland,  Thüringen,  Rheinprovinz,  Hessen-Nassau,  Großherzogtum  Hessen,  Bayern, 
Baden,  Elsaß-Lothringen. 

9)  Gerade  der  Agrarmarxist  Dr.  G  r  u  m  a  c  h  hat  in  seinem  Artikel  Die  Einteilung  der  landwirtschaftlichen 
Betriebe,  in  der  Neuen  Zeit,  1912-1913,  2.  Band,  pag.  487,  nachgewiesen,  daß  die  untere  Grenze  der  Bauern¬ 
betriebe  mit  familienhafter  Arbeitsverfassung  (namentlich  in  West-  und  Süddeutschland)  schon  bei  3  Hektar 
liegt,  und  daß  deshalb  die  Gruppen  von  3  bis  10  Hektar  als  fast  reine  Familienbetriebe  sinngemäß  zu¬ 
sammengehören. 

10)  Siehe  Rothkegel  Die  Kaufpreise  für  ländliche  Besitzungen  im  Königreich  Preußen  von  1895  bis  1906 
/  Leipzig  1910  /  pag.  40  ff.  Den  großen  Unterschied  in  den  Hektarpreisen  zwischen  den  großen  und  größten 
Gütern  einerseits  und  den  Bauernwirtschaften  andrerseits  erklärt  Rothkegel  in  erster  Linie  daraus,  »daß 
Großgüter  vielfach  noch  extensiv  bewirtschaftet  werden  und  daher  nicht  so  hohe  Erträge  liefern  wie  mittlere 
Güter,  die  oft  in  besserer  Kultur  sich  befinden«. 
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Durchschnittspreise  in  Markfür  1  Hektar  unter  Zusammenfassung 
aller  Stufen  des  durchschnittlichen  Grundsteuerreinertrags 


Regierungsbezirk 

unter 

2  Hektar 

2  bis  5 
Hektar 

5  bis  20 
Hektar 

20  bis  100 
Hektar 

100  bis  500 
Hektar 

500  und 

mehr 

Hektar 

Königsberg 

2370 

1460 

1010 

845 

849 

726 

Allenstein 

1650 

983 

650 

470 

521 

479 

Gumbinnen 

1880 

1390 

1110 

951 

731 

586 

Danzig 

2210 

1750 

1290 

1260 

820 

599 

Marienwerder 

2140 

1540 

1170 

964 

779 

617 

Potsdam 

3660 

2150 

1470 

979 

797 

714 

Frankfurt 

2920 

2100 

1390 

911 

820 

647 

Stettin 

3010 

2020 

1430 

1080 

836 

694 

Köslin 

2870 

1840 

1140 

713 

555 

408 

Stralsund 

2460 

1980 

1570 

1150 

987 

736 

Posen 

2180 

1440 

1060 

882 

879 

713 

Bromberg 

1970 

1350 

1070 

968 

753 

689 

Sehr  bemerkenswert  ist  nach  Rothkegel  die  überwiegende  Richtung  der  Nach¬ 
frage  auf  mittlere  Bauernwirtschaften.  Über  ein  Drittel  aller  Kauf  preise  bezieht 
sich  auf  Besitzungen  zwischen  5  und  20  Hektar  Umfang.  Dem  entspricht  der 
für  solche  Wirtschaften  gezahlte  Preis,  ja  er  geht  noch  darüber  hinaus;  denn 
volle  71  %  des  Bodenwerts  entfallen  auf  die  Bauernwirtschaften  von  2  bis 
100  Hektar  und  nur  18  %  (gegen  22,2  %  der  Nutzungsfläche)  auf  den  Groß¬ 
grundbesitz  über  100  Hektar.  Und  während  die  Marktpreise  der  Großgüter 
nach  Rothkegel  bereits  öfters  den  Ertragswert  übersteigen,  ist  er  der  Mei¬ 
nung,  »daß  die  Kaufpreise  wenigstens  für  die  kleineren  und  mittleren  Be¬ 
sitzungen  bis  jetzt  noch  keine  unnatürliche  Höhe  erlangt  haben,  also  im  all¬ 
gemeinen  den  jetzigen  Kulturaufwendungen  und  den  gesteigerten  Ertrags¬ 
möglichkeiten  entsprechen«.11)  Natürlich  sind  die  statistischen  Feststellungen 
Rothkegels  unseren  Agrarmarxzs/cn  sehr  unangenehm.  Auch  Moeglich  sucht 
sie  anzufechten,  und  zwar  mit  der  Motivierung,  daß  Bodengüte,  Bodenlage, 
Verkehrs-  und  Absatzverhältnisse  auf  die  Preisbildung  wirken,  und  daß  aus 
diesen  Gründen  (?)  »der  Statistiker«  (Moeglich  scheint  sich  als  den  Sta¬ 
tistiker  xxt'  sgox'ijv  einzuschätzen)  eine  Vergleichung  ablehnt.  Aus  diesen  etwas 
dunklen  Sätzen  ist  mir  leider  nicht  klargeworden,  weshalb  denn  Moeglich 
eigentlich  die  Rothkegelschen  Zahlen  disqualifiziert.  Ich  beschränke  mich 
daher  darauf  festzustellen,  daß  unsere  gesamte  Parteipresse  die  Roth¬ 
kegelschen  »Generalzahlen«  benutzt  hat,  um  die  Einwirkung  eines  der  Be¬ 
triebsgröße  analogen  Kausalfaktors,  der  Getreidepreise  und  der  Getreide¬ 
zölle  auf  den  Bodenpreis  zu  untersuchen. 

Ein  weiterer  Einwand,  den  Moeglich  gegen  mich  erhebt,  beruht  auf  einer 
kniffligen  Unterscheidung  zwischen  »Betriebsform«  und  »Betriebsart«.  Als 
Betriebs  form  sei  das  Großgut  ausgezeichnet  und  nur  durch  die  Betriebs- 
weise  der  schlecht  wirtschaftenden  heutigen  Großagrarier  werde  es  zu¬ 
grunde  gerichtet.  Auch  diese  Einwendung  kann  ich  nicht  zugeben.  Ich 
leugne,  daß  die  »ostelbischen  Junker«  in  der  Regel  schlecht  wirtschaften. 
Im  großen  ganzen  holen  sie,  von  gewissen  Fideikommissen  abgesehen,  aus 
ihrem  von  Natur  überwiegend  armen  Boden  heraus,  was  er,  ohne  erschöpft 
zu  werden,  herzugeben  vermag.  Wenn  sie  trotzdem  den  Grad  der  Pro- 

ll)  Siehe  Rothkegel  Die  Bewegung  der  Kaufpreise  für  ländliche  Besitzungen  und  die  Entwickelung  der 
Getreidepreise  im  Königreich  Preußen  von  1895  bis  1909,  in  Schmollers  Jahrbuch,  1910,  2.  Band,  pag  1709. 
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duktivität  und  Rentabilität  der  mittelbäuerlichen  Wirtschaften  im  allge¬ 
meinen  neuerdings  nicht  mehr  zu  erreichen  vermögen,  so  scheitern  sie  an  den 
Mißständen,  die  gerade  mit  der  Großbetriebs  form  unlöslich  verbunden 
sind  und  ihr,  solange  es  den  Gutsarbeitern  möglich  ist  auf  kolonialem  Neu¬ 
land  als  Bauern  oder  in  den  Städten  als  Industriearbeiter  unterzukommen, 
in  jeder  denkbaren  Gesellschaftsordnung  anhaften  werden:  am  Mangel  an 
ländlichen  Arbeitern,  an  deren  (von  Hofer  so  lebenswahr  geschilderten  und 
einleuchtend  motivierten)  Interesselosigkeit  und  an  der  Unmöglichkeit  die 
agrikole  Handarbeit  durch  landwirtschaftliche  Maschinen  in  hinreichendem 
Umfang  vorteilhaft  zu  ersetzen.  Infolge  dieser  Nachteile  gerade  der  Groß¬ 
betriebs  form  muß  auch  jeder  Versuch  sozialistischer  Großlandwirtschaft 
mißlingen;  und  zwar  um  so  eher,  als  ja  in  einem  sozialistischen  Staat,  dessen 
erstes  Werk  es  natürlich  wäre  die  städtischen  Arbeiter  gegen  Arbeitslosig¬ 
keit,  Ausbeutung  durch  die  Unternehmer,  Mietswucher  und  Schröpfung  durch 
den  Zwischenhandel  zu  schützen,  die  Landflucht  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  noch  stärker  anschwellen  dürfte.  Um  die  dadurch  auf  das  gefähr¬ 
lichste  bedrohte  Lebensmittelversorgung  der  Stadtbevölkerung  einigermaßen 
zu  sichern,  würde  gerade  eine  sozialistische  Regierung,  die  doch  das  Grund¬ 
recht  der  Freizügigkeit  nicht  antasten  kann,  sich  bald  genötigt  sehen  den 
Landarbeitern  und  Bauernkindern  das  zu  bieten,  was  sie  allein  auf  dem  platten 
Land  festhalten  kann:  selbständige  Familienwirtschaften. 

Aber  gerade  diese  sind  dem  Genossen  Moeglich  ein  Greuel.  Das  hieße, 
wendet  er  weiter  ein,  den  Kleinbauer  verewigen,  »der  seine  Milch  in  die 
Zentrifuge  der  Genossenschaft  schickt  und  seinen  Kindern  abgesahnte  Milch 
oder  gar  keine  gibt,  der  sein  Butterbrot  mit  gekaufter  Margarine  streichen 
muß,  der  nur  dann  und  wann  ein  Stückchen  Fleisch  sieht,  weil  er  seine  fett¬ 
gemachten  Schweine  und  Rinder  zur  Bezahlung  der  Hypothekenzinsen,  der 
Dünger-  und  Maschinenrechnungen  verkaufen  muß.  .  .  Ist  das  das  Ideal 
des  Bauern,  auf  den  Arthur  Schulz  die  Zukunft  der  einheimischen  Landwirt¬ 
schaft  aufbauen  will?«  Mit  dieser  Einwendung  bedient  sich  Moeglich  einer 
alten  Taktik  unserer  Agrar marxisten.  Je  nach  ihren  polemischen  Bedürf¬ 
nissen  führen  sie  den  landunkundigen  Parteigenossen  abwechselnd  2  Klischee¬ 
bilder  vor,  die  einander  schroff  widersprechen.  Bald  malen  sie  ihnen 
in  grellen  Farben  das  Elend  der  Kleinbauernfamilie  aus,  die  aus  finanziellen 
Nöten  alles  verkaufen  muß,  was  sie  produziert,  und  nun  Hungerpfoten  saugt. 
Bald  wollen  sie  glauben  machen,  der  Kleinbauer  verkaufe  so  gut  wie  gar 
nichts,  er  zehre  sein  Getreide,  seine  Kälber  und  Schweine  selber  auf,  komme 
also  für  die  Versorgung  der  städtischen  Konsumenten  mit  Lebensmitteln 
nicht  in  Betracht  und  habe  deshalb  auch  kein  Interesse  an  den  Getreide-, 
Vieh-  und  Fleischzöllen.12)  Beide  mit  einander  unvereinbare  Behauptungen 
sind  gleich  übertrieben,  und  die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte. 

12)  Erst  vor  wenigen  Wochen  hielt  der  Agrarmarxist  Andree  in  der  Neuen  Zeit,  1913-1914,  1.  Band, 
pag.  590,  dem  bekannten  wirtschaftspolitischen  Schriftsteller  Dr.  Friedrich  Beckmann  folgende  Standpredigt:  »Im 
übrigen  überschätzt  Beckmann  [in  seinem  Buch  über  die  Futtermittelzölle]  die  Bedeutung  der  kleinen  und 
mittleren  Betriebe  für  die  Marktversorgung  .  .  .  Wenn  er  die  Zahlen  über  den  Schweinebestand  in  den 
verschiedenen  Größenklassen  einander  gegenüberstellt,  so  bedenkt  er  nicht,  daß  ein  wesentlicher,  wenn 
nicht  der  größte  Teil  der  in  den  klein-  und  mittelbäuerlichen  Betrieben  gehaltenen  Schweine  für  den  eigenen 
Verbrauch  bestimmt  ist  und  für  die  Marktversorgung  nicht  in  Betracht  kommt.«  Andree  ist  in  diesem 
wichtigen  Punkt  also  anderer  Meinung  als  sein  neuer  agrarmarxistischer  Mitstreiter  Moeglich,  der  die 
Kleinbauern  alle  ihre  fettgemachten  Schweine  <und  das  sind  nicht  wenige^  aus  Geldnot  verkaufen  läßt. 
Wie  sich  das  Verhältnis  zwischen  dem  Schweineabsatz  und  -eigenkonsum  der  Kleinbauern  in  Wirklichkeit 
stellt,  habe  ich  für  Unterfranken  in  meinem  Artikel  Zur  landwirtschaftlichen  Bodenpolitik  in  Bayern,  in 
diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  94  ff.  berechnet. 
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Zum  Schluß  macht  Genosse  Moeglich,  um  mich  zu  widerlegen,  einen  Ausflug 
nach  Italien.  Er  hält  mir  entgegen,  selbst  die  dumpfen  Kleinbauern  Piemonts, 
denen  schon  die  Topographie  ihrer  Heimat  gebieterisch  den  Kleinbetrieb  in 
der  Hügellandschaft  predige,  hätten  auf  ihrem  Kongreß  zu  Asti  / 1 9 1 0/,  als 
sie  über  die  Luzzattische  Vorlage  betreffend  Vermehrung  der  Kleinbauern  be¬ 
rieten,  begeistert  durch  eine  Rede  des  Abgeordneten  Genossen  Pugliesi,  sich 
für  die  Kollektivwirtschaft  im  agrar  mar  xistischen  Sinn  entschieden.  Das 
Protokoll  des  Kongresses  zu  Asti  ist  mir  im  Original  nicht  zugänglich,  aber 
auf  Grund  meiner  Kenntnis  der  sonstigen  Agrarliteratur  unserer  italienischen 
Bruderpartei  und  speziell  der  agrarwissenschaftlichen  Arbeiten  Dr.  Giulio 
Pugliesis  muß  ich  es  nachdrücklich  bestreiten,  daß  der  Begründer  der  Asso- 
ciazione  Piccoli  Proprietarii,  wie  sie  sich  kurz  nennt,  und  die  zu  ihm  hal¬ 
tenden  piemontesischen  Kleinbauern  für  das  schwärmen,  »was  wir  Agrar¬ 
marxisten  uns  unter  einer  großzügig  betriebenen  nationalen  Landwirtschaft 
vorstellen«  (Moeglich).  Dr.  Pugliesi  ist  alles  andere  als  ein  Parteigänger 
der  K.  Kautsky,  Hofer,  Andree,  Marchionini,  Moeglich,  Wagner  und  Ge¬ 
nossen.  Er  hat  längst  erkannt,  daß  in  dem  oberitalienischen  Kleinbauern¬ 
gebiet,  das  besonders  Piemont,  die  Provinzen  Alessandria  und  Asti  und  Teile 
Liguriens  und  der  Lomellina  umfaßt,  das  Bauerntum  unentwurzelbar  stand¬ 
hält,  ja  auf  Kosten  des  landbesitzenden  Adels  und  Stadtbürgertums  siegreich 
vordringt.13)  Wollte  man,  sagt  er  einmal,  warten  bis  in  diesem  Hügelland 
und  Weinbaugebiet  ein  agrikoles  Proletariat  entstünde,  so  hieße  das  »jede 
Parteiaktion  bis  zum  Tag  des  jüngsten  Gerichts  zurückstellen«.  Da  er  hier¬ 
zu  aber  im  Interesse  der  Kleinbauern  wie  der  Partei  nicht  bereit  war,  grün¬ 
dete  er  am  1.  September  1912  auf  dem  Kongreß  zu  Alessandria  die  Asso- 
ciazione  dei  piccoli  proprietarii  coltivatori  della  terra.  Seine  Programm¬ 
rede  14)  ist  von  allem  Agrarmarxismus  weit  entfernt.  Vor  allem  enthält 
sie  kein  Sterbenswörtchen  von  dem  agrarsozialen  Ideal  unserer  Marxortho¬ 
doxie,  der  genossenschaftlichen  Bewirtschaftung  ländlicher  Großbetriebe 
durch  die  Gutsarbeiter.  Außer  dringlichen  Reformen  des  Volksschulwesens, 
des  Steuersystems,  der  Landgemeindegesetzgebung  verlangt  Pugliesi  in  seinen 
Reden  und  Schriften  besonders  die  staatliche  Unterstützung  der  landwirt¬ 
schaftlichen  Genossenschaften,  der  Feuer-  und  Viehversicherungsvereine  auf 
Gegenseitigkeit,  vor  allem,  zur  Hebung  des  noch  wenig  entwickelten  land¬ 
wirtschaftlichen  Kreditwesens,  die  Förderung  der  ländlichen  Kreditkassen, 
ferner  die  Einrichtung  landwirtschaftlichen  Wanderunterrichts  in  Verbin¬ 
dung  mit  örtlichen  Versuchsfeldern,  die  Herstellung  genossenschaftlicher 

13 J  Siehe  Pugliesi  Socialismo  e  piccola  proprietä,  in  der  Critica  Sociale,  1911,  pag.  193  ff.  Da  unsere  deutsche 
sozialdemokratische  Agrarstudienkommission  sich  auch  mit  den  Entwickelungstendenzen  im  Weinbau  befaßt, 
möchte  ich  einige  ihn  betreffende  Sätze  aus  diesem  Artikel  hier  wiedergeben:  »Im  Monferrato  und  in  den 
benachbarten  Gegenden  ist  das  kleine  Eigentum  ein  soziales  Institut,  das  für  die  Kultur  unentbehrlich  ist- 
Im  Hügelgelände  und  im  Weinberg  findet  die  Maschine  keine  Anwendung,  und  der  Ertrag  des  Bodens 
hängt  ausschließlich  von  der  menschlichen  Arbeit  ab.  Wir  befinden  uns  hier  auf  der  sozialen  Stufe  des 
Handwerks.  Im  letzten  Jahrzehnt  nahm  im  Weinberg  der  Wert  des  Kapitals  ab,  und  es  wuchs  der  Wert 
der  Arbeit.  Die  Krankheiten,  die  sich  an  der  Pflanze  des  Bacchos  und  des  Noah  vervielfältigt  haben, 
machten  den  Ertrag  des  Weinstocks  allein  von  der  aufopfernden  Pflege  des  Winzers  abhängig.  Anstatt 
daß  sich  in  den  weinbautreibenden  Gegenden  die  Lehre  von  der  kapitalistischen  Konzentration  bestätigt , 
nimmt  vielmehr  die  Teilung  zu.  Heute  sind  hier  die  großen  direkt  vom  Eigentümer  bewirtschafteten  Besitz¬ 
tümer  Ausnahme,  die  allein  dem  eitlen  Ehrgeiz  alter  Adelshäuser  oder  großbürgerlicher  Emporkömmlinge 
geschuldet  werden.  Fast  immer  sind  sie  unrentabel.  Allein  der  selbstarbeitende  Winzer  ergräbt  sich  aus 
seinem  Weinberg  einen  lohnenden  Ertrag.« 

14)  Sie  ist,  unter  dem  Titel  I  piccoli  proprietarii  coltivatori  al  Congresso  di  Alessandria,  in  der  Critica  Sociale 
1912,  pag  276  ff.,  abgedruckt.  In  einerzustimmenden  Einleitung  gibt  Turati  einen  interessanten  Rückblick 
auf  die  Entwickelung  der  Agrartheorie  und  -politik  der  italienischen  Sozialdemokratie. 
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oder  gemeindlicher  Weinkelter,  Olivenölpressen,  Öfen  zum  Dörren  der 
Kokons  der  Seidenwürmer,  Anstalten  zur  Fabrikation  von  Früchte¬ 
konserven,  endlich  die  Zurückdrängung  des  monopolistischen  Zwischen¬ 
handels  in  Agrarprodukten,  der  vom  Konsumenten  oft  doppelt  und  dreifach 
so  hohe  Preise  verlange  und  erhalte  als  er  selbst  dem  Produzenten  zahle. 
Dementsprechend  enthält  auch  das  Programm  des  Bundes  ackerbautreibender 
Kleineigentümer  manche  Forderungen,  die  gar  nicht  nach  dem  Herzen  derer 
sind,  deren  ganzer  Sozialismus,  wie  Pugliesi  einmal  schreibt,  »in  einigen 
Dogmen  besteht,  jenseits  derer  die  Häresie  beginnt«.  Es  sollte  Moeglich  doch 
bekannt  sein,  daß  Dr.  Pugliesi  und  seine  agrarfreundlichen  Gesinnungs¬ 
genossen  Vigna,  Casalini,  Montemartini  und  Samoggia  (der  Abgeordnete 
Samoggia  legte  sich  auf  dem  Kongreß  zu  Asti  sogar  lebhaft  für  Luzzattis 
Gesetzentwurf  betreffend  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des  kleinen  länd¬ 
lichen  Eigentums  und  des  Familienguts  ins  Zeug)  sich  und  ihr  Werk  öfters 
gegen  die  Männer  des  reinen  Prinzips  verteidigen  mußten.  Es  nimmt  mich 
daher  nicht  wenig  wunder,  daß  Moeglich  nun  mit  einemmal  die  agrarische 
Parteiautorität  des  italienischen  Sozialismus  für  sich  und  seine  Richtung  in 
Anspruch  nimmt.  Bis  zu  einem  gewissen  Grad  läßt  sich  dieses  Mißverständ¬ 
nis  allerdings  damit  entschuldigen,  daß  es  ja  heute  nicht  mehr  ganz  leicht 
ist  einen  bekanntem  west-  oder  nordeuropäischen  Sozialisten  aufzufinden, 
der  die  vorsintflutlichen  agrartheoretischen  und  -politischen  Anschauungen 
K.  Kautskys  noch  teilt. 


NTER  den  deutschen  Agrarmarxisten  ragt  der  Verfasser  des  dritten 
und  letzten  Artikels,  mit  dem  ich  mich  hier  kritisch  auseinanderzu¬ 
setzen  habe,  der  preußische  Landtagsabgeordnete  Genosse  Adolf 
Hofer  (Pleinlauken)  hervor.  Als  praktischer  Landwirt  kennt  er 
die  ländlichen  Verhältnisse  wenigstens  seiner  Heimatprovinz  Ost¬ 
preußen  aus  persönlicher  Erfahrung;  und  soweit  ihn  nicht  die  Vorurteile 
blind  machen,  die  er  sich  durch  allzu  fleißige  Lektüre  des  Agrarbuchs  und 
der  Agrarartikel  K.  Kautskys  leider  angeeignet  hat,  versteht  er  verblüffend 
scharf  zu  beobachten  und  das  Geschaute  klar  und  packend  darzustellen. 
Diese  bedeutenden  Vorzüge  bewährt  Hofer  auch  in  seiner  jüngsten  Abhand¬ 
lung;  vor  allem  in  dem  Passus,  den  ich  oben  in  meiner  Polemik  gegen  den 
Genossen  Wagner  ausführlich  zitiert  habe.  Lebenswahrer  und  eindring¬ 
licher  als  es  Hofer  hier  tut  könnte  auch  ich  nicht  schildern,  wie  sehr  der 
landwirtschaftliche  Großbetrieb  daran  krankt,  daß  die  Arbeiter,  die  er  be¬ 
schäftigt,  kein  Interesse  an  dem  Betrieb  haben,  und  daß  ihnen  heute,  im 
Gegensatz  zu  früheren  Jahrzehnten,  infolge  des  knappen  Angebots  von  Ar¬ 
beitskräften  das  nötige  Interesse  nicht  mehr  durch  das  Drohen  mit  Entlassung 
beigebracht  werden  kann.  Im  Gegensatz  hierzu  wird,  wie  wir  alle  wissen, 
der  landwirtschaftliche  Kleinbetrieb  durch  das  Interesse  seines  für  sich  selbst 
schaffenden  Arbeiters  außerordentlich  begünstigt.  Diesen  allgemein  aner¬ 
kannten  Erfahrungssatz  bestreitet  auch  Hofer  nicht.  Ja  er  stützt  ihn  sogar 
durch  eigene  Beobachtungen,  die  so  feinhörig  dem  Leben  des  Landmanns  ab¬ 
gelauscht  sind  und  so  erquickend  den  frischen  Odem  der  Ackerscholle  atmen, 
daß  ich  sie  gleichfalls  den  Lesern  der  Sozialistischen  Monatshefte  nicht  vor¬ 
enthalten  kann: 

»Wir  haben  vorhin  die  Gutsbesitzer  zum  Wort  kommen  lassen  mit  ihren  Klagen  über 
die  Interesselosigkeit  der  Landarbeiter.  Die  Interesselosigkeit  erstreckt  sich  aber  nur 
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auf  das,  was  den  Herrn  angeht.  Wenn  die  eigene  Kuh  zum  Kalben  ist,  dann 
sieht  die  Sache  anders  aus.  Dann  wachen  die  Landarbeiter  wochenlang  nachtsüber 
im  Stall.  Das  Kalb  wird  in  die  Stube  genommen,  damit  ihm  nur  ja  nichts  zustoßen 
kann  in  den  ersten  Tagen  der  Anfälligkeit.  Wenn  im  Sommer  Futter  eingefahren 
wird  für  die  Deputatkühe,  hei,  wie  sind  die  Landarbeiter  da  auf  dem  Posten,  daß 
das  Futter  auch  gut  gewonnen  wird  und  regenfrei  einkommt.  Oder  im  Herbst,  wenn 
die  Pflugarbeiten  ausgeführt  werden,  dann  brennen  die  Arbeiter  schon  darauf  mög¬ 
lichst  zuerst  den  Acker  zu  stürzen,  auf  dem  im  nächsten  Jahr  ihre  Deputatkartoffeln 
gebaut  werden  sollen.  Niemand  weiß,  auf  welchen  Plan  gerade  seine  Kartoffeln 
kommen  werden;  aber  dann  arbeitet  einer  für  alle  und  alle  für  einen!  Da  wird  so 
eigen  und  gründlich  gepflügt  und  so  schnell  gearbeitet,  daß  der  Herr  respektive  sein 
Vertreter  nur  zu  sehen  haben,  daß  die  Pferde  nicht  überhetzt  werden.  Ebenso  steht 
die  Sache  mit  dem  Acker  für  das  Menggetreide  und  dann  wieder  im  Frühjahr  mit 
dem  Fertigmachen  des  Ackers  und  dem  Setzen  der  Kartoffeln  und  dem  Säen  des 
Menggetreides.  Ähnlich  steht  es  mit  dem  Hüten.  Durch  schlechtes  Hüten  kann  viel 
Schaden  gemacht  werden.  Die  Weiden  werden  nicht  richtig  ausgenutzt,  das  Vieh 
nimmt  schlecht  zu  oder  bläht  durch  Unachtsamkeit  des  Hirten  auf,  und  es  kann 
Verlust  geben.  Ist  nur  das  Vieh,  das  dem  Herrn  gehört,  bei  der  Herde,  kommt  alles 
mögliche  vor.  Sind  aber  auch  die  Kühe  der  Leute  dabei,  dann  paßt  der  Hirt  ganz 
anders  auf  und  sorgt,  daß  die  Weide  richtig  genutzt  wird  und  sonst  nichts  passiert.« 

Als  ich  diese  wahre  Lobrede  auf  das  den  Landarbeiter  zu  Fleiß  und  Sorgfalt 
anspornende  Eigeninteresse  las,  hoffte  ich  Genosse  Hofer  werde  von  nun  an 
seinen  Einfluß  mit  mir  dafür  einsetzen,  daß  endlich  möglichst  vielen  Guts¬ 
tagelöhnern  Gelegenheit  gegeben  werde  fortan  auf  eigener  Scholle  einer  ent¬ 
wickelungsfähigen  Landarbeiterstelle  oder  eines  Kleinbauernguts  die  in  der 
Tat  wunderwirkende  Kraft  des  Selbstinteresses  zu  bewähren.  Aber  zu  dieser 
konsequenten  Folgerung  aus  seinem  beredten  Beitrag  zur  Psychologie  der 
Gutsarbeiterschaft  kann  sich  Genosse  Hofer  leider  nicht  aufschwingen.  Ihn 
hindern  daran  ein  Vorurteil  und  ein  Ideal;  das  Vorurteil  der  technischen 
Minderwertigkeit  des  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebs  und  das  Ideal  des 
genossenschaftlichen  Großguts  als  der  organisatorischen  Einheit  des  Land¬ 
wirtschaftsbetriebs  in  der  kommenden  sozialistischen  Gesellschaftsordnung. 
Von  diesem  Ideal  und  jenem  Vorurteil  geblendet,  läßt  Hofer  seine  so  gut 
realistisch  einsetzende  Abhandlung  in  folgenden,  aller  Wirklichkeit  ent¬ 
fremdeten  Appell  gipfeln: 

»Wir  Sozialdemokraten  scheuen  vor  einer  grundstürzenden  Umänderung  der  Dinge 
nicht  zurück.  Der  Großbetrieb  krankt  an  der  Interesselosigkeit  seiner  Arbeiter, 
besitzt  aber  die  ungeheure  technische  Überlegenheit.  Der  Kleinbetrieb  besitzt  das 
Interesse  seines  Arbeiters,  des  Besitzers,  krankt  aber  in  technischer  Hinsicht.  Folg¬ 
lich  müssen  wir  das  Kranke,  Ungesunde  der  beiden  Betriebsarten  ausschalten  und 
die  guten  Seiten,  welche  die  beiden  Betriebe  haben,  zusammenspannen.  Also:  Groß¬ 
betrieb  mit  selbstarbeitenden  Genossenschaftern.  .  .  .  Was  der  Partei  heute  vor 
allem  nottut,  ist  nur  .  ,  .  die  klare  Aufstellung  unseres  scharf  umrandeten  sozia¬ 
listischen  Endziels.  .  .  Wohlan!  Entfalten  wir  unser  Banner  als  Sozialisten!  Weisen 
wir  den  Landarbeitern  den  Weg,  der  allein  sie  vom  bloßen  Dahinvegetieren  zum 
wahren  Menschentum  führen  kann:  Expropriation  der  Großgrundbesitzer  und.  ge¬ 
nossenschaftliche  Bewirtschaftung  ihrer  Betriebe  durch  die  Arbeiter.  Langsam  erst 
wird  diese  Idee  in  die  Plirne  der  Landarbeiter  Eingang  finden.  Aber  die  Zahl  der 
Begreifenden  wird  sich  mehren  und  vergrößern.  Dann  schlägt  die  Flamme  der 
Begeisterung  aus  den  Massen.«15) 

Dieses  von  K.  Kautsky  übernommene  Agrarideal,  das  Hofer  so  tempera¬ 
mentvoll  propagiert,  widerspricht  leider  den  Bedingungen  der  landwirtschaft¬ 
lichen  Produktion.  Das  haben  im  letzten  Jahrzehnt  die  italienischen  Land¬ 
arbeiter  erfahren  müssen,  als  sie  sich  in  verschiedenen  Großgrundbesitzprovin- 
zen  (Reggio  Emilia,  Bologna,  Lombardei,  Mantua,  Rovigo,  Sizilien)  zu  Pacht- 

15)  Siehe  Hofer,  loc.  cit.,  pag.  22  ff. 
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genossenschalten  (affittanze  collettive)  zusammenschlossen,  um  als  solche 
vom  Grundherrn  größere  Landgüter  zu  pachten,  unter  Ausschaltung  des 
kapitalistischen  Zwischenpächters  (gabellotto),  der  dem  Latifundisten  bisher 
die  Last  und  das  Risiko  der  Unterverpachtung  an  kleine  Leute  abgenommen 
und  dabei  meist  einen  sehr  erheblichen  Profit  eingeheimst  hatte.  Soweit  die 
italienischen  Landarbeiter  unter  dem  Einfluß  der  sozialdemokratischen  Partei 
standen,  versuchten  sie  anfangs  das  erpachtete  Land  im  Großbetrieb  unter 
selbstgewählter  Leitung  gemeinsam  zu  bewirtschaften.  Mit  diesen  affittanze 
collettive  a  condizione  unita  hatten  sie  jedoch  keinen  oder  nur  einen  sehr 
geringen  Erfolg.  Mehr  und  mehr  mußten  sie  in  den  letzten  Jahren  zu  dem 
System  ihrer  katholischen  Gegner  übergehen  und  das  durch  die  Landarbeiter¬ 
genossenschaften  im  großen  gepachtete  Land,  in  Kleinbetriebe  aufgeteilt,  den 
Genossen  zu  persönlicher  selbständiger  Bewirtschaftung  unter  eigener  Ver¬ 
antwortung  übergeben.  Diese  affittanze  collettive  a  condizione  divisa  haben 
sich  recht  gut  bewährt,  gleichgültig  ob  sie  von  Katholiken  oder  Sozialisten 
gegründet  oder  verwaltet  werden.  Woran  die  einheitliche  Bewirtschaftung 
ungeteilter  Großgüter  durch  Landarbeiterproduktivgenossenschaften  in 
Italien  gescheitert  ist  und  weshalb  sie  erst  recht  in  Deutschland  scheitern 
muß,  habe  ich  im  Anschluß  an  das  interessante  Buch,  das  Dr.  W.  D.  Preyer 
über  die  italienischen  Pachtgenossenschaften  geschrieben  hat,  in  der  land¬ 
wirtschaftlichen  Rundschau  der  Sozialistischen  Monatshefte  einer  eingehen¬ 
den  Erörterung  unterzogen,  auf  die  ich  die  Anhänger  des  Kautsky-Hofer- 
schen  Agrarideals  hinweisen  möchte.16)  Inzwischen  ist  die  durchaus  objek¬ 
tive  Darstellung  Preyers  durch  Professor  Dr.  Sartorius  von  Waltershausen 
in  seinem  bedeutenden  Werk  über  die  Agrarverfassung  Siziliens  bestätigt 
worden.17)  Ließ  sich  der  produktivgenossenschaftliche  Großgutsbetrieb 
selbst  auf  dem  ihm  so  günstigen  Boden  Italiens  nicht  aufrechterhalten,  so 
wird  er  sich  noch  viel  weniger  in  Deutschland  verwirklichen  lassen,  in  dessen 
Agrarverfassung  seine  ökonomisch-sozialen  Vorbedingungen  (Latifundien, 
Gabellottosystem  und  Parzellenverpachtung)  und  in  dessen  Landarbeiter¬ 
schaft,  wie  Hofer  wenigstens  für  die  Gegenwart  zugibt,  seine  psychischen 
Grundvoraussetzungen  völlig  fehlen.  In  Deutschland  kann  die  Emanzi¬ 
pation  der  besitzlosen  Landarbeiterschaft  innerhalb  ihrer  landwirtschaft¬ 
lichen  Berufssphäre,  in  der  wir  alle  sie  doch  möglichst  erhalten  wollen,  nur 
auf  dem  Weg  der  staatlich  geförderten  Schaffung  von  entwickelungsfähigen 
Arbeiterstellen  und  von  kleinen  und  mittleren  Bauerngütern  vor  sich  gehen. 

Ist  also  das  landwirtschaftliche  Zukunftsideal  Hofers  mindestens  in  Deutsch¬ 
land  unrealisierbar,  so  ist  der  zweite  Springquell  seiner  Landagitation  und 
Landarbeiterpolitik,  seine  auch  in  diesem  Artikel  von  neuem  verkündete 
Lehre,  der  Großbetrieb  sei  dem  Kleinbetrieb  in  der  Landwirtschaft  ebenso 
überlegen  wie  in  der  Industrie,  ein  längst  widerlegtes  Vorurteil.  Glücklicher¬ 
weise  beginnt  es  in  dieser  Beziehung  neuerdings  auch  bei  einigen  Agrar- 
marxisten  etwas  zu  tagen.  Hofer  selbst  gibt  in  seinem  jüngsten  Artikel  zu, 
die  Arbeitsteilung,  ein  Hauptvorteil  des  industriellen  Großbetriebs,  könne  in 
der  Großgutswirtschaft  nicht  mehr  durchgeführt  werden,  weil  die  Land- 

**)  Siehe  die  Rundschau  Landwirtschaft,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  3.  Band,  pag.  1371  ff., 
und  Darmstädter  Das  sozialdemokratische  Ideal  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  in  der  Wirklichkeit,  in 
de'  Hilfe,  1914,  pag.  89  ff. 

1  Siehe  Sartorius  von  Waltershausen  Die  sizilianische  Agrarverfassung  und  ihre  Wandlungen  1780 
b.  j  1912  /  Leipzig  1913  /,  pag.  323  ff. 
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arbeiter  darauf  beständen,  daß  die  Arbeit  gleichmäßig  gewechselt  würde. 
Aber  er  glaubt  noch  daran,  daß  die  landwirtschaftlichen  Maschinen  dem 
Großbetrieb  »eine  ungeheure  technische  Überlegenheit«  verleihen.18)  Daß 
diese  Ansicht  jedoch  irrtümlich  ist,  hat  kürzlich,  wie  ich  schon  in  meiner 
Polemik  gegen  Wagner  bemerkt  habe,  der  nächst  Hofer  bekannteste  sozial¬ 
demokratische  Landwirt,  Genosse  Ebhardt,  bereitwillig  zugestanden.  Andere 
weitgehende  Zugeständnisse  macht  Moeglich.  Während  nach  allgemein  gel¬ 
tender  Ansicht  das  Großgut  sein  Bestes  im  Getreidebau  leistet,  versichert 
Moeglich,  »kein  [?]  Agrarmarxist«  werde  bestreiten,  daß  nach  der  Auftei¬ 
lung  ostdeutscher  Rittergüter  der  bäuerliche  Hektar  erheblich  mehr  Getreide 
bringe  als  das  selbe  Land  vorher  im  Großbetrieb  gebracht  habe.  Im  Gegen¬ 
teil,  das  sei  »recht  selbstverständlich  [!]  und  auch  ohne  statistisches  Beweis¬ 
material  glaubhaft  auf  den  ersten  Blick«  [!] ;  denn  der  Kleinbauer,  motiviert 
er  diese  unverhoffte  Liebe  auf  den  ersten  Blick,  vermag  »aus  jedem  Fleck¬ 
chen  seines  Äckerchens  etwas  zu  machen«,  während  »die  Großgüter  große 
Flächen  minderwertigen  Bodens  mitschleppen,  die  kaum  in  einiger  Kultur 
stehen«.  Moeglich  kommt  deshalb  zu  dem  »von  keinem  Agrarmarxisten  ge¬ 
leugneten  [?]«  Ergebnis,  »daß  heutzutage  mit  abnehmender  Größe  des  Be¬ 
triebs  die  Rentabilität  der  Wirtschaft  zunimmt«.  Nach  diesen  überraschenden 
Beteuerungen  zu  urteilen,  scheint  meine  streng  sachliche  agrarwirtschaftliche 
Aufklärungsarbeit,  die  (wie  Moeglich  zu  meiner  Freude  konstatiert)  »in 
Parteikreisen  schon  hier  und  da  Begriffsverwirrungen  angerichtet  hat«,  auch 
an  ihm  selbst  nicht  spurlos  vorübergegangen  zu  sein;  und  es  ist  nur  zu 
wünschen,  daß  auch  Genosse  Hofer  bald  umlernen  möge. 

OLCHE  kaum  erwarteten,  wertvollen  Zugeständnisse  bestärken  mich 
in  meiner  Hoffnung,  daß  der  sozialdemokratische  Agrarreformis¬ 
mus  dem  Agrar  mar  xismus  immer  mehr  den  Boden  abgraben  und 
daß  die  auf  Beschleunigung  der  Binnenkolonisation  gerichtete 
große  und  noch  stets  wachsende  Volksbewegung  auch  in  unserer 
Partei  immer  mehr  Anhänger  gewinnen  wird.  Ihre  positiv  aufbauenden  Ele¬ 
mente  werden  (dessen  bin  ich  gerade  auf  Grund  der  Einwendungen  und  Zu¬ 
geständnisse  in  den  3  hier  besprochenen  Artikeln  sicher)  mehr  und  mehr  ein- 
sehen,  daß  eine  großzügige  Binnensiedelung,  die  auch  den  tüchtigeren  Land¬ 
arbeitern  den  Weg  ins  Bauerntum  öffnet,  nicht  nur  das  wirksamste  Mittel 

18)  Hofers  Einwand  der  »technischen  Inferiorität«  des  bäuerlichen  Betriebs  wird  vortrefflich  von  dem  Ober¬ 
landeskulturgerichtsrat  Pagenkopf  widerlegt,  der  in  seiner  Abhandlung  Privat-  und  volkswirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  der  bäuerlichen  Ansiedlungen,  im  Archiv  für  Innere  Kolonisation,  1913,  pag,  253,  schreibt  ■ 
»Durch  die  Ansiedlung  auf  den  Plänen  werden  die  Nachteile  der  Entfernung  einzelner  Gutsteile  und  Vor¬ 
werke  vom  Gutshof,  die  nicht  selten  sehr  bedeutend  war  und  die  Bewirtschaftung  erschwerte  und  ver¬ 
teuerte,  ausgeglichen,  indem  neue  Wirtschaftsmittelpunkte  geschaffen  sind.  Die  Lage  der  Grundstücke  um 
den  Hof  .  .  .  erleichtert  die  Kultur,  erspart  Arbeitskraft  und  Gespann  und  ermöglicht  jeden  Moment  richtig 
auszunutzen,  was  besonders  für  die  Erntearbeiten  bei  Regenzeiten  von  hohem  wirtschaftlichem  Wert  ist. 
Die  Kleinbetriebe  sind  ferner  in  der  Lage  jedes  Fleckchen  Land  seiner  Lage  und  natürlichen  Beschaffenheit 
nach  auszunutzen;  der  Bauer  wird  eine  feuchte  Vertiefung  im  Ackerplan  als  W'iese  verwenden,  den 
Bodenwechsel  in  dem  Plan  bei  der  Bestellung  genau  berücksichtigen  und  dadurch  die  beste  Ausnutzung 
erreichen,  was  im  Großbetrieb  mit  seinen  großen  Schlägen  nicht  durchführbar  ist.  Dazu  kommt  die  hohe 
Verwertung  der  eigenen  Arbeitskraft  des  Besitzers,  insbesondere  auch  die  Sorgfalt  bei  jeder  Arbeit,  die 
durch  das  eigene  Interesse  geboten  ist,  im  Gegensatz  zum  Lohnarbeiter,  die  Schonung  von  Vieh  und  Gerät. 
....  Dies  gilt  auch  für  die  Behandlung  der  landwirtschaftlichen  Maschinen,  die  der  Besitzer  ganz  anders 
schont  als  die  unausgebildeten  slawischen  Wanderarbeiter,  die  oft  nicht  einmal  die  Zügel  zu  führen 
geschweige  denn  komplizierte  landwirtschaftliche  Maschinen  zu  behandeln  verstehen.  Zu  dem  Einwand 
daß  die  bäuerlichen  Betriebe  nicht  in  gleicher  Weise  die  Maschinen  verwenden  können,  .  .  .  mag  .  .  ,  nur 
noch  bemerkt  werden,  daß  schon  in  mehreren  Kolonieen  die  Elektrizität  zum  Maschinenbetrieb  verwendet 
wird  .  .  .  und  die  weitere  Ausdehnung  nur  eine  Frage  der  Zeit  ist.« 
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gegen  die  schweren  Übel  der  Landflucht,  des  Landarbeitermangels,  der 
Slawisierungsgefahr,  des  Geburtenrückgangs  und  der  periodischen  Fleisch¬ 
teuerung  ist,  sondern  daß  sie  auch  den  sichersten  Ausweg  aus  den  Schwierig¬ 
keiten  unserer  Wirtschaftspolitik  und  selbst  aus  dem  Stillstand  unserer  Ver- 
fassungs-  und  Sozialpolitik  darstellt.19)  Möge  diese  wichtige  Aufgabe,  die 
zumal  der  preußische  Staat  innerhalb  der  nächsten  Jahrzehnte  zu  lösen  hat, 
einen  stetig  sich  mehrenden  Teil  der  größten  deutschen  Partei  zur  Mitarbeit 
im  Sinn  des  sozialdemokratischen  Agrarreformismus  bereit  finden! 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX'XXXXXX  X  xxxxx 

ADOLF  THIELE  •  WILLENSFREIHEIT  UND  POLITIK 

ACH  allgemeiner  Vorstellung  gehört  die  absolute  Freiheit  des 
Willens  zu  den  angeborenen  Besitzgütern  jedes  normalen  Menschen. 
Auch  das  Strafrecht  stellt  sich  auf  diesen  Standpunkt,  denn  es 
macht  den  Menschen  für  seine  Handlungen  voll  verantwortlich,  es 
sei  denn,  er  stehe  noch  im  Kindesalter,  oder  er  habe  sich  nach  §  51 
des  Strafgesetzbuchs  »zur  Zeit  der  Begehung  der  Tat  in  einem  Zustand  von 
Bewußtlosigkeit  oder  krankhafter  Störung  der  Geistestätigkeit  befunden, 
durch  welchen  seine  freie  Willensbestimmung  ausgeschlossen  war«.  Dieses 
Zugeständnis  durchlöchert  zwar  das  früher  geltende  Prinzip  absoluter  Wil¬ 
lensfreiheit,  genügt  jedoch  bei  weitem  nicht.  Schon  das  Entweder  -  oder: 
entweder  besitzt  der  Mensch  die  freie  Willensbestimmung,  oder  er  befindet 
sich  im  Zustand  von  Bewußtlosigkeit  oder  krankhafter  Störung  der  Geistes¬ 
tätigkeit,  ist  durchaus  verfehlt.  Gerade  wie  im  Gefühlsleben,  in  der  Ge¬ 
dächtnisstärke,  in  der  Kombinationsgabe  und  auf  allen  anderen  Gebieten 
geistiger  Betätigung  eine  unendliche  Mannigfaltigkeit  an  Übergängen  und 
Zwischenstufen  zu  konstatieren  ist,  so  ist  auch  das,  was  unter  Willensfrei¬ 
heit  verstanden  wird,  individuell  völlig  verschieden.  In  zahllosen  Varia¬ 
tionen,  Abstufungen  und  Stärkegraden  sind  alle  Zustände  zwischen  ausge¬ 
sprochener  Willensunfreiheit  und  starkentwickelter  freier  Willensbestimmung 
vertreten,  und  zwar  beides  bei  Menschen,  die  als  normal  bezeichnet  werden 
dürfen.  Die  Schematisierung  und  Rubrizierung  in  2  oder  einige  Gruppen  ist 
hier  noch  immer  weniger  zulässig  als  sonst.  Da  nun  das  Problem  der  Wil¬ 
lensfreiheit  nicht  nur  für  den  Juristen  und  den  Psychiater  von  Interesse  ist, 
da  es  vielmehr  auch  den  Politiker  nahe  berührt  (steckt  sich  doch  die  politi¬ 
sche  Agitation  das  Ziel  den  Willen  derer,  an  die  sie  sich  wendet,  in  be¬ 
stimmte  Richtung  zu  zwingen),  lohnt  es  sich  einmal  zu  untersuchen,  wie  es 
um  die  Willensfreiheit  steht,  und  unter  welchen  Voraussetzungen  die  politi- 

39)  In  ähnlichem  Sinn  schreibt  Dr.  Beckmann,  der  bekannte  Verfasser  gehaltvoller  Bücher  über  die 
Getreideeinfuhrscheine  und  über  die  Futtermittelzölle,  in  seiner  Abhandlung  Getreideausfuhrvergütung  und 
nationale  Futterbeschaffung,  in  Conrads  Jahrbüchern,  1914,  pag.  40:  »Bei  der  rittergutsmäßigen  Besitzverteilung 
würde  der  Abbau  der  Getreidekultur  weite  Kreise  des  Ostens  mit  steppenartiger  Graswirtschaft  überziehen. 
Als  Lagune  aber  kann  Deutschland  den  Osten  nicht  liegen  lassen,  ohne  an  seiner  Machtstellung  ent¬ 
scheidend  einzubüßen.  Mit  Notwendigkeit  führt  also  der  Gedankengang  .  .  .  zur  Bejahung  der  innern 
Kolonisation  und  einer  bauernmäßigen  Besiedelung  des  deutschen  Ostens  ,  ,  ,  Sie  würde  auch  nach  den  ihr 
eigenen  Betriebsverhältnissen  die  Viehzucht  mehr  in  den  Vordergrund  stellen  und  das  Dilemma  in  der 
Produktionspolitik  im  Osten  lösen  können.  Die  innere  Kolonisation  dürfte  also  die  Frage  sein,  die  Wissen¬ 
schaft  und  Politik  in  den  nächsten  Jahrzehnten  am  meisten  beschäftigen  wird;  sie  allein  kann  auch,  wenn 
man  sie  vom  produktionspolitischen  Standpunkt,  anstatt,  wie  es  bisher  geschieht,  vom  bevölkerungs¬ 
politischen  betrachtet,  die  gioße  Kontroverse  in  der  Zollpolitik  der  Lösung  näher  bringen.  Alle  jene 
unerfreulichen  Probleme,  an  denen  sich  heute  die  innere  Politik  totläuft:  Liebesgabe,  Einfuhrscheine, 
mangelnde  Fleischversorgung,  hoher  Getreidezoll,  sie  finden  ihre  Lösung  in  der  innern  Kolonisation,  welche 
uns  allein  in  einen  versöhnlichen  Kurs  der  Wirtschaftspolitik  hineinhringen  kann.« 


ADOLF  THIELE  .  WILLENSFREIHEIT  UND  POLITIK 


303  - 


sehe  Agitation  allein  den  erwünschten  Erfolg,  die  zwingende  Beeinflussung 
des  Willens  anderer,  haben  kann. 

Was  also  ist  Willensfreiheit?  Wird  darunter  nichts  weiter  verstanden  als  die 
Freiheit  irgendetwas  zu  wollen,  zu  wünschen,  zu  begehren,  dann  allerdings 
besitzt  jeder  die  vollste  Willensfreiheit.  Niemandem  kann  verwehrt  werden  zu 
wünschen,  daß  er  einen  Spaziergang  auf  dem  Mars  unternehmen  möchte;  er 
kann  auch  wollen,  ein  besonders  lieber  Freund  werde  nach  dem  Pfefferland 
versetzt.  Aber  in  diesem  Sinn  wäre  doch  mit  dem  Begriff  Willensfreiheit  nichts 
anzufangen.  Soll  er  weiter  nichts  besagen  als  Wunschfreiheit,  dann  ermangelt 
er  jedes  weitern  Wertes.  Nur  dann  erhält  der  Begriff  größere  Bedeu¬ 
tung,  wenn  mit  dem  Wollen  auch  die  Ausführung  des  Gewollten,  die  Über¬ 
setzung  des  Willens  in  die  Tat  verbunden  ist.  Soll  also  die  Frage  beant¬ 
wortet  werden,  ob  dem  Menschen  ein  freier  Wille  zu  eigen  ist,  so  muß  unter¬ 
sucht  werden,  ob  es  dem  Menschen  von  Natur  aus  und  unter  normalen  Um¬ 
ständen  stets  möglich  ist  zu  tun,  was  er  tun  will.  Vom  Vorhandensein  einer 
derartigen  Willensfreiheit  kann  allerwege  nicht  die  Rede  sein.  Auch  wer  ge¬ 
neigt  ist  im  allgemeinen  dem  Menschen  die  Willensfreiheit  zuzusprechen,  wird 
darin  von  vornherein  beträchtliche  Einschränkungen  machen  müssen.  Man  wird 
nicht  dadurch  zum  großen  Dichter,  zum  berühmten  Maler  oder  Bildhauer, 
zum  gestaltungsfähigen  Schauspieler,  zum  erfolgreichen  Redner  oder  Schrift¬ 
steller,  daß  man  es  sein  will.  Überall  da  versagt  die  Willensfreiheit,  wo  die 
ausführende  Tat  an  bestimmte  Naturanlagen,  an  einen  gewissen  Bildungs¬ 
gang,  an  bestimmte  Lebenserfahrungen  oder  an  andere  Faktoren  gebunden 
ist,  über  die  nicht  jeder  Mensch  von  Haus  aus  verfügt.  Ob  und  wieweit  die 
Differenz  zwischen  dem  bloßen  Wollen  und  der  Tat  durch  geeignete  Maß¬ 
nahmen  ausgeglichen  werden  kann,  berührt  uns  hier  nicht.  Wir  haben  uns 
jetzt  nur  darüber  klar  zu  werden,  ob  der  Mensch  in  dem  Sinn  willensfrei  ist, 
daß  er  jedes  an  sich  mögliche  Wollen  sozusagen  aus  dem  Handgelenk  her¬ 
aus  zur  Tat  werden  lassen  kann.  Das  ist  glatt  zu  verneinen. 

Doch  diese  eine  Einschränkung  genügt  bei  weitem  nicht.  Der  Wille,  also 
das  Wollen  an  sich  und  die  Ausführung  des  Gewollten  als  Tat,  setzt  sich 
aus  zwei  Elementen  zusammen:  aus  der  Willens  r  i  c  h  t  u  n  g  (oder  dem  Wil¬ 
lensziel)  und  der  Willenskraft.  Wer  dem  Menschen  Willensfreiheit  zuer¬ 
kennt,  muß  der  Auffassung  sein,  der  Mensch  könne  jederzeit  seinem  Willen 
eine  beliebige  Richtung,  ein  beliebiges  Ziel  geben,  und  ferner,  jeder  normale 
Mensch  verfüge  über  so  viel  Willenskraft,  daß  er  das  Gewollte  zur  Aus¬ 
führung  zu  bringen  vermag.  Das  eine  trifft  so  wenig  zu  wie  das  andere. 

Zunächst  kann  der  Mensch  nicht  seinem  Wollen  aus  freien  Stücken  eine  be¬ 
liebige  Richtung,  ein  beliebiges  Ziel  geben,  sondern  er  ist  dabei  stets  mehr 
oder  weniger  fest  an  Richtungen  und  Ziele  gebunden,  die  seiner  Naturanlage, 
seiner  Erziehung,  seiner  Erfahrung,  kurz  allen  den  Einwirkungen  ent¬ 
sprechen,  die  bei  der  Bildung  seines  geistigen  Seins  tätig  gewesen  sind.  Ge¬ 
wiß  lassen  sich  die  Einflüsse,  die  für  eine  bestehende  Willensrichtung  maß¬ 
gebend  waren,  paralysieren,  und  dem  Willen  kann  ein  verändertes,  oft  sogar 
ein  entgegengesetztes  Ziel  gegeben  werden.  Aber  solange  diese  Umwandlung 
nicht  erreicht  ist,  kann  jeder  Mensch  immer  nur  etwas  wollen,  was  in  der 
Richtung  liegt,  die  sein  Wille  gerade  verfolgt.  Ein  ausgesprochener  Egoist 
kann  immer  nur  wollen,  was  in  der  Richtung  der  Erlangung  persönlicher 
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Vorteile  liegt.  Solange  er  von  selbstsüchtigen  Motiven  beherrscht  ist,  kann 
er  gar  nicht  wollen,  daß  einem  andern  ein  Vorteil  zulalle,  den  er  für  sich 
ergattern  könnte.  Nennt  ihn  hartherzig,  brutal,  raffgierig  oder  wie  ihr  wollt: 
er  wird  den  Vorwurf  einstecken,  vielleicht  zugeben,  daß  er  berechtigt  ist; 
aber  er  wird  seine  Handlungsweise  nicht  ändern,  es  sei  denn,  seinem  Willen 
werde  vorübergehend  oder  dauernd  eine  andere  Richtung  gegeben.  Erst 
dann  ist  die  Möglichkeit  vorhanden  veränderte  Willensäußerungen  bei  ihm 
herbeizuführen.  Was  hier  vom  Egoisten  gesagt  ist,  trifft  auf  jede  andere 
Willensrichtung  in  gleicher  Weise  zu.  Die  Richtung,  in  der  sich  unser  Wille 
bewegt,  untersteht  stets  einem  innern  Zwang.  Jeder  kann  nach  den  ge¬ 
gebenen  Verhältnissen  nichts  anderes  wollen  als  er  gerade  will.  Und  das 
gilt  nicht  nur  von  den  Menschen  mit  konstanter  Willensrichtung  sondern 
auch  von  den  Wetterwendischen,  Unbeständigen.  Bei  ihnen  wechselt  zwar 
die  Willensrichtung  sprungweise,  doch  in  jedem  einzelnen  Fall  wird  ihr 
Wollen  dem  Ziel  entsprechen,  das  eben  die  Oberhand  gewonnen  hat.  Bei  dem 
ersten  Element,  aus  dem  sich  die  Willensfreiheit  zusammensetzen  müßte, 
nämlich  bei  der  Wahl  der  Willensrichtung,  besteht  somit  eine  wirkliche  Frei¬ 
heit  nicht. 

Noch  einleuchtender  ist  dieser  Nachweis  beim  zweiten  Element,  bei  der  Wil¬ 
lensstärke  oder  Willenskraft  zu  führen,  also  bei  der  Fähigkeit  das  Gewollte 
zur  Tat  werden  zu  lassen.  Die  Annahme,  jemand  brauche  nur  ernstlich  zu 
wollen,  dann  müsse  er  das  Gewollte  auch  ausführen  können,  ist  ganz  und 
gar  irrig.  Die  Willenskraft  ist  genau  so  eine  besondere  Fähigkeit  wie  die 
Gedächtnisschärfe  oder  das  Hören  und  das  Sehen.  Sie  muß  angeboren  oder 
wenigstens  anerzogen  sein.  Wie  der  Blinde  auch  beim  besten  Willen  nicht 
sehen,  der  Taube  nicht  hören  kann,  so  ist  sehr  vielen  Menschen  von  Natur 
die  Willenskraft  ganz  oder  im  wesentlichen  versagt  geblieben.  Ob  in  allen 
Fällen  und  namentlich  ob  im  vollem  Maß  durch  sorgfältige  Erziehung  der 
angeborene  Mangel  an  Willenskraft  ausgeglichen  werden  kann,  ist  eine 
schwierige  Frage,  die  keinesfalls  ohne  Einschränkung  bejaht  werden  darf.  Es 
ist  Tatsache,  daß  unendlich  viele  Menschen  ohne  ausgeprägte  Willenskraft 
♦  herumlaufen.  Von  ihnen  verlangen,  sie  sollten  jedes  Gewollte  oder,  sagen 
wir,  jedes  Versprechen  in  die  Tat  umsetzen,  heißt  nichts  anderes  als  er¬ 
warten,  daß  jedes  ausgefallene  Samenkorn  sich  zu  einer  Pflanze  entwickele. 
Wenn  ein  kleiner  Sünder,  dem  der  Vater  ob  seiner  Streiche  die  Leviten  ge¬ 
lesen  hat,  unter  Tränen  gelobt,  er  wolle  es  nie  wiedertun,  so  darf  aus  der 
Tatsache,  daß  er  später  doch  wieder  auf  dem  selben  Pfad  ertappt  wird, 
nicht  gefolgert  werden,  es  sei  ihm  bei  dem  Gelöbnis  nicht  ernst  gewesen. 
Das  kann  trotzdem  der  Fall  gewesen  sein.  Nur  hat  ihm  die  Kraft  gefehlt 
sein  Tun  dem  Wollen  anzupassen.  Durch  Erziehung  und  Gewöhnung  läßt 
sich  von  außen  her,  durch  Selbstzucht  und  Selbstbeherrschung  von  innen 
heraus  zur  Erweckung  und  Festigung  der  Willenskraft  viel  tun;  doch  Selbst¬ 
zucht  und  Selbstbeherrschung  sind  eben  auch  Fähigkeiten,  die  durchaus 
nicht  allen  Menschen  von  Natur  aus  zu  eigen  sind,  vor  allem  nicht  in  glei¬ 
chem  Maß. 

Drei  Mittel  stehen  zur  Verfügung,  durch  die  eine  größere  Willenskraft  ent¬ 
wickelt  werden  kann:  die  einfache  Belehrung,  die  Erweckung  von  Furcht 
und  die  Erweckung  von  Hoffnungen.  Die  Belehrung  läßt  es  sich  angelegen 
sein  dem,  den  sie  beeinflussen  will,  zum  Bewußtsein  zu  bringen,  aus  welchen 
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allgemeinen  Vernunftgründen  er  das  und  das  wollen  und  tun  müsse.  Die 
Furcht  wird  durch  den  Hinweis  auf  die  persönlichen  Nachteile  erweckt,  die 
ihm  erwachsen  würden,  wenn  er  die  geforderte  Willenskraft  nicht  entwickelt. 
Bei  Erweckung  der  Hoffnungen  werden  die  persönlichen  Vorteile  zu  schil¬ 
dern  sein,  die  sich  für  ihn  ergeben,  wenn  er  die  Kraft  aufbringt  das  Gewollte 
zu  tun.  Ist  es  sonach  möglich  in  den  meisten  Fällen  zur  Kräftigung  des 
Willens  beizutragen  und  dadurch  das  bloße  Wollen  mit  dem  Tun  in  Ein¬ 
klang  zu  bringen,  so  dürfen  wir  doch  diese  Willenskraft  nicht  als  etwas  von 
vornherein  Gegebenes  und  Vorhandenes  auf  fassen.  Da  sie  aber  bei  allen 
Menschen  in  genügender  Stärke  vorhanden  sein  müßte,  wenn  wir  dem  Men¬ 
schen  Willensfreiheit  zusprechen  wollen,  so  ergibt  sich,  daß  wir  nicht 
willensfrei  sind,  weder  in  der  Willensrichtung  noch  in  der  Willenskraft. 

Damit  sind  wir  bei  der  Frage  angelangt,  wie  sich  die  Agitation  mit  der 
Willensunfreiheit  abzufinden  hat.  Daß  dem  in  unserer  Agitation  angelegten 
Kraftaufwand  das  Ergebnis  oft  recht  wenig  entspricht,  wird  allgemein  zuge¬ 
standen.  Gewisse  Orte  werden  als  für  uns  unzugänglich  bezeichnet.  Oder 
wenn  vor  einer  Wahl  in  einem  Ort  unser  Referent  die  bekannte  allseitige  be¬ 
geisterte  Zustimmung  gefunden  hat,  und  es  springen  dann  aus  der  Urne  für 
uns  nicht  so  viele  Dutzende  von  Stimmen  wie  Hunderte  unserm  Redner 
begeistert  zugestimmt  hatten,  ist  man  enttäuscht  und  schimpft.  Und  doch  ist 
der  Widerspruch  zwischen  Zustimmung  und  Abstimmung  recht  einfach  zu 
erklären.  Die  Zustimmenden  waren  in  dem  Augenblick,  als  sie  dem  Redner 
Beifall  zollten,  von  ihm  in  die  Richtung  seines  Willens  gedrängt  worden. 
Sie  hatten  auch  sicher  den  Vorsatz  gefaßt  den  sozialdemokratischen  Kandi¬ 
daten  zu  wählen.  Aber  im  entscheidenden  Augenblick  hat  ihnen  die  Kraft 
zur  Ausführung  ihres  Willens  gefehlt.  Das  mag  uns  sehr  tadelnswert  er¬ 
scheinen,  mag  denen,  die  über  größere  Willensstärke  verfügen,  unfaßbar 
sein,  ist  aber  nach  dem  oben  Gesagten  durchaus  begreiflich.  Wer  agita¬ 
torisch  durch  Wort  oder  Schrift  tätig  sein  will,  wird  sich  um  manchen  mög¬ 
lichen  Erfolg  bringen,  wenn  er  diese  Tatsache  unbeachtet  läßt.  Reden  wir 
zu  den  bereits  für  uns  Gewonnenen,  so  brauchen  wir  weniger  Nachdruck 
auf  Erzeugung  der  erwünschten  Willensrichtung  zu  legen;  denn  die  ist  dann 
schon  vorhanden.  Das  Hauptaugenmerk  ist  in  solchen  Fällen  vielmehr  auf 
Erzeugung  der  Willenskraft  zu  legen,  die  zur  Verdichtung  des  Wollens  in 
die  erwünschte  Tat  nötig  ist.  Wenn  wir  unter  den  Agitatoren  mehr  oder 
weniger  erfolgreiche  unterscheiden  können,  so  rührt  das  daher,  daß  der  eine 
besser  als  der  andere  auf  den  Willen  der  Zuhörer  einzuwirken,  ihn  zu  kneten 
und  ihm  größere  Entschlußkraft  einzuflößen  versteht.  Allgemeine  Rezepte, 
wie  möglichst  große  agitatorische  Erfolge  zu  erzielen  sind,  lassen  sich 
schwer  geben;  denn  nirgends  ist  die  Schablone  weniger  angebracht  als  bei 
der  Agitation,  und  wer  nur  eine  Walze  auf  seiner  Leier  hat,  bleibt  besser  zu 
Hause  als  daß  er  als  Agitator  hinausgeht.  Jede  Gegend,  jeder  Ort  muß  bei 
der  Agitation,  soll  sie  mehr  als  Augenblickserfolge  zeitigen,  individuell  be¬ 
handelt  werden.  Ziehen  die  Paradepferde  von  Großstadt  zu  Großstadt  und 
behandeln  sie  dabei  aktuelle  Fragen,  so  treffen  sie  überall  auf  ungefähr  das 
gleiche  Bildungsniveau  und  die  gleiche  Willensrichtung.  Sie  brauchen 
weniger  zu  individualisieren.  Wer  dagegen  einen  noch  wenig  beackerten 
Wahlkreis  befruchten  oder  eine  für  uns  noch  nicht  erschlossene  Gegend  ge¬ 
winnen  will,  würde  sich  von  vornherein  ztlr  Danaidenarbeit  verurteilen, 
wollte  er  schabionisieren.  Denn  die  wichtigste  Regel  für  die  Agitation  ist, 
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daß  sich  die  Rede  dem  Verständnis  derjenigen  anzupassen  hat,  auf  deren 
Willen  er  Einfluß  gewinnen  möchte.  Versteht  der  Hörer  nicht,  was  der 
Vortragende  eigentlich  will,  dann  wird  er  nicht  geneigt  werden  seinem  Wol¬ 
len  und  erst  recht  nicht  seinem  Handeln  das  vom  Redner  empfohlene  Ziel  zu 
geben.  Darin  aber  besteht  das  Ziel  der  politischen  Agitation. 

Ist  es  gelungen  tausend  bisher  Indifferente  für  die  Organisation  zu  gewinnen,  so 
ist  deren  Wille  nunmehr  der  Arbeiterbewegung  dienstbar,  während  er  vorher 
die  Gegenströmung  verstärken  half.  Es  ist  fast  ein  Jahrzehnt  her,  daß  der 
schweizerische  Pfarrer  Kutter  sein  Buch  Sie  müssen  erscheinen  ließ,  in  dem 
er  den  Gegnern  der  Sozialdemokratie  auseinandersetzte,  daß  diese  auf 
Grund  natürlicher  Ursachen  nicht  anders  sein  könne  als  sie  eben  ist.  Er 
hatte  damit  ganz  recht.  Aber  nicht  auf  uns  allein  trifft  das  zu.  Die  Willens¬ 
richtung  des  agrarischen  Konservativen,  des  industriellen  Liberalen,  des 
klerikalen  Zeloten  ist  an  sich  ebenso  naturgemäß  wie  jede  andere.  Es  han¬ 
delt  sich  nur  darum  zu  verhindern,  daß  andere,  deren  Interessen  ganz  anders 
geartet  sind,  die  darum  ihren  politischen  Willen  nach  ganz  anderer  Richtung 
hin  zum  Ausdruck  bringen  müßten,  trotzdem  in  der  Gefolgschaft  von 
Gruppen  mit  entgegengesetzten  Willenszielen  verharren.  Zur  Erzeugung  der 
sozialistischen  Willensrichtung  ist  und  bleibt  der  nachdrückliche  Hinweis  auf 
das  Klassengefüge  des  bürgerlichen  Staates  mit  seinen  Begleiterscheinungen 
auf  den  Gebieten  der  Verwaltung,  der  Rechtsprechung,  der  Erziehung  und  des 
Wirtschaftslebens  das  wirksamste  Agitationsmittel.  Auch  in  Zukunft  wird  er 
das  bleiben.  Er  hat  unseren  Organisationen  Millionen  zugeführt  und  wird,  da 
die  Ursache  wirksam  bleibt,  auch  in  Zukunft  in  uns  noch  fernstehenden  Prole¬ 
tarierkreisen  zur  Korrektur  ihrer  Willensrichtung  führen.  Weniger  glücklich 
sind  wir  nach  meinem  Dafürhalten  in  der  Einflußnahme  auf  das  zweite  Wil¬ 
lenselement,  auf  die  Willenskraft,  gewesen.  Die  bedauerlich  starke  Fluktua¬ 
tion  unter  den  Mitgliedern  der  politischen  und  gewerkschaftlichen  Organisa¬ 
tionen  läßt  nicht  darauf  schließen,  daß  es  gelungen  ist  alle  Mitglieder  mit 
solcher  Kraft  an  ihre  Organisation  zu  fesseln,  daß  der  Gedanke  des  Wieder¬ 
austritts  überhaupt  nicht  mehr  Wurzel  fassen  konnte.  Auch  die  Maifeier 
hat  in  Deutschland,  abgesehen  von  einigen  großen  Industrieorten  und  Ge¬ 
werbearten,  nicht  vermocht  einen  Umschwung  in  der  Willensrichtung  brei¬ 
terer  Massen  herbeizuführen.  Oder  mag  der  Wille  an  der  Maifeier  durch 
Arbeitsruhe  teilzunehmen  auch  in  weiteren  Millionen  vorhanden  sein,  so 
fehlt  ihnen  die  Kraft  den  Willen  zur  Tat  werden  zu  lassen.  Die  Furcht  sich 
wirtschaftlich  zu  schädigen  ist  größer  als  die  Lust  gemeinsam  mit  ihren 
Klassengenossen  zu  demonstrieren.  Doch  auch  in  den  Kreisen  der  Organi¬ 
sierten  ist  die  Willenskraft  nicht  allenthalben  in  dem  Maß  und  in  der  Art  zu 
finden,  wie  es  gewünscht  v/erden  muß.  Es  treten  doch  ab  und  zu  Erschei¬ 
nungen  zutage,  die  mit  stärker  entwickelter  Willenskraft  schlecht  zu  ver¬ 
einbaren  sind.  Andere  scheinen  wieder  zu  meinen,  wenn  sie  einige  Kraft¬ 
worte  recht  laut  und  wiederholt  gebrauchen,  so  hätten  sie  damit  ihre  Willens¬ 
kraft  erwiesen. 

Die  herrschenden  Klassen  haben  vor  uns  den  gewaltigen  Vorteil  voraus,  daß 
noch  der  größere  Teil  des  Volkes  in  der  Hauptsache  der  Willensrichtung 
huldigt,  die  eine  Aufrechterhaltung  der  gegenwärtigen  Staats-  und  Wirt¬ 
schaftsordnung,  vielleicht  modifiziert  durch  einige  Reformen,  verlangt.  Un¬ 
sere  erste  Aufgabe  ist  es  dem  Willen  des  Volkes  respektive  der  Völker  die 
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sozialistische  Richtung  zu  geben.  In  bemerkenswertem  Maß  ist  uns  das  be¬ 
reits  gelungen.  Es  muß  uns  jedoch  in  noch  viel  größerm  Maß  gelungen  sein, 
ehe  wir  uns  als  Herren  der  Situation  fühlen  dürfen.  Und  jetzt  schon  Maß¬ 
nahmen  vcrbereiten,  die  erst  einer  spätem  Entwickelungsphase  entsprechen, 
wie  die  Massenstreikaktionen,  heißt  unreife  Pflaumen  schütteln. 

Doch  mit  der  Erzielung  der  sozialistischen  Willensrichtung  allein  ist  es  nicht 
getan.  Unsere  zweite  Aufgabe  ist  es  eine  starke,  einheitliche,  disziplinierte 
Willenskraft  zu  erzeugen.  Es  wäre  ein  verhängnisvoller  Irrtum  zu  meinen, 
die  sozialistische  Willensrichtung  oder,  sagen  wir,  die  sozialistische  Er¬ 
kenntnis  genüge,  die  zur  Ausführung  erforderliche  Kraft  komme  dann  von 
selbst.  Das  ist  nicht  der  Fall,  braucht  wenigstens  nicht  der  Fall  zu  sein. 
Die  Willenskraft  erwächst  aus  ganz  anderen  psychologischen  Faktoren  als 
die  Erkenntnis.  Es  wäre  sogar  denkbar,  daß  es  uns  gelänge  durch  inten¬ 
sivste  Agitation  schnell  den  Kreis  derer,  die  wir  für  unsere  Willensrichtung 
gewinnen,  so  zu  erweitern  und  sie  mit  solcher  Sehnsucht  nach  einem  Um¬ 
sturz  der  Verhältnisse  zu  erfüllen,  daß  ein  Generalsturm  auf  die  heutige 
Ordnung  unternommen  werden  könnte.  Doch  selbst  ein  episodisches 
Gelingen  vorausgesetzt,  könnte  dann  der  Sieg  nicht  aufrechterhalten 
werden,  wenn  die  beharrliche,  ausgereifte  Kraft  fehlen  würde.  Die 
Entwickelung  geht  langsam;  aber  sie  schreitet  unaufhaltsam  vorwärts. 
Nicht  der  voranstürmende  Wille  einzelner  entscheidet  darüber,  welche 
Aktionen  für  die  Gesamtheit  möglich  und  darum  zulässig  sind.  Die  War¬ 
nung  des  Dichters  »Und  schüttle  nicht  zu  spät  vom  Baum,  wenn  sie  gereift, 
die  Frucht«  ist  berechtigt.  Die  Befürchtung  jedoch,  das  Proletariat  werde 
über  den  Zeitpunkt  der  natürlichen  Reife  hinaus  warten,  ist  verschwindend 
klein  gegenüber  der  andern  Befürchtung,  es  könnten  die  Plaumen  geschüttelt 
werden,  ehe  sie  noch  reif  sind. 

Das  Problem  der  Willensfreiheit  muß  von  uns  jedoch  nicht  nur  bei  der  Agi¬ 
tation  sondern  auch  bei  unserm  politischen  Verhalten  den  bürgerlichen 
Parteien  gegenüber  gewürdigt  werden.  So  sicher  der  Sozialismus  mit 
Klassenvorrechten,  Militärdiktatur  usw.  unvereinbar  ist,  ebenso  sicher  ist  es, 
daß  auch  die  bürgerliche  Gedankenwelt  sich  bereits  wesentlich  unter 
dem  Einfluß  der  sozialistischen  Anschauungen  geändert  hat  und  fortgesetzt 
ändert.  Der  Fortschritt  dieser  unserer  Einwirkung  läßt  sich  nicht  von  Tag 
zu  Tag  nachweisen;  aber  blind  müßte  der  sein,  der  die  Tatsache  an  sich  leug¬ 
nen  wollte.  Und  je  intensiver  wir,  ohne  unser  Ziel  auch  nur  einen  Augen¬ 
blick  aus  dem  Auge  zu  verlieren  und  ohne  es  im  geringsten  abzuschwächen, 
an  der  praktischen  Gegenwartsarbeit  uns  beteiligen,  desto  stärker  muß  der 
Einfluß  werden,  den  wir  auf  die  bürgerlichen  Kreise  ausüben.  Wir  müssen 
den  Staatskarren  nach  vorwärts  zu  schieben  suchen.  Und  da  die  Wurzel  der 
Reaktion  in  Deutschland  im  preußischen  konservativen  Bureaukratismus  zu 
finden  ist,  müssen  wir  systematisch  alle  Kräfte  im  bürgerlichen  Lager  zu 
Hilfe  nehmen,  die  gleich  uns  ein  Interesse  an  der  Beseitigung  dieses  reak¬ 
tionären  Bollwerks  haben.  Da  kommen,  man  mag  dagegen  sagen,  was  man 
will,  in  erster  Linie  die  liberalen  Parteien  in  Betracht:  die  fortschrittliche 
Volkspartei  und  die  Nationalliberalen,  sofern  diese  nicht  als  Altliberale  sich 
bereits  auf  konservativem  Boden  bewegen. 

Wer  als  Sozialdemokrat  alles  politische  Vorwärtskommen  in  unseren  Tagen 
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nur  der  eigenen  Kraft  verdanken  will  und  der  Parole  »Alles  oder  nichts!« 
huldigt,  mag  sich  grundsatzfest  und  überlegen  Vorkommen;  in  Wirklichkeit 
ist  er  blind  und  leistet  dem  proletarischen  Gedanken  einen  schlechten  Dienst. 
Alles  in  der  Welt  ist  Entwickelung,  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  der 
demokratische  Sozialismus  bei  seiner  politischen  Arbeit  sich  mit  allen  Kräf¬ 
ten  verbindet,  die  einen  Teil  des  selben  Weges  gehen  wie  er.  Daß  der  Li¬ 
beralismus  unsere  letzten  Ziele  bekämpft,  ist  selbstverständlich,  sonst  wäre 
er  eben  Sozialismus,  nicht  Liberalismus.  Aber  daß  er  einige  nähere  Ziele, 
die  wir  als  Etappen  hinter  uns  bringen  müssen,  mit  uns  gemeinsam  hat,  kann 
doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Darum  sollen  wir  mit  ihm  Hand  in 
Hand  gehen,  soweit  es  möglich  ist.  Das  ist  eine  politische  Notwendigkeit. 
Haben  wir  mit  der  Vorstellung  zu  brechen,  der  Mensch  besitze  uneinge¬ 
schränkte  Willensfreiheit,  so  müssen  wir  uns  auch  an  den  Gedanken  ge¬ 
wöhnen,  daß  wir  nicht  aus  eigener  Kraft  allein  die  Bastille  der  Reaktion 
werden  sprengen  können. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX! 

EDMUND  FISCHER  *  DIE  WRNDERER 


EIM  Zusammentritt  des  Reichstags  zur  Wintertagung  1913-1914 
sollte  ihm  der  Entwurf  eines  Wandererfürsorgegesetzes  vorgelegt 
werden.  Dies  war  von  dem  Staatssekretär  des  Reichsamts  des 
Innern  Dr.  Delbrück  bereits  am  14.  Mai  1913  in  einem  Begleit¬ 
schreiben  zum  Vorentwurf,  der  den  interessierten  Sachverständigen 
zur  Begutachtung  zugeschickt  wurde,  angekündigt  worden.  Daß  die  dringende 
Notwendigkeit  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Fürsorge  für  die  mittel¬ 
losen  Wanderer  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  fast  allen  Bundes¬ 
staaten  anerkannt  ist,  ergaben  die  Antworten,  die  auf  eine  Rundfrage  des 
Reichsamts  des  Innern  vom  16.  April  1909  eingegangen  sind.  Aber  allem 
Anschein  nach  hat  der  Vorentwurf  die  von  den  befragten  Kreisen  gewiß 
nicht  hoch  gestellten  Erwartungen  nicht  erfüllt,  denn  der  Reichstag  wartet 
noch  immer  auf  die  Vorlage. 


Die  Fürsorge  für  die  mittellosen  Wanderer  bildet  einen  Teil  der  Arbeits¬ 
losenfürsorge.  Eine  Lösung  wird  die  Frage  daher  auch  erst  mit  der  Ein¬ 
führung  einer  Arbeitslosenversicherung  und  eines  gut  geregelten  Arbeits¬ 
nachweises  finden  können.  Die  meisten  Gewerkschaften  haben  ja  schon  seit 
langer  Zeit  eine  Reiseunterstützung  eingeführt,  für  die  sie  jährlich  mehr  als 
eine  Million  Mark  aufwenden  müssen.  Im  Jahr  1912  haben  die  Gewerk¬ 
schaften  für  die  Unterstützung  der  reisenden  Arbeitslosen  zusammen 
1  179  102  Mark  ausgegeben,  1911  waren  es  1  028  431,  1908  auch  schon 
1  184  353  Mark.  Jedenfalls  haben  die  Gewerkschaften  bisher  das  meiste  für 
die  mittellosen  Wanderer  getan  und  dadurch  auch  am  meisten  zur  Be¬ 
kämpfung  des  Wanderbettels  beigetragen.  Was  Armenverbände  und  Ver¬ 
eine  im  ganzen  Deutschen  Reich  für  die  mittellosen  Wanderer  jährlich  her- 
geben,  ist  lächerlich  wenig  und  reicht  sehr  wahrscheinlich  nicht  an  die 
Aufwendungen  der  Gewerkschaften  für  diese  Zwecke  heran.  Mit  dem  An¬ 
wachsen  der  Gewerkschaften  hat  das  Wandern  von  Arbeitslosen  auf  den 
Landstraßen  zweifellos  stark  abgenommen,  und  nicht  nur  die  gewerkschaft¬ 
liche  Arbeitslosenunterstützung,  sondern  auch  die  geistige  Beeinflussung  der 
jungen  Arbeiter  durch  die  Gewerkschaften  haben  eine  relativ  starke  Ver- 
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minderung  des  Wanderbettels  bewirkt.  Mit  der  Einführung  einer  Arbeits¬ 
losenunterstützung  im  ganzen  Reich,  die  zugleich  auch  zu  einem  Ausbau  der 
Gewerkschaften  führen  müßte,  würden  jedenfalls  die  wandernden  Arbeits¬ 
losen  von  der  Landstraße  ziemlich  vollständig  verschwinden. 

Das  Proletariat  der  Landstraße  besteht  aber  nur  zu  einem  Teil  aus  Arbeits¬ 
losen  oder,  richtiger  gesagt,  aus  Arbeitsuchenden.  Wahrscheinlich  setzt  sich 
heute  die  Mehrzahl  der  mittellosen  Wanderer  aus  jenen  Elementen  zusam¬ 
men,  die  man  als  Landstreicher,  als  Vagabunden  bezeichnet.1)  Das  Problem 
der  Wandererfürsorge  ist  deshalb  sehr  kompliziert.  Das  Vagabundentum 
bildet  schon  an  sich  ein  ungemein  schwieriges  Problem,  an  dem  sich  die 
Strafgewalt,  die  Pädagogik,  die  Sozialpolitik  der  Reihe  nach  die  Zähne  aus¬ 
gebissen  haben.  Es  ist  vielleicht  das  älteste  sozialpolitische  Problem.  Daß 
die  fahrenden  Leute  erst  durch  die  Auflösung  der  feudalen  Gefolgschaften 
erzeugt  worden  sind,  ist  nicht  sehr  wahrscheinlich.  Ihre  Spuren  sind  bereits 
im  frühesten  Mittelalter  und  auch  schon  in  den  ältesten  Zeiten  der  Ge¬ 
schichte  zu  finden.  Wenn  Karl  Marx  bemerkt,  die  plötzlich  aus  ihrer  ge¬ 
wohnten  Lebensbahn  Herausgeschleuderten  hätten  sich  nicht  ebenso  plötz¬ 
lich  in  die  Disziplin  des  neuen  Zustands  finden  können  und  wären  »zum 
Teil  aus  Neigung«  Bettler,  Räuber,  Vagabunden  geworden,2)  so  spricht  er 
damit  die  heute  wissenschaftlich  festgestellte  Tatsache  aus,  daß  es  sich 
bei  den  Vagabunden  um  Elemente  mit  besonderer  Wesensart  handelt.  Die 
»Väter  der  jetzigen  Arbeiterklasse«  aber  waren  diese  Vagabunden  keines¬ 
falls.  Die  Vagabondage  besteht  heute  noch,  und  ebenfalls  die  veraltete  An¬ 
schauung,  daß  sie  von  der  Arbeitslosigkeit  herrühre,  oder  daß  die  Vaga¬ 
bunden  einfach  böswillige  Faullenzer  seien.  Bis  auf  die  Hinrichtung  und 
die  Brandmarkung  ist  die  gesetzliche  Behandlung  dieser  Unglücklichen 
heute  noch  nicht  humaner  als  sie  zu  Anfang  des  17,  Jahrhunderts  in  Eng¬ 
land  war.  Jakob  I.  von  England  verordnete:  »Eine  herumwandernde  und 
bettelnde  Person  wird  für  einen  Landstreicher  und  Vagabunden  erklärt. 
Die  Friedensrichter  in  den  Petty  Sessions  sind  bevollmächtigt  sie  öffent¬ 
lich  auspeitschen  zu  lassen  und  bei  erster  Ertappung  6  Monate,  bei  zweiter 
2  Jahre  ins  Gefängnis  zu  sperren.  Während  des  Gefängnisses  soll  sie  so 
oft  und  so  viel  gepeitscht  werden,  als  die  Friedensrichter  für  gut  halten  .  .  . 
Die  unverbesserlichen  und  gefährlichen  Landstreicher  sollen  auf  der  linken 
Schulter  mit  R  gebrandmarkt,  an  die  Zwangsarbeit  gesetzt,  und,  wenn  man 
sie  wieder  auf  dem  Bettel  ertappt,  ohne  Gnade  hingerichtet  werden.«  Diese 
Bestimmungen  waren  zwar  ein  Fortschritt  gegenüber  den  noch  grausameren 
Gesetzen  unter  Heinrich  VIII.,  Eduard  VI.  und  Elisabeth,  aber  eben  ganz 
ohne  humanes  und  verständnisvolles  Empfinden.  Diese  Behandlung  der 
Bettler  ist  aber  heute  noch,  im  20.  Jahrhundert,  von  Hinrichtung  und  Brand¬ 
markung  abgesehen,  gesetzlich  zulässig  und  auch  in  Übung,  von  der  Ein¬ 
sperrung  und  Zwangsarbeit  bis  zur  Prügelstrafe. 

Keines  der  grausamen  Gesetze  hat  einen  Eindruck  auf  die  Vagabunden  zu 
machen  vermocht.  Zu  Zeiten  der  Königin  Elisabeth  sollen  in  England  die 
Landstreicher  reihenweise  auf  geknüpft  worden,  und  es  soll  kein  Jahr  ver¬ 
strichen  sein,  in  dem  nicht  300  oder  400  an  einem  oder  dem  andern  Platz 

l)  Siehe  meinen  Artikel  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsscheu,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte, 
pag,  223  ff, 

0  Siehe  Marx  Das  Kapital,  1.  Band,  3.  Auflage  /Hamburg  1883/,  pag.  760. 
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dem  Galgen  anheimfielen.  In  Frankreich,  wo  sich  um  die  Mitte  des  17.  Jahr¬ 
hunderts  ein  Vagabundenkönigreich  zu  Paris  etabliert  hatte,  sollte  noch  in 
der  ersten  Zeit  Ludwigs  XVI.  jeder  gesund  gebaute  Mensch  vom  16.  bis  zum 
60,  Jahr,  wenn  er  ohne  Existenzmittel  und  Ausübung  einer  Profession  an¬ 
getroffen  wurde,  auf  die  Galeere  geschickt  werden.  Nicht  einer  der  Vaga¬ 
bunden  hat  sich  dadurch  bewogen  gefühlt  regelmäßig  zu  arbeiten.  Und 
auch  heute  noch  ist  es  erwiesenermaßen  eine  große  Seltenheit,  daß  ein  Land¬ 
streicher  wieder  sozial  wird.  Weder  Erziehung  noch  Beschaffung  von  Ar¬ 
beitsgelegenheit  haben  an  der  Vagabondage  etwas  zu  ändern  vermocht. 
Unter  den  Vagabunden  befinden  sich  Elemente  aus  allen  Gesellschaftsklassen, 
auch  solche  mit  Hochschulbildung  und  solche  aus  vermögenden  Familien, 
denen  mehrfach  eine  gute  Existenz  verschafft  worden  ist,  die  aber  doch  immer 
wieder  unsozial  geworden  sind.  Philanthropen  haben  auch  schon  unter  Auf¬ 
wendung  großer  Mittel  allen  sogenannten  Gewohnheitsbettlern,  die  ver¬ 
sprachen  zu  einem  geregelten  Leben  zurückzukehren,  eine  leichte  Arbeit 
bei  hohem  Lohn  und  guter  Behandlung  verschafft:  sie  alle  aber  sind  wieder, 
ohne  jedwede  Ausnahme,  davongelaufen,  um  freiwillig  das  elendeste,  er¬ 
bärmlichste  Leben  von  der  Welt  zu  führen,  ein  Leben  voll  Hunger  und  Ent¬ 
behrungen  aller  Art,  das  durch  alle  Arbeitshäuser  und  Gefängnisse  führt 
und  schließlich  in  einem  Straßengraben  endet.  Auch  wenn  die  moderne 
Psychiatrie  nicht  bereits  den  wissenschaftlichen  Nachweis  dafür  erbracht 
hätte,  daß  die  Vagabondage  eine  psychopathische  Erscheinung,  daß  die 
Vagabunden  unglückliche  Menschen  mit  kranker  Seele  seien,  müßte  man  zu 
dieser  These  kommen,  weil  eine  andere  Erklärung  für  das  Wesen  der  Va¬ 
gabunden  nicht  übrigbleibt.  Und  ein  Gesetz,  das  nicht  auf  dieser  Er¬ 
kenntnis  basiert,  wird  niemals  zur  Lösung  des  Problems  der  Vagabondage 
führen  können. 

Arbeitslose  und  geistig  nicht  normale  Elemente  bilden  also  zusammen  das 
moderne  Landstraßenproletariat.  Nach  Einführung  einer  Arbeitslosenver¬ 
sicherung  und  eines  gut  geregelten  Arbeitsnachweises  würden  aber  nur  noch 
die  Vagabunden  auf  den  Landstraßen  verbleiben,  und  die  Fürsorge  für  diese 
mittellosen  Wanderer  würde  eine  einfachere  Sache  werden,  wenn  die 
Psychiater  zur  Mitwirkung  herangezogen  würden.  England  hat  gesetzlich 
den  Arbeitsnachweis  im  ganzen  Land  durchgeführt  und  besitzt  auch  eine 
Arbeitslosenversicherung.  Die  auf  die  Bekämpfung  des  Wanderbettels  ge¬ 
richteten  Gesetzesvorlagen  beschäftigen  sich  deshalb  auch  nur  mit  den 
Arbeitsscheuen  und  Landstreichern,  das  heißt  mit  den  geistig  anormalen 
Elementen.  Das  Vorgehen  der  englischen  Regierung  auf  diesem  Gebiet 
ist  ebenso  vorbildlich  wie  die  neuere  Sozialgesetzgebung  in  England  im  all¬ 
gemeinen. 

Das  englische  Armenwesen  ist  heute  noch  staatlich  zentralisiert;  die  Armen, 
die  einer  dauernden  Unterstützung  bedürfen,  werden  in  Armenhäusern  inter¬ 
niert.  Hier  konnten  die  Ärzte  durch  langjährige  Untersuchungen  feststellen, 
daß  die  Arbeitsscheuen  in  der  Tat  zur  Arbeit  unfähig  sind.  Bettelnd  zogen 
sie  im  Land  umher,  und  auch  nach  Verlassen  des  Armenhauses  waren  sie 
nicht  zu  einem  geordneten  Leben  zu  bewegen.  Besonders  gelang  es  den  eng¬ 
lischen  Ärzten  auch  einwandfrei  zu  ermitteln,  daß  die  von  den  geistig  min¬ 
derwertigen  Frauen  in  den  Armenhäusern  geborenen  Kinder  in  der  Regel 
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ebenfalls  geistig  defekt  waren  und  auch  bei  guter  Erziehung  den  Lebenslauf 
der  Eltern  gingen.  Die  englische  Regierung  setzte  deshalb  zur  Prüfung  dieser 
Frage  im  Jahr  1904  eine  Kommission  ein,  die  nach  eingehendem  Studium 
zu  dem  Ergebnis  kam,  daß  es  in  England  (einschließlich  Wales)  bei  einer 
Bevölkerung  von  32%  Millionen  Menschen  zirka  150  000  geistig  Defekte 
gäbe  (worunter  nicht  etwa  die  Irrsinnigen,  die  eigentlichen  Geisteskranken 
zu  verstehen  sind),  von  denen  zirka  66  000  pflegebedürftig  seien.  Auf  ihrem 
eingehenden  Bericht  beruht  auch  die  Mental  Defect  Bill,  die  am  15.  April 
1912  von  einer  Anzahl  Parlamentsmitglieder  im  englischen  Unterhaus  ein¬ 
gebracht  wurde.  Dieser  private  Gesetzentwurf  enthielt  ein  völlig  geregeltes, 
zentralisiertes  Überwachungs-  und  Fürsorgesystem  aller  geistig  minderwer¬ 
tigen  Personen  im  ganzen  Land.  Die  Oberaufsicht  und  Leitung  des  Ganzen 
sollte  einem  Aufsichtsamt  oder  ständigen  Komitee  übertragen  werden,  be¬ 
stehend  aus  ehrenamtlichen  und  festbesoldeten  Mitgliedern,  aus  Juristen, 
Verwaltungsbeamten,  Ärzten  und  solchen  Personen,  die  nach  Ansicht  des 
Ministeriums  des  Innern  besondere  Kenntnisse  und  Erfahrung  auf  diesem  Ge¬ 
biet  haben.  England  sollte  in  8  Distrikte  eingeteilt  werden,  und  in  jedem 
Distrikt  sollte  die  Oberaufsicht  ein  Distriktkommissar  ausüben,  der  ein 
Psychiater  sein  müßte.  Die  Provinzialverwaltungen  sollten  verpflichtet  wer¬ 
den  besondere  Anstalten  für  die  geistig  Minderwertigen  zu  errichten,  ein 
genaues  Verzeichnis  aller  in  ihrem  Bezirk  befindlichen  geistig  Minderwer¬ 
tigen  aufzustellen  und  alsdann  zu  prüfen,  ob  und  welche  Maßnahmen  zu  er¬ 
greifen  sind.  Die  Internierung  in  einer  Anstalt  sollte  aber  nur  durch  rich¬ 
terlichen  Beschluß  erfolgen  können.  Der  Entwurf  legte  auch  einen  Begriff 
der  geistigen  Minderwertigkeit  fest.  Die  englische  Regierung  hat  auf  diesen 
privaten  Entwurf  hin  bereits  am  16.  Mai  1912  dem  Parlament  einen  im 
Ministerium  des  Innern  ausgearbeiteten  Gesetzentwurf,  Mental  Deficiency 
Bill  genannt,  vorgelegt,  der  wesentlich  einfacher  und  übersichtlicher  war, 
die  Rechte  der  Behörden  auch  enger  faßte,  im  übrigen  sich  aber  jenem  pri¬ 
vaten  Entwurf  anpaßte.  Aber  die  Feststellung  geistiger  Defekte  allein  sollte 
nach  dem  Regierungsentwurf  nicht  ausreichen,  um  die  Fürsorge  anzuord¬ 
nen.  Vielmehr  mußte  die  geistig  minderwertige  Person  entweder  als  Land¬ 
streicher,  in  vernachlässigtem  Zustand  oder  in  grausamer  Behandlung  auf¬ 
gefunden  werden.  Oder  sie  mußte  wegen  eines  Delikts  angeklagt  sein  oder 
sich  im  Gefängnis,  Zuchthaus  oder  in  einer  Trinkerheilanstalt  befinden  oder 
Gewohnheitstrinker  sein  usw. 

Dieser  Gesetzentwurf  stellt  den  ersten  und  großartigsten  Versuch  dar  die 
Psychopathenfrage  und  damit  auch  das  Problem  der  Vagabondage  im  mo¬ 
dernen  Sinn  zu  lösen.  Aus  einem  unberechtigten  Mißtrauen  gegen  die 
Psychiater  und  die  psychiatrische  Wissenschaft  verwarf  leider  die  Mehr¬ 
heit  der  englischen  Liberalen  dieses  Gesetz,  und  die  Regierung  sah  sich 
deshalb  veranlaßt  ihren  ersten  und  auch  einen  zweiten  abgeschwächten  Ge¬ 
setzentwurf  zurückzuziehen.  Aber  die  neuen  Versuche  der  englischen  Re¬ 
gierung  zur  Lösung  dieses  Problems  werden  .sich  stets  in  der  Richtung 
der  Mental  Defect  Bill  bewegen  müssen,  nachdem  sie  anerkannt  hat,  daß  es 
sich  bei  den  in  Betracht  kommenden  Elementen  um  geistig  nicht  normale 
Menschen  handelt,  und  die  eigentlichen  Arbeitslosen  gar  nicht  in  Frage  kom¬ 
men  können. 
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Diesen  Weg  will  nun  auch  die  deutsche  Regierung  einschlagen.  Das  Reichs¬ 
amt  des  Innern  erkennt  an,  daß  es  unter  den  Landstreichern  viele  kranke, 
hilfsbedürftige  Menschen  gäbe,  die  versorgt  werden  müßten,  während  es 
ein  Gebot  der  Notwendigkeit  sei  die  geistig  minderwertigen  Elemente,  soweit 
sie  ein  unsoziales  Leben  führen,  in  der  persönlichen  Freiheit  stets  scheitern 
und  dem  Elend  verfallen,  in  besonderen  Kolonieen  zwangsweise  und  dauernd 
anzusiedeln,  nachdem  auf  gerichtlichem  Weg  ihre  Entmündigung  herbei¬ 
geführt  werden  konnte.  Aber  da  sie  die  Arbeitslosenversicherung  ablehnt, 
bleibt  ihr  ein  Landstraßenproletariat,  das  auch  viele  gesunde  Arbeitsuchende 
umfaßt,  und  das  Problem  kompliziert  sich  deshalb.  Auf  der  Landstraße 
läßt  sich  nicht  feststellen,  wer  von  den  mittellosen  Wanderern  ein  arbeit¬ 
suchender  Handwerksbursche,  und  wer  ein  geistig  minderwertiger  Land¬ 
streicher  ist.  Dazu  bedarf  es  einer  längern,  sehr  sorgfältigen  psychiatrischen 
Untersuchung  in  einer  Anstalt.  Alle  mittellosen  Wanderer  kann  man  aber 
auch  nicht  einsperren.  Der  Vorentwurf  zu  einem  Wandererfürsorgegesetz, 
der  im  Reichsamt  des  Innern  ausgearbeitet  worden  ist,  hat  deshalb  auch  im 
wesentlichen  kein  anderes  Ziel  als  das:  die  Arbeitswilligen  von  den  Arbeits¬ 
scheuen  zu  unterscheiden  und  zu  trennen,  damit  man  die  letztgenannten 
Elemente  ausnahmslos  in  Gefängnissen,  Arbeitshäusern  oder  anderen  An¬ 
stalten  internieren  und  hier  eventuell  einer  Untersuchung  unterwerfen  kann. 
Und  es  ist  in  Deutschland  fast  selbstverständlich,  daß  man  zu  diesem 
Ziel  nur  durch  Polizeimaßregeln  gelangen  zu  können  meint,  die  doch  ihren 
Zweck  nicht  erfüllen. 

Der  Entwurf  will  überhaupt  nichts  Neues  schaffen  sondern  nur  ein  bereits  in 
mehreren  Teilen  Deutschlands  bestehendes  Almosenwesen  von  sehr  zweifel¬ 
hafter  Art  und  eine  nicht  minder  bedenkliche  Polizeipraxis  verallgemeinern. 
Die  Vorlage  besteht  übrigens  aus  2  Gesetzentwürfen,  von  denen  der  eine  auf 
eine  Abänderung  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  abzielt,  während  der 
andere,  das  Wandererfürsorgegesetz,  verlangt,  daß  in  jedem  Bundesstaat  Ar¬ 
beitsstätten  und  Arbeitsheime  zu  errichten  sind.  Der  Bundesrat  (nicht  der 
Reichstag)  soll  die  Bestimmungen  darüber  treffen,  wie  diese  Arbeitsstätten 
und  Arbeitsheime  eingerichtet  werden  müssen.  Aus  dem  Erläuterungs¬ 
bericht  zum  Vorentwurf  ist  aber  bereits  zu  ersehen,  daß  die  sogenannten  Ar- 
beiterkolonieen  die  Arbeiterheime  bilden  sollen,  während  die  Arbeitsstätten 
nichts  anderes  sind  als  die  unter  diesem  Namen  bereits  bestehenden  Ein¬ 
richtungen  in  einzelnen  Landesteilen,  die  von  Kommunen  oder  Armenver¬ 
einen  unterhalten  werden,  wo  mittellose  Handwerksburschen  eine  Verpfle¬ 
gung  für  einen  halben  oder  ganzen  Tag,  als  Vergütung  für  geleistete  Ar¬ 
beit,  Holzzerkleinern,  Steineklopfen  usw.,  erhalten.  Jeder  wandernde  Ar¬ 
beitslose  soll  gezwungen  werden  eine  vom  Bundesrat  festgesetzte  Wan¬ 
dererordnung  zu  befolgen.  Die  Wanderer  müssen,  eventuell  gegen  Ab¬ 
lieferung  ihrer  Ausweispapiere,  einen  Wanderschein  lösen  und  eine  be¬ 
stimmte  Wanderstätte  aufsuchen,  wohin  sie  sich  auf  vorgeschriebenen  Wan¬ 
derstraßen  zu  begeben  haben.  »Alle  umherziehenden  Arbeitslosen«, 
sagt  der  Erläuterungsbericht,  »die  sich  trotz  Arbeitsfähigkeit  außer¬ 
halb  dieser  Ordnung  bewegen,  können  vom  Strafgesetz  gegebenen¬ 
falls  als  Landstreicher  und  Bettler  nachdrücklich  erfaßt  werden.« 
Das  geschieht  auch  heute  schon  überall  da,  wo  solche  Wander¬ 
stätten  bereits  bestehen.  Wer  eine  ihm  nachgewiesene  Arbeit  nicht  annimmt, 
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also  es  zum  Beispiel  ablehnt  Streikbrecher  zu  werden  oder  unter  den 
schlechtesten  Bedingungen  zu  arbeiten,  dem  wird  der  Wanderschein  ent¬ 
zogen;  er  wird  dann  als  Land  treicher  behandelt  und  möglicherweise  in  ein 
Arbeitshaus  gesteckt.  Des  Wanderscheins  geht  auch  verlustig,  wer  sich 
der  Hausordnung  nicht  fügt.  Und  da  in  der  Regel  die  mit  der  Herberge 
zur  Heimat  verbundene  Arbeitsstätte  in  ihrer  Hausordnung  die  Bestimmung 
hat,  jeder  Wanderer  müsse  an  der  Hausandacht  teilnehmen,  so  wird  auch 
schon  derjenige  bereits  zum  Landstreicher  gestempelt,  der  nicht  beten  will. 
Wohin  solche  Bestimmungen  führen,  zeigt  die  Statistik  der  württember- 
gischen  Wandererfürsorge,  die  als  »mustergültig«  bezeichnet  wird.  In  den 
37  Wanderarbeitsstätten  Württembergs  wurden  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober 
1911  bis  zum  30.  September  1912  insgesamt  9122  Wanderscheine  ausgestellt. 
Es  haben  aber  rund  5%  Tausend  Wanderer  keine  Arbeitsstelle  bekommen, 
2098  Wanderern  wurde  der  Wanderschein  entzogen,  weil  sie  entweder  die 
Annahme  einer  Arbeit  verweigert,  eine  schlechte  Arbeitsstelle  wieder  ver¬ 
lassen,  »sich  frech  benommen«  haben  oder  »ungehorsam«  waren.  Und  alle 
diese  Tausende  von  Arbeitslosen,  die  sich  der  Willkür  eines  Herbergsvaters 
nicht  preisgeben  wollten,  sollen  nun  Landstreicher  sein. 

Diese  Wandererfürsorge  kann  das  Problem  nicht  lösen.  Durch  das  Arbeiten 
am  Vormittag  wird  der  Arbeitslose  am  Arbeitsuchen  verhindert,  seine  Ar¬ 
beitslosigkeit  wird  dadurch  nur  verlängert.  Werden  die  Arbeitsnachweise 
nicht  paritätisch  unter  die  Kontrolle  der  Organisationen  gestellt,  und  wird 
dem  Arbeitslosen  nicht  das  Recht  zugestanden  Streikbrecherarbeit  oder  eine 
schlechte  oder  seinen  Fähigkeiten  nicht  entsprechende  Arbeitsstelle  abzu¬ 
lehnen,  dann  werden  die  Arbeitsstätten  (Wanderarbeitsstätten)  nur  dazu  bei¬ 
tragen  Landstreicher  zu  züchten,  das  Übel  also  zu  verschlimmern.  Eine 
Trennung  der  Arbeitswilligen  von  den  Landstreichern  kann  auf  diese  Weise 
jedenfalls  nicht  erzielt  werden.  Kein  gesunder,  normaler,  arbeitsfähiger  Ar¬ 
beiter  zieht  das  elende  Vegetieren  auf  der  Landstraße  einem  geordneten 
Leben  in  Arbeit  vor.  Und  ohne  den  Polizeizwang  würden  die  wandernden 
Arbeitslosen  viel  eher  wieder  eine  ihnen  passende  Arbeitsstelle  finden,  be¬ 
sonders  wenn  man  sich  dazu  entschließen  könnte,  was  das  einzig  Richtige 
wäre,  die  Wanderstätten  unter  die  Verwaltung  der  Arbeiterorganisationen 
zu  stellen. 

Den  wandernden  Arbeitslosen  wird  das  Wandererfürsorgegesetz  nur  neue 
Polizeireglementierung  bringen  und  sie  noch  mehr  als  bisher  der  Gefahr 
aussetzen  als  Landstreicher  behandelt  zu  werden.  Aber  auch  das  Problem 
der  Vagabondage  kann  auf  diesem  Weg  nicht  gelöst  werden.  Wie  dem  Er¬ 
läuterungsbericht  zu  entnehmen  ist,  schwebt  allem  Anschein  nach  der  Re¬ 
gierung  der  Gedanke  vor  die  Landstreicher  erst  einmal  alle  in  die  Gefäng¬ 
nisse  und  Arbeitshäuser  zu  stecken,  wo  sie  einer  ärztlichen  Untersuchung 
unterworfen  werden  können.  Die  Kranken  ünd  völlig  Arbeitsunfähigen 
sollen  dann  in  Pflege  gegeben,  die  Psychopathen  entmündigt  und  in  den 
Arbeiterheimen  (Arbeiterkolonieen)  dauernd  zwangsweise  untergebracht  wer¬ 
den,  während  die  körperlich  und  geistig  gesunden  Arbeitsscheuen  durch  Ge¬ 
fängnisstrafe  und  Arbeitshaus  zur  Arbeitswilligkeit  erzogen  werden  sollen. 
Abgesehen  davon,  daß  auf  dem  vorgeschlagenen  Weg  eine  Abtrennung  der 
Kranken  und  Arbeitsscheuen  von  den  eigentlich  Arbeitslosen  von  vornherein 
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nicht  vollzogen  werden  kann,  sich  unter  den  internierten  Landstreichern  auch 
gesunde  und  arbeitswillige  Arbeiter  befinden  können,  werden  sich  die  Er¬ 
wartungen  des  Erläuterungsberichts  schon  deshalb  nicht  erfüllen,  weil  die 
ganzen  Einrichtungen  ja  nicht  etwa  vom  Reich  geschaffen  und  verwaltet 
werden  sollen  sondern  von  den  Armenbehörden  und  von  privaten  Armen- 
vereinen,  die  auch  die  geringen  Kosten  zu  tragen  haben.  Keine  neue  Sozial¬ 
versicherung  will  der  Gesetzentwurf  schaffen  sondern  nur  eine  Regelung  des 
Almosengebens  herbeiführen.  Das  einzige  Bestreben  der  heutigen  Armenver¬ 
bände  ist  aber  in  der  Regel  möglichst  wenig  zu  tun,  damit  es  nicht  viel  Geld 
kostet.  •  An  diesem  Zustand  soll  nichts  geändert  werden.  Somit  bleiben  die 
Wanderarbeitsstätten  so  wie  sie  heute  sind,  aber  auch  die  Arbeiterkolonieen 
und  die  Arbeitshäuser  werden  nicht  anders.  Professor  Wilmanns  hat  erst 
vor  einem  halben  Jahr  wieder  in  Aschaff enburgs  Monatsschrift  für  Kriminal¬ 
psychologie  und  Strafrechtsreform  nachgewiesen,  daß  in  den  Arbeitshäusern 
nur  eine  mehr  als  mangelhafte  psychiatrische  Untersuchung  der  Insassen  vor¬ 
genommen  werde,  daß  infolgedessen  mindestens  die  Hälfte  der  Arbeits¬ 
häusler  aus  geistig  nicht  normalen  Menschen  bestehe,  die  mit  Hungerarrest, 
Prügelstrafe  usw.  dafür  bestraft  werden,  daß  sie  krank  sind,  weil  eine  unver¬ 
nünftige,  unwissende  Verwaltung  kein  Verständnis  für  das  Wesen  dieser 
unglücklichen  Menschen  hat  oder  ein  psychiatrisch  nicht  gebildeter  Arzt  die 
Krankheit  oder  Anormalität  nicht  zu  erkennen  vermag.  Das  wird  auch  in 
Zukunft  so  bleiben,  wenn  nichts  anderes  geschehen  soll  als  das,  was  die 
beiden  Gesetzentwürfe  der  Reichsregierung  bezwecken.  Die  sogenannten 
Landstreicher  werden  vom  Gefängnis  ins  Arbeitshaus  und  von  da  wieder  ins 
Gefängnis  wandern,  und  die  Vagabondage  wird  möglicherweise  noch  einen 
großem  Umfang  annehmen  als  heute. 

Zur  Lösung  des  Problems  bleibt  nur  der  eine  Weg,  den  die  englische  Re¬ 
gierung  als  erste  beschritten  hat:  Arbeitslosenversicherung  neben  einem  ge¬ 
setzlich  geregelten  Arbeitsnachweis  und  ein  Psychopathengesetz,  das  die 
geistig  minderwertigen  Elemente,  so  weit  sie  unsozial  werden,  in  die  Hände 
sachverständiger  Psychiater  gibt  und  für  eine  zweckmäßige  Unterbringung 
sorgt.  Mindestens  muß  aber  verlangt  werden,  daß  die  Wandererfürsorge 
nicht  den  Armenverbänden  und  privaten  Vereinen  überlassen  bleibt,  daß  sie 
vielmehr  als  eine  Einrichtung  des  Reichs,  auf  dessen  Kosten  und  unter  dessen 
Verwaltung,  geschaffen  werde,  so  daß  den  mittellosen  Wanderern  nicht  mit 
Bettelsuppen  und  Polizeimaßregeln  sondern  durch  eine  sozialpolitische  Ein¬ 
richtung  modernen  Gepräges  Hilfe  gebracht  wird. 
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HRNS  BETHGE  ■  PETER  RLTENBERG 

B  man  heute  noch  über  Peter  Altenberg  schreiben  kann,  scheint 
fraglich.  Denn  Altenberg  hat  sich  seit  der  Mitte  der  neunziger 
Jahre,  als  sein  erstes  Buch  (Wie  ich  es  sehe)  bei  S.  Fischer  in 
Berlin  erschien,  nicht  geändert  und  nicht  entwickelt.  Er  ist  heute 
wie  er  damals  war.  Also  kann  Neues  über  ihn  nicht  ausgesagt 
werden.  Doch  verdient  es  der  Dichter,  der  in  diesen  Tagen  55  Jahre  alt 
wurde,  wohl,  daß  sein  Profil  in  wenigen  Strichen  einmal  auch  hier  gezeichnet 
wird  (mag  es  immerhin  bekannt  sein). 

Ist  Peter  Altenberg  überhaupt  ein  Dichter?  Vor  eins  seiner  Bücher  hat 
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er  einen  hübschen  französischen  Satz  geschrieben,  der  sich  auf  ihn  selbst 
bezieht:  »II  avait  la  chance  de  n’etre  ni  poete  lyrique  ni  romancier  ni  philo- 
sophe.  De  lä  cette  Union  litteraire  et  unique  de  trois  talents  qu’on  n’a  pas.« 
Ja,  er  ist  weder  ein  Lyriker  noch  ein  Erzähler  noch  ein  Philosoph:  und  in 
Wirklichkeit  ist  er  doch  alles  drei  zusammen.  Er  weiß  sehr  reizvolle 
Dinge  zu  erzählen  und  sehr  schöne  lyrische  Empfindungen  in  uns  auszulösen, 
und  es  gelingt  ihm  manches  philosophisch  tiefgründige  Apergu.  Aber  die 
Form  seiner  Bücher  ist  kategorielos,  man  weiß  nicht,  wohin  man  ihn  rechnen 
soll,  und  das  ist  gerade  das  Typische  an  ihm.  Er  hat  sich  die  Form  für 
seine  kleinen  Dichtungen  selbst  zurechtgemacht.  Er  schreibt  nur  ganz  kleine 
Dinge,  Skizzen,  Umrisse,  und  diese  Skizzen  sind  von  einem  seelischen  Vi¬ 
brieren,  von  einem  seelischen  Duft  erfüllt.  Es  sind  Novellen  oder  meinet¬ 
wegen  auch  Romane  im  Keim  und  philosophische  Abhandlungen  im  Keim. 
Für  Altenberg  ist  alles  erheblich,  oder  besser:  er  versteht  allen  Erscheinungen 
des  Lebens  eine  erhebliche  Seite  abzugewinnen.  Er  sieht  das  Große  im 
Kleinen,  er  erkennt  mit  dem  Auge  eines  Dichters  die  ewigen  Zusammen¬ 
hänge,  er  sieht  nicht  nur  die  Dinge,  er  weiß  auch  hinter  die  Dinge  zu  sehen, 
er  ist  einer  von  den  Glücklichen,  die  zugleich  im  Leben  und  über  dem  Leben 
stehen,  und  er  begreift  das  Leben  lächelnd,  mit  einer  zärtlichen,  einer  lyri¬ 
schen  Ironie.  Er  liebt  das  Leben,  vielleicht  besser  noch:  er  ist  in  das  Leben 
verliebt,  in  dieses  vielfältige,  nuancenreiche,  immer  neue  Leben,  dessen 
Reichtum  so  groß  ist,  man  muß  nur  hinzuhorchen  und  hinzusehen  wissen. 
Und  Peter  Altenberg  ist  besonders  ein  vortrefflicher  Erlauscher,  zumal  seeli¬ 
scher  Geräusche,  und  er  weiß  das  Erlauschte  auf  eine  lyrische  beschwingte 
Art  und  außerordentlich  präzise  wiederzugeben.  Er  liebt  das  Wort  Seele, 
dieses  von  vielen  so  mißbrauchte  Wort,  und  spricht  es  gern  und  häufig  aus. 
Es  ist  furchtbar  und  zum  Fortlaufen,  wenn  ein  sentimentaler  Dilettant  dies 
Wort  im  Munde  führt,  aber  aus  Peter  Altenbergs  Mund  klingt  es  gut, 
weich  und  seelisch. 

Dieser  Wiener,  der  aus  dem  Alltag  eine  anmutige  Poesie  zu  schöpfen  weiß, 
besitzt  die  Kunst  des  abgekürzten  Stils,  die  Kunst  zwischen  den  Zeilen  lesen 
zu  lassen,  er  läßt  aus  ein  paar  Worten  eine  Welt  erblühen.  Er  ist  durchaus 
Impressionist.  Er  läßt  an  die  japanischen  Zeichner  und  Holzschneider 
denken,  die  auch  mit  so  ein  paar  impressionistischen  Strichen  einen  Blüten¬ 
zweig  hinzuwerfen  wissen,  der  in  Wirklichkeit  viel  mehr  ist  als  ein  Blüten¬ 
zweig:  nämlich  der  ganze  Frühling  mit  seiner  Sehnsucht,  seinem  Ahnen, 
seinem  Duft  und  seiner  Süße.  Peter  Altenberg  weiß  zu  kondensieren,  er  hat 
sich  da  eine  besondere  Manier  zurechtgemacht;  man  muß  sagen,  daß  seine 
Prägnanz  zuweilen  etwas  Groteskes  an  sich  hat,  etwas  Groteskes  und  Exzen¬ 
trisches,  das  ihr  aber  gut  zu  Gesicht  steht.  Er  hat  die  Kunst  der  Andeu¬ 
tungen,  der  verwehten  Lieder,  der  halben  Worte,  des  eingefangenen,  flüchti¬ 
gen  Duftes:  des  Duftes  der  Dinge  und  der  Seele.  Es  reizt,  wenn  man  von 
ihm  spricht,  anstatt  Duft  Parfüm  zu  sagen:  Ja:  Parfüm  der  Seele,  das  ist 
ein  Ausdruck,  der  für  viele  seiner  Sachen  bezeichnend  ist. 

Er  ist  ein  Stilist  von  barocker,  etwas  snobistischer  Manier.  Etwas  Zärtliches 
und  Liebevolles  ist  in  seiner  Art  zu  sprechen.  Was  für  bezeichnende,  feine, 
reizende  Dinge  hat  er  über  die  »Mädchen  der  Liebe«  gesagt.  Er  ist  ein 
Genießer,  immer  des  Genusses  sich  bewußt.  Er  berührt  das  Kleid  einer 
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Frau  und  erlebt  eine  Sensation;  er  spürt  den  Duft  aus  dem  Haar  einer 
Frau,  und  es  ist  ihm  so  viel,  als  habe  er  die  Frau  besessen.  Er  versteht  es 
den  Schleier  vom  Alltag  zu  heben,  man  erblickt  auf  einen  Moment  die 
Wurzel  einer  Empfindung  oder  eines  Gedankens  oder  (wenn  er  besonders 
glücklich  ist)  die  Wurzel  des  Daseins  überhaupt,  und  der  Schleier  sinkt 
wieder  herab,  und  der  Alltag  ist  wieder  da.  In  der  charakteristischen 
Selbstanzeige  eines  seiner  Bücher  sagt  er  einmal: 

»Die  Romantik  des  Alltags  ist  das  vornehmste  aller  Erziehungsmittel.  Wir  sind 
nämlich  umringt  von  kostbaren  Schätzen,  die  Tag  und  Stunde  uns  freiwillig 
spenden;  wozu  also  zu  den  Dichtern  uns  flüchten,  wenn  wir  selbst  diese  Dichtung 
Leben  erleben  könnten?!? 

Ich  sah  einmal  eine  junge,  wunderschöne  Frau  ihrem  Gatten,  der  sie  allerzärtlichst 
lieb  hatte,  vom  Braten  das  schlechtere  Stück  auf  seinen  Teller  legen,  sich  selbst 
jedoch  das  bessere  nehmen.  Das  war  für  mich  eine  tiefe,  tragische  Dichtung! 
Denn  ich  spürte  sogleich  alle  traurigen  Dinge,  die  dieser  Unglückliche  von  dieser 
Wunderschönen  noch  zu  leiden  haben  werde,  und  zugleich  ihre  eigenen  tragischen 
Konflikte,  denn  das  Schicksal  läßt  doch  nichts  ungerächt,  schließlich!  Diese  Frau 
hatte  mit  diesem  Bratenstück  ihren  sie  zärtlichst  betreuenden  Mann  eigentlich  be¬ 
reits  betrogen,  ihm  schnöden  Egoismus  für  seine  edle  Freundschaft  geboten  .  .  .  . 
Alle  Tageszeitungen  sind  angefüllt  mit  Tragik,  Romantik,  Humor,  Poesie.  Aber 
niemand  nimmt  sich  die  Mühe  es  herauszufinden.  Man  überläßt  es  den  Dichtern, 
diesen  protokollierten  Firmen  der  Seele,  erst  daraus  etwas  Brauchbares  zu  machen, 
es  zu  verarbeiten. 

Werdet  reif  zum  Dichter  in  euch  selber,  daß  ihr  nicht  aus  zweiter  Hand,  auf  lite¬ 
rarischem  Weg,  die  Schönheiten  des  Lebens  empfangen  müsset!« 

Hier  hat  man  den  zärtlichen,  seelischen  Empfinder  des  Alltags,  dem  alles 
zur  Dichtung  wird.  Er  selbst  hat  seine  kleinen  Sachen  »Extrakte  des  Le¬ 
bens«  genannt: 

»Ich  möchte  einen  Menschen  in  einem  Satz  schildern,  ein  Erlebnis  der  Seele  auf 
einer  Seite,  eine  Landschaft  in  einem  Wort!  Lege  an,  Künstler,  ziele,  triff  ins 
Schwarze!  Basta.  Und  vor  allem:  Horche  auf  dich  selbst!  Gib  deinen  eigenen 
Stimmen  in  dir  Gehör!« 


Mir  erscheinen  seine  Skizzen  als  psychologische  Schlaglichter.  Ich  denke 
an  einen  Mann  mit  der  Blendlaterne.  Er  läßt  diese  Laterne  plötzlich  auf¬ 
blitzen,  er  setzt  eine  Szene,  eine  Person  oder  einen  Gegenstand  in  eine  jähe, 
taghelle  Beleuchtung,  aber  auf  einen  Augenblick  nur,  dann  stellt  er  den  elek¬ 
trischen  Strom  wieder  ab,  und  alles  ist  wieder  dunkel.  Die  jähe,  sekunden¬ 
lange  Beleuchtung  freilich  vergißt  man  nicht,  denn  sie  hat  einem  einen 
Menschen  (eine  Seele)  oder  einen  Gegenstand,  der  sich  unbeachtet  meinte, 
in  seiner  ganzen  Wesenheit  gezeigt.  Ein  psychologischer  Lyriker  mit  der 
Blendlaterne:  das  ist  Peter  Altenberg. 
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ÖFFENTLICHES  LEBEN 

Sozialpolitik  /  Johannes  Heiden 

Reichstag  Im  Reichstag  brachte  die 
Debatte  über  den  Titel 
Staatssekretär,  wie  alljähr¬ 
lich,  sozialpolitische  Wünsche  in  Hülle 
und  Fülle.  Einen  breiten  Raum  nah¬ 
men  wieder  die  Erörterungen  über  das 
Koalitionsrecht  ein,  Die  Angriffe  auf 


dieses  Recht  der  Arbeiterschaft  kommen 
nicht  zur  Ruhe.  Neues  haben  die  Ver¬ 
handlungen  nicht  gebracht. 

Großes  Aufsehen  mußte  die  Erklärung 
des  Staatssekretärs  Dr.  Delbrück  er¬ 
regen,  daß  die  sozialpolitische  Gesetz¬ 
gebung  mit  der  Reichsversicherungsord¬ 
nung  zu  einem  gewissen  Abschluß  ge¬ 
kommen  sei,  dem  nun  eine  längere 
Ruhepause  folgen  müsse.  Diese  Erklä- 
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rung  steht  mit  seinem  tapfern  Bekennt¬ 
nis  zur  Sozialpolitik  in  der  Sitzung  des 
Reichstags  vom  7.  Februar  1913  in  selt¬ 
samem  Gegensatz.  Hoffentlich  sind  die 
Dinge  stärker  als  der  Widerstand  der 
Scharfmacher  gegen  die  Sozialpolitik 
und  als  das  Ruhebedürfnis  der  Regie¬ 
rung. 

Die  Debatten  selbst  waren  wieder  wie 
seit  Jahren  ganz  systemlos  und  unüber¬ 
sichtlich.  Im  buntesten  Durcheinander 
folgt  einem  Redner  mit  sozialpolitischen 
Ausführungen  ein  anderer  mit  Erörte¬ 
rungen  über  Fragen  der  Wirtschafts- 
und  Zollpolitik;  dann  kommt  der 
Wunschzettel  der  Mittelständler,  und  so 
geht  es  fort  von  einem  ins  Tausendste. 
Greifbare  Erfolge  können  Debatten  die¬ 
ser  Art  nicht  haben.  Ich  will  mich 
nicht  wiederholen  und  verweise  deshalb 
auf  meine  Ausführungen  in  den  Sozia¬ 
listischen  Monatsheften,  1913,  1.  Band 
pag  507.  Die  Überzeugung  von  dem  ge¬ 
ringen  Wert  dieser  Art  der  Debattefüh¬ 
rung  wird  sich  hoffentlich  bald  durch¬ 
setzen  und  zu  einer  Änderung  führen. 
Der  Anfang  sollte  ja  schon  in  diesem 
Jahr  mit  der  getrennten  Behandlung  der 
Sozialpolitik  und  der  Wirtschaftspolitik 
gemacht  werden.  Leider  wurde  der 
schöne  Plan  gleich  wieder  aufgegeben. 
Diese  Trennung  allein  genügt  natürlich 
noch  nicht.  Auch  bei  der  Erörterung 
sozialpolitischer  Maßnahmen  müssen  ge¬ 
wisse  Fragen  in  den  Vordergrund  ge¬ 
stellt  werden,  wenn  etwas  Ersprieß¬ 
liches  herauskommen  soll.  Von  den  De¬ 
batten,  wie  sie  jetzt  sind,  sagt  das  Ham¬ 
burger  Echo  vom  31,  Januar  1914  in 
einem  Artikel  Parlamentarische  Mono¬ 
loge  noch  schärfer  als  ich  vor  einem 
Jahr,  aber  ganz  mit  Recht:  »Wie  lange 
die  Beratungen  im  bunten  Durchein¬ 
ander  noch  dauern  werden,  weiß  man 
noch  nicht.  Aber  eins  ist  gewiß:  Diese 
Art  von  parlamentarischen  Debatten 
muß  notwendigerweise  fruchtlos 
bleiben,  weil  sie  ein  tieferes  Eindringen 
in  die  einzelnen  Fragen  geradezu  ver¬ 
hindert.« 

X  .  X 

Heimarbeit  Der  Bundesrat  hat  unterm 
17,  November  1913  auf 
Grund  des  Hausarbeits¬ 
gesetzes  Bestimmungen  über  die  Haus¬ 
arbeit  in  der  T  abakindustrie  er¬ 
lassen,  Sie  betreffen  in  der  Hauptsache 
die  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume 
und  die  Beschäftigung  von  Kindern 
und  jungen  Leuten,  Als  Werkstätten 
im  Sinn  der  Verordnung  gelten  neben 
den  Werkstätten  nach  §  105  b  Absatz  1 
der  Gewerbeordnung  auch  Räume,  die 


zum  Schlafen,  Wohnen  oder  Kochen 
dienen,  wenn  in  ihnen  die  zur  Herstel¬ 
lung  von  Zigarren  erforderlichen  Ver¬ 
richtungen  vorgenommen  oder  Zigarren 
sortiert  werden  oder  Tabak  abgerippt 
wird.  Auch  im  Freien  gelegene  Arbeits¬ 
stellen  unterstehen  der  Verordnung. 

Die  Arbeitsräume  dürfen  mit  ihrem 
Fußboden  höchstens  %  Meter  unter  dem 
umgebenden  Erdboden  liegen.  Die  Höhe 
der  Räume  muß  mindestens  2%  Meter 
betragen;  zur  Zufuhr  von  Licht  und 
Luft  sind  sie  mit  der  genügenden  Zähl 
von  Fenstern  zu  versehen,  die  unmittel¬ 
bar  ins  Freie  führen.  Die  Fußböden 
müssen  fest  und  und  dicht  sein.  Der 
Luftraum  soll  für  jede  beschäftigte 
Person  mindestens  10  Kubikmeter  be¬ 
tragen;  in  Räumen,  in  denen  ausschließ¬ 
lich  gearbeitet  wird,  sollen  schon  7% 
Kubikmeter  Luftraum  für  jeden  Be¬ 
schäftigten  genügen.  Die  Benutzung 
von  Schlafräumen  zu  Arbeitszwecken 
oder  zum  Lagern  von  Tabakhalbfabri¬ 
katen  und  Zigarren  ist  verboten. 

Von  den  geringen  Anforderungen  an 
die  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume 
kann  bei  schon  bestehenden  Werk¬ 
stätten  abgegangen  werden,  und  zwar 
noch  bis  zum  1,  Januar  1919,  Es  kann 
wohl  bezweifelt  werden,  ob  Arbeitsräume, 
die  den  bescheidenen  Anforderungen 
der  Bundesratsverordnung  nicht  ge¬ 
nügen,  verdienen  erhalten  zu  werden. 
Aber  mag  immer  diese  Rücksichtnahme 
auf  das  Bestehende  hingehen,  ganz  un¬ 
angebracht  ist  es  jedoch,  daß  auch  bei 
Räumen,  die  erst  in  Betrieb  genommen 
werden,  von  den  Vorschriften  über  Höhe 
der  Arbeitsräume  und  über  den  Min¬ 
destluftraum  für  jeden  Beschäftigten 
mit  Genehmigung  der  höhern  Verwal¬ 
tungsbehörde  abgewichen  werden  darf. 
Zur  Abwendung  von  Gesundheitsschädi¬ 
gungen  sind  Bestimmungen  über  das 
Anfeuchten  des  Tabaks  vor  dem 
Mischen,  über  das  Trocknen  sowie  über 
das  Lagern  von  Tabakhalbfabrikaten  und 
Zigarren  getroffen. 

Für  die  Beschäftigung  von  Kindern  sind 
die  Grenzen  etwas  enger  gezogen 
als  im  Kinderschutzgesetz.  Nicht  mehr 
zum  Besuch  der  Volksschule  verpflich¬ 
tete  Kinder  von  mehr  als  13  Jahren 
und  junge  Leute  zwischen  14  bis  16 
Jahren  dürfen  von  abends  8  Uhr  bis 
mcrgens  8  Uhr  nicht  beschäftigt  wer¬ 
den.  Auf  Anordnung  der  höhern  Ver¬ 
waltungsbehörde  können  die  für  die 
Beschäftigung  freigegebenen  12  Stunden 
auf  die  Zeit  von  6  Uhr  morgens  bis  6 
Uhr  abends  verlegt  werden.  Mittags 
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muß  eine  Pause  von  mindestens  2  Stun¬ 
den  gewährt  werden.  Sonn,  und  Feier¬ 
tagsarbeit  ist  für  Kinder  und  junge 
Leute  verboten. 

Vor  Beginn  der  Hausarbeit  ist  dies  mit 
Angabe  der  Lage  der  Werkstätte  der 
Ortspolizeibehörde  anzuzeigen.  In  den 
Werkstätten  muß  ein  von  der  Orts¬ 
polizeibehörde  ausgestellter  Ausweis 
vorhanden  sein,  in  dem  bescheinigt 
wird,  daß  sie  den  Anforderungen  der 
Bundesratsverordnung  genügen.  Ge¬ 
werbetreibende  dürfen  Hausarbeit  nur 
für  solche  Werkstätten  ausgeben,  für 
die  ihnen  der  Ausweis  der  Ortspolizei¬ 
behörde  vorgelegt  worden  ist.  Sie 
haben  sich  mindestens  halbjährlich  per¬ 
sönlich  oder  durch  Beauftragte  davon 
zu  überzeugen,  daß  die  Werkstätten 
noch  den  Vorschriften  der  Bundesrats¬ 
verordnung  genügen.  Die  Verordnung 
tritt  am  1.  Juli  1914  in  Kraft. 

X  X 

Kranken-  Die  Reichsversicherungs- 
Versicherung  ordnung  hat  bekanntlich 

auch  die  Hausge¬ 
werbetreibenden  der  Kranken¬ 
versicherungspflicht  unterstellt.  Wegen 
der  Schwierigkeiten,  die  der  Durchfüh¬ 
rung  der  Versicherung  bei  dieser  Gruppe 
erwachsen,  sah  das  Gesetz  von  Anfang 
an  vor,  daß  die  Einzelheiten  der 
Durchführung  durch  Verordnung  des 
Bundesrats  geregelt  werden  sollten. 
Diese  Verordnung  ist  unterm  5,  Dezem¬ 
ber  1913  erschienen. 

Die  Hausgewerbetreibenden  und  ihre 
hausgewerblich  Beschäftigten  gehören  in 
der  Regel  den  Landkrankenkassen  an; 
nur  wo  diese  nicht  existieren  oder  auf 
Grund  besonderer  Verfügung  der 
obersten  Verwaltungsbehörde  können  sie 
Mitglieder  der  Ortskrankenkassen  wer¬ 
den,  Die  Mitgliedschaft  beginnt,  ab¬ 
weichend  von  der  Regel,  nicht  mit  dem 
Beginn  der  versicherungspflichtigen 
Beschäftigung  sondern  mit  der  Eintra¬ 
gung  in  das  besondere  Mitgliederver¬ 
zeichnis  der  Kasse.  Zu  dieser  Eintragung 
hat  der  Hausgewerbetreibende  sich  und 
seine  Beschäftigten  bei  der  für  seine 
Betriebsstätte  zuständigen  Landkranken¬ 
kasse  (oder  Ortskrankenkasse)  anzu¬ 
melden.  Die  Beiträge  sind  von  dem 
Hausgewerbetreibenden  für  sich  und 
seine  Beschäftigten  zu  entrichten;  diesen 
kann  er  zwei  Drittel  vom  Lohn  kürzen 
wie  ein  Arbeitgeber.  Neben  den  Bei¬ 
trägen  der  Hausgewerbetreibenden  und 
ihrer  Beschäftigten  müssen  auch  von 
den  Auftraggebern  Zuschüsse  geleistet 
werden;  sie  sind  vorläufig  bis  Ende  1914 


auf  2  %  des  Entgelts  festgesetzt.  Der 
Auftraggeber  muß  in  der  ersten  Woche 
jeden  Monats  der  Landkrankenkasse 
seines  Betriebssitzes  (falls  sie  fehlt,  der 
Ortskrankenkasse)  alle  von  ihm  im  ver¬ 
flossenen  Monat  beschäftigten  Haus¬ 
gewerbetreibenden  melden  und  die  Höhe 
des  Entgelts  angeben.  Dieser  Kasse  hat 
der  Auftraggeber  auch  den  Zuschuß  zu 
zahlen,  den  jene  wiederum  an  die  für 
die  Hausgewerbetreibenden  zuständigen 
Kassen  abzuführen  hat.  Um  dem  Haus¬ 
gewerbetreibenden  die  Kontrolle  der  Zu¬ 
schußleistung  des  Auftraggebers  zu  er¬ 
möglichen,  ist  seine  Kasse  verpflichtet 
ihm  auf  Verlangen  die  Höhe  der  für 
ihn  gutgeschriebenen  Zuschüsse  mitzu¬ 
teilen,  Die  Barleistungen  der  Versiche¬ 
rung  können  von  der  Beitragsleistung 
des  Hausgewerbetreibenden  abhängig  ge¬ 
macht  werden:  unterbleibt  die  Beitrags¬ 
leistung,  so  kann  auch  das  Krankengeld 
gekürzt  oder  verweigert  werden.  Der 
Gemeindeverband  kann  durch  Statut 
die  Hausgewerbetreibenden  von  der  Bei¬ 
tragspflicht  befreien  und  selbst  die 
Kosten  der  Versicherung  übernehmen, 
soweit  sie  nicht  durch  die  Zuschüsse 
der  Auftraggeber  gedeckt  werden.  In 
diesem  Fall  kann  die  Krankenunter¬ 
stützung  auf  ärztliche  Hilfe,  Arznei  und 
Heilmittel  unter  Ausschluß  von  Kran¬ 
kengeld  beschränkt  werden.  Für  Be¬ 
zirke,  in  denen  die  Hausgewerbetreiben¬ 
den  außerstande  sind  die  Beiträge  zu 
zahlen,  kann  die  Landesregierung  an¬ 
ordnen,  daß  der  Gemeindeverband  die 
Kosten  in  dem  oben  bezeichneten  Um¬ 
fang  übernimmt,  wobei  dann  die 
Krankenunterstützung  um  das  Kranken¬ 
geld  gekürzt  werden  muß.  Es  ist  zu 
befürchten,  daß  die  Krankenversiche¬ 
rung  in  die  trostlose  Lage  der  Hausge¬ 
werbetreibenden  keine  wesentliche 
Besserung  bringen  wird.  Wohl  sichert 
sie  ärztliche  Hilfe  und  Arznei  zu,  aber 
sie  garantiert  nicht  immer  einen,  wenn 
auch  nur  geringen  Ersatz  des  Ausfalls 
an  Verdienst  im  Krankheitsfall.  Unter 
diesen  Umständen  ist  aber  eine  ratio¬ 
nelle  Krankenpflege  ausgeschlossen. 

X  X 

Kurze  ChronikAuf  Grund  des  §  120  e  der 

Gewerbeordnung  hat  der 

Bundesrat  neue  Bestim¬ 
mungen  über  die  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbei¬ 
tern  in  Ziegeleien  und  Anlagen  zur 
Herstellung  von  Dinassteinen,  Scha¬ 
mottesteinen  und  anderen  Schamotte¬ 
erzeugnissen  erlassen.  Sie  sind  am  1. 
Januar  in  Kraft  getreten  und  verbieten 
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die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  bei  einer  Reihe 
von  Arbeiten,  X  Die  Regierung  hat  dem 
Reichstag,  wie  in  Artikel  63  des  Ein¬ 
führungsgesetzes  zur  Reichsversiche¬ 
rungsordnung  vorgesehen  ist,  eine 
Denkschrift  über  die  Rücklagen  bei  den 
Berufsgenossenschaften  zu¬ 
gehen  lassen.  Die  verbündeten  Regie¬ 
rungen  haben  danach  keinen  Anlaß  eine 
Änderung  der  gesetzlichen  Bestimmun¬ 
gen  über  die  Ansammlung  der  Rücklage 
vorzuschlagen.  X  In  den  Betrieben  der 
Marineverwaltung  waren  am 
1.  November  1912  insgesamt  26  844  Ar¬ 
beiter  beschäftigt.  Hiervon  waren 
70,2  %  nicht  älter  als  40  Jahre  (der 
Altersgrenze  der  Industriearbeiter) ;  nur 

29.8  %  hatten  dieses  Alter  überschritten. 
Von  diesen  befanden  sich  17  %  im  Alter 
zwischen  40  bis  50  Jahren,  so  daß  nur 

12.8  %  aller  mehr  als  50  Jahre  zählten, 
X  Ende  1912  bestanden  in  Deutschland 
10  739  Tarifgemeinschaften  für 
159  930  Betriebe  mit  1  574  285  Personen. 
X  Aus  den  Entschließungen  des  Bun¬ 
desrats  auf  Wünsche  des  Reichstags 
zum  Etat  1913  sei  hier  vermerkt,  daß 
über  die  Schaffung  eines  einheitlichen 
Privatangestelltenrechts  für 
die  technischen  Angestellten  und  die 
Bureauangestellten  Erwägungen  schwe¬ 
ben.  X  Der  Reichstag  überwies  eine 
Petition  des  Metallarbeiterverbands, 
der  Gesellschaft  für  soziale  Reform  und 
anderer  auf  Verkürzung  der  Arbeitszeit, 
Regelung  der  Überstunden,  Verbot  der 
Nachtarbeit  für  Jugendliche  und  Verbot 
der  Frauenarbeit,  Verschärfung  der  Be¬ 
triebskontrolle  usw.  für  die  Arbeiter  der 
Schwereisenindustrie  dem  Reichskanzler 
zur  Berücksichtigung.  X  Die  fortschritt¬ 
liche  Volkspartei  hat  sowohl  im  Reichs¬ 
tag  wie  im  preußischen  Landtag  An¬ 
träge  auf  Sicherung  des  Arbeitsverhält¬ 
nisses  der  in  Reichs  -  und  Staats¬ 
betrieben  Beschäftigten  eingebracht. 
Verlangt  wird  Duldung  der  Zugehörig¬ 
keit  zu  \  ereinen,  die  keine  gemeinsame 
Kündigung  und  Arbeitseinstellung  ver¬ 
langen,  Errichtung  von  Arbeiteraus¬ 
schüssen  und  Beschränkung  der  Kündi¬ 
gung  nach  lOjähriger  Dienstzeit;  sie 
soll  nach  dieser  Zeit  nur  aus  wichtigen 
Gründen  erfolgen  können, 

x  X 

Literatur  Einer  Reform  des  Arbeits¬ 
rechts  redet  Friedrich 
K  1  e  e  i  s  in  seinem  Büch¬ 
lein  Die  Arbeitsordnung  in  den  ge¬ 
werblichen  Betrieben  Deutschlands 
/Stuttgart,  Dietz/  das  Wort.  Aus  2000 


Arbeitsordnungen,  die  der  Verfasser 
eingesehen  hat,  bringt  er  in  gut  geglie¬ 
derter  und  übersichtlicher  Anordnung 
eine  Fülle  von  Belegen  für  die  einsei¬ 
tige  Wahrung  des  Unternehmerinter¬ 
esses  durch  die  Arbeitsordnung  und  für 
die  Ausschaltung  der  zugunsten  der  Ar¬ 
beiter  geschaffenen  Gesetzesbestimmun¬ 
gen.  In  der  Arbeitsordnung  findet  das 
Machtbewußtsein  der  Unternehmer  sei¬ 
nen  treffenden  Ausdruck,  das  so  weit 
geht  sich  nicht  zu  scheuen  über  den 
Rahmen  der  ihm  nützlichen  und  daher 
noch  immer  begreiflichen  Anordnungen 
auch  solche  zu  treffen,  die  nur  demüti¬ 
gend  und  ehrverletzend  für  die  Arbeiter 
wirken  sollen.  Kleeis  verlangt,  daß  bei 
Aufstellung  der  Arbeitsordnung  den  Ar¬ 
beitern  ein  maßgebender  Einfluß  einge¬ 
räumt  wird.  Eine  Reform  des  Arbeiter¬ 
rechts  in  diesem  Sinn  erklärt  er  mit 
Recht  für  eine  der  dringendsten  Auf¬ 
gaben  der  Gesetzgebung.  X  Eine  Umge¬ 
staltung  der  Kinderhorte  wünscht  Ilse 
von  A  r  1 1  in  einem  kleinen  Heftchen 
(Spezialisierte  Horte)  der  Sammlung  Kul¬ 
tur  und  Fortschritt  /Leipzig,  Dietrich/. 
Sie  will  in  jedem  Hort  neben  den  all¬ 
gemeinen  Aufgaben  der  Überwachung 
und  Anleitung  zur  Fertigstellung  der 
Arbeiten  für  die  Schule  ein  Gebiet  kind¬ 
licher  Beschäftigung  und  Ausbildung 
(Handfertigkeit,  Musik  usw.)  besonders 
gepflegt  wissen.  Die  Zuteilung  der 
Kinder  zu  den  Horten  soll  nach  ihrer 
Neigung  und  Begabung  erfolgen.  Der 
Gedanke  ist  wert  zur  Verwirklichung 
gebracht  zu  werden, 

WISSENSCHAFT 

EyakteMaturwissenschaften/BrunoBorchardt 

Temperatur-  Von  den  Schwierigkeiten 
messung  genauer  Temperaturmes¬ 
sungen  können  sich  die 
meisten  Menschen  nur  sehr  schwer  eine 
klare  Vorstellung  machen.  Die  Grund¬ 
lage  für  alle  Temperaturmessungen  bildet 
das  thermometrische  Fundamentalinter¬ 
vall,  das  als  der  Temperaturabstand 
zwischen  dem  Erstarrungspunkt  (0°)  und 
dem  Siedepunkt  (100°)  des  reinen  Was¬ 
sers  unter  dem  Druck  760  Millimeter 
Quecksilber  definiert  wird.  Der  100, 
Teil  dieses  Intervalls  wird  als  1°  Celsius 
bezeichnet,  und  wenn  man  diese  Gradein¬ 
teilung  nach  unten  und  oben  fortsetzt,  so 
erhält  man  eine  unbegrenzte  Temperatur¬ 
skala.  Man  muß  also  irgendeine  von  der 
Temperatur  kontinuierlich  abhängende 
Eigenschaft  eines  Stoffes  (Volumen,  elek¬ 
trischer  Widerstand  usw.)  an  den  Fun- 
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damentalpunkten  bestimmen  und  den 
Unterschied  der  Werte  durch  100  teilen 
und  kann  dann  jedem  Wert  der  gewähl¬ 
ten  Eigenschaft  eine  bestimmte  Tempera¬ 
tur  zuordnen. 

Gewöhnlich  benutzt  man  (die  Volumen¬ 
änderung  zur  Temperaturmessung,  Es 
ist  bei  diesem  Verfahren  vorausgesetzt, 
daß  die  Volumina  der  verschiedenen 
Stoffe  in  dem  benutzten  Fundamental¬ 
intervall  sich  vollkommen  proportional 
oder  gleichmäßig  mit  der  Temperatur 
ändern.  Wäre  das  der  Fall,  so  müßten 
die  Angaben  eines  Quecksilberthermo¬ 
meters  mit  denen  jedes  andern,  etwa 
eines,  das  Alkohol  oder  Gas  als  ther- 
mometrische  Substanz  benutzt,  voll¬ 
ständig  übereinstimmen,  was  jedoch 
keineswegs  zutrifft.  Dagegen  zeigen  die 
Gase  sowohl  gegen  Druckänderungen  wie 
gegen  Temperaturänderungen  ein  über¬ 
raschend  gleichförmiges  Verhalten.  Des¬ 
halb  wurden  sie  als  normale  thermome- 
trisehe  Substanz  gewählt,  und  die  Gas¬ 
thermometerskala  galt  lange  Zeit  als  die 
normale  für  alle  Temperaturmessungen. 
Aber  die  Verfeinerung  der  Meßtechnik 
führte  zur  Erkenntnis  der  individuellen 
Verschiedenheiten  der  Gase,  Man  kam 
daher  unter  Benutzung  der  Gesetze  der 
Thermodynamik  zur  Aufstellung  einer 
absoluten  thermodynamischen  Skala,'  bei 
der  Temperaturintervalle  als  gleich  be¬ 
zeichnet  werden,  wenn  die  bei  umkehr¬ 
baren  Kreisprozessen  zwischen  ihnen  ge¬ 
leisteten  Arbeiten  gleich  sind.  Sie  stimmt 
mit  der  Gasskala  unter  der  Voraus¬ 
setzung  überein,  daß  bei  Volumenände¬ 
rungen  der  Gase  innere  Arbeit  nicht  ge¬ 
leistet  wird,  was  jedoch  in  voller  Strenge 
nur  bei  einem  sogenannten  idealen  Gas, 
nicht  bei  einem  in  der  Wirklichkeit 
existierenden  zutrifft.  Die  Abweichungen 
der  realen  Gase  vom  Verhalten  des 
Idealgases  bei  Druck  und  Temperatur¬ 
änderungen  lassen  sich  aus  experimen¬ 
tell  bestimmbaren  Größen  mit  Hilfe  be¬ 
stimmter  Formeln  berechnen.  Aus  irgend¬ 
einer  genau  bestimmten  Gasskala  kann 
man  daher  mit  Hilfe  von  experimentell 
zu  ermittelnden  Korrektionen  die  Ideal¬ 
gasskala  oder  die  thermodynamische 
Skala  ableiten,  die  nun  wirklich  von  den 
Eigenschaften  eines  Stoffes  unabhängig 
ist  und  sich  bei  hinreichend  genauen 
Messungen  mit  Gasen  stets  reproduzie¬ 
ren  läßt.  Freilich  sind  die  Korrektionen, 
die  zpr  Reduktion  der  gewöhnlichen 
Gasskala  auf  die  thermodynamische  not¬ 
wendig  sind,  noch  nicht  mit  aller  wün¬ 
schenswerten  Sicherheit  bekannt. 


Bei  den  Gasthermometern  wird  aus 
naheliegenden  praktischen  Gründen  nicht 
die  Volumenänderung,  sondern  bei  kon¬ 
stantem  Volumen  die  Druckänderung  mit 
der  Temperatur  zum  Ausgangspunkt  der 
Messungen  genommen.  Eine  von  George 
K,  Burgess  in  der  Physikalischen  Zeit¬ 
schrift  mitgeteilte  Tabelle  über  Korrek¬ 
tionen  der  Gasskalen  zeigt,  daß  die  Ab¬ 
weichungen  von  der  thermodynamischen 
Skala  etwa  bis  500°  nur  für  die  aller¬ 
feinsten  Messungen  in  Betracht  kommen. 
Bei  sehr  niedrigen  Temperaturen  sowie 
bei  hohen  Temperaturen  erhalten  sie  erst 
praktische  Bedeutung.  Oberhalb  500° 
ergeben  sich  bei  Anwendung  der  Gas¬ 
thermometer  größere  Schwierigkeiten, 
weil  das  Gefäßmaterial  teils  weich  und 
durchlässig  wird,  teils  in  chemische 
Wechselwirkung  mit  dem  Gas  tritt.  Es 
kommt  daher  als  Meßgas  ausschließlich 
Stickstoff  oder  Argon  in  Betracht,  mit 
dem  bis  1000°  Quarzgefäße,  bei  noch 
höheren  Temperaturen  Platinlegierungen, 
am  besten  aus  Platin-Rhodium,  Verwen¬ 
dung  finden.  Durch  zahlreiche  in  den 
letzten  tV%  Jahrzehnten  ausgeführte 
Messungen,  die  bis  zu  1600°  gingen,  ist 
bis  zu  1100°  eine  große  Übereinstimmung 
der  Resultate  erzielt  worden. 

Außer  dem  Gasthermometer  kommen  zur 
genauen  Messung  sehr  hoher  Tempera¬ 
turen  das  Platinwiderstandsthermometer 
und  die  Thermoelemente  in  Betracht. 
Der  elektrische  Widerstand  des  reinen 
Platins  ändert  sich  bekanntlich  mit  der 
Temperatur,  und  die  Beziehung  zwischen 
Widerstand  und  Temperatur  läßt  sich 
durch  eine  quadratische  Gleichung  dar¬ 
stellen,  so  daß  man  nur  wenige  Eich¬ 
punkte  (man  verwendet  dazu  bekannte 
Siedepunkte)  braucht,  um  eine  an  die 
absolute  Skala  sich  sehr  gut  an¬ 
schließende  Skala  zu  erhalten.  Daher 
stellt  ein  gut  geeichtes  Platinwider¬ 
standsthermometer  eine  sehr  brauchbare 
Temperaturnormale  im  Bereich  von 
—  200°  bis  +1100°  dar,  die  jederzeit  in 
einfacher  Weise  unabhängig  von  einem 
Gasthermometer  wieder  hergestellt  wer¬ 
den  kann.  Bei  höheren  Temperaturen 
wird  das  Instrument  unbrauchbar,  weil 
alle  zur  Isolierung  benutzten  Stoffe  elek¬ 
trisch  leitend  werden.  Für  solche  Fälle 
benutzt  man  die  Änderung  der  elektro¬ 
motorischen  Kraft  mit  der  Temperatur 
in  einem  Thermoelement;  speziell  das 
Le  Chatelier-Element  aus  Platin  und 
einer  Legierung  aus  Platin-Rhodium  ist 
bis  zu  Temperaturen  von  1750°  benutz¬ 
bar.  Bei  den  Thermoelementen  liegt 
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eine  große,  fast  unüberwindliche 
Schwierigkeit  darin  Drähte  herzustellen, 
die  auf  längere  Strecken  völlig  homogen 
sind  und  ibleiben;  denn  jede  Inhomo¬ 
genität  bedingt  das  Auftreten  von  ganz 
unkontrollierbaren  elektromotorischen 
Kräften,  so  daß  diese  Instrumente  einer 
sehr  häufigen  Nacheichung  bedürfen. 
Eine  unbegrenzte  Ausdehnung  der  Tem¬ 
peraturmessungen  nach  oben  hin  ver¬ 
spricht  eine  andere  Gruppe  von  In¬ 
strumenten  zu  leisten,  die  optischen 
Pyrometer,  zu  denen  die  Entwickelung 
der  modernen  Strahlungstheorie  den 
Grund  gelegt  hat.  Man  kann  das  soge¬ 
nannte  Stefansche  Gesetz  über  die  Ge¬ 
samtstrahlung  benutzen  oder  das  Wien- 
sche  Gesetz  über  die  Strahlung  von 
monochromatischem  (einfarbigem)  Licht. 
Die  Zuverlässigkeit  der  Angaben  der 
verschiedenen  Pyrometer,  auf  die  im 
einzelnen  hier  natürlich  nicht  einge¬ 
gangen  werden  kann,  hängt  von  der 
Sicherheit  ab,  mit  der  die  Konstanten  in 
den  Strahlungsgesetzen  bestimmt  sind. 
Das  ist  bis  jetzt  noch  nicht  in  ganz  zu¬ 
friedenstellender  Weise  erreicht,  weshalb 
die  Messungen  mit  optischen  Pyrometern 
noch  nicht  ganz  übereinstimmende  Re¬ 
sultate  ergeben.  Die  weitere  Ausbildung 
dieser  Instrumente  läßt  erwarten,  daß 
bis  zu  den  höchsten  uns  zugänglichen 
Temperaturen  genaue  Messungen  werden 
ausgeführt  werden  können. 

X  X 

Chlorophyll  Das  Chlorophyll  oder 

Blattgrün,  der  Farbstoff, 

der  die  grüne  Farbe  der 
Pflanzen  bedingt,  ist  weder  in  seiner 
chemischen  Konstitution  noch  in  der  Art 
seiner  Wirkung  bereits  völlig  aufgeklärt. 
Es  kommt  diesem  Körper  eine  ganz 
besondere  Bedeutung  im  Haushalt  der 
Natur  zu,  weil  unter  seiner  Mitwirkung 
die  Kohlensäure  aus  der  Luft  von  den 
Pflanzen  zu  organischer  Substanz  assi¬ 
miliert  wird.  Überaus  zahlreich  sind 
die  Bemühungen  der  Chemiker  über 
diesen  wichtigen  Körper  nähern  Auf¬ 
schluß  zu  erhalten,  aber  den  meisten 
Arbeiten  der  Chemiker  über  das  Chlo¬ 
rophyll  aus  dem  vorigen  Jahrhundert 
kommt  kaum  mehr  als  ein  historisches 
Interesse  zu.  Der  Farbstoff  wurde  mit 
Laugen  und  Säuren  behandelt,  wobei  er 
weitgehende  Zersetzungen  erfuhr,  und 
das  Übersehen  dieser  Zersetzungen  gab 
natürlich  zu  schweren  Irrtümern  Ver¬ 
anlassung.  Nur  eine  Erkenntnis  aus 
jener  Zeit  wird  auch  heute  noch  als  zu¬ 
treffend  anerkannt,  nämlich  eine  gewisse 


Verwandtschaft  des  Chlorophylls  mit 
dem  Blutfarbstoff,  dem  Hämoglobin. 
Hoppe-Seyler  / 1879/  verzichtete  auf  die 
Anwendung  von  Laugen  und  Säuren 
bei  der  Behandlung  der  Pflanzenteile, 
erhielt  aber  statt  des  reinen  Chloro¬ 
phylls  nur  ein  Zersetzungsprodukt  von 
ihm,  das  Chlorophyllan.  Nach  Hoppe- 
Seyler  versuchten  die  Chemiker  'nicht 
mehr  das  Chlorophyll  zu  isolieren  son¬ 
dern  studierten  die  bei  der  Behandlung 
mit  Säuren  und  Alkalien  gebildeten 
Spaltungsprodukte.  Doch  gelang  es 
nicht  die  Beziehungen  der  erhaltenen 
Verbindungen  zur  Ursubstanz  zu  ermit¬ 
teln,  und  ebensowenig  wurde  ein  che¬ 
misches  Merkmal  festgestellt,  das  zum 
Vergleichen  des  Farbstoffs  verschiede¬ 
ner  Pflanzen  hätte  dienen  können.  Es 
wurde  nicht  einmal  völlige  Einmütigkeit 
darüber  erzielt,  welche  Elemente  dem 
Molekül  des  Chlorophylls  angehören. 
Der  Züricher  Gelehrte  Richard 
Willstätter  (jetzt  Direktor  am 
Kaiser  Wilhelm-Institut  für  Chemie  in 
Dahlem)  hat  seit  8  Jahren  umfassende 
Arbeiten  zur  nähern  Erforschung  des 
Chlorophylls  unternommen,  über  die  er 
auf  der  letzten  Hauptversammlung  des 
Vereins  deutscher  Chemiker  zu  Bres¬ 
lau  im  September  1913  berichtete,  und 
die  unter  dem  Titel  Untersuchungen 
über  das  Chlorophyll  von  Rieh.  Will¬ 
stätter  und  Art,  Stoll  vor  kurzem  bei 
Julius  Springer  in  Berlin  erschienen 
sind.  Durch  Einwirkung  von  Alkalien 
auf  Chlorophyll  gelang  es  ihm  aus  die¬ 
sem  eine  saure,  im  Wasser  lösliche,  grün 
gefärbte  salzbildende  Gruppe  abzuschei¬ 
den.  Diese  Säure  ließ  sich  in  reinem 
Zustand  darstellen  und  erwies  sich  als 
magnesiumhaltig,  und  zwar  war  das 
Magnesium  nicht  wie  in  Magnesiumsal¬ 
zen  in  einem  elektrolytisch  abspaltbaren 
Zustand  vorhanden  sondern  an  Stick¬ 
stoff  in  eigentümlicher  Form  komplex 
gebunden.  Durch  Behandlung  mit  kon¬ 
zentriertem  Alkali  wurden  tiefgreifende 
Zersetzungen  der  Säure  bewirkt,  aber 
sämtliche  Spaltungsprodukte,  die  Will¬ 
stätter  zusammenfassend  als  Phylline 
bezeichnet,  und  die  sich  teilweise  durch 
schöne  Rot-  und  Blaufärbung  auszeich¬ 
nen,  erwiesen  sich  als  magnesiumhaltig. 
Magnesium  hat  sich  nach  den  Unter¬ 
suchungen  Willstätters  als  ein  konstan¬ 
ter  Bestandteil  des  Chlorophylls  erge¬ 
ben,  Daß  Magnesia  (die  Sauerstoffver¬ 
bindung  des  Elements  Magnesium)  zu 
den  unentbehrlichen  Pflanzennährstoffen 
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gehört,  war  zwar  schon  seit  langem  be¬ 
kannt;  aber  die  wichtige  Funktion,  die 
dem  Magnesium  in  der  Pflanze  zukommt, 
ist  doch  erst  durch  diese  Untersuchun¬ 
gen  erkannt  worden,  und  die  Landwirt¬ 
schaft  wird  ihre  Aufmerksamkeit  dar¬ 
auf  zu  richten  haben,  ob  die  Versor¬ 
gung  der  Nutzpflanzen  mit  Magnesium¬ 
salzen  ihrem  Bedarf  an  Magnesium  ent¬ 
spricht. 

Die  weitere  Behandlung  der  magnesium¬ 
haltigen  Phylline  mit  Säuren  gab  auch 
Aufklärung  über  die  Einwirkung  von 
Säuren  auf  das  Chlorophyll,  die  einen 
augenfälligen  Farbenumschlag  und  eine 
Änderung  der  Fluoreszenz  seiner  Lö¬ 
sung  hervorruft.  Durch  gelinde  Einwir¬ 
kung  von  Oxalsäure  scheidet  man  aus 
einem  alkoholischen  Blätterextrakt  eine 
in  Alkohol  schwer  lösliche  und  daher 
leicht  in  reinem  Zustand  darstellbare 
Substanz  ab,  das  Phäophytin,  einen 
wachsartigen,  chemisch  indifferenten 
Stoff  von  olivengrüner  Farbe  in  Lösung, 
der  kein  Magnesium  mehr  enthält,  aber 
dem  Chlorophyll  sofort  wieder  ähnlich 
wird,  wenn  in  das  Molekül  ein  Metall 
eingeführt  wird.  Es  gelang  Willstätter 
sogar  Phäophytin  durch  Einführung  von 
Magnesium  in  Chlorophyll  zurückzuver¬ 
wandeln. 

Mit  der  Vervollkommnung  der  Untersu¬ 
chungsmethoden  gelang  es  die  anfangs 
beobachtete  Mannigfaltigkeit  der  Chlo¬ 
rophyllderivate  auf  2  Spaltungsprodukte 
zu  reduzieren  und  festzustellen,  daß  das 
Chlorophyll  aus  allen  Pflanzen  identisch 
ist,  das  heißt  aus  den  selben  Kompo¬ 
nenten  besteht,  einer  blaugrünen  und 
einer  gelbgrünen,  die  Willstätter  als 
Chlorophyll  a  und  Chlorophyll  b  be¬ 
zeichnet.  Ob  diese  beiden  Farbstoffe 
erst  bei  der  Extraktion  des  Farbstoffs 
getrennt  werden,  oder  ob  beide  schon  in 
der  Pflanze  neben  einander  bestehen, 
konnte  bisher  noch  nicht  entschieden 
werden.  Auch  die  Frage  der  Konstitu¬ 
tion  der  beiden  Chlorophyllkomponen¬ 
ten  ist  bis  jetzt  noch  nicht  völlig  klar¬ 
gestellt,  und  ihre  endgültige  Lösung 
dürfte  noch  manche  Schwierigkeit  be¬ 
reiten,  Das  Ziel,  das  Willstätter 
sich  für  seine  weiteren  Untersuchun¬ 
gen  gesteckt  hat,  ist:  das  bei  der  Assi¬ 
milation  wirksame  System  vollständig 
zu  erforschen  und  schließlich  mit  Hilfe 
der  isolierten  Komponenten  die  Assi¬ 
milation  außerhalb  der  Pflanze  zu  be¬ 
wirken. 

Die  Erreichung  dieses  Zieles  wäre  von 
der  allerhöchsten  Bedeutung,  Bisher 


sind  wir  vollständig  auf  die  Tätigkeit 
der  Pflanzen  angewiesen,  um  anorga¬ 
nische  Substanz  in  Eiweiß  und  Kohle¬ 
hydrate  zu  verwandeln,  so  daß  die 
Tätigkeit  der  Pflanzen  eine  notwendige 
Bedingung  für  alles  irdische  Leben  ist, 
Willstätters  Arbeiten  eröffnen  die  Per¬ 
spektive  auf  die  künstliche  Gewinnung 
der  für  das  Leben  notwendigen  orga¬ 
nischen  Stoffe. 

X  X 

KurzeChronikDer  4,  Komet  des  Jah¬ 
res  1913,  191 3 d  (siehe  diese 
Rundschau,  in  diesem  Band, 
pag,  70),  hat  sich  als  identisch  mit  dem 
erwarteten  kleinen  periodischen  Kome¬ 
ten  Westphal  erwiesen;  inzwischen  ist, 
am  23,  Oktober  1913,  auf  der  Bamberger 
Sternwarte  von  Zinner  ein  5.  und  am 
17.  Dezember  von  Delavan  auf  der 
argentinischen  Sternwarte  La  Plata  ein 
6.  Komet,  1913e  und  f,  entdeckt  worden. 
Auch  1913e  scheint  mit  einem  im  Jahr 
1900  entdeckten  periodischen  Kometen 
identisch  zu  sein.  Von  den  6  neuen 
Kometen  des  Jahres  1913  würden  dem¬ 
nach  nur  4  als  wirklich  vorher  noch 
nicht  gesehen  zu  betrachten  sein.  X  Am 
6.  Januar  ist  auf  der  Nizzaer  Stern¬ 
warte  auf  photographischem  Weg  von 
Lagrula  ein  neuer  kleiner  Planet  ent¬ 
deckt  worden.  X  Eine  neue  Privat- 
sternwarte,  von  ihrem  Eigentümer 
Nordlind-Lund  Uranienberg  genannt,  ist 
bei  Schonen  in.  Schweden  errichtet  wor¬ 
den,  X  An  der  Berliner  Universität 
ist  ein  2.  Lehrstuhl  für  theoretische 
Physik,  zur  Entlastung  des  Professors 
Planck,  errichtet  worden,  für  den  Max 
von  Laue  (Zürich)  ausersehen  ist.  X  Der 
Aachener  Physiker  Professor  Jo¬ 
hannes  Stark,  bekannt  durch  Ar¬ 
beiten  auf  den  Gebieten  der  Akustik 
und  der  Elektronentheorie,  ist  zum  kor¬ 
respondierenden  Mitglied  der  Gesell¬ 
schaft  der  Wissenschaften  in  Göttingen 
gewählt  worden. 

X  X 

Literatur  Ein  physikalisch  -  histori¬ 
sches  Buch  sind  die  Er¬ 
gebnisse  der  Physik  während 
33  Jahre  (1875  bis  1908)  von  Arthur 
Schuster  /Leipzig,  Barth/.  Es  ist 
die  von  Guido  Szivessy  besorgte 
deutsche  Ausgabe  der  4  Vorlesungen, 
die  der  Verfasser  über  das  genannte 
Thema  im  März  1908  an  der  Universi¬ 
tät  Kalkutta  gehalten  und  vor  der 
Drucklegung  der  englischen  Ausgabe  im 
Jahr  1911  dem  damaligen  Stand  der 
Wissenschaft  angepaßt  hat.  Der  Ver» 
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fasser  gibt  nicht  eine  trockene  Darle¬ 
gung  der  physikalischen  Forschungser¬ 
gebnisse  sondern  schildert  die  Wand¬ 
lungen  der  Anschauungen  in  dem  be¬ 
trachteten  Zeitraum  so  wie  sie  sich  sub¬ 
jektiv  bei  ihm,  der  ja  an  dem  Fort¬ 
schritt  der  physikalischen  Wissenschaft 
in  dieser  Periode  tätigen  Anteil  genom¬ 
men  hat,  vollzogen  haben.  Der  Verfas¬ 
ser  legt  hierbei  eine  Art  Glaubensbe¬ 
kenntnis  ab  über  viele  Fragen  allge¬ 
meiner,  oft  mehr  philosophischer  Art, 
die  doch  von  großer  praktischer  Be¬ 
deutung  sind,  wie  über  Wesen  und 
Fruchtbarkeit  verschiedener  Methoden 
wissenschaftlicher  Forschung,  über  den 
Wert  von  Hypothesen,  über  die  Gründe 
für  die  Richtung  der  physikalischen 
Forschung  zu  verschiedenen  Zeiten.  Die 
Lektüre  des  Buchs  wird  dem  Leser, 
auch  wo  er  anderer  Meinung  ist,  je¬ 
denfalls  eine  Fülle  von  Anregungen  ge¬ 
ben,  X  In  der  Studie  C,  V,  Boys'  Sei¬ 
fenblasen,  ihre  Entstehung  und  ihre  Far¬ 
ben,  von  der  kürzlich  die  2.  Auflage  der 
von  Dr.  G.  Meyer  besorgten  deutschen 
Ausgabe  erschienen  ist  /Leipzig,  Barth/, 
bringt  der  Verfasser  das  sehr  wichtige 
und  schwierige  Gebiet  der  Kapillarität 
durch  meistens  leicht  nachzumachende 
Experimente  dem  Verständnis  auch  der 
nicht  Vorgebildeten  in  musterhafter 
Darstellung  näher.  Das  Buch  kann  ge¬ 
radezu  als  Musterbeispiel  einer  wissen¬ 
schaftlich  wertvollen  populären  Darstel¬ 
lung  bezeichnet  werden.  X  Ein  Stern¬ 
buch  für  Anfänger  von  Kelvin 
Mckready  ist  in  deutscher  Über¬ 
setzung  von  Max  Ikle  bei  Barth  in 
Leipzig  erschienen.  Das  Buch  will  ohne 
das  mathematische  Rüstzeug  der  Astro¬ 
nomie  Anfängern  und  Laien  die  Freude 
am  Sternenhimmel  vermitteln,  indem  es 
eine  Anleitung  zum  Auffinden  der  Sterne 
und  zum  astronomischen  Gebrauch  der 
einfachsten  Instrumente  (Opernglas, 
Feldstecher,  Mikroskop)  gibt.  Das  Buch 
ist  sehr  schön  auch  mit  Abbildungen 
ausgestattet.  Aber  nicht  an  diesen  son¬ 
dern  an  den  am  Himmel  erscheinenden 
Objekten  selbst  soll  der  Leser  lernen, 
und  diese  Anleitung  zum  Beobachten  des 
Wirklichen  scheint  mir  recht  gut  ge¬ 
lungen  zu  sein.  X  Das  moderne  Be¬ 
leuchtungswesen  behandelt  Dr.  H.  L  u  x 
in  der  Teubnerschen  Sammlung  Aus  Na¬ 
tur  und  Geisteswelt.  Der  den  Lesern  der 
Sozialistischen  Monatshefte  wohlbe¬ 
kannte  Verfasser  ist  als  der  langjährige 
Herausgeber  der  Zeitschrift  für  Beleuch¬ 
tungswesen  einer  der  gründlichsten  Ken¬ 


ner  der  großartigen  Entwickelung,  die 
die  moderne  Beleuchtungstechnik  in  den 
letzten  Jahrzehnten  erfahren  hat,  und  er 
versteht  es  diese  Entwickelung  und  die 
ihr  zugrunde  liegenden  physikalischen 
Tatsachen  in  ebenso  klarer  wie  fesseln¬ 
der  Weise  darzustellen.  Das  Büchlein 
ist  eine  willkommene  Bereicherung  der 
Literatur  über  das  Beleuchtungswesen. 

beschichte  /  Paul  Kampffmeyer 

Vorgeschichte £)|e  Schrift  Professor  Her¬ 
mann  Klaatschs  Die 
Anfänge  von  Kunst  und 
Religion  in  der  Urmenschheiit  /Leipzig, 
Unesma/  ist  reich  an  fruchtbaren  rea¬ 
listischen  Ideen,  aber  auch  an  luftigen 
idealistischen  Hypothesen.  Richtig  ist 
offenbar  die  Feststellung,  dlaß  der  Ur¬ 
mensch  sich  selbst  als  Tier  unter  Tie¬ 
ren  fühlt,  und  daß  ihm  jeglicher  Tren¬ 
nungsversuch  in  unserm  Sinn  fremd  ist. 
Die  Worte  Totem,  Kobong  bezeichnen 
die  Tiere,  mit  denen  der  primitive 
Jäger  verwandt  zu  sein  glaubt.  Jeder 
Stamm  hat  seinen  Totem,  sein  Schutz¬ 
tier,  mit  dem  er  sich  wesensverwandt 
fühlt.  Aus  der  Vorstellung  ider  Wesens¬ 
verwandtschaft  des  Menschen  mit  dem 
Tier  erklärt  Professor  Klaatsch  den 
Totemismus.  Das  Tier  nähert  sich  an¬ 
fänglich  dem  Menschen  ohne  Furcht, 
und  der  Mensch  kann  idas  arglose  Wesen 
leicht  erschlagen,  Aber  er  tötet  das  ihm 
so  nahestehende  Tier  nur  widerwillig, 
aus  Not.  Unbegreiflich  sind  ihm  die 
Entstehung  und  der  Tod  des  Menschen; 
und  beide  rätselhaften  Erscheinungen 
verknüpft  er  mit  den  Tieren,  Die  Seele 
des  in  seiner  Nähe  weilenden  Tieres 
schlüpft  in  den  schwängern  Leib  der 
Frau,  die  Seele  des  sterbenden  Men¬ 
schen  in  den  Leib  des  Tieres.  Damit 
meint  Professor  Klaatsch  den  Seelen¬ 
wanderungsglauben  erklärt  zu  haben. 
Gewisse  Totengebräuche,  die  Baum¬ 
bestattung,  bringt  er  mit  der  Vorstellung 
in  Verbindung:  der  verstorbene  Mensch 
soll  den  Vögeln  zum  Fraß  vorgelegt 
werden,  damit  er  leicht  in  den  Vogelleib 
wandern  kann.  Dieser  Vorstellung  von 
einer  Entfesselung  der  Seele  läuft  je¬ 
doch  schnurstracks  die  Vorstellung  von 
der  Notwendigkeit  der  Fesselung  der 
Seele  entgegen,  damit  sie  keinen  Scha¬ 
den  anrichten  könne.  Massenhaft  fin¬ 
den  sich  Fesselmumien  in  der  neuern 
Steinzeit  und  dann  heute  noch  auf  den 
Südseeinseln,  Neuguinea,  in  Amerika,  in 
Afrika  bei  den  Hottentotten,  bei  den 
Eskimos  usw.  Den  Kannibalismus  führt 
Klaatsch  auf  den  Wunsch  der  Wilden 
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zurück  sich  die  Eigenschaften  des  Toten 
anzueignen.  »Der  Uraustralier  ist  Kanni¬ 
bale  aus  Liebe,  Pietät,  Furcht  und  Aber¬ 
glaube.«  In  allen  Erscheinungen,  auch 
Naturerscheinungen,  erkennt  der  Wilde 
ein  direktes  oder  entferntes  Wirken  des 
Menschen,  des  lebenden  oder  des  toten. 
Weit  in  die  Ferne  kann  der  Mensch  wir¬ 
ken:  er  kann  seinen  Gegner  töten,  wenn 
er  dessen  Abbild  tötet.  Mit  der  Vor¬ 
stellung  von  dem  zauberhaften  Wirken 
des  Menschen  in  die  Ferne  bringt 
Klaatsch  die  Skulpturen  und  Gruppen¬ 
malereien  der  Eiszeitkunst  in  engsten  Zu¬ 
sammenhang.  Durch  Tierbilder,  durch 
Bilder  erjagter  Tiere  wollte  der  Mensch 
Herrschaft  über  die  Tiere  gewinnen. 
Nicht  ein  dunkler  Kunsttrieb  hat  also 
nach  Klaatsch,  wenn  ich  ihn  richtig  ver¬ 
stehe,  die  Grottenmalereien  geschaffen, 
sondern  die  Lebensfürsorge.  Das  ist 
eine  recht  geistvolle  und  in  gewissem 
Grad  auch  einleuchtende  Hypothese.  Auf 
Widerstand  wird  aber  die  weitere  Hypo¬ 
these  stoßen,  daß  die  Idee  des  persön¬ 
lichen  Gottes  auf  bestimmte  Herrschafts¬ 
zustände  in  der  Horde,  auf  bestimmte 
Herrschaftspersönlichkeiten  in  dieser 
primitiven  Gemeinschaftsform  zurückzu¬ 
führen  ist.  Die  Horde  mit  ihrer  starken 
Gruppenbildung,  mit  ihren  Gruppenmen¬ 
schen  mußte  der  Persönlichkeitsvorstel¬ 
lung  mehr  entgegenwirken  als  sie  för¬ 
dern.  Sehr  in  das  luftige  Hypothesen¬ 
gebiet  scheinen  mir  seine  Ausführungen 
über  die  präanthropischen  Quellen  der 
Religion  zu  führen.  Die  abergläubische 
Furcht  des  Menschen  vor  Schlangen 
läßt  Professor  Klaatsch  schon  dem  ur¬ 
alten  Kampf  zwischen  Säugetier  und 
Reptil  entstammen.  Der  Affe  hat  eine 
merkwürdige  Angst  vor  Reptilien.  Die 
religiöse  Vorstellung  von  der  teuflischen 
Schlange  greift  also  nach  Klaatsch  in 
vormenschliche  Zeiten  zurück.  Hier 
wuchert  die  Hypothese  gar  zu  üppig. 

X  X 

Renaissance  Der  2,  Band  von  Luca 
Landuccis  Werk  Ein  floren- 
tinisches  Tagebuch,  das  in 
der  Sammlung  Das  Zeitalter  der  Re¬ 
naissance  bei  Eugen  Diederichs  in  Jena 
erschien,  .und  über  dessen  1.  Band  in 
dieser  Rundschau  (1913,  1.  Band,  pag. 
322  f.)  bereits  berichtet  wurde,  umfaßt 
die  Zeit  von  1450  bis  1516,  Das  Tage¬ 
buch  Landuccis  ist  dann  anonym  bis 
1542  fortgesetzt  worden.  Die  Heraus¬ 
geberin  und  Übersetzerin,  Marie  Herz¬ 
feld,  hat  das  Tagebuch  mit  ausführlichen 
Erklärungen  versehen,  die  uns  die  Be¬ 
deutung  vieler  der  historischen  Auf¬ 


zeichnungen  Landuccis  erst  verständlich 
machen.  An  erschütternden  Ereignissen 
überreich,  stürzte  das  Leben  der  Floren¬ 
tiner  der  Renaissancezeit  in  gewaltsamer 
Hast  und  in  jähen  Übergängen  dahin. 
Von  einem  Dahinfließen  dieser  /Tage 
kann  man  wahrlich  nicht  reden.  Erst 
diese  Häufung  von  blutigen  Mordtaten, 
entsetzlichen  Unglücksfällen,  mörderi¬ 
schen  Epidemieen  und  verheerenden 
Hungersnöten,  die  Landucci  mit  nüchter¬ 
nem  Ernst  bucht,  gibt  uns  eine  Vorstel¬ 
lung  von  der  Tragik  dieser  Geschichts¬ 
periode.  In  das  Düstere  dieser  wild 
leidenschaftlichen  Zeit  dringt  allerdings 
dann  und  wann  der  goldene  Glanz  der 
Kunst  der  schöpferischen  Meister  jener 
Tage.  So  erzählt  das  Tagebuch  unter 
anderm  die  Aufstellung  des  David  von 
Michelangelo,  Im  allgemeinen  scheint 
eine  gewisse  Hiobsstimmung  über  der 
florentinischen  Gesellschaft  zu  liegen. 
Dieser  Stimmung  gibt  Landucci  einmal 
nach  dem  Brand  seines  Hauses  folgen¬ 
den  Ausdruck:  »Aber,  weil  ich  die 
Widerwärtigkeiten  annehme,  wie  ich  den 
Wohlstand  annahm,  und  darum  für  das 
eine  wie  das  andere  dem  Herrn  vielen 
Dank  sage,  so  bitte  ich,  daß  er  mir 
meine  Sünden  verzeihe  und  mir  alle 
jene  Dinge  schicke,  die  zu  seinem  Ruhm 
sind.  Es  sei  Gott  stets  gepriesen  von 
jeglicher  Kreatur,  und  mit  dieser  Medi¬ 
zin  kann  jedermann  jede  Krankheit  hei¬ 
len  und  jeden  Schmerz.  Man  kann  vom 
heiligen  Hiob  lernen,  welcher  sagte: 
Dieser  selbe  Herr,  welcher  mir  es  gab, 
dieser  selbe  hat  es  mir  genommen;  es 
sei  Gott  gelobt.«  Im  Zeitgeist  gehalten 
sind  die  Tagebucheintragungen  über 
zahlreiche  Wundertaten,  so  die  Erzäh¬ 
lung  von  der  Figur  der  heiligen  Jung¬ 
frau,  die  keusch  ihre  Augen  vor  den 
Unanständigkeiten  eines  Badehauses 
schloß.  Von  kulturhistorischer  Bedeu¬ 
tung  ist  die  eingehende  Schilderung  des 
päpstlichen  Einzugs  »mit  so  außer¬ 
ordentlichen  Ehren  und  unglaublichen 
Unkosten«  am  30.  November  1515, 

X  x 

Rußlands  Die  soziologischen  Skizzen 
SÄI"1 '  T  h.  G.  M  «  s  a  r  y  k  s  Zur 
russischen  Geschichts-  und 
Religionsphilosophie  / Jena,  Diederichs/ 
lassen  uns  lebendig  die  Eigenart  russi¬ 
scher  Kultur  erfassen.  Wir  atmen  russi¬ 
schen  Erdgeruch  ein,  wenn  wir  mit  Ma- 
saryk  die  Einsiedeleien  in  der  Nähe 
Moskaus  aufsuchen,  und  unsere  Sinne 
nehmen  unmittelbar  ein  wesentliches 
Stück  Mittelalter  wahr,  wenn  wir  mit 
ihm  das  Kloster  Troicko-Sergiewskaja 
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Lavra  betreten.  Und  es  ist  dem  Ver¬ 
fasser  trefflich  gelungen  uns  in  der 
Ideen-  und  Gefühlswelt  Altrußlands 
heimisch  werden  zu  lassen.  Den  Ein¬ 
fluß  Byzanz'  auf  das  staatliche  und  kirch¬ 
liche  Leben  Rußlands,  namentlich  auf 
die  politische  Zentralisation  des  Landes, 
legt  er  sehr  anschaulich  dar.  Moskau 
wird  das  »dritte  Rom«.  Gegen  die  staat¬ 
liche  Zentralisation  und  die  Staats¬ 
kirche  lehnt  sich  der  Raskol,  eine  oppo¬ 
sitionelle  Volksbewegung  von  demokra¬ 
tischem  und  landschaftlich-autonomisti- 
schem  Charakter,  auf,  Altrußland  wird 
dann  unter  Peter  dem  Großen  gewalt¬ 
sam  europäisiert;  der  Moskauer  Staat 
wandelt  sich  in  einen  absolutistischen 
Staat  nach  europäischem  Muster,  Der 
Raskol  brandmarkt  Peter  den  Großen 
als  den  Antichrist,  und  der  gewalttätige 
Zar  ahndet  diese  Propaganda  mit  der 
Todesstrafe.  Die  Kirche  wird  völlig  dem 
Zaren  unterworfen.  Im  Synod  wird 
eine  hierarchisch-bureaukratische  Insti¬ 
tution  geschaffen,  in  dem  der  weltliche 
Vertreter  des  Kaisers,  der  Oberprokuror, 
den  entscheidenden  Einfluß  hat.  Masa- 
ryk  gibt  eine  ganze  Kulturgeschichte 
Rußlands,  er  enthüllt  die  sittliche  Fäul¬ 
nis  des  Hofes  und  der  Aristokratie  unter 
Katharina  II,,  dieser  »gekrönten  Dirne«, 
die  an  ihre  Zuhälter  Millionen  über 
Millionen  verschwendete.  So  erhielt  die 
Familie  Orlow  allein  17  Millionen 
Rubel  und  45  000  Seelen.  Unter  Alexan¬ 
der  I,,  dem  Haupt  der  heiligen  Allianz, 
setzt  eine  theokratische  Reaktion  ein. 
Der  gewaltsame  Kampf  gegen  die 
Wissenschaft  erreicht  seine  Höhe  unter 
Nikolaus  I.  Als  Aufgabe  der  Universi¬ 
täten  wird  bezeichnet:  »Erziehung  von 
treuen  Söhnen  für  die  orthodoxe  Kirche, 
treuer  Untertanen  für  den  Kaiser,  guter 
und  nützlicher  Bürger  für  das  Vater¬ 
land.«  Es  werden  22  Spezialzensuren 
eingeführt,  und  jede  Kritik  der  Regie¬ 
rung  und  der  Ämter  wird  verboten.  Zu 
einem  Ministerbericht,  der  mit  dem  Wort 
Fortschritt  endete,  bemerkte  Nikolaus: 
»Fortschritt?  Was  für  ein  Fortschritt? 
Dieses  Wort  aus  der  offiziellen  Sprache 
ausmerzen.«  Die  Aristokratie  fällt  von 
den  politischen  freiheitlichen  Ideen  der 
Dekabrrsten  ab.  Aber  so  politisch  rück¬ 
ständig  auch  dieser  Zar  war,  den  Prozeß 
der  fortschreitenden  Industrialisierung 
und  Kapitalisierung  Rußlands  mußte  er 
bewußt  und  unbewußt  unterstützen.  Der 
Reaktionsperiode  Nikolaus'  folgt  die  Re¬ 
formperiode  Alexanders  II.:  die  Bauern¬ 
befreiung,  die  Umgestaltung  der  Admi¬ 
nistration  usw.  Nach  einer  kurzen  libe¬ 


ralen  Pause  setzt  die  verstärkte  theokra¬ 
tische  Reaktion  ein.  Der  Zar  fällt  dem 
Terror  zum  Opfer,  die  organisierten 
Gruppen  der  Revolution  löst  idann  die 
Massenrevolution  ab.  Die  sozialen  Zu¬ 
stände  Rußlands  sind  in  dem  Masaryk- 
schen  Geschichtswerk  durch  zahlreiche 
Tatsachen  charakterisiert.  So  entneh¬ 
men  70,7  %  der  Bauern  ihrem  Boden 
weniger  als  das  Existenzminimum  aus¬ 
macht,  20,4  %  ernähren  sich  zwar,  aber 
vermögen  das  Vieh  nicht  zu  ernähren, 
nur  8,9  %  können  über  den  Hausbedarf 
verkaufen.  Die  von  Witte  1903  einge¬ 
setzte  Agrarkommission  stellte  fest:  »Bei 
normaler  Ernte  bleibt  das  Ernährungs¬ 
quantum  des  Bauern  (durchschnittlich 
um  30  %  unter  dem  zur  Aufrechterhal¬ 
tung  der  Kräfte  eines  erwachsenen  Land¬ 
arbeiters  physiologisch  notwendigen  Mi¬ 
nimum.« 

Professor  Masaryk  behandelt  sehr  fes¬ 
selnd  die  Probleme  der  russischen  Ge- 
schichts-  und  Religionsphilosophie.  Im 
Mittelpunkt  des  russisch  philosophischen 
Denkens  steht  die  Ethik.  Die  russischen 
philosophischen  Geister  fragen  nicht  nur 
nach  »dem  Sinn  des  Lebens  in  ab¬ 
stracto«,  sondern  fragen  vor  allem  nach 
dem  »Sinn  des  russischen  Lebens,  der 
russischen  Gesellschaftsordnung  und  ihrer 
Geschichte«.  Im  2.  Teil  seiner  Skizzen 
kennzeichnet  Masaryk  kurz  die  Grund¬ 
richtungen  der  neuen  europäischen 
Philosophie.  Historisch-kritisch  wertet 
er  namentlich  das  Slawophilen- 
tum  und  sucht  geistvoll  den  slawo- 
phileo  Messianismus  durch  die  gesell¬ 
schaftliche  und  philosophische  Lage  der 
nachrevolütionären  Restauration  und 
Reaktion  zu  erklären.  Gegen  die  Über¬ 
schätzung  des  russischen  Panslawismus 
macht  Masaryk  entschieden  Front.  In 
Rußland  (in  Europa  und  Asien)  seien 
mindestens  48  Nationalitäten  vorhanden. 
Nicht  der  Panslawismus  sei  für  Europa 
und  namentlich  für  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  gefährlich,  sondern 
die  170  Millionen  Bewohner  des  euro¬ 
päischen  und  asiatischen  Rußlands. 
Nach  einer  Schätzung  wird  die  Zahl  der 
Bevölkerung  um  das  Jahr  2000  derart 
anwachsen:  Österreich  54,  Ungarn  30, 
Deutschland  165,  Italien  58,  Frankreich 
64,  England  145,  Rußland  europäisch  400, 
mit  Asien  500,  Vereinigte  Staaten  1195 
Millionen.  Bei  Peters  Tod  hatte  Ruß¬ 
land  kaum  15  Millionen.  Die  Ideengänge 
der  großen  Vertreter  des  Westtums,  Be- 
linskij  an  der  Spitze,  werden  lichtvoll 
dargelegt.  Die  soziologischen  Skizzen 
Masaryks  schließen  mit  einer  feinen 
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Analyse  des  philosophischen  und  poli¬ 
tischen  Radikalismus  Alexander  Her¬ 
zens.  Die  vielfachen  Wandelungen 
Herzens,  seinen  slawophilen  Messianis¬ 
mus,  seinen  Föderalismus  und  Anar¬ 
chismus,  seine  Abkehr  von  Bakunin  er¬ 
örtert  Masaryk  fesselnd. 

Die  soziologischen  Skizzen  Masaryks 
sind  als  ein  hervorragendes  Werk  zur 
Einführung  des  Westeuropäers  in  die 
Geisteskultur  Rußlands  zu  werten,  das 
auf  bleibenden  Wert  Anspruch  erheben 
kann, 

X  ...  .  X 
Bebel  Über  die  ersten  beiden 

Bände  von  August  Bebels 

Memoiren  (Aus  meinem 
Leben  /Stuttgart,  Dietz/)  hat  hier 
Eduard  Bernstein  ausführlicher  geschrie¬ 
ben  (siehe  seinen  Artikel  Bebel  und  die 
Partei,  in  den  Sozialistischen  Monats¬ 
heften,  1911,  3.  Band,  pag.  1456  ff,).  Der 
Tod  hat  Bebel  ereilt,  bevor  er  den  3. 
Band  herausgeben  konnte.  Das  hat  jetzt 
K,  Kautsky  für  ihn  getan.  Dieser  3. 
Band  beginnt  mit  Aufzeichnungen  über 
die  Beratungen  des  Ausnahmegesetzes. 
Aus  der  Bebelschen  Darstellung  der 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  gewinnt 
man  ein  erschütterndes  Bild  des 
Zerstörungswerks,  das  die  kapitalistische 
Ordnung  an  der  aufbauenden  Kultur¬ 
arbeit  der  sozialistischen  Arbeiterschaft 
verübt  hat.  In  vielen  Punkten  berichtigt 
Bebel  die  verbreitete  Ansicht  von  der 
Kopflosigkeit  der  Führer  gegenüber  den 
Schlägen  des  Ausnahmegesetzes,  die  auf 
die  Partei  herabsausten.  »Wohl  gab  es 
unter  den  Führern  (das  Wort  im  wei¬ 
testen  Sinn  genommen)  mehr  Marodeure 
und  Hasenfüße  als  uns  lieb  war,  doch 
die  materielle  Notlage  der  meisten  ent¬ 
schuldigt  vieles.  Aber  auch  in  den 
Massen,  namentlich  in  den  mittleren  und 
kleinen  Orten,  herrschte  vielfach  Nieder¬ 
geschlagenheit  und  Tatenlosigkeit.«  Ent¬ 
gegen  allen  Versicherungen  vom  Regie¬ 
rungstisch  aus,  daß  durch  das  Aus¬ 
nahmegesetz  nur  die  sogenannten  um- 
stürzlerischen  Tendenzen  der  Sozial¬ 
demokratie  getroffen  werden  sollten, 
fielen  die  Regierungen  über  alle,  selbst 
die  gesetzlichsten  und  friedfertigsten 
Kundgebungen  der  organisierten  Ar¬ 
beiterschaft  her.  Selbst  ganz  farblose, 
von  Sozialdemokraten  herausgegebene 
Blätter  mordete  die  Guillotine  ides  Aus¬ 
nahmegesetzes.  Etwaige  Beschwerden 
gegen  die  häufig  ganz  willkürlichen  Ver¬ 
bote  von  Zeitschriften  usw.  konnten 
einer  Beschwerdekommission  des  Rei¬ 
ches  unterbreitet  werden.  Aus  welchen 


Elementen  diese  Kommission  aber  zu¬ 
sammengesetzt  war,  das  zeigt  eine  Tage¬ 
buchaufzeichnung  des  Kultusministers 
Bosse  unter  dem  20.  Oktober  1878,  Der 
preußische  Justizminister  strich  im  Hin¬ 
blick  auf  idie  Zusammensetzung  der 
Kommission  die  preußischen  Richter 
überhaupt  als  »praktisch  zuverlässig« 
heraus.  »Fürst  Bismarck  meinte,  wenn 
die  preußischen  Juristen  alle  so  wären 
wie  der  Staatsanwalt  Tessendorf,  dann 
wären  sie  in  der  Rekursinstanz  zu 
brauchen;  aber  die  preußischen  Staats¬ 
anwälte  fühlten  sich  meist  nicht  als  Re¬ 
gierungsbeamte,  sondern  als  souveräne 
Richter,  Den  badischen  Oberstaats¬ 
anwalt  Kiefer  ibezeichnete  er  als  ab¬ 
schreckendes  Beispiel.  An  badische 
Richter  könne  man  also  für  die  Kom¬ 
mission  nicht  denken.«  Bebel  bringt 
dann  in  dem  Abschnitt  Die  ersten 
öffentlichen  Lebenszeichen  der  Partei  ein 
beweiskräftiges  Material  für  seine  An¬ 
sicht  herbei,  daß  sich  tatsächlich  Füh¬ 
rer  und  Massen  gleich  nach  der  kata¬ 
strophenartigen  Vernichtung  der  fest¬ 
gefügten  sozialdemokratischen  Partei¬ 
organisation  recht  tapfer  schlugen.  Tief 
blicken  wir  in  die  Vorgänge  hinein,  die 
zur  Gründung  der  illegalen  Parteipresse 
führten.  In  dieser  Hinsicht  sind  die 
Briefe  Bebels  an  Vollmar  und  Engels 
von  großem  Interesse.  Das  von  Höch¬ 
berg  herausgegebene  Richtersche  Jahr¬ 
buch,  das  durch  den  Artikel  Rückblicke 
auf  die  sozialistische  Bewegung:  Kri¬ 
tische  Aphorismen  von  ***,  heftige 
Auseinandersetzungen  in  der  Partei 
hervorrief,  wertet  Bebel  dann  eingehend. 
In  diese  Parteiaffäre  spielen  auch  sehr 
heftige  Briefe  Friedrich  Engels'  gegen 
das  Dreigestirn  Schramm,  Höchberg  und 
Bernstein  hinein.  Eine  rücksichtslose 
Parteikritik  enthält  namentlich  der  En- 
gelssche  Brief  vom  23.  Oktober  1879.  En¬ 
gels  ist  schwer  über  die  Reden  Kaysers 
in  der  Schutzzollfrage  und  über  den 
Rechenschaftsbericht  der  Partei,  dem  er 
»unangenehme  Konizessionen  an  den 
deutschen  Philister«  nachsagt,  verärgert. 
In  seinem  Brief  vom  24.  November  1879 
begrenzt  Engels  genau  die  Fragen,  »in 
denen  sozialdemokratische  Abgeordnete 
aus  der  reinen  Negation  heraustreten« 
können.  Es  sind  dies  die  Fragen  des 
Arbeiterschutzes,  der  »Verbesserungen 
im  rein  bürgerlichen  Sinn«.  In  allen  an¬ 
deren  ökonomischen  Fragen  (in  Schutz¬ 
zoll-,  Verstaätliohungs-,  Assekuranz¬ 
fragen)  müssen  die  sozialdemokratischen 
Abgeordneten  den  Standpunkt  behaup¬ 
ten  »nichts  zu  bewilligen,  was  die  Macht 
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der  Regierung  gegenüber  dem  Volk  ver¬ 
stärkt«:  eine  Maxime,  die  allerdings 
später  der  Wirksamkeit  der  Partei  zu 
enge  Grenzen  gezogen  ihätte,  daher  fallen 
mußte.  Über  die  internen  Verhältnisse 
der  Verbreitung  des  Züricher  Sozial¬ 
demokraten  teilt  dann  Bebel  manche 
charakteristischen  Details  mit.  Sehr 
lustig  sind  die  Beziehungen  des  jetzigen 
Königs  Peter  von  Serbien  zu  dem  sozial¬ 
demokratischen  Schneider  Beck  erzählt. 
»Um  sich  ein  wenig  herauszuhelfen,  ver- 
anlaßte  er  den  Schneider  Beck  ihm  seine 
Rechnungen  50  %  höher  im  Preis  anzu¬ 
setzen,  Sobald  dann  Peters  Rechnung 
von  dessen  Angehörigen  bezahlt  wurde, 
erhielt  Peter  von  Beck  die  überschießen¬ 
den  Beträge  zurück.«  Viele  historische 
Tatsachen  zur  Kennzeichnung  der 
Polizeiwirtschaft  unter  dem  Ausnahme¬ 
gesetz  faßt  das  Kapitel  Bebels  Kämpfe 
mit  der  deutschen  Polizei  zusammen. 
Der  Streit  mit  Most  und  Hasselmann 
wird  auf  dem  Wydener  Kongreß  zum 
Abschluß  gebracht,  über  den  uns  Bebel 
recht  lebendig  berichtet.  Der  »Canossa¬ 
gang  nach  London«  führt  uns  in  die 
Häuslichkeit  von  Marx  und  Engels,  In 
London  sprechen  sich  Bebel  und  Bern¬ 
stein  gründlich  mit  Mohr  und  dem 
General  aus,  und  ein  friedliches  Ver¬ 
hältnis  zwischen  London  und  Zürich  ist 
nun  geschaffen.  Von  geschichtlicher  Be¬ 
deutung  sind  die  Erinnerungen  Bebels 
an  die  erste  Session  des  Reichstags  im 
Jahr  1881,  an  die  Erklärung  des  kleinen 
Belagerungszustands  über  Leipzig,  an 
seine  Wahl  in  den  sächsischen  Landtag 
und  an  die  allgemeinen  Reichstags¬ 
wahlen  im  Herbst  1881.  Das  verbreche¬ 
rische  Manöver  des  Polizeirats  Rumpf 
stellt  Bebel  anschaulich  dar.  In  die  in¬ 
time  Parteigeschichte  geleitet  uns  dann 
das  Kapitel  Unstimmigkeiten.  Hart 
ringen  1882  in  der  Partei  die  »Radi¬ 
kalen«  mit  den  »Kompromißsüchtigen« 
und  »Ruhebedürftigen«.  Bebel  hält  in 
einem  Brief  an  Auer  vom  4.  Januar  1882 
eine  gründliche  Aussprache  der  Partei¬ 
genossen  für  dringend  notwendig,  um 
den  bestehenden  Zustand  der  Dinge  und 
die  wahrscheinliche  Zukunft  zu  erfassen, 
und  »nicht  um  eine  Spaltung  zu  ver¬ 
hüten,  denn  diese  kommt  am  Ende  doch, 
wenn  erst  sich  die  Dinge  weiter  ent¬ 
wickeln«,  In  dem  Brief  an  Engels  vom 
1.  Oktober  1882  kritisiert  Bebel  scharf 
einen  radikalen  Artikel  Vollmars  im 
Sozialdemokraten,  der  die  Beibehaltung 
des  Ausnahmegesetzes  für  wünschens¬ 
wert  erklärte,  weil  dadurch  die  Partei 
zum  Entscheidungskampf  gedrängt 


würde.  In  dieser  Kritik  offenbart  sich 
der  kluge  Taktiker  Bebel. 

In  seinem  Nachwort  ergänzt  K.  Kautsky 
die  Korrespondenz  zwischen  Bebel  und 
Engels  durch  einige  sehr  charakte¬ 
ristische  Schreiben  beider  Männer.  Dieser 
3.  Band  bringt  uns  den  temperament¬ 
vollen  Bebel  viel  näher  als  der  vorige. 
In  ihm  steckt  eben  mehr  von  Bebels 
kämpferischer  Persönlichkeit. 

X  X 

Geschichts  -  Am  29.  September  1913 
un  err  c  wurde  zu  Marburg  an  der 
Lahn  der  Verband  deut¬ 
scher  Geschichtslehrer  gegründet.  Die 
interessanten  Verhandlungen  der  Grün¬ 
dungsversammlung  sind  in  Vergangen¬ 
heit  und  Gegenwart,  einer  bei  Teubner 
erscheinenden  Zeitschrift  für  den  Ge¬ 
schichtsunterricht  und  staatsbürgerliche 
Erziehung  wiedergegeiben.  Der  Gymna¬ 
sialdirektor  Dr.  Friedrich  Neubauer 
(Frankfurt  am  Main)  verbreitete  sich 
über  die  Aufgaben  des  neuen  Verbands. 
Professor  Ernst  Bernheim  (Greifswald) 
gab  in  seinem  Vortrag  über  die  Vorbil¬ 
dung  der  Geschichtslehrer  wertvolle 
Fingerzeige,  um  den  historischen  Unter¬ 
richt  anschaulich  und  lebendig  zu 
machen.  Im  Geschichtsunterricht  müsse 
in  seinem  ganzen  Verlauf  bürgerkund- 
licher  Stoff  und  politische  Einsicht  über¬ 
mittelt  werden.  Der  angehende  Histo¬ 
riker  solle  an  irgendeiner  Stelle  der 
Staats-  oder  Kommunalverwaltung  zeit¬ 
weilig  praktisch  beschäftigt  werden.  Die 
Geschichte  müsse  ganz  erfaßt  werden. 
(Professor  Bernheim  beging  aber  einen 
Fehlgriff,  wenn  er  als  Vorbild  für  dieses 
lebendige  Besitzergreifen  der  Geschichte 
den  sehr  einseitigen,  fanatisch-preußi¬ 
schen  Historiker  Heinrich  von  Treitschke 
feierte.)  Vor  allem  müsse  das  histo¬ 
rische  Richtziel  jedes  historischen 
Unterrichts  sein:  historisch  denken  zu 
lehren.  Der  Historiker  brauche  kaum 
eine  Funktion  so  dringend  wie  die  des 
Vergleichens,  Professor  W.  Soltau 
(Zabern)  referierte  dann  über  das  Thema 
Der  Geschichtsunterricht  in  der  Prima 
und  die  Forderungen  der  Reifeprüfung. 
Er  schlug  vor  den  Geschichtsunterricht 
stofflich  durch  die  Berücksichtigung  der 
Kunstgeschichte,  Baugeschichte  und 
Volkswirtschaftslehre  zu  erweitern.  Die 
Schüler  müßten  sich  durch  das  Studium 
berühmter  Geschichtswerke  vollständig 
in  die  einzelnen  Epochen  vertiefen.  Die 
Examensbestimmungen  wären  nach  den 
Grundsätzen  eines  wahrhaft  wissen¬ 
schaftlich  gehaltenen  Geschichtsunter¬ 
richts  einer  Revision  zu  unterziehen.  Die 
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Thesen,  die  Professor  Soltau  seinem 
Vortrag  zugrunde  legte,  lassen  sich  fol¬ 
gendermaßen  zusammenfassen:  Die  Auf¬ 
lösung  des  Abiturientenexamens  in  eine 
Mehrzahl  von  Prüfungsarbeiten  und 
Teilprüfungen  während  der  letzten 
beiden  Schuljahre  und  größere  Selbstän¬ 
digkeit  des  Schülers  (Privatlektüre, 
Schülervorträge  im  Geschichtsunterricht 
der  Prima).  Der  Lehrer  Dobritzsch  kriti¬ 
sierte  in  seinem  Vortrag  Das  Anschau- 
lichkeitspriinzip  im  Geschiohtsvortrag  die 
abstrakte,  blutleere  Darstellung  des  histo¬ 
rischen  Stoffs,  der  historischen  Ereignisse 
in  der  Leitfadengeschichtsschreibung.  Der 
Fütterung  der  Schüler  mit  unverstandenen 
Abstraktionen  schrieb  der  Vortragende 
das  große  Mitläufertum  der  politischen 
Parteien  zu:  Hier  schlug  er  aber  gar 
zu  deutlich  gegen  die  Sozialdemokratie 
aus;  derartige  parteipolitische  Seiten¬ 
hiebe  sollte  doch  ein  Pädagoge  den 
konservativen  Klopffechtern  überlassen, 

X  x 

KurzeChronik Am  16,  Februar  feierte  Pro¬ 
fessor  Ernst  Haeckel 
seinen  80.  Geburtstag. 
Haeckel  hat  den  Darwinismus  zwar  in 
mechanischer  und  unkritischer  Weise 
auf  die  Menschheitsgeschichte  ange¬ 
wandt,  gab  aber  doch  dadurch  den  An¬ 
stoß  zu  sehr  interessanten  soziologischen 
Studien  und  mündlichen  Diskussionen 
über  das  Thema  Sozialismus  und  Dar¬ 
winismus,  X  Der  Analyse  des  Judais¬ 
mus  ist  ein  umfangreiches  Werk  von 
W.  O.  E.  Oesterley  (Cambridge)  und 
G.  H.  Box  (Oxford)  gewidmet,  betitelt 
The  Religion  and  Worship  of  the  Syna- 
gogue  /London,  Pitman/.  Die  Ver¬ 
fasser  geben  im  1,  Teil  eine  historische 
Einführung  und  eine  Untersuchung  der 
Quellen  des  Judaismus  und  behandeln 
dann  im  2.  und  3.  Teil  die  eigentliche 
Lehre  und  die  Praxis  der  jüdischen 
Religion.  In  der  Darstellung  ist  das 
Streben  nach  Objektivität  anzuerkennen; 
doch  hindert  der  christlich-dogmatische 
Standpunkt  der  Verfasser  ein  volles  und 
unbefangenes  Eindringen  in  die  Materie, 
Studiert  man  indessen  das  (sehr  gut  aus¬ 
gestattete  und  auch  mit  interessanten 
Illustrationen  versehene)  Buch  mit  der 
gebotenen  kritischen  Reserve,  so  kann 
es  als  eine  Bereicherung  der  Literatur 
über  dieses  Gebiet  angesehen  werden, 
X  In  weit  höherm  Maß  gilt  das  noch 
von  einem  Buch  von  R.  Travers  Her¬ 
ford,  das  kürzlich  unter  dem  Titel  Das 
pharisäische  Judentum  auch  in  deut¬ 
scher  Sprache  erschien  /Leipzig,  Engel/. 
Diese  eingehende  Untersuchung  stellt 


eine  gründliche  Revision  der  traditio¬ 
nellen  Anschauungen  vom  Pharisä¬ 
ismus  dar,  wie  man  sie  sich  auf 
Grund  der  tendenziösen  Darstellung  im 
Neuen  Testament  (die  aus  der  Animo¬ 
sität  der  von  der  Mutterkirche  sich  los¬ 
lösenden  Tochterkirche  verständlich  ist) 
gebildet  hat.  Hier  wird  der  Versuch 
unternommen  das  pharisäische  Juden¬ 
tum  aus  seinem  eigenen  Wesen,  und 
nicht  wie  sonst  stets  im  Hinblick  auf 
das  Christentum  zu  erklären.  An  Ein¬ 
zelheiten,  die  der  modernen  Religions- 
fcrschung  nicht  mehr  entsprechen,  wird 
man  Kritik  anlegen.  Insgesamt  aber 
kann  die  Lektüre  dieses,  von  Rosalie 
Perles  gut  übersetzten  Buches  allen 
empfohlen  werden,  die  sich  über  diese 
Dinge  ein  eigenes  Urteil  bilden  wollen. 
Sein  Wert  wird  durch  einige  sachkun¬ 
dige  Zusatznoten  von  Felix  Perles,  der 
diese  deutsche  Ausgabe  auch  eingeleitet 
hat,  noch  erhöht.  X  An  der  Arbeit  des 
Professors  Dr.  Walter  Otto  (Greifswald) 
über  Herodes  /Stuttgart,  Metzler/ 
interessiert  kulturhistorisch  besonders 
die  eingehende  Darstellung  der  Bezie¬ 
hungen  Herodes'  I,  zum  Hellenismus. 
Herodes  Antipas  tritt  in  die  Fußtapfen 
.seines  Vaters,  der  ganz  von  der  jüdi¬ 
schen  Kultur  abfiel;  er  gründet  unter 
anderm  die  Stadt  Tiberias  und  gibt  ihr 
eine  Art  hellenistischer  Verfassung.  X 
Eine  Verbindung  von  Geschichte  und 
Literatur  ist  Heinrich  Vollrat  Schu¬ 
machers  Arbeit  über  die  Kaiserin 
E  u  g  e  n  i  e  /Berlin,  Bong/,  von  der  bis 
jetzt  nur  ider  1.  Teil  (Der  Weg  zum 
Thron)  erschienen  ist.  Daß  Schumacher 
durch  seine  romanhafte  Darstellung  der 
Historie  den  Leser  in  fesselnder  Weise 
unterhalten  kann,  hat  er  bereits  durch 
sein  Buch  über,  die  Lady  Hamilton  be¬ 
wiesen  (siehe  diese  Rundsdhau,  1911, 
3.  Band,  pag.  1684). 


KUNST 

Dichtkunst  /  Max  hochdorf 

Märchen  für  Man  möchte  sich  denken, 
Erwachsene  in  .  D 

dan  es  zwei  Komantiker- 

talente  gibt:  Die  einen  ver¬ 
achten  alles  irdisch  Dampfende,  von 
der  Technik  Beschwingte,  die  anderen 
erschaffen  ein  bedeutendes  Durcheinan¬ 
der  gerade  aus  solchen  Elementen, 

Rene  Schickele  ist  einem  gefähr¬ 
lichen  Kampf  seines  Kunstgewissens 
unterworfen.  Er  ist  immer  wieder  ver¬ 

leitet  die  einfache  Erzählung,  die 
Seelenbeichte,  das  schlichte  Dasein  der 
Menschen  zu  beschreiben.  Dann  aber  ist 
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es,  als  ob  er  hinter  der  Lebenswirklich¬ 
keit  noch  wichtigere,  beinahe  metaphy¬ 
sisch  anmutende  Ereignisse  eines  sym¬ 
bolischen  Lebens  erahnen  und  aus¬ 
sprechen  möchte.  Das  heißt,  er  will  sich 
verträumen,  er  will  seine  Träume,  seine 
aus  der  Übersichtigkeit  gewonnenen 
Erfahrungen  gruppieren,  nicht  das  Nahe¬ 
liegende  und  im  Wachen  Aufgenom¬ 
mene,  Dabei  ist  er  doch  ein  auf  den 
Alltag  scharf  eingestelltes  Gemüt,  Er 
sieht,  daß  die  Kriegsläufte  der  letzten 
Zeit  einen  Männerschlag  hervorbrachten, 
der  sich  durch  große  Kraft  des  Helden¬ 
muts  auszeichnete,  Männer  tauchten  da 
auf,  die  für  die  Frauen  ein  Schreck  sein 
mußten,  weil  sie  die  Buntheit  von  hun¬ 
dert  Männern,  deren  Gefährlichkeit  und 
sinnenentzündende  Kraft  in  ihrer  ein¬ 
zigen  Persönlichkeit  verbanden.  Es  ist, 
wie  übrigens  die  Psychopathologen  oft 
beschrieben  haben,  immer  so,  daß  in 
sehr  aufgeregten  Zeiten  (die  Sinne  der 
Frauen  besonders  eifrig  begehren.  Dann 
muß  ein  Mann  kommen,  der  all  des 
Sehnens  Erfüllung  scheint,  und  ihm  wer¬ 
den  sich  bald  alle  Herzen  aufschließen. 
Umgehen  wir  absichtlich  den  medizi¬ 
nisch  -  technischen  Fachausdruck  für 
solche  Tatsache.  Bleiben  wir  nur  bei 
der  Umschreibung  des  für  die  Poesie  aus¬ 
zunutzenden  Frauenschicksals,  Schickele 
hütet  sich,  er  scheut  sich  auf  realere 
Dinge  einzugehen,  etwa  den  Schauplatz 
der  Seelengeschichte  zu  malen.  Das  ist 
alles  im  Nebel,  und  im  phantastischen 
Zentrum  seiner  Geschichte  ist  nur  der 
eben  charakterisierte,  so  leicht  und  so 
glühend  umworbene  Frauentröster,  der 
den  Namen  Benkal  trägt.  Da  sind  Ka¬ 
pitel  von  der  Jugend  Benkals  aufge¬ 
zeichnet.  Ein  bißchen  Jean  Paulisches 
Geschwätz,  archaistische  Stilübung,  Ju¬ 
gendpsychologie  mit  witzigem  Geblinzel. 
Man  fragt  sich,  ob  diese  Jugend  ernst 
zu  nehmen  ist  oder  zum  Lachen.  Dann 
fliegt  in  die  Seele  Benkals,  der  ein  tier¬ 
quälendes  Kind  gewesen  ist  (übrigens 
sind  die  meisten  Kinder  Tierquäler)  die 
Inspiration  hinein.  Hier  fängt  das 
Märchen  an,  aber  auch  die  Unwahr¬ 
scheinlichkeit.  Denn  ebenso  wie  die 
wissenschaftlichen  Ästhetiker  stets  ver¬ 
sagen,  wenn  es  gilt  eine  Erklärung  für 
die  Inspiration  zu  liefern,  wie  sie  sich 
da  mit  religiösem  oder  poetischem  Stil 
behelfen,  so  löst  auch  Schickele  dieses 
Rätsel  nicht.  Sein  Märchen  wird  sprung¬ 
haft,  es  wird  kindlich.  Wenn  wir  jedoch 
diese  Schwäche  überwunden  haben, 
fühlen  wir  wieder  'dem  Benkal  nach, 
wie  er  ein  großer,  übermächtiger  Frauen¬ 


seelendeuter  und  darum  ein  Frauen¬ 
tröster  ist,  wie  er  das  Kunstsymbol  der 
leidenden,  gebärenden,  mutterhaften 
Frau  formt.  Er  hat  sie  alle  in  der  Werk¬ 
statt,  die  Frauen,  deren  Männer  im 
Krieg  bluten  oder  fallen.  Er  hat  die 
gewöhnliche,  die  nur  gebiert,  er  hat  die 
verfeinerte,  die  sich  vor  der  Empfängnis 
schützen  kann  und  nur  erheitert,  und 
er  hat  endlich  die  tolle,  die  entzückend 
widerliche,  die  alle  Männer  aufbringt, 
doch  im  Grund  kalt,  nur  unbändig  ist; 
einer  nur  erhitzt  sie,  einer  nur  besitzt 
sie,  er  eben,  der  hinter  den  Willen  und 
den  Wahnsinn  aller  Frauen  gekommen 
ist,  der  auch  die  Schliche  und  die  ver¬ 
schämte  Schamlosigkeit  dieses  ent¬ 
arteten,  am  schwierigsten  zu  gewinnen¬ 
den  Geschöpfes  erschlichen  hat.  Daß 
Benkal  dann  blöde  wird,  daß  er  in  der 
Verrücktheit  erfriert,  daß  er  ein  star¬ 
render,  glotzender,  gleichgültiger,  aus¬ 
gebrannter  Gast  im  Irrenhaus  wird,  das 
geschieht  zu  plötzlich.  Wenn  doch  in 
dem  Buch  Kapitel  ständen,  die  erzählten, 
wie  über  Benkals  Heiterkeit  und 
Geisteslicht  die  Schatten  sinken!  Ben¬ 
kal,  der  Frauentröster  /Leipzig,  Verlag 
der  weißen  Bücher/  ist  ein  Buch,  das 
zu  schmal  geriet.  Visionen  wurden  nicht 
geklärt,  nicht  erklärt.  Der  Dichter  wehrt 
sich  vielleicht  und  sagt:  Visionen  werden 
durch  derartigen  Handwerkerfleiß  be¬ 
schmutzt  und  zerstört.  Der  Kritiker  ist 
trotzdem  eigensinnig  und  vermißt  ein 
letztes, 

Schickeies  Märchen  hat  doch  eigentlich 
keine  Moral,  Es  erzählt  von  einem 
Menschen,  von  dessen  Gefährtinnen  und 
Feinden,  auch  Wunder.  Mag  sich  der 
Leser,  der  ein  belesener  Literaturkun¬ 
diger  sein  muß,  seinen  Spruch  aus  der 
Fabelei  ableiten.  Albert  Steffen 
ist  weit  abstrakter.  Er  träumt  davon, 
daß  er  die  Menschenschicksale  über¬ 
sehen  könnte  wie  ein  Naturgesetz.  Hier 
hat  nur  die  Jugend,  hat  nur  die  Uner¬ 
fahrenheit  den  Schriftsteller  gefaßt.  Sein 
Auge,  sein  moralisches  und  sein  künst¬ 
lerisches,  dringt  noch  nicht  in  alle 
Lebensbuntheit  ein.  Er  konstruiert,  er 
verallgemeinert  Kunststoffe.  In  seinem 
Buch  Die  Erneuerung  des  Bundes  /Ber¬ 
lin,  S.  Fischer/  verbrüdern  sich  näm¬ 
lich  um  den  Glauben  zum  Gekreuzigten, 
zu  dem  für  die  sehr  gequälten  Menschen 
Gekreuzigten,  sehr  weise,  für  Seelen¬ 
hilfen,  für  Herzenserhöhung  schwär¬ 
mende  Männer,  Das  wird  in  einem  be¬ 
dächtigen  Stil  erzählt,  der  zeigt,  daß 
der  Erzähler  sich  in  einer  erhabenen 
Sphäre  bewegen  will. 
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Auch  Martin  Andersen  Nexö 
schreibt  ein  Märchen,  um  die  Menschen 
über  Schicksalsfälle  zu  belehren  (Das 
Glück  /München,  Langen/).  Nexö,  der 
scharfe  Realist,  der  Geschichtsschreiber 
des  Eroberers  Pelle,  der  Schilderer  des 
wuchtigsten,  des  farbigsten  General¬ 
streikszugs.  Nexö  ist  ironisch  gestimmt. 
Das  Glück,  das  ist  nach  ihm  nicht  eine 
Fee  mit  rosigen  Händen,  die  Blumen 
und  Dukaten  verstreuende  Jungfer, 
deren  Haare  wohlduftend  und  blond- 
üppig  um  die  armen  Schächer  flattern. 
Ein  harter  Reitersmann  auf  einem  ziem¬ 
lich  schäbigen  Gaul  ist  nach  Nexö  das 
Glück.  Der  Glücksreiter  bringt  im 
Grund  nur  Mageres,  nur  das  Nächste, 
nur  das  Notdürftigste  an  Freude  und 
Erfüllung  von  dem,  was  sich  im  Born- 
holmer  Kluftengebirg  die  Steinklopfer 
ausdenken.  Glück  ist  nicht  viel  mehr 
für  sie  als  trocken  Brot  und  dünner 
Kaffee  und  mageres  Fleisch  und  im 
Winter  ab  und  zu  ein  Holzklafter  in  der 
Bodenkammer,  auch  ein  wärmender 
Fetzen  am  Leib,  wenn  der  Schnee  haus¬ 
hoch  vor  der  Hütte  sich  emporschiebt. 
So  ist  das  ernst  angesehene  und  ersehnte 
Glück.  Ein  Steinklopfer,  der  sehr  derbe 
Fäuste  und  ein  abgerackertes  Weib  und 
einen  Haufen  hungernder  Kinder  hat, 
hat  einen  Wunsch:  Er  will  einmal  in  die 
Talfruchtbarkeit,  die  viel  weicher  ist  als 
seine  Steinheimat,  die  er  tagtäglich  ab- 
klopfen  muß,  um  die  paar  Kronen  fürs 
Brot  zu  erlangen.  Und  die  Sehnsucht 
zum  Tal  verwirrt  den  Steinklopfer.  Er 
weiß,  und  es  wurmt  ihn  unbändig,  daß 
er  niemals  auf  eigenem  Ackerland  pflü¬ 
gen  wird.  Und  wie  er  sich's  wieder  be¬ 
kennt,  geht  ihm  der  Lebensmut  abhan¬ 
den.  Er  kriecht  absichtlich  in  die  Nähe 
des  mordenden  Dynamits,  das  den  Fel¬ 
sen  sprengen  soll.  Nicht  sein  ganzer 
Leib,  nur  ein  paar  Gliedmaßen  sterben 
jedoch.  Und  das  wirkt  seltsam  märchen¬ 
wunderbar.  Der  dänische  Staat  hat  näm¬ 
lich  gerade  ein  Arbeiterunfallgesetz  be¬ 
stimmt.  Das  Gesetz  bezahlt  gar  für  so 
verstümmelte  Glieder.  Das  will  nicht  in 
den  Kopf  des  Steinschlägers.  Er  fürch¬ 
tete  im  Gegenteil,  daß  er  noch  bestraft 
werden  könnte,  weil  er  sich  einmal  so 
der  Schwermut  überließ.  Das  Märchen 
spinnt  weiter  des  Mannes  Glück.  Er 
kauft  von  dem  Unfallsgeld  die  Scholle, 
und  wie  er,  gelähmt,  aber  stark  noch, 
den  Pflug  angreift,  lächelt  er  zum 
Glück,  predigt  er  eine  Lobrede  auf  das 
Glück.  Das  hat  Nexö  so  ruhig,  so  liebe¬ 
voll,  so  realistisch  erzählt.  Sein  Märchen 
ist  sehr  menschlich. 


»Man  kann  alles  schön  schildern,  das 
Beste  aber  ist  ein  gutes  Wort  über  einen 
guten  Menschen.«  Nicht  im  Nexöschen 
Märchenbuch  sondern  in  Maxim 
G  o  r  k  i  j  s  Märchen  der  Wirklichkeit 
/Berlin,  Ladyschnikow/  steht  dieser 
Satz.  Er  bewirkt  eine  frohe  Stimmung. 
Er  reißt  zum  Erzähler  hin,  erfüllt  den 
Leser  mit  Sympathie.  In  seinem  russi¬ 
schen  Vaterland  soll  Gorkij  die  Anhäng¬ 
lichkeit  der  Jungen  verloren  haben.  Sie 
werfen  ihm  vor,  daß  er  grob  und  nicht 
gewählt  schreibe,  daß  er  an  der  realen 
Banalität  zu  unvorsichtig'  hafte.  Der 
Ausländer,  der  seine  Märchen  liest,  be¬ 
greift  die  russischen  Kritiker  nicht.  In 
diesem  Buch  ist  Gorkij  von  einer  sitt¬ 
lichen  Güte  und  soigar  dichterischen 
Macht,  die  sehr  rührend  sind.  Nicht, 
weil  er  sich  so  offen  zu  den  sehr  Niedri¬ 
gen  bekennt.  Das  würde  nur  sein  Herz 
offenbaren.  Auch,  weil  er  wirklich 
Poetisches  zeichnet.  Es  ist  die  südliche 
Landschaft,  in  die  er  jede  der  kurzen 
Geschichten  einführt.  Dann  die  Fähig¬ 
keit  ein  Ereignis  des  täglichen  Lebens 
mit  einem  Glanz  (der  Ewigkeit  zu  um¬ 
kleiden,  Die  Tatsache,  daß  Genueser 
Arbeiter  die  Kinder  der  streikenden 
Kameraden  zu  sich  ins  Haus  einluden, 
ist  an  sich  nur  ein  Füllsel  der  Zeitung. 
Die  Kinder  kommen  am  Bahnhöf  an, 
und  sie  werden  von  den  gastfreund¬ 
lichen,  opfervollen  Männern  und  Frauen 
ihrer  Klasse  empfangen.  Aber  was  da 
von  der  Art  des  Empfangs,  was  da  von 
der  Umarmung  eines  fremden  Kindes 
durch  eine  fremde  Frau,  von  dem  Ge¬ 
spräch  zwischen  Arbeitersgatte  und 
-gattin  gesagt  wird,  das  hebt  die 
schlichte  Tatsache  ins  hohe  Gebiet  des 
Poetischen.  Gorkij  liest  ein  Märchen 
aus  der  Welt,  die,  nach  dem  allgemeinen 
Urteil,  den  Märchen  ganz  fremd  ist.  Und 
dann  die  Sage  vom  Alten,  dessen  Söhne 
wegen  Klassenaufruhr  ins  Zuchthaus 
kamen.  In  Amerika  geschah  das,  und 
der  Vater  der  Jungen  war  in  der  ita¬ 
lienischen  Heimat  geblieben.  Da  erhält 
er  ihr  Bild,  und  seine  Gedanken  sagen 
sich,  daß  nur  große  und  wertvolle  Men¬ 
schen  Anspruch  auf  solch  Bild  haben 
dürfen.  Er  grübelt,  warum  sie  trotzdem 
ins  Zuchthaus  wanderten.  Er  versteht, 
daß  sie  Märtyrer  sind  für  Tausende, 
Glückskämpfer,  Heilssucher,  die  Ge¬ 
sundheit  für  alle  Menschen  schaffen 
wollen.  Denn  »die  Erde  ist  reich,  der 
Mensch  arm,  die  Sonne  gut,  der  Mensch 
böse«.  Der  Alte  prüft  den  Satz,  er  ent¬ 
deckt,  daß  er  ihn  gefunden  und  erkannt 
hat,  daß  die  Söhne  ihm  nur  helfen  müs- 
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sen  den  goldenen  Satz  in  die  Wirklich¬ 
keit  zu  übertragen.  Als  ein  Weiser,  als 
ein  Gedankenerfinder  mit  tüchtigen, 
tätigen  Jüngern  fühlt  er  sich.  Er  jubelt 
über  die  Weinberge. 

X  X 

Jüdische  Eine  Reihe  schöner 
Erzählungen  T  a  1  m  u  d  1  e  g  e  n  d  e  n  hat 

Hans  Ludwig  Held  ausge¬ 
wählt  und  herausgegeben  /München, 
Hans  Sachs-Verlag/.  Diesem  kleinen 
Buch  sind  viele  Leser  zu  wünschen.  In 
einer  kurzen,  gut  geschriebenen  Einlei¬ 
tung  versucht  der  Herausgeber  eine 
Vorstellung  von  dem  Charakter  und  der 
Bedeutung  des  enzyklopädischen  Riesen¬ 
werks  zu  geben,  das  die  vielen  Bände 
des  sogenannten  babylonischen  wie  des 
palästinensischen  Talmuds  darstellen, 
das  heißt  der  Kommentare  und  Erweite¬ 
rungen  der  Mischna,  die  Jahrhunderte 
hindurch  von  vielen  Gelehrtengeneratio¬ 
nen  auf  den  jüdischen  hohen  Schulen 
in  Babylon  wie  in  Palästina  geschaffen 
und  zusammengestellt  worden  sind.  Der 
Versuch  Heids  ist  dankenswert.  Denn 
der  europäische  Leser,  wenn  er  nicht 
gerade  ein  frommer  Jude  ist,  weiß  von 
der  Art  des  Talmuds  gemeinhin  wohl  so 
gut  wie  nichts  (oder,  schlimmer  als  das, 
nur  die  Entstellungen  interessierter 
Eiferer,  die  dann  als  feststehende  Wen¬ 
dungen  ins  allgemeine  Bewußtsein  über¬ 
gegangen  sind).  Doch  werden  manche 
die  Verse  aus  den  Hebräischen  Melo- 
dieen  Heinrich  Heines  kennen,  in  denen 
er  die  beiden  Bestandteile  des  Talmuds 
nennt:  die  Halacha  und  die  Hagada  (die 
sich  gegenseitig  ablösen  und  auch  in 
reizvoller  Weise  mit  einander  verschlin¬ 
gen),  und  die  Hagada  als  einen  blühen¬ 
den  Garten  preist, 

»Wo  die  schönen  alten  Sagen, 

Engelmärchen  und  Legenden, 

Stille  Märtyrerhistorien, 

Festgesänge,  Weisheitssprüche, 

Auch  Hyperbeln,  gar  possierlich, 

Alles  aber  glaubenskräftig, 

Glaubensglühend  —  o,  das  glänzte, 

Quoll  und  sproß  so  überschwänglich.  .  .  .  « 

Einige  von  den  Legenden  dieser  Hagada 
hat  nun  H.  L.  Held  herausgegriffen  und 
in  freier,  anspruchsloser  Weise  wieder¬ 
erzählt.  Liest  man  diese  Geschichten 
und  Sagen,  so  wird  man  von  den  Äuße¬ 
rungen  altjüdischen  Gemüts  ergriffen, 
von  der  bedingungslosen  Liebe  zu  Gott 
und  der  tiefen  Liebe  zu  den  Menschen 
und  all  seinen  anderen  Kreaturen,  Wie 
der  Talmud  die  Frömmigkeit  ver¬ 
steht,  das  kommt  hier  in  der  schö¬ 
nen  Legende  von  dem  Fremdling  zum 


Ausdruck:  Unser  Vater  Abraham  hat 
den  fremden  alten  Mann  aus  seinem 
Zelt  getrieben,  weil  er  Gott  den  Herrn 
nicht  ehren  wollte.  Aber  die  gewaltige 
Stimme  Gottes  spricht  zu  seinem  Ge¬ 
treuen  wie  folgt: 

»Abraham,  Abraham,  was  tatest  du  in  deinem  Zorn, 
daß  du  den  müden  Greis  hinaushetztest  in  die  finstere 
Nacht,  da  er  doch  wohlgeborgen  war  in  deinem 
Hause?  .  .  .  Vorschnell  hast  du  gehandelt  in  deinem 
Eifer,  und  überstürzt  hat  sich  deine  Frömmigkeit; 
durch  hundert  Jahre  schon  habe  ich  Nachsicht  und 
Erbarmen  mit  diesem  Verblendeten,  der  viel  Sünde 
tut;  du  aber  stießest  ihn  von  dir,  da  sich  kaum  ein 
Tag  erfüllte.  Wahrlich,  nicht  also  erkennt  man  den 
Willen  Gottes,  daß  man  hart  den  Sünder  von  sich 
stößt;  Barmherzigkeit  ist  mein  Name,  und  meine 
Liebe  hofft  fort  auch  über  einem  Sünder;  so  du  aus¬ 
gehst,  um  mir  zu  gefallen,  tu  nach  der  Barmherzig¬ 
keit;  also  ist  mir  wolgetan  « 

Und  nun  ein  Sprung  über  mehr  als  an¬ 
derthalb  Jahrtausende:  von  der  he¬ 
bräisch-aramäischen  Poesie  des  Tal¬ 
muds  zur  jüdischdeutschen  Dichtung  un¬ 
serer  Tage.  Nur  einem  winzigen  Kreis 
deutscher  Leser  wird  der  in  jiddischer 
Sprache  schreibende  Dichter  Rab¬ 
binowitsch  bekannt  sein,  der  sich  das 
Pseudonym  Scholem  Alejchem 
zugelegt  hat  (siehe  über  ihn  auch  Acher 
Über  die  ostjüdische  Literatur,  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  2, 
Band,  pag.  998  f.).  Der  Jüdische  Verlag 
in  Berlin  ließ  einen  Teil  seiner  Skizzen 
ins  Deutsche  übertragen  und  hat  sie 
unter  dem  Titel  Die  verlorene  Schuld 
herausgegeben.  Er  ist  unter  den  Juden 
seiner  russischen  Heimat  unendlich  be¬ 
liebt,  kennt  er  doch  diese  armen,  poli¬ 
tisch  stets  geschädigten  Menschen  un¬ 
gewöhnlich  gut.  Aber  er  ist  kein  senti¬ 
mentaler  Schriftsteller,  kein  klagender 
Lyriker  wie  etwa  der  anklagende  Pathe- 
tiker  Morris  Rosenfeld.  Er  sucht  auch 
keinen  Anschluß  an  die  westeuropäische 
Literatur  wie  vielleicht  Schalom  Asch. 
Er  ist  ein  Humorist,  der  feinhörig  und 
ohne  Rast  jede  Redewendung  seiner 
Volksverwandten  auf  bewahrt  und  dar¬ 
aus  Sittenbilder  schafft.  Sittenbilder  und 
Szenen,  die  ihn  zu  einem  sehr  lustigen 
Schilderer  erheben.  Das  ist  keine  Spaß¬ 
macherei,  'das  ist  einfach  Volksdichtung. 
Scholem  Alejchem  ist  ein  sehr  großer 
Menschenkenner  und  ein  goldenes  Herz. 
Die  Einzelheiten,  die  von  seinem  Leben 
zu  erfahren  sind,  zeigen,  daß  er  kein 
oberflächlicher  Liebhaber  der  Schrift¬ 
stellerei  sondern  ein  sorgsam  arbeiten¬ 
der  Stilist  ist.  Er  ist  heute  55  Jahre  alt, 
er  hat  in  Kiew  und  Odessa  viel  Geld 
verloren,  er  hat  sich  in  Amerika  als 
Journalist  durchgeschlagen.  Seine  Liebe 
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gehört  den  armen  Leuten.  Er  beschreibt 
sie  aber  gar  nicht  weinerlich.  Wenn 
hinter  seinem  Spaß  auch  die  Wehmut 
abzulesen  ist,  dann  ist  es  die  Wehmut 
eines  gefaßten  Mannes.  Dabei  verwun¬ 
det  der  Dichter  nirgends  durch  Bitter¬ 
keit.  Er  ist  stets  gutmütig,  väterlich, 
zart.  Die  Kinder  in  den  kleinen  jüdi¬ 
schen  Städten  Rußlands,  die  ärmlichen 
Handwerker,  die  Hausierer,  die  ver¬ 
träumten  Gottesgelehrten,  all  diese  den 
Westeuropäern  fremdartige  Welt  sucht 
und  zeichnet  er.  Seine  Geschichten  sind 
in  seinem  Land  sehr  volkstümlich, 
manche  sogar  schon  klassisch.  Es  ist 
gut,  daß  man  ihn  auch  Deutschland  vor¬ 
stellt. 

Heinrich  Heine  hat  seinen  Rabbi  von 
Bacharach  nicht  vollendet.  Manche 
meinen,  daß  ihm  nur  an  der  ly¬ 
rischen  Ausmalung  des  Details  ge¬ 
legen  (die  freilich  einen  einzig¬ 
artigen  Höhepunkt  des  Gefühlsschaf¬ 
fens  darstellt),  daß  der  Stoff  ihm 
fremd  geworden  war,  sobald  es  hieß 
die  epische  Entwickelung  zu  geben.  So 
ist  das  Bruchstück  für  allerhand  Sin¬ 
nierer  stets  beliebt  gewesen.  Max 
Viola  fand  Ergötzen  weiterzufabu¬ 
lieren.  Und  er  rundet  also  die  Ge¬ 
schichte  in  einer  mutigen  Arbeit  /Berlin, 
Cronbach/.  Sie'  endet  sehr  friedlich, 
ein  wenig  nach  dem  Rezept  der  haus¬ 
backenen  Märlein,  Des  Rabbi  Unschuld 
am  Ritualmord  zeigt  sich  sonnenklar. 
Und  er  und  seine  schöne  Gattin  und 
ihre  Glaubensbrüder  erhalten  nach  den 
Tagen  großer  Angst  Ruhe  und  die  Frei¬ 
heit  des  Ghettos  wieder.  Der  Autor 
weiß,  daß  er  dem  Heineschen  Anfang 
nichts  Gleichartiges  anfügen  kann.  Also 
hat  ein  strenges  Urteil  hier  keinen  Sinn. 
Und  mancher  wird  sicherlich  die  Vio- 
lasche  Erzählung  gern  zu  Ende  lesen. 

X  X 

Neuausgaben  Im  Jaihr  1899  konnte  die 
Hebbel  ausgabe  des  Mey- 
erschen  Klassikerverlags 
nur  in  4  Bänden  erscheinen.  Noch 
hatte  die  Bewegung  nicht  um  sich 
gegriffen,  die  Hebbel  zur  höchsten 
Volkstümlichkeit  hinaufführte.  Gerade 
begannen  die  Ästhetiker  die  Probleme 
des  Dichters  neu  aufzuspüren,  seine 
Verwandtschaft  zum  Ibsenschen  Subjek¬ 
tivismus  festzustellen,  besonders  die 
Tagebücher  und  Aufsätze  zu  durch¬ 
stöbern,  die  so  viel  Kunstwissen  und 
vorwärtsbringende  Einsicht  lieferten.  Die 
Hebbelbegeisterung  ist  langsam  gewach¬ 
sen,  sie  ist  die  Frucht  der  Mühe,  die 
eine  ganze  Kritikergeneration  in  den 


letzten  Jahren  aufgeboten  hat.  Die 
Schutzfrist  für  das  Hebbelsche  Werk 
war  schon  längst  verstrichen,  und  ob¬ 
wohl  doch  genug  Verleger  allerhand 
Altes  herausgaben,  blieb  Hebbel  sehr 
vernachlässigt.  Das  hat  sich  dann  seit 
5  Jahren  etwas  plötzlich  verändert.  Die 
größte  und  gründlichste  Hebbelausgabe, 
die  Riesensammlung  aller  Dokumente, 
die  der  nun  auch  begrabene  Enthusiast 
Richard  Maria  Werner  betrieb,  ist  sa¬ 
krosankt  wie  die  große  Weimarer 
Goetheausgabe.  Sie  ist  auch  arg  teuer. 
Daher  tat  der  Meyersche  Klassikerver¬ 
lag  gut,  daß  er  Franz  Zinkernagel,  Fritz 
Euß  und  Carl  Schaeffer  vereinigte,  da¬ 
mit  sie  die  neue  Hebbelausgabe  besorg¬ 
ten.  Sie  ist  öbändig,  mit  allem  kri¬ 
tischen  Apparat  und  mit  Einleitungen 
reichlich  versehen  und  in  jedem  Be¬ 
tracht  zu  empfehlen.  Sie  enthält  nur 
eine  Lücke:  die  Tagebücher  fehlen,  diese 
Berichte  eines  ungeheuer  aufrichtigen 
Menschen  und  Künstlers.  Vielleicht 
können  sie  dieser  vortrefflichen  und  da¬ 
bei  wohlfeilen  Ausgabe  noch  in  einem 
Ergänzungsband  angefügt  werden. 
Gustav  Kiepenheuer  in  Weimar,  der 
das  zierliche  und  billige  Buch  pflegt, 
sammelte  einiges  aus  Stifters  Stu¬ 
dien.  Er  ließ  diese  Wald-  und  Men¬ 
schenbilder  mit  biedermeierschen 
Stichen  der  Erstausgabe  schmücken 
und  bot  so  ein  willkommenes  Büchlein, 
in  der  feinen  und  anmutigen  Ausstat¬ 
tung,  die  alle  Bändchen  der  Kiepen- 
heuerschen  Sammlung  zu  einer  wirk¬ 
lichen  Liebhaberbibliothek  ver¬ 
einigt.  Es  seien  noch  einige  von  ihnen 
genannt:  Justinus  Kerners  Reiseschatten, 
von  Hermann  Hesse  geleitet,  jene  (ge¬ 
rade  in  unserer  Periode  des  Monismus 
und  ähnlicher  Weltanschauungen  sehr 
zeitgemäße)  Verspottung  der  sogenann¬ 
ten  Aufklärung  und  des  selbstzufriede¬ 
nen  Verstandes.  Dann  noch  Paul  und 
Virginie;  die  Idylle  des  Bernardin  de 
Saint-Pierre,  die  sich  ganz  besonders 
gut  in  diese  Bibliothek  einfügt,  ist  hier 
mit  8  Lichtdrucken  nach  Stahlstichen 
der  ersten  Ausgabe  geschmückt. 

X  X 

KurzeChronik Felix  Salten,  der  in  Wien 

zu  tausend  Tagesfragen 

das  Wort  nimmt,  schreibt 
einen  sehr  angenehmen,  Behaglichkeit 
zeugenden,  immer  persönlichen  Stil. 
Tolstoj  und  eine  Tänzerin,  Kainz  und 
Caruso,  das  alles  sind  Themen  seiner 
Feuilletonkunst.  Gestalten  und 
Erscheinungen  /Berlin,  S.  Fischer/ 
tauft  er  seinen  neuesten  Sammelband, 
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X  Sehr  liebenswürdige  Büchlein  gibt 
Axel  Juncker  heraus;  er  nennt  die  klei¬ 
nen  Sedezbändlein  im  sehr  bunten,  meist 
blumengeschmückten  Pappdeckel,  die 
einem  altmodischen  Almanach  ähneln, 
Orplidbücher  (sie  sind  bereits  in 
der  Rubrik  Bildende  Kunst,  in  diesem 
Band,  pag.  139,  erwähnt).  Novelletten 
Jacobsens,  eine  Blütenlese  von  Liebes¬ 
liedern  hausen  schön  in  solcher  Woh¬ 
nung.  Auch  ein  Bilderbuch  für  Ver¬ 
liebte,  das  Kurt  Tucholsky  mit  Kurt 
Szafranski  verfaßte:  Rheinsberg  steht 
auf  dem  Deckel.  Zwei  nicht  getraute, 
aber  sehr  in  sich  versehene  Menschen¬ 
kinder  entschlüpfen  in  das  grüne,  mit 
historischer  Gefühlsschwärmerei  erfüllte 
märkische  Nest.  Und  dorten  begibt  sich 
zwischen  ihnen  all  dies  hochbedeutende 
Nichts,  das  zwei  so  entflatternde  Her¬ 
zen  im  Hotel,  im  undurchsichtigen  Wald 
und  sogar  im  verdunkelten  Lichtspiel¬ 
theater  erfinden  können.  X  Der  unga¬ 
risch-deutsche  Schriftsteller  Paul 
Hatvany  will  die  trockene  Philologie 
durch  eine  mehr  mystische  Ausdeutung 
geistiger  Dinge  ersetzen.  Er  hat  jetzt 
ein  Äufsatzbändlein  erscheinen  lassen, 
das  er  Salto  mortale  betitelt  /Heidel¬ 
berg,  Saturnverlag/.  X  Eher  eine  ver¬ 
dichtete  Studie  als  ein  Roman  ist  Der 
Rechtsanwalt  von  Johan  Frede- 
rick  Vinsnes  /Berlin,  Morawe  & 
Scheffelt/.  Der  Rechtsanwalt  erinnert 
sich  an  seine  eifersüchtige  Frau  und 
einigen  Ehebruch,  und  als  er  hierüber 
den  Verstand  einbüßt,  rettet  ihn  ein 
gütiger  Zufallstod.  Das  Buch  wird 
seine  Leser  interessieren,  X  Die  bron¬ 
zene  Tür  /Berlin,  Borngräber/  ist  ein 
russischer  Gesellschaftsro- 
man  von  Elena  Nagrodskaja.  Bald  in 
Venedig  bald  in  der  Sommerfrische  um 
Petersburg  begegnen  sich  die  russischen 
Aristokraten  und  Intellektuellen,  und  es 
gibt  zwischen  ihnen  fast  nur  halbper¬ 
verse,  sehr  erbärmliche  Menschlein.  Der 
Stil  der  Nagrodskaja  spiegelt  diese 
zerfahrene  Welt  wider.  Das  Buch  ist 
eine  Art  Seitenstück  zum  Sanin,  der 
vor  mehr  als  einem  halben  Jahrzehnt 
die  große  Sensation  des  russischen  Ro¬ 
mans  war.  X  Karl  Adolph  erzählt,  die 
Wiener  Farbe  und  Sprechweise  sehr  gut 
beherrschend,  Wiener  Geschich¬ 
ten,  unter  dem  Titel  Töchter  /Wien, 
Deutsch-Österreichischer  Verlag/.  Es 
sind  jene  Töchter,  die  nach  einem 
Schnitzlerschen  Wort  in  der  Stadt  ge¬ 
liebt,  in  der  Vorstadt  geheiratet  werden. 
Adolph  ist  düsterer  und  echter  als  zu¬ 
meist  die  Wiener  Schriftsteller. 


KULTUR 

Kolonisation  /  Herman  Kranold 

Deutsch  Ost-  £)er  Bericht  des  Kolonial¬ 
amts  über  die  Entwicke¬ 
lung  der  deutschen  Kolo¬ 
nien  im  letzten  Geschäftsjahr  ist  jetzt 
wiederum  als  stattlicher  Band  bei  Mitt¬ 
ler  in  Berlin  erschienen,  unter  dem  Titel 
Die  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika 
und  der  Südsee  1912-1913.  Aus  ihm  er¬ 
gibt  sich,  trotz  vereinzelter  ungünstiger 
Momente,  wie  der  Kautschukkrise,  deren 
Anfang  noch  in  den  letzten  Teil  der  Be¬ 
richtszeit  fiel,  im  ganzen  ein  Bild  ste¬ 
tiger  Aufwärtsentwickelung.  Im  ein¬ 
zelnen  ist  bei  der  ersten  Durchsicht  das 
folgende  hervorzuheben. 

In  Deutsch  Ostafrika  hat  die  Fläche  des 
neu  verpachteten  Bodens  stark  abge¬ 
nommen,  da  in  den  Bezirken  der  starken 
Nachfrage  der  Boden  nahezu  auf  das 
für  die  Eigenproduktion  der  Einge¬ 
borenen  unentbehrliche  Maß  zusammen¬ 
geschmolzen  ist.  Auch  die  Menge  des 
an  Weiße  verkauften  Landes  hat  nicht 
zugenommen.  Der  Gesundheitszustand 
der  Eingeborenen  verbessert  sich  lang¬ 
sam,  wenn  er  auch  noch  recht  viel  zu 
wünschen  übrig  läßt.  Doch  hofft  man  in 
zäher  Arbeit  der  Seuchen  Herr  zu  wer¬ 
den;  über  deren  gegenwärtigen  Stand 
unterrichten  einige  gute  farbige  Karten. 
Die  Erträgnisse  der  wichtigsten  Zweige 
der  Eingeborenenproduktion  verhielten 
sich  folgendermaßen:  Dem  Wert  nach 
nahm  zu  die  Ausfuhr  von  Kopal,  Wachs, 
Wildkautschuk  (die  Steigerung  ist  nur 
gering  und  gleicht  den  Rückgang  der 
letzten  Jahre  nicht  völlig  aus),  die  von 
Kopal  und  Wildkautschuk  auch  der 
Menge  nach.  Die  Ernte  an  Sorghum¬ 
hirse  hat  eine  erhebliche  Steigerung  zu 
verzeichnen;  ebenso  der  Anbau  und  die 
Ausfuhr  von  Mais.  Der  Reis  wird  immer 
mehr  aus  einem  Luxus-  zu  einem  Volks¬ 
nahrungsmittel.  Der  Zuckerrohranbau 
steigt  langsam  wieder  an,  gleichzeitig 
aber  auch  der  inländische  Zuckerver¬ 
brauch,  Dagegen  hat  der  Export  an 
Kopra  eine  entschiedene  Verminderung 
erfahren,  es  wurden  zu  Saatzwecken  und 
für  den  inländischen  Konsum  größere 
Mengen  Kokosnüsse  zurückbehalten.  Die 
Qualität  der  Kopra  bessert  sich  langsam. 
Große  Komplexe  der  wilden  Ölpalmen¬ 
bestände  können  noch  immer  nicht  aus¬ 
genutzt  werden,  weil  sie  in  Schlafkrank¬ 
heitsgegenden  sich  befinden.  Die  Aus¬ 
fuhr  von  Erdnüssen  stieg  in  Menge  und 
Wert  auf  mehr  als  das  Doppelte  der 
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vorhergehenden  Berichtszeit,  auch  der 
Sesamexport  wuchs.  Die  Baumwollen¬ 
produktion  steigt  weiter.  Farbige  wer¬ 
den  als  Baumwollbaulehrer  ausgebildet. 
Die  zur  Kultur  verteilte  Saatmenge  ver¬ 
doppelte  sich  fast.  Der  Viehstand  ent¬ 
wickelte  sich  trotz  eines  erneuten  Aus¬ 
bruchs  der  Rinderpest  sehr  günstig.  In¬ 
folgedessen  wuchs  auch  die  Ausfuhr  tie¬ 
rischer  Produkte, 

Die  Produktion  der  Europäer  zeigt  eben¬ 
falls  eine  günstige  Entwickelung.  Die 
Kautschukausfuhr  hat  ebenso  wie  das 
Anbauareal  eine  beträchtliche  Steige¬ 
rung  erfahren,  trotz  der  Überproduktion, 
die  von  den  Malaienstaaten  her  schon 
längst  drohte  und  nun  auch  zu  ihrer  ge¬ 
fährlichen  Wirkung  gekommen  ist.  Ebenso 
hob  sich  die  Produktion  von  Sisal.  Baum¬ 
wolle  (nach  Menge  und  Beschaffenheit), 
Kapok  (fast  eine  Verdoppelung  von  An¬ 
baufläche  und  Ausfuhrmenge),  Kaffee 
(Vermehrung  und  bessere  Qualität  in¬ 
folge  sorgfältigerer  Aufbereitung),  Mais, 
Hülsenfrüchten,  Kokosnüssen  und  Öl¬ 
früchten.  Schweinen.  Die  Viehseuchen¬ 
bekämpfung  wurde  durch  eine  Reihe  von 
Maßnahmen  energisch  gefördert.  Die 
Goldgewinnung  nahm  ab,  die  Ausfuhr 
von  Glimmer  zu,  Exportindustrie  gibt  es 
noch  nicht,  das  Kleingewerbe  besorgen 
fast  nur  Farbige. 

Der  Außenhandel  stieg  von  68,3  auf  81,7 
Millionen  Mark,  Die  Einfuhr  wuchs  um 
9,6  %,  die  Ausfuhr  um  40  %.  Wohin  die 
Eisenbahn  vordringt,  verschwindet  lang¬ 
sam  der  Karawanenverkehr,  die  Träger¬ 
löhne  haben  etwas  angezogen.  Die  Tan- 
ganiikabahn  zog  schon  vor  ihrer  Fertig¬ 
stellung  den  kongostaatlichen  Verkehr 
stark  an  sich.  Die  Verlängerung  der 
Usambarabahn  bis  Aruscha  wurde  vor¬ 
bereitet. 

X  X 

Kamerun  In  der  Berichtszeit  war  der 
wichtigste  Vorgang  die  An¬ 
gliederung  des  von  Frank¬ 
reich  im  Vertrag  vom  4.  November  1911 
abgetretenen  Gebiets  (darüber  eine  aus¬ 
gezeichnete  Steindruckkarte).  Die  Er¬ 
forschung  und  kartographische  Auf¬ 
nahme  des  Landes  wurde  weitergeführt. 
Die  Vermehrung  der  weißen  Bevölkerung 
war  stark,  die  der  farbigen  ungenügend. 
Die  Gesundheitsverhältnisse  waren  bei 
den  Weißen  gut,  bei  den  Farbigen  wur¬ 
den  neue  Schlafkrankheitsherde  festge¬ 
stellt;  ein  weiteres  Schlafkrankenlager 
wurde  errichtet.  Die  Pockenimpfung 
wurde  fortgeführt.  Das  Schulwesen  hat 
sich  sehr  günstig  entwickelt.  Die  Pro¬ 


duktion  an  Kautschuk,  Palmkernen, 
Kakao  und  Palmöl  stieg  in  Menge  und 
Wert.  Der  Kautschuk  ist  noch  fast  ganz 
Wildprodukt.  Sehr  gute  Fortschritte 
machte  auch  die  Holzgewinnung,  die  von 
Elfenbein  nahm  weiterhin  ab.  Besonders 
erfreulich  ist  die  Zunahme  der  Einge¬ 
borenenkulturen.  Vor  allem  die  Kakao¬ 
kultur  ist  in  dieser  Hinsicht  zu  rühmen. 
Die  Europäerpflanzungen  nahmen  zu 
nach  Zahl,  Anbaufläche,  Beamten-  und 
Arbeiterzahl.  Auch  hier  verspricht  die 
Kakaokultur  besonders  viel.  Auch  die 
Viehzucht  macht  Fortschritte;  die  Seu¬ 
chenschädigungen  sind  zwar  nicht  ganz 
beseitigt,  aber  doch  im  ganzen  gering. 
Bergbau  und  Industrie  blieben  gering¬ 
fügig. 

Der  Außenhandel  stieg  von  50,56  auf 
57,57  Millionen  Mark;  "die  Zunahme  war 
stärker  als  im  Jahr  vorher.  Davon  betrug 
der  Anteil  des  Mutterlands  47,05  Mil¬ 
lionen  Mark  —  81,8  %,  gegen  82,1  %  im 
Vorjahr.  Der  Bau  der  Mittellandbahn 
machte  langsame  Fortschritte  (in  der 
Kolonialpresse  wurde  vielfach  über  diese 
außerordentliche  Langsamkeit  geklagt). 
Der  Wege-,  Wasserweg-  und  Hochbau 
entwickelt  sich  weiter.  Die  Gouverne¬ 
mentsdruckerei  war  zeitweilig  mit  Ar¬ 
beiten  so  stark  überlastet,  daß  sie  einen 
Teil  der  Aufträge  an  eine  Privatfirma 
abgeben  mußte.  Die  Hafenverhältnisse  in 
Duala  blieben  die  alten  provisorischen; 
doch  soll  nun  endlich  wirklich  etwas  ge¬ 
schehen.  Die  Einnahmen  des  Schutzge¬ 
biets  überstiegen  den  Anschlag  von  6,8 
um  2,9  Millionen  Mark  und  machten 
9,5  Millionen  Mark  aus. 

X  X 

T°go  In  der  Berichtszeit  war 

Friede,  Die  Eingeborenen 
nahmen  in  steigendem  Um¬ 
fang  die  Rechtspflege  der  Verwaltungsbe¬ 
hörden  in  Anspruch.  Die  Zahl  der  Weißen 
nahm  etwas  zu,  die  genauer  durchge¬ 
führte  Schätzung  der  Farbigen  in  ein¬ 
zelnen  Bezirken  ergab  eine  die  bisher 
angenommenen  Zahlen  ziemlich  über¬ 
steigende  Ziffer.  Die  Gesundheitsver¬ 
hältnisse  der  Weißen  waren  ziemlich 
günstig,  die  der  Farbigen  blieben  sta¬ 
tionär;  für  die  Bekämpfung  der  Schlaf¬ 
krankheit  war  Ärztemangel  recht  hinder¬ 
lich.  »Die  allgemeinen  Wirtschaftsver¬ 
hältnisse  des  Schutzgebiets  basieren 
nach  wie  vor  fast  ausschließlich  auf  der 
Eingeborenenproduktion«,  und  das 
Schutzgebiet  fährt  dabei  nicht  schlecht. 
Trotz  abnorm  schlechten  Wetters  stand 
die  Ausfuhr  von  Ölpalmenprodukten  dem 
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Rekordjahr  1911  nur  wenig  nach,  die 
von  Mais  ging  allerdings  zurück,  die  von 
Baumwolle  nahm  aber  ganz  hübsch  zu, 
ebenso  die  von  Kautschuk,  Kakao  und 
Sisal;  dagegen  blieb  die  von  Kopra  und 
Erdnüssen  hinter  dem  Vorjahr  zurück. 
Die  Viehhaltung  litt  unter  der  Verbrei¬ 
tung  der  Lungenseuche  im  Hinterland. 
Das  Gouvernement  suchte  besonders  der 
Baumwollenzucht  und  der  Ölpalmenkul¬ 
tur  zu  helfen,  und  in  der  Tat  hat  die 
Togobaumwolle  wieder  ihre  alte  Quali¬ 
tät  erreicht.  Die  frühere  Ackerbau¬ 
schule  Nuatjä  wurde  in  eine  Landeskul¬ 
turanstalt  (Musterfarm)  umgewandelt. 

Im  Handel  hielten  in  den  ersten  Be¬ 
richtsmonaten  noch  die  Fortschritte  des 
vorhergehenden  Rekordjahrs  an,  dann 
aber  kam  die  Dürre  in  einem  Rückgang 
zur  Geltung.  Immerhin  übertraf  der 
Küstenhandel  mit  21,38  Millionen  Mark 
noch  das  Vorjahr  um  2,45  Millionen, 
Die  Länge  der  Telegraphenlinien  des  Ge¬ 
biets  nahm  erheblich  zu;  am  19.  Januar 
1913  stellte  auch  ein  deutsches  Unter¬ 
seekabel  via  Monrovia  eine  direkte  Ver¬ 
bindung  mit  Deutschland  her.  Im  De¬ 
zember  1912  wurde  ein  Lastautomobil¬ 
verkehr  zwischen  Palime  und  Kpandu 
eingerichtet.  Die  Eisenbahnen  steigerten 
Frequenz  und  Rentabilität,  die  neue 
Landungsbrücke  in  Anecho  wurde  am 
1.  November  1912  eröffnet.  Wasserver¬ 
sorgung,  Straßen-,  Brücken-  und  Wasser¬ 
bauten  entwickelten  sich  günstig.  Trotz 
ungünstiger  Finanzlage  konnte  das 
Rechnungsjahr  1912  noch  mit  einem 
kleinen  Überschuß  abgeschlossen  werden. 


X  X 

Deutsch  Süd  -  Die  weiße  Bevölkerung 
westafrika  i  0  Qn  ai  r\' 

nahm  um  2,89  %  zu.  Die 

farbige  Bevölkerung  hat 
sich  auf  dem  platten  Land  ganz  gut  ver¬ 
mehrt,  nicht  dagegen  in  den  größeren 
Ortschaften.  Fast  alle  Wirtschaftsbe¬ 
triebe  litten  unter  Arbeitermangel,  der 
sich  besonders  den  Farmbetrieben  fühl¬ 
bar  machte.  Der  Viehbesitz  der  Einge¬ 
borenen  entwickelte  sich  gut.  Der  Ge¬ 
sundheitszustand  der  weißen  Bevölke¬ 
rung  war  zufriedenstellend,  der  der  far¬ 
bigen  besserte  sich  erheblich,  besonders 
infolge  des  Baus  besserer  Unterkunfts¬ 
räume  in  den  Ortschaften,  rationellerer 
Verpflegung  in  den  großen  Arbeitsbe¬ 
trieben  und  der  Schaffung  unentgelt¬ 
licher  Polikliniken  von  Regierungsseite. 
Der  langsamen  Besserung  der  wirtschaft¬ 
lichen  Lage  kam  besonders  das  Wachs¬ 
tum  des  Genossenschaftswesens  zugute, 
das  sich  allmählich  zu  einem  ganz 


wesentlichen  Promotor  der  Landwirt¬ 
schaft  entwickelt.  Die  Schlachtviehzucht 
hat  so  zugenommen,  daß  zur  Verhütung 
einer  Überproduktion  neue  Absatzgebiete 
aufgesucht  werden  müssen.  Die  Bohrun¬ 
gen  auf  Wasser  wurden  fortgesetzt. 
Die  Farm-  und  Viehwirtschaft  hat  einen 
günstigen  Fortgang  genommen.  Auch 
Acker-,  Tabak-,  Wein,  und  Obstbau.  Im 
Bergbau  ist  ein  Aufschwung  zu  verzeich¬ 
nen. 

Der  Gesamthandel  zeigte  aber  gegenüber 
dem  Vorjahr  infolge  des  Aufhörens  der 
Eisenbahnbauten  einen  Rückgang  um 
2,34  auf  71,54  Millionen  Mark.  Die  Aus¬ 
fuhr  stieg  bedeutend,  während  die  Ein¬ 
fuhr  so  weit  zurückging,  daß  sie  nun 
hinter  der  Ausfuhr  beträchtlich  zurück¬ 
steht.  Die  Finanzentwicklung  des 
Schutzgebiets  war  insofern  gut,  als  die 
Einnahmen  den  Voranschlag  von  15,33 
Millionen  Mark  mit  21,63  Millionen  be¬ 
trächtlich  überstiegen;  doch  ist  die 
Grundlage  dafür  fast  ganz  in  der  Steige¬ 
rung  des  Diamantenexports  zu  sehen. 
Für  das  Rechnungsjahr  1912  konnte  das 
Schutzgebiet  einen  Überschuß  von  8,8 
Millionen  Mark  erzielen. 

So  weit  der  Regierungsbericht  über 
Afrika;  über  die  Südseegebiete  wird  in 
der  nächsten  Rundschau  referiert  wer¬ 
den.  Der  Gesamteindruck  ist  wohl  der, 
daß  sich  in  Deutsch  Afrika  langsam, 
aber  stetig  ein  neues  Stück  Kultur  ent¬ 
wickelt.  Der  Bericht,  aus  dem  hier 
(vorläufig  unter  Zurückstellung  der  Kri¬ 
tik)  nur  ein  kurzer  Amszug  gegeben 
werden  konnte,  ist  in  seiner  liberalen 
Ausstattung  mit  Karten  und  graphischen 
Darstellungen  und  in  seiner  eingehend 
gegliederten,  mehr  als  400  Seiten  um¬ 
fassenden  statistischen  Beilage  eine 
Quelle  reichster  Einsicht  in  deutschko¬ 
loniale  Verhältnisse,  Der  Gefühlsäuße¬ 
rungen  enthält  er  sich  in  erfreulicher 
Weise.  Nur  fällt  auf,  daß  über  die  Be¬ 
handlung  der  Eingeborenen  durch  die 
Beamten  und  die  anderen  Weißen  sehr 
diskret  geschwiegen  wird,  » 

X  X 

Südafrika  Britisch  Südafrika  war 
der  Schauplatz  eines  Ge¬ 
neralstreiks,  Durch  ein  bei¬ 
spiellos  brutales  Vorgehen,  das  alle  ge¬ 
setzlichen  Regeln  nach  Belieben  außer 
acht  ließ,  gelang  es  der  Regierung  Glad- 
stones  und  Bothas  ihn  in  wenigen  Tagen 
niederzuschlagen.  Die  unbequemen  Ar¬ 
beiterführer  nahm  man  einfach  mit  oder 
ohne  Vorwand  fest,  einerlei  ob  sie  Ab¬ 
geordnete  und  als  solche  immun  waren 
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oder  nicht;  diejenigen  von  ihnen,  bei  de¬ 
nen  dies  Verfahren  zweckmäßig  erschien, 
deportierte  man  gegen  alles  Recht.  Etwa 
100  000  Burghers  sollen  unter  den  Waf¬ 
fen  gewesen  sein.  Es  ist  wohl  in  der 
Geschichte  der  letzten  Jahre  in  nicht¬ 
russischen  Gebieten  kein  Beispiel  so 
brutaler  Unterdrückung  der  Koalitions¬ 
freiheit  zu  finden.  Und  das  freiheitlich 
regierte  England  steht  dem  Vorgehen 
der  Kolonialregierung  in  Kapstadt  ziem¬ 
lich  machtlos  gegenüber  und  kann  sich 
nicht  in  die  Angelegenheit  einmischen, 
wenn  es  nicht  dem  Mißtrauen  der  Do¬ 
minions  neue  Nahrung  geben  und  alle 
divergierenden  Tendenzen  des  Riesen¬ 
reichs  zum  Leben  rufen  will. 

Aber  nicht  nur  die  weißen  Arbeiter 
machen  den  südafrikanischen  Kapita¬ 
listen  Sorge.  Schon  vor  dem  Streik  war 
die  Zahl  der  farbigen  Arbeiter  außer¬ 
ordentlich  knapp.  Die  Goldproduktion 
sank.  Die  Ferreira  Deep  Limited  meldet 
darüber  in  ihrem  Jahresbericht:  »Die 
Arbeiterzahl  war  zu  keiner  Zeit  [des 
letzten  Geschäftsjahrs]  vollauf  genügend. 
Seit  Juni  nahm  die  Belegschaft  rapid 
ab,  da  alle  Arbeiter  aus  tropischen  Ge¬ 
genden  entfernt  wurden  und  dann  im 
Juli  infolge  des  Aufstands  die  Rekru¬ 
tierung  vorübergehend  sistiert  wurde  .  .  . 
Trotz  der  bessern  Verfassung  der  Mine, 
und  obgleich  die  Aufschließungsquote  re¬ 
duziert  wurde,  dürfte  das  Resultat  des 
laufenden  Jahres  weniger  günstig  aus- 
fallen,  es  sei  denn,  daß  die  Arbeiterfrage 
in  Bälde  sich  wesentlich  bessern  sollte.« 
Interessant  sind  die  Ursachen  dieser 
Erscheinung,  Im  allgemeinen  finden  die 
Anwerber  eingeborener  Arbeiter  immer 
wieder  dadurch  neu  zu  tun,  daß  die  Ar¬ 
beiter,  soweit  sie  nicht  an  der  bösen  ge¬ 
sundheitlichen  Lage  der  Minen  zugrunde 
gehen,  meist  nicht  länger  als  ein  Jahr 
dort  festzuhalten  sind.  Gesetzlich  sind 
nämlich  alle  qualifizierten  Arbeiten 
Weißen  Vorbehalten,  so  daß  den  Far¬ 
bigen,  bei  denen  sich  mit  der  Domesti¬ 
zierung  in  der  Industrie  auch  bald  neue 
Bedürfnisse  entwickeln,  keine  Aussicht 
bleibt  es  je  zu  einer  entsprechend  höher 
bezahlten  Tätigkeit  zu  bringen.  Das 
empfinden  sie  um  so  mehr,  als  bei  Ge¬ 
legenheit  des  Streiks  im  vorigen  Som¬ 
mer  die  Agitation  zum  Anschluß  an  den 
Streik  von  den  weißen  Bergarbeitern 
auch  auf  die  farbigen  ausgedehnt 
und  dadurch  deren  Selbstbewußtsein 
entfaltet  wurde;  und  als  andrerseits  bei 
Gelegenheit  dieses  Streiks  in  vielen 
Gruben  die  Farbigen  in  außerordent¬ 


lich  kurzer  Zeit  gelernt  haben  eine 
ganze  Reihe  der  qualifiziertesten  Ar¬ 
beiten,  zum  Beispiel  die  Bedienung  der 
Bohrmaschinen,  zu  übernehmen.  Diese 
Lernfertigkeit  und  der  hohe  Wert,  den 
die  Farbigen  auf  ihre  industriellen 
Fähigkeiten  um  der  Erhöhung  des  Le¬ 
bensstandards  willen  legen,  ist  doch  ge¬ 
eignet  über  die  Behauptung  von  der 
mangelnden  Industrialisierbarkeit  der 
von  ihnen  bewohnten  Gebiete  nachdenk¬ 
lich  zu  stimmen.  An  die  Richtigkeit 
dieser  Ansicht  knüpfen  die  einen  Theo¬ 
retiker  die  höchsten  Hoffnungen,  die 
anderen  die  schwersten  Befürchtungen. 
Insofern  scheint  dieser  Vorgang  aller¬ 
dings  von  nicht  geringer  prinzipieller 
Bedeutung,  und  man  wird  gespannt  sein 
dürfen,  ob  sich  jetzt  nach  dem  neuer¬ 
lichen  Streik  die  gleichen  Erfahrungen 
zeigen  werden, 

X  '.  .  X 

Kautschuk-  Als  vor  einigen  Jahren  der 
ersa  z  große  Kautschukboom  war, 

und  die  Ware  zu  keinem 
vernünftigen  Preis  auf  dem  Markt  er¬ 
halten  werden  konnte,  gründete  man 
in  allen  geeignet  scheinenden  Gebieten 
der  Welt  Kautschukplantagen.  Diese 
sind  allmählich  alle  tragfähig  geworden, 
und  jetzt  ist  eine  derartige  Überpro¬ 
duktion  in  Kautschuk  vorhanden,  daß 
die  Preise  auf  dem  Weltmarkt  bis  ins 
Bodenlose  gesunken  sind.  Den  Kaut¬ 
schukpflanzern  in  den  deutschen  Kolo- 
nieen  sucht  man  nun  dadurch  zu  Hilfe 
zu  kommen,  daß  man  Kulturen  ausfindig 
zu  machen  sucht,  die  teils,  rasch  ertrags¬ 
fähig,  den  schwächsten  Elementen  unter 
ihnen  über  die  böseste  Zeit  hinweghel¬ 
fen  teils  auf  die  Dauer  einen  Ersatz  für 
die  Kautschukkultur  bieten  und  so  der 
nochmaligen  Entstehung  einer  solchen 
Krise  nach  Möglichkeit  Vorbeugen,  Die 
Ölrohstoffkommission  und  die  Baum- 
wollkommission  des  Kolonialwirtschaft¬ 
lichen  Komitees  haben  sich  in  ihren 
Sitzungen  vom  6,  und  17.  November 
vorigen  Jahres  eingehend  mit  der  Frage 
befaßt.  Aus  diesen  Verhandlungen  geht 
vor  allem  hervor,  daß.  nicht  alle  Kaut¬ 
schukpflanzer  von  der  Krise  so  schwer 
betroffen  werden,  wie  man  zunächst  an¬ 
nahm,  daß  nämlich  diejenigen,  die  neben 
Kautschuk  noch  anderes  kultivieren, 
und  die  Pflanzer  in  Kamerun  auf  Grund 
besonders  günstiger  örtlicher  Produk¬ 
tionsbedingungen  den  schlimmsten  For¬ 
men  dieser  Krise  nicht  ausgesetzt  sind. 
Dagegen  ist  das  Gros  der  ostafrika¬ 
nischen  Pflanzer  tatsächlich  schlimm 
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daran.  Man  war  sehr  geteilter  Meinung, 
ob  der  Anbau  von  Kapok  an  Stelle  von 
Kautschuk  ratsam  sei.  Ein  Kapokfach¬ 
mann  vertrat  diesen  Standpunkt  ener¬ 
gisch,  er  stieß  aber  auf  ebenso  lebhaften 
Widerspruch,  so  daß  man  diesen  Vor¬ 
schlag  also  vorläufig  noch  als  offene 
Frage  behandeln  muß.  Anders  stand  es 
dagegen  bei  den  Erörterungen  über  den 
Anbau  der  Kokos-  und  der  Ölpalme. 
Wenn  man  sich  auch  dabei  noch  dar¬ 
über  stritt,  ob  an  allen  Stellen,  an  denen 
jetzt  Kautschuk  gebaut  wird,  auch  Pal¬ 
men  der  einen  oder  der  andern  Art 
wachsen  werden,  war  man  sich  doch 
darüber  einig,  daß  jedenfalls  da,  wo  sie 
wachsen,  ihr  Anbau  empfehlenswert  sei; 
denn  für  die  Früchte  der  Öl-  und  Ko¬ 
kospalme  sei  immer  Verwendung  vor¬ 
handen;  die  steigende  Tendenz  die  tie¬ 
rischen  Fette  in  der  menschlichen  Nah¬ 
rung  möglichst  durch  die  billigeren 
Pflanzenfette  zu  ersetzen  werde  schon 
für  die  nötige  Nachfrage  auch  bei  stark 
vermehrtem  Angebot  sorgen.  Ich  möchte 
es  dahingestellt  sein  lassen,  ob  diese 
ganz  gewiß  in  den  Wandlungen  der  mo¬ 
dernen  Volksernährung  sichtbaren  und 
auch  durchaus  rationellen  Tendenzen 
sich  mit  der  für  diesen  Vorgang  wün¬ 
schenswerten  Schnelligkeit  durchsetzen 
werden,  aber  das  scheint  sicher,  daß  es, 
wenn  es  einmal  zu  einer  Überproduktion 
in  diesen  Produkten  kommen  sollte,  die 
Krise  jedenfalls  nicht  die  Schärfe  an¬ 
nehmen  wird,  wie  sie  jetzt  die  auf  dem 
Kautschukmarkt  zeigt;  denn  während 
der  Kautschuk  in  seinen  Verwendungs¬ 
möglichkeiten  recht  beschränkt  ist,  sind 
es  diese  Produkte  der  öl-  und  Kokos¬ 
palme  weit  weniger. 

X  X 

^?.-j?Palmen’Den  Hauptteil  der  Ausfuhr 
von  Samoa  bildet  die 
Kopra,  das  Produkt  der 
Kokospalme.  Sie  machte  im  Jahr  1911 
mit  3,58  Millionen  Mark  Wert  fast  86  % 
der  gesamten  Ausfuhr  des  Schutzgebiets 
aus  und  stellt  also  die  eigentliche  Quelle 
des  Wohlstands  der  Insel  dar.  Neuer¬ 
dings  erscheint  diese  Kultur  ernsthaft 
durch  einen  Schädling,  den  Nashorn¬ 
käfer,  bedroht,  der  in  den  Beständen  an 
Kokospalmen  große  Verheerungen  ange¬ 
richtet  und  sich  so  schnell  und  stark  ver¬ 
breitet  hat,  daß  der  gesamte  Palmenbe¬ 
stand  der  Insel  schwer  gefährdet  scheint. 
Die  Bekämpfung  ging  bisher  darauf  hin¬ 
aus  die  Brutstätten  wegzuräumen,  doch 
hat  sich  diese  Methode  für  die  beson¬ 
ders  stark  heimgesuchten  Bestände  als 


aussichtslos  erwiesen.  Glücklicherweise 
sind  diese  verhältnismäßig  klein  und 
auch  ihrer  Bodenbeschaffenheit  und 
ihrem  Klima  nach  für  Ersatzkulturen 
sehr  geeignet.  Die  ausgedehntesten 
Strecken  sind  einer  gründlichen  Reini¬ 
gungsarbeit  sehr  wohl  zugänglich.  Im 
übrigen  sucht  man  neue  Waffen  zu  fin¬ 
den.  Vor  allem  hat  man  sich,  wie  man 
es  auch  bei  unseren  einheimischen  Forst¬ 
schädlingen  zu  machen  pflegt,  auf  das 
Einsammeln  der  Larven  verlegt.  Um  dies 
wirksam  zu  gestalten,  kann  man  durch 
gewisse  Lockmittel  (verrottendes  Holz, 
Kakaoschalenhaufen,  lebende  Nashorn¬ 
käfer)  die  Larven  dazu  bringen  sich  in 
Fanghaufen  zu  sammeln,  wo  ihre  Auf¬ 
suchung  und  Vernichtung  dann  bedeu¬ 
tend  erleichtert  ist.  Im  übrigen  kann 
man  der  Nachschübe  aus  dem  Urwald 
nur  dadurch  Herr  werden,  daß  man  die 
natürlichen  Feinde  des  Nashornkäfers, 
vor  allem  die  Dolchwespen,  und  einen 
Pilz,  das  Metarrhizium  anisoploe,  in  den 
Dienst  der  Bekämpfung  stellt.  Mit  die¬ 
sem  hat  Dr.  K.  Friederichs  (Samoa) 
Versuche  angestellt,  über  die  er  im  Tro¬ 
penpflanzer  berichtet.  Sie  haben  ein 
ausgezeichnetes  Ergebnis  gezeitigt  und 
es  als  wünschenswert  und  aussichtsreich 
erscheinen  lassen  das  ganze  Gebiet  der 
Insel,  auf  dem  die  Kokospalme  steht,  mit 
diesem  Sporenpilz  zu  verseuchen. 
Schließlich  soll  versucht  werden  die 
Dolchwespen  in  großem  Maßstab  auf  der 
Insel  einzubürgern.  Durch  dieses  syste¬ 
matische  Vorgehen  hofft  man  zu  er¬ 
reichen,  daß  die  Kultur  der  Kokospalme 
und  damit  die  Hauptquelle  des  Wohl¬ 
stands  der  Insel,  die  Kopraausfuhr,  sich 
wird  halten  lassen. 

X  .  X 

KurzeChronik£)ie  deutschen  Kolonialbe¬ 
hörden  gehen  seit  einiger 
Zeit  in  der  Frage  des 
Schutzes  der  tropischen  und  subtro¬ 
pischen  Tierwelt  etwas  energischer 
vor.  So  hat  der  Gouverneur  von  Neu¬ 
guinea  erklären  lassen,  daß  für  das  Jahr 
1914  keine  Jagdscheine  für  Paradies¬ 
reiher  mehr  ausgestellt  werden  wür¬ 
den.  X  In  Deutsch  Ostafrika  ist 
zur  Ausnutzung  der  Panganifälle  eine 
Konzession  erteilt  worden.  Ein  Teil  der 
dort  so  zu  gewinnenden  elektrischen 
Energie  soll  für  den  Pflanzungsbetrieb 
Verwendung  finden,  besonders  zur  Auf¬ 
bereitung  von  Sisalblättern  an  Ort  und 
Stelle  sowie  zur  Elektrifizierung  der 
nicht  weit  entfernten  Usambarabahn. 
Schließlich  hoffen  die  Unternehmer  die 


338 


KOLONISATION  /  HERMAN  KRANOLD 


Kraft  für  die  Gewinnung  von  Kalkstick¬ 
stoff  zu  Düngzwecken  nach  norwegischem 
Muster  nutzbar  zu  machen,  X  In 
Deutsch  Südwestafrika  wurde 
eine  Konservenfabrik  errichtet,  die  zum 
erstenmal  Rindfleischkonserven  an  den 
deutschen  Markt  geliefert  hat,  X  In 
Südamerika  und  in  China  errichtet  man 
deutsche  überseeische  Inge¬ 
nieurschulen,  Dort  sollen  nicht 
etwa  junge  Deutsche  für  die  speziellen 
Aufgaben,  die  dem  Ingenieur  in  diesen 
Ländern  sich  bieten,  eine  Vorbereitung 
finden,  sondern  man  will  dort  die  Ein¬ 
wohner  des  Landes  selbst  zu  Ingenieuren 
heranbilden.  Auch  für  Deutsch  Ostafrika 
plant  das  Kolonialwirtschaftliche  Ko¬ 
mitee  eine  ähnliche,  vorläufig  allerdings 
mehr  elementar  gedachte  Anstalt  zur 
Heranziehung  von  schwarzen  Maschinen¬ 
technikern,  X  Neuere  Untersuchungen 
über  die  Schlafkrankheit  in  Süd¬ 
afrika  haben  gezeigt,  daß  der  Erreger 
dieser  Krankheit  dort  nicht  völlig  mit 
dem  Erreger  dieser  Seuche  im  mittlern 
Afrika  identisch  ist.  Es  ist  das  Try¬ 
panosoma  rhodiense,  das  durch  den 
Stich  einer  Fliege,  der  Glossina  morsi- 
tans,  übertragen  wird.  Diese  Glossina 
morsitans  ist  nun,  im  Gegensatz  zu  der 
mittelafrikanischen  Glossina  palpalis, 
ubiquitär,  so  daß  man  also  keine  Aus¬ 
sicht  hat  ihr  mit  Trockenlegung  sump¬ 
figer  Gebiete  und  mit  Abholzung  beizu¬ 
kommen,  vielmehr  sich  nach  anderen 
Mitteln  zu  ihrer  Bekämpfung  wird  Um¬ 
sehen  müssen.  X  Das  Pandschab 
wird  durch  ein  System  von  3  Kanälen 
bewässert  werden.  Von  diesen  ist  einer 
jetzt  eröffnet  worden.  Er  versorgt  etwa 
3 V-i  Millionen  Quadratkilometer  Landes 
mit  Wasser:  die  Baukosten  betrugen 
zirka  140  Millionen  Mark.  X  Die  Re¬ 
publik  Liberia  wird,  mit  Unter¬ 
stützung  durch  die  American  Coloniza- 
tion  Society,  eine  Industrie-  und  Hand¬ 
werkerschule  für  Farbige  errichten. 


X 

Literatur 
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Ein  alter  Afrikaner,  J.  K. 
Vietor  (Bremen),  hat 
unter  dem  Titel  Geschicht¬ 
liche  und  kulturelle  Entwickelung  un¬ 
serer  Schutzgebiete  ein  sehr  hübsch  aus¬ 
gestattetes  Buch  erscheinen  lassen  /Ber¬ 
lin,  Dietrich  Reimer/,  das  allerdings  we¬ 
niger  über  das  in  seinem  Titel  ange¬ 
gebene  Thema  spricht  als  in  fesselnder 
Darstellung  langjähriger  Beobachtungen 
und  Erfahrungen  sich  ergeht.  Der  histo- 
rische  Teil  ist  freilich  ganz 


unzu¬ 


reichend,  auch  ein  eigentliches  Bild  von 
Wirtschaft  und  Kultur  der  deutschen 
Schutzgebiete  bekommt  man  nicht,  von 
den  Schutzgebieten  in  der  Südsee  ist 
überhaupt  kaum  die  Rede.  Auch  manche 
komische  Dinge  laufen  unter,  so  wenn 
der  Verfasser  sein  Entsetzen  darüber 
äußert,  daß  ein  Neger  den  Vorwärts  ge¬ 
lesen  habe.  Dafür  entschädigen  andere 
Qualitäten  des  Buches.  Sein  Verfasser 
tritt  sehr  energisch  für  eine  eingeborenen¬ 
freundliche  Politik  ein;  er  betont  vor 
allem  auch  die  Überlegenheit  des  bäuer¬ 
lichen  Negerbetriebs  über  den  Planta¬ 
genbetrieb  für  eine  ganze  Reihe  von  ko¬ 
lonialen  Produkten  (zum  Beispiel  Ka¬ 
kao),  Durch  diese  sehr  interessanten 
Ausführungen,  hinter  denen  reiche  Sach¬ 
kenntnis  und  Erfahrung  stehen,  wird  das 
Buch  recht  wichtig,  und  sie  sollten  es 
besonders  den  an  kolonialen  Fragen  in¬ 
teressierten  Parteigenossen  wertvoll 
machen.  X  In  einem,  ebenfalls  sehr 
hübsch  ausgestatteten  Buch  erzählt 
Otto  Goebel  von  den  allgemeineren 
Ergebnissen  seiner  beiden  sibirischen 
Reisen  (Vom  Ural  bis  Sachalin  /Berlin, 
Dietrich  Reimer/).  Mit  zahlenmäßigen 
Angaben  ist  er  sehr  sparsam,  aber  er 
verfügt  über  eine  so  lebhafte  Darstel¬ 
lungsgabe,  daß  dem  Leser  das  beschrie¬ 
bene  Gebiet  recht  lebendig  wird,  Man 
erhält  zwar  den  Eindruck,  daß  bis  vor 
kurzem  eine  unendliche  Schlamperei  in 
diesen  Gegenden  geherrscht  hat,  aber 
man  sieht  die  ungeheure  wirtschaftliche 
Zükunft  dieses  Riesenlands  (vor  allem 
Butter,  dann  Fleisch,  Häute  und  Felle, 
Gold,  Kohle  usw.).  All  das  ist  sehr  ge¬ 
schickt  dargetan,  so  daß  man  dem  Ver¬ 
fasser  für  die  angenehme  Darstellung 
und  vielfache  Einsicht  Dank  weiß.  Lei¬ 
der  fehlt  eine  Karte  der  Gegenden, 
die  in  der  Schrift  behandelt  werden;  sie 
kann  wohl  der  vermutlich  bald  kommen¬ 
den  2.  Auflage  angefügt  werden.  X  Das 
von  Schwabe,  Kuhn  und  Fock  heraus¬ 
gegebene  Taschenbuch  für  Süd¬ 
westafrika  /Berlin,  Dietrich  Reimer/ 
besteht  jetzt  aus  einem  umfangreichen 
Hauptteil  mit  Kalender  und  2  Beiheften, 
von  denen  das  eine  alle  für  Südwest¬ 
afrika  gültigen  Gesetze  und  Verordnun¬ 
gen,  das  andere  allerlei  Wissenswertes 
für  den  südwestafrikanischen  Farmer  und 
Einwanderer  widergibt,  und  ist  durch 
seine  exakte,  handliche  Einrichtung  für 
den  Praktiker  wie  für  den  wissenschaft¬ 
lichen  Arbeiter  eine  ausgezeichnete 
Quelle. 
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LUDWIG  QUESSEL  •  GEBRAUCHSWERT-  UND 
MEHRWERTERZEUGUNG  IN  DEN  KOLONIEEN 

ER  das  koloniale  Problem  der  Gegenwart  vom  weltwirtschaft¬ 
lichen  Standpunkt  aus  betrachtet,  wird  finden,  daß  ihm  ein  tief¬ 
gehender  Gegensatz  zwischen  weißer  und  farbiger  Bevölkerung 
zugrunde  liegt.  Dieser  Gegensatz  ist  darin  zu  sehen,  daß  die 
Existenz  aller  Völker  europäischer  Herkunft  heute  ganz  und 
gar  von  der  tropischen  und  subtropischen  Landwirtschaft  abhängig  ist,  wäh¬ 
rend  umgekehrt  die  farbige  Bevölkerung  der  Tropen  und  Subtropen  ohne  die 
Arbeitserzeugnisse  der  weißen  Bevölkerung  sehr  gut  auskommen  kann.  Es 
ist  notwendig  auf  diesen  Gegensatz  näher  einzugehen,  da  er  ein  Problem 
darstellt,  zu  dessen  Lösung  uns  auch  der  Marxismus  keinerlei  Fingerzeige 
bietet.  Zunächst  möchte  ich  an  der  Hand  der  Statistik  zeigen,  welch  große 
Bedeutung  die  von  der  farbigen  Bevölkerung  betriebene  tropische  und  sub¬ 
tropische  Landwirtschaft  für  den  modernen  Arbeiterhaushalt  gewonnen  hat. 
Bekanntlich  hat  einer  unserer  besten  Kenner  der  tropischen  Landwirtschaft, 
Professor  F,  Wohltmann  (Halle),  unsere  Gesamteinfuhr  an  Erzeugnissen  der 
tropischen  und  subtropischen  Landwirtschaft  für  1911  auf  2%  Milliarden 
Mark  berechnet,  wobei  freilich  zu  bemerken  ist,  daß  ein  Teil  der  pflanzlichen 
Produkte,  die  uns  aus  den  Tropen  zugehen,  durch  einfache  Sammeltätigkeit 
der  Farbigen  gewonnen  worden  ist.  Ich  habe  auf  Grund  des  Statistischen 
Jahrbuchs  für  1913  die  Wohltmannschen  Berechnungen  nachgeprüft  und 
feststellen  können,  daß  sie  durchaus  den  Tatsachen  entsprechen.  Wer  sind 
nun  die  eigentlichen  Konsumenten  der  ungeheuren  Massen  pflanzlicher  und 
tierischer  Produkte,  die  uns  alljährlich  aus  den  Tropen  und  Subtropen  zu¬ 
gehen?  Man  kann  darauf  ohne  Bedenken  antworten,  daß  diese,  nachdem  sie 
ihren  Warencharakter  verloren,  zum  allergrößten  Teil  als  Gebrauchswerte 
in  die  proletarischen  und  halbproletarischen  Haushaltungen  eingehen.  Da 
dieser  Prozeß  in  der  nationalökonomischen  Literatur  noch  nicht  beschrieben 
worden  ist,  möchte  ich  mit  einigen  Worten  darauf  eingehen,  indem  ich  nach¬ 
einander  schildere,  welchen  Anteil  die  tropische  und  subtropische  Landwirt¬ 
schaft  (Viehzucht  mit  einbegriffen)  an  der  Bekleidung,  Behausung  und  Er¬ 
nährung  der  arbeitenden  Bevölkerung  hat. 

Wenn  man  die  Ober-  und  Unterkleidung  unserer  arbeitenden  Bevölkerung 
auf  ihren  Ursprung  hin  untersucht,  so  kann  man  allerdings  leicht  dazu  ver¬ 
führt  werden  sie  als  deutsche  Arbeitsprodukte  anzusehen.  Gewiß,  die  Wolle 
und  Baumwolle,  die  die  physische  Basis  unserer  Kleidung  bildet,  wurde  in 
deutschen  Fabriken  versponnen  und  verwebt.  Die  Zeit  jedoch,  da  die 
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deutsche  Landwirtschaft  die  Gespinstpflanzen  und  die  Wolle  für  die  Be¬ 
kleidung  der  deutschen  Bevölkerung  lieferte,  liegt  weit  zurück.  Heute  ist 
es  die  Landwirtschaft  der  Tropen  und  Subtropen,  die  den  Haushalt  der  Ar¬ 
beiterschaft  und  des  Mittelstands  mit  den  Rohstoffen  versorgt,  aus  denen 
ihre  Ober-  und  Unterkleidung  hergestellt  wird.  Auch  unter  einem  sozialisti¬ 
schen  Regime  wäre  die  weiße  Bevölkerung  bei  ihrer  Kleidung  ganz  und  gar 
auf  die  Gebrauchswerte  (Baumwolle  und  Wolle)  schaffende  landwirtschaft¬ 
liche  Arbeit  der  Farbigen  angewiesen.  Geringer  als  in  der  Kleidung  ist  die 
ökonomische  Abhängigkeit  der  Weißen  von  den  Farbigen  in  der  Beschuhung, 
weil  die  meisten  Länder  des  weißen  Mannes  hervorragende  Viehzuchtländer 
sind.  Immerhin  wird  auch  hier  ein  erheblicher  Fehlbetrag  an  Rohstoffen 
durch  die  Viehzuchtgebiete  der  Tropen  und  Subtropen  gedeckt. 

Gehen  wir  nun  zu  der  Behausung  des  Arbeiter-  und  Mittelstands  über, 
so  kann  man  sagen,  daß  das  deutsche  Haus  auch  ein  deutsches  Arbeits¬ 
produkt  ist.  Sobald  wir  aber  unsere  Aufmerksamkeit  der  innern  Ausstattung 
zuwenden,  stoßen  wir  selbst  im  einfachen  Arbeiterheim  bei  jedem  Schritt 
auf  Gegenstände,  zu  denen  die  farbigen  Völker  uns  die  Rohstoffe  geliefert 
haben.  Das  gilt  einmal  von  der  ganzen  Haus-  und  Tischwäsche,  ferner  von 
Läuferstoffen,  Fenstervorhängen  und  Bettvorlagen  und  von  jeder  Art  Pol¬ 
sterung,  ganz  abgesehen  davon,  daß  man  im  gehobenen  Arbeiterstand  schon 
vielfach  Möbel  findet,  die  aus  tropischen  Hölzern  hergestellt  wurden.  Der 
geschulte  Nationalökonom  kann  also  gar  nicht  im  Zweifel  darüber  sein,  daß  in 
dem  Augenblick,  wo  die  farbigen  Völker  auf  hören  würden  Gebrauchswerte 
zur  Kleidung  und  Wohnung  der  weißen  Bevölkerung  zu  schaffen,  die  Lebens¬ 
haltung  des  weißen  Arbeiter-  und  Mittelstands  einen  katastrophalen  Sturz 
erleiden  müßte.  Zur  statistischen  Illustrierung  dieser  Tatsache  sei  hier  die 
Mehreinfuhr  von  Gespinstpflanzen  tropischer  Herkunft  im  Jahr  1912 
angeführt.  Sie  betrug  für  rohe  Baumwolle  526  952  000  Mark,  für  Ernte¬ 
abfälle  von  roher  Baumwolle  13  295  000,  für  Jute  70  788  000,  für  Ramie 
1  375  000,  für  Agavefasern  5  373  000,  für  Pflanzendaunen  7  620  000,  zu¬ 
sammen  also  625  403  000  Mark. 

In  weit  höherm  Maß  als  vielfach  angenommen  wird  ist  auch  die  Ernährung 
der  Weißen  von  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  der  Farbigen  abhängig  ge¬ 
worden.  Abgesehen  von  den  alkoholischen  Getränken  sind  fast  alle  unsere 
Genuß-  und  Reizmittel  Arbeitsprodukte  der  in  den  Tropen-  und  Subtropen 
lebenden  farbigen  Bevölkerung.  Gewiß  ist  der  Konsum  der  besitzenden 
Klassen  an  Kaffee,  Kakao,  Tee  und  Tabak  größer  als  der  der  arbeitenden 
Bevölkerung,  jedoch  ist  ihre  Zahl  viel  zu  gering,  als  daß  man  sie  als  Haupt¬ 
konsumenten  der  tropischen  Genußmittel  ansehen  könnte.  Es  betrug  die 
Mehreinfuhr  von  tropischen  Genußmitteln  im  Jahr  1912  für  Kaffee 
252  401  000  Mark,  für  Kakao  63  556  000,  für  Tee  7  790  000,  für  Tabak 
135  160  000,  zusammen  458  907  000  Mark.  Kaum  bestritten  werden  wird 
ferner,  daß  auch  von  den  sogenannten  Südfrüchten,  wie  Rosinen,  Korinthen, 
Apfelsinen,  Zitronen,  Feigen,  Datteln,  Bananen  usw.,  die  auch  zum  Teil  aus 
Ländern  mit  farbiger  Bevölkerung  stammen,  ein  sehr  erheblicher  Teil  als 
Gebrauchswerte  in  die  Haushaltungen  des  Arbeiter-  und  Mittelstands  ein¬ 
geht.  Fast  ausschließlich  von  den  proletarischen  Haushaltungen  werden 
die  aus  tropischen  Ölpflanzen  hergestellten  Speisefette  verbraucht,  die  un¬ 
sere  Nahrungsmittelindustrie  unter  den  verschiedensten  Namen  in  den 
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Handel  bringt.  Dazu  kommen  Reis  und  zahlreiche  tropische  Gewürze,  die 
in  jedem  proletarischen  Haushalt  zu  finden  sind.  Nicht  gering  zu  veran¬ 
schlagen  ist  auch  die  Bedeutung  der  tropischen  Futterstoffe  für  die  Vieh¬ 
zucht  der  Weißen.  Es  sind  dies  die  eiweiß-  und  fettreichen  Rohprodukte 
von  Palmfrüchten,  Erdnüssen  usw.  Diese  Edelfutterstoffe  sind  in  der  deut¬ 
schen  Landwirtschaft  nachgerade  ebenso  unentbehrlich  wie  beliebt  geworden. 
»Es  haben  sich«,  schreibt  Professor  Wohltmann,  »insbesondere  die  fett-  und 
eiweißreichen  Palmkern-,  Kokosnuß-  und  Erdnußkuchen  als  ganz  hervor¬ 
ragende  Milchfuttermittel  bewährt.  Sie  erzeugen  wegen  ihres  eigenartigen 
Fettes  auch  eine  sehr  feine,  schmackhafte  und  haltbare  Butter.«  Wenn  auch 
aus  den  Einfuhrziffern  der  Anteil  der  farbigen  Arbeit  an  der  Hervorbringung 
von  Milch,  Butter  und  Fleisch  sich  nicht  zahlenmäßig  nachweisen  läßt,  so 
besteht  doch  kein  Zweifel,  daß  dieser  mit  jedem  Jahr  größer  wird.  Die  Hoff¬ 
nung,  die  August  Bebel  in  den  ersten  Auflagen  seines  Buches  Die  Frau  und 
der  Sozialismus  zum  Ausdruck  brachte,  daß,  wenn  der  Nahrungsspielraum 
in  den  Ländern  des  weißen  Mannes  einmal  zu  klein  werden  sollte,  man  Land 
und  Leute  in  den  tropischen  Gebieten  in  Anspruch  nehmen  müßte,  um  für 
die  wachsende  weiße  Bevölkerung  Subsistenzmittel  zu  schaffen,  ist  heute 
schon  in  ungeheurem  Umfang  Wirklichkeit  geworden.  (Wobei  natürlich 
nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren  ist,  daß  wir  verpflichtet  und  imstande  sind 
unsere  heimische  Viehzucht  so  zu  vergrößern,  daß  der  wesentliche  Volks¬ 
bedarf  an  diesen  Dingen  aus  eigenen  Mitteln  bestritten  werden  kann.) 

Im  Vorstehenden  glaube  ich  die  weitgehende  ökonomische  Abhängigkeit  des 
weißen  Proletariats  von  den  farbigen  Völkern,  wenn  auch  bei  weitem  nicht 
erschöpfend,  dargetan  zu  haben.  Nun  kann  man  aber  gewiß  nicht  sagen, 
daß  umgekehrt  die  Abhängigkeit  der  Farbigen  von  den  Weißen  ebenso  groß 
wäre.  Das  Kleidungsbedürfnis,  das  in  der  gemäßigten  Zone  sich  jedem  als 
harte  Notwendigkeit  aufdrängt,  wird  in  den  Tropen  so  gering,  daß  es  eine 
sehr  untergeordnete  Rolle  spielt.  Auch  in  seiner  Nahrungsbeschaffung  kann 
der  Farbige  ohne  den  Weißen  sehr  gut  auskommen.  Allerdings  ist  der  Far¬ 
bige  meist  geneigt  eine  gewisse  Arbeitslast  auf  sich  zu  nehmen,  um  von  den 
Weißen  Alkohol  und  Waffen  zu  erhalten;  aber  gerade  diese  Dinge  werden 
ihm  bei  einem  geordneten  Kolonialsystem  vorenthalten.  Wenn  man  die 
Dinge  so  nimmt  wie  sie  sind,  so  muß  man  sagen,  daß  die  weißen  Händler 
und  Plantagenbesitzer  von  den  Farbigen  die  Produktion  von  Gebrauchs¬ 
werten  für  die  weiße  Bevölkerung  heischen,  aber  im  Grunde  gar  nicht  im¬ 
stande  sind  ihnen  ein  Äquivalent  dafür  zu  bieten,  das  für  sie  von  dauerndem 
Wert  wäre.  Ich  kann  nun  darauf  verweisen,  daß  meine  vielleicht  auf  den 
ersten  Blick  befremdende  Anschauung  auch  von  einem  angesehenen  Partei¬ 
genossen  geteilt  wird,  der  auf  dem  äußersten  linken  Flügel  der  Partei  steht. 
In  seiner  Artikelserie  über  die  Ruandabahn  im  Vorwärts  schildert  H.  Cunow, 
daß  es  keineswegs  materielle  Not  ist,  die  die  Neger  aus  ihren  Dörfern  auf  die 
Plantagen  treibt.  Im  allgemeinen  ist  der  Neger  sehr  wohl  in  der  Lage 
die  Lebensmittel,  die  er  zu  seinem  Unterhalt  braucht,  ohne  Mithilfe  der 
Weißen  zu  erzeugen.  Nicht  das  Bestreben  dringende  Bedürfnisse  zu  befrie¬ 
digen,  sondern  Zwang,  Überredung  usw.  sind  die  Faktoren,  die  den  Neger 
bestimmen  auf  den  Plantagen  Gebrauchswerte  für  die  weiße  Bevölkerung  zu 
erzeugen.  Bemerken  möchte  ich,  daß,  wenn  ich  hier  den  Gebrauchswerte 
schaffenden  Charakter  der  Negerarbeit  in  den  Vordergrund  schiebe,  ich  dies 
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nur  tue,  um  das  Problem  vom  sozialistischen  Standpunkt  aus  zu  erhellen. 
Ich  weiß  sehr  wohl,  daß  das  Streben  der  Plantagenbesitzer  auf  die  Erzeu¬ 
gung  von  Mehrwert  gerichtet  ist.  Nach  dem  Mechanismus  der  kapitalisti¬ 
schen  Produktion  kann  die  Mehrarbeit,  die  der  Unternehmer  aus  dem  Ar¬ 
beiter  extrahiert,  aber  nur  dann  zu  Mehrwert  werden,  wenn  sie  sich  in  Ge¬ 
brauchswerten  vergegenständlicht  hat.  In  einem  Land  wie  Ostafrika,  wo 
der  Plantagenbetrieb  auf  die  Erzeugung  von  Massenartikeln  gerichtet  ist,  muß 
der  Plantagenbesitzer  sorgsam  darauf  bedacht  sein  Gebrauchswerte  für  die 
Massen  zu  produzieren,  wenn  er  seinen  Mehrwert  realisieren  will.  Man  ver¬ 
sperrt  sich  jede  Einsicht  in  die  kolonialen  Probleme,  wenn  man  den  Blick 
immer  nur  starr  auf  den  Mehrwert  schaffenden  Charakter  der  Negerarbeit 
gerichtet  hält  und  dabei  völlig  übersieht,  daß  das  weiße  Proletariat  in  furcht¬ 
bares  Elend  versinken  müßte,  wenn  die  Gebrauchswerte  schaffende  Arbeit 
der  Farbigen  einmal  auf  hören  sollte.  Daran,  daß  die  farbigen  Völker  Mehr¬ 
wert  produzieren,  sind  die  weißen  Proletarier  gewiß  nicht  interessiert,  da¬ 
gegen  ist  es  aber  für  sie  eine  Existenzfrage,  daß  die  Farbigen  die  Gebrauchs¬ 
werte  hervorbringen,  die  die  Haushaltungen  der  weißen  Arbeiter  benötigen. 
Eigentlich  fehlt  nun  aber  für  den  Neger  jeder  Anreiz  Gebrauchswerte  für 
den  Europäer  hervorzubringen.  Wenn  der  einmal  angeworbene  Plantagen¬ 
arbeiter  7  Monate  hindurch  jede  Woche  4  Tage  auf  den  Plantagen  arbeitet, 
so  tut  er  dies  auch  lediglich  unter  dem  Druck  eines  rechtlichen  Zwangs.  Der 
ökonomische  Zwang,  der  bei  den  weißen  Arbeitern  das  Entscheidende  ist,  ist 
bei  den  Negern  gering,  da  sie  in  den  meisten  afrikanischen  Kolonieen  sehr 
leicht  ein  Feld  finden  können,  auf  dem  sie  die  zu  ihrem  Unterhalt  erforder¬ 
lichen  Lebensmittel  selbst  zu  gewinnen  imstande  sind,  Kleidung  brauchen 
sie  nicht,  und  die  Rohmaterialien  zu  ihren  Hütten  liefert  ihnen  kostenlos 
die  Natur.  Daraus  ergibt  sich  aber  auch,  daß  der  Neger  mit  dem  Lohn,  den 
er  als  Plantagenarbeiter  empfängt,  nichts  Rechtes  anzufangen  weiß.  »Der 
Bantuneger«,  schreibt  Genosse  Cunow,  »bleibt  in  gewisser  Hinsicht  ein 
großes  Kind,  das  an  glitzerndem  Tand  die  größte  Freude  hat.  Er  kauft  sich 
[wenn  sein  Arbeitsvertrag  abgelaufen  und  er  seinen  Lohn  erhalten  hat]  im 
Kramladen  des  Pflanzers  oder  der  nächsten  Ansiedlung  allerlei  ganz  wert¬ 
losen  Schund  und  nimmt  diesen  mit  in  sein  Dorf.«  Was  Cunow  hier  schil¬ 
dert,  läßt  sich  auch  so  ausdrücken,  daß  die  Neger  7  Monate  für  die  weiße 
Bevölkerung  Gebrauchswerte  erzeugen,  ohne  daß  ihnen  dafür  ein  wirkliches 
Äquivalent  geboten  werden  kann,  da  sie,  abgesehen  von  einigen  Haus-  und 
Ackergeräten,  gar  keinen  wirklichen  Bedarf  für  die  Arbeitsprodukte  des 
weißen  Mannes  haben. 

Welche  Schlußfolgerung  kann  nun  der  Sozialist  aus  dieser  Erkenntnis 
ziehen?  Von  der  Anschauung  ausgehend,  daß  es  durchaus  im  Interesse  des 
weißen  Proletariats  liegt,  daß  die  farbige  Bevölkerung  der  Tropen  und  Sub¬ 
tropen  dazu  veranlaßt  wird  immer  größere  Mengen  derjenigen  Gebrauchs¬ 
werte  zu  erzeugen,  an  denen  heute  noch  im  Arbeiterhaushalt  ein  drückender 
Mangel  ist,  muß  das  Bestreben  der  Sozialisten  darauf  gerichtet  sein,  daß  die 
wachsende  Produktion  von  Gebrauchswerten  in  den  Kolonieen  sich  mög¬ 
lichst  ohne  Mehrwerterzeugung  vollzieht.  Daß  dies  möglich  ist,  zeigt  uns  Togo, 
wo  der  Plantagenbetrieb  fast  gar  keine  Rolle  spielt.  Gerade  deswegen  ist 
T  ogo  aber  auch  die  blühendste  der  deutschen  Kolonieen,  das  tropische 
Musterländle,  von  dem  Staatssekretär  Dr.  Solf  bei  der  Generaldebatte  zum 
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Etat  mit  so  großer  Anerkennung  sprach.  Darüber  kann  heute  gar  kein 
Zweifel  mehr  bestehen,  daß  nicht  die  Gebrauchswerte  schaffende  Arbeit  der 
farbigen  Völker  ihre  Lebenskraft  zerstört,  sondern  die  Mehrwerterzeugung. 
Bei  den  Eingeborenenkulturen  ist  die  Mehrwerterzeugung  ausgeschlossen, 
sofern  die  Verwaltung  dafür  sorgt,  daß  die  farbige  Bevölkerung  nicht  von 
wucherischen  Händlern  ausgebeutet  wird.  Togo  mit  seinen  blühenden  Ein¬ 
geborenenkulturen  weist  keine  Abnahme  der  Bevölkerung  auf,  obwohl  dort 
mangels  ausreichender  Eisenbahnen  das  mörderische  Trägerwesen  zahlreiche 
Opfer  fordert.  Dadurch,  daß  man  die  Eingeborenen  zu  selbständigen  Land¬ 
wirten  erzieht,  kann  auch  von  den  Weißen  wirkliche  Kulturarbeit  in  den 
Tropen  geleistet  werden.  Auf  niedrigen  Kulturstufen  übertrifft  der  Arbeits¬ 
unterricht  an  zivilisatorischer  Bedeutung  häufig  sogar  den  Schulunterricht. 
Natürlich  wäre  es  eine  Illusion,  wollte  man  annehmen,  daß  sich  dieses  Ziel 
ohne  einen  gewissen  Wohlfahrtsdespotismus  erreichen  ließe.  Auch  in  tro¬ 
pischen  Gebieten,  wo  es  nur  Eingeborenenkulturen  gibt,  ist  der  Neger  ohne 
staatlichen  Zwang  wenig  geneigt  Gebrauchswerte  für  das  weiße  Proletariat 
zu  erzeugen.  Wenn  er  so  viele  landwirtschaftliche  Produkte  erzeugt,  wie  er 
und  seine  Familie  selbst  brauchen,  hat  er  jedenfalls  so  viel  gearbeitet  wie  in 
seinem  Interesse  liegt.  Obwohl  ich  damit  rechnen  muß,  daß  meine  Ansicht, 
die  Heranziehung  der  Eingeborenen  zu  einer  mäßigen  Steuer  sei  sowohl  im 
proletarischen  wie  im  kulturellen  Interesse  gerechtfertigt,  bei  vielen  Ge¬ 
nossen  Widerspruch  hervorrufen  wird,  kann  ich  jedoch  nicht  umhin  sie  be¬ 
sonders  zu  betonen.  Der  von  dem  Steuerbeamten  ausgehende  ökonomische 
Zwang  für  den  Neger  mehr  landwirtschaftliche  Gebrauchswerte  hervorzu¬ 
bringen  als  er  selbst  brauchl  kann  zurzeit  im  Interesse  des  weißen  Prole¬ 
tariats  (aber  auch  als  Mittel  der  Erziehung  des  Farbigen  zur  Arbeit  über 
das  unmittelbare  materielle  Eigeninteresse  hinaus:  ein  ethisches  Moment  von 
erheblichem  Wert)  noch  nicht  entbehrt  werden.  Wobei  zu  beachten  ist,  daß 
die  eingehenden  direkten  und  indirekten  Steuern  der  Eingeborenen  sehr 
wohl  in  einer  Weise  Verwendung  finden  können,  die  zum  Wohl  der  Neger¬ 
bevölkerung  ausschlägt.  Ich  erinnere  hier  nur  an  das  Sanitätswesen,  an 
wasserwirtschaftliche  Arbeiten,  Verkehrsanlagen,  Aufrechterhaltung  des 
Landfriedens  usw.  Daß  der  Neger  die  Notwendigkeit  aller  dieser  Dinge  nicht 
einzusehen  vermag,  ist  allerdings  richtig;  aber  das  war  vor  100  Jahren  bei 
der  ländlichen  Bevölkerung  in  Deutschland  auch  noch  vielfach  der  Fall,  wes¬ 
halb  man  damals  den  Ausdruck  Wohlfahrtsdespotismus  geprägt  hat. 

Aus  der  Erkenntnis,  daß  ohne  staatlichen  Steuerzwang  auch  bei  dem 
Vorherrschen  von  Eingeborenenkulturen  die  Arbeit  der  Farbigen  für  das 
weiße  Proletariat  namentlich  in  den  afrikanischen  Kolonieen  rapid  zurück¬ 
gehen  würde,  ergibt  sich  auch,  daß  die  Ablehnung  jeder  staatlichen  Kolonial¬ 
politik  durch  die  Sozialdemokratie  nur  ein  leeres  Wort  sein  kann. 
Wenn  heute  der  Sozialismus  in  Europa  zur  Herrschaft  käme,  und  die  Sozial¬ 
demokratie  aller  europäischen  Länder  auf  dem  Standpunkt  beharren  würde, 
den  Genosse  Cunow  hinsichtlich  der  ostafrikanischen  vom  Weltverkehr  noch 
abgeschlossenen  Völker  vertritt:  daß  es  für  die  Eingeborenen  aller  tropischen 
Kolonieen  am  besten  sei,  wenn  sie  keine  Steuern  zahlen  und  keine  Gebrauchs¬ 
werte  für  das  weiße  Proletariat  erzeugen,  so  müßte  dies  zu  einer  schweren 
sozialen  Katastrophe  für  die  weiße  Rasse  führen.  Diese  Konsequenz  wird 
Genosse  Cunow  gewiß  auch  selbst  nicht  ziehen  wollen.  Daraus  ergibt  sich 
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dann  allerdings  meiner  Ansicht  nach,  daß  die  Ablehnung  jeder  Kolonial¬ 
politik  im  Interesse  des  weißen  Proletariats  nicht  gefordert  werden  darf.  Das 
Ziel,  das  der  Sozialismus  in  den  Kolonieen  zu  erstreben  hat,  kann  nur  das 
sein:  die  Mehrwerterzeugung  bei  gleichzeitiger  Steigerung  der  Produktion 
von  Gebrauchswerten  für  die  Arbeiterhaushaltungen  immer  mehr  zurückzu¬ 
drängen. 

IXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

mz  SCHIPPEL  ■  VON  DER  RMERIKRNISCHEN 
RRBEITERBEWEGUNG 

M  großen  und  ganzen  wird  in  Deutschland  die  amerikanische  Ar¬ 
beiterbewegung  nicht  gerade  freundlich  beurteilt.  Man  erklärt  mit 
Vorliebe  die  Gewerkschaften  einfach  für  zünftlerisch  und  protek¬ 
tionistisch:  protektionistisch  für  die  heimische  und  gegen  die  aus¬ 
ländische  Ware  Arbeitskraft.  Man  findet  die  politische  Betätigung 
teils  jämmerlich  unselbständig  teils  im  Bann  von  Dogmen  und  Formeln, 
die  unbesehen  von  europäischen  Vorbildern  übernommen  wurden  und  im 
wirklichen  amerikanischen  Arbeiterdasein,  mit  seiner  ausgeprägten  Abwei¬ 
chung  vom  europäischen  Typ,  niemals  Wurzel  zu  schlagen  vermögen. 
Friedrich  Engels  mit  seinem  kerngesunden  realpolitischen  Sinn  hatte  schon 
immer,  besonders  in  den  achtziger  Jahren,  diese  doktrinäre  Haltung  ver¬ 
urteilt1),  aber  bis  zur  aller  jüngsten  Gegenwart  erblickte  man  kaum  eine 
Besserung,  vor  allem  nicht  bei  den  Deutschen,  die  als  sprachlich  abgeson¬ 
derte  Einwandererschicht  und  als  geborene  Formelkrämer  und  Wortestecher 
einen  engern  Zusammenhang  mit  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  und 
Kämpfen  der  Arbeitermassen  niemals  zu  gewinnen  verstanden. 

Vielfach  entspringt  der  bald  stillere  bald  lautere  Kriegszustand  zwischen 
den  beiden  äußersten  Flügeln  der  Arbeiterbewegung  zweifellos  einer  un¬ 
genügenden  Würdigung  der  aus  jahrzehntelanger  und  sogar  noch  längerer 

*)  Brief  Engels’  vom  28.  Dezember  1886  an  Frau  Wischnewetzkij :  »Es  ist  bedeutend  wichtiger,  daß  die 
Bewegung  sich  ausbreite,  harmonisch  vorangehe,  Wurzel  fasse  und  soviel  als  möglich  das  ganze  amerikanische 
Proletariat  umfasse,  als  daß  sie  von  vornherein  auf  theoretisch  vollkommen  korrekter  Bahn  vorschreite.  Aus 
den  eigenen  Fehlem  zu  lernen,  durch  Schaden  klug  zu  werden,  ist  der  beste  Weg  zu  theoretischer  Klar¬ 
heit  des  Verständnisses.  Und  für  eine  ganze  große  Klasse  gibt  es  keinen  andern  Weg,  ganz  besonders  für 
eine  so  hervorragend  praktische  und  alle  Theorie  verachtende  Nation  wie  die  Amerikaner.  Die  Hauptsache 
ist,  daß  die  Arbeiterklasse  sich  als  Klasse  in  Bewegung  setze;  ist  das  erst  erreicht,  so  werden  sie  bald  die 
rechte  Bahn  einschlagen,  und  alle,  die  sich  ihnen  in  den  Weg  stellen,  .  .  .  werden  sich  mit  ihren  kleinen 
Sekten  beiseite  geschoben  finden,  deshalb  halte  ich  auch  die  K.  of  L.  [Ritter  der  Arbeit,  damals  die  meist- 
beachtete  gewerkschaftliche  Organisation]  für  einen  sehr  wichtigen  Faktor  in  der  Bewegung,  den  man  nicht 
von  außen  verächtlich  machen  sondern  von  innen  revolutionieren  sollte,  und  ich  meine,  daß  viele  der 
Deutschen  einen  schweren  Fehler  begangen  haben,  als  sie  im  Angesicht  einer  starken  und  ruhmreichen  Be¬ 
wegung,  die  nicht  ihr  Werk  war,  versuchten  aus  ihrer  importierten  und  nicht  immer  verstandenen  Theorie 
ein  alleinseligmachendes  Dogma  zu  machen  und  sich  von  jeder  Bewegung  fernzuhalten,  die  dieses  Dogma 
nicht  akzeptierte  ...  Vor  allem  gebe  man  der  Bewegung  Zeit  sich  zu  konsolidieren,  man  mache  die  un¬ 
endliche  Konfusion  des  ersten  Aufmarsches  nicht  noch  schlimmer,  indem  man  die  Leute  zwingt  Sachen 
hinabzuwürgen,  die  sie  augenblicklich  noch  nicht  begreifen  können,  aber  bald  lernen  werden.«  Brief  vom 
21.  Januar  1891  an  Schlüter:  »Ich  verstehe  den  Krakeel  mit  Gompers  nicht.  Seine  Föderation  ist,  soviel  ich 
weiß,  eine  Assoziation  von  Trade  Unions  und  nichts  als  Trade  Unions.  Die  Leute  haben  also  das  förmliche 
Recht  jeden  abzuweisen,  der  als  Repräsentant  einer  Arbeitervereinigung  kommt,  die  keine  Trade  Union  ist 
oder  Delegierte  einer  Verbindung  abzuweisen,  worin  solche  Vereine  zugelassen  sind  .  .  .  Ich  wenigstens 
kann  Gompers  daraus  keinen  Vorwurf  machen.  Wenn  ich  aber  an  den  nächstjährigen  internationalen 
Kongreß  in  Brüssel  denke,  so  sollte  ich  meinen,  es  wäre  doch  gut  gewesen  sich  mit  Gompers,  der  jedenfalls 
mehr  Arbeiter  hinter  sich  hat  als  die  S.  A.  P.,  gut  zu  halten  und  möglichst  starke  Vertretung  Amerikas,  auch 
seiner  Leute,  dort  zu  sichern.  Die  Leute  sehen  da  manches,  was  sie  an  ihrem  bornierten  Trade  Unions- 
Standpunkt  irre  macht;  und  zudem,  wo  wollt  ihr  denn  einen  recruiting  ground  finden,  wenn  nicht  unter 
den  Trade  Unions?« 
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geschichtlicher  Vergangenheit  gegebenen,  deshalb  nicht  beliebig  im  Hand¬ 
umdrehen  umzugestaltenden  und  aus  dem  Kopf  neuzuschaffenden  Gewerk¬ 
schaftsentwickelung.  Man  sieht  willkürliche  Mißbildungen,  wo  es  sich  um 
einen  notwendigen  Niederschlag  nichteuropäischer  Produktions-  und  Ar¬ 
beitsmarktverhältnisse  handelt.  Das  ungezügelte  Mißtrauen,  das  man  aus  den 
allgemeinen  Korruptionserscheinungen  des  amerikanischen  staatlichen  und 
gemeindlichen  Lebens  saugt,  verleitet  zu  maßlos  ungerechten  Beschuldi¬ 
gungen  gegen  die  leitenden  Persönlichkeiten  im  Trade  Unionismus,  soweit 
sie  politisch  und  gewerkschaftlich  ein  anderes  Verhalten  vorziehen  als  dies 
unseren  europäischen  und  sozialistischen  Vorstellungen  und  Gewohnheiten 
entspricht. 

Eine  unparteiische  Nachprüfung  und  Darstellung  seitens  eines  gewerk¬ 
schaftlichen  und  doch  zugleich  politisch  erfahrenen  Sachkenners  war  des¬ 
halb  schon  immer  dringend  zu  wünschen,  und  nachdem  kein  geringerer  als 
Carl  Legien,  als  internationaler  Sekretär  der  gewerkschaftlichen  Landes¬ 
zentralen,  seine,  aus  einer  mehr  als  3monatigen  Studienreise  geschöpften 
Erfahrungen  in  einem  überaus  lesenswerten  Bericht  niedergelegt  hat,2)  seien 
einige  Grundzüge  des  hier  gebotenen  inhaltsreichen  Bildes  hervorgehoben. 

j^Jj^flEI  dem  rapiden  siedelungskolonialen  Fortschreiten  der  europäi- 
IpJ'J  sehen  Wirtschaftsweise  in  dem  alten  Indianerland  (vom  Ohio  nach 
^4^1  den  Großen  Seen,  vom  Chicago-Saint  Louiser  Gebiet  über  den 
m\  Mississippi  hinüber,  dann  über  die  unendlichen  Prärieen  bis  zum 
IL=J  Felsengebirge,  zuletzt  unter  Auffüllung  der  heutigen  pazifischen 
Staaten  mit  Farmen  und  Sägewerken,  Groß-  und  Mittelstädten)  war,  ganz 
im  Gegensatz  zu  der  volkserfüllten,  langsamer  sich  entfaltenden  alten  Welt, 
der  Bedarf  nach  geschulten  Arbeitskräften  im  Durchschnitt,  trotz 
aller  zeitweiligen  wilden  Krisen  und  Stockungen,  fast  immer  größer  als  das 
Angebot.  Hieraus  erklärt  es  sich  offenbar,  daß  man  häufig  an  liebgewordenen 
alten  halbzünftlerischen  Einhegungen  und  Umfriedungen  festhalten 
konnte,  die  in  den  europäischen  Gewerbsländern  mit  ihrem  übermächtigen 
Außenseiterdruck  längst  hinfällig  geworden  sind.  Der  jüngere  und  ewig 
junge  Erdteil  hat  dadurch  manche  alte  Gepflogenheit  im  Erwerbsleben  und 
in  der  solidarischen  Betätigung  der  Arbeiter  länger  bewahren  können.  Man 
mache  sich  nur  die  fabelhaft  rasche  Neulanderschließung  und  die  dadurch 
bewirkte  eigenartig  begünstigte  und  befestigte  Lage  der  mit  wandernden  und 
mit  sich  ausbreitenden  Schichten  der  Arbeiterklasse  klar.  Chicago,  heute 
mit  2 V'2  Millionen  Einwohnern,  war  noch  in  den  vierziger  Jahren  ein  in  der 
Einsamkeit  verlorenes  Nest,  auf  dessen  Straßen  die  Schweine  aus  den  halb¬ 
dörflichen  Baracken  frei  herausliefen.  Die  Zwillingsstädte  Minneapolis- 
Saint  Paul,  heute  zusammen  mit  weit  über  500  000  Einwohnern,  wurden  erst 
mit  den  umlagernden  Holzfällereien  und  Weizenfarmen  seit  den  siebziger 
Jahren  lebendig,  Kansas  City,  das  heute  mindestens  340  000  Einwohner  um¬ 
schließt,  mit  den  Weidebetrieben  und  Maisfeldern,  die  sich  noch  viel  später 
an  die  Stelle  der  Büffelgrasungen  und  Indianerjagdflächen  setzten.  Spokane, 
das  längst  über  100  000  Köpfe  zählt,  blieb  ein,  mehr  von  Indianern  als  von 
Weißen  umgebener  Außenposten  der  Kultur,  bis  mit  den  achtziger  Jahren 
die  Minengründungen  und  die  Obstpflanzungen  einen  der  wichtigsten  Knoten¬ 
punkte  des  transkontinentalen  Handels  und  Verkehrs  aus  ihm  machten. 

2)  Siehe  Legien  Aus  Amerikas  Arbeiterbewegung  /  Berlin  1914/. 


346 


MAX  SCHIPPEL  *  VON  DER  AMERIKANISCHEN  ARBEITERBEWEGUNG 


Seattle,  gegenwärtig  mit  über  240  000  Einwohnern,  zählte  1870  1107,  1880 
3533  Köpfe,  Portland  1860  bis  1870  3000  und  8000,  Los  Angeles  noch  1880 
kaum  11  000  (gegen  heute  440  000)  Menschen:  Einzig  die  Mormonenstadt 
und  San  Francisco  lagen  an  einer  schon  früher,  das  heißt  aber  auch  nur 
seit  den  späteren  vierziger  Jahren,  starkbenutzten  Durchbruchsstraße  der 
Weißen-  und  Kolonistenwanderung.  Alle  diese  jungen  Riesenstädte  sind 
aber  doch  lediglich  als  Zentren  immer  neu  gebildeter  großer  Wirtschafts¬ 
gebiete  emporgewachsen,  und  es  läßt  sich  denken,  wie  die,  von  der  unver¬ 
gleichlichen  Westströmung  der  europäisch-amerikanischen  Kultur  mit  fort¬ 
gerissenen  und  fortgetragenen  Handwerker  und  qualifizierten  Arbeiter 
(Maurer,  Zimmerer,  Bauschreiner,  Rohrleger,  Brücken-  und  Eisengerippe¬ 
bauer,  Böttcher,  Brauer,  Zigarrenarbeiter,  Kundenschneider,  selbst  Barbiere, 
Köche  und  Kellner)  überall  ihre  Organisationen,  nach  guten  alten  Über¬ 
lieferungen  und  mit  einem  derben  Berufs-  und  Zunftegoismus  mitverpflanzen, 
neuanlegen  und  ohne  fühlbare  Störungen  länger  als  sonst  in  dieser  Gestalt 
durchhalten  und  fortentwickeln  konnten.  Selbst  die  älteren  Oststaaten,  von 
der  noch  nicht  assimilierten  Einwanderung  viel  stärker  umspült  und  ge¬ 
fährdet,  vermochten  sich  überraschend  lange  Zeit,  dank  diesem  immer  von 
neuem  sich  öffnenden  Abzugsventil,  dem  Druck  zu  entziehen,  der  Europa, 
und  zwar  am  meisten  die  außerenglischen  jüngeren  europäischen  Industrie¬ 
staaten,  seit  geraumer  Zeit  schon  zu  einer  viel  weitherzigem,  modernem 
Taktik  nötigte: 

»Ähnliches  ist  bei  den  Gewerkschaften  in  Deutschland  und,  mit  Ausnahme  einiger 
älterer  Gewerkvereine,  in  England,  auch  in  den  anderen  europäischen  Staaten  nicht 
üblich.  Hier  bemüht  man  sich  alle  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  nur  einigermaßen 
organisationsfähig  sind,  zur  Gewerkschaft  heranzuziehen.  Dort  macht  sich  vielfach 
das  Bestreben  geltend  die  Aufnahme  zu  erschweren  und  den  Mitgliederkreis  nicht 
zu  erweitern.  In  einzelnen  Orten  hat  man,  folgend  diesen  Bestrebungen,  einfach  die 
Mitgliederliste  geschlossen,  weil  zur  Besetzung  der  geschlossenen  Betriebe,  in  denen 
nur  Mitglieder  der  Organisation  angenommen  werden  dürfen,  der  Mitgliederbestand 
ausreichte  .  .  .  Dieser  Erschwerung  des  Zutritts  zu  den  Gewerkschaften  dienen  auch 
die  hohen  Eintrittsgelder  .  .  .  Oft  werden  recht  ansehnliche  Summen  ge¬ 
fordert,  die  es  vielen  Arbeitern  unmöglich  machen  selbst  bei  der  in 
mehreren  Organisationen  zulässigen  Ratenzahlung  die  Mitgliedschaft  zu  erwerben. 
Den  Gewerkschaften  in  Deutschland  wird  es  unverständlich  sein,  daß  der  Zutritt 
zur  Organisation  in  den  Vereinigten  Staaten  in  dieser  Weise  erschwert  wird. 
Bei  näherer  Prüfung  findet  man  jedoch  die  Erklärung  für  diese  eigenartige  Ge¬ 
werkschaftspraxis.  Zunächst  ist  zu  berücksichtigen,  daß  sich  die  amerikanische 
Gewerkschaftsbewegung  unter  dem  Einfluß  der  englischen  entwickelt  hat.  Bei  den 
älteren  Gewerkschaften  Englands  gilt  leider  auch  heute  noch  die  gleiche  Tendenz, 
wie  sie  sich  bei  denen  der  Vereinigten  Staaten  zeigt.  Ferner  kommt  in  Betracht, 
daß  dort  drüben  die  Gewerkschaften  sich  lokal  entwickelt  haben.  Die  gelernten 
Arbeiter,  die  in  der  2.  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  nach  den  Vereinigten 
Staaten  auswanderten,  fanden  besonders  in  den  in  der  Entwickelung  begriffenen 
Ansiedelungen  der  weiter  westlich  liegenden  Staaten  lohnende  Beschäftigung.  Ihr 
Zusammenschluß  in  lokalen  Berufsvereinen  genügte,  um  sich  auskömmliche  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  zu  sichern.  Viele  sind  der  Meinung,  daß  das  auch  heute 
noch  der  Fall  sein  könnte,  wenn  es  gelänge  die  leidige  Konkurrenz  der  zureisenden 
Arbeiter  des  Berufs  zu  verhindern.  Da  durch  die  Tarifverträge  die  Unternehmer 
verpflichtet  werden  nur  Mitglieder  der  Gewerkschaften  zu  beschäftigen,  so  kann 
die  Organisation  es  sich  vielfach  leisten  Berufsgenossen  nicht  aufzunehmen  respektive 
die  Aufnahmebedingungen  so  zu  stellen,  daß  mancher  verzichten  muß  Mitglied  zu 
werden,  denn  die  Nichtorganisierten  können  als  Konkurrenten  nicht  auftreten,  weil 
der  im  Tarifverhältnis  stehende  Unternehmer  sie  nicht  beschäftigen  darf.« 

Wie  immer  in  solchen  Fällen  exklusiver,  in  gewissem  Sinn  aristokratischer 
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Vereinsbildungen  spielen  alsdann  die  überkommenen  Gebräuche,  die  Ab¬ 
zeichen,  die  feierlichen  Begrüßungen,  die  öffentliche  Repräsentation  bei  Um¬ 
zügen  und  Gedenkfesten  eine  wichtige,  uns  zuweilen  seltsam  anmutende 
Rolle.  Der  Präsident  dieser  Unions  gebraucht  seinen  Hammer  in  streng 
vorgeschriebener  Form  so  würdevoll  wie  nur  je  ein  Meister  vom  Stuhl  bei 
den  Freimaurern.  Ordner  haben  bei  Mitgliederversammlungen  an  der  dop¬ 
pelt  bewachten  Tür  das  Paßwort  abzunehmen,  damit  kein  Ordensfremder 
sich  einschleicht.  Trotz  der  allgemeinen  Legitimation  durch  die  Federation 
gelang  es  beispielsweise  Legien  und  seinem  verdienstlichen  Übersetzer  und 
Sekretär  Baumeister  nur  sehr  schwer  in  die  Versammlung  eines  Zweig  Vereins 
des  Eisenformerverbands  in  Pittsburg  zu  gelangen,  trotz  der  Führung  durch 
den  Kassierer: 

»Es  dauerte  eine  ganze  Zeit,  ehe  wir  schließlich  Zutritt  erlangten.  Während  des 
Wartens  kam  unser  Freund  nochmals  zu  uns  und  fragte,  ob  wir  nicht  ein  Mitglieds¬ 
buch  oder  sonstigen  Organisationsausweis  hätten.  Nun  hatten  wir  so  ziemlich  an 
alles  gedacht,  was  wir  wohl  auf  der  Reise  brauchen  würden,  nicht  aber  daran,  daß 
auch  einmal  ein  Organisationsausweis,  den  ich  seit  Jahren  in  Deutschland  nicht 
gebraucht  hatte,  notwendig  sein  würde.  Sein  Fehlen  erhöhte  die  Schwierigkeiten 
für  unsern  Zutritt  zu  der  Versammlung.  Anscheinend  waren,  als  wir  zugelassen 
wurden,  die  wichtigeren  Organisationsgeschäfte  erledigt  ....  Der  Verlauf  der  Ver¬ 
sammlung  entsprach  den  Vorschriften.  Anscheinend  durften  gewöhnliche  Mit¬ 
glieder  den  Raum  zwischen  dem  Ständer  und  dem  Sitz  des  Präsidenten  nicht  be¬ 
treten.  Wer  aus  zwingenden  Gründen  das  Lokal  verlassen  mußte,  trat  hinter  den 
Ständer,  legte  die  rechte  Hand  auf  die  Brust,  machte  dem  Präsidenten  eine  leichte 
Verbeugung  und  verließ  erst  den  Raum,  nachdem  der  Präsident  ihm  das  zustim¬ 
mende  Zeichen  gegeben  hatte.  Bei  der  Rückkehr  in  das  Lokal  erfolgte  mit  den 
selben  Bewegungen  die  Meldung  bei  dem  Präsidenten.  Auch  verspätet  zur  Ver¬ 
sammlung  kommende  Mitglieder  mußten  sich  in  gleicher  Weise  bei  diesem  melden.« 

UM  Teil  auf  der  geschilderten  amerikanischen  Entwickelungsweise 
beruht  auch  das  ungewöhnlich  starke  Überwiegen  der  lokalen 
Unabhängigkeit  in  dem  ganzen  ausgebreiteien  und  vielgestal¬ 
tigen  Organisationswerk.  Die  ungeheure  Ausdehnung  des 
Landes  mit  seinen  wirtschaftlichen  Kontrasten,  die  Schwerberechen¬ 
barkeit,  das  Sprunghafte  des  ganzen  neuweltlichen  Entwickelungsgangs 
machten  von  vornherein  eine  leitende  straffe  Zentralisation  undenkbar.  Das 
etappenmäßige  Vorrücken  der  Gewerbe  wie  der  ganzen  Siedelung  begünstigte 
umgekehrt  die  unbeeinflußte  Neubildung  von  örtlichen  Organisationen,  so 
sehr  das  allgemeine  englisch-küstenstaatliche  Vorbild  auch  niemals  erlosch. 
Die  heute  überall  gefühlte  Zersplitterung  der  Kräfte,  die  unausbleiblichen 
Reibungen  zwischen  so  vielen  grenzbenachbarten  Berufen  konnten  unter  der 
Gunst  des  amerikanischen  Aufschwungs  länger  als  sonst  ertragen  werden. 
Es  wimmelt  deshalb  noch  heute  von  eigenartigen  Sondergebilden.  Selbst 
wo  e  i  n  heitliche  Berufs  verbände  erreicht  sind,  bleiben  die  grundlegenden 
lokalen  Zweigvereine  nur  ziemlich  lose  mit  der  Spitze  und  dem  Gesamt¬ 
körper  verbunden.  S  i  e  entscheiden  über  die  Höhe  des  Eintrittsgelds,  der 
Beiträge;  sie  können  sich  zum  Teil  Nebenstatuten  geben,  wenn  sie  dabei 
nur  nicht  mit  dem  Hauptstatut  in  Konflikt  geraten.  Die  ganzen  Einnahmen 
verbleiben  an  sich  der  Lokalunion;  der  Zusammenhang  mit  der  Zentrale  be¬ 
steht  alsdann  nur  darin,  daß  ein  bestimmter  Betrag  pro  Mitglied  und  Monat 
abzuführen  ist.  Mehr  auf  Umwegen  kommt  alsdann  jedoch  der  unumgäng¬ 
liche  einheitlichere  Berufseinfluß  organisatorisch  dennoch  zum  Durchbruch: 
durch  statutarische  Festsetzung,  wieviel  Prozent  der  Einnahmen  höchstens 
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zu  Verwaltungszwecken  dienen  dürfen,  bis  zu  welcher  Höhe  der  Reserve¬ 
fonds  aufgefüllt  werden  muß,  welche  verstärkten  Mehrheiten  zur  Gültigkeit 
gewisser  Lokalbeschlüsse  gehören.  Ein  Streik,  der  von  der  Gesamtorgani¬ 
sation  unterstützt  werden  soll,  ist  naturgemäß  von  dem  Zentralvorstand  zu 
genehmigen.  Auf  diesem  Weg  bröckelt  immer  mehr  von  der  alten,  unhaltbar 
werdenden  lokalen  Autonomie  zugunsten  der  beruflichen  Zentralisation  ab. 
Industrieverbände  im  deutschen  Sinn,  einheitliche  Zusammen¬ 
schlüsse  der  verschiedenen  Berufe  einer  Industrie  sind  jedoch  nur  selten 
schon  erreicht.  So  beim  Grubenarbeiterverband,  der  15  verschiedene  Tätig¬ 
keitszweige  umfaßt  (Bergleute,  Dampfmaschinisten,  Grobschmiede,  Zimmer¬ 
leute,  Fuhrleute,  Elektriker,  Gleisleger,  Holzarbeiter  und  andere),  und  ähn¬ 
lich  bei  den  in  der  Brauerei  neben  einander  Beschäftigten.  Die  Anschauung, 
daß  die  Federation,  in  der  schließlich  alle  Gewerkschaften  zu  gewissen  ge¬ 
meinsamen  Zwecken  und  propagandistischen  Zielen  sich  verbinden,  einseitig 
die  Berufsorganisation  fördere  und  nicht  für  die  Industrieverbände  eintrete, 
bezeichnet  Legien  als  unzutreffend;  die  Industriedepartements,  wenn  zunächst 
auch  eine  äußerst  lose  Verbindung,  seien  als  Vorstufe  zu  weiteren  Fort¬ 
schritten  in  dieser  Richtung  gedacht. 

NDLICH  sei  noch  auf  die  Mitteilungen  über  die  politische 
Stellungnahme  der  amerikanischen  Gewerkschaften  hinge¬ 
wiesen,  weil  sie  besonders  geeignet  sind  viele  irrige  Auffassungen, 
namentlich  in  unseren  deutschen  sozialdemokratischen  Partei¬ 
kreisen,  zu  beseitigen. 

Zunächst  beweisen  die  Legienschen  Übersetzungen  von  Prinzipienerklärun¬ 
gen,  Beschlüssen  und  Statuten  der  verschiedensten  Branchen,  daß  die 
amerikanischen  Gewerkschaften  wahrlich  nicht  zu  rein  manchesterlichen 
Selbsthilfeorganisationen  erstarrt  sind,  daß  sie  vielmehr  die  Gesetz¬ 
gebung  für  Arbeiterklassenzwecke  keineswegs  ausgeschaltet  sondern  so¬ 
gar  in  recht  regen  Gang  gebracht  sehen  wollen.  Die  im  übrigen  so  zünftigen 
Küfer  verlangen  in  ihrer  Plattform  Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern 
unter  16  Jahren,  Regelung  der  Gefängnisarbeit,  Aufhebung  »aller  Ver¬ 
schwörungsgesetze,  die  irgendwie  die  Rechte  der  Arbeiterorganisationen 
schmälern«.  Das  Programm  der  gleichfalls  nicht  übermodernen  Bauschreiner 
und  Zimmerleute  hat  3  eigene  Abteilungen  für  munizipale,  staatliche  und 
nationale  (Reichs-)  Forderungen,  darunter  unter  anderm: 

»Gemeindebetrieb  aller  Straßenbahnen,  Telephon-,  Gas-  und  Elektrisch  Licht-An¬ 
stalten  und  Lieferung  von  Dampf,  Massenkraft,  Heizung  und  Licht  an  die  Konsu¬ 
menten  durch  die  Gemeinde;  8stündige  Arbeitszeit  für  alle  direkt  oder  indirekt  an 
Gemeindearbeiten  beschäftigten  Arbeiter;  Inspektion  der  Bergwerke,  Bäder,  Fabri¬ 
ken  und  Wohnungen  durch  die  Gesundheitsbehörde;  Verbot  der  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  16  Jahren;  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  bei  Unfällen;  Abschaffung  aller 
indirekten  Steuern;  Annahme  eines  Gesetzes  gegen  das  Schwitzsystem.« 

Gompers  hat  oft  genug  mit  berechtigtem  Stolz  darauf  hingewiesen,  welche 
sozialpolitischen  Errungenschaften  ohne  die  Federation  nicht  zu  denken 
gewesen  seien.  Die  Federationskorrespondenz  widmet  eine  besondere  Ab¬ 
teilung  den  Anregungen  und  Erfolgen  im  Washingtoner  Kongreß.  In  der  Tat 
wird  in  der  Prinzipienerklärung  ausdrücklich  verlangt: 

»Munizipalisierung  von  öffentlichen  Betrieben;  Verstaatlichung  des  Telephons  und 
der  Telegraphen;  freie  Schulen,  freie  Bücher  und  Schulzwang;  ein  Ruhetag  innerhalb 
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7  Tagen;  Gesetze  gegen  die  Kinderarbeit;  unbeugsamer  Protest  gegen  Mißbrauch  der 
gesetzlichen  Vorschriften  bei  Arbeitskämpfen;  gesundheitliche  Inspektion  in  Fabri¬ 
ken,  Werkstätten  und  Wohnungen;  Haftpflicht  der  Unternehmer  bei  Verletzungen 
oder  tödlichen  Unfällen;  gleiches  Stimmrecht  für  Männer  wie  für  Frauen.« 

Und  noch  so  vieles  andere,  das  die,  bei  uns  geflissentlich  immer  wieder  ver¬ 
breitete  Legende  vom  manchesterlichen  Götzendienst  vor  der  Selbsthilfe  und 
von  dem  Evangelium  der  politischen  Entsagung  endlich  einmal  gründlich  zer¬ 
stören  sollte.  Die  der  Federation  angeschlossenen  amerikanischen  Gewerk¬ 
schaften  verwerfen  die  Politik  genau  so  wenig  wie  die  englischen  Trade 
Unions,  deren  politische  Bestrebungen  im  Parlamentarischen  Komitee  ihre 
sichtbarste  Verkörperung  seit  Jahrzehnten  schon  fanden  und  dennoch  gleich¬ 
falls  von  manchen  Übereifrigen  hinweggestritten  wurden.  Die  Federation 
wendet  sich  allerdings  dagegen  die  ihr  angeschlossenen  Gewerkschaften 
einer  bestimmten,  abgesonderten  politischen  Partei  als  Hilfskorps  gegen 
andere  rivalisierende  Parteien  zur  Verfügung  zu  stellen: 

»Parteipolitik,  gleichviel  ob  von  Demokraten,  Republikanern,  Sozialisten,  Popu¬ 
listen  [Volkspartei],  Abstinenten  [Prohibitionisten]  usw.,  wird  von  den  Kongressen 
der  American  Federation  of  Labor  nicht  getrieben.«  (Konstitution.) 

Läßt  man  nicht  außer  acht,  welche  ungleichartigen  Bestandteile  in  der 
Federation  verbunden  sind,  ja  wie  der  eigentliche  Kern  dieser  Bestand¬ 
teile  offenbar  auf  absehbare  Zeit  ganz  und  gar  ungeeignet  ist  einer 
Politik  anzuhängen,  die  auf  der  Hoffnungslosigkeit  und  dem  nahen  innern 
Zusammenbruch  des  ganzen  Kapitalismus,  auf  dem  notwendigen,  im 
Grunde  bereits  überall  sichtbaren  Emporstieg  einer  ganz  neuen  Produktions¬ 
ordnung  theoretisch  aufgebaut  ist,  so  wird  man  diese  Stellungnahme  zum 
mindesten  verständlich  finden.  Ende  des  Kapitalismus  oder  nicht:  das  ist, 
bei  der  strotzenden,  überschäumenden  Jugendkraft  der  amerikanischen  Pro¬ 
duktion,  für  den  neuweltlichen  Arbeiter  nicht  viel  mehr  als  eine  überirdische 
Glaubensfrage.  Organisatorische  Zusammenfassung,  in  Verteidigung  und 
Angriff,  zur  Wahrung  der  nächsten  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Arbeiterklasseninteressen,  zur  Höherhebung  der  Lohnarbeitermassen:  das  ist 
aber  für  die  Arbeiter,  für  die  Arbeiter  aller  Berufe  ohne  Ausnahme,  eine 
Magen-  und,  noch  mehr,  eine  Lebensfrage.  Die  Glaubensfrage  zur  scharfen 
Trennungslinie  erheben  hieße  den  unentbehrlichen,  geschichtlich  gegebenen 
und  auf  mühsamer  Arbeit  beruhenden  Gewerkschaftsverband,  ohne  jeden 
sichtbaren  Vorteil,  einfach  auseinandertreiben.  Hier  ist  die  Engelssche 
Mahnung  noch  immer  am  Platz: 

»Es  ist  bedeutend  wichtiger,  daß  die  Bewegung  sich  ausbreite,  harmonisch  voran¬ 
gehe,  Wurzel  fasse  und  so  viel  wie  möglich  das  ganze  amerikanische  Proletariat 
umfasse,  als  daß  sie  von  vornherein  auf  theoretisch  vollständig  korrekter  Bahn 
vorschreite.« 

Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die  vorgeschützte  Nichtparteilichkeit  zwar  in 
einer  nachsichtigen  Duldung  von  demokratischen  und  republikanischen 
Neigungen,  andrerseits  dagegen  in  einer  ausgesprochenen  wirklichen  Kampf¬ 
stellung  gegen  jede  Neigung  zur  Sozialdemokratie  zum  Ausdruck  käme. 
Dies  ist  jedoch,  wie  Legien  betont,  grundsätzlich  keineswegs  der  Fall. 
Höchstens  in  der  Hitze  des  Gefechts  sind  schärfere  Kampfansagen  laut 
geworden,  die  wie  prinzipielle  Verwahrungen  klingen.  Tatsächlich  sind 
Einzelgewerkschaften  und  große  Berufsverbände  mit  ganz  sozialistischer 
Plattform  in  der  Federation  vertreten  und  sogar  sehr  eifrig  tätig.  Einzelne 
hatten  sich  verleiten  lassen  vorübergehend  auszuscheiden;  sie  haben  sich 
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wieder  angeschlossen,  weil  sie  den  »Kampf  von  außen«,  den  Legien  genau 
so  wie  Engels  beurteilt,  für  einen  großen  Fehler  erkannten.  Ist  doch  im 
fernsten  Westen,  in  Kalifornien,  gerade  aus  den  leitenden  Federationskreisen 
bereits  eine  besondere  Arbeiterpartei  hervorgegangen,  allerdings  nicht  nach 
alteuropäisch-sozialdemokratischem,  sondern  mehr  nach  australischem  Zu¬ 
schnitt.  Die  Federationstaktik  steht  dem  durchaus  nicht  im  Weg,  wenn  die 
Verhältnisse  unter  den  beteiligten  Arbeitern  selber  dafür  genügend  heran¬ 
gereift  sind. 

Und  so  war  es  zweifellos  ehrlich  errungene,  feste  Überzeugung,  wenn 
Gompers  in  seiner  Begrüßung  Legiens  in  Boston  äußerte: 

»Wir  haben  die  amerikanische  Bewegung  entsprechend  den  hiesigen  Verhältnissen 
entwickeln  müssen  ....  Ich  will  gar  nicht  untersuchen,  was  die  Zukunft  uns  noch 
bringen  mag.  Ich  sehe  weder  ein  bestimmtes  Ende  noch  einen  Höhepunkt  unserer 
Bewegung  als  das  Ziel  an.  Ein  bestimmtes  Ende  würde  ja  auch  das  Ende  des  Fort¬ 
schritts  bedeuten.  Was  Legien  für  die  Arbeiter  in  Europa  erstrebt,  das  wollen  wir 
für  die  hiesigen  Arbeiter.  Man  soll  eine  Bewegung  nicht  nach  Erklärungen  sondern 
nach  ihren  Errungenschaften  beurteilen.  Was  immer  auch  an  unserer  Bewegung 
noch  auszusetzen  ist,  die  hiesigen  Verhältnisse  zeigen  die  Erfolge  und  den  Fort¬ 
schritt,  den  wir  gemacht  haben.  Doch  sind  wir  niemals  zufrieden.  Für  die  Er¬ 
zeuger  des  Reichtums  darf  nichts  zu  gut  sein.  Wer  immer  an  sich  selbst,  an  seine 
Mitmenschen  glaubt,  der  muß  helfen  aus  dieser  Welt  eine  bessere  Welt  zu  machen.« 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXX'XXXXXXXXXXXXXXX 
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ÖLEN  und  Juden  lebten  6  Jahrhunderte  beisammen.  Sie  er¬ 
gänzten  einander.  Die  Schlachta  war  die  regierende  Kaste,  der 
polnische  Bauer  bebaute  den  Acker,  der  jüdische  Handel-  und  Ge¬ 
werbetreibende  baute  die  Städte.  Die  Juden  wurden  oft  ins  Land 
gelockt  und  protegiert:  waren  sie  doch  für  alle  Schichten  des 
Polentums  sozial  unentbehrlich.  Sie  stellten  eine  national  heterogene  Klasse 
im  polnischen  Wirtschaftsorganismus  dar. 

Indes,  allmählich  änderte  sich  das  Bild.  Der  soziale  Differenzierungsprozeß 
dringt  in  beide  Volksgruppen  ein.  Die  Beziehungen  werden  komplizierter. 
Zu  den  historisch  überlieferten  Reibungsursachen  gesellen  sich  neue  sozial¬ 
ökonomische  Konflikte,  die  wiederum  eine  eigenartige  nationale  Färbung 
gewinnen.  Die  landwirtschaftliche  Krise  wirft  einen  bedeutenden  Teil  der 
Schlachta  wie  des  Bauerntums  in  die  Stadt,  die  freien  Berufe  sind  bald 
überfüllt,  der  Staatsdienst  ist  gesperrt;  es  bleibt  nur  ein  Weg:  Handel  und 
Industrie.  So  entsteht  der  Boden  für  das  Wachstum  eines  polnischen  Mittel¬ 
stands,  der  früher  oder  später  gegen  die  Lebenspositionen  seiner  jüdischen 
Konkurrenten  anstürmen  wird.  Von  diesem  Augenblick  an  sind  neben  den 
von  jeher  bestehenden  nationalpsychologischen  Momenten  für  einen  Boykott 
des  Judentums  auch  die  wirtschaftlichen  Vorbedingungen  gegeben.  Seit  den 
achtziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  spitzten  sich  durch  den  Zufluß  der 
Juden  aus  den  anderen  Teilen  Rußlands  die  Verhältnisse  noch  mehr  zu.  Die 
Ankömmlinge  (sogenannte  Litwaken)  wurden  von  den  Polen  als  Ausländer, 
ja  als  gefährliche  Russifikatoren  betrachtet,  weil  sie  es  wagten  ihren  eigenen 
kulturellen  Überlieferungen  treu  zu  bleiben  statt  sofort  die  polnische  Sprache 
und  Kultur  anzunehmen.  Der  Vater  des  polnischen  Liberalismus,  Swento- 
chowski,  bezeichnete  sie  als  »vagabundierende  Ratten«,  die  man  schleunigst 
und  mit  allen  Mitteln  ausrotten  müsse. 
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Es  ist  ein  alter  Vorgang  in  der  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Geschichte 
der  Juden,  der  sich  überall  und  immer  von  neuem  abspielt.  Nur  die  Art 
und  Weise  ist  verschieden,  und  darin  haben  eben  die  Polen  eine  bemerkens¬ 
werte  Originalität  an  den  Tag  gelegt.  In  dem  Augenblick,  in  dem  der  wer¬ 
dende  polnische  Mittelstand  anfängt  die  Juden  als  störenden  Fremdkörper 
zu  empfinden,  verlangt  man  von  ihnen,  daß  sie  sich  völlig  mit  den  Polen 
assimilieren  sollen.  Die  jüdische  Oberschicht  erklärt  sich  sofort  dazu  bereit 
und  gibt  sogar  ein  heiliges  Versprechen  ab,  im  Namen  aller  Polen  mosaischer 
Konfession.  Bald  aber  erwies  es  sich  als  Utopie,  daß  das  Judentum  im 
Polentum  aufgehen  könnte.  Im  Gegenteil,  gerade  mit  dem  Erwachen  der 
breiten  Massen  und  insbesondere  mit  der  Entstehung  der  Arbeiterschaft  be¬ 
ginnt  das  polnische  Judentum  seine  alten  Kulturgüter  zu  sichten  und  zu 
sammeln.  Die  Revolutionszeit  hat  den  Polen  unzweideutig  bewiesen,  daß  die 
Vorherrschaft  der  assimilationslustigen  Oberschicht  des  Judentums  eine 
Einbildung  ist.  Jene  Erklärungen  der  Todesbereitschaft  des  Judentums,  denen 
dieser  nationale  Tod  nicht  folgte,  haben  nur  zur  Verschärfung  des  Konflikts 
beigetragen.  Von  nun  an  war  der  offene  Feldzug  gegen  die  angebliche  jü¬ 
dische  Gefahr  unvermeidlich.  Ungeduldig  erwartete  man  einen  Anlaß  zur 
Kriegserklärung.  Und  mit  provokatorischer  Schlauheit  wurde  bald  die 
jüdische  Provokation  inszeniert:  Die  jüdischen  Wahlmänner  in  Warschau, 
die  bei  der  Wahl  zur  vierten  Duma  die  absolute  Majorität  hatten,  weigerten 
sich  den  offen  antisemitischen  Kandidaten  Kucharszewski  als  ihren  Ver¬ 
treter  in  die  Duma  zu  entsenden.  Sie  gingen  gleichwohl  in  ihrer  Nachgiebig¬ 
keit  so  weit,  daß  sie  im  I.  Wahlgang  für  einen  weniger  aggressiven  Antise¬ 
miten  aus  dem  Lager  Kucharszewskis  stimmten,  der  aber  nicht  gewählt 
wurde.  Danach  stimmten  sie,  nicht  etwa  für  einen  Juden,  nein,  für  den  pol¬ 
nischen  Sozialisten  Jagello.  Da  ging  durch  das  gesamte  bürgerliche  Polen 
der  heuchlerische  Entrüstungsschrei,  der  wohl  vorbereitet  worden  war:  Die 
Juden  wollen  Polen  erobern.  Hinaus  mit  den  Juden!  Die  Maske  des  ritter¬ 
lichen  Polen  wurde  fortgeschleudert,  und  nun  steht  vor  aller  Augen  mit 
haßverzerrtem  Antlitz  der  kleinlich  grimmige  polnische  Händler,  der  wütend 
und  brutal  gegen  alles  loszieht,  was  seinem  Interesse  im  Weg  steht;  natürlich 
unter  dem  Banner  des  Fortschritts  und  der  Kultur.  Die  Juden  haben  seit  600 
Jahren  an  Polen  mitgebaut?  Den  polnischen  Handel  geschaffen?  Der  pol¬ 
nischen  Industrie  den  ganzen  russischen  Markt  erschlossen?  Was  geht  das 
uns  an!  Sie  sind  gefährliche  Konkurrenten,  also  müssen  sie  boykottiert 
werden.  Polonisiert  den  Handel,  den  Kredit,  die  Industrie!  Der  Futter¬ 
neid  ist  die  Haupttriebfeder  des  Judenboykotts  in  Polen. 

Die  Polen  wollen  aus  ihren  eigenen  Reihen  einen  Mittelstand  heranbilden. 
Niemand  wird  daran  etwas  auszusetzen  haben.  Schafft  neue  ökonomische 
Positionen,  entwickelt  die  wirtschaftliche  Kultur  des  Landes  und  seine  Pro¬ 
duktivkräfte,  sucht  durch  Bildung,  Organisation  und  Unternehmungsgeist 
eurem  Lehrmeister,  dem  jüdischen  Mittelstand,  den  Rang  abzulaufen!  Dazu 
ist  aber  das  polnische  Bürgertum  viel  zu  träge,  zu  geistesarm  und  zu  unter¬ 
nehmungsfaul.  Man  zieht  es  vor  bei  dem  ersten  besten  äußern  Anlaß  den 
Weg  zu  gehen,  auf  dem  am  wenigsten  Widerstand  zu  erwarten  war:  Man 
vertreibt  die  Juden  einfach  aus  den  Positionen,  die  sie  sich  seit  Jahrhun¬ 
derten  errungen  hatten;  man  proklamiert  einen  grandiosen  unblutigen  Po¬ 
grom.  Nicht  Eigenes  bauen  sondern  Fremdes  zerstören:  das  ist  jetzt  die 
Losung  des  polnischen  Bürgertums.  Und  diese  Nation,  die  so,  nicht  durch 
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eigene  Leistungen  sondern  durch  einen  chauvinistischen  Raubzug,  andere 
aus  ihren  wohlerworbenen  Positionen  brutal  vertreibt,  wehklagt  über  die 
Germanisierung  der  deutschen  Ostmarken  durch  die  innere  Kolonisation, 
die  doch  nicht  nur  nationalen  Kampfescharakter  hat  sondern  daneben  und 
darüber  dem  Ganzen  der  Volkswirtschaft  neue  produktive  Werte  schafft.  In 
Posen:  heilige  Entrüstung  über  nationale  Unterdrückung;  in  Russisch  Polen: 
wilde  Hetzrufe  gegen  ein  unterdrücktes  Volk;  diesen  Januskopf  zeigt  das 
Polentum  dem  übrigen  Europa.  Und  mit  welchen  Mitteln  arbeitet  es,  wo  es 
die  Macht  hat:  Wandernde  Boykottagitatoren  durchziehen  das  Land, 
Pogromdrohungen,  direkte  Mißhandlungen,  ja  Brandstiftungen  sind  an  der 
Tagesordnung.1)  Durch  diese  barbarischen  Kampf methoden,  durch  die  Ab¬ 
leugnung  des  Prinzips  der  Gleichberechtigung  und  des  freien  Wettbewerbs 
gewinnt  die  Boykottbewegung  in  Polen  einen  ausgesprochen  hysterischen 
Charakter.  In  dieser  Atmosphäre  kochenden  Hasses  kann  heute  in  Polen 
keine  Idee  auf  eine  günstige  Aufnahme  rechnen,  die  nicht  antisemitisch  ge¬ 
färbt  ist.  Das  Wesensverschiedene  wird  dabei  in  einen  Sack  get sm,  das  Zu¬ 
sammengehörige  getrennt.  Alles  ist  heute  in  Polen  antisemitisch:  Frei- 
denkertum  und  Klerikalismus,  Radikalismus  und  Feudalismus,  Liberalismus 
und  Konservatismus,  Feminismus,  Nationalismus,  ja  sogar  Genossenschafts¬ 
und  Kulturbewegung. 

Unbestritten  gebührt  den  Polen  die  Urheberschaft  des  sogenannten  pro¬ 
gressiven  Antisemitismus  oder  humanen  Kannibalismus  und  des  klerikal- 
chauvinistischen  Kooperatismus.  Die  Genossenschaft,  einen  der  wirksamsten 
Faktoren  der  Solidarisierung  in  unserer  Zeit,  haben  sie  zu  einem  Werkzeug 
der  Zwietracht  und  des  Menschenhasses  umgewandelt.  Die  gesamte  pol¬ 
nische  Genossenschaftsbewegung  steht  gegenwärtig  unter  klerikal-chauvi¬ 
nistischer  Führung.2)  Von  den  922  Konsumgenossenschaften  des  Jahres 
1912  in  Russisch  Polen  waren  nur  35  Arbeitergenossenschaften,  darunter 
hatten  27  ausgesprochen  antisemitische  Tendenz.  Also  im  ganzen  blieben 
kaum  10  moderne  Genossenschaften.  Ein  großer  Teil  der  polnischen  Kredit¬ 
genossenschaften  nimmt  überhaupt  keine  Juden  auf,  die  anderen  beschränken 
deren  Aufnahme  auf  einen  bestimmten  Prozentsatz  der  Mitgliedschaft.  Vor 
kurzem  verlangten  die  Polen  von  der  russischen  Regierung  eine  gesetzliche 
Beschränkung  der  Mitgliedschaft  der  Juden  in  der  städtischen  Kreditgesell¬ 
schaft  zu  Warschau.  Nur  durch  den  reaktionären  Charakter  der  jetzigen  pol¬ 
nischen  Genossenschaft  wurde  das  ökonomisch  widernatürliche  Bündnis  des 
polnischen  Konsumenten  mit  dem  kleinen  und  mittlern  Händlertum  ermög¬ 
licht.  Ausschlaggebend  wirkt  hier  nicht  das  Interesse  der  Gesamtheit  son¬ 
dern  das  Streben  des  polnischen  Kleinbürgers  die  Funktionen,  die  bisher 
von  Juden  geübt  wurden,  an  sich  zu  reißen.  Diese  innerlich  widerspruchs¬ 
vollen  Gebilde  können  aber  unmöglich  auf  dauernden  Erfolg  rechnen;  denn 
gleichzeitig  wird  eine  Unzahl  neuer,  nationaler  Kramläden  errichtet,  die  das 
eigentliche  Endziel  der  Bewegung  bilden  und  die  dann  zu  den  eigentlichen 
Hemmnissen  der  modernen  Genossenschaftsidee  werden.  Fortschritt  und 
Solidarität  sind  hier  eben  bloß  Masken  für  die  eigensüchtige  Politik  einer 

1)  Ein  Beispiel  für  viele:  Im  Dorf  Pontnew  ist  eine  jüdische  Familie  von  8  Personen  im  Feuer  umgekommen. 
Denn  Fensterläden  und  Türen  waren  von  außen  festgenagelt,  das  Feuer  an  allen  Ecken  des  Hauses  ange¬ 
legt  worden.  Das  ganze  Dorf  sah  dies  mit  an,  und  keiner  rührte  sich,  um  zu  helfen.  In  einem  andern  Ort 
ist  eine  wohlorganisierte  Bande  jugendlicher  Brandstifter  tätig, 

2)  Siehe  auch  Bernhard  Die  Polenfrage  /  Leipzig  1910/,  pag.  248  f. 
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Schicht,  die  nicht  neue  Gebilde  schaffen,  sondern  nur  das  von  anderen  Ge¬ 
schaffene  sich  selbst  zuführen  will. 

Auf  dem  Gebiet  der  Mittelstandsbewegung  hat  der  Boykott  im  wesentlichen 
schon  bestehende  soziale  Konflikte  bis  zur  äußersten  Schärfe  getrieben.  Die 
Boykottbewegung  ist  aber  weit  über  den  Rahmen  dieser  ursprünglichen  Kon¬ 
flikte  hinausgegangen  und  hat  auf  politischem  und  gesellschaftlich-kultu¬ 
rellem  Boden  den  Charakter  eines  nationalpolnischen  Feldzugs  gegen  das 
gesamte  Judentum  angenommen. 

In  der  Politik  führte  der  Boykott  einen  starken  Umschwung  unter  dem  ge¬ 
samten  polnischen  Bürgertum  herbei.  Bisher  waren  die  Polen  stets  und 
überall  die  natürlichen  Bundesgenossen  der  allrussischen  Opposition.  Jetzt 
aber  sind  sie  offen  und  auf  der  ganzen  Linie  auf  die  Seite  der  Reaktion 
übergegangen.  Die  Unterdrückten  haben  sich  als  rücksichtslose  Unter¬ 
drücker  entpuppt.  Die  Polen  haben  nunmehr  klar  bewiesen,  daß  ihre  oft 
gerühmte  Freiheitsliebe  stets  eigennützig  war,  daß  sie  sie  auf  fremde  Kosten 
befriedigen  wollten.  Sie  verlangen  Freiheit  und  Autonomie,  und  gleichzeitig 
führen  sie  bei  sich  überall  Freiheitsbeschränkungen  ein.  Sie  scheuen  sich 
nicht  die  Faust  zu  küssen,  die  gestern  ohne  Federlesen  das  Cholmgebiet  von 
Polen  abgerissen  hat,  wenn  sie  sich  nunmehr  dieser  Faust  gegen  die  Juden 
bedienen  können.  Auf  Grund  zahlreicher  Gemeindebeschlüsse  und  kollek¬ 
tiver  Denunziationen  in  Petersburg  werden  die  Juden  tagtäglich  massenweise 
aus  den  polnischen  Gemeinden  ausgewiesen.  Dabei  muß  die  russische 
Bureaukratie  oft  den  Übereifer  der  polnischen  Freiheitskämpen  dämpfen. 
Mit  zynischer  Offenheit  befürworten  diese  in  der  Duma  die  weitestgehenden 
Beschränkungen  der  jüdischen  Rechte  in  der  Selbstverwaltung  der  polnischen 
Städte,  an  deren  Ausbau  und  Aufschwung  die  Juden  den  tätigsten  Anteil 
genommen  haben.  Und  die  Reichsduma  hat  auch  die  Juden  den  Polen  aus¬ 
geliefert,  und  die  Rechtsbeschränkungen  sanktioniert.  Der  Reichsrat  tat 
desgleichen.  Nur  erteilte  er  gleichzeitig  den  Polen  eine  politische  Lektion 
von  echt  mephistophelischem  Sarkasmus,  indem  er  bei  dieser  Gelegenheit 
in  den  Körperschaften  der  polnischen  Selbstverwaltung  den  Gebrauch  der 
polnischen  Sprache  kurzweg  verbot.  Ihr  wollt  die  Juden  verzehren,  und 
wir  euch;  Was  konnten  die  Polen  auf  diese  unwiderstehliche  Logik  erwidern? 
Die  Herren  Dmowski  und  Konsorten  erklären  ja  tagtäglich,  Toleranz  und 
Gleichberechtigung  seien  platte  Sentimentalitäten  »sozialistischer  Narren«, 
die  Macht  sei  das  Wesen  der  Dinge.  Zweifellos  wurde  den  Polen  diese 
politische  Weisheit  von  den  Kosaken  beigebracht,  und  in  mancher  Hinsicht 
versprechen  sie  sogar  ihre  Lehrmeister  zu  übertrumpfen. 

Auch  auf  gesellschaftlichem  und  kulturellem  Gebiet  hat  der  Boykott  Erschei¬ 
nungen  zutage  gefördert,  die  eine  ungeheure  Sittenverrohung  im  heutigen 
Polen  bezeugen.  Polnische  Schulen  weigern  sich  jüdische  Kinder  aufzu¬ 
nehmen.  Diese  werden  in  den  Schulen  oft  mißhandelt.  Polnische  Ärzte 
lehnen  es  ab  jüdische  Patienten  zu  empfangen  und  befürworten  den  Boykott 
ihrer  jüdischen  Kollegen.  Radikale  Freidenker  ä  la  Niemojewski  veröffent¬ 
lichen  Artikel  über  den  Judaismus,  die  direkt  dem  Arsenal  der  russischen 
Pogromhetzer  entnommen  sind.  Während  des  Beilisprozesses  war  es  in  der 
ganzen  Kulturwelt  vielleicht  einzig  die  polnische  Presse,  die  offen  oder  ver¬ 
steckt  über  diese  Kulturschmach  frohlockte.  Der  Verband  für  Gleichberech- 
tigung  (!)  der  Frauen  sowie  die  allgemeine  Konferenz  polnischer  Frauen  in 
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Krakau  faßten  einen  frauenrechtlerischen  Beschluß  eigener  Art:  nämlich  am 
Boykott  energisch  teilzunehmen.  Die  kulturelle  Hochburg  des  polnischen 
Radikalismus,  der  Verband  Kultura  Polska,  relegierte  aus  seiner  Mitte  sämt¬ 
liche  »nicht  echt  polnischen«  Elemente.  Und  als  die  sozialistischen  Sektionen 
des  Verbands  dagegen  protestierten,  ertönte  der  allgemeine  Ruf:  Juden  und 
Sozialisten  hinaus!  Wiederum  war  es  die  russische  Bureaukratie,  die  dem 
Polentum  eine  harte  Lektion  in  nationaler  Toleranz  gab.  Sie  benutzte  den 
innern  Zwiespalt  in  der  Kultura  Polska,  um  diese  wegen  Politiktreibens 
gänzlich  aufzuheben. 

Wir  sehen  also  den  Adel,  den  Mittelstand,  das  Kleinbürgertum,  die  Bauern¬ 
schaft,  die  Geistlichkeit,  die  Intellektuellen,  die  Frauen  im  Boykottfeldzug 
einträchtig  einhermarschieren,  ein  ungeheures  Maß  von  Elend  und  Unter¬ 
drückung  anhäufen,  von  dem  man  sich  außerhalb  Polens  schwer  einen  Be¬ 
griff  machen  kann,  und  das  jeden  menschlich  Fühlenden  tief  ergreifen  muß. 
Leider  fehlt  es  aber  selbst  nicht  an  Beispielen,  daß  sich  auch  die  nichtorgani- 
sierte  Arbeiterschaft  aktiv  daran  beteiligte.  So  sind  in  mehreren  Orten 
(Lodz,  Pabianitz)  polnische  Boykottstreiks  wegen  Aufnahme  jüdischer  Ar¬ 
beiter  in  die  Fabriken  ausgebrochen.  Und  während  die  organisierte  Arbeiter¬ 
schaft  in  Petersburg  energisch  hiergegen  protestierte,  blieb  man  in  Warschau 
recht  kühl.  Eine  Gruppe  polnischer  Arbeiter  antwortete  sogar  auf  die 
Protestkundgebungen  aus  Petersburg:  sie  werde  auch  fernerhin  bestrebt  sein 
die  Juden  aus  den  Fabriken  und  Werkstätten  hinauszudrängen.  Es  unter¬ 
liegt  wohl  keinem  Zweifel,  daß  in  dieser  Boykottseuche  nun  auch  die  schon 
früher  in  der  polnischen  Arbeiterschaft  stark  verbreitete  Auffassung  der 
nationalen  Abstufung  in  der  proletarischen  Arbeitsteilung  einen  günstigen 
Nährboden  gefunden  hat.  Nach  dieser  Auffassung,  die  schon  oft  zu  Boykott¬ 
streiks  polnischer  Arbeiter  geführt  hat,  sollen  sich  die  jüdischen  Arbeiter 
wohl  an  der  manuellen  Hausindustrie,  nicht  aber  an  der  maschinellen  Fabrik¬ 
industrie  beteiligen  dürfen.  Und  es  muß  hier  offen  gesagt  werden:  Die  orga¬ 
nisierte  polnische  Arbeiterschaft  hat  es  bisher  unterlassen  gegen  alle  diese 
traurigen  Erscheinungen  innerhalb  der  polnischen  Gesellschaft  überhaupt 
und  der  Arbeiterschaft  im  besondern  Stellung  zu  nehmen.3} 

Abgesehen  von  der  prinzipiellen  und  humanitären  Seite  der  Frage  bedeutet 
diese  Passivität  aber  auch  ein  gründliches  Verkennen  der  realen  Tat¬ 
sachen.  Denn  am  schwersten  trifft  der  Boykott  in  seinem  Endeffekt  viel¬ 
leicht  die  Arbeiterschaft,  Wenn  jüdische  Fabriken  ihre  Produktion  ein¬ 
schränken  oder  gar  einstellen  müssen,  wenn  eine  Reihe  von  industriellen  und 
Handelsunternehmungen  zugrunde  geht,  wenn  Polen  blindlings  in  die  Arme 
der  russischen  Reaktion  getrieben  wird,  so  werden  dadurch  vor  allem  auch 
die  unmittelbaren  wie  die  historischen  Interessen  der  gesamten  Arbeiter¬ 
schaft  schwer  geschädigt.  Es  ist  unmöglich  gegenwärtig  die  direkten  und 
indirekten  Folgen  der  Boykotthetze  zu  überblicken.  Eins  aber  ist  bereits 
klar:  Sämtliche  Gruppen  des  Judentums  werden  stark  durch  sie  leiden; 
nützen  wird  sie  dagegen  nur  einer  winzigen  bürgerlichen  Clique  und  höch¬ 
stens  noch  dem  tertius  gaudens:  dem  russischen  Despotismus.  Sogar  der 
polnische  Mittelstand  als  Gesamtheit  wird  durch  diese  Art  (nicht  gesunden 
sondern  hypertrophischen)  Protektionismus  im  letzten  Grunde  nicht  gestärkt 


'’J  Nur  in  Preußen  haben  die  polnischen  Sozialisten  eine  gegen  den  Boykott  gerichtete  Protestresolution 
angenommen. 
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sondern  demoralisiert  und  in  seiner  fernem  Entwickelung  gelähmt.  Der 
Kredit  wird  eher  ruiniert  als  nationalisiert.  Die  Genossenschaftsbewegung 
wird  auf  gefährliche  Irrwege  geleitet.  Die  Legende  vom  freiheitstrebenden 
Rittervolk  ist  jäh  zerstört,  den  traditionellen  Sympathieen  der  internatio¬ 
nalen  Demokratie  für  die  Polen  ist  der  Boden  entzogen.  Wie  dürfte  sich 
nun  das  Polentum  auf  das  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der  Nationen  nach 
außen  berufen,  wenn  es  diesen  Grundsatz  nach  innen  nicht  anerkennt?  Und 
wie  sollten  gar  die  Juden  es  über  sich  gewinnen  mit  der  gleichen  Energie  wie 
bisher  für  die  Autonomie  Polens  einzutreten,  wenn  sie  klar  erkennen,  daß 
diese  Autonomie  ihnen  selber  den  völligen  Ruin  bringt?  Finden  doch  die 
extremen  boykottistischen  Pläne  heute  einen  starken  Widerstand  einzig  und 
allein  in  —  Petersburg. 

Unter  dem  direkten  Einfluß  des  Boykotts  ist  schon  heute  eine  bedeutende 
Steigerung  der  jüdischen  und  insbesondere  der  jüdisch-proletarischen  Aus¬ 
wanderung  aus  Polen  zu  verzeichnen.  Die  jüdischen  Massen  werden  Wege 
suchen  müssen  sich  in  der  neu  geschaffenen  Situation  zurechtzufmden,  und 
sie  werden  sie  finden,  weil  die  unmittelbare  Lebensnot  ihnen  den  Weg  zeigt. 
In  Frage  kommt  hier  in  erster  Reihe  Kooperation  aller  Art  und  Hebung  der 
wirtschaftlichen  Kultur  und  Technik.  Die  Polen  aber  werden  die  Dinge 
vielleicht  im  richtigen  Licht  erblicken,  wenn  sie  beim  nächsten  Appell  an  die 
internationale  Demokratie  aufgefordert  werden  erst  im  eigenen  Haus  die 
Grundprinzipien  der  modernen  Gesittung  zu  achten  und  zu  befolgen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

BRUNO  TRUT  •  DRS  PROBLEM  DES  OPERNBRUS 

ÜR  jeden  Architekten  hat  die  Aufgabe  als  solche  etwas  kolossal 
Verlockendes:  gemeinsamer  Kunstgenuß  vieler  festlich  gestimmter 
Menschen  als  Rahmen  und  Niveau  einer  großartigen  Repräsentation 
höfischen  Gepränges.  Hierfür  den  passenden  Bauorganismus  zu 
schaffen  erschien  uns  allen  als  eine  köstliche  Aufgabe.  Woran 
liegt  es  aber,  daß  die  Berliner  Opernhausangelegenheit  so  viel  Peinliches, 
für  alle  Teile  Verstimmendes  bekommen  hat:  ein  Eindruck,  der  nicht  auf 
die  Mitarbeitenden  beschränkt  bleibt,  der  sich  gerade  auch  den  erwartungs¬ 
voll  zuschauenden  Architekten  mitgeteilt  hat?  Die  dreimaligen  Wettbewerbe 
mit  ihren  Opfern  an  Energie  und  Phantasie  (besonders  der  allgemeine  ohne 
jede  Preisverteilung),  die  zahllosen  Resolutionen  und  Kundgebungen  für  und 
wider,  alle  Begeisterung  und  Kampfesfreude,  alles  scheint  zur  Klärung  des 
Problems  umsonst  vertan.  Die  allgemeine  Verworrenheit  der  Anschauungen 
über  die  Opernhauslösung  ist  heute  eine  vollendete. 

Wir  haben  keinen  Architekten,  der  uns  die  Lösung  bescheren  kann:  So  hört 
und  liest  man.  Das  ist  immer  wahr,  solange  die  Zeit,  das  heißt  das  Gros 
ihrer  Menschen  keine  ausgesprochene  Tendenz  zu  irgendeiner  Lösung  hin 
hat.  Wie  soll  sich  da  auch  eine  solche  ergeben,  die  als  reines  und  treues 
Abbild  ihrer  Zeit  dasteht!  Worin  liegen  denn  die  besonderen  Voraussetzun¬ 
gen,  die  dieser  Aufgabe  durch  die  Zeit  gestellt  werden?  Modernes  Kaisertum, 
Kastenwesen  und  Volkstum:  diese  drei  Begriffe  sollen  gleichzeitig  verkörpert 
werden.  Das  ginge,  wenn  die  Zeitvorstellungen  es  nicht  verbieten 
würden  diese  drei  Begriffe  ganz  klar  herauszuschälen.  Man  fürchtet  dann 
wieder,  irgendwelche  Härten  möchten  sich  zeigen.  Heiterer  Kunstgenuß 
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soll  geboten  werden,  und  doch  soll  der  Mann  des  3.  Ranges  nicht  in  das 
selbe  Vestibül  wie  der  des  1.  Ranges.  Die  Kaiserloge  soll  inmitten  des 
Publikums  liegen,  ebenso  der  dazu  gehörige  Salon  mitten  in  der  Haupt¬ 
treppenhalle,  damit  hier  von  dem  Balkon  aus  der  Kaiser  mit  dem 
Publikum  in  Konnex  treten  kann.  Aber  nur  ja  nicht  mit  den  Besuchern 
der  oberen  Ränge.  Trotzdem  soll  das  Ganze  seiner  Bestimmung  nach  ein 
Massenfesthaus  mit  2500  Plätzen  sein.  Damit  will  nicht  gesagt  werden,  daß 
eine  große  Oper  für  Fürsten  und  Volk  eine  unlösbare  Aufgabe  sei.  Wie  es 
früher  möglich  war  (Paris,  Wien,  Dresden,  Alt  Berlin),  so  müßte  es  auch 
heute  sein  —  wenn  nicht  die  Unklarheit  der  Zeitverhältnisse  eine  Formung 
dieser  Dinge  ausschließen  würde. 

Wir  können  keinen  Architekten  haben,  der  uns  die  Lösung  beschert:  Viel¬ 
leicht  müßte  es  nun  so  heißen.  Wenn  aber  ein  Architekt  doch  den  Mut  hat 
sich  über  das  Kleinliche  des  Zeitgemäßen  hinwegzusetzen  und  das  Wesent¬ 
liche  in  bedeutungsvoller  Form  zu  geben,  wird  eine  so  geartete  Zeit  dann 
dieses  eigene  Kind  begreifen?  Nach  der  dritten  allgemeinen  Konkurrenz 
um  das  Opernhaus  wurde  das  Resultat  festgestellt:  kein  Entwurf  hat  das  er¬ 
lösende  Wort  gesprochen.  Und  doch  gab  es  einen,  nur  ganz  wenig  aner¬ 
kannten,  der  sich  von  allen  übrigen  abhob.  Es  war  die  Arbeit  des  Archi¬ 
tekten  Hans  Poelzig  (Breslau),  die  als  einzige  die  Freiheit  von  aller  säulen¬ 
dekorativen  Architektur  zeigte  und  wirklich  einen  Klang  gab.  Im  Äußern 
ein  unvergeßlicher  Aufbau,  bei  dem  die  Steigerungsmöglichkeiten,  die  der 
Bühnenaufbau  dem  modernen  Theater  geben  kann,  wirklich  begriffen  waren; 
im  Innern  ein  fest  geschlossenes  Grundrißgefüge,  das  allerdings  unseren  all¬ 
zu  peniblen  Zeitbegriffen  dadurch  unbequem  war,  daß  die  Leute  aller  Ränge 
in  ein  Vestibül  gehen,  und  alle  den  Kaiser  in  der  Haupthalle  sehen  konnten, 
der  darin  als  Fürst  unter  dem  Volk  erscheint.  Die  Gesamtheit  hat  diesen 
Entwurf  nicht  in  der  Weise  entgegengenommen,  wie  man  ein  kostbares  Ge¬ 
schenk  zu  empfangen  hat.  So  kann  man  schließlich  sagen:  Nicht  die  archi¬ 
tektonische  Produktion  unserer  Zeit  ist  schwach,  sondern  die  empfangende 
Zeit  selbst. 

Das  Widerstreitende  in  den  Zeitverhältnissen  spiegelt  sich  deutlich  in  un- 
serm  Ringen  um  eine  neue  Architektur  wider.  Wenn  wir  bei  allen 
Schichten  unserer  Zivilisation  das  produktive,  vorwärtsstrebende  Element 
in  der  Verwirklichung  des  sozialen  Gedankens  sehen  dürfen,  in  der  Unter¬ 
ordnung  des  Individuums  unter  eine  große  Allgemeinheit,  woraus  wieder 
eine  neuartige  Steigerung  des  individuellen  Bewußtseins  hervorgehen  soll 
(Walt  Whitman),  so  finden  wir  bei  der  Architektur  das  Analoge  in  der  Ten¬ 
denz  zum  organischen  Gestalten  eines  Gebäudes.  Den  Bau  zu  einem  leben¬ 
digen  Organismus  zu  machen,  zu  allererst  seine  funktionellen  und  konstruk¬ 
tiven  Voraussetzungen  zu  erkennen  und  daraus  in  notwendiger  Konsequenz 
und  Unterordnung  des  eigenen  Individuums  wie  von  selbst  die  passende 
Form  entstehen  zu  lassen,  die  gleichsam  atmet  und  lebt:  das  ist  das  Ziel. 
Es  zeigt  den  allein  gangbaren  Weg,  der  jenseits  der  bisherigen  Ästhetik,  sei 
es  der  des  Raumes  oder  der  plastisch-baulichen  Form,  uns  zur  künstlerischen 
Bewältigung  der  vielen  neuen  Probleme  unserer  Zeit  führen  kann.  Dieser 
Weg,  auf  dem  Poelzigs  Entwurf  sich  befindet,  steht  im  bestimmtesten  Gegen¬ 
satz  zu  der  konventionellen  Architekturauffassung,  die  sich  auf  Palladio 
stützen  will  und  durch  seine  Schaffensweise  besonders  klar  verkörpert 
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worden  ist.  Palladio  forderte  ausdrücklich:  Der  Beschauer  soll  nur  die 
Teile  meines  Hauses  auf  sich  wirken  lassen,  die  ich  besonders  heraushebe. 
Daher  bei  ihm  die  Betonung  dieser  Teile  durch  festliche  Säulenstellungen, 
während  das  übrige  ganz  schlicht  blieb.  Da  es  nun  nicht  möglich  ist  einfach 
ein  historischer  Mensch  statt  eines  modernen  je  nach  Willkür  zu  sein,  so 
ergeben  sich  die  Zwittergebilde,  denen  wir  eben  auch  im  Opernhausfall  bis 
zuletzt  begegnet  sind:  Das  unweigerliche  Gebot  unseres  Seins  fordert  die 
organische  Gestaltung,  vom  Traditionellen  in  der  erwähnten  Form  kann  man 
nicht  weg;  und  so  kommt  es  dann,  daß  Säulenstellungen  und  festliche 
Fassadensysteme  mit  organischen  Zwecken  verquickt  und  dazu  degradiert 
werden  sich  um  den  Bau,  um  seine  Seiten-  und  Hinterfronten,  um  Bühnen¬ 
haus  und  Magazine  herumzuziehen,  überall  da,  wo  nichts  Festliches  zu 
sagen  ist. 

So  muß  jede  Grazie  verloren  gehen,  die  die  alten  Bauten  mit  den  gleichen 
äußeren  Formen  erreicht  haben:  eben  weil  wir  diese  Art  Grazie  nicht  in  uns 
tragen.  Es  bleibt  jene  aus  den  unzähligen  Schöpfungen  der  letzten  Zeit  be¬ 
kannte  Trockenheit  und  Nüchternheit,  die  infolge  der  einmal  begangenen 
Inkonsequenz  zu  schwach  ist  die  formbildenden  Voraussetzungen  unserer 
eigenen  Tage  zu  begreifen.  Das  Verdeckenwollen  des  Bühnenaufbaus  ist 
hierfür  das  Typische  bei  vielen  Opernhausprojekten.  Unwillkürlich  regt  sich 
der  praktische  Sinn  des  modernen  Menschen,  der  sich  den  Mehraufwand, 
der  durch  das  Vorziehen  der  Bühnenhaushöhe  über  das  Zuschauerhaus  ent¬ 
steht,  mit  1%  Millionen  ausrechnet  und  sich  fragt,  welche  sozialen  Wünsche 
sich  mit  diesem  in  unorganischer  Architektur  verlorenen  Geld  erfüllen 
ließen. 

Jede  Epoche  bringt  ihre  typischen  Bauaufgaben  hervor,  die  den  keimtra¬ 
genden  Zeitgedanken  entsprechen  und  das  Neue  in  der  Architektur  schaffen. 
Als  typische  Idee  unserer  Tage,  als  die  Idee,  die  von  jedermann  heute  mit¬ 
empfunden  wird,  wird  man  den  sozialen  Gedanken  ansehen  müssen.  Nicht 
die  Hof  Opern  können  uns  die  neue  Architektur  bescheren,  sondern  die  Volks¬ 
bühnen,  die  neuen  Gartenstädte  und  alle  die  aus  sozialem  Idealismus  hervor¬ 
gehenden  Bauwerke. 

Klarheit  und  Konsequenz  der  Begriffe  sind  die  einfachsten  Voraussetzungen 
des  architektonischen  Ausdrucks.  Verschwommenes,  Labiles  kann  sich 
nicht  in  großartigen  Architekturgebilden  krystallisieren.  Der  aufs  Orga¬ 
nische  gerichtete  Weg  des  Architekten,  dessen  Parallelen  man  in  den  neuen 
Bestrebungen  alles  heutigen  Kunstschaffens  findet,  kann  ohne  Klarheit  gar 
nicht  begangen  werden:  mit  ein  Beweis  für  seine  Richtigkeit. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HANS  FEHLINGER  •  DIE  WIRTSCHAFTLICHE 
STRUKTUR  BRITISCH  INDIENS 

ON  den  Ländern  Asiens  ist  wohl,  nächst  Japan,  das  britisch- 
indische  Reich  im  allgemeinen  wirtschaftlich  am  weitesten  ent¬ 
wickelt.  Doch  bestehen  innerhalb  Britisch  Indiens  von  einander 
weit  verschiedene  Wirtschaftsformen.  Man  kann  sich  kaum 
größere  Gegensätze  denken  als  die  Wirtschafts  Verhältnisse  in  den 
Wüsteneien  Belutschistans,  in  den  fruchtbaren  Ebenen  des  Gangestals  und 
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in  den  urwaldbedeckten,  dumpfig  heißen  Berglandschaften  Birmas.  Eines 
aber  ist  ganz  Indien  gemein:  Überall  lebt  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  von 
der  Landwirtschaft,  hauptsächlich  vom  Acker-  und  Gartenbau,  da  dem  Kon¬ 
sum  animalischer  Nahrungsmittel  und  damit  der  Ausbreitung  der  Viehzucht, 
namentlich  im  Bereich  des  hindostanischen  Kulturkreises,  religiöse  Bedenken 
entgegenstehen. 

Fast  drei  Viertel  der  Bevölkerung  Britisch  Indiens  finden  ihren  Lebensunter¬ 
halt  in  der  Landwirtschaft,  der  Anteil  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
geht  nur  in  wenigen  Provinzen  unter  zwei  Drittel  herab.  In  den  Einge- 
borenenstaaten  ist  das  Vorwiegen  der  Landwirtschaft  etwas  weniger  be¬ 
deutend,  doch  ist  sie  auch  dort  der  weitaus  wichtigste  Erwerbszweig.  In 
dem  trockenen  Westen  und  Norden  Indiens  ist  die  künstliche  Bewässerung 
die  Grundlage  der  landwirtschaftlichen  Produktion.  Doch  sind  gerade  in 
diesen  Teilen  des  Reichs  die  Erträgnisse  der  Bodenkultur  am  beständigsten, 
während  auf  der  vorderindischen  Halbinsel  selbst  alles  vom  richtigen  Ein¬ 
tritt  des  Regenfalls  abhängt.  Der  Bau  künstlicher  Bewässerungsanlagen  macht 
rasche  Fortschritte.  Das  künstlich  bewässerte  Gebiet  umfaßte  1901  18  900  000 
Acres,  1911  jedoch  schon  22  500  000  Acres.  Ein  noch  bedeutenderer  Fort¬ 
schritt  wird  für  die  Zukunft  erwartet.  Fast  fertiggestellt  ist  der  große  Tripel¬ 
kanal  im  Pandschab,  durch  den  2  Millionen  Acres  bewässert  werden. 

Von  den  313,5  Millionen  Einwohnern  Britisch  Indiens,  deren  Unter¬ 
haltsmittel  bei  Gelegenheit  der  jüngsten  Volkszählung  vom 
10.  März  1911  festgestellt  werden  konnten,1)  lebten  224  696  000  von  der 
Landwirtschaft;  sie  bildeten  71,7  %  der  Bevölkerung.  Durch  Jagd  und 
Fischerei  wurde  für  1  855  000  Personen  (0,6  %)  der  Unterhalt  beschafft,  vom 
Bergbau,  Steinbruchbetrieb  usw.  lebten  530  000  Personen  (0,2%),  von  der 
Industrie  35  323  000  (11,3  %),  vom  Transportwesen  5  029  000  (1,6  %),  vom 
Handel  17  839  000  (5,7  %),  vom  öffentlichen  Dienst  5  047  000  (1,6  %),  von 
den  freien  Berufen  5  325  000  (1,7  %,)  und  von  anderen  Berufen  17  287  000 
(5,7  %).  In  diesen  Zahlen  sind  erwerbstätige  wie  versorgte  Personen  einbe¬ 
griffen:  die  148  885  000  Erwerbstätigen  verteilten  sich  wie  folgt:  Land¬ 
wirtschaft  105  335  000  (70,7  %.),  Jagd  und  Fischerei  865  000  (0,6  %),  Berg¬ 
bau  usw,  308  000  (0,2  %),  Industrie  17  515  000  (11,8  %),  Transportwesen 
2  395  000  (1,6  %),  Handel  8101  000  (5,4  %.),  öffentlicher  Dienst  2  040  000 
(1,4%),  freie  Berufe  2  254  000  (1,5  %),  andere  und  ungenau  bezeichnete 
Berufe  9  865  000  (6,8  %) .  Die  soziale  Gliederung  der  Erwerbs¬ 
tätigen  wurde  bei  der  Volkszählung  nicht  in  allen  Berufsklassen  festgestellt. 
Nur  für  die  im  gewöhnlichen  Ackerbau  (Agrikultur  ohne  die  Abteilungen 
Spezialpflanzungen  von  Tee,  Kaffee  usw.,  Gartenbau,  Forstwirtschaft)  er¬ 
werbstätigen  100  139  000  Personen  liegen  Angaben  darüber  vor.  Von  ihnen 
waren  selbständige  Bauern  und  Grundbesitzer  73  941  000,  Beamte  319  000, 
landwirtschaftliche  Arbeiter  25  879  000.  Die  Selbständigen  bilden  nahezu 
drei  Viertel  der  im  gewöhnlichen  Ackerbau  tätigen  Personen. 

In  den  10  Jahren  von  1901  bis  1911  nahm  die  von  den  verschiedenen  Zweigen 
der  Urproduktion  lebende  Bevölkerung  um  14,8  %  zu,  während  die  indu¬ 
strielle  Bevölkerung  um  0,7  %;  und  die  handeltreibende  Bevölkerung  so- 

*)  Die  Gesamtbevölkerung  Indiens  im  Jahr  1911  betrug  315,2  Millionen;  in  Gebieten  mit  1,7  Millionen  Ein¬ 
wohnern  wurden  die  Berufe  nicht  ermittelt. 
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gar  um  3,3  %  abnahm;  dagegen  ergab  sich  bei  der  vom  Transportwesen 
und  Nachrichtendienst  lebenden  Bevölkerung  eine  Zunahme  um  29,4  %,  was 
hauptsächlich  auf  die  Ausgestaltung  des  Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Tele¬ 
phonnetzes  zurückzuführen  ist.  In  der  Hauptberufsklasse  Öffentlicher 
Dienst  und  freie  Berufe  trat  bei  der  Polizei  und  Armee  eine  Zunahme,  bei 
der  Marine  und  beim  sonstigen  Verwaltungsdienst  eine  Abnahme  der  Zahl 
der  Erwerbstätigen  und  ihrer  Angehörigen  ein,  während  die  freien  Berufe 
eine  sehr  bedeutende  Zunahme  zu  verzeichnen  hatten  (13%).  Die  Klasse 
Andere  und  ungenau  bezeichnete  Berufe  verringerte  sich  um  mehr  als  ein 
Drittel.  Dies  ist  in  erster  Linie  die  Folge  davon,  daß  1911  nur  bei  halb  so 
viel  Personen  wie  1901  die  Berufszugehörigkeit  nicht  genau  ermittelt  werden 
konnte.  Ferner  wurde  im  Lauf  der  10  Jahre  eine  starke  Verminderung  der 
von  kriminellen  Berufen  lebenden  Bevölkerung  erzielt,  wozu  die  vielen 
Landstreicher,  Diebe,  Prostituierten,  Zuhälter  usw.  gehören.  Dieses  Be¬ 
völkerungselement  umfaßte  1911  immerhin  noch  die  stattliche  Zahl  von 
3  319  000  Personen,  und  zwar  1  178  000  männliche  sowie  769  000  weibliche 
Erwerbstätige  und  1  372  000  Angehörige. 


Eine  sehr  auffällige  Tatsache,  die  die  Statistik  zeigt,  ist  die  Zunahme  der 
landwirtschaftlichen  und  die  Abnahme  der  industriellen  Bevölkerung.  Auf 
den  ersten  Blick  scheint  es,  als  stünde  dies  nicht  im  Einklang  mit  der  Ent¬ 
wickelung  vom  hauswirtschaftlichen  zum  kapitalistischen  Betrieb,  die  sich 
zweifellos  auch  in  Indien  vollzieht.  In  Wirklichkeit  verhält  sich  die  Sache 
so,  daß  der  fabrikmäßige  Betrieb,  wenn  auch  langsam,  zunimmt,  und  daß 
hierdurch  sowie  durch  die  Einfuhr  billiger  europäischer  Massenwaren  das 
einheimische  Handwerk  mehr  und  mehr  zurückgedrängt  wird.  Die  Zahl  der 
Arbeitskräfte,  die  die  Ausbreitung  der  kapitalistischen  Industrie  erfordert, 
ist  aber  viel  geringer  als  die  Zahl  der  durch  diese  Industrie  und  den  Import 
verdrängten  Hausgewerbetreibenden;  denn  die  kapitalistische  Industrie 
arbeitet  rationeller  als  die  alte  Hausindustrie.  Die  verdrängten  Hausge¬ 
werbetreibenden  suchen  und  finden  ihren  Unterhalt  in  der  Landwirtschaft, 
deren  Rentabilität  infolge  der  in  letzter  Zeit  erzielten  besseren  Preise  er¬ 
heblich  gestiegen  ist.  In  ganz  Indien  nahm  die  von  der  Landwirtschaft  ein¬ 
schließlich  der  Viehzucht  lebende  Bevölkerung  von  66,5  %  auf  71,7  %  der 
Gesamtbevölkerung  zu.  In  den  größeren  Provinzen  und  Eingeborenen- 
staaten  gestalten  sich  die  Veränderungen  im  Anteil  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  wie  folgt: 


Landesteil 


Landwirtschaftliche  Bevölkerung  in  % 
der  Gesamtbevölkerung 


1901 


1911 


Agra  und  Oudh 

Bengalen 

Bihar  und  Orissa 

Madras 

Pandschab 

Bombay 

Zentralprovinzen  und  Berar 

Birma 

Haiderabad 

Radschputana 


66.5 

}72,4 

70,7 

58,0 

60.5 
73,2 
67,0 

48.6 
57,9 


73,4 

76.3 
80,2 
70,1 

59.9 

67.4 

78.7 

70.4 

61.9 

64.8 
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Im  Norden  Indiens,  namentlich  in  Agra  und  Oudh  sowie  im  Pandschab, 
herrscht  der  Weizenbau  stark  vor,  doch  ist  er  auch  in  den  Zentralprovinzen 
und  den  Staaten  der  zentralindischen  Agentie,  in  Bombay  usw.,  von  großer 
Wichtigkeit.  Weizen  und  Gerste  sind  hauptsächlich  Nahrungsmittel  der 
besser  situierten  Bevölkerungsklassen,  während  die  arme  Bevölkerung  vor¬ 
züglich  von  Hirse  (Sorghum  vulgare  und  Pennisetum  typhoideum)  lebt. 

Von  den  530  000  Bewohnern  Indiens,  die  ihren  Lebensunterhalt  durch  Ge¬ 
winnung  von  Mineralien  usw.  finden,  kommen  auf  den  Kohlenbergbau  von 
Bihar  und  Orissa  127  000,  von  Bengalen  115  000  und  auf  den  Kohlenbergbau 
der  übrigen  Provinzen  und  Staaten  27  000.  Die  Menge  der  im  Jahr  1911 
geförderten  Kohle  betrug  zirka  12  Millionen  Tonnen  (in  Großbritannien 
272  Millionen  Tonnen).  Von  98  000  vom  Erzbergbau  lebenden  Personen 
entfiel  mehr  als  die  Hälfte  auf  den  Eingeborenenstaat  Mysore  und  davon 
wiederum  trafen  weitaus  die  meisten  auf  die  Goldminen  von  Kolar. 

In  der  folgenden  Tabelle  wird  die  Verteilung  der  industriellen  Bevölkerung 
im  Jahr  1911  veranschaulicht: 


Industriegruppe 

Industrielle  ] 

überhaupt 

Bevölkerung 

davon  er¬ 
werbstätig 

Personal  der 

fabrikmäßigen 

Betriebe2) 

Textilindustrie 

8  306  000 

4  449  000 

558  000 

Häute-  und  Lederindustrie 

699  000 

295  000 

14  000 

Holzindustrie 

3  800  000 

1  731  000 

29  000 

Metallindustrie 

1  861  000 

737  000 

71  000 

Keramische  Industrie 

2  240  000 

1  159  000 

49  000 

Chemische  Industrie 

1  242  000 

630  000 

46  000 

Nahrungsmittelindustrie 

3  712  000 

2  134  000 

74  000 

Bekleidungsindustrie 

7  751  000 

3  778  000 

10  000 

Baugewerbe 

2  062  000 

962  000 

22  000 

Luxusindustrie 

2142  000 

823  000 

46  000 

Industrieen  der  Abfallstoffe 

1389  000 

796  000 

— 

Andere  Industrieen 

120  000 

50  000 

16  000 

Die  obigen  Zahlen  beweisen  klar,  von  welch  geringer  Bedeutung  die  Groß¬ 
industrie  erst  ist.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  zu  schließen,  wird  die 
Entwickelung  ztun  Großbetrieb  und  die  Ausbreitung  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsform  überhaupt  in  diesem  Land  nur  ganz  langsam  vor  sich 
gehen  können.  Die  Bevölkerung  hängt  zu  sehr  an  den  traditionellen  Wirt¬ 
schaftsformen,  als  daß  an  eine  rasche  Umwälzung  zu  denken  wäre. 

Der  Umfang  der  Frauenarbeit  ist  im  allgemeinen  ziemlich  groß.  Von 
allen  Erwerbstätigen  waren  im  Jahr  1911  101  525  000  männlichen  und 
47  360  000  weiblichen  Geschlechts.  Von  den  erwerbstätigen  weiblichen  Per¬ 
sonen  trafen  33  873  000  oder  72  %  auf  die  Landwirtschaft,  303  000  auf  die 
übrigen  Zweige  der  Urproduktion,  6  012  000  (13  %)  auf  die  Industrie, 
2  875  000  (6  %.)  auf  Handel  und  Transportwesen,  518  000  auf  den  öffent¬ 
lichen  Dienst  und  die  freien  Berufe  und  3  778  000  (8  %)  auf  sonstige  oder 
ungenau  bezeichnete  Berufe;  von  den  letzteren  sind  mehr  als  die  Hälfte  Ar¬ 
beiterinnen  ohne  nähere  Angabe.  Die  Frauenarbeit  herrscht  nur  in  wenigen 


5)  Unter  fabrikmäßigen  werden  nur  die  inspektionspflichtigen  Betriebe  mit  mindestens  20  beschäftigten  Per¬ 
sonen  verstanden. 
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Berufen  vor,  so  zum  Beispiel  in  der  Züchtung  von  Vögeln,  Bienen,  Seiden¬ 
raupen  usw.  (1364  weibliche  auf  1000  männliche  Personen),  in  der  Seilerei 
(2023:1000),  in  der  Wollenindustrie  (1497:1000),  in  der  Korbflechterei 
usw,  (1043  :  1000),  in  der  Reisschälerei  und  Müllerei  (7531  :  1000),  in  der 
Getreidetrocknerei  usw.  (1883  :  1000),  in  der  Haut-  und  Haarpflege  exklu¬ 
sive  Friseurgewerbe  (2087  :  1000),  im  Fischhandel  (1207  ;  1000),  im  Heu¬ 
handel  (1264  :  1000),  im  Feuerungsmaterialhandel  (1806  :  1000)  usw.  Sehr 
häufig  arbeitet  die  Frau  als  Gehilfin  ihres  Mannes.  In  industriellen  Groß¬ 
betrieben  mit  mindestens  je  20  Personen  waren  neben  908  000  männlichen 
bloß  151  000  weibliche  Personen  beschäftigt.  Im  Nordwesten  Indiens  und 
in  Bengalen,  wo  die  Mohammedaner  sehr  stark  vertreten  sind  oder  vor¬ 
herrschen,  ist  die  Zahl  der  erwerbstätigen  weiblichen  Personen  besonders 
gering.  Das  selbe  gilt  von  dem  südindischen  Staat  Myrore,  wo  zwar  die 
Mohammedaner  nicht  zahlreich  sind,  die  Abneigung  gegen  die  Frauenarbeit 
aber  aus  der  Zeit  der  mohammedanischen  Herrschaft  erhalten  blieb.  In 
keinem  der  eben  erwähnten  Gebiete  sind  mehr  als  12  %;  der  weiblichen  Be¬ 
völkerung  erwerbstätig,  und  außerhalb  der  Landwirtschaft  kommt  dort  die 
Frauenarbeit  in  nennenswerter  Weise  nicht  vor. 

Im  alten  hinduistischen  Indien  bewirkte  das  Kastenwesen  eine  starre  soziale 
Organisation,  die  kein  Aufsteigen  und  Niedersinken  kannte.  Jede  Person 
hatte  an  dem  Platz  zu  bleiben,  der  ihr  durch  die  Geburt  zugewiesen  war. 
Damit  war  auch  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  eines  jeden  vorherbestimmt. 
Außerhalb  des  Herrschaftsbereichs  des  Hinduismus  gab  es  niemals  Kasten¬ 
bildung,  und  die  wirtschaftliche  Entwickelung  gestaltete  sich  auch  in  den 
nichthinduistischen  Außengebieten  wesentlich  anders  als  im  eigentlichen  In¬ 
dien.  Doch  selbst  bei  den  Hindu  kamen  schon  in  der  Zeit,  bevor  sich  ein 
nennenswerter  europäischer  Einfluß  geltend  machte,  Abweichungen  von  den 
traditionellen  Berufen  vor,  so  zwar,  daß  nicht  jeder  Brahmane  Priester  noch 
jeder  Kayastha  Schreiber  war  usw.  Aber  erst  nach  der  britischen  Okku¬ 
pation  schritt  die  Trennung  von  Kaste  und  Beruf  rasch  fort.  Namentlich  die 
Angehörigen  der  niederen  Kasten  benutzten  sehr  gern  die  durch  die  Aus¬ 
gestaltung  des  Verkehrswesens,  die  europäische  Industrie  und  das  Plantagen¬ 
system  gebotene  Gelegenheit,  um  ihrer  ererbten  miserablen  Stellung  zu  ent¬ 
kommen.  Die  Zahl  der  Kasten  ist  so  groß,  und  die  Angehörigen  der  Kasten 
verfolgen  bereits  so  verschiedene  Berufe,  daß  eine  übersichtliche  Darstellung 
der  Beziehungen  zwischen  Kaste  und  Beruf  gar  nicht  möglich  ist.  Aus  der 
Statistik  geht  jedoch  deutlich  hervor,  daß  die  Angehörigen  der  Kasten, 
deren  traditionelle  Beschäftigung  die  Landwirtschaft  ist,  selten  zu  einem 
andern  Beruf  übergehen.  Zum  Beispiel  von  den  Kallans  in  Madras,  den 
Radschbansis  von  Bengalen,  den  Dogras  und  Kanets  des  Pandschabs  und  von 
den  Radschputs  in  Bihar  sind  noch  mindestens  90  %  hauptberuflich  in  der 
Landwirtschaft  tätig.  Andrerseits  haben  sich  viele  Angehörige  nichtlandwirt¬ 
schaftlicher  Kasten  der  Landwirtschaft  zugewandt.  So  sind  in  Bengalen  mehr 
als  die  Hälfte  der  Telis,  ein  Drittel  der  Brahmanen,  Dhobis,  Napits  und 
Motschis  usw.  Bauern.  In  Bihar  und  Orissa,  der  von  Bengalen  abgetrennten 
neuen  Provinz,  ist  der  Prozentsatz  der  ackerbauenden  Brahmanen  sogar  noch 
höher;  in  der  selben  Provinz  sind  nahezu  drei  Fünftel  der  Barhis  oder  Zim¬ 
merer  und  drei  Viertel  der  Dhunias  oder  Baumwollkrempler  teils  Bauern  teils 
Feldarbeiter.  Seltener  als  zur  Landwirtschaft  erfolgt  der  Übergang  zu  ge- 
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werblichen  Betätigungen,  die  von  gewissen  Kasten  als  die  ihrigen  in  Anspruch 
genommen  werden-  Bei  den  gewerblichen  Kasten  folgen  nur  noch  ausnahms¬ 
weise  mehr  als  drei  Viertel  ihrer  Angehörigen  dem  traditionellen  Beruf;  die 
übrigen  sind  vorwiegend  zur  Landwirtschaft  übergegangen-  Zu  den  kon¬ 
servativsten  Kasten  gehören  im  allgemeinen  die  Weber,  ferner  gewisse  in 
der  persönlichen  Dienstleistung  tätige  Kasten,  wie  Barbiere,  Waschmänner, 
Wassermänner  usw.  Örtlich  ist  häufig  der  Prozentsatz  der  Kastenangehörigen, 
die  dem  traditionellen  Beruf  treu  bleiben,  sehr  verschieden.  In  Bengalen  ist 
zum  Beispiel  von  den  Tschamars  und  Motschis,  die  traditionell  Gerber  und 
Schuhmacher  sind,  noch  ein  Drittel  tatsächlich  bei  diesem  Beruf  verblieben, 
in  Baroda  sogar  etwa  die  Hälfte,  in  den  Vereinigten  Provinzen  aber  sind  es 
kaum  4  %. 

Das,  was  hier  über  Kaste  und  Beruf  gesagt  wurde,  genügt,  um  zu  zeigen,  daß 
auch  in  Indien  alte  soziale  Bande  im  Zerreißen  begriffen  sind,  so  stark  sie 
einstmals  auch  waren. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HUGO  POETZSCH  ■  DIE  INTERNRTIONRLEN  VER¬ 
BINDUNGEN  DER  DEUTSCHEN  RRBEITGEBER-, 
RNGESTELLTEN-  UND  RRBEITERVERBRNDE 

BER  die  internationalen  Beziehungen,  die  sowohl  die  Arbeitgeber¬ 
verbände  wie  die  Angestellten-  und  Arbeitervereinigungen  unter¬ 
halten,  gibt  das  reichsstatistische  Amt  im  9-  Sonderheft  zum  Reichs- 
arbeitsblatt  eine  umfassende  Darstellung.  Das  Wort  umfassend 
trifft  allerdings  nur  zu,  soweit  die  Arbeiterverbände,  vor  allem  die 
:reien  Gewerkschaften,  in  Betracht  kommen.  Über  die  Arbeitgeberverbände 
ist  das  Resultat  der  Ermittelungen  äußerst  dürftig.  Das  ist  aber  nicht  die 
Schuld  des  statistischen  Amts,  sondern  die  Arbeitgeberverbände  haben  auch 
hier,  wie  üblich,  wenig  Entgegenkommen  gezeigt;  sie  lieben  es  ja  ihre  Tätig¬ 
keit  mit  einem  möglichst  undurchdringlichen  Schleier  zu  umhüllen.  Im 
übrigen  haben  wir  es  hier  mit  dem  ersten  Versuch  zu  tun  die  von  den  be- 
zeichneten  Organisationen  unterhaltenen  internationalen  Beziehungen  in 
ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  und  gegenwärtigen  Bedeutung  zu  er¬ 
fassen.  Dabei  sind  nur  solche  Arbeitgeberverbände  in  die  Arbeit  einbezogen 
worden,  die  mit  gleichartigen  Verbänden  des  Auslands  Vereinbarungen  zur 
Regelung  der  Arbeiterverhältnisse  getroffen  haben.  Ebenso  sind  nur  solche 
Angestellten-  und  Arbeiterverbände  berücksichtigt  worden,  deren  Ab¬ 
kommen  mit  ausländischen  Organisationen  darauf  hinzielen  auswandernden 
Mitgliedern  die  Vorteile  der  Organisation  zu  erhalten,  gegebenenfalls  auch 
bei  Arbeitskämpfen  sich  gegenseitig  zu  unterstützen.  Diejenigen  Organi¬ 
sationen,  die  nur  rein  wirtschaftliche  oder  gewerbliche  Interessen  verfolgen, 
hat  das  Amt  beiseite  gelassen,  wie  die  Trusts,  Syndikate  usw.  Ferner  wurde 
auch  die  syndikalistische  Richtung  der  Gewerkschaften  ausgeschaltet. 

Von  seiten  der  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  Organisationen  ist  der  Abschluß  inter¬ 
nationaler  Vereinbarungen,  die  auf  die  Arbeiterverhältnisse  Bezug  haben, 
erst  in  neuester  Zeit  betrieben  worden,  hat  auch  bisher,  nach  den 
eingesandten  Antworten  zu  schließen,  großem  Umfang  nicht  ange¬ 
nommen.  Auch  ist  es  nicht  die  Großindustrie,  sondern  in  erster  Linie  das 
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Handwerk,  das  den  Weg  internationaler  Verständigung  über  Arbeiterfragen 
beschritten  hat.  Die  Zentralstellen  der  Arbeitgeberverbände  haben  vielmehr 
zu  erkennen  gegeben,  daß  sie  internationale  Übereinkommen  nicht  für  zweck¬ 
mäßig  und  wünschenswert  halten.  Möglich,  daß  für  die  deutschen  Arbeit¬ 
geberverbände  hier  die  Trauben  zu  hoch  gehangen  haben,  daß  zum  Beispiel 
die  Unternehmerverbände  der  englischen  Schwer-,  Eisen-  und  Metallindustrie 
kein  Verständnis  für  die  Unterdrückungsmaßnahmen  ihrer  deutschen  Ge¬ 
nossen  gegenüber  den  Arbeitern  gezeigt  haben.  Gegenwärtig  ist  wohl  die 
stärkste  internationale  Verbindung  die  der  internationalen  Bauarbeitgeber¬ 
union,  die  1908  in  Paris  gegründet  wurde,  und  der  die  Bauarbeitgeberver¬ 
bände  von  9  Ländern  angehören.  Neben  den  Arbeitgebervereinigungen  Eng¬ 
lands,  der  skandinavischen  Länder,  Spaniens  und  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  steht  aber  auch  der  deutsche  Arbeitgeberbund  für  das  Bau¬ 
gewerbe  noch  abseits.  Außerdem  gibt  es  noch  internationale  Vereinigungen 
der  Edelmetallindustriellen,  des  Schneidergewerbes,  der  Maler,  Gärtner  und 
der  Reeder.  Neuerdings  werden  auch  in  der  Metallindustrie  internationale 
Beziehungen  angebahnt. 

Die  Angestellten  verbände  sind  bis  jetzt  erst  vereinzelt  dazu 
gelangt  sich  mit  gleichartigen  Organisationen  im  Ausland  zu  verstän¬ 
digen.  Soweit  Abmachungen  bestehen,  beziehen  sie  sich  fast  immer 
nur  auf  Gewährung  von  Rechtsschutz  und  die  Berechtigung  zur  Benutzung 
der  Stellenvermittelungen.  Am  häufigsten  sind  internationale  Verein¬ 
barungen  von  den  Organisationen  der  technischen  Privatangestellten 
abgeschlossen  worden.  Bei  den  kaufmännischen  Verbänden  sind  sie 
zum  Teil  aus  dem  Grund  kaum  zu  finden,  weil  hmr  die  Entwickelung  vor¬ 
wiegend  dahin  ging  eigene  Mitgliedschaften  im  Ausland  zu  bilden.  Die 
älteste,  umfangreichste  Verbindung  besteht  für  Werkmeister.  Der  Deutsche 
Werkmeisterverband,  der  1884  gegründet  wurde  und  heute  10  000  Mitglieder 
zählt,  hat  mit  den  österreichischen  Werkmeisterverbänden  Abkommen 
getroffen,  die  sich  auf  Rechtsschutz  und  Unterstützungen  beziehen. 

Am  weitesten  ausgebildet  aber  sind  die  internationalen  Beziehungen  der 
freien  Gewerkschaften.  Außer  Betracht  bleiben  auch  hier  die  all¬ 
gemeinen  internationalen  Beziehungen  zwischen  den  Arbeiterklassen  ver¬ 
schiedener  Länder,  wie  sie  sich  auf  vorwiegend  politischer  Grundlage  ge¬ 
raume  Zeit  vor  Entstehung  der  gewerkschaftlichen  Landeszentralen  gebildet 
hatten.  So  die  Internationale  Arbeiterassoziation,  gegründet  1864,  die 
internationalen  sozialistischen  Arbeiterkongresse  seit  1889,  das  internationale 
sozialistische  Bureau. 

Die  internationale  Gesamtorganisation  der  freien  Gewerkschaften  besteht 
in  Form  eines  internationalen  Sekretariats,  das  1902  in  Stuttgart  errichtet 
wurde,  nachdem  ein  Jahr  vorher,  im  Anschluß  an  einen  skandinavischen 
Arbeiterkongreß,  der  erste  Schritt  hierzu  getan  war.  Die  Leitung  dieses 
Sekretariats  liegt  bekanntlich  in  den  Händen  der  Generalkommission  der 
Gewerkschaften  Deutschlands.  Über  die  Entwickelung  der  gewerkschaftlichen 
Internationale  sind  die  Leser  der  Sozialistischen  Monatshefte  ja  durch  2 
Artikel  des  internationalen  Sekretärs,  Carl  Legien,  hinreichend  informiert.1) 
Daher  hier  nur  eine  kurze  Rekapitulation.  Die  internationalen  Beziehungen 

*)  Siehe  Legien  Die  gewerkschaftliche  Internationale  und  Die  gewerkschaftliche  Internationale  1910  bis  1913, 
in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1910,  1.  Band,  pag.  412  ff.,  und  in  diesem  Band,  pag.  3  ff. 
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der  einzelnen  Verbände  sind  zum  Teil  recht  alten  Datums;  sie  reichen  bei 
einigen  bis  in  die  sechziger  und  siebziger  Jahre  zurück.  Diese  früheren 
Versuche  wurden  zumeist  mit  untauglichen  Mitteln  unternommen  und  führten 
mangels  hinreichender  Festigkeit  der  dabei  beteiligten  Landesorganisationen 
zu  keinen  praktischen  Ergebnissen.  So  waren  zwischen  den  Glasarbeitern 
verschiedener  Länder  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  internationale  Verbin¬ 
dungen  angeknüpft  worden;  1886  fand  dann  unter  Beteiligung  deutscher 
Glasarbeiter  ein  internationaler  Kongreß  in  London  statt,  und  es  wurde  eine 
internationale  Vereinigung  gegründet,  obwohl  in  Deutschland  noch  keine 
feste  Landesorganisation  bestand.  Die  deutschen  Kürschner  hatten  es  in 
der  Zeit  von  1883  bis  1885  zu  Verbindungen  mit  dem  Ausland  gebracht,  über 
die  aber  nichts  mehr  festzustellen  ist.  Hutarbeiterorganisationen  waren  an¬ 
läßlich  der  Pariser  Weltausstellung  von  1878  vorübergehend  mit  einander 
in  Beziehung  getreten.  Ferner  hatten  schon  1873  die  Töpfer  den  Versuch 
zu  einem  internationalen  Verband  gemacht.  Ebenfalls  wurden  in  den  sieb¬ 
ziger  Jahren  unter  den  Buchdruckerorganisationen  mehrerer  Länder  Verein¬ 
barungen  getroffen.  Bereits  in  den  sechziger  Jahren  war  ähnliches  bei  den 
Tabakarbeitern  und  Handschuhmachern  der  Fall  gewesen.  Auch  die  Buch¬ 
binder,  Xylographen  und  Notenstecher  haben  solche  Versuche  schon  für 
die  achtziger  Jahre  aufzuweisen. 

Jedoch  fast  alle  diese  über  die  Landesgrenzen  hinausgehenden  Verbindungen 
schliefen  entweder  nach  kurzer  Zeit  wieder  ein  oder  blieben  nur  dem  Namen 
nach  bestehen.  Sie  erhielten  gegenständliche  Bedeutung  erst  später,  als  die 
Landesorganisationen  eine  gewisse  Geschlossenheit  erlangt  hatten  und  gesetz¬ 
liche  Beschränkungen  einem  Hinausgreifen  über  die  Landesgrenzen  nicht 
mehr  hindernd  im  W^eg  standen.  Dies  trat  in  Deutschland  bekanntlich  um 
die  Jahrhundertwende  ein.  Zunächst  hatte  das  Sozialistengesetz  die  gewerk¬ 
schaftliche  Betätigung  unterbunden,  dann  hatte  bis  1900  auch  das  in  den  ein¬ 
zelnen  Bundesstaaten  geltende  Vereinsrecht  schon  der  gegenseitigen  Ver¬ 
bindung  der  deutschen  Organisationen  unter  einander  Schwierigkeiten  ge¬ 
boten.  Erst  nach  Beseitigung  dieser  Hemmungen  konnte  sich  die  inter¬ 
nationale  Betätigung  freier  entfalten. 

Über  die  Entstehung  und  Ausbildung  der  neueren  internationalen  Bezie¬ 
hungen  in  den  einzelnen  Berufen  ist  zusammenfassend  das  folgende  zu  sagen: 
Die  Anregung  zum  Abschluß  internationaler  Abmachungen  ist  in  den  meisten 
Fällen  von  deutschen  Organisationen  ausgegangen,  die  gewöhnlich 
zahlenmäßig  die  stärksten  waren  und  demgemäß  auch  das  meiste  Interesse 
an  Vorkehrungen  hatten,  die  ihren  Mitgliedern  die  Vorteile  der  Organi¬ 
sation  im  Ausland  zu  erhalten  bestimmt  waren.  Fast  alle  Abkommen  weisen 
folgende  grundsätzlichen  Bestandteile  auf:  1»,  kostenfreie  Aufnahme  über¬ 
tretender  Mitglieder,  2.  Gewährung  von  Reiseunterstützung  vor  dem  Über¬ 
tritt,  3.  Anspruch  auf  die  Unterstützungseinrichtungen  der  Übertrittsorgani¬ 
sation  unter  Anrechnung  der  bisherigen  Dauer  der  Mitgliedschaft.  Die 
auf  diese  3  Punkte  sich  erstreckenden  Abmachungen  weichen  in  Einzelheiten 
von  einander  ab;  im  großen  und  ganzen  aber  kehren  sie  bei  fast  allen  inter¬ 
nationalen  Vereinbarungen  wieder.  Die  Frage  der  gemeinsamen  Unter¬ 
stützung  bei  Arbeitskämpfen  ist  dagegen  sehr  verschiedenartig  gelöst  worden. 
Sie  wurde  häufig,  und  dann  fast  immer  von  nichtdeutschen,  kassenschwachen 
Organisationen,  in  den  Vordergrund  geschoben.  Nur  4  internationale 
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Organisationen,  die  der  Textilarbeiter,  der  Lithographen,  der  Steinsetzer 
und  der  Kürschner,  besitzen  gegenwärtig  noch  feste  Streikkassen.  In  weit¬ 
aus  den  meisten  Satzungen  wird  eine  Unterstützung  von  Arbeitskämpfen 
nur  »wenn  nötig  und  möglich«  in  Aussicht  gestellt;  in  erster  Linie  werden 
die  Organisationen  auf  ihre  eigene  Leistungsfähigkeit  hingewiesen.  Nur  die 
Verhinderung  des  Zuzugs  zu  Streikorten  wird  den  Vertragsverbänden  in  der 
Regel  zur  Pflicht  gemacht.  In  fast  allen  internationalen  Organisationen 
überwiegt  der  deutsche  Einfluß;  alle  bestehenden  internationalen  Sekreta¬ 
riate,  bis  auf  4  (Bergarbeiter,  Handlungsgehilfen,  Steinarbeiter,  Textil¬ 
arbeiter)  sind  in  deutschen  Händen.  Dieser  Umstand  erleichtert  es  den 
deutschen  Verbänden  ihre  Organisationsgrundsätze  auch  im  Ausland  zur 
Geltung  zu  bringen,  die  Entstehung  von  zentralistischen  Berufsverbänden 
mit  ausgebautem  Unterstützungswesen,  ausreichend  hohen  Mitgliedsbeiträgen 
und  entsprechend  starkem  finanziellen  Rückgrat  zu  fördern.  Dadurch  aber 
wird  bei  Arbeitskämpfen  der  Inanspruchnahme  gemeinsamer  Hilfe,  das  heißt 
in  erster  Linie  der  deutschen  Kasse,  am  ehesten  vorgebeugt.  Es  ist  bekannt, 
daß  nichtsdestoweniger  gerade  die  deutschen  Gewerkschaften  ihre  inter¬ 
nationale  Solidarität  wiederholt  in  der  glänzendsten  Weise  bezeugt  haben. 

Unter  den  46  Zentralverbänden  gewerblicher  Arbeiter,  die  gegenwärtig  der 
Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands  angehören,  gibt  es 
nur  5  (Asphalteure,  Buchdruckereihilfsarbeiter,  Bureauangestellte,  Gärtner, 
Zivilmusiker),  für  die  keinerlei  internationale  Vereinbarungen  festgelegt 
werden  konnten.  Bei  allen  anderen  sind  diese  in  irgendeiner  Form  vor¬ 
handen.  Über  die  Ausdehnung  der  internationalen  Vereinbarungen  gibt  eine 
Tabelle  Auskunft,  aus  der  zu  ersehen  ist,  daß  die  Transportarbeiter  und  die 
Holzarbeiter  mit  je  19  Ländern  an  der  Spitze  stehen.  Es  folgen  die  Stein¬ 
arbeiter  mit  16,  die  Buchbinder,  Glasarbeiter,  Hutarbeiter,  Lithographen  und 
Schneider  mit  je  15;  die  Metallarbeiter  sind  mit  14  Ländern  auf  geführt. 
Freilich  wird  es  bei  der  Beurteilung  der  Bedeutung  dieser  internationalen  Ver¬ 
einigungen  nicht  bloß  auf  die  Zahl  der  beteiligten  Länder  ankommen;  der 
Zusammenhang  ist  oft  noch  recht  lose.  Von  außereuropäischen  Ländern 
sind  an  internationalen  Verbindungen  beteiligt:  die  Vereinigten  Staaten 
an  13,  Brasilien,  Argentinien  und  Australien  an  je  2,  Mexiko  an  1. 

Die  internationalen  Beziehungen  der  christlichen  Gewerk¬ 
schaften  sind  bisher  noch  ziemlich  spärlich.  Zwar  bestehen  seit  dem 
1.  Januar  1909  ein  internationales  Sekretariat  in  Köln,  als  Zentrale  und  Ge¬ 
schäftsstelle  für  die  internationale  Vereinigung  der  Landeszentralen,  sowie 
eine  internationale  Gewerkschaftskommission.  An  diese  sind  gegenwärtig 
die  Verbände  christlicher  Gewerkschaften  folgender  Länder  angeschlossen: 
Deutschland,  Österreich,  Belgien,  Holland,  Schweiz,  Italien  und  Rußland 
(hier  lediglich  die  Gewerkschaft  christlicher  Arbeiter  im  Königreich  Polen, 
in  Italien  die  Textilarbeitergewerkschaft  mit  dem  Sitz  in  Mailand).  Nur  7  haben 
Kartellverträge  mit  gleichartigen  Berufsverbänden  abgeschlossen,  nämlich 
die  Textilarbeiter,  Holzarbeiter,  Lederarbeiter,  Maler,  Metallarbeiter, 
Schneider,  Bauarbeiter.  Über  internationale  Verbindungen  der  konfes¬ 
sionellen  Arbeitervereine  hat  sich  sehr  wenig  ermitteln  lassen. 
Einige  briefliche,  gelegentliche  Verbindungen  zwischen  den  katholischen  Ar¬ 
beitervereinen  Deutschlands  und  Hollands  sind  alles,  was  festgestellt  werden 
konnte. 
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Auch  nur  wenige  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine 
unterhalten  internationale  Beziehungen.  Der  Gewerkverein  der  deutschen 
Metall-  und  Maschinenarbeiter,  der  bereits  1868  gegründet  wurde,  schloß 
erst  im  Jahr  1909  mit  dem  Deutschen  Metallarbeiterverband  in  Österreich 
(Sitz  in  Gablonz)  einen  Gegenseitigkeitsvertrag  ab.  Außerdem  kommen  noch 
die  Holzarbeiter,  die  Textilarbeiter,  die  Schuh-  und  Lederarbeiter  in  Be¬ 
tracht.  Die  Hirsch-Dunckerschen  Bergarbeiter  gehören  der  allgemeinen 
internationalen  Bergarbeiterunion  an. 

Neben  den  materiellen  Zielen  der  internationalen  Beziehungen  der  Arbeiter¬ 
verbände  kommt  auch  ein  ideeller  Zweck  (abgesehen  von  der  Verwirk¬ 
lichung  der  Idee  der  allgemeinen  internationalen  Solidarität)  insofern  in 
Frage,  als  fast  von  allen  internationalen  Organisationen,  die  eine  Zentral¬ 
stelle  in  Gestalt  eines  Sekretariats  besitzen,  eine  regelmäßige  Bericht¬ 
erstattung  über  alle  die  Arbeitsfrage  berührenden  Angelegenheiten,  in  erster 
Linie  im  eigenen  Beruf,  dann  über  den  Stand  der  Organisation,  über  gesetz¬ 
geberische  Maßnahmen,  Arbeitsverhältnisse  und  dergleichen  gefordert  wird. 
Vielfach  dienen  besondere  je  nach  den  angeschlossenen  Landesorganisa¬ 
tionen  mehrsprachliche  internationale  Organe  dazu  die  Kenntnis  der  Ar¬ 
beitsverhältnisse  im  Ausland  zu  verbreiten.  Einige  der  größten  der  freien 
Gewerkschaften  haben  bereits  eine  vorzüglich  ausgebildete  Verbindung 
mit  dem  Ausland  geschaffen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ÖFFENTLICHES  LEBEN 

Qenossenschaftsbewegung  /  Gertrud  David 

Arbeitsbedin  -  Die  Konsumgenossenschaft 
gütigen  erstrebt  die  Beseitigung 

der  kapitalistischen  Aus¬ 
beutung,  die  Eliminierung  des  Mehr¬ 
werts  auf  dem  entgegengesetzten  Weg 
wie  die  Gewerkschaft:  Während  diese 
den  Lohn  zu  erhöhen  und  dadurch  die 
Mehrwertrate  zu  verkleinern  trachtet, 
sucht  jene  die  Kaufkraft  der  Löhne  zu 
erhöhen  und  dadurch  den  dem  Arbeiter 
bereits  abgenommenen  Mehrwert  ihm 
gewissermaßen  in  Form  verbilligter 
Warenpreise  wieder  zuzuführen.  Beide 
Bewegungen  würden,  wenn  man  sich  ihre 
Tendenz  einmal  rein  bis  zum  äußersten 
durchgeführt  denkt,  zu  dem  gleichen 
Endziel  gelangen.  Denn  es  ist  offen¬ 
bar  gleichgültig,  wenn  die  Mehrwerts¬ 
rate  beispielsweise  100%  beträgt,  ob  man 
die  Löhne  (bei  gleichbleibenden  Waren¬ 
preisen)  verdoppelt,  oder  ob  man  (bei 
gleichbleibenden  Löhnen)  die  Waren¬ 
preise  auf  die  Hälfte  herabdrückt,  wenn 
dies  eben  beidemal  auf  Kosten  des  Un¬ 
ternehmergewinns  geschieht.  Die  Kon¬ 
sumgenossenschaften  hätten  also  rein 
theoretisch  keine  Ursache  mit  ihren  Ar¬ 


beitsbedingungen  über  die  ihrer  kapita¬ 
listischen  Umwelt  hinauszugehen  son¬ 
dern  könnten  sich  damit  begnügen  das 
Niveau  ihrer  Angestellten  gleichzeitig 
mit  dem  ihrer  sonstigen  Mitglieder  auf 
dem  oben  angedeuteten  Weg  allmählich 
zu  heben.  Praktisch  jedoch  haben  es  die 
Konsumvereine  stets  .als  eine  Ehren¬ 
pflicht  betrachtet  in  ihren  Betrieben 
möglichst  mustergültige  Arbeitsbedin¬ 
gungen  durchzuführen,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin  dadurch  eine  Arbeiterelite 
zu  schaffen,  deren  Existenzbedingungen 
die  des  Durchschnitts  ihrer  Mitglieder 
weit  übersteigen.  Diese  Praxis  entspringt 
nicht  einem  reinen  Idealismus  sondern 
ebensowohl  der  Erwägung,  daß  eine 
solche  gutbezahlte  und  in  jeder  Be¬ 
ziehung  gutgestellte  Arbeitertruppe  auf 
die  Bessergestaltung  der  Arbeitsbedin¬ 
gungen  überhaupt  anspornend  wirken 
muß.  Die  Mitglieder  der  Konsumvereine, 
die  ja  größtenteils  selbst  Arbeiter  sind, 
bringen  damit  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Konsumenten  ein  Opfer,  das  ihnen  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Produzenten  wie¬ 
der  zugute  kommt.  Es  ist  auch  selbst¬ 
verständlich,  daß  schon  um  des  guten 
Eindrucks  nach  außen  willen  Arbeiterbe¬ 
triebe  Musterbetriebe  sein  müssen. 
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Leider  vergessen  die  Vertreter  dieser 
gewiß  sehr  gesunden  Anschauung  in 
Partei-  und  Gewerkschaftskreisen  nur 
allzu  leicht,  daß  bei  ihrer  Durchführung 
auch  ein  wenig  Rücksicht  auf  die  Kon¬ 
kurrenzfähigkeit  der  Genossenschafts¬ 
betriebe  genommen  werden  muß,  da  man 
ohne  eine  solche  Rücksicht  einfach  den 
Ast  absägt,  auf  dem  man  sitzt  und  im¬ 
mer  höher  steigen  will.  Die  Gewohnheit 
bei  Konflikten  zwischen  Arbeitern  und 
Unternehmern  immer  die  Partei  der  Ar¬ 
beiter  zu  nehmep  führt  häufig  dazu 
auch  bei  Differenzen  in  Genossenschafts¬ 
betrieben,  ohne  nähere  Prüfung,  sich  un¬ 
bedingt  auf  den  Standpunkt  der  Ar¬ 
beiter  zu  stellen  und  jede  Forderung  von 
vornherein  als  berechtigt  zu  erklären. 
Ein  Teil  der  Arbeiterpresse  hat  bei  den 
Vorgängen  in  den  Tabakfabriken 
der  Großeinkaufsgesellschaft  im  letzten 
Jahr  eine  solche  intransigente  Haltung 
eingenommen;  man  glaubte  damals  die 
betreffenden  Angestellten  gegen  einen 
geradezu  haarsträubenden  Terrorismus, 
eine-  ganz  ungerechtfertigte  Lohnschädi¬ 
gung  in  Schutz  nehmen  zu  müssen.  Es 
ist  daher  doppelt  zu  begrüßen,  wenn 
Genosse  von  Elm  in  der  Konsumgenos¬ 
senschaftlichen  Rundschau  eine  Über¬ 
sicht  über  die  Arbeitsbedingungen  in  den 
3  Tabakfabriken  der  Großeinkaufsge¬ 
sellschaft  gibt  und  ihnen  einmal  die  Ar¬ 
beitsbedingungen  privater  Betriebe  zum 
Vergleich  gegenüberstellt.  Was  die  sa¬ 
nitären  Verhältnisse  in  den  Tabakfabri¬ 
ken  in  Hamburg,  Hockenheim  und  Fran¬ 
kenberg  anlangt,  so  sind  sie,  insbeson¬ 
dere  nach  den  vor  einiger  Zeit  vorge¬ 
nommenen  Um.  und  Neubauten,  direkt 
mustergültig.  Helle,  luftige  Arbeits¬ 
räume,  Zentralheizung,  Kühlanlagen  für 
den  Sommer,  allen  Staub  beseitigende 
Entlüftungsanlagen,  Badeeinrichtungen 
usw.  gewährleisten  die  denkbar  gesun¬ 
desten  Arbeitsverhältnisse.  Die  Arbeiter 
erhalten  nach  2jähriger  Beschäftigung 
eine  Woche  Ferien  unter  Fortzahlung 
des  Lohns.  Die  vollen  Beiträge  zur 
Kranken-  und  Invalidenversicherung 
zahlt  die  Gesellschaft,  außerdem  die 
halben  Beiträge  für  die  der  Unter¬ 
stützungskasse  des  Zentralverbands  an¬ 
gehörenden  Angestellten  in  Höhe  von 
3%  des  Lohns.  Ein  Pensionsfonds  gibt 
die  Möglichkeit  bei  eintretender  Inva¬ 
lidität  die  Renten  auf  75%  des  zuletzt 
verdienten  Lohns  za  erhöhen.  Die  Ar¬ 
beitszeit  beträgt  52^4  Stunden  respek¬ 
tive  4914  Stunden  wöchentlich,  während 
beispielsweise  im  Mannheimer  Bezirk 


die  durchschnittliche  Arbeitszeit  in  der 
Privatindustrie  58  Stunden  dauert.  Da¬ 
bei  betrug  der  für  das  Jahr  1912  er¬ 
mittelte  Jahresdurchschnittsver dienst  für 
alle  beschäftigten  Arbeiter  (Frauen  und 
Jugendliche  mit  eingerechnet)  in  der 
Hamburger  Fabrik  1200,  in  der  Fran¬ 
kenberger  Fabrik  1002  und  in  der 
Hockenheimer  Fabrik  1005  Mark,  wäh¬ 
rend  nach  den  Feststellungen  der  Ta¬ 
bakberufsgenossenschaft  in  den  3  hier  in 
Frage  kommenden  Bezirken  die  Durch¬ 
schnittslöhne  in  der  Privatindustrie  nur 
922,  679  und  605  Mark  im  Jahr  be¬ 
tragen  hatten.  Eine  Übersicht  über  die 
Wochenverdienste  der  einzelnen  Ar- 
beiterkategorieen  zeigt  noch  größere 
Unterschiede.  Es  verdienen  beispiels¬ 
weise  männliche  Zigarrenmacher  im  Be¬ 
zirk  Mannheim  in  der  Privatindustrie 
bei  53,6  bis  55  Stunden  Arbeitszeit  14,76 
Mark  wöchentlich  oder  26,5  Pfennig  pro 
Stunde,  in  der  Hockenheimer  Fabrik  der 
Großeinkaufsgesellschaft  dagegen  bei 
52%stündiger  Arbeitszeit  24,60  Mark 
oder  46,9  Pfennig  pro  Stunde,  Wickel¬ 
macher  in  der  Privatindustrie  bei  51,2 
Arbeitsstunden  9,59  Mark  oder  17,4 
Pfennig  pro  Stunde,  bei  der  Großein¬ 
kaufsgesellschaft  in  5214'  Stunden  19,20 
Mark  oder  36,6  Pfennig  pro  Stunde. 
Weibliche  Zigarrenmacher  erhalten  in 
der  Privatindustrie  bei  50 Y2  Stunden 
Arbeitszeit  11,84  Mark  oder  23,5  Pfen¬ 
nig  pro  Stunde,  bei  der  Großeinkaufs¬ 
gesellschaft  bei  52%stündiger  Arbeits¬ 
zeit  18,80  Mark  oder  35,8  Pfennig  pro 
Stunde,  weibliche  Sortierer  in  der  Pri¬ 
vatindustrie  bei  47stündiger  Arbeitszeit 
11,02  Mark  oder  23,5  Pfennig  pro 
Stunde,  bei  der  Großeinkaufsgesellschaft 
bei  4914stündiger  Arbeitszeit  22,92  Mark 
oder  46,3  Pfennig  pro  Stunde.  Die  Löhne 
sind  demnach  bei  der  Großeinkaufsge¬ 
sellschaft  im  allgemeinen  um  8  bis  10 
Mark  höher,  und  um  ebensoviel  diffe¬ 
riert  auch  der  wöchentliche  Verdienst 
bei  der  Akkordarbeit.  Ein  Vergleich  mit 
den  Verhältnissen  in  der  Heimindustrie 
ergibt  noch  viel  krassere  Unterschiede. 
So  verdienen  die  von  einer  Hamburger 
Firma  angestellten  Heimarbeiter  bei 
einer  täglichen  Arbeitszeit  des  Mannes 
und  der  Frau  von  12  bis  16  Stunden 
unter  Beihilfe  der  Kinder  im  Durch¬ 
schnitt  1314  Mark  jährlich,  wovon  sie 
noch  die  Miete  des  Arbeitsraums  sowie 
die  Kosten  für  Licht  und  Feuerung  zu 
bestreiten  haben.  Die  beiden  Leute  wür¬ 
den  in  der  Großeinkaufsgesellschaft  bei 
9stündiger  Arbeitszeit  ohne  Mithilfe  der 
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Kinder  in  gesunden  hellen  Räumen  2257 
Mark  pro  Jahr  verdienen. 

Genosse  von  Elm  fügt  diesen  Angaben 
das  Bedauern  hinzu,  daß  von  den  2% 
Millionen  deutschen  Gewerkschaftsmit¬ 
gliedern  erst  etwa  1  Million  in  Genos¬ 
senschaften  organisiert  sind.  Wären 
sämtliche  Gewerkschafter  zugleich  Ge¬ 
nossenschafter,  so  könnte  der  Umsatz 
der  Konsumvereine  weit  größer  sein  und 
damit  einer  viel  großem  Zahl  von  Arbei¬ 
tern  derartige  vorteilhafte  Arbeitsbe¬ 
dingungen  gewährt  werden. 

In  diesem  Zusammenhang  sei  noch  auf 
eine  Stelle  in  dem  Bericht  des  badischen 
Fabrikinspektors  hingewiesen,  die  fol¬ 
gendermaßen  eingeleitet  wird:  »Eine  in 
jeder  Beziehung  vorbildliche  Zigarren¬ 
fabrik  hat  die  Großeinkaufsgesellschaft 
deutscher  Konsumvereine  in  Hocken¬ 
heim  fertiggestellt  .  .  .«  Es  folgt  dann 
eine  Schilderung  der  Fabrikanlage  und 
der  sanitären  Einrichtungen.  Die  deut¬ 
sche  Genossenschaftsbewegung  kann  auf 
dieses  Lob  stolz  sein. 

X  „  X 

VoIksfürsorgeMit  der  Volksfürsorge  geht 
es  in  erfreulichem  Tempo 
vorwärts.  Vom  7.  Juli  1913 
bis  zum  31.  Januar  1914  waren  87  421 
Versicherungsanträge  mit  einer  Kapital¬ 
versicherungssumme  von  15  686  726  Mark 
und  einer  Risikoversicherungssumme  von 
635  887  Mark  zu  erledigen.  Dagegen 
haben  von  den  beiden  zur  Bekämpfung 
der  Volksfürsorge  errichteten  Konkur¬ 
renzgesellschaften  die  Öffentlichrecht¬ 
liche  Versicherungsanstalt  (Kapp)  im 
Lauf  von  7  Monaten  nur  eine  Versiche¬ 
rungssumme  von  »mehr  als  7  Millionen 
Mark«  und  die  Deutsche  Volksversiche¬ 
rungsaktiengesellschaft  gar  nur  eine 
solche  von  3,2  Millionen  Mark  zu  ver¬ 
zeichnen.  Leider  begnügen  sich  die  ka¬ 
pitalistischen  Konkurrenten  nicht  mit 
einem  Kampf  mit  dem  ehrlichen  Mittel 
der  größern  Leistungsfähigkeit,  sondern 
sie  greifen  zu  der  gewöhnlichen  Waffe 
des  Schwächern:  zur  Verleumdung.  Der 
Vorstand  der  Deutschen  Volksversiche¬ 
rungsaktiengesellschaft  zu  Berlin  hat  in 
mehreren  Flugblättern  und  einem  Zirku¬ 
lar  an  die  Arbeitgeber  die  Behauptung 
auf  gestellt,  daß  die  Volksfürsorge  eine 
Gründung  der  Sozialdemokratie  sei  und 
daß  »letzten  Endes  die  Gelder  der  Ver¬ 
sicherten  dazu  dienen  der  Umsturzpartei 
einen  starken  Kriegsschatz  für  den 
Kampf  gegen  den  Gegenwartsstaat  anzu¬ 
sammeln«.  Die  geschäftsführenden  Vor¬ 
standsmitglieder  der  Volksfürsorge  tra¬ 


ten  zunächst  an  den  Vorstand  der  Deut¬ 
schen  Volksversicherung  mit  dem  Er¬ 
suchen  heran  die  unwahre  Verdächtigung 
zurückzuziehen  und  in  Zukunft  zu  unter¬ 
lassen.  Nachdem  diese  Aufforderung 
vergeblich  gewesen  war,  wurde  die  Klage 
gegen  die  Verbreiter  der  Verdächtigung 
auf  Grund  des  Gesetzes  gegen  den  un- 
lautern  Wettbewerb  angestrengt.  In  der 
Verhandlung,  die  am  16.  Februar  beim 
Landgericht  Berlin  stattfand,  wies  der 
Vertreter  der  Klägerin,  Rechtsanwalt 
Heine,  darauf  hin,  daß  ein  solcher  Vor¬ 
wurf  schon  dadurch  widerlegt  werde, 
daß  die  Volksfürsorge  dem  Aufsichtsamt 
für  Privatversicherung  unterstünde,  und 
dieses  natürlich  die  Verwendung  der 
Gelder  streng  kontrolliere.  Die  Be¬ 
klagte  versuchte  sich  dahin  auszureden, 
daß  der  beanstandete  Satz  keine  Be¬ 
hauptung  sondern  nur  eine  Befürchtung 
ausdrücke,  und  suchte  sich  im  übrigen 
auf  den  Beweis  der  Tatsache  zurückzu¬ 
ziehen,  daß  die  Volksfürsorge  eben  doch 
in  naher  Beziehung  zur  Sozialdemokratie 
stehe,  wofür  einige  Artikel  aus  der 
Partei-,  Gewerkschafts-  und  Genossen¬ 
schaftspresse  zitiert  wurden,  und  zwar 
durchweg  solche,  die  vor  der  Gründung 
der  Volksfürsorge  verfaßt  worden  sind. 
Obgleich  die  Beweisführung  so  faden¬ 
scheinig  wie  nur  möglich  war  und  auch 
von  den  Vertretern  der  Klägerin  gründ¬ 
lich  zerpflückt  wurde,  kam  doch  das 
Gericht  zu  dem  kaum  glaublichen  Be¬ 
schluß  die  Klägerin  abzuweisen  und  sie 
zur  Tragung  der  Kosten  zu  verurteilen. 
Das  Urteil  macht  sich  die  eigentümliche 
Auffassung  der  Beklagten  zu  eigen,  daß 
es  sich  bei  dem  inkriminierten  Satz  nur 
um  eine  Befürchtung  für  die  Zukunft 
und  nicht  um  die  Behauptung  von  Tat¬ 
sachen  handele.  Es  konstatiert,  daß  kein 
Zweifel  darüber  bestehen  könne,  daß  die 
Gelder  der  Versicherten  in  deren  Inter¬ 
esse  verwendet  würden.  Dafür  sorge 
schon  die  staatliche  Aufsicht.  Daher 
würde  die  Behauptung,  wenn  sie  den 
Sinn  hätte,  den  die  Klägerin  vermutet, 
beim  Publikum  schwerlich  Glauben  fin¬ 
den.  Es  ist  allerdings  eine  merkwürdige 
Logik  hieraus  die  Abweisung  der  Klage 
zu  folgern.  Im  übrigen  kann  sich  die 
Volksfürsorge  mit  den  Feststellungen  des 
Urteils  durchaus  zufrieden  geben. 

Recht  lustig  ist  es  dabei,  daß  die  beiden 
Drachen  toter,  die  die  Vernichtung  der 
Volksfürsorge  sich  zum  Zweck  gesetzt 
haben,  sich  einstweilen  selbst  in  den 
Haaren  liegen.  Die  Deutsche  Volksver¬ 
sicherung  ist  über  die  etwas  sehr  robuste 
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Konkurrenz  der  Öffentlichrechtlichen 
empört  und  versuchte  dieser  dadurch 
das  Handwerk  zu  legen,  daß  sie  die 
Unterstellung  der  Öffentlichrechtlichen 
unter  das  Aufsichtsamt  für  Privatver¬ 
sicherung  verlangte.  Nachdem  eine  beim 
Reichskanzler  vorgebrachte  Anregung 
kein  Entgegenkommen  gefunden  hatte, 
wandte  sich  die  Deutsche  Volksversiche¬ 
rung  an  den  Reichstag,  und  hier  wurde 
ihr  dann  die  Genugtuung,  daß  die  von 
ihren  Vertretern  eingebrachten  Anträge, 
in  denen  die  Reichsregierung  ersucht 
wird  die  Öffentlichrechtliche  zu  einem 
anständigen  Konkurrenzkampf  zu  zwin¬ 
gen  und  sie  unter  die  Aufsicht  des 
Kaiserlichen  Aufsichtsamts  zu  stellen, 
angenommen  wurden. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  die  Volksfürsorge 
seit  Anfang  dieses  Jahres  für  ihre  Mit¬ 
arbeiter  im  ganzen  Reich  eine  Monats¬ 
schrift  unter  dem  Titel  Volksfürsorge 
herausgibt,  die  in  den  bis  jetzt  veröffent¬ 
lichten  Nummern  einige  recht  instruk¬ 
tive  Artikel  enthält.  Übrigens  ist  die 
Volksfürsorge  bereits  in  die  Lage  ge¬ 
kommen  ihre  erste  Unterstützung  an  die 
Witwe  eines  Straßenbahnschaffners,  der 
am  14.  Dezember  1913  verunglückte,  zu 
zahlen. 

X  X 

Privatkapjta-  Einen  jedenfalls  neuartigen 

noTsensc^rWeg  ha*  der  Verband 
schweizerischer 
Konsumvereine  eingeschlagen,  um  die 
Fleischversorgung  seiner  Mitglieder  in 
die  Wege  zu  leiten.  Er  hat  mit  der 
Aktiengesellschaft  Bell  in  Basel  einen 
Vertrag  abgeschlossen,  wonach  dieser 
Gesellschaft  die  Fleischlieferung 
an  die  Verbandsvereine,  soweit  diese 
nicht  bereits  vom  Baseler  Allge¬ 
meinen  Konsumverein  in  die  Hand 
genommen  ist,  übertragen  wird.  Die 
Aktiengesellschaft  Bell  dürfte  das 
größte  Schlächtereiunternehmen  auf 
dem  Kontinent  sein.  Sie  erzielte 
im  Jahr  1912  einen  Umsatz  von 
20  Millionen  Franken  und  beschäftigte 
dabei  ein  Personal  von  über  800  Köpfen. 
Sie  schlachtete  in  dem  genannten  Jahr 
nicht  weniger  als  90  000  Stück  Vieh,  das 
sie  auf  verschiedenen  europäischen 
Märkten  zusammenkaufte.  Ihr  Absatz¬ 
gebiet  ist  die  ganze  Schweiz.  Von  ihren 
125  Verkaufsstellen  sind  nur  23  in  Basel, 
die  übrigen  befinden  sich  in  den  ver¬ 
schiedenen  größeren  Städten,  wohin  die 
Gesellschaft  ihre  Fleisch-  und  Wurst¬ 
waren  in  gut  eingerichteten  Kühlwagen 
schickt.  Mit  ihren  guten  Waren  und  bil¬ 


ligen  Preisen  machte  die  Bellgesellschaft 
überall  den  kleinen  Fleischern  schwere 
Konkurrenz,  während  der  Baseler  Kon¬ 
sumverein  unter  ihrem  Wettbewerb 
weniger  zu  leiden  hatte,  da  sich  seine 
Preise  mit  den  ihrigen  ungefähr  die 
Wage  halten.  Neuerdings  hat  die  Ge¬ 
sellschaft  auch  die  Herstellung  von 
Sauerkohl  und  den  Verkauf  von  Obst 
und  Gemüse  in  die  Hand  genommen. 
Der  Vertrag  zwischen  dem  Genossen¬ 
schaftsverband  und  der  Aktiengesell¬ 
schaft  Bell  sieht  ungefähr  so  aus:  Der 
Verband  übernimmt  von  der  Gesellschaft 
1754  Aktien  zu  einem  etwas  höhern  als 
dem  dem  nominellen  Wert  von  500  Fran¬ 
ken  entsprechenden  Preis,  der  aber  durch 
den  Geschäftsstand  der  Gesellschaft  voll 
gerechtfertigt  ist.  Damit  bekommt  er 
etwa  ein  Drittel  des  Aktienkapitals  der 
Gesellschaft  in  seine  Hände,  während 
ihm  gleichzeitig  von  den  7  Sitzen  in  der 
Verwaltung  2  eingeräumt  werden.  Die 
Bellgesellschaft  verpflichtet  sich  die  Ver¬ 
sorgung  der  Schweiz  mit  Fleischwaren 
in  rationeller,  im  Interesse  der  Kon¬ 
sumenten  liegender  Weise  durchzufüh¬ 
ren.  Demgegenüber  verpflichtet  sich  der 
Genossenschaftsverband  von  der  Errich¬ 
tung  von  Anstalten  für  die  Produktion 
von  Fleischwaren  abzusehen  und  seine 
Verbandsvereine  auf  den  Bezug  von  der 
Bellgesellschaft  hinzuweisen.  Soweit  der 
Verband  bis  jetzt  bereits  die  Vermitte¬ 
lung  von  Fleischwaren  betrieben  hat 
(meist  Produkte  der  Baseler  Schläch¬ 
terei)  darf  er  dies  auch  in  Zukunft  tum 
Die  Aktiengesellschaft  Bell  verpflichtet 
sich  keine  weiteren  Gebiete  der  Waren¬ 
vermittelung  mehr  in  die  Hand  zu  neh¬ 
men  sondern  sich  auf  die  Bearbeitung 
ihrer  jetzigen  Gebiete:  Fleisch,  Obst, 
Gemüse  und  Konserven,  zu  beschränken. 
Ein  Sondervertrag  ist  noch  mit  dem 
Baseler  Konsumverein  zu  schließen,  der 
die  beiderseitigen  Kompetenzen  für 
Basel  und  die  Schweiz  festlegt.  Dem¬ 
nach  wird  der  Allgemeine  Konsumver¬ 
ein  von  einer  Erweiterung  seiner 
Schlächterei  Abstand  nehmen  und  seinen 
steigenden  Mehrbedarf  nach  Möglichkeit 
bei  der  Bellgesellschaft  decken,  wobei 
die  von  ihm  zu  zahlenden  Preise  nicht 
höher  sein  dürfen  als  der  Selbstkosten¬ 
preis  zuzüglich  einem  zu  vereinbarenden 
Zuschlag  für  Zinsen  und  Amortisation. 
Dagegen  wird  die  Bellgesellschaft  in 
Basel  keine  neuen  Verkaufsstellen  er¬ 
richten  und  den  weitern  Ausbau  des  De¬ 
tailgeschäfts  der  Genossenschaft  über¬ 
lassen. 
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Der  hier  vorliegende  Vertrag  wird  auf 
den  ersten  Blick  etwas  seltsam  anmuten. 
Bedeutet  er  doch  scheinbar  einen  Bruch 
mit  allen  genossenschaftlichen  Traditio¬ 
nen  oder  doch  zum  mindesten  eine  teil¬ 
weise  Kapitulation  des  genossenschaft¬ 
lichen  Prinzips  gegenüber  dem  privat¬ 
kapitalistischen.  Man  wird  fragen,  wie 
es  gerade  in  der  Schweiz,  die  den  ersten 
großzügigen  und  erfolgreichen  Versuch 
einer  genossenschaftlichen  Fleischver¬ 
sorgung  gesehen  hat,  möglich  war,  daß 
man  von  dem  schon  beschrittenen  Weg 
abging  und  die  weitere  Lösung  der  Auf¬ 
gabe  wieder  bereits  überwundenen  In¬ 
stanzen  übertrug.  Tatsächlich  hat  denn 
auch  der  Beschluß  des  schweizerischen 
Konsumvereinsverbands  eine  lebhafte 
Diskussion  in  der  genossenschaftlichen 
Presse  und  in  den  Organisationen  her¬ 
vorgerufen.  Aber  diese  Diskussionen 
haben  auf  der  außerordentlichen  Dele¬ 
giertenversammlung  des  Verbands  vom 
8.  Februar  1914  damit  geendet,  daß  man 
das  Vorgehen  des  Verbandsvorstands  mit 
344  gegen  4  Stimmen  billigte,  da  sich 
die  Delegierten  davon  überzeugten,  daß 
die  genossenschaftlichen  Interessen 
durchaus  gewahrt  waren. 

In  der  Tat  wird  auch  der  Verfechter  der 
genossenschaftlichen  Theorie  sich  mit 
dem  Ereignis  befreunden  können,  wenn 
er  alle  dabei  in  Frage  kommenden  Um¬ 
stände  in  Betracht  zieht.  Das  Beispiel 
des  Baseler  Allgemeinen  Konsumvereins, 
der  (übrigens  nach  mehreren  Fehlschlä¬ 
gen)  eine  große,  gut  funktionierende  und 
befriedigende  Überschüsse  abwerfende 
Schlächterei  errichtet  hat,  ist  in  der 
Schweiz  ziemlich  vereinzelt  geblieben. 
Gilt  doch  gerade  der  Schlächtereibetrieb 
als  einer  der  schwierigsten  Zweige  der 
genossenschaftlichen  Eigenproduktion. 
Wollte  man  also  den  Mitgliedern  der 
Konsumvereine  gute  und  billige  Fleisch, 
waren  zuführen,  so  war  dies  nur  auf  dem 
Weg  der  Gründung  einer  zentralen 
Fleischversorgungsgenossenschaft  von 
Verbands  wegen  möglich.  Der  Plan  zu 
einer  solchen  war  auch  ins  Auge  gefaßt 
worden.  Gleichzeitig  hatte  der  Baseler 
Allgemeine  Konsumverein  eine  Erweite¬ 
rung  seiner  Schlächtereianlagen  be¬ 
schlossen  und  dazu  bereits  eine  Anleihe 
von  1  Million  Franken  aufgenommen. 
Durch  den  Vertrag  mit  der  Bellgesell¬ 
schaft  wird  nun  das  immerhin  nicht  ge¬ 
ringe  Risiko,  das  mit  der  Errichtung 
einer  Zentralgenossenschaft  verknüpft 
gewesen  wäre,  vermieden;  die  Mitglieder 
der  Konsumvereine  treten  unmittelbar  in 


die  Nutznießung  der  technisch  und  or¬ 
ganisatorisch  auf  der  Höhe  stehenden 
Einrichtungen  des  kapitalistischen  Un¬ 
ternehmens  ein.  Dieses  hat  alle  Ursache 
seine  genossenschaftlichen  Kunden  zu  be¬ 
friedigen,  da  ja  die  Konkurrenz  der 
übrigen  Privatbetriebe  überall  erhalten 
bleibt  und  der  Vertrag  auch  jederzeit 
lösbar  ist.  Der  Verband  und  der  Baseler 
Allgemeine  Konsumverein  sparen  außer¬ 
dem  die  Gelder,  die  sie  in  der  Fleisch¬ 
versorgung  anlegen  wollten  und  können 
sie  anderweitig  in  genossenschaftlichem 
Interesse  verwerten.  Der  praktische 
Nutzen  für  die  Gegenwart  ist  also  un¬ 
leugbar.  Was  aber  die  Zukunft  an¬ 
langt,  so  verlegt  die  jetzt  geschaffene 
keineswegs  die  Möglichkeit  einer  spätem 
rein  genossenschaftlichen  Lösung,  wenn 
sie  sie  auch  vielleicht  verlangsamt.  Das 
Ganze  ist  eben  als  ein  Provisorium  an¬ 
zusehen,  wie  es  ja  schließlich  auch  der 
Verkehr  der  Genossenschaften  mit  ihren 
kapitalistischen  Lieferanten  darstellt. 
Man  darf  also  wohl  mit  Recht  hoffen, 
daß  diese  Bellallianz  der  schweizeri¬ 
schen  Genossenschaftsbewegung  keinen 
Schaden  sondern  nur  Vorteile  bringen 
wird. 

Übrigens  werden  die  schweizerischen 
Konsumvereine  vielleicht  in  nicht  allzu 
ferner  Zeit  Gelegenheit  haben  die  hier 
ersparten  Gelder  auf  andere  Weise 
höchst  nutzbringend  anzulegen.  Ein  ganz 
ähnlicher  Kampf,  wie  er  ihnen  früher 
von  den  Schuhfabrikanten  und  den  Müh¬ 
lenbesitzern  aufgedrungen  wurde,  der  be¬ 
kanntlich  in  beiden  Fällen  zur  Inangriff¬ 
nahme  der  Eigenproduktion  auf  dem  be¬ 
treffenden  Gebiet  geführt  hat,  ist  jetzt 
zwischen  ihnen  und  dem  Ende  vorigen 
Jahres  gegründeten  Syndikat  der 
Schokoladenfabriken  ent¬ 
brannt.  Das  Syndikat  stellte  an  die 
Konsumvereine  die  unerhörtesten  For¬ 
derungen.  Nicht  allein,  daß  es  die 
seitherigen  Preise  erhöhte  und  die 
frühere  Umsatzprämie  herabsetzte,  es 
verlangte  auch,  daß  sich  der  Verband 
dazu  verpflichten  sollte  nur  Syndi- 
katsware  zu  vermitteln;  dafür  sollte  ihm 
dann  ein  sogenannter  Treuebonus  ge¬ 
währt  werden.  Dieser  an  sich  schon 
merkwürdigen  Zumutung  wurde  später 
noch  die  andere  hinzugefügt,  daß  der 
Verband  alle  Verbandsvereine  aus¬ 
schließen  sollte,  die  sich  dem  Schoko¬ 
ladentrust  nicht  fügen  wollten,  oder  die 
auch  nur  das  geringste  Quantum  ring¬ 
freier  Schokolade  zum  Verkauf  bräch¬ 
ten.  Nachdem  der  Verband  erklärt  hatte, 
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daß  er  diese  Forderungen  ablehnen 
werde,  machte  das  übermütige  Syndikat 
bekannt,  es  werde  dem  Verband  sowie 
allen  ihm  zustimmenden  Vereinen  seine 
Produkte  sperren.  Die  Antwort  auf  diese 
Anmaßung  war  eine  auf  der  außer¬ 
ordentlichen  Delegiertenversammlung  in 
Bern  einstimmig  angenommene  Resolu¬ 
tion,  in  der  die  schweizerischen  Kon¬ 
sumvereine  aufgefordert  wurden  ihren 
Schokoladenbedarf  künftighin  nur  noch 
durch  den  Verband  zu  decken,  der  ihnen 
ringfreie  Schokolade  unter  einer  beson- 
dern  Antitrustvignette  liefern  werde.  Der 
Umsatz  der  schweizerischen  Konsumver¬ 
eine  in  Schokolade  und  Kakaoprodukten 
beträgt  1%  Millionen  Franken.  Unter 
diesen  Umständen  wäre  die  Errichtung 
einer  eigenen  Schokoladenfabrik  wohl 
ins  Auge  zu  fassen.  Erfreulicherweise  ist 
den  Konsumvereinen  ein  willkommener 
Bundesgenosse  in  dem  Verband  ost¬ 
schweizerischer  landwirtschaftlicher  Ge¬ 
nossenschaften  erwachsen,  dem  die 
gleichen  Unverschämtheiten  zugemutet 
wurden  und  der  sich  dagegen  in  der 
gleichen  energischen  Weise  gewehrt  hat. 
Wer  bei  dem  ganzen  Streit  den  Kürzern 
ziehen  wird,  dürfte  nach  früheren  Er¬ 
fahrungen  nicht  zweifelhaft  sein.  Übri¬ 
gens  werden  auch  die  deutschen  Kon¬ 
sumvereine  durch  Boykottierung  der 
Trustschokolade  den  Kampf  unter¬ 
stützen. 

X  X 

KurzeChronik  Wie  hier  bereits  in  der  Ru¬ 
brik  Sozialwissenschaften 
(in  diesem  Band,  pag.  260) 
mitgeteilt  wurde,  ist  Eugene  Four- 
n  i  ö  r  e  am  4.  Januar  im  Alter  von  57 
Jahren  an  einem  Schlaganfall  gestorben. 
Fourniere  stammte  aus  dem  Volk,  hatte 
sich  aber  durch  große  Energie  ein  um¬ 
fassendes  Wissen  angeeignet,  das  er  im 
Interesse  der  sozialistischen  und  der  Ge¬ 
nossenschaftsbewegung  verwertete.  Er 
hatte  einen  Lehrstuhl  an  der  staatlichen 
Hochschule  für  Kunst  und  Gewerbe  und 
am  Polytechnikum  inne  und  war  auch 
an  diesen  Stellen  für  die  Verbreitung  ge¬ 
nossenschaftlicher  Ideen  tätig.  X  Der 
Zentralverband  deutscher  Kon¬ 
sumvereine  hatte  den  jetzt  vorliegenden 
genauen  Mitteilungen  zufolge  im  Jahr 
1913  bei  1157  (im  Vorjahr  1155)  ange¬ 
schlossenen  und  1129  (1128)  berichtenden 
Konsumgenossenschaften  eine  Mitglieder¬ 
zahl  von  1  620  694  (1  483  811),  einen  Um¬ 
satz  im  eigenen  Geschäft  von  472  006  215 
(423 145  000)  Mark  und  einen  Umsatz 
im  Lieferantengeschäft  von  32  856  191 


(31  321  421)  Mark,  während  der  Wert  der 
Eigenproduktion  99  877  629  (83  871  263) 
Mark  betrug.  Einer  Mitgliederzunahme 
um  137  000  stand  also  eine  Steigerung 
des  Umsatzes  im  eigenen  Geschäft  um 
49  Millionen  Mark  und  eine  solche  der 
Eigenproduktion  um  16  Millionen  Mark 
gegenüber.  X  Auch  die  Großein¬ 
kaufsgesellschaft  hat  ihre  Um¬ 
satzziffern  bereits  bekanntgegeben.  Sie 
hat  im  gesamten  Warengeschäft 
154  047  316  Mark  (gegen  135  907173,50 
Mark  im  Vorjahr)  gelöst.  Davon  ent¬ 
fielen  auf  die  Abteilung  Zigarren-  und 
Tabakfabrikation  3  980  327  (3  365  659) , 

auf  die  Seifenfabrikation  6  635  257 
(5  915  829),  auf  die  Zündholzfabrik 
460  994'  (71192  in  3  Monaten  des  Vor¬ 
jahrs)  Mark,  Die  Bankabteilung  setzte 
im  Debet  198  856  636  (154  537  935)  Mark 
und  im  Kredit  200  496  408  (156  877  110) 
Mark  um.  X  Nach  einer  Entscheidung 
der  2.  Berufungskommission  für  den  Re¬ 
gierungsbezirk  Oberbayern  gilt  der 
statutarisch  festgelegte  Rabatt  der  Kon¬ 
sumvereine  in  Bayern  als  steuerfrei.  X 
Die  Großeinkaufsgesellschaft  der  d  ä  n  i- 
sehen  Konsumvereine  hat  eine  Invali¬ 
den-  und  Alterspensionskasse  für  ihre 
Angestellten  errichtet.  X  In  Rußland 
(ohne  Finnland)  gab  es  1913  26  500  Ge¬ 
nossenschaften,  von  denen  12  500  Dar¬ 
lehnskassen,  7500  Konsumvereine,  4000 
landwirtschaftliche  Vereine,  2500  Mol¬ 
kereigenossenschaften,  900  landwirt¬ 
schaftliche  und  600  gewerbliche  Produk¬ 
tivgenossenschaften  und  500  Lagerei¬ 
genossenschaften  waren.  Unter  Hinzu¬ 
ziehung  der  finnischen  Vereine  besitzt 
Rußland  gegenwärtig  30  500  Genossen¬ 
schaften,  während  es  1904  deren  erst 
etwa  5000  zählte.  X  In  J  a  p  a  n  wurden 
am  30,  Juni  1912  9394  Genossenschaften 
mit  980  000  Mitgliedern  und  einem  Be¬ 
triebskapital  von  314  Millionen  Mark  ge¬ 
zählt.  Von  den  Genossenschaften  hatten 
61  %  die  beschränkte,  37  %  die  unbe¬ 
schränkte  Haftpflicht  und  2,2  %  die  un¬ 
beschränkte  Nachschußpflicht  angenom¬ 
men.  X  Von  weiblichen  Mitgliedern  des 
Züricher  Lebensmittelvereins  wurde  eine 
genossenschaftliche  Frauengilde  ge¬ 
gründet,  die  die  Propaganda  für  den  Ver¬ 
ein  und  die  genossenschaftliche  Ausbil¬ 
dung  der  Mitglieder  durch  gemeinsame 
Lektüre,  Diskussion  usw.  sich  zur  Auf¬ 
gabe  gesetzt  hat.  X  Das  50jährige  Ju¬ 
biläum  der  englischen  Großeinkaufs¬ 
gesellschaft  wurde  im  September  und 
Oktober  vorigen  Jahres  durch  eine  Reihe 
von  Festen  gefeiert.  Die  Gesellschaft 
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stiftete  anläßlich  des  frohen .  Ereignisses 
130  000  Mark  für  die  verschiedenen  ge¬ 
nossenschaftlichen  Krankenhäuser  und 
Fonds  und  20  000  Mark  für  das  Ruskin 
College  der  Arbeiter,  X  Am  14.  April 
wollen  die  Genossenschaften  in  Paris 
ein  großes  internationales 
Kinderfest  veranstalten,  das  eine 
Demonstration  für  den  Frieden  und 
die  Solidarität  bilden  soll,  und  zu  dem 
4ie  Kinder  der  genossenschaftlichen  Or¬ 
ganisationen  aller  Länder  eingeladen 
sind.  X  An  der  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  der  Universität  Zürich 
sollen  unter  Hinzuziehung  von  Prakti¬ 
kern  Vorlesungen  und  Übungen  für  das 
Genossenschaftswesen  stattfinden.  Gleich¬ 
zeitig  ist  die  Errichtung  eines  Genossen¬ 
schaftsseminars  und  einer  Bibliothek  in 
Aussicht  genommen. 

X  x 

Literatur  Unsere  sonst  so  reichhal¬ 
tige  Genossenschaftslitera¬ 
tur  wies  bis  jetzt  noch  eine 
recht  empfindliche  Lücke  auf:  es  fehlte 
ihr  an  einer  eingehenden  Darstellung  der 
gewerblichen  Produktivgenossenschafts¬ 
bewegung.  Die  sehr  tüchtige  Arbeit 
Häntschkes  ist  total  veraltet.  Eine  auch 
nur  rein  statistische  Fortführung  der 
dort  mitgeteilten  Ergebnisse  scheiterte 
an  der  ungeheuren  Mannigfaltigkeit  der 
unter  dem  Namen  Produktivgenossen¬ 
schaft  einhergehenden  wirtschaftlichen 
Gebilde,  außerdem  an  der  Tatsache,  daß 
viele  dieser  Genossenschaften  nur  sehr 
im  Verborgenen  blühen,  nicht  einmal 
einem  Revisionsverband  angehören  und 
keine  Kunde  von  ihren  Statuten  und 
Geschäftsgeheimnissen  geben.  Dabei 
liegt  andrerseits  ein  nicht  unerhebliches 
Interesse  vor  Näheres  über  den  Stand 

der  Produktivgenossenschaftsbewegung 
zu  wissen,  ein  Interesse,  das  jedenfalls 
weit  über  das  bescheidene  Maß  wirt¬ 
schaftlicher  Bedeutung  hinausgeht,  das 
diesen  Organisationen  tatsächlich  zu¬ 
kommt.  Die  Produktivgenossenschaft  ist 
lange  Zeit  der  Traum  der  internationa¬ 
len  sozialistischen  Arbeiter  gewesen;  in 
ihr  verkörperte  sich  die  Hoffnung  einer 
Überwindung  des  Kapitalismus.  Wenig 
genug  ist  von  diesem  Traum  übrigge¬ 
blieben,  und  das  wenige  sieht  ganz  an¬ 
ders  aus  als  die  feurigen  Apostel  der 
Produktivassoziation,  ein  Bouchez,  Louis 
Blanc,  Proudhon,  Lassalle,  es  sich  gedacht 
hatten.  Jene  obenerwähnte  Lücke  ist 
nun  für  Deutschland  in  trefflicher  Weise 
ausgefüllt  worden  durch  die  Arbeit  Dr. 
Herbert  Weils  Die  gewerblichen 


Produktivgenossenschaften  in  Deutsch¬ 
land  /München,  Steinebach/.  Dem  Ver¬ 
fasser  ist  es  gelungen  in  äußerst  müh¬ 
seliger  Arbeit  Material  über  nahezu  alle 
bestehenden  produktivgenossenschaft¬ 
lichen  Unternehmungen  beizubringen. 
Danach  gab  es  Anfang  1912  in 
Deutschland  178  gewerbliche  Produktiv¬ 
genossenschaften,  während  von  weiteren 
14  es  zweifelhaft  blieb,  ob  sie  hierher 
gehören,  da  von  ihnen  trotz  aller  Be¬ 
mühungen  keine  Auskunft  zu  erhalten 
war.  Weil  teilt  nun  diese  178  Genossen¬ 
schaften  zunächst  in  2  Gruppen:  die  Ver¬ 
käuferproduktivgenossenschaften  ,  die 

also  das  gemeinsame  Produkt  der  Ar¬ 
beit  ihrer  Mitglieder  an  Dritte  zu  ver¬ 
kaufen  suchen,  und  die  Käuferproduktiv¬ 
genossenschaften,  in  denen  sich  Konsu¬ 
menten  zwecks  gemeinsamer  Beschaffung 
durch  Eigenproduktion  eine  von  ihnen 
konsumierte  (manchmal  auch  weiter  ver¬ 
kaufte)  Ware  beschaffen.  Diese  zweite 
Gruppe  gehört  logischerweise  zu  den 

Konsumentengenossenschaften.  Die  Ver¬ 
käuferproduktivgenossenschaften,  denen 
107  aller  Produktivgenossenschaften 
überhaupt  zuzuzählen  sind,  zerfallen 
wiederum  in  unabhängige  und  in  ab¬ 
hängige  Produktivgenossenschaften,  und 
allein  die  erstgenannten  teilt  Weil  in 
5  Gruppen,  von  denen  3  noch  einmal 
untergeteilt  sind.  Zum  principium  di- 
visionis  hat  er  dabei  das  Zahlenver¬ 
hältnis  der  Genossen  zu  den  im  Betrieb 
tätigen  Genossen  und  den  beschäftigten 
Nichtgenossen  gewählt.  Vielleicht  hätte 
man  mit  dem  gleichen  Recht  die  Art  der 
Verteilung  des  Reingewinns  zum  Ein¬ 
teilungsprinzip  machen  können.  Wie 
dem  auch  sei,  schon  das  hier  wiederge¬ 
gebene  Einteilungsschema  zeigt,  welche 
Reichhaltigkeit  an  Formen  diese  selt¬ 
same  Genossenschaftsgruppe  aufweist. 
Wir  können  hier  natürlich  nicht  die  Er¬ 
gebnisse  der  Weil  sehen  Untersuchungen 
auch  nur  auszugsweise  wiedergeben;  das 
hieße  nahezu  das  ganze  Buch  ausschrei¬ 
ben,  Denn  fast  jede  Genossenschaft  ist 
ein  Typ  für  sich.  Erwähnt  sei  daher  nur, 
daß  der  eigentliche  Volltyp  der  idealen 
Produktivgenossenschaft,  diejenige,  in 
der  alle  Mitglieder  und  keine  Nichtge¬ 
nossen  beschäftigt  sind,  heute  inDeutsch- 
land  überhaupt  nicht  durch  ein  einziges 
Exemplar  vertreten  ist,  während  die 
Gruppe,  bei  der  ein  Teil  der  Mitglieder 
und  keine  Nichtmitglieder  beschäftigt 
sind,  wenigstens  8  allerdings  durchgän¬ 
gig  winzige  Genossenschaften  zählt.  Ist 
so  der  Schrift  Weils  als  gut  verarbeite- 
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ter  Materialsammlung  die  größte  Aner¬ 
kennung  zu  spenden,  so  kann  ich  ihm  in 
seinen  theoretischen  Behauptungen  nicht 
immer  folgen.  Zunächst  vermisse  ich  in 
der  Arbeit  eine  theoretische  Darstellung 
des  in  der  Produktivgenossenschaft  zum 
Ausdruck  kommenden  Wirtschaftsprin¬ 
zips,  aus  der  sich  der  tiefere  Grund  für 
das  Scheitern  aller  der  auf  diese  Ge¬ 
nossenschaftsform  gesetzten  sozialisti¬ 
schen  Hoffnungen  ergeben  hätte.  Fer¬ 
ner  kann  ich  ihm  auch  nicht  zustimmen, 
wenn  er  beispielsweise  die  Käuferpro¬ 
duktivgenossenschaften  als  »kapita¬ 
listische  Unternehmungen«  bezeichnet, 
weil  in  ihnen  das  Lohnsystem  aufrecht¬ 
erhalten  wäre,  und  wenn  er  die  Um¬ 
wandlung  der  unabhängigen  Produktiv¬ 
genossenschaften  in  abhängige  Unterneh¬ 
mungen  der  Konsumvereine  (eine  Ent¬ 
wickelung,  wie  sie  sich  in  England  und 
auch  in  Deutschland  sehr  häufig  voll¬ 
zieht)  als  »Transformation  zur  Kapital¬ 
genossenschaft«  bezeichnet.  Er  über¬ 
sieht  dabei,  daß  der  Konsumverein  dem 
Kapitalismus  und  dem  Lohnsystem  theo¬ 
retisch  genau  so,  wenn  nicht  noch  ab¬ 
soluter  zu  Leibe  rückt  wie  die  unabhän¬ 
gige  Produktivgenossenschaft,  nur  daß 
er  die  Sache  dabei  von  der  andern, 
praktisch  durchführbaren  Seite  anfängt. 

Staatssozialismus  /  Edmund  Fischer 

Staatsarbeiter  Gegen  die  Verstaatlichung 
von  Betrieben  wird  auch 
heute  noch  vielfach  der 
Einwand  erhoben,  daß  damit  die  Ar¬ 
beiter  in  die  Abhängigkeit  vom  Staat 
gelangen  und  damit  ihre  politische 
Freiheit  teilweise  oder  ganz  ver¬ 
lieren  würden.  Es  kann  auch  nicht 
bestritten  werden,  daß  dieses  Be¬ 
denken  etwas  für  sich  hat.  Aber  ein 
Argument  gegen  die  Verstaatlichung  ist 
es  nicht  im  entferntesten.  Zunächst  kann 
es  ja  doch  nur  da  geltend  gemacht 
werden,  wo  der  Staat  noch  nicht 
demokratisch  ist,  also  in  Deutschland, 
besonders  in  Preußen.  In  demokrati¬ 
schen  Staaten,  also  zum  Beispiel  in 
England,  in  der  Schweiz,  in  Norwegen, 
Italien,  Frankreich,  Australien  usw,,  ist 
der  Staat  das  Volk  selbst,  die  Staatsar¬ 
beiter  kämen  somit  in  die  Abhängigkeit 
vom  Volk,  was  niemand  bedauern 
wird.  Aber  auch  in  den  bloß  konstitu¬ 
tionellen  Gemeinwesen,  wie  Preußen, 
Sachsen  usw,,  ist  die  Unterdrückung  der 
politischen  Freiheit  der  Staatsarbeiter 
nicht  nur  an  sich  stark  beschränkt  son¬ 
dern  wird  auch  in  dem  Maß  weniger 


möglich,  in  dem  die  Staatsbetriebe 
wachsen  und  sich  vermehren,  die  Zahl 
der  Staatsarbeiter  also  zunimmt.  Wo 
auch  nur  das  allgemeine,  gleiche  und 
geheime  Wahlrecht  besteht,  wie  in 
Deutschland  zum  Reichstag,  da  erlan¬ 
gen  die  Arbeiter  und  Angestellten  des 
Staates  eine  gewaltige  politische  Macht 
selbst  dann,  wenn  sie  sich  nicht  offen 
politisch  betätigen,  nicht  einer  demokra¬ 
tischen  oder  sozialistischen  Partei  an¬ 
schließen  dürfen.  Diese  Macht  ist  viel¬ 
leicht  gerade  zurzeit  am  größten,  weil 
keine  Partei  die  politischen  Anschauun¬ 
gen  der  Angestellten  und  Arbeiter 
kennt,  diese  sich  für  keine  Partei  organi¬ 
satorisch  festgelegt  haben,  jede  Partei 
also  glaubt  und  bemüht  ist  ihre  Stim¬ 
men  zu  bekommen.  Die  staatlichen  An¬ 
gestellten  und  Arbeiter  kommen  auch 
aus  ihrer  Stellung  heraus  zu  demokra¬ 
tischen  und  sozialistischen  Anschauun¬ 
gen,  weil  sie  sehr  wohl  erkennen,  daß 
ihre  Existenz  unter  demokratischen  Ver¬ 
hältnissen  sich  am  besten  gestalten  läßt 
und  weil  sie  als  Staatsarbeiter  ja  bereits 
sozialisiert  sind.  Deshalb  stärken  ge¬ 
rade  auch  die  staatlichen  Angestellten 
und  Arbeiter  die  demokratischen  Par¬ 
teien.  Die  Öffentlichkeit  des  preußi¬ 
schen  Wahlrechts  kann  diesen  Einfluß 
der  Beamten  und  Staatsarbeiter  deshalb 
nicht  ausschalten,  weil  es  über  Preußen 
ein  Deutsches  Reich  mit  allgemeinem, 
gleichem  und  geheimem  Wahlrecht  gibt, 
und  die  Parteien  mit  diesem  rechnen 
müssen.  Die  geistige  und  politische 
Versklavung  der  staatlichen  Angestellten 
und  Arbeiter  ist  nur  eine  vorübergehende 
Erscheinung  und  mehr  äußerlicher  Art. 
Die  Staatsarbeiter  und  die  Beamten 
sind  kein  Hemmnis,  vielmehr  eine  Trieb¬ 
kraft  der  demokratischen  Entwickelung, 
die  keine  Staatsmacht  aufhalten  kann 
und  auch  in  Deutschland  stets  in  Fluß 
ist.  Wo  die  Demokratie  aber  erreicht 
ist,  da  haben  auch  die  staatlichen  An¬ 
gestellten  und  Arbeiter  die  Freiheit  der 
politischen  Meinung.  Und  wie  die  Macht 
der  Staatsarbeiter  mit  der  demokrati¬ 
schen  Entwickelung  wächst,  das  zeigt 
der  badische  Bauinspektor  Dr.  Arthur 
Kaufmann  in  einem  kürzlich  veröffent¬ 
lichten  Buch,  das  vergleichende  Unter¬ 
suchungen  über  den  Schutz  der  Arbeiter 
und  Angestellten  der  badischen  Staats¬ 
eisenbahnen  und  der  schweizerischen 
Bundesbahnen  anstellt  /München,  Dun- 
cker  &  Humblot/, 

Baden  hat  demokratischere  Verhältnisse 
als  die  anderen  Bundesstaaten,  und 
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daraus  erklärt  es  sich,  daß  die  Arbeiter 
der  badischen  Staatseisenbahnen  besser 
gestellt  sind  als  die  Staatsarbeiter  in 
Preußen,  Sachsen  usw.  Die  sogenann¬ 
ten  Radikalen  unserer  Partei  haben  es 
zwar  einmal  bestreiten  wollen,  daß  der 
Einfluß  der  sozialdemokratischen  Land¬ 
tagsfraktion  in  Baden  größer  sei  als 
anderswo,  aber  es  ist  doch  so.  Nach 
den  auf  der  offiziellen  Statistik  be¬ 
ruhenden  Angaben  Kaufmanns  steht 
Baden,  was  den  Durchschnittslohn  der 
Arbeiter  im  Betriebsdienst  und  in  den 
Werkstätten  der  badischen  Eisenbahnen 
anlangt,  an  der  Spitze  sämtlicher 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen.  Der 
Durchschnittslohn  dieser  Arbeiter  be¬ 
trägt  zurzeit  in  Baden,  nach  den  Auf¬ 
besserungen  im  Jahr  1912,  1360  Mark, 
während  er  angegeben  wird  (im  Jahr 
1910)  für  Preußen  mit  1153,  Elsaß- 
Lothringen  1162,  Bayern  1233,  Sachsen 
(nach  Aufbesserung  um  20  Pfennig) 
1268  und  für  Württemberg  (nach  Auf¬ 
besserung  um  30  Pfennig)  mit  1323 
Mark.  In  Baden  ist  auch  die  politische 
Bewegungsfreiheit  der  Staatsarbeiter 
zweifellos  wesentlich  größer  als  in  Preu¬ 
ßen  und  in  Sachsen. 

Ein  Vergleich  mit  den  Arbeitsverhältnis¬ 
sen  der  Eisenbahnarbeiter  in  der  Schweiz 
zeigt  aber  treffend,  wie  die  Staatsarbei¬ 
ter  (wirtschaftlich,  sozial  und  politisch 
mit  der  Zunahme  der  Demokratie  stei¬ 
gen.  Zunächst  sind  die  Löhne  in  der 
Schweiz  wesentlich  höher  als  in  Baden. 
Für  die  für  365  Tage  bezahlten 
Arbeiter  des  Betriebsdienstes  gelten 
zum  Beispiel  die  folgenden  Lohnsätze: 
im  Jahr  1909  in  Baden  2,60  bis  3,60,  in 
der  Schweiz  2,89  bis  4,41  Mark,  1912  in 
Baden  2,80  bis  3,70  und  in  der  Schweiz 
3,04  bis  4,80  Mark. 

Für  365  Tage  berechnet,  ergeben  sich 
nach  vorstehenden  Lohnsätzen  die  fol¬ 
genden  festen  Jahreseinkommen:  1909 
in  Baden  949,00  bis  1314,00,  in  der 
Schweiz  1054,85  bis  1609,65  Mark,  1912 
in  Baden  1022,00  bis  1350,50,  in  der 
Schweiz  1109,60  bis  1752,00  Mark.  Ebenso 
groß  ist  der  Unterschied  des  Verdienstes 
der  Werkstättenarbeiter.  Der  höchste 
Tagelohn  steigt  in  Baden  (in  Klasse  A) 
nur  bis  4,80,  in  der  Schweiz  bis  5,98 
Mark.  Es  betrugen  die  iHöchstlöhne  (in 
Mark): 


Klasse  |  Baden  |  Schweiz 


A 

4,40  bis  4,80 

5,93 

B 

3,70  bis  4,10 

5,62 

C 

3,30  bis  3,70 

4,90 

In  der  Schweiz  ist  also  der  Höchstlohn 
in  der  3.  Klasse  (C)  höher  als  in  Baden 
in  der  1.  Klasse  (A).  In  Baden  werden 
allerdings  auch  höhere  Löhne  durch 
Stückarbeit  erreicht.  Das  durchschnitt¬ 
liche  Jahreseinkommen  eines  Werkstät¬ 
tenarbeiters  belief  sich  1910  in  Baden 
auf  1488,00,  in  der  Schweiz  auf  1626,40 
Mark. 

Auch  im  übrigen  sind  die  Dienst- 
und  Arbeitsverhältnisse  auf  den  staat¬ 
lichen  Eisenbahnen  der  demokratischen 
Schweiz  wesentlich  besser  als  in  Baden, 
wo  sie  aber  wiederum  besser  sind 
als  im  übrigen  Deutschland.  Den  Be¬ 
amten,  Angestellten  .und  Arbeitern  der 
schweizerischen  Bahnen  sind  pro  Jahr, 
angemessen  verteilt,  52  Ruhetage  einzu¬ 
räumen,  wovon  jedenfalls  17  auf  Sonn¬ 
tage  fallen  sollen.  In  Baden  aber  soll 
jeder  im  Betriebsdienst  ständig  be¬ 
schäftigte  Beamte  monatlich  nur  minde¬ 
stens  2  Ruhetage  erhalten.  Und  bei 
einfachen  Betriebsverhältnissen  kann  die 
Zahl  der  Ruhetage  des  Stationspersonals 
sogar  auf  1  im  Monat  beschränkt  wer¬ 
den.  In  der  Schweiz  erhalten  alle  Be¬ 
amten,  Angestellten  und  Arbeiter  vom 
1.  Jahr  ab,  unabhängig  von  den  52  Ruhe¬ 
tagen,  »mindestens  8  Tage«  zusammen¬ 
hängenden  Erholungsurlaub.  In  Baden 
muß  der  Arbeiter  20  Jahre  im  Dienst 
sein,  bevor  er  8  Tage  Urlaub  erhält.  In 
Baden  wird  formell  zwischen  Tages¬ 
und  Nachtdienst  nicht  unterschieden, 
wahrend  das  schweizerische  Gesetz  für 
die  Nachtarbeit  einen  Zuschlag  von  25 Jo 
gewährt. 

Der  Einfluß  der  Staatsarbeiter  auf  die 
Gesetzgebung  ist  aus  diesen  Vergleichen 
zu  ersehen.  Er  wächst  mit  der  Demo¬ 
kratie,  aber  er  ist  auch  eine  Triebkraft 
zu  demokratischer  Entwickelung.  In 
Deutschland  erzeugt  er  sogar  zurzeit  bei 
fast  allen  Parteien  ein  gewisses  unheim¬ 
liches  Gefühl,  weil  sich  keine  Partei 
diesem  Einfluß  entziehen  kann,  aber 
auch  keine  weiß,  ob  und  inwieweit  sie 
eine  Stütze  bei  den  Staatsarbeitern 
findet.  Ein  besonderes  Staatsarbeiter¬ 
recht  zu  schaffen,  wie  es  kürzlich  die 
fortschrittliche  Volkspartei  durch  An¬ 
träge  im  Reichstag  zu  erreichen  suchjte, 
ist  aber  zurzeit  nicht  nur  bedenklich 
sondern  auch  widersinnig.  Den  Staats¬ 
arbeitern  muß  das  gleiche  Recht  zuge¬ 
billigt  werden,  wie  es  alle  übrigen  Arbei¬ 
ter  besitzen.  In  der  Schweiz  haben  die 
Staatsarbeiter  theoretisch  das  Streik¬ 
recht;  aber  zum  Streik  kann  es  kaum 
jemals  kommen.  In  einer  ausgebildeten 
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Demokratie  richtet  sich  ein  Streik  der 
Staatsarbeiter  gegen  die  Volksmehrheit, 
ist  -daher  als  Regel  sinnlos.  Die  Aus¬ 
nahmefälle,  in  denen  ein  solcher  Streik 
in  rein  demokratischen  Ländern  mög¬ 
lich  oder  notwendig  werden  könnte, 
kann  man  aber  durch  Verbote  nicht  ver¬ 
hindern.  Jedenfalls  spricht  die  Arbei¬ 
terfrage  nicht  gegen  sondern  unter  allen 
Umständen  für  die  Verstaatlichung  der 
Produktion.  In  den  modernen  großen 
Privatunternehmungen,  die  bereits 
70  000,  80  000  und  mehr  Arbeiter  be¬ 
schäftigen,  ferner  in  den  kartellierten 
Betrieben,  den  Trusts  usw.  ist  auch  die 
Gefahr  der  Versklavung  der  Arbeiter 
viel  größer  als  in  den  Staatsbetrieben. 
Der  Staatssozialismus  darf  auch  stets 
und  überall  nur  als  eine  Erscheinung  in 
der  demokratischen  Entwickelung  ge¬ 
würdigt  werden,  die  zum  demokrati¬ 
schen  Sozialismus  führen  muß  und  auch 
tatsächlich  führt. 

f(urzeChrofi!k£)ie  Reichsbank  hatte 
im  Jahr  1913,  wie  ihrem 
Verwaltungsbericht  für  das 
Jahr  1913  zu  entnehmen  ist,  folgende  Ge¬ 
samtumsätze:  bei  der  Reichshauptbank 
165750611500  Mark,  bei  den  Reichsbank- 
anstalten  256589095700  Mark,  zusammen 
also  422  339  707  200  Mark,  Der  Reingewinn 
belief  sich  auf  50  615  079,  18  Mark.  Da¬ 
von  erhielt  das  Reich  34  694  873,72 
Mark,  gegen  26  402 137,62  Mark  im 
Vorjahr.  An  Notensteuern  wurden 
3  674  318,29  Mark  bezahlt.  Die  Verwal¬ 
tungskosten  betrugen  22  591  775,21  Mark. 
Zurzeit  bestehen  488  Reichsbankanstal¬ 
ten  im  ganzen  deutschen  Reich,  die 
noch  zahlreiche  Unteranstalten  haben. 
Die  Zahl  der  Beamten  der  Reichsbank 
betrug  am  Jahresschluß  1913  3708.  X 
Das  Arbeitsgebiet  des  reichsstati¬ 
stischen  Amtes  nach  dem  Stand 
des  Jahres  1912  wird  in  dem  kürzlich 
veröffentlichten  201.  Band  der  Statistik 
des  Deutschen  Reichs  zur  Darstellung  ge¬ 
bracht.  Im  Jahr  1872  wurden  für  das 
Amt  nur  31  760  Taler  aufgewandt,  im 
Jahr  1913  aber  2  598  433  Mark.  Das 
Personal  besteht  zurzeit  aus  790  Per¬ 
sonen.  Außerdem  werden  zur  Bewälti¬ 
gung  der  Arbeiten  die  durch  die 
moderne  Technik  gelieferten  mechani¬ 
schen  Hilfsmittel  in  weitestem  Umfang 
verwendet:  neben  3  Hollerithschen  elek¬ 
trischen  Sortier-  und  2  derartigen  Zähl¬ 
maschinen  51  Additionsmaschinen,  da¬ 
von  5  mit  elektrischem  Antrieb,  und 
28  Multiplikations-  und  Divisions¬ 


maschinen,  von  denen  1  ebenfalls  elek¬ 
trischen  Antrieb  hat.  X  Gegen  die  For¬ 
derung  einer  Rate  von  350  000  Mark  für 
die  beabsichtigte  Erweiterung  der 
Reichsdruckerei  wendet  sich  der 
Hauptvorstand  des  Deutschen  Buch¬ 
druckervereins  in  einer  Petition  an  den 
Reichstag;  er  befürchtet  von  einer  Ver¬ 
größerung  der  Reichsdruckerei  eine  Schä¬ 
digung  der  Privatindustrie.  Die  Reichs¬ 
druckerei  erzielte  im  Jahr  1913  eine 
Einnahme  von  12 130  000  Mark  und 
warf  einen  Überschuß  von  3  267  700 
Mark  ab.  Die  staatlichen  Druckarbei¬ 
ten  aber  werden  immer  noch  nur  zu 
einem  Teil  in  der  Reichs  druck  erei  her¬ 
gestellt,  und  eine  wesentliche  Vergröße¬ 
rung  ist  selbst  dann  notwendig,  wenn 
die  Reichsdruckerei  auch  fernerhin 
keine  Privataufträge  übernehmen  sollte. 
Es  liegt  aber  auch  kein  Grund  zu  dieser 
Beschränkung  vor. 

Kommunalsozialismus  /  Hugo  Lindemann 

OemischtwJrt-  Die  Stadt  Straßburg 

Untenn  eh  -  *st  im  Begriff  den  dritten 
munden  wichtigen  Monopolbetrieb, 
die  Gasversorgung,  aus  einem  reinen 
Privatunternehmen  in  die  Form  der  so¬ 
genannten  gemischtwirtschaftlichen  /Jn- 
ternehmung  überzuführen.  Dem  Gemein¬ 
derat  ist  der  Bericht  des  Bürgermeisters 
über  die  Neuregelung  der  Gasversor¬ 
gung  mit  statistischem  Material  und  den 
Vertragsentwürfen  zur  Beschlußfassung 
zugegangen.  Da  der  Verzicht  der  Stadt 
Straßburg  auf  die  Übernahme  der  Elek¬ 
trizitätsversorgung  in  kommunale  Regie 
seinerzeit  großes  Aufsehen  erregte  und 
einen  starken  Anstoß  zu  der  Bildung 
gemischtwirtschaftlicher  Unternehmungen 
gab,  ist  eine  Besprechung  des  neuen 
Projekts,  das  sich  auf  der  gleichen  Linie 
bewegt  wie  die  Verträge  über  die  Elek¬ 
trizitätsversorgung  und  den  Straßen¬ 
bahnbetrieb,  wünschenswert. 

Mit  der  Beschlußfassung  über  die  Neu¬ 
regelung  der  Gasversorgung  soll  noch 
der  Gemeinderat,  wie  er  jetzt  zusam¬ 
mengesetzt  ist,  befaßt  werden,  obwohl 
(der  Ablauf  seiner  Amtsperiode  kurz  be¬ 
vorsteht.  Im  Vorbeigehen  sei  daher  die 
Frage  aufgeworfen,  ob  es  richtig  ist 
einen  Vertrag,  der  die  Stadt  bis  zum 
Jahr  1970  binden  soll,  einem  Ge¬ 
meinderat  zur  Beschlußfassung  vorzu¬ 
legen,  dessen  Existenz  und  Verantwor¬ 
tung  in  Kürze  aufhört  und  in  dem  die 
numerisch  stärkste  Partei,  die  Sozial¬ 
demokratie,  überhaupt  keine  Vertretung 
hat. 
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Der  Bericht  gibt  zunächst  einen  kurzen 
Überblick  über  die  Entwickelung  der 
Aktiengesellschaft  L'Union  des  Gaz  und 
ihrer  Beziehungen  zur  Stadtverwaltung. 
Diese  Gesellschaft  wurde  für  die  Zeit 
vom  1.  Januar  1858  «bis  zum  31.  Dezember 
1907  und  dann  wiederum  bis  zum 
31.  Dezember  1932  konzessioniert.  Was 
der  Bericht  über  diese  Jahre  auf  Grund 
so  langfristiger  Verträge  erfolgender  pri¬ 
vater  Gasversorgung  ausführt,  zeigt,  wie 
falsch  es  ist  solche  Verträge  abzuschlie¬ 
ßen.  Für  die  Gasversorgung  der  Vororte 
war  nur  ungenügend  Vorsorge  getroffen; 
die  Gaspreise  wurden  durch  die  Ent¬ 
wickelung  der  Gastechnik  überholt  und 
waren  im  Vergleich  zu  denen  anderer 
Städte  unverhältnismäßig  hoch;  das 
Gaswerk  kam  im  Lauf  der  Jahre  an 
die  Grenze  seiner  Leistungsfähigkeit, 
und  die  Gesellschaft  hatte  die  Absicht 
einen  Teil  der  Fabrikation  nach  Kehl 
zu  verlegen;  es  entstand  ein  großerStreit 
zwischen  Stadt  und  Gesellschaft  darüber, 
ob  die  Stadt  von  der  Gasbeleuchtung  zu 
einem  andern  System  der  öffentlichen 
Straßenbeleuchtung  übergehen  könne,  ob 
für  die  Verdoppelung  der  Gasrohrlei¬ 
tungen  Ersatz  bei  Erlöschen  der  Konzes¬ 
sion  geleistet  werden  müsse  usw.  usw. 
Alle  diese  Erfahrungen  haben  wohl 
auch  die  Stadtverwaltung  zu  dem  Ver¬ 
such  veranlaßt  sich  einen  stärkern  Ein¬ 
fluß  durch  Neuregelung  der  Verhältnisse 
zu  sichern  und  gleichzeitig  auch  in 
größerm  Umfang  als  bisher  an  den  Er¬ 
trägnissen  des  Werkes  teilzunehmen. 
Gerade  der  letzte  Punkt,  der  Zwang 
neue  Einnahmen  für  die  Stadt  zu  er¬ 
schließen,  hat  als  starkes  Motiv  gewirkt. 
Wie  der  Bericht  sagt,  schien  die  Erwer¬ 
bung  der  Aktienmajorität  in  einer  neu 
zu  gründenden  Versorgungsgesellschaft 
das  beste  Mittel  zu  sein.  Die  Abwägung 
der  Positionen  der  Stadt  auf  der  einen 
Seite,  der  Gesellschaft  auf  der  andern 
ist  natürlich  nicht  leicht  und  nament¬ 
lich  aus  der  Ferne  schwer  vorzunehmen. 
Wichtig  ist  das  eine  Moment:  Die  Ge¬ 
sellschaft  ist  in  ihrer  Gesamtproduktion 
auf  den  Höchst  jahresbetrag  von 
22  885  500  Kubikmeter  beschränkt.  Diese 
Menge  würde  bei  etwa  gleichbleibender 
Steigerung  des  Gasabsatzes  im  Jahr  1920 
erreicht  sein.  Für  die  Stadt  bilden  die 
lange  Dauer  der  Konzession  (bis  1932) 
sowie  die  geringe  finanzielle  Beteiligung 
an  den  Erträgnissen  ungünstige  Mo¬ 
mente. 

Die  Grundzüge  der  neuen  Regelung  sind 
die  folgenden.  Es  wird  eine  neue  Ak¬ 


tiengesellschaft  mit  einem  Grundkapital 
von  8  Millionen  Mark  gegründet.  Davon 
erhält  die  Stadt  die  Hälfte  plus  1000  Mark, 
den  Rest  die  Gesellschaft.  Eine  Barein¬ 
zahlung  wird  von  keiner  Seite  geleistet. 
Die  neue  Gesellschaft  pachtet  von  der 
alten  die  dieser  in  Straßburg,  Kehl  und 
Schiltigheim  gehörenden  Grundstücke 
nebst  Apparaten  und  Gebäuden  gegen 
einen  jährlichen  Mietzins  von  154  845 
Mark,  bis  sie  eine  neue  Gasanstalt  im 
Rheinhafen  errichtet  hat.  Die  Stadt 
Straßburg  behält  sich  das  Vorkaufsrecht 
für  das  Straßburger  Grundstück  zum 
Preis  von  1  894  000  Mark  vor.  Die  mit 
den  verpachteten  Grundstücken  verbun¬ 
denen  Anlagen  können  von  der  neuen 
Gesellschaft  zum  Preis  von  687  000  Mark 
—  25%  des  Buchwerts  übernommen  wer¬ 
den.  Die  Union  bringt  die  übrigen  ihr 
in  Straßburg  und  Umgebung  gehörigen 
Anlagen  in  die  Gesellschaft  ein.  Das 
Einbringen  der  Union  besteht  also  außer 
in  der  Konzession  vor  allem  in  dem 
Rohrnetz  mit  Hausanschlüssen  und 
Steigleitungen,  «den  Anlagen  in  den 
Außengemeinden,  den  Gasmessern  und 
den  lan  Kunden  vermieteten  Apparaten. 
Dafür  soll  die  Union  außer  dem  Aktien¬ 
besitz  noch  eine  weitere  Entschädigung 
von  zirka  5  Millionen  erhalten,  die  in 
4V2prozentigen  Obligationen  der  neuen 
Gesellschaft  gezahlt  werden  kaün. 

Da  das  Rohrnetz  im  Jahr  1932  an  die 
Stadt  zurückfällt,  bringt  also  die  Stadt 
ein:  das  Rohrnetz  von  1932  ab  (Gegen¬ 
wartswert  1  371  000  Mark)  und  die  Kon¬ 
zession  für  die  Zeit  von  1932  bis  1970. 
Für  diese  soll  sie  durch  Teilnahme  am 
verteilbaren  Reingewinn  entschädigt 
werden.  Er  soll  wie  folgt  verteilt  wer¬ 
den:  zunächst  erhalten  beide  Aktien¬ 
gattungen  eine  Dividende  von  5%;  von 
dem  überschießenden  Betrag  erhält  die 
Stadt  zunächst  50%  als  Abgabe.  Aus 
dem  Überschuß  werden  weitere  2%  als 
Dividende  auf  sämtliche  Aktien  bezahlt. 
Bleibt  noch  ein  Rest,  so  erhält  die  Stadt 
wiederum  50  %  im  voraus,  und  zwar 
25%  als  zweite  Abgabe,  und  weitere 
25%  als  Vorzugsdividende.  Die  verblei¬ 
bende  zweite  Hälfte  des  Überschusses 
wird  gleichmäßig  auf  sämtliche  Aktien 
verteilt.  Bleibt  das  Grundkapital  also 
8  Millionen  Mark,  so  erhält  die  Stadt 
von  einem  Ertrag  bis  zu  400  000  Mark 
50%,  von  einem  Überschuß  bis  zu 
720  000  Mark  75%  und  von  dem  Rest 
des  Gewinns  87,5%.  Außerdem  erhält  die 
Stadt  vorweg  eine  Bruttoabgabe  von  10% 
aus  den  Einnahmen  des  Gasverkaufs.. 
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Für  Gas  zur  öffentlichen  Beleuchtung 
oder  zur  Beleuchtung  oder  Beheizung 
von  städtischen  Gebäuden  und  Anlagen 
beträgt  der  Gaspreis  7  Pfennig  pro  Ku¬ 
bikmeter.  Die  Beschaffung,  Aufstellung, 
Bedienung  und  Unterhaltung  der  Ein¬ 
richtungen  der  öffentlichen  Gasbeleuch¬ 
tung  hat  das  Gaswerk  zu  tragen.  Das 
sind  die  Vorteile,  die  die  Stadt  hat. 

Die  Union  des  Gaz  erhält  also  vollen 
Ersatz  für  die  ihr  gehörenden  Anlagen, 
ohne  daß  die  Stadtkasse  mit  einer  Bar¬ 
zahlung  belastet  wird.  Dagegen  kommt 
die  Steigerung  des  Jahreserträgnisses 
zum  weitaus  größten  Teil  der  Stadt  zu¬ 
gute. 

Besonders  schwierig  war  die  Schätzung 
des  Wertes  der  Konzessionen,  der  im 
Besitz  der  Union  befindlichen  Konzes¬ 
sion  von  1914  bis  1932  wie  der  von 
der  Stadt  zu  gewährenden  Konzession 
für  die  Jahre  von  1933  bis  1970,  Diese 
Berechnungen  beruhen  auf  Annahmen,  die 
mehr  oder  weniger  willkürlich  sind  und 
starkem  Zweifel  begegnen  können.  Es 
wird  angenommen,  daß  die  tatsächliche 
Durchschnittszunahme  der  letzten  Jahre 
mit  500  000  Kubikmeter  bis  1970  in 
gleicher  Weise  andauern  wird.  Das  mag 
eintreff en,  ebenso  gut  aber  kann  es  auch 
nicht  eintreffen.  Es  wird  ferner  ange¬ 
nommen,  daß  die  Selbstkosten  des  Gas¬ 
werks  pro  Kubikmeter  5,5  Pfennig  in 
den  nächsten  Jahren  nicht  übersteigen 
und  später  infolge  der  Erhöhung  der 
Produktion  noch  etwas  herabgehen  wer¬ 
den.  In  den  Tabellen  wird  ein  Sinken 
von  5,5  auf  5,2  Pfennig  pro  Kubikmeter 
angenommen.  Auch  dies  ist  eine  reine 
Vermutung,  die  wiederum  zutreffen  oder 
auch  nicht  zutreffen  mag.  Unter  diesen 
Voraussetzungen  wird  dann  der  Wert 
der  Rente  berechnet,  den  die  Union  auf 
den  1.  Januar  1914  erhält.  Die  Rech¬ 
nung  kommt  zu  einem  Ergebnis  von  13,1 
Millionen  Mark.  Ihm  steht  der  Wert  der 
der  Stadt  zufließenden  Rente  mit  12,2 
Millionen  gegenüber.  Es  fragt  sich  nun, 
ob  die  Stadt  bei  dem  Betrieb  einer  eige¬ 
nen  Gasanstalt  in  den  Jahren  1932  bis 
1970  größere  Einnahmen  haben  würde, 
und  ob  der  auf  den  1.  Januar  1914  zu¬ 
rückgerechnete  Wert  dieser  Einnahmen 
gleich  oder  größer  gewesen  wäre.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  daß  alle  diese  Be¬ 
rechnungen  nur  einen  sehr  problema¬ 
tischen  Wert  haben. 

Es  wird  weiter  die  Annahme  gemacht, 
daß  der  Gaspreis  bis  zum  Jahr  1970  un¬ 
verändert  bleibt.  Es  soll  vom  Inkraft¬ 
treten  des  neuen  Vertrags  ein  Einheits¬ 


preis  von  13  Pfennig  gelten,  der  gegen¬ 
über  dem  bisherigen  Tarif  eine  Verbilli¬ 
gung  des  Leuchtgases  um  2  Pfennig,  da¬ 
gegen  eine  Verteuerung  des  Koch-  und 
Heizgases  um  0,4  Pfennig  pro  Kubik¬ 
meter  bringt.  Gegenüber  dem  Doppel¬ 
tarif,  der  vertragsgemäß  von  1914  ab 
hätte  eingeführt  werden  müssen,  bringt 
der  neue  Tarif  eine  Mehreinnahme  von 
rund  110  000  Mark.  Es  werden  also  die 
Konsumenten  dauernd  höher  belastet, 
und  es  ist  für  sie  nur  ein  schwacher 
Trost,  daß  diese  Mehreinnahme  der 
Stadt  durch  die  Bruttoabgabe  von  10% 
zugewandt  wird.  Odiös  ist  dabei  be¬ 
sonders,  daß  das  Koch-  und  Heizgas 
verteuert  wird,  von  dessen  starker  und 
ungehinderter  Zunahme  die  Rentabilität 
des  Gaswerks  bei  der  außerordentlich 
starken  Abnahme  des  Konsums  von 
Leuchtgas  abhängt. 

Nun  sieht  allerdings  der  Konzessions¬ 
vertrag  zwischen  dem  Gaswerk  und  der 
Stadt  vor,  daß  der  Preis  von  13  Pfennig 
»entsprechend«  zu  ermäßigen  ist,  wenn 
bei  3  von  den  Städten  Frankfurt,  Mainz, 
Mannheim,  Karlsruhe,  Stuttgart,  Mül¬ 
hausen  (Elsaß)  der  mittlere  Verkaufs¬ 
preis  für  private  und  öffentliche  Zwecke 
10,8  Pfennig  oder  weniger  beträgt.  Dtr 
Abstand  zwischen  den  geltenden  Preisen 
und  dem  Satz  von  10,8  Pfennig  ist  in 
den  genannten  Städten  zurzeit  noch  ein 
recht  großer.  Allerdings  wird  bei  den 
Bestrebungen,  die  sich  neuerdings  mehr 
und  mehr  auf  dem  Gebiet  der  Gasver¬ 
sorgung  geltend  machen,  die  Gaspreise 
in  der  Abwehr  gegen  die  Konkurrenz 
der  Elektrizität  herabzusetzen,  sich 
schwer  Voraussagen  lassen,  wie  lange 
es  dauern  wird,  bis  der  Abstand  in  den 
betreffenden  Städten  ausgeglichen  sein 
wird.  Der  ganzen  Berechnung  wie  den 
Verträgen  liegt  aber  als  Ausgangspunkt 
der  Einheitspreis  von  13  Pfennig  und 
eine  möglichst  lange  Erhaltung  dieses 
Satzes  zugrunde.  Denn  nach  dem  Grün¬ 
dungsvertrag  der  neuen  Gesellschaft  be¬ 
darf  es  zu  einer  Änderung  der  Tarife 
eines  mit  Zweidrittelmehrheit  der  Stim¬ 
men  zu  fassenden  Beschlusses  der  Ge¬ 
neralversammlung,  Und  zwar  gilt  diese 
Bestimmung  für  die  ganze  Dauer  des 
Vertrags.  Aus  dem  Bericht  geht  nicht 
hervor,  inwieweit  bei  den  Vertragsbe¬ 
ratungen  die  Tendenz  zur  Gaspreis¬ 
erniedrigung  und  ihre  mögliche  Ver¬ 
stärkung  in  den  nächsten  Jahren  berück¬ 
sichtigt  worden  ist. 

Der  Einfluß  der  Stadt  auf  die  Verwal¬ 
tung  der  neuen  Gesellschaft  wird  da- 
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durch  gesichert,  daß  4  Aufsichtsmitglie¬ 
der  von  der  Stadt,  die  übrigen  3  von 
der  Union  gestellt  werden.  Ein  Gegen¬ 
gewicht  bildet  die  Bindung  bestimmter 
Beschlüsse  an  die  Zweidrittelmehrheit 
der  Stimmen  der  Generalversammlung. 
Sämtliche  Änderungen  der  nach  dem 
Konzessionsvertrag  an  die  Stadt  zu 
leistenden  Abgaben  außer  der  schon  er¬ 
wähnten  Änderung  der  Tarife  bedürfen 
der  genannten  Mehrheit,  und  zwar  auf 
die  Dauer  des  ganzen  Vertrags.  Das 
gleiche  gilt  bis  zum  Jahr  1932  für  die 
Änderungen  des  Lastenhefts  oder  der 
Verträge  mit  der  Stadt  Straßburg,  die 
eine  Erschwerung  der  der  Gesellschaft 
obliegenden  Verpflichtungen  mit  sich 
bringen  würden.  Von  1933  ab  ist  zwar 
der  Aufsichtsrat  zuständig.  Doch  soll 
er  für  die  Gesellschaft  nicht  solche 
Lasten  übernehmen,  die  bei  verständiger 
Würdigung  der  Gesamtlage  auch  einer 
Gasanstalt  in  städtischer  Regie  nicht 
aufgebürdet  würden.  Damit  sind  aller¬ 
dings  die  finanziellen  Interessen  der 
Privataktionäre  nach  jeder  Hinsicht  ge¬ 
sichert,  aber  die  Dispositionsfreiheit  der 
Stadt  ist  sehr  eingeschränkt. 

Überblickt  man  die  gesamte  Vorlage, 
so  kann  man  sich  dem  Eindruck  nicht 
entziehen,  als  ob  die  ganze  Aktion  in 
erster  Linie  aus  dem  Bedürfnis  entstan¬ 
den  wäre  der  Stadt  weitere  Einnahme¬ 
quellen  zu  erschließen,  und  als  ob  da¬ 
bei  das  Bestreben  maßgebend  gewesen 
wäre  die  Stadt  möglichst  bald  in  den 
Besitz  größerer  Summen  zu  bringen.  Das 
konnte  natürlich  nur  dadurch  erreicht 
werden,  daß  man  der  Privatgesellschaft 
auf  Kosten  der  Zukunft  größere  Kon¬ 
zessionen  machte  als  sich  wohl  sonst 
rechtfertigen  ließe.  So  erklärt  sich  auch 
die  überaus  lange  Dauer  des  Vertrags, 
während  deren  sämtliche  Grundlagen 
der  Vertragsschließung  hinfällig  werden 
können.  Ob  die  Dispositionsfreiheit,  die 
die  Stadt  infolge  der  Bindung  in  §  20 
des  Vertrags  immerhin  nur  in  be¬ 
schränktem  Umfang  erreicht,  ein  volles 
Äquivalent  ist,  läßt  sich  schwer  beur¬ 
teilen. 

X  X 

Am  17.  und  18.  Februar  hat 
ren®  *^on  c’  in  Frankfurt  eine  Konfe¬ 
renz  fortschrittlicher  Ge¬ 
meindevertreter  und  Magistratsmitglie¬ 
der  aus  Nassau,  Kurhessen  und  dem 
Großherzogtum  Hessen  stattgefunden,  die 
einen  zwanglosen  Gedankenaustausch 
durch  Referate  und  Diskussion  bringen 
sollte.  Gleichzeitig  wollte  man  damit 


eine  Lücke  ausfüllen,  die  das  Fehlen 
eines  allgemeinen  Kommunalprogramms 
bedeutete.  Nach  Ansicht  des  Landtags¬ 
abgeordneten  Oeser  ist  die  Zeit  für  ein 
Kommunalprogramm  der  Gesamtpartei 
noch  nicht  gekommen,  weil  die  Verhält¬ 
nisse  in  den  einzelnen  Landesteilen  noch 
zu  verschieden  lägen.  Die  Konferenzen 
sollten  eine  Vorarbeit  für  eine  spätere 
Programmbildung  leisten.  Man  einigte 
sich  dahin  die  Konferenzen  alljährlich 
zu  wiederholen  und  mit  dem  Provinzial¬ 
sekretariat  einrt  Auskunftsstelle  für 
kommunale  Fragen  zu  verbinden.  Die 
Verhandlungen  brachten  manche  inter¬ 
essante  Äußerung,  die  auch  vom  sozial¬ 
demokratischen  Standpunkt  aus  beach¬ 
tenswert  ist. 

Besondere  Beachtung  verdienen  die  Aus¬ 
führungen  sowohl  des  Referenten,  Stadt¬ 
verordneten  Dr.  Heilbrunn,  wie  einiger 
Diskussionsredner  über  die  Gemeinde- 
betriebe  und  die  städtische  Wohnungs¬ 
politik.  Heilbrunn  verlangte  alle  mo¬ 
nopolartigen  Unternehmungen  in  den  Ge¬ 
meindebetrieb  zu  übernehmen  und 
meinte,  daß  dieser  Standpunkt,  den  der 
Liberalismus  früher  nicht  vertreten 
habe,  jetzt  wohl  allgemein  eingenom¬ 
men  werde.  Das  mag  für  die  Theorie 
gelten,  in  der  Praxis  haben  aber  ge¬ 
rade  fortschrittliche  Gemeindevertretun¬ 
gen  sogar  in  neuester  Zeit  kommunale 
Regiebetriebe  an  private  Unternehmer 
verkauft  oder,  wie  zum  Beispiel  Kö¬ 
nigsberg,  verpachtet.  Heilbrunn  nahm 
auch  Stellung  gegen  den  vielfach  emp¬ 
fohlenen  gemischten  Betrieb.  Man  solle 
an  dem  rein  kommunalen  Betrieb  festhal- 
ten,  auch  aus  sozialpolitischen  Gründen, 
da  die  Städte  ihren  Angestellten  und 
Arbeitern  bessere  Bedingungen  gewähren 
können.  Von  einem  Diskussionsredner 
wurde  die  Ausbildung  der  gewerblichen 
Anlagen  zur  Entlastung  der  Steuerzahler 
gefordert.  Auch  der  Abgeordnete  Oeser 
erklärte  sich  mit  aller  Entschiedenheit 
für  öffentliche  Monopolbetriebe,  die  im 
Gegensatz  zum  Privatbetrieb  in  der 
Lage  seien  auch  unrentable  Anlagen  im 
Interesse  der  Landeskultur  durchzufüh¬ 
ren.  Schäden  öffentlicher  Betriebe  wür¬ 
den  durch  die  Kritik  in  den  Volksver¬ 
tretungen  leichter  beseitigt  als  bei  Pri¬ 
vatbetrieben.  Namentlich  für  das  Ge¬ 
biet  der  Elektrizität  wurde  die  große 
Gefahr  der  Vertrustung  hervorgehoben 
und  engere  Fühlungnahme  zwischen  den 
Gemeindevertretern  zur  Abwendung  sol¬ 
cher  Monopolisierungsbestrebungen  als 
notwendig  bezeichnet. 
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Eingehend  wurden  auch  die  Fragen  der 
städtischen  Wohnungspolitik,  und  davon 
wieder  besonders  die  der  Bodenpolitik 
besprochen.  Vor  einem  planlosen  Auf¬ 
käufen  von  Grund  und  Boden  warnte 
man,  es  wurde  verlangt,  daß  die  Ankäufe 
von  Grund  und  Boden  möglichst  aus 
eigenen  Mitteln  erfolgen  sollten,  da  das 
Arbeiten  mit  fremdem  Geld  die  Bau¬ 
plätze  verteuern  müsse,  wenn  die  Kom¬ 
munen  nicht  Schaden  leiden  sollen.  Da¬ 
bei  muß  man  allerdings  fragen,  was  denn 
nun  die  Kommunen  anfangen  sollen,  die 
keine  eigenen  Mittel  für  diesen  Zweck 
besitzen.  Umfassende  Grundstückskäufe 
werden  sich  überhaupt  schwerlich  ohne 
Aufnahme  von  Anleihen  durchführen 
lassen.  Doch  wurde  wiederholt  die 
Grundstückspolitik  als  das  Rückgrat  der 
städtischen  Finanzpolitik  bezeichnet. 
Auch  eine  bessere  Ausgestaltung  des 
Erbbaurechts,  namentlich  für  die  We¬ 
nigerbemittelten,  Herabsetzung  der 
Straßenbaukosten,  durch  einen  Verzicht 
auf  zu  breite  Straßen,  auch  ein  Ein¬ 
greifen  der  Gemeinden  zur  Behebung 
der  Hypothekennot,  dies  aber  nur  in  der 
Beschränkung  auf  das  dringendste  Be¬ 
dürfnis,  wurden  als  Maßnahmen  empfoh¬ 
len. 

Stärker  gingen  die  Ansichten  über  die 
Arbeitslosenversicherung  auseinander. 
Während  ein  Teil  der  Vertreter  die 
energische  Inangriffnahme  der  Arbeits¬ 
losenversicherung  verlangte,  sprachen 
sich  andere  recht  ablehnend,  namentlich 
auch  gegen  das  Genter  System,  aus.  So¬ 
lange  die  Gewerkschaften  an  diesem 
festhielten,  scheine  eine  Lösung  der 
Frage  vorläufig  nicht  möglich  zu  sein. 
Dagegen  versprach  man  sich  von  der 
Ausbildung  der  Arbeitsvermittlung  eine 
Besserung  der  Verhältnisse. 

Im  großen  und  ganzen  zeigten  die  Ver¬ 
handlungen  ein  erfreuliches  Maß  von 
Einsicht,  so  daß  man  nur  wünschen 
kann,  der  Geist  dieser  Konferenz  möge 
auch  in  der  Praxis  der  Gemeindever¬ 
waltungen  sich  zeigen  und  wirksam  wer¬ 
den,  Dann  wird  ein  gemeinsames  Ar¬ 
beiten  mit  den  Vertretern  der  fort¬ 
schrittlichen  Volkspartei  wesentlich 
leichter  sein  als  bisher.  Die  verkünde¬ 
ten  Grundsätze  und  die  Praxis  standen 
bisher  leider  oft  in  einem  unüberbrück- 
ten  Gegensatz.  Übrigens  kann  man  sich 
von  der  Wiederholung  solcher  Konferen¬ 
zen  noch  das  eine  Gute  versprechen,  daß 
sie  an  die  Stelle  von  Grundsatzlosigkeit 
und  Zerfahrenheit  bestimmte  Richtlinien, 
politische  Prinzipien  setzen,  die  die 


Versumpfung  der  ganzen  kommunalen 
Verwaltung  duroh  das  Vordringen  der 
privaten  Interessen  einzelner  Cliquen 
und  Berufsstände  zu  verhindern  ver¬ 
mögen. 

X  X 

KurzeChronik  ][)ie  sächsische  Re¬ 
gierung  hat  dem  Landtag 
eine  Vorlage  über  die  Nutz¬ 
barmachung  der  Landeskulturrentenan¬ 
stalt  für  den  Kleinwohnungsbau  gemacht. 
Die  Gemeinden  sollen  Darlehen  bis  zu 
85  %■  des  Wertes  der  Kleinwohnungs¬ 
bauten  von  *der  Anstalt  erhalten.  X 
Nach  dem  Bericht  der  Berliner 
Armendirektion  gehörten  den  446  Armen¬ 
kommissionen  5494  Männer  und  nur  157 
Frauen  an.  Unter  den  Männern  über¬ 
wogen  bei  weitem  die  Handwerker  und 
Gewerbetreibenden  mit  2299,  die  Kauf¬ 
leute  mit  837,  die  Fabrikbesitzer  und 
Fabrikanten  mit  351  und  die  Staats-  und 
Magistratsbeamten  mit  351  Angehörigen. 
Dann  folgen  die  Lehrer  mit  265,  die 
Privat-  und  Bankbeamten  mit  218,  die 
Rentner  mit  204,  die  Restaurateure  mit 
140  Angehörigen.  Außerordentlich  klein 
ist  die  Zahl  der  Arbeiter:  91  Werk¬ 
meister,  Gesellen  und  andere  sowie  7 
ungelernte  Arbeiter.  Die  Verteilung 
dieser  Arbeitermitglieder  über  die  Kom¬ 
missionen  ist  sehr  ungleich.  In  der 
großen  Mehrzahl  der  Kommissionen  ist 
überhaupt  kein  Arbeiter  vorhanden.  Eine 
bedeutende  Verstärkung  des  Arbeiter¬ 
elements  ist  dringend  notwendig.  X 
Die  Stadt  Magdeburg  will  den  Ver¬ 
such  einer  engern  Fühlungnahme  mit  der 
Presse  machen.  Es  sollen  ständig 
wiederkehrende  Beratungen  eingerichtet 
werden,  an  denen  außer  Magistratsver¬ 
tretern  und  Stadtverordneten  auch  die 
Vertreter  aller  Magdeburger  Tageszeitun¬ 
gen  teilnehmen.  X  Von  dem  städtischen 
Fleischverkauf  in  Nürnberg  wurden, 
wie  das  statistische  Amt  mitteilt,  4,3  % 
des  gesamten  Fleischbedarfs  gedeckt. 
Die  Preise  lagen  durchschnittlich  um 
13  bis  15  Pfennig  pro  Pfund  unter  den 
Marktpreisen.  Das  städtische  Angebot 
konnte  aber  nur  eine  beschränkte  Ein¬ 
wirkung  auf  die  Preise  im  allgemeinen 
ausüben.  Doch  haben  4000  Familien  mit 
etwa  15  000  Köpfen  Vorteil  von  der  Ein¬ 
richtung  gehabt. 

Geistige  Bewegung  /  Leo  Kullmann 

Jugendpflege  Wer  von  der  Reichsschul¬ 
kommission  hört,  ist  ver¬ 
sucht  zu  glauben,  daß  es 
sich  hier  um  ein  behördliches  Gebilde 
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handelt,  vermöge  dessen  das  Deirtsche 
Reich  seiner  Verwaltungsausgaben  auf 
dem  Gebiet  des  Unterrichts-,  Erzie- 
hungs-  und  Bildungswesens  in  einer 
seiner  Würde  angemessenen  Weise  ge¬ 
recht  zu  werden  sucht.  Mancher  wird 
daher  mit  Erstaunen  erfahren,  daß  diese 
Reichsschulkommission  keine  andere 
Aufgabe  hat,  als  »auf  Erfordern  des 
Reichskanzlers  Anträge  zu  begutachten, 
die  die  Verleihung  der  Berechtigung 
zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die 
Befähigung  für  den  einjährigfreiwilligen 
Militärdienst  an  Lehranstalten  be¬ 
zwecken«.  Die  sozialdemokratische 
Reichstagsfraktion  verlangte  auch  in 
diesem  Jahr,  wie  schon  seit  1912,  die 
Einbringung  eines  Gesetzentwurfs,  durch 
den  »die  Reichsschulkommission  zu 
einem  selbständigen  Reichsamt  für  das 
Schul-  und  Bildungswesen  des  Deut¬ 
schen  Reiches  umgewandelt«  wird.  Nach 
Ablehnung  der  entsprechenden  Resolu¬ 
tion  durch  die  Reichstagsmehrheit  hat 
unsere  Fraktion  ihre  Befähigung  zu  posL 
tiver  Kulturarbeit  dadurch  dokumen¬ 
tiert,  daß  sie  der  allerdings  recht  lauen 
fortschrittlichen  Resolution  zur  An¬ 
nahme  verhalf,  die  den  »Ausbau  der 
Reichsschulkommission  zu  einem  Reichs¬ 
lehramt,  das,  ohne  legislatorische,  ad¬ 
ministrative  und  disziplinäre  Befugnisse 
zu  haben,  dem  Studium  des  ausländi¬ 
schen  Schulwesens  und  der  Beratung 
und  Anregung  des  deutschen  Schul¬ 
wesens  dienen  soll«,  verlangt.  Immer¬ 
hin  ein  Schritt  vorwärts.  Neben  dieser 
Resolution  hat  unsere  Fraktion  beim 
Zusammentritt  des  neuen  Reichstags 
den  (allerdings  noch  ganz  aussichts¬ 
losen)  Initiativantrag  eingebracht,  der 
die  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs 
verlangt,  der  «das  gesamte  Schulwesen 
des  Deutschen  Reiches  auf  der  Grund¬ 
lage  der  Einheitlichkeit,  der  Unentgelt¬ 
lichkeit,  der  Weltlichkeit  und  nach  den 
Richtlinien  einer  zeitgemäßen  wissen¬ 
schaftlichen  Pädagogik  regelt«.  Frei¬ 
lich  scheinen  auf  keinem  Gebiet  die 
Hindernisse  einer  allgemeinen  Verstän¬ 
digung  größer  zu  sein  als  auf  dem  Ge¬ 
biet  des  Bildungswesens.  Zuerst  der 
Streit  der  Fachleute:  Eudämonismus 
oder  strenge  Schulzucht,  Religions¬ 
oder  nur  Moralunterricht,  Individuali¬ 
sierung  oder  Uniformierung  des  Unter¬ 
richts,  Koedukation  oder  Geschlechter¬ 
trennung,  humanistische  oder  naturwis¬ 
senschaftlich-reale  Bildung,  Buchschule 
oder  Arbeitsschule,  und  welches  die 
wissenschaftlichen  Streitfragen  der  mo¬ 
dernen  Pädagogik  sein  mögen.  Dann 


die  unberufene  Einmischung  mehr  oder 
minder  verständiger  Laien.  Wie  kann 
zum  Beispiel  jemand  des  Wahns  leben, 
die  jugendlichen  Seelen  könnten  durch 
eine  so  vorzügliche  Sammlung  wie  es 
der  (hier  in  der  Rubrik  Musik,  in  die¬ 
sem  Band,  pag.  203,  besprochene)  Zupf- 
geigenhansl  ist,  verdorben  werden? 
Wie  man  solcher  Verkennung  gegenüber 
die  besonderen  Ansprüche  des  jugend¬ 
lichen  Seelenlebens  verteidigt,  das  zeig¬ 
ten  uns  am  9.  Februar  in  München  die 
Reden,  die  Professor  Dr.  Alfred  Weber, 
Dr.  Wyneken,  Professor  Dr>  Gurlitt, 
Professor  Dr.  Quidde  und  Rechtsanwalt 
Wolfgang  Heine  auf  der  vom  freideut¬ 
schen  Jugendausschuß  einberufenen  Ver¬ 
sammlung  hielten,  mag  man  immerhin  an 
Erscheinungen  wie  der  Schülerzeitschrift 
Der  Anfang  auch  vieles  Unsympathische 
finden.  Der  schlimmste  Feind  einer 
einheitlichen  neudeutschen  Pädagogik 
und  Jugendpflege  ist  aber  der  politische 
Fanatismus.  Was  sich  als  offizielle  Ju¬ 
gendpflege  gibt,  krankt  an  einseitiger 
Anlehnung  an  die  geltenden  Autori¬ 
täten  und  an  Verständnislosigkeit,  gegen¬ 
über  den  besonderen  Lebensbedingungen 
der  Arbeiterpsyche.  Hier  kann  Deutsch¬ 
land  manches  vom  Ausland  lernen., 
Gegnerschaft  der  Klassen  kennt.  die 
ganze  Erde.  Aber  diese  Gegnerschaft 
darf  nicht  das  öffentliche  Urteil  der¬ 
maßen  trüben,  daß  sich  das  Feindliche 
gleich  als  geringwertig  und  unsittlich 
darstellt;  das  ist  es,  was  Engelbert  Per- 
nerstorfer  im  Januarheft  der  Zeitschrift 
Die  Tat,  das  der  Auseinandersetzung 
mit  dem  Sozialismus  gewidmet  war, 
»Geistige  Unfreiheit«  nannte.  Da  lesen 
wir  in  dem  sonst  recht  brauchbaren 
Büchlein  Jugendpflege  des  Fortbil¬ 
dungsschullehrers  W.  Wiemann  (in  der 
Teubnerschen  Sammlung  Aus  Natur  und 
Geisteswelt)  die  erstaunlich  unwahre 
Behauptung:  »Von  der  Erziehung  eines 
festgefügten  Charakters  kann  bei  sozial¬ 
demokratischer  Jugendpflege  keine  Rede 
sein;  alles,  was  dem  jungen  Menschen 
Halt  bieten  kann,  wird  ihm  ja  systema¬ 
tisch  entzogen.«  Über  die  sozialdemo¬ 
kratische  Zeitschrift  Arbeiterjugend 
schreibt  der  Verfasser  dann  noch  den 
folgenden  Satz:  »Der  Jugend  die  Be¬ 
geisterungsfähigkeit  rauben,  indem  man 
ihr  alle  Ideale  [!]  nimmt,  das  heißt,  sie 
frühzeitig  greisenhaft  machen,  ihr  alle 
Kraft  zu  festem  Wollen  und  Handeln 
nehmen.«  Freilich  wird  man  sich  mit 
dem  Verfasser  schwer  über  den  Begriff 
des  Ideals  verständigen  können,  wenn 
er  kurz  darauf  keine  anderen  heiligen 
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Güter  aufzuzählen  weiß  als  Vaterlands¬ 
liebe,  Fürstentreue,  Gottesfurcht  und 
Elternliebe.  Es  bedeutet  doch  (wie  man 
sich  auch  im  einzelnen  zu  diesen  Dingen 
stellen  mag)  eine  Verengung  des  gei¬ 
stigen  Horizonts  und  eine  Einschränkung 
des  -sittlichen  Wollens,  wenn  man  das 
andere  Hohe,  das  im  Menschen  lebt: 
Freiheitsliebe,  Humanität,  Solidarität, 
Erkenntnisdrang,  nicht  zu  den  Gütern 
rechnet,  die  dem  Menschen  als  Ideale 
gelten  können  und  sollen. 

X  X 

Rlnemato-  Die  Eingliederung  der  Kine- 

^rap  matographie  in  den  Volks¬ 

bildungsorganismus  macht 
recht  langsame  Fortschritte.  Und  doch 
sind  die  unendlich  reichen  Bildungsmög¬ 
lichkeiten,  die.  in  diesem  Zweig  moder¬ 
ner  Technik  schlummern,  unverkennbar. 
Der  Kinematograph  gewährleistet  den 
denkbar  vollkommensten  Anschauungs¬ 
unterricht  auf  allen  Unterrichtsgebieten, 
auf  dem  Gebiet  insbesondere  der  Natur¬ 
wissenschaften,  der  Technik,  der  Volks¬ 
wirtschaftslehre,  der  Erd-  und  Völker¬ 
kunde,  Aber  auch  ästhetisch  bietet  er 
zweifellos  Wertvolles.  Gewiß:  das  Wort 
fehlt.  Aber  auch  andere  Künste  müssen 
dessen  entraten.  Wie  steht  es,  von  der 
bildenden  Kunst  schon  abgesehen,  mit 
einer  so  sublimierten  Kunst  wie  es  der 
Tanz  ist  (den  nur  Philisteraugen  zu  den 
geringwertigen  Dingen  zählen  können)? 
Dann  die  Pantomime:  Auf  diesem  Ge¬ 
biet  werden  freilich  schwere  intellek- 
tualistische  Sünden  begangen.  Aber  die 
Ausführung  spricht  nicht  gegen  die 
Kunst.  Daß  die  Pantomime  zu  einem 
besondern  Zweig  der  dramatischen 
Kunst  ausgebildet  werden  kann,  ist 
nicht  zu  bezweifeln.  Und  da  ist  in 
einem  Punkt  der  Kinematograph  der 
Bühne  bedeutend  überlegen;  nämlich  in 
der  Schaffung  von  Illusionen,  denen 
gegenüber  die  vollendetste  Bühnentech¬ 
nik  versagt.  Nichts  ist  dem  Kinemato- 
graphen  unausführbar;  selbst  die  Phan- 
tasieen  eines  E.  T.  A.  Hoffmann  ver¬ 
möchte  er  zur  Anschauung  zu  bringen. 
Ich  denke  hier  an  eines  der  gelungen¬ 
sten  Erzeugnisse  moderner  Kinokunst: 
Der  Student  von  Prag  von  Hanns  Heinz 
Ewers,  mit  Paul  Wegener  in  der  Titel¬ 
rolle.  Der  Student  verkauft  sein  Spie¬ 
gelbild.  Dieses  tritt  aus  dem  Spiegel 
heraus,  und  nun  führt  der  Student  jenes 
unheimliche  Doppeldasein,  wie  es  nur 
durch  den  Kinematographen  zur  An¬ 
schauung  gebracht  werden  kann.  Frei¬ 
lich,  die  Kinostücke  mögen  oft,  ja 
meistens  minderwertig  sein.  (Daß  sie 


es  nicht  immer  sind,  ist  in  der  Rubrik 
Bühnenkunst  dieser  Zeitschrift  schon 
mehrfach  gezeigt  worden.)  Aber,  die 
Kinokunst  ist  eben  in  den  ersten,  blu¬ 
tigsten  Anfängen.  Sie  hat  ihren  eigent¬ 
lichen  Charakter  als  Bewegungskunst 
vielleicht  noch  gar  nicht  entdeckt,  sie 
hat  das  ihr,  und  nur  ihr,  Eigene  (und 
gerade  dies  ist  es,  was  in  die  Zukunft 
zeigt)  noch  gar  nicht  von  dem  Ballast 
des  Alten  befreit.  Gleichwohl  bildet 
sich  vor  unseren  Augen  ein  besonderer 
Stil  der  Darstellung,  der  auch  von  der 
Pantomime  sich  entfernt,  so  weit  wie 
diese  von  der  Schauspielkunst,  und  der 
in  der  Bewegung  der  Erscheinungen  auf 
das  hinter  ihnen  Liegende  abzielt. 

Bei  Eugen  Diederichs  in  Jena  ist  in 
der  Sammlung  Schriften  zur  Soziologie 
der  Kultur  ein  sehr  empfehlenswertes 
Buch  erschienen,  betitelt  Zur  Sozio¬ 
logie  des  Kino:  Die  Kinounternehmürig 
und  die  sozialen  Schichten  ihrer  Be¬ 
sucher,  von  Emilie  Altenloh.  Die  Lek¬ 
türe  ist  deshalb  so  erfreulich,  weil  es 
sich  um  eine  durchaus  objektiv  gehal¬ 
tene  Untersuchung  handelt,  frei  von 
jenem  moralsüchtigen  Gezeter,  das  uns 
überall  in  die  Ohren  gellt,  wo  man  sich 
verpflichtet  fühlt  über  den  Kino  mitzu¬ 
reden.  Wir  werden  über  die  kinemato- 
graphische  Produktion  und  die  wirt¬ 
schaftliche  Organisation  unterrichtet, 
wir  erfahren,  daß  Pathe  ein  Stamm¬ 
kapital  von  30,  Gaumont  ein  solches  von 
3  Millionen,  Cines  von  3%  Millionen 
hat,  daß  die  deutsche  Produktion  sehr 
zurücksteht,  wir  erkennen,  welche  schier 
unwiderstehlichen  kapitalistischen  Ten¬ 
denzen  der  noch  wenig  rentablen  Frukti- 
fizierung  des  Kinos  zu  Volksbildungs¬ 
zwecken  entgegenwirken,  wir  studieren 
das  Kinopublikum  in  allen  Schichten, 
wir  unterrichten  uns  über  die  Bezie¬ 
hungen  zwischen  Kino  und  Theater.  Es 
ist  wohl  Zeit,  daß  der  Staat  dem  Kino 
noch  in  anderer  Gestalt  als  in  der  des 
Zensors  entgegentritt,  und  daß  er,  statt 
sich  zu  diesem  eben  doch  zu  lebenskräf¬ 
tigen  Kind  der  Zeit  nur  prohibitiv  und 
negativ  zu  verhalten,  nun  auch  positiv 
sich  im  Sinn  eines  Förderers  der  im 
Kino  schlummernden  Kulturkeime  be¬ 
tätigt. 

X  X 

Kurze  Chronik]~)ie  seit  Jahren  für  die 
K  i  rc  henaustritt  s- 
propaganda  tätigen 
Kreise  der  freireligiösen  Gemeinde 
zu  Berlin,  des  Komitees  Konfessionslos 
und  des  Zentralverbands  proletarischer 
Freidenker  haben  eine  Arbeitsgemein- 
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schaft  gegründet,  unter  der  Bezeich¬ 
nung  Vereinigte  Komitees  für  Kirchen¬ 
austritt.  Die  sozialdemokratische  Partei 
hält  aber  nach  wie  vor  an  ihrem  Grund¬ 
satz  striktester  Neutralität  allen  reli¬ 
giösen  Bekenntnissen  gegenüber  fest.  Es 
ist  umsoweniger  anzunehmen,  daß  sie 
sich  davon  wird  abbringen  lassen,  als 
sich  auch  in  sozialistischen  Kreisen  je 
länger  je  mehr  geistige  Strömungen 
zeigen,  die  einen  Überdruß  an  der  blo¬ 
ßen  Aufklärerei,  auch  in  ihren  monisti¬ 
schen  usw.  Formen,  erkennen  lassen.  X 
Die  Universität  Frankfurt 
wird  im  Oktober  eröffnet  werden.  X 
An  der  Princetonuniversität 
in  New  Yersey  wurde  die  Graduate 
School  eingerichtet,  ein  Internat  für 
junge  Männer,  die  die  Vertiefung  ihrer 
geistigen  Kultur  ohne  irgendwelche 
Nebenzwecke  erstreben,  und  die  die 
Wissenschaft  um  der  Wissenschaft  und 
der  Erkenntnis  willen  betreiben.  X 
Dem  Reichstag  liegt  der  Entwurf  einer 
Gewerbeordnungsnovelle  vor.  §  43a  ver¬ 
bietet  Schriften,  Abbildungen  und  Dar¬ 
stellungen  in  Schaufenstern  und 
Auslagen  innerhalb  der  Verkaufsräume 
oder  an  öffentlichen  Orten  derart  zur 
Schau  zu  stellen,  daß  die  »Zurschau¬ 
stellung  geeignet  ist  Ärgernis  wegen 
sittlicher  Gefährdung  jder  Jugend  zu 
geben«.  §  149a  bedroht  den  mit  Haft  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  800  Mark,  der 
den  Bestimmungen  des  §  43a  zuwider¬ 
handelt.  X  Die  Dalcrozeschule  in 
Hellerau  veröffentlicht  ihren  3.  Jahres¬ 
bericht  und  die  Bilanz  über  das  Schul¬ 
jahr  1912-1913.  Die  Aktiven  und  Pas¬ 
siven  schließen  mit  einer  Summe  von 
1  622  977  Mark.  Einschließlich  der  in 
Hellerauer  Dilettantenkursen  unterrich¬ 
teten  394  Schüler  wurde  in  99  Städten, 
aus  denen  Berichte  eingelaufen  sind,  an 
6767  Schüler  Unterricht  in  der  Dalcroze- 
methode  erteilt.  Innerhalb  der  Dal¬ 
crozeschule  in  Hellerau  und  ihrer  Zweig¬ 
anstalten  in  Dresden,  Berlin,  Frankfurt 
am  Main,  Prag,  Budapest,  Wien  und 
Petersburg,  wurden  2034  Schüler  unter¬ 
richtet.  Ob  die  Dalcrozemethode  eine 
wirkliche  Bereicherung  unserer  Kultur 
darstellt,  kann  vorläufig  weder  bedin¬ 
gungslos  behauptet  noch  verneint  wer¬ 
den. 


Frauenbewegung  /  Wally  Zepler 

Kommunale  Eine  systematische  Propa- 
rauenar  e  ganda,  die  darauf  hinaus¬ 
ginge  zunächst  das  kom¬ 
munale  Wahlrecht  und  volle  Gleichbe¬ 
rechtigung  in  allen  kommunalen  Ämtern 


für  die  Frauen  zu  erringen,  wäre  auch 
bei  uns  durchaus  nicht  aussichtslos. 
Denn  die  Mitarbeit  des  weiblichen  Ge¬ 
schlechts  auf  sämtlichen  Gebieten  der 
gemeindlichen  Wohlfahrtstätigkeit  wächst 
in  so  raschem  Maß  und  erwirbt  sich  so 
unbedingt  die  Anerkennung  und  Sym¬ 
pathie  auch  konservativ  denkender  So¬ 
zialpolitiker,  daß  kaum  mehr  lange  die 
Mehrheit  der  Landtage  den  Frauen  so 
wohlverdiente  Rechte  verweigern  kann. 
Die  Vorliebe  der  Frauen  gerade  für  die 
kommunalsoziale  Tätigkeit  resultiert 
vielleicht  aus  der  Neigung  des  weib¬ 
lichen  Geschlechts  in  der  Arbeit  zugleich 
dem  Drang  nach  persönlicher  Hingebung 
Auslösung  zu  schaffen.  Dazu  kommt  die 
Teilnahme  der  Frau  für  Hilflose  und 
Leidende:  Kinder,  Kranke,  Waisen, 
moralisch  Gefährdete,  Arme  und  Be¬ 
dürftige. 

Die  Zentralstelle  für  Gemeindeämter  der 
Frau  in  Frankfurt  am  Main  gab  1913 
ihre  Statistik  über  Stellung  und  Mit¬ 
arbeit  der  Frau  in  der  Gemeinde  (be¬ 
arbeitet  von  Jenny  Apolant  /Leipzig, 
Teubner/)  neu  heraus.  Während  die 
1.  Ausgabe  des  Buches  /1909/  11900  in 
304  Gemeinden  in  der  kommunalen 
Wohlfahrtspflege  ehrenamtlich  oder  be¬ 
soldet  arbeitende  Frauen  zählte,  konnte 
1913  bereits  aus  593  Gemeinden  über 
17  960  Frauen  berichtet  werden.  Davon 
arbeiteten  ehrenamtlich  in  der  Armen¬ 
pflege  2850,  in  der  Armen-  und  Waisen¬ 
pflege  1775,  in  der  Waisen-  und  Zieh¬ 
kinderüberwachung  10  739  Frauen.  Den 
Deputationen  für  Armen-  und  Waisen¬ 
pflege  gehörten  im  Deutschen  Reich  329 
Frauen  an.  In  der  Schulverwaltung 
arbeiteten  581,  im  Polizeiwesen  23  (Poli¬ 
zeiassistentinnen),  in  der  Trinker-  und 
Tuberkulosenfürsorge  225,  in  Arbeits¬ 
nachweisen  160,  in  verschiedenen  Kom¬ 
missionen  460  Frauen.  Auf  je  1  Mil¬ 
lion  Einwohner  berechnet  steht  unter 
den  Einzelstaaten  Elsaß-Lothringen  mit 
520  weiblichen  Kommunalbeamten  voran, 
es  folgen  Württemberg  mit  286,  Preußen 
mit  266,  Bayern  mit  255,  Baden  mit  252, 
Hessen  mit  243  und  Sachsen  mit  151. 
Ganz  neu  hat  sich  die  Wohnungs¬ 
pflege  entwickelt.  Das  Großherzog¬ 
tum  Hessen  ergriff  hier  1908  mit  der 
Anstellung  einer  Kreiswohnungsinspek¬ 
torin  für  den  Landkreis  Worms  die  Ini¬ 
tiative.  Es  folgten  Charlottenburg,  Halle 
und  jetzt  Berlin  mit  akademisch  ge¬ 
bildeten  Wohnungsinspektorinnen  (in 
dem  neuen  Berliner  Wohnungsamt  sind 
2  Frauen  angestellt),  Auerbach  im  Vogt- 
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land,  Frankfurt  am  Main,  Freiberg  in 
Sachsen,  Glauchau,  Halberstadt,  Königs¬ 
berg,  Land  und  Stadt  Leipzig,  Magde¬ 
burg,  München,  Offenbach  am  Main, 
Schoneberg  und  andere,  im  ganzen  36 
Gemeinden  mit  besoldet  oder  ehrenamt¬ 
lich  angestellten  Wohnungspflegerinnen. 
Hier  kann  sich  den  Frauen  ein  immer 
wachsendes  Tätigkeitsfeld  erschließen, 
sobald,  wie  jetzt  in  Preußen  nach  dem 
neuen  Wohnungsgesetzentwurf,  sich  über¬ 
all  eine  amtliche  Beaufsichtigung  des 
Wohnungswesens  durchsetzen  wird.  Der 
Verein  Frauenwohl  forderte  in  einer 
Eingabe  zum  Artikel  4  des  Entwurfs,  daß 
die  Zuziehung  von  Frauen  zur  beamte¬ 
ten  und  ehrenamtlichen  Wohnungsauf¬ 
sicht  in  dem  Gesetz  ausdrücklich  er¬ 
wähnt  und  den  Gemeinden  zur  Pflicht 
gemacht  wird.  Es  wird  richtig  darauf 
hingewiesen,  daß  die  Wohnungsinspek¬ 
tion  den  Kern  in  sich  trage  »eine  Zen- 
traiinstanz  fürsorgender  Tätigkeit  ver¬ 
schiedener  Art  zu  werden  ...  Es  sei  an 
die  Säuglings-  und  Wöchnerinnenfür¬ 
sorge,  an  die  Tuberkulosenfürsorge  und 
an  die  Kinder-  und  Jugendfürsorge  er¬ 
innert.« 

Ganz  allgemein  treten  neuerdings  er¬ 
freulicherweise  die  Regierungen  für  die 
kommunale  Mitarbeit  der  Frauen  ein.* 
Die  badische  Regierung  bestimmte  1910 
bei  der  Revision  der  Städte-  und  Ge¬ 
meindeordnung  die  obligatorische 
Zuziehung  von  Frauen  zu  einer  Reihe 
städtischer  Kommissionen;  ihr  folgen  im 
gleichen  Jahr  Hessen  und  1912  Sachsen, 
die  aber  von  einer  obligatorischen  Ver¬ 
pflichtung  zur  Zuziehung  der  Frauen  ab- 
sehen.  Selbst  die  preußische  Regierung 
empfiehlt  1912  in  einem  Erlaß  des  Kul¬ 
tusministeriums  »überall  da,  wo  Schul¬ 
kommissionen  auf  Grund  des  §  45 
des  Volksschulunterhaltungsgesetzes  be¬ 
stehen,  auf  die  Zuziehung  von  Frauen 
und  noch  weiteren  Lehrerinnen  nach  Mög¬ 
lichkeit  hinzuwirken«;  im  übrigen  stehen 
bei  uns  die  Gesetze,  nach  denen  städti¬ 
schen  Deputationen  außer  den  Armen- 
und  Schuldeputationen  (für  die  das 
Ausführungsgesetz  zum  Unterstützungs¬ 
wohnsitzgesetz  und  das  preußische  Volks¬ 
schulunterhaltungsgesetz  maßgebend  sind) 
nur  »stimmfähige  Bürger«  angehören 
dürfen,  der  gleichberechtigten  Aufnahme 
von  Frauen  entgegen.  In  Baden  nahm 
kürzlich  die  Erste  Kammer  ein  Gesetz 
an,  durch  das  den  Frauen  das  Recht  ver¬ 
liehen  wird  das  Amt  eines  Waisenrats 
und  einer  Waisenpflegerin  zu  über¬ 
nehmen,  es  aber  auch  jederzeit  nieder¬ 


zulegen.  Der  Badische  Verband  für 
Frauenbestrebungen  fordert  in  einer  Pe¬ 
tition  an  die  Zweite  Kammer  die  Strei¬ 
chung  dieses  letzten  Passus,  in  dem  er 
eine  Ausnahmebestimmung  nur  für  weib¬ 
liche  Waisenräte  sieht,  die  dazu  führen 
könnte  von  deren  Anstellung  möglichst 
Abstand  zu  nehmen.  In  Oldenburg  nahm 
der  Landtag  eine  Vorlage  an,  die 
die  Möglichkeit  gibt  »mit  Zustim¬ 
mung  der  Gemeindevertretung  die  Kom¬ 
missionen  durch  dazu  bereitwillige  Ge¬ 
meindeangehörige  männlichen  oder  weib¬ 
lichen  Geschlechts,  die  das  24.  Lebens¬ 
jahr  vollendet  haben,  zu  verstärken«. 
In  der  Begründung  wird  ausdrücklich 
darauf  hingewiesen,  daß  dieses  Gesetz 
es  ermöglichen  soll  Frauen  Sitz  und 
Stimme  in  der  Armenkommission  und  in 
sonstigen  Kommissionen  der  Gemeinde 
zu  geben. 

In  Berlin  hat  die  Stadtverordnetenver¬ 
sammlung  die  Zuziehung  von  je  3  Frauen 
zur  Armendirektion  und  zur  Waisenr 
deputation  beschlossen.  Andere  Städte 
gehen  noch  entschiedener  vor.  So  be¬ 
schlossen  die  Darmstädter  Stadtverord¬ 
neten  in  7  ihrer  Deputationen  15  Frauen 
als  stimmberechtigte  Mitglieder  aufzu¬ 
nehmen;  damit  hat  Darmstadt  die  größte 
Zahl  von  Frauen  in  den  städtischen  De¬ 
putationen.  Danach  folgt  Köln  mit  13 
stimmberechtigten  weiblichen  Deputa¬ 
tionsmitgliedern  und  1  nicht  stimmbe¬ 
rechtigten.  Auch  in  Offenbach  am  Main 
sitzen  jetzt  3  Frauen  in  der  Armendepu¬ 
tation  und  13  in  anderen  städtischen 
Kommissionen. 

Ein  Arbeitsfeld,  das  ebenfalls  für  die 
Frauen  hervorragend  geeignet  sein 
dürfte,  erschließt  sich  ihnen  in  allerneue- 
ster  Zeit  in  der  Berufsvormund¬ 
schaft.  Gesetzlich  ist  nur  in  Olden¬ 
burg  die  Zulassung  von  Frauen  zu  die¬ 
sem  Amt  ausdrücklich  bestimmt,  dort 
aber  noch  nicht  in  die  Praxis  übersetzt 
worden.  Dagegen  hat  Hagen  in  West¬ 
falen  einen  weiblichen  Anstaltsgeneral¬ 
vormund  und  soeben  die  Gemeinde  Zeh¬ 
lendorf  den  ersten  weiblichen  General¬ 
vormund  in  Deutschland  (eine  bisher 
ehrenamtlich  in  der  Vormundschaft 
tätige  Frau)  berufen. 

Von  größter  Bedeutung  ist  die  Arbeit  der 
Frauen  in  der  Schulverwaltung. 
Noch  bis  zum  Jahr  1906  waren  in 
allen  Bundesstaaten  die  Frauen  in  der 
Lokal-  wie  in  der  Kreis-  und  Landes¬ 
schulverwaltung  von  der  Mitarbeit  fast 
völlig  ausgeschlossen.  Seitdem  erst 
werden  sie,  wiederum  unter  der  Initia- 
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tive  des  stets  fortschrittlichen  Baden, 
dort  wie  in  Preußen,  Sachsen,  Württem¬ 
berg,  Hessen,  Elsaß-Lothringen  und 
Sachsen-Meiningen  langsam  zugezogen. 
In  Preußen  ermöglicht  das  Schulunter¬ 
haltungsgesetz  von  1906  die  Zulassung 
von  Lehrerinnen  zu  den  Schuldeputa¬ 
tionen  und  die  Zuziehung  anderer 
Frauen  zu  den  Schulkommissionen.  Auch 
können  sie  in  die  Kuratorien  der  städti¬ 
schen  höheren  Mädchenschulen  gewählt 
werden.  In  Bayern  gehört  der  Landes¬ 
schulkommission  eine  akademisch  ge¬ 
bildete  Lehrerin  als  Sachverständige  an, 
in  Sachsen  dürfen  erst  seit  der  Mäd¬ 
chenschulreform  von  1910  wissenschaft¬ 
lich  gebildete  Frauen  in  den  Schulkom¬ 
missionen  für  höhere  Mädchenschulen, 
Studienanstalten  und  Frauenschulen  ar¬ 
beiten.  In  Württemberg  gab  das  neue 
Volksschulgesetz  von  1910  den  Frauen 
auch  das  aktive  und  passive  Wahlrecht 
für  den  Ortsschulrat.  Stuttgart  hat  sich, 
wie  in  dieser  Rundschau  (1913,  3.  Band, 
pag.  1652)  schon  berichtet,  das  beson¬ 
dere  Verdienst  erworben  als  ersten  und 
bisher  einzigen  Fall  eine  Sozialdemo¬ 
kratin,  Anna  Bios,  in  den  Ortsschulrat 
für  die  evangelischen  Volks-  und  Mit¬ 
telschulen  zu  berufen.  Die  Genossin, 
die  dort  eine  sehr  rege  Tätigkeit  ent¬ 
faltet,  referiert  über  die  Ergebnisse 
ihrer  Erfahrungen  wie  über  die  Volks¬ 
schularbeit  überhaupt  in  einer  Serie  von 
Artikeln  der  Gleichheit.  Stuttgart  ging 
auch  allen  anderen  Städten  mit  der 
Anstellung  der  ersten  weiblichen  Po¬ 
lizeiassistentin  voran,  der  die 
wichtige  Aufgabe  zusteht  die  Fürsorge 
für  Jugendliche  und  sittlich  gefährdete 
Frauen  und  Mädchen  auszuüben.  In 
Berlin  und  Dresden  sind  jetzt  je  2  Po¬ 
lizeiassistentinnen  tätig.  Die  Stadt  Lü-' 
beck  endlich  hat  durch  Gesetz  ein  neues 
Zentrum  für  kommunalsoziale  Frauen¬ 
arbeit  in  einem  Jugendamt,  einem 
Gemeindewaisenamt  für  die  Stadt  und 
die  Vorstädte,  geschaffen.  Neben  Mit¬ 
gliedern  des  Stadt-  und  Landamts, 
einem  Pädagogen  und  einem  Arzt  ge¬ 
hört  ihm  auch  eine  Frau  an. 

Bei  der  Bezahlung  der  besoldeten 
städtischen  Beamtinnen  findet  sich  vor¬ 
läufig  leider  noch  fast  durchgängig  die 
Regel  bestätigt,  daß  auch  bei  gleicher 
Vorbildung  und  gleicher  Arbeitsleistung 
die  Frauen  sehr  viel  schlechter  hono¬ 
riert  werden  als  die  männlichen  Be¬ 
rufskollegen. 

Es  sei  hier  zugleich  darauf  hingewiesen, 
daß  in  der  seit  2  Jahren  erscheinenden 


Sozialdemokratischen  Frauenbibliothek, 
die  die  Hauptprobleme  des  sozialen 
und  politischen  Lebens  in  kleinen 
Broschüren  vom  Parteistandpunkt  pro¬ 
pagandistisch  beleuchtet,  Klara  Weyl 
auch  die  kommunalen  Fragen,  die  For¬ 
derungen  der  Partei  an  die  Kommunen 
und  die  Tätigkeit  der  Frau  in  allen 
Zweigen  der  Gemeindearbeit  dargelegt 
hat  (Die  Frau  in  der  Gemeindepolitik 
/Berlin,  Buchhandlung  Vorwärts/).  Ge¬ 
nosse  Paul  Hirsch  gab  der  Broschüre, 
die  für  Agitationszwecke  sehr  zu  emp¬ 
fehlen  ist,  ein  Geleitwort  mit. 

X  x 

Wahlrecht  Der  6.  Kongreß  des  Welt¬ 
bunds  für  Frauenstimm¬ 
recht  / 191 1/  hatte  be¬ 
schlossen  in  den  Staaten  mit  Frauen¬ 
stimmrecht  Meinungsäußerungen  über 
dessen  Ergebnisse  zu  sammeln  und  zu¬ 
gleich  mit  einer  Übersicht  über  die  Aus¬ 
dehnung  und  die  Erfolge  der  Bewegung 
zu  veröffentlichen.  Dieses  Werk  liegt 
jetzt  unter  dem  Titel  Frauenstimmrecht 
in  der  Praxis  vor  /Dresden,  Minden/. 
Es  enthält  neben  in  der  Agitation  recht 
verwendbaren  Daten  über  die  Geschichte 
und  den  Umfang  des  Frauenstimmrechts, 
die  Beteiligung  der  weiblichen  Wähler¬ 
schaft  bei  den  verschiedenen  Wahlen, 
den  Einfluß  der  Frauen  auf  die  Ge¬ 
setzgebung  eine  Reihe  von  Urteilen  ver¬ 
schiedener  Staatsmänner,  Sozialpolitiker 
und  gesetzgebender  Körperschaften,  die 
von  überaus  günstigen  Wirkungen  des 
Frauenstimmrechts  sprechen  und  dessen 
Einführung  auch  den  anderen  Staaten 
empfehlen.  Der  Generalagent  von  Neu¬ 
seeland  Reeves  wies  1899  in  einer  Rede 
über  die  praktische  Ausübung  des 
Frauenstimmrechts  in  London  zunächst 
die  törichten  Befürchtungen  zurück,  mit 
denen  man  immer  wieder  vor  den 
schrecklichen  familiären  Folgen  des 
Frauenstimmrechts  zu  warnen  pflegt, 
und  sagte  dann:  »Das  Auffallendste  .... 
ist  der  kühle,  vernünftige,  gesunde  Men¬ 
schenverstand,  mit  dem  sich  die  Frauen 
in  unserm  Weltteil  bemühen  ihre  po¬ 
litischen  Pflichten  auszuüben.  Sie  tim  es 
genau  so,  wie  es  vernünftige  Männer  zu 
tun  pflegen  und  haben  hinsichtlich  vie¬ 
ler  Dinge  die  gleiche  Auffassungsweise.« 
Diese  Erfahrung  scheint  mir  sehr  natür¬ 
lich;  denn  sachlich  eingehende  Beschäf¬ 
tigung  mit  irgendeiner  Materie  kann 
meines  Erachtens  gar  keine  andere  Wir¬ 
kung  haben  als  die  einer  vernünftig 
ruhigen  Beurteilung.  Die  exzentrische 
Auffassung  allgemeiner  Angelegenheiten, 
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die  man  bei  geistig  ungeschulten  Frauen 
häufig  fand  oder  noch  findet,  ist  ge¬ 
rade  eine  Folge  mangelhaften  Wissens 
und  Denkens.  Besonders  erfreuliche 
Wirkungen  auf  die  geistige  Entwicke¬ 
lung  der  Frau  scheint  das  Stimmrecht  in 
Finnland  zu  haben.  Nach  dem  Senator 
Mechelin  haben  dort  die  weiblichen  Ab¬ 
geordneten  »volles  Verständnis  für  die 
Tatsache  bewiesen,  daß  sie  nicht  ge¬ 
wählt  wurden,  um  lediglich  Frauen¬ 
interessen  zu  vertreten,  sondern  daß 
ihre  volksvertreterische  Aufgabe  genau 
die  selbe  ist  wie  die  der  Männer . . .« 
Und  das  australische  Bundesparlament 
hat  1910  eine  Resolution  angenommen, 
in  der  es  heißt:  »Das  Frauenstimmrecht 
hat  zu  einer  erhöhten  Berücksichtigung 
der  Frauen  und  Kinder  durch  die  Ge¬ 
setzgebung  geführt,  obwohl  die  Frauen 
durchaus  nicht  nur  diesen  Fragen,  unter 
Ausschluß  solcher  von  größerer  Trag¬ 
weite,  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt 
haben.  In  bezug  auf  Landesverteidigung 
und  Reichsangelegenheiten  haben  sie 
sich  ebenso  weitsichtig  und  urteilsfähig 
gezeigt  wie  die  Männer.« 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  übrigens  be¬ 
merkt,  daß  die  politische  Taktik  der 
englischen  Suffragettes,  die  gerade  wie¬ 
der  in  einem  verwerflichen  Gewaltakt 
zum  Ausdruck  kam,  schon  deshalb  die 
Stimmrechtsbewegung  aufs  schwerste 
diskreditieren  muß,  weil  sie  der  poli¬ 
tischen  Moral  und  Reife  dieser  Frauen 
ein  sehr  schlechtes  Zeugnis  ausstellt.  Es 
erscheint  an  sich  schon  minderwertig  re¬ 
volutionäre,  großen  historischen  Notwen¬ 
digkeiten  entstammende  Methoden  so  ins 
Kleine  und  Kleinliche  zu  verzerren; 
schlimmer  noch  wird  ihr  Vorgehen  da¬ 
durch,  daß  sich  die  Suffragettes  auf  die 
traditionelle  Ausnahmestellung  des 
weiblichen  Geschlechts  in  England 
stützen  und  sich  damit  jeder  wirklichen 
Verantwortung  für  ihre  Handlungen  ent¬ 
ziehen.  Das  bewunderte  Martyrium  die¬ 
ser  Frauen  ist  nicht  eben  groß,  da  sie 
sicher  darauf  rechnen  können,  daß  man 
ihnen,  weil  sie  Damen  sind,  in  Eng¬ 
land  keine  ernsthafte  Schädigung  zu¬ 
fügen  lassen  wird;  sie  wissen,  daß  sie 
durch  den  sogenannten  Hungerstreik  (der 
so  zur  Parodie  der  furchtbaren  Tragödie 
des  wirklichen  Hungerstreiks  der  russi¬ 
schen  Revolutionäre  wird)  sofort  die 
Freiheit  wieder  erlangen;  während  man 
im  selben  England  zum  Beispiel  Ar¬ 
beiterführer,  wenn  sie  ins  Gefängnis 
kommen,  festhält,  ohne  sich  an  ihren 
Hungerstreik  zu  kehren.  Es  ist  aufs  leb- 
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hafteste  zu  wünschen,  daß  die  ganze 
übrige  Stimmrechts-  und  Frauenbewegung 
in  England  wie  in  allen  anderen  Ländern 
sich  endlich  mit  größter  Energie  von  die¬ 
ser  Richtung  lossagt  und  damit  zeigt,  daß 
man  es  hier  nicht  mit  einer  irgendwie 
typischen  Denkweise  von  Frauen  son¬ 
dern  nur  mit  einer  Abart  zu  tun  hat, 
wie  sie  schließlich  jede  Bewegung  ein¬ 
mal  hervorbringt,  ohne  für  sie  verant¬ 
wortlich  sein  zu  können. 

Die  Wahlbeteiligung  der  Frauen  bei 
sämtlichen  Wahlen  war  nach  den  Um¬ 
fragen  mit  geringen  Ausnahmen  über¬ 
all  die  gleiche  oder  eine  höhere  als  die 
der  Männer,  Wenn  also  zum  Beispiel 
bei  uns  dauernd  über  das  geringe  Inter¬ 
esse  der  Arbeiterinnen  an  den  Kranken¬ 
kassenwahlen  geklagt  wird,  so  entspringt 
diese  Gleichgültigkeit  wahrscheinlich 
nur  der  allgemeinen  politischen  Recht¬ 
losigkeit  der  Frauen,  die  das  Verant¬ 
wortungsgefühl  gegenüber  dem  Ganzen 
stets  abstumpft. 

Um  ein  endgültiges  Urteil  über  die  poli¬ 
tische  Wirksamkeit  des  weiblichen  Ge¬ 
schlechts  zu  gewinnen  (das  auch  für  die 
Frauenpsychologie  und  -entwickelung 
von  höchster  Bedeutung  wäre),  ist  na¬ 
türlich  die  Zeit  noch  viel  zu  kurz.  Als 
erstes  Resultat  aber  ist  diese  Stimm¬ 
rechtsenquete  von  erheblichem  Wert, 

X  X 

w?,hI,r,echts "  Die  Propagandaarbeit  für 
agi  a  on  das  Frauenstimmrecht  ge¬ 
winnt  in  letzter  Zeit  nun 
auch  überall  an  Kraft  und  Ausdehnung, 
Am  8,  März  fand  bei  uns  in  Deutsch¬ 
land,  in  Österreich  und  Ungarn,  der 
Schweiz,  in  Holland  und  in  Paris  (dort 
zum  erstenmal)  wieder  ein  sozialde¬ 
mokratischer  Frauentag  statt. 
Auch  die  Genossinnen  in  Rußland  woll¬ 
ten  sich  der  internationalen  Demon¬ 
stration  anschließen;  auf  ihrem  2. 
Frauentag  sollte  neben  dem  Stimmrecht 
hauptsächlich  die  staatliche  Mutter¬ 
schaftsfürsorge  besprochen  werden,  da 
das  russische  Krankenversicherungsge¬ 
setz  von  1912  (das  einen  ersten  Ansatz 
zur  Wöchnerinnen-  und  Schwangeren¬ 
unterstützung  enthält)  die  Diskussion 
über  dieses  für  das  Land  brennendste 
Arbeiterinnenproblem  stark  in  Fluß  ge¬ 
bracht  hat.  Die  russische  Regierung  hat 
indes  den  Frauentag  an  vielen  Orten 
verboten,  an  anderen  verhaftete  sie  die 
Referentinnen;  auch  das  Propaganda¬ 
blatt  wurde  beschlagnahmt.  Bei  uns 
zeigt  sich  das  wachsende  Interesse  des 
weiblichen  Proletariats  am  politischen 
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Leben  in  einem  gewaltigen  Zustrom  be¬ 
sonders  der  großstädtischen  Arbeite¬ 
rinnen  zu  diesen  Stimmrechtsversamm¬ 
lungen. 

In  Schweden  wurde  während  des 
vorigen  Jahres  eine  äußerst  lebhafte 
Agitation  zur  Sammlung  von  Unter¬ 
schriften  unter  allen  Frauen  des  Landes 
für  eine  Stimmrechtspetition  an  den 
diesjährigen  Reichstag  entfaltet.  1906 
war  zum  erstenmal  eine  solche  Unter¬ 
schriftensammlung  vorgenommen  wor¬ 
den,  man  nimmt  an,  daß  dieses  Mal 
mindestens  die  doppelte  Anzahl  von 
Namen  eingezeichnet  werden  wird.  Die¬ 
sem  Sturm  dürfte  dann  endlich  die 
Erste  Kammer  weichen.  Sehr  zu  be¬ 
grüßen  ist  es,  daß  die  schwedischen  Ge¬ 
nossinnen  im  Gegensatz  zu  ihrer  frühem 
Auffassung,  wie  Genossin  Lindhagen  in 
der  Gleichheit  schreibt,  sich  bei  dieser 
Gelegenheit  der  von  dem  bürgerlichen 
Landesverein  für  Frauenstimmrecht  aus¬ 
gehenden  Aktion  solidarisch  anschlossen. 
Wenn  der  Bericht  darüber,  der  überdies 
ausdrücklich  konstatiert,  daß  der  bür¬ 
gerliche  Stimmrechtsverein  in  Schweden 
«Frauen  aller  Parteien  als  Mitglieder 
umfaßt«,  von  der  Redaktion  der  Gleich¬ 
heit  ohne  jeden  Kommentar  wiederge¬ 
geben  wird,  so  ist  das  freilich  ange¬ 
sichts  der  Stellungnahme  des  Blattes 
gegenüber  der  deutschen  bürgerlichen 
Stimmrechtsbewegung  außerordentlich 
naiv;  in  der  Sache  selbst  aber  können 
wir  nur  wünschen,  daß  unsere  radikalen 
Genossinnen  aus  diesem  Vorgang  ler¬ 
nen,  wie  man  zweckmäßiger  und  darum 
radikaler  für  die  eigenen  Ziele  kämpft, 
wenn  man  sich  klug  auch  gegnerischer 
politischer  Machtfaktoren  bedient.  Ge¬ 
rade  für  den  Fortschritt  der  Frauen¬ 
stimmrechtssache  wäre  diese  Erkennt¬ 
nis  äußerst  wichtig. 

Die  V  ereinigung  konservativer 
Frauen  tagte  vom  11.  bis  zum  14.  Februar 
in  Berlin.  Regierungsrat  Stackmann  be¬ 
tonte  in  seinem  Referat,  daß  »es  einer 
großen  innerlichen  Festigkeit  der  führen¬ 
den  Damen  bedürfen  wird,  um  auch  nicht 
um  eine  Haaresbreite  gewisse  Grenzen  zu 
überschreiten«,  und  daß  »alles,  was  mit 
der  Forderung  des  Frauenstimmrechts 
zusammenhängt  und  letzten  Endes  dahin 
führen  könnte«,  von  seiner  Partei  ent¬ 
schieden  verneint  werde.  Gleichwohl  ist 
die  Gründung  des  Verbands  selbst  schon 
ein  Beweis  für  das  Wanken  der  kon¬ 
servativen  Grundsätze  im  Frauenleben. 
Endlich  ist  auch  in  Berlin  unter  der 
Initiative  der  Herren  von  Gerlach  und 


Potthoff  eine  Männerliga  für 
Frauenstimmrecht  begründet 
worden,  wie  sie  in  anderen  Ländern  be¬ 
reits  besteht. 

Eine  Petition  des  Deutschen  Verbands 
für  Frauenstimmrecht  an  den  Reichs¬ 
tag  forderte  das  allgemeine  Reichstags¬ 
wahlrecht  auch  für  die  Frauen.  Am  13. 
Januar  fand  eine  Debatte  darüber  statt. 
Geschlossen  trat  auch  diesmal  nur  die 
Sozialdemokratie  für  die  Frauenforde- 
rungen  ein.  Der  Fortschrittler  Haas  bil¬ 
ligte  sie  ebenfalls,  doch  nur  für  sich  und 
eine  Minderheit  seiner  Parteigenossen. 
Die  Nationalliberalen  waren  für  den 
Kommissionsantrag  auf  Überweisung  zur 
Kenntnisnahme,  den  Konservativen  ging 
selbst  dieser  Antrag  schon  zu  weit.  Dem 
Zentrum  gehörte  der  Berichterstatter  der 
Kommission  an,  der  die  veränderten 
Verhältnisse  und  die  sozialen  Leistun¬ 
gen  der  Frauen  hervorhob,  »radikale« 
politische  Forderungen  aber  ablehnte. 
Die  Petition  wurde  zur  Kenntnisnahme 
überwiesen. 

Aus  Anlaß  der  bevorstehenden  Parla¬ 
mentswahlen  entfalten  die  Frauen  in 
Paris  eine  außerordentlich  lebhafte 
Agitation  für  das  Frauenstimmrecht. 
Ebenso  versuchen  die  Frauen  überall 
ihre  Eintragung  in  die  Wahllisten  durch¬ 
zusetzen  (ein  oft  angewandtes,  aber 
recht  aussichtsloses  Mittel).  Am  13. 
März  referierten  in  einer  großen  Ver¬ 
sammlung  neben  vielen  Frauen  der  Ab¬ 
geordnete  Buisson  und  der  Senator 
D'Estoumelles  de  Constant.  In  einer 
Resolution  wurde  die  Kammer  aufgefor¬ 
dert  den  Initiativantrag  Dussaussoy,  der 
das  Kommunalwahlrecht  für  die  Frauen 
fordert  und  bereits  seit  1906  der  Bera¬ 
tung  harrt,  so  bald  wie  möglich  anzu¬ 
nehmen. 

Bei  dem  14.  Parteitag  der  britischen 
Arbeiterpartei  entbrannte  ein  lebhafter 
Meinungskampf  um  die  Stellungnahme 
der  Partei  zum  Frauenstimmrecht.  Zu¬ 
nächst  fand  eine  Resolution  der  Arbeite¬ 
rinnenliga  Annahme,  die  die  Fraktion 
auffordert  in  der  nächsten  Session  diese 
Angelegenheit  im  Parlament  zur  Be¬ 
handlung  zu  bringen.  Die  Fabier  woll¬ 
ten  durch  einen  Antrag  die  Partei  ver¬ 
pflichten  gegen  die  (bereits  einmal  im 
Unterhaus  angenommene)  Wahlrechts¬ 
vorlage  der  Regierung  zu  stimmen,  falls 
diese  nicht  vorher  eine  Frauenstimm¬ 
rechtsvorlage  eingebracht  hat.  Dieser 
Antrag  wurde  aber  mit  starker  Majorität 
verworfen. 

In  Japan  haben  die  Konservativen 
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einen  Antrag  auf  Frauenstimmrecht  für 
Mütter  eingebracht. 

Eine  polnische  Männerliga  für 
Frauenstimmrecht  ist  kürzlich  im  An¬ 
schluß  an  das  galizische  Frauenstimm¬ 
rechtskomitee  in  Lemberg  gegründet 
worden.  In  Russisch-Polen  gewährt  die 
neue  Städteordnung  das  aktive  Wahl¬ 
recht  auch  den  weiblichen  Grund-  und 
Hausbesitzern. 

In  Verbindung  mit  dem  Homerulekampf 
bildete  sich  ein  selbständiger  irischer 
Frauenstimmrechtsverband. 

X  X 

Arbeiterlnnen-Der  Ständige  Ausschuß  zur 

Förderung  der  Arbeiterin¬ 
neninteressen  berief  zum 
19.  Februar  eine  3.  deutsche  Konferenz 
nach  Berlin,  auf  der  vorwiegend  die 
Lage  der  Landarbeiterinnen  be¬ 
sprochen  wurde.  Zur  Grundlage  der 
Beratungen  sollte  eine  Enquete  dienen, 
die  in  Einzeluntersuchungen  bei  G. 
Fischer  in  Jena  erscheint.  Gertrud  Dyh- 
renfurth  berichtete  in  ihrem  Referat  über 
die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung. 
Weiter  sprachen  Professor  Anhagen  und 
Dr.  Rosa  Kempf  ebenfalls  über  Themen, 
die  sich  auf  die  Landarbeiterschaft  be¬ 
zogen,  Der  3,  Konferenztag  war  der 
Frage  der  Berufsbildung  der  Indu¬ 
striearbeiterinnen  gewidmet ; 
Dr.  Elisabeth  Altmann-Gottheiner  und 
Dr.  Marie  Elisabeth  Lüders,  die  das 
Problem  für  verschiedene  Industrie¬ 
zweige  untersuchten,  kamen  zu  sachlich 
ziemlich  entgegengesetzten  Resultaten. 
Beide  Fragen  sind  für  die  weibliche  Ar¬ 
beiterschaft  von  einschneidender  Be¬ 
deutung;  beide  sind  meines  Wissens  auch 
von  unserer  Seite  noch  so  wenig  ein¬ 
gehend  behandelt  worden,  daß  ich  dar¬ 
über  im  Zusammenhang  mit  der  Be¬ 
sprechung  einiger  literarischer  Erschei¬ 
nungen  demnächst  besonders  referieren 
will, 

X  X 

KurzeChronik £)er  Jahresbericht  des  In¬ 
ternationalen  Frauenrats 
der  sozialistischen  und 
Arbfeiterinnenorganisationen  in  Groß¬ 
britannien  konstatiert  einen  starken 
Aufschwung  der  Tätigkeit  des  Verbands 
im  letzten  Jahr.  2  neue  Organisationen; 
der  Verein  der  weiblichen  Genossen¬ 
schaftsangestellten  und  die  Union  der 
Dienstboten  und  häuslichen  Arbeiterin¬ 
nen,  sind  ihm  beigetreten,  2  andere, 
darunter  die  radikale  Britische  sozia¬ 
listische  Partei,  sind  ausgeschieden.  X 
Eine  von  der  sozialdemokratischen 


Fraktion  eingebrachte  und  vom  Reichs¬ 
tag  angenommene  Resolution  fordert 
einen  Gesetzentwurf,  der  das  Heb¬ 
ammenwesen  regelt,  X  An  der  Uni¬ 
versität  München  wurde  die  Biologin 
Dr,  Marianne  Plehn  zum  Professor 
ernannt.  Zum  erstenmal  sind  auch  an 
einer  russischen  Universität  Frauen  Pro¬ 
fessoren  geworden,  und  zwar  Fräulein 
Lorch  und  Fräulein  Petrow  an  der  Uni¬ 
versität  Moskau.  X  Ihren  70.  Geburts¬ 
tag  feierte  Dr.  Elvira  Castner,  die 
Begründerin  der  ersten  großen  Obst¬ 
und  Gartenbauschule  für  Frauen  in 
Deutschland,  Mehr  als  670  Schülerinnen 
aller  Nationalitäten  sind  durch  ihre 
Schule  gegangen. 

X  X 

Literatur  Als  1.  Band  einer  Samm¬ 
lung  Unsere  Dichterinnen 
und  die  neuen  Frauenideale 
/Berlin,  Märkische  Verlagsanstalt/  gibt 
Adele  Schreiber-Krieger  eine 
kurze  Biographie  von  Hedwig  Dohm 
heraus.  Sie  würdigt  darin  hauptsächlich 
die  Vorkämpf erin  für  die  Befreiung  des 
weiblichen  Geschlechts  wie  für  eine 
edlere  und  innerlichere  Auffassung  der 
Mutterschaft.  Lebensbilder  der  Bertha 
von  Suttner  und  der  Marie  von  Ebner  - 
Eschenbach  sollen  diesem  Bändchen  fol¬ 
gen.  Die  Sammlung  ist  zu  begrüßen. 

WISSENSCHAFT 

Psychologie  /  Georg  Chaym 

J°d*  t  In  Wien  ist,  wie  hier  be¬ 

reits  in  der  Rubrik  Philo¬ 
sophie  (in  diesem  Band, 
pag.  256)  mitgeteilt  wurde,  der  Psycho¬ 
loge  und  Philosoph  Friedrich  Jodl  ge¬ 
storben.  Nicht  eigentlich  in  der  psycho¬ 
logischen  Arbeit  stehend,  ist  er  durch 
sein  Lehrbuch  der  Psychologie  /Stutt¬ 
gart,  Cotta /,  wenn  auch  nicht  gerade  bei 
den  Psychologen  selbst,  von  Bedeutung 
geworden.  Vielleicht  trägt  dazu  die  Eigen¬ 
schaft  bei,  die  man  ihm  als  einzigen  Fehler 
anrechnen  muß;  der  Mangel  an  Ausprä¬ 
gung  der  Prinzipien,  das  Überwiegen  des 
Kompromisses.  In  letzter  Zeit  scheint 
seine  Psychologie  als  solche  mehr  Beach¬ 
tung  gefunden  zu  haben,  wie  ein  Vortrag 
zeigte,  der  auf  der  letzten  Versammlung 
der  Naturforscher  und  Ärzte  über  die 
Bedeutung  der  Psychologie  Jodls  für  die 
Psychiatrie  gehalten  wurde.  Diese  Psy¬ 
chologie  sei  in  ihren  Hauptlinien  ange¬ 
deutet;  Seele  ist  ihm  nur  die  Gesamtheit 
der  psychischen  Zustände,  die  stets  an 
die  Funktionen  des  lebenden  Organis- 
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mus  geknüpft  ist.  Bewußtsein  ist  eine 
Art  der  Lebenserscheinungen;  das  Ver¬ 
hältnis  des  Geistigen  zum  Körperlichen 
wird  nach  Art  des  Parallelismus  gefaßt, 
aber  dahin  modifiziert,  daß  die  Diskre¬ 
panz  beider  Gebiete  bestehen  bleibt.  Der 
Ausdruck  unbewußte  Seelenvorgänge 
wird  abgelehnt  und  durch  unbewußte 
Hirntätigkeit  ersetzt.  Das  Ich  ist  Re- 
zeptivität  und  Spontaneität;  die  Gefühle 
werden  nach  Art  der  Lehre  vom  Gefühls¬ 
ton  als  Ichseite  der  präsentativen  und 
perzeptiven  Bewußtseinserscheinungen 
angesehen.  Zu  den  lesenswertesten  Tei¬ 
len  gehören  die  Kapitel  über  die  höheren 
Gefühle  und  die  Willenserscheinungen 
(allerdings  in  einer  analytischen  Be¬ 
handlung,  die  zu  der  Darstellung  der 
Empfindungslehre  in  keinem  rechten 
Verhältnis  steht).  Man  fühlt  hier  den 
feingeistigen  Mann,  wie  man  ihn  aus 
seinen  ethischen  Schriften  kennt. 

X  ..  X 

Gedächtnis  Daß  die  moderne,  sagen 

wir:  experimentelle,  Psy¬ 
chologie  als  Wissenschaft 
selbst  sich  ein  gutes  Maß  von  Vorwürfen 
aller  Art  (Weiningers  Wort  von  der 
»Schrauben-  und  Hebel-Psychologie«  ist 
noch  einer  der  sanftesten)  gefallen  las¬ 
sen  muß,  ist  bekannt;  daß  man  ihr  aber 
auch  den  Vorwurf  macht,  sie  sei,  gar 
nicht  so  sehr  indirekt,  schuld  an  der 
Verflachung  unserer  geistigen  Kultur,  ist 
wohl  neu.  Jeder  Fortschritt,  so  heißt  es, 
liegt  begründet  in  der  denkenden 
Erfassung  und  Verarbeitung  der  Tat¬ 
sachen  und  ihrer  Zusammenhänge.  Dem 
Denken  entgegengesetzt,  dem  Wesen  und 
der  Wirkung  nach,  ist  das  gedächt¬ 
nismäßige  Reproduzieren.  Gedächt¬ 
nis,  Lernarbeit  zerstört  die  Intelligenz. 
Nun  ist  ein  besonderes  und  besonders 
intensiv  beackertes  Gebiet  der  Experi¬ 
mentalpsychologie  die  Psychologie  des 
Gedächtnisses.  Von  der  theoretischen 
Untersuchung  der  Gedächtnisfunktion 
ausgehend,  ist  sie  recht  bald  zu  prakti¬ 
schen  Konsequenzen,  besonders  für  die 
Pädagogik,  übergegangen.  Der  Ausbau 
der  Lernmethoden  brachte  und  bringt 
das  einprägende  Lernen ,  den  Feind  der 
Intelligenz,  zu  wachsendem  Ansehen. 
Dieser  Kampf  gegen  die  Überschätzung 
des  Gedächtnisses  ist  nicht  neu;  aber  es 
ist  verdienstlich  dieses  Problem  ein¬ 
mal,  nicht  bloß  aus  intuitiver  Erfassung 
sondern  auf  Grund  psychologischer  In¬ 
duktion,  behandelt  zu  haben.  Daß  es  da¬ 
bei  ohne  zahlreiche  Übertreibungen  nicht 
abgeht,  liegt  in  der  Natur  jedes  derarti¬ 


gen  Angriffs.  Dennoch  kann  man  nur 
wünschen,  daß  Dr.  M.  Vaertings 
Schrift  Die  Vernichtung  der  Intelligenz 
durch  Gedächtnisarbeit  /München,  Rein¬ 
hardt/  in  keiner  Lehrerbibliothek  fehlen 
möchte.  Das  Gedächtnis  ist  nur  Hilfs¬ 
funktion  für  die  übrigen  geistigen  Funk¬ 
tionen.  Seine  Tätigkeit  darf  nicht  Selbst¬ 
zweck  werden.  Die  für  den  einstigen 
primitiven  Menschen  vorhandene  Not¬ 
wendigkeit  das  Wissensmaterial  durch 
Einprägen  ins  Gedächtnis  zu  bringen 
führte  zum  absichtlichen  Lernen.  Diese 
Notwendigkeit  besteht  heute  nicht  mehr. 
Schrift  und  Buchdruck  geben  uns  die 
Möglichkeit  unser  Gedächtnis  zu  ent¬ 
lasten;  eine  Fülle  psychischer  Energie 
wird  frei  werden  für  die  Denkarbeit. 
Außerdem  werden  die  bösen  Folgen  der 
absichtlichen  Lernarbeit  fortfallen.  Diese 
sind  etwa:  falsche,  das  heißt  nicht  durch 
das  Interesse  bewirkte  Stoffauswahl;  die 
Gefahr  das  »Behalten  des  Stoffs«  dem 
denkenden  Durchdringen  vorzuziehen; 
die  Hemmung  der  Phantasie  (durch  die 
zu  leicht  auftretenden  eingeprägten  In¬ 
halte)  und  nicht  zu  mindest  eine  »un¬ 
mittelbare  Förderung  der  Dummheit 
durch  das  Memorieren«.  Auch  das  wird 
man  dem  Verfasser  zugeben,  daß  die 
Zusammenhänge  zwischen  dem  Gedächt¬ 
nis  (im  weitesten  Sinn)  und  dem  Den¬ 
ken  von  der  experimentellen  Psychologie 
noch  kaum  untersucht  worden  sind. 

So  sehr  ich  aus  vollstem  Herzen  des 
Verfassers  Tendenz  billige,  so  wenig 
hat  mich  seine  Argumentierung  über¬ 
zeugt.  Schon  die  überall  durchleuch¬ 
tende  Grundlage  ist  anfechtbar:  es  be¬ 
stehe  keine,  oder  nur  eine  geringe  Kor¬ 
relation  zwischen  Gedächtnis  und  In¬ 
telligenz.  Denn  die  unbestrittene  Tat¬ 
sache,  daß  ein  gutes  Gedächtnis  sich  oft 
bei  Intelligenzmangel  zeigt,  berechtigt 
nicht  die  Umkehrung,  es  bedürfe  die 
Intelligenz  nicht  eines  solchen  Gedächt¬ 
nisses!  »Das  Gedächtnis  ist  wie  ein 
Stück  Land,  das  man  bebauen  soll;  die 
Intelligenz  ist  das  Kapital,  das  man  in 
diese  Bebauung  steckt  .  .  .  Das  Ge¬ 
dächtnis  liefert  den  Reichtum  an  Ma¬ 
terial,  dessen  die  Gedanken  zur  Arbeit 
bedürfen«,  sagt  Binet.  Nun  wird  Vaer- 
ting  meinen,  gegen  das  Gedächtnis  habe 
er  gar  nichts  sondern  nur  gegen  die  ab¬ 
sichtliche  Einprägung.  Da  möchte  man 
allerdings  wünschen,  daß  er  die  Bedeu¬ 
tung  eines  vorhandenen  Kennlnismate- 
rials  und  seine  leichte  Erregbarkeit 
anders  gewürdigt  und  vor  allem  bemerkt 
hätte,  daß  hierin  schließlich  die  Grund- 
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läge  des  von  ihm  für  wichtig  gehaltenen 
Wiedererkennens  beruht.  Daß  die  ab¬ 
sichtliche  Lernarbeit  den  »Willen«  in 
den  Mittelpunkt  stellt,  der  damit  auch 
zur  Bedeutung  im  Denkgebiet  gelangt,  ist 
zuzugeben;  viel  weniger  schon,  daß  die¬ 
ses  schädlich  wäre.  Gewiß  ist  nicht 
immer,  und  wohl  nur  selten  in  hoch¬ 
wertigen  Prozessen,  der  bewußt  gelenkte 
Wille  die  treibende  Kraft.  Doch  ist  es 
fast  banal  darauf  hinzuweisen,  wie  un¬ 
endlich  wichtig  der  Wille  für  die  Fälle 
der  inneren  oder  äußeren  Denkhemmun¬ 
gen  ist.  Und  schließlich  ist  es  nur  eine, 
wenn  auch  gut  klingende,  Behauptung, 
das  absichtliche  Lernen  stärke  nicht  das 
allgemeine  Behalten.  Die  bisher  gemach¬ 
ten  Experimente  (etwa  Meumanns)  schei¬ 
nen  dagegen  zu  sprechen.  Allerdings  gibt 
es  hier  noch  viel  Arbeit  für  die  Psycholo¬ 
gie.  Es  ist  aber  jetzt  üblich  »das  Gedächt¬ 
nis  schlecht  zu  machen«,  wie  Binet  sagt; 
zweifellos  infolge  des  Drucks,  den  das 
stetig  wachsende  Tatsachenmaterial  aus¬ 
übt.  Da  ist  jetzt  gerade  der  2.  Teil  von 
Prentice  Mulfords  Unfug  des 
Sterbens  /München,  Langen/  erschienen; 
er  betitelt  sich  Der  Unfug  des  Lebens. 
Mulford  ist  einer  von  denen,  die  unsere 
Kultur  an  allen  Enden  zwackt  und  beißt, 
und  weil  er  sich  nicht  in  ihr  zurecht¬ 
finden  kann,  nennt  er  ihre  Äußerungen 
»Unfug«.  Zu  dem  »Unfug  des  Lebens« 
rechnet  er  leider  auch  das  Gedächtnis. 
»Wieviele  nutzlose  Abfälle  von  Daten, 
halb  zerfallenen  Meinungen,  Tatsachen 
und  Ereignissen  sind  in  meinem  Bewußt¬ 
sein,  für  die  ich  weder  eine  Verwendung 
habe  noch  eine  solche  weiß  .  .  .  Warum 
soll  ein  Mensch  selber  tun,  was  jedes 
Lexikon  für  ihn  tun  kann?«  Auch  hier 
zeigt  sich  die  Verkennung  der  Bedeu¬ 
tung  des  Gedächtnisses  für  das,  was  in 
unser  Bewußtsein  treten  soll.  Mulfords 
Schrift  selbst,  das  heißt  die  geistige  Kul¬ 
tur,  die  aus  ihm  spricht,  ist  die  beste 
Instanz  gegen  ihn  selbst.  Weil  viele 
das  Gedächtnis  falsch  anwenden  oder 
seine  Bedeutung  auf  einem  andern  Ge¬ 
biet,  dem  der  Intelligenz,  suchen,  sollte 
man  es  nicht  schmähen. 

Nun  herrscht  aber  andrerseits  kaum  über 
einen  Begriff  ein  solcher  Disput  inner¬ 
halb  und  außerhalb  der  Psychologie  wie 
über  den  der  Intelligenz.  Die  Ursache 
möchte  ich  darin  sehen,  daß  hier  ein 
Begriff  des  praktischen  Lebens,  der  eine 
gewisse  Art  des  Verhaltens  bezeichnet, 
psychologisch  ausgefüllt,  aus  psychi¬ 
schen  Komponenten  aufgebaut  werden 
soll.  Eine  gute  Orientierung  über  dieses 


Problem  gibt  Dr.  Georg  Anschütz' 
Werk  Die  Intelligenz  /Osterwieck,  Zick¬ 
feld/.  Die  Einleitung  enthält  einen 
guten,  wenn  auch  etwas  subjektiv  ge¬ 
sehenen,  Überblick  der  Entwickelungs- 
linien  der  neuen  Psychologie  und  des  In¬ 
telligenzproblems.  Anschütz  hat  anfäng¬ 
lich  das  gute  Bestreben  den  unscharfen 
Begriff  aus  der  täglichen  Erfahrung  zu¬ 
grunde  zu  legen;  trotzdem  wird,  was  der 
Systematik,  aber  nicht  der  Erkenntnis 
von  der  Kompliziertheit  des  Problems 
zum  Vorteil  gereicht,  die  Intelligenz,  in¬ 
dem  ihre  elementaren  Faktoren  auf  ge¬ 
sucht  werden,  zuerst  als  Phänomen  des 
Denkprozesses  aufgefaßt,  und  es  wird 
mit  einer  Untersuchung  der  Aufmerk¬ 
samkeit  begonnen.  Aber  weil  die  Auf¬ 
merksamkeit  diejenige  psychische  Funk¬ 
tion  ist  (schon  sie  als  solche  zu  be¬ 
zeichnen  setzt  eine  Theorie  voraus),  die 
theoretisch  wohl  am  stärksten  umstrit¬ 
ten,  andrerseits  gleichwohl  unverkenn¬ 
bar  ist,  so  sollte  man  die  Darstellung 
der  Aufmerksamkeitslehre  stets  nur  auf 
Tatsachen  und  Beobachtungen  aufbauen 
und  nicht  mit  den  »Anschauungen«  über 
sie  beginnen.  Das  Kapitel  über  die  Er¬ 
forschung  der  komplexen  Denkvorgänge 
führt  in  dieses  erst  seit  einigen  Jahren 
intensiv  bearbeitete  Gebiet  ein,  es  zeigt, 
wie  man  hier  trotz  eifriger  Arbeit  nur 
schwer  weiterkommt,  wenn  man  nicht 
den  Gewinn  in  der  Fülle  neuer  Theo- 
rieen  sehen  will,  zeigt  aber  auch,  wie 
gerade  hier  vorgefaßte  und  hergebrachte 
Meinungen  erst  Schritt  für  Schritt  über¬ 
wunden  werden  müssen.  Für  die  Denk¬ 
vorgänge  stellt  Anschütz  ein  vom  ein¬ 
fachen  zum  komplizierten  fortschreiten¬ 
des,  recht  brauchbares  Schema  auf;  ein¬ 
fache  komplexe  Denkakte,  allgemeine 
Bewußtseinslagen,  Intensionen  (Betäti¬ 
gungsgebiete;  Leben,  Kunst  und  Reli¬ 
gion),  intuitives  Erfassen,  geniales  Er¬ 
fassen.  Bei  der  Darstellung  der  Metho¬ 
den  hätte  man  etwas  mehr  Kritik  ge¬ 
wünscht,  die  Ungleichwertigkeit  der  Me¬ 
thoden  kommt  nicht  zur  Geltung.  Ähn¬ 
liches  gilt  für  das  sonst  sehr  gut  orien¬ 
tierende  Kapitel  über  die  Methode  von 
Intelligenzprüfungen  (auf  die  vielleicht 
später  einmal  hier  näher  eingegangen 
werden  kann).  Dem  Leser  stelle  ich 
folgende  Mitteilung  zur  Beurteilung  an¬ 
heim;  Nach  dem  modifizierten  Binet- 
schen  Verfahren  stellte  man  an  11  ( ! )  - 
jährige  Kinder  die  Frage:  »Weshalb  ent¬ 
schuldigt  man  eine  schlechte  Tat,  die  im 
Zorn  ausgeführt  wurde,  eher  als  eine 
solche,  die  kaltblütig  begangen  wurde?« 
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Die  Antwort  lautete:  »Man  entschuldigt 
die  erstere  [!]  Art  einer  schlechten  Tat 
eher,  weil  der  Mensch  sicher  so  in  Er¬ 
regung  war,  daß  er  im  Augenblick  nicht 
wußte,  was  er  tat,  und  später  alles  Ge¬ 
schehene  sicher  bereut,  während  der 
Kaltblütige  eben  nur  aus  Lust  am 
Schlechten  eine  solche  Tat  vollbringt 
und  im  Fall  der  Strafe  alles  leugnen 
würde.«  Man  mache  einmal  diesen  Ver¬ 
such  nach!  Derartige  Anwendungen  der 
Methodik  machen  den  kritischen  Leser 
freilich  stutzig;  doch  ändert  dies  nur 
wenig  an  dem  guten  Gesamteindruck 
des  Werks. 

Bei  der  Aufrollung  des  Intelligenzpro¬ 
blems  fehlt  natürlich  nie  der  Hinweis  auf 
das  mathematische  Denken,  in  dem  man 
oft  das  Prototyp  der  Intelligenz  sieht. 
Bei  Anschütz  wird  das  mathematische 
Denken  nur  gestreift.  Eingehender  be¬ 
schäftigen  sich  mit  ihm  zwei  neuere  Ar¬ 
beiten:  Benchara  Branford  Be¬ 
trachtungen  über  mathematische  Er¬ 
ziehung  vom  Kindergarten  bis  zur  Uni- 
nicht  zu  kurz.  Eine  eingehende  Psycho¬ 
logie  und  mathematischer  Unterricht; 
beide  erschienen  bei  Teubner  in  Leipzig. 
Branford  richtet  sich  an  den  Lehrer; 
aber  auch  der  Psychologe  kommt  bei  ihm 
nicht  zu  kurz.  Eine  eingehende  psycho¬ 
logische  Begründung  findet  die  Methodik 
des  mathematischen  Unterrichts,  aufge¬ 
baut  auf  experimenteller,  anschaulicher 
und  wissenschaftlicher  Erkenntnis.  Be- 
sondern  Wert  legt  Branford  auf  das 
Experiment  im  Unterricht,  und  man 
möchte  wünschen,  daß  dieses  immer 
mehr  Eingang  findet.  Er  selbst  führt  es 
fast  nur  an  Beispielen  der  Geometrie 
durch;  aber  auch  die  Arithmetik  ge¬ 
stattet  das  Experiment.  Nicht  nur,  daß 
es  das  Material  der  sinnlichen  An¬ 
schauung  liefert,  und  dadurch  der  Ein¬ 
zelerkenntnis  die  Richtung  zu  allge¬ 
meinen  Erkenntnissen  aufdrängt,  es  gibt 
auch,  was  der  Verfasser  nicht  betont, 
dem  Bewußtsein  der  Evidenz  der 
Axiome  und  der  Methode  stets  neue 
Nahrung,  ja  gibt  ihm  unter  Umständen 
erst  die  wahre  Kraft.  Die  Grundfragen 
sind:  1.  In  welcher  Weise  können  Denk¬ 
konstruktion  und  sinnliche  Rezeptivität 
vereinigt  werden?  2.  Wie  verteilen  sich 
in  ihrem  quantitativen  Vorkommen  beide 
Elemente  auf  die  verschiedenen  Indivi¬ 
duen  nach  Alter,  Geschlecht  usw.? 

Viel  mehr  als  Branford  wendet  sich  Katz 
an  den  Psychologen.  Nach  den  Kapiteln 
über  die  Entwickelung  der  Zahl-  und 
Raumvorstellung  nimmt  die  differential¬ 


psychologische  Betrachtung  mit  Recht 
einen  großen  Raum  ein.  Die  Bedeutung 
der  Vorstellungstypen  (visuell,  motorisch) 
für  den  Unterricht,  besonders  in  der 
Geometrie  wird  an  Beispielen  dargetan. 
Dagegen  vermißt  man  den  Hinweis  auf 
die  Denktypen,  die  hier  bei  der  Ent¬ 
wickelung  von  anschaulicher  zu  gedank¬ 
licher  Erfassung  nicht  belanglos  sind. 
Was  die  mathematische  Begabung  an¬ 
langt,  möchte  ich  mich  der  Meinung 
Katz'  anschließen:  »Ich  glaube  nicht,  daß 
mit  größerer  Berechtigung  von  einer  ty¬ 
pischen  amathematischen  Begabung  ge¬ 
sprochen  werden  darf  als  von  einer  typi¬ 
schen  aphilologischen  oder  ahistorischen 
Begabung.«  Eine  sexuelle  Begabungs¬ 
differenz  finde  insofern  statt,  als  »an  den 
höchsten  Leistungen  in  der  Mathematik 
Frauen  nicht  beteiligt  sind«.  Indes,  die 
Beobachtung  des  Verhaltens  bei  der 
elementaren  Mathematik  besagt  noch  zu 
wenig.  Und  für  die  höhere  Mathematik 
liegt  ein  brauchbares  Material  noch 
nicht  vor. 

Über  die  spezifisch  rechnerische  Be¬ 
gabung  findet  man  außer  bei  Katz  orien¬ 
tierenden  Aufschluß  in  einem  kleinen, 
in  der  Teubnerschen  Mathematischen 
Bibliothek  veröffentlichten  Band  P. 
Maennchens  Geheimnisse  der  Re¬ 
chenkünstler.  An  die  für  einen  nicht 
gar  zu  schlechten  Rechner  verständlichen 
Darlegungen  der  verschiedenen  Metho¬ 
den  für  überraschend  schnelles  Wurzel¬ 
ausziehen,  Osterdatum-  und  Mondpha¬ 
senbestimmung,  der  Darstellung  des  jetzt 
viel  genannten  Ferrolschen  Rechenver¬ 
fahrens  schließt  sich  ein  Abschnitt  Be¬ 
sitzen  die  Rechenkünstler  Intelligenz? 
Man  kennt  Schwachsinnige  und  gänzlich 
Ungebildete,  die  im  Radizieren  Unglaub¬ 
liches  leisten.  Maennchen  will  zugeben, 
daß  es  ein  mechanisches  Rechnen  bis  zu 
hoher  Fertigkeit  ohne  Intelligenz  geben 
kann.  Und  bei  den  Elberfelder 
Pferden?  Die  Flut  der  Aufsätze 
über  -das  Elberfelder  Problem  hat  stark 
abgenommen.  Dafür  finden  die  Pferde, 
das  heißt  ihre  Psychologie  ihre  eigene 
V ertretung  in  einer  von  ihrem  Lehrer 
Krall  herausgegebenen  Zeitschrift  Tier¬ 
seele,  die  hier  schon  in  der  Rubrik  Bio¬ 
logie  (1913,  3.  Band,  pag,  1656  f.,  und  in 
diesem  Band,  pag.  133)  kurz  angezeigt 
wurde.  Wer  wie  der  Referent  an  den 
Pfungstschen  Versuchen  mit  dem  Klugen 
Hans  teilgenommen  hat,  sieht  hier  kein 
Problem,  höchstens  ein  menschliches. 
Daß  die  Pferde  ihre  Resultate  nicht  er¬ 
rechnen,  zeigt  sich  darin,  daß  etwa 
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4stellige  Wurzeln  aus  östelligen  Zahlen 
sofort  richtig  beantwortet  werden.  Bei 
falscher  Antwort  folgen  die  Verbesse¬ 
rungen  ohne  Unterbrechung  aufeinander. 
So  verfährt  aber  kein  wirklich  Rechnen¬ 
der.  Ungemein  charakteristisch  ist  ferner, 
daß  die  Intelligenz  sich  gerade  nur  in 
schwierigen  Rechenaufgaben  zeigt.  Die 
Zeitschrift  enthält  unter  anderm  auch  die 
Protokolle  über  die  Prüfung  der  Seh¬ 
schärfe  des  Klugen  Hans,  wobei  Hans 
die  Stellung  eines  großen  E  beurteilen 
mußte. 

In  der  Zeitschrift  für  angewandte  Psy¬ 
chologie  veröffentlicht  Dr.  H  ä  h  n  e  1 
Neue  Beobachtungen,  die  recht  deutlich 
die  etwas  leichtfertige  Art  der  Elber- 
felder  Versuche  zeigen.  Aus  18  un¬ 
wissentlichen  Versuchen,  von  denen  7 
ganz  falsch,  11  richtig,  aber  oft  erst  nach 
einigen  Ansätzen,  waren,  wird  kühn  der 
Schluß  auf  die  Rechenfähigkeit  gezogen. 
Beim  Klugen  Hans  hatten  derartige  Ver¬ 
suche  zuerst  auch  den  wahren  Tatbe¬ 
stand  verdeckt.  Die  Zahl  der  Versuche 
müßte  viel  größer  sein. 

In  dem  selben  Heft  vergleicht  von  Ma- 
d  a  y  die  Fähigkeit  des  Rechnens  beim 
Menschen  und  beim  Tier.  Ein  Kind 
lernt  die  4  Rechenoperationen  mit  den 
Zahlen  1  bis  20  in  1  Schuljahr,  das 
Pferd  Mohammed  in  18  Tagen;  das  Kind 
das  Potenzieren  und  Radizieren  im  6.  bis 
zum  8.  Schuljahr,  das  Pferd  nach  4% 
und  6  Monaten!  Entweder  muß  man  an¬ 
nehmen,  das  Pferdegehirn  beantworte 
gewissermaßen  automatisch  die  Auf¬ 
gaben  (dies  wäre  die  letzte  Zuflucht), 
oder  es  liegt  Zeichengebung  vor.  Wel¬ 
cher  Art  diese  sein  kann,  darüber  gibt 
es  einige  sehr  wahrscheinliche  Ver¬ 
mutungen,  Im  höchsten  Grad  verdacht¬ 
erregend  ist  es,  daß  Krall  jeden  Ver¬ 
such  Pfungsts,  des  Entlarvers  des  Klu¬ 
gen  Hans,  die  Elberfelder  Pferde  zu 
untersuchen  auf  alle  mögliche  Weise  zu 
vereiteln  gewußt  hat.  Die  Lächerlich¬ 
keit,  in  die  Anhänger  Kralls  dessen  Geg¬ 
ner  hinabziehen  wollen  (die  Zeitschrift 
enthält  eine  Blütenlese)  wird  in  Bälde 
auf  sie  zurückstrahlen, 

X  X 

Psycho-  Die  Psychoanalyse  ist,  so- 
ana  yse  -weit  man  wagen  kann  einen 

derartig  in  der  Entwickelung 
befindlichen  und  umstrittenen  Begriff  zu 
definieren,  ein  Verfahren  die  unter-  und 
unbewußten  Triebkräfte  unseres  bewußt 
geistigen  Geschehens  aufzudecken.  Die 
Methode  besteht  in  der  Hauptsache  in 
der  Interpretation  des  durch  Ausfragen 


und  aus  Traummitteilungen  gewonnenen 
Materials.  Als  solche  kann  die  Me¬ 
thode  zweifellos  wissenschaftliches  In¬ 
teresse  beanspruchen.  Sie  tritt  aber 
auch  als  therapeutisches  Verfahren  auf, 
ausgehend  von  der  Annahme  (manche 
meinen:  Tatsache),  daß  Störungen  des 
psychischen  Geschehens  (Neurosen)  aus 
der  Quelle  des  Unbewußten  stammen 
und,  was  wesentlich  ist,  beseitigt  werden 
können,  wenn  der  Ursachenkomplex  ins 
Licht  des  Bewußtseins  tritt.  Es  lag  nahe 
dieses  Verfahren  auch  in  der  Erziehung, 
besonders  bei  anormalen  Kindern,  zur 
Anwendung  zu  bringen.  Ich  kann  hier 
nicht  auf  die  immer  mehr  anschwellende 
Literatur  eingehen  und  will  nur  auf  eine 
kleine  Schrift  hinweisen,  die,  den  be- 
sondern  Zusammenhang  zwischen  Psy¬ 
choanalyse  und  Ethik  betrachtend,  deut¬ 
lich  zeigt,  nach  welcher  Richtung  dies 
Verfahren  in  der  Erziehung  tendiert: 
Psychoanalyse  und  Ethik  von  Dr.  Karl 
Furtmüller,  in  den  Schriften  des 
Vereins  für  freie  psychoanalytische 
Forschung  /München,  Reinhardt/.  Aus¬ 
gehend  von  der  Grundannahme  Alfred 
Adlers,  daß  die  Grundtriebkraft  der 
ganzen  psychischen  Entwickelung  das 
»Gefühl  der  Minderwertigkeit«  sei  (siehe 
auch  Adler  Der  nervöse  Charakter,  in 
den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913, 
2.  Band,  pag.  797  ff.),  sieht  er  auch  in 
den  ethischen  Reaktionen  nur  eine  Re¬ 
sultante  dieser  Innern  Kraft  und  des  von 
außen  auf  das  Kind  wirkenden  Drucks. 
Die  Art,  wie  jenes  Minderwertigkeitsge¬ 
fühl  durch  die  Reaktion  kompensiert 
wird,  führt  zu  den  Quellen  der  Ethik, 
Für  die  Pädagogik  ergibt  sich  jedenfalls 
(abgesehen  von  jeder  theoretischen  Ethik, 
die  bei  Furtmüller  in  eine  nicht  sozial 
sondern  individuell-teleologisch  fun¬ 
dierte  Ethik  ausläuft)  ein  Weg  er¬ 
zieherische  Hindernisse  durch  Bewußt¬ 
werden  solcher  kompensatorischen  Ten¬ 
denzen  zu  überwinden. 

Aber  gegen  diese  psychoanalytische  Me¬ 
thode  in  der  Pädagogik  wendet  sich  nun 
eine  scharfe  Erklärung  der  Sektion  für 
Jugendkunde  im  Bund  für  Schulreform: 
Sie  nennt  die  Anwendung  dieser  Me¬ 
thode  auf  Kinder  »verwerflich«,  sieht  in 
ihr  eine  schwere  Gefahr  für  unsere  Ju¬ 
gend,  der  dadurch  die  »Entharmlosung« 
drohe.  Eine  nicht  minder  scharfe  Ab¬ 
lehnung  hatte  die  ganze  psychoanalyti¬ 
sche  Methode  schon  vorher  auf  der  Jah¬ 
resversammlung  des  Deutschen  Vereins 
für  Psychiatrie  erfahren,  bei  der  Hoche 
jene  Lehre  »weder  theoretisch  noch  empi- 
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risch  begründet«  nannte,  ihre  therapeu¬ 
tische  Wirksamkeit  für  unbewiesen  er¬ 
klärte  und  schließlich  den  anwesenden 
besonnensten  Vertreter  der  Methode, 
Bleuler  (Zürich),  bittet  mit  einem  Don¬ 
nerwetter  zwischen  die  psychoanalyti¬ 
schen  Pädagogen  und  Geistlichen  zu 
fahren;  denn  merkwürdigerweise  sind  in 
der  Schweiz  gerade  sehr  viele  Geistliche 
Anhänger  jener  Methode.  Von  dieser 
Seite  blieb  auch  eine  Gegenerklärung 
nicht  aus;  sie  wendet  sich  unter  anderm 
gegen  die  Auffassung,  als  wolle  die  Psy¬ 
choanalyse  nur  sexuelle  Triebkräfte  auf¬ 
decken. 

Aber  wie  man  zur  Psychoanalyse  im  all¬ 
gemeinen  auch  stehen  mag,  man  wird 
doch  wohl  sagen  können,  idie  Haupt¬ 
kunst  der  Erziehung  bestünde  vor  allem 
im  Vernichten  schädlicher,  vielleicht  un¬ 
bewußter  Motive,  gerade  ohne  sie  durch 
das  Bewußtsein  hindurchzuführen. 

X  X 

Koedukation  Dem  in  der  Zeitschrift  für 
angewandte  Psychologie  ver¬ 
öffentlichten  Bericht  über 
den  3.  Kongreß  für  Jugendbildung  und 
Jugendkunde  sei  folgende  Stelle  aus 
dem  Vortrag  des  Professors  Stern  ent¬ 
nommen:  »Wenn  die  heutige  Mädchen¬ 
erziehung  die  Rangunterschiede  gegen¬ 
über  den  Knaben  beseitigen  will,  wenn 
sie  alle  Gegenstände  der  Kultur  den 
Mädchen  ebenso  zugänglich  machen  will 
wie  den  Knaben,  so  entspricht  dieses  der 
These,  daß  im  Rang  und  im  Gegenstand 
nicht  das  Entscheidende  der  Geschlechts¬ 
differenz  liegt.  Wenn  sie  aber  die  glei¬ 
chen  Gegenstände  den  Mädchen  in  der 
gleichen  Form  wie  den  Knaben  bietet, 
die  gleichen  Einstellungsweisen  voraus¬ 
setzt  oder  fordert,  die  gleichen  Ent¬ 
wickelungstempi  annimmt  usw.,  dann 
scheint  das  eigentlich  Wesentliche  der 
weiblichen  Eigenart  bedroht  zu  sein.« 
An  den  Kongreß  war  eine  Ausstellung 
zur  vergleichenden  Jugendkunde  der  Ge¬ 
schlechter  angeschlossen,  über  die  ein 
Katalog,  der  bei  Teubner  erschien,  Aus¬ 
kunft  gibt.  Man  muß  zugeben,  daß  die 
psychologische  Vertiefung  in  die  Frage 
der  Koinstruktion  auch  zu  Argumen¬ 
ten  gegen  dieses  System  führt.  So  waren 
in  Stichproben  und  tabellarisch  verar¬ 
beiteten  Ergebnissen  die  Erzeugnisse 
freien  literarischen  Schaffens  Jugend¬ 
licher  ausgestellt.  Man  ersieht  aus  ihnen 
die  Neigung  der  Knaben  zu  nachdenk¬ 
lichen  Werken,  die  der  Mädchen  zu 
romantischen;  der  Knabe  ist  promethi- 
denhaft,  keck  und  zertrümmernd,  das 


Mädchen  (um  das  12.  und  13.  Jahr) 
fromm  und  gefühlvoll,  traditionell.  Für 
die  Frage  nach  der  Milieuwirkung  kom¬ 
men  die  Werke  von  Arbeiterkindern,  ju¬ 
gendlichen  Arbeitern,  Fürsorgezöglingen 
usw.  in  Betracht.  Das  Soziale  und  die 
Natur  bilden  hier  das  Hauptthema,  das 
besonders  gern  in  phantastischer  Mär¬ 
chenform  auftritt;  der  Stimmungston 
dieser  Dichtung  macht  den  Eindruck 
des  Bedrückten.  Gewissermaßen  die 
negative  Seite  der  Milieuwirkung  ist  es, 
daß  die  Gymnasiastin  trotz  männlich 
gymnasialer  Bildung  sich  in  der  The¬ 
menwahl  und  der  emotionellen  Behand¬ 
lungsform  doch  vom  Gymnasiasten  unter¬ 
scheidet.  Aus  der  im  Katalog  ange¬ 
gebenen  Denkschrift  über  die  Einführung 
des  getrennten  Unterrichts  für  Knaben 
und  Mädchen  in  den  Volksschulen  Bar¬ 
mens  sei  folgender  Satz  erwähnt:  »Wie 
kann  man  auf  der  einen  Seite  für  indi¬ 
viduelle  Behandlung  eintreten,  und  es 
auf  der  andern  für  richtig  halten  den 
Knaben  wie  ein  Mädchen  und  das  Mäd¬ 
chen  wie  einen  Knaben  zu  behandeln! 
Individueller  Unterricht  und  individuelle 
Erziehung  verlangen  unbedingt  getrenn¬ 
ten  Unterricht  für  Knaben  und  Mäd¬ 
chen!«  {Fragt  sich  nur,  ob  und 
wie  weit  »individuelle«  Erziehung  über¬ 
haupt  einen  Sinn  hat  und  erstrebenswert 
ist.  Neuerdings  scheint  man  doch  wie¬ 
der  dahinter  zu  kommen,  daß  das  Indi¬ 
vidualisieren  in  der  Erziehung  einen  Irr¬ 
weg  darstellt.) 

X  X 

KurzeChronikDas  Bureau  of  Edu- 

c  a  t  i  o  n  der  Vereinigten 

Staaten  in  Washington, 
eine  nicht  beaufsichtigende  sondern  be¬ 
ratende  Behörde,  hat  mehrere  wertvolle 
statistische  Untersuchungen  zur  Er¬ 
ziehungsfrage  veröffentlicht.  Ferner  hat 
das  Bureau  auch  sorgfältig  ausgearbeitete 
Bibliographien  über  wichtige  Er¬ 
ziehungsfragen  zusammengestellt.  Von 
diesen  versendet  es  folgende  auf  Ver¬ 
langen:  Secondary  Education  in  the 
United  States  of  America;  The  Mon- 
tessori  Method;  Rural  Life  and  Culture; 
Economic  Value  of  Education;  Play  and 
Playgrounds;  Home  Economics;  Higher 
Education;  Mother  Club  and  Parent; 
Teacher's  Association.  X  Die  Anwen¬ 
dung  der  Psychologie  auf  Kindergärten 
(System  Montessori)  war  der 
Gegenstand  eines  Spezialkursus  im  In¬ 
stitut  J.  J,  Rousseau  in  Genf.  X  Aus 
den  Tafeln  des  Berliner  Schularztes  Dr. 
Schäfer  über  die  Moralbegriffe 
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Jugendlicher  (im  Anschluß  an  die 
Beantwortung  der  Frage:  Warum  ist  das 
Stehlen  verboten?)  sei  die  Tatsache  mit¬ 
geteilt,  daß  die  Kurve  der  religiös  ge¬ 
färbten  Motive  ihren  ersten  plötzlichen 
Abfall,  besonders  bei  den  Knaben,  in 
der  Zeit  der  Vorbereitung  zum  Konfir¬ 
mationsunterricht  zeigt.  X  Ferner  sei  der 
Tabellen  des  Professors  Dück  (Inns¬ 
bruck)  über  den  Reizwert  ge¬ 
schlechtlicher  Anklänge  gedacht. 
22  Abiturienten  und  29  Abiturientinnen 
einer  Handelsschule  wurde  eine  Reihe 
von  12  Wörtern  (akustisch  oder  visuell) 
dargeboten,  die  nach  einer  bestimmten 
Zeit  wiederholt  werden  sollte.  In  der 
Reihe  befanden  sich  neben  neutralen 
Wörtern  die  3  geschlechtlich  anklingen- 
den,  Heirat,  Verlobung,  Kuß,  dieses  an 
drittletzter  Stelle.  Auf  dieses  Wort  fällt 
keine  Niete.  Auf  die  beiden  anderen 
zusammen  6.  Dagegen  zeigten  die  Worte 
mit  rein  materiellen  Anklängen  (Geld, 
Vermögen,  Gewinn)  erstaunlich  viele 
Fehler.  Professor  Dück  schließt  (im 
Septemberheft  der  Sexualprobleme) 
seinen  Bericht  mit  dem  Hinweis  darauf, 
»daß  bei  den  reiferen  Knaben  und  Mäd¬ 
chen  sexuelle  Anklänge  einen  ganz  un¬ 
gewöhnlich  großen,  alles  andere  weit 
zurückdrängenden  Reiz  ausüben«.  Viel¬ 
leicht  zeigt  sich  aber  auch  in  dieser  Be¬ 
urteilung  eine  Überschätzung  der  sexuel¬ 
len  Motive,  und  es  wäre  der  starke  Reiz¬ 
wert  jener  Worte  auch  noch  auf  andere 
Faktoren  zurückzuführen,  wie  etwa  auf 
starke  Betonung  durch  von  außen  kom¬ 
mende,  nicht  innere  Motive,  häufige 
Wiederholung  und  dadurch  entstehende 
Werterhebung.  X  An  Stelle  des  von 
Bonn  nach  München  gehenden  Psycho¬ 
logen  Professors  Külpe  tritt  Professor 
S  t  ö  r  r  i  n  g  ,  bisher  an  der  Straßburger 
Universität.  Dadurch  ist  die  soge¬ 
nannte  freie  Philosophieprofessur  vakant 
geworden.  Es  ist  vorgeschlagen  worden 
neben  dieser  Professur  eine  für  experi¬ 
mentelle  Psychologie  einzurichten,  X 
An  der  pädagogischen  Akademie  in 
Wi  e  n  wurde  ein  pädagogisch-psycho¬ 
logisches  Laboratorium  errichtet.  X  Der 
nächste  Kongreß  für  experimentelle 
Psychologie  findet  vom  15,  bis  zum  18. 
April  in  Göttingen  statt.  X  Auf  dem 
internationalen  Kongreß  für  Ethnolo¬ 
gie  und  Ethnographie,  vom  1. 
bis  zum  5.  Juni  in  Neuchätel,  wird  sich 
die  2.  Sektion  des  Kongresses  mit  Ethno- 
psychologie,  Religionspsychologie,  psy- 
.  choanalytischen  Interpretationen  von 
Mythen  und  Legenden  und  mit  verglei¬ 


chender  Ästhetik  beschäftigen.  X  Die 
Berliner  Psychologische  Gesellschaft 
stellt  als  Preisaufgabe  die  Unter¬ 
suchung  der  Beziehungen  zwischen  der 
intellektuellen  und  der  moralischen  Ent¬ 
wickelung  Jugendlicher. 

X  X 

Literatur  Die  Psychologie  ist  eine 
viel  zitierte  Wissenschaft, 
aber  diese  Häufigkeit  steht 
im  umgekehrten  Verhältnis  zu  der  Kennt¬ 
nis  von  ihr.  Daher  ist  jeder  Versuch 
zu  begrüßen,  der  zur  Verbreitung  sol¬ 
cher  Kenntnis  der  neuern  Psychologie 
beiträgt.  Aber  was  ist  neuere  Psycholo¬ 
gie?  Ich  will  nicht  in  das  Wespennest 
dieser  Diskussion  greifen,  jedoch  so 
wahr  es  ist,  daß  die  moderne  Psycholo¬ 
gie  mehr  ist  als  bloß  experimentelle  Psy¬ 
chologie,  so  umfaßt  gerade  diese  doch 
einen  stets  wachsenden  Bezirk  des  ge¬ 
samten  Gebiets.  Eine  gute  kurze  Ein¬ 
führung  in  die  Ergebnisse  und  besonders 
die  Methodik  gibt  ein  Büchlein  Experi¬ 
mente  aus  der  Seelenlehre  von  Rudolf 
Schulze  /Leipzig,  Voigtländer/,  An 
einer  Reihe  von  Versuchen,  die  durch 
Abbildungen  gut  erläutert  werden,  wer¬ 
den  Begriff  und  Methode  der  Empfin¬ 
dungsmessung  entwickelt.  Das  Kapitel 
Messung  psychischer  Zeiten,  eines  der 
klarsten  des  Buches,  gibt  eine  Erinnerung 
an  den  seltsamen  Ursprung  des  Reak¬ 
tionsexperiments  aus  astronomischen  Be¬ 
obachtungen  und  zeigt  dann,  wie  wir 
heute  auch  den  Willensvorgang  experi¬ 
mentell  untersuchen,  und  wie  weit  diese 
Methodik  bereits  ins  praktische  Leben 
greift.  Eine  kurze  Darlegung  der  Ach- 
schen  Methode  zur  Untersuchung  der 
Determinationsstärke  hätte  hier  gut  ein¬ 
gefügt  werden  können.  Wenn  man  sich 
erst  darein  gefunden  hat,  daß  dies 
auch  ein  unterhaltendes  Lesebuch  sein 
soll,  übersieht  man  gern,  wie  geschickt 
der  Verfasser  über  Schwierigkeiten  hin¬ 
weggleitet  (besonders  im  Kapitel  Be¬ 
wußtseinsquerschnitte;  oder  sollte  er 
etwa  sich  deren  nicht  bewußt  sein?). 
Dem  angehenden  Lehrer,  auch  Eltern  ist 
das  gut  geschriebene  Büchlein  wohl  zu 
empfehlen.  Es  wird  ihnen  hoffentlich 
Appetit  auf  mehr  machen. 

KUNST 

Musik  /  Erich  Falkmann 

Mahler  Mahlers  Lebenswerk  liegt 

abgeschlossen  vor  uns.  Noch 
zweimal  hat  uns  dieser 
Winter  Gelegenheit  gegeben  bisher  un- 
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aufgeführte  Arbeiten  des  Komponisten 
kennen  zu  lernen.  Die  erste  war  eine 
Uminstrumentierung  der  5,  Symphonie, 
die  durch  orchestrale  Änderungen  und 
Retuschen  nun  bedeutend  an  Schwung 
und,  vorwiegend  im  letzten  Satz,  an 
Grazie  und  Leichtigkeit  gewonnen  hat. 
Besonderes  Interesse  erweckte  die  Auf¬ 
führung  der  zweiten  Novität,  einer  2- 
sätzigen  Chorballade,  die  Mahler  mit  20 
Jahren  auf  einen  eigenen  Text  geschrie¬ 
ben  hat.  Wir  erkennen  in  dem  Werk 
aufs  deutlichste  alle  die  Keime,  aus 
denen  später  die  Musik  der  Sympho- 
nieen  und  Lieder  entsprossen  ist.  Schon 
der  volkstümliche  Ton,  der  romantische 
Zug  der  stofflichen  Grundlage,  die  einem 
von  Bechstein  wiedererzählten  Märchen 
entnommen  ist,  die  Naturstimmung  des 
1.  Teils,  das  festliche  Milieu  des  2.,  das 
alles  lag  Mahlers  Natur  besonders  nahe. 
In  der  Musik  zeigt  sich  seine  Eigenart 
bereits  vollständig  ausgeprägt:  die  volks¬ 
liedmäßigen  (die  Klippe  des  Trivialen 
nicht  immer  vermeidenden)  melodischen 
Einfälle,  die  typische  Art  der  Kombina¬ 
tion  und  der  Verknüpfung  der  Themen, 
die  Harmonisation,  die  charakteristi¬ 
schen  Begleitungsformen.  Das  Erstaun¬ 
lichste  ist,  wie  bewußt  Mahler  schon 
hier  mit  den  instrumentalen  Mitteln  um¬ 
geht,  wie  er  das  Orchester  ganz  allein 
der  Ausdrucksinterpretation  dienstbar 
macht.  Daß  schließlich  der  Gesamtein¬ 
druck  doch  unbefriedigend  bleibt,  liegt 
zunächst  an  der  ungewandten  Behand¬ 
lung  des  Chors,  dann  aber  am  Mangel 
an  Steigerungen  und  an  einheitlich 
fließender  Bewegung,  der  das  Werk  in 
eine  Reihe  einzelner  Episoden  zerfallen 
läßt. 

Zu  einer  kritischen  Würdigung  des  Ge¬ 
samtschaffens  Mahlers  fehlt  uns  noch  die 
genügende  Distanz.  Richard  Spechts 
Mahlerbiographie  /Berlin,  Schuster  & 
Loeffler/  verzichtet  daher  von  vornher¬ 
ein  darauf  die  Erscheinung  Mahlers  in 
die  Musikgeschichte  einzuordnen,  seine 
historische  Bedeutung,  seine  Beziehun¬ 
gen  zur  Vergangenheit  und  den  anderen 
Strömungen  der  Gegenwart  festzulegen. 
Der  Verfasser  will  ihn  uns  vielmehr  als 
sein  Erlebnis,  als  Ereignis  seines  Lebens 
schildern.  Von  diesem  bewußt  subjek¬ 
tiven  Gesichtspunkt  aus  ist  das  ganze 
Buch  zu  betrachten.  Der  Leser  sieht 
Mahler  darin  sicher  nicht  wie  er  war; 
er  sieht  ihn  einseitig,  aber  er  tut  einen 
tiefen  Blick  in  die  Eigenart  seines  Wir¬ 
kens  und  seiner  Werke.  Auf  der  Schil¬ 
derung  seiner  Symphonieen  beruht  daher 


auch  der  Schwerpunkt  des  Buches,  und 
dieser  Teil  wird  besonders  zum  Ver¬ 
ständnis  vieler  noch  ungeklärter  Eigen¬ 
heiten  und  Einzelheiten  in  Mahlers 
Schaffen  beitragen.  Während  zum  Bei¬ 
spiel  Kretzschmar  die  kindlich  unbeküm¬ 
merte  Vertonung  des  Engelgesangs  im 
5,  Satz  der  3.  Symphonie  als  Parodie 
und  Verspottung  der  christlichen  Reli¬ 
gion  auffaßt,  erfahren  wir  heute  (und 
wir  haben  hier  wohl  eine  authentische 
Auslegung  der  Absichten  Mahlers  vor 
uns),  daß  diese  naive  Melodie  heiterer 
gottgläubiger  Einfalt  entsprungen  ist. 
Zwei  Anfangskapitel  würdigen  Mahler 
als  Menschen  und  als  Operndirektor  und 
-dirigenten,  und  den  Schluß  bildet  eine 
inhaltreiche  Zusammenstellung  von  Bil¬ 
dern  und  Handschriftproben. 

X  x 

Reznicek  Emil  Nikolaus  von  Rez- 
nicek,  dem  Verfasser  der 
einst  häufig  gespielten  hei¬ 
tern  Oper  Donna  Diana,  haben  2  im 
letzten  Jahr  veröffentlichte  sympho¬ 
nische  Dichtungen  durch  die  Besonder¬ 
heit  ihrer  Stoffe  und  die  Art  ihrer  musi¬ 
kalischen  Inspiration  einen  hervorragen¬ 
den  Platz  unter  den  heutigen  Programm¬ 
symphonikern  verschafft.  In  den  beiden 
als  Gegenstück  gedachten  Werken  Schle- 
mihl  und  Der  Sieger  verschmäht  es  der 
Komponist  mit  den  Gestalten  dieser 
Tondichtungen  eine  romantische  Maske¬ 
rade  zu  treiben  und  ihnen  einen  histori¬ 
schen  oder  poetischen  Namen  zu  geben. 
Seine  Helden  sind  Gestalten  aus  der 
Gegenwart,  und  zum  erstenmal  erscheint 
hier  eine  dem  Naturalismus,  wie  er  in 
der  Dichtkunst  am  Ende  der  achtziger 
Jahre  auftritt,  wie  er  in  der  Oper  ge¬ 
legentlich  schon  zu  finden  ist  (Louise), 
entsprechendeGegenwartsschilderung  auf 
symphonischem  Gebiet  in  großem  Maß¬ 
stab.  Das  erste  der  beiden  Werke  hat 
mit  dem  Chamissoschen  Schlemihl  nichts 
zu  tun  sondern  schildert  die  Lebens - 
Schicksale  eines  vom  Unglück  verfolgten 
modernen  Menschen,  der  im  Kampf  um 
seine  individuelle  und  materielle  Exi¬ 
stenz  zugrunde  geht.  Den  Gegensatz  hier¬ 
zu  bildet  Der  Sieger,  den  der  Verfasser 
ein  symphonisch  -  satirisches  Zeitbild 
nennt.  Es  wird  hierin  der  Idealtypus  der 
modernen,  industriellen  Zeit  gezeichnet, 
ein  kalter,  harter,  aber  unternehmender 
Mensch,  der  sich  eine  Gefährtin  seines 
Schlages  wählt,  den  Gipfel  des  Reich¬ 
tums  und  Glücks  erklimmt,  bis  er 
schließlich  erkrankt  und,  von  seiner  Ge¬ 
fährtin  verlassen,  einsam  und  in  Ver- 
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zweiflung  stirbt.  Reznicek  versucht  hier 
in  der  Musik  die  Ironie  und  die  Karika¬ 
tur,  wie  sie  sich  schon  bei  Richard  Strauß 
finden,  weiter  auszubilden  und  einen 
musikalischen  Simplicissimus-  oderWede- 
kindstil  zu  schaffen.  Der  Sieger  hat  auch 
inhaltlich  viele  Züge  des  Marquis  von 
Keith.  Hin  und  wieder  schlägt  die  Satire 
in  das  Verzerrte  und  Fratzenhafte  um, 
so  im  Scherzo  des  Schlemihl,  wo  es  der 
Komponist  unternimmt  die  dämonisch 
grotesken  Figuren  des  Beardsleyschen 
Bildes  A  comedy  of  marionets  nachzu¬ 
zeichnen.  Überhaupt  spielt  neben  dem 
Realistischen  das  Phantastische  eine 
große  Rolle.  An  dem  mit  dem  Tod  rin¬ 
genden  Sieger  zieht  der  Zug  des  Todes 
(nach  dem  Gemälde  Spangenbergs)  vor¬ 
über,  und  manche  anderen  Episoden 
scheinen  malerischen  Vorbildern,  wie  den 
satanischen  Phantasieen  Rops'  oder  den 
Traumvisionen  Kubins  ihre  Entstehung 
zu  verdanken.  Musikalisch  führt  Rez¬ 
nicek  das  gesamte  Rüstzeug  der  Pro¬ 
grammusik  ins  Feld,  aber  er  verwendet 
es  auf  seine  Weise,  durchdenkt  es  selb¬ 
ständig,  erweitert  und  vertieft  es.  Die 
bedeutendere  Musik  von  den  beiden 
Werken  scheint  mir  Der  Sieger  zu  ent¬ 
halten.  Fanfaren-,  Walzer-  und  Marsch¬ 
themen  charakterisieren  in  dem  dra¬ 
matischen  1.  Satz  den  Mann,  ein  kapri¬ 
ziöses  Ländlerthema  von  »niederträchti¬ 
ger  Grazie«  die  Gefährtin.  Im  2.  Satz 
schildert  ein  diabolischer  Walzer  unter 
Verwendung  des  Dies  irae  den  Tanz  um 
das  goldene  Kalb.  Der  3.  Satz,  der  den 
Tod  des  Helden  zum  Inhalt  hat,  malt  mit 
unerbittlicher  Deutlichkeit  die  Sphäre 
des  Gespenstischen  und  Grauenvollen. 
Ein  Altsolo  spricht  den  Epilog  und 
schließt  das  Werk  mit  ganz  zeitunge¬ 
mäßer  Schopenhauerscher  Philosophie. 
Wie  Schlemihl  läßt  sich  auch  der  Sieger 
»von  Ekel  erfaßt  auf  ewig  hinabgleiten 
nach  Nirwana«.  Die  schwungvollen,  da¬ 
bei  linear  einfachen  Melodieen,  die  far¬ 
benreiche  Harmonik,  die  Klangphan¬ 
tasie,  die  Realistik  der  Tonmalerei,  das 
Raffinement  der  orchestralen  Wirkun¬ 
gen,  die  technische  Überlegenheit  lassen 
uns  über  das  Fehlen  inniger  und  lebens¬ 
warmer  Momente  hinwegsehen  und  stem¬ 
peln  die  beiden  Werke  zu  eigenartigen 
und  bewundernswerten  Dokumenten 
einer  musikalisch  hochkultivierten  Zeit. 
X  X 

Neuausgaben  Das  Freiwerden  Wag¬ 
ners  hat,  wie  vorauszu¬ 
sehen  war,  eine  Flut  von 
Neuausgaben  seiner  Werke  zur  Folge 


gehabt.  Fast  alle  bedeutenden  Verleger 
haben  die  Klavierauszüge  der  Opern  in 
leicht  spielbarer  Fassung  zu  mäßigen 
Preisen  gebracht.  Hervorzuheben  ist  die 
Ausgabe  des  Verlags  von  Breitkopf  & 
Härtel,  in  der  jedem  Auszug  eine  In¬ 
haltsangabe  beigefügt  ist,  sowie  eine  Ta¬ 
belle  der  Leitthemen  mit  Hinweisen  bei 
jedem  Thema  im  musikalischen  Text. 
Leistet  diese  Publikation  zur  Einführung 
der  Wagner  ferner  Stehenden  in  seine 
Musik  gute  Dienste,  so  erfüllt  die 
Peterssche  Ausgabe  alle  Anforderungen, 
die  ein  Musiker  an  einen  Opernauszug 
stellen  kann.  Die  meisten  dieser  Aus¬ 
züge  stammen  von  Felix  Mottl,  und  ihr 
Wert  beruht,  neben  dem  sehr  klaren  und 
angenehmen  Klaviersatz,  in  einer  großen 
Reihe  von  Bemerkungen,  die  Wagner 
während  der  Proben  zu  seinen  Werken 
in  Wien  und  in  Bayreuth  zu  dem  Or¬ 
chester  und  den  Sängern  gemacht  und 
die  der  damals  als  Bühnenassistent  mit¬ 
wirkende  Mottl  genau  notiert  und  in 
diese  Ausgabe  aufgenommen  hat.  Sie 
bestehen  aus  Vorschriften  über  Tempo 
und  Ausdruck,  über  Spiel  und  Dekora¬ 
tion  und  bilden  in  ihrer  Gesamtheit  eine 
authentische  Interpretation  der  Werke, 
Sie  zeigen,  mit  welcher  eindringlichen 
Sorgfalt  Wagner  selbst  bei  der  Einstu¬ 
dierung  auf  alle  Einzelheiten  geachtet 
hat,  beweisen  aber  auch,  in  welch  starker 
Weise  der  Wagnersche  Geist  und  die 
Bayreuther  Tradition  noch  heute  leben¬ 
dig  sind.  Denn  die  meisten  dieser  Be¬ 
merkungen  wurden  schon  immer  bei 
allen  Theatern  in  den  Aufführungen  be¬ 
achtet.  Neben  den  Auszügen  sind  eine 
Unmenge  Arrangements  für  alle  denk¬ 
baren  Instrumentalkombinationen  und 
Phantasieen  herausgegeben,  die  ihre  Be¬ 
deutung  für  die  Popularisierung  Wagners 
haben,  sofern  sie  ein  gewisses  Niveau 
wahren,  zum  größten  Teil  aber  mehr 
einem  rührigen  Geschäftsgeist  als  kunst¬ 
fördernden  Absichten  entsprungen  sind. 
Die  Partituren  sind  in  kleinem  Format 
schon  seit  längerer  Zeit  zu  haben.  Im 
großen  Format  erscheinen  sie  in  der  Ge¬ 
samtausgabe  von  Wagners  Werken  in 
18  Bänden,  die  Breitkopf  &  Härtel  an¬ 
kündigt  und  die  auch  die  bisher  unge¬ 
druckten  Jugendopern  umfaßt. 

Wie  die  musikalischen  haben  auch  die 
literarischen  Werke  Wagners  eine  Reihe 
Neuausgaben  erfahren.  In  gutem  Druck 
und  hübscher  Ausstattung  sind  die  Dich¬ 
tungen  und  einzelnen  Schriften  in  der 
Inselbücherei  erschienen.  Reclam  hat  die 
Operntexte  mit  ausführlichen  gut  orien- 
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tierenden  Einleitungen  von  Richard 
Kruse  gebracht.  In  ihrer  Gesamtheit  sind 
Wagners  Schriften  in  2  Ausgaben  er¬ 
schienen,  von  denen  jede  von  einem  an¬ 
dern  Gesichtspunkt  ausgeht. 

Die  im  Deutschen  Verlagshaus  Bong  in 
Berlin  von  Wolfgang  Golther  heraus¬ 
gegebenen  Gesammelten  Schriften  und 
Dichtungen  wollen  nichts  anderes  als  ein 
textkritisch  revidierter  Abdruck  der  bis¬ 
herigen  von  Wagner  selbst  redigierten 
lObändigen  Gesamtausgabe  in  der  end¬ 
gültigen  Lesart  sein.  Es  ist  daher  die 
chronologische  Anordnung  beibehalten, 
und  der  Drucksatz  stimmt,  um  das  Auf¬ 
finden  der  Zitate  zu  erleichtern,  genau 
mit  der  letzten  offiziellen  Ausgabe  über¬ 
ein.  Hinzugefügt  sind  eine  biographische 
Einleitung,  orientierende  und  erläuternde 
Anmerkungen  am  Schluß  des  Werkes, 
eine  Reihe  von  Bildern  und  Inhaltsver¬ 
zeichnissen.  Die  Ausstattung,  namentlich 
Papier  und  Druck,  ist,  wie  bei  allen 
Werken  dieser,  hier  oft  gerühmten  Gol¬ 
denen  Klassikerbibliothek,  ganz  vorzüg¬ 
lich;  der  Einband  hat  schöne  Farben, 
der  Rücken  ist  leider  durch  ein  zu  star¬ 
kes  Ornament  entstellt. 

Wagner  hatte  bei  Herausgabe  seiner 
Schriften  im  Jahr  1871  eine  größere  An¬ 
zahl  seiner  vor  1849  publizierten  Auf¬ 
sätze,  die  seinen  jetzt  veränderten  An¬ 
schauungen  nicht  mehr  entsprachen,  von 
der  Aufnahme  ausgeschlossen.  Die  vom 
Verlag  Hesse  &  Becker  in  Leipzig  jetzt 
veranstaltete,  öbändige  Gesamtausgabe 
fügt  nun  nicht  nur  diese  Arbeiten  hinzu 
sondern  auch  den  Inhalt  der  1912  ver¬ 
öffentlichten  beiden  Nachtragsbände  der 
alten  Ausgabe.  Um  trotzdem  die  Bände 
nicht  zu  umfangreich  zu  gestalten  und 
um  den  Bedürfnissen  der  Allgemeinheit 
entgegenzukommen,  hat  der  Heraus¬ 
geber,  der  bedeutende  und  selbständige 
Wagnerforscher  Julius  Kapp,  von  dem 
Prinzip  absoluter  Vollständigkeit  abge¬ 
sehen  und  nur  alle  die  für  das  Leben 
und  Schaffen  Wagners  wichtigen  Doku¬ 
mente  von  seiner  Hand  aufgenommen. 
Es  fehlen  also  außer  den  verlagsrecht¬ 
lich  noch  geschützten  Werken,  wie  der 
großen  Autobiographie,  die  meisten  der 
Gedichte,  denen  Kapp  keine  Bedeutung 
zuerkennt,  und  einige  unwichtige  Auf¬ 
sätze.  Von  erheblichem  Wert  sind  die 
unter  dem  Text  gegebenen  ursprüng¬ 
lichen  Lesarten  der  großen,  von  Wagner 
später  revidierten  theoretischen  und  po¬ 
litischen  Schriften,  die  so  recht  die 
Wandlung  seiner  Ansichten  dokumen¬ 
tieren.  (Diese  Wandlung  wird  besonders 


klar  durch  den  Wiederabdruck  seines 
ersten,  rühmenden  Aufsatzes  über 
Meyerbeer.)  Zum  erstenmal  vollständig 
finden  wir  hier  die  Operndichtungen, 
auch  die  der  Jugendopern,  vereint,  dar¬ 
unter  den  Tannhäuser  in  übersichtlicher 
Nebeneinanderstellung  der  3  Fassungen, 
und  den  Lohengrin  mit  Hinzufügung  der 
Urschrift  im  Auszug.  Bilder,  eine  bio¬ 
graphische  Skizze,  Anmerkungen  und 
Einleitungen  zu  jeder  einzelnen  der  Ar¬ 
beiten  sowie  ein  Register  sorgen  für  jede 
denkbare  Erläuterung.  Die  anspruchs¬ 
lose  Ausstattung  der  wohlfeilen  Ausgabe 
verletzt  nirgends  durch  Geschmacklosig¬ 
keit;  der  dunkle,  schlichte  Leinenein¬ 
band  berührt  überaus  sympathisch.  Man 
kann  also  die  Ausgabe  mit  uneinge¬ 
schränkter  Freude  begrüßen. 

Ein,  gleichfalls  bei  Hesse  &  Becker  vom 
selben  Herausgeber  veranstaltetes  wich¬ 
tiges  Werk  ist  die  Sammlung  von  4800 
ungekürzten  Briefen  Wagners,  die  in  12 
Bänden  sukzessive  erscheint. 

Im  Ricordischen  Verlag  ki  Mailand  sind 
in  dem  gleichen  Oktavformat  und  in 
der  selben  Ausstattung  wie  die  Partitur 
des  Falstaff  (siehe  diese  Rundschau, 
1913,  3.  Band,  pag.  1230)  auch  6  der 
wichtigsten  übrigen  Opern  Verdis, 
vom  Rigoletto  bis  zum  Otello,  sowie 
das  Requiem  in  Orchesterpartitur  er¬ 
schienen.  Der  Druck  ist  deutlich  und 
größer  als  bei  den  kleinen  Wagnerparti¬ 
turen,  der  Satz  sehr  übersichtlich.  Ihr 
Studium  gewährt  einen  Überblick  über 
die  Entwickelung  der  Instrumentation 
Verdis  von  klarer,  einfacher,  ungeglie¬ 
derter,  aber  von  genauer  Kenntnis  der 
Klangwirkungen  geleiteter  Schreibweise 
bis  zu  der  subtilen,  farbigen  und  diffe¬ 
renzierten  Orchesterbehandlung  in  Aida 
und  Falstaff. 

X  .  X 

Kurze  Chronik£)er  bedeutende  schwedi¬ 
sche  Violinist,  Komponist 
und  Dirigent  Tor  Aul  in 
ist  im  Alter  von  47  Jahren  gestorben.  X 
Ferner  starb  Walter  Paetow,  der 
bekannte  Berliner  Musikschriftsteller 
und  -referent.  X  Der  Bassist  P  u  t  n  a  m 
Griswold,  der  bis  1912  an  der  Ber¬ 
liner  Hofoper  tätig  war,  starb,  im  Voll¬ 
besitz  seiner  Kräfte,  an  den  Folgen  einer 
Blinddarmentzündung.  X  Der  polnische, 
zurzeit  in  Glasgow  wirkende  Dirigent 
Mlynarski  brachte  im  Berliner  Beethoven¬ 
saal  mit  dem  Philharmonischen  Orchester 
in  einem  Zyklus  von  3  Konzerten  eine 
Auswahl  slawischer  Komposi¬ 
tionen  zur  Aufführung.  Er  erwies  sich 
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ß 

als  gewandter  und  temperamentvoller 
Orchesterleiter.  X  Von  weiteren  Gast¬ 
dirigenten  interessierte  besonders  der 
Stuttgarter  Generalmusikdirektor  Max 
von  Schillings,  der  außer  Beetho¬ 
vens  5.  Symphonie  ein  eigenes  neues 
Werk,  das  stimmungsvolle  Melodram 
Jung  Olaf,  dirigierte.  X  Schon  wieder 
hat  Richard  Strauß  ein  neues 
Bühnenwerk  vollendet,  das  einaktige 
Ballett  La  legende  de  Joseph  (opus  63). 
Er  wird  es  im  Mai  bei  seiner  Urauffüh¬ 
rung  in  der  Pariser  Oper  dirigieren. 
Dort  bringt  es  das  russische  Ballett,  für 
das  das  Werk  geschrieben  ist,  zur  Dar¬ 
stellung.  Die  textliche  Unterlage  stammt 
von  Hofmannsthal  und  behandelt  die 
ins  16.  Jahrhundert  verlegte  biblische 
Josephsepisode.  X  Zu  gleicher  Zeit 
stehen  in  Paris  die  Aufführungen  zweier 
ballettähnlicher  Werke  von  Claude 
D  e  b  u  s  s  y  bevor.  Das  eine,  eine  Art 
Pantomime,  La  boite  ä  joujoux,  bringt 
die  Komische  Oper  zur  Aufführung,  das 
andere,  ein  Opernballett,  Fetes  galantes 
(nach  den  Verlaineschen  Gedichten),  die 
Große  Oper.  X  An  dem  diesjährigen 
Todestag  Wagners,  dem  13.  Februar,  ist 
die  Nibelungenstiftung  gegrün¬ 
det  worden,  die  jedes  Jahr  einem  im 
Geist  Wagners  schaffenden  und  »leiden¬ 
den«,  das  heißt  nicht  anerkannten,  Ton¬ 
dichter  einen  Geldpreis  zuerkennen  oder 
ihm  Gelegenheit  zu  einer  Studien-  oder 
Erholungsreise  geben  will. 

KULTUR 

Landwirtschaft  /  Arthur  Schulz 

Moorkultur  Eine  gute  Einführung  in 
das  für  Preußen,  Oldenburg 
und  Bayern  so  wichtige  Ge¬ 
biet  der  Moorkultur  und  -kolonisation 
ist  Dr.  Ewald  Sierigs  Buch  Die  Moor¬ 
kultur,  ihre  volkswirtschaftliche  Bedeu¬ 
tung  und  Durchführung  /Berlin,  Parey /. 
Die  naturwissenschaftlichen  Grundlagen 
und  die  technischen  Methoden  der 
Urbarmachung  unserer  ausgedehnten 
Niederungs-,  Übergangs-  und  Hoch¬ 
moore  werden  einwandfrei  dargelegt. 
Noch  mehr  dürfte  den  Volkswirtschaftler 
und  Politiker  interessieren,  was  Sierig 
in  einem  zureichend  informierenden  Ka¬ 
pitel  über  die  Förderung  der  Moorkultur 
durch  staatliche  Behörden  (preußische 
Domänen-  und  Forstverwaltung,  Zentral¬ 
moorkommission,  Moorversuchsstation 
Bremen,  Moorkommission  in  Hannover), 
durch  Provinzen  und  Landwirtschafts¬ 
kammern  (Provinzialmoorkommissionen 


und  provinzielle  Landeskulturkommissio¬ 
nen)  und  durch  Private  (Verein  zur  För¬ 
derung  der  Moorkultur  im  Deutschen 
Reich,  Hannoversche  Kolonisations-  und 
Moorverwertungsgesellschaft  zu  Osna¬ 
brück)  zu  sagen  weiß.  Die  beiden  gro¬ 
ßen  im  Wiesmoor  bei  Aurich  und  im 
Schweger  Moor  bei  Osnabrück  errichte¬ 
ten  Überlandzentralen  und  die  von 
ihnen  ausgehende  Kultivierungstätigkeit 
werden  gebührend  gewürdigt.  Die  bei¬ 
den  letzten  Kapitel  unterrichten  über  die 
neueren  Moorbesiedelungen  in  Preußen 
(Provinzialmoor,  Marcardsmoor,  Kehdin- 
ger  und  Hahnenknoopmoor  in  Hannover, 
Bargstedter  und  Reitmoor  in  Schleswig- 
Holstein,  Augstumal,  Rupkalvener  Moor 
und  großes  Moosbruch  in  Ostpreußen) 
und  über  die  Moorkultur  in  den  nicht¬ 
preußischen  Staaten,  wobei  die  vielfach 
vorbildlichen  Urbarmachungs-  und  Be¬ 
siedelungsmethoden  Oldenburgs  noch 
mehr  hervorzuheben  gewesen  wären.  Ein 
warmer  Appell  an  die  deutschen  Staaten 
die  Kultivierung  und  Kolonisierung  ihrer 
einer  preußischen  Provinz  an  Umfang 
gleichkommenden  Moorflächen  energi¬ 
scher  und  unter  Aufwendung  größerer 
Geldmittel  zu  betreiben  schließt  das 
Werk,  das  über  eine  volkswirtschaftlich 
höchst  wichtige,  leider  bisher  arg  ver¬ 
nachlässigte  Kulturaufgabe  gut  orientiert 
und  deshalb  besonders  in  Preußen  und 
Bayern  beachtet  zu  werden  verdient. 

X  X 

Butterproduk -12,6  Milliarden  Liter  Milch 
,on  im  Wert  von  rund  1V3 

Milliarden  Mark  werden 
alljährlich  in  Deutschland  zu  Butter  ver¬ 
arbeitet,  und  zwar  zum  großem  Teil  ver¬ 
mittelst  rund  10  000  Milchzentrifugen, 
die  in  etwa  7000  durch  Kraftmaschinen 
betriebenen  Sammelmolkereien  aufge¬ 
stellt  sind,  zum  kleinern  Teil  in  den  ein¬ 
zelnen  Landwirtschaftsbetrieben  mit 
Hilfe  von  (im  Jahr  1907)  fast  337  000 
Kraft-  oder  meistens  Handzentrifugen. 
Schon  aus  diesen  Zahlen  erhellt,  daß 
die  Zentrifuge  eine  sehr  wichtige,  ja  die 
nächst  der  Dreschmaschine  wichtigste 
landwirtschaftliche  Maschine  ist.  Die 
lohnende  Aufgabe  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Folgen  der  durch  die 
Milchzentrifuge  herbeigeführten  Umge¬ 
staltung  der  Butterproduktion  aufzuf- 
decken  versucht  Dr.  Alois  Dallmayr 
(der  bereits  durch  seine  1912  veröffent¬ 
lichte  Schrift  Milchversorgung  und 
Milchkriege  der  Stadt  München  /Mün¬ 
chen,  Kellerer/  als  guter  Kenner  des 
Molkereiwesens  bekannt  geworden  ist) 
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in  seinem  Buch  Die  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  Milchzentrifuge  /Hildes¬ 
heim,  Buchhandlung  der  Molkereizei¬ 
tung/  zu  lösen. 

Während  bis  dahin  das  Fett  aus  der 
Milch  mittels  des  altväterischen  rein 
empirischen  Abrahmverfahrens  abge¬ 
schieden  wurde,  gelang  es  1878  dem 
deutschen  Ingenieur  Lefeldt  eine  prak¬ 
tisch  brauchbare  Maschine  zu  konstru¬ 
ieren,  durch  die  das  F ett  durch  An¬ 
wendung  der  Zentrifugalkraft  aus  der 
Milch  herausgeschleudert  und  aufge¬ 
fangen  wurde.  Dauerte  früher  die 
Rahmabscheidung  mindestens  einen  vol¬ 
len  Tag  und  blieb  sie  auch  dann  noch 
unvollständig  und  in  der  Qualität  des 
Rahms  unvollkommen,  so  erfolgt  sie  mit 
Hilfe  der  neuesten  Maschinen,  die 
stündlich  3000  Liter  bis  auf  0,05%'  Fett 
entrahmen,  in  einer  eine  vorzügliche, 
gleichmäßige  Qualität  des  Rahms  und  der 
Butter  verbürgenden  Weise  binnen  weni¬ 
gen  Minuten,  wobei  nur  der  4.  Teil  der 
früher  erforderlichen  menschlichen  Ar¬ 
beitskräfte  und  nur  der  6.  bis  8.  Teil 
der  früher  benötigten  Räumlichkeiten 
gebraucht  werden.  Bei  dieser  gewaltigen 
Überlegenheit  der  modernen  rationellen 
Technik  über  das  bisherige  Jahrtau¬ 
sende  alte  handwerksmäßige  Verfahren 
breitete  sich  die  Zentrifugenmolkerei 
seit  Beginn  der  achtziger  Jahre  sehr 
rasch  über  Deutschland  und  die  ganze 
Erde  aus.  Überall  in  Dorf  und  Stadt 
wuchsen  Sammelmolkereien  empor,  die 
die  Landwirte  und  ihre  Frauen  von  der 
schweren  Nebenarbeit  der  Milchver Wer¬ 
tung  entlasteten  und  für  ihre  eigentlichen 
Berufsgeschäfte  freisetzten.  Obwohl  nun 
die  technischen  Vorteile  der  Zentrifuge 
in  größeren  Meiereien  besser  als  in  klei¬ 
neren  ausgenutzt  werden  können,  zeigt 
die  nun  schon  35jährige  Geschichte  der 
fabrikmäßigen  Butterproduktion  doch 
keine  ausgesprochene  Tendenz  zur  groß¬ 
betrieblichen  Entwickelung.  Der  Grund 
liegt  darin,  daß  es  sich  um  ein  der  Land¬ 
wirtschaft  angegliedertes  Gewerbe  han¬ 
delt,  und  daß  deren  entgegengesetzte 
Entwickelungstendenzen  der  Begründung 
und  dem  siegreichen  Vordringen  von 
Großmeiereien  entgegenstehen;  ferner  in 
der  Tatsache,  daß  die  Zentrifuge  den 
wirtschaftlichen  Untergrund  schuf,  auf 
dem  jene  Unternehmungsform  vorherr¬ 
schend  werden  konnte,  die  ihrem  inner¬ 
sten  Wesen  nach  dem  kapitalistischen 
Streben  entgegengesetzt  ist:  die  Genos¬ 
senschaft. 

Konnte  die  Zentrifuge  die  großbetrieb¬ 


liche  Entwickelung  in  der  Weiterverar¬ 
beitung  der  Milch  nur  in  geringem  Maß 
fördern,  so  stärkte  sie  in  ihrer  Rückwir¬ 
kung  auf  die  landwirtschaftliche  Pro¬ 
duktion  sogar  auf  das  nachhaltigste  den 
Klein-  und  Mittelbetrieb.  Sie  verbesserte 
und  verbilligte  die  Buttererzeugung,  hob 
den  Butterkonsum  und  schuf  durch  den 
flotten  Absatz  und  die  guten  Preise,  die 
nun  die  Butter  erzielen  konnte,  die  wirt¬ 
schaftlichen  Vorbedingungen  für  ein 
mächtiges  Anwachsen  der  Rinder-,  spe¬ 
ziell  der  Kuhhaltung  und  durch  die  rund 
10  Milliarden  Liter  Meiermilch,  die  nun 
zur  Verfütterung  bereit  standen,  ein 
nicht  minder  gewaltiges  Anwachsen  der 
Schweinehaltung.  Wenn  in  Deutschland 
in  dem  Zeitraum  1883  bis  1903  die  Zahl 
der  Rinder  um  3,5  Millionen  Stück  und 
die  der  Schweine  sogar  um  9,5  Millionen 
Stück  stieg,  so  trug  die  rasche  Vervoll¬ 
kommnung  und  Ausbreitung  der  Milch¬ 
zentrifuge  dazu  nicht  wenig  bei.  Die 
Vermehrung  der  Viehhaltung  und  die  da¬ 
mit  Hand  in  Hand  gehende  Intensivie¬ 
rung  der  gesamten  Landwirtschaft  hob 
nun  aber  wiederum  auf  das  wirksamste 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  klein-  und 
mittelbäuerlichen  Betriebe.  Unter  Be¬ 
rufung  auf  den  von  J.  H,  von  Thünen 
erbrachten  Nachweis,  daß  »in  der 
mit  Stallfütterung  verbundenen  Frucht¬ 
wechselwirtschaft  jene  Arbeiten,  deren 
Größe  in  geradem  Verhältnis  mit  der 
Entfernung  vom  Hof  steht,  außer¬ 
ordentlich  vermehrt  werden«,  legt  Dr. 
Dalimayr  dar,  daß  in  dem  gleichen  Maß, 
in  dem  der  Landwirt  gezwungen  ist  dem 
Boden  größere  Erträge  abzugewinnen, 
der  kleinere  Betrieb  infolge  sehr  großer 
Arbeitsersparnis  dem  großen  überlegen 
ist,  und  daß  daher  die  Intensivierung 
des  Betriebs  in  sich  die  Tendenz  zur 
kleinbetrieblichen  Entwickelung  trägt. 
Als  daher  die  deutsche  Landwirtschaft 
nach  dem  Einsetzen  der  schweren  Ge¬ 
treidebaukrisis  zu  Beginn  der  achtziger 
Jahre,  aber  auch  -unter  dem  mitwirken¬ 
den  Einfluß  der  neuen  rationellen  Me¬ 
thode  der  Milchverarbeitung  immer  mehr 
zum  Futterbau,  zur  Rindvieh-  und 
Schweinezucht  überging,  wurde  dadurch 
die  Position  des  Bauerntums  im  Verhält¬ 
nis  zum  Großgrundbesitz  außerordentlich 
gestärkt.  Dazu  kam,  daß  die  kaum  hör¬ 
bar  surrende  Wundermaschine,  die  die 
Vollmilch  im  Nu  in  Rahm  und  Mager¬ 
milch  trennt,  auch  den  rückständigsten 
Bauern  des  entferntesten  Dorfs  täglich 
von  neuem  die  Überlegenheit  der  mo¬ 
dernen  rationellen  Arbeitsweise  über  die 
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traditionell  überlieferte  predigte  und 
dauernd  als  unentrinnbarer  Antrieb  zum 
Fortschritt  auch  in  den  übrigen  Land¬ 
wirtschaftszweigen  wirkte.  Noch  wich¬ 
tiger  aber  war  der  Umstand,  daß  der 
Milchabsatz  an  die  Genossenschafts-  oder 
auch  an  die  private  Sammelmeierei  re¬ 
gelmäßige,  sichere  und  zufriedenstellende 
Einnahmen  an  Bargeld  eintrug,  die  den 
kleinen  und  mittlern  Bauern  in¬ 
stand  setzten  seine  guten  Vorsätze  den 
Betrieb  zu  verbessern  und  intensiver  zu 
gestalten  auch  wirklich  durchzuführen. 
Daraus  erklärt  sich  die  Erfahrungstat¬ 
sache,  daß  überall  dort,  wo  die  Milch¬ 
zentrifuge  eindringt,  sich  rasch  eine 
bessere  Betriebsweise  einbürgert,  und 
der  rechnende  Fortschrittsbauer  auf- 
taucht.  Aus  all  diesen  Gründen  hat  Dr. 
Dalimayr  völlig  recht,  wenn  er  sagt,  die 
Milchzentrifuge  sei  seit  den  gefährlichen 
achtziger  Jahren  die  stärkste  Stütze  des 
bäuerlichen  Betriebs  in  den  west-  und 
mitteleuropäischen  Ländern  geworden, 
und  sie  habe  gerade  dem  kleinen  Be¬ 
sitzer  Nutzen  gebracht. 

Der  hohe  Wert  der  Studie  Dr,  Dallmayr  s, 
aus  deren  reichem  Inhalt  hier  nur 
einige  Gedanken  hervorgehoben  werden 
konnten,  wird  leider  dadurch  etwas  her¬ 
abgemindert,  daß  der  Verfasser  in  seinen 
Ausführungen  über  die  Produktion,  den 
Konsum,  Import  und  Export  an  Milch, 
Butter  und  Käse  des  Auslands  mit  gro¬ 
ßenteils  veralteten  und  aus  der  deutschen 
Fachliteratur  schon  bekannten  Zahlen 
operiert.  Das  ist  um  so  mehr  zu  be¬ 
dauern  als  es  dem  Verfasser  bei  einiger 
Sprachenkenntnis  doch  .leicht  gewesen 
wäre  auch  über  das  Ausland  statistische 
Ziffern  aus  den  letzten  Jahren  zu  brin¬ 
gen.  Gegen  den  sachlichen  Inhalt  seiner 
sich  auf  Deutschland  beziehenden  Dar 
legungen  habe  ich  nur  einzuwenden,  daß 
er  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Handzentrifugen  in  den  bäuerlichen  Be¬ 
trieben  beträchtlich  unterschätzt.  Auch 
übersieht  er  gerade  den  wichtigsten  der 
Gründe,  die  die  seit  einigen  Jahren  auf 
Kosten  der  Sammelmolkereien  erfolgende 
auffällige  Ausbreitung  der  Handzentri¬ 
fugen  erklären:  das  Bedürfnis  der 
Bauern  in  unseren  besseren  norddeut¬ 
schen  Viehzuchtgebieten  ihren  hochwer¬ 
tigen  Zuchtkälbern  eine  bessere,  fri¬ 
schere,  keimfreiere  Tränkmagermilch  zu 
bieten  als  sie  von  den  Sammelmolkereien 
zu  erhalten  ist.  Trotz  dieser  kleinen 
Ausstellungen  will  ich  aber  gern  aner¬ 
kennen,  daß  Dr.  Dallmayr  einen  recht 
wertvollen  Beitrag  zur  wissenschaftlichen 


Erfassung  und  Beurteilung  der  deutschen 
Agrarentwickelung  während  der  letzten 
3  Jahrzehnte  geliefert  hat.  Dieser  Bei¬ 
trag  verdient  auch  in  unserer  Partei  um 
so  mehr  beachtet  zu  werden,  als  Dr. 
Dallmayr,  wie  die  ganze  Anlage  und 
Durchführung  seiner  Arbeit  und  manche 
Einzelausführung  zeigt,  ernsthafte  Marx¬ 
studien  getrieben  hat  und  auch  in  Mün¬ 
chen,  in  dessen  Milchkriegen  er  als  Füh¬ 
rer  der  Milchkleinhändler  eine  Rolle  ge¬ 
spielt  hat,  als  marxistisch  gerichteter 
Volkswirt  und  Politiker  hervorgetreten 
ist.  Doppelt  bemerkenswert  ist  es  des¬ 
halb,  daß  er  auf  seinem  Spezialgebiet 
zu  Ergebnissen  kommt,  die  mit  den  von 
Schippel,  David  und  mir  gefundenen  im 
wesentlichen  übereinstimmen. 

X  X 

Landarbeiter'  Die  wissenschaftliche  Er- 
rage  forschung  und  praktische 

Lösung  der  Landarbeiter¬ 
frage  hat  durch  die  Bildung  einer  Stu¬ 
dienkommission  für  Erhaltung  des 
Bauernstands,  für  Kleinsiedelung  und 
Landarbeit,  die  vor  2  Jahren  erfolgte, 
einen  neuen  Antrieb  erhalten.  Die  bis¬ 
herigen  Arbeiten  dieser  Studienkommis¬ 
sion,  deren  wertvollste  sich  mit  den  Ver¬ 
hältnissen  der  mecklenburgischen  Büd¬ 
ner,  Häusler  und  Einlieger  beschäftigen, 
sind  teils  im  Archiv  für  exakte  Wirt¬ 
schaftsforschung  (Thünenarchiv)  teils 
im  8.  Ergänzungsheft  zu  dieser  Zeit¬ 
schrift  erschienen.  Das  mir  vorliegende 
Ergänzungsheft  enthält  den  von  Profes¬ 
sor  Dr.  Otto  Gerlach  in  Königsberg  her¬ 
ausgegebenen  1,  Bericht  des  Ausschusses 
C  /Jena,  G.  Fischer/.  Die  umfang¬ 
reichste  und  wertvollste  Abhandlung  die¬ 
ses  Sammelwerks  ist  eine  auf  dem  Ma¬ 
terial  der  letzten  deutschen  Berufs¬ 
und  Betriebszählung  aufbauende  Unter¬ 
suchung  Gerlachs  über  die  landwirtschaft¬ 
lichen  Betriebe  der  Landarbeiter  in  Preu¬ 
ßen  (außer  dem  Rheinland),  Mecklenburg, 
Oldenburg,  Braunschweig  und  Anhalt.  Aufi 
Grund  einer  kleinen  Enquete  berichtet 
der  Landesversicherungsrat  Hansen  über 
Landarbeit  und  landwirtschaftlichen 
Kleinbesitz  in  Schleswig-Holstein,  wobei 
er  mit  besonderm  Ernst  die  beklagens¬ 
werten  Zustände  in  der  ostholsteinischen 
Grafenecke  (den  Kreisen  Plön  und  Ol¬ 
denburg)  bespricht.  Recht  interessant 
und  lehrreich  sind  auch  die  Darlegungen 
zweier  Praktiker,  des  Regierungsrats 
Hans  Riechert  in  Frankfurt  an  der  Oder 
und  des  Amtsrichters  Walther  Heiden¬ 
hain  in  Strasburg  in  Westpreußen  über 
Kleinsiedelungen. 


400 


LANDWIRTSCHAFT  /  ARTHUR  SCHULZ 


Professor  Dr.  Otto  Gerlach  hat  in  den 
Jahren  1901  und  1902  mit  Hilfe  einer 
ganzen  Anzahl  von  Mitarbeitern  im  Auf¬ 
trag  der  ostpreußischen  Landwirtschafts¬ 
kammer  eine  umfassende  Enquete  zur 
Erforschung  der  Landarbeiterverhältnisse 
in  der  Provinz  Ostpreußen  veranstaltet. 
Sie  lieferte  ein  sehr  reichliches  Material 
besonders  über  den  ostpreußischen  Groß¬ 
grundbesitz.  Erfaßten  doch  1475  ver¬ 
wendbar  beantwortete  Fragebogen  42% 
der  in  Großbetrieben  von  100  Hektar 
und  darüber  bewirtschafteten  landwirt¬ 
schaftlichen  Fläche.  Aber  auch  aus  198 
Dörfern  mit  2600  bäuerlichen  Besitzun¬ 
gen  und  2000  Eigenkätnerstellen  gingen 
Berichteein.  Nach  langwierigen,  11  Jahre 
dauernden  Vorarbeiten  ist  nun  die  378 
Seiten  umfassende  1.  Lieferung  des 
großen  Enquetewerks  unter  dem  Titel 
Die  Landarbeiterverhältnisse  in  der  Pro¬ 
vinz  Ostpreußen  /Berlin,  Parey/  erschie¬ 
nen.  Außer  einer  Einführung  aus  der 
Feder  Professor  Gerlachs  enthält  sie  3 
Arbeiten  des  Landesrats  Ernst  Hasse,  In 
der  1.  Abhandlung  schildert  Hasse  aus¬ 
führlich  die  in  der  Provinz  Ostpreußen 
vorkommenden  Arten  landwirtschaftlicher 
Arbeitsverhältnisse  und  Lohnsysteme. 
Viel  mehr  neue  Aufschlüsse  als  diese  in 
der  Hauptsache  schon  Bekanntes  bestä¬ 
tigende  Monographie  gibt  die  2.  Abhand¬ 
lung,  in  der  Hasse  auf  Grund  seiner 
Beobachtungen  auf  zahlreichen  Studien¬ 
reisen  und  auf  Grund  der  Vernehmungen, 
die  er  mit  9  ländlichen  Arbeiterfamilien 
vorgenommen  hat,  die  Haushaltung  und 
Wirtschaftsweise  der  ländlichen  Arbei¬ 
terfamilien  erörtert.  Am  interessantesten 
ist  jedoch  Hasses  umfangreiche  Darstel¬ 
lung  der  Arbeiterverhältnisse  des  Grund¬ 
besitzes  unter  100  Hektar,  die  sich  zu 
einer  lebendigen  Schilderung  auch  der 
bäuerlichen  Verhältnisse  in  Ostpreußen 
erweitert.  Wenn  auch  das  große  Werk 
Gerlachs  und  seiner  Mitarbeiter  darun¬ 
ter  leidet,  daß  es  leider  länger  als  1 
Jahrzehnt  nach  der  Vornahme  der  En¬ 
quete  erscheint,  so  wird  es  dennoch 
einen  dauernden  Wert  behalten,  weil  die 
ostpreußische  Enquete  eben  die  weitaus 
eingehendste  und  umfassendste  aller  bis¬ 
herigen  deutschen  Landarbeiterenque¬ 
ten  ist. 

Gleichfalls  auf  Grund  einer  Enquete,  die 
erfreulicherweise  gleichzeitig  von  den  Be¬ 
hörden  und  der  Generalkommission  der 
Gewerkschaften  unterstützt  wurde,  be¬ 
schreibt  Dr.  Martin  Lezius  die  Heimats¬ 
gebiete  der  Sachsengänger  in  Branden¬ 
burg,  Posen  und  Schlesien  /Neudamm, 


Neumann/.  Das  auffallendste  Ergebnis 
der  Untersuchungen  des  Verfassers  ist 
der  Übergang  der  früher  rein  landwirt¬ 
schaftlichen  deutschen  und  polnischen 
Sachsengänger  in  andere  Berufe,  ihre 
Umwandlung  teils  in  Flößer  teils  in 
industrielle  Rheinland-  und  Westfalen¬ 
gänger.  Soweit  sie  im  landwirtschaft¬ 
lichen  Beruf  bleiben  und  nicht  in  den 
Stand  der  Vorschnitter  auf  steigen  können, 
werden  sie  in  den  letzten  Jahren  mehr 
und  mehr  Nordlandgänger,  weil  ihr  Beruf 
in  Schweden  und  Dänemark  noch  nicht  so 
durch  die  Konkurrenz  der  polnischen 
und  ruthenischen  Wanderarbeiter  herab¬ 
gedrückt  ist.  Motiv  des  Übergangs  zu 
industrieller  Arbeit  ist  die  Aussicht  in 
mehrjähriger,  auch  durch  den  Winter 
nicht  unterbrochener  Tätigkeit  auf  diese 
Weise  eher  als  durch  sommerliche  land¬ 
wirtschaftliche  Saisonarbeit  die  Geld¬ 
summe  zu  erwerben,  die  die  Arbeiter  brau¬ 
chen,  um  sich  im  Osten  ein  kleines  land¬ 
wirtschaftliches  Grundstück,  ein  Haus 
und  einige  Morgen  oder  Hektar  Land,  zu 
erwerben.  Reicht  auch  Lezius  Arbeit 
nicht  an  die  bedeutenden  Werke  heran, 
in  denen  Karl  Kaerger  im  Anfang  der 
neunziger  Jahre  die  Verhältnisse  der 
Sachsengänger  und  der  Arbeiterpächter 
behandelt  hat,  so  muß  man  dem  neuen 
Autor  doch  dankbar  sein,  daß  er  das  Pro¬ 
blem  der  Sachsengängerei  in  den  selben 
Gegenden,  die  Kaerger  vor  20  Jahren 
durchforscht  hat,  aufs  neue  an  Ort  und 
Stelle  studiert  und  so  uns  die  Möglich¬ 
keit  geboten  hat  den  Gang  der  Entwicke¬ 
lung  während  der  2  letzten  Jahrzehnte 
zu  überblicken. 

Endlich  soll  hier  noch  die  im  Arbeit¬ 
geberinteresse  geschriebene  Schrift  re¬ 
gistriert  werden,  in  der  Dr.  W.  Asmis 
sich  mit  der  Frage  beschäftigt:  Wie 
kann  den  Landarbeitern  ein  besserer  An¬ 
schluß  in  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Hinsicht  geboten  werden?  /Berlin,  Pa¬ 
rey/. 

X  X 

Ostmarken-  Der  2.  Jahrgang  des  Jahr¬ 
probleme  buchs  für  ostdeutsche  In¬ 
teressen  Ostland  informiert 
noch  besser  als  der  hier  in  der  Rubrik 
Wirtschaft  (1913,  1.  Band,  pag.  437)  be¬ 
reits  angezeigte  1.  Jahrgang  über  die 
Kultur  und  Wirtschaft  d^r  Ostmark  und 
über  das  Ringen  zwischen  Deutschtum 
und  Polentum.  An  dieser  Stelle  können 
aus  dem  starken  und  dabei  doch  recht 
billigen  Band  nur  die  agrarpolitisch  inr 
teressanten  Abhandlungen  hervorgehoben 
werden.  Inhaltlich  am  wertvollsten  ist 
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eine  in  der  Tagespresse  vielbesprochene 
Studie  des  bekannten  Protektors  der 
innern  Kolonisation  Regierungspräsiden¬ 
ten  Friedrich  von  Schwerin  in  Frank¬ 
furt  an  der  Oder  über  die  Bedeutung  der 
Grundbesitzverteilung  vom  nationalen 
Standpunkt  aus.  Auf  gleich  hohem 
Niveau  steht  eine  gründliche  Untersu¬ 
chung  Fritz  Vosbergs  über  die  Mittel¬ 
und  Kleinstädte  der  Provinz  Posen.  Auf 
Grund  eines  reichen  Zahlenmaterials  er¬ 
bringt  sie  den  Beweis  dafür,  daß  die  innere 
Kolonisation  zugleich  die  beste  Städte¬ 
politik  für  die  Ostmarken  ist.  In  einem 
guten,  aber  die  Fülle  des  Stoffs  nicht 
entfernt  erschöpfenden,  allzu  kurzen  Ar¬ 
tikel  widerlegt  Dr.  Erich  Keup  von  der 
Landgesellschaft  Eigene  Scholle  in 
Frankfurt  an  der  Oder  die  Argumente, 
mit  denen  zwei  Wortführer  des  posen - 
schen  Großgrundbesitzerstands ,  der 
Pole  von  Chlapowski-Turew  und  der 
deutsche  Majoratsbesitzer  von  Heyde- 
breck-Markowitz,  die  wirtschaftliche  Be¬ 
deutung  der  Bauernansiedlung  anzuzwei¬ 
feln  versucht  haben.  Über  deren  Fort¬ 
gang  in  Posen  und  Westpreußen  unter¬ 
richtet  objektiv  der  Schriftleiter  des 
Jahrbuchs  Erich  Zechlin;  über  die  damit 
verbundene  Besitzbefestigung  des  altein¬ 
gesessenen  deutschen  Grundbesitzes  be¬ 
lehrt  Albert  Dietrich  an  der  Hand  meh¬ 
rerer  Tabellen  und  einer  Karte  des  durch 
die  preußischen  Gesetze  vom  30,  März 
1908  und  26.  Juni  1912  abgegrenzten 
Besitzbefestigungsgebiets,  während  der 
Genossenschaftspraktiker  Friedrich  Swart 
das  deutsche  und  polnische  Genossen¬ 
schaftswesen  schildert.  Zwei  weitere  von 
Otto  Münsterberg  und  Wilhelm  John 
verfaßte,  für  den  Nationalökonomen 
und  Wirtschaftspolitiker  sehr  lehrreiche 
Übersichten  beschäftigen  sich  mit  dem 
ostdeutschen  Handel  und  mit  der  deut¬ 
schen  und  polnischen  Industrie  in  West¬ 
preußen  und  Posen,  Neben  oder  an 
Stelle  dieser  allgemein  orientierenden 
Überblicke  wären  jedoch  von  Spezialisten 
geschriebene  Darstellungen  einzelner 
Zweige  des  ostdeutschen  Handels  und 
Gewerbes,  zunächst  des  Getreide-,  Vieh* 
und  Holzhandels,  der  Zucker-  und  Spiri¬ 
tusindustrie,  der  Kartoffeltrocknerei  und 
der  Industrieen  der  landwirtschaftlichen 
Maschinen  und  der  künstlichen  Dünge¬ 
mittel,  sehr  erwünscht.  Vor  allem  aber 
müßte  das  Ostland,  um  wirklich  ein 
Jahrbuch  für  die  ostdeutschen  Inter¬ 
essen  zu  werden,  auch  Ostpreußen  und 
Pommern,  die  ja  mit  Posen  und  West¬ 
preußen  ein  einziges  untrennbares  Wirt¬ 


schaftsgebiet  bilden,  in  den  Bereich 
seiner  alljährlichen  Berichterstattung 
hineinbeziehen.  Eine  Bibliographie  der 
im  letzten  Jahr  veröffentlichten  wichtige¬ 
ren  Schriften  über  die  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  politischen  Probleme  des 
Ostens  würde  von  den  Lesern  des  Jahr¬ 
buchs  gleichfalls  sehr  begrüßt  werden. 
X  X 

KurzeChronikJ)as  wichtigste  Ereignis 
der  diesjährigen  großen 
Landwirtschaftswoche  in 
Berlin  war  die  Begründung  einer  Gesell¬ 
schaft  zur  Förderung  des  Baus  und  der 
wirtschaftlich  zweckmäßigen  Verwen¬ 
dung  der  Kartoffeln,  zu  der  die 
außerordentlich  große  Kartoffelernte 
des  Jahres  1913  (541  Millionen  Doppel¬ 
zentner)  den  Anstoß  gegeben  hat.  Da 
diese  Riesenernte  weder  durch  die 
Spiritus-  und  Stärkeindustrie  noch  durch 
Verkauf  an  Speisekartoffeln  noch  durch 
Verfütterung  während  des  Winters  und 
Frühjahrs  zweckmäßig  und  gewinnbrin¬ 
gend  verwertet  werden  kann,  verpflich¬ 
tet  die  Gesellschaft  ihre  Mitglieder 
einen  bestimmten  Prozentsatz  ihrer 
Ernte  durch  Trocknung  oder  Einsäue¬ 
rung  zu  konservieren,  sie  dadurch  der 
Fäulnisgefahr  rechtzeitig  zu  entziehen 
und  sie  für  spätere  Jahre,  zum  Aus¬ 
gleich  schlechterer  Ernten,  aufzubewah¬ 
ren.  Man  verspricht  sich  davon  vor 
allem  eine  größere  Stabilisierung  der 
Schweineproduktion,  die  ja  überall  in 
Deutschland,  außer  in  Schleswig-Hol¬ 
stein,  Hannover  und  Oldenburg,  von  der 
Kartoffelernte  abhängig  ist  und  je  nach 
ihrem  Ausfall  in  fast  regelmäßigem 
Wechsel  von  Preissturz  und  Teuerung 
von  einer  Krisis  zur  andern  treibt.  Ge¬ 
stützt  auf  die  feste  Organisation  des 
Verwertungsverbands  der  deutschen 
Spiritusfabrikanten  und  die  etwas  lose¬ 
ren  Verbände  der  Stärkefabrikanten 
und  der  Kartoffeltrockner  wird  die  neue 
Gesellschaft  wahrscheinlich  ein  gut  Teil 
ihres  Zieles  verwirklichen  können.  X 
Auf  Grund  von  Fütterungsversuchen, 
die  günstig  ausfielen,  empfahl  Professor 
Hansen  (Königsberg)  in  der  Tierzucht¬ 
abteilung  der  Deutschen  Landwirt¬ 
schaftsgesellschaft  die  Sorghum¬ 
hirse,  die  auch  in  unseren  tropischen 
Kolonieen  angebaut  wird,  als  sehr  ge¬ 
eignetes  Mastgetreide  und  als  Ersatz 
für  russische  Futtergerste.  Hansen  ist 
der  Ansicht,  daß  wir  einen  wesentlichen 
Teil  der  vielen  Millionen  Mark,  die  wir 
nach  Rußland  für  Futtergerste  bezahlen, 
unseren  eigenen  Kolonieen  zuwenden 
könnten  und  sollten.  X  Die  deutsche 
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Stärke  Industrie  leidet  nach  wie  vor 
unter  der  Konkurrenz  besonders  Hol¬ 
lands.  X  In  einem  großen  Aufschwung 
befindet  sich  dagegen  die  Kartoffel¬ 
trocknung.  Im  letzten  Jahr  sind  be¬ 
reits  über  2  Millionen  Doppelzentner 
Trockenkartoffeln  in  zirka  500  Trockne- 
reien  hergestellt  worden.  Von  den  in 
Deutschland  vorhandenen  733  Apparaten 
können  in  100  Tagen  13  Millionen 
Doppelzentner  Kartoffeln  verarbeitet 
werden.  Die  Trockenflocken  und 
-schnitze!,  deren  Preis  im  letzten  Jahr 
bis  zu  5,50  Mark  pro  Doppelzentner 
sank,  sind  geeignet  einen  Teil  der  aus 
Rußland  importierten  Futtergerste  zu 
ersetzen.  Außerdem  wird  aus  ihnen  ein 
Walzmehl  hergestellt,  das  als  Zusatz  (in 
Höhe  von  10  bis  15  %)  zum  Roggen¬ 
oder  Weizenmehl  beim  Brotbacken  Ver¬ 
wendung  findet.  X  Im  Jahr  1912-1913 
stieg  der  Zucker  verbrauch  in 
Deutschland  auf  14  286  379  Doppel¬ 
zentner.  Damit  ist  der  bisher  größte 
Verbrauch  des  Jahres  1910-1911  um  mehr 
als  400  000  Doppelzentner  übertroffen 
worden.  Die  Ausfuhr  betrug  1912-1913 
etwas  über  10%  Millionen  Doppelzent¬ 
ner,  während  sie  1910-1911  über  11 
Millionen  betragen  hatte.  Rußland  und 
neuerdings  Oberitalien  machen  der 
deutschen  Zuckerindustrie  auf  dem 
Weltmarkt  in  steigendem  Maß  Konkur¬ 
renz,  X  Die  Spiritus  erzeugung  im 
Brennjahr  1912-1913  belief  sich  auf 
3  750  000  Hektoliter,  gegen  3  450  000  im 
Jahr  1911-1912.  Der  Trinkverbrauch 

stellte  sich  auf  1  870  000  Hektoliter 
gegen  1  930  000  im  Jahr  1911-1912.  Da¬ 
gegen  stieg  der  Verbrauch  von  Spiritus 
zu  gewerblichen  Zwecken  auf  1  720  000 
Hektoliter,  v 

X  X 

Literatur  Jn  der  Broschüre  Aktuelle 

agrarpolitische  Fragen  in 

der  Schweiz,  Frankreich 
und  Großbritannien  und  deren  Nutzan¬ 
wendung  auf  unsere  Verhältnisse  /Wien, 
Frick/  gibt  Dr.  Leopold  Freiherr 
von  He  n  net,  landwirtschaftlicher 

Fachberichterstatter  Österreich-Ungarns 
für  die  genannten  Staaten,  ein  recht  in¬ 
struktives  Referat  unter  vergleichender 
Bezugnahme  und  Nutzanwendung  auf  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  und 
die  Agrarpolitik  Österreichs  und  seiner 
Kronländer,  X  In  der  Schrift  Notlage 
im  Rebbau  /Freiburg,  Badischer  Bauern¬ 
verein/  entwirft  Dr.  Aengenhei  ster 
ein  ziemlich  trübes  Bild  der  ungünstigen 
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wirtschaftlichen  Lage,  in  die  die  ba¬ 
dischen  Weinbauern  durch  die  Fehl¬ 
herbste  1910,  1912  und  1913  versetzt 
worden  sind.  Auf  Grund  örtlicher  Stu¬ 
dien  des  Verfassers  werden  die  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  in  5  badischen 
Rebbaugemeinden  eingehender  geschil¬ 
dert.  X  Ähnlich  wie  in  seiner  in  der 
Presse  der  rechtsstehenden  Parteien 
ziemlich  viel  beachteten  Schrift  Innere 
Kolonisation  und  Familienfideikommiß 
/Berlin,  Siemenroth/  wirft  sich  Dr. 
Eugen  Moritz  auch  in  seiner  einige 
Monate  später  im  selben  Verlag  ver¬ 
öffentlichen  Broschüre  Großgrundbesitz 
zum  Verteidiger  dieser  Institution  auf, 
wobei  er  die  Schwäche  der  zum  großen 
Teil  von  den  Agrar marxisten  K.  Kautsky 
und  A.  Hofer  entliehenen  Argumente 
durch  verschwenderischen  Gebrauch  von 
Ausrufungszeichen  zu  verstärken  bestrebt 
ist.  Etwas  weniger  als  die  Kapitel  über 
Ackerbau  und  Nutzviehhaltung  fordert 
seine  Darstellung  der  Forstwirtschaft 
zum  Widerspruch  heraus,  X  Zu  dem 
Besten,  was  in  den  letzten  Jahren  über 
Ostdeutschland  veröffentlicht  ist,  gehören 
die  Reisestudien,  die  der  Redakteur  des 
Handelsteils  der  Frankfurter  Zeitung  Dr. 
Arthur  Feiler  seinem  Blatt  ge¬ 
schrieben  und  später  unter  dem  Titel 
Das  Problem  des  deutschen  Ostens  her- 
ausgegeben  hat  /Frankfurt,  Sozietäts¬ 
druckerei/.  Besonders  die  3  letzten  Ka¬ 
pitel,  die  von  der  innern  Kolonisation 
handeln,  sind  vorzüglich  gelungen.  Vor¬ 
behalte  wird  man  an  einigen  Sätzen 
zollpolitischen  Inhalts  machen  müssen. 
X  Sehr  brauchbar  ist  das  im  reichs¬ 
statistischen  Amt  vom  Regierungsrat  Dr. 
S  e  i  b  t  bearbeitete  Werk  Die  deutsche 
Landwirtschaft,  Hauptergebnisse  der 
Reichsstatistik  /Berlin,  Puttkammer  & 
Mühlbrecht/,  Irrtümlich  ist  es,  wenn 
Dr.  Seibt  von  den  ostdeutschen  Insten 
sagt,  daß  sie  in  ihrem  Eigenbetrieb  Ge¬ 
treide  bauen.  Das  ist  ganz  überwiegend 
nicht  mehr  der  Fall.  X  Das  Inter¬ 
nationale  Landwirtschafts¬ 
institut  in  Rom  hat  den  2,  Jahrgang 
seines  Annuaire  International  de  Le¬ 
gislation  agricole  veröffentlicht.  Der  944 
Seiten  starke  Band  enthält  sämtliche  für 
die  Landwirtschaft  wichtigen  Gesetze, 
die  während  des  Jahres  1912  von  40 
dem  Institut  angeschlossenen  Staaten  er¬ 
lassen  wurden.  Gute  Register  erschließen 
den  reichen  Inhalt  des  für  Agrar-  und 
Kolonialpolitiker  sehr  wertvollen  Nach¬ 
schlagswerks. 


VERANTWORTLICH  FÜR  DIE  REDAKTION  HERMANN  REHLÄNDER  IN  NEUBABELSBER8  -  VERLAG  OER  SOZIALI¬ 
STISCHEN  MONATSHEFTE  6.  K.  B.  H.  IN  BERLIN  •  DRUCK  VON  HANS  DOHRN  G.  M.  B.  H.  IN  BERLIN  v.  v 


MR*  SCHIPPEL  ■  BUDGETTHEORETISCHES  ZUM 
MEUE5TEM  NOTETRT 

OR  einigen  Wochen  versuchte  ich,  an  der  Hand  der  jüngsten  Etats¬ 
entwurfsziffern,  möglichst  bestimmt  herauszuarbeiten,  wie  voll¬ 
kommen  irreführend  die  Aufrechterhaltung  der  alten  bürgerlich¬ 
demokratischen  Budgetauffassung  ist:  durch  den  Etat  (wenigstens 
durch  unsere  Etats  deutsch  -  preußischen  Zuschnitts)  würden  die 
Haupt einnahmen  immer  periodisch  wirklich  geschaffen,  jährlich 
bewilligt  im  Sinn  der  altliberalen  Verfassungstheoretiker  und  unserer 
heutigen  Parteiresolutionäre.1}  Materiell  bewilligt  waren,  wie  sich  zeigte  und 
wie  jedermann  längst  bekannt  sein  sollte,  die  mehr  als  700  Millionen  Mark 
Zölle  durch  das  Zolltarifgesetz  vom  Dezember  1902,  die  gegen  200  Millionen 
Mark  Branntweinsteuer  durch  das  Branntweinsteuergesetz,  die  über  160 
Millionen  Mark  Zuckersteuer  durch  das  Zuckersteuergesetz,  die  nahezu 
400  Millionen  Mark  Wehrbeitrag  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1913  usw. 
Alle  diese  Hunderte  von  Millionen  blieben,  mit  oder  ohne  Etat,  materiell 
fällig,  solange  das  Zolltarifgesetz,  das  Branntwein-  und  Zuckersteuergesetz, 
das  Gesetz  über  den  Wehrbeitrag  nicht  aufgehoben  waren.  Das  Scheitern 
des  Etats  änderte,  ganz  im  Gegensatz  zu  dem  dereinst  so  beliebten  Schlag¬ 
wort,  nicht  das  geringste  an  der  Zahlungspflicht,  an  den  Zoll-  und  Steuer¬ 
sätzen,  und  deshalb  auch  nicht  das  geringste  an  den  schließlichen  Jahres¬ 
erträgen  bei  den  Zöllen,  beim  Branntwein,  beim  Zucker,  beim  Wehrbeitrag. 
Insoweit  stellt  sich  der  Reichsetat  in  der  Wirklichkeit  als  etwas  ganz 
anderes  dar  als  in  der  etwas  eingerosteten  und  hinter  dem  politischen  Zeiten¬ 
lauf  stark  zurückgebliebenen  Einbildung  unserer  prinzipiellen  Budgetver¬ 
weigerer:  nämlich  einfach  als  höhere  oder  niedrigere,  mehr  oder  weniger 
treffende  pder  irrende,  solide  oder  unsolide  Vorschätzung  der  auf  Grund  ge¬ 
gebener  gesetzlicher  Voraussetzungen  zu  erwartenden  Eingänge,  als  geord¬ 
nete  und  für  eine  geordnete  Geschäftsführung  unentbehrliche  Kalkulations¬ 
arbeit,  bei  der  positiv  und  entscheidend  mitzuraten  und  vor  allem  mitzu- 
taten  eine  weiterblickende  Opposition  jederzeit  das  denkbar  stärkste  Inter¬ 
esse  bekunden  müßte. 

Ich  hatte  ursprünglich  die  Absicht  in  einem  abschließenden  Artikel  weiter 
darauf  einzugehen,  warum  gerade  unter  dieser,  in  der  Jugendzeit 
des  Parlamentarismus  nicht  vorauszusehenden  Konstellation  eine  oppositio¬ 
nelle  Minder  heit,  durch  geschickte  Verwendung  ihrer  Parteistärke,  den 

*)  Siehe  meinen  Artikel  Das  Budget  in  Wirklichkeit  und  in  der  radikalen  Einbildung,  in  diesem  Band  der 
Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  217  ff. 
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Etat  in  ihrem  Sinn  auf  das  nachdrücklichste  beeinflussen  kann: 
unter  der  unerläßlichen  Vorbedingung  allerdings,  daß  diese  Minderheit  zum 
Schluß  ihre  Stimmen  wirklich  in  die  Wagschale  zu  werfen  versteht  und  sie 
nicht  unter  allen  Umständen  in  leeren  Demonstrationen  zum  Fenster  hinaus 
verpufft.  Das  unterdes  vorgelegte  und  angenommene  Notetatsgesetz  bietet 
jedoch  einige  ganz  außergewöhnliche  Anregungen  und  Anhalte,  um  vorerst 
lieber,  in  diesem  Fall  unter  stärkerer  Berücksichtigung  der  Ausgaben¬ 
seite,  nochmals  der  tatsächlichen  Struktur  unserer  heutigen  Etats  zu  folgen 
und  auf  diesem  Weg  Spukvorstellungen  zu  verscheuchen,  wie  sie  am  hellen, 
lichten  Tag  in  vermeintlich  radikalen  Parteiköpfen  noch  immer  gelegentlich 
umgehen. 


DUARD  Bernstein  hat  neulich  treffend  hervorgehoben,  wie  die 
öffentlichen  Ausgaben  überall,  im  Reich  und  natürlich  noch  viel 
mehr  in  den  Einzelstaaten  und  Gemeinden,  einen  ungemein  starken 
und  fortwährend  sich  verstärkenden  Einschlag  von  Kultur-  und 
ss=s5_-s__a  Verwaltungs  zwecksetzung  zeigen,  wie  »die  Herrschaft 
über  Menschen  gegenüber  der  Verwaltung  von  Sachen  zurücktritt«.  Ich 
verweise  einstweilen  hierauf 2)  und  bleibe  heute  einfach  bei  der  Unter¬ 
suchung:  Welche  großen  Ausgabezwecke  würden  weg  fallen,  welche 
staatlichen  Funktionen  würden  jedes  Dasein  oder  wenigstens  jede  Rechts¬ 
grundlage  ihres  Fortbestands  verlieren,  wenn  der  Etat  nicht  unter  Dach 
und  Fach  käme?  Würde  sich  in  dieser  Richtung  die  Temporaliensperre  für 
die  tätigen  Glieder  und  Einrichtungen  des  modernen  Staatsorganismus  so 
einfach  vollziehen  wie  dies  einer,  auf  ganz  anderm  Boden  gewachsenen 
Budgetverweigerungstheorie  entspricht?  Wurde  es  vor  allem  für  uns  als 
Arbeitervertreter  so  einfach  und  so  zielführend  sein  diesen  Lähmungsprozeß 
nicht  bloß  prinzipiell  zu  wollen  und  in  tönenden  Worten  zu  verkünden 
sondern  auch  ernstlich  einzuleiten  und  entschlossen  bis  zum  letzten  Ende 


durchzusetzen? 


Die  »vorläufige  Regelung  des  Reichshaushalts«  sucht,  wie  man  weiß,  wenig¬ 
stens  für  die  nächsten  3  Monate,  April,  Mai  und  Juni,  »vorbehaltlich  der 
Rückwirkung  des  neuen  Etats«,  eine  genügend  breite  und  sichere  Basis  für 
die  Fortführung  aller  Verwaltungen  (Auswärtiges  Amt,  Reichsamt  des 
Innern,  Reichsheer,  Marine  usw.)  zu  gewinnen.  Man  müßte  nun  nach  unseren 
Parteitheoretikern  meinen,  daß  hier,  genau  wie  im  Stammetat,  ein  unendlich 
weit  verzweigter  Verwaltungsapparat  sich  in  allen  seinen  Richtlinien  und 
Einzelheiten  deutlich  abzeichnet,  nur  daß  jedesmal  ein  Vierteljahrsbetrag 
statt  des  Gesamtjahresaufwands  in  der  Ausgabeziffer  erscheint.  Denn  erst 
und  nur  der  Etat  schafft,  bewilligt  nach  dieser  Auffassung  für  die  nächste 
Finanzperiode  die  damit  erst  anerkannten  Ausgabezwecke,  Was  nicht  aus¬ 
drücklich  im  Etat  vermerkt  und  bewilligt  wird,  ist  aus  den  zu  erfüllenden 
Reichsaufgaben  und  zu  bestreitenden  Ausgaben  ausgeschieden,  genau  ^  so 
wie  nach  diesen  sonderbar  weltfremden  Schwärmern  die  Zoll-,  Branntwein-, 
Zucker-,  Wehrbeitragsquelle  nur  dann  jahrweise  weiterfließt,  wenn  sie  durch 
den  Etat  von  neuem  erschlossen  ist.  Aber  von  all  dem  Erwarteten  keine 
Spur  in  der  Vorlage  und  im  Gesetz. 

Die  Bedarfsspezialisierung  beginnt  hier  mit  dem  Auswärtigen  Amt.  168  000 


■2)  Siehe  Bernstein  Die  Realitäten  des  Budgetrechts,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag. 

282  ff. 
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Mark  zum  Umbau  des  Madrider  Botschaftsgebäudes  und  340  000  Mark  für 
Bau-  und  Einrichtungszwecke  der  Botschaft  in  Konstantinopel,  das  ist  alles, 
was  als  »unaufschiebbar«  bezeichnet  und  in  bestimmtem  Betrag  schon  mit 
für  das  nächste  Vierteljahr  »angefordert«  wird.  Aber  im  Stammetat  findet 
sich  das  Auswärtige  Amt,  lediglich  bei  den  »fortdauernden«  Ausgaben,  mit 
über  20,4  Millionen  Mark  für  das  Rechnungsjahr  1914.  Bleibt  die  ent¬ 
sprechende  Tätigkeit  des  Auswärtigen  Amts  bis  zur  Erledigung  des  speziali¬ 
sierten  Stammetats  ruhen,  abgesehen  von  der  Verschönerung  des  Bot¬ 
schafterlebens  am  Manzanares  und  am  Bosporus,  die  leider  durch  die  Nicht¬ 
erwähnung  der  Gehälter  und  sonstigen  Etatsposten  ein  wenig  getrübt  er¬ 
scheint?  Das  wäre  zweifellos  mehr  als  seltsam. 

Es  folgt  sofort  das  Reichsamt  des  Innern.  Im  Stammetat  beansprucht  es 
nicht  weniger  als  65  der  bekannten  vielsagenden  Tabellenseiten;  bei  den 
fortdauernden  Ausgaben  allein  erscheint  es  hier  mit  rund  100  Millionen 
Mark,  dann  nochmals  bei  den  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats 
mit  1634»  Millionen,  Im  Notgesetz  sind,  neben  der  Summe  zur  Förderung 
von  Arbeiterkleinwohnungen,  speziell  benannt  nur  ein  paar  neue  Stellen 
beim  Patentamt  und  beim  Kanalamt,  zusammen  mit  noch  nicht  einem  halben 
Hunderttausend  Mark.  Wenn  staatsrechtmäßig  an  Aufgaben  und  Ausgaben 
nur  besteht  und  funktioniert,  was  vorher  im  Etat  ausdrücklich  zugestanden 
wurde,  wo  bleibt  dann  vom  1.  April  ab  die  unendlich  vielseitige  Reichs¬ 
amtswirksamkeit? 

Oder  greifen  wir  als  drittes,  noch  viel  verblüffenderes  Beispiel  die  Reichs¬ 
post-  und  Telegraphenverwaltung  heraus.  Der  Stammetat  rechnet  auf  59 
Seiten  allein  im  ordentlichen  Etat  über  750  Millionen  Mark  fortdauernde 
Ausgaben  für  1914  heraus,  dazu  über  3014  Millionen  einmalige  Ausgaben, 
Im  Quartalsnotgesetz  finden  wir  kaum  40  Zeilen  und  Einzelposten,  meist 
kleine  dringende  Grundstückserwerbe,  Um-  und  Erweiterungsbauten  be¬ 
treffend,  wie  sie  bei  einem  solchen  gewaltigen  Unternehmen  selbstverständ¬ 
lich  jedes  Jahr  immer  wiederbringt.  Aber  warten  deshalb  die  anderen,  nicht 
besonders  aufgeführten,  warten  gerade  die  hauptsächlichsten  Postausgaben, 
bis  sie  nach  vielleicht  2  Monaten  (zunächst  ist  der  Reichstag  auf  4  Wochen 
in  die  Ferien  gegangen)  in  der  üblichen  und  notwendigen  spezialisierten 
Form  genehmigt  sind?  Aber  die  Ausgaben  für  Gehälter  und  Löhne,  für 
Pferdefutter  und  Autobenzin,  für  Baulichkeiten,  Mieten  und  Einrichtungen 
gehören  doch  zur  Erfüllung  der  Postaufgaben.  Stockt  der  ganze  Riesen¬ 
betrieb,  von  den  erwähnten  kleinen  Erweiterungs-  und  Umbauten  und  Grund¬ 
stückserwerben  abgesehen,  etwa  bis  zur  Stammetatsverabschiedung? 

ES  Rätsels  Lösung  liegt  durchaus  nicht  so  weit.  Ähnlich  wie  bei 
den  Einnahmen,  die  im  vorigen  Artikel  analysiert  wurden,  liegt 
es  nämlich  bei  den  Ausgaben  gleichfalls.  Die  Einnahmen,  die 
doch  auch  zum  bundesstaatlichen  Leben  während  des  1,  Finanz¬ 
quartals  gehören,  erwähnt  der  Notetat  überhaupt  kaum.  Wahr¬ 
haftig  nicht,  weil  die  verbündeten  Regierungen  großmütig  darauf  verzichten 
wollten  und  könnten.  Sondern  einfach,  weil  die  Einnahmen  materiell  gar 
nicht  erst  durch  den  Etat  geschaffen,  in  diesem  vollen  Sinn  des  Wortes 
gar  nicht  erst  bewilligt  zu  werden  brauchen,  weil  die  Einnahmen  ohnehin 
auf  Grund  von  dauernden,  über  den  wechselnden  Etats  stehenden  Gesetzen 
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fließen,  und  weil  ihre  sorgsamere,  berechnendere  Bezifferung  durch 
den  Etat  ruhig  noch  1  oder  2  Monate  warten  kann.  §  3  ermächtigt  des¬ 
halb  den  Reichskanzler  lediglich  zur  Heranziehung  der  Bundesstaaten  »in 
Grenzen  der  letzten  Bewilligung«  und  zur  Ausgabe  von  Schatzanweisungen, 
aber  sogar  zu  allem  diesem  nur  bedingungsweise:  falls  und  soweit  die 
unabhängig  vom  Abschluß  des  Stamm-  wie  des  Notetats  regelrecht  fort¬ 
laufenden  Einnahmen  wirklich  noch  eine  Lücke  lassen.  Mehr  zu  tun  lag 
bei  den  ohnehin  gesicherten  Einnahmen  nicht  der  geringste  Anlaß  vor.  Und 
so  konnte  man  sich  denn  wegen  der  überwältigenden  Mehrheit  der  Ausgaben 
(des  3 %i  Milliarden-Etats!)  gleichfalls  mit  folgendem  §  1  begnügen: 

»Bis  zur  gesetzlichen  Feststellung  des  Reichshaushaltsetats  für  das  Rechnungsjahr 
1914  wird  der  Reichskanzler  ermächtigt  für  die  Monate  April,  Mai  und  Juni 
alle  Ausgaben  zu  leisten,  die  zur  Erhaltung  gesetzlich  bestehender  Ein¬ 
richtungen  und  zur  Durchführung  gesetzlich  beschlossener  Maßnahmen 
erforderlich  sind,  ferner  die  rechtlich  begründeten  Verpflichtungen 
des  Reichs  zu  erfüllen  und  endlich  Bauten,  für  die  durch  den  Etat  eines  Vorjahrs 
bereits  Bewilligungen  stattgefunden  haben,  fortzusetzen.« 

In  der  Tat  sind  durch  diese  wenigen  Worte  fast  alle  wirklich  grund¬ 
legenden  Ausgaben  gedeckt.  Oder  in  anderer  Ausdrucksweise:  In  ihrer 
weit  überragenden  Masse  werden  die  Ausgaben  (so  gut  wie  auf  der  Gegen¬ 
seite  die  Einnahmen)  gar  nicht  erst  durch  den  Etat  periodisch  (von  Jahr 
zu  Jahr)  neu  geschaffen,  gar  nicht  bewilligt  im  vollen  materiellen  Sinn  des 
Wortes,  so  daß  sie  ohne  den  Etat  gar  nicht  da  sein  würden.  Auch  die 
Ausgaben  beruhen  in  ihrem  Grundstock  vielmehr  auf  »gesetzlich  bestehenden 
Einrichtungen«,  »gesetzlich  beschlossenen  Maßnahmen«,  auf  »rechtlich  be¬ 
gründeten  Verpflichtungen  des  Reichs«,  und  diese  Gesetze  und  Verpflich¬ 
tungen  stehen  selbstverständlich  weiter  in  Kraft,  gleichviel,  ob  der  Etat  bis 
zum  1.  April,  oder  ob  er  überhaupt  fertig  wird.  Freilich  fallen  damit  selbst 
nach  dieser  Richtung  alle  Illusionen  unserer  prinzipiellen  Budgetverweigerer 
abermals  platt  und  hilflos  zu  Boden. 

Auch  hier  dürften  ein  paar  bestimmte  Beispiele  die  wahre  Sachlage  klarer 
machen  als  alle  allgemeineren  Darlegungen.  Ich  greife,  weil  allen  Arbeitern 
vertrauter,  aus  dem  Reichsamt  des  Innern  auf  gut  Glück  heraus:  Kapitel  7a 
Titel  16,  Belastung  des  Reichs  aus  den  auf  Grund  der  Reichsversicherungs¬ 
ordnung  zu  gewährenden  Leistungen,  59  062  000  Mark.  Wenn  der  Etat  fällt, 
so  fällt  damit  natürlich  die  budgetmäßige  Grundlage  für  die  Ausführung 
dieser  Zahlung,  für  diese  Zahlungsausführung  fehlt  (um  im  folgenden 
immer  den  selben  bildlichen  Ausdruck  zu  verwenden)  das  vorherige  und 
zugehörige  Visum  des  Reichstags.  Aber  auch  weiter  nichts.  Denn  materiell 
geschaffen  wird  die  Ausgabe  gar  nicht  durch  die  Etatsgenehmigung;  sie  lebt 
und  wirkt  mit  oder  ohne  Etat.  Sie  wird  durch  den  Etat,  wie  dies  unter 
zivilisierten  Haushältern  gar  nicht  anders  sein  kann,  nur  an  der  Hand  ge¬ 
nauer  früherer  Erfahrungen  und  möglichst  begründeter  Wahrscheinlichkeits¬ 
rechnungen  auf  eine  bestimmte  Ziffer  bemessen;  diese  Ziffer  erscheint  alsdann 
notwendig  in  der  langen  Reihenfolge  aller  Reichsausgaben,  weil  kein  zivili¬ 
sierter  Staat  dieses  einheitlichere  genauere  Vorabwägen  aller  Einnahmen 
gegen  alle  Ausgaben,  eben  in  dem  grausenerregenden  Etat,  entbehren  kann. 
Wirklich  geschaffen  und,  mit  oder  ohne  Etat,  dauernd  aufrechterhalten  ist 
unsere  Summe  von  59  Millionen  Mark  jedoch,  wie  jedermann  weiß,  durch 
die  Reichsversicherungsordnung,  durch  dauerndes,  nicht  auf  1jährige  Etats¬ 
kündigung  gestelltes  Gesetz: 
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»§  1284,  Die  Versicherungsleistungen  bestehen  aus  einem  festen  Reichszuschuß  und 
einem  Anteil  der  Versicherungsanstalt. 

§  1285.  Der  Reichszuschuß  beträgt  jährlich  50  Mark  für  jede  Invaliden-,  Alters-, 
Witwen-  und  Witwerrente,  und  25  Mark  für  jede  Waisenrente,  einmalig  50  Mark  für 
jedes  Witwengeld  und  I6V3  Mark  für  jede  Waisenaussteuer. 

§  1383.  Die  Anstalt  zahlt  auf  Anweisung  des  Vorstands  durch  die  Post, 

§  1297.  Die  Renten  werden  in  Teilbeträgen  monatlich  ...  im  voraus  gezahlt.« 

Bei  einem  Scheitern  des  Etats  wäre  demnach,  soweit  unser  Arbeiterver- 
sicherungsgebiet  in  Frage  kommt,  die  politische  Konstellation  eine  ganz 
andere  als  dies  der  alten,  im  vorigen  Artikel  skizzierten  Budgettheorie 
geistig  vorschwebte.  Das  Reich  hätte,  auf  Grund  der  Gesetze,  materiell 
weiter  die  Pflicht  zu  zahlen.  Die  etwa  1,2  Millionen  Invaliden-  und  Alters¬ 
rentner,  die  in  das  Jahr  1914  übergehen  oder  neuzuwachsen,  und  ebenso 
die  über  80  000  Witwen  und  Waisen  hätten  bedingungslos,  auf  Grund  der 
Gesetze,  das  Recht  Zahlung  zu  verlangen,  jeden  Monat  im  voraus  zu  ganz 
bestimmtem  Teilbetrag.  Dem  Reich  fehlten  zudem  keineswegs  die  Ein¬ 
nahmen,  die  wiederum  auf  dauernderen  Gesetzen,  nicht  auf  dem  Etat  be¬ 
ruhen  würden.  Aber  ohne  Verletzung  des  formalen  Rechts  wäre,  wie  in 
einer  verhexten  faulen  Zauberwelt,  der  funkengebende  Kontakt  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  herzustellen,  denn  —  es  fehlt  das  formale 
Visum  des  Reichstags.  Wie  ein  solcher  politischer  Konflikt  allem 
menschlichen  Ermessen  nach  gelöst  werden  würde,  darüber  später  in  dem 
Schlußartikel.  Aber  das  eine  wird  man  zugestehen:  Viel  Ähnlichkeit  mit 
den  erträumten  Auseinandersetzungen  unserer  prinzipiellen  Budgetver¬ 
weigerer  hat  er  gerade  nicht. 

Jedoch  auf  den  anderen  Ausgabegebieten  sieht  es  kaum  viel  anders  aus,  so 
daß  sich  die  erwähnte  überraschend  einfache  Fassung  des  Notetatsgesetzes 
genügend  erklärt;  die  Erhaltung  gesetzlich  bestehender  Einrichtungen,  die 
Durchführung  gesetzlich  beschlossener  Maßnahmen  und  endlich  die  »recht¬ 
lich  begründeten  Verpflichtungen«  entscheiden  (neben  der  Fortsetzung  be¬ 
reits  begonnener  Bauten)  durchschlagend  über  den  ganzen  Grund-  und  Auf¬ 
riß  der  Ausgabenseite, 

Über  den  Militär  etat  sprach  ich  das  letztemal  schon.3)  Heute  sei  dem 
Post  etat  noch  eine  kurze  Betrachtung  gewidmet.  Wenn  der  Etat  fällt, 
zerfließt  zweifellos  die  budgetmäßige  Grundlage  aller  Postausgaben  in  eitel 
Dunst  und  Luft.  Aber  auch  weiter  nichts.  Doch  bildet  man  sich  ein,  daß 
deshalb  die  Postverwaltung  weniger  als  sonst  verpflichtet  wäre  zu  Gehalts¬ 
zahlungen,  zu  Mietszahlungen,  zu  Transportzahlungen,  zu  Zahlungen  für  In¬ 
standhaltung  und  Fortentwickelung  ihres  ungeheuren  Telegraphen-  und 
Fernsprechapparats,  für  Lieferung  von  Schreib-,  Druck-  und  Briefmarken¬ 
material?  Beamte,  um  bei  ihnen  zu  bleiben,  haben  dauernd  das  Recht  auf 
Besoldung;  sie  verlieren  es  nur  durch  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses; 
eine  Entlassung  ist  jedoch  nur  im  Disziplinarweg  zu  verhängen.  Auf  dem 
Verwaltungsweg  oder  im  ordentlichen  Rechtsweg  könnten  beispielsweise  die 
6381  Obersekretäre,  Sekretäre  und  Vorsteher  von  Postämtern  ihre  25  Mil¬ 
lionen  Mark  Jahresgehalt  beanspruchen  und  einklagen,  die  39  959  Assi¬ 
stenten,  Telegraphenmechaniker,  Maschinisten,  Lagerverwalter  ihre  106,2 
Millionen,  die  76  812  Unterbeamten  in  gehobenen  Dienststellen  und  der 
Schaffnerklasse  ihre  121,2  Millionen  Mark,  die  25  600  Unterbeamten  der 

3 )  Siehe  meinen  in  Note  1  zitierten  Artikel,  pag.  222  f. 
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Landbriefträgerklasse  ihre  30,2  Millionen  Mark,  die  7746  Post-  und  Tele¬ 
graphengehilfinnen  ihre  11,1  Millionen,  Wohnungsgeldzuschüsse  und  ähn¬ 
liches  ganz  beiseite  gelassen.  Auch  die  30,7  Millionen  Mark  Pensionen  und 
Kosten  des  Heilverfahrens  in  Kapitel  85  Titel  40  hören  selbstverständlic 
im  Fall  der  Etatsverweigerung  keineswegs  auf,  denn  sie  erfolgen  »nach  Maß¬ 
gabe  der  Reichsgesetze  sowie  auf  Grund  der  Gesetze  vom  15.  Marz  1886 
und  18  Juni  1901«;  ebenso  geht  es  mit  den  11,8  Millionen  »Bewilligungen 
für  Hinterbliebene  nach  Maßgabe  der  Reichsgesetze«.  Von  den  750,7  Milli¬ 
onen  Mark  Ausgaben  im  ordentlichen  Etat  bei  der  Reichspost-  und  -tele- 
graphenverwaltung  dürften  kaum  besonders  nennenswerte  Beträge  außer¬ 
halb  der  Grenzen  der  »rechtlich  begründeten  Verpflichtungen«  und  ähnlicher 
Bestimmungen  im  §  1  des  jüngsten  Notgesetzes  stehen.  Die  Post  konnte 
zahlen,  denn  ihre  eigenen  Einnahmen  überstiegen  noch  stets  ihre  Ausgaben. 
Die  Post  selber  würde  zudem  gar  nicht  daran  denken  ihre  eigene  Zahlungs¬ 
pflicht  zu  bestreiten.  Indes,  die  Post  darf  ohne  Etatserledigung  nicht  zahlen; 
es  fehlt  —  das  erlösende  Visum  des  Reichstags.  So  würde  auf  diesem  Gebiet 
der  droße  Konflikt  aussehen,  aus  dem  nebelhaften  Gerede  in  bestimmtere 
Vorstellungen  übersetzt;  und  große  Lorbeeren  verspricht  er  wohl  gerade 
nicht,  auch  wenn  man  ihn,  um  es  durch  stete  Übung  zur  Weltmeisterschatt  zu 
bringen,  Jahr  für  Jahr  wiederholt,  wie  dies  doch  aus  der  prinzipiellen  u 
getverweigerung  folgt. 

Meint  man,  bei  Nichtannahme  des  Etats  verlören  die  Reichsglaubiger,  ganz 
im  Gegensatz  zu  allen  anderen  Kreditgebern  des  normalen  Wirtschafts-  und 
Rechtslebens,  ihren  Anspruch  auf  Verzinsung,  würde  das  Reich  sei£er 
Pflicht  zur  Zinsenzahlung  ledig  (Entwurf  1914  184,2  Millionen  Mark)  .  Hat 
das  Reich  im  Konfliktsfall  etwa  an  pensionierte  Offiziere,  an  im  Dienst  ge¬ 
schädigte  und  invalide  Unteroffiziere  und  Soldaten,  an  Veteranen  auch  nur 
einen  Pfennig  weniger  zu  entrichten  (Entwurf  145,3  Millionen  Mark)  . 
Können  die  Reichsdruckerei,  die  Reichseisenbahnleitung  am  1.  April  ihre 
fast  30  000  Beamten  und  Arbeiter  nach  Haus  schicken,  ihre  Tätigkeit  ein¬ 
stellen,  weil  sie  vom  neuen  Etatsjahr  ab  von  den  ausgeworfenen  124,6  Mi  - 
Honen  Mark  keinen  Pfennig  mehr  verausgaben  dürfen,  wegen  des  ausge¬ 
bliebenen  Reichstagsvisums?  Gilt  das  gleiche  etwa  weiter  von  den  mehr 
als  270  000  Postangestellten? 

Hier  versagt  zudem  jede  Berufung  auf  das  alte  bürgerlich-demokratische 
Vorbild,  Die  alte  bürgerliche  Demokratie  konnte  alle  diese  Folgen,  bei  dem 
damals  viel  einfachem  Staatszuschnitt,  gar  nicht  vorausahnen;  aber  sie  hätte 
immerhin  dem  heraufzubeschwörenden  Sturm  wesentlich  ruhiger  entgegen¬ 
sehen  können,  denn  für  sie  war  ein  solcher  Konflikt  niemals  als  ein  lange¬ 
dauernder  gedacht.  Das  am  Staatssteuer  sitzende  Ministerium  sollte  durch 
das  Schreck-  und  Druckmittel  der  Etatsverweigerung  für  gewisse  Zugeständ¬ 
nisse  gefügig  gemacht,  oder  es  sollte  durch  eine  andere  Regierung  ersetzt 
werden,  die  den  verlangten  Reformen  nicht  mehr  widerstrebte.  Man  war 
jederzeit  sofort  bereit  der  bekehrten  alten  oder  der  reformfreundlichen 
neuen  Regierung  das  Budget  zu  bewilligen  und  die  geschilderten  Wirt¬ 
schaftsstörungen  und  Rechtskonflikte  damit  wieder  aus  der  Welt  zu  schäften. 
Man  war,  wenn  alle  Stränge  reißen,  schlimmstenfalls  Budgetverwei¬ 
gerer,  aber  man  war  nicht  prinzipieller  Budgetverweigerer,  so 
wenig  wie  der  Teil  dauernd  von  Grundsatz  und  Beruf  Tyrannenmorder 
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sein  sollte.  Man  sah  in  der  Verneinung  des  Budgets  niemals  einen  dauernden 
politischen  Normalzustand.  Unser  prinzipieller  Budgetbekämpfer  (wenn  er 
konsequent  und  standhaft  ist,  was  er  allerdings  häufig  nicht  einmal  während 
der  paar  Zeilen  einer  papiernen,  nichts  kostenden  Resolution  zu  sein  ver¬ 
mag)  will  auch  der  umgestalteten  Regierung  abermals  den  Etat  obstruieren, 
denn  auch  das  neue  Regime  ist  trotz  aller  unleugbaren  äußerlichen  Verbesse¬ 
rungen  in  seinem  innern  Grund  und  Kern  ein  bürgerliches,  ein  Klassenstaats¬ 
regime  geblieben,  und  mit  jeder  Budgetzustimmung  glaubt  der  Strenggläubige 
unter  solchen  Umständen  dem  Klassenstaat  eine  tiefe  Lakaienverbeugung  zu 
machen.  Bis  zum  Zukunftsstaat  wird  weiter  verweigert - 

Man  kann  diese  Anschauung  also  nachprüfen,  an  welchen  Stellen  man  will, 
man  kommt  aus  den  Widersprüchen  und  Unmöglichkeiten  nicht  heraus:  wie 
gewöhnlich  bei  Glaubensüberlieferungen,  an  denen  man  starr  und  unver¬ 
ändert  festzuhalten  sucht,  während  das  fließende  reale  Leben  unterdes  nicht 
bloß  große  Umwandlungen  sondern  eine  vollständige  Umwälzung  durchge¬ 
macht  hat. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDUARD  BERNSTEIN  ■  DIE  POLITISCHE  KRISE 
IN  ENGLAND 

1  •  Das  Vorspiel 

NGL  AND  macht  zurzeit  eine  politische  Krise  durch,  die  auch  ohne 
die  sensationellen  Vorgänge  der  letzten  Wochen,  den  sogenannten 
Offiziersstreik,  Anspruch  auf  die  volle  Aufmerksamkeit  der  deut¬ 
schen  Sozialdemokratie  hat.  Die  bezeichneten  Vorgänge  bedeuten 
nur  eine  Phase  in  einem  Kampf,  dessen  erster  Akt  sich  im  Jahr 
1910  abgespielt  hat. 

Seinen  Ausgangspunkt  bildete  die  Ablehnung  des  vom  Schatzkanzler  Lloyd 
George  im  Jahr  1909  eingebrachten  Budgets  durch  das  Haus  der  Lords. 
Gestützt  darauf,  daß  dieses  Budget  keine  reine  Finanzmaßiegel  sei  sondern 
unter  anderm  bodenreformerische  Neuerungen  umschließe,  erklärte  sich  die 
Lordskammer  für  berechtigt  ihm  ihre  Zustimmung  zu  versagen.  Damit  durch¬ 
brach  sie  die  durch  mehr  als  30jährige  Übung  Gesetz  gewordene  Praxis,  wo¬ 
nach  das  Recht  Budgets  anzunehmen  oder  abzulehnen  ausschließlich  beim 
Haus  der  Gemeinen  lag,  und  sie  machte  eine  Änderung  des  Verhältnisses 
zwischen  beiden  Häusern  des  Parlaments,  das  unerträglich  geworden  war, 
unabwendbar.  Der  Umstand,  daß  im  Land  und  in  der  gewählten  Kammer, 
dem  Haus  der  Gemeinen,  zwei  große  politische  Parteien  im  abwechselnden 
Stimmenverhältnis  sich  die  Wage  halten,  im  Haus  der  Lords  aber,  dem  die 
Verfassung  das  Vetorecht  gegenüber  Beschlüssen  des  Hauses  der  Gemeinen 
zuerkennt,  die  eine  dieser  beiden  Parteien,  die  konservativ-unionistische  Ver¬ 
bindung,  die  ihr  durch  Erblichkeit  der  Peers  verbürgte  erdrückende  Mehrheit 
hat,  war  längst  von  der  dadurch  benachteiligten  liberalen  Partei  als  unleid¬ 
lich  betrachtet  worden.  Hatte  er  doch  zur  Folge,  daß  liberal-radikale  Re¬ 
gierungen  in  ihrer  gesetzgeberischen  Tätigkeit  immer  wieder  durch  das  selbe 
Haus  der  Lords  gehemmt  wurden,  das  konservativen  Regierungen  gegenüber 
ein  helfender  Bundesgenosse  war.  Wichtige  Reformvorlagen  der  Liberalen 
waren  durch  das  Veto  des  Hauses  der  Lords  zu  Fall  gebracht,  das  Werk 
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ganzer  Sessionen  der  Liberal-Radikalen  vereitelt  worden.  Gerade  in  Hin¬ 
blick  darauf  eben  hatte  Lloyd  George  es  1909  für  angezeigt  gehalten  und 
dazu  die  Zustimmung  seiner  Kollegen  im  Kabinett  gefunden  gewisse  Re¬ 
formen  der  Bodenbesteuerung  in  das  Budget  hineinzunehmen,  statt  sie  in 
Form  gesonderter  Gesetzesvorlagen  dem  Parlament  zu  unterbreiten.  Denn 
daß  die  Lords  so  weit  gehen  würden  nun  auch  das  Budget  zu  verwerfen, 
konnte  man  billig  bezweifeln. 

Indes,  sie  taten  es;  die  Verfassungsfrage  wurde  akut,  und  es  kam  zur  Auf¬ 
lösung  des  Hauses  der  Gemeinen.  An  ihrem  Vorabend  formulierte  der  Füh¬ 
rer  der  Liberalen,  Ministerpräsident  Asquith,  mit  Zustimmung  seiner  Partei 
ihr  Programm  für  die  Beilegung  des  Verfassungskonflikts  dahin,  daß  die 
Lordskammer  in  Zukunft  keinem  Gesetz  die  Zustimmung  solle  versagen 
können,  das  im  Lauf  einer  und  der  selben  Legislaturperiode  in  3  Sessionen 
vom  Haus  der  Gemeinen  mit  Mehrheit  beschlossen  worden  sei.  Die  Neu¬ 
wahlen  vom  Januar  1910  brachten  den  Liberalen  zwar  erhebliche  Mandats¬ 
verluste,  doch  wurden  immerhin  gegen  271  Konservative  273  Liberale  ge¬ 
wählt,  die  mit  den  in  dieser  Hinsicht  ihnen  zustimmenden  82  irischen  Na¬ 
tionalisten  und  41  Arbeiterparteilern  über  eine  so  große  Mehrheit  verfügten, 
daß  von  Rechts  wegen  schon  damals  die  bezeichnete  Beschränkung  des  Veto¬ 
rechts  hätte  Gesetz  werden  müssen.  Es  bedurfte  aber,  nachdem  von 
Eduard  VII.  eingeleitete  Konferenzen  zwischen  den  Führern  der  beiden 
großen  Parteien  zu  keinem  Resultat  geführt  hatten,  noch  einer  zweiten,  im 
Dezember  1910  vorgenommenen  allgemeinen  Wahl,  bis  diese  Reform  Gesetz 
werden  konnte.  Die  genannte  Wahl  hat  die  Parteien  in  fast  unveränderter 
Stärke  ins  Haus  der  Gemeinen  zurückgebracht. 

Formal  war  die  Verfassungskrise  in  demokratischem  Sinn  entschieden,  die 
Vetovorlage  des  liberal-radikalen  Kabinetts  ist  heute  Gesetz.  Aber  seine 
materielle  oder  reale  Kraft  soll  dieses  Gesetz  nun  erst  bewähren.  Den  Prüf¬ 
stein  liefert  das  von  der  liberalen  Regierung  betriebene  Gesetz  für  die  Ge¬ 
währung  der  Selbstregierung  an  Irland,  kurz  Homerule  genannt.  Seit  1886 
steht  diese  Reform  auf  dem  Programm  der  liberalen  Partei.  In  verschiedenen 
Gesetzentwürfen  ist  sie  von  liberalen  Regierungen  dem  Parlament  vorgelegt, 
vom  Haus  der  Gemeinen  durchberaten  worden,  aber  immer  wieder  dem  Veto 
des  Hauses  der  Lords  erlegen.  Das  Hauptargument  der  Peerskammer  für  die 
Ablehnung  war  stets:  die  Vorlage  sei  dem  Volk  bei  der  Wahl  nicht  genau 
bekannt  gegeben  worden,  eine  so  bedeutungsvolle  Verfassungsänderung  müsse 
aber  von  der  Wählerschaft  in  unzweideutiger  Weise  gebilligt  worden  sein, 
ehe  sie  Gesetz  werden  dürfe. 

Ein  anscheinend  durchaus  demokratischer  Gedanke.  Und  die  namhaftesten 
Führer  der  Konservativen  sind  dafür  eingetreten  in  dieser  Form  das  Re¬ 
ferendum  in  das  englische  Verfassungsleben  einzufügen.  Die  Liberalen  und 
die  Radikalen  wollen  aber  davon  nichts  wissen.  Sie  erklären,  ein  Referen¬ 
dum,  bei  dem  es  vom  Willen  des  Hauses  der  Lords  abhänge,  wann  und 
worüber  es  zu  veranstalten  sei,  sei  eine  Parodie  demokratischer  Selbstregie¬ 
rung.  Auch  könne  ein  so  umfangreiches  Gesetz  wie  die  Homerulevorlage  mit 
ihren  vielen  Einzelheiten  vernünftigerweise  nicht  Gegenstand  der  Volksab¬ 
stimmung  sein.  Was  dem  Volk  zur  Entscheidung  vorzulegen  sei,  seien  die 
leitenden  Grundsätze  der  Politik,  und  in  dieser  Hinsicht  sei  den  Wählern  bei 
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jeder  Wahl  deutlich  genug  klargemacht  worden,  daß  die  Liberalen  die  Ver¬ 
pflichtung  übernommen  haben  Irland  Selbstregierung  zu  geben  und  ein  ent¬ 
sprechendes  Gesetz  zu  schaffen.  Das  ist  auch  unzweifelhaft  richtig.  Gerade 
die  konservativen  Parteiführer  haben  seit  1886  dafür  gesorgt,  daß  die 
Homerulefrage  bei  jeder  Wahl  in  den  Vordergrund  gestellt  wurde,  und  mit 
ganz  besonderer  Emphase  haben  sie  es  bei  der  letzten  Wahl  getan,  worüber 
von  den  Liberalen  Beweisstücke  in  Hülle  und  Fülle  zusammengestellt  und 
veröffentlicht  worden  sind.  Eine  andere  Frage  ist  natürlich,  ob  auch  das 
andere  Argument  der  Liberalen  zu  unterschreiben  ist.  Wer  aber  nicht  die 
Demokratie  im  Kultus  der  Formen  sieht,  wird  ihm  gleichfalls  zustimmen 
müssen.  Ein  umfassendes  Gesetz  mit  allen  seinen  vielen  Paragraphen  den 
Wählern  eines  großen  Reiches  zur  Urabstimmung  überweisen  heißt  sein 
Schicksal  dem  Zufall  ausliefern  oder  es  auf  unbestimmte  Zeit  verschleppen. 
Denn  jedes  Gesetz,  das  eine  Verschiedenheit  von  Interessen  zu  berücksichti¬ 
gen  hat,  ist  mit  Notwendigkeit  ein  Kompromißwerk,  das  Gefahr  läuft  hier 
wegen  dieser  und  dort  wegen  irgendwelcher  andern  Einzelbestimmung  von 
Leuten  verworfen  zu  werden,  die  seinen  Grundgedanken  billigen.  Ein  Aus¬ 
gleich  widerstrebender  Ideen  und  Interessen,  wie  er  im  Parlament  möglich 
ist,  und  ohne  den  heute  kein  großes  Reformwerk  zustande  zu  kommen  pflegt, 
wird  in  der  Urabstimmung  von  vielen  Wählern  mißverstanden  oder  überhaupt 
nicht  als  solcher  erkannt.  Erfahrungsgemäß  heißt  die  Volksabstimmung  für 
solche  Gesetze  in  9  von  10  Fällen  deren  Erdrosselung. 

Vor  allem  wäre  dies  bei  der  Homerulevorlage  der  Fall,  gegen  die  sich  nicht 
nur  Klasseninteressen  sondern  auch  religiöse  Gegensätze  oder  Vorurteile  auf¬ 
lehnen.  Daß  Home  Rule  in  Irland  Rome  Rule,  die  Herrschaft  der  römischen 
Kirche  bedeuten  würde,  ist  einem  großen  Teil  des  englischen  Volkes  nicht 
auszureden.  Andere  fürchten  von  einem  verselbständigten  Irland  Unter¬ 
stützung  der  Feinde  Englands  im  Fall  eines  Krieges  behufs  völliger  Los- 
reißung  und  ähnliches  mehr.  Die  liberale  Regierung  hat  diesen  Befürchtun¬ 
gen  Rechnung  getragen  und  so  viele  Ausnahmebestimmungen  und  Vorbehalte 
in  die  Homerulevorlage  hineingenommen,  daß  man  überhaupt  nur  noch  in 
einem  sehr  bedingten  Sinn  von  Gewährung  der  Selbstregierung  an  Irland 
reden  kann.  Es  ist  trotzdem  nicht  gelungen  die  Gegnerschaften  gegen 
das  Gesetz  in  nennenswertem  Maß  zu  entkräften.  Es  hat  eben  außer  den 
Gegnern  aus  ehrlicher  Furcht  oder  Verbohrtheit  noch  die  Gegner  aus  partei¬ 
politischer  Berechnung,  und  sie  sind  sogar  die  Mehrheit.  Für  die  konservativ- 
unionistische  Partei  ist  die  Parole  »Wider  Homerule!«  neben  den  Fragen  der 
Rüstungen  und  des  Zollschutzes  zum  Sammelruf  im  Kampf  um  die  politische 
Herrschaft  geworden,  und  seit  das  Lloyd  Georgesche  Budget  von  1909-1910 
die  Wiederaufnahme  der  Reichszolltarifidee  fast  unmöglich  gemacht  hat,  hat 
diese  Parole  als  Schlachtruf  für  die  Konservativen  nur  noch  an  Wert  ge¬ 
wonnen,  Man  kann  sagen,  daß  die  Entfachung  der  Leidenschaften  gegen 
Homerule  im  umgekehrten  Verhältnis  der  Gefährlichkeit  der  Sache  für  die 
Reichseinheit  zugenommen  hat:  für  den  Kenner  der  Psychologie  des  Partei¬ 
wesens  keine  überraschende  Erscheinung.  Als  Gladstone  1886  zum  ersten¬ 
mal  mit  Homerule  vor  das  englische  Parlament  trat,  schlug  er  völlige  gesetz¬ 
geberische  Trennung  Irlands  vom  Vereinigten  Königreich  vor,  die  irische  Ver¬ 
tretung  im  Haus  der  Gemeinen  sollte  ganz  beseitigt  werden.  Gegen  diese 
Vorlage,  die  vielen  sehr  freiheitlich  und  fortschrittlich  gesinnten  Leuten  die 
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schwersten  Bedenken  einflößte,  schmiedete  der  Vater  des  Marineministers 
Winston  Churchill,  Lord  Randolph  Churchill,  das  Wort:  »Ulster  will  fight, 
and  Ulster  will  be  right.«  Ulster  wird  rebellieren,  und  Ulster  wird  im  Recht 
sein.  Das  hatte  eine  gewisse  Berechtigung,  die  Vorlage  lieferte  das  über¬ 
wiegend  protestantische  Ulster  dem  überwiegend  katholischen  übrigen  Irland 
aus.  Von  der  heutigen  Vorlage  kann  man  das  wirklich  nicht  mehr  sagen. 
Ulster  ist  durch  alle  möglichen  Bestimmungen  gegen  Majorisierung  geschützt; 
ganz  abgesehen  davon,  daß  die  katholischen  Iren  sich  in  kirchlichen  Dingen 
viel  weniger  intolerant  gezeigt  haben  als  die  Protestanten  des  Nordens.  Und 
doch  ist  den  Ulsterleuten  in  den  letzten  Jahren  so  lange  von  konservativer 
Seite  das  Lied  »Ulster  will  fight,  and  Ulster  will  be  right«  in  die  Ohren  ge¬ 
blasen  worden,  bis  sie  sich  in  erheblicher  Zahl  in  Wehrvereine  haben  an¬ 
werben  und  zu  dem  Zweck  haben  einexerzieren  lassen  der  Unterwerfung 
Ulsters  unter  das  Homerulegesetz  bewaffneten  Widerstand  ent¬ 
gegenzusetzen. 

2  •  Die  Schwierigkeiten  der  englischen  Regierung 

AS  sollte  die  liberale  Regierung  dieser  Agitation  gegenüber  tun? 
In  deutschen  Blättern,  und  seltsamerweise  darunter  auch  Blättern 
der  äußersten  Linken,  hat  man  es  als  ein  Zeichen  schwächlicher 
Politik  oder  Feigheit  hingestellt,  daß  die  Regierung  sich  dieser 
Agitation  und  Organisierung  gegenüber  bis  in  die  allerneueste 
Zeit  passiv  verhalten  hat.  Die  so  argumentieren,  scheinen  aber  nicht  zu  wissen, 
daß  England  kein  Polizeistaat  ist  und  eine  Präventivpolizei  im  festländischen 
Sinn  nicht  kennt.  Zudem  ist  der  Führer  der  Ulsterleute,  der  unionistisehe 
Abgeordnete  Sir  Edward  Carson,  einer  der  schlauesten  Advokaten  Englands, 
der  sehr  geschickt  seine  ^Worte  so  zu  setzen  weiß,  daß  sie  strafrechtlich  nicht 
zu  fassen  sind.  Eine  Anklage  auf  Vorbereitung  von  Hochverrat  würde  um 
so  weniger  Aussicht  auf  Erfolg  gehabt  haben,  als  Carson  vor  bürgerliche 
Geschworene  der  Provinz  Ulster  gekommen  wäre,  und  die  hätten  ihn  selbst 
dann  freigesprochen,  wenn  seine  Worte  unverblümte  Aufforderung  zum 
Hochverrat  gewesen  wären;  die  Regierung  wäre  vor  der  Jury  abgefallen  und 
hätte  Carson  einen  billigen  Triumph  bereitet.  Sollte  sie  die  Wehrvereine 
verbieten  oder  auf  lösen?  Das  wäre  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  der  Staats¬ 
bürger  gewesen,  der  ihrer  demokratischen  Gesinnung  ein  schlechtes  Zeugnis 
ausgestellt  hätte.  Nur  auf  Grund  eines  Ausnahmegesetzes  oder  der  Ver¬ 
hängung  des  Belagerungszustands  wäre  dergleichen  möglich  gewesen.1]  Und 
daß  die  bloße  Organisierung  von  Wehrvereinen  allein  noch  nicht  genügt  eine 
solche  Maßregel  zu  rechtfertigen,  sollte  man  Demokraten  nicht  erst  zu  sagen 
haben.  Ist  doch  die  Selbstbewaffnung  des  Volks  eine  demokratische  Forde¬ 
rung.  Obendrein  stand  es  mit  der  Bewaffnung  längere  Zeit  so,  daß  man  be¬ 
rechtigt  war  an  einen  bloßen  Versuch  der  Graulichmacherei,  einen  Bluff  zu 
denken,  und  als  solchen  hat  die  liberale  Presse  auch  bis  vor  kurzem  die  Agi¬ 
tationen  und  Heerschauveranstaltungen  des  Herrn  Carson  behandelt.  Erst 
seitdem  die  dritte  Annahme  der  Homerulevorlage  im  jetzigen  Parlament,  die 

i)  Im  Handbuch  des  englischen  Militärgesetzes  heißt  es  im  1.  Abschnitt  ausdrücklich:  »Das  englische  Gesetz 
setzt  nirgends  die  Möglichkeit  eines  Bürgerkriegs  voraus  und  trifft  keinerlei  spezielle  Vorkehrungen  für 
solche  Eventualitäten.«  Es  war  kein  geringerer  als  der  Feldmarschall  Lord  Roberts,  der  in  der  Sitzung  des 
Hauses  der  Lords  am  30.  März  diese  Bestimmung  verlas,  und  er  hatte,  wie  man  weiter  unten  sehen  wird, 
allen  Grund  dazu. 
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ihr  Gesetzeskraft  verleiht,  in  greifbare  Nähe  gerückt  ist,  hat  sich  die  Situation 
ernsthaft  zugespitzt.  Die  Sprache  der  Unionisten  ist  immer  drohender  ge¬ 
worden,  immer  unverhüllter  ist  angekündigt  worden,  daß  man  jedes  zugäng¬ 
liche  Mittel  benutzen  werde  die  Inkraftsetzung  von  Homerule  zu  verhindern. 
So  hat  man  in  unionistischen  Blättern  davon  gesprochen,  das  Haus  der  Lords 
werde  die  liberale  Regierung  dadurch  entwaffnen,  daß  es  der  Erneuerung  des 
Meutereigesetzes  seine  Zustimmung  versagen  werde.  In  England  wird  das 
Gesetz,  das  die  Disziplin  im  Heer  regelt,  nur  immer  auf  1  Jahr  beschlossen, 
eine  Praxis,  die  ursprünglich  ihre  Spitze  gegen  das  Königtum  richtete,  weil 
dadurch  es  diesem  unmöglich  gemacht  wurde  das  stehende  Heer,  dessen 
Haupt  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  der  König  ist,  gegen  den  Willen 
des  Parlaments  zu  lenken  und  zu  verwenden.  Was  die  Unionisten  androh¬ 
ten,  wäre  aber  umgekehrt  darauf  hinausgelaufen  die  gewählte  Volksvertretung 
einer  Verschwörung  von  Armee  und  Oligarchie  gegenüber  machtlos  zu 
machen.  Es  hätte  die  Meuterei  in  der  Armee  direkt  legalisiert.  Und  daß  die 
Armee,  wie  sie  durch  die  Offiziere  repräsentiert  wird,  vorwiegend  unioni- 
stisch-konservativ  gesinnt  ist,  unterstand  keinem  Zweifel.  Ein  anderes  Ein¬ 
schüchterungsmanöver  w'ar  und  ist  die  Sammlung  von  Unterschriften  für 
einen  feierlichen  Bund,  wodurch  sich  die  Unterzeichner  verpflichten  in  der 
Stunde  der  Gefahr  Ulster  beizustehen.  Dieser  Covenant,  wie  man  den  Bund 
mit  Anspielung  auf  den  feierlichen  Vertrag  taufte,  der  die  Rebellion  der  Puri¬ 
taner  des  17.  Jahrhunderts  gegen  die  katholisierenden  Tendenzen  der  Stuarts 
einleitete,  trägt  geradezu  symbolisch  als  erste  Unterschrift  die  des  ober¬ 
sten  Feldmarschalls  der  Armee,  Lord  Frederick  Roberts.  Obwohl  er  nicht 
deutlich  ausspricht,  in  welcher  Weise  der  Beistand  erfolgen  soll,  geht  aus  der 
Wahl  des  Namens  und  dem  ganzen  Zusammenhang  mit  den  Aktionen  der 
Unionisten  in  Ulster  unmißverständlich  hervor,  daß  eine  Unterstützung  etwai¬ 
ger  Aufstände  in  Ulster  gemeint  ist.  Jedenfalls  ist  er  eine  Ermutigung  zu 
solchen.  Verschiedene  sehr  einflußreiche  Unterzeichner  haben  das  mit  größ¬ 
ter  Seelenruhe  ausgesprochen.  So  erklärte  der  angloirische  Peer  Marquis 
und  Lord  Londonderry  auf  Vorhalte  kühl,  es  gebe  eben  Zeitpunkte  im  Leben 
der  Nationen,  wo  das  Gesetz  höheren  Rücksichten  weichen  müsse.  Worauf 
ihm  Lloyd  George  am  21.  März  in  einer  sehr  wirkungsvollen  Rede,  gehalten 
in  der  Fabrikstadt  Huddersfield,  einem  Hauptzentrum  der  englischen  Wollen¬ 
industrie,  eine  Antwort  gab,  die  die  ganze  Schärfe  der  Situation  kennzeichnet. 
Es  heißt  darin: 

»Ich  werde  euch  einen  Vortrag  über  die  neue  Gesetzlichkeit  halten.  Sie  ist  die 
neue  Theorie  von  Gehorsam  nach  Belieben.  Das  heißt:  für  die  oberen  Klassen.  Ich 
verstehe  nicht  viel  von  Moden,  aber  eines  weiß  ich  von  ihnen:  Sie  haben  die  Ge¬ 
wohnheit  von  den  oberen  durch  die  verschiedenen  Schichten  bis  zu  den  un¬ 
teren  durchzusickern.  Was  heute  Mode  für  den  Herzog  ist,  kann  morgen  Mode 
für  den  Wilddieb  sein,  was  für  den  Baron  Mode  ist,  es  morgen  für  den  Einbrecher 
werden.  Warum  soll  es  ein  Gesetz  für  die  Armen,  und  ein  anderes  für  die  an¬ 
deren  geben?  .  .  .  Diese  Leute  schulden  alles,  was  sie  besitzen,  dem  Walten  des 
Gesetzes.  Der  Marquis  von  Londonderry  hat  seinen  großen  Reichtum  nicht  ver¬ 
möge  seiner  Arbeit,  seiner  Geistestätigkeit,  seiner  Feder  oder  der  Hacke  zusammen¬ 
gebracht.  Woher  hat  er  ihn?  Durch  das  Gesetz  über  die  Erbfolge.  Soll  das  auch 
außer  Kraft  gesetzt  werden?  Das  Gesetz  schützt  ihn  sogar  in  seinen  Vergnügungen, 
Wenn  einmal  wieder  Arbeitslosigkeit  in  seinem  Distrikt  ist,  und  ein  armer  Ar¬ 
beiter,  der  keine  Arbeit  und  nichts  in  seinem  Speiseschrank  hat,  in  den  Wynyardpark 
geht  und  sich  dort  eines  der  wilden  Tiere  aussucht:  wo  wird  dann  das  Gesetz  sein? 

.  .  .  Ich  habe  so  sehr  wie  nur  irgend  jemand  die  Ungesetzlichkeiten  der  Leute  ver¬ 
urteilt,  die  für  das  Frauenstimmrecht  kämpfen.  Aber  ich  frage  in  allem  Ernst, 
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wenn  jemals  Herr  Bonar  Law  an  die  Macht  kommt,  mit  welchem  moralischen  Recht 
will  er  diese  Leute  wegen  Verletzung  des  Gesetzes  zur  Rechenschaft  ziehen?  Sie 
sind  doch  immerhin  nicht  im  Besitz  der  staatsbürgerlichen  Rechte.  Aber  welches 
staatsbürgerliche  Recht  nimmt  Homerule  den  Leuten  in  Ulster?  Weit  entfernt 
ihnen  Stimmrecht  zu  nehmen  gibt  es  ihnen  Stimmrecht  für  zwei  Parlamente.  Sie 
können  für  das  Homeruleparlament  und  für  das  Reichsparlament  wählen.  Sie  be¬ 
halten  ihre  Rechte  als  Reichsbürger,  Es  gibt  kein  Recht  des  britischen  Staats¬ 
bürgers,  dessen  sie  beraubt  werden.  Wie  können  Herr  Bonar  Law  und  seine 
Freunde  alsdann  Leute  strafen  wollen,  die  für  den  Erwerb  des  elementaren  Staats¬ 
bürgerrechts  kämpfen?« 

In  gleicher  Weise  haben  Liberale  und  Mitglieder  der  Arbeiterpartei  im  Par¬ 
lament  hervorgehoben,  daß  mit  dem  gleichen,  wenn  nicht  noch  viel  größerm 
Recht  als  es  die  Konservativen  jetzt  im  Kampf  gegen  Homerule  beanspruchen, 
Arbeiter  im  Streik  für  sich  das  Recht  beanspruchen  könnten  an  die  Stelle 
des  Gesetzes  die  Gewalt  treten  zu  lassen.  Es  ist  in  der  Tat  bezeichnend,  mit 
welcher  Skrupellosigkeit  Angehörige  der  besitzenden  Klassen,  sobald  es 
ihnen  paßt,  Mißachtung  der  Gesetze  predigen  und  Blutvergießen  heraufbe¬ 
schwören.  Daß  die  Ulsterleute  und  ihre  Freunde  auf  dergleichen  spekulieren, 
beweist  der  seit  längerer  Zeit  betriebene  und  in  neuerer  Zeit  gesteigerte 
starke  Import  von  Waffen  aller  Art,  Gewehren,  und  selbst  Geschützen,  nach 
Ulster.  Die  Regierung  hat  diese  Importe  schließlich  verboten  und  kürzlich 
8  Kisten  mit  Gewehren  beschlagnahmen  lassen.  Die  Belfaster  Geschworenen 
aber  haben  der  importierenden  Firma,  die  gegen  die  Regierung  mit  der  Be¬ 
gründung  Klage  erhob,  es  stehe  ihr  nicht  zu  Ulster  unter  Ausnahmebestim¬ 
mungen  zu  setzen,  recht  gegeben  und  die  Zollverwaltung,  die  die  Waffen¬ 
sendung  beschlagnahmt  hatte,  zu  einer  Geldstrafe  verurteilt.  Und  das,  ob¬ 
wohl  die  Ulsterleute  schon  die  Leute  nominiert  haben,  die  im  gegebenen  Fall 
die  provisorische  Regierung  von  Ulster  bilden  sollen. 


3  •  Der  sogenannte  Offiziersstreik  und  sein  Ausgang 

NTER  solchen  Umständen  blieb  der  englischen  Regierung  in  der 
Tat  nichts  übrig  als  nun  auch  ihrerseits  militärische  Maßregeln  zu 
treffen,  um  die  Besetzung  der  Regierungsgebäude,  die  Stürmung  der 
staatlichen  Waffendepots  usw,  durch  die  Ulsterleute  verhindern  zu 
Ikönnen.  Sie  würde  es  selbstverständlich  nicht  ruhig  mitansehen 
können,  wenn  sich  nach  Annahme  des  Homerulegesetzes  in  Ulster  eine  Son¬ 
derregierung  bildete,  um  das  Zustandekommen  eines  einheitlichen  irischen 
Staatswesens  unmöglich  zu  machen.  Sie  hat  im  Parlament  zuletzt  noch  den 
Ulsterleuten  ein  sehr  weitreichendes  Zugeständnis  gemacht.  Sie  hat  ihnen 
angeboten  eine  Bestimmung  in  das  Gesetz  aufzunehmen,  wonach  die  Graf¬ 
schaften  Ulsters  das  Recht  erhalten  sollen  durch  Urabstimmung  zu  entschei¬ 
den,  ob  sie  sofort  dem  neuen  irischen  Staatsverband  beitreten  oder  vorläufig 
noch  draußen  bleiben  wollen,  und  diese  Bestimmung  sollte  6  Jahre  in  Kraft 
bleiben.  Da  bis  zum  Ablauf  dieser  6  Jahre  zwei  allgemeine  Wahlen  stattge¬ 
funden  hätten,  die  die  Konservativ-Unionisten  an  die  Regierung  bringen 
konnten,  war  dies  Anerbieten  gewiß  keine  Kleinigkeit.  Es  ist  aber  von  den 
Unionisten  höhnisch  abgewiesen  worden.  Ganz  Ulster  müsse  draußen 
bleiben,  war  ihr  A  und  O.  Darauf  aber  konnte  die  Regierung  sich  nicht  ein¬ 
lassen.  Denn  von  den  9  Grafschaften  Ulsters  sind*  4  {Cavan,  Donegal,  Mo- 
naghan  und  Tyrone)  durchaus,  und  eine  5.  (Fermanagh)  mindestens  zur 
Hälfte  irisch-nationalistisch  gesinnt.  Nur  in  den  4  nordöstlichen  Grafschaften 
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Ulsters  überwiegt  die  protestantische  und,  wie  der  historisch  überlieferte  Aus¬ 
druck  lautet,  orangistisch  gesinnte  Bevölkerung.  Sie  sind  jedoch  die  volk¬ 
reichsten  Grafschaften  der  Provinz,  und  es  hieße  die  irisch-nationalistische 
Minderheit  der  Bevölkerung  unter  die  Herrschaft  einer  fanatisch  engher¬ 
zigen  protestantischen  Mehrheit  bringen,  wollte  man  in  das  Verlangen  der 
Unionisten  einwilligen.  Auch  würde  das  Homeruleparlament  Irlands  ge¬ 
rade  seine  wichtigste  Aufgabe:  die  wirtschaftliche  Hebung  des  Landes,  nicht 
erfüllen  können,  wenn  die  wohlhabendste  Provinz  (und  das  ist  Ulster)  auf 
unberechenbare  Zeit  außerhalb  des  Staatsverbands  bliebe.  Das  wissen  die 
Konservativen  natürlich  sehr  gut,  und  darum  stellen  sie  die  unmögliche 
Forderung.  Eine  friedliche  Lösung  der  Homerulefrage  paßt  nicht  in  ihre 
politischen  Berechnungen.  Das  orangistische  Ulster  ist  für  sie  ein  überaus 
wichtiger  Aktivposten  ihres  ganzen  politischen  Arsenals. 

So  kam  es  denn  zur  Steigerung  der  Krisis  durch  die  sogenannte  Streikerklä¬ 
rung  eines  Teils  der  Offiziere  der  in  Ulster  stationierten  Kavallerieregimenter. 
Den  Vorwand  lieferten  Äußerungen  des  Ministers  Churchill  in  einer  Rede  in 
Bradford,  die  besagten,  daß  die  Regierung  nötigenfalls  den  Widerstand 
Ulsters  gegen  Homerule  mit  Gewalt  niederhalten  würde,  im  Verein  mit  den 
schon  erwähnten  militärischen  Anordnungen.  Den  unmittelbaren  Anlaß  aber 
lieferte  eine  Konferenz  des  höchsten  kommandierenden  Generals  der  in  Ir¬ 
land  stehenden  Truppenteile,  Sir  Arthur  Fitzroy  Paget,  mit  den  ihm  unter¬ 
gebenen  Offizieren  im  Lager  vor  Curragh,  wobei  er  ihnen  über  die  beschlos¬ 
senen  Verlegungen  einzelner  Truppenteile  Mitteilung  machte,  auf  die  Mög¬ 
lichkeit  gewaltsamer  Zusammenstöße  in  Ulster  hinwies  und  die  Offiziere 
aufforderte  sich  darüber  zu  erklären,  ob  sie  in  Ulster  unbedingt  ihre  Sol¬ 
datenpflicht  erfüllen  würden.  Diese  Anfrage,  über  deren  genauen  Wortlaut 
zwei  verschiedene  Lesarten  gehen,  wurde  vom  Kavalleriegeneral  Gough  und 
57  Offizieren  damit  beantwortet,  daß  sie  erklärten,  sie  würden  nicht  gegen 
Ulster  kämpfen  und  ersuchten  daher  um  ihre  Entlassung.  Worauf  Paget 
Gough  und  die  anderen  Offiziere  vorläufig  ihres  Dienstes  enthob  und  die 
Sache  nach  London  rapportierte.  Dies  der  sogenannte  Streik,  zu  einem 
Streik  in  aller  Form  ist  es  nicht  gekommen. 

Folgendes  in  Kürze  der  weitere  Verlauf.  Während  die  Presse  beider  Par¬ 
teien  Lärm  schlug,  berief  der  Kriegsrat  der  Regierung  Paget  und  General 
Gough  nach  London.  Gough  begründete  sein  Entlassungsgesuch  und  das 
seiner  Offiziere  damit,  daß  sie  Paget  so  verstanden  hätten,  es  sollten  An¬ 
griffs  Operationen  gegen  Ulster  ins  Werk  gesetzt  werden,  Paget  aber  be¬ 
hauptete  nichts  gesagt  zu  haben,  was  zu  dieser  Auffassung  nötigte.  In  Kon¬ 
ferenzen  des  Ministerpräsidenten  Asquith  und  des  Kriegsministers  Seely 
mit  dem  König  und  den  obersten  Führern  der  Armee,  den  Generälen  French 
und  Ewart,  wurde  eine  von  General  Gough  abgegebene  Erklärung,  wonach 
er  die  Ausführung  von  Maßnahmen  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung 
und  den  Schutz  von  Eigentum  als  selbstverständliche  Pflicht 
des  Soldaten  anerkenne,  für  ausreichend  erachtet  und  sein  Entlassungs¬ 
gesuch  sowie  das  der  anderen  Offiziere,  die  die  gleiche  Erklärung  abgegeben 
hatten,  zurückgenommen.  Das  Ministerkabinett  setzte  eine  Erklärung  auf, 
die  General  Gough  bei  der  Rückkehr  den  anderen  Offizieren  kundgeben 
sollte.  Sie  besagte,  der  Kriegsrat  habe  sich  davon  überzeugt,  daß  der 
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Schritt  der  Offiziere  durch  ein  Mißverständnis  hervorgerufen  sei,  daß  der 
einzige  Punkt,  auf  den  sich  die  ihnen  gestellte  Frage  bezog,  die  I  flicht  des 
Soldaten  sei  gesetzlichen  und  ordnungsgemäßen  Befehlen  zu  ge  orc  en, 
den  Schutz  öffentlichen  Eigentums  und  die  Unterstützung  der  Zivilgewalt 
bei  Unruhen  oder  behufs  Beschützung  des  Lebens  und  Eigentums  der  Be¬ 
völkerung  betreffen,  und  daß  der  Kriegsrat  mit  Befriedigung  Kenntnis  da¬ 
von  genommen  habe,  daß  die  Brigade  diese  Pflicht  nicht  m  Fraee  geste 
habe  noch  je  in  Frage  zu  stellen  vorhabe. 

Ordnung  und  die  Unterstützung  der  Zollbehörden  in  deren  ordnungsgemäße 

ÄÄiSÄÄÄS 

Konnte  ' die  "Sesrfz™ Erklärung  noch  als  einen  leid¬ 

lichen  Kompromiß  behufs  Beseitigung  eines  durch  Ungeschick  auf  der  einen 
und  Übereilung  auf  der  andern  Seite  herbeigeführten  Zwischenfalls  gelten 
lassen,  so  erhielt  sie  durch  diesen  Schlußsatz  den  Stempel  eines  Ruckzu»= 
der  Regierung  vor  unbotmäßigen  Militärs  auf  gedrückt;  er  konnte  außerdem 
als  ein  Verzicht  auf  das  Recht  ausgelegt  werden  die  Durchführung  des  Home- 
rulegesetzes  im  Notfall  mit  Gewalt  zu  erzwingen.  Er  wurde  denn  auch,  als 
General  Gough  das  Ganze  bekannt  gab,  von  den  Konservativ-Uniomsten  mit 
lautem  Triumphgeschrei  begrüßt,  von  den  Parteigängern  der  Regierung  aber 
bis  in  die  Reihen  der  gemäßigten  Liberalen  hinein  mit  entrüsteten  Protesten 
aufgenommen.  In  weiten  Kreisen  konnte  man  ihn  sich  zunächst  nur  als  Resul¬ 
tat  der  Einmischung  des  Königs  erklären,  und  es  gab  eine  Szene,  wie  sie  das  . 
Haus  der  Gemeinen  selten  erlebt  hat,  als  in  der  Parlamentss.tzung  vom  24. 
März,  bei  der  Interpellation  über  diese  Erklärung,  der  liberale  Abgeordnete 
John  Ward,  ein  ehemaliger  Erdarbeiter,  der  von  jeher  sich  durch  eine  un  e- 
wöhnliche  rednerische  Begabung  ausgezeichnet  hat,  seine  sehr  emdruc  s- 
volle  Rede  mit  dem  Satz  schloß:  _ 

»Das  Land  hat  jetzt  zu  entscheiden,  ob  das  Volk  durch  seine  gewählten  Vertreter 
Gesetze  machen  soll  ohne  Einmischung  des  Königs  und  der  Armee.« 

Liberale,  Radikale  und  Arbeiterparteiler  erhoben  sich  zu  einem  minuten 

langen  demonstrativen  Beifallssturm. 

Tags  darauf  gab  der  Kriegsminister  Seely  dem  Parlament  den  tatsächlichen 
Sachverhalt  bekannt,  räumte  ein  durch  seine  eigenmächtige  Handlung  einen 
droben  Verstoß  begangen  zu  haben  und  erklärte  von  seinem  Posten  als 
kriegsminister  zurücktreten  zu  wollen.  Der  Ministerpräsident  Asqui 
drückte  zwar  den  Wunsch  aus,  Seely  möchte  im  Amt  bleiben,  setzte  aber  hin¬ 
zu,  daß  er  und  seine  Kollegen  den  von  Seely  ihrer  Erklärung  angefugten  Zu¬ 
satz  entschieden  zurückwiesen.  Das  Verlangen  des  Generals  Gough  und 
anderer,  die  Regierung  möge  erklären,  was  sie  unter  den  Worten  »Aufrecht- 
erhaltung  von  Gesetz  und  Ordnung«  verstehe,  sei  durchaus  ungehörig,  die 
Regierung  werde  derartigem  keine  Folge  geben.  Wörtlich  erklärte  der 

Ministerpräsident: 

»Solange  wir  für  die  Regierung  dieses  Landes  verantwortlich  sind,  werden  wir,  was 
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immer  die  Konsequenzen  sein  mögen,  dem  Anspruch  keiner  Körperschaft  von  Die¬ 
nern  der  Krone  nachgeben,  seien  sie  Offiziere  oder  Mannschaften  (es  macht  das 
für  diesen  Punkt  keinen  Unterschied),  von  der  Regierung  im  voraus  Zusicherungen 
darüber  zu  verlangen,  was  sie  unter  Umständen,  die  noch  nicht  eingetreten  sind, 
tun  oder  nicht  tun  werde.  Es  ist  das  eine  neue  Forderung,  wenn  einmal  zuge¬ 
lassen,  die  die  Regierung  und  das  Haus  der  Gemeinen,  von  dessen  Vertrauen  die 
Regierung  abhängt,  der  Gnade  der  Armee  und  der  Flotte  ausliefern  würden.« 
Diese  Erklärung  wurde  von  der  ganzen  Linken  mit  demonstrativem  Beifall 
und  Tücherschwenken  auf  genommen  und  sodann  das  von  den  Konservativen 
beantragte  Mißtrauensvotum  mit  der  für  die  derzeitige  Zusammensetzung 
des  Hauses  sehr  ansehnlichen  Mehrheit  von  92  Stimmen  abgelehnt.  Eine 
zweite  Ovation  bereitete  die  Linke  Herrn  Asquith,  als  er  am  30.  März  an¬ 
kündigte,  er  habe,  da  Herr  Seely  als  Kriegsminister  zurücktrete,  interi¬ 
mistisch  dessen  Posten  übernommen  und  werde  sich  nun  einer  Wiederwahl 
unterziehen,  Seely  ist  offenbar  dadurch  veranlaßt  worden  auf  der  Demission 
zu  bestehen,  daß  die  Generäle  French  und  Ewart  sie  gleichfalls  genommen 
haben  und  auf  ihr  beharren.  Sie  hatten  mit  ihm  die  dem  General  Gough 
eingehändigte  Zusatzerklärung  unterschrieben  und  fühlten  sich  durch  deren 
Zurücknahme  nun  in  eine  schiefe  Stellung  zu  ihren  Kameraden  versetzt.  Da 
French  und  Ewart  im  Kriegsrat  sich  grundsätzlich  für  die  Auffassung  des 
Ministeriums  ausgesprochen  hatten,  ist  ihr  Rücktritt  für  dieses  nicht  gerade 
sehr  angenehm.  Dagegen  scheinen  sowohl  General  Gough  wie  die  anderen 
Offiziere  in  Irland  ihren  Streikgelüsten  einstweilen  einen  Zügel  angelegt 
zu  haben. 

4  •  Die  Bedeutung  des  Vorgangs  und  was  damit  zusammenhangt 

AS  ist  nun  die  grundsätzliche  Bedeutung  des  Vorgangs  und 
seines  so  weit  vorliegenden  Abschlusses? 

Was  den  König  anlangt,  so  haben  Asquith  und  Seely  wieder¬ 
holt  beteuert,  daß  dieser  sich  bei  den  Besprechungen  streng 
innerhalb  der  Grenzen  gehalten  habe,  die  dem  Herrscher  eines 
parlamentarisch  regierten  Landes  gezogen  seien.  Das  wird  sicherlich  zu¬ 
treffen.  Nur  besagt  es  nicht,  daß  Georg  V,  keinen  Einfluß  in  der  einen  oder 
andern  Richtung  ausgeübt  hat.  Auch  nach  der  Doktrin  des  parlamen¬ 
tarischen  Konstitutionalismus  ist  in  England  der  Träger  der  Krone  noch  ein 
realer  Faktor  des  politischen  Lebens,  der  gerade  in  Zeiten  innerer  Krisen 
um  so  eher  ein  bedeutungsvolles  Wort  mitsprechen  kann,  je  sorgfältiger  er 
die  Regeln  des  Konstitutionalismus  beobachtet.  Es  ist  jedoch  stillschwei¬ 
gende  Übereinkunft  der  bürgerlichen  Parteien  in  England  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  Formen  und  Fiktionen  des  parlamentarischen 
Systems  davon  möglichst  wenig  Aufhebens  zu  machen.  So  ist  es  zum  Bei¬ 
spiel  sehr  gut  möglich,  daß  das  Ministerium  Asquith  doch  schon  früher  Maß¬ 
nahmen  gegen  die  Rüstungen  der  Ulsterleute  ergriffen  hätte,  wenn  es  dafür 
des  Königs  Zustimmung  hätte  erlangen  können.  Und  kaum  ein  Zweifel 
ist  daran  möglich,  daß  der  Zusatz  des  Kriegsministers  Seely  zur  Erklärung 
des  Kabinetts,  den  Seely  dieser  angefügt  hat,  nachdem  er  in  Audienz  beim 
König  gewesen  war,  nur  eine  Zusicherung  wiederholt,  die  dem  General 
Gough  auf  Wunsch  oder  Verlangen  des  Königs  mündlich  gegeben 
worden  war.  Die  Zurückweisung  des  Zusatzes  durch  Asquith  ist  kein  Be¬ 
weis  für  das  Gegenteil,  Eine  mündlich  abgegebene  Zusicherung  und  eine 
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formelle  schriftliche  Erklärung  haben  staatsrechtlich  sehr  verschiedene  Be¬ 
deutung.  Die  eine  schließt  unter  Umständen,  wie  der  vorliegenden,  die  An¬ 
erkennung  eines  Rechts  anspruchs  ein,  die  andere  nicht.  Nur  das  Recht 
auf  eine  Zusicherung  weist  aber  die  obige  von  Asquith  im  Parlament  ab¬ 
gegebene  Erklärung  zurück,  sie  sagt  jedoch  mit  keinem  Wort,  daß  nicht 
irgendwelche  Zusicherung  mündlich  abgegeben  wurde.  Und  Seely  hat  sich 
bei  Begründung  seines  Rücktritts  wohl  dagegen  verwahrt  mit  Dienern 
der  Krone  (will  sagen,  den  Generälen)  Abkommen  getroffen  zu  haben,  da¬ 
gegen  vom  Träger  der  Krone  kein  Wort  gesagt. 

Wie  es  aber  auch  mit  der  Stellungnahme  des  Königs  Georg  beschaffen  ge¬ 
wesen  sein  mag,  die  wichtigste  grundsätzliche  Frage,  die  sich  an  diese  Vor¬ 
gänge  knüpft,  ist  doch  die  des  Verhältnisses  von  Parlament  und 
Armee.  In  dieser  Hinsicht  scheint  man  mir  aber  in  Deutschland,  und 
zwar  nicht  bloß  in  der  bürgerlichen  Presse,  doch  die  Frage  Zfemlich  falsch 
zu  stellen,  den  prinzipiellen  Streitpunkt  viel  zu  sehr  unter  dem  Gesichts¬ 
winkel  der  Parteikonstellation  des  Augenblicks  zu  beurteilen.  So  unsym¬ 
pathisch  uns  die  Ulsterleute  und  ihre  unionistischen  Verbündeten  sind,  so 
dürfen  wir  doch  nicht  vergessen,  daß  der  in  Irland  spielende  Streitfall  eine 
Frage  einschließt,  die  weit  über  die  Ulstergeschichte  hinaus  Bedeutung  hat. 
Soll  das  Heer  unter  allen  Umständen  ein  willenloses  Werkzeug  in  der 
Hand  der  Regierung  des  Tages  sein?  Deutsche  Blätter  haben  das  Verhalten 
der  Offiziere  im  Lager  zu  Curragh  mit  den  Vorgängen  in  Zabern  auf  eine 
Stufe  gestellt.  Zwischen  diesen  Dingen  ist  aber  ein  gewaltiger  Unterschied. 
Was  verlangten  die  Offiziere  in  Curragh?  Daß  man  sie  nicht  zur  Unter¬ 
drückung  einer  Volksbewegung  verwende,  mit  der  sie  sympathisieren, 
Sicherlich  nicht  unter  allen  Umständen  etwas  Unedles  und  auch  nichts,  was 
man  mit  der  Zaberner  Affäre  vergleichen  könnte.  Es  war  im  vorliegenden  Fall 
ein  antidemokratisches  Vorgehen,  weil  die  Bewegung  in  Ulster 
selbst  antidemokratisch  ist.  Wenn  wir  es  deswegen  verurteilen,  dürfen  wir 
aber  darum  nicht  den  Rechtsgedanken,  der  in  ihm  liegt,  zu  kurz  kommen 
lassen. 

In  einer  Hinsicht  hat  ihm  auch  das  Ministerium  Asquith  durch  eine  Erklä¬ 
rung,  die  wert  ist  besonders  festgehalten  zu  werden,  Geltung  zuerkannt.  In 
der  Sitzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom  23.  März  sagte  Asquith  bei 
Schilderung  der  Vorgänge  in  Irland: 

»Es  wurde  [in  der  Instruktion  des  Kriegsrats  an  den  kommandierenden  General] 
hinzugesetzt,  daß  Offiziere,  die  in  dem  Distrikt  wohnen,  wo  Unruhen  ausgebrochen 
sind,  davon  entschuldigt  werden  sollen  an  den  etwa  notwendig  werdenden  mili¬ 
tärischen  Maßnahmen  mitzuwirken.  Ich  glaube,  das  ist  eine  ausgezeichnete  Anord¬ 
nung.  [Ein  Arbeiterabgeordneter:  »Im  Fall  von  Streiks?«]  Ja,  das  würde  auf 
Streiks  ebenfalls  Anwendung  finden.  Ich  glaube,  es  ist  eine  sehr 
gute  Regel  in  außergewöhnlichen  Fällen,  wo  die  Militärgewalt  angerufen  wird  der 
Zivilbehörde  Beistand  zu  leisten,  alles  zu  tun,  was  nur  möglich  ist,  um  zu  vermeiden, 
daß  Offiziere  oder  Mannschaften  genommen  werden,  die  durch  persönliche,  häus¬ 
liche  oder  soziale  Bande  mit  der  Ortsbevölkerung  verbunden  sind.« 

Das  heißt,  es  soll  dem  Grundsatz  der  militärischen  Disziplin  nicht  die  Trag¬ 
weite  gegeben  werden,  daß  Leute,  die  unter  der  Fahne  stehen,  gezwungen 
werden  sollen  auf  ihre  Brüder  und  sonstigen  Verwandten  zu  schießen.  Mögen 
in  erster  Linie  Erwägungen  politischer  Klugheit  diese  Verfügung  eingegeben 
haben,  so  umschließt  sie  doch  einen  Grundsatz,  dem  auch  wir  Anerkennung 
zollen  müssen.  Er  besagt  das  genaue  Gegenteil  dessen,  was  bei  uns  gilt. 
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Die  Forderung  der  Offiziere  in  Irland  war  und  ist  also  politisch  danach  zu 
beurteilen,  inwieweit  sie  jenen  Grundsatz  im  Interesse  einer  politischen 
Intrige  übertrieb  oder  ein  V  orwand  für  Zwecke  einer  solchen  war.  Da 
Tatsachen  vorliegen,  die  zu  dieser  Annahme  nötigen,  ist  die  scharfe  Stellung¬ 
nahme  der  Linken  des  englischen  Parlaments  gegen  die  Offiziere  begreiflich 
genug.  Sie  war  namentlich  dadurch  angezeigt,  daß  die  Bildung  des  Heeres 
in  England  diesem  eine  Sonderstellung  in  der  Nation  zuweist.  Die  in  Frage 
kommenden  Truppenteile  sind  aus  Berufs-  und  Werbesoldaten  zusammen¬ 
gesetzt,  und  einem  solchen  Heer  erlauben  sich  als  politischen  Faktor  aufzu¬ 
spielen  würde  die  Demokratie  des  Landes  den  schwersten  Gefahren  aus¬ 
setzen.  Da  heißt  es  denn  in  der  Tat:  Wehre  den  Anfängen! 

Das  haben  i  besondere  unsere  Freunde  von  der  Arbeiterpartei  begriffen 
und  sich  von  dem  Augenblick  an,  wo  die  Frage  stand:  hie  Parlament,  hie 
Armee,  mit  großer  Entschiedenheit  auf  die  Seite  der  liberal-radikalen  Mehr¬ 
heit  gestellt.  Ihrem  Eingreifen,  den  wirkungsvollen  Reden  unserer  Genossen 
MacDonald,  Barnes,  Brace  usw.,  ist  es  nicht  zum  wenigsten  geschuldet, 
daß  die  Militaristen  der  Rechten  ihre  Tonart  immer  mehr  gedämpft  haben. 
Denn  die  politische  Hoffnung  der  Konservativ-Unionisten  ist  heute  ganz  auf 
den  Gegensatz  im  Lager  der  Linken  auf  gebaut.  Ihre  Siege  bei  den  jüngsten 
Nachwahlen  verdanken  sie  ausschließlich  diesem  Gegensatz.  Indem  die  Ar¬ 
beiterpartei  zeigte,  daß  sie  trotz  ihres  Gegensatzes  zur  bürgerlichen  Linken 
dieser  im  Kampf  gegen  den  Militarismus  stramm  zur  Seite  stehen  werde, 
hat  sie  alle  Berechnungen  der  Gegner  der  demokratischen  Entwickelung  Eng¬ 
lands  durchkreuzt.  Mehr  noch  als  die  Liberalen  ist  die  Arbeiterpartei  daran 
interessiert,  daß  die  Homerulefrage  endlich  erledigt  werde,  England  wird 
erst  dann  zu  einer  gesunden  Gliederung  der  Parteien  kommen,  wenn  es 
nicht  mehr  heißen  wird:  Homerule  verbaut  den  Weg. 

Im  übrigen  aber  hat  der  ganze  Vorgang  die  Frage  der  Reform  des  eng¬ 
lischen  Heerwesens  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Die  Demokratie 
und  ein  Werbeheer  sind  auf  die  Dauer  unvereinbar,  Radikale  und  Arbeiter- 
parteiler  haben  sich  energisch  über  die  Notwendigkeit  einer  Demokratisie¬ 
rung  des  Heeres  ausgesprochen  und  werden  den  Gedanken  hoffentlich  nicht 
wieder  fallen  lassen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HRNS  MÜLLER  •  MRCHT  UND  QLRUBE 

NTER  dem  Einfluß  dessen,  was  uns  die  großen  Theoretiker  des 
Sozialismus  über  das  Wesen  der  menschlichen  Entwickelung  in 
Wirtschaft,  Gesellschaft  und  Staat  gelehrt  haben,  ist  uns  die  An¬ 
sicht  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen,  daß  im  letzten  Grunde  alle 
ökonomischen,  sozialen  und  politischen  Probleme  Macht¬ 
fragen  seien,  und  daß  damit  religiöser  Glaube  und  sittliche  Überzeugung 
nichts  zu  tun  haben.  Allerdings  läßt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  daß  diese 
letztgenannten  Dinge  in  alle  Menschheitskämpfe  stets,  wenn  auch  mehr  oder 
weniger  stark,  hineingespielt  haben;  aber  man  glaubte  ihnen  keine  reale 
Existenz  zuerkennen  zu  sollen,  sondern  sah  in  ihnen  nichts  anderes  als 
die  ideologischen  Widerspiegelungen  der  Rassen-  und  Klassenkämpfe  in 
den  Köpfen  der  daran  beteiligten  Menschen.  Von  diesem  vermeintlich  reali- 
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stischen  Standpunkt  aus  hat  man  denn  auch  versucht  den  Inhalt  der  reli¬ 
giösen  und  ethischen  Vorstellungen,  die  in  den  verschiedenen  Zeitpenoden 
vorgeherrscht  haben,  materialistisch  zu  erklären  und  die  Auffassung,  daß  sich 
in  der  Menschheitsgeschichte  sittliche  Mächte  offenbaren,  als  unwissenschaft- 
lieh  zurückzuweisen. 

Ich  bin  weit  davon  entfernt  bestreiten  zu  wollen,  daß  die  materialistische 
Auffassung  des  geschichtlichen  Verlaufs  der  Wirtschaftsformen,  Gesell¬ 
schaftseinrichtungen  und  Staatsgebilde  gegenüber  der  früher  üblichen, 
drob  idealisierenden  und  unwissenschaftlichen  Geschichtsdeutung  ein  Fort- 
schritt  gewesen  sei.  Sie  hat  uns  für  viele  Dinge  die  Augen  geöffnet,  die 
übersehen  oder  als  unwichtig  nicht  hinreichend  beachtet  wurden.  Der  Ge¬ 
sichtspunkt,  daß  die  sogenannte  Weltgeschichte  ein  ununterbrochener  Kampf 
um  die  Macht  gewesen  sei,  hat  unser  Verständnis  für  sie  entschieden  ge- 
fördert  und  vertieft. 

Eine  andere  Frage  ist  es  aber  doch,  ob  dieser  Gesichtspunkt  allein  für  sich 
ausreichend  ist  eine  erschöpfende  wissenschaftliche  Geschichtsbetrachtung 
und  ein  volles  Verständnis  der  Kämpfe  und  Machtfragen  zu  ermöglichen,  in 
die  wir  hineingestellt  sind  und  an  deren  Entscheidung  wir  teilzunehmen 
haben.  Sobald  wir  von  der  hohen  Warte  der  kühlen  Betrachtung  vergangener 
Zeiten  heruntersteigen  in  das  von  Leidenschaften  bewegte  Kampfgetummel 
der  Gegenwart,  reicht  zu  unserer  Orientierung  und  namentlich  zur  Wahl  des 
Standpunkts,  für  den  wir  uns  zu  entscheiden  haben,  die  materialistische  Ge¬ 
schichtsauffassung  nicht  aus.  Da  fühlen  wir  uns  gerade  in  dem  Maß  wie  wir 
echte  Kämpfer  sind  nicht  von  unseren  persönlichen  materiellen  Interessen 
geleitet  und  bestimmt,  werden  vielmehr  von  geistigen  Momenten,  von  Er¬ 
kenntnis  und  einem  hohem,  aus  unserm  Gewissen  fließenden  Pflichtbewußt¬ 
sein  vorwärtsgetrieben.  Unsere  sittlichen  Überzeugungen  schmieden  uns  wie 
mit  ehernen  Ketten  an  ein  bestimmtes  soziales  oder  politisches  Programm, 
an  eine  Partei  oder  Bewegung,  lassen  uns  dafür  Opfer  über  Opfer  bringen, 
ja  das  Leben  selbst  einsetzen.  Noch  ist  keine  Partei  groß  geworden,  noch 
hat  sich  keine  Bewegung  im  Volk  Bahn  gebrochen,  ohne  daß  sich  ihnen 
solche  Männer  und  Frauen  mit  einem  starken  Ethos,  mit  einem  felsenfesten 
Glauben  an  die  Gerechtigkeit  der  erstrebten  Ziele  angeschlossen  hätten. 
Überhaupt  ist  jedes  Ziel,  das  sich  eine  Gruppe  von  Menschen  steckt  und 
das  sie  zu  erreichen  oder  zu  verwirklichen  bestrebt  ist,  eine  in  der  Zukunft 
liegende  Vorstellung,  nicht  etwas,  was  i  s  t  sondern  was  sein  soll.  Mit 
dem  Sollen  sind  wir  aber  schon  aus  dem  Bereich  des  Physischen  heraus¬ 
getreten  und  stecken  mitten  in  der  Welt  des  Geistigen,  des  Metaphysischen. 
Man  sieht,  wie  innig  sich  die  physische  Welt  der  sichtbaren  Kräfte  und 
Mächte  mit  der  Welt  der  Ideen,  der  Sittlichkeit,  des  Glaubens  berührt. 

Aber  noch  in  anderer  Beziehung  läßt  sich  die  enge  Verbindung  der  realen, 
in  der  physischen  Sphäre  liegenden  gesellschaftlichen  Machtfaktoren  mit 
der  sittlichen  Weltordnung  aufzeigen.  Der  aufgeklärte  Leser  erschrecke  nicht 
vor  diesem,  ihm  antiquiert  klingenden  Ausdruck.  Er  denke  an  das  »morali¬ 
sche  Gesetz«  in  uns,  dessen  Existenz  einen  Kant  »mit  immer  neuer  und  zu¬ 
nehmender  Bewunderung  und  Ehrfurcht«  erfüllte;  und  er  wird  um  so  besser 
verstehen,  was  hier  gemeint  ist,  »je  öfter  und  anhaltender  sich  das  Nach¬ 
denken  damit  beschäftigt«. 
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Alle  Macht  von  Menschen  beruht  auf  Organisation.  Indem  einige  Hundert, 
Tausend,  Zehntausend  Menschen,  freiwillig  oder  unfreiwillig,  zu  einem 
Unternehmen,  einem  Verein,  einer  Genossenschaft,  einer  Partei  oder 
sonstigen  Gemeinschaft  zusammentreten,  erzeugen  sie  Macht;  sie  geht 
aus  ihren  vereinten  Mitteln  und  Kräften  hervor.  Diese  Macht  muß, 
um  wirken  und  den  beabsichtigten  Zweck  erreichen  zu  können,  in 
die  Hände  einzelner  Personen  gelegt  werden,  heißen  sie  nun  Lei¬ 
ter,  Führer,  Verwalter,  Vorstand,  Generalstab,  König  oder  sonstwie. 
Es  ist  nun  immer  eine  außerordentlich  wichtige,  aber  auch  unge¬ 
mein  schwierige  Sache  d  i  e  Personen  auszuwählen,  denen  mit  dem  größten 
Nutzen  und  Erfolg  für  die  Zwecke,  die  die  betreffende  Organisation  er¬ 
reichen  will,  die  Verfügung  über  die  Macht  gegeben  werden  kann.  Die  ver¬ 
schiedensten  Methoden  sind  von  den  Menschen  versucht  worden,  um  dies 
Problem  der  Machtübertragung  in  richtiger  Weise  zu  lösen.  Monarchie, 
Aristokratie,  Demokratie  bezeichnen  die  typischsten,  im  bunten  Wechsel 
und  in  eigentümlicher  Mischung  immer  wiederkehrenden  Formen,  die  zu  die¬ 
sem  Behuf  ersonnen  wurden.  Aber  keine  von  allen  diesen  Formen  hat  unter 
allen  Umständen  die  Menschen  zu  befriedigen  vermocht;  immer  wieder  haben 
sich  innerhalb  der  Organisation  Konflikte  zwischen  denjenigen,  die  sie 
bilden,  und  denjenigen,  denen  ihre  Macht  übertragen  wurde,  ergeben.  Ge¬ 
fährlich  ist  es  stets  für  das  einzelne  Individuum  seine  Macht  auf  ein  fremdes 
zu  übertragen,  und  nicht  weniger  Gefahren  ist  der,  der  sich  im  Besitz  der 
Macht  befindet,  ausgesetzt;  denn  hart  neben  dem  Gebrauch  der  Macht  liegt 
ihr  Mißbrauch;  und  der  Mißbrauch  der  Macht  führt  wieder  zur  Lockerung 
oder  gar  Auflösung  der  Organisation  und  damit  zum  Verlust  der  Macht. 

Alle  Macht,  die  von  einer  Organisation  einzelnen  Personen  übertragen  wird, 
soll  nur  zum  Wohl  der  Gesamtheit  ihrer  Glieder  existieren,  soll  nur  dem 
Schutz  der  Interessen  und  der  Durchsetzung  der  Grundsätze  dienen,  auf 
denen  die  Organisation  auf  gebaut  ist.  Die  Erfahrung  aller  Völker  und  Zeiten 
und  ihrer  Organisationen  beweist  es,  daß  nur  die  in  diesem  Sinn  richtig 
angewandte,  dem  soeben  angeführten  sittlichen  Gesetz  Genüge  leistende 
Macht  von  Bestand  ist.  Justitia  est  fundamentum  regnorum:  das  erkannten 
schon  die  Alten.  Mit  anderen  Worten:  Die  Macht  muß  sittlich  begründet, 
auf  ein  sittliches  Ziel  gerichtet  sein,  wenn  sie  Bestand  haben  soll.  Nur  die 
Macht,  die  sich  für  eine  gerechte  Sache  einsetzt,  siegt  letzten  Endes;  die 
dagegen,  die,  zu  falschen,  sittlich  schlechten  Zwecken  benutzt,  in  den  Dienst 
fremder  Interessen  und  entgegengesetzter  Grundsätze  gestellt  wird  (Inter¬ 
essen  und  Grundsätze,  die  außerhalb  der  Organisation  liegen),  wird  schließ¬ 
lich  in  sich  selbst  zusammenbrechen. 

Was  folgt  daraus?  Daß  es  für  jede  menschliche  Gemeinschaft,  sei  sie, 
welche  sie  wolle,  ein  großes  Weltreich  oder  eine  kleine  Genossenschaft, 
ungeheuer  wichtig  ist,  daß  die,  denen  sie  ihre  Macht  anvertraut,  glauben: 
an  eine  höhere  Macht  als  die  ihrige,  an  das  Sittengesetz.  In  diesem  Glauben 
liegt  schließlich  die  einzige  Garantie  dafür,  daß  die  Macht  von  ihren  In¬ 
habern  so  benutzt  und  angewandt  wird  wie  der  Zweck  und  das  Interesse 
der  Gemeinschaft  erheischen.  Er  ist  der  beste  Schutz  gegen  den  Mißbrauch 
der  Macht,  deren  Besitz,  wie  die  alltägliche  Erfahrung  lehrt,  so  leicht  das 
Gewissen  zerstört,  den  Zynismus  großzieht  und  das  Pflichtbewußtsein  unter- 
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gräbt.  Was  nützen  alle  Verfassungsbestimmungen,  Statutenvorschriften  und 
Strafgesetze,  um  den  Mißbrauch  der  Macht  zu  verhüten?  Es  sind  Zwirns¬ 
fäden,  die  der  auf  seine  Macht  sich  stützende  und  allein  an  seine  Macht 
glaubende  Mensch  spielend  leicht  zerreißen  kann.  Was  ihn  in  Schranken 
hält  und  veranlaßt  ein  getreuer  Verwalter  der  ihm  anvertrauten  gesellschaft¬ 
lichen  Kräfte  zu  sein,  das  ist  sein  Verantwortlichkeitsgefühl,  die  Über¬ 
zeugung,  daß  auch  er,  so  mächtig  er  auch  sein  mag,  doch  nicht  ungestraft 
das  Sittengesetz,  das  in  ihm  zu  ihm  spricht,  übertreten  darf. 

Es  ist  wohl  kein  Zufall,  daß  von  alters  her  in  allen  Gemeinwesen  von  höherer 
Kulturbedeutung  die  Übertragung  von  Macht  auf  einzelne  Individuen  immer 
mit  religiösen  Zeremonieen  verbunden  worden  ist;  dadurch  wollte  man  dem 
in  die  Macht  Eingesetzten  in  eindrucksvoller  Weise  zum  Bewußtsein  brin¬ 
gen,  daß  auch  er  noch  einen  viel  mächtigem  Richter  über  sich  habe.  Wer 
Macht  hat,  muß  glauben;  sonst  korrumpiert  ihn  die  Macht  und  geht  mit 
ihm  zugrunde.  Schöpferische  Macht,  die  in  der  Welt  Gutes  bewirken  und 
dem  Fortschritt  echter  Kultur  dienen  soll,  kann  ohne  Glauben,  ohne  reli¬ 
giöse  Überzeugungen  weder  geschaffen  noch  erhalten  werden.  Wo  Macht 
ohne  Glauben  schaltet  und  waltet,  geht  sie  in  die  Irre,  sie  führt  zum  Miß¬ 
brauch  und  vermag  bestenfalls  niederzureißen,  was  morsch  ist,  aber  nicht 
aufzubauen,  was  den  Menschen  zum  Segen  gereicht.  Bestand  gewinnt  sie 
nicht  sondern  ist  wie  das  Reich,  das  in  sich  selbst  uneins  ist:  es  muß  zer¬ 
fallen.  Da  andrerseits  die  Bildung  von  Mächten  und  ihr  Kampf  mit  ein¬ 
ander  Voraussetzung  einer  aufwärts  schreitenden  sozialen  Entwickelung  ist, 
so  ergibt  sich,  daß  daran  auch  die  Religion  als  aktiver  Faktor  stark  be¬ 
teiligt  ist  und  sich  nicht  daraus  eliminieren  läßt.  Ich  glaube  sogar  behaup¬ 
ten  zu  dürfen,  daß  letzten  Endes  alle  gute  und  dem  Menschen  Heil  brin¬ 
gende  Macht  aus  ihrer  Religiosität  stammt.  Die  vollendetsten,  dem  Ideal 
einer  sozialistischen  Gesellschaftsordnung  nahe  kommenden  Gemeinwesen, 
die  bisher  geschaffen  worden  sind,  haben  wir  in  den  auf  religiöser  Grundlage 
errichteten  Kolonieen  der  Rappisten  und  Herrnhuter  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vor  uns.  Das  beweist,  daß  in  der  ethisch-religiösen 
Natur  des  Menschen  seine  Fähigkeit  wurzelt  sein  wirtschaftliches,  soziales 
und  politisches  Gemeinschaftsleben  einem  hohem  Ideal  anzunähern.  Aus 
diesem  Grund  muß  gerade  der  Sozialist  mit  Entschiedenheit  alle  Bestrebun¬ 
gen  abweisen,  die  die  Grundlage  jedes  sozialen  Fortschritts,  den  Glauben 
an  eine  sittliche  Ordnung,  in  der  Arbeiterklasse  zerstören  könnten. 
Weit  entfernt  der  Emanzipation  der  Arbeiterklasse  im  Weg  zu  stehen, 
werden  gerade  die  religiösen  Kräfte,  die  im  Menschen  leben,  sie  bewerk¬ 
stelligen  und  durchführen  helfen.  Allgemeines  Wahl-,  Koalitions-  und  Asso¬ 
ziationsrecht  und  alle  großen  Errungenschaften  der  Sozialdemokratie  machen 
die  Ausbildung  der  sittlich-religiösen  Kräfte  noch  nicht  entbehrlich.  Zu 
jenen  äußeren  Machtfaktoren  muß  der  innere  treten,  durch  den  sie  erst  ihre 
letzte  Wirksamkeit  erhalten. 

Bevor  wir  hoffen  können  durch  die  arbeitenden  Klassen  den  Sozialismus 
verwirklicht  zu  sehen,  müssen  diese  noch  lernen  die  tiefen  Zusammenhänge 
zwischen  Macht  und  Glauben  zu  erfassen.  In  das  Land  der  Verheißung 
wird  eine,  freilich  nicht  im  äußern  Dogma,  wohl  aber  ihrem  innern  Empfin¬ 
den  nach  religiöse  Arbeiterklasse  ihren  Einzug  halten. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXX'XXXXXXXXXXXXXXX 
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PAUL  CJMBREIT  •  ZUR  FRAGE  DER  ZWAMGSAR. 
BEITSLOSENVERSICHERUNG  IM  DEUTSCHLAND 

N  meinem  Aufsatz  über  die  neuen  Methoden  der  Arbeitslosenver¬ 
sicherung  habe  ich  eine  eingehende  Diskussion  der  Möglichkeit  der 
Zwangsarbeitslosenversicherung  für  Deutschland  für  unaufschiebbar 
erklärt  und  einen  diese  Diskussion  einleitenden  Aufsatz  in  Aussicht 
gestellt.1)  Auf  Wunsch  der  Redaktion  komme  ich  schon  jetzt  die¬ 
sem  Versprechen  nach. 

Die  Praxis  der  Arbeitslosenversicherung  wird  sich  in  den  nächsten  Jahren 
noch  in  den  Bahnen  des  Genter  Systems  mit  staatlicher  Förderung  bewegen. 
Die  Vorzüge  dieses  Systems  bestehen  darin,  daß  die  öffentliche  Fürsorge 
keiner  neuen  Organisation  bedarf,  keinerlei  direktes  Risiko  übernimmt,  keine 
individuelle  Kontrolle  auszuüben  braucht.  Sie  überläßt  dies  alles  den  ge¬ 
werkschaftlichen  Arbeitslosenkassen  und  stachelt  diese  durch  die  unter  ge¬ 
wissen  Bedingungen  gebotenen  Zuschüsse  zur  einheitlichen  Entwickelung 
ihrer  Arbeitslosenfürsorge  an. 

Das  Genter  System  hat  aber  auch  eine  Reihe  von  Nachteilen,  die  wir  uns 
niemals  verhehlt  haben.  Es  schafft  zwar  günstigere  Risiken  als  die  fakulta¬ 
tiven  Arbeitslosenkassen,  indem  es  sich  auf  größere  Organisationen  stützt,  in 
denen  diese  Versicherung  nicht  Selbstzweck  ist,  aber  es  kann  den  Versiche¬ 
rungszwang  nicht  völlig  ersetzen.  Gerade  die  von  der  Arbeitslosigkeit  am 
häufigsten,  dauerndsten  und  schlimmsten  betroffenen  Arbeiterberufe  können 
den  Weg  der  gewerkschaftlichen  Selbstversicherung  am  schwersten  beschrei¬ 
ten,  sich  am  wenigsten  eine  ausreichende  Versicherung  schaffen,  und  auch  in 
den  versicherten  Berufen  werden  die  mindest  bezahlten  Arbeiterschichten 
nicht  selten  durch  die  hohen  Beiträge  von  der  Organisation  ferngehalten.  Ein 
weiterer  Nachteil  ist,  daß  das  Genter  System  die  Unternehmer  von  jeglicher 
Beitragspflicht  entlastet  und  damit  einen  für  die  Ursächlichkeit  wie  für  die 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  höchst  wichtigen  Faktor  völlig  ausschaltet. 
Daß  auch  das  Reich  und  die  Einzelstaaten  zu  Arbeitslosigkeitsbeiträgen  in 
ungleich  höherm  Maß  als  bei  dem  Genter  System  bei  einer  gesetzlichen 
Zwangsversicherung  herangezogen  werden  könnten  und  müßten,  bedarf  keiner 
weitern  Auseinandersetzung.  Endlich  wäre  auch  für  die  Lösung  der  Frage 
der  Arbeitsbeschaffung  im  Rahmen  einer  Zwangsarbeitslosenversicherung  ein 
größerer  Ansporn  gegeben,  da  die  hohen  Risiken,  die  damit  übernommen 
werden  müssen,  eine  öffentliche  Organisation  der  Arbeitsvermittlung  und  Ar¬ 
beitsverteilung  zur  gebieterischen  Notwendigkeit  machen. 

Alle  diese  Erwägungen  lassen  das  Genter  System  trotz  seiner  unleugbaren 
Vorzüge  als  ein  Übergangsstadium  erscheinen,  das  so  lange  notwendig  ist,  als 
die  Schwierigkeiten  einer  Zwangsarbeitslosenversicherung  noch  unüberwind¬ 
lich  sind,  das  aber  die  Gesetzgebung  keineswegs  ihrer  Pflicht  entbinden  kann 
eine  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  für  alle  Arbeiter  anzustreben. 
In  diesem  Sinn  beschloß  auch  der  internationale  sozialistische  und  Gewerk¬ 
schaftskongreß  1910  in  Kopenhagen: 

»Der  Kongreß  fordert  die  von  den  Arbeiterorganisationen  verwaltete,  allgemeine, 

l)  Siehe  meinen  Artikel  Die  neuen  Methoden  der  Arbeitslosenversicherung,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen 
Monatshefte,  pag.  281  f. 
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obligatorische  Arbeitslosenfürsorge.  .  .  .  Bis  zur  Verwirklichung  der  allgemeinen, 
öffentlichrechtlichen,  obligatorischen  Arbeitslosenunterstützung  haben  die  öffentlichen 
Gewalten  die  gewerkschaftliche  Arbeitslosenunterstützung  finanziell  zu  fördern. 
Diese  Unterstützung  darf  die  Unabhängigkeit  der  Gewerkschaften  in  keiner  Weise 
hindern.« 

Bei  der  Prüfung  des  Problems  der  Zwangsarbeitslosenversicherung  drängen 
sich  uns  zwei  Fragen  auf:  Wie  muß  eine  solche  Zwangsversicherung  beschaf¬ 
fen  sein?  Wie  gestaltet  sich  die  Durchführung  einer  solchen  Versicherung? 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  dürften  darüber  kaum  Zweifel  bestehen,  daß 
eine  Zwangsarbeitslosenversicherung  auf  reichsgesetzlicher  Grundlage  für 
das  ganze  Reichsgebiet  eingerichtet  werden  muß,  weil  der  Arbeitsmarkt  sich 
weder  durch  kommunale  noch  durch  Landesgrenzen  abschließen  läßt,  und  das 
Freizügigkeitsrecht  ein  Zuströmen  von  Arbeitskräften  nach  den  Plätzen  der 
besten  Verwertungsmöglichkeit  oder  der  besten  Arbeitslosenfürsorge  nicht 
hindern  kann.  Es  wäre  auch  undenkbar  nach  dem  Vorgehen  auf  den  Gebieten 
der  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden-  und  Witwen-  sowie  Angestelltenversiche¬ 
rung  jetzt  von  einer  Reichs  Versicherung  Abstand  nehmen  zu  wollen.  Denk¬ 
bar  wäre  allerdings,  daß  die  Einführung  einer  obligatorischen  Arbeitslosen¬ 
versicherung  in  einzelnen  Bundesstaaten  geringerm  Widerstand  begegnen 
würde  als  in  anderen.  Es  wäre  indes  nicht  ratsam  durch  ein  einzelstaatliches 
Vorgehen  die  Schwierigkeiten  einer  einheitlichen  gesetzlichen  Lösung  zu  ver¬ 
größern. 

Der  Versicherungszwang  muß  für  alle  Arbeiter  und  Angestellten  bis  zu  einer 
näher  zu  bestimmenden  Gehaltsgrenze  festgesetzt  werden;  er  muß  mit  der 
Erwerbsarbeit  ohne  untere  Altersgrenze  beginnen,  also  auch  Kinder  und 
Lehrlinge  umfassen,  damit  die  Begünstigung  Unversicherter  nicht  zum  Ar¬ 
beitsausschluß  Versicherungspflichtiger  führt.  Auch  Arbeiterinnen  und  weib¬ 
liche  Angestellte  sowie  Dienstboten  müssen  in  die  Versicherung  einbezogen 
werden.  Vor  allem  dürfen  Ausnahmen  vom  Versicherungszwang  für  Arbeiter 
ausländischer  Herkunft  nicht  statthaft  sein.  Die  Forderung  die  Landarbeiter 
dem  Versicherungszwang  zu  unterstellen  muß  prinzipiell  festgehalten  werden, 
wenn  auch  dessen  Einführung  da  zeitlich  hinausgeschoben  werden  kann. 
Schwierigkeiten  bietet  der  Versicherungszwang  für  die  Hausindustriellen  und 
Heimarbeiter;  indes  kann  die  Durchführung  der  Zwangsversicherung  gerade 
auf  diese  nicht  verzichten,  ohne  die  Arbeitslosigkeit  der  Betriebsarbeiter  zu 
verschlimmern.  Es  muß  also  ein  Weg  gefunden  werden,  der  ihre  Einführung 
ermöglicht. 

Objekt  der  Versicherung  ist  die  nicht  freiwillige  Arbeitslosigkeit,  soweit  sie 
nicht  durch  Streik  oder  Aussperrung  oder  durch  Erwerbsunfähigkeit  infolge 
von  Krankheit,  Unfall  oder  Invalidität  verursacht  ist.  Besteht  die  Arbeits¬ 
losigkeit  nach  Wegfall  jener  Ursachen  fort,  so  begründet  diese  Arbeitslosig¬ 
keit  einen  Versicherungsanspruch.  Der  Versicherungsanspruch  besteht  in  dem 
Empfang  einer  Geldunterstützung;  er  ruht,  wenn  dem  Arbeitslosen  eine  seinen 
Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit,  die  ihm  billigerweise  zuge¬ 
mutet  werden  kann,  nachgewiesen  wird.  Ledige  Personen  können  auch  zur 
Annahme  auswärtiger  Arbeitsplätze  angehalten  werden,  Verheiratete  nur 
dann,  wenn  das  Wohnen  bei  ihren  Familienangehörigen  nicht  beeinträchtigt 
wird  oder  ihnen  die  Übersiedelungskosten  für  die  ganze  Familie  vergütet 
werden.  Eine  Arbeitsstelle,  die  durch  Streik  oder  Aussperrung  frei  geworden 


PAUL  UMBREIT  *  ZUR  FRAGE  DER  ZWANGSARBEITSLOSENVERSICHERUNG  IN  ETC. 


425 


ist,  kann  der  Arbeitslose  während  der  Dauer  des  Streiks  oder  der  Aus¬ 
sperrung  ablehnen,  ohne  seinen  Anspruch  zu  verlieren.  Ebensowenig  kann 
er  gezwungen  werden  eine  Arbeit  anzunehmen,  die  nicht  den  im  Gewerbe 
tariflich  vereinbarten  oder  berufsüblichen  Arbeitsbedingungen  entspricht.  Die 
Benutzung  des  Arbeitsnachweises  ist  obligatorisch.  Welcher  Arbeitsnach¬ 
weis  zu  benutzen  ist,  wird  durch  die  Versicherungsorgane  bestimmt. 

Was  den  Aufbau  der  Versicherung  anlangt,  so  muß  der  beruflichen  Organisa¬ 
tion  der  Vorzug  gegeben  werden,  freilich  nicht  im  handwerksberuflichen  Sinn 
sondern  im  Sinn  der  Zusammenfassung  berufsverwandter  Industriegruppen. 
Die  baugewerblichen  Berufe  sind  zweckmäßig  in  eine  gemeinsame  zusammen¬ 
zufassen,  ebenso  die  Berufe  der  Metall-  und  Maschinenindustrie,  der  Holz¬ 
industrie,  Nahrungsmittelgewerbe  usw.  Für  jede  dieser  Gruppen  wäre  eine 
einzige  zentrale  Organisation  zu  schaffen.  Nur  für  die  fand-  und  forstwirt¬ 
schaftlichen  Berufe  kann  eine  gewisse  territoriale  Organisation  in  Rücksicht 
gezogen  werden.  Neben  diesen  Berufsgruppen  ist  eine  Reichszentralkasse 
mit  den  Aufgaben  des  Ausgleichs  und  der  Rückversicherung  einzurichten.  Der 
Ausgleich  soll  allen  Berufsgruppen  ein  Äquivalent  für  die  durch  die  Fluktua¬ 
tion  zwischen  den  Berufen  und  Industrieen  entstehenden  wirtschaftlichen  und 
finanziellen  Nachteile  sichern.  Das  geschieht  durch  die  Festsetzung  eines  ge¬ 
wissen  Anteils  aller  Versicherungsausgaben  als  gemeinsame  Last  aller  Grup¬ 
pen.  Darüber  hinaus  soll  die  Zentralkasse  die  Möglichkeit  einer  Rückver¬ 
sicherung  ins  Auge  fassen. 

Die  Beiträge  sind  innerhalb  jeder  Berufsgruppe  zu  gleichen  Teilen  von  Ar¬ 
beitern  oder  Angestellten  und  Arbeitgebern  aufzubringen.  Das  Reich  ge¬ 
währt  zu  den  Versicherungsleistungen  einen  gesetzlich  gewährleisteten  Zu¬ 
schuß.  Die  Staatsregierungen  können  zu  den  Kosten  der  Arbeitslosenver¬ 
sicherung  durch  Übernahme  der  Kosten  der  Arbeitsvermittlung,  die  Gemein¬ 
den  durch  Gestellung  der  Bureauräumlichkeiten  und  durch  freiwillige  Zu¬ 
schüsse  oder  Zuwendungen  (Speisemarken,  Wohnungszuschüsse,  Reisegelder 
usw.)  herangezogen  werden.  Die  Arbeiter-  und  Arbeitgeberbeiträge  sind  nach 
Lohnklassen  abzustufen.  Besondere  Risikoklassen  in  den  einzelnen  Berufs¬ 
gruppen  sind  nicht  zuzulassen,  da  es  geboten  erscheint  die  gefährdeten  Ar¬ 
beiterschichten  durch  die  begünstigteren  zu  entlasten.  Die  Einteilung  nach 
Berufsgruppen  sichert  ohnedies  eine  weitgehende  Berücksichtigung  besonde¬ 
rer  Berufsverhältnisse. 

Die  berufliche  Gruppierung  könnte  den  Gedanken  nahelegen  die  Arbeits¬ 
losenversicherung  einfach  den  Unfallberufsgenossenschaften  anzugliedern. 
Wenn  diese  vollkommen  paritätisch  verwaltet  würden,  könnte  man  sich  damit 
einverstanden  erklären,  denn  das  ist  das  mindeste,  was  von  einer  Organisa¬ 
tion  der  Arbeitslosenversicherung  erwartet  werden  muß.  Da  das  Unter¬ 
nehmertum  aber  auf  eine  solche  Reorganisation  seiner  Berufsgenossenschaf¬ 
ten  schwerlich  eingehen  wird,  so  empfiehlt  es  sich  schon  besondere  Gewerbe¬ 
genossenschaften  zu  organisieren,  die  eine  engere  Zusammenfassung  größerer 
Berufsgruppen  zwecks  Ausgleichs  der  Risiken  und  den  Wegfall  der  bei  den 
Unfallberufsgenossenschaften  noch  teilweise  vorhandenen  territorialen  Ab¬ 
grenzung  gestatten.  Die  Grundlage  dieser  Gewerbegenossenschaften  muß 
paritätisch  sein.  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  sollen  in  den  zentralen,  einzel¬ 
staatlichen,  provinzialen  und  örtlichen  Organen  und  Instanzen  in  gleicher 
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Anzahl  vertreten  sein;  die  unparteiischen  Vorsitzenden  stellen  die  Reic 
Zentralkasse,  Landesregierungen  und  Gemeinden.  Die  örtlichen  Arbe 
ämter  und  Arbeitsnachweise  sind  mit  den  örtlich.en  Verwaltungen  der  Ge¬ 
werbegenossenschaften  in  möglichst  direkte  Verbindung  zu  bringen.  Sie 
müssen  ebenfalls  paritätisch  verwaltet  werden.  Die  besoldeten  Beamten  und 
Hilfskräfte  werden  von  den  paritätischen  Organen  der  Gewerbegenossen¬ 
schaften  aus  Vorschlägen,  die  die  Arbeitnehmervertreter  zu  machen  haben, 
gewählt.  Sie  unterstehen  lediglich  der  Dienstaufsicht  der  Gewerbegenossen¬ 
schaft.  Die  bestehenden  gewerkschaftlichen  Arbeitslosenversicherungskassen 
sind  als  Ersatzkassen  zuzulassen,  wenn  sie  gewissen  Mindestbedingungen  in 
Höhe  und  Dauer  der  Unterstützung,  Karenzfristen  usw.  entsprechen  und  ge¬ 
wisse  öffentliche  Verpflichtungen  erfüllen  (Einreichung  der  Statuten,  Wochen- 
und  Monatsstatistiken,  Abrechnungen  usw.).  Die  Zugehörigkeit  zu  einer 
solchen  anerkannten  gewerkschaftlichen  Arbeitslosenversicherung  befreit  für 
ihre  Dauer  von  der  gesetzlichen  Zwangsversicherung.  Das  Reich  zahlt  diesen 
gewerkschaftlichen  Versicherungskassen  für  ihre  arbeitslosen  Mitglieder 
unter  den  gleichen  Voraussetzungen  wie  bei  den  Zwangskassen  die  gleichen 
Zuschüsse  zur  Arbeitslosenunterstützung.  Die  Kontrolle  dieser  zugelassenen 
gewerkschaftlichen  Arbeitslosenkassen  seitens  der  Reichsanstalt  beschrankt 
sich  auf  die  Kassen-  und  Buchführung  für  die  Arbeitslosenversicherung  und 
auf  die  eingereichten  Abrechnungen.  Darüber  hinaus  können  gewerkschaft¬ 
liche  Arbeitslosenversicherungskassen  den  Charakter  von  offentlichrecht- 
lichen  Kassen  unter  folgenden  Bedingungen  erwerben:  Die  Arbeitslosenver¬ 
sicherung  ist  getrennt  von  der  Gewerkschaft  zu  verwalten.  Der  Eintritt  m 
diese  Kassen  ist  jedem  Arbeitnehmer  des  betreffenden  Berufs  zu  gestatten. 
Die  Leistungen  der  Kasse  sind  rechtlich  sicherzustellen.  Diese  Kassen  können 
von  den  Unternehmern  keinerlei  Beiträge  erheben,  erhalten  dagegen  die 
gleichen  Reichszuschüsse  wie  die  Zwangskassen  und  sind  in  ihrer  Selbstver¬ 
waltung  von  den  Arbeitgebern  unabhängig.  Sie  unterstehen  der  Reichsanstalt 
wie  die  Zwangskassen  und  können  sich  an  deren  Rückversicherungseinrich¬ 
tungen  beteiligen.  Im  übrigen  bleibt  es  natürlich  den  gewerkschaftlichen  Ar¬ 
beitslosenversicherungen  unbenommen  die  gesetzlichen  Versicherungsleistun¬ 
gen  für  ihre  Mitglieder  zu  ergänzen. 

Zu  den  öffentlichen  Arbeitsnachweisen  sind  alle  paritätischen  Industrie-  oder 
Facharbeitsnachweise  zuzulassen,  ohne  in  ihrer  Selbstverwaltung  beschrän  t 
zu  werden.  Einseitige  Unternehmer-  und  Arbeiternachweise  sind  auszu¬ 
schließen,  solange  sie  ihre  gesamte  Geschäftsführung  nicht  der  Aufsicht  des 
öffentlichen  Arbeitsamts  oder  Arbeitsnachweises  unterstellen.  Die  Aus¬ 
schließung,  Maßregelung  oder  Kennzeichnung  gewisser  Arbeiter  durch  zuge¬ 
lassene  Arbeitsnachweise  ist  ebenso  unstatthaft  wie  die  Sperrung  einzelner 
Arbeitgeber  oder  Unternehmungen,  soweit  solche  Ausschließungen  oder 
Sperren  nicht  tariflich  oder  in  einem  Arbeitsnachweisreglement  paritätisch 
vereinbart  sind.  Unternehmer,  die  in  Zeiten  mangelnder  Beschäftigung,  um 
Entlassungen  von  Arbeitern  zu  vermeiden,  die  Arbeitsdauer  herabsetzen  oder 
die  Zahl  der  wöchentlichen  Arbeitstage  für  die  einzelnen  Arbeiter  einschrän- 
ken,  haben  Anspruch  auf  eine  im  Verhältnis  zu  diesen  Einschränkungen 
stehende  Beitragserstattung.  Unternehmer,  die  in  solchen  Zeiten  ausländi¬ 
sche  Arbeiter  beschäftigen,  verwirken  diesen  Erstattungsanspruch.  Aus¬ 
ländischen  Arbeitern  kann  in  Zeiten,  in  denen  die  Arbeitslosigkeit  in  der  Ge- 
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werbegruppe  ein  normales  Maß  erheblich  überschreitet,  an  Stelle  der  Ar¬ 
beitslosenunterstützung  eine  für  die  Rückreise  in  ihre  Heimat  bestimmte 
Unterstützung  verabfolgt  werden. 

Die  Reichsanstalt  hat  ihr  Augenmerk  darauf  zu  richten,  daß  aufschiebbare 
öffentliche  Arbeiten  in  Zeiten  stiller  Beschäftigung  verlegt  werden,  und  daß 
für  jeden  Winter  geeignete  öffentliche  Arbeiten  bereitgehalten  werden,  die 
den  Arbeitsämtern  und  Arbeitsnachweisen  mitzuteilen  sind.  Die  öffentlichen 
Verwaltungen  sind  zu  ersuchen  auch  ihre  Aufträge  für  die  Privatindustrie  so 
einzurichten,  daß  der  Arbeitsandrang  in  Zeiten  der  Hochkonjunktur  nicht 
noch  gesteigert  sondern  daß  in  Zeiten  der  Wirtschaftskrisis  für  Beschäfti¬ 
gungsmöglichkeiten  gesorgt  wird. 

Die  Durchführung  der  gesetzlichen  Zwangsversicherung  wird  zunächst  für  alle 
Baugewerbe,  Holzgewerbe,  Metall-  und  Maschinenindustrie,  Schiffsbau-, 
Erd-,  Stein-  und  keramische  Gewerbe,  Textil-  und  Bekleidungsindustrieen  in 
Aussicht  genommen.  In  Abständen  von  2  bis  3  Jahren  folgen  unter  Berück¬ 
sichtigung  der  dabei  gemachten  Erfahrungen  die  Gärtnerei-,  Papier-  und 
Lederindustrie,  die  Nahrungsmittelgewerbe,  die  chemische  Industrie,  die 
forstwirtschaftlichen  Industrieen,  Leuchtstoffindustrieen,  Reinigungsgewerbe, 
polygraphischen  Gewerbe  und  der  Bergbau.  In  weiterer  Folge  kommen  die 
Angestelltengruppen  dieser  Industrieen  und  Gewerbe  sowie  die  Handels-, 
Verkehrs-  und  Versicherungsgewerbe,  Gast-  und  Schankwirtschaft,  Musik, 
Theater  usw.,  sodann  die  häuslichen  Dienstboten  und  schließlich  die  Land¬ 
wirtschaft.  Eine  solche  schrittweise  Durchführung  gestattet  mit  den  von  der 
Arbeitslosigkeit  meist  betroffenen  Berufsgruppen  zu  beginnen,  dabei  Erfah¬ 
rungen  zu  sammeln  und  diese  bei  der  weitern  Durchführung  des  Versiche¬ 
rungszwangs  und  der  Organisation  zu  berücksichtigen.  Solange  der  Ver¬ 
sicherungszwang  noch  nicht  durchgeführt  ist,  werden  die  gewerkschaftlichen 
Arbeitslosenkassen  nach  den  Grundsätzen  des  Genter  Systems  respektive 
seinen  Modifizierungen  unterstützt. 

Die  öffentlichrechtliche  Regelung  der  Arbeitslosenversicherung  in  der  Rich¬ 
tung  des  Versicherungszwangs  bringt  den  Gewerkschaften  zweifellos  eine 
Reihe  von  Nachteilen  bei  ihren  Aktionen  zur  Verbesserung  der  Arbeitsver¬ 
hältnisse.  Sie  müssen  auf  ein  Minimum  reduziert,  im  übrigen  aber  im  Inter¬ 
esse  einer  möglichst  lückenlos  geregelten  Arbeitslosenfürsorge  in  Kauf  ge¬ 
nommen  werden.  Die  Gewerkschaften  sind  heute  weit  stärker  als  vor 
12  Jahren,  als  sie  in  Stuttgart  jede  andere  Regelung  als  auf  der  Basis  von 
Reichszuschüssen  an  Gewerkschaften  verwarfen.  Sie  haben  sich  1910  in 
Kopenhagen  mit  der  grundsätzlichen  Forderung  der  obligatorischen  Arbeits¬ 
losenversicherung  einverstanden  erklärt  und  werden  auch  gern  mitarbeiten, 
um  die  Schwierigkeiten,  die  ihr  entgegenstehen,  überwinden  zu  helfen.  Sie 
müssen  jedoch  verlangen,  daß  diese  Zwangsversicherung  ihre  Kassen,  die 
Bedeutendes  an  Arbeitslosenfürsorge  leisteten,  als  niemand  anders  den  Ar¬ 
beitslosen  half,  nicht  gefährdet,  der  gesunde  Sinn  der  Selbsthilfe  nicht  gänz¬ 
lich  erstickt,  ihre  Aktionen  nicht  gehemmt  werden.  Sie  verlangen  Selbstver¬ 
waltung  für  die  öffentlichen  Arbeitslosenkassen,  konzedieren  den  Arbeit¬ 
gebern  für  ihre  Beiträge  gern  eine  entsprechende  Vertretung,  müssen  indes 
darauf  halten,  daß  diese  Kassen  nicht  in  bureaukratischer  Weise  verwaltet 
werden.  Dafür  bringen  sie  mit  ihren  Kräften  eine  jahrzehntelange  Praxis 
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und  Erfahrung  in  die  öffentliche  Versicherung  hinein  und  gewährleisten  durch 
ihren  Einfluß  auf  die  Arbeiterschaft  eine  straffere  Selbstdisziplin  und  eine 
gegenseitige  Kontrolle,  die  williger  ertragen  wird  als  jede  behördliche  Auf¬ 
sicht. 

Was  ich  hier  vorschlage,  erscheint  vom"'  gewerkschaftlichen  Stand¬ 
punkt  so  weitgehend  wie  irgend  möglich.  Es  ist  aber  auch  durchaus  durch¬ 
führbar  und  dürfte  daher  für  die  Diskussion  der  Frage  der  Zwangsarbeits¬ 
losenversicherung  eine  brauchbare  Basis  bilden. 

XX  X  XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HERMRM  KRRMOLD  *  LÜCKEM  DER  DEUTSCHEM 
MILCH-  UMD  FETTVERSORGUMG 

INE  der  wichtigsten  Stellen  in  der  Ernährung  der  Volksmassen  in 
Deutschland  nehmen  die  Milch  und  die  aus  ihr  gewonnenen  Pro¬ 
dukte  ein.  Durch  ihren  hohen  Zuckergehalt  vermag  die  Milch  zur 
Befriedigung  des  Kohlehydratbedarfs  des  menschlichen  Körpers 
ganz  wesentlich  beizutragen;  in  Form  von  Käse,  aber  auch  im  un¬ 
veränderten  Zustand  stellt  sie  eine  der  besten  und  billigsten  Quellen  für  den 
Eiweißbedarf  des  Leibes  dar,  und  schließlich  liefert  sie,  als  Milch  selbst  wie 
als  Butter,  einen  bedeutenden  Anteil  zum  Fettverbrauch  der  Nation.  Ihre 
besondere  Unersetzlichkeit  beruht  jedoch  einmal  in  ihrer  Rolle  als  bestes 
Nahrungsmittel  für  Kinder,  dann  in  ihrer  Notwendigkeit  als  Ersatz¬ 
mittel  für  alkoholische  Getränke  und  damit  als  Gegenmittel  gegen  den  Alko¬ 
holismus  und  schließlich  in  ihrer  vielseitigen  Verwendbarkeit  bei  der  Zube¬ 
reitung  schmackhafter  Gerichte,  die  herzustellen  mit  der  zunehmenden  Ver¬ 
stadtlichung  des  deutschen  Volkes  für  die  Volksernährung  immer  wichtiger 
wird. 

Mancherlei  Anzeichen  deuten  nun  darauf  hin,  daß  der  Bedarf  der  deutschen 
Massenernährung  nach  Milch  ausreichend  nicht  gedeckt  sei.1)  Zwar 
versagt  in  diesem  Punkt  die  Statistik  des  Außenhandels.  Der  Einfuhrüber¬ 
schuß  an  Milch,  Butter  und  anderen  Molkereiprodukten  ist  so  gering,  daß 
er  gegenüber  der  deutschen  Milchproduktion  von  mehr  als  200  Millionen 
Hektolitern  kaum  in  Frage  kommt.  Das  könnte  darauf  schließen  lassen,  daß 
der  deutsche  Bedarf  so  ziemlich  ausreichend  durch  die  deutsche  Produktion 
gedeckt  werde,  zumal  ja  die  bekanntlich  großartig  organisierte  Versorgung 
Englands  mit  dänischer  Butter  usw.,  dieses  Hans  Dampf-Beispiel  aller  Vul¬ 
gärökonomen,  die  Deckung  eines  nationalen  Produktionsdefizits  als  eine 
außerordentlich  sicher  zu  erledigende  Angelegenheit  erscheinen  läßt.2) 

Ein  Fingerzeig  für  tatsächliches  Bestehen  eines  Butterdefizits  ist  wohl  schon 
in  dem  schnellen  Emporblühen  der  Margarineindustrie  in  Deutschland  zu 
sehen,  die  in  erster  Linie  für  den  inländischen  Verbrauch,  nicht  aber  für  den 

J)  Für  alle  Einzelheiten,  die  die  folgenden  Ausführungen  erläutern  und  begründen,  besonders  für  die  stati¬ 
stischen  Beweisführungen,  verweise  ich  die  Interessenten  auf  die  ausführliche  Darstellung  des  Gegenstands, 
die  ich,  im  Rahmen  einer  Erörterung  der  Gesamtbilanz  der  deutschen  Ernährung,  demnächst  als  besondere 
Schrift  unter  dem  Titel  Massenernährung,  Agrarpolitik,  Kolonisation  im  Verlag  von  Georg  C.  Steinicke  in 
München  erscheinen  lasse. 

*)  Im  folgenden  ist  wechselnd  von  Milch-  und  ßutterdefizit  die  Rede,  weil  bei  den  hier  behandelten  Fragen 
tatsächlich  zwischen  beiden  kein  Unterschied  ist.  Die  Sache  liegt  ebenso  wie  etwa  in  einem  Land,  das 
alle  zur  Eisenproduktion  nötigen  Einrichtungen  hat  oder  leicht  schaffen  kann,  ein  Eisenerzmangel  und  ein 
Roheisenmangel  wesentlich  gleiche  Dinge  sind. 
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Export  arbeitet.  Dementsprechend  ist  auch  die  Einfuhr  an  Rohstoffen  für 
diese  Industrie  in  den  letzten  zehn  Jahren  bedeutend  in  die  Höhe  gegangen. 
Das  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  teils  infolge  von  Unglücksfällen,  die 
durch  die  Unerfahrenheit  über  die  Eignung  einzelner  Fettstoffe  für  den 
menschlichen  Genuß  entstanden  waren,  teils  aber  aus  unbegründetem  Vor¬ 
urteil  teils  auch  aus  mancherlei  technischen  Unvollkommenheiten  der  Pro¬ 
dukte  der  deutschen  Margarineindustrie  der  ersten  Zeit,  ein  starkes  Wider¬ 
streben  gegen  den  Margarinegenuß  in  weitesten  Kreisen  des  deutschen  Pu¬ 
blikums  vorhanden  gewesen  ist  und  noch  besteht.  Wenn  trotz  dieser  Ver¬ 
hältnisse  die  Margarine  ständig  vordringt,  so  darf  man  annehmen,  daß  tat¬ 
sächlich  eine  Notlage  vorhanden  ist.  Dementsprechend  sind  denn  auch  die 
Preise  sowohl  für  Milch  wie  besonders  für  Butter  in  den  letzten  Jahren  mit 
einer  beträchtlichen  Schnelligkeit  zu  einer  früher  unvorstellbaren  Höhe 
emporgestiegen.  Ja,  sogar  die  Margarinepreise  sind  schon  ins  Klettern  ge¬ 
kommen.3) 

Läßt  alles  das  schon  darauf  schließen,  daß  in  dieser  Beziehung  nicht  alles 
mit  der  Versorgung  des  deutschen  Konsums  in  Ordnung  sei,  so  hat  eine  um¬ 
fangreiche  Untersuchung  des  bekannten  Münchener  Sozialhygienikers  Pro¬ 
fessor  Dr.  Kaup  ganz  direkt  festgestellt,  daß  sich,  und  zwar  besonders  auf 
dem  Lande,  ein  Mangel  an  Milch  und  Butter  in  der  Ernährung  der  Bevölke¬ 
rung  breitmacht,  der  dem  um  die  sozialhygienische  Besserung  der  deutschen 
Lebensverhältnisse  Bekümmerten  zu  den  schwersten  Besorgnissen  Anlaß 
geben  muß.4)  Besonders  schwer  leidet  unter  diesen  Verhältnissen  das 
platte  Land.  Mit  der  starken  Bevölkerungszunahme  hat,  trotz  des 
Wachstums  der  in  der  Milchproduktion  wie  in  den  meisten  anderen  Arten 
der  landwirtschaftlichen  Gütererzeugung  überlegenen  Mittel-  und  Klein¬ 
bauernbetriebe,  die  Milchproduktion  nicht  Schritt  gehalten.  Nun  ist  das  Land 
weniger  fähig  die  Lebensmittel  an  sich  zu  ziehen  als  die  Städte,  da  der  Bauer 
nur  nebenher  von  seinen  Produkten  leben  will  und  sich  erst  in  schlimmer 
Notlage  entschließt  Produkte,  die  er  selber  herzustellen  gewohnt  war,  zuzu¬ 
kaufen,  wenn  das  eigene  Erzeugnis  nicht  ausreicht,  um  seinen  und  seiner 
Familie  Bedarf  zu  decken.  Dazu  lassen  die  steigenden  Preise  den  Ver¬ 
kauf  der  produzierten  Milch  nutzbringender  erscheinen,  als  wenn  man 
sie  selber  trinkt,  und  so  ist  es  leicht  zu  verstehen,  daß  das  platte  Land 
sich  zugunsten  der  Städte,  die  alles  an  sich  ziehen,  der  Milch  und 
Butter  in  immer  größerm  Umfang  beraubt.  Nun  wäre  das  ja  noch 
nicht  so  schlimm,  wenn  man  in  die  ländliche  Lebensweise  als  Ersatz  für  die 
ausfallende  Milchration  wenigstens  etwas  anderes,  Gleichwertiges  eingefügt 
hätte.  Aber  dem  ist  durchaus  nicht  so.  Die  etwas  größeren  Kinder  be¬ 
kommen  als  Ersatzkost  die  für  sie  ganz  ungeeigneten  Speisen  der  Erwach¬ 
senen,  die  kleinen  Kinder  und  die  Säuglinge  Mehlsuppen  und  ähnliche,  durch- 

3)  Sowohl  bei  den  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Eindringen  des  Margarinegenusses  entgegensetzen,  wie  bei 
der  gegenwärtig  einsetzenden  Erleichterung  ihres  Vormarsches  spielen  auch  psychologische  Faktoren  eine 
Rohe,  von  denen  hier  nur  auf  den  hingewiesen  sei,  daß  besonders  der  Großstädter  das  Bestreben  hat  sich, 
wenn  irgend  möglich,  der  Lebenshaltung  der  besser  gestellten  Schichten,  wo  nicht  quantitativ,  so  doch 
qualitativ,  anzugleichen,  Jetzt,  wo  der  kleine  Beamte  und  der  kaufmännische  Angestellte  infolge  des  Drucks 
der  wachsenden  Butterpreise  langsam  zur  Margarine  übergehen,  tut  das  selbe  schnell  der  Industriearbeiter. 

4)  Siehe  Kaup  Ernährung  nnd  Lebenskraft  der  ländlichen  Bevölkerung  /  Berlin  1910  /,  Dieser  umfang¬ 
reiche  Band  bringt  für  die  größten  und  einige  der  kleineren  Bundesstaaten  ein  außerordentlich  reiches 
Material  zur  Soziologie  der  Massenernährung  bei  und  sollte  allen  Politikern,  besonders  den  Sozialisten,  ein 
Gegenstand  ernsten  Studiums  sein. 
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aus  minderwertige  Dinge.  Vor  allem  aber  ist  die  Milch  als  normales  Ge¬ 
tränk  auch  der  Erwachsenen  fast  ganz  verschwunden,  und  als  Nach¬ 
folger  hat  sich  überall  auf  dem  Land  ein  schwunghafter  Flaschenbierhandel 
mit  anderen  Formen  des  Volksalkoholismus  als  angenehmer  Begleiterschei¬ 
nung  niedergelassen.  Und  wo,  je  nach  der  Gegend,  Bier,  Most,  Wein  oder 
Schnaps  noch  nicht  zum  Haustrunk  geworden  sind,  da  sind  es  dafür  der  Kaf¬ 
fee  und  seine  Surrogate,  der  zwar  auch  den  Magen  mit  warmer  Flüssigkeit 
füllt,  aber  nicht  den  geringsten  Nährwert  hat.  Und  an  die  Stelle  der  mit 
Butter  zubereiteten  Schmalzkost  ist  in  der  Hauptsache  die  Kartoffel  mit 
etwas  Wurst  usw.  getreten,  statt  Butter  oder  anderweitiger  Fette  werden 
zum  Brot  vielfach  Leinöl,  Rübensaft  oder,  was  schlimmer  ist,  billige,  geringe 
Nährwerte  enthaltende  Marmelade  gegeben. 

Das  alles  ist  nicht  neu  entdeckt  worden;  es  war  als  vereinzelter  Mißstand  schon 
bekannt.  Aber  erst  durch  die  Sammeltätigkeit  Kaups  ist  offenbar  geworden, 
einen  wie  großen  Umfang  diese  Entziehungskur  bereits  erreicht  hat,  und  erst 
durch  seine  im  wesentlichen  einwandfreien  Statistiken  hat  manherausgefunden, 
daß  dieser  Vorgang  automatisch  weitergehen  muß,  wenn  alles  beim  alten  bleibt 
und  nichts  Entscheidendes  geschieht,  um  ihn  aufzuhalten  oder  ihn  wenigstens 
seiner  ruinösen  Seiten  für  die  Volksernährung  und  damit  für  die  Volks¬ 
gesundheit  zu  entkleiden.  Denn  obwohl  dieser  Vorgang  auch  die  städtische 
Bevölkerung  in  Mitleidenschaft  zieht  (Kaup  selbst  gibt  dafür  eingehende  Be¬ 
rechnungen,  und  an  der  Milch-  und  Butterkonsumstatistik  jeder  Stadt  kann 
man  es  sich  jederzeit  selbst  klarmachen),  so  trifft  er  doch  in  erster  Linie 
die  ländliche  Bevölkerung.  Die  Militärtauglichkeitsstatistik,  die  in  ihrer 
zeitlichen  Entwickelung  einen  ganz  guten  Maßstab  für  die  Gesundheitsver¬ 
hältnisse  eines  Gebiets  abgibt,  zeigt  nun,  daß  da,  wo  in  der  Versorgung  mit 
Milch  besondere  Schäden  bestehen,  auch  der  Rückgang  der  Militärtauglich¬ 
keit  der  ländlichen  Bevölkerung  besonders  groß  ist.  Und  dieser  Vorgang 
der  Qualitätsverschlechterung  trifft  also  damit  in  erster  Linie  die  Reservoire 
der  deutschen  Volkskraft,  aus  denen  sich  die  Städte  immer  von  neuem  er¬ 
gänzen.  Deshalb  verdient  dieser  Vorgang  die  besondere  Aufmerksamkeit 
gerade  der  Partei,  die  sich  die  Vertretung  der  Interessen  der  Industrie¬ 
arbeiterbevölkerung  zur  wichtigsten  Aufgabe  gewählt  hat,  der  Sozialdemo¬ 
kratie.  Denn  sie  ist,  scheint  mir,  ganz  egoistisch  daran  interessiert,  daß  die 
eigene  Klasse  sich  aus  möglichst  gesundem  Material  rekrutiert. 

Was  soll  man  aber,  über  eine  solche  Aufmerksamkeit  hinaus,  tun?  Es  sind 
von  Kaup  Vorschläge  in  dieser  Richtung  gemacht  worden,  die  im  wesent¬ 
lichen  darauf  abzielen  die  Einfuhr  von  Butter  nach  Deutschland  zu  heben. 
Das  ist  in  dem  wichtigsten  Punkt  richtig:  nämlich  in  dem,  daß  wir  die  Ent¬ 
lastung  in  erster  Linie  in  der  Beschaffung  von  Butter  zu  suchen  haben.  Denn 
das  Milchdefizit  ist  jetzt  bereits  so  groß,  daß  wir  eine  Verdoppelung 
der  deutschen  Milchproduktion  auf  das  schnellste  anstreben  müßten,  wenn 
wir  bald  helfen  und  wenn  wir  in  der  inländischen  Produktion  die  Abhilfe 
schaffen  wollten.  Als  Importartikel  eignet  sich  Milch  aber  ganz  und  gar 
nicht,  kondensierte  Milch  ist  kein  vollwertiger  Ersatz.  Der  Kaup- 
sche  Vorschlag  liegt  ja  auch  nahe.  Denn  vor  unseren  Augen  ist  ja  ein  Land, 
das  durch  seinen  idealen  Freihandel  schon  lange  vor  uns  zu  einem  solchen 
Milch-  respektive  Buttermangel  gekommen  ist,  daß  es  sich  eine  Quelle  dafür 
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außer  Landes  suchen  mußte:  England.  Ihm  ist  es  auch  gelungen  ein  solches 
Land  zu  finden  (obwohl  man  übrigens  nicht  sagen  kann,  daß  in  England  der 
Milch-  und  Butterbedarf  ausschließlich  durch  Butter  gedeckt  wird,  und  daß 
er  ausreichend  gedeckt  werde).  In  Dänemark,  im  dänischen  Bauern  findet 
es  einen  Erzeuger  für  das,  was  es  braucht.  Aber  es  erscheint  sehr  fraglich, 
ob  wir  Deutschen  nun  auch  den  gleichen  Weg  wie  der  englische  Nachbar 
werden  einschlagen  können.  Ich  fürchte  vielmehr,  daß  sich,  wie  in  so 
manchen  ökonomischen  Angelegenheiten,  so  auch  in  dieser  eine  Anwendung 
der  englischen  Schablone  auf  Deutschland  als  von  sehr  unangenehmen  Folgen 
begleitet  erweisen  könnte.  Denn  wohin  man  auch  die  Stimme  schickt,  kein 
Land  wird  hier  erblickt,  das  die  für  die  völlige  Deckung  des  deutschen  Be¬ 
darfs  erforderlichen  Buttermengen  schaffen  könnte.  Man  mag  nehmen, 
welches  Land  man  will,  Schweden,  Norwegen,  die  Niederlande,  Rußland: 
alle  diese  Länder  haben  entweder  schon  die  eigene  Butterproduktion  zur 
Deckung  des  eigenen  Bedarfs  bis  an  die  Grenze  des  in  absehbarer  Zeit  Mög¬ 
lichen  angespannt,  oder  aber  sie  sind  (und  mehrfach  kommt  dieser  zweite 
Umstand  mit  dem  ersten  zusammen)  allmählich,  gerade  wie  Deutschland,  in 
eine  Periode  der  stürmischesten  Industrialisierung  hineingeraten,  so  daß 
eher  ein  Versagen  der  Produktion  für  den  eigenen  Bedarf  bevorstehend  als 
die  Möglichkeit  gegeben  scheint,  daß  sie  als  Butterexportländer  mit  nennens¬ 
werter  Leistung  auf  dem  Weltmarkt  auf  treten.  Man  wird  deshalb,  wenn 
man  Wert  darauf  legt  nicht  ins  Unbekannte  eine  Fahrt  anzutreten  (es  kann 
ja  natürlich  auch  da  Vorkommen,  daß  man  nach  Indien  will  und  so  nebenbei 
aus  Versehen  Amerika  entdeckt;  das  will  ich  gar  nicht  leugnen),  gar  nichts 
anderes  tun  können,  als  daß  man,  da  Milch  und  Butter  nicht  in  ausreichen¬ 
dem  Maß  durch  Importation  zu  bekommen  sind,  sich  nach  einem  Ersatz 
für  sie  umsieht. 

Diesen  Ersatz  hat,  meiner  Meinung  nach,  schon  die  Praxis  in  empirischer 
Weise  gefunden;  wir  wollen  ihn  nun  auch  noch  einmal  theoretisch  nachent¬ 
decken.  Schon  von  Dänemark  berichtet  Kaup,  daß  in  diesem  Paradies  der 
Buttererzeugung  nicht  Butter,  sondern  Margarine  von  den  Volksmassen  ge¬ 
gessen  wird.  Und  man  kann  nicht  sagen,  daß  unter  diesem  Brauch  dort  die 
Volksgesundheit  Schaden  genommen  hätte;  im  Gegenteil,  sie  hat  sich  dort 
recht  gut  entwickelt.  Eine  ausreichende  Margarineeinfuhr  oder,  was  wahr¬ 
scheinlich  leichter  zu  erreichen  ist,  eine  ausreichende  Einfuhr  von  Margarine¬ 
rohstoffen  wird  also  eine  Aufgabe  sein,  der  sich  die  Staatsgewalt  in  Deutsch¬ 
land  recht  bald  widmen  sollte;  und  wenn  sie  es  nicht  freiwillig  tut,  so  wird  es 
Aufgabe  der  an  den  einflußreichen  Stellen,  also  zum  Beispiel  der  im  Reichs¬ 
tag  sitzenden  Genossen  sein  sie  möglichst  energisch  dazu  anzuregen. 

Das  gegebene  Gebiet  für  die  Produktion  solcher  Margarinestoffe  für  den 
deutschen  Bedarf  ist  wohl  das  Gebiet  der  deutschen  Tropenko- 
lonieen.  Man  mag  ja,  wie  das  ein  Teil  der  sozialdemokratischen  Partei 
in  Deutschland  tut,  auf  dem  caprivistischen  Standpunkt  stehen,  daß  uns 
eigentlich  ein  großes  Unglück  widerfahren  ist,  als  uns  unsere  Kolonieen  ver¬ 
schafft  wurden;  ich  begreife  auch  einen  solchen  Standpunkt,  der  wohl  ge¬ 
fühlsmäßig  durch  blutige  Reminiszenzen  verursacht  ist,  die  sich  mit  dem 
Begriff  der  Kolonisation  bisher  für  uns  verknüpft  haben.  Aber  los  werden 
wir  die  Kolonieen  doch  nicht  so  bald,  und  da  scheint  es  mir  richtiger  zu 
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versuchen,  ob  man  nicht  die  Kolonisierungsmethoden  dadurch  verbessern 
karm'daß  man  ein  möglichst  positives  Verhältnis  zur ^Kolonisation  zu 
gewinnen,  daß  man  eine  möglichst  enge  Einflechtung  der  Kolomeen  in  den 
deutschen  Wirtschaftskörper  zu  erzielen  sucht.  Ein  Weg  dazu  wäre  es,  wenn 
man,  in  Ausbau  der  besten  Produktivkräfte  der  deutschen  tropischen  Schutz¬ 
gebiete  eine  Agrikultur  dort  hochbrächte,  die  der  deutschen  Margarme- 
industrie  und  damit  dem  Fettverbrauch  des  deutschen  Industnearbe.ters  so 
gut  wie  dem  des  deutschen  Bauern  die  notwendigen  Rohstoffe  liefert.  Den 
damit  würde  eine  solche  Steigerung  der  Rentabilität  der  deutschen  Schutzge¬ 
biete  verbunden  sein,  daß  die  Behandlung  der  dann  doppelt  unentbehrlichen 
Eingeborenen  sich  sehr  schnell  bessern  würde. 

Nun  ist  es  auf  der  andern  Seite  sehr  gut  m  ö  g  1  i  c  h  aus  den  tropischen  Ge¬ 
bieten  die  erforderlichen  Mengen  von  Fettrohstoffen  zu  beschaffen.  Die 
deutschen  Landstrecken  in  Afrika  stehen,  nach  dem  Urteil  aller  Sachkenner 
in  dieser  Beziehung  erst  am  Anfang  ihrer  Möglichkeiten,  und  auch  für  andere 
Länder  gilt  das  gleiche.  Dazu  kommt,  daß  es  in  absehbarer  Zeit  moglic 
sein  wird  andere  tropische  Ölrohstoffe,  die  jetzt  noch  nicht  als  Ausgangs¬ 
materialien  für  die  Speisefettindustrie  in  Gebrauch  sind,  vielmehr  in  " 
Linie  der  Herstellung  von  Seife  und  Kerzen  dienen,  für  jene  hoher  stehende 
Art  der  Ausnutzung  zu  beanspruchen.  Das  gilt  schon  letzt  von  dem  Palme» 
und  Palmkernöl,  nachdem  die  steigende  Nachfrage  den  Anreiz  geboten  a 
sich  um  die  Ausnutzung  dieses  Ausgangsmatenals  für  die  Kunstbutterindu¬ 
strie  zu  bemühen.  Man  hat  es  bereits  fertiggebracht  ein  Palmöl  zu  erzielen, 
das  besonders  in  seiner  wichtigsten  Eigenschaft,  nämlich  in  der  Hohe  seines 
Fettsäuregehalts,  allen  Anforderungen  an  ein  für  die  Kunstspeisefettindustrie 
bestimmtes  Produkt  genügt.  Man  wird,  sobald  die  Margarine  den  toten 
Punkt  in  der  öffentlichen  Meinung  erst  überwunden  haben  wird,  dazu  uber¬ 
gehen  können  dementsprechend  auch  andere  Materialien  in  Benutzung  zu 
nehmen.  Und  daß  es  so  kommen  wird,  und  zwar  in  kurzer  Zeit  so  kommen 
wird,  daran  kann  ein  Zweifel  gar  nicht  bestehen.  Dann  aber  wird  Margarine 
nicht  mehr,  wie  jetzt  noch  vielfach,  mit  Propagandapreisen  sondern  mit 
normalen  Preisen  bezahlt  werden,  und  dann  werden  jene  schwieriger  zu 
verwendenden  Rohstoffe  auch  mit  für  die  Rentabilität  ausreichendem  Nutzen 
für  die  Margarinefabrikation  in  Frage  kommen. 


Die  große  Frage,  die  sich  da  nun  erhebt,  ist  die,  ob  es  möglich  sein  wird  die 
Gebiete  dieser  kolonialen  Produktion  von  Kunstfettrohstoffen  dauernd  dem 
deutschen  Markt  zu  sichern.  Ich  will  hier  von  der  für  meine  Gedankenreihe 
freilich  sehr  bequemen  Möglichkeit  absehen,  daß  man  durch  Fortschritte  in 
der  internationalen  Organisierung  der  menschlichen  Produktivtätigkeit  eines 
Tages  dahin  gelangen  könnte,  daß  in  Kamerun  der  schwarze  Bauer  deshalb 
Kokospalmen  pflanzen  wird,  weil  der  westfälische  Bergarbeiter  Margarine 
aufs  Brot  streichen  will.  Ich  bin  aber  der  Meinung,  daß  es  so  nicht  gehen, 
sondern  daß  sich  in  absehbarer  Zeit  auch  in  den  tropischen  Gebieten  die¬ 
jenige  Entwickelung  vollziehen  wird,  die  als  die  normale  anzusehen  ist:  daß 
nämlich  allmählich,  sobald  die  dazu  fähigen  Menschen  vorhanden  sein 
werden,  auch  die  Nutzung  der  mineralischen  Bodenschätze  der  Tropen  be¬ 
gonnen,  und  daß  mit  der  Industrialisierung  der  Tropen  auch  deren 
wirtschaftliche  Emanzipation  von  Westeuropa  sich  einstellen  wird. 
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Aber  das  scheint  mir  kein  Gegengrund  zu  sein  gegen  das  von  mir  skizzierte 
Projekt  sondern  nur  den  Gedanken  gang  auszurunden.  Denn  auch  auf  einer 
ganzen  Reihe  von  anderen  Gebieten  des  deutschen  Nahrungs  Verbrauchs,  die 
gegenwärtig  vom  Ausland  her  gespeist  werden,  ist  ja  die  Sachlage,  was  die 
Zukunft  angeht,  ungefähr  die  selbe.  Und  auch  die  Folgerung  ist  die  selbe: 
daß  es  nämlich  gilt  die  (bei  den  Kolonieen  gewiß  nicht  kurze)  Spanne  Zeit 
auszunutzen,  um  den  nationalen  Verbrauch  von  Agrarprodukten  wieder  auf 
eine  nationale  Bauerngrundlage  zu  stellen.  Dazu  aber  gibt  uns 
erst  die  Margarineperiode  unserer  Massenernährung  die  Möglichkeit.  Von 
heute  auf  morgen  können  wir  die  deutsche  Milchproduktion  nicht  genügend 
verstärken:  deshalb,  sagen  wir,  müssen  wir  vom  Ausland  Margarine  holen. 
Aber  in  einem  halben  Jahrhundert  zähester  Arbeit  können  wir  es,  können 
durch  Innenkolonisation  die  landwirtschaftliche  Grundlage  so 
ausdehnen,  daß  sie  mit  der  Verkleinerung  des  industriellen  Überbaus  auf 
halbem  Weg  sich  trifft.  Dazu  gibt  uns  die  auswärtige  Kolonisation 
Zeit  und  Spielraum,  und  deshalb  wird  für  die  Sozialdemokratie  eine  ständige 
Richtlinie  der  Satz  sein  müssen:  Weil  wir  Deutschland  kolonisieren 
müssen,  deshalb  müssen  wir  auch  Afrika  mit  kolonisieren  helfen. 

Wie  die  innere  Kolonisation  muß  auch  die  auswärtige  ein  Gebiet  werden, 
auf  dem  die  Genossen  mehr  als  bisher  positiv  mitarbeiten  müssen,  wenn  sie 
dem  Interesse  der  arbeitenden  Klassen  in  der  bestmöglichen  Weise  dienen 
wollen.  Diese  positive  Arbeit  wird  sich  auch  einstellen,  wie  sie  sich  auf  so 
vielen  anderen  Gebieten  bisher  schon,  trotz  aller  Proteste  der  Konservativen 
in  unserer  Partei,  eingestellt  hat. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx  xxxxxxxxxxxxx 

ELISABETH  SIEWERT  ■  DER  BESUCH 

ER  alte  fette  Hund  wedelte  an  der  Tür.  »Es  kommt  jemand«,  sagte 
die  Kraferten.  Und  den  großen  Kopf  auf  dickem  Halse  seitwärts  in 
der  Richtung  drehend,  wo  die  alten  Frauen  einzeln  und  in  Gruppen 
saßen  und  lagen,  bemerkte  sie  belustigt:  »Ob  die  wohl  einmal  auf¬ 
hören  werden  sich  über  ihre  verflossene  Schönheit  auszubreiten?« 

Dies  galt  einem  Paar,  das  sich  gegenüber  saß  und  auf  einander  losredete. 
»Sprechen  von  Schönheit  und  haben  niemals  Mundwinkel  gehabt,  die  der 
Rede  wert  gewesen  wären.  In  meine  Mundwinkel  haben  sich  genug  Männer¬ 
blicke  verhäkelt,  haben  sich  verhäkelt  und  fanden  nicht  wieder  heraus.  Nein, 
jetzt  sieht  man  nichts  mehr  von  der  Pracht.« 

Der  Kraferten  große,  feiste  Hand  krabbelte  und  suchte  mit  schwerfälligen 
Fingern  in  den  Falten  ihres  breiten  schwarzen  Kaschmirkleides.  Sie  fand 
die  Tasche  und  brachte  einen  runden  Spiegel  in  schadhaftem  Bronzerahmen 
zum  Vorschein,  den  sie  langsam  und  mit  Selbstgefühl  nahe  an  ihr  Gesicht 
hob.  »Mein  Gesicht  ist  was  altbacken«,  stellte  sie  fest,  »aber  am  Körper  bin 
ich  noch  weiß  genug,  voll,  ohne  Runzeln.  Wenn  ich  nur  zum  Kuckuck  keine 
gelähmten  Beine  hätte!« 

Neben  ihrer  mächtigen  Entfaltung  saß  ein  kleines  Weibchen  mit  einem 
Häubchen  auf  dem  runden  Kopf.  Aus  feuchten  großen  Augen  sah  es  lächelnd 
vor  sich  hin;  schmal  und  platt  saß  es  wie  ein  Backfisch  mit  hochgezogenen 
Knieen  da,  das  unvermeidliche  Buch  in  den  Händen.  Sie  war  üppig  und 
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schmerzlich  in  eine  Biographie  der  Gräfin  d’Agoult  eingesunken.  Den  Band 
ungestört  zu  Ende  lesen  zu  dürfen,  weiter  erwartete  sie  zunächst  nichts  von 
ihrem  Leben.  Die  Kraferten  und  sie  waren  Freundinnen. 

In  dem  Schein  einer  gelb  verhängten  Ampel  breitete  sich  ein  ganzes  Feld 
von  Polstermöbeln,  Diwans,  Lehnstühlen,  Sesseln,  Kissentabourets  aus.  Drauf 
lagen  und  saßen  die  alten  Frauen.  Die  eine  weinte  in  einem  mit  Kissen  und 
Schirmen  verbarrikadierten  Winkel.  Zwei  redeten  mit  unkontrollierter  Hast 
und  Hitze  auf  einander  ein;  das  waren  die  beiden,  die  sich  über  die  Triumphe 
ihrer  frühem  Schönheit  ausbreiteten.  Die  eine  ließ  die  andere  nie  zu  Wort 
kommen.  Neben  einer  milden  Greisin,  die  im  Halbschlaf  lag  und  zuweilen 
zitterte,  spielte  eine  hölzerne  rotwangige  Person  mit  allerhand  Nippessachen 
auf  einem  niedrigen  Mahagonitischchen.  Das  stand  unter  all  den  Polstern 
wie  eine  blanke  Wasserlache  mit  seiner  braunen  Fläche  und  spiegelte  den 
Spielkram. 

Das  breite  einzige  Fenster  war  mit  schwarzem  Stoff,  den  hochrote  Knospen 
durchbrachen,  reichlich  verhangen.  Es  mußte  draußen  sehr  hell  sein,  denn 
diese  Knospen  erglühten  in  frischem  Licht. 

Der  alte,  fette  Hund  stand  indes  vor  der  ebenfalls  mit  einem  schwarzen, 
knospengemusterten  Vorhang  verhüllten  Tür  und  wedelte  mit  gelassener 
Beharrlichkeit. 

»Es  hat  geklopft,  gebt  einmal  Ruh«,  sagte  die  Kraferten  und  rief  energisch: 
»Herein!« 

Eine  schüchterne  jüngferliche  Stimme  ließ  sich  hören.  »Ach  Jott.«  Der 
Hund  schnupperte  an  den  Kleidern  der  Angekommenen,  wedelte  stärker, 
nahm  ein  Hätscheln  und  einen  fast  tränenfeuchten  Blick  hin  und  ging  dann 
beruhigt  in  seinen  Korb  zurück. 

Fräulein  von  Saalfeld,  die  Neuangekommene,  war  gerührt  und  geängstigt. 
Schweiß  perlte  ihr  auf  der  Stirne.  »Ach  Jott,  das  Hundechen«,  sagte  sie 
aus  tiefster  Seele.  Und  dann  sah  sie  sich  kindlich  bang  und  vertraulich,  gut¬ 
willig  und  ein  wenig  neckisch  in  dem  Raum  um,  dessen  Insassen  von  jetzt 
ab  ihre  Gesellschaft  sein  sollten. 

»Nur  näher!«  forderte  die  Kraferten  auf.  Zu  ihrer  kleinen  Freundin  ge¬ 
wandt  bemerkte  sie:  »Die  ist  nun  auch  wieder  in  Schwarz.  Warum  nur  alle 
schwarz  gekleidet  gehen!  Das  erinnert  vorzeitig  an  den  Trauerpomp. 
Schwarz,  schwarz!  Troddeln,  Franzen,  Gimpen,  Bänder,  verstaubter 
schwarzer  Kram  —  bah  .  .  .« 

»Das  schickt  sich  doch  wohl  so  für  unsern  resignierten  Zustand«,  meinte 
Fräulein  Lampe  uninteressiert.  Wenn  man  doch  immer  und  immer  in  Bio- 
graphieen  von  bedeutenden  Menschen  lesen  könnte,  ohne  jemals  unter¬ 
brochen  zu  werden,  da  käme  man  wohl  fein  um  seine  langweiligen  alten  Tage 
herum,  dachte  sie,  die  aufgeschlagenen  Seiten  in  ihrem  Buch  streichelnd. 

Die  älteste  der  Frauen,  eine  Achtundneunzig  jährige,  rührte  sich  in  ihrem 
Backenstuhl. 

Kraferten  machte  eine  reichlich  ausholende  Handbewegung  nach  dem  Lehn¬ 
stuhl  hin;  der  war  recht  lustig  mit  Frühlingsblumenstoff  überzogen.  »Sage 
ihr  guten  Tag,  begrüße  sie.  Es  ist  unsere  Älteste.  Sie  heißt  Agathe  Dick¬ 
haus.«  So  leitete  sie  die  Bekanntmachung  ein. 
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Das  jüngferliche  Fräulein  trat  hastig  und  eher  hüpfend  zu  dem  Lehnstuhl 
und  verbeugte  sich  mit  einem  »Schönen  guten  Tag,  Frau  Dickhaus!« 

»Nimm  dein  Hütchen  ab,  lieb  Kind«,  kam  es  zitternd  aus  der  Tiefe  des  Lehn¬ 
stuhls. 

Fräulein  von  Saalfeld  nahm  ihren  Federhut  ab  und  neigte  sich  liebenswürdig 
lächelnd  vornüber. 

»So  so,  das  freundliche  Gesichtchen,  das  liebe  Gesichtchen.  Willkommen, 
meine  Gute!« 

Die  Jüngere  beugte  sich  näher  zu  dem  blassen  welken  Schemen  eines 
Menschen,  zu  der  fast  durchscheinenden,  unirdischen  Körperlichkeit.  Sie 
wollte  in  ihrer  Freude  über  den  schmeichelhaften  Empfang,  daß  ihre  noch 
kastanienbraunen  Haare  bemerkt  würden. 

»War ’s  schon  so  weit?«  zischelte  die  Greisin,  schloß  ihre  zarten,  luftblauen 
Augenlider  und  versank  in  Halbschlaf. 

»Ich  hatte  noch  vor  wenigen  Jahren  Anträge.  Jetzt  ,  .  .  Einmal  muß  es 
doch  sein«,  sagte  Fräulein  von  Saalfeld  naiv.  Ihr  Blick  streifte  blitzschnell 
die  anderen  Insassen,  und  sie  bemerkte  ebenso  rasch,  daß  sie  elastischer  und 
frischer  war  als  irgendeine  von  ihnen.  Und  ihre  kastanienbraunen  Haare  . . . 
Sie  machte  ein  paar  jugendliche  Schritte  und  lachte  eine  immerhin  noch 
wohlklingende  Tonleiter. 

Von  den  Kissen  und  Ruhebetten  her  sahen  die  anderen  nach  der  Ankömm¬ 
lingin  und  nahmen  ihre  Vorstellung  entgegen,  nur  die  beiden  in  ihre 
Triumphe  Versenkten  taten  dies  flüchtig  ab. 

»So?  Schwarze  Wildkatz  hat  er  mich  genannt,  mir  Diamanten,  Droschken, 
Orchideen  zu  Füßen  gelegt«,  sagte  die  eine  von  ihnen,  eine  korpulente 
dunkeläugige  Matrone  fast  böse.  »Ein  Theaterabend  mit  mir  war  ihm  eine 
Belohnung.  Der  Stern  der  Damenwelt  saß  neben  ihm,  so  galant  drückte  er 
sich  aus«. 

Fast  zu  gleicher  Zeit  behauptete  ihre  Rivalin,  daß  ein  Fest  nur  durch  ihr 
Erscheinen  die  Weihe  bekommen  hätte.  Wenn  sie  auf  Maskenbällen  auf¬ 
trat,  verblüffte  sie  alle.  Damals  als  sie  altdeutsch  kam,  hängten  sich  ihr  die 
Beduinen,  Teufel,  Othellos  nur  so  an  die  Zopfbänder,  Ein  andermal  als 
Loreley  mit  aufgelösten  Haaren,  die  waren  wie  ein  Federbett  gewesen. 
Die  Kavaliere  griffen,  griffen  da  herein,  bis  sie  endlich  auf  ihre  Taille  ge¬ 
langten. 

Zwei  andere  Alte  aber  ignorierten  die  Neue  ganz  und  gar.  Zwischen  ihnen 
hatte  gerade  ein  Redegefecht  begonnen,  das  sich  um  die  Krankheiten  drehte, 
die  sie  jemals  in  ihrem  Leben  gehabt  hatten. 

Fräulein  von  Saalfeld  hörte  mit  peinlichem  Erschrecken  auf  das  klägliche 
Weinen,  das  jetzt  stärker  aus  dem  verbarrikadierten  Winkel  drang,  worauf 
Kraferten  erklärte:  »Das  ist  die  Schulzendorf,  der  ist  es  Bedürfnis  zu 
weinen.  Sie  härtet  alle  anderen  ringsherum  ab.  Die  Schusterrechnung  hat 
sie  ihr  Lebtag  wie  die  Traueranzeige  betränt.  Der  Wind  rührt  sie  ebenso 
wie  die  Windstille.  Hole  immerhin  ein  Tischchen,  liebe  Saalfeld,  und  zeige 
uns,  was  du  mitgebracht  hast.« 

»Lebendige  Fischchen!«  Das  Fräulein  lachte  ganz  beglückt.  Und  dann  mit 
einmal  verzerrte  sich  ihr  kleines,  von  Fältchen  kreuz  und  quer  durch- 
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stricheltes  Gesicht.  Die  dumpfe  Luft  in  dem  ängstlich  eingeschlossenen 
Raum  wurde  ihr  zu  schwer  zum  atmen;  das  faule  Schnarchen  des  Hundes 
drang  ihr  mitsamt  den  Klagetönen  schrecklich  in  die  Ohren.  Wie  ihr  das 
Herz  gewürgt  wurde!  Aber  war  es  nicht  sonst  auch  gewürgt  und  verwundet, 
zerstoßen  und  geängstigt  von  dem,  was  draußen  herrschte  und  Gewalt  hatte? 
Hier  bin  ich  die  Jüngste,  damit  tröstete  sie  sich,  oder  ich  sehe  am  jüngsten 
aus,  was  auf  das  selbe  herauskommt.  Sie  faßte  Mut,  holte  eines  von  den 
blanken  niedrigen  Mahagonitischchen  und  stellte  ihren  geschwollenen  großen 
Pompadour  vorsichtig  darauf. 

Der  runde  kleine  Hafen  mit  den  beiden  Puppenfischchen  erregte  bis  in  den 
Winkel,  wo  die  Weinende  lehnte,  Aufsehen.  Die  beiden  gewesenen  Schön¬ 
heiten  schlichen  erschöpft  herbei.  Mit  schmachtenden  Augen  sahen  sie  nach 
einer  Sensation  für  sich  aus. 

»Ist  das  ein  Erchen  und  ein  Siechen?«  fragte  Kraferten  breit.  »Führen  die 
sich  so  auf,  daß  man  Nachwuchs  erwarten  darf?« 

»Das  weiß  ich  nicht«,  sagte  Fräulein  von  Saalfeld  schämig  und  stellte  ein 
gläsernes  blaues  gedrungenes  Kännchen  auf  die  Tischplatte.  Seine  Farbe 
war  frisch  und  wohltuend,  eine  goldene  Kante  schmückte  seinen  kleinen 
dicken  Leib.  Dann  kamen  Bücher  aus  der  Zeit  der  Großmütter  zum  Vor¬ 
schein. 

»Höre,  Schulzendorf«,  rief  Kraferten  in  den  Winkel  hinein,  »komm  her,  da 
du  doch  schon  herüber  siehst  und  nur  gebeten  sein  willst.  Komm  und  amü¬ 
siere  dich  mit  den  Spielsachen  der  Neuen.« 

Wirklich  erhob  sich  auf  diesen  Anruf  ein  nasses,  nach  unten  zu  verzogenes 
Elendsgesicht  mit  strähnigen  Haaren  über  den  Kissen.  Eine  schmale  Gestalt 
kam  seufzend  herbeigeschleift.  Binnen  einiger  Minuten  hatte  die  Schulzen¬ 
dorf  das  Interesse  an  einem  Almanach  für  Deutschlands  Frauenzimmer  ge¬ 
faßt.  Die  vielen  scharmanten  Kupfer,  die  er  enthielt,  stürmten  förmlich  auf 
ihre  monotone  Melancholie  ein. 

»O  dies  fahle  Licht  hier!  Dieser  Dunst!«  seufzte  sie  zwischen  ihrem  Ver¬ 
gnügen.  »Aber  dafür«,  rief  sie  plötzlich  laut  und  emphatisch,  »dafür  will  ich 
Gott  umständlich  danken,  daß  hier  keine  alten  Männer  sind.  Das  erspart 
mir  der  Himmel  sie  sich  räuspern  zu  hören,  ihre  haarigen  ungeschickten 
Hände  zu  sehen.  Nein,  die  Egoisten  gefallen  mir  nur,  wenn  sie  jung  sind.« 

Kraferten  lachte.  »Das  war  ein  Stoßjubel!  Bitte  du  Gott  darum,  daß  er 
dich  davor  bewahrt  eine  drapierte  Unke  zu  werden.« 

»Das  hier  ist  etwas  aus  Agathe  Diekhaus’  Jugendzeit«,  flüsterte  Fräulein 
Lampe,  ein  Modebuch  vorweisend.  »Ausgang  des  Empire.  Das  Gesicht  ver¬ 
steckten  sie  in  Backenhüten,  hingegen  .  .  .«  Sie  räusperte  sich. 

»Ich  bin  dafür,  daß  man  beides  zeigt,  das  Gesicht  und  den  Busen,  sofern  sie 
frisch,  voll,  zum  Anbeißen  sind.« 

»Elfriede!«  sagte  Fräulein  Lampe  tadelnd. 

Kraferten  lachte  herzlich. 

Indes  war  der  alte  Hund  aus  seinem  Korb  gestiegen  und  hatte  sich  vor  den 
Türvorhang  postiert.  Da  saß  er  verhältnismäßig  straff  und  hob  bald  das 
eine,  bald  das  andere  Ohr,  oder  er  legte  sie  in  ängstlich  erwartungsvoller 
Art  glatt  an  den  Kopf,  dazu  schnüffelte  seine  plötzlich  feucht  gewordene 
Nase  lebhaft  und  gierig. 
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»Was  er  nur  hat?«  fragte  man  an  dem  Tischchen,  und  in  der  Stille,  die  ein¬ 
trat,  hörten  alle  den  Redekampf  der  beiden  Alten,  die  sich  mit  den  Ge¬ 
schichten  ihrer  Krankheiten  zu  überbieten  suchten.  Obgleich  die  eine  von 
ihnen  eine  grobknochige  derbe  Person,  die  durchaus  mächtigere  Persönlich¬ 
keit  war  und  ihre  schlimmen  Erfahrungen  bedeutend  genug,  hatte  sie  es 
nicht  leicht  gegen  den  entfesselten  Strom  chronischer  Krankheiten  anzu- 
kommen,  den  ihre  schwächliche,  sehr  redegewandte  Gegnerin  losließ.  Ihre 
Schlagwörter  »vierte  Darmoperation«,  »schwerer  Eingriff«,  »12  Zentimeter 
lange  Wunden«,  kamen  nur  in  den  Lücken  zur  Geltung,  die  sich  schließlich 
zwischen  zwei  Influenzen,  einigen  Nervenzusammenbrüchen,  Bronchial¬ 
katarrhen  und  Herzschwächen  irgend  finden  ließen. 

Die  Kraferten  hörte  mit  einem  Ohr  herüber.  Sie  sagte  zu  ihrer  Freundin: 
»Auf  jeden  Fall  ist  mein  Darm  doch  interessanter  als  deine  Bronchien.« 
Unter  dieser  stillschweigenden,  aber  sichern  Voraussetzung  hört  jeder  die 
Krankheitsgeschichte  des  andern  an,  oder  er  hört  sie  nicht  an,  er  wartet  nur 
ab,  bis  er  dran  kommt.  »Da  hockt  man  nun  hier«,  setzte  sie  eher  kummer¬ 
voll  hinzu.  »Wenn  meine  Beine  nicht  gelähmt  wären!  Oder  wenn  ich  es 
gelernt  hätte  meinen  Verstand  auszubilden.  Lämpchen,  Lämpchen,  es  ist 
schlimm  bestellt.« 

Fräulein  von  Saalfeld  hob  ihre  ausgelaugten  blauen  Augen.  Wieder  über¬ 
fiel  sie  Beklemmung.  Nach  den  glühenden  Rosenknospen  am  Fenster  rich¬ 
tete  sich  ihr  Blick  in  einer  Sehnsucht,  von  der  sie  gedacht  hatte,  sie  sei  end¬ 
lich  gestorben. 

»O  Jugend!«  sagte  sie.  Krank  und  fremd  traten  zwei  Tränen  aus  ihren 
Augen,  bittersalzige,  die  letzten  ihrer  Art,  die  sich  aus  dem  Grunde  ihres 
enttäuschten,  gekränkten  Herzens  lösten. 

Der  Hund  bellte  kurz  auf  und  noch  einmal,  eine  Folge  von  fast  überge¬ 
schnappten  hellen  Tönen,  wie  sie  Jagdhunde  haben,  wenn  ihr,  an  Schmerz 
ausartender  Eifer  zum  äußersten  gespannt  ist. 

»Wir  bekommen  von  weit  her  Besuch«,  sagte  Kraferten. 

Die  Siebenundneunzig  jährige  erwachte  in  ihrem  Lehnstuhl.  »Wie  vor  Weih¬ 
nachten,  muckmäuschenstill«,  murmelte  sie  hauchartig. 

»Es  heißt,  es  ist  bedenklich,  wenn  wir  Besuch  einlassen«,  sagte  die  eine  der 
beiden  Schönheiten  und  zog  sich  fröstelnd  zurück. 

Krafertens  volle  Wangen  wurden  burgunderrot,  ihre  Schultern  reckten  sich. 
»Ach  was«,  sagte  sie  heftig.  »Mag  kommen,  wer  will!  Herein!« 

Nun  erschrak  sie  doch.  »Schön  Ännchen!«  Damit  lehnte  sie  sich  überwäl¬ 
tigt  in  ihren  Stuhl  zurück. 

Die  Biographie  der  Gräfin  d'Agoult  fiel  zur  Erde.  Dem  Hund  sträubte  sich 
das  Nackenfell,  er  zeigte  die  Zähne,  und  es  röchelte  ihm  in  der  Kehle.  Mit 
eingekniffenem  Schwanz  schlich  er  in  seinen  Korb.  Da  sank  eine  Alte  rück¬ 
lings  in  die  Kissen,  da  tastete  eine  nach  ihrem  Herzen.  Die  beiden  Kranken 
griffen  sich  gegenseitig  in  die  Kleiderröcke  und  stierten  entgeistert.  Die  ge¬ 
wesenen  Schönheiten  fielen  in  die  Knie,  ihre  bebenden  Hände  flehten  um 
Gnade. 

Vor  dem  schwarzen  Vorhang  mit  den  roten  Knospen  stand  grün  wie  Juni- 


28* 


438 


ELISABETH  SIEWERT  •  DER  BESUCH 


blätter  im  Sonnenschein,  mit  weißer  Stirn,  Rosenwangen  und  Purpurlippen, 
einen  Wald  von  glänzenden  mittelblonden  Locken  auf  dem  Haupt:  die 
Jugend.  Ihr  Kleid  bauscht  an  den  Ärmeln,  um  die  Hüften;  es  wallt  auf¬ 
wärts  um  ihre  weißen  Füße  in  kräftigen  Sandalen.  Das  Lächeln  der  Siegerin 
spielt  kühn  um  ihren  liebreizenden  Mund;  die  Schwärmerei  der  sich  Auf¬ 
opfernden  brennt  in  ihren  klaren  Augen.  Sie  gedenkt  sich  in  ihrem  stolzen 
Beutezug,  auf  ihrer  großmächtigen  Verschwendungsfahrt  nicht  auf  halten 
zu  lassen.  Sie  sieht  kaum  rechts,  kaum  links,  während  sie  zwischen  den 
Diwans  und  Polstern  geschickt  herumbiegt.  Das,  was  ihr  Blick  streift,  ist  sie 
nicht  in  der  Lage  aufzufassen.  Zum  Fenster  geht  sie. 

Ihre  Blicke  streifen  nur,  dennoch:  Rettet  euch  vor  diesen  Fackeln,  ihr  Alten! 
Ihr  seid  wie  Zunder  verloren,  an  den  die  Flamme  springt.  Rettet  eure  matten 
Herzen,  die  sich  mit  schwachen  letzten  Fasern  in  eingeschlossenem  Raum  an 
die  Wärme  klammern  und  die  Weite  und  die  Freiheit  wie  den  Tod  scheuen! 
Ohne  Gnade  hebt  Jugend  die  weißen  Arme.  Was  für  schreckliche  Weg¬ 
weiser,  was  für  mörderische  Glieder!  Keine,  keine  Gnade,  sie  wird  das 
Fenster  auf  reißen. 

Da,  mit  dem  Elan  der  Ungeduld  läßt  sie  die  Vorhänge  zurückfliegen;  die 
Fensterflügel  tut  sie  mit  einem  Ruck  auf. 

Die  Alten  fallen  in  sich  zusammen,  sie  sinken  auf  die  Erde.  Ihre  versagenden 
Blicke  hängen  an  dem  schönen  Ungeheuer,  an  der  süßen  Vernichterin.  Da 
ist  die  bunte  weite  Welt  bloßgelegt!  Scharf  und  kühl  und  kristallrein  zieht 
die  fremde,  grenzenlose  Luft  aus  der  regenbogenfarbigen  Landschaft  herein. 
Rotgedächerte  Häuschen,  blauweiße  Flüsse,  die  leicht  übereist  scheinen, 
grüne  Hügel,  lila  Berge,  orangefarbige  Schlösser,  Brücken,  dunkle  Menschen 
in  Zügen,  schneehelle  Wolken  und  ihre  Schatten  auf  schneidend  grünen 
Saaten. 

»Es  ist  unerhört!  Empörend!«  ächzt  Fräulein  Lampe,  mit  letzter  Kraft  sich 
enger  in  ihre  Mantille  wickelnd, 

»Wie  darf  sie  das  Fenster  aufmachen!  Wir  erkälten  uns«,  jammern  die 
ängstlichen  Kranken. 

Die  armen  Schönheiten  stammeln  ihre  ohnmächtige  Anbetung,  ihren  ver¬ 
löschenden  Zorn. 

Jugend  wendet  sich  ohne  große  Neugier  nach  den  Insassen  der  Stube 
um.  Da  verstummen  Klagen  und  Entrüstung,  Agathe  Dickhaus  liegt  mit 
geschlossenen  Augen  und  lächelt,  als  ob  die  Sonne  sie  wohltätig  beschiene 
und  ihre  Seele  sich  beglückt  in  ihrem  Glanz  wiegte. 

Jugend  hat  sich  schon  wieder  der  weiten  Welt  zugewandt,  in  die  frischen,, 
stählenden  Lüfte  streckt  sie  ihre  nach  Kühlung  verlangende  Brust.  Sie  singt 
mit  hochgeschürztem  Mund  trällernd: 

»Amor,  Theodor, 

Komm  ein  bißchen  rein, 

Deine  kleine  Hete, 

Die  ist  ganz  allein!« 

Fräulein  Lampe  windet  sich:  »Wie  gewöhnlich«,  erseufzt  sie.  »Die  Stuben¬ 
mädchen  singen  das  .  .  Oh  .  .« 

»Aber  es  kleidet  sie.«  Kraferten  schluckt  und  preßt  ihr  Herz  mit  beiden 
Händen. 
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Es  kommt  fast  ohne  Laut  angeschwirrt.  Ein  Gewimmel  von  Vögelchen 
kommt.  Oder  sind  es  Schmetterlinge  mit  Vogelköpfchen  und  Krallen? 

Das  hat  sie  von  ihrem  leichtfertigen  Gesang!  Jetzt  belagert  sie  das  Gesindel 
förmlich.  Mit  weichen  rosenroten  Schnäbelchen  fassen  sie  hier  und  da  in 
ihr  Flortuch.  Sie  lösen  eine  Schleife  und  wühlen  sich  in  das  bauschende 
Gewand  zudringlich.  Sie  picken  nach  Schön  Ännchens  roten  Lippen,  und 
wenn  sie  lacht,  nippen  sie  aus  ihrem  Mund  und  küssen  ihre  Zähne.  Tauben¬ 
blau  und  nelkenrosa  schlüpfen  sie  in  ihre  Locken  und  streicheln  mit  ihren 
üppigen  Flügelchen  ihre  Wangen  und  ihre  Nase.  Sie  lernen  Kußlaute,  sie 
schwirren  und  girren. 

»Mir  wird  ganz  schlecht«,  klagt  Fräulein  Lampe  und  fühlt,  wie  ihre  Lebens¬ 
kräfte  sie  verlassen. 

Jugend  genießt  mit  rasch  erglühter  Wollust  den  Ansturm  der  losen 
kleinen  Zwittergeschöpfe.  Will  sie  denn  so  genießen?  Nein,  das  will  sie 
nicht.  Es  kommt  ihr  zum  Bewußtsein,  was  sie  entfesselte.  Das  wollte  sie 
nicht.  Sie  scheucht  nicht  mehr  sanft,  spielend,  belustigt,  sie  wird  streng  und 
abwehrend.  Sie  scheucht  heftig,  sie  errötet  schamhaft,  sie  greift  hart  zu 
und  schleudert  zu  Boden,  sie  zerdrückt  und  tötet.  Bis  auf  das  letzte  dreiste 
Geschöpfchen,  das  in  ihren  Busen  geriet  und  sich  warm  und  zäh  anklam¬ 
mert,  ist  sie  des  Gesindels  Herr  geworden. 

Da,  sie  schließt  das  Fenster  und  macht  sich  daran  ihren  Putz  zu  ordnen.  Wie 
die  Locken  verwildert  sind!  Und  das  Flortuch  hängt  tief  herab.  Ob  die 
Alten  sie  beobachten?  Sie 'wendet  sich.  Wie  dunkle  Halme  und  Blätter 
liegen  sie  hinabgesunken,  regen  sich  nicht.  Die  Tischchen  sind  umgestoßen, 
alles  ist  in  Scherben  gegangen,  was  darauf  stand,  in  pulvertrockene  Scherben. 

Jugend  sieht  die  Vernichtung.  Das  Brennen  ihrer  Wangen  beschäftigt  sie 
mehr  als  das.  Sie  fühlt  noch  die  wollüstigen  Klauchen,  das  Gefächel,  die 
unverschämten  Küßchen.  Aber  sie  will  das  nicht  nachfühlen,  sie  will  den 
Himmel  der  Liebe.  Ja  gerade  den:  den  Himmel  der  Liebe. 

Sie  geht  zu  denen,  die  in  den  Stühlen  lehnen  und  drückt  ihnen  die  Augen 
zu;  zu  denen,  die  auf  der  Erde  liegen,  bückt  sie  sich  tiefer,  bis  sie  bei  allen 
war,  und  kein  erloschenes  Auge  sie  mehr  beunruhigt.  Sie  lächelt  wehmütig 
süß  und  ist  unsicher,  doch  rasch  sammelt  sie  sich  und  faßt  Mut.  Straff  auL 
gerichtet  singt  sie  kräftig  und  froh: 

»Ob  du  lebst,  ob  du  stirbst, 

Ob  du  wiederum  lebst, 

Wiederum  stirbst, 

Deine  Seele  gehört  zu  Gott.« 

Drauf  nimmt  sie  ihr  Gewand  auf  und  steckt  es  in  den  Gürtel,  damit  sie  bei 
ihrer  Wanderung  durch  die  Welt,  auf  ihrer  Verschwendungsfahrt,  ihrem 
Raubzug  gut  ausschreiten  kann.  Sie  trägt  nur  eine  Fahne,  drauf  steht:  Um 
den  Himmel  der  Liebe. 

Das  Haus  ist  fort.  Es  gibt  keine  Stube,  kein  Fenster.  Uneingeschränkt  wogt 
Lebenskraft  da,  wo  einmal  die  Alten  wohnten  und  hinsanken.  Ein  Acker 
dampft;  die  Krume  hebt  sich.  Es  keimt.  So  gut  gedüngt  haben,  sie»  die 
Alten.  Es  keimt,  es  wächst.  Bald  steht  da  ein  neuer  Flor.  Im  unausforsch- 
baren  Untergrund  ruht  ein  göttlicher  Schatz,  aus  dem  steigt  das  Neue. 
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Rußland  und  Seit  dem  2,  März,  da  der 
Deutschland  ^man  kann  sagen:  berühm¬ 
te)  Artikel  des  Petersbur¬ 
ger  Korrespondenten  der  Kölnischen 
Zeitung  das  Licht  der  Öffentlichkeit  er¬ 
blickte,  ist  das  Thema  Rußland  und 
Deutschland  in  der  in-  und  ausländi¬ 
schen  Presse  immer  wieder  von  neuem 
behandelt  worden.  Man  kann  nun  nicht 
sagen,  daß  der  Artikel  der  Kölnischen 
Zeitung,  dessen  Verfasser  güte  Bezie¬ 
hungen  zur  deutschen  Botschaft  in  Pe¬ 
tersburg  haben  soll,  einen  besonders 
sensationellen  Inhalt  hätte.  Er  beginnt 
mit  der  Feststellung,  »daß  heute  Ruß¬ 
land  nicht  in  der  Lage  ist  politische 
Drohungen  mit  Waffengewalt  zu  unter¬ 
stützen«.  Nach  dieser  beruhigenden  Er¬ 
klärung,  daß  »eine  unmittelbare  Kriegs¬ 
gefahr  von  Rußland  nicht  droht«,  weist 
er  aber  nachdrücklich  darauf  hin,  daß 
man  in  Petersburg  mit  großem  Eifer  am 
Werk  ist  die  russische  Wehrmacht  aus¬ 
zubauen.  Dieser  Ausbau,  der  seinerzeit 
unternommen  wurde,  um  die  Scharte 
von  1904  auszuwetzen,  zeigt  nun  aber 
die  Eigentümlichkeit,  daß  er  eine  im¬ 
mer  aggressivere  Richtung  gegen 
Deutschland  annimmt.  Im  Jahr  1917, 
so  meint  der  Korrespondent  der  Kölni¬ 
schen  Zeitung,  wird  der  Ausbau  der 
russischen  Wehrmacht  mit  Hilfe  der 
französischen  Milliarden  vollendet  sein. 
Dann  wird  Rußland  über  moderne  Be¬ 
festigungen  am  finnischen  und  bottni- 
schen  Meerbusen  sowie  über  2  Geschwa¬ 
der  in  der  Ostsee  verfügen,  die  eine 
Landung  deutscher  Truppen  an  der 
russischen  Ostseeküste  verhindern  kön¬ 
nen.  Nach  3  Jahren  werden  aber  auch 
die  strategischen  Bahnen  in  Polen  voll¬ 
endet  und  die  5  neuen  Armeekorps  an 
der  Westgrenze  aufgestellt  sein.  Im 
Jahr  1917  wird  also  die  militärische 
Macht  des  Zarenreichs  wieder  die  Höhe 
erreicht  haben  wie  vor  dem  russisch¬ 
japanischen  Krieg,  dessen  ernste  Ge¬ 
denktage  Rußland  in  diesem  Jahr  feiern 
kann.  Der  Artikel  der  Kölnischen  Zei¬ 
tung  bestreitet,  daß  innere  Erschütte¬ 
rungen  die  Schlagfertigkeit  der  russi¬ 
schen  Armee  verringern  könnten.  Die 
russische  Intelligenz  hasse  Deutschland 
als  Hort  der  Reaktion  und  werde  des¬ 
halb  als  Begünstiger  innerer  Unruhen 


bei  einem  Krieg  gegen  Deutschland 
nicht  auftreten.  Die  Frage,  warum  Ruß¬ 
land  dem  Ausbau  seiner  Wehrmacht 
eine  gegen  Deutschland  gerichtete 
Spitze  gibt,  beantwortet  der  Korrespon¬ 
dent  dahin,  daß  einmal  handelspoli¬ 
tische  Verstimmungen  vorhanden  wären, 
und  ferner  in  Petersburg  die  Meinung 
vorherrsche,  daß  die  in  Konstantinopel 
sich  kreuzenden  deutsch-russischen  In¬ 
teressen  zu  einem  kriegerischen  Zusam¬ 
menstoß  hindrängen  und  nur  durch 
einen  Krieg  entschieden  werden  können. 
Im  Einvernehmen  mit  England  sei 
Deutschland  bemüht  die  türkische  Herr¬ 
schaft  in  Kleinasien  aufrechtzuerhalten, 
während  die  russische  Expansionspolitik 
versuche  erobernd  in  der  Türkei  vor¬ 
zudringen.  Daraus  ergäbe  sich  der  Haß 
der  russischen  Imperialisten  gegen  den 
deutschen  Hintermann  der  Türkei.  Der 
Artikel  der  Kölnischen  Zeitung  schließt 
mit  den  Worten:  »Wir  wissen,  woran 
wir  sind.  ,  .  Dieses  Gebaren  der  amt¬ 
lichen  russischen  Politik  sollte  aber  end¬ 
lich  einmal  die  Legende  von  der  ge¬ 
schichtlichen  deutsch-russischen  Freund¬ 
schaft  zerstören.« 

Die  Kommentare,  die  der  Artikel  der 
Kölnischen  Zeitung  in  der  deutschen 
Presse  gefunden  hat,  stimmen  darin 
überein,  daß  in  der  Tat  von  einer 
deutsch-russischen  Freundschaft  heute 
nicht  mehr  gesprochen  werden  kann. 
Die  ganze  bürgerliche  Presse  ist  sich 
einig  darin,  daß  die  russisch-franzö¬ 
sische  Politik  im  Nahen  Orient  eine 
Kette  von  Unfreundlichkeiten  gegen 
Deutschland  darstellt.  Man  kann  dar¬ 
aus  wohl  schließen,  daß  die  deutsch¬ 
russischen  Beziehungen  in  den  letzten 
Jahren  eine  wesentliche  Verschlechte¬ 
rung  erfahren  haben.  Noch  vor  3  Jah¬ 
ren  konnte  der  gegenwärtige  Chef  der 
Abteilung  für  den  Nahen  Orient  im  rus¬ 
sischen  Ministerium  des  Äußern,  Fürst 
G.  Trubetzkoj,  in  seinem  Buch  Rußland 
als  Großmacht  /Stuttgart,  Deutsche  Ver¬ 
lagsanstalt/,  schreiben,  daß  das  Kenn¬ 
zeichen  der  internationalen  Lage  »eine 
grandiose  Rivalität  zwischen  England 
und  Deutschland«  sei.  Fürst  Trubetz¬ 
koj  meint,  daß  die  englisch-deutsche 
Rivalität  ihre  Ursache  in  dem  unge¬ 
heuren  Unterschied  des  Kolonialbesitzes 
beider  Mächte  habe.  Ähnliche  Motive 
wie  die  durch  die  Rivalität  zwischen 
England  und  Deutschland  erzeugten  be- 
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ständen  in  den  Beziehungen  Rußlands 
zu  Deutschland  nicht.  Ein  Krieg  mit 
Rußland,  selbst  wenn  Deutschland  sieg¬ 
reich  wäre,  könnte  keine  realen  Vorteile 
für  das  Deutsche  Reich  bieten,  Fürst 
Trubetzkoj  weist  in  seinem  Buch  zu¬ 
nächst  darauf  hin,  daß  die  Einfuhr  aus 
Deutschland  im  Jahr  1908  320  Millionen 
Rubel  betrug  und  die  Ausfuhr  nach 
Deutschland  278  Millionen  Rubel.  »Im 
Fall  eines  Krieges  würde  Deutschland 
riskieren,  wenn  nicht  ganz  den  russi¬ 
schen  Markt  zu  verlieren,  so  doch  jeden¬ 
falls  die  von  ihm  eingenommene  aus¬ 
schließliche  günstige  Lage  für  lange  ein¬ 
zubüßen.«  Daß  Deutschland  im  Fall 
eines  siegreichen  Krieges  einen  Teil  der 
baltischen  Küste  einstecken  könnte, 
diese  Perspektive  erscheint  Trubetzkoj 
als  »etwas  absolut  Sinnloses  und  Un¬ 
mögliches«.  Für  ebenso  unmöglich  hält 
Fürst  Trubetzkoj  die  Eroberung  von 
Russisch  Polen  durch  Deutschland. 
»Deutschland  weiß  schon  jetzt  nicht, 
wie  es  jenen  relativ  geringen  Teil  des 
frühem  polnischen  Königreichs  verdauen 
soll,  der  ihm  eine  ebenso  notwendige 
wie  schwere  Last  ist.« 

Wie  man  aus  diesen  Darlegungen  des 
Fürsten  Trubetzkoj  ersehen  kann,  sind 
oder  waren  sich  die  Leiter  der  russi¬ 
schen  Auslandspolitik  völlig  im  klaren 
darüber,  daß  sie  von  Deutschland  kei¬ 
nen  Angriff  zu  befürchten  haben.  Die 
Verschlechterung  der  deutsch-russischen 
Beziehungen  kann  also  nur  darauf  zu¬ 
rückgeführt  werden,  daß  in  den  letzten 
Jahren  schließlich  doch  eine  Rivalität 
zwischen  Rußland  und  Deutschland  ir¬ 
gendwo  eingetreten  ist.  Von  England 
wissen  wir,  daß  seine  Regierung  eine  Er¬ 
klärung  abgegeben  hat,  es  werde  sich 
dem  Wunsch  der  imperialistischen 
Mehrheit  des  deutschen  Reichstags  den 
deutschen  Kolonialbesitz  zu  vergrößern 
nicht  mehr  grundsätzlich  entgegen¬ 
stellen.  Die  »grandiose  Rivalität«  zwi¬ 
schen  Deutschland  und  England,  die 
Fürst  Trubetzkoj  noch  1910  als  das 
eigentliche  Kennzeichen  der  internatio¬ 
nalen  Lage  bezeichnete,  hat  also  einer 
deutsch-englischen  Verständigung  auf 
imperialistischer  Basis  Platz  gemacht. 
Nun  schien  es  freilich,  als  ob  der  deut¬ 
sche  Imperialismus  sein  ganzes  Inter¬ 
esse  auf  Zentralafrika  konzentrieren 
werde.  Wenigstens  wurde  ihm  dies  Ziel 
von  dem  Verfasser  der  Broschüre 
Deutsche  Weltpolitik  und  kein  Krieg 
/Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht/  ge¬ 
wiesen,  von  dem  man  sagt,  daß  er  so¬ 
wohl  dem  Auswärtigen  Amt  wie  auch 


dem  Kolonialamt  sehr  nahe  stehe.  Das 
Bestreben  des  deutschen  Imperialismus 
durch  eine  Neuaufteilung  des  zentralen 
Afrika  ein  großes  deutsches  Kolonial¬ 
reich  zu  gründen  mußte  nun  allerdings 
unsere  Beziehungen  zu  Frankreich,  dem 
Verbündeten  Rußlands,  verschlechtern, 
das  naturgemäß  jede  deutsche  Expan¬ 
sion  in  Zentralafrika  unliebsam  emp¬ 
funden  hätte.  Dagegen  konnte  diese 
Politik  eigentlich  unsere  Beziehungen 
zu  Rußland  selbst  nicht  verschlechtern. 
Die  Befürworter  einer  Beschränkung  der 
imperialistischen  Politik  Deutschlands 
auf  Zentralafrika  wiesen  ja  mit  beson- 
derm  Nachdruck  auch  darauf  hin,  daß 
weder  England  noch  Rußland  an  einer 
deutschen  Expansion  in  Zentralafrika, 
die  zunächst  freilich  nur  wirtschaftliche 
Interessensphären  schaffen  würde,  An¬ 
stoß  nehmen  könnte.  Wenn  sich  der 
deutsche  Imperialismus  auf  Zentral¬ 
afrika  konzentriere  und  die  kleinasia¬ 
tischen  Pläne  preisgebe,  könnten  sich 
die  deutsch-russischen  Beziehungen  so¬ 
gar  wieder  sehr  herzlich  gestalten,  da 
»Rußlands  Haltung  in  der  Bagdadbahn¬ 
frage  von  1903  bis  1910  zur  Genüge  ge¬ 
zeigt  habe,  wie  empfindlich  es  durch 
dieses  rein  wirtschaftliche  Unternehmen 
in  Asien  berührt  wurde;  es  hat  Jahre 
gedauert,  bis  es  sich  überzeugen  ließ, 
daß  wir  tatsächlich  keine  politischen 
Ziele  mit  dem  Bahnbau  verbinden«.  So 
der  Verfasser  der  Broschüre  Deutsche 
Weltpolitik  und  kein  Krieg.  Hat  nun 
der  deutsche  Imperialismus  die  klein¬ 
asiatischen  Pläne  doch  nicht  preisge¬ 
geben?  Nach  der  deutschfeindlichen 
Haltung  der  russischen  Diplomatie 
müßte  man  dies  fast  glauben.  Man  kann 
allerdings  auch  annehmen,  daß  allein 
schon  das  Bestreben  Deutschlands  die 
Herrschaft  der  Türken  in  Kleinasien  zu 
stärken  von  dem  russischen  Imperialis¬ 
mus  als  eine  feindselige  Handlung  emp¬ 
funden  wird.  Jedenfalls  wird  man  nicht 
sagen  können,  daß  die  ungünstigere  Ge¬ 
staltung  unserer  Beziehungen  zu  Ruß¬ 
land  eine  notwendige  Folge  der  deutsch¬ 
englischen  Entspannung  wäre.  Das  Bild 
unserer  imperialistischen  Weltpolitik 
scheint  infolge  der  Verschärfung  des 
deutsch-russischen  Gegensatzes  noch 
unklarer  und  verworrener  zu  werden  als 
je  zuvor,  weil  auch  die  Annahme,  daß 
Rußlands  feindselige  Haltung  gegen 
Deutschland  lediglich  ein  Werk  Frank¬ 
reichs  sei,  nicht  recht  einleuchtend  er¬ 
scheint,  Die  russische  Diplomatie  ist 
viel  zu  selbstbewußt,  um  sich  von  der 
französischen  ihre  Marschroute  vor- 
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schreiben  zu  lassen,  womit  freilich  derer 
weitreichende  Einflüsse  auf  den  Gang 
der  russischen  Politik  nicht  geleugnet 
werden  sollen. 

X  X 

KurzeChronik  Bei  der  Reichstags¬ 
nachwahl  im  14.  säch¬ 
sischen  Wahlkreis  hat  der 
Sozialdemokrat  Ryssel  den  Reichspar¬ 
teiler  von  Liebert  verdrängt.  Fortschritt¬ 
liche  und  nationalliberale  Wähler  traten 
in  der  Stichwahl  am  26.  März  für  den  So¬ 
zialdemokraten  ein.  X  Das  österrei¬ 
chische  Flottenprogramm  fordert  den 
Bau  von  4  neuen  Dreadnoughts.  X  In 
Frankreich  finden  die  allgemeinen 
Wahlen  am  26.  April,  die  Stichwahlen 
am  10.  Mai  statt. 

X  X 

Literatur  Das  Buch  Hans  Del¬ 
brücks  über  Regierung 
und  Volkswille  /Berlin, 
Stilke/  stellt  zweifellos  eine  wertvolle 
Bereicherung  unserer  an  originalen 
Schöpfungen  recht  armen  politischen 
Literatur  dar.  Der  Verfasser  ist  be¬ 
müht  das  Verhältnis  des  sogenannten 
Volkswillens  zur  Regierung  nach  allen 
Seiten  hin  kritisch  zu  beleuchten  und 
kommt  dabei  zu  Schlußfolgerungen,  die 
zwar  nicht  immer  neu  und  auch  nicht 
immer  richtig  sind,  aber  doch  in  inter¬ 
essanter  Weise  historisch  hergeleitet 
werden.  So  lehnt  Delbrück  es  ab  das 
deutsche  Volk  in  seiner  gegenwärtigen 
Zusammensetzung  als  eine  Fortsetzung 
des  Germanentums  zu  bezeichnen.  »Es 
ist  gar  kein  Zweifel,  daß  nur  ein  gerin¬ 
ger  Teil  des  heutigen  deutschen  Volkes, 
nämlich  die  Bewohner  von  Hannover, 
Westfalen,  Braunschweig,  Oldenburg  in 
der  Hauptsache  Germanen  sind.  Sämt¬ 
liche  Deutsche  aber  am  Rhein  wie  süd¬ 
lich  des  Main  sind  sehr  stark  gemischt 
mit  Kelten,  Rhätiern  und  anderen  roma- 
nisierten  Völkern,  alle  Gebiete  östlich 
der  Saale  und  Elbe  wiederum  mit  Sla¬ 
wen,  Preußen  und  Litauern.«  Das 
deutsche  Volk  ist  nach  Delbrück  nicht 
ein  von  Natur  gegebenes  sondern  durch 
die  Geschichte  geschaffenes  Gebilde. 
Delbrück  zeigt  dann  weiter,  daß  der  so¬ 
genannte  Volkswille  immer  nur  der 
Wille  einer  Majorität  ist.  Mit  diesem 
Majoritätswillen,  der  zumeist  in  dem 
prunkvollen  Gewand  des  Volkswillens 
einherschreitet,  habe  es  aber  auch  noch 
seine  eigene  Bewandtnis.  Da  nämlich, 
wo  kein  Proporz  bei  den  Wahlen  exi¬ 
stiert,  ist  die  siegreiche  Majorität  in 
Wirklichkeit  oft  eine  ausgesprochene 
Minorität.  Wo  aber  der  Proporz  Gel¬ 


tung  erlangt,  meint  Delbrück,  kommt  der 
Volkswille  erst  recht  nicht  zum  Aus¬ 
druck,  weil  gerade  das  proportionale 
Wahlsystem  zur  Herrschaft  eines  sich 
selbst  ergänzenden  Kreises  von  Berufs¬ 
politikern  führt.  Wenig  Zutrauen  setzt 
Delbrück  auch  auf  die  direkte  Gesetz¬ 
gebung  durch  das  Volk.  Das  Referen¬ 
dum  habe  sich  bisher  fast  überall  als 
ein  Hemmnis  des  politischen  und  sozi¬ 
alen  Fortschritts  erwiesen.  Parlaments¬ 
wille  und  Volkswille  sind  für  Delbrück 
überhaupt  zwei  durchaus  verschiedene 
Dinge.  »Was  hat  das  deutsche  Volk«, 
so  fragt  er,  »zu  tun  mit  jener  Versamm¬ 
lung  von  397  Männern,  die  den  deut¬ 
schen  Reichstag  bilden?  110  Sozial¬ 
demokraten,  100  Mann  Zentrum,  25 
Polen,  Dänen  und  Franzosen  und  eine 
Anzahl  kleinerer  und  größerer  Gruppen 
Konservative,  Agrarier,  Antisemiten, 
Freikonservative,  Nationalliberale,  Frei¬ 
sinnige,  das  soll  das  deutsche  Volk 
sein?«  Trotz  der  Nichtachtung,  die 
Delbrück  der  parlamentarischen  Vertre¬ 
tung  des  deutschen  Volkes  bezeigt,  will 
er  seltsamerweise  doch  kein  eigentlicher 
Gegner  der  Demokratie  sein.  Er  gibt 
zu,  daß  die  Demokratie,  obgleich  sie 
eigentlich  eine  Fiktion  sei,  in  der  Ge¬ 
schichte  eine  ungeheure  Rolle  gespielt 
und  unermeßliche  Wirkungen  ausgeübt 
hat.  Der  Wille  der  Parlamentsmehrheit 
sei  zwar  etwas  ganz  anderes  als  der 
Volkswille,  immerhin  werde  aber  durch 
das  Parlament  eine  große  Masse  der 
Staatsbürger  in  eine  unmittelbare  Wil¬ 
lensbeziehung  zum  Staat  und  seinen 
Zwecken  gesetzt.  Darin  liege  die  Recht¬ 
fertigung  und  Unentbehrlichkeit  der 
Existenz  einer  Volksvertretung  für  den 
modernen  Staat.  Viel  Mühe  verwendet 
Delbrück  dann  auf  den  Nachweis,  daß 
der  Reichstag  bei  uns  keine  bloße  Deko¬ 
ration  sei.  Allerdings  sei  es  richtig, 
daß  in  Deutschland  der  Kaiser  mit  den 
Bundesfürsten  die  legitime  Obrigkeit  re¬ 
präsentiert,  »ausgewirkt  zu  dem  regie¬ 
renden  Organismus  des  Beamtentums 
und  des  Offizierkorps,  und  neben  dieser 
spezifischen,  organisierten  Regierungsge¬ 
walt  steht  als  überaus  mächtiges  Organ 
der  Kontrolle  und  der  Kritik,  dessen  Zu¬ 
stimmung  nicht  zu  entbehren  ist,  die 
Volksvertretung,  der  Reichstag«.  Dieser 
Zustand  erscheint  Delbrück  geradezu  als 
das  Ideal  einer  Verfassung  überhaupt.  Die 
imperialistischen  Bedenken  gegen  dieses 
Regierungssystem  sucht  Delbrück  durch 
den  sehr  anfechtbaren  Hinweis  zu  be¬ 
schwichtigen,  daß  auch  das  römische 
Weltreich  in  dieser  dualistischen  Weise 
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regiert  worden  sei.  »Unter  dieser  Ver¬ 
fassung  ist  Rom  nicht  nur.  groß  ge¬ 
worden,  sondern  hat  es  die  Welt  er¬ 
obert.«  Ich  glaube  nicht,  daß  die  Ar¬ 
gumentation  Delbrücks  einen  großen 
Eindruck  auf  die  Imperialisten  machen 
wird.  Hätte  Delbrück,  anstatt  seine  Ar¬ 
gumente  aus  der  alten  Geschichte  her¬ 
zuholen,  sich  an  die  Lehren  der  neuern 
Geschichte  gehalten,  so  hätte  er  unbe¬ 
dingt  zu  der  Schlußfolgerung  kommen 
müssen,  daß  das  parlamentarische  Re¬ 
gierungssystem  geradezu  eine  Voraus¬ 
setzung  für  eine  erfolgreiche  imperiali¬ 
stische  Politik  ist.  Die  Erfolge,  die  das 
gegenwärtige  dualistische  Regierungs¬ 
system  in  Deutschland  auf  imperialisti¬ 
schem  Gebiet  aufweisen  kann,  sind 
wahrlich  nicht  geeignet  die  staatsrecht¬ 
liche  Theorie  Delbrücks  zu  stützen.  Doch 
ist  es  nicht  unsere  sondern  Sache  der 
deutschen  Imperialisten  sich  mit  Del¬ 
brück  über  diesen  Punkt  auseinander¬ 
zusetzen.  Das  parlamentarische  Regie¬ 
rungssystem  hält  Delbrück  in  Deutsch¬ 
land  für  ganz  unmöglich.  »Was  würde 
aus  Deutschland  werden,  wenn  wir  ab¬ 
wechselnd  eine  klerikale  und  eine  so¬ 
zialdemokratische  Regierung  hätten?« 
Delbrück  übersieht  hier,  daß  das  parla¬ 
mentarische  Regierungssystem  nicht  nur 
zu  ganz  neuen  Parteigruppierungen 
führt  sondern  auch  das  Wesen  der  Par¬ 
teien  selbst  stark  beeinflußt.  Aus  die¬ 
sem  Grund  sind  auch  alle  die  Argu¬ 
mente,  die  er  gegen  das  parlamenta¬ 
rische  Regierungssystem  ins  Feld  führt, 
hinfällig.  Sehr  interessant  ist,  daß 
Delbrück  schließlich  diejenigen,  die  sich 
vor  dem  parlamentarischen  Regierungs¬ 
system  fürchten,  damit  tröstet,  daß  das 
deutsche  Offizierkorps  es  nie  dulden 
werde,  daß  ein  Volksredner  oder  ein 
Journalist  in  Deutschland  zum  Kriegs¬ 
minister  ernannt  wird.  Das  franzö¬ 
sische  Offizierkorps,  so  meint  er,  er¬ 
trüge  derartige  Kriegsminister  nur  des¬ 
halb,  weil  es  der  Besiegte  von  Sedan  ist. 
Wirklich  nur  deshalb?  Ich  glaube,  das 
französische  Bürgertum  hat  zu  seinen 
aus  den  Volksversammlungen  hervor¬ 
gehenden  Ministern  aus  dem  Grunde 
so  großes  Zutrauen,  weil  Frankreich 
unter  ihrer  Führung  aus  einem  Natio¬ 
nalstaat  zu  einem  Weltreich  gewor¬ 
den  ist.  Das  französische  Bürger¬ 
tum  weiß  sehr  wohl,  daß  die  Anteil¬ 
nahme  des  Offizierkorps  an  der  poli¬ 
tischen  Herrschaft  immer  ein  Moment 
der  Schwäche  für  die  Auslandspolitik 
war,  und  daß  Frankreich  nie  die  großen 
afrikanischen  Reiche  hätte  gewinnen 


können,  wenn  es  nicht  ein  parlamenta¬ 
risches  Regierungssystem  gehabt  hätte. 
Das  französische  Offizierkorps  erträgt 
eben  die  parlamentarischen  Kriegs¬ 
minister,  weil  es  sie  ertragen  muß,  und 
die  imperialistischen  Erfolge  für  sie 
sprechen.  Auf  den  übrigen  Inhalt  des 
Delbrückschen  Buches,  das  so  sehr  zum 
Widerspruch  herausfordert,  kann  hier, 
im  Rahmen  der  Rundschau,  nicht  näher 
eingegangen  werden.  Immerhin  möchte 
ich  betonen,  daß  die  Lektüre  nicht  ohne 
Gewinn  ist;  gerade  die  Schwäche  der 

Delbrückschen  Argumentation  ist  geeig¬ 
net  die  Überzeugung  von  der  Notwen¬ 
digkeit  der  Parlamentarisierung  Deutsch¬ 
lands  bei  jedem  wesentlich  zu  vertiefen. 

Wirtschaft  /  May  Schippel 

Reichsbank  Der  Geschäftsbericht  der 
Reichsbank,  der  am  5, 
März  erschien,  konnte 
kaum  noch  Überraschungen  bringen.  Die 
1.  und  2.  Jahreshälfte  1913  werden  ein¬ 
ander  scharf  entgegengestellt:  anfangs 
die  außergewöhnlich  hohen  Ansprüche 
bei  vorsichtigster  Zurückhaltung  der 
Bankleitung,  dann  vom  Juli  ab  »eine  be¬ 
merkenswerte  Einschränkung  durch  den 
Rückgang  der  geschäftlichen  Hochkon¬ 
junktur,  die  Verminderung  der  Börsen¬ 
tätigkeit  und  den  allmählichen  Rück¬ 
fluß  der  im  Vorjahr  aus  Kriegsfurcht 

thesaurierten  Gelder«.  Da  die  erste 
Ermäßigung  des  Banksatzes  nicht  vor 
dem  27.  Oktober  (auf  514  %)  erfolgte 
und  selbst  bei  dem  zweiten  Schritt  am 
12.  Dezember  nicht  unter  5  %  hinabging, 
so  rechnet  sich  ein  außerordentlich 
hoher  Jahresdurchschnitt  heraus: 
5,858  %  in  1913  gegen  4,946  %  in  1912, 
4,397  %  in  1911  und  4,346  in  1910  und 
ebenso  ein  ungewöhnlich  hoher  Brutto- 
wie  Reingewinn.  Insgesamt  stellten  sich 
die  Hauptposten  in  Einnahmen  und 
Ausgaben  (in  1000  Mark)  während  der 
letzten  Jahre  wie  folgt: 


Jahr  |  1913  |  1912  (  1911  |  1910 


Bruttogewinn 

83  453 

69  787 

57  203 

57  433 

Ausgaben 

32  838 

32  381 

29  670 

29  704 

Reingewinn 

50  615 

37  407 

27  534 

27  729 

Von  diesem  erhalten 

die  Reichskasse 

31  021 

21775 

14  864 

16  071 

die  Aktionäre  1 

15  174 

12  510 

10  548 

11664 

als  Dividende  i 

8,43  % 

6,95% 

5,86% 

6,48% 

Zur  Erläuterung 

sei 

linzug 

efügt, 

daß 

nach  der  letzten  gesetzgeberischen  Re¬ 
gelung  vom  Reingewinn  zunächst  den 
Anteilseignern  eine  »ordentliche  Divi¬ 
dende«  von  3V2  %  zugerechnet  wird  (bei 
180  Millionen  Mark  Grundkapital  = 
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6,3  Millionen  Mark),  während  der  als¬ 
dann  noch  verbleibende  Überschuß  zu 
einem  Viertel  den  Aktionären,  zu  drei 
Vierteln  der  Reichskasse  zufällt,  aber 
auf  jeder  der  beiden  Seiten  unter  Abzug 
der  Hälfte  der  Reservefondszuweisung 
(diesmal  im  ganzen  4  431  508  Mark 
gegen  3  110  664  Mark  in  1912).  An 
Zweiganstalten  besaß  die  Reichsbank  am 
Jahresschluß  487  (im  Vorjahr  486).  Als 
Eigentümer  der  Reichsbankanteile  wa¬ 
ren  unverändert  18  779  Eigner  mit  40  000 
Anteilen  zu  3000  Mark  und  60  000  An¬ 
teilen  zu  10Ö0  Mark  eingetragen,  dar¬ 
unter  2153  (2149)  und  1565  (1542)  Aus¬ 
länder  mit  Anteilen  zu  3000  respektive 
1000  Mark.  Die  Zahl  der  Giro¬ 
konteninhaber  belief  sich  bei  Jahres¬ 
schluß  bei  der  Reichshauptbank  auf 
1534  (1544)  und  bei  den  Anstalten 

auf  24  614  (24  093).  Nachdem  der  Gold¬ 
bestand  am  23.  April  zum  erstenmal  den 
Betrag  von  einer  Milliarde  überschritten 
hatte,  erreichte  er  am  22.  November  mit 
1255  Millionen  Mark  den  Höchstbestand. 
Am  Jahresschluß  war  der  Goldbestand 
mit  1170  Millionen  Mark  um  393  Milli¬ 
onen  Mark  höher  als  Ende  1912.  Die 
Metalldeckung  der  umlaufenden  Bank¬ 
noten  und  der  täglich  fälligen  Verbind¬ 
lichkeiten  betrug  im  Jahresdurchschnitt 
51,43  (48,14)  %,  an  Notensteuer  waren 
an  das  Reich  3  674  318  (4  627  492)  Mark 
abzuführen. 

X  X 

Großbanken  Bei  den  Großbanken  wur¬ 
den  die  günstigen  Wirkun¬ 
gen  hoher  Zinsen  und 
Provisionen  durch  den  Niedergang  des 
Emissionsgeschäfts  und  durch  die  Ent¬ 
wertung  des  Effektenbesitzes  durch¬ 
kreuzt.  Das  Ergebnis  ist  deshalb,  je 
nach  dem  geschäftlichen  Wirkungskreis 
der  einzelnen  Banken,  kein  gleichartiges, 
und  bei  Instituten  wie  Schaaffhausen 
treten  alsdann  noch  ältere  und  jüngere 
Mißgriffe  als  gewinndrückende  Faktoren 
hinzu.  Zu  einer  Verringerung  der  Divi¬ 
dende  haben  sich  aber  nur  verstehen 
müssen:  die  Berliner  Handelsgesell¬ 
schaft,  die  bekanntlich  eine  Sonderstel¬ 
lung  unter  den  deutschen  Aktienbanken 
einnimmt,  weil  sie  auf  jeden  Anhang 
von  Filialen  und  Depositenkassen  ver¬ 
zichtete  und  nur  die  Stadtkasse  in  ihrem 
Hauptgebäude  eingerichtet  hat  (Divi¬ 
dende  1911  und  1912  9%<%,  1913 

8%  %),  ferner  die  Nationalbank,  die 
1913  aus  dem  Effektengeschäft  nicht  nur 
einen  Mindergewinn  sondern  einen  Ver¬ 
lust  zu  verzeichnen  hatte  (1910  bis  1912 
jedesmal  7  %,  1913  6  %  Dividende),  end¬ 
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lieh  der  A.  Schaaffhausensche  Bank¬ 
verein  (1909  bis  1911  7%%,  1912  5%, 
1913  3%  Dividende).  Alle  übrigen 
Banken  konnten  ihrem  nachgerade  tra¬ 
ditionell  werdenden  Streben  eine  mög¬ 
lichst  gleichmäßige  Dividende  aufrecht¬ 
zuerhalten  treu  bleiben.  Es  stellt  sich 
deshalb  weiter  die  Dividende:  bei  der 
Deutschen  Bank  auf  12%  %  (seit  1909), 
bei  der  Diskontogesellschaft  auf  10  % 
(seit  1910),  bei  der  Dresdner  Bank  auf 
8%  %  (seit  1909),  bei  der  Darmstädter 
Bank  auf  6%  %  (seit  1909),  bei  der 
Mitteldeutschen  Kreditbank  auf  6%  % 
(seit  1910),  bei  der  Kommerz-  und  Dis¬ 
kontobank  auf  6%  (seit  1909).  Die 
beiden  hervorragendsten  dieser  Riesen¬ 
unternehmungen  erhöhen  soeben  ihr  Ak¬ 
tienkapital:  die  Deutsche  Bank  von  200 
auf  250  Millionen  Mark  unter  Aufsau¬ 
gung  der  Bergisch-Märkischen  Bank,  die 
Diskontogesellschaft  von  200  auf  225 
Millionen  Mark  unter  Erweiterung  des 
Einflusses  auf  die  Norddeutsche  Bank 
in  Hamburg. 

X  X 

Depression  Der  Druck  im  Wirtschafts¬ 
leben  hat  sich  unterdes 
merkbar  verschärft.  Die 
Börse  ist  nach  einem  kurzen  Wiederauf¬ 
leben  in  den  ersten  beiden  Jahres¬ 
monaten  sofort  im  März  wieder  einer 
vollständigen  Versumpfung  verfallen. 
Einige  Eisenpreise  hatten  zwischen  No¬ 
vember  und  Dezember  eine  geringe  Auf¬ 
besserung  erfahren;  seitdem  ist  das  Ab¬ 
wärtsgleiten  wiederum  zur  Regel  gewor¬ 
den.  Selbst  die  Kohlenproduktion,  die 
gewöhnlich  am  längsten  die  alte  Höhe 
wahrt,  zeigte  nunmehr  im  Februar  eine 
Verminderung  gegen  das  Vorjahr (  Stein¬ 
kohlen  15  143  360  Tonnen  gegen 
15  608  956  Tonnen  im  Februar  des  Vor¬ 
jahrs,  Koks  2  516192  gegen  2  522  639 
Tonnen);  die  Bekämpfung  der  Einfuhr 
fremder  Kohlen,  bei  der  Ausfuhr  die 
Steigerung  um  jeden  Preis  soll  hier,  wie 
schon  bei  früheren  Krisen,  das  Mißver¬ 
hältnis  zwischen  Überproduktion  und  In¬ 
landsverbrauch  mildern.  Umgekehrt 
warten,  besonders  auf  dem  Eisenmarkt, 
der  Handel  und  die  Verbraucherschaft 
mit  den  Bestellungen  und  Bezügen,  weil 
man  in  Zukunft  zu  noch  niedrigeren 
Preisen  sich  versorgen  zu  können  hofft. 
Alle  symptomatischen  Erscheinungen 
des  Niedergangs  wiederholen  sich  so. 

X  x 

Arbeitsmarkt  Das  Bild  des  Arbeits¬ 
markts  entspricht  gleich¬ 
falls  diesen  Erfahrungen. 
Im  Reichsarbeitsblatt  lautet  hier  das 
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Urteil  über  den  Monat  Februar:  »Die 
Lage  des  gewerblichen  Arbeitsmarkts 
hat  sich  zwar  für  einige  Saisongewerbe 
wie  alljährlich  um  diese  Zeit  gebessert; 
für  die  Mehrzahl  der  großen  Industrie¬ 
zweige  war  jedoch  keine  wesentliche 
Veränderung  der  in  der  Hauptsache 
nicht  befriedigenden  Lage  zu  bemerken. 

.  .  .  Die  Arbeitslosigkeit  unter  den 
Mitgliedern  der  berichtenden  Arbeiter¬ 
verbände  ging  im  Februar  wie  alljähr¬ 
lich  gegenüber  dem  Januar  zurück,  hatte 
aber  immer  noch  einen  erheblich  höhern 
Umfang  als  im  Februar  1913.  Unter 
den  1  977  713  Mitgliedern  von  45  Fach¬ 
verbänden  waren  im  Februar  1914  ar¬ 
beitslos  3,7  %  gegen  4,7,  im  Januar  und 
2,9  im  Februar  1913.« 

X  X 

KurzeChronik  Die  Verhandlungen  über 
die  Erneuerung  des  Ende 
1914  erlöschenden  rhei¬ 
nisch-westfälischen  Kohlensyndi¬ 
kats  sind  zunächst  infolge  der  gegen¬ 
sätzlichen  Interessen  zwischen  reinen 
Zechen  und  Hüttenzechen  an  einem 
toten  Punkt  angelangt.  Aus  der  Wieder¬ 
übernahme  des  Vorsitzes  durch  Ge¬ 
heimrat  Kirdorf  darf  man  aber  wohl 
auf  eine  sich  anbahnende  Annäherung 
schließen.  X  Ähnlich  steht  es  mit  dem 
Nordatlantischen  Schiffahrtspool, 
nachdem  zunächst  der  Bremer  Lloyd 
und  die  Hamburg  Amerika-Linie  zu 
einer  Verständigung  gelangt  sind;  die 
weiteren  internationalen  Verhandlungen 
wurden  zunächst  gleichfalls  auf  längere 
Zeit  vertagt.  X  Wichtige  Vorrechte  soll 
die  Standard  Oil  Company  in 
Nordchina  für  die  Ausbeutung  der  Öl¬ 
gebiete  erhalten  haben.  Bisher  hatte 
sich  der  Petroleumtrust  in  China  auf 
den  Absatz  beschränkt,  unter  Zurück- 
drängung  des  im  Reich  der  Mitte  ge¬ 
wohnten  Zwischenhandels,  und  unter 
Ausbau  des  eigenen  Lagerungs-  und 
Absatzapparats  von  den  Zentren  an  den 
Einfuhrhäfen  bis  zu  den  Zweiganstalten 
im  fernsten  Innern.  Der  Übergang  zur 
Produktion  an  Ort  und  Stelle  wäre  für 
China  sowohl  wie  für  die  privilegierte 
Gesellschaft  von  enormer  Bedeutung.  X 
Die  Klausel,  daß  die  Transporte  mit 
fremden  Schiffen  durch  den  Panama- 
k  a  n  a  1  höher  belastet  werden  sollen  als 
die  mit  amerikanischen  Fahrzeugen  (in 
der  sogenannten  Küstenfahrt,  also  etwa 
von  New  York  nach  San  Francisco  und 
Seattle)  ist  zunächst  vom  Repräsen¬ 
tantenhaus  mit  r248  gegen  162  Stimmen 
abgelehnt  worden. 

X  X 


Literatur  Neben  dem  Warenhaus 
und  der  Konsumgenossen¬ 
schaft  hat  neuerdings  der 
Filialbetrieb,  »der  Absatz  von  Waren 
an  letzte  Konsumenten  in  mehreren  oder 
vielen,  von  einander  räumlich  getrennten, 
gleichartigen,  ständigen  Verkaufsstätten« 
rasch  an  Bedeutung  für  den  Detail¬ 
handel  zugenommen.  Auch  die  deutsche 
Betriebszählung  vom  Jahr  1907  erkannte 
diese  wirtschaftliche  Umwandlung  an 
und  wies  zum  erstenmal  die  Filial- 
betriebe  in  Haupt-  und  Zweiggeschäften 
mit  den  dazu  gehörigen  Tochterläden 
nach.  Eine  nationalökonomische  und 
sozialpolitische  Analyse  dieser  jüngern 
und  neuartigen  Erscheinung  fehlte  je¬ 
doch  bisher;  die  Aufgabe  wurde  erst 
jetzt  in  erschöpfender  und  scharfsinni¬ 
ger  Weise  von  Dr.  Julius  Hirsch  in 
Angriff  genommen,  einem  Mitheraus¬ 
geber  der  Kölner  Studien  zum  Staats¬ 
und  Wirtschaftsleben  /Bonn,  Marcus 
&  Weber/,  der  von  praktisch-kauf¬ 
männischer  Tätigkeit  zur  Wissenschaft 
übergegangen  ist,  und  zwar  im  1.  Heft 
dieser  Studien:  Die  Filialbetriebe  im  De¬ 
tailhandel.  Eine  wenig  beachtete  Fülle 
neuer  Erscheinungen  auf  dem  bisher 
recht  stiefmütterlich  behandelten  Gebiet 
des  Innenhandels  und  seiner  Kämpfe 
zwischen  verschiedenen  Organisations¬ 
formen  wird  hier  zur  Darstellung  ge¬ 
bracht.  X  Bereits  in  2,,  vermehrter  Auf¬ 
lage  erschien  das  grpße  Werk  Robert 
Liefmanns  Beteiligungs-  und  Finan¬ 
zierungsgesellschaften,/ Jena,  G.  Fischer/, 
eine  Studie  über  den  modernen  Kapita¬ 
lismus  und  das  Effektenwesen  in 
Deutschland,  den  Vereinigten  Staaten, 
der  Schweiz,  England,  Frankreich  und 
Belgien.  Die  einleitenden  theoretisch¬ 
systematischen  Untersuchungen  gelten 
etwa,  um  in  der  bei  uns  bekanntem 
Sprechweise  zu  bleiben,  der  geschicht¬ 
lichen  Entwickelung  und  der  ökonomi¬ 
schen  Rolle  des  Finanzkapitals.  Die 
Kapitalsanlage  einerseits,  die  Geldkapi¬ 
talsbeschaffung  andrerseits  nehmen  im 
modernen  Wirtschaftsleben  immer  mehr 
die  Effektenform  an.  Daraus  ergibt  sich 
aber  nach  Liefmann  nicht  nur  eine  un¬ 
geheure  Erweiterung  des  Kreises  derer, 
die  nur  Kapitalerträge,  Renten  beziehen 
(eine  Anschauung,  die  bekanntlich  in 
sozialdemokratischen  Kreisen  viel  um¬ 
stritten  worden  ist),  sondern  auch  eine 
Reihe  ganz  neuartiger  Methoden  zur 
Gewinnung  und  Verstärkung  kapitalisti¬ 
schen  Einflusses  und  zur  Schaffung 
großkapitalistischer  Produktions-  und 
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Verkehrsunternehmungen.  Lief  mann  un¬ 
terscheidet  hier  vor  allem  Beteiligungen, 
die  moderne  breitere  Auswahl  und  Ver¬ 
teilung  der  Kapitalsanlagen,  und  Finan¬ 
zierungen,  die  moderne  Beschaffung  von 
Kapitalien  aus  den  verschiedensten 
Quellen,  von  einer  an  sich  unbegrenzten 
Zahl  von  Kapitalisten  und  damit  vor 
allem  für  den  Bedarf  der  größten  Unter¬ 
nehmungen.  Für  beide  Funktionen  bil¬ 
den  sich  mit  der  Zeit  wieder  besondere 
(Beteiligungs-  und  Finanzierungs-)  Ge¬ 
sellschaften  heraus,  deren  Stellung,  in¬ 
nerer  Aufbau  und  deren  Wirksamkeit 
nach  außen  alsdann  mit  einem  erstaun¬ 
lichen  Sammelfleiß  und  Spürsinn  für 
rechtliche  und  wirtschaftliche  Unter¬ 
scheidungen  dargelegt  werden.  Hier¬ 
durch  gestaltet  sich  das  umfangreiche 
Werk  zugleich  zu  einem  unentbehrlichen 
internationalen  Handbuch  und  Nach¬ 
schlagewerk  für  die  wirtschaftliche 
Praxis,  insbesondere  die  Bankpraxis. 
Alles  angeführte  Tatsachenmaterial  ist 
bis  auf  die  Gegenwart  ergänzt;  alle  An¬ 
gaben  über  Bilanzen,  Effektenbesitz, 
Dividenden  der  einzelnen  Gesellschaften 
sind  auf  den  neuesten  Stand  gebracht. 
X  Die  geistvollen  politisch-geographi¬ 
schen  Ausführungen  Friedrich 
Ratzels  über  das  Meer  als  Quelle 
der  Völkergröße  liegen  in  2,,  verbesser¬ 
ter  Auflage  vor  /München,  Oldenbourg/. 

Frauenbewegung  /  Wally  Zepler 


schaftHche  le  hShe[  ,?er  An‘eiI  der 
Frauenarbeit  Frauenarbeit  an  der  Ge¬ 
samtproduktion  aller  Kul¬ 
turländer  steigt,  desto  mehr  werden  die 
besonderen  Probleme  der  weiblichen  Be¬ 
rufstätigkeit  zu  allgemein  wirtschaft¬ 
lichen  Problemen.  Stärker  noch  als  in 
der  Industrie  tritt  dies  in  der  Landwirt¬ 
schaft  in  die  Erscheinung.  Denn  wäh¬ 
rend  1907  die  Zahl  der  erwerbstätigen 
Männer  in  Bergbau  und  Industrie  die 
der  Frauen  immerhin  noch  um  das  Vier¬ 
fache  überstieg,  blieben  in  der  Land¬ 
wirtschaft  die  weiblichen  Erwerbstäti¬ 


gen  nur  noch  um  etwa  ein  Achtel  hinter 
den  männlichen  zurück.  Insgesamt  war 
die  Zahl  der  Männer  hier  seit  der  vor¬ 
hergehenden  Zählung  um  4,61  %  ge¬ 
sunken,  die  der  Frauen  um  67,04  %  ge¬ 
stiegen.  Es  ist  also  von  vornherein  er¬ 
sichtlich,  daß  das  entstehende  Minus  an 
Männerarbeit  in  der  Landwirtschaft 
durch  das  wachsende  Plus  an  Frauen¬ 
arbeit  gedeckt  wird.  Dabei  ist  es  gleich¬ 
gültig,  ob,  wie  behauptet  wird,  die  unge¬ 
heure  Steigerung  der  weiblichen  Er¬ 
werbstätigen  (von  1895  bis  1907)  von 


2  750  000  auf  4  600  000  größtenteils  durch 
die  stärkere  statistische  Erfassung  der 
in  der  Landwirtschaft  mitarbeitenden 
Frauen  erzeugt  ist;  Tatsache  bleibt,  daß 
fast  die  Hälfte  aller  erwerbstätigen 
Weiblichen  1907  auf  dem  Land  be¬ 
schäftigt  war. 

Trotzdem  widmete  man  in  der  Sozial¬ 
demokratie,  wie  dem  Agrarproblem 
überhaupt,  der  landwirtschaftlichen 
Frauenarbeit  bisher  nur  geringe  Auf¬ 
merksamkeit.  Auch  in  der  bürgerlichen 
Volkswirtschaft  blieb  es  der  allerneue- 
sten  Zeit  mit  ihrer  lebhaftem  Betäti¬ 
gung  nationalökonomisch  gebildeter 
Frauen  Vorbehalten  die  Frage  einer  ein¬ 
gehendem  Betrachtung  zu  unterziehen. 
Neben  einigen  Einzelarbeiten,  wie  der 
Dissertation  Dr.  Marta  Wohlgemuths 
Die  Bäuerin  in  2  badischen  Gemeinden 
/Karlsruhe,  Braun/,  einer  Abhandlung 
von  Dr.  Rosa  Kempf  Die  Frau  in  der 
bäuerlichen  Landwirtschaft  Bayerns  in 
den  Annalen  für  Gesetzgebung,  Verwal¬ 
tung  und  Volkswirtschaft  und  der  Bro¬ 
schüre  Dr.  Karl  Müllers  Die  Frauen¬ 
arbeit  in  der  Landwirtschaft  /München - 
Gladbach,  Volksvereinsverlag/  liegt  uns 
nun  ein  reicheres  Material  in  den  aus¬ 
führlichen  Untersuchungen  über  land¬ 
wirtschaftliche  Frauenarbeit  in  den  ein¬ 
zelnen  Gebieten  Deutschlands  vor,  die 
der  Ständige  Ausschuß  für  Arbeiterinnen¬ 
interessen  seit  einigen  Jahren  aufnimmt. 
Erschienen  sind  Arbeiten  über  Würt¬ 
temberg,  Baden,  Elsaß-Lothringen  und 
die  Rheinpfalz  (von  Pfarrer  Hans  Seu- 
fert)  und  über  Brandenburg  (von  Elly 
zu  Putlitz);  beide  bei  Gustav  Fischer  in 
Jena.  Weitere  werden  folgen. 

Das  Gesamtergebnis  dieser  Enquete 
wurde,  wie  in  dieser  Rundschau  (in  die¬ 
sem  Band,  pag.  387)  schon  berichtet,  in 
mehreren  Vorträgen  auf  der  3.  Arbei¬ 
terinnenkonferenz  in  Berlin  niederge- 
legt.  Der  Wichtigkeit  des  Gegenstands 
entsprechend  waren  auf  der  Konferenz 
das  Reichsamt  des  Innern,  das  reichs¬ 
statistische  Amt,  das  preußische  Land¬ 
wirtschaftsministerium  und  andere  Kör¬ 
perschaften  vertreten.  Auch  der  Vor¬ 
sitzende  der  Landarbeitergewerkschaft 
war  anwesend.  Die  Enquetebogen  sind, 
wie  zunächst  bemerkt  sei,  nicht  durch  die 
Arbeiterinnen  oder  die  Bäuerinnen  selbst 
beantwortet  sondern  durch  Mittelsper¬ 
sonen,  wie  Pfarrer,  Lehrerinnen,  oder 
durch  Gutsbesitzer  und  deren  Fräuen. 
Die  Seufertsche  Arbeit  scheint  sehr  ob¬ 
jektiv  gehalten.  Anders  die  Unter¬ 
suchung  der  Frau  zu  Putlitz.  Nicht  allein 
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sind  die  Lohn-  und  Lebensverhältnisse 
der  landwirtschaftlich  arbeitenden 
Frauen  hier  wohl  zu  optimistisch  dar¬ 
gestellt,  auch  die  gesamte  Auffassung, 
wie  sie  sich  zum  Beispiel  in  den  Ver¬ 
besserungsvorschlägen  und  der  allge¬ 
meinen  Schilderung  der  landwirtschaft¬ 
lichen  Zustände  ausdrückt,  ist  deutlich 
die  der  patronisierenden  Dame. 

Im  ganzen  zeigen  alle  die  genannten 
Untersuchungen  über  landwirtschaftliche 
Frauenarbeit  Übereinstimmung  der  Tat¬ 
sachen.  Scharf  zu  scheiden  ist  natürlich 
zwischen  Groß-  und  Klein-  oder  Mittel¬ 
besitz  und  damit  zwischen  Südwest-  und 
Norddeutschland.  Den  Untersuchungen 
des  Ständigen  Ausschusses  ist  ein  ein¬ 
heitlicher  Plan  zugrunde  gelegt,  der  5 
Arbeiterinnenkategorieen  umfaßt.  Sie 
geben  uns  so  in  Verbindung  mit  jenen 
anderen  Arbeiten  ein  Bild  über  1.  die 
kontraktlich  gebundene  Arbeiterin  (Hof¬ 
gängerin),  2.  die  freie  Taglöhnerin,  3.  die 
Wanderarbeiterin,  4.  die  Bauernmagd, 
5.  die  Klein-  und  Mittelbäuerin  und 
defen  Tochter. 

Die  Hofgängerin  hat  nur  in  den 
Gegenden  des  Großgrundbesitzes  Be¬ 
deutung  (ebenso  die  Wanderarbei¬ 
terin,  die,  wie  bekannt,  fast  stets 
Landfremde  ist,  und  die  wir  deshalb  hier 
aus  der  Betrachtung  auslassen  wollen). 
Was  in  dem  Brandenburger  Bericht  über 
sie  gesagt  wird,  gibt  oft  zu  starken  Zwei¬ 
feln  Anlaß.  Das  Einkommen  dieser 
Frauen  ist  natürlich  nur  als  Teil  des 
Gesamtfamilieneinkommens  zu  berech¬ 
nen,  da  sie  auf  den  verschiedenen  Gü¬ 
tern  in  ganz  verschiedener  Weise  zur 
Arbeit  mitherangezogen  werden,  und  in 
ihren  Verdienst  gleichzeitig  Natural¬ 
lieferungen  respektive  die  eigene  Kost 
auf  dem  Gut  einbezogen  sind.  E.  zu 
Putlitz  veranschlagt  die  Gesamteinnahme 
solcher  Landarbeiterfamilien  auf  1200 
bis  über  1400  Mark;  das  Höchsteinkom¬ 
men  betrug  nach  ihr  sogar  2017  Mark. 
Auch  die  übrigen  Lebensverhältnisse, 
Wohnung  und  ganz  besonders  Ernäh¬ 
rung,  werden  hier  merkwürdig  gut  ge¬ 
schildert.  Andere  Darstellungen  sagen 
das  gerade  Gegenteil  aus.  So  zitiert  der 
Vorsitzende  des  Landarbeiterverbands 
Georg  Schmidt  in  seiner  Broschüre 
Lohnformen  und  Arbeitsverhältnisse  in 
der  Landwirtschaft  Auskünfte  von  Pfar¬ 
rern  und  anderen  Kennern  der  Verhält¬ 
nisse,  in  denen  auf  die  menschenunwür¬ 
dige  Lebensführung  dieser  Arbeiter¬ 
schicht  hingewiesen  und  zum  Beispiel 
in  scharfem  Gegensatz  zu  E.  zu  Putlitz 
behauptet  wird,  Fleisch  werde  über¬ 


haupt  nur  an  hohen  Festtagen  von  der 
Familie  der  Landarbeiter  genossen. 
Ebenso  berechnet  Schmidt  das  Gesamt¬ 
einkommen  solcher  Familien  nur  auf 
etwa  700  bis  800,  selten  bis  1000  Mark. 
Auch  bei  den  freien  Taglöhnerin¬ 
nen  ist  das  Einkommen  nicht  gut  abzu¬ 
schätzen,  weil  die  Zahl  ihrer  Arbeits¬ 
stunden  und  -tage  sehr  wechselt,  auch 
in  den  einzelnen  Gegenden  und  Gütern 
die  Verhältnisse  stark  variieren.  So 
wird  für  Brandenburg  ein  Taglohn  ohne 
Kost  von  60  Pfennig  bis  zu  2,50  Mark 
angegeben.  In  Südwestdeutschland  ha¬ 
ben  die  Taglöhnerinnen  fast  überall 
kleine  Parzellen,  die  sie  selbst  bewirt¬ 
schaften,  oder  mindestens  etwas  All¬ 
mendgenuß,  Nur  dadurch  ist,  wie  be¬ 
richtet  wird,  für  sie  ein  Durchkommen 
möglich;  sonst  bewege  sich  ihr  Leben 
»an  der  Grenze  der  Armenfürsorge«. 
Nur  im  Sommer  findet  die  Taglöhnerin 
auf  dem  Land  genügende  Arbeitsgelegen¬ 
heit,  im  Winter  muß  sie  sich  Heim¬ 
oder  industrielle  Arbeit  in  der  Um¬ 
gegend  suchen. 

Die  Löhne  der  Bauern  m  ä  g  d  e  sind 
nach  sämtlichen  Berichterstattern  in  den 
letzten  Jahrzehnten  um  etwa  das  Dop¬ 
pelte  gestiegen,  und  zwar  infolge  der 
Schwierigkeit  ländliche  Dienstboten  zu 
bekommen.  Die  Bar-  wie  die  Gesamt¬ 
löhne  schwanken  je  nach  Gegend  und 
Altersklasse  natürlich  ebenfalls  zwischen 
weiten  Grenzen.  Für  das  Alter  zwischen 
20  und  25  Jahren  wurden  genannt:  in 
Württemberg  Barlöhne  von  200  bis  300 
Mark,  in  Baden  von  275  bis  über  300 
Mark,  im  Elsaß  von  250  bis  350  Mark. 
Nach  Müller  beträgt  der  Barlohn  für 
eine  über  18  Jahr  alte  Magd  in  der 
Eifel  284  Mark,  in  hessischen  Provinzen 
200  bis  300  Mark,  im  Regierungsbezirk 
Arnsberg  im  Durchschnitt  207  Mark 
(stark  wechselnd,  je  nachdem  in  der 
Nähe  ein  Industriebezirk  ist  oder  nicht). 
Im  allgemeinen  steht  nach  ihm  der 
durchschnittliche  Barlohn  zwischen  160 
und  250  Mark.  Auch  Beköstigung  und 
Schlafraum  der  Mägde  hängen  in  erster 
Linie  von  dem  Lebensstandard  der  land¬ 
wirtschaftlichen  Bevölkerung  der  Gegend 
ab.  Im  Osten  sind  die  Schlafräume,  wie 
die  ländlichen  Wohnungen  überhaupt, 
nach  den  meisten  Berichten  äußerst 
elend.  Auch  sonst  lassen  sie  noch  viel 
zu  wünschen  übrig.  Ebenso  und  aus  dem 
gleichen  Grund  wie  die  Löhne  haben 
sich  indes  Schlafräume  und  besonders 
Kost  für  die  landwirtschaftlichen  Mägde 
in  letzter  Zeit  sehr  gebessert;  die 
schlimmsten  Mißstände  sind  an  manchen 
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Orten  auch  durch  die  Wohnungsinspek¬ 
tion  behoben  worden.  Dagegen  wird 
überall  berichtet,  daß  während  sich 
früher  die  Mägde  in  der  Ruhezeit  in  der 
bäuerlichen  Wohnstube  aufhielten,  dies 
bei  dem  Rückgang  des  patriarchalischen 
Verhältnisses  in  der  Bauernwirtschaft 
jetzt  oft  nicht  mehr  gern  gesehen  wird. 
Trotz  der  allgemeinen  Hebung  ihrer 
Lage  geht  die  Klage  über  Mangel  an 
ländlichen  weiblichen  Dienstboten  durch 
alle  Berichte.  Die  Gründe  ihrer  ständig 
zunehmenden  Landflucht  sind  die  glei¬ 
chen  wie  für  den  Mann.  Die  Mädchen 
zeigen  überall*  eine  starke  Abneigung 
gegen  die  landwirtschaftliche  Arbeit,  be¬ 
sonders  gegen  die  Arbeit  im  Stall  und 
das  Melken.  Die  Arbeitszeit  in  der 
Stadt  ist  nicht  so  ausgedehnt,  die  Arbeit 
selbst  leichter  und  vielfach  höher  bezahlt. 
Es  bietet  sich  mehr  Gelegenheit  zu  An¬ 
regung  und  Vergnügungen;  die  landwirt¬ 
schaftlichen  Mägde  glauben  sich  auch, 
und  vielleicht  mit  Recht-,  von  den  kulti¬ 
vierteren  und  moderner  gekleideten 
Städterinnen  verachtet.  Endlich  lockt 
in  der  Stadt  die  größere  persönliche 
Freiheit. 

Die  stetig  wiederholte  Klage  über 
Mägdemangel  leitet  über  zu  dem  Haupt¬ 
problem:  der  Lebensgestaltung  der 

Bäuerinnen.  Wohl  werden  einzelne 
Arbeiten,  die  früher  ebenfalls  Handar¬ 
beiten  waren,  jetzt  durch  Maschinen  ge¬ 
leistet.  Für  die  Frauenarbeit  spielt  hier 
die  wichtigste  Rolle  die  Butterzentrifuge, 
über  deren  überraschend  weite  Verbrei¬ 
tung  Arthur  Schulz  kürzlich  hier  in  der 
Rundschau  Landwirtschaft  (in  diesem 
Band,  pag.  397  ff.)  berichtet  hat.  In 
der  Feldarbeit  werden  die  Mägde 
hie  und  da  durch  Sachsengänger  er¬ 
setzt.  Bei  der  Arbeit  im  Stall,  in  der 
Pflege  des  Viehs,  im  Garten,  in  der 
Hauswirtschaft  und  beim  Melken  führt 
dagegen  die  Landflucht  der  Mägde  zu 
einer  ungeheuren  Mehrbelastung  der 
Klein-  und  Mittelbäuerin  und  ihrer 
Töchter.  In  gleicher  Weise  wirken  an¬ 
dere  Momente:  die  Abwanderung  der 
Männer  (besonders  in  der  Nähe  von  In¬ 
dustrieorten)  ,  und  die  in  letzter  Zeit 
stark  hervortretende  Veränderung  und 
Intensivierung  im  Landwirtschaftsbetrieb 
selbst. 

»Außer  zum  Pflügen,  .  »  .  Mähen  und 
Säen  werden  sie  [Frau  und  Tochter  des 
Kleinbauern]  zu  allen  Arbeiten,  die 
eigentlich  Männerarbeit  sind,  freilich 
nicht  überall  dafür  gelten,  herangezogen: 
Aufladen,  Dungladen,  Gespannführen, 
Eggen,  Hopfenlöcherbohren  usw.«  (Würt¬ 


temberg)  »Die  Nähe  der  Industrie,  die 
den  Mädchen  und  Männern  bessere 
Löhne  einbringt,  hat  es  zuwege  gebracht, 
daß  auf  der  Frau  die  gesamte  land¬ 
wirtschaftliche  Arbeit  im  Kleinbetrieb 
ruht.«  (Baden)  Ebenso  berichtet  Kempf, 
daß  bei  einem  Besitz  bis  zu  10  Hektar 
die  gesamte  Arbeit  hauptsächlich  von 
Frauen  geleistet  werden  muß,  da  fremde 
Arbeitskräfte  hier  noch  nicht  in  Be¬ 
tracht  kommen  und  die  Söhne  ebenfalls 
stark  abwandern. 

Weitaus  bedeutungsvoller  ist  aber  der 
zweite  Punkt.  »Wartung  und  Pflege 
von  Kleinvieh  und  Jungvieh  liegt  schon 
überall  in  der  Hand  der  Frauen  und 
ihrer  Mägde.  Häufig  ist  ihr  aber  auch 
die  Besorgung  der  Kühe  überlassen. 
Außerdem  nehmen  die  Frauen  teil  am 
Wiesenbau  und  in  den  Getreidebau¬ 
gegenden  auch  an  der  Feldarbeit.  Wo 
Spezialkulturen  getrieben  werden,  auch 
an  diesen.  Ist  die  Pflege  eines  Haus¬ 
gartens  möglich,  so  fällt  sie  ebenfalls  in 
ihr  Arbeitsgebiet.  Die  Bodenbearbei¬ 
tung  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  inten¬ 
siver  geworden.  Gemüsebau  und  Vieh¬ 
zucht,  besonders  Schweinezucht  und 
-mast  haben  zugenommen.  Die  Mehr¬ 
arbeit  fällt  vornehmlich  den  Frauen  zu. 
Die  Sorge  für  den  Schweinestall  liegt 
der  Frau  ganz  ob.«  (Baden)  Ebenso 
schildert  Marta  Wohlgemuth  die  emsige 
und  unentbehrliche  Arbeit  der  Bäuerin¬ 
nen  und  ihrer  Töchter  im  Stall,  bei  der 
Schweinezucht  und  in  den  Rebgeländen. 
Bedenkt  man,  daß  neben  allen  diesen 
verschiedenartigen  Tätigkeiten  die 
Bäuerin  die  gesamte  Hauswirtschaft  und 
Kinderpflege  zu  besorgen  hat,  so  wird 
man  sich  einen  Begriff  von  ihrer  Arbeits¬ 
überlastung,  besonders  im  Sommer, 
machen  können.  Die  Arbeitszeit  ist  für 
sie  oft  geradezu  unendlich  ausgedehnt, 
sie  geht  im  Sommer  von  3  Uhr  früh  bis 
zum  späten  Abend,  die  Nachtruhe  be¬ 
trägt  dann  meist  nur  fünf  Stunden. 
Kaum  gönnt  die  Frau  sich  Zeit  zum 
Essen;  »sie  bemüht  sich  in  den  arbeits¬ 
harten  Tagen  doppelt  ihre  Familie  durch 
ein  gutes  und  kräftiges  Essen  zu  er¬ 
freuen,  denkt  aber  leider  zu  wenig  an 
sich  selbst;  sie  arbeitet  in  doppeltem 
Tempo  .  .  .  und  vergißt  nach  dem 
Kochen  oft  selber  tüchtig  zu  essen«.  In 
den  stilleren  Zeiten  liegt  ihr  die  Anfer¬ 
tigung  und  Reparatur  der  Kleidung  und 
Wäsche  ob.  Vielfach  muß  sie  1-  bis 
2mal  wöchentlich  zum  Verkauf  bestimm¬ 
ter  landwirtschaftlicher  Produkte  in  die 
benachbarten  Städte  fahren.  Das 
Schlimmste  aber  ist,  daß  sie  sich  auch 
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vor  und  nach  den  häufig  rasch  auf¬ 
einanderfolgenden  Geburten  keinerlei 
Pflege  angedeihen  lassen  kann,  und  daß 
sie  sich  oft  nicht  einmal  zum  Stillen,  ge¬ 
schweige  denn  zur  Beaufsichtigung  und 
Erziehung  der  Kinder  Zeit  läßt.  »Eine 
Frau  hier  hat  .  .  .  nach  einander  10 
Kinder  geboren.  Sie  stand  zum  Teil 
schon  am  zweiten  Tag  auf,  molk  sehr 
bald  selbst  Kühe  und  gab  den  Kindern 
Kuhmilch.  .  .  Stillen  ist  vielen  eine 
Last.  .  .  Und  da  beim  Bauern  bloß 
etwas  gilt,  was  arbeiten  kann,  alles 
Kranke  aber  .  .  .  ärgerlich  ist,  so  ar¬ 
beitet  man,  solange  und  sobald  man 
kann.  Eine  Schonung  vor  dem  Wochen¬ 
bett  findet  man  bei  der  Stute  vielleicht, 
aber  nicht  bei  der  Frau.«  (Ulm)  Ebenso¬ 
wenig  Rücksicht  nimmt  man  auf  dem 
Land  auf  die  Entwickelungsjahre  der 
jungen  Mädchen.  Die  Folgen  machen 
sich  natürlich  in  Krankheitserscheinun¬ 
gen  bemerkbar.  Geklagt  wird  überall 
über  Unterleibserkrankungen,  Unter- 
schenkelgeschv/üre  usw.  bei  den  Frauen, 
hervorgehoben  wird  auch  ihr  frühes  Al¬ 
tern.  Nach  einem  Bericht  sehen  sie  10 
bis  15  Jahre  älter  aus  als  in  der  Stadt. 
Nach  Arbeiten  von  Zahn  und  Prinzing 
weist  Müller  nach,  daß  auf  dem  Land 
Totgeburten  prozentual  häufiger  ein- 
treten,  mehr  Kinder  in  den  ersten  Le¬ 
bensmonaten  sterben,  und  daß  die  Sterb¬ 
lichkeit  in  gebärfähigem  Alter  höher  ist. 
Von  anderer  Seite  wird  für  einzelne  Be¬ 
zirke  der  östlichen  Provinzen  sogar  eine 
Säuglingssterblichkeit  von  39  %  konsta¬ 
tiert. 

Zu  diesem  physisch  schweren  Leben 
kommt  auch  für  die  Bäuerin  der  Mangel 
an  jedweder  geistigen  Abwechslung  und 
die  überall  offen  zutage  tretende  Ge¬ 
ringschätzung  der  landwirtschaftlichen 
Tätigkeit  und  des  bäuerlichen  Wesens 
durch  den  Städter.  Dieser  Gegensatz 
zwischen  Stadt  und  Land  wird  durch¬ 
gängig  hervorgehoben. 

Psychologisch  interessant  ist  die  Bemer¬ 
kung  Rosa  Kempfs,  daß  trotz  der  auf 
dem  Land  allgemein  üblichen  Koeduka¬ 
tion  sich  von  früh  ab  eine  scharfe  Tren¬ 
nung  der  Mädchen  und  der  Burschen 
zeigt;  wie  die  Verfasserin  meint:  haupt¬ 
sächlich  durch  alte  Gewohnheit  erzeugt. 
»Die  Knaben  halten  sich  bei  ihren  Spie¬ 
len  nur  an  Knaben,  die  Mädchen  zu  den 
Mädchen.  Bei  den  Knaben  ist  das  Ge¬ 
fühl  der  Verachtung,  der  Minderwertig¬ 
keit  der  Mädchen  recht  stark.  .  .  Häu¬ 
fig  tritt  in  den  Späßen  und  Witzen  die 
Mißachtung  der  Frau  zutage,  die  sich 
auch  sonst  gern  in  zweideutigen  Unter¬ 


haltungen  kundtut.«  Die  Wirkung  die¬ 
ser  Zustände  schildert  unter  anderen 
sehr  anschaulich  Auguste  Lange  in  ihrer 
Abhandlung  über  die  unehelichen  Ge¬ 
burten  in  Baden:  »Jede  höhere  Art  von 
Genuß  fehlt  überhaupt;  ihnen  bleibt  zur 
Erholung  nichts  als  die  Betätigung  des 
Trieblebens.  Der  harte  lange  Winter . . . 
läßt  die  Arbeit  ruhen  und  die  Kräfte 
wuchern.«  Entsprechend  sagen  sämtliche 
Berichterstatter  aus,  daß  das  Urteil  über 
voreheliche  Liebesbeziehungen  auf  dem 
Land  sehr  mild  sei,  äußerst  streng  da¬ 
gegen  würden  sogenannte  Verfehlungen 
von  Ehefrauen  kritisiert.  Über  die  Ehe 
selbst  urteilen  Beobachter  wie  Frau  zu 
Putlitz:  »Familienleben  und  Ehe  auf  dem 
Land  beruhen  im  allgemeinen  noch  auf 
sehr  herzlichen  und  gesunden  Beziehun¬ 
gen.«  Andere  behaupten  umgekehrt:  für 
den  Bauern  stelle  die  Ehefrau  nichts 
weiter  dar  als  ein  Arbeitsinstrument,  So 
muß  man  im  ganzen  wohl  jenem  ba¬ 
dischen  Berichterstatter  Recht  geben, 
der  sagt:  »Wer  all  die  verschiedenen 
Sergen  der  kleinen  Bauersfrau  kennt, 
wird  sich  nicht  wundern  über  Land¬ 
flucht,  wohl  aber  über  das  große  Maß 
von  bäuerlichem  Stolz  und  Liebe  zur 
Scholle,  das  sich  überall  im  Lande 
findet.« 

Damit  sind  wir  bei  dem  Kern  des 
Problems.  Daß  die  Landflucht  der  Ar¬ 
beiter  und  Arbeiterinnen  der  großen 
Güter  nur  durch  eine  Hebung  ihrer  ge¬ 
samten  Lebensverhältnisse  gehemmt 
werden  kann,  wie  sie  jetzt  vor  allem  die 
Landarbeitergewerkschaft  anstrebt,  ist 
selbstverständlich.  Aber  sähe  selbst 
heute  noch  irgend  jemand  den  Groß¬ 
grundbesitz  als  die  agrarwirtschaftlich 
einzig  erstrebenswerte  Betriebsform  an, 
so  wäre  es  dennoch  klar,  daß  eine 
Besserung  der  materiellen  Lage  allein 
auch  im  Verein  mit  den  sonstigen  Vor¬ 
zügen  des  Landlebens  bei  fortschreiten¬ 
der  Kultur  nicht  dem  steigenden  Drang 
nach  iden  so  viel  reicheren  Existenzmög¬ 
lichkeiten  und  nach  den  geistigen  An¬ 
regungen  der  Städte  würde  standhalten 
können.  Der  zweite  Konferenzredner, 
Professor  Auhagen,  sprach  sich  deshalb 
von  seinem  offenbar  sehr  konservativ 
gerichteten  Standpunkt  sehr  skeptisch 
über  eine  geistige  Hebung  der  Land¬ 
arbeiterschaft  aus:  Vermehrte  Bildung 
vermehre  nach  seiner  Ansicht  die  Ge¬ 
fahr  der  Abwanderung.  Das  mag  an 
sich  richtig  sein.  Nur  kann  und  muß 
unter  Umständen  eben  ein  Gegengewicht 
gefunden  werden,  das  dieser  Gefahr  die 
Wage  hält.  Ein  solches  Äquivalent  kann 
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einzig  und  allein  darin  liegen,  daß.  der 
landwirtschaftliche  Dienst  den  Arbeitern 
und  Arbeiterinnen  begehrenswert  er¬ 
scheint,  weil  er  ihnen  die  Aussicht  auf 
die  Möglichkeit  eigenen  Landerwerbs 
und  damit  die  Hoffnung  auf  ein  selb¬ 
ständiges  Leben  und  Schaffen  für  sich 
und  ihre  Familie  eröffnet. 

Zu  der  gleichen  Folgerung  führt  die  Be¬ 
trachtung  der  agrarwirtschaftlichen  Ent¬ 
wickelung  selbst.  Es  ist  nicht  meine 
Aufgabe  auf  die  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften  von  Arthur  Schulz  so  .oft 
dargelegte  Eigentendenz  der  Landwirt¬ 
schaft  nach  Intensivierung  und  damit 
nach  klein-  und  mittelbetrieblicher  Ent¬ 
wickelung  oder  auf  die  allgemeine  volks¬ 
wirtschaftliche  Notwendigkeit  der  För¬ 
derung  dieser  Tendenz  hinzuweisen. 
Wohl  aber  muß  ich  hier  besonders  be¬ 
tonen,  wie  stark  diese  ersten  Unter¬ 
suchungen  über  landwirtschaftliche 
Frauen  arbeit  jene  Auffassung  unter¬ 
streichen,  und  wie  Beurteiler,  die  von 
den  abweichendsten  Meinungen  aus¬ 
gehen,  alle  in  gleicher  Weise  auf  diesen 
einen  Punkt  hinweisen,  So  sagt  Marta 
Wohlgemuth  über  die  Arbeiten  im 
Weinbau:  »Ihre  bestmögliche  Ausfüh¬ 
rung  ist  bedingt  ...  vor  allem  auch 
durch  das  Interesse,  das  der  Sache  ent¬ 
gegengebracht  wird.  In  diesem  Punkt 
gerade  liegt  die  große  Bedeutung  der 
Mitarbeit  der  Bäuerin  für  den  Produk¬ 
tionserfolg.  .  .«  Ebenso  über  Gemüse¬ 
bau:  »Wenn  die  Bäuerin  Qualitätsware, 
hochwertiges  Gemüse  produziert,  so  ist 
ihre  Arbeit  auch  bei  kleinen  Mengen 
wirtschaftlich.  Der  Großbetrieb  bietet 
hier  keine  Vorteile.«  Vor  allem  aber 
über  Schweinezucht:  »Die  Arbeit  der 
Bäuerin  in  der  gesamten  Viehhaltung  ist 
diejenige,  die  in  der  Wirtschaft  am  we¬ 
nigsten  ersetzt  und  entbehrt  werden 
kann.  Das  Umgehen  mit  lebenden  Ge¬ 
schöpfen,  die  ein  Eingehen  auf  ihre 
Eigenart  und  ihre  speziellen  Bedürfnisse 
erfordern,  ihre  Pflege  in  gesunden  und 
kranken  Tagen,  die  Fürsorge  für  die 
neugeborenen  Geschöpfe  und  die  Mutter¬ 
tiere  ,  .  .  dies  alles  macht  das  Arbeits¬ 
gebiet  der  Bäuerin  aus.«  Gleiches  be¬ 
tonen  Karl  Müller,  Rosa  Kempf  wie  der 
Berichterstatter  aus  Baden  und  Würt¬ 
temberg.  Auch  für  den  Weinbau  wird 
durchgängig  ähnliches  behauptet. 
Verhält  sich  dem  aber  wirklich  so,  und 
ist  es  notwendig  die  landwirtschaftliche 
Eigenproduktion  zu  erhalten  und  zu 
steigern,  so  bleibt  kaum  eine  andere 
Schlußfolgerung  als  die  von  sämtlichen 
Berichterstattern  gezogene:  Erleichterung 


des  Erwerbs  von  landwirtschaftlichem 
Pacht-  und  Kleinbesitz,  innere  Koloni¬ 
sation.  Die  von  Gertrud  Dyhrenfurth  in 
ihrem  Vortrag  aufgestellten  Leitsätze 
verlangen  Einschränkung  der  Lohnarbeit 
verheirateter  Frauen  zugunsten  des 
landwirtschaftlichen  Eigenbetriebs,  Er¬ 
möglichung  des  Erwerbs  von  Heim¬ 
stätten  auf  Grund  von  Sparrücklagen, 
Erstellung  von  Kleinwohnungen  mit  ver¬ 
fügbarem  Pachtland.  Im  Schwarz-  und 
im  Odenwald  wie  in  anderen  Teilen 
Südwestdeutschlands  ist  zur  Erhaltung 
des  Besitzes  ungeteilter  Erbgang  Sitte. 
Die  Folge  ist  Landflucht  der  anderen 
Geschwister,  denn  »wo  der  natürliche 
Hunger  nach  Land  nicht  mehr  befriedigt 
werden  kann,  lockt  die  Selbständigkeit 
als  Industriearbeiter  mehr  als  die  Un¬ 
selbständigkeit  des  Landarbeiters«.  Auch 
in  Baden  wird  mehrfach  hervorgehoben, 
daß  zwar  viele  landwirtschaftliche  Ar¬ 
beiterinnen  von  Jugend  auf  Sehnsucht 
nach  einem  kleinen  Besitz  und  eigener 
Viehhaltung  haben,  aber  bei  dem  Man¬ 
gel  an  Grund  und  Boden  oder  dem  Man¬ 
gel  an  Mitteln  dazu  niemals  gelangen 
können.  Ein  Berichterstatter  meint  so¬ 
gar,  daß  die  Zukunft  des  ganzen  Klein¬ 
bauerntums  pessimistisch  anzusehen  sei, 
da  das  Emporsteigen  der  kleinbäuer¬ 
lichen  Familie  »seine  Grenze  an  der  ge¬ 
ringen  Anzahl  der  zum  Verkauf  gelan¬ 
genden  Grundstücke  und  den  in  frucht¬ 
baren  Gegenden  sehr  hohen  Boden¬ 
preisen«  finde.  Natürlich  liegt .  hierin 
zugleich  die  einzige  Möglichkeit  der 
dauernden  Überlastung  der  Bäuerinnen 
abzuhelfen.  Denn  auch  die  Mägde  gehen 
nur  deshalb  in  die  Städte  und  ziehen  die 
Heirat  mit  Städtern  vor,  weil  sie  keine 
Aussicht  auf  ein  erträgliches  Leben  als 
selbständige  Bäuerin  haben. 

Im  übrigen  weisen  Gertrud  Dyhren- 
furths  Leitsätze  richtig  auch  auf  die 
sonstigen  Schäden  der  landwirtschaft- 
lichen°Frauenarbeit  hin.  Es  werden  von 
ihr  wie  von  Rosa  Kempf  (in  dem  3.  Kon¬ 
ferenzvortrag)  gefordert:  Gelegenheit  zu 
geistiger  Anregung  und  veredeltem  Le¬ 
bensgenuß,  obligatorische  Fortbildungs¬ 
schule  auch  für  Mädchen,  und  zwar  in 
einer  Ausgestaltung  als  landwirtschaft¬ 
licher  Berufsschule  und  in  sorgfältiger 
Anpassung  an  die  örtlichen  Bedürfnisse, 
Wanderkurse  zur  Weiterbildung  der  er¬ 
wachsenen  weiblichen  Bevölkerung  unter 
Einführung  in  landwirtschaftliche  Son¬ 
dergebiete,  systematische  Organisation 
der  Wohlfahrtseinrichtungen,  Wohnungs¬ 
pflege  und  Wohnungsaufsicht  durch 
Frauen,  Ausgestaltung  des  Mutter- 
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Schutzes  durch  die  Krankenkassen  und 
Organisation  der  Hauspflege,  Bildung 
umfassender  landwirtschaftlicher  Haus¬ 
frauenvereine  mit  angegliederten  Mägde¬ 
vereinen,  Vertretung  der  Fraueninter¬ 
essen  in  allen  landwirtschaftlichen 
Körperschaften.  Ansätze  zu  alledem  sind 
bereits  vorhanden.  Eine  selbständige 
Organisation  der  Frauen  auf  dem  Land, 
die  schon  in  mehrfacher  Hinsicht  reiche 
Erfolge  erzielt  hat,  hat  Frau  Böhm- 
Lamgarben  in  ihren  ostpreußischen  land¬ 
wirtschaftlichen  Hausfrauenvereinen  ins 
Leben  gerufen.  Sie  erstreben  einerseits 
verbesserte  landwirtschaftliche  Erzeu¬ 
gung  durch  Ausbildung  der  wirtschaft¬ 
lichen  Tüchtigkeit  der  Frauen;  andrer¬ 
seits  versuchen  sie  durch  Errichtung 
eigener  Verkaufsstellen  verbesserte  Ab¬ 
satzmöglichkeiten  unter  Ausschaltung 
des  Zwischenhandels  zu  schaffen.  Einen 
weitern  Versuch  zur  Organisation  der 
Bäuerinnen  unternahm,  ebenfalls  mit 
starkem  Erfolg,  Dr.  Heim  in  Bayern. 
Wanderkurse  und  vereinzelte  Berufs¬ 
schulen  sind  besonders  im  Südwesten 
durch  kirchliche  und  Wohlfahrtsvereine, 
oft  mit  gemeindlicher  Unterstützung, 
begründet  worden. 

Es  bleibt  lebhaft  zu  wünschen,  daß  man 
sich  nunmehr  recht  bald  auch  von  sozial¬ 
demokratischer  Seite  mit  dem  Problem 
der  Frauenarbeit  auf  dem  Lande  inten¬ 
siver  beschäftigt. 

X  .  X 

KurzeChronikEin  Bild  über  den  Umfang 
und  (die  Zunahme  der  Ar¬ 
beitslosigkeit  bei  den 
weiblichen  Erwerbstätigen  geben  die  ge- 
werk  schaf  tlichen  Arbeitslosenzählungen. 
Danach  wurden  in  39  Organisationen  mit 
zusammen  218  652  weiblichen  Mitgliedern 
im  Lauf  des  4,  Quartals  1913  18  250  be¬ 
schäftigungslose  Arbeiterinnen  gezählt. 
Das  sind  5823  oder  47  %  mehr  als  im  4. 
Quartal  1912,  Am  höchsten  waren  an  der 
Arbeitslosigkeit  beteiligt  die  Hutarbeite¬ 
rinnen,  die  Arbeiterinnen  im  Kürschner¬ 
gewerbe  und  die  Tabakarbeiterinnen.  Es 
wurden  von  den  Organisationen  in  die¬ 
sem  Quartal  117  915  Mark  Unterstützung 
an  weibliche  Arbeitslose  gezahlt.  X  18 
wissenschaftliche  Assisten¬ 
tinnen  sind  jetzt  an  deutschen  Uni¬ 
versitätsinstituten  tätig.  In  Berlin  ar¬ 
beiten  Assistentinnen  oder  selbständige 
Abteilungsleiterinnen  an  der  2.  medizi¬ 
nischen  Klinik,  an  der  bakteriologischen 
Abteilung  des  physiologischen  Instituts, 
am  geographischen  Institut  und  in  dem 
Planckschen  physikalischen  Institut. 

X  X 


Literatur  Die  Weiberherrschaft  in  der 
Geschichte  der  Menschheit 
behandelt  ein  umfangreiches, 
2bändiges  Werk,  dessen  künstlerischer 
Teil  dem  bekannten  Herausgeber  künst¬ 
lerischer  Sammelarbeiten  Eduard 
Fuchs  und  dessen  Text  Dr.  Alfred 
Kind  zu  danken  ist  /München,  Langen/. 
Die  Absicht  der  Verfasser  ging  dahin 
»zu  den  gebräuchlichen  Urkunden  der 
Forschung  zum  erstenmal  in  großem  Um¬ 
fang  das  Bild  nicht  kulturgeschichtlich 
sondern  als  sexualpsychologisches  Doku¬ 
ment  zu  verwerten«.  655  Illustrationen 
vom  Altertum  bis  auf  die  allerneueste 
Zeit,  Reproduktionen  von  berühmten  und 
unberühmten  Gemälden,  Skulpturen, 
Stichen,  Lithographieen,  politischen  und 
Witzblattkarikaturen  bis  auf  die  Wieder¬ 
gabe  von  Spiel-  und  Postkartenzeichnun¬ 
gen  fügen  sich  dem  Text,  möglichst  in 
direktem  Anschluß  an  die  darin  behan¬ 
delten  Themen,  ein.  Dieses  Bildmaterial, 
dessen  Auswahl  und  Zusammenstellung 
aus  den  Schätzen  der  ganzen  Weltpro¬ 
duktion  eine  ungeheure  und  äußerst  dan¬ 
kenswerte  Arbeitsleistung  umschließt, 
birgt  sicher  auch  für  gute  Kenner  der 
Kunst-  und  Kulturgeschichte  viel  Neues 
und  Überraschendes.  Es  ist  nicht  nur 
künstlerisch  interessant  die  Darstellung 
ähnlicher  oder  gleicher  Motive  in  den 
verschiedensten  Zeiten  und  Volkstypen 
vor  sich  zu  sehen,  die  Absicht  der  Ver¬ 
fasser  das  Typische  in  den  einzelnen 
Motivserien  durch  die  ganze  Geschichte 
zu  verfolgen  und  dadurch  einen  starken 
Eindruck  der  durchlaufenden  Gefühls- 
analogieen  auf  erotisch-sexuellem  Gebiet 
in  den  Anschauenden  zu  wecken  ist  tat¬ 
sächlich  vorzüglich  gelungen.  Dabei  ist 
es  gleichgültig,  daß  hie  und  da  einmal 
ein  willkürlicher  gedeutetes  Bild  mit¬ 
unterläuft;  wo  es  auf  Charakterisierung 
eines  bestimmten  Themas  ankommt,  hat 
der  Herausgeber  fast  überall  durch  mar¬ 
kante  künstlerische  Illustrationen  die 
Darstellung  des  Textes  zu  unterstreichen 
verstanden.  Einen  besondern  Reiz  geben 
dem  Ganzen  die  eingestreuten  farbigen 
Reproduktionen,  Der  Text  gliedert  sich 
in  17  Einzelkapitel,  deren  Aufschriften 
meist  schon  die  Auffassungsweise  des 
Verfassers  kennzeichnen,  zum  Beispiel; 
Machtkitzel  und  Demut,  Das  Untertanen- 
tum  (hier  will  Kind  eine,  freilich  recht 
anfechtbare  Beziehung  zwischen  eroti¬ 
schem  Masochismus  und  politischem  Un¬ 
tertänigkeitsgefühl  hersteilen),  Das  Bru¬ 
tale  im  Mann,  Das  herrische  Weib,  Die 
Frauenbewegung,  Die  Amazonen,  Der 
Fetisch  (eine  im  Text  wie  besonders  in 
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den  Illustrationen  sehr  interessante  Dar¬ 
stellung  der  verschiedenen  Arten  sexuel¬ 
ler  Fetischismen,  wie  des  bekannten 
Schuhfetischismus),  Die  Frau  und  die 
Hosen  und  anderes  mehr.  Eine  ziemlich 
bedeutende  Rolle  spielen  in  dem  Buch 
natürlich  alle  Formen  des  Sadismus  und 
Masochismus,  die  Kind  im  Gegensatz  zu 
vielen  Psychiatern  und  Ärzten  nicht  un¬ 
bedingt  als  Abnormitäten  gelten  lassen 
will.  Auch  sonst  übt  der  Verfasser  oft 
sehr  treffende  Kritik  an  mancherlei  all¬ 
gemeingültigen  Anschauungen  auf  dem 
Gebiet  des  Sexuallebens.  Seine  Gesamt¬ 
ansicht  über  die  erotischen  Beziehungen 
der  Geschlechter  und  deren  Einwirkung 
auf  das  psychische  Leben  von  Männern 
und  Frauen  fordert  allerdings  häufig 
stark  zum  Widerspruch  heraus,  wenig¬ 
stens  für  den,  der  seinen  Grundstand¬ 
punkt  nicht  teilt:  die  Frau  herrsche  über 
den  ihr  geistig  überlegenen  Mann,  sobald 
und  weil  sie  ihn  erotisch  in  ihre  Gewalt 
zwinge.  Es  wäre  nicht  uninteressant  ein¬ 
mal  näher  zu  untersuchen  (was  trotz  der 
reichen  sexualpsychologischen  Literatur 
der  neuern  Zeit  wohl  noch  nicht  ein¬ 
gehend  genug  geschehen  ist),  wie  tat¬ 
sächlich  die  gröberen  und  feineren  eroti¬ 
schen  Reize,  die  die  Geschlechter  gegen¬ 
seitig  auf  einander  üben,  sich  bewußt 
oder  unbewußt  in  ihren  geistigen  und 
seelischen  Lebensausdruck  umsetzen, 
welche  Rolle  also  die  direkten  erotisch- 
sexuellen  Impulse  für  die  Herausbildung 
des  sekundären  geistigen  Sexualcharak¬ 
ters  spielen.  Viele  Auffassungen,  die 
Kind  in  diesem  Werk  ausspricht,  konn¬ 
ten  erst  im  Rahmen  einer  tiefergreifen¬ 
den  Untersuchung  nachgeprüft  respek¬ 
tive  widerlegt  werden.  Das  Fuchs-Kind - 
sehe  Werk  ist  indessen  für  jeden  von  be¬ 
deutendem  Wert,  der  sich  für  Probleme 
dieser  Art  interessiert. 

WISSENSCHAFT 

Biologie  /  Rdolf  Koelsch 

Huber  f  In  Para  (Brasilien)  ist  im 
Alter  von  47  Jahren  der 
schweizerische  Botaniker 
Dr.  Jakob  Huber  ganz  plötzlich  gestor¬ 
ben.  Nachdem  er  sich  durch  Arbeiten 
über  die  Biologie  der  brasilianischen 
Blattschneiderameisen  sehr  vorteilhaft  in 
die  Wissenschaft  eingeführt  hatte  und 
am  naturhistorischen  Museum  in  Para 
Direktor  der  botanischen  Abteilung  und 
des  botanischen  Gartens  geworden  war, 
gab  er  einen  wunderschönen  Bilderatlas 
der  Pflanzenwelt  des  Amazonengebiets, 
das  Arboretum  amazonicum,  heraus  und 


rückte  vor  wenigen  Jahren  zum  alleini¬ 
gen  Direktor  des  Instituts  auf.  Von  nun 
an  wandte  er  sich  unter  dem  Druck  der 
Verhältnisse  ganz  der  Wirtschaftsbotanik 
zu  und  wurde  einer  der  erfolgreichsten 
Mitarbeiter  der  brasilianischen  Regie¬ 
rung  bei  der  leider  etwas  spät  unter¬ 
nommenen  Reorganisation  des  arg  her- 
untergewirtschafteten  Kautschukbaus  je¬ 
ner  Länder.  Man  wird  sich  seiner  stets 
erinnern  als  eines  jener  zähen  europäi¬ 
schen  Kulturpioniere,  die  in  der  Voll¬ 
kraft  ihres  Lebens  nach  kurzer,  segens¬ 
reicher  Arbeit  den  Tücken  eines  unge- 
gewohnten  Klimas  erlegen  sind. 

X  X 

Radium-  Gleich  nach  Bekanntwerden 

biologie  der  störenden  Wirkungen, 

die  Radium-  und  Mesotho¬ 
riumstrahlen  in  lebenden  Geweben  ent¬ 
falten,  stellte  sich  bei  den  Biologen  der 
Wunsch  nach  Erkundung  jener  beson¬ 
deren  Zellbestandteile  ein,  die  infolge 
ihrer  spezifischen  Radiumempfindlichkeit 
als  eigentliche  Angriffspunkte  der  Strah¬ 
lenkräfte  zu  gelten  hätten.  Eine  Weile 
glaubte  man,  daß  den  Lecithinen,  eigen¬ 
tümlichen  Verbindungen  von  Fettsäuren 
mit  Stickstoffsubstanzen,  die  Rolle  der 
Radiumansauger  zufalle,  doch  ließ  sich 
diese  Hypothese  (die  Lecithine  sollten 
giftig  zersetzt  werden)  nicht  halten. 
Vor  einigen  Jahren  lenkte  dann  Geheim¬ 
rat  Oscar  Hertwig  (Berlin)  den 
Verdacht  auf  die  Kernsubstanzen;  sie 
sollten  durch  die  radioaktiven  Emana- 
tienen  in  ihrer  Zusammensetzung  stark 
verändert  und  damit  zugleich  in  ihrer 
Lebenskraft  heftig  getroffen  werden. 
Hertwig  hat  inzwischen,  von  Mitarbeitern 
unterstützt,  vielseitige  Versuche  zur  Klä¬ 
rung  der  Frage  auf  experimentellem 
Weg  angestellt  und  seit  1911  in  den 
Sitzungsberichten  der  Berliner  Akademie 
der  Wissenschaften  eine  hübsche  Anzahl 
von  Arbeiten  vorgelegt,  die  einen  ge¬ 
nauen  Einblick  in.  den  Verlauf  seiner 
Radiumstudien  gestatten.  Alles  in  allem 
(und  darum  spreche  ich  hier  davon)  hat 
sich  seine  Hypothese  von  den  Kernsub¬ 
stanzen  als  den  Trägern  der  Radium¬ 
degeneration  bestätigt.  Er  bestrahlte  Sa¬ 
menfäden  des  Frosches  gerade  so  stark, 
daß  sie  die  Fähigkeit  zur  selbständigen 
Fortbewegung  eben  noch  beibehielten. 
Die  mikroskopisch  in  keiner  Weise  ver¬ 
änderten  Spermatozoen  ließ  er  dann  an 
normalen  Eiern  die  Befruchtung  ausfüh¬ 
ren.  Die  Entwickelung  nahm  von  Anfang 
an  einen  ungewöhnlichen  Verlauf,  und  es 
entstanden  radiumkranke  Zwerglarven, 
die  mit  keinen  Mitteln  länger  als  3 
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Wochen  am  Leben  zu  halten  waren.  Der 
bestrahlte  Samenfaden,  der  sich  bei 
mikroskopischer  Untersuchung  in  nichts 
von  einem  gesunden  Spermatozoon  unter¬ 
schied,  hatte  also  den  Entwickelungs¬ 
mechanismus  zwar  ausgelöst,  die’  Ra¬ 
diumwirkung  aber  gleichzeitig  auf  das 
Ei  übertragen  unid  zuletzt  den  ganzen 
Larvenkörper  mit  seinen  Krankheits¬ 
stoffen  durchseucht.  Das  heißt  aber,  daß 
die  chromatische  Substanz  des  Samen¬ 
kerns,  die  wir  als  materiellen  Träger  des 
väterlichen  Vererbungsmaterials  kennen, 
Sitz  und  Ausbreitungsmittel  der  Radium¬ 
krankheit  gewesen  sein  muß.  Denn  von 
allen  Bestandteilen  des  Samenfadens 
geht  nur  eben  idie  Kernsubstanz  in  den 
Teilungsapparat  des  Eikerns  ein.  Indem 
sie  das  aber  tut,  erhält  sie  idie  Fähigkeit 
alle  Eigenschaften,  die  sie  hat,  ob  nütz¬ 
lich,  ob  schädlich,  wie  einen  Gärungsstoff 
im  ganzen  Ei  herumzutragen,  so  daß 
schließlich  alle  Bausteine  des  Embryo¬ 
körpers  in  minimaler,  aber  doch  merk¬ 
barer  Dosis  mit  den  hereingeschleppten 
Giftstoffen  geladen  sind.  In  der  Tat  ist 
das  ider  Schlußeffekt,  und  dieser  Schluß¬ 
effekt  wird  auch  erzielt,  wenn  man  statt 
des  Samenfadens  idie  Eizelle  bestrahlt 
und  sie  mit  einem  gesunden  Spermato¬ 
zoon  befruchtet.  Die  radiumkranken 
Kerne  wirken  demnach  in  beiden  Fällen 
wie  irgendwelche  lebenden  Bakterien,  mit 
denen  sich  ein  gesunder  Organismus  in¬ 
fiziert.  »Ein  einzelner  Milzbrandbazillus«, 
sagt  Hertwig  in  einer  seiner  Arbeiten, 
»durch  eine  Wunde  in  den  menschlichen 
Körper  eingeführt,  ist  ein  sehr  harmloser 
Eindringling,  solange  er  sich  nicht  ver¬ 
mehrt,  und  durch  seine  chemischen 
Eigenschaften  allein  kann  er  nicht  die 
geringfügigste  Erkrankung  hervorrufen, 
solange  er  vereinzelt  bleibt.  Dagegen 
kann  er  in  wenigen  Tagen  das  Leben 
vernichten,  wenn  er  in  rapider  Vermeh¬ 
rung  eine  Nachkommenschaft  erzeugt  hat, 
die  mit  dem  Blut  alle  Organe  und  Ge¬ 
webe  überschwemmt.  So  wirkt  auch  der 
bestrahlte  Samenfaden  .  .  ,  als  vermeh¬ 
rungsfähiger,  lebender  Körper,  der  durch 
Bestrahlung  uns  unbekannte  Veränderun¬ 
gen  in  seiner  Konstitution  erfahren  hat.«. 
Hertwigs  Versuche  haben  auch  bereits 
Bekanntes  in  vielseitiger  Weise  bestätigt: 
daß  am  fertigen  Körper  nicht  jedes  Ge¬ 
webe  in  gleicher  Heftigkeit  von  den  Ra¬ 
diumstrahlen  betroffen  wird.  Am  empfind¬ 
lichsten  sind  alle  Zellen,  die  auch  im 
vollentwickelten  Körper  in  undifferen¬ 
ziertem,  sozusagen  embryonalem  Zustand 
vorhanden  sind  (Bindegewebe),  dann  die 
weißen  Blutkörperchen,  Nerven-  und 


Fortpflanzungszellen.  Der  besondere 
Grund  hierfür  ist  noch  unbekannt,  ihre 
Empfindlichkeit  hängt  aber  wohl  eben¬ 
falls  mit  der  spezifischen  Beschaffenheit 
ihrer  sehr  vitalen  Kernsubstanzen  zu¬ 
sammen. 

X  X 

Seit  man  die  wunderbare 
tio»^nSrCa  *  Entdeckung  gemacht  hat, 

daß  das  Blut  jedes  Lebe¬ 
wesens  sehr  genau  die  Herkunft  und 
chemische  Zusammensetzung  eines  Ei¬ 
weißkörpers  zu  erkennen  vermag,  der 
ihm  durch  Impfung  einverleibt  wurde,  ist 
den  Systematikern  in  der  physiologischen 
Chemie  eine  sehr  präzis  arbeitende  Kon¬ 
trollstelle  für  die  Brauchbarkeit  ihrer 
Stammbaumreihen  erstanden.  Leider 
wird  die  E  i  w  e  i  ß  r  e  1a  k  t  li  o  n  als  Me¬ 
thode  der  Forschung  von  Zoologen  und 
Anthropologen  viel  weniger  benutzt,  als 
man  vor  einigen  Jahren  nach  dem  Be¬ 
kanntwerden  der  ausgezeichneten  Resul¬ 
tate  von  Nuttall,  Uhlenhuth,  Wasser¬ 
mann,  Friedenthal,  Bruck  und  anderen 
hätte  erwarten  dürfen.  Es  ist  ja  wahr, 
daß  die  Durchführung  der  Praecipitin- 
reaktion  eine  sehr  genaue  Arbeitsweise 
verlangt  und  gut  eingerichtete  Labora¬ 
torien  erfordert.  Denn  man  braucht  zu 
den  Impfungen  absolut  keimfreies  Ma¬ 
terial.  Immerhin  sollten  technische 
Schwierigkeiten  heute  kein  Grund  für 
experimentelle  Zurückhaltung  mehr  sein, 
und  der  Chronist  sollte  nicht  konsta¬ 
tieren  müssen,  daß  seit  der  vortrefflichen 
Arbeit  Th.  Mollisons  (Dresden),  der  die 
Praecipitinmethode  beträchtlich'  verfei¬ 
nert  und  mit  ihr  in  ungemein  scharfer 
Weise  die  Stellung  des  Menschen  zu  den 
menschenähnlichen  und  anderen  Affen 
klargelegt  hat  / 1 9 1 2/,  keine  entsprechen¬ 
den  Untersuchungen  an  anderen  zweifel¬ 
haften  Tiergruppen  angestellt  wurden. 
Inzwischen  bin  ich  bei  Sammlung  der 
einschlägigen  Literatur  auf  eine,  wie  es 
scheint,  bisher  vollkommen  übersehene 
Abhandlung  H.  W  i  e  c  h  o  w  s  k  i  s  ge¬ 
stoßen,  die  mir  sehr  bemerkenswert  er¬ 
scheint,  weil  sie  zeigt,  daß  man  ebenso 
bündige  Aufschlüsse  über  die  natürliche 
Verwandtschaft  der  Arten,  wie  von  der 
Eiweißreaktion,  von  chemisch-physiologi¬ 
schen  Untersuchungen  der  Harnpro¬ 
dukte  erhalten  kann.  Die  Arbeit  ist  in 
der  Prager  Medizinischen  Wochenschrift 
abgedruckt;  sie  führt  mit  ihrer  besondern 
Methode  haarscharf  zu  den  nämlichen 
Ergebnissen  wie  die  Schrift  Mollisons. 
Wiechowski  hatte  schon  früher  festge¬ 
stellt,  daß  unter  den  stickstoffhaltigen 
Endprodukten  des  Stoffwechsels  aller 
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Säugetiere  bis  hinauf  zu  den  Affen  das 
Allantoin  überwiegt  (90  %  der  Gesamt¬ 
menge  und  darüber),  während  beim  Men¬ 
schen,  ganz  abweichend  von  diesem  Be¬ 
fund,  Allantoin  nur  sehr  spärlich  er¬ 
scheint,  an  seiner  Statt  aber  90  %  Harn¬ 
säure  in  den  Abgängen  gemessen  werden. 
Der  Autor  prüfte  nun,  wie  sich  die  so 
formenreichen  Affen  iin  dieser  Hinsicht 
verhalten.  Zu  seiner  Überraschung  stellte 
sich  heraus,  daß  die  gewöhnlichen  Affen 
ihren  Stickstoffwechsel  mit  den  gleichen 
Produkten  abschließen  wie  die  übrigen 
Säuger,  daß  dagegen  der  menschenähn¬ 
liche  Schimpanse  seine  Verwandtschaft 
mit  dem  Menschen  auch  darin  bekundet, 
daß  der  Abbau  jener  stickstoffhaltigen 
Gewebebestandteile,  die  man  als  Purin¬ 
körper  bezeichnet,  bei  ihm  zu  den  näm¬ 
lichen  Restkörpern  führt  wie  bei  der 
Gattung  Homo.  Niemals  wird  das 
für  die  übrigen  Säugetiere  so  be¬ 
zeichnende  Allantoin  bei  ihm  ge¬ 
funden,  dagegen  stets  in  reichlichen 
Mengen  die  für  den  menschlichen  Or¬ 
ganismus  charakteristische  Harnsäure. 
Man  hat  also,  tief  in  einer  Ecke  des 
Stoffwechselablaufs  versteckt,  wo  man 
Übereinstimmungen  so  wenig  zu  finden 
gehofft  hätte  wie  seinerzeit  im  Eiweiß¬ 
bau,  ein  neues  Belegstück  für  -die  nahe 
stammesgeschichtliche  Zusammengehörig¬ 
keit  von  Mensch  und  Menschenaffen  er¬ 
mittelt. 

In  diesem  Zusammenhang  darf  wohl  dar¬ 
auf  hingewiesen  werden,  daß  die  vorhin 
schon  erwähnte  Eiweiß-  oder  Praecipitin- 
reaktion  inzwischen  von  M  e  z  und 
G  o  h  1  k  e  auch  zur  Untersuchung  der 
natürlichen  Verwandtschaftsverhältnisse 
im  Pflanzenreich  benutzt  worden  ist. 
Die  diesbezügliche  Arbeit  ist  in  Cohns 
Beiträgen  zur  Biologie  der  Pflanzen  er¬ 
schienen  und  schließt  mit  Ergebnissen 
ab,  die  (wenn  sie  sich  auf  die  Dauer 
werden  halten  lassen)  nichts  weniger  als 
eine  vollständige  Neuordnung  des  gegen¬ 
wärtig  herrschenden  natürlichen  Systems 
der  Blütepflanzen  erfordern.  Die  Methode 
ist  die  selbe  wie  beim  Tierversuch,  Man 
spritzt  einem  Tier  (Meerschweinchen) 
alle  6  bis  8  Tage  eine  kleine  Menge 
reines,  aus  Preßsäften  hergestelltes  Ei¬ 
weiß  derjenigen  Pflanze  ein,  deren  Ver¬ 
wandtschaftsverhältnisse  man  aufhellen 
möchte.  Das  Tierblut  bildet  dann  ein 
Antiserum  gegen  den  zur  Impfung  be¬ 
nutzten  pflanzlichen  Eiweißstoff;  dieses 
Antiserum,  dem  Tier  abgezapft,  hat  die 
Eigenschaft  im  Reagenzglas  mit  dem  zur 
Impfung  benutzten  Pflanzenmaterial 
einen  wolkigen  Niederschlag  zu  liefern, 


eben  das  Praecipitin.  Der  selbe  Nieder¬ 
schlag  entsteht  nun  aber  auch,  allerdings 
mit  etwas  anderer  Schnelligkeit  und  in 
geringerer  Menge,  wenn  dem  Serum  Ei¬ 
weiß  von  einer  verwandten  Pflanzenart 
zugesetzt  wird.  Je  entfernter  -die  Ver¬ 
wandtschaft,  um  so  unscheinbarer  wird 
die  Reaktion,  und  bei  dem  Fehlen  jeg¬ 
licher  Blutzusammengehörigkeit  werden 
gar  keine  Trübungen  des  Antiserums 
mehr  erzielt. 

Ich  müßte  zu  tief  in  die  Abgründe  der 
Pflanzensystematik  hinuntersteigen,  wollte 
ich  hier  ein  Bild  von  den  Bestätigungen, 
Verschiebungen  und  Zusammenhängen 
entwickeln,  die  die  Praecipitinreaktion  in 
den  Händen  von  Mez  und  Gohlke  für 
die  natürlichen  Verwandtschaftsverhält¬ 
nisse  der  Samenpflanzen  geliefert  hat. 
Es  mag  nur  gesagt  werden,  daß  an  ver¬ 
schiedenen  Stellen  tatsächlich  nahe  stam¬ 
mesgeschichtliche  Beziehungen  zwischen 
hochentwickelten  Sporenpflanzen  und  tief¬ 
stehenden  Samenpflanzen  nachjgewiesen 
worden  sind,  daß  neues  Beweismaterial 
für  die  Entstehung  -der  einkeimblättrigen 
Blütepflanzen  aus  zweikeimblättrigen  bei¬ 
gebracht  wurde  und  für  die  bisher  als 
einheitlich  betrachtete  große  Gruppe  der 
höchstentwickelten  Blütepflanzen  (Sym¬ 
petalen)  eine  unerhörte  Vielgliedrigkeit 
der  Herkunftsweise  aufgezeigt  worden 
ist,  die  durch  Konvergenz  in  der  Ent¬ 
wickelung  allerdings  bis  zur  Unkennt¬ 
lichkeit  verwischt  und  durch  täuschende 
Anähnelungen  mit  der  Zeit  vollkommen 
überwuchert  wurde.  Die  Systematiker, 
seit  Jahren  auf  Armenpfründen  versorgt, 
bekommen  also  wieder  zu  tun. 

X  .  x 

KurzeChronikJn  Rom  hat  während  der 
letzten  Februarwoche  unter 
Beteiligung  fast  aller  Kul¬ 
turstaaten  der  Welt  ein  internationaler 
Kongreß  für  Pflanzenkrankhei¬ 
ten  stattgefunden.  Da  der  jährliche 
Kapitalverlust,  der  durch  pflanzliche 
Krankheitserreger  und  ihre  Bekämpfung 
verursacht  wird,  etwa  5  Milliarden 
Francs  beträgt,  wurde  beschlossen  auf 
den  Abschluß  eines  internationalen  Ab¬ 
kommens  hinzuarbeiten,  das  die  einzelnen 
Regierungen  zur  Einrichtung  eines  eige¬ 
nen,  die  Kontrolle  der  vorhandenen  Pflan¬ 
zenkrankheiten  besorgenden  Dienstes  ver¬ 
pflichten  soll.  Im  besondern  sollen  die 
Einzelstaaten  zu  einer  genauen  Über¬ 
wachung  der  Verbreitungsgebiete  jeder 
Krankheit  und  zur  Ausarbeitung  gesetz¬ 
licher  Bestimmungen  für  die  Regelung 
der  Ausfuhr  aus  den  Seuchengebieten 
angehalten  werden.  Inzwischen  hat  sich 
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die  landwirtschaftliche  Akademie  Bonn- 
Poppelsdorf  bereits  zur  Errichtung  eines 
Instituts  für  Erforschung  der  Pflanzen¬ 
krankheiten  entschlossen.  Zum  Leiter 
wurde  Dr.  Schaffnit  (Bromberg)  ernannt. 
X  Dem  Reichstag  sind  verschiedene  Ein¬ 
gaben  auf  Verschärfung  des  Reichs- 
vogelschut  z  gesetzes  zugegangen. 
Unter  anderm  werden  besondere  Schutz¬ 
maßnahmen  für  Kiebitze,  Kampfläufer 
und  andere  Strandvögel  für  notwendig 
erklärt.  X  Das  sächsische  Kultusmini¬ 
sterium  hat  beschlossen  der  Universität 
Leipzig  ein  Institut  für  V  ölkerkunde 
anzugliedern;  seine  Leitung  wurde  dem 
dortigen  Ethnographen  Professor  Karl 
Weule,  einem  hervorragenden  Populari- 
sator  seiner  Wissenschaft,  übertragen.  X 
Die  Gebrüder  van  Beneden  haben  einen 
Preis  von  2800  Francs  gestiftet,  der  am 
31.  Dezember  1915  zum  erstenmal  für  die 
beste,  seit  1912  veröffentlichte  Arbeit  auf 
dem  Gebiet  der  Embryologie  verliehen 
werden  soll.  Das  Preisrichteramt  wird 
von  der  belgischen  Akademie  der  Wissen¬ 
schaften  in  Brüssel  ausgeübt.  Sie  nimmt 
auch  die  Bewerbungen  (deutsch,  englisch 
oder  französisch)  entgegen.  X  Der  Pro¬ 
fessor  der  Zoologie  und  vergleichenden 
Anatomie  am  Polytechnikum  Zürich 
Arnold  Lang,  ein  bekannter  Ver¬ 
erbungsforscher,  tritt  zum  1,  April  in 
den  Ruhestand.  X  Zu  seinem  Nachfolger 
wurde  sein  langjähriger  erster  Assistent 
Professor  Dr.  Karl  Hescheler 
(Zürich)  berufen,  X  Professor  Ludwig 
D  i  e  1  s  ,  bisher  in  Marburg,  wurde  als 
Nachfolger  des  Geheimrats  J,  Urban  zum 
Unterdirektor  des  botanischen  Gartens  in 
Dahlem  bei  Berlin  ernannt. 

X  X 

Literatur  Eine  sehr  hübsche,  allge¬ 
mein  verständliche  Geologie 
hat  Dr.  B,  Lindemann 
in  seinem  2bändigen  Werk  Die  Erde  her¬ 
ausgebracht  /Stuttgart,  Franckh/.  Ich 
habe  in  den  ausnehmend  gut  geschrie¬ 
benen  und  gut  disponierten,  zusammen 
rund  800  Seiten  füllenden  Bänden,  die 
mit  zahlreichen  Photos,  Zeichnungen, 
Farben-  und  Schwarztafeln  geschmückt 
sind,  nun  schon  manche  Stunde  mit  gro¬ 
ßem  Genuß  gelesen,  Der  1.  Band  be¬ 
handelt  die  geologischen  Kräfte  und  setzt 
zur  allgemeinen  Orientierung  des  Nicht¬ 
fachmanns  in  dem  Kapitel  Die  Welt¬ 
alter  mit  einem  kurzen  Abriß  der  histori¬ 
schen  Geologie  ein,  um  dann  nach  ein¬ 
ander  in  raschem  Fluß  vom  Vulkanismus 
bis  zu  Wind  und  Erdbeben,  stets  an  die 
neuesten  Forschungsresultate  und  Hypo¬ 


thesen  anknüpfend,  alle  Gewalten  vorzu¬ 
führen,  die  an  der  Formung  des  Antlitzes 
unserer  Erde  mitgewirkt  haben  und  noch 
am  Werk  sind.  Der  2,  Band  bringt  eine 
besondere  Geologie  der  deutschen  Land¬ 
schaften  und  entwickelt  von  jeder  ein¬ 
zelnen  geologischen  Provinz  unserer 
engern  Heimat  ein  wahrhaft  leben¬ 
strotzendes  Bild,  so  daß  man  sich  ordent¬ 
lich  stolz  und  zufrieden  fühlt  auf  so 
schönem,  schicksalsreichem  Boden  zu 
wohnen.  Der  1.  Abschnitt  ist  der  nord¬ 
deutschen  Tiefebene  gewidmet,  es  folgen 
die  großen  süddeutschen  Ebenen,  die 
oberrheinischen  Bergländer,  das  rheini¬ 
sche  Schiefergebirge  und  seine  Um¬ 
gebung;  die  herzynischen  Gebirge  und 
sudetischen  Hochländer  bilden  den 
Schluß.  Immer  wieder  ist  mir  aufge¬ 
fallen,  daß  der  Verfasser  die  schwereren 
Gedankengänge  theoretischer  Lehren 
durch  glücklich  gewählte  Beispiele  aus 
der  bunt  daliegenden  Augenwelt  un¬ 
mittelbar  in  die  Wirklichkeit  zurückzu¬ 
setzen  und  so  sehr  geschickt  haltbare 
Zusammenhänge  zwischen  Erlerntem  und 
Erlebtem  zu  knüpfen  versteht.  X  Schnell 
hat  Professor  Adolf  Hansen  dem  1.  Band 
seiner  Bearbeitung  von  Anton  Kerner 
von  Marilauns  Pflanzenleben 
/Leipzig,  Bibliographisches  Institut/  den 
2,  folgen  lassen,  der  die  Pflanzengestalt 
und  ihre  Wandlungen  (Organlehre  und 
Biologie  der  Fortpflanzung)  umfaßt.  Die 
Anerkennung,  die  dem  1.  Band  in  dieser 
Rundschau  (1913,  3.  Band,  pag,  1656  f.) 
gespendet  wurde,  darf,  soweit  der  Text 
in  Frage  kommt,  auch  dieser  Fort¬ 
setzung  nicht  versagt  werden.  Sie  machte 
grundsätzliche  Eingriffe  an  Kerners  Werk, 
starke  Abstriche  und  vollständige  Neuge¬ 
staltung  des  morphologischen  Hauptteils 
notwendig,  lauter  Aufgaben,  die,  soweit 
ich  sehen  konnte,  recht  glücklich  gelöst 
worden  sind.  Eines  ist  mir  allerdings 
unliebsam  auf  gef  allen:  Zu  dem  neuen 
Text  hätten  in  der  Hauptsache  wohl 
auch  neue  Bilder  gehört;  statt  dessen 
sind  die  teilweise  doch  sehr  veralteten 
und  ungenauen  Illustrationen  Kerners 
fast  durchweg  beibehalten  worden.  Be¬ 
sonders  störend  wirken,  wie  teilweise 
schon  im  1.  Teil,  die  unmöglichen  Dar¬ 
stellungen  mikroskopischer  Schnitte, 
während  an  den  wenigen,  neu  aufgenom¬ 
menen  Bildern  oft  eine  tote  Stilisierung 
das  Objekt  mehr  entfremdet  und  ver¬ 
leidet  als  nahebringt.  Bei  der  Bilder¬ 
wahl  hat  also  kaum  die  glücklichste 
Hand  gewaltet,  was  bei  diesem  Werk 
und  Stoffgebiet  bedauerlich  ist. 
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KUNST 

Bühnenkunst  /  Rdolf  Behne 

Nissen  +  Der  Präsident  der  Bühnen¬ 
genossenschaft,  Hermann 
Nissen,  starb  im  Alter  von 
59  Jahren  in  Berlin.  Er  wurde  am  17. 
Juli  1855  in  Dassow  (Mecklenburg)  ge¬ 
boren,  Er  war  der  Sohn  eines  Juristen 
und  auch  zunächst  zum  Juristenberuf 
bestimmt;  er  studierte  die  Rechte  in 
Jena,  Leipzig  und  Rostock.  Aber  mit 
20  Jahren  ging  er  zur  Schauspielerei 
über.  1878  wurde  er  Mitglied  der  Mei¬ 
ninger  Hof  bühne.  2  Jahre  war  er  mit 
den  Meiningern  auf  Gastspielreisen 
unterwegs.  Nach  Engagements  in  Ham¬ 
burg,  Petersburg  und  Prag  kam  er  1887 
nach  Berlin  an  das  Deutsche  Theater.  In 
Brahms  denkwürdiger  Eröffnungsvorstel¬ 
lung  Kabale  und  Liebe  spielte  er  den  Prä¬ 
sidenten  Walter.  Am  Deutschen  Theater 
wirkte  er  dann  mehrere  Jahre  neben 
Kainz  und  der  Sorma.  1901  ging  Nissen 
an  das  Wiener  Burgtheater,  wo  er  aber 
nicht  recht  Wurzel  faßte.  1907  trat  er 
in  das  Ensemble  des  neugegründeten 
Hebbeltheaters  in  Berlin  ein.  In  der 
Genossenschaft  deutscher  Bühnenange¬ 
höriger  übte  er  einen  großen  Einfluß 
aus;  mehrere  Jahre  führte  er  das  Präsi¬ 
dium,  zuletzt  als  besoldeter  Präsident. 
Unter  seiner  Leitung  trat  die  Bühnen¬ 
genossenschaft  in  eine  heftige,  erbitterte 
Kampfstellung  gegen  den  Direktorenver¬ 
band  ein.  ,Mit  dem  Namen  Nissen  ver¬ 
knüpft  sich  die  Erinnerung  an  viele  er¬ 
regte  Fehden  und  Prozesse,  bei  denen 
die  Sympathieen,  zum  Beispiel  in  der 
Affäre  Nissen-Walden,  nicht  immer  auf 
seiten  des  Präsidenten  waren. 

X  X 

Strindbergs  Die  Direktoren  Meinhard 
ron  rau  Und  ßernauer,  die  jn  ihrem 
Berliner  Theater  »heute, 
morgen  und  folgende  Tage«  Wie  einst 
im  Mai  geben,  pflegen  in  ihrem  Theater 
in  der  Königgrätzer  Straße  ein  sehr  ernst¬ 
haftes  Repertoire  aus  König  Richard  III., 
Brand,  Macbeth  und  anderm.  Sie 
haben  sich  hier  auch  an  eins  der  schwie¬ 
rigsten  Werke  Strindbergs  gewagt,  an 
das  Märchenspiel  von  der  Kronbraut  (in 
der  Übersetzung  von  Emil  Schering). 
Die  Aufführung  verdient  ein  uneinge¬ 
schränktes  Lob.  Der  besondere  Stil  die¬ 
ser  wundervollen  Dichtung,  die  weitab 
von  allem  Naturalismus,  aber  ebenso 
weitab  von  allem  Üblich-Märchenhaften 
mit  einer  herrlichen  Klarheit  und  einer 
unvergleichlichen  Intensität  des  Gefühls 
unendlich  groß  und  schön  dasteht,  dieser 


einzige  Stil  war  von  der  Regie  durchaus 
verstanden  und  verwirklicht  worden.  Vor 
dieser  Dichtung  versagt  ja  alles,  was 
Effekt  und  Mache  ist,  vor  ihr  besteht 
nichts,  was  nicht  menschlich  echt  und 
tief  empfunden  wäre.  Und  diese  Auf¬ 
führung  bestand.  Das  gilt  von  der  Regie 
Bernauers  ebenso  wie  von  den  Dekora¬ 
tionen  Svend  Gades,  wie  hauptsächlich 
von  dem  Spiel  der  Mitwirkenden.  (Über 
die  Musik  August  Ennas  zu  urteilen  bin 
ich  nicht  berufen.)  Ich  möchte  der  Kersti 
der  Irene  Triesch  die  Palme  unter  allen 
ihren  Rollen  geben.  Diese  ausgezeich¬ 
nete  Künstlerin  hat  geradezu  einen  Ver¬ 
jüngungsprozeß  durchgemacht,  als  sie 
von  dem  Fach  der  Salondame,  in  dem 
ihre  Kunst  schon  hier  und  da  zur  Ma¬ 
nier  zu  erstarren  drohte,  zu  dem  Spiel 
einer  solchen  Rolle  überging,  der  mit 
irgendeinem  Schema  nicht  ibeizukommen 
ist.  In  Sprache  wie  Bewegung  war  ihre 
Kersti  ergreifend.  Man  kann  den  Mit¬ 
spielern  insgesamt  hohes  Lob  zollen,  und 
es  ist  fast  ungerecht  den  Amtmann  Paul 
Wegeners  oder  den  Mats  des  George 
Henrich  besonders  zu  nennen;  beide  wa¬ 
ren  sie  untadelig  und  oft  unvergeßlich. 
Aber  das  waren  Rudolf  Jünger,  der  die 
Hebamme  spielte,  das  waren  alle  die 
Verwandten  des  Mats  und  der  Kersti 
nicht  minder.  Als  verbesserungsbedürf¬ 
tig  ist  mir  nur  aufgefallen,  daß  bei  der 
Hochzeit  in  der  Mühlenkammer  der 
Brautzug  in  einem  Takt  anmarschiert 
kommt,  der  mit  der  ausgeführten  Musik 
nicht  zusammenstimmt, 

X  X 

Altberliner  Das  Berliner  Schillertheater 
osse  tat  einen  sehr  glücklichen 

Griff,  als  es  Friedrich 
August  Weirauchs  alte  Berliner  Posse 
Die  Maschinenbauer  in  seinen  Spielplan 
aufnahm.  Ich  glaube,  daß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Werke  von  Kalisch  und 
Weirauch  gerade  jetzt  zur  rechten  Zeit 
käme.  Unser  Empfinden  ist  von  dem 
(halb  und  manchmal  vorwiegend  wissen¬ 
schaftlichen)  Psychologismus  eines 
Schnitzler  und  selbst  eines  Ibsen  ein 
wenig  übersättigt  und  nimmt  mit  dank¬ 
barer  Freude  die  feste  Typenhaftigkeit 
und  die  unbeschwert  durcheinanderspie¬ 
lende  Beweglichkeit  dieser  einfachen  Ge¬ 
bilde  auf.  Es  ist  heute  wieder  ein  neues 
Gefühl  für  den  eigentlichen  Sinn  eines 
Schauspiels  entstanden.  Diesem  Sinn, 
der  natürlich  weit  entfernt  von  irgend¬ 
welchem  Kultus  der  Kulisse  ist,  ent¬ 
spricht  Wedekinds  Simson;  Strindbergs 
Märchenspiele  sind  seine  ersten  Er- 
wecker  gewesen,  und  auf  ihre  Art  ge- 
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winnen  durch  die  Umstellung  unserer 
Sinne  auch  jene  alten  Berliner  Possen. 
Die  Aufführung  der  Maschinenbauer  un¬ 
ter  der  Regie  Franz  Bonnos  war  sehr  zu 
loben.  Der  Allerweltsberliner  Heinzius 
hatte  in  Alfred  Braun  einen  vortreff¬ 
lichen  Vertreter,  Pategg  als  Schlosser 
Knobbe,  Arthur  Menzel  als  Hornipel, 
Lucie  Euler  als  Budikerswitwe  Ronge 
standen  ihm  treu  zur  Seite,  und  ebenso 
alle  die  anderen  der  zahlreichen  Per¬ 
sonen.  Sie  sangen,  tanzten  und  spielten 
sämtlich  ausgezeichnet.  Besonders  zu 
loben  ist  es,  daß  das  Schillertheater 
nicht  in  die  Modetorheit  verfallen  ist 
diese  alten  Possen  etwa  ironisch  mit 
albernen  Kulissen  und  geistreichen 
Überlegenheiten  aufzuführen.  Die  Regie 
hat  die  Maschinenbauer  als  ein  flottes, 
lustiges  und  harmloses  Spiel  genommen 
und  damit  durchaus  den  richtigen  Ton 
getroffen.  Daß  man  diese  Stücke  nicht 
in  modernen  Kostümen  spielen  kann,  ist 
selbstverständlich.  Das  Schillertheater 
nahm  die  Kostüme  der  sechziger  Jahre, 
ohne  aber  deshalb  in  eine  kulturhisto¬ 
rische  Ausgrabungssucht  zu  verfallen. 
Diese  Sachen  müssen  flott  genommen 
werden,  und  das  war  im  Schillertheater 
glücklich  der  Fall. 

X  .  X 

Rezitation  fm  Architektenhaus  in  Ber¬ 
lin  las  {oder  richtiger:  er¬ 
zählte)  Dr,  Rudolf 
B  1  ü  m  n  e  r  die  Foltern  Toledos  von  Poe. 
Der  Eindruck  war  unerhört  stark.  Der 
Rezitator  Blümner  gehört  weder  zu  der 
Spezies  der  Naturburschen  noch  zu  der 
der  Imitatoren.  Seine  Kunst  wird  von 
einem  prüfenden  Verstand  überwacht. 
Temperament  und  Selbstkritik  sind  bei 
diesem  Sprecher  in  einer  sonst  sehr  sel¬ 
tenen  Zusammenarbeit  verbunden.  Das 
Erzählen  Blümners  hat  wirklich  neben 
der  Dichtung  seinen  eigenen  Wert;  zu 
verfolgen,  wie  er  seine  Erzählung  auf¬ 
baut,  steigert,  vorbereitet  und  schließt, 
das  wird  zu  einem  außerordentlichen 
Genuß.  Ich  glaube  nicht,  daß  heute  je¬ 
mand  speziell  Poe  so  wundervoll  erzählt 
wie  Blümner,  Damit  sei  Blümner  aber 
nicht  zum  Poespezialisten  abgestempelt. 
Er  las  auch  Else  Lasker-Schüler,  Goethe, 
Andrejew  mit  der  gleichen  Kraft.  Übri¬ 
gens  glaube  ich,  daß  Blümner  seines 
Publikums  sicher  genug  ist,  um  auf  Mark 
Twain  verzichten  zu  können, 

X  X 

KurzeChronik  Nach  längerm  Leiden  starb 
Alice  von  Arnauld, 
die  15  Jahre  lang  dem  Kö¬ 
niglichen  Schauspielhaus  zu  Berlin  als 


Heroine  angehörte,  X  Hallenser  Studen¬ 
ten  führten  die  niederdeutsche 
Bauernkomödie  des  Hamburger 
Dialektdichters  Fritz  Stavenhagen  De 
dütsche  Michel  in  plattdeutscher  Sprache 
auf.  X  Das  Königliche  Schauspielhaus 
zu  Berlin  führte  Die  Venus  mit  dem 
Papagei  auf,  eine  satirische  Ko¬ 
mödie,  deren  Verfasser  der  Schrift¬ 
steller  Lothar  Schmidt  und  der  als  van 
Dyck-Forscher  bekannte  Kunsthistoriker 
Emil  Schaeffer  sind.  X  In  Straßburg  im 
Elsaß  wurde  das  biblische  Drama 
Hagar  von  dem  Frankfurter  Glogau  zur 
Uraufführung  gebracht.  X  Rösickes 
Geist,  eine  Komödie  von  Georg 
Hirschfeld,  wurde  im  Münchener 
Schauspielhaus  zum  erstenmal  aufge¬ 
führt.  X  Der  Erbe,  ein  Schauspiel  von 
John  Galsworthy,  kam  im  Leip¬ 
ziger  Alten  Theater  zur  Erstaufführung. 
X  Die  Tragödie  Althäa  und  ihr  Kind 
von  Otto  Borngräber  gelangte  am 
neuen  Chemnitzer  Stadttheater  zur  Ur¬ 
aufführung.  X  Eine  unmögliche  Frau, 
Schauspiel  in  4  Akten  von  Leo  Lenz, 
erlebte  am  Bremer  Schauspielhaus  seine 
Erstaufführung, 

X  X 

Literatur  Im  Inselverlag  zu  Leipzig 
erschien  ein  sehr  inter¬ 
essantes  Buch  Deutsche 
Schauspielkunst,  in  dem  der  Autor 
Monty  Jacobs  »Zeugnisse  zur  Büh¬ 
nengeschichte  klassischer  Rollen«  wie¬ 
dergibt.  Mit  großem  Fleiß  hat  Monty 
Jacobs  Kritiken  und  Berichte  über  das 
Spiel  wichtiger  deutscher  Schauspieler 
von  den  Zeiten  Lessings  bis  zu  Alfred 
Kerr  gesammelt  und  nach  den  Dichtern 
der  Rollen  geordnet.  Die  Kapitel  dieses 
Bandes  lauten  Goethe,  Lessing,  Moliere, 
Schiller  und  Shakespeare.  Wir  finden 
in  der  Liste  der  Schauspieler,  auf  gut 
Glück  herausgegriffen,  Bogumil  Dawi- 
son,  Döring,  Ekhof,  Garrick,  Sonnenthal, 
Mitterwurzer,  Kainz,  Matkowsky,  Basser¬ 
mann,  Moissi  und  unter  den  Gewährs¬ 
männern  die  Namen  Brentano,  Herman 
Bang,  Theodor  Fontane,  Hevesi,  Mauth- 
ner,  Wackenroder,  Schmidtbonn,  Eloes- 
ser,  Bab  usw,  Das  Buch  ist  für  die  Ge¬ 
schichte  eigentlich  aller  wichtigen  Rollen 
des  deutschen  Repertoires,  mit  Aus¬ 
nahme  der  modernen,  sicherlich  nicht 
mehr  zu  entbehren.  Daß  nicht  Vollzäh¬ 
ligkeit  erreicht  {übrigens  auch  nicht  er¬ 
strebt)  wurde,  hat  gar  nichts  zu  bedeu¬ 
ten.  Jacobs  betont  mit  Recht,  daß  nur 
die  Zeugnisse  von  Betrachtern  wichtig 
sind,  »deren  menschlicher  Rang,  deren 
geistige  Bedeutung  von  vornherein  für 
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ihr  Zeugnis  Gewähr  leisten«.  Alber  eine 
merkwürdige  Lücke  scheint  mir  doch 
anzumerken  nötig.  Weshalb  fehlt  eigent¬ 
lich  so  völlig  ein  Kritiker  von  dem  Rang 
Otto  Brahms,  dessen  Urteile  von  beson¬ 
derer  Bedeutung  schon  in  Rücksicht  auf 
die  spätere  eigene  Bühnentätigkeit  sind? 
Diese  Lücke  füllt  ja  freilich  das  in 
dieser  Rundschau  (1913,  3.  Band,  pag. 
1660  f.)  besprochene  Buch  Schlenthers 
aus,  aber  es  wäre  doch  sehr  interessant 
gewesen  die  Urteile  Brahms  auch  einmal 
in  diesem  großen  Zusammenhang  zu 
lesen.  Mit  dieser  Bemerkung  soll  dem 
Wert  des  Buches  aber  kein  Abbruch  ge¬ 
schehen.  X  Projektion  nennt  sich  eine 
im  8.  Jahrgang  stehende  Fachzeitschrift 
für  gewerbliche  und  wissenschaftliche 
Kinematographie,  die  als  Ver¬ 
bandsorgan  des  Vereins  der  Kinemato- 
graphenbesitzer  Deutschlands  in  Berlin 
im  Verlag  Projektion  erscheint.  Die 
Zeitschrift  bringt  recht  interessante  Bei¬ 
träge  aus  allen  Gebieten  der  Branche, 
über  rechtliche,  technische,  wirtschaft¬ 
liche  Fragen,  hin  und  wieder  wohl  auch 
über  künstlerische  Kultur.  Die  Zeit¬ 
schrift  ist  gewiß  ausgezeichnet  geeignet, 
um  einen  Einblick  in  das  ganze  Leben 
und  Treiben  der  Kinowelt  zu  geben.  Es 
wäre  natürlich  ungerecht  ein  solches  aus¬ 
gesprochenes  Interessentenblatt  von 
einem  einseitig  ästhetisch  -  kulturellen 
Gesichtspunkt  aus  zu  beurteilen,  aber  es 
verdrießt  doch  schließlich  die  Verbissen¬ 
heit,  mit  der  man  sich  gegen  fast  alles, 
was  Reformarbeit  im  Kinowesen  be¬ 
trifft,  absperrt.  Die  Polemiken  gegen 
ernste  und  verdienstliche  Bemühungen 
um  eine  Hebung  der  Kinokultur  ver¬ 
raten  oft  eine  unangebrachte  Hitzig¬ 
keit.  Eine  Kritik  von  Filmen  findet  man 
hier  nicht.  Es  existiert  zwar  eine  Be¬ 
richterstattung  über  neue  Erscheinungen, 
aber  in  ihr  werden  alle  Filme  stets,  und 
eigentlich  ausnahmslos  in  den  höchsten 
Tönen,  gelobt.  X  Bei  dieser  Gelegenheit 
möchte  ich  auf  den  Aufsatz  hinweisen, 
den  Dr.  Karl  Hoffmann  im  Ja¬ 
nuarheft  der  Zeitschrift  Die  Tat  über 
den  Kino  veröffentlicht  hat;  er  ge¬ 
hört  entschieden  zu  dem  Gediegensten, 
was  bisher  über  diese  schwierige  Materie 
überhaupt  zu  lesen  war. 

KULTUR 

Landwirtschaft  /  Arthur  Schulz 

Grundteilung  Der  dem  preußischen 
Landtag  vorgelegte  Grund¬ 
teilungsgesetzentwurf  ist 
weit  besser  ausgefallen  als  das  im  glei¬ 


chen  Ministerium  ausgearbeitete  reaktio¬ 
näre  Fideikommißgesetz  befürchten  ließ. 
Die  Erhöhung  der  Summe,  die  von  der 
preußischen  Seehandlung  für  den 
Zwischenkredit  bereitgestellt  wird,  von 
15  um  75  auf  90  Millionen  Mark,  die 
Ausdehnung  der  Beleihungsgrenze  für 
Rentengüter  von  75%  auf  90%  des  Tax¬ 
werts,  die  Erleichterung  des  Abverkaufs 
von  Landflächen  hypothekenbelasteter 
Güter  durch  Erweiterung  der  Gesetz¬ 
gebung  über  die  Unschädlichkeitszeug¬ 
nisse:  das  alles  sind  Fortschritte,  für  die 
ich  in  den  Sozialistischen  Monatsheften 
schon  seit  Jahren  Propaganda  gemacht 
habe.  Auch  das  Vorkaufsrecht  des  Staats 
für  alle  Grundstücke  über  10  Hektar, 
die  nicht  an  Verwandte  verkauft  werden, 
ist  von  mir  schon  oft  gefordert  worden. 
Es  ist  von  großer  praktischer  Bedeutung, 
da  es  die  Beschaffung  nicht  zu  teuren 
besiedelungsfähigen  Landes  dem  Staat 
und  den  Siedelungsgesellschaften  sehr 
erleichtern  wird.  Fast  noch  wichtiger  als 
der  praktische  Nutzen  ist  die  hohe  prinzi¬ 
pielle  Tragweite  dieser  bedeutungsvollen 
Umgestaltung  unseres  Bodenrechts.  Einen 
großen  Vorzug  des  preußischen  Gesetz¬ 
entwurfs  gegenüber  dem  bayrischen  Gü¬ 
terzertrümmerungsgesetz  von  1910  be¬ 
deutet  es,  daß  das  Vorkaufsrecht  nicht 
den  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen¬ 
schaften  zustehen  soll,  die  mit  ihm  doch 
nichts  anfangen  können,  sondern  dem 
Staat  selbst,  der  es  wohl  meist  an  die 
leistungsfähigen  provinziellen  gemein¬ 
nützigen  Siedelungsunternehmungen  de¬ 
legieren  wird,  Dem  bayrischen  Gesetz 
hat  der  preußische  Entwurf  auch 
das  Rücktrittsrecht  entnommen,  das 
dem  Vertragsgegner  eines  gewerbsmäßi¬ 
gen  Grundstückshändlers  binnen  einer 
bestimmten  Frist  zustehen  soll.  Gegen 
dieses  Rücktrittsrecht,  von  dem  in  Bayern 
allerdings  nicht  allzu  oft  Gebrauch  ge¬ 
macht  worden  ist,  läßt  sich  nichts  ein¬ 
wenden.  In  vielen  Fällen  ist  es  eine 
große  Wohltat  für  den  Kontrahenten  des 
Güterschlächters.  Die  einzig  bedenkliche 
Bestimmung  des  Gesetzes  ist  das  Ge¬ 
nehmigungsrecht  des  Staats,  das  heißt 
das  in  1.  Instanz  dem  Regierungspräsi¬ 
denten,  in  2.  dem  Oberpräsidenten  zuge- 
sproohene  Recht  gewerbsmäßige  Zer¬ 
schlagungen  zu  beaufsichtigen  und  even¬ 
tuell  zu  verhindern.  Eine  so  weitgehende 
Machtbefugnis  wird  man  den  Regie¬ 
rungs-  respektive  den  Oberpräsidenten 
nicht  zugestehen  können,  da  diese  Be¬ 
amten  dadurch  die  Macht  erhalten  in 
ihrem  Bezirk  die  innere  Kolonisation  zu 
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hemmen.  Im  übrigen  aber  ist  dieser 
preußische  Gesetzentwurf  geradezu  eine 
freudige  Überraschung, 

Am  19,,  20.  und  21.  März  stand  die  Vor¬ 
lage,  die,  falls  sie  Gesetz  wird,  eine  der 
Hauptgrundlagen  der  innern  Kolonisa¬ 
tion  in  Preußen  bilden  wird,  im  Abge¬ 
ordnetenhaus  zur  1.  Beratung.  Von  den 
einzelnen  bürgerlichen  Parteien  stellten 
sich  nur  die  Freikonservativen  und  die 
Nationalliberalen,  letztere  in  lesenswer¬ 
ten  Reden  der  Abgeordneten  Ecker 
(Winsen)  und  des  Präsidenten  des  Deut¬ 
schen  Bauernbunds  Wachhorst  de  Wente, 
mit  geringen  Vorbehalten  auf  den  Boden 
der  Vorlage.  Das  Zentrum,  dessen  Wähler¬ 
schaft  in  bäuerlichen  Kreisen  des  Westens, 
Schlesiens  und  des  Ermlands  sitzt  und 
daher  die  Notwendigkeit  der  innern  Ko¬ 
lonisation  nicht  so  unmittelbar  empfindet, 
glaubte  vor  einem  zu  raschen  Tempo  in 
der  innern  Siedelung  warnen  zu  müssen. 
Die  Konservativen  wagten,  obwohl  sie  in 
ihren  Reihen  zahlreiche  bauernkolonisa¬ 
tionsfeindliche  Großgrundbesitzer  haben, 
aus  Rücksicht  auf  ihre  Wählermassen, 
die  nord-  und  ostdeutschen  Bauern  und 
Landarbeiter,  nicht  mehr  in  diese  War¬ 
nungen  einzustimmen.  Sie  erklärten  sich 
natürlich  mit  dem  staatlichen  Genehmi¬ 
gungsrecht  für  gewerbsmäßige  Güterzer¬ 
teilungen  einverstanden,  weil  dadurch 
die  Macht  der  Landräte  und  Regierungs¬ 
präsidenten,  nur  zu  oft  noch  ihrer  Par¬ 
teigänger,  gestärkt  wird.  Auch  erhoffen 
sie  von  der  Ausübung  des  Genehmigungs¬ 
rechts  durch  diese  Personen  eine  Unter¬ 
drückung  oder  Zurückdrängung  der  ko¬ 
lonisierenden  Erwerbsunternehmungen 
und  damit  wieder  einen  langsamem 
Fortgang  der  Bauernansiedlung,  die  in 
manchen  Gegenden  bereits  die  Grund¬ 
lage  ihrer  Macht,  den  Großgrundbesitz, 
zu  gefährden  beginnt.  Merkwürdig  war 
die  Haltung  der  Redner  der  fortschritt¬ 
lichen  Volkspartei.  Begreiflicher-  und 
durchaus  berechtigterweise  wandten  sie 
sich  gegen  das  staatliche  Genehmigungs¬ 
recht  für  gewerbsmäßige  Güterzerschla¬ 
gungen  und  vor  allem  dagegen,  daß  es 
durch  den  Landrat  und  den  Regierungs¬ 
präsidenten,  also  durch  politische 
Beamte  anstatt  durch  rein  wirtschaft¬ 
liche  Agrarbehörden,  wie  es  die  General¬ 
kommissionen  sind,  ausgeübt  wird.  Nicht 
gefaßt  war  man  aber  darauf,  daß  sie  sich 
auch  gegen  das  Rücktrittsrecht  der  Kon¬ 
trahenten  eines  gewerbsmäßigen  Güter¬ 
schlächters,  und  vor  allem  gegen  das 
staatliche  Vorkaufsrecht  erklären  wür¬ 
den,  noch  dazu  unter  anderm  mit  dem 
Argument,  daß  es  eine  Hauptgrundlage 


unserer  Gesellschaftsordnung,  das  Pri¬ 
vateigentum  am  Grund  und  Boden,  ver¬ 
letze,  und  daß  es  weiter  nichts  als  ein 
neues  Kampfmittel  gegen  die  Polen  sei. 
Wegen  dieser  Stellungnahme  im  Sinn  des 
alten  bequemen  Ausnahmegesetzstand¬ 
punkts  gegenüber  einem  grundlegenden 
allgemeinen  Landesgesetz,  das  zum 
erstenmal  die  vorwiegend  von  wirtschaft¬ 
lichen  und  sozialen  Gesichtspunkten  be¬ 
stimmte  Binnenkolonisation  in  ganz 
Preußen,  auch  außerhalb  der  Gebiete  des 
Nationalitätenkampfs,  mit  zureichenden 
Mitteln  fördern  will,  haben  sich  die 
Sprecher  der  fortschrittlich-volkspartei¬ 
lichen  Fraktion,  die  Abgeordneten  Bär¬ 
wald  und  Kindler,  die  sich  als  Vertreter 
posenscher  Städte  mit  dem  Grundproblem 
unserer  Agrarpolitik  als  nicht  genügend 
vertraut  erwiesen,  eine  wohlverdiente 
Belehrung  durch  zwei  angesehene  Organe 
ihrer  Partei,  die  Frankfurter  Zeitung  und 
die  Hilfe,  gefallen  lassen  müssen.  Beide 
Blätter  hatten  sich  übrigens  schon  vor  den 
Verhandlungen  im  Abgeordnetenhaus  in 
sehr  sachkundigen  und  vielbeachteten 
Artikeln,  die  sich  zum  Teil  an  meinen 
Aufsatz  Zur  landwirtschaftlichen  Boden¬ 
politik  in  Bayern  (in  diesem  Band  der 
Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  92  ff.) 
anlehnten,  mit  Recht  für  das  Rücktritts¬ 
und  Vorkaufsrecht  des  Entwurfs  ausge¬ 
sprochen.  Zur  weitern  Beratung  wurde 
die  Gesetzesvorlage  einer  Kommission 
von  28  Mitgliedern  überwiesen. 

X  X 

Großsiede-  Die  Absicht  des  preußi- 
schaftetf6  "  sehen  Staats  das  Vorkaufs¬ 
recht,  das  ihm  der  Grund¬ 
teilungsgesetzentwurf  für  Landgüter  in 
Größe  von  10  Hektar  und  mehr  zu¬ 
sprechen  will,  an  die  gemeinnützigen 
provinziellen  Landgesellschaften  und,  für 
kleinere  Objekte,  an  die  gemeinnützigen 
lokalen  Kleinsiedelungsgesellschaften  und 
-genossenschaften  zu  übertragen,  veran¬ 
laßt  mich  die  Entwickelung,  die  diese 
Kolonisationsunternehmungen  im  letzten 
Jahr  genommen  haben,  und  ihren  gegen¬ 
wärtigen  Stand  kurz  zu  skizzieren.  Dieser 
Schilderung  seien  jedoch  einige  Worte 
über  die  gewerbsmäßigen  Siedelungs¬ 
gesellschaften  vorausgeschickt. 

Die  weitaus  größte  kolonisatorisch  tätige 
Erwerbsgesellschaft  ist  die  Aktiengesell¬ 
schaft  Landbank  in  Berlin.  Mit  20  Mil¬ 
lionen  Aktienkapital  und  mit  20  Millio¬ 
nen  Obligationen  ausgestattet,  hat  sie 
mehr  Bauerngüter  geschaffen  als  jede  an¬ 
dere  Körperschaft  oder  Behörde,  mit 
Ausnahme  natürlich  der  Ansiedlungs- 
kc-mmission  für  Posen  und  Westpreußen. 
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Im  ganzen  hat  sie  bis  Ende  1913  58  793 
Hektar  Gutsland  auf  geteilt  und  besiedelt. 
Im  Jahr  1913  stieg  die  Zahl  der  von  ihr 
geschaffenen  selbständigen  kleineren 
Stellen  von  3399  mit  45  956  Hektar  um 
124  auf  3523  mit  47  107  Hektar,  der  Ab¬ 
verkäufe  zur  Vergrößerung  bestehender 
Wirtschaften  von  2674  mit  12  837  Hektar 
um  130  aufi  2804  mit  13  240  Hektar,  Im 
laufenden  Jahr  will  sich  die  Landbank  in 
erhöhtem  Maß  mit  den  Aufgaben  der 
innern  Kolonisation  befassen.  In  ihrem 
Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1913 
spricht  sie  die  durchaus  berechtigte 
Hoffnung  aus,  es  werde  sich  all¬ 
mählich  überall  die  Erkenntnis  durch¬ 
ringen,  daß  ihre  bäuerlichen  Siedelungen, 
was  von  autoritativer  Seite  längst  und 
wiederholt  anerkannt  worden  ist,  ebenso 
gemeinnützige  Gründungen  sind  wie  die 
entsprechenden  Gründungen  der  gemein¬ 
nützig  organisierten  Gesellschaften,  und 
daß  ihre  Siedelungen  deshalb  in  gleicher 
Weise  von  Abgaben  und  Lasten  freige¬ 
stellt  werden  müssen  wie  die  der  ge¬ 
meinnützigen  Gesellschaften,  Bisher  ge¬ 
nießen  die  Koloniebildungen  der  Er¬ 
werbsinstitute  nur  den  staatlichen  Ren¬ 
tenbankkredit  und  den  Zwischenkredit. 
Ein  weiteres  kolonisierendes  Erwerbs¬ 
unternehmen  ist  die  Deutsche  Gesell¬ 
schaft  für  innere  Kolonisation  in  Berlin. 
Sie  hat  bisher  in  der  kurzen  Zeit  ihres 
Bestehens  2431  Hektar  zur  Neubildung 
von  44  neuen  Stellen  und  zur  Vergröße¬ 
rung  von  184  älteren  Stellen  verwandt. 
Bis  zu  einem  gewissen  Grad  beteiligt  sich 
auch  die  Magdeburger  Güterbank  an  der 
Kolonisation.  Sie  hat  bisher  3519  Hektar 
auf  geteilt  und  auf  diese  Weise  22  Wirt¬ 
schaften  neu  begründet  und  440  schon 
bestehenden  die  Gelegenheit  geboten  sich 
durch  Zukauf  zu  vergrößern.  Es  wäre  zu 
wünschen,  daß  auch  nach  Inkrafttreten 
des  Grundteilungsgesetzes  eine  gesunde 
gewerbsmäßige  Parzellierung,  wie  sie  bei¬ 
spielsweise  von  der  Landbank  betrieben 
wird,  sich  frei  und  ungehindert  entfalten 
könnte.  Sollte  aber  das  staatliche  Ge- 
nehmigungs-  und  Vorkaufsrecht  dazu  be¬ 
nutzt  werden,  um  einwandfreie  koloni-' 
sierende  Erwerbsunternehmungen  zu 
schikanieren  und  um  den  gemeinnützigen 
Instituten  ein  erschlaffendes  Monopol  zu 
verschaffen,  so  wäre  das  ein  Mißbrauch 
staatlicher  Rechte,  der  die  große  Sache 
der  innern  Kolonisation  schwer  schädi¬ 
gen  würde. 

Von  den  gemeinnützigen  provinziellen 
Landgesellschatten  ist  die  o  stpreußi¬ 
sche  die  älteste  und  bei  einem  Stamm¬ 
kapital  von  7  151  000  Mark,  das  vom 


Staat,  dem  Provinzialverband,  den  Kreis¬ 
kommunalverbänden,  der  Landwirt¬ 
schaftskammer,  3  größeren  Genossen¬ 
schaftsverbänden  und  1  Privatperson  auf¬ 
gebracht  ist,  die  zweitgrößte.  Vom 
1.  April  1912  bis  zum  31.  März  1913  hat 
sie  16  Güter  mit  6811  Hektar  zu  einem 
Gesamtkaufpreis  von  8  130  784  Mark  und 
zu  einem  Durchschnittspreis  für  den 
Hektar  von  1193  Mark  (gegen  1170  Mark 
im  Vorjahr)  angekauft.  Angesetzt  hat 
sie  im  Berichtsjahr  255  Ansiedler  auf 
3196  Hektar.  Im  ganzen  wurden  bis  zum 
1.  April  1913  1295  Ansiedler  auf  21  368 
Hektar  angesetzt,  von  denen  513  (40  %) 
aus  Ostpreußen,  508  (39  %)  aus  dem 
übrigen  Deutschland  stammen  und  274 
(21  %)  deutschrussische  Rückwanderer 
sind.  Es  wurden  gebildet  816  (63  %) 
Klein-  und  Mittelbauernstellen,  111  (9%) 
Großbauernstellen  und  Restgüter  und 
368  (28  %)  Arbeiter-  und  Handwerker¬ 
stellen.  Die  Ansiedlerbevölkerung  der 
ostpreußischen  Landgesellschaft  macht 
bereits  über  7000  Seelen  aus.  Der  Anteil 
der  Arbeiterstellen  an  den  jährlichen  Be¬ 
siedelungsergebnissen  wächst  ständig,  ob¬ 
wohl  die  Arbeiteransiedlung  mit  den 
Kreiskommunalverbänden  ins  Stocken 
geraten  ist,  offenbar  weil  die  Kreisaus¬ 
schüsse  nicht  die  geeigneten  Organe  sind 
die  Seßhaftmachung  ländlicher  Arbeiter 
erfolgreich  zu  betreiben.  In  den  fertig 
besiedelten  ostpreußischen  Gutsbezirken 
ist  sowohl  die  Zahl  der  Menschen  als 
auch  besonders  des  Viehs  infolge  der 
Ansiedlung  ganz  beträchtlich  gewachsen. 
Die  pommersche  Landgesellschaft  in 
Stettin,  die  mit  einem  Stammkapital  von 
6  Millionen  Mark  die  Vermehrung  der 
Bauern-,  Handwerker-  und  Arbeiter¬ 
stellen,  insbesondere  durch  Güterauftei¬ 
lung  betreibt,  hat  bisher  ein  Areal  von 
5768  Hektar  aufgeteilt  und  daraus  298 
neue  Stellen  gebildet. 

Die  kapitalkräftigste  gemeinnützige  pro¬ 
vinzielle  Landgesellschaft  ist  die  b  r  a  n  - 
denbur  gische  Eigene  Scholle  zu 
Frankfurt  an  der  Oder  mit  einem  Stamm¬ 
kapital  von  8  295  000  Mark,  an  dessen 
Aufbringung  der  preußische  Staat,  der 
Provinzialverband,  24  Kreise,  35  Städte, 
20  Korporationen,  Banken  und  Aktien¬ 
gesellschaften  und  206  Privatpersonen 
beteiligt  sind.  Bis  zum  30.  Juni  1913  hat 
die  Eigene  Scholle  31  Güter  und  Grund¬ 
stücke  im  Umfang  von  14  347  Hektar 
zum  Gesamtpreis  von  20  759  791  Mark 
und  zum  Durchschnittspreis  von  1376 
Mark  für  den  Hektar  zur  Aufteilung  an¬ 
gekauft.  Bis  zum  Schluß  ihres  3.  Ge¬ 
schäftsjahrs  hat  sie  603  Familien  neu  an- 
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gesiedelt.  Von  diesen  Familien  entfallen 
176  auf  bäuerliche  Wirtschaften  (10  bis 
20  Hektar),  61  auf  kleinbäuerliche  (8  bis 
10  Hektar),  92  auf  Handwerkerstellen 
(V2  bis  5  Hektar)  und  274  auf  Arbeiter¬ 
stellen  (0,12  bis  1,50  Hektar).  Auch  die 
Eigene  Scholle  klagt  ebenso  wie  die 
übrigen  Landgesellschaften  über  die  sehr 
hohen  Leistungen,  die  zur  Regelung  der 
öffentlichrechtlichen  Verhältnisse  (Ge¬ 
meinde-,  Kirchen-  und  Schulverhält¬ 
nisse)  in  den  neu  zu  schaffenden  Kolo- 
nieen  verlangt  werden,  und  über  die 
hohen  Kursverluste  infolge  des  niedrigen 
Standes  der  Rentenbriefe. 

Im  Frühjahr  1913  wurde  vom  Staat,  dem 
Provinzialverband  Schlesien,  der  schlesi¬ 
schen  Landschaft  und  verschiedenen  Ge- 
ncssenschaftsverbänden  die  schlesi¬ 
sche  Landgesellschaft  in  Breslau  mit 
einem  Kapital  von  5  500  000  Mark  ge¬ 
gründet.  Ihr  folgte  am  2.  August  1913 
die  Begründung  der  schleswig-hol¬ 
steinischen  Höfebank  zu  Kiel  mit 
einem  Stammkapital  von  1  Million  Mark. 
Gesellschafter  sind  der  Staat,  die  Land¬ 
wirtschaftskammer,  die  Landesgenossen¬ 
schaftskasse  und  die  bereits  seit  meh¬ 
reren  Jahren  bestehende  schleswig-hol- 
steinsche  gemeinnützige  Siedelungsge¬ 
nossenschaft,  die  allmählich  in  die  Höfe¬ 
bank  aufgehen  soll.  Die  schlesische  und 
die  schleswig-holsteinsche  Gesellschaft 
unterscheiden  sich  von  den  übrigen  pro¬ 
vinziellen  Landgesellschaften  in  bedenk¬ 
licher  Weise  dadurch,  daß  sie  die  Festi¬ 
gung  des  ländlichen  Grundbesitzes  (auch 
des  Großgrundbesitzes)  durch  Regelung 
seiner  Belastung  der  Vermehrung  der 
Bauernstellen  und  der  Gründung  von 
Landarbeiterstellen  voranstellen. 

Dagegen  ist  die  1913  gegründete  Siede¬ 
lungsgesellschaft  S  a  c  h  s  e  n  1  a  n  d  zu  Mag¬ 
deburg  dem  guten  Muster  der  Eigenen 
Scholle  nachgebildet.  Da  der  Provinzial¬ 
landtag  der  Provinz  Sachsen  die  Beteili¬ 
gung  der  Provinz  mit  einer  Einlage  von 

2  Millionen  Mark  einstimmig  genehmigt 
hat,  der  Staat  sich  mit  einer  Summe  von 

3  Millionen  beteiligt,  und  die  Kreise, 
die  Städte  der  Provinz  und  verschiedene 
Korporationen  schon  mehr  als  2  Millio¬ 
nen  Mark  Stammeinlagen  gezeichnet 
haben,  wird  der  Gesellschaft  ein  Kapital 
von  mehr  als  7  Millionen  Mark  zur  Ver¬ 
fügung  stehen.  Auf  ihrem  Siegeszug 
durch  Preußen  ist  die  gemeinnützige  in¬ 
nere  Kolonisation  also  sogar  in  die  feste 
Hochburg  der  kapitalistischen  Großland¬ 
wirtschaft  eingedrungen.  Mit  polnischen 
Wanderarbeitern  bewirtschaftete  Rüben¬ 
baulatifundien  werden  nun  hoffentlich 


bald  in  größerer  Zahl  in  die  höhere  Ent¬ 
wickelungsform  blühender  Gemeinden 
bäuerlicher  Familienwirtschaften  über¬ 
gehen. 

Als  bisher  letzte  in  der  Reihe  der  pro¬ 
vinziellen  Kolonisationsunternehmungen 
ist  zurzeit  eine  hannoversche  ge¬ 
meinnützige  Ansiedlungsgesellschaft  in 
der  Entstehung  begriffen.  Nachdem  der 
Provinziallandtag  der  Provinz  Hannover 
vor  einigen  Wochen  beschlossen  hat  sich 
an  ihr  mit  2  Millionen  Mark  zu  beteili¬ 
gen,  ist  auch  die  Beteiligung  des  Staats 
in  der  selben  Höhe  wie  in  der  Provinz 
Sachsen  sichergestellt  und  die  end¬ 
gültige  Konstituierung  der  neuen  Ge¬ 
sellschaft  in  Kürze  zu  erwarten. 

Die  Provinzen  Hessen-Nassau, 
Westfalen  und  Rheinland  haben 
bisher  noch  keine  leistungsfähige  gemein¬ 
nützige  provinzielle  Landgesellschaft,  ob¬ 
wohl  bei  der  in  manchen  Bezirken  auch 
hier  grassierenden  gewerbsmäßigen  Güter¬ 
schlächterei  und  der  in  anderen  Gegen¬ 
den  obwaltenden  Tendenz  zur  Bildung 
von  Luxusgütern  aus  gelegten  Bauern¬ 
höfen  die  Bedürfnisfrage  bejaht  werden 
muß, 

X  X 

Kleinsiede-  über  die  in  Preußen  auf 
«schafte^f6  "  dem  Gebiet  der  innern 
Kolonisation  tätigen  Klein¬ 
siedelungsgesellschaften,  -genossenschaf- 
ten  und  -vereine  gibt  eine  kürzlich  dem 
Abgeordnetenhaus  vorgelegte  Übersicht 
zum  erstenmal  amtliche  Auskunft.  Da¬ 
nach  sind  in  Ostpreußen  erst  seit  kurzer 
Zeit  4  solcher  Gesellschaften  tätig;  sie 
haben  75  Arbeiter-  und  Bauernstellen 
neu  begründet  und  98  Gelegenheit  ge¬ 
geben  sich  durch  Zukauf  zu  vergrößern. 
In  Pommern  befaßt  sich  erst  eine  Kor¬ 
poration  mit  der  gemeinnützigen  Klein¬ 
siedelung.  Auch  in  Brandenburg  wird 
sie  fast  allein  durch  den  bekannten  Ver¬ 
ein  für  soziale  innere  Kolonisation 
Deutschlands  betrieben,  der  durch  städ¬ 
tische  Arbeitslose  Ödland  kultivieren 
läßt  und  das  kultivierte  Land  mit  bisher 
16  Kleinsiedlern  besetzt  hat.  In  Schle¬ 
sien  und  Westfalen  widmen  sich  erst  je 
3  deutsche  Kleinsiedelungsgenossenschaf¬ 
ten,  in  Sachsen  2  und  in  Schleswig-Hol¬ 
stein  1  der  Ansiedlung  Minderbemittelter 
auf  eigener  Scholle  durch  Begründung 
kleiner  Rentengüter  mit  Einfamilienhaus. 
Weiter  entwickelt  ist  die  gemeinnützige 
Kleinsiedelungstätigkeit  bereits  in  der 
Provinz  Hannover,  wo  die  Ansiedlungs¬ 
gesellschaften  zu  Hannover  und  zu  Burg¬ 
dorf  230  neue  Stellen  auf  1325  Hektar 
begründet  haben.  Ein  Charakteristikum 
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des  hannoverschen  Regierungsbezirks 
Aurich  sind  die  Fehngesellschaften,  die 
die  Moorverwertung  mit  der  Anlage  von 
Kolonaten  auf  dem  durch  Torfabstich 
der  Kultur  erschlossenen  Hochmoorunter¬ 
grund  verbinden.  Die  größte  dieser  Er¬ 
werbsgesellschaften,  die  Rhauderfehn¬ 
gesellschaft,  hat  2604  Hektar  urbar  ge¬ 
macht  und  an  1078  Kolonisten  aufgeteilt. 
Die  Norderfehngesellschaft  hat  bisher 
171  Hektar,  die  Spitzerfehngesellschaft 
900  Hektar,  die  Großefehngesellschaft 
1300  Hektar  nach  dieser  in  Holland  seit 
Jahrhunderten  bewährten  Methode  der 
Fehnkultur  und  der  Besiedelung  dienst¬ 
bar  gemacht. 

Die  reichste  Entfaltung  zeigt  die 
deutsche  gemeinnützige  Kleinsiedelung 
jedoch  in  den  Provinzen  Westpreußen 
und  Posen.  Hier  ist  den  deutschen  Klein¬ 
siedelungsgenossenschaften  nach  dem  Er¬ 
laß  des  preußischen  Staatsministeriums 
vom  10.  September  1910  die  Möglichkeit 
gegeben  bei  Ansiedlung  ländlicher  Ar¬ 
beiter,  Handwerker  und  Unterbeamten 
eine  Beleihung  der  Stelle  aus  dem  An- 
siedlungsfonds  durch  Vermittlung  der  zu¬ 
ständigen  Besitzbefestigungsbank  (Deut¬ 
sche  Mitteistandskasse  in  Posen  und 
Deutsche  Bauernbank  in  Danzig)  nach¬ 
zusuchen.  Von  dieser  erhalten  sie  das 
hergeliehene  Kapital  in  bar  ausgezahlt, 
während  sie  es  bis  dahin,  solange  sie 
durch  Vermittlung  der  Generalkommis¬ 
sion  in  Bromberg  und  später  in  Breslau 
mit  der  staatlichen  Rentenbank  arbei¬ 
teten,  in  Rentenbriefen  erhalten  hatten, 
bei  deren  Verwertung  sie  einen  erheb¬ 
lichen  Kursverlust  tragen  mußten.  Außer¬ 
dem  bekommen  sie  zur  Deckung  der 
Kosten  für  öffentlichrechtliche  Bedürf¬ 
nisse  (Straßen,  Schulen  und  dergleichen) 
von  der  Ansiedlungskommission  1000 
Mark  Prämie  für  jede  Stelle.  Infolge 
dieser  staatlichen  Förderung  gedeihen 
die  deutschen  gemeinnützigen  örtlichen 
Kleinsiedelungsgenossenschaften  in  den 
beiden  Ansiedlungsprovinzen  besser  als 
anderswo.  In  Westpreußen  kommt  ihnen 
außerdem  zunutze,  daß  sie  neben  der  Seß- 
haftmachung  von  Arbeitern  auch  die  ren¬ 
tablere  Kleinbauernsiedelung  betreiben. 
Die  8  deutschen  Kleinsiedelungsgenossen¬ 
schaften  haben  hier  bisher  2500  Hektar 
aufgeteilt  und  darauf  293  Landarbeiter- 
und  Bauernstellen  geschaffen.  In  Posen 
ist  ihre  Zahl  noch  größer,  ihre  Tätig¬ 
keit  noch  ausgebreiteter.  Hier  haben  31 
deutsche  Kleinsiedelungsgenossenschaften 
und  ländliche  Bauvereine  auf  1047  Hek¬ 
tar  aufgeteiltem  Grund  1167  (meist  V2 
bis  6  Morgen  große)  Rentenstellen  für 


deutsche  Arbeiter,  Handwerker  und 
Unterbeamte  geschaffen.  An  der  Spitze 
steht  die  in  den  4  südlichsten  Kreisen 
der  Provinz  tätige  deutsche  Kleinsiede¬ 
lungsgenossenschaft  Ostrowo  mit  271  neu¬ 
gegründeten  Rentenstellen  auf  567  Hek¬ 
tar.  Diese  Genossenschaft,  deren  Mit¬ 
glieder  etwa  800  Privatpersonen  sind 
und  deren  Stammkapital  335  700  Mark 
beträgt,  hat  mehrere  ländliche  Arbeiter¬ 
dörfer  gebildet,  deren  Rentenstellen¬ 
inhaber  teils  als  landwirtschaftliche  Ar¬ 
beiter  auf  benachbarten  Gütern  teils  als 
Sachsengänger  tätig  sind.  Außerdem 
führt  die  amtliche  Denkschrift  in  West¬ 
preußen  8,  in  Posen  21  und  in  Ober¬ 
schlesien  2  polnische  Landgesellschaften 
auf,  ohne  aber  über  ihre  bisherigen  Kolo¬ 
nisationserfolge  im  nationalen  Kampf  um 
den  Boden  genügende  Angaben  zu 
machen. 

Sollte  der  Entwurf  eines  Grundteilungs¬ 
gesetzes  mit  seinen  als  Kampfmittel  gegen 
die  gewerbsmäßige  Güterschlächterei  ge¬ 
dachten  Hauptbestimmungen  (Genehmi¬ 
gungspflicht,  Rücktrittsrecht,  Vorkaufs¬ 
recht  des  Staats)  Gesetz  werden,  so  wer¬ 
den  die  deutschen  gemeinnützigen  Klein¬ 
siedelungsgesellschaften  und  -genossen- 
schaften,  da  der  Staat  ihnen  sein  Vor¬ 
kaufsrecht  für  kleinere  Güter  innerhalb 
begrenzter  Bezirke  möglichst  übertragen 
will,  voraussichtlich  überall  in  Preußen 
zu  großer  Entfaltung  kommen. 

x  ..  X 

Domänen  Dem  preußischen  Abgeord¬ 
netenhaus  ist  eine  lehr¬ 
reiche  Nachweisung  der 
Flächenzugänge  und  -abgänge  bei  der 
Domänenverwaltung  zugegangen.  Danach 
hat  der  preußische  Staat  von  1867  bis 
zum  1.  April  1913  148  128  Hektar  für 
133,47  Millionen  Mark  erworben  und 
102  073  Hektar  für  181,71  Millionen  Mark 
verkauft.  Im  Etatsjahr  1912-1913  über¬ 
wog  der  Verkauf  in  Höhe  von  6448  Hek¬ 
tar  den  Ankauf  in  Höhe  von  784  Hektar 
ganz  bedeutend.  Eine  erfreulicherweise 
recht  beträchtliche  Domänenfläche  wurde 
zu  Kolonisationszwecken  der  Ansied¬ 
lungskommission,  gemeinnützigen  Land¬ 
gesellschaften  und  einzelnen  landbedürf¬ 
tigen  Bauerngemeinden  zur  Verfügung 
gestellt,  und  zwar  nach  Angabe  des 
Landwirtschaftsministers  im  Jahr  1913 
19  Domänen  in  der  Gesamtgröße  von 
7545  Hektar.  Ganz  abgesehen  von  dem 
volkswirtschaftlichen  Nutzen,  der  durch 
die  Aufteilung  und  Besiedelung  einer 
Domäne  erzielt  wird,  bedeutet  sie  für 
den  Staat  unter  dem  finanziellen  Ge¬ 
sichtspunkt  in  der  Regel  ein  recht  gutes 
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Geschäft,  da  die  Verzinsung  der  Kauf- 
summe  fast  immer  die  Pacht  um  mehr 
als  das  Doppelte  übersteigt.  So  kamen 
beispielsweise  für  die  177  Hektar  große 
hannoversche  Domäne  Eichriede  an 
Pacht  9657  Mark  jährlich  ein.  Dagegen 
betragen  die  4prozentigen  Zinsen  des 
Kaufgelds,  das  die  landbedürftige  Nach¬ 
bargemeinde  Luthe  dem  Fiskus  für 
die  Domäne  zahlte,  19  025  Mark,  Die 
Pacht  für  die  im  Kreis  Gifhorn  gelegene 
Domäne  Fallersleiben  betrug  nur  10  570 
Mark;  4  %  des  Kaufgelds,  für  das  die 
gleichnamige  Gemeinde  die  Domäne  zur 
Aufteilung  erwarb,  machen  dagegen 
25  058  Mark  aus.  Zu  dieser  unbefriedi¬ 
genden  Rentabilität  der  preußischen  Do¬ 
mänengroßbetriebe  kommt  ihre  relativ 
geringe  Produktion,  namentlich  an  Vieh. 
Wurde  doch  1912  nach  amtlichen  Er¬ 
mittelungen  auf  10  Morgen  Domänenland 
noch  nicht  einmal  ein  Stück  Großvieh 
gehalten.  Es  ist  deshalb  aus  volks-  und 
staatswirtschaftlichen  Gründen  sehr  zu 
begrüßen,  daß  1902  bis  1912  im  ganzen 
62  Domänenvorwerke  mit  29  716  Hektar 
für  die  Zwecke  der  innern  Kolonisation 
zur  Verfügung  gestellt  wurden. 

Dieses  Verdienst  der  preußischen  Domä¬ 
nenverwaltung  wird  jedoch  sehr  dadurch 
geschmälert,  daß  in  den  letzten  12  Jah¬ 
ren  insgesamt  22  Domänen  mit  7883  Hek¬ 
tar  Fläche  geschlossen  an  Private  (meist 
an  die  bisherigen  Pächter)  verkauft  wur¬ 
den,  davon  4  während  der  Amtszeit  des 
Ministers  von  Schorlemer.  Besonders  be¬ 
dauerlich  ist  es,  daß  noch  1912  die  716 
Hektar  große  Domäne  Kotowiecko  (Kreis 
Pieschen)  an  den  Kammerherrn  von  Le- 
kow  zu  Gluski  zur  Bildung  eines  Fidei¬ 
kommisses  verkauft  wurde,  obwohl  doch 
die  in  der  Provinz  Posen  überhandneh¬ 
mende  Fideikommißbildung  in  wirt¬ 
schaftlicher,  sozialer  und  nationaler  Be¬ 
ziehung  überaus  schädlich  wirkt.  Meh¬ 
rere  der  Domänen,  die  der  Staat  an  Pri¬ 
vate  verkauft  hat,  sind  besonders  in  der 
Provinz  Sachsen  Kristallisationspunkte 
einer  Latifundienbildung  geworden,  die, 
wie  der  Abgeordnete  Boisly  am  30.  Ja¬ 
nuar  bei  der  Beratung  des  Domänenetats 
am  Beispiel  Haiberstadts  und  Oschers- 
lebens  nachwies,  den  Stillstand  oder 
Rückgang  mancher  Klein-  und  Mittel¬ 
stadt  und  ganzer  Landkreise  verursacht. 
Sehr  berechtigt  ist  unter  diesen  Umstän¬ 
den  der  von  Boisly  gestellte  und  von 
den  Nationalliberalen  und  Fortschrittlern 
warm  unterstützte  Antrag,  daß  Verkäufe 
von  Domänen  zur  ungeteilten  Bewirt¬ 
schaftung  möglichst  zu  vermeiden  seien, 
vielmehr  eingehend  erörtert  werde,  ob 


sich  die  Domäne  nicht  ganz  oder  teil¬ 
weise  zur  Aufteilung  im  Weg  der  innern 
Kolonisation  eigne,  oder  ob  sich  nicht 
ihre  Verpachtung  in  einzelnen  Parzellen 
empfehle. 

Neben  dem  Staat  besitzen  auch  einzelne 
Städte,  Universitäten  und  andere  Kor¬ 
porationen  und  Anstalten  zahlreiche  Do¬ 
mänen.  So  hat  die  Stadt  Stralsund  einen 
Domanial-  und  Stiftungsbesitz  von  16  942 
Hektar  oder  von  über  2%  Quadrat- 
meilen,  die  Stadt  Greifswald  einen  sol¬ 
chen  von  10  837  Hektar.  Es  muß  verlangt 
werden,  daß  ein  erheblicher  Teil  auch 
dieses  städtischen  Großgrundbesitzes  an 
kleine  und  mittlere  Ansiedler  aufgeteilt 
werde.  Das  gilt  besonders  für  Neuvor¬ 
pommern,  wo  auf  den  Großgrundbesitz, 
zu  dem  hier  auch  die  Städte  gehören, 
73,4  %  der  landwirtschaftlich  genutzten 
Fläche  des  Regierungsbezirks  entfallen. 
X  X 

KurzeChronik  [)em  preußischen  Abgeord¬ 
netenhaus  ist  die  amtliche 
Denkschrift  über  die  Ver¬ 
wendung  des  Fonds  zur  Förderung  der 
innern  Kolonisation  in  den  Provinzen 
Ostpreußen,  Pommern  und 
Brandenburg  zugegangen.  Danach 
wurden  im  Jahr  1912  in  der  Provinz 
Ostpreußen  der  Generalkommission  zur 
Aufteilung  in  Rentengüter  11  Grund¬ 
stücke  mit  1108  Hektar  angeboten,  in 
der  Provinz  Pommern  25  Liegenschaften 
mit  6953  und  in  Brandenburg  14  Liegen¬ 
schaften  mit  4612  Hektar.  Außerdem 
wurden  in  Ostpreußen  im  genannten  Jahr 
16  Besiedelungen  mit  6811  Hektar  aus 
Ankäufen  der  Landgesellschaft  einge¬ 
leitet.  Im  Kalenderjahr  1912  wurden  in 
Ostpreußen  256  Rentengüter  mit  3301 
Hektar,  in  Pommern  221  Rentengüter  mit 
3832  Hekar  und  in  Brandenburg  50  Ren¬ 
tengüter  mit  389  Hektar  (darunter  41  Ar¬ 
beiterstellen  unter  2%  Hektar)  auf  die 
Rentenbank  übernommen.  Die  wirt¬ 
schaftliche  Lage  der  Ansiedler  ist  be¬ 
friedigend.  In  Pommern  erfolgten  nur 
4,  in  Ostpreußen  nur  5  Zwangsversteige¬ 
rungen,  das  sind  0,19  %  der  Rentengüter 
der  Provinz.  In  Brandenburg  wurde  kein 
einziges  Rentengut  subhastiert.  X  Im 
preußischen  Abgeordnetenhaus  wurden 
von  der  nationalliberalen  und  von  der 
fortschrittlich-volksparteilichen  Fraktion 
wichtige  Gesetzentwürfe  zur  Förderung 
der  innern  Kolonisation  einge¬ 
bracht.  Die  Nationalliberalen  beantragen 
je  100  Millionen  Mark  zur  Schaffung  von 
klein-  und  mittelbäuerlichen  Betrieben, 
zur  Ansiedlung  von  Landarbeitern  und 
Bildung  von  Allmenden  und  zur  Förde- 
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rung  der  innern  Kolonisation  durch  pro¬ 
vinzielle  Ansiedlungsgesellschaften  be¬ 
reitzustellen.  Aus  diesen  3  Fonds  in  Höhe 
von  je  100  Millionen  Mark  sollen  zum 
Erwerb  und  zur  Errichtung  von  klein- 
und  mittelbäuerlichen  Betrieben  und 
vcn  Landarbeiterstellen  in  Landkreisen 
St  atsdarlehen  bis  zu  90  %,  bei  einem 
Stellenwert  von  mehr  als  10  000  Mark 
bis  zu  87,5  %  des  Stellenwerts  gewährt 
werden.  Von  den  3  nationalliberalen  Ge¬ 
setzentwürfen  unterscheidet  sich  der  An¬ 
trag  der  fortschrittlichen  Volkspartei  da¬ 
durch,  daß  der  Staatsregierung  ein  ein¬ 
ziger  Fonds  von  300  Millionen  Mark  zur 
Verfügung  gestellt  werden  soll.  Aus  ihm 
sollen  Staatsdarlehen  für  ländliche  Be¬ 
triebe  gewährt  werden,  die  von  Kor¬ 
porationen  des  öffentlichen  Rechts,  von 
gemeinnützigen  Ansiedlungsgesellschaf¬ 
ten,  Privatgesellschaften  oder  Privatper¬ 
sonen  zum  Zweck  der  innern  Kolonisa¬ 
tion  errichtet  werden.  Außer  zur  Schaf¬ 
fung  neuer  leistungsfähiger  Landgemein¬ 
den  in  gemischter  Kolonisation  zur  Seß- 
haftmachung  von  Landarbeitern  und  zur 
Besiedelung  von  Mooren  und  Ödlände¬ 
reien  sollen  aus  dem  300  Millionen-Fonds 
auch  ländlichen  Gemeinden  die  Mittel 
zum  Erwerb  von  Gemeindeland  zur  Ver¬ 
fügung  gestellt  werden.  Die  Landgemein¬ 
den  sollen  dadurch  in  die  Lage  ver¬ 
setzt  werden  Wohnungen  und  kleine 
Landstücke  an  solche  Arbeiter  zu  ver¬ 
pachten,  denen  die  Mittel  zur  Erwer¬ 
bung  von  Landarbeiterstellen  fehlen.  Für 
die  einheitliche  Leitung  und  Beaufsich¬ 
tigung  der  innern  Kolonisation  sowie  zur 
Gewährung  der  Staatskredite  dafür  soll 
im  Landwirtschaftsministerium  eine  Ab¬ 
teilung  für  innere  Kolonisation  errichtet 
werden.  Die  fortschrittliche  Volkspartei 
tritt  also  für  das  Prinzip  der  Zentralisa¬ 
tion,  die  nationalliberale  Fraktion  für 
das  der  provinziellen  Dezentralisation 
ein.  Die  4  Gesetzentwürfe  wurden  ge¬ 
meinsam  mit  der  Grundteilungsvorlage 
einer  Kommission  zur  Vorberatung  über¬ 
wiesen. 

Kunstgewerbe  /  Paul  Westheim 

Kleinwoh-  Seit  einer  Reihe  von  Jahren 
tun^rf mr  C  "  werden  in  Berlin  von  kleine¬ 
ren  Tischlern,  zumeist  aber 
von  Händlern  Möbelmessen  veranstaltet, 
die  sich  anscheinend  als  Verkaufsaus¬ 
stellungen  gut  eingebürgert  haben.  Man 
darf  sie  daher  auch  als  Maßstab  dessen 
nehmen,  was  mittleres  Bürgertum  je¬ 
weils  an  fertigen  Wohnungseinrichtungen 
zu  kaufen  pflegt.  Diese  Produktion  hat 
sich,  wie  man  weiß,  in  der  Arbeitsquali¬ 


tät  und  dem  Geschmack  etwas  gebessert; 
daß  sie  ein  Ideal  werden  könne,  hat 
wohl  niemand  erwartet,  spiegelt  sie  doch 
ziemlich  getreu  die  noch  immer  frag¬ 
würdigen  Geschmacksbegriffe  der  Schich¬ 
ten  wider,  für  die  sie  gedacht  ist.  Es  wäre 
von  diesen  Möbelmessen  wie  von  vielen 
anderen  Verkaufsveranstaltungen  kaum 
zu  reden,  wenn  sie  sich  nicht  allmählich 
zu  einem  Wettbewerbsfeld  für  Klein¬ 
wohnungseinrichtungen  herausgebildet 
hätten.  Den  Anstoß  dazu  hat,  wenn 
auch  indirekt,  ohne  Zweifel  die  Grün¬ 
dung  der  Kommission  für  vorbildliche 
Arbeitermöbel  gegeben.  Als  im  Berliner 
Gewerkschaftshaus  die  erste  von  Münch¬ 
hausen  entworfene  Type  ausgestellt 
war,  als  der  intelligenteste  und  wirt¬ 
schaftlich  höchststehende  Teil  der  Ar¬ 
beiterschaft  über  das  Problem  Muschel¬ 
möbel  -  Abzahlungsgeschäftsschund  -  Ar¬ 
beitermöbeltype  nachzudenken  anfing, 
mußte  man  in  diesen  Betrieben  (ob  es 
Tischlerei-  oder  Händleiibetriebe  sind, 
läßt  sich  nicht  immer  einwandfrei  fest¬ 
stellen)  auch  aufmerken.  Sollte  doch 
durch  Beschaffung  eines  guten  Ersatzes, 
wie  er  in  den  Typen  der  Kommission 
dargeboten  wurde,  und  durch  eine  wirk¬ 
same  Aufklärungsarbeit,  wie  sie  vor¬ 
bildlich  von  Robert  Breuer  geleistet 
wird,  ein  mit  den  Jahren  gewiß  beträcht¬ 
licher  Teil  der  Arbeiterschaft  zu  einer 
Wohnungsversorgung  gelangen,  die  im 
Gegensatz  zum  heutigen  Markt  auf  Ge¬ 
diegenheit,  Brauchbarkeit,  Geschmack, 
vielleicht  sogar  Klassenbewußtsein  be¬ 
gründet  war.  Dem  zu  begegnen  war 
eine  Sorge  der  hier  in  der  Möbelmesse 
vereinigten  Aussteller  und  der  hinter 
ihnen  stehenden  Organisationen,  wie  etwa 
der  Berliner  Tischlerinnung.  Sie  haben, 
und  das  will  bemerkt  sein,  nicht  erst 
den  Versuch  unternommen  gegen  die 
von  jener  Kommission  propagierten  Ideen 
anzukämpfen,  sondern  begannen  mit  dem 
Dargebotenen  in  Wettbewerb  zu  treten. 
Im  Kreis  dieser  Händler  und  ihrer  Or¬ 
ganisationen  sind  Ausschreibungen  zur 
Erlangung  von  billigen  und  gediegenen 
Kleinwohnungseinrichtungen  gemacht 
worden.  Die  nach  diesen  Projekten  her¬ 
gestellten  Möbel  sind  ausgeführt,  auf 
den  Möbelmessen  gezeigt  und  zum  Ver¬ 
kauf  gebracht  worden.  Von  Jahr  zu 
Jahr  haben  sich  diesem  Gedanken  neue 
Betriebe  erschlossen.  Auf  der  letzten 
Möbelmesse  gab  es  schon  eine  ganze 
Sonderausstellung  solch  neuer  Klein¬ 
wohnungseinrichtungen,  die  für  600  Mark 
für  die  Einzimmer-,  900  Mark  für  die 
Zweizimmerwohnung  zu  haben  waren. 
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Was  da  geleistet  wird,  ist  in  hohem  Maß 
erfreulich.  Auch  geistig,  auch  geschmack¬ 
lich  haben  hier  die  von  der  Arbeiter¬ 
kommission  geschaffenen  Typen  vorbild¬ 
lich  gewirkt.  Und  selbst  wenn  ihre  Ver¬ 
kaufsresultate  geringer  wären,  könnte 
diese  sich  mit  idem  Bewußtsein  begnü¬ 
gen  durch  ihren  Vorstoß  der  Arbeiter¬ 
schaft,  dem  Kleinbürgertum,  den  unteren 
Beamten,  allen  denen,  die  für  eine 
Zweizimmerwohnung  nicht  mehr  als 
900  Mark  ausgeben  können,  eine  bis  da¬ 
hin  nicht  erhältliche  vernünftige  Markt¬ 
ware  geschaffen  zu  haben.  Abgesehen 
davon  ist  aber  die  Kommission  selbst 
auch  nicht  untätig  geblieben.  Die  Er¬ 
fahrungen,  die  sie  im  Lauf  der  Jahre 
und  auf  Grund  der  beiden  Typen  von 
Münchhausen  und  Behrens  ge¬ 
sammelt  hat,  verwertet  sie  in  einer  neuen 
Type,  die  unter  den  Kleinwohnungen 
der  Möbelmesse  ebenfalls  zu  sehen  war. 
Ihre  Entstehung  schon  ist  als  eine  sozial¬ 
politische  Aktion  bemerkenswert.  Durch 
die  kapitalistische  Produktion  ist  der 
Stand  der  Kunstgewerbezeichner  trotz 
der  hohen  Arbeitsanforderungen,  die  in 
den  Ateliers  an  ihn  gestellt  werden, 
immer  mehr  und  mehr  herabgedrückt 
worden.  Nicht  nur  materiell.  Das  Ka¬ 
pital,  das  vor  Individualität  und  geistiger 
Arbeit  ja  nie  besondern  Respekt  be¬ 
kundet,  hat  es  sich  zur  Gewohnheit  ge¬ 
macht  die  (vielleicht  nur  bescheidene) 
geistige  Arbeit  dieser  Musterzeichner  zu 
unterdrücken;  es  wird  zwar  selbständiges 
Arbeiten  verlangt,  aber  doch  immer  nur 
in  ganz  eng  gezogenen  Grenzen.  Also 
zusammen  mit  den  traurigen  Lohnver¬ 
hältnissen  ein  doppeltes  Helotentum. 
Deshalb  tauchte  der  Gedanke  auf  diesen 
Zeichnern,  die,  wie  hier  schon  eingehen¬ 
der  berichtet  wurde,  auch  schon  begon¬ 
nen  haben  sich  gewerkschaftlich  zu  or¬ 
ganisieren,  durch  einen  Wettbewerb  für 
eine  Arbeitermöbeltype  einmal  eine 
Möglichkeit  zur  selbständigen  Betätigung 
zu  bieten.  Wobei  noch  die  Erwägung 
mitgesprochen  hat,  daß  diese  Zeichner 
von  sich  aus  schon  aufs  genauste  mit 
der  Lebenshaltung  und  den  Wohnbedürf- 
nissen  der  Schichten  vertraut  sind,  für 
die  diese  Möbel  geschaffen  werden  sollen. 
Die  bei  jenem  Wettbewerb  eingesandten 
Entwürfe  haben  diese  Erwartungen  denn 
auch  nicht  getäuscht.  Ja,  die  nach  dem 
ersten  von  Robert  Koepsel  gelie¬ 
ferten  Preisentwurf  ausgeführte  Type  re¬ 
präsentiert  sich  jetzt  als  eine  in  jeder 
Hinsicht  ausgezeichnete  Wohnungsein¬ 
richtung.  Mit  ihr  hat  die  Kommission 
•eine  außerordentlich  praktische,  aber 


auch  eine  sehr  ansprechende  Type  er¬ 
halten.  Es  gibt  bei  aller  Einfachheit  da 
in  einem  Stuhl  oder  einem  ßteiligen  Klei- 
derschrank,  wie  sie  Koepsel  entworfen 
hat,  sogar  eine  gewisse  Eleganz,  die  un¬ 
bedingt  auch  das  meiste  übertrifft,  was 
in  sehr  viel  höheren  Preislagen  heute 
geboten  wird.  Nach  allen  diesen  Bestre¬ 
bungen  ist  es  kein  Zweifel  mehr,  daß 
die  so  eminent  soziale  Idee  eines  gedie¬ 
genen  Arbeiterhausrats  marschiert,  daß 
die  Abhängigkeit  von  einer  völlig  ent¬ 
arteten  Marktproduktion  aufzuhören  be¬ 
ginnt. 

X  _  X 

Schinkelaus-  Das  Schinkelmuseum  in 
Stellung  der  Berliner  Technischen 
Hochschule  beginnt  mit 
einer  kleinen  Sonderausstellung  von 
Schinkelschen  Bauentwürfen  das  Inter¬ 
esse  der  breitem  Öffentlichkeit  auf  sich 
zu  lenken.  Trotz  der  Ungunst  der 
Räume  und  der  unmöglichen  Umgebung 
entzückt  man  sich  an  den  Plänen,  die 
Schinkel  für  das  Berlin  Friedrich  Wil¬ 
helms  III.  fertigte,  aber  nur  zum  kleinen 
Teil  ausführen  konnte.  Diese  Arbeiten 
Schinkels  sind  bekannt  und  seit  100 
Jahren  in  Berlin  nach  Gebühr  geschätzt. 
Schinkel  ist  bei  uns  ja  niemals  über¬ 
sehen,  geschweige  denn  vergessen  wor¬ 
den.  Das  hat  aber  nicht  verhindert,  daß 
er  jetzt  tendenzvoll  wieder  entdeckt 
worden  ist.  Entdeckt  von  allen  denen, 
die  nach  Messel  und  Olbrichs  Tod  die 
unbequeme,  die  Selbständigkeit  for¬ 
dernde  Moderne  glücklich  überwunden 
glauben  und  nun  nach  einem  bequemen, 
noch  nicht  mißbrauchten  Stilrezept  gie¬ 
ren.  Dieses  Architekturrezept  für  Epi¬ 
gonen,  die  doch  besser,  doch  neuerer 
sein  wollen  als  die  Epigonen  der  acht¬ 
ziger  und  neunziger  Jahre,  heißt  augen¬ 
blicklich  Schinkel.  Von  Schinkel  wird 
bei  der  Anlage  von  Kunstauktions¬ 
häusern,  Cafes,  Theatern,  Bahnhöfen, 
Geschäftshäusern  usw.  das  klassizistisch 
karge  Formenrepertoire  übernommen. 
Von  Schinkelschem  Geist,  der  ganz  aus 
der  Zeit,  aus  der  Zeit  Friedrich  Wil¬ 
helms  HL,  aus  Konstruktions-  und 
Zwecknotwendigkeiten  herauskam,  ist 
bei  dieser  als  berlinische  Tradition  an¬ 
gekündigten  Fassadenkunst  keine  Rede. 
Wenn  Schinkel  so  gewesen  wäre  wie 
ihn  diese  seine  Epigonen  uns  vorstellen 
wollen,  dann  wäre  er  nichts  anderes  als 
ein  Kopist  der  Schlüter  und  Knobels¬ 
dorff  geworden,  dann  hätte  er  es  nicht 
gewagt  selbständig  etwas  zu  bauen  son¬ 
dern  hätte  auch  plagiiert,  was  ihm 
von  denen  als  berlinische  Tradition  vor- 
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gemacht  worden  war.  Diese  heutigen 
Schinkelnachfolger  haben  mit  Schinkel 
nichts  mehr  zu  tun  als  die  sogenannten 
Schinkelschüler,  die  Persius,  Stüler, 
Strack  usw.,  die  schon  einmal  den  Ber¬ 
linern  das  klägliche  Schauspiel  geboten 
haben,  was  aus  Schinkelmotiven  ohne 
Schinkel  selbst  werden  muß.  Wieder 
einmal  scheint  es  an  der  Zeit  Schinkel 
vor  den  Schinkelepigonen  in  Schutz  zu 
nehmen, 

X  X 

Gartenpolitik  Jn  einer  bei  Trowitzsch  & 
Sohn  in  Frankfurt  (Oder) 
veröffentlichten  Schrift  Der 
deutsche  Volkspark  der  Zukunft  lenkt 
der  städtische  Garteninspektor  von 
Lübeck  Harry  Maaß  die  Aufmerksam¬ 
keit  auf  ein  Kapitel  Gartenpolitik, 
das  bei  den  lebhaften  Erörterungen 
um  die  nach  amerikanischen  Vor¬ 
bildern  zu  erstrebenden  Volksparks  bis¬ 
lang  unbeachtet  geblieben  ist.  Es  han¬ 
delt  sich  um  unsere  Laubenkolonieen, 
die  überall,  wo  innerhalb  des  Weichbilds 
unserer  Städte  nur  eine  Baustelle  frei 
geblieben  ist,  zu  entstehen  pflegen;  die 
nicht  nur  den  Hunger  des  in  die  Stein¬ 
mauern  eingepferchten  Volkes  nach 
einem  Fleckchen  Land  zeigen  sondern 
auch  dem  Gartenpolitiker  eine  Lehre  für 
die  bei  uns  geforderte  Art  der  Befriedi¬ 
gung  sein  sollten.  Bis  jetzt  gibt  es  nur 
eine  lässige  Duldung  für  die  Laubenkolo¬ 
nisten.  Man  läßt  sie  mit  Mühen  und 
Kosten  ein  Stückchen  Land  urbar 
machen,  um  sie,  vielleicht  in  dem  Augen¬ 
blick,  in  dem  ihre  Anstrengungen  end¬ 
lich  von  Erfolg  gekrönt  sind,  in  entfern¬ 
teste  Außenbezirke  zu  treiben,  die  von 
der  Bebauung  einstweilen  noch  nicht 
erfaßt  sind.  Maaß  stellt  nun  die  Forde¬ 
rung  auf  mit  diesen  Laubenkolonisten 
bei  der  Anlage  der  Stadtpläne  zu  rech¬ 
nen,  für  sie  in  der  Nähe  ider  Wohnviertel 
Boden  vorzusehen,  von  dem  sie  nicht  mit 
jeder  neuen  Bauperiode  vertrieben  wer¬ 
den  können.  Diese  Laubenkolonieen  soll¬ 
ten  Ergänzungen  der  öffentlichen  Volks¬ 
parks,  sollten  im  Anschluß  an  sie  syste¬ 
matisch  angelegt  werden  und  so  die  für 
soziales  Grün  vorgesehenen  Flächen 
um  ein  Beträchtliches  vermehren.  Die 
Gesamtaufteilung  und  die  Oberaufsicht 
würde  in  den  Händen  der  städtischen 
Gartendirektionen  liegen;  der  einzelne 
aber  würde  auf  seinem  Grund  die  kom¬ 
munale  Gartenpolitik  unterstützen.  Am 
Ende  würde  ein  solches,  dem  deutschen 
Volkscharakter  entsprechendes  Verfah- 
ren  sich  für  die  Stadtverwaltungen  auch 


wirtschaftlicher  erweisen  als  die  heute 
übliche  Anlage  von  repräsentativen 
Schmuckparks.  Man  hat  berechnet,  daß 
in  Leipzig,  das  bekanntlich  in  muster¬ 
hafter  Anordnung  und  Aufmachung 
Laubengärten  besitzt,  um  die  Größe  der 
dortigen  Schrebergärten  zu  erreichen, 
Parkanlagen  im  Wert  von  400  000  Mark 
geschaffen  werden  müßten.  Die  von  der 
Kommune  aufzubringenden  Unterhal¬ 
tungskosten  wären  jährlich  36  000  Mark, 
während  die  jetzigen  Schrebergärten 
nicht  nur  keine  Unterhaltung  kosten 
sondern  jährlich  15  000  bis  20  000  Mark 
einbringen  könnten.  Vertieft  man  sich 
in  die  Maaßschen  Pläne,  so  sieht  man 
im  Geist  aus  den  Laubenkolonieen  her¬ 
aus  Grünbildungen  entstehen,  die  für 
das  Stadtbild  nicht  nur  eine  sozial  be¬ 
deutungsvolle  sondern  auch  künstlerisch 
anmutige  Bereicherung  wären.  Es  ist  zu 
wünschen,  daß  dieser  Weckruf  eines  mo¬ 
dernen  Gartenbauers  nicht  ungehört  ver¬ 
hallt. 

X  X 

KurzeChronik[n  jer  Mannheimer  Kunst¬ 
halle  wurde  von  dem 
Freien  Bund  eine  Ausstel¬ 
lung  Neues  Bauen  veranstaltet,  in 
der  an  Brücken,  Hallen,  Wassertürmen, 
Talsperren,  Silos,  Gasometern,  an  Archi¬ 
tekturen  von  Behrens,  Bonatz,  Poelzig 
und  anderen  die  neue  Schönheit  mo¬ 
derner  Ingenieur-  und  Industriebauten 
gezeigt  wurde.  X  Von  einem  merkwür¬ 
digen  Projekt  hört  man  augenblicklich, 
das  Bruno  Schmitz  gemacht  haben  soll, 
um  inmitten  der  Döberitzer  Heerstraße 
ein  zweites  Brandenburger 
Tor  zu  errichten.  Ein  Tor  auf  offenem 
Feld  und  mitten  in  einer  Automobil¬ 
straße,  ein  Tor,  das  nichts  trennt  und 
nichts  erschließt,  das  wäre  ein  städte¬ 
bauliches  Meisterstückchen!  Die  Idee 
wird  übrigens  auch  schon  von  den 
Städtebauern  Brix  und  Genzmer  als  ihr 
geistiges  Eigentum  reklamiert.  X  In 
Oldenburg  hat  der  Landtag  eine 
Verstaatlichung  sämtlicher  kunstgewerb¬ 
lichen  Gegenstände,  die  seither  großher¬ 
zoglicher  Privatbesitz  waren,  beschlossen. 
Gleichzeitig  sind  Gelder  für  den  Neubau 
eines  Kunstgewerbemuseums  bewilligt 
worden,  wodurch  dem  Land  die  zum 
Teil  historisch  bedeutenden  Schätze  er¬ 
halten  bleiben.  X  In  München  ist,  unter 
der  Bezeichnung  Die  6,  von  Glaß,  Heub- 
ner,  Moos,  Praetorius,  Schwarzer  und 
Zietara  eine  Vereinigung  zur  Pflege  des 
künstlerischen  Plakats  gegründet 
worden. 
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WEI  höchst  wichtige  Agrargesetzentwürfe  sind  dem  preußischen 
Landtag  zugegangen:  das  Fideikommißgesetz  dem  Herrenhaus  und 
das  Grundteilungsgesetz  dem  Abgeordnetenhaus.  Obwohl  in  dem 
selben  Ministerium  ausgearbeitet,  verfolgen  beide  Gesetzentwürfe 
die  entgegengesetzte  Tendenz.  Während  das  Fideikommißgesetz 
es  auch  fernerhin  ermöglicht  große,  für  die  bäuerliche  Siedelung  geeignete 
Flächen  (bis  zu  10  %  des  Kreisareals)  zu  binden  und  sie  dadurch  der  Be¬ 
siedelung  zu  entziehen,  will  das  Grundteilungsgesetz  umgekehrt  die  gemein¬ 
nützige  innere  Kolonisation  energisch  fördern,  und  zwar,  in  einem  gewissen 
Gegensatz  zu  früheren  preußischen  Ansiedlungsgesetzen,  die  den  nationalen 
Kampf  um  den  Boden  gegen  Polen  und  Dänen  in  den  Vordergrund  stellten, 
ganz  überwiegend  unter  dem  Gesichtspunkt  seiner  sozial  richtigen  Ver¬ 
teilung  und  bestmöglichen  wirtschaftlichen  Nutzung.  Daneben  will  es  wirt¬ 
schaftlich  schädliche  Güterzerschlagungen  durch  Grundstückshändler  er¬ 
schweren.  Über  die  zum  Teil  neuartig  kühnen,  durchgreifenden  Mittel,  durch 
die  der  Entwurf  seine  durchaus  billigenswerten  Ziele  zu  erreichen  sucht,  und 
über  die  Aufnahme,  die  sie  während  der  1.  Lesung  im  Abgeordnetenhaus  bei 
den  bürgerlichen  Parteien  fanden,  habe  ich  in  den  Sozialistischen  Monats¬ 
heften  bereits  berichtet.1)  Zweifellos  wurde  von  den  Sprechern  der  Links¬ 
parteien  an  einem  der  Hauptmittel  des  Entwurfs,  der  Genehmigungspflicht 
für  gewerbsmäßige  Grundstückszerschlagungen,  berechtigte  Kritik  geübt.  In 
der  Tat  ist  diese  Genehmigungspflicht  sehr  bedenklich,  weil  sie  den  Fort¬ 
gang  der  innern  Kolonisation,  soweit  sie  durch  <oft  ganz  einwandfrei  vor¬ 
gehende)  Privatunternehmer  und  Erwerbsgesellschaften  bewerkstelligt  wird, 
allzusehr  in  die  Willkür  des  Landrats  und  des  Regierungspräsidenten  stellt 
und  diese  sehr  vielseitig  beschäftigten  und  nicht  selten  politischer  Beein¬ 
flussung  zugänglichen  Beamten  mit  neuen,  schwierigen,  für  sie  nicht  geeig¬ 
neten  Aufgaben  belastet.  Die  in  der  Debatte  mehrfach  gemachten  Vorschläge 
unpolitische  Fachbehörden  von  der  Art  der  Generalkommissionen  oder 
neuzuschaffende  provinzielle  Landeskulturbehörden  mit  der  Erteilung  oder 
Versagung  der  staatlichen  Genehmigung  zu  betrauen  sollten  daher  beherzigt 

l)  Siehe  die  Rundschau  Landwirtschaft,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  458  f. 
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werden.  Dagegen  verdienen  die  beiden  anderen  Vorschläge  des  Entwurfs, 
das  befristete  Rücktrittsrecht  des  Kontrahenten  eines  gewerbsmäßigen 
Güterhändlers  und  das  staatliche  Vorkaufsrecht,  eine  günstigere  Beurteilung 
als  sie  ihnen  bei  der  Generaldebatte  gerade  auf  der  linken  Seite  des  Hauses 
zuteil  geworden  ist.  Sie  sollen  deshalb  im  folgenden  etwas  eingehender  ge¬ 
würdigt  werden. 

Rücktritts-  oder  Vorkaufsrecht  sollen  zunächst  Kampfmittel  gegen  den  ge¬ 
werbsmäßigen  Güterhandel  sein.  Leider  gibt  es  in  Preußen  nicht  wie  schon 
seit  Jahrzehnten  in  Bayern  eine  Statistik  der  gewerbsmäßigen  Güterzertrüm¬ 
merungen.  Es  besteht  aber  kein  Zweifel  daran,  daß  sie  besonders  in  den 
Provinzen  mit  Anerbenrecht  und  ungeteilter  Hofübergabe  einen  bedeutenden 
Umfang  angenommen  haben.  Nach  Ermittelungen  der  Landräte  wurden,  wie 
die  Begründung  zum  Entwurf  mitteilt,  im  Regierungsbezirk  Frankfurt  an 
der  Oder  in  einem  Zeitraum  von  5  Jahren  271  Besitzungen  mit  einer  Tei¬ 
lungsfläche  von  12  155  Hektar,  im  Regierungsbezirk  Köslin  in  einem  Zeit¬ 
raum  von  15  Jahren  328  Besitzungen  mit  einer  Teilungsfläche  von  39  354 
Hektar  von  gewerbsmäßigen  Grundstückshändlern  zerschlagen.  In  der  Pro¬ 
vinz  Westpreußen  wurden  von  1890  bis  1912  922  Grundstücksteilungen  mit 
97  361  Hektar  und  in  Posen  1594  mit  97  840  Hektar  nachgewiesenermaßen 
gewerbsmäßig  ausgeführt.  Noch  mehr  als  im  Osten,  dem  Verbreitungsgebiet 
der  gemeinnützigen  Siedelungsgesellschaften  und  -Genossenschaften,  greifen 
die  Hofausschlachtungen  durch  gewerbsmäßige  Güterhändler  im  Nord¬ 
westen  um  sich,  besonders  in  der  Anerbenrechtsprovinz  Hannover.2)  Wenn 
beispielsweise  in  dieser  Provinz  von  1895  bis  1907  die  Zahl  der  Höfe  von 
20  bis  50  Hektar  landwirtschaftlich  genutzter  Fläche  von  18  640  auf  16  788, 
also  um  9,93  %,  die  von  50  bis  100  Hektar  Fläche  von  2890  auf  2319,  also 
sogar  um  19,75  %  zurückging,  und  andrerseits  im  gleichen  Zeitraum  8717 
neue  mittelbäuerliche  Betriebe  von  5  bis  20  Hektar  entstanden,  so  sind  an 
dieser  tiefgreifenden  Umgestaltung  der  landwirtschaftlichen  Betriebs-  und 
Besitzverhältnisse  die  gewerbsmäßigen  Parzellierer  stark  beteiligt.3)  Diese 
ihre  an  sich  volkswirtschaftlich  nützliche  Funktion  durch  Verringerung  der 
Grundstücksflächen  die  Vorbedingungen  stärkerer  Intensivierung  zu  schaffen 
lassen  sich  nun  aber  die  Güterhändler  teuer  bezahlen.  Nach  Mitteilungen 

3)  Siehe  den  Jahresbericht  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Hannover  für  das  Jahr  1910-1911 
und  für  die  Jahre  1906  bis  1910  /  Hannover  1911  /,  pag.  145. 

*)  Diese  unbestreitbare  Tatsache  sucht  Genosse  Andree  in  seinem  Artikel  Zur  landwirtschaftlichen  Be¬ 
triebsentwickelung,  in  der  Neuen  Zeit,  1913-1914,  1.  Band,  pag.  787  ff.,  gegen  mich  ins  Feld  zu  führen.  Er 
schreibt:  »Nicht  die  angebliche  höhere  Produktivität  des  landwirtschaftlichen  Klein-  und  Mittelbetriebs  ist 
die  Ursache  seiner  Vermehrung,  sondern  die  Güterschlächterei  .  .  .  Jedenfalls  aber  ergibt  sich,  daß  der 
Rückgang  der  landwirtschaftlichen  Großbetriebe  nicht  darauf  zurückzuführön  ist,  daß  etwa  ihre  Stellung  im 
landwirtschaftlichen  Produktionsprozeß  erschüttert  ist,  und  ihre  Konkurrenzfähigkeit  gelitten  hätte.  Davon 
kann  keine  Rede  sein.  Ferner  zeigt  sich,  daß  der  kleine  und  mittlere  bäuerliche  Betrieb  nicht  aus  eigener 
Kraft,  auf  Grund  erhöhter  Leistungsfähigkeit  erstarkt  ist,  wie  es  Genosse  Arthur  Schulz  fast  in  jeder 
Nummer  der  Sozialistischen  Monatshefte  glauben  zu  machen  sucht.  Die  Entwickelung  ist  vielmehr, 
wenigstens  im  Hannoverland  .  .  .  auf  Faktoren  zurückzuführen,  die  sich  je  länger  je  mehr  geradezu  zu  einer 
volkswirtschaftlichen  Gefahr  auswachsen.«  Aber  könnten  die  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerer  so  gute 
Geschäfte  machen,  wenn  nicht  der  Marktpreis  kleiner  und  mittlerer  Grundstücke  so  viel  höher  wäre  als 
derjenige  der  Großbauernwirtschaften  und  der  Großgüter?  Und  könnten  diese  beträchtlichen  Preisunter¬ 
schiede  fortbestehen  und  sich  vielfach  noch  verschärfen,  wenn  nicht  die  mittelbäuerlichen  Familienwirt¬ 
schaften  bei  den  heutigen  Absatz-  und  Lohnarbeiterverhältnissen  rentabler,  bei  der  wachsenden  fachlichen 
Schulung  ihrer  Betriebsinhaber,  ihrer  bessern  Versorgung  mit  Kredit,  geeigneten  Maschinen,  der  sorgfältigem 
Arbeit  der  vom  Eigeninteresse  angespornten  Familienmitglieder  produktiver  geworden  wären?  Hierauf  ist 
die  neuere  landwirtschaftliche  Betriebs entwickelung  zurückzuführen,  nicht,  wie  Andree  meint,  indem  er 
Ursache  und  Wirkung  verwechselt,  auf  die  gewerbsmäßigen  Güterhändler.  Diese  sind  nicht  ihre  Urheber, 
sondern  ihre  Ausbeuter. 
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des  Ökonomierats  Steiger,  des  Generalsekretärs  der  Landwirtschaftskammer 
für  die  Provinz  Hannover,  gehen  die  Gewinne  der  gewerbsmäßigen  Güter¬ 
schlächter  in  dieser  Provinz  in  die  Millionen,  und  Profite  von  10  000  bis 
20  000  Mark  bei  Zertrümmerung  eines  Hofes  sind  häufige  Erscheinungen. 
Dazu  kommen  noch  andere  damit  untrennbar  verbundene  Mißstände:  die 
ungesunde  Steigerung  der  Bodenpreise  und  dementsprechend  der  Verschul¬ 
dung,  die  Herbeiführung  allzu  häufigen  Besitzwechsels,  die  Außerachtlassung 
der  Rücksichten  auf  die  Landeskultur,  die  Abholzung  von  Waldparzellen, 
die  dann  unaufgeforstet  bleiben,  die  schlechte  Ausstattung  der  Ansiedler¬ 
stellen,  die  Übriglassung  unzweckmäßig  zerschnittener,  von  Inventar  ent¬ 
blößter,  mit  Gebäuden  überlasteter  Restgrundstücke.  .  Unter  diesen  Um¬ 
ständen  ist  es  durchaus  zu  begrüßen,  daß  nun  auch  Preußen,  dem  Vorbild 
Bayerns  folgend4),  denen,  die  als  Verkäufer  oder  Käufer  mit  einem  Güter¬ 
händler  in  Geschäftsbeziehung  treten  und  ihm  geschäftlich  meist  nicht  ge¬ 
wachsen  sind,  ein  befristetes  Rücktrittsrecht  gewähren  will.  Als  Mittel  den 
Güterhändlern  gewisse  üble  Praktiken  abzugewöhnen  und  sie  zu  solidem 
Geschäftsgebaren  zu  erziehen  wird  das  Rücktrittsrecht  sicherlich  auch  in 
Preußen  gute  Dienste  leisten. 

Aus  dem  bayrischen  Güterzertrümmerungsgesetz  vom  13.  August  1910  hat 
der  Grundteilungsgesetzentwurf  auch  das  Vorkaufsrecht  übernommen,  es 
aber  viel  großzügiger  ausgestaltet.  Während  es  in  Bayern  nur  als  Kampf¬ 
mittel  gegen  die  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerungen  dienen  soll  und 
deshalb  nur  gegenüber  Güterhändlern  Platz  greift,  soll  damit  in  Preußen 
noch  ein  anderer  und  wichtigerer  Zweck  erreicht  werden.  Es  soll  nämlich 
dazu  dienen  der  Ansiedlungskommission  und  den  gemeinnützig  organisierten 
und  staatlich  geförderten  Groß-  und  Kleinsiedelungsgesellschaften  und  -ge- 
nossenschaften  geeignetes  und  dabei  billiges  Siedelungsland  zu  verschaffen. 
Deshalb  soll  es  in  Preußen  (leider  mit  Ausnahme  der  3  Provinzen  Westfalen, 
Rheinland  und  Hessen-Nassau)  nicht  nur  gegenüber  einepi  Güterhändler 
sondern  gegenüber  einem  jeden  Käufer  eines  Grundstücks  von  mehr  als  10 
Hektar  Größe  ausgeübt  werden  dürfen,  falls  nicht  der  Käufer  mit  dem  Ver¬ 
käufer  nah  verwandt  oder  verschwägert  ist.  Besonders  wo  der  Staat,  wie 
in  den  beiden  Ansiedlungsprovinzen  Posen  und  Westpreußen,  selbst  als 
Käufer  auf  dem  Grundstücksmarkt  auftritt  und,  gerade  weil  er  der  Staat  ist, 
meist  verhältnismäßig  hohe  Preise  zahlen  muß,  wird  es  von  großem  prak¬ 
tischen  Nutzen  für  ihn  sein,  daß  er  nun  in  die  Stellung  eines  privaten 
Käufers  eintreten  kann,  der  als  solcher  im  allgemeinen  viel  billiger  kauft. 
Ein  zweiter  großer  Vorzug  des  preußischen  vor  dem  bayrischen  Gesetz  ist 
darin  zu  erblicken,  daß  das  Vorkaufsrecht  nicht,  wie  es  in  Bayern  der  Fall 
ist,  den  örtlichen  Spar-  und  Darlehnskassen  zustehen  soll,  die  damit  wenig 
anzufangen  wissen,  sondern  {eine  prinzipiell  höchst  bedeutungsvolle  Fort¬ 
bildung  unseres  Bodenrechts)  dem  Staat  selbst.  Dieser  will  es  für  größere 
Güter  den  gemeinnützigen  provinziellen  Landgesellschaften,  für  kleinere 
den  gemeinnützigen  örtlichen  Klemsiedelungsgenossenschaften  übertragen. 
Diese  Organisationen  sind  sicherlich  geeigneter  die  gewerbsmäßigen  Güter¬ 
händler  zu  ersetzen  als  die  Darlehnskassenverpine;  und  wenn  sie,  was  durch¬ 
aus  zu  wünschen  ist,  sich  auch  in  Zukunft  in  freiem  Wettbewerb  mit  ein¬ 
wandfreien  privaten  Parzellierern  und  kolonisierenden  Erwerbsgesellschaften 

*)  Siehe  meine  Artikel  Güterzertrümmernng  und  Zur  landwirtschaftlichen  Bodenpolitik  in  Bayern,  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  1.  Band,  pag.  294  ff.,  und  1914,  1.  Band,  pag.  92  ff. 
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von  der  Art  der  Landbank  durchzusetzen  haben  werden,  und  ihnen  nicht 
etwa,  mit  Hilfe  des  behördlichen  Genehmigungsrechts,  ein  erschlaffendes 
Besiedelungsmonopol  zugeschanzt  wird,  steht  zu  hoffen,  daß  in  Preußen 
nicht,  wie  es  in  Bayern  leider  der  Fall  ist,  mit  dem  Güterschlächterunwesen 
die  gesamte  unentbehrliche  Güteraufteilung  zurückgedrängt  und  der  land¬ 
hungrigen  Bevölkerung  die  Versorgung  mit  anbaufähigem  Boden  erschwert 
wird.  Außer  gemeinnützigen  Ansiedlungsgesellschaften  kann  der  Staat  sein 
Vorkaufsrecht  auch  Kommunalverbänden  übertragen.  Damit  ist  den  Klein- 
und  Mittelstädten,  die  heute  nicht  bloß  im  Osten  sondern  sogar  in  der  Pro¬ 
vinz  Sachsen  nicht  selten  von  Latifundien  eingeschnürt  und  in  ihrer  Ent¬ 
wickelung  gehemmt  werdend),  die  Möglichkeit  geschaffen  durch  Ausübung 
ihres  Vorkaufsrechts  gelegentlich  benachbarte  Güter  zu  erwerben,  sie  an 
Bauern  und  Landarbeiter  aufzuteilen  und  sich  so  in  einem  Kranz  von  An¬ 
siedlungen  allmählich  einen  Thünenschen  Kreis  leistungsfähiger  Lieferanten 
von  Vieh,  Milch  und  Gemüse  und  einen  aufnahmefähigen  Absatzmarkt  für 
die  Erzeugnisse,  Dienstleistungen  und  Waren  ihrer  Handwerker,  Fabrikanten 
und  Kaufleute  zu  schaffen.  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  kann  das  Vor¬ 
kaufsrecht  von  dem  Staat,  den  gemeinnützigen  Ansiedlungsgesellschaften  und 
Kommunalverbänden  auch  gegenüber  solchen  Käufern  ausgeübt  werden,  die 
Grundstücke  über  10  Hektar  erwerben,  um  sie  mit  größeren  Gütern  zu  ver¬ 
einigen,  und  es  wäre  nur  zu  wünschen,  daß  hiervon  gegenüber  den  gemein¬ 
schädlichen  Bauernlegern  energisch  Gebrauch  gemacht  werden  möchte.  Aber 
zur  Verhinderung  der  Bauernlegerei  und  der  gewerbsmäßigen  Güterschläch¬ 
terei  sollte  der  Bereich  des  Vorkaufsrechts  räumlich  und  sachlich  erweitert 
werden;  räumlich  durch  Ausdehnung  auch  auf  die  3  westlichen  Provinzen 
Preußens,  wo  beide  Methoden  den  Bauern  zu  verdrängen  sehr  im  Schwang 
sind,  und  sachlich  durch  Erstreckung  auch  auf  Grundstücke  unter  10  Hektar; 
denn  es  wäre  doch  höchst  sonderbar,  wenn  zwar  Grundstücke  über  10 
Hektar  gegen  Aufsaugung  durch  das  benachbarte  größere  Gut  und  gegen 
Hofmetzgerei  einigermaßen  geschützt  werden  sollten,  nicht  aber  die  volks¬ 
wirtschaftlich  so  bewährten  klein-  und  mittelbäuerlichen  Familienwirtschaften 
von  3  bis  10  Hektar. 

Im  Vergleich  zum  staatlichen  Vorkaufsrecht  sind  die  übrigen  Maßnahmen, 
durch  die  der  Entwurf  die  Zerteilung  größerer  Grundstücke  fördern  will, 
weniger  großzügig.  Immerhin  ist  es  angesichts  der  Gründung  neuer  großer 
provinzieller  Landgesellschaften  in  Schlesien,  Schleswig-Holstein,  Sachsen 
und  Hannover  sehr  dankenswert,  daß  der  Seehandlung  zur  Gewährung  von 
Zwischenkredit  bei  Rentengutsgründungen  weitere  75  Millionen  Mark  zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Ebenso  ist  es  zu  begrüßen,  daß  der  goldene 
Reifen,  der  in  Gestalt  der  Hypotheken  die  größeren  Grundstücke  zusammen¬ 
schließt  und  den  Abverkauf  einzelner  Parzellen  im  Gläubigerinteresse  bis¬ 
her  sehr  erschwerte,  etwas  gelockert  wird,  indem  nun  ein  sogenanntes  Un¬ 
schädlichkeitszeugnis  auch  bei  Abverkauf  größerer  Trennstücke  hypotheken- 

5)  So  verlas  der  Abgeordnete  Bois  ly  am  30,  Januar  dieses  Jahres  im  Abgeordnetenhaus  eine  Denkschrift 
des  Magistrats  von  Oschersleben,  wonach  diese  Stadt  ganz  von  dem  Großgrundbesitz  der  bekannten  Zucker¬ 
rübenbaufirma  Wrede  eingekreist  ist,  die  in  dortiger  Gegend  25000  Morgen  besitzt,  und  infolgedessen  ebenso 
wie  die  ganze  Umgegend  an  Bevölkerungszahl  ständig  zurückgeht.  Ähnliches  gilt  von  Stralsund,  Greifswald, 
Lissa  und  vielen  anderen  Städten.  Ausführlich  weist  Vosberg  in  seiner  Abhandlung  Die  Mittel-  und 
Kleinstädte  der  Provinz  Posen,  im  Ostland,  Jahrbuch  für  ostdeutsche  Interessen,  1913,  pag,  62  ff., 
nach,  wie  sehr  die  Lage  im  Großgrundbesitz  die  Entwickelung  der  Landstädte  hemmt.  Nach  ihm  sind  bei¬ 
spielsweise  die  Städte  Neustadt  an  der  Warthe  und  Xions,  die  von  den  Gütern  nur  je  eines  Besitzers  ein¬ 
geschlossen  werden,  seit  1895  um  7,7  und  9,6  °/0  in  der  Einwohnerzahl  zurückgegangen. 
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belasteter  Güter  gewährt  werden  kann,  und  zwar  auch  bei  Teilungen  ohne 
Rentengutsgründung.  Diese  Lösung  der  Fesseln  des  Hypothekenverband,s 
wird  voraussichtlich  der  privaten  Kolonisationstätigkeit,  besonders  der  An¬ 
siedlung  von  Kleinbauern  und  Landarbeitern,  sehr  zum  Nutzen  gereichen. 
Am  erfreulichsten  aber  ist  die  Erhöhung  des  Rentenbankkredits  für  Klein¬ 
betriebe  auf  90  %.  (statt  bisher  75  %)  des  Taxwerts,  eine  Reform,  die  von 
mir  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  schon  vor  5  Jahren  nach  dem  be¬ 
währten  Vorbild  Dänemarks  empfohlen  worden  ist.6)  Dadurch  wird  auch 
Minderbemittelten  der  Erwerb  von  Arbeiterrentengütern  und  Familienwirt¬ 
schaften  ermöglicht,  ohne  daß  die  Ansiedlungsgesellschaften  und  sonstigen 
Kolonisatoren  ihre  Betriebsmittel  in  Resthypotheken  festzulegen  brauchen. 

Alles  in  allem  bedeutet  der  Entwurf  eine  höchst  erfreuliche  Weiterbildung 
unserer  Ansiedlungsgesetzgebung.  Zum  Gesetz  erhoben  wird  er,  besonders 
wenn  die  behördliche  Genehmigung  gewerbsmäßiger  Parzellierungen  ge¬ 
strichen  oder  aus  den  Händen  der  politischen  Beamten  in  die  der  General¬ 
kommissionen  oder  besonderer  Landeskulturbehörden  gelegt  wird,  das  große 
Werk  einer  planmäßigen  Bauern-  und  Landarbeiteransiedlung  wirksam  för¬ 
dern.  Angesichts  dieser  großen  Vorzüge  des  Entwurfs  muß  man  sich  dar¬ 
über  wundern,  daß  gerade  in  linksliberalen  Kreisen  innerhalb  und  außerhalb 
des  Abgeordnetenhauses  Stimmen  laut  werden,  die  in  ihm  ausschließlich  oder 
zur  Hauptsache  ein  neues  Kampfmittel  gegen  die  Polen,  einen  nur  äußerlich 
harmlos  erscheinenden  Ersatz  für  das  gehässige  Enteignungsgesetz  vom  20. 
März  1908  sehen,  die  deshalb  besonders  das  staatliche  Vorkaufsrecht  abge¬ 
lehnt  wissen  wollen.  Nun  besteht  in  der  Tat  kein  Zweifel  darüber,  daß  die 
Ansiedlungskommission  das  staatliche  Vorkaufsrecht  auch  gegen  polnische 
Rittergutskäufer  ausüben  wird.  Andrerseits  ist  ebenso  sicher,  daß  es,  be¬ 
sonders  in  den  7  anderen  Provinzen,  in  denen  es  ausgeübt  werden  soll,  in 
viel  zahlreicheren  Fällen  jener  ganz  überwiegend  wirtschaftliche  und  sozial¬ 
politische  Zwecke  verfolgenden  Binnenkolonisation  dienstbar  gemacht 
werden  wird,  die  doch  gerade  auch  von  der  fortschrittlichen  Volkspartei, 
und  zwar  mit  vollem  Recht,  gefordert  und  gefördert  wird.  Soll  bei  dieser 
Sachlage  wirklich  das  staatliche  Vorkaufsrecht,  der  beste  Inhalt  des  Grund¬ 
teilungsgesetzentwurfs,  geopfert  werden,  nur  weil  dadurch  auch  Polen  ge¬ 
troffen  werden?  Obwohl  doch  die  selben  Polen,  die  in  Deutschland  als  die 
bemitleidenswerten  Märtyrer  erscheinen,  dort,  wo  sie  die  Macht  haben, 
gegenüber  schwächeren  Völkern  (Ruthenen  und  Juden)  eine  nationale  Unter¬ 
drückungspolitik  betätigen7),  die  sie  schon  längst  die  Sympathieen  der  euro¬ 
päischen  Demokratie  gekostet  hätte,  wenn  ihr  Gegner  im  nationalen  Kampf 
um  den  Boden  nicht  gerade  der  preußische  Staat  wäre. 

IE  verhält  sich  nun  die  sozialdemokratische  Fraktion  des  preu¬ 
ßischen  Abgeordnetenhauses  zum  Grundteilungsgesetzentwurf? 
Ihr  Sprecher,  Genosse  Otto  Braun,  erklärte  in  seiner  sehr  be¬ 
merkenswerten  Rede  das  Rücktrittsrecht  des  Verkäufers  und 
des  Käufers  für  notwendig,  um  der  bei  der  gewerbsmäßigen 
Güterparzellierung  üblichen  Anreißerei  zu  steuern.  Auch  dem  staatlichen 

6)  Siehe  meinen  Artikel  Agrarpolitische  Aufgaben  der  preußischen  Sozialdemokratie,  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  1909,  3.  Band,  pag.  1686. 

')  Siehe  Anin  Der  Judenboykott  in  Polen,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  350  ff. 
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Vorkaufsrecht  stimmte  er  zu,  und  ganz  mit  Recht  regte  er  sogar  an  es  auch 
auf  die  Grundstücke  unter  10  Hektar  auszudehnen,  damit  diese  nicht  von 
reichen  Industriellen,  die  Großgrundbesitzer  geworden  seien,  aufgekauft 
werden  könnten,  wie  es  in  Hessen-Nassau  und  in  der  Rheinprovinz  und 
neuerdings  auch  in  Mitteldeutschland,  in  Brandenburg  in  reichem  Maß  ge¬ 
schehe.  Vor  allem  verzichtete  er  erfreulicherweise  darauf  ein  allgemeines 
Landesgesetz,  das  überdies  ganz  deutlich  von  der  bisherigen,  vorwiegend 
nationalpolitischen  Periode  der  Binnensiedelung  zur  kommenden  vorwiegend 
wirtschafts-  und  sozialpolitischen  hinüberlenkt,  als  verkapptes  Ausnahme¬ 
gesetz  gegen  die  Polen  umzudeuten;  in  wohltuendem  Gegensatz  zu  unserm 
Zentralorgan,  das  über  die  1.  Lesung  der  Vorlage  unter  der  agitatorisch  be¬ 
quemen,  in  diesem  Fall  aber  irreführenden  Überschrift  Gegen  die  Polen  be¬ 
richtete.  Wenn  Otto  Braun  trotzdem  schließlich  namens  der  Fraktion  er¬ 
klärte,  daß  sie  das  Gesetz,  obwohl  sein  Grundgedanke  ihren  Beifall  finde, 
ablehnen  müsse,  so  ist  diese  Stellungnahme  nur  die  höchst  bedauerliche  Folge 
des  grundsätzlich  ablehnenden  Standpunkts,  den  unsere  preußische  Land¬ 
tagsfraktion  unter  dem  Bann  agrarmarxistischer  Anschauungen  gegenüber 
der  innern  Kolonisation  einnimmt.  Auch  Genosse  Braun  gab  dieser  prin¬ 
zipiellen  Gegnerschaft  gegen  alle  Bauern-  und  Arbeiteransiedlung  Ausdruck, 
und  zwar,  in  gewissem  Gegensatz  zu  früheren  Anläufen  zu  sachlich  rich¬ 
tigerer  Beurteilung,  mit  sehr  scharf  zugespitzten  Wendungen,  die  im  Mund 
eines  so  guten  Kenners  der  ländlichen  Verhältnisse  des  deutschen  Ostens 
nicht  wenig  überraschen  müssen.  Da  ich  diese  parteitraditionelle  Stellung¬ 
nahme  für  unsere  landwirtschaftliche  und  industrielle  Arbeiterschaft,  unsere 
Partei  und  unser  gesamtes  Volk  für  schädlich  erachte,  und  da  überdies  Ge¬ 
nosse  Braun  in  seiner  Parlamentsrede  vom  20.  März  gegen  mich  (wenn  auch, 
wie  ich  gern  dankend  anerkenne,  in  recht  freundschaftlicher  Tonart)  polemi¬ 
sierte,  sehe  ich  mich  veranlaßt  einige  seiner  Hauptargumente  auf  ihre  Rich¬ 
tigkeit  hin  zu  prüfen. 

Seine  grundsätzliche  Ablehnung  aller  staatlichen  Förderung  der  innern  Kolo¬ 
nisation  formuliert  Otto  Braun  wie  folgt: 

»Wir  lassen  uns  von  dem  Taumel  für  die  innere  Kolonisation,  der  jetzt  die  weitesten 
Kreise  ergriffen  hat,  nicht  mit  fortreißen,  wir  halten  auch  in  dieser  Frage  an  unseren 
volkswirtschaftlichen  Grundsätzen  nach  wie  vor  fest  .  .  .  Wenn  nun  die  Statistik  er¬ 
gibt,  daß  die  Entwickelung  sich  in  anderer  Richtung  bewegt,  so  beweist  das  noch 
lange  nicht  .  .  daß  der  Kleinbetrieb  in  der  Landwirtschaft  dem  Großbetrieb  be¬ 
triebstechnisch  und  wirtschaftlich  überlegen  ist;  denn  wäre  das  der  Fall,  dann  be¬ 
dürfte  es  ja  gar  nicht  der  künstlichen  Förderung  durch  innere  Kolonisation  und 
aller  sonstigen  Maßnahmen,  wie  man  die  jetzige  ländliche  Mittelstandsretterei  be¬ 
zeichnen  kann,  dann  würde  sich  der  landwirtschaftliche  Kleinbetrieb  selbst  durch¬ 
setzen  und  den  Großbetrieb  von  selbst  beiseite  schieben  [»Sehr  wahr!«  bei  den  So¬ 
zialdemokraten].  Der  Kleinbetrieb  ist  gegenüber  dem  Großbetrieb  in  der  Landwirt¬ 
schaft  zweifellos  die  rückständigere  Betriebsweise  . , .  Deswegen  stehen  wir  den 
Bauern  nicht  feindlich  gegenüber  .  .  .  Aber  gleichwohl  lehnen  wir  die  großen  ge¬ 
forderten  Summen  ab,  die  dazu  dienen  sollen  künstlich  den  Kleinbetrieb  zu  ver¬ 
mehren.« 

Genosse  Braun  bedenkt  nicht,  daß  man  hier  von  »Mittelstandsretterei«  nicht 
sprechen  kann,  weil  ja  der  bäuerliche  Familienbetrieb  auch  in  jenen  Pro¬ 
vinzen  kräftig  zunimmt,  wo  es  eine  staatlich  unterstützte  Kolonisation  bisher 
nicht  gibt.  Da  aber  die  Begründung  neuer  Ansiedlerstellen  schon  wegen 
der  Hypothekenregulierung,  des  Bedarfs  an  Zwischenkredit  und  der  Ord¬ 
nung  der  öffentlichrechtlichen  Verhältnisse  (Gemeinde,  Kirche  und  Schule) 
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viel  zu  schwierig  ist,  um  von  dem  verkaufslustigen  Gutsbesitzer  oder  den 
ansiedlungslustigen  Landarbeitern  und  kleinen  und  mittleren  Landwirten 
ausgeführt  werden  zu  können,  müssen  in  solchen  Provinzen  (beispielsweise, 
wie  oben  geschildert,  in  Hannover)  gewerbsmäßige  Güterzertrümmerer  die 
Aufteilung  übernehmen.  Über  die  schweren  Schädigungen,  die  diese  für  den 
Güterhändler  meist  sehr  einträgliche  Vermittlungstätigkeit  sehr  oft  für  die 
übrigen  Beteiligten  und  für  die  Allgemeinheit  zur  Folge  hat,  ist  sich  jedoch 
alle  Welt  einschließlich  des  Genossen  Braun  einig.  Man  strebt  daher  seit 
langem  danach  diese  ungeregelte,  nur  vom  Interesse  des  Händlers  geleitete 
Güterzerschlagung  durch  die  planmäßige  Kolonisationstätigkeit  gemein¬ 
wirtschaftlicher  Organisationen,  nämlich  der  großen  gemeinnützigen  provin¬ 
ziellen  Landgesellschaften  und  der  lokalen  Kleinsiedelungsgenossenschaften, 
zu  ersetzen.8)  Diese  erhalten  vom  Staat  für  jede  von  ihnen  begründete 
Stelle  eine  Besiedelungsprämie  von  600  bis  1000  Mark,  eine  Aufwendung, 
die  sich  durch  das  rasche  Anwachsen  der  Steuerkraft  der  neuen  Land¬ 
gemeinde  über  diejenige  des  frühem  Gutsbezirks  hinaus  bald  bezahlt  macht. 
Im  übrigen  aber  besteht  die  staatliche  Beihilfe,  die  sie  genießen,  fast  allein 
darin,  daß  sie  von  der  preußischen  Staatsbank  Zwischenkredit  erhalten, 
und  daß  sie  respektive  die  von  ihnen  angesetzten  Ansiedler  durch  Vermitt¬ 
lung  der  staatlichen  Rentenbanken  mit  dem  allgemeinen  Geldmarkt  in  Ver¬ 
bindung  treten.  Was  sollten  wir  Sozialdemokraten  gegen  dieses  System  ein¬ 
zuwenden  haben,  das  aus  der  Staatskasse  nicht  Geschenke  austeilt  (selbst 
die  Besiedelungsprämien  sind  nur  Beiträge  zu  den  großen  Kosten  der  öffent¬ 
lichrechtlichen  Folgeeinrichtungen)  sondern  nur  Darlehen  gewährt,  deren 
Rückzahlung  gesichert  ist?  Sollen  wir  uns  lieber  zu  dem  System  oder  rich¬ 
tiger  der  Systemlosigkeit  der  gewerbsmäßigen  Güterschlächterei  bekennen? 
Denn  in  Wirklichkeit  liegt  die  Sache  heute  doch  so,  daß  wir  eine  weitere 
Vermehrung  der  landwirtschaftlichen  Klein-  und  Mittelbetriebe  mit  Be¬ 
stimmtheit  erwarten  müssen  und  nur  die  Wahl  haben,  ob  wir  sie  auf  dem 
angeblich  natürlichen  Weg  der  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerung  oder 
dem  angeblich  künstlichen  der  staatlich  kontrollierten  und  durch  Kredit¬ 
gewährung  geförderten  gemeinnützigen  Kolonisation  eintreten  lassen  wollen. 
Die  Wahl  zwischen  beiden  Wegen  sollte  einem  Sozialisten  nicht  schwer 
fallen. 

Ob  nun  die  zur  Kreditgewährung  geforderten  Summen  (75  Millionen  Mark 
zu  Zwischenkreditszwecken  nach  der  Regierungsvorlage  und  300  Millionen 
Mark  nach  den  fortschrittlich-volksparteilichen  und  nationalliberalen  An¬ 
trägen,  die  das  preußische  Rentenbriefsystem  durch  das  dänische  der  un¬ 
mittelbar  an  die  Ansiedler  auszuzahlenden  Staats  dariehen  zu  ersetzen  Vor¬ 
schlägen)  von  unserer  Landtagsfraktion  bewilligt  werden  dürfen,  wird  davon 
abhängen,  ob  die  landwirtschaftlichen  Klein-  und  Mittelbetriebe,  die  mit 
Hilfe  des  Staatskredits  gebildet  werden  sollen,  einen  Fortschritt  darstellen 
oder  nicht.  Sonderbarerweise  sieht  Genosse  Braun  in  der  klein-  und  mittel¬ 
bäuerlichen  Siedelungsweise,  die  doch  einer  sehr  großen  Zahl  tätig  freier 
Menschen  viel  bessere  und  gesündere  Lebens-,  Wohnungs-  und  Arbeitsver¬ 
hältnisse  und  speziell  viel  naturgemäßere  Bedingungen  für  die  Kinderauf¬ 
zucht  bietet  als  die  gutsherrliche  Instkate  oder  die  großstädtische  Miets¬ 
kaserne  und  Fabrik,  an  sich  noch  keinen  Fortschritt,  der  eine  Unterstützung 


®)  Über  ihren  gegenwärtigen  Stand  in  den  einzelnen  preußischen  Provinzen  habe  ich  in  der  Rundschau 
Landwirtschaft,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag,  459  ff.,  berichtet. 
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der  Binnenkolonisation  durch  den  Staat  rechtfertigen  könnte.  Er  will  nur 
einen  rein  wirtschaftlichen  Fortschritt  und  als  dessen  Maßstab  lediglich  die 
Arbeitsproduktivität  anerkennen.9)  Obwohl  nun  die  staatliche  Förderung 
der  innern  Kolonisation  sich  auch  dann  rechtfertigen  läßt,  wenn  man  in  der 
größtmöglichen  Arbeitsproduktivität  den  einzigen  Leitstern  agrarpolitischer 
Reformen  erblicken  sollte10),  muß  doch  darauf  hingewiesen  werden,  daß 
dieser  Maßstab  nur  anwendbar  wäre,  wenn  landwirtschaftlich  nutzbarer 
Boden  in  unbegrenztem  Überfluß  vorhanden  wäre.  Nun  steht  uns  aber  leider 
in  den  modernen  Kulturländern  und  besonders  auch  in  Deutschland  land¬ 
wirtschaftlich  nutzbarer  Boden  nur  in  recht  beschränkter  Ausdehnung  zur 
Verfügung;  er  ist  zudem  durch  Kultivierung  von  Ödland  nur  in  geringem 
Maß  vermehrbar,  während  die  Bevölkerung  und  mit  ihr  auch  der  für  Land¬ 
arbeit  verwendbare  Bevölkerungsteil  viel  rascher  v/ächst.  Aus  diesem  Grund 
kann  die  Arbeitsproduktivität  nicht  für  sich  allein  sondern  nur  in  Gemein¬ 
schaft  mit  der  Bodenproduktivität  den  Maßstab  dafür  abgeben,  ob  die  Bil¬ 
dung  klein-  und  mittelbäuerlicher  Betriebe  auf  bisherigem  Rittergutsland  als 
landwirtschaftlicher  Fortschritt  oder  Rückschritt  zu  bewerten  ist.  Das  heißt: 
Es  wird  diejenige  Grundbesitzverteilung  die  vorzüglichere  sein,  die  die  vor¬ 
handenen  landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte  und  den  verfügbaren  Boden 
den  Lebenszwecken  und  speziell  der  Ernährung  der  Volksgemeinschaft 
besser  nutzbar  zu  machen  versteht.  Daß  nun  aber  der  Hektar  im  bäuer¬ 
lichen  Betrieb  und  Besitz  mehr  Erzeugnisse  hervorbringt  und  an  den  Markt 
liefert  als  im  Großbetrieb,  und  daß  daher  die  innere  Kolonisation  die  Boden¬ 
produktivität  steigert,  ist  das  übereinstimmende  Ergebnis  aller  neueren 
Untersuchungen. 

Trotzdem  bestreitet  Otto  Braun  diese  Tatsache  sogar  für  die  Viehproduktion, 
wo  sie  doch  am  zweifelsfreisten  festgestellt  ist.  In  seiner  Rede  zum  Land¬ 
wirtschaftsetat  sagte  er  am  19.  Januar  dieses  Jahres  zu  diesem  Punkt: 

»Von  einer  Zunahme  der  Kleinbetriebe  allein  kann  eine  Vermehrung  des  Viehbestands 
nicht  erwartet  werden.  Zum  Beispiel  ist  von  1882  bis  1907  der  Rindviehbestand  bei 
den  Betrieben  mit  5  bis  20  Hektar,  also  den  klein-  [richtiger:  mittel-]  bäuerlichen 
Familienbetrieben,  von  60  auf  75  pro  100  Hektar  Fläche,  also  um  25  %  gestiegen, 
während  in  den  Betrieben  von  100  und  mehr  Hektar,  also  den  Großbetrieben,  der 
Rindviehbestand  von  19  auf  33,  also  um  73  %  gestiegen  ist.  Ähnlich  liegt  es  bei  dem 
Schweinebestand-  Danach  kann  ich  mir  von  einer  Vermehrung  der  Kleinbetriebe 
auf  dem  Land  allein,  in  der  ich  übrigens  bis  zu  einem  gewissen  Grad  einen  volks- 

9)  Er  behauptet  nämlich,  wie  wir  sehen  werden,  zu  Unrecht:  »Es  kommt  nicht  darauf  an,  was  absolut  in 
dem  Kleinbetrieb  pro  Hektar  mehr  herausgeholt  wird,  sondern  vielmehr  darauf,  was  pro  aufgewendete 
Arbeitskraft  und  pro  geleistete  Arbeitsstunde  an  Ertrag  erzielt  wird.  Das  ist  das  Entscheidende  .  .  .  Nach 
meiner  Meinung  kommt  es  darauf  an  mit  dem  geringsten  Maß  an  menschlicher  Arbeit  die  größtmögliche 
Menge  von  Lebensmitteln  in  der  Landwirtschaft  zu  erzeugen.  Das  ist  die  Aufgabe  der  modernen  Land¬ 
wirtschaft.  Daß  das  nur  im  Großbetrieb,  unter  Ausnutzung  aller  technischen  und  wissenschaftlichen  Er¬ 
rungenschaften  möglich  ist,  muß  jedem,  der  die  Verhältnisse  kennt,  einleuchten.« 

10)  Einen  Beweis  hierfür  haben  Keup  und  Mührer  (Groß-  und  Kleinbetrieb  in  der  Landwirtschaft 
/Berlin  1913/,  pag.  122  ff.)  zu  führen  gesucht.  Keup  berichtet  hierüber  in  seinem  Artikel  Die  landwirt¬ 
schaftliche  Arbeiterfrage  und  die  innere  Kolonisation,  im  Archiv  für  innere  Kolonisation,  1913,  pag.  377 : 
»Auf  Grund  meiner  eigenen  Untersuchungen  in  Pommern  und  Brandenburg  bin  ich  der  Überzeugung,  daß 
zum  mindesten  im  Bereich  der  durch  die  innere  Kolonisation  geschaffenen  Verhältnisse  auch  diese  Frage 
der  Arbeitsproduktivität  zugunsten  der  bäuerlichen  Betriebe  unbedingt  zu  bejahen  ist.  Es  zeigte  sich 
nämlich,  daß  bei  der  Aufteilung  normaler  Großbetriebe  des  Ostens  die  Zahl  der  verfügbaren  Arbeitskräfte 
regelmäßig  fast  verdoppelt,  die  Zahl  der  fremden  Arbeitskräfte  fast  gleichzeitig  auf  zwei  Drittel  bis  die 
Hälfte  vermindert  wurde.  Statt  interesseloser  Lohnarbeiter  sind  nach  der  Aufteilung  Hunderte  von  Händen 
zu  eigenstem  Nutzen  in  Feld  und  Hof  am  Werk  und  bringen  es  aus  diesem  Antrieb  binnen  wenigen  Jahren 
zuwege,  daß  sich  der  Wert  der  Produktion  (bei  gleichbleibenden  Preissätzen)  mehr  als  verdoppelt.  Ja, 
trotzdem  nach  der  Besiedelung  eine  fast  doppelt  so  große  Zahl  von  Menschen  auf  der  gleichen  Fläche  zu 
ernähren  ist,  zeigt  sich,  daß  sogar  der  Wert  des  Absatzes  in  10  Jahren  bis  zum  2  tyj  fachen  seines  frühem 
Wertes  wächst.« 
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wirtschaftlichen  Rückschritt  erblicke,  eine  dauernde  Vermehrung  des  Viehbestands 
nicht  versprechen.  [Zuruf  rechts:  »Also  Großbetrieb!«]  Jawohl,  ich  bin  auch  für 
den  Großbetrieb.  Wir  erblicken  in  der  Zerschlagung  der  großen  Betriebe  und  in  der 
Schaffung  von  kleinen  leistungsfähigen  bäuerlichen  Betrieben  durchaus  nicht  einen 
wirtschaftlichen  Fortschritt.« 

Es  ist  in  der  Tat  richtig,  daß  von  1882  bis  1907  der  Rindviehbestand  der 
Großbetriebe  stark  stieg.  Das  hat  aber  seinen  Grund  zur  Hauptsache 
nur  darin,  daß  in  diesem  Zeitraum  zahlreiche  Großgüter,  die  bis  dahin 
ihre  Rinderherden  nur  als  notwendiges  Übel,  nämlich  als  Düngerprodu¬ 
zenten,  angesehen  hatten,  zur  Verstärkung  ihrer  Rindviehhaltung  schritten. 
Für  die  Zukunft  ist  auf  ein  Anwachsen  der  Rindviehbestockung  der  Groß¬ 
güter  in  gleichem  Tempo  schwerlich  zu  hoffen.  Aber  selbst  unter  den 
Ausnahmeverhältnissen  dieses  Zeitraums  stieg  die  Rindviehdichtigkeit  pro 
100  Hektar  bei  den  Großbetrieben  nur  um  14  Haupt  auf  33,  bei  den 
mittelbäuerlichen  aber  um  15  Haupt  auf  75;  die  Differenz  zwischen  beiden 
ist  also  so  groß,  daß  jede  Umwandlung  eines  Ritterguts  in  ein  Bauerndorf 
eine  ruckweise  Vergrößerung  des  Viehbestands  zur  Folge  hat.  Dieser  aus 
den  Ziffern  der  Reichsstatistik  abgeleitete  Satz  wird  durch  die  bei  der 
innern  Kolonisation  gemachten  Erfahrungen  vollauf  bestätigt.11)  In  96 
pommerschen  Kolonieen,  für  die  Angaben  vorliegen,  war  der  Viehbestand 
wie  folgt: 


Zeitpunkt 

Pferde 

Rindvieh 

Schweine 

Schafe 

Rindvieheinheiten 
(1  Rindvieh  =  % 
Pferd  =  4  Schwei¬ 
nen  =  10  Schafen) 

Vor  der  Aufteilung 

Nach  der  Aufteilung 

3  184 

5  369 

9  393 

21  453 

9  101 
41842 

25  898 

2  619 

16  359 

35  755 

Vermehrung 

respektive  Verminderung 

+  70  % 

+  128  7o 

+  369  % 

-  99  7o 

+  118% 

Die  gleiche  Erscheinung  wie  in  Pommern  finden  wir  in  Ostpreußen.  Für  21 
Gutsbezirke  mit  12 110  Hektar  nutzbarer  Fläche,  die  die  Ostpreußische  Land¬ 
gesellschaft  fertig  besiedelt  hat,  konnten  die  Ergebnisse  der  Viehzählungen 
für  Pferde,  Rindvieh  und  Schweine  von  1906  und  1912,  vor  und  nach  der 
Besiedelung  festgestellt  werden.12)  Es  waren  auf  der  selben  Fläche  vor¬ 
handen: 


Vor  der  Besiedelung 

Zuwachs 

1906  (einschließlich 

Nach  der  Besiedelung 

Vieh- 

Leutevieh) 

1912 

nach  der  Besiedelung 

gattung 

insgesamt 

pro  100 
Hektar 

insgesamt 

pro  100 
Hektar 

insgesamt 

pro  100 
Hektar 

Pferde 

1083 

8,9 

1  752 

14,6 

+  669=61, 7% 

5,7 

Rindvieh 

3  629 

29,9 

5  030 

41,5 

+  1401=38,6% 

11,6 

Schweine 

3  079 

25,4 

5  907 

48,7 

+  2229  =  91,8% 

23,3 

Eine  ständige  Begleiterscheinung  der  Entstehung  neuer  Klein-  und  Mittel¬ 
betriebe  ist  also  ein  starkes  Anwachsen  der  Nutzviehzahlen  und  somit  eine 


11)  Siehe  Pagenkopf  Privat-  und  volkswirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  bäuerlichen  Ansiedlungen,  im 
Archiv  für  innere  Kolonisation,  1913,  pag.  250  ff. 

12)  Siehe  den  Bericht  der  Ostpreußischen  Landgesellschaft  für  die  Zeit  vom  1.  April  1912  bis  zum  31.  März  1913 
I  Königsberg  1913  /,  pag.  15. 
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bessere  Versorgung  des  heimischen  Fleischmarkts.  Die  Ursache  dieser  Er¬ 
scheinung  ist,  daß  das  Rittergut  seiner  herrschaftsmäßigen  Arbeitsverfassung 
wegen  für  die  Viehzucht  weniger  geeignet  ist  als  für  den  Getreidebau,  und 
daß  daher  selbst  auf  gut  bewirtschafteten  Gütern,  wie  ich  auf  Wanderungen 
in  den  östlichen  Provinzen  oft  zu  beobachten  Gelegenheit  hatte,  die  Kultur 
der  Wiesen  sehr  zu  wünschen  übrigläßt.  Der  Bauer  dagegen  ist  infolge 
seiner  familienhaften  Arbeitsverfassung  für  die  Viehhaltung  prädestiniert, 
und  im  Interesse  der  Ernährung  eines  möglichst  großen  Viehstapels  sucht 
er,  ohne  den  Getreidebau  einzuschränken,  vor  allem  seine  Wiesen  zu  ver¬ 
bessern  und  durch  Entwässerung  von  Leegten  und  Mooren,  durch  Umbruch, 
Düngung  und  Neuansaat  neues  Wiesenland  zu  gewinnen.  Diese  immer  wieder 
von  mir  gemachte  Beobachtung  wird  durch  die  deutsche  Bodennutzungs¬ 
statistik  1907  bestätigt: 


Betriebs¬ 
größen  in 
Hektar 

Von  10( 

Acker¬ 

weide 

)  Hektar  ß 

Schwarz¬ 

brache 

i.ckerla 

Ge¬ 

treide¬ 

land 

nd  ist 

Kar¬ 

toffel¬ 

land 

Auf  100 
Hektar 
landwirt¬ 
schaftlich 
genutzter 
Fläche 
entfallen 
Schweine 

Von  100 L 
landwirts 
genutzter 
beträgt 

die  Wie¬ 
senfläche 
(ein¬ 
schließ¬ 
lich 
reicher 
Weide) 

ektar  der 
chaftlich 
i  Fläche 

die  ge¬ 
samte 
Futter¬ 
fläche 

Auf  100 
Hektar 
landwirt¬ 
schaftlich 
genutzter 
Fläche 
entfallen 
Rinder 

0,5  bis  2 

1,2 

1,0 

49,4 

34,2 

170 

21,5 

27,4 

82 

2  bis  5 

1,8 

1,8 

59,6 

19,0 

94 

25,5 

33,4 

96 

5  bis  20 

2,9 

3,6 

64,0 

12,3 

61 

24,2 

32,3 

76 

20bis  100 

6,8 

5,4 

62,5 

8,4 

39 

21,6 

29,3 

57 

über  100 

5,3 

4,5 

56,8 

11,3 

20 

15,6 

25,1 

33 

Die  gesamte  Futter-  und  besonders  die  Wiesenfläche,  ferner  das  mit  Getreide 
und  Kartoffeln  bestellte  Ackerland,  das  gleichfalls  der  Viehhaltung  reiche 
Futtermengen  liefert,  nimmt  also  in  den  klein-  und  mittelbäuerlichen  Be¬ 
trieben  einen  viel  großem  Prozentsatz  des  landwirtschaftlich  genutzten 
Areals  ein  als  in  den  Großbetrieben,  die  ihrerseits  einen  viel  beträchtlichem 
Teil  ihres  Bodens  als  Brache  oder  Ackerweide  nur  dürftig  nutzen.  In  ge¬ 
radem  Verhältnis  zu  dieser  Bodennutzung  steht  die  Viehdichtigkeit  in  den 
einzelnen  Betriebsgrößenklassen.  Schon  aus  diesen  Ziffern  ergibt  sich  ganz 
klar,  daß  von  einer  Vermehrung  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  eine  erheb¬ 
liche  Zunahme  des  Viehbestands  erwartet  werden  muß. 

Gleichzeitig  mit  dem  Grundteilungsgesetzentwurf,  der  übrigens  die  Land- 
arbeiteransiedlung  gleichfalls  sehr  erleichtern  will,  indem  er  bei  Arbeiter¬ 
und  KleinbauernsteÜen  den  Rentenbankkredit  bis  auf  neun  Zehntel  des 
Stellenwerts  auszudehnen  gestattet,  standen  ein  nationalliberaler  und  ein 
fortschrittlich-volksparteilicher  Antrag  zur  Beratung,  wonach  sehr  große 
Summen  (nach  dem  Antrag  Ecker  100  Millionen  Mark)  ausgeworfen  werden 
sollten,  um  Landarbeitern  durch  Gewährung  staatlicher  Darlehen  die  An- 
sässigmachung  auf  eigenem  Grund  und  Boden  und  die  Zupachtung  von  Ge¬ 
meindeland  (Allmende)  zu  ermöglichen.  Man  durfte  darauf  gespannt  sein, 
welche  Stellung  Genosse  Braun  zu  diesen  Vorschlägen  und  überhaupt  zum 
Problem  der  Landarbeiterseßhaftmachung  einnehmen  würde.  Hatte  sich 


ARTHUR  SCHULZ  •  DER  GRUNDTEILUNGSGESETZENTWURF  UND  DIE  ETC. 


477 


doch  Braun  vor  Jahresfrist  in  2  außerordentlich  sachkundigen  Artikeln  der 
Neuen  Zeit  in  starker  Abweichung  von  der  herrschenden  Parteimeinung  sehr 
energisch  für  die  Landarbeiteransiedlung  ins  Zeug  gelegt.13)  Er  hatte  da¬ 
mals  unter  anderm  geschrieben: 

»Aus  dieser  Hörigkeit  [des  Insten-  und  Deputantenverhältnisses]  kommt  der  Land¬ 
arbeiter  durch  die  Ansiedlung  auf  eigenem  Grund  und  Boden  heraus.  Er  erhält 
sein  Häuschen  mit  gesunder  Wohnung,  Stall,  Garten  und  ein  paar  Morgen  Ackerland 
und  ist  darauf,  solange  er  pünktlich  seine  Hypothekenzinsen  zahlt,  sein  eigener  Herr. 
Er  braucht  nicht  zu  fürchten  mit  Weib  und  Kind  und  seinem  Hausrat  auf  die  Land¬ 
straße  gesetzt  zu  werden,  wenn  er  mit  seinem  gutsherrlichen  Arbeitgeber  wegen 
Differenzen  auseinanderkommt.  Auch  entzieht  sie  ihn  jener  Abhängigkeit  vom  Ar¬ 
beitgeber,  die  sich  aus  der  Naturallöhnung  ergibt  .  .  .  Auch  aus  diesem  unwürdigen 
Verhältnis  kommt  der  im  eigenen  Heim  wohnende  Arbeiter  heraus,  der  auf  eigenem 
Acker  baut,  was  er  braucht,  und  daher  nur  gegen  Barlohn  arbeiten  wird.  Auch  ent¬ 
geht  er  der  Verpflichtung  Frau  und  Kinder  seinem  Arbeitgeber  zur  Ausbeutung  für 
wenige  Pfennig  Taglohn  zur  Verfügung  zu  stellen,  einer  Verpflichtung,  die  von  den 
Landarbeiterfrauen  ganz  besonders  bitter  empfunden  wird.  Der  im  eigenen  Haus 
wohnende  Arbeiter  kann  auch  in  politischer  Hinsicht  viel  selbständiger  auftreten 
und  mit  Nachdruck  seine  wirtschaftlichen  Interessen  seinem  Arbeitgeber  gegenüber 
vertreten.« 

Die  üblichen  Einwände,  die  vom  sozialdemokratischen  Standpunkt  gegen  die 
Landarbeiteransiedlung  geltend  gemacht  werden,  hatte  Genosse  Braun  in 
diesen  beiden  Artikeln  für  unbegründet  oder  doch  für  stark  übertrieben  er¬ 
klärt.  Die  Beschränkung  der  Freizügigkeit,  die  davon  vielfach  befürchtet 
werde,  sei  nicht  erheblich,  da  der  Arbeiter  mit  der  Bahn  oder  dem  Fahrrad 
leicht  geeignete  Arbeitsstellen  in  den  umliegenden  Dörfern  oder  in  der 
nächsten  Stadt  erreichen  könne.  Die  Agrarier  würden  daher,  wollten  sie  sich 
die  Arbeitskraft  der  angesiedelten  Arbeiter  erhalten,  höhere  Löhne  zahlen 
müssen  als  sie  es  jetzt  gewohnt  seien.  Auch  das  weitere  Bedenken,  daß  der 
seßhaft  gemachte  Landarbeiter  wegen  Leistung  *von  Fuhren  und  Pflügen  des 
Ackers  auf  den  Gutsbesitzer  angewiesen  sei  und  dadurch  leicht  diesem 
gegenüber  in  Abhängigkeit  geraten  könne,  sei  nicht  begründet,  da  die  An¬ 
siedlung  stets  in  Landgemeinden  erfolgen  solle,  und  der  Arbeiter  hier  leicht 
kleine  Besitzer  finde,  die  ihm  ihr  nicht  genügend  beschäftigtes  Gespann  gern 
gegen  geringe  Bezahlung  oder  gelegentliche  Arbeitshilfe  zu  Fuhren  oder 
zum  Pflügen  zur  Verfügung  stellen  würden.  Auch  die  Befürchtung,  daß  der 
Erwerb  von  Grundeigentum  dem  Arbeiter  eine  reaktionäre  Gesinnung  ein¬ 
impfen  werde,  träfe  nicht  zu: 

»Die  krasse  Ungleichheit  in  der  Behandlung  der  Besitzlosen  und  Besitzenden,  die  auf 
dem  Lande  viel  schärfer  in  die  Erscheinung  tritt  als  in  der  Stadt,  löst  bei  den  Land¬ 
arbeitern  den  Landhunger,  das  Streben  nach  eigenem  Landbesitz  aus  und  macht  den 
Kleinbauern  zum  Eigentumsanbeter.  Es  ist  daher  kein  reaktionäres  Motiv,  das  sie 
leitet,  sondern  es  ist  der  Hunger,  das  Streben  nach  Freiheit,  nach  Unabhängigkeit 
und  Gleichberechtigung  .  . .  Daß  sie  [die  Ansiedlung]  Sachwalter  des  Gegenwarts¬ 
staats  schafft  und  zum  Hindernis  für  die  Sozialisierung  der  Gesellschaft  wird,  be¬ 
fürchte  ich  nicht.  Jedenfalls  werden  auch  die  angesiedelten  Arbeiter  mit  uns  für 
die  Demokratisierung  der  Gesellschaft  eintreten.« 

Nachdem  er  so  alle  denkbaren  Einwände  geprüft  hatte,  kam  Genosse  Braun 
zu  dem  Ergebnis,  daß  unsere  Partei  keinen  Anlaß  habe  die  Landarbeiter¬ 
ansiedlung  zu  bekämpfen: 

»Alles  in  allem  scheinen  mir  die  Vorteile,  die  bei  der  Ansiedlung  dem  durch  Woh¬ 
nungsgewährung  und  Naturallohn  in  unwürdiger  Abhängigkeit  vom  Arbeitgeber  ge- 

l3)  Siehe  Braun  Landflucht,  Seßhaftmachung  der  Landarbeiter  und  Sozialdemokratie  und  Landarbeiter¬ 
ansiedlung  und  Sozialdemokratie,  in  der  Neuen  Zeit,  1912-1913,  1.  Band,  pag.  494  ff.  und  875  ff.;  siehe 
hierzu  meinen  Artikel  Sozialdemokratie,  Landarbeitergewerkschaft,  Landarbeiteransiedlung,  in  den  Soziali¬ 
stischen  Monatsheften,  1912,  2.  Band,  pag.  790  ff. 


478 


ARTHUR  SCHULZ  •  DER  GRUNDTEILUNGSGESETZENTWURF  UND  DIE  ETC. 


haltenen  Landarbeiter  erwachsen,  so  erheblich  zu  sein,  daß  die  Nachteile,  die  er  da¬ 
bei  in  Kauf  nehmen  muß,  sie  nicht  entfernt  aufheben  können  ....  Deshalb  sollten 
wir  doch  ernsthaft  erwägen,  ob  es  richtig  ist  uns  Maßnahmen  zu  widersetzen,  die 
wie  die  Seßhaftmachung  der  Landarbeiter  dazu  angetan  sind  mindestens  zur  Ver¬ 
besserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  Landarbeiter  und  damit  zur  Einschränkung 
der  Landflucht  wesentlich  beizutragen  und  zugleich  dem  freien  Arbeitsvertrag  die 
Wege  zu  bahnen.« 

Wenn  es  auch  einige  Verwunderung  erregen  mußte,  daß  Braun  zwar  in  Über¬ 
einstimmung  mit  einer  starken  Gruppe  konservativer  Großgrundbesitzer  die 
Seßhaftmachung  der  Landarbeiter  guthieß,  dagegen  aber  die  in  bäuerlich 
und  bürgerlich  liberalen  Kreisen  so  populäre  Bauernansiedlung  nach  wie 
vor  bekämpfte,  so  stellten  seine  in  den  beiden  Artikeln  entwickelten  Ge¬ 
danken  doch  einen  wichtigen  Fortschritt  dar,  dessen  man  sich  von  Herzen 
freuen  konnte.  Seitdem  sie  geschrieben  wurden,  haben  verschiedene  Ereig¬ 
nisse,  besonders  die  bekannte  Drohung  Rußlands  zur  Erkämpfung  eines  ihm 
günstigen  Handelsvertrags  seinen  alljährlich  als  Wanderarbeiter  nach 
Deutschland  ziehenden  rund  300  000  Untertanen  die  Grenze  zu  sperren  und 
dadurch  die  deutsche  Land-  und  Volkswirtschaft  in  eine  schwere  Krise  zu 
stürzen,  die  Arbeiteransiedlung  noch  dringlicher  gemacht  und  die  öffentliche 
Meinung  ihr  noch  günstiger  gestimmt.  Um  so  mehr  muß  es  überraschen,  daß 
Genosse  Braun  bei  der  1.  Beratung  des  Grundteilungsgesetzentwurfs 
erklärte: 

»Da  somit  die  Ansiedlung  der  Arbeiter  zur  Fesselung  der  Arbeiter  und  zur  Nieder¬ 
haltung  ihres  Lohns  angestrebt  wird,  deshalb  müssen  wir  diesen  Bestrebungen  auf 
Seßhaftmachung  der  Landarbeiter  mit  aller  Entschiedenheit  entgegentreten,  ganz  ab¬ 
gesehen  davon,  daß  wir  schon  grundsätzlich  die  Zerstückelung  von  Großbetrieben 
und  die  Abgabe  von  Land  im  kleinen  zum  Privatbesitz  einzelner  verwerfen.« 

Da  sich  diese  schroffe  Ablehnung  der  Landarbeiteransiedlung  im  März  1914 
mit  ihrer  warmen  Befürwortung  im  März  1913  nicht  in  Einklang  bringen 
läßt,  und  inzwischen  nichts  geschehen  ist,  was  eine  so  radikale  Sinnesände¬ 
rung  motivieren  könnte,  muß  man  annehmen,  daß  die  Stellungnahme  in 
dieser  wichtigen  Frage  von  einer  weniger  gut  unterrichteten  Fraktions¬ 
mehrheit  bestimmt  worden  ist.  Es  soll  natürlich  nicht  geleugnet  werden, 
daß  mittels  der  Seßhaftmachung  der  Landarbeiter  von  den  Gutsbesitzern 
und  selbst  von  amtlichen  Stellen 14)  häufig  ihre  Fesselung,  die  Nieder¬ 
haltung  ihrer  Löhne  und  andere  nicht  zu  billigende  Ziele  angestrebt, 

,4)  Dahin  gehören  vor  allem  die  auch  von  Kolonisationsbeamten  wiederholt  gemachten  Versuche  den  Ar¬ 
beiterstellenbesitzern  durch  allerhand  Vertragsklauseln,  Rechtsbeschränkungen  und  Verwaltungsmaßnahmen 
den  Aufstieg  zu  bäuerlicher  Selbständigkeit  unmöglich  zu  machen.  So  berichtet  Regierungsrat  Nehring 
(Posen)  über  die  Arbeiterstellen,  die  in  den  Provinzen  Posen  und  Westpreußen  von  deutschen  Kleinsiede¬ 
lungsgenossenschaften  im  Zusammenwirken  mit  der  Deutschen  Mittelstandskasse  und  der  Deutschen  Bauern¬ 
bank  geschaffen  werden,  in  seinem  Artikel  Deutsche  Kleinsiedelung  in  Posen  und  Westpreußen,  in  dem 
oben  erwähnten  Jahrbuch,  1912,  pag.  170,  folgendes:  »Außerdem  wird  ein  Veräußerungsverbot  in  den 
Grundbüchern  eingetragen,  um  abgesehen  von  dem  nationalen  Gesichtspunkt  den  Stellenwechsel  beein¬ 
flussen  und  das  Grundstück  als  Arbeiterstelle  erhalten  zu  können;  die  Genehmigung  zur  Veräußerung 
wird  gegebenenfalls  verweigert,  wenn  die  Stelle  von  einem  Nichtarbeiter  erworben  .  .  .  werden  soll  .  .  . 
Es  würde  dem  Zweck  der  Kleinsiedelung  widersprechen,  wenn  der  Besitzer  sich  durch  Zukauf  von 
Grundstücken  zum  kleinen  Bauern  auswachsen  .  .  .  könnte.  Es  wird  eine  wichtige  Aufgabe  der 
Kleinsiedelungsgenossenschaften  sein  die  weitere  Erhaltung  der  Arbeiterstellen  als  solcher  zu  überwachen.« 
Gegen  solche  Versuche  den  Arbeiterstellenbesitzer  lebens-  und  generationslang  als  Arbeiter  erhalten,  seine 
Klassenlage  verewigen  und  die  in  Ostelbien  wahrlich  schon  sehr  stark  ausgeprägte  Klassenscheidung, 
wenigstens  für  die  Arbeiter,  in  ein  Kastensystem  nach  indischer  Art  fortbilden  zu  wollen  muß  energisch 
protestiert  werden.  Diese  Bestrebungen  haben  übrigens  zur  Folge,  daß  Landarbeiterstellen,  wie  die  kürzlich 
dem  Abgeordnetenhaus  vorgelegte  amtliche  Übersicht  über  die  Siedelungsgesellschaften  und  Kleinsiedelungs¬ 
genossenschaften  konstatiert,  in  der  Provinz  Posen  nicht  selten  schwer  verkäuflich  sind.  Die  Sozialdemo¬ 
kratie  kann  sich  natürlich  nur  für  entwickelungsfähige  Landarbeiterstellen  erwärmen.  Aber  solchen 
Abirrungen  der  Ansiedlungsbewegung  kann  sie  wirksam  nicht  entgegentreten,  wenn  sie  diese  selbst  grund¬ 
sätzlich  bekämpft. 


ARTHUR  SCHULZ  ♦  DER  GRUNDTEILUNGSGESETZENTWURF  UND  DIE  ETC. 


479 


manchmal  auch  erreicht  werden.  Diese  Tatsache  fordert  uns  aber  nur 
auf  gegen  solchen  Mißbrauch  Garantieen  zu  schaffen,  mahnt  Partei  und 
Landarbeitergewerkschaft  die  Praxis  der  Seßhaftmachung  zu  überwachen, 
auf  sie,  soweit  es  irgend  möglich  ist,  Einfluß  zu  gewinnen.  Sie  rechtfertigt 
es  aber  nicht  jetzt  grundsätzlich  eine  Reform  abzulehnen,  deren  Notwendig¬ 
keit  und  Nützlichkeit  gerade  Genosse  Braun  erst  vor  einem  Jahr  schlüssig 
erwiesen  hat.15) 

Muß  ich  nach  alledem  der  vorläufigen  Stellungnahme  unserer  Landtags¬ 
fraktion  zum  Grundteilungsgesetzentwurf  und  zu  den  gleichzeitig  beratenen 
liberalen  Anträgen  in  einigen  wichtigen  Punkten  ernst  und  nachdrücklich 
widersprechen,  so  geschieht  das  in  der  Hoffnung,  daß  sie  bei  der  nähern 
Prüfung  in  der  Spezialberatung  in  diesen  Punkten  noch  geändert  werden 
kann.  Zugleich  möchte  ich  hier  gern  anerkennen,  daß  die  Reden  ihres  jetzi¬ 
gen  Wortführers  in  Agrarfragen  im  großen  und  ganzen  von  seiner  gründ¬ 
lichen  Kenntnis  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  und  von  seinem  fleißi¬ 
gen  Studium  der  agrarwissenschaftlichen  Literatur  erneut  Zeugnis  ablegen  und 
in  vielen  anderen  Fragen,  vor  allem  des  Landarbeiterrechts  und  des  Land¬ 
arbeiterschutzes,  unanfechtbar  sind.  Und  auch  wo  Braun  irrt,  fließen  seine 
Irrtümer,  die  er  ja  mit  der  Mehrheit  der  Partei  teilt,  nicht  aus  halsstarriger 
doktrinärer  Voreingenommenheit.  Im  Gegenteil,  in  seinen  Artikeln  in  der 
Neuen  Zeit  hat  er  an  manchen  überlieferten  agrar  mar  xistischen  Dogmen, 
suaviter  in  modo,  fortiter  in  re,  Kritik  geübt  und  sich  dabei  den  Anschau¬ 
ungen  des  sozialdemokratischen  Agrarreformismus  stark  genähert.  Auch 
wird  man  es  ihm  einst  hoch  anrechnen,  daß  er,  von  diesem  Geist  undogma¬ 
tischen  Wahrheitsdrangs  erfüllt,  der  Schöpfer  der  sozialdemokratischen 
Agrarstudienkommission  geworden  ist.  Ihre  Arbeiten  werden  hoffentlich 
in  der  Partei  den  Boden  für  eine  sachgemäßere  Beurteilung  der  innern 

l5)  Gegen  die  auf  Ansiedlung  landwirtschaftlicher  Arbeiter  gerichtete  Bewegung  hat  sich  in  den  letzten 
2  Jahren  in  agrarischen  Kreisen  eine  gewisse  Reaktion  geltend  gemacht,  die  von  Professor  Ehrenberg 
in  Rostock  und  von  dem  Vorsitzenden  der  ostpreußischen  Landwirtschaftskammer  von  Batocki-Bledau 
geführt  wird  und  sich  in  der  Studienkommission  für  Erhaltung  des  Bauernstands,  für  Kleinsiedelung  und 
Landarbeit  organisiert  hat.  Diese  Richtung  glaubt,  daß  durch  Ansässigmachung  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  landwirtschaftliche  Arbeiter  nicht  geschaffen  werden  können,  weil  sie  bald  entweder  zur  Industrie 
übergehen  oder  sich  durch  Zukauf  und  Zupachtung  von  Land  zu  Kleinbauern  auswachsen.  Sie  empfiehlt 
deshalb  die  Errichtung  ländlicher  Mietswohnungen,  deren  Inhaber  nach  mecklenburgischem  Vorbild  Ge¬ 
legenheit  haben  sollen  vom  Gemeindeland,  das  zu  diesem  Zweck  nach  und  nach  überall  im  östlichen  Preußen 
aufs  neue  geschaffen  werden  müßte,  zu  günstigen  Bedingungen  kleine  Parzellen  zu  pachten.  Da  manche, 
besonders  jüngere,  Landarbeiter  sich  nicht  an  einen  bestimmten  Ort  binden  wollen,  auch  meist  noch  nicht 
so  viel  erspart  haben,  rxm  ein  Arbeiterrentengut  nebst  dazugehörigem  lebenden  und  toten  Inventar  erwerben 
zu  können,  sind  derartige  Mietswohnungen,  die  sich  zu  Pachtstellen  erweitern  lassen,  in  der  Tat  ein  Be¬ 
dürfnis.  Sie  sind  aber  nur  eine  Ergänzung  der  Landarbeiteransiedlung  auf  eigenem  Grund  und  Boden,  nicht 
ein  Ersatz  dafür.  Auch  stehen  ihnen  manche  Bedenken  entgegen,  die  gerade  Genosse  Braun  in  seinem 
mehrfach  zitierten  Artikel  klar  umschrieben  hat.  Er  schloß  sich  darin  der  Ansicht  des  Regierungs-  und 
Landesökonomierats  im  preußischen  Landwirtschaftsministerium  Dr.  Stumpfe,  eines  der  eifrigsten  Be¬ 
fürworter  der  Arbeiteransiedlung,  an,  der  den  Grund  für  die  veränderte  Stellungnahme  vieler  konservativer 
Wirtschaftspolitiker  im  Archiv  für  innere  Kolonisation  wie  folgt  dargelegt  hatte:  »Was  im  Arbeitgeber¬ 
interesse  so  erstrebenswert  erscheint  und  daher  auch  so  stark  erstrebt  wird,  das  ist  Abhängigkeit 
der  Arbeiter  von  dem  Arbeitgeber.  Diese  hofft  man  eben  beim  Einlieger  viel  wirksamer  zu  erreichen 
als  beim  Ansiedler.«  Und  er  fügte  dem  noch  hinzu:  »Die  nach  den  neuen  Grundsätzen  angesiedelten 
Landarbeiter  wie  auch  die  mecklenburgischen  Häusler,  auf  die  besonders  Professor  Ehrenberg  exempli' 
fiziert,  sind  den  Herren  nicht  abhängig  genug,  daher  die  Sehnsucht  nach  den  Einliegern,  die  durch 
Miets-  und  Pachtvertrag  leichter  in  Abhängigkeit  vom  Arbeitgeber  gebracht  werden  können.«  Diese  Be¬ 
denken  gegenüber  der  neuen  durch  die  Ehrenberg  -  Batockische  Studienkommission  vertretenen  Richtung 
sind  begründet  und  bestehen  heute  noch  fort.  Um  so  überraschender  ist  es,  daß  Genosse  Braun  in  seiner 
Rede  zum  Grundteilungsgesetzentwurf  anstatt  der  Arbeitereigentumsstellen,  die  er  verwirft,  nun  gleichfalls 
Arbeitermiets-  und  -pachtstellen  empfiehlt.  Da  Genosse  Braun,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  in  manchen 
Parteikreisen  herrschende  abergläubische  Angst  vor  dem  kleinen  landwirtschaftlichen  Grundeigentum,  sogar 
dem  des  angesiedelten  Landarbeiters,  erfreulicherweise  nicht  teilt,  ist  diese  Stellungnahme  sachlich  unerklärlich- 
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Kolonisation  und  der  übrigen  Agrarfragen  vorbereiten,  wodurch  dann  auch 
unseren  Abgeordneten  eine  entsprechende  sachlich  richtigere  Haltung  in  den 
Parlamenten  ermöglicht  werden  würde.  Inzwischen  aber  mögen  die  sozial¬ 
demokratischen  Volksvertreter  im  preußischen  Abgeordnetenhaus  bedenken, 
daß  unsere,  seit  20  Jahren  an  der  Agrargesetzgebung  ihres  Landes  positiv 
mitarbeitende  bayrische  Landtagsfraktion  das  Güterzertrümmerungsgesetz 
von  1910,  das  Vorbild  des  Grundteilungsgesetzentwurfs,  seinerzeit  einstim¬ 
mig  angenommen  hat,  daß  sie  einen  Initiativantrag  gestellt  hat,  durch 
den  sie  die  Ansiedlung  landwirtschaftlicher  Arbeiter  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  mittels  Kredithilfe  der  staatlichen  Landeskulturrentenanstalt  wirk¬ 
samer  als  bisher  unterstützen  will,  und  daß  sie  endlich  noch  vor  wenigen 
Wochen  zur  gleichen  Zeit,  als  unsere  Parteigenossen  im  preußischen  Parla¬ 
ment  hierzu  leider  die  entgegengesetzte  Stellung  emnahmen,  in  einer  in  der 
bayrischen  Presse  vielbeachteten  Rede  des  Genossen  Gentner  nachdrücklich 
für  Vermehrung  der  bäuerlichen  Betriebe  auf  dem  Weg  der  staatlich  geför¬ 
derten  Innenkolonisation  und  zu  diesem  Zweck  für  die  Begründung  einer 
gemeinnützigen  Land-  und  Siedelungsbank  eingetreten  ist. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

mz  SCMIPPEL  ■  RUSSISCHE  UHD  DEUTSCHE 
HANDELSPOLITIK 

M  9.  April  hat  die  Reichsduma  einen  Getreidezoll  (von  30  Kopeken 
für  1  Pud  brutto)  beschlossen.  Nachdem  sie  schon  früher  dem 
finnischen  Landtag  das  Recht  abgesprochen  hatte  über  diese  Zoll¬ 
angelegenheit  für  seinen  Bereich  selbständig  zu  entscheiden,  steht 
die  Duma  nunmehr  weiter  im  Begriff  die  gleiche  oder  eine  ähn¬ 
liche  Maßnahme  auch  für  das  alte  Schwedenland  zu  treffen. 

Dieses  ganze  Vorgehen  hat  zunächst  mehr  symptomatische  als  wirkliche 
handelspolitische  Bedeutung.  Rußland  empfindet  die  alten  aus  den  Jahren 
1903-1904  stammenden  Handelsvertragsverhältnisse  offenbar  wie  eine 
Niederlage  und  sucht  sich  auf  allen  möglichen  Gebieten  eine  stär¬ 
kere  Stellung  für  die  späteren  Schachzüge  von  gegenseitigen  For¬ 
derungen  und  Zugeständnissen  zu  schaffen.  Dabei  prägt  sich  immer 
unverkennbarer  zugleich  eine  neue  handelspolitische  Gruppierung  der 
Klasseninteressen  aus.  War  der  ältere  russische  Protektionismus  ein 
recht  einseitiger  Triumph  der  erst  langsam,  dann  rasch  heranwach- 
senden  Industrie  über  die  naturgemäß  mehr  freihändlerisch  gerichtete,  weil 
stark  überproduzierende  und  exportierende  Landwirtschaft,  so  nähert  sich 
das  Zarenreich  gegenwärtig  bereits  der  Entwickelungsstufe,  die  Deutschland 
schon  lange  und  Österreich-Ungarn  vor  allem  seit  der  jüngsten  Zoll-  und  Ver¬ 
tragsperiode  verkörperten:  Die  Exportinteressen  der  Landwirtschaft  treten 
verhältnismäßig  immer  mehr  zurück,  ihre  Schutzinteressen  für  den  heimi¬ 
schen  Markt  immer  mehr  hervor,  der  Protektionismus  wird  mehr  gleich¬ 
seitig  ein  industriell-agrarischer.1)  Die  stärksten  Wurzeln  dieses  Um- 

*)  Über  diese  Entwickelungsstufen  der  Klasseninteressenschichtung  und  damit  der  ganzen  Handelspolitik 
siehe  meine  Grundzüge  der  Handelspolitik  /  Berlin  1902/,  besonders  das  2.  und  das  4.  Kapitel:  Der  Industrie¬ 
schutz  (also  nach  der  theoretischen  Formulierung:  die  Listsche  Periode),  Der  vereinte  Agrar-  und  Industrie- 
schutz  (also  nach  ihrem  genialsten  deutschen  Vertreter:  die  Bismarcksche  Periode).  Der  Marxismus  erweist 
sich  auch  für  das  geschichtliche  Verständnis  der  wechselnden  großen  handelspolitischen  Strömungen  als 
ein  unentbehrlicher  Ariadnefaden. 
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schwungs  liegen  wahrhaftig  nicht  in  den  hierfür  sehr  nebensächlichen  Außen- 
Beziehungen  zu  dem  einen  Land  Deutschland,  obwohl  in  einem  sich  stetig 
füllenden  Gefäß  der  eine  letzte  Tropfen  recht  oft  die  sensationellste  und 
auffälligste  Rolle  spielen  kann  und  gegenwärtig  in  der  Tat  spielt,  wenigstens 
für  oberflächlichere  Beobachter,  die  von  tiefen  handelspolitischen  Grund¬ 
strömungen  immer  erst  dann  etwas  spüren,  wenn  das  Wolffsche  Depeschen¬ 
bureau  eine  vorläufig  abschließende  parlamentarische  Abstimmung  meldet. 

Eine  größere  Aufmerksamkeit  verdienen  im  Augenblick  die  kritisch  erläu¬ 
ternden  Bemerkungen,  mit  denen  ein  Teil  unserer  deutschen  sozialdemokrati¬ 
schen  Parteipresse  die  russische  Entscheidung  begleitet.  Nicht  nur,  daß  die 
befremdendsten  Widersprüche  hierbei  mit  einemmal  laut  werden.  Auch 
einige  der  dornigsten  Fragen  der  international-nationalen  Betätigung  tau¬ 
chen  hierbei  von  neuem  auf;  und  daß  sie  durchaus  nicht  so  einfach  mit  ein 
paar  kräftigen  gewohnten  Schlagern  zu  lösen  sind,  beweisen  eben  die  voll¬ 
kommen  auseinander-  und  gegeneinanderlaufenden  Antworten,  nicht  nur 
in  Deutschland  und  Rußland  sondern  innerhalb  unserer  eigenen  reichsdeut- 
schen  Partei-  und  Grenzpfähle.  Und  die  weitere  Nachprüfung  legt  als¬ 
dann  die  Erwägung  zum  mindesten  nahe:  Wenn  die  Übereinstimmung  im 
eigenen  parteigenössischen  Urteil  so  gering  ist,  empfiehlt  sich  nicht 
etwas  mehr  vorsichtige  Zurückhaltung  und  kühle  Ruhe  angesichts  des  Be¬ 
ginns  so  verwickelter  Interessenkonflikte? 

ER  Vorwärts  »begrüßt«  in  einem  Leitartikel  die  »Hilfe  vom  Aus¬ 
land«.2)  An  sich  wäre  dagegen  weiter  nichts  einzuwenden;  denn 
warum  soll  ein  weitblickender  Internationaler  in  einem  bestimm¬ 
ten  Fall  nicht  der  ausländischen  Politik,  sogar  gegen  die 
heimische  Politik,  recht  geben?  Aber  die  international  höhere 
Warte  muß  sich  alsdann  stets  in  einer  unparteiisch  gleichen  Behand¬ 
lung  von  Inland  und  Ausland,  in  einem  ausgesprochenen  Billigkeitsgefühl 
nach  jeder  Seite,  auch  nach  der  heimischen,  bekunden.  Einseitig  weiter¬ 
zugehen,  nämlich  bis  zur  unbegründet  willkürlichen  Zurücksetzung  und 
Zurückdrängung  des  Inlands,  wäre  ein  abschreckendes  Zerrbild  von  Inter¬ 
nationalität,  wäre  eine  Art  umgekehrter,  auf  den  Kopf  gestellter  Chauvinis¬ 
mus:  Chauvinismus  zugunsten  des  Auslands.  Und  so  sollte  man  doch  wohl 
bei  der  strittigen  handelspolitischen  Auseinandersetzung  nicht  ganz  aus  dem 
Auge  verlieren,  daß  der  begrüßte  Vorkämpfer  und  Preisfechter  gegen  den 
Protektionismus  und  gegen  das  protektionistische  Deutschland  im  Ernst 
gerade  Rußland  sein  soll.  Rußland,  bisher  und  noch  immer  der  zöllnerischste, 
unzugänglichste  aller  heutigen  Großstaaten,  der  Hort  wie  aller,  so  vor  allem 
auch  der  handelspolitischen  Reaktion,  und  nun  eine  fröhliche  Hoffnung  des 
Freihandels  und  des  modernen  Fortschritts:  gewiß,  die  Not  mag  seltsame 
Bettgenossen  schaffen,  aber  ein  angenehmer  Verbündeter  für  eine  prole¬ 
tarisch-revolutionäre  Partei  ist  das  sicherlich  nicht. 

Und  wenn  schon  Begrüßung  sein  muß,  warum  gleich  im  überschwänglichsten 
Kirschnerstil  und  mit  einer  so  starken  Beimischung  von  Selbsterniedrigung? 
Denn  der  Vorwärts,  der  so  oft  das  Zarenreich  in  seiner  frühem  und  gegen¬ 
wärtigen  Verfassung  als  Urquell  alles  Bösen  und  Niederträchtigen  in  der  ge- 

*)  Siche  den  Leitartikel  des  Vorwärts  vom  10.  April  1914. 
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samten  internationalen  Politik  nachwies,  und  der  deshalb  jede  Annäherung 
Deutschlands  an  seinen  östlichen  Nachbarn  stets  als  folgenschwersten  Sünden- 
fall  ansah,  bringt  es  in  seinem  Wechsel  von  einem  Extrem  zum  andern  nun¬ 
mehr  glücklich  fertig  seinen  Leitartikel  mit  den  schwungvollen  Worten  zu 
enden: 

»N  u  r  die  egoistische  Verstocktheit  deutscher  Agrarier  gibt  die  Erklärung  dafür, 
daß  zwischen  diesen  beiden  Ländern  Rußland  und  Deutschland  wirtschaftliche  und 
politische  Verstimmungen  entstehen  können.« 

Wie  früher  mitunter  das  Schwarz  so  ist  hier  beim  Bild  Rußlands  ganz 
entschieden  das  Weiß  (»kein  Engel  ist  so  rein«)  viel  zu  stark  auf  getragen. 
»Rußland  hat  ungeheuerliche  Schutzzölle«,  meint  denn  auch  be¬ 
sänftigend  und  gleichmäßiger  abwägend  unser  Dresdener  Parteiorgan.3) 

Ferner,  w  e  r  ist  bei  näherm  Zusehen  eigentlich  unser  Auslandsbundesgenosse? 
Wir  wehren  uns  sonst  gegen  den  allzu  verschwommenen  Gebrauch  von 
Sammelworten  und  Sammelbegriffen  wie  Volk  und  Nation  und  verlangen, 
daß  man  dahinter  die  unterschiedenen,  gegensätzlichen,  oft  todfeindlichen 
Klassen  und  Gruppen  deutlicher  sehe  und  hervorhebe,  weil  dadurch  die 
wesentlichsten  Sozialbeziehungen  oft  in  ein  ganz  anderes  Licht  rücken.  Für 
das  »Ausland«  gilt  jedoch  ganz  das  gleiche.  Im  vorliegenden  Fall  wären 
nicht  einheitlich  das  russische  Volk ,  die  russischen  Volksmassen  unsere 
Verbündeten,  sondern  die  russischen  Junker  und  Agrarier,  die  »in  schnöder 
kapitalistischer  Gewinngier«  um  ihren  Inlands-  und  Auslandsabsatz,  um 
ihre  einseitigen  Besitzklasseninteressen  kämpfen,  und  daneben  die  russischen 
Großindustriellen,  die  entweder  in  der  agrarischen  Zollschutz-  und  Export¬ 
förderung  gleichfalls  eine  Steigerung  und  Sicherung  ihres  gewerblichen  Ab¬ 
satzes  (an  die  ländlichen  Massen  mit  erhöhter  oder  erhaltener  Kaufkraft)  er¬ 
blicken,  oder  doch  die  Vorbedingung  für  die  Gewinnung  der  notwendigen 
Unterstützung  aus  nichtindustriellen  Kreisen  beim  Industrieschutz.  Wenn  der 
verwirrende  Wortenebel  weicht,  so  enthüllen  sich  also  als  Rußland  und  als 
russisches  Volk  die  weniger  schönen  Gegenstücke  etwa  zu  unserm  Bund  der 
Landwirte  und  zu  unserm  Zentralverband  deutscher  Industrieller.  Auch 
das  brauchte  uns  nicht  zu  schrecken,  nur  zu  größerer  Vorsicht  könnte  es 
immerhin  mahnen.  International,  ja.  Aber  international  bis  zur  Verbrüde¬ 
rung  mit  Bündlern  und  Scharfmachern? 

Das  Ja  wird  hier  kaum  ebenso  leicht  von  den  Lippen  fließen,  wenn  man  das 
russische  Volk  auf  der  Gegenseite  betrachtet.  Die  Gegner  unserer  vom 
Vorwärts  »Begrüßten«,  das  sind  eben  bei  genauerm  Zusehen  —  die  russi¬ 
schen  und  die  finnischen  Arbeiter.  Ist  das  für  die  deutsche  Arbeiter¬ 
partei  etwa  gleichgültig,  oder  gar  eine  angenehme,  lediglich  zu  »begrüßende« 
internationale  Konstellation?  Oder  stoßen  wir  hier  auf  ernstere  inter¬ 
nationale  Probleme,  die  gar  nicht  bedächtig  genug  erwogen  werden  können, 
ehe  man  sich  auf  die  eine  oder  andere  Entscheidung  festlegt?  Als  Pro¬ 
fessor  Sobolew  im  vorigen  Dezember  das  russisch-agrarische  Kampfpro¬ 
gramm  näher  entwickelte  (Agrareinfuhrzölle,  künstliche  Verbilligung  der 
Futtermittel  durch  Ausfuhrzölle,  dazu  künstlich  verstärkten  Lohndruck  durch 
so  gut  wie  vollständige  Aufhebung  der  internationalen  Freizügigkeit  für  russi¬ 
sche  Land-  und  Wanderarbeiter),  da  betonte  der  Vorwärts  selber  ganz  richtig, 


3)  Siehe  die  unten  noch  mehrfach  herangezogene  durchaus  beachtenswerte  längere  Darlegung  Spectators 
Deutschlands  Handelspolitik  und  die  Beziehungen  zu  Rußland,  in  der  Dresdener  Volkszeitung  vom  8.  April  1914. 
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daß  dies  zwar  »die  deutsche  Landwirtschaft  schwer  schädigen«  würde,  aber 
schließlich  noch  schwerer  die  russische  Arbeiterklasse  durch  »Herab¬ 
setzung  der  Löhne«,  so  daß  sich  »schließlich  die  ganze  Last  des  wirtschaft¬ 
lichen  Kampfes  mit  Deutschland  auf  die  Arbeiterklasse  überwälzen«  würde.4) 
Insoweit  wäre  der  russische  Vorstoß  kaum  noch  zu  »begrüßen«.  Unsere 
finnischen  Parteigenossen  hielten  Mitte  März  gegen  die  jetzt  ernstwerden¬ 
den,  damals  nur  geplanten  Zölle,  »die  das  finnische  Volk  schwer  belasten«5) 
würden,  große  Protestversammlungen  ab,  an  denen  sich  in  Helsingfors  allein 
»etwa  4000  Sozialdemokraten  mit  Fahnen  und  Musik  beteiligten«.6)  Eine 
Vorwärtskorrespondenz  aus  Helsingfors  wandte  sich  in  erregtester  Weise 
gegen  die  »gezwungene  Rückkehr  zur  Getreideproduktion«,  gegen  den  Re¬ 
gierungsplan  die  finnische  Arbeiterschaft  durch  Hungerzölle  auszubeuten«: 

»Während  im  östlichen  Nachbarland  [gemeint  ist  Rußland]  ein  rasender  Pro¬ 
tektionismus  auf  allen  Gebieten  herrschte  und  auch  im  westlichen  Nachbar¬ 
land  die  agrarischen  Interessen  diejenigen  des  arbeitenden  Volkes  in  den  Hinter¬ 
grund  drängten,  hat  sich  die  allgemeine  Meinung  in  Finnland  daran  gewöhnt,  daß 
wenigstens  das  Brot  des  armen  Mannes  immer  billig  ist  und  bleibt.  Jetzt  soll  das 
Brot  um  ein  Viertel,  vielleicht  um  ein  Drittel  verkleinert  werden.  Und  warum? 
Unter  den  russischen  Agrariern  weist  man  darauf  hin,  daß  das  russische 
Getreide,  nachdem  es  den  finnischen  Markt  beherrscht  hat,  immer  mehr  von  aus¬ 
ländischem,  besonders  deutschem  Getreide  verdrängt  worden  ist.  Das  ist  wahr, 
Und  wahr  ist  auch,  daß  die  deutschen  Einfuhrscheine  einigermaßen  da¬ 
zu  beigetragen  haben.  Aber  die  wesentlichste  Ursache  ist  dennoch  eine 
andere.  Sie  ist  die  außerordentliche  Unfähigkeit  der  russischen  Getreidehändler 
sich  moderne  Methoden  anzueignen  und  ihre  Wirksamkeit  vorteilhaft  zu  organi¬ 
sieren.  Sogar  Amerikaner  machen  ohne  Schwierigkeit  Geschäfte  auf  Finnland:  wie 
sollten  sich  da  nicht  diejenigen  der  russischen  Geschäftsleute  lohnen!  .  .  .  Aber  das 
Heben  der  arbeitenden  Bevölkerung  zu  höherm  Lebensstandard  liegt  keineswegs 
im  Interesse  der  herrschenden  Bureaukratie.  Für  sie  wie  für  die  Getreidehändler 
ist  also  das  bei  weitem  bequemste  Mittel  dem  finnischen  Volk  das  russische  Ge¬ 
treide  mittels  Zölle  ganz  einfach  aufzuzwingen  .  .  .  Ohne  Zweifel  hat  die  ent¬ 
schiedene  Haltung  der  Arbeiterschaft  mächtig  dazu  beigetragen,  daß  sich  die 
Stimmen  der  einheimischen  Schutzzöllner  nicht  allzu  laut  gemacht  haben.«7) 

Soll  die  Arbeiterinternationalität  nunmehr  darin  bestehen,  daß  wir  von 
Berlin  aus  diese  eingeschüchterten  Auslandsschutzzöllner  wieder  durch 
bundesbrüderlichen  Zuspruch  etwas  auf  muntern? 

AN  muß  auch  einen  solchen  handelspolitischen  Gegen¬ 
partner  wie  Rußland  {Gegner  darf  man  wohl  von  jetzt 
ab  kaum  noch  sagen)  nicht  von  vornherein  gar  zu  harmlos 
einschätzen,  wenn  das  eingeleitete  Spiel  von  Zügen  und 
Gegenzügen  nicht  zu  guter  Letzt  ganz  anders  ausfallen 
soll,  als  man  es  nach  den  eigenen  Erklärungen  erstrebt.  Für  den 
Vorwärts  steht  es  einfach  außer  Zweifel,  daß  mit  einer  Abtragung  der 
deutschen  Agrarzölle  die  russischen  Industrietore  sich  weit  für  die  deutsche 
Industrieeinfuhr  öffnen  würden.  Das  ist  keineswegs  so  einfach,  es  wider¬ 
spricht  sogar  allen  bisherigen  handelspolitischen  Erfahrungen  mit  unserm 
östlichen  Nachbarreich.  England  beispielsweise  hat  seit  jeher  allen 
russischen  Agrarerzeugnissen  Frei  einlaß  zu  seinem  ausgedehnten  und 
reichlohnenden  Markt  gewährt.  Wesentliche  russische  Industriezölle  sind 

4)  Siehe  Ein  Vorspiel  für  die  Handelsvertragsverhandlungen  mit  Rußland,  im  Vorwärts  vom  9.  Dezember  1913. 

5)  Siehe  Getreidezölle  für  Finnland,  im  Vorwärts  vom  3.  April  1914. 

6)  Siehe  Protest  der  finnischen  Sozialdemokratie,  in  der  Freisinnigen  Zeitung  vom  17.  März  1914. 

7)  Siehe  Die  finnische  Arbeiterschaft  und  die  Getreidezölle,  im  Vorwärts  vom  26.  März  1914. 
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jedoch  in  erster  Linie  gegen  England  geschaffen  und  weiter  gesteigert  wor¬ 
den.  Die  Zollermäßigungen,  deren  England  sich  heute,  nicht  besser  und 
nicht  schlechter  als  Deutschland,  im  Vergleich  zum  russischen  Generaltarif 
erfreut,  hat  nicht  das  Freihandelsland  England  selber  zur  Belohnung  er¬ 
halten,  sondern  diese  Zollermäßigungen  hat  das  Schutzzolland  Deutschland 
durch  seinen  Zolltarif,  durch  Verhandlungen  über  gegenseitige  Zollabschläge, 
erstritten;  und  das  waffenlose  England,  das  keine  Zollabschläge  zu  gewähren 
und  deshalb  auch  keine  von  der  Gegenseite  einzutauschen  hatte,  ist  lediglich 
durch  die  Meistbegünstigung  zum  M  i  t  genuß  dieser  von  Deutschland  ge¬ 
schaffenen  und  vereinbarten  russischen  Zollermäßigungen  gelangt.8) 

Zur  Zeit  der  C  a  p  r  i  v  i  Verträge  werden  die  heutigen  handelspolitischen 
Vorwärtsstrategen  vielleicht  auch  schon  gelebt  haben.  Zeigte  sich  Ruß¬ 
land  irgendwie  bereit  die  deutschen  Agrarzollherabsetzungen  mit  russischen 
Industriezollermäßigungen  zu  erwidern?  Durchaus  nicht,  und  die  gewiß 
versöhnliche  Caprivische  Politik  sah  sich  nach  langer  Geduldsprobe  end¬ 
lich  doch  zum  Zollkrieg  gezwungen,  dessen  Ergebnis  alsdann  das  erste 
deutsch-russische  Tarif abkommen  war.  Nach  der  damaligen  Denkschrift 
des  Reichskanzlers  an  den  Bundesrat  ging,  ganz  im  Gegensatz  zu  den 
harmlos-vertrauensvollen  Erwartungen  der  Harmoniehandelspolitiker,  wie 
wir  sie  eben  wieder  kennen  lernten,  »die  Kaiserlich  russische  Regierung  von 
der  Auffassung  aus,  daß  Deutschland  zur  Deckung  seines  Einfuhrbedarfs 
an  Getreide  auf  die  russische  Getreideausfuhr  angewiesen  sei,  und  daß  es 
daher  für  die  Einräumung  von  Ermäßigungen  der  deutschen  Ge¬ 
treide  zolle  Zugeständnisse  bezüglich  des  russischen  Zolltarifs 
nicht  beanspruchen  könne« : 

»Der  deutsche  Vorschlag  in  Konsequenz  dieser  Auffassung  von  einer  vertrags¬ 
mäßigen  Bindung  der  deutschen  Getreidezölle  überhaupt  abzusehen  und  das  Ab¬ 
kommen  auf  die  Regelung  des  übrigen  Warenverkehrs  zu  beschränken  fand  jedoch 
nicht  die  Zustimmung  der  russischen  Regierung.  Die  letztere  schlug  vielmehr  im 
November  1891  eine  Verständigung  auf  der  Grundlage  vor,  daß  Deutschland  an 
Rußland  seine  V  ertragszölle  für  Getreide,  Holz,  Eier,  Butter,  Geflügel  und 
Wild  (nicht  lebend),  Pferde,  Schweine  sowie  einige  weitergehende  Zollermäßigungen 
gewähre,  ferner  die  Zölle  für  Petroleum  und  Kaviar  und  die  Zollfreiheit  für  Flachs, 
Hanf,  Werg,  Wolle,  nicht  gewaschen,  Schweineborsten,  Felle  und  Leder,  nicht  be¬ 
arbeitet,  Flaum  und  Federn,  Geflügel  und  Wild  (lebend)  und  Kleie  binde  und  auf 
den  Erlaß  von  Vieheinfuhrverboten  verzichte.  Als  Gegenleistung  sollte  Ruß¬ 
land  seinen  bestehenden  Zolltarif  für  eine  beschränkte  Anzahl  deutscher¬ 
seits  vorzuschlagender  Artikel  binden.  Es  wurde  hierbei  bemerkt,  daß  russischer- 
seits  Zoll  ermäßigungen  sowohl  im  allgemeinen  wie  namentlich  für  die  Artikel 
der  Metall-,  Textil-  und  chemischen  Industrie,  für  Zucker  und  Hopfen  sowie  eine 
Aufhebung  der  an  der  deutsch-russischen  Grenze  bestehenden  Differentialzölle  auf 
Kohlen,  Roheisen  und  Baumwolle  ausgeschlossen  seien.  Deutscherseits  wurde 
erwidert,  daß  ein  Vorschlag,  nach  welchem  Rußland  für  vier  Fünftel  seiner  Gesamt¬ 
einfuhr  nach  Deutschland  Ermäßigung  oder  Bindung  des  deutschen  Tarifs  mit  der 
Wirkung  eines  jährlichen  Zollnachlasses  von  rund  25  Millionen  Mark  fordere,  da¬ 
gegen  selbst  der  dreimal  geringem  deutschen  Gesamteinfuhr  nach  Rußland 
keinerlei  Erleichterung,  sondern  nur  eine  beschränkte  Bindung  des 
vielfach  prohibitiven  russischen  Tarifs  gewähre,  in  keiner  Weise  die  geeignete  Basis 

d  Siehe  den  Unterhausbericht  in  den  Times  vom  27.  Juli  1906:  Auf  eine  Anfrage  Sir  H.  Vincents  (Sheffield, 
Zentrum)  erwidert  Sir  E.  Grey:  »Wie  dem  ehrenwerten  und  tapfern  Abgeordneten  schon  am  26.  Februar 
mitgcteilt  wurde,  hat  Seiner  Majestät  Regierung  wegen  der  Zollsätze  des  neuen  russischen  Zolltarifs  Vor¬ 
stellungen  bei  der  russischen  Regierung  erhoben.  In  ihrer  Erwiderung  betonte  die  russische  Regierung,  daß 
die  ursprünglichen  Sätze  des  neuen  Zolltarifs  nach  vielen  Richtungen  durch  den  russisch -d eu  ts  c hen 
Vertrag  wesentlich  anders  gestaltet  worden  seien,  und  daß  diese  Ermäßigungen  auf  Grund  der  Meistbe¬ 
günstigung  im  englisch-russischen  Vertrag  von  1858-1859  auch  England  zugute  kommen  würden. 
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für  eine  Verständigung  bilden  könne.  .  .  .  Zugleich  wurde  kein  Zweifel  darüber  ge¬ 
lassen,  daß  Deutschland  als  Entgelt  für  seinen  Konventionaltarif,  außer  Erleichte¬ 
rungen  des  Grenzverkehrs  und  der  Zollformalitäten  sowie  Beseitigung  der  Differen¬ 
tialzölle  usw.,  eine  erhebliche  Ermäßigung  des  russischen  Tarifs  beanspruchen 
müsse,  namentlich  in  den  folgenden  Kategorieen:  Metallwaren,  Instrumente,  Ma¬ 
schinen  und  Fahrzeuge,  Chemikalien  und  Farbstoffe,  Textilwaren,  keramische  Ar¬ 
tikel,  Papier,  landwirtschaftliche  Erzeugnisse.  .  .  .  Bei  Aufstellung  dieser  Vor¬ 
schläge  ist  der  Grundsatz  leitend  gewesen,  daß,  wenn  Deutschland  durch  Ge¬ 
währung  seines  Konventionaltarifs  der  russischen  Einfuhr  Vorteile  einräumt,  es 
seinerseits  berechtigt  ist  ebenso  wie  von  anderen  Staaten  auch  von  Rußland  die 
Herabsetzung  seines  Zolltarifs  in  dem  Maß  zu  verlangen,  daß  wiederum  eine 
lohnende  Ausfuhr  deutscher  Produkte  nach  Rußland  möglich  wird.  Es  sollte  der 
russischen  Regierung  ein  Verzicht  auf  das  System  des  Schutzes  der  nationalen  Ar¬ 
beit  nicht  zugemutet  werden,  wohl  aber  der  Gedanke  zur  Geltung  kommen,  daß 
Rußland  nur  dann  darauf  rechnen  darf  seine  Produkte  bei  uns  abzusetzen,  wenn 
es  bereit  ist  auch  deutschen  Erzeugnissen  seinen  Markt  offen  zu  halten.«3) 

Dieses  unbestreitbar  weitgehende  Caprivische  Entgegenkommen  führte  also 
keineswegs,  gleichsam  automatisch,  zu  einem  Nachlassen  der  russischen  Pro- 
hibitiv-  und  Hochschutzpolitik.  Es  ist  sehr  leicht,  wie  im  Vorwärts,  gesagt: 
»Falls  Deutschland  nachgibt,  liegt  auch  für  Rußland  kaum  ein  Anlaß  vor  die  Zölle 
beizubehalten  .  ,  .  Nur  die  egoistische  Verstocktheit  deutscher  Agrarier  gibt  die  Er¬ 
klärung  dafür,  daß  zwischen  diesen  beiden  Ländern  wirtschaftliche  und  politische 
Verstimmungen  entstehen  können.« 

Es  ist  selbstverständlich  immer  auch  etwas  Wahres  an  diesem  »Hand  wird 
nur  von  Hand  gewaschen,  wenn  du  nehmen  willst,  so  gib«.  Aber  so  harm¬ 
los-urgemütlich  wie  in  den  Vorwärtsleitartikeln  ging  es  bisher  mit  der 
herrschenden  russischen  Politik  durchaus  nicht  voran. 

Glücklicherweise  schwelgen  andere  Arbeiterblätter  viel  weniger  in  Russen¬ 
optimismus  und  lassen  die,  auch  im  Industriearbeiterinteresse  gebotene  Zu¬ 
rückhaltung  viel  weniger  vermissen.  Während  der  Vorwärts  frisch-fromm¬ 
fröhlich  verkündet: 

»Sollte  die  Maßnahme  Rußlands  dazu  führen  in  die  deutsche  Zollschutzmauer 
Bresche  zu  legen,  so  könnten  die  deutschen  Konsumenten,  bei  aller  grundsätzlichen 
Gegnerschaft  gegen  Schutzzölle,  den  Beschluß  der  russischen  Duma  nur  begrüßen. 
Der  russische  Einfuhrzoll  ist  eingestandenermaßen  ja  nur  als  Kampfmaßregel  ge¬ 
dacht,  und,  falls  Deutschland  nachgibt,  liegt  auch  für  Rußland  kaum  ein  Anlaß  vor 
die  Zölle  beizubehalten  .  .  ,«, 

schreibt,  alledem  schnurstracks  entgegen,  Spectator  in  der  Dresdener  Volks¬ 
zeitung: 

»Die  wirtschaftliche  Stellung  Deutschlands  ist  bedeutend  stärker  als  die  Rußlands, 
und  der  Kampf  gegen  die  für  Rußland  wie  für  Deutschland  so  verderbliche  agrari¬ 
sche  Zollpolitik  Deutschlands  kann  nicht  dadurch  geführt  werden,  daß  nun  Ruß¬ 
land  ebenfalls  zu  Agrarzöllen  übergeht.  Trotz  des  gestiegenen  Getreideexports 
nach  Rußland  werden  die  preußischen  Agrarier  einen  Zollkrieg  mit  Rußland  leb¬ 
haft  begrüßen,  der  die  Einfuhr  agrarischer  Erzeugnisse  aus  diesem  Nachbarland 
ganz  unterbinden  könnte.  Der  Export  dorthin  ist  für  sie  weniger  wichtig.  Des¬ 
halb  dürfen  die  russischen  Landwirte  nicht  diesen  Weg  der  gegenseitigen  Ab¬ 
sperrung  betreten.  Es  bezeugt  daher  eine  bedeutende  politische  und  wirtschaft¬ 
liche  Kurzsichtigkeit,  wenn  einige  liberale  [?]  Blätter  die  in  Rußland  gegen 
den  deutschen  prämiierten  Getreideexport  geplanten  Repressivmaßnahmen  fast  [!!] 
begrüßen,  das  Ausland  zur  Hilfe  gegen  die  einheimischen  bedrückenden 
Agrarzölle  anrufen  möchten.  Das  ist  eine  falsche  Rechnung.  Was  aus  eigener  Kraft 
hier  nicht  erobert  werden  kann,  das  wird  auch  das  Ausland  nicht  verschaffen.  Um¬ 
gekehrt.  Sollte  Rußland  den  Weg  des  Agrarschutzes  betreten,  so  wird  dadurch  der 
Schutzzolleifer  der  preußischen  Agrarier  nur  gestärkt.  Erst  recht  werden  sie  einen 

Siehe  die  Denkschrift  zur  Verordnung  betreffend  die  Erhebung  eines  Zollzuschlags  für  aus  Rußland 
kommende  Waren,  aus  dem  Staatsanzeiger  abgedruckt  in  der  Kreuzzeitung  vom  29.  Juli  1893. 
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Schutz  gegen  den  prämiierten  Getreideexport  Rußlands  verlangen.  Nein,  die  Re¬ 
pressivmaßnahmen  liegen  weder  im  Interesse  des  russischen  noch  des  deutschen 
Volkes,« 

Wenn  alle  unsere  handelspolitischen  Parteiurteile  so  ruhig-vorsichtig  ab¬ 
wägend  ausfielen,  dann  könnte  unser  wirklicher  politischer  Einfluß  dadurch 
nur  gewinnen.  Das  unterschiedslose  ewige  lärmende  Haberfeldtreiben  gegen 
die  deutsche  Agrarpolitik  hat  uns  wahrlich  noch  keine  Lorbeeren  gebracht. 
Im  denkbar  schärfsten  Gegensatz  zu  den  russischen  Arbeitern  und  Arm  in 
Arm  mit  dem  offiziellen  Rußland  und  den  russischen  Agrariern  werden  wir 
jedoch  erst  recht  wenig  Freude  erleben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUDOLF WISSELL  •  FRRGEN  DES  INMERM  GE- 
WERKSCHRFTSLEBENS 

M  Lauf  des  Winters  sind  von  mir  verschiedentlich  vor  gewerk¬ 
schaftlichen  Funktionären  Gewerkschaftsfragen  behandelt  worden. 
Lebhafte  Aussprachen  am  Schluß  der  Kurse  zeigten,  welch  reges 
Interesse  für  diese  Fragen  vorhanden  ist.  Dabei  sind  einige  an¬ 
geschnitten  worden,  die  mir  weiterer  Diskussion  wert  erscheinen. 

Es  war  in  erster  Linie  das  Problem  Führer  undMasse,  das  im  Vorder¬ 
grund  der  Diskussion  stand.  Dies  scheint  mir  auch  jetzt  noch  ganz  besonders 
aktuell  zu  sein.  Man  spürt  noch  immer  die  Wellenbewegung,  die  von  dem 
Hamburger  Werftarbeiterkampf  ausgegangen  ist  und  sich  auch  bis  in  andere 
als  die  direkt  beteiligten  Verbände  hinein  erstreckt  hat,  Anteilnahme, 
lebendige  wirkliche  Mitbestimmung  bei  der  Verwaltung,  namentlich  bei  den 
Kämpfen  der  Organisation,  das  ist  es,  was  die  Massen  begehren. 

Läßt  sich  das  schaffen? 

Wir  sind  in  unseren  gewerkschaftlichen  Kämpfen  bei  einem  Punkt  angelangt, 
der  Anforderungen  an  die  Massen  stellt,  denen  sie  anscheinend  noch  nicht 
gewachsen  sind.  Die  Entwickelung  ist  zu  schnell  gewesen,  als  daß  mit  ihr 
Hand  in  Hand  eine  entsprechende  Schulung  und  volkswirtschaftliche 
Weiterbildung  der  Massen  hätte  gehen  können.  In  den  rein  handwerks¬ 
mäßigen  Berufszweigen,  da,  wo  noch  der  Kleinbetrieb  vorherrscht,  ist  der 
Unterschied  im  volkswirtschaftlichen  Wissen  zwischen  Unternehmer  und 
Arbeiter  nicht  so  groß,  daß  man  nicht  von  einem  durchschnittlichen  Aus¬ 
gleich  sprechen  könnte.  Aber  die  Zahl  der  Kleinbetriebe  nimmt  immer  mehr 
ab,  ganz  sicher  relativ,  und  ihre  Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben  wird 
immer  geringer.  Es  wäre  töricht,  wollten  wir  bestreiten,  daß  das  größere 
Wissen  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung  auf  der  Seite  der  Unter¬ 
nehmer  der  größeren  Betriebe  ist.  Der  Einblick  in  den  wirtschaftlichen 
Zusammenhang  der  Dinge  wächst  naturgemäß,  je  gründlicher  der  einzelne 
Unternehmer  von  vornherein  auf  seinen  Beruf  vorbereitet  und  erzogen  wird. 
Die  alte  Generation  der  Männer,  die  sich  von  unten  herauf  durch  das  Leben 
hindurchgerungen  haben,  die  vom  Leben  selbst  geschult  und  vorbereitet 
wurden,  stirbt  immer  mehr  ab.  Der  Nachwuchs  des  Unternehmertums  wird 
auf  den  technischen  Hochschulen  und  Handelsschulen,  auf  den  volkswirt¬ 
schaftlichen  Seminaren  planmäßig  und  systematisch  auf  den  Beruf  eingestellt. 
In  immer  größerm  Maß  auch  werden  geistige  Kräfte  vom  Unternehmertum 
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zur  Leitung  der  Betriebe  herangezogen,  die  auf  ihren  Spezialgebieten  mit 
dem  Höchstmaß  von  Wissen  ausgerüstet  sind,  das  unsere  Zeit  zu  bieten  ver¬ 
mag,  Die  Arbeitsteilung  ist  in  so  vollkommener  Weise  ausgebildet,  daß  dem 
Unternehmer  für  jedes  Spezialgebiet  eine  Kraft  ersten  Ranges  zur  Verfügung 
steht.  Auch  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterfrage,  Die  Lohn-  und  Arbeits¬ 
bedingungen  werden  als  reine  Produktionskosten  von  Leuten  kalkuliert,  die 
den  Arbeitsmarkt  dauernd  verfolgen.  Auch  die  mit  einem  Streik  verbun¬ 
denen  Unkosten  und  Einbußen  werden  rein  geschäftsmäßig  in  Rechnung  ge¬ 
stellt,  und  ein  Verlust  wird  um  so  eher  in  den  Kauf  genommen,  als  zu  er¬ 
warten  steht,  daß  er  bei  einer  Schwächung  der  Arbeiterorganisationen  sich 
leicht  wettmachen  läßt.  Heute  stehen  den  Arbeiterorganisationen  volkswirt¬ 
schaftlich  so  geschulte  Kräfte  gegenüber,  daß  sie  mit  den  Gegnern  von  vor 
15  oder  20  Jahren  nicht  im  entferntesten  verglichen  werden  können.  Das 
Unternehmertum  mit  seinen  Beamten  ist  im  Durchschnitt  genommen  an  volks¬ 
wirtschaftlichem  Wissen  und  an  geschäftlicher  Routine  dem  Durchschnitts  - 
arbeiter  weit  überlegen.  Dort  eine  rein  geschäftsmäßige,  hier  eine  nur  zu 
oft  gefühlsmäßige  Betrachtung  der  Dinge. 

Mangel  an  Kenntnissen  erschwert  bei  den  Arbeitern  manchmal  eine  nüchterne 
Beurteilung  der  Dinge.  Noch  sind  es  immer  die  geistig  fortgeschrit¬ 
tenen  Arbeiter,  die  sich  der  Organisation  anschließen.  Aber  es  werden  von 
der  Organisation  jetzt  auch  vielfach  Arbeiterkreise  erfaßt,  deren  Bildungs¬ 
niveau  noch  einer  erheblichen  Steigerung  fähig  ist.  Ich  sage  das  nicht  im 
Sinn  eines  Vorwurfs  diesen  Arbeitern  gegenüber  sondern  im  Sinn  einer 
Anklage  gegen  unsere  heutige  Schulbildung.  Je  umfassender  das  Wissen 
jedes  einzelnen  ist,  desto  größer  und  weiter  ist  sein  Gesichtskreis,  desto 
besser  und  desto  eher  vermag  er  sich  in  Dinge  hineinzudenken,  die  außerhalb 
des  Rahmens  seines  täglichen  Wirkungskreises  liegen.  Diese  Schichten  in 
der  Organisation  heranzubilden  ist  naturgemäß  nicht  leicht,  es  wird  um  so 
schwerer,  je  mehr  neue,  zu  erziehende  und  heranzubildende  Personen 
in  die  Organisation  hineinströmen.  Das  erfordert  eine  Arbeit,  der  sich  die 
Organisationen  zwar  in  immer  höherm  Maß  widmen,  die  aber  ganz  erheb¬ 
liche  Mühe  verursacht  und  oft  über  ihre  Kräfte  hinausgeht.  Um  den  Mit¬ 
gliedern  der  immer  mehr  in  die  Breite  gehenden  Organisationen  die  nötige 
Vertiefung  zu  ermöglichen,  ihren  Gesichtskreis  zu  erweitern  und  sie  zum 
klarem  Verständnis  der  Dinge  zu  führen,  wird  zwar  eine  so  intensive  Bil¬ 
dungsarbeit  in  den  Organisationen  geleistet,  daß  schon  vor  nahezu  einem 
Viertel  Jahrhundert  Max  Schippel  sagen  konnte,  daß  alle  Schulen,  alle 
Kirchen,  Bibliotheken  und  Museen  sich  nicht  mit  ihr  messen  können.1) 
Aber  trotz  aller  Aufklärungsarbeit  bringen  es  die  ganzen  Verhält¬ 
nisse  mit  sich,  daß  die  Auffassung  der  Dinge  in  breiten  Kreisen  der  Organi¬ 
sationsmitglieder  nicht  immer  auf  der  Höhe  steht.  Daraus  aber  erklärt  sich 
auch  zu  einem  guten  Teil  die  Mißstimmung,  die  bei  einem  Teil  unserer 
Organisationsmitglieder  besteht  und  die  nur  zu  leicht  die  Veranlassung  zu 
Konflikten  mit  der  Organisationsleitung  wird.  Zum  Leidwesen  dieser  selbst. 

Wohin  wir  aber  in  den  Organisationsleitungen  den  Blick  auch  wenden  mögen, 
überall  treten  uns  geistig  und  an  volkswirtschaftlichem  Wissen  den  Unter¬ 
nehmern  durchaus  gleichstehende  Männer  entgegen.  Und  doch  ist  es  ihnen 

M  Siehe  Schippel  Die  Gewerkschaften,  ihr  Nutzen  und  ihre  Bedeutung  für  die  Arbeiterbewegung  /  Berlin 
1890  I,  pag.  26  f. 
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nicht  möglich  gewesen  die  Organisationsmitglieder  von  der  Notwendigkeit 
giner  neuern  Taktik  zu  überzeugen,  die  durch  die  Entwickelung  der  wirt¬ 
schaftlichen  und  Organisationsverhältnisse  der  Unternehmer  bedingt  ist.  Ich 
will  diese  selbst  hier  nicht  zum  Gegenstand  der  Erörterung  machen.  Das, 
was  in  den  letzten  Jahren  das  Wesen  der  Taktik  ausmacht,  namentlich  in 
denjenigen  Verbänden,  die  es  mit  dem  Unternehmertum  der  Großindustrie 
zu  tun  haben,  ist  schon  sehr  oft  diskutiert  worden.  Aber  mit  dieser  Taktik, 
die  abwägt  und  abwägen  muß,  was  ist  und  sein  wird,  haben  sich  die  Massen 
der  Mitglieder  nicht  vertraut  gemacht,  sie  haben  sie  nicht  verstehen  können. 
Vielleicht,  weil  sie  oft  ein  schnelles  Handeln  erfordert,  das  es  nicht  immer 
gestattet  die  Mitglieder  im  Einzelfall  vorher  zu  informieren.  Rücksichtslos 
drauf  und  durch:  das  ist  dagegen  die  Parole,  nach  der  die  Mitglieder  in  ihrer 
Gefühlsauffassung  handeln  wollen,  und  wonach  doch  nur  in  den  seltensten 
Fällen  gehandelt  werden  kann. 

Wie  kommen  wir  aus  diesen  inneren  Schwierigkeiten  heraus?  Durch  Auf¬ 
klärung,  Weiterbildung  der  Mitglieder,  lautet  die  Antwort,  die  ich  momentan 
nur  geben  kann.  Und  damit  komme  ich  zugleich  auch  schon  auf  eine  weitere 
Frage,  die  in  den  Aussprachen  im  Anschluß  an  meine  Kurse  über  Gewerk¬ 
schaftswesen  erörtert  worden  ist:  Wie  können  wir  die  brachliegende  Arbeits¬ 
kraft  der  arbeitslosen  Gewerkschaftsmitglieder  nutzbar 
machen?  Ich  war  überrascht,  als  ich  dieser  Frage  gegenüberstand.  Tatsäch¬ 
lich  liegen  hier  ja  Werte  brach,  die,  könnte  man  sie  für  die  Arbeitslosen  oder 
die  Gewerkschaften  nutzbar  machen,  volkswirtschaftlich  von  der  größten 
Bedeutung  wären.  Ich  muß  unumwunden  eingestehen,  daß  ich  keinen  Weg 
sehe  diese  Werte  in  dem  Sinn  wie  es  gemeint  ist  direkt  in  volkswirtschaftlich 
greifbare  Vorteile  umzusetzen.  Und  ich  habe  auch  in  unserer  ganzen  Literatur 
noch  keinen  gangbaren  Weg  bezeichnet  gefunden,  auf  dem  das  möglich  wäre. 
Aber  es  fragt  sich  doch,  ob  die  Gewerkschaften  in  der  Tat  ihre  Aufgaben 
den  Arbeitslosen  gegenüber  erfüllt  haben,  wenn  sie  die  Arbeitslosenunter¬ 
stützung  zahlen  und  die  Arbeitsvermittlung  mit  in  die  Hand  nehmen.  Man  ist 
in  neuerer  Zeit  mehrfach  dazu  übergegangen  die  Arbeitslosen  der  großen  Zahl¬ 
stellen  zusammenzurufen  und  ihnen  Vorträge  halten  zu  lassen.  Aber  diese 
Einrichtung  ist  noch  nicht  so  systematisch  zu  einem  Bildungsmittel  für  die 
Arbeiter  ausgebaut  worden  wie  es  hätte  geschehen  können  und  wie  es 
zweckmäßig  wäre.  Ich  weiß,  ein  Arbeiter,  der  sich  in  Sorge  und  Ungewißheit 
über  seine  Existenz  befindet,  ist  ein  wenig  aufnahmefähiger  Mensch.  Aber 
andrerseits  hat  auch  der  Arbeitslose  dem  in  Arbeit  Stehenden  gegenüber 
die  freie  Zeit  voraus;  und  das  ist  ein  Faktor,  der  nicht  gering  anzuschlagen 
ist.  Mehr  oder  weniger  ist  jede  Bildung  eine  Zeitfrage.  Das  zeigt  sich 
darin,  daß  zu  keiner  Zeit  die  Bibliotheken  der  Arbeiter  so  in  Anspruch 
genommen  werden  wie  während  der  Arbeitslosigkeit,  Das  beweist  auch, 
daß  die  niederdrückenden  Wirkungen  der  Arbeitslosigkeit  manchen  doch 
nicht  hindern  sich  geistig  weiterzubilden.  Nutzen  wir  die  freie  Zeit  der 
Arbeitslosen,  soweit  es  geht,  und  soweit  die  Aufnahmefähigkeit  der  Arbeits¬ 
losen  es  gestattet.  Sind  es  auch  nur  kulturelle  Güter,  die  wir  dadurch 
schaffen  können,  sie  schlagen  letzten  Endes  doch  wieder  in  materielle  um. 

Systematisch  gepflegte  Bildungsarbeit  in  der  Gewerkschaft  kann  aber  zu 
einem  nicht  unwesentlichen  Teil  auch  die  inneren  Schwierigkeiten  beheben, 
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die  heute  im  innern  Gewerkschaftsleben  bestehen.  Plamnäßige  Einführung 
in  die  Theorie  und  Praxis  des  Gewerkschaftswesens,  in  unsere  Volkswirtschaft 
mit  ihren  vielgestaltigen  Zweigen  durch  eingehende  Kurse  und  Vortrags¬ 
zyklen  können  die  Kenntnisse  vermitteln,  die  heute  unseren  Mitgliedern  noch 
fehlen;  sie  können  dadurch  mit  zum  bessern  Verständnis  auch  der  Kampfes¬ 
voraussetzungen  und  Kampfesbedingungen  in  unserm  Gewerkschaftsleben 
beitragen.  Zwar  ist  dies  nur  für  einen  Teil  der  Mitglieder  möglich.  Doch 
ist  das  gerade  der  Teil,  der  in  schwierige  Lage  gekommen,  und  für  den 
besonders  eingehende  teilnehmende  Fürsorge  geboten  ist.  Jede  Erziehungs¬ 
arbeit  aber  wird  die  Mitglieder  zum  Verständnis  der  Maßnahmen  der  Leitung 
führen  und  so  an  der  Beseitigung  der  inneren  Schwierigkeiten  in  den  Ge¬ 
werkschaften  arbeiten. 

Noch  ein  Weiteres.  Mir  wurde  in  meinen  Kursen  auch  die  Frage  vorgelegt, 
wie  sich  die  Ka  u  f  k  r  a  f  t  der  den  Arbeitslosen  gezahlten  Unterstützungen 
wirksamer  gestalten  lasse  als  in  den  kleinen  Beträgen,  die  dem  einzelnen 
der  Arbeitslosen  zur  Verfügung  stehen.  Der  Hinweis  auf  die  Konsumvereine 
nützt  in  diesem  Fall  nichts,  weil  den  Arbeitslosen  ja  im  Augen¬ 
blick  die  Möglichkeit  fehlt  sich  dieses  Hilfsmittels  billig  und  gut 
einzukaufen  zu  bedienen.  Hier  gilt  es  ein  Problem  zu  lösen.  Aber 
auf  welche  Weise?  Man  müßte  eingehend  prüfen,  ob  sich  der  Weg 
empfiehlt,  den  jetzt  die  Berliner  Gewerkschaften  eingeschlagen  haben. 
Die  Arbeitslosigkeit  in  diesem  Winter  hat  nämlich  zu  Sammlungen 
bei  den  Gewerkschaftsmitgliedern  geführt,  um  den  Arbeitslosen  zu 
Weihnachten  eine  Freude  zu  machen.  Einige  Hunderttausend  Mark  sind 
auf  diesem  Weg  zusammengekommen.  Den  einzelnen  Arbeitslosen  wurden 
Bons  verabreicht,  für  die  sie  in  bestimmten  Geschäften,  namentlich  den 
großen  Warenhäusern,  Lebensmittel  nach  freier  Wahl  entnehmen  konnten. 
Auf  alle  Preise  war  ihnen  ein  Preisnachlaß  von  10  %  gewährt.  Läßt  dieser 
Weg  sich  dauernd  beschreiten,  ist  er  überall  zu  begehen? 

Ich  will  diese  Fragen  nur  auf  werfen  und  würde  mich  freuen,  wenn  die  Punkte, 
die  ich  im  vorstehenden  angeregt  habe,  Gegenstand  lebhafter  Besprechung 
sein  würden. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HUGO  LINDEMRMM  •  STÄDTISCHE  HYPOTHEKEN- 
IHSTITUTE 

N  den  letzten  Jahren  ist  die  Verteuerung  des  Immobiliarkredits 
Gegenstand  zahlreicher  Diskussionen  und  praktischer  Reformvor¬ 
schläge  gewesen,  die  natürlich  je  nach  dem  Standpunkt  der  Disku¬ 
tierenden  sehr  verschieden  ausfielen.  Schon  über  die  Ursachen 
dieser  Kreditnot  weichen  die  Ansichten  ganz  außerordentlich  von 
einander  ab.  Noch  mehr  gilt  dies  von  der  Abwägung  der  Bedeutung,  die  den 
einzelnen  Ursachen  beigelegt  wird.  Über  die  Tatsache  selbst,  daß  eine  Ver¬ 
teuerung  des  Immobiliarkredits  eingetreten  ist,  herrscht  kein  Streit.  Von 
den  einen  wird  nun  behauptet,  daß  mit  der  schnellen  Ausbreitung  der  deut¬ 
schen  Industrie  die  Bildung  neuen  Kapitals  nicht  gleichen  Schritt  gehalten 
habe.  Die  Folge  davon  sei  eine  merkliche  Verschlechterung  der  Bedingungen, 
zu  denen  Leihkapital  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Insbesondere  sei  eine 
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starke  Verteuerung  des  langfristigen  Kredits  eingetreten.  Von  der  andern 
Seite  wird  vielmehr  die  Überspannung  des  Kredits  für  diese  Verteuerung  ver¬ 
antwortlich  gemacht.  Gesetz  und  Verwaltung  hätten  die  rechtlichen  Vor¬ 
aussetzungen  für  eine  solche  geschaffen  und  sie  erleichtert.  Der  nackte  Boden 
könne  über  seinen  landwirtschaftlichen  Wert  hinaus  mit  Hypotheken  belastet 
werden;  für  die  Hypothek  haften  sowohl  der  Boden  wie  die  mit  ihm  ver¬ 
bundenen  Gegenstände,  also  insbesondere  die  Bauwerke.  Zwischen  Meliora- 
tions-  und  Bodenpreishypotheken  werde  kein  Unterschied  gemacht;  es  be¬ 
stehe  kein  Zwang  zur  Tilgung  der  Hypotheken,  die  Hypotheken  seien  frei 
kündbar,  und  das  Schätzungsverfahren  sei  gänzlich  ungeregelt.  Infolge  dieser 
Rechtslage  sauge  der  Boden  einen  mit  der  zunehmenden  wirtschaftlichen 
Entwickelung  stets  zunehmenden  Anteil  an  dem  nationalen  Kapital  auf.  Also 
auch  nach  der  Ansicht  dieser  zweiten  Gruppe  ist  es  ein  Mangel  an  Kapital, 
der  die  Verteuerung  bewirkt,  aber  die  Ursache  ist  nicht  die  Vorwegnahme 
durch  die  Industrie  und  den  Handel,  sondern  die  zu  starke  Beschlagnahme 
durch  den  Boden  selbst.  Von  einer  dritten  Seite  endlich  (den  Hausbesitzern) 
werden  für  die  Notlage  auf  dem  Markt  der  2.  Hypotheken  insbesondere  die 
übermäßige  Belastung  des  Grundbesitzes  durch  Steuern,  die  rücksichtslose 
Ausnutzung  der  Vormachtstellung  des  1.  Hypothekars  durch  manche  Boden¬ 
kreditinstitute,  vor  allem  aber  das  Überhandnehmen  von  Mietsabtretungen 
und  ähnlichen  Mißbräuchen  und  die  auf  diese  Weise  bei  der  Zwangsversteige¬ 
rung  verschlechterte  Rechtslage  des  2.  Hypothekars  verantwortlich  gemacht. 
Auch  diese  Gruppe  erwartet  von  einer  Veränderung  der  rechtlichen  Vor¬ 
schriften  namentlich  auf  dem  Gebiet  der  Zwangsversteigerung  eine  wesent¬ 
liche  Verbesserung  der  Stellung  des  2.  Hypothekars  und  von  ihr  wieder  eine 
stärkere  Neigung  der  Kapitalisten  Geld  in  2.  Hypotheken  anzulegen. 

Die  Folgen  dieser  Verteuerung  des  Realkredits  sind  nicht  unbedenklich 
und  nicht  unerheblich.  Sie  ist  zweifellos  eine  der  vielen  Ursachen,  die  zur 
Einschränkung  des  Wohnungsbaus  führen.  Feig  stellt  in  seiner  Schrift  Die 
Tatsachen  der  Wohnungsproduktion  fest,  daß  Bautätigkeit  und  wirtschaft¬ 
liche  Konjunktur  nicht  völlig  parallel  laufen,  wennschon  im  großen  und 
ganzen  jene  dieser  durch  längere  Zeit  hindurch  folge.  In  einzelnen  Jahren 
aber,  insbesondere  in  solchen  der  Hochkonjunktur,  bewegt  sich  die  Baukon¬ 
junktur  dieser  entgegengesetzt,  und  es  entstehen  unter  dem  Einfluß  des  Be¬ 
völkerungszustroms  und  der  Abnahme  der  Wohnungsproduktion  Wohnungs¬ 
mangel  und  Wohnungsteuerung.  Als  Grund  bezeichnet  auch  Feig  die  starke 
Inanspruchnahme  des  Kapitals  für  industrielle  Zwecke  und  die  Verteuerung 
des  Baukapitals,  die  dadurch  bewirkt  wird.  Das  Steigen  des  Zinsfußes  wirkt 
also  direkt  einschränkend  auf  die  Bautätigkeit.  Umgekehrt  steigt  diese  mit 
der  Herabsetzung  des  Zinsfußes.  Das  so  entstehende  Mißverhältnis  zwischen 
Wohnungsangebot  und  Wohnungsnachfrage  muß  theoretisch  zu  einer  starken 
Steigerung  der  Mietspreise  führen.  Da  bei  der  allgemeinen  Teuerung  es  den 
unbemittelten  Klassen  schwer  fällt  auch  noch  erhöhte  Mietspreise  zu  zahlen, 
mußte  zum  Ausgleich  eine  Übersiedelung  in  billigere  Wohnungen  oder  eine 
stärkere  Zusammendrängung  der  Bevölkerung  in  Kleinwohnungen  eintreten. 
Ob  in  der  Tat  die  eben  geschilderten  Vorgänge  sich  überall  in  schematisch 
gleicher  Weise  abgespielt  haben,  ob  sie  nicht  vielmehr  örtlich  verschieden 
waren,  läßt  sich  mangels  ausreichender  Untersuchungen  nur  schwer  feststellen. 
Das  eine  aber  muß  besonders  nachdrücklich  hervorgehoben  werden:  Nichts 
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wäre  verkehrter,  als  von  den  Vorgängen  in  der  einen  Stadt  auf  die  in  einer 
andern  zu  schließen.  Die  Vorgänge  mögen  sich  in  manchen  Städten  so  abge¬ 
spielt  haben  wie  sie  hier  geschildert  wurden.  Namentlich  in  rasch  an  wach¬ 
senden  Städten  wird  es  in  der  Regel  so  gewesen  sein.  Anders  sind  aber  die 
wirtschaftlichen  Vorgänge  in  Städten,  die  überhaupt  nicht  oder  nur  sehr  lang¬ 
sam  zunehmen.  Die  Bevorzugung  lokaler  Anlagen  durch  das  lokale  Kapital 
mag  in  diesen  häufig  eine  ausreichende  Geldflüssigkeit  auch  für  den  Woh¬ 
nungsmarkt  aufrechterhalten  haben,  während  anderswo  eine  starke  Geld¬ 
teuerung  vorhanden  war.  Und  wenn  sicherlich  auch  das  Geld  die  Tendenz 
hat  nach  den  Gegenden  höchsten  Zinsfußes  abzufließen,  steht  ihr  doch  eine 
Reihe  wirtschaftlicher  wie  psychologischer  Hemmungen  entgegen. 

Offenbar  mußten  entsprechend  der  verschiedenen  Auffassung  von  den  Ur¬ 
sachen  der  Geldteuerung  auf  dem  Gebiet  des  Realkredits  auch  die  Vorschläge 
für  ihre  Behebung  verschieden  sein.  Wer  in  der  Beschlagnahme  des  Kapitals 
durch  Industrie  und  Handel  für  ihre  Zwecke  die  Ursache  sieht,  muß  natür¬ 
lich  das  Ende  der  Realkreditnot  mit  dem  Ende  der  wirtschaftlichen  Hoch¬ 
konjunktur  und  dem  Beginn  der  Krise  behaupten.  Die  Erfahrung  früherer 
Jahre  scheint  diese  Auffassung  zu  beweisen.  So  folgte  zum  Beispiel  der  Ab¬ 
nahme  der  Bautätigkeit  in  den  Jahren  1899  bis  1901,  das  heißt  also  noch  vor 
Erreichung  des  Höhepunkts  der  damaligen  Wirtschaftskonjunktur  und  vor 
dem  Ende  des  wirtschaftlichen  Rückgangs,  eine  Steigerung  der  Bautätigkeit 
bis  1906,  also  wieder  bis  ein  Jahr  vor  Beendigung  des  neuen  wirtschaftlichen 
Aufschwungs.  Von  1906  bis  1908  ist  dann  wieder  eine  Senkung  eingetreten. 
Auch  jetzt  wieder  wird  aus  einigen  Städten  die  Belebung  der  Bautätigkeit  ge¬ 
meldet,  obschon  der  Rückgang  der  wirtschaftlichen  Konjunktur  sicherlich 
noch  nicht  zum  Abschluß  gekommen  ist.  Ist  also,  wie  von  den  Anhängern 
dieser  Ansicht  behauptet  wird,  die  Kreditnot  der  Bauunternehmung  aufs 
innigste  mit  dem  kapitalistischen,  in  Perioden  des  An-  und  Abschwellens  sich 
vollziehenden  wirtschaftlichen  Produktionsprozeß  verflochten,  so  werden 
die  Maßregeln  zur  Bekämpfung  dieser  Not  vornehmlich  auf  wirtschaftlichem 
Gebiet  zu  suchen  sein.  Alles  was  geeignet  ist  eine  gleichmäßigere  Produk¬ 
tion  herbeizuführen,  würde  also  auch  einen  gleichmäßigem  Kapitalbedarf  und 
gleichmäßigem  Zinsfuß  und  damit  auch  eine  größere  Gleichmäßigkeit  der 
Bautätigkeit  herbeiführen.  Die  Mittel  dazu  liegen  in  einer  Fortentwickelung 
der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  zu  einer  genossenschaftlichen  und  so¬ 
zialistischen.  Dazu  haben  wir  aber  bisher  nur  Ansätze. 

Die  Vorschläge  der  zweiten  Gruppe  umfassen  einen  ganzen  Komplex  von 
Maßregeln,  deren  Tendenz  im  großen  und  ganzen  dahin  geht  den  Waren¬ 
charakter  des  Bodens  wieder  einzuschränken  und  das  ganze  Hypothekarrecht 
auf  eine  andere  Grundlage  zu  stellen,  in  gewissem  Umfang  zu  älteren  Be¬ 
stimmungen  zurückzukehren.  Als  ein  Hauptmittel  dazu  gilt  ihnen  die  Schei¬ 
dung  von  Boden  und  Haus,  die  Trennung  von  Meliorations-  und  Bodenpreis¬ 
hypotheken,  die  Einführung  des  Amortisationszwangs  und  die  Aufhebung  der 
freien  Kündbarkeit  der  Hypotheken.  Alle  diese  Maßregeln,  die  eine  Ab¬ 
änderung  des  Rechts  voraussetzen,  müssen  ebenso  viele  tiefgehende  wirt¬ 
schaftliche  Veränderungen  zur  Folge  haben.  Offenbar  muß,  wenn  zwischen 
Meliorations-  und  Bodenpreishypotheken  unterschieden  wird  und  die  eine 
der  andern  unbeschränkt  vorausgehen  soll,  das  ganze  heutige  System  des 
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Bodenhandels  mit  seinen  spekulativen  Preissteigerungen  und  der  Vorweg¬ 
nahme  solcher  Preissteigerungen  in  der  Hypothek  eine  vollständige  Änderung 
erfahren.  Der  Bodenverkäufer,  der  sich  seinen  Wertzuwachs  nicht  mehr 
durch  die  Eintragung  einer  Hypothek  an  erster  Stelle  zu  sichern  vermag,  wird 
entweder  auf  Barzahlung  bestehen  müssen  oder  sich  für  das  größere  Risiko 
in  einem  höhern  Bodenpreis  schadlos  zu  halten  suchen.  Wie  weit  ihm  dies 
allerdings  gelingt,  hängt  wiederum  nicht  ausschließlich  von  ihm  und  dem 
Verhältnis  seiner  wirtschaftlichen  Macht  zu  der  des  Bodenkäufers  ab,  son¬ 
dern  es  wird  auch  in  großem  Umfang  die  Lage  des  allgemeinen  Wohnungs¬ 
markts  entscheidend  sein.  Und  auch  auf  diesem  liegen  die  Verhältnisse  nicht 
gleich  sondern  sind  stets  für  große  und  kleine  Wohnungen  verschieden.  Auf 
eine  weitere  Prüfung  der  Vorschläge  dieser  zweiten  Gruppe  von  Boden-  und 
Wohnungsreformern  soll  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Doch  scheinen 
sie  an  dem  grundlegenden  Fehler  zu  leiden,  daß  sie  das  Primäre,  das  heißt 
die  wirtschaftlichen  Zustände  und  ihre  Entwickelung,  zu  sehr  hinter  das 
Sekundäre,  das  heißt  den  rechtlichen  Ausdruck,  den  die  wirtschaftlichen 
Vorgänge  gefunden  haben,  zurückstellen  und  den  Einfluß  zu  hoch  anschlagen, 
der  durch  rechtliche  Bestimmungen  auf  wirtschaftliche  Vorgänge  ausgeübt 
werden  kann. 

Ebenso  verschieden  wie  entsprechend  den  Auffassungen  von  den  Ursachen 
der  Realkreditnot  die  vorgeschlagenen  Abhilfsmaßregeln  sind,  sind  auch 
die  Körperschaften  oder  Personenkreise,  von  denen  Abhilfe  erwartet  wird. 
Die  einen  wenden  sich  an  den  Staat,  die  anderen  an  die  Gemeinden,  noch 
andere  an  die  Selbsthilfe  der  von  der  Realkreditnot  betroffenen  Kreise.  Auch 
Kombinationen  aller  3  Instanzen  in  der  verschiedensten  Form  werden  vorge¬ 
schlagen.  Weder  Staats-  noch  Selbsthilfe  haben  bisher,  soweit  es  sich  um 
den  städtischen  Realkredit  gehandelt  hat,  besondere  Leistungen  aufzuweisen. 
In  größerm  Umfang  sind  nur  die  Gemeinden  tätig  gewesen,  wodurch 
wiederum  der  starke  lokale  Charakter  des  ganzen  Problems  beleuchtet  wird. 
Eine  Publikation  des  statistischen  Amts  der  Stadt  München,  Die  Wirksam¬ 
keit  der  deutschen  Stadtgemeinden  auf  dem  Gebiet  des  Realkredits,  stellt 
älles  zusammen,  was  von  den  Gemeinden  mit  20  000  und  mehr  Einwohnern 
bisher  geleistet  worden  ist.  Die  Aufnahme  beschränkt  sich  indes  nicht 
auf  die  Maßnahmen  der  Stadtgemeinden  auf  dem  Gebiet  der  Realkreditfür¬ 
sorge  im  engern  Sinn,  mit  anderen  Worten  auf  die  Gewährung  von  Darlehen 
zu  1.  oder  2.  Hypothek,  sondern  behandelt  auch  die  mehr  mit  der  Wohnungs¬ 
fürsorge  zusammenhängenden  Maßregeln  der  Gemeinden,  wie  die  Abgabe 
und  die  hypothekarische  Beleihung  städtischer  Grundstücke  im  Erbbaurecht 
und  die  Bürgschaftsübernahme  zugunsten  gemeinnütziger  Bauvereine  und  Ge¬ 
nossenschaften  und  privater  Unternehmer  bei  der  Erstellung  von  Klein¬ 
wohnungen.  Das  Material  für  die  Arbeit  wurde  durch  einen  umfangreichen 
Fragebogen  gewonnen,  der  an  zirka  300  Stadtgemeinden  verschickt  wurde. 
Von  diesen  haben  249  den  Fragebogen  ganz  oder  zum  Teil  ausgefüllt.  Die 
Mehrzahl  der  übrigen  Städte  hatte  keine  Einrichtungen,  über  die  sie  hätten 
berichten  können.  Die  Enquete  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  große 
Mehrzahl  der  deutschen  Städte  bisher  davon  abgesehen  hat  allgemeine  kom¬ 
munale  Hypothekeninstitute  zu  begründen,  die  ausschließlich  als  Erwerbs¬ 
anstalten  tätig  sind  und  bei  ihrer  Geschäftsgebarung  auf  die  Verfolgung  be¬ 
stimmter  sozialer,  auch  hygienischer  und  ästhetischer  Gesichtspunkte  ver- 
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zichten.  Die  kommunalen  Hypothekeninstitute  weichen  daher  in  ihrer  Ge¬ 
schäftsführung  ganz  wesentlich  von  den  privaten  Hypothekenanstalten  ab, 
während  sich  die  städtischen  Sparkassen  bei  der  hypothekarischen  Dar¬ 
lehensgewährung  mehr  und  mehr  diesen  anschließen.  Für  die  kommunalen 
Hypothekeninstitute  ist  gerade  das  Charakteristische,  daß  sie  eine  soziale 
Reformmaßregel  darstellen.  Sie  haben  zwar  das  mit  den  privaten  Instituten 
gemein,  daß  sie  wie  diese  Hypothekendarlehen  gewähren,  aber  sie  gewähren 
diese  Hypothekendarlehen  nicht  ohne  Unterschied  an  jeden,  der  kreditwürdig 
ist,  sondern  beschränken  den  Kreis  der  Darlehnsnehmer,  die  Art  der  Häuser 
(meist  nur  solche  mit  Kleinwohnungen  oder  Kleinhäuser  bis  zu  einem  ge¬ 
wissen  Gesamtwert,  unter  Ausschluß  bereits  bestehender  Häuser),  die  Künd¬ 
barkeit  der  Hypotheken  unter  Anwendung  des  Amortisationszwangs  und 
machen  schließlich  die  Gewährung  von  Darlehen  von  bestimmten  Bedingun¬ 
gen  hygienischer,  ästhetischer  und  sozialer  Natur  abhängig.  Mit  anderen 
Worten,  das  kommunale  Hypothekeninstitut  ist  etwas  ganz  anderes  als  ein 
Privatinstitut. 

Beginnen  wir  mit  den  städtischen  Sparkassen,  die,  wie  bereits  erwähnt,  ein 
Mittelding  zwischen  den  kommunalen  und  den  privaten  Hypothekeninstituten 
darstellen.  Ihre  Bedeutung  für  den  Realkredit  wird  durch  die  folgenden 
Zahlen  bewiesen.  Von  den  234  städtischen  Sparkassen,  die  sich  an  der  Er¬ 
hebung  beteiligt  hatten,  waren  bei  223  Sparkassen  zur  1,  Stelle  3  111  116  909 
Mark,  zur  2.  Stelle  bei  45  Sparkassen  20  845  694  Mark  ausgeliehen  worden. 
Davon  entfallen  etwa  2,7  Milliarden  in  226  Städten  auf  Grundstücke  inner¬ 
halb  des  Stadtbezirks,  533,45  Millionen  Mark  in  214  Städten  auf  solche 
außerhalb  des  Stadtgebiets.  Im  ganzen  belief  sich  der  Bestand  der  hypothe¬ 
karisch  gesicherten  Darlehensforderungen  auf  3,21  Milliarden  Mark.  Das  ist 
von  der  Gesamtanlage  der  deutschen  Sparkassen  etwa  ein  Drittel.  Zum  Ver¬ 
gleich  sei  noch  der  Bestand  der  Registerhypotheken  bei  sämtlichen  37  deut¬ 
schen  Hypothekenbanken  am  30.  Juni  1913  mit  11,9  Milliarden  Mark  und 
bei  den  deutschen  Versicherungsgesellschaften  1910  mit  4,3  Milliarden  Mark 
angeführt.  Die  große  Mehrzahl  der  von  den  Sparkassen  gewährten  Darlehen 
sind  reine,  kündbare  und  nicht  amortisable  Zinsdarlehen.  Nur  bei  wenigen 
städtischen  Sparkassen,  wie  Altenessen,  Bromberg,  Delmenhorst,  Gnesen, 
Hamborn,  Neunkirchen  und  Sterkrade,  überwiegen  die  amortisablen  Dar¬ 
lehen.  Erst  in  den  letzten  Jahren  wird  von  den  Verwaltungen  der  Spar¬ 
kassen  der  Amortisationshypothek,  namentlich  veranlaßt  durch  fortgesetzte 
Empfehlungen  der  Regierungen,  etwas  größere  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Doch  findet  sie  bei  den  Schuldnern  nur  geringe  Gegenliebe.  Es  wurde  bereits 
oben  hervorgehoben,  daß  die  Einführung  der  Amortisationshypothek  ein 
wichtiger  Punkt  in  manchen  Reformprogrammen  ist.  Durch  ihre  Anwendung 
soll  die  Entschuldung  des  städtischen  Hausbesitzes  erreicht  werden.  Man 
muß  sich  aber  zunächst  wohl  fragen,  ob  dies  Ziel  erreichbar  ist,  ob  es  durch 
das  vorgeschlagene  Mittel  erreicht  werden  kann,  und  was  bestenfalls  damit 
für  die  Gesundung  des  gesamten  Bau-  und  Wohnungswesens  gewonnen  ist. 
Wirtschaftlich  bedeutet  die  Anwendung  der  unkündbaren  Amortisations¬ 
hypothek  nichts  anderes  als  einen  Sparzwang  für  den  Hausbesitzer,  der  so 
lange  gegen  ihn  wirkt,  als  er  das  Haus  nicht  veräußert.  Sein  Eigentums¬ 
anteil  an  dem  Haus  wird  im  Lauf  der  Zeit  größer.  Verkauft  er  aber  sein 
Haus,  so  realisiert  er  diese  Ersparnis,  und  sein  Nachfolger  wird,  vorausge- 
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setzt,  daß  die  Entwickelung  den  Wert  des  Hauses  nicht  herabgedrückt  hat, 
das  Haus  von  neuem  mit  den  zum  Ankauf  erforderlichen  Summen  belasten. 
Das  Spiel  beginnt  dann  von  neuem.  Was  wird  also  durch  die  Amortisations- 
hypothek  erreicht?  Viel  logischer  ist  daher  die  Forderung  einer  Ver¬ 
schuldungsgrenze,  über  die  hinaus  für  die  Zukunft  keine  Belastung  des 
Grundstücks  erfolgen  darf.  Bedeutung  haben  aber  alle  diese  Mittel  nur, 
wenn  man  es  als  ein  wertvolles  Ziel  betrachtet  einen  kapitalkräftigen  städti¬ 
schen  Hausbesitzerstand  zu  schaffen.  Dieses  Ziel  ist  aber  in  sich  wider¬ 
spruchsvoll,  da  städtischer  Hausbesitz  als  Beruf  nur  für  die  Klasse  der  ka¬ 
pitallosen  Hausbesitzer  in  Frage  kommt,  die  ihre  Existenz  durch  die  Ver¬ 
waltung  städtischer  Zinshäuser  gewinnen,  von  denen  ihnen  nur  winzige  An¬ 
teile  gehören.  Außer  für  diese  Klasse  von  Hausbesitzern,  die  mit  der  Größe 
der  Städte  relativ  wächst,  ist  der  städtische  Hausbesitz  nicht  das  Primäre, 
sondern  das  Haus  ist  nur  die  Stätte,  wo  der  Hauptberuf  ausgeübt  wird,  und 
der  Besitz  des  Hauses  oft  nur  eine  unangenehme  Notwendigkeit,  die  man  auf 
sich  nimmt,  um  Mietssteigerungen  und  Kündigungen  zu  entgehen.  Indem  man 
also  die  Forderungen  der  Amortisationshypothek  und  der  Verschuldtmgs- 
grenze  auch  für  den  städtischen  Grundbesitz  aufstellte,  hat  man  die  wesent¬ 
lichen  Unterschiede,  die  zwischen  dem  ländlichen,  landwirtschaftlich  genutz¬ 
ten  Grundbesitz  und  dem  städtischen  Grundbesitz  bestehen,  übersehen  und 
schematisch  Forderungen  von  dem  einen  auf  den  andern  übertragen,  ohne 
genügend  zu  untersuchen,  ob  sie  auch  auf  dem  andern  Gebiet  wirtschaftlich 
begründet  sind.  Außerdem  aber  hat  man  den  engen  Zusammenhang,  in  dem 
das  Realkreditwesen  mit  der  ganzen  Art  unseres  Städtebaus  steht,  sich  nicht 
genügend  klargemacht.  Solange  im  städtischen  Bauwesen  das  große  Zinshaus 
überwiegt  und  namentlich  auch  für  Kleinwohnungen  zur  Anwendung  kommt, 
so  lange  sind  die  Amortisationshypothek  und  Verschuldungsgrenze  unange¬ 
bracht  und  im  Widerspruch  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Sie 
werden  sich  diesen  gegenüber  auch  niemals  durchsetzen  können.  Ganz  anders 
bei  dem  Kleinhaus  mit  1  bis  3  •Familienwohnungen.  Abgesehen  aber  von  den 
wohlhabenden  Kreisen,  die  reich  genug  sind  auch  bei  dem  System  der  Stadt¬ 
anlage  von  heute  ein  Einfamilienhaus  zu  bewohnen,  hat  die  private  Bau¬ 
unternehmung  sich  von  dem  Bau  von  Kleinhäusern  vollständig  zurückge¬ 
zogen.  Es  sind  nur  noch  gemeinnützige  Unternehmungen,  wie  Baugenossen¬ 
schaften  und  Gartenstadtunternehmungen,  die  in  stets  größerm  Umfang 
Kleinhäuser  bauen.  Hier  sind  auch  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendung 
der  Amortisationshypothek  gegeben,  und  hier  liegen  die  Ansätze,  deren  plan¬ 
mäßige  Entwickelung  Aufgabe  der  Städte  und  ihrer  Hypothekenfonds  sein 
sollte. 

In  der  Tat  gewährt  von  den  38  kommunalen  Hypothekeninstituten  die  große 
Mehrzahl  nur  Amortisationshypotheken,  nur  wenige  außerdem  noch  reine 
Zinsdarlehen.  Von  dieser  Kategorie  seien  genannt:  Dresden,  mit  nur  114  090 
Mark  Amortisationshypotheken  gegen  88  337  714  Mark  reine  Zinsdarlehen, 
Düsseldorf  mit  48  533  800  gegen  946  200  Mark,  Freiberg  (Sachsen),  Konstanz 
mit  782  597  gegen  1  272  800  Mark,  Memel  mit  4800  gegen  119  500  Mark  und 
Trier  mit  131  500  gegen  1  700  000  Mark.  Diese  Tatsache  ist  darin  begründet, 
daß  die  kommunalen  Hypothekeninstitute  in  erster  Linie  die  Beleihung  zur 
2.  Stelle  zur  Aufgabe  haben;  nur  wenige  von  ihnen,  wie  Dresden,  Düsseldorf, 
Konstanz,  Magdeburg,  Neukölln,  Trier  die  Beleihung  an  1.  Stelle  bevorzugen 
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oder  ausschließlich  betreiben.  Bei  der  2.  Hypothek  dient  also  die  Amortisa¬ 
tion  vor  allem  dazu  das  finanzielle  Risiko  der  Gemeinden  herabzusetzen. 
Dann  aber  verfolgen  die  Gemeinden  mit  der  Gewährung  solcher  2.  Amortisa¬ 
tionshypotheken  vor  allem  wohnungspolitische  Ziele.  Sie  wollen  die  Klein¬ 
wohnungsnot  durch  Förderung  der  gemeinnützigen  und  privaten  Bautätigkeit 
bekämpfen.  Daher  denn  auch  der  weitere  Umstand,  daß  sich  die  Beleihung 
meist  nur  auf  Kleinwohnungsbauten  geringem  Umfangs,  wie  Ein-  und  Zwei¬ 
familienhäuser,  erstreckt,  und  daß  nur  neuerrichtete  Häuser  berücksichtigt 
werden,  während  bereits  bestehende  von  der  Beleihung  ausgeschlossen  sind. 
Auf  diesem  beschränkten  Gebiet  findet  die  Amortisationshypothek  mit  Recht 
Anwendung.  Hier  kann,  allerdings  immer  in  den  engen  Grenzen  des  verhält¬ 
nismäßig  kleinen  Geschäftsumfangs  dieser  Hypothekeninstitute,  ein  an¬ 
sässiger  Hausbesitzerstand  neu  geschaffen  werden.  Und  dieses  Ziel  wird  sich 
durch  das  Dazwischentreten  von  Baugenossenschaften  besser  und  leichter  er¬ 
reichen  lassen,  als  wenn  die  Gemeinden  ihre  Darlehen  direkt  an  Private, 
seien  es  nun  Unternehmer  oder  andere  Personen,  hinausgeben.  Denn  den  Ge¬ 
nossenschaften  vermag  die  Stadtgemeinde  in  größerm  Umfang  Bedingungen 
aufzuerlegen,  die  die  Erreichung  des  angestrebten  wohnungspolitischen  Ziels 
sicherstellen.  Vor  allem  kann  sie  bei  ihnen  die  Spekulation  auf  das  Steigen 
der  Grundrente  ausschließen.  Die  Genossenschaft  ist  auch  die  geeignete 
Körperschaft  dafür  Häuser,  die  aus  irgendwelchen  Gründen  zum  Verkauf 
kommen,  zurückzunehmen  und  bei  ihrem  Wiederverkauf  dafür  zu  sorgen,  daß 
spekulative  Preissteigerungen  unterbleiben,  und  daß  sie  in  die  Hände  solcher 
Personen  kommen,  für  die  die  Gemeinde  eben  wohnungspolitisch  tätig 
sein  will. 

Hier  berühren  wir  einen  der  wichtigsten  Punkte,  der  bei  der  Einrichtung 
kommunaler  Hypothekeninstitute  von  Bedeutung  ist.  Die  Gewährung  von 
Darlehen,  sei  es  nun*  zu  1.  oder  2.  Stelle,  unter  günstigeren  Bedingungen  als 
sie  auf  dem  allgemeinen  Geldmarkt  herrschen,  kann  von  den  Gemeinden  nur 
dann  verantwortet  werden,  wenn  der  Zuwendung  dieser  Vorteile  an  die  pri¬ 
vaten  Hausbauer  auch  Leistungen  dieser  gegenüberstehen.  Andernfalls  wür¬ 
den  die  Gemeinden  auf  Kosten  der  Allgemeinheit  kleinen  Kreisen  der  Be¬ 
völkerung,  und  nicht  einmal  unbedingt  notleidenden  Kreisen,  Geschenke 
machen.  Nur  wenn  also  die  wohnungspolitischen  Ziele  sichergestellt  werden, 
läßt  sich  ein  solches  Vorgehen  der  Gemeinden  rechtfertigen.  Diese  Ziele  sind 
aber  nicht  nur  die  Herstellung  von  Wohnungen  überhaupt,  sondern  die  Häuser 
und  Wohnungen  müssen  sich  in  den  Rahmen  der  städtischen  Bau-  und  Woh¬ 
nungspolitik  einfügen,  also  nach  der  hygienischen  wie  ästhetischen  Seite  den 
Ansprüchen  der  Stadtverwaltung  genügen,  vor  allem  aber  durch  die  Fest¬ 
setzung  der  Mietspreise  dem  andern  großen  Ziel  kommunaler  Wohnungs¬ 
politik,  der  Niedrighaltung  des  Preisniveaus,  dienen. 

Leider  gibt  über  diese  verschiedenen,  wohnungspolitisch  so  wichtigen  Fragen 
die  so  wertvolle  Zusammen  Stellung  des  Münchener  statistischen  Amts  so 
gut  wie  keine  Auskunft.  Das  mag  die  Enquete  nicht  als  ihre  Aufgabe  be¬ 
trachtet  haben.  Sie  hätte  aber  an  diesen  Punkten  nicht  ganz  Vorbeigehen 
dürfen.  Um  so  weniger  als,  wie  wir  bereits  sahen,  außer  den  kommunalen 
Hypothekeninstituten  auch  andere  Maßregeln  der  Städte,  wie  zum  Beispiel 
Gewährung  von  Erbbaurechten  und  die  Übernahme  von  Bürgschaften  zu- 
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gunsten  gemeinnütziger  Bauunternehmungen,  zur  Darstellung  gekommen  sind. 
Ohne  daß  man  sich  über  die  enge  Verbindung  zwischen  den  Problemen  des 
Realkredits  und  denen  des  Städtebaus  und  des  Wohnungswesens  vollständig 
klar  ist,  und  ohne  die  Erkenntnis,  daß  die  einen  nicht  ohne  die  anderen  ge¬ 
löst  werden  können,  wird  man  nur  zu  unwirksamen  oder  schädlichen  Maß¬ 
regeln  greifen.  Dabei  wird  man  sich  vor  allem  die  beiden  Sätze  vor  Augen 
halten  müssen,  daß  Häuser  gebaut  werden  nicht,  um  einen  Hausbesitzerstand 
zu  schaffen,  sondern  um  dem  Wohnungsbedürfnis  der  städtischen  Bevölke¬ 
rung  zu  dienen,  und  daß  die  große  Mehrzahl  der  Einwohner  zu  den  minder¬ 
bemittelten  Klassen  gehört. 

xxxxxxxxxxxxxxxx  xxxxxxxxxxxxxxxxxx 

PRUL  KRMPFFMEYER  •  KRPITRLISMUS  UND 
SITTLICHKEIT 

N  den  verflossenen  Wochen  erlebten  wir  in  zwei  Landtagen  erregte 
Sittlichkeitsdebatten.  Es  waren  nicht  die  entsittlichenden  Verhält¬ 
nisse  unserer  proletarischen  Großstadtwohnungen,  die  schon  vor 
unmündigen  Kindern  die  intimsten  Geheimnisse  entschleiern,  es 
waren  die  anstößigen  Schaufensterausstellungen,  die  geschäftlichen 
Reklamen  für  Antikonzeptionsmittel  und  die  trunkenen  Ausgelassenheiten 
der  Tanzetablissements,  Restaurants  und  Bars,  die  in  beiden  Parlamenten 
unbedingte  Verurteilung  fanden.  Indes,  derartige  Debatten  streifen  immer 
nur  die  Oberfläche  unserer  Großstadtverhältnisse,  dringen  aber  nie  in  deren 
Tiefen.  In  den  Großstädten  hat  der  Kapitalismus  der  Arbeiterjugend  die 
Spielplätze  genommen  und  sie  auf  lärmende  Straßen,  auf  dunkle  Hinter¬ 
höfe  und  Treppen  verwiesen.  Und  da  die  Jugend  ohne  pädagogische  Über¬ 
wachung  und  Leitung  ihre  Erholungsstunden  in  einem  von  kriminellen  An¬ 
steckungsstoffen  gesättigten  Milieu  zubringt,  so  muß  sie  früh  direkt  auf 
verbrecherische  Bahnen  gedrängt  werden.  Dazu  gesellt  sich  noch  die  früh¬ 
zeitige  Weckung  der  sexuellen  Instinkte  in  der  Jugend  durch  die  großstäd¬ 
tische  Wohnungsmisere.  Die  notwendige  andachtsvolle  Stimmung  für  den 
Genuß  eines  Kunstwerks  ist  durch  die  Hast  großstädtischer  Arbeits-  und 
Lebensweise  aus  der  Seele  der  Pariser,  Berliner,  Wiener  usw.  Bevölkerungs¬ 
massen  mehr  oder  weniger  vertrieben  worden.  Die  nervenerschütternden 
Dramen  der  Kinos  niederer  Sorte,  die  gepfefferten  Kuplets  und  wechselnden 
Sensationen  der  Varietes  peitschen  den  innerlich  müden  Großstädter  auf, 
und  daher  flüchtet  er  sich  zu  ihnen.  Auf  starke  Reize  ist  der  Groß¬ 
städter  eingestellt;  auf  nervenanspannende  Arbeiten  folgen  nervenerregende 
Genüsse.  Unsere  Ankläger  großstädtischer  Sittlichkeit  ziehen  wohl  be¬ 
stimmte  Begleiterscheinungen  kapitalistischer  Kultur  vor  ihr  richterliches 
Forum,  aber  sie  machen  nicht  dem  Kapitalismus  selbst  den  Prozeß. 

Im  Vergleich  zu  den  früheren  Wirtschaftsweisen  ist  der  Kapitalismus  durch 
und  durch  revolutionär.  Schon  bei  den  bodenständigen  Großstädtern,  soweit 
man  eben  von  Bodenständigkeit  in  der  Großstadt  überhaupt  reden  kann, 
ruft  er  fortgesetzt  die  ungeheuersten  Erschütterungen  in  deren  Arbeits¬ 
und  Lebensbedingungen  hervor.  Er  fordert  dann  von  den  zugewanderten 
Bevölkerungsmassen,  die  in  der  relativen  Unbeweglichkeit  ländlicher  Zu¬ 
stände  ihre  Jugend jahre  dahingebracht  haben,  eine  erstaunliche  Anpassungs¬ 
fähigkeit.  Halbe  und  ganze  Bauern  wurden  zum  schnellen  Wechsel  der 
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Arbeit  gezwungen  und  sahm  sich  schweren  Konflikten  gegenübergestellt, 
vor  denen  sie  der  träge  Fluß  des  ländlich-einfachen  Wirtschaftslebens  sicher 
bewahrt  hätte.  In  der  Mietskaserne  stießen  ihre  Interessen  oft  mit  denen 
ihres  Hauswirts  und  ihrer  Nachbarn  zusammen.  In  der  Fabrik,  auf  dem 
Bau  usw.  mußten  sie  sich  in  völlig  neue  Gemeinschaftsformen  hineinleben, 
und  dieses  Hineinleben  ging  selbstverständlich  nicht  ohne  harte  Reibungen 
ab.  Ihre  schwankende  materielle  Existenzweise  unterschied  sich  wesentlich 
von  ihrer  frühem  festgeregelten,  noch  zum  Teil  naturalwirtschaftlichen  Lebens¬ 
führung.  Dieser  gänzliche  Umsturz  ihres  sozialen  Seins  in  der  Stadt  konnte 
häufig  nicht  ohne  einen  sittlichen  Absturz  für  sie  ablaufen.  Ganze  Teile  des 
Strafgesetzbuchs  erhielten  für  sie  erst  jetzt  eine  schwerwiegende  Bedeutung, 
so  der  Kuppeleiparagraph,  das  Verbot  der  öffentlichen  Unzucht  usw.,  und 
es  müßte  wunderbar  zugegangen  sein,  wenn  sie  sich  nicht  an  dem  Haken 
irgendeines  Paragraphen  einmal  verfangen  hätten.  Das  Ansteigen  der  Krimi¬ 
nalität  der  Bevölkerung  unter  der  treibhausmäßigen  Entwickelung  des  Kapi¬ 
talismus  ist  so  selbstverständlich,  daß  hiervon  eigentlich  nur  die  sozial  ganz 
Einsichtslosen  überrascht  werden  können.  Man  darf  sogar  sagen:  Ein  präch¬ 
tiger  Fonds  guter  sittlicher  Eigenschaften  mußte  in  der  hin-  und  hergewor¬ 
fenen  Bevölkerung  stecken,  da  sich  ihr  Strafkonto  immer  nur  in  gewissen 
Grenzen  hielt  und  nicht  ins  Ungeheuerliche  anschwoll. 

Welche  alleserschütternde,  seelenumwälzende  Gewalt  die  kapitalistische 
Großstadt  auf  Menschen  ausübt,  das  kann  man  vor  allem  an  den  Lebens¬ 
schicksalen  unserer  Dienstmädchen  studieren.  Sie  werden  aus  ihren  festen 
heimischen  Verhältnissen  und  aus  dem  vertrauten  Umgang  mit  ihren  eben¬ 
bürtigen  Geschlechtsgenossen  gerissen  und  in  eine  fremde  Klassenwelt  ver¬ 
setzt.  In  ständigem  Verkehr  mit  einer  Herrenklasse  mit  eigenartigen  Luxus- 
bedürfrtissen  leben  sie  sich  leicht  in  diese  Bedürfnisse  hinein.  Sie  finden  in 
der  Großstadt  Männer,  die  bereit  sind  die  in  ihnen  erweckten  Bedürf¬ 
nisse  zu  befriedigen,  und  sie  treffen  in  der  Stadt  eine  förmliche  wirtschaft¬ 
liche  Organisation  der  Prostitution:  Cafes,  Tanzlokalitäten  und  Vergnü¬ 
gungsetablissements,  die  dem  Arbeitsmarkt  der  käuflichen  Liebe  dienen.  Das 
Prostitutionskapital  reckt  sich  in  der  Großstadt  riesenhaft  aus,  und  die 
früheren  Landmädchen  fallen  unter  dem  Druck  der  in  ihnen  gezüchteten 
neuen  Luxusansprüche  dieser  kapitalistischen  Großmacht  leicht  zum  Opfer. 
Schätzt  doch  der  Finanzrat  Losch  den  Aufwand  für  Prostitution  und  deren 
Begleiterscheinungen  jährlich  in  Deutschland  auf  eine  Milliarde  Mark. 
Jedenfalls  haben  die  statistischen  Feststellungen  Professor  Blaschkos  be¬ 
wiesen,  daß  gerade  die  Dienstmädchen  in  stets  wachsendem  Maß  in  die  groß¬ 
städtische  Prostitution  versinken. 

Der  leitende  Grundsatz  der  kapitalistischen  Klasse  nur  standesgemäße  Ehen 
zu  schließen  verschiebt  die  Eheschließung  in  ein  relativ  spätes  Alter  und 
weist  sie  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  auf  den  außerehelichen  Verkehr  mit  Nicht¬ 
klassengenossinnen  an.  Überdies  infizieren  sie  sich,  wie  die  Statistiken  der 
Studentenkrankenkassen  beweisen,  massenhaft  mit  venerischen  Leiden,  und 
sie  schädigen  dadurch  in  einer  nicht  gut  zu  machenden  Weise  die  Rasse. 
Über  die  im  Wesen  der  heutigen  Gesellschaft  wurzelnden  Ursachen  der  Un¬ 
sittlichkeit  schaut  man  bei  uns  meistens  hinweg.  Man  stellt  den  Blick  ledig¬ 
lich  auf  einige  augenfällige  Unsittlichkeitssymptome  ein,  die  man  dann  durch 
polizeiliche  Eisenbartkuren  beseitigen  zu  können  glaubt.  Die  sittlichen  Ge- 
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brechen  der  Menschheit  dürfen  nicht  an  die  Oberfläche  treten,  und  sie 
treiben  daher  die  Krankheitsstoffe  nach  innen.  Die  Naturwidrigkeit  der 
sexuellexi  Beziehungen  unserer  Großstädte  hat  zum  Teil  eine  überhitzte,  un¬ 
gesunde  Erotik  direkt  gezüchtet.  Nun  entdeckt  man  an  allen  Dingen  ein  ver¬ 
dächtiges  Moschusparfüm  und  will  alles  aus  den  Schaufenstern  hinaus¬ 
werfen,  was  irgendwie  nur  bildlich  oder  gegenständlich  an  die  Geschlechts¬ 
beziehungen  erinnert.  Doch  die  Fehde  gegen  die  großstädtische  Unsittlich¬ 
keit  birgt  oft  Gefahren  für  die  fortschrittlich-kulturellen  Tendenzen  un¬ 
serer  Zeit  in  sich.  Das  bewies  der  Antrag  des  Freiherrn  von  Freyberg  in 
der  bayrischen  Zweiten  Kammer,  der  sich  mit  der  Bekämpfung  der  Un¬ 
sittlichkeit  beschäftigte. 

Dieser  am  10.  März  dieses  Jahres  eingebrachte  Antrag  ersuchte  die 
bayrische  Staatsregierung  »die  unterstellten  Behörden  anzu weisen  mit  allen 
gesetzlichen  Mitteln  die  zunehmende  Unsittlichkeit,  hauptsächlich  in  den 
Großstädten,  zu  bekämpfen  und  so  der  Gefahr  vorzubeugen,  der  die  Jugend^ 
körperlich  und  seelisch  ausgesetzt  ist«.  Die  bayrische  Regierung  sollte 
namentlich  im  Bundesrat  dahin  wirken,  »daß  durch  Abänderung  der  Ge¬ 
werbeordnung  geeignetere  Unterlagen  geschaffen  werden  für  eine  wirksamere 
Bekämpfung  der  anstößigen  Schaufensterausstellungen,  der  Reklame  für 
Antikonzeptionsmittel,  der  Animierkneipen,  Bars  und  ähnlichen  Unterneh¬ 
mungen,  wenn  und  insoweit  sie  der  Unsittlichkeit  Vorschub  leisten«.  Nicht 
so  sehr  der  Antrag,  wohl  aber  seine  Begründung  zeigt  uns,  wie  gefährlich 
eine  derartige  Bekämpfung  der  Unsittlichkeit  werden  kann.  Unsittlich  näm¬ 
lich  nach  der  Ansicht  des  Herrn  von  Freyberg  ist  alles  das,  was  der  klerikalen 
Weltanschauung  widerspricht.  So  muß  nach  der  Ansicht  des  Freiherrn  von 
Freyberg  eine  Annonce  der  Zeitschrift  Die  Zukunft  verboten  werden,  die  das 
Werk  Marias  jungfräuliche  Mutterschaft,  ein  völkerpsychologisches  Frag¬ 
ment  über  Sexualsymbolik,  empfiehlt.  Herr  von  Freyberg  widerlegt  nicht 
etwa  den  wirklichen  oder  angeblichen  wissenschaftlichen  Charakter  dieses 
Werks;  schon  dessen  Titel  genügt  ihm  zum  Verbot.  »Das  ist  ein  Skandal«, 
ruft  er  aus,  »für  dessen  Beurteilung  oder  Charakterisierung  es  überhaupt 
keinen  parlamentarischen  Ausdruck  mehr  gibt.  Auch  heutzutage  stehen 
noch  Millionen  von  Deutschen  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Menschwerdung 
Christi  eines  der  erhabensten  Geheimnisse  nicht  bloß  der  christlichen  Reli¬ 
gion  sondern  der  Weltgeschichte  überhaupt  ist.  Da  erfrecht  sich  nun  eine 
sogenannte  Pseudowissenschaft  ein  Werk  zu  schreiben,  das  den  Ausgang 
dieses  welthistorischen  Geheimnisses  auf  diese  Weise  in  den  Kreis  angeb¬ 
lich  wissenschaftlicher  Betrachtung  zieht.  .  .  Aber  es  ist  ein  drastisches 
Beispiel  dafür,  bis  wohin  sich  eine  uneingeschränkte  Wissenschaft  verirren 
kann,  dafür,  daß  es  Fälle  gibt,  in  denen  der  rein  wissenschaftliche  Stand¬ 
punkt  nicht  allein  ausschlaggebend  sein  kann.«  Also,  der  Wissenschaft  muß 
der  Weg  da  verbaut  werden,  wo  er  sich  der  Untersuchung  klerikal-katho¬ 
lischer  Mysterien  zuwendet.  Vor  allem  dürfen  die  Titel  derartiger  Werke 
nicht  in  weite  Kreise  dringen.  Unsittlich  ist  somit  alles,  was  einer  Welt¬ 
anschauung  widerspricht,  die  bestimmte  klerikal-feudale  Standesanschau¬ 
ungen  schützt.  Die  klerikale  Weltanschauung  steht  ja  im  schärfsten  Gegen¬ 
satz  zum  liberalen  Staat,  zu  dem  Gedanken  der  rechtlichen  Freiheit  und 
Gleichheit  der  französischen  Revolution,  zur  Kultus-  und  Glaubensfreiheit, 
und  sie  webt  eine  Art  Heiligenschein  um  das  Ständeprinzip.  Hier  führt,  ge- 
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wollt  oder  ungewollt,  ein  soziales  Standesinteresse  das  klerikale  Glaubens¬ 
bekenntnis  in  den  Kampf  gegen  die  »uneingeschränkte  Wissenschaft«. 

Unsittlich  ist  nach  klerikaler  Lehre  jedes  Konkubinatsverhältnis.  Das  folgt 
aus  der  Lehre  von  dem  Sakrament  der  unauflösbaren  Ehe,  Deshalb  verstößt 
nach  klerikaler  Überzeugung  jede  Schrift,  die  für  die  gesetzliche  Eheschei¬ 
dung,  für  die  Zivilehe  und  für  eine  freiere  Gestaltung  der  sexuellen  Bezie¬ 
hungen  zwischen  Mann  und  Frau  eintritt,  gegen  die  Sittlichkeit.  Millionen 
von  Deutschen  teilen  nun  heute  noch  diese  Auffassung  der  katholischen 
Kirche,  und  Herr  von  Freyberg  kann  nun  wieder  von  seinem  klerikalen 
Standpunkt  aus  von  einem  »Skandal«  sprechen,  daß  derartige  unsittliche 
Werke  in  weiten  Kreisen  propagiert  werden.  Als  Klerikaler  muß  er  selbst¬ 
verständlich  den  Bannfluch  gegen  die  Anwendung  aller  antikonzeptionellen 
Mittel  richten.  Er  legt  seinen  Standpunkt  folgendermaßen  dar:  »Ich  be¬ 
schränke  mich  auf  die  Konstatierung  der  Tatsache,  daß  die  katholische 
Moral  eine  Verbindung  der  Geschlechter  nur  zu  dem  Zweck  der  Kinder¬ 
zeugung  kennt,  und  daß  der  Komplementärsatz  dazu  der  ist,  daß  die  katho¬ 
lische  Moral  auf  dem  Standpunkt  steht:  jede  absichtliche  und  bewußte  Ver¬ 
hinderung  des  Zweckes  ist  an  sich  unmoralisch.«  Natürlich  ist  Herr  von 
Freyberg  welterfahren  genug,  daß  er  die  Tatsache  der  Empfängnisverhinde- 
rung  »als  solche,  auch  wenn  sie  als  unmoralisch  gelten  muß,  nicht  unter  das 
Strafgesetz«  stellen  kann,  aber  »gewisse  Ausschreitungen«,  so  meint  er,  »die 
geeignet  sind  ein  Umsichgreifen  dieses  Delikts  zu  veranlassen,  wollen  wir 
allerdings  unter  das  Strafrecht  gestellt  haben«.  Eine  Ausschreitung  aber 
ist  nach  seiner  Ansicht  schon  die  »rücksichtslose  Agitation«  aus  geschäft¬ 
lichen  Gründen  für  den  Vertrieb  von  Antikonzeptionsmitteln.  Was  ist  »Aus¬ 
schreitung«,  was  ist  »rücksichtslose  Agitation«?  Darüber  hat  selbstverständ¬ 
lich  in  erster  Linie  die  Polizei  zu  entscheiden,  die  natürlich  im  Freybergschen 
Geist  geleitet  werden  soll.  Heraus  aus  dem  Schaufenster  also  mit  allen 
Schriften,  die  sich  mit  der  Verhütung  der  Empfängnis  befassen!  Sie  können 
ja  ein  »Umsichgreifen  dieses  Delikts«  veranlassen. 

Unzweifelhaft  brechen  bei  der  Bekämpfung  des  sexuellen  Präventivverkehrs 
in  den  Kreisen  feudaler  Magnaten  und  liberaler  Unternehmer  bestimmte 
Klassen-  und  Standesinteressen  hervor.  Eine  einseitige  Klassenmoral  kommt 
zum  Beispiel  in  der  moralischen  Verdammung  der  Arbeiterehepaare  zum 
Ausdruck,  die  nicht  unbegrenzt  viele  Kinder  zeugen,  sondern  die  im  Inter¬ 
esse  einer  physisch  und  intellektuell  hochstehenden  Nachkommenschaft  der 
Fruchtbarkeit  des  Ehebetts  bestimmte  Schranken  setzen.  Aber  als  vor  mehr 
als  zwei  Jahrzehnten  der  Neumalthusianismus  in  den  besitzenden  Klassen 
um  sich  griff,  war  von  einem  unsittlichen  Präventivverkehr  nicht  die  Rede. 
Hier  tritt  eben  heute  der  einseitig  kapitalistische  Klassenegoismus  auf,  der 
in  Sorge  ist,  daß  ihm  vielleicht  einmal  die  nötigen  Hände  fehlen  werden, 
wenn  die  Arbeiterschaft  regelnd  auf  ihren  Nachwuchs  einwirkt.  Arbeitender 
Hände  bedarf  die  kapitalistische  Gesellschaft.  Und  deshalb  fort  mit  den 
Präventivmitteln  zur  Verhinderung  der  Schwangerschaft  aus  den  unteren  und 
mittleren  Klassen!  Der  Arbeiter  soll  Proletarier  bleiben,  das  heißt  ein  Ge¬ 
sellschaftsmitglied,  das  allein  durch  seine  proles,  durch  seine  Nachkommen¬ 
schaft,  dem  Staat  nützlich  wird.  Gibt  er  sich  der  Liebe  hin,  ohne  Kinder 
zu  zeugen,  so  ist  er  nach  dieser  Anschauung  ein  unnützliches  Gesellschafts¬ 
mitglied.  Nur  die  gesetzliche  fruchtbare  Zwangsehe  gestattet  ihm  der 
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kapitalistische  Staat,  der  ja  auch  streng  jedes  Konkubinats  Verhältnis  ver¬ 
pönt.  Und  doch  ist  das  Konkubinat  vielfach  die  einzige  Rettung  der  mann¬ 
baren  großstädtischen  Bevölkerungsgruppen  vor  dem  käuflichen  Geschlechts¬ 
verkehr.  Es  setzt  sich  heute  mit  Elementarkraft  in  der  bürgerlichen  Gesell¬ 
schaft  durch.  Zahlreiche  Statistiken  beweisen  die  Existenz  eines  massen¬ 
haften  außerehelichen  Geschlechtsverkehrs,  der  in  der  Form  des  Konkubinats 
lange  Zeit  besteht  und  erst  dann  zur  Ehe  führt,  wenn  sich  an  diesen  Verkehr 
Folgen  knüpfen.  In  immer  größerer  Zahl  werden  fast  in  allen  Klassen  jetzt 
Kinder  schon  vor  der  Ehe  erzeugt,  die  dann  kurze  Zeit  nach  der  gesetz¬ 
lichen  Kopulation  zur  Welt  kommen.  Wer  in  diese  neuen  sexuellen  Sitten 
eingreift,  der  hebt  nicht  etwa  die  Sittlichkeit,  der  bewirkt  nur,  daß  die  Erotik 
gesteigert  und  die  Prostitution  gefördert  wird. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXX'XXXXXXXX'XXXXXXX 

LUDWIG  RADLOF  •  GRUNDFRAGEN  EINES  EIN¬ 
HEITLICHEN  RRBEITSRECHTS 

ON  interessierter  und  berufener  Seite  werden  in  letzter  Zeit  mehr 
oder  minder  glückliche  Versuche  gemacht  zu  dem  Problem  eines 
einheitlichen  Arbeitsrechts  Stellung  zu  nehmen.  Je  nach  dem  po¬ 
litischen  und  wirtschaftlichen  Standpunkt  kommt  man  dabei  zu 
diesem  oder  jenem  Ergebnis.  Auf  der  vorjährigen  Konferenz  der 
Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichte  hielt  Dr.  Sinzheimer  (Frankfurt  am  Main) 
einen  instruktiven  Vortrag  über  die  Frage.1)  Er  war  ehrlich  bestrebt  die  zer¬ 
streuten  Gesetzesmaterialien  unter  einem  einheitlichen  Gesichtspunkt  zu 
sammeln  und  zu  sichten.  Das  ist  nicht  leicht.  Zunächst  könnte  man  im 
Zweifel  sein,  ob  gerade  unsere  von  mancherlei  Explosivstoffen  durchsetzte 
Zeit  (ich  erinnere  nur  an  den  Arbeitswilligenschutz,  der  wieder  gefordert 
wird)  besonders  geeignet  ist  derartige  Probleme  zu  diskutieren  und  einen 
praktischen  Boden  dafür  zu  gewinnen.  Aber  hat  nicht  der  organisierten  Ar¬ 
beiterschaft  schon  von  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs  an  immer  irgend¬ 
eine  Gefahr  gedroht,  und  hinderte  sie  das  jemals  auf  der  Bahn  des  Fortschritts 
weiterzugehen?  Im  Gegenteil.  Je  ruhiger  und  unverzagter  die  moderne 
Arbeiterbewegung  allem  reaktionären  Lärm  zum  Trotz  aufwärts  schreitet, 
je  energischer  sie  ihre  gerechten  Forderungen  vertritt,  um  so  mehr  wird  sie  in 
ihren  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Kämpfen  erreichen.  Deshalb  bin  ich 
der  Meinung,  daß  unsere  Zeit  sehr  wohl  für  einen  Neuaufbau  des  gesamten 
Arbeitsrechts  auf  einer  einheitlichen  Grundlage  reif  ist,  und  daß  auch  das 
Inkrafttreten  der  neuen  Reichsversicherungsordnung  an  dessen  Notwendig¬ 
keit  nichts  ändert. 

Das  Deutsche  Reich  hat  seit  seiner  Gründung  einen  glänzenden  Aufschwung 
genommen.  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  sind,  abgesehen  von  den  un¬ 
vermeidlichen  Krisenzeiten,  die  Not  und  Entbehrungen  für  weite  Schichten 
des  arbeitenden  Volkes  mit  sich  bringen,  in  blühender  Lage,  und  nach  den 
Urteilen  unterrichteter  Staatsmänner  aus  alter  und  neuer  Zeit  hat  auch 
die  Arbeiterschaft  dank  ihrer  Intelligenz  und  Tatkraft  zu  diesem  gewaltigen 
Aufstieg  unserer  deutschen  Volkswirtschaft  ihr  redliches  Teil  beigetragen. 
Und  doch  verweigert  man  ihr  nach  wie  vor  die  Teilnahme  an  der  Gesetz  - 


J)  Siehe  die  Rundschau  Sozialpolitik,  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1913,  3.  Band,  pag.  1580. 
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gebung,  der  Verwaltung,  der  Rechtsprechung,  die  notwendig  wäre,  um  ihr 
Vertrauen  zur  Reichs-  und  Staatsleitung  einzuflößen.  Vertrauen  kann  be¬ 
kanntlich  nur  durch  Vertrauen  erworben  werden. 

Der  Arbeiter  spielt  heute  im  Produktionsprozeß  eine  ganz  andere  Rolle  als 
früher.  Dennoch  läßt  man  ihn  nur  auf  gewissen  Gebieten  unserer  sozial¬ 
politischen  Gesetzgebung  mitraten  und  mittaten,  würde  ihn  aber  von  der 
Mitarbeit  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  der  Gemeinden,  der  Ein¬ 
zelstaaten  und  des  Reichs  nach  wie  vor  ferngehalten  haben,  hätte  er  sich 
nicht  selbst  geregt  und  sich  kämpfend  eine  bestimmte  politische  Position 
erobert.  Die  anderen  am  Produktionsprozeß  beteiligten  Klassen,  der  Unter¬ 
nehmer,  der  Grundbesitzer,  der  Mittelständler,  der  Bauer,  der  Beamte,  ge¬ 
nießen  in  den  Einzelstaaten  wie  im  Reich  ganz  andere,  viel  höhere  Rechte 
in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  als  der  Arbeiter,  Alle  diese  Be- 
völkerungskategorieen  kommen  deshalb  mehr  zur  Geltung,  wenn  man  auch 
das  törichte  Wort  von  der  »einen  reaktionären  Masse«  nicht  anwenden  sollte. 
Was  haben  Reich  und  Einzelstaaten  nicht  alles  auf  gewandt,  um  das  Inter¬ 
esse  jener  Klassen  dauernd  für  sich  zu  gewinnen!  Mit  Gewalt,  mit  List, 
mit  Drohungen  begegnete  man  ihnen,  oder  aber  man  suchte  sie  durch  honig¬ 
süße  Lockungen  zu  fesseln.  Für  sie  schuf  die  Gesetzgebung  die  verschie¬ 
densten  Rechte,  die  auf  die  Eigentümlichkeit  ihrer  sozialen  Lage  zuge¬ 
schnitten  waren.  Großgrundbesitzer  und  Bauern,  die,  wie  sich  nicht  be¬ 
streiten  läßt,  meist  noch  Hand  in  Hand  gehen,  bekamen  ihre  Zölle,  der  Mittel¬ 
stand  seine  Kammern  und  Innungen,  den  Unternehmern  schuf  man  den 
freiesten  Spielraum  zur  Entfaltung  ihrer  Kräfte  auf  dem  Weltmarkt.  Dem 
Arbeite!*  gingen  erst  allmählich  die  Augen  ob  dieser  Entwickelung  der 
Dinge  auf.  Ihn  wollten  die  herrschenden  Klassen  nicht  zum  vollen  Staats¬ 
bürger  avancieren  lassen.  Und  so  ist  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  geblieben. 
Das  läßt  sich  am  besten  beweisen,  wenn  wir  einmal  untersuchen,  wie  sich  der 
Arbeiter  in  der  Gesetzgebung  spiegelt,  was  diese  getan  hat,  um  auch  ihn  an 
den  Staat  zu  binden,  auch  ihn  an  allen  Verbesserungen  teilnehmen  zu  lassen 
und  ihm  so  die  Überzeugung  beizubringen,  daß  sein  Eigeninteresse  mit  dem 
Interesse  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten  zusammenfällt. 

OR  dem  Strafrecht  wie  vor  dem  bürgerlichen  Recht 
sind  zunächst  alle  Menschen  gleich.  Wenn  der  sozial  Hochstehende 
jemanden  mit  Überlegung  tötet,  muß  er  genau  so  mit  dem  Tod 
bestraft  werden  wie  der  Arbeiter,  der  sich  des  gleichen  Verbrechens 
schuldig  macht.  So  sagt  das  Gesetz.  Eine  andere  Frage  ist  es 
freilich,  ob  nicht  die  rechtsprechenden  Instanzen  bei  der  Urteilsfällung  da 
manche  Unterschiede  machen.  Nicht  nur  in  der  Arbeiterschaft  sondern 
auch  in  manchen  Kreisen  des  Bürgertums  ist  man  der  Ansicht,  daß  der 
proletarische  Rechtsbrecher  härter  bestraft  wird  als  der  bürgerliche,  der 
Fabrikant,  der  Adlige.  Diese  verschiedene  Behandlung  vor  den  Gerichten 
hängt  damit  zusammen,  daß  der  bürgerliche  Richter  die  Motive  nicht  kennt 
und  würdigt,  aus  denen  heraus  der  Arbeiter  handeln  kann  oder  handeln 
muß.  Die  ganze  Sphäre  des  Arbeiters  ist  ihm  meist  fremd.  Daher  die  oft 
grausamen  Urteile  gegen  die  Mitglieder  dfer  arbeitenden  Klassen,  besonders 
wo  es  sich  um  Streik-,  Beleidigungs-,  Preß-  oder  sogenannte  Erpressungs¬ 
vergehen  handelt.  Im  bürgerlichen  Recht  tritt  diese  Verschiedenheit  der 
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Beurteilung  nicht  oder  lange  nicht  so  stark  hervor.  Das  Personen-,  Sachen  •, 
Familien-  und  Erbrecht  gilt  in  gleicher  Weise  für  alle  Schichten  und  Klassen 
der  Bevölkerung  und  wird  auch  in  der  Praxis  im  allgemeinen  gerecht  an¬ 
gewandt.  Man  denkt  dabei  in  erster  Linie  an  den  materiellen  Inhalt  der 
Sache  und  löst  ihn  von  der  Person  los,  die  dem  Richter  hier  weder  Gegen¬ 
stand  des  Hasses  noch  der  Liebe  ist. 

I'm  CH  komme  nunmehr  zu  unserm  Sozialrecht,  das  seinen 

|1  |Äl  Niederschlag  jetzt  in  der  Reichsversicherungsordnung  gefunden  hat. 
(I  ||j'  Was  an  sich  gut  oder  schlecht  daran  ist,  soll  hier  nicht  genauer 
■  in  untersucht  werden.  Das  geschah  bereits  zur  Genüge  in  anderen 
=—25ü  Artikeln  der  Sozialistischen  Monatshefte.  Der  Anstoß  zur  Ein¬ 
führung  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  wurde  in  den  siebziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  gegeben.  Zwei  Gesichtspunkte  traten  dabei  her¬ 
vor:  Sie  sollte  einmal  ein  Almosen  sein,  und  dann  sollte  sie  der  aufstreben¬ 
den  Arbeiterschaft,  die  in  der  Sozialdemokratie  ihre  natürliche  Vertreterin 
sah,  das  Wasser  abgraben.  Die  Arbeiter,  die  damals  in  ihrer  großen  Mehr¬ 
zahl  noch  nicht  zum  Klassenbewußtsein  erwacht  waren,  sollte  sie  nieder- 
halten.  Ich  brauche  hier  nicht  erst  eingehend  darzulegen,  warum  diese 
Absicht  nicht  gelang  und  nicht  gelingen  konnte. 

Man  kann  nun  durchaus  nicht  behaupten,  daß  durch  die  Reichsversicherungs¬ 
ordnung  ein  einheitliches  Recht  geschaffen  worden  ist.  Ihr  organisatorischer 
Aufbau  beweist  wohl  in  mancher  Hinsicht  das  heiße  Bemühen  dieser  Verein¬ 
heitlichung  näherzukommen.  Das  Ziel  zu  erreichen  ist  jedoch  nicht  ge¬ 
lungen.  Dazu  wäre  es  unbedingt  notwendig  gewesen  die  Zersplitterung  in 
der  Kranken  Versicherung  zu  beseitigen.  Solange  Betriebs-  und  Innungs¬ 
krankenkassen  (letztere  sogar,  wenn  nur  50  Mitglieder  vorhanden  sind) 
weiter  bestehen  bleiben  dürfen,  solange  in  diesen  Kassen  wie  in  den  Land¬ 
krankenkassen  den  Versicherten  keine  oder  fast  keine  Rechte  zugebilligt 
sind,  kann  von  einem  Einheitsrecht  nicht  die  Rede  sein.  Arbeitsrecht  be¬ 
deutet  aber  nach  unseren  Begriffen  nicht  nur  Einheitsrecht  sondern  auch 
Selbstverwaltungsrecht  der  Arbeitenden.  Es  bedarf  für  die  Leser  dieser 
Zeitschrift  keiner  Auseinandersetzung,  was  darunter  zu  verstehen  ist.  In  der 
Unfallversicherung  ist  die  Mitwirkung  der  Versicherten  (bei  der  Be¬ 
ratung  der  Unfallverhütungsvorschriften)  nur  eine  äußerst  dürftige.  In  der 
Invaliden  Versicherung  haben  sie  zwar  ein  Mehr  an  Rechten,  ihr  tat¬ 
sächlicher  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Dinge  in  den  Landesversicherungs¬ 
anstalten  ist  aber  ebenfalls  gleich  Null.  Vom  rein  organisatorischen  Stand¬ 
punkt  kann  also  die  Reichsversicherungsordnung  ganz  und  gar  nicht  be¬ 
friedigen.  Dazu  kommt  der  mangelhafte  materielle  Inhalt.  Gewiß  ist  für  die 
Krankenkassen  die  Möglichkeit  höherer  Leistungen  (bis  zu  1  Jahr)  ge¬ 
geben,  gewiß  ist  der  Invalidenversicherung  die  Witwen-  und  Waisenver¬ 
sicherung  angegliedert  worden,  gewiß  sind  in  der  Unfallversicherung  Maß¬ 
nahmen  vorgesehen,  die  man  als  einen  Weiterausbau  ansehen  kann,  nirgend¬ 
wo  aber  durchzieht  die  Reichsversicherungsordnung  ein  großer  Gedanke,  wie 
er  nach  einer  30jährigen  Praxis  eigentlich  vorhanden  sein  sollte. 

Die  Arbeiter  müssen  sich  die  volle  Selbstverwaltung  in  der  Krankenver¬ 
sicherung  zurückerobern.  Die  Leistungen  müssen  so  bemessen  sein,  daß 
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sie  auch  wirklich  vollen  Ersatz  für  den  ausfallenden  Lohn  bieten.  Bei 
vernünftiger  Betrachtung  muß  man  ja  einsehen,  daß  der  Arbeiter  nicht  nur 
zu  Nutz  und  Frommen  des  Unternehmers  arbeitet,  daß  er  auch  nicht  nur 
arbeitet,  um  für  sich  selber  und  seine  Familie  Brot  zu  schaffen,  sondern  daß 
er  zugleich  ein  wichtiges  Glied  in  der  Gesellschaft  darstellt  und  mit  seinen 
Kräften  und  Fähigkeiten  dem  Gemeinwohl  unschätzbare  Dienste  leistet.  Trägt 
man  diese  Anschauung  als  ein  neues  Prinzip  in  die  Arbeiterversiche¬ 
rung  hinein,  so  folgt  daraus,  daß  auch  in  der  Krankenversicherung  der  Staat 
zu  den  Lasten  herangezogen  werden  muß.  Das  fehlende  Drittel  hat  das 
Reich  zu  zahlen.  Im  Jahr  1909  betrugen  die  Leistungen  in  der  Kranken¬ 
versicherung  342  200  000  Mark.  Wenn  das  Reich  ein  Drittel  beisteuern 
müßte,  hätte  es  also  ungefähr  100  Millionen  Mark  dafür  aufzubringen.  Es 
ist  freilich  nicht  anzunehmen,  daß  die  verbündeten  Regierungen  oder  die 
bürgerlichen  Parteien  in  nächster  Zeit  auf  einen  solchen  Vorschlag  ein- 
gehen  werden.  Das  ließe  der  Druck  der  Scharfmacher  aller  Grade  nicht  zu, 
die  eine  Rückwärtsentwickelung  der  sozialen  Gesetzgebung  weit  lieber  sähen. 
Alle  wirklichen  Kulturforderungen  erscheinen  leider  unzeitgemäß  und  über¬ 
flüssig,  oder  sie  bedrohen  angeblich  sofort  die  Konkurrenzfähigkeit  des 
Unternehmertums.  Damit  ist  aber  noch  lange  nicht  bewiesen,  daß  diese 
Forderungen  an  sich  absurd  wären  oder  außerhalb  des  Bereichs  der  Mög¬ 
lichkeit  lägen.  Besteht  auch  keinerlei  Aussicht,  daß  sie  gegenwärtig  ver¬ 
wirklicht  werden  könnten,  so  hat  doch  die  Arbeiterbewegung  die  Pflicht 
ein  zielklares  sozialpolitisches  Programm  aufzustellen,  ohne  sich  durch 
den  Unwillen  der  Unternehmer  und  Bureaukraten  schrecken  zu  lassen. 
Zeigt  uns  ja  jeder  geschichtliche  Rückblick,  daß  sich  auf  sozialpolitischem 
Gebiet  die  anderen  Schichten  stets  allmählich  unseren  Vorschlägen  genähert 
haben  und  nähern  mußten,  weil  die  Verhältnisse  es  gebieterisch  forderten. 

Die  Betrachtung  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  sagt  uns  also  deutlich, 
daß  die  gegenwärtigen  gesetzlichen  Bestimmungen  weder  in  ihrer  organisato¬ 
rischen  Form  noch  in  ihrem  materiellen  Inhalt  schon  als  abgeschlossen  gelten 
können  und  für  die  Dauer  genügen.  Nach  beiden  Richtungen  fehlt  die  Ein¬ 
heitlichkeit,  Zu  deren  Träger  müßte  das  Reichsversicherungs¬ 
amt  ausgestaltet  werden.  Wie  wenig  heute  noch  einheitliche  Grund¬ 
sätze  obwalten,  zeigt  sich  unter  anderm  darin,  daß  die  in  den 
Landesversicherungsanstalten  auf  gespeicherten  1%  Milliarden  teilweise 
für  kapitalistische  Zwecke  verwandt  werden,  statt  den  Versicherten 
zu  dienen.  Auch  das  neue  Gesetz  läßt  noch  wichtige  Gruppen  der  Haus¬ 
gewerbetreibenden  usw.  unberücksichtigt.  Die  Zersplitterung  ist  noch  nicht 
beseitigt.  Diesem  Übelstand  wird  nur  in  schwächstem  Maß  durch 
Bundesratsverordnungen  abgeholfen  (Tabak-  und  Textilindustrie),  Und  auch 
für  die  in  diesen  Industriezweigen  versicherten  Hausgewerbetreibenden  hat 
das  Invalidenversicherungsgesetz  nur  in  unzulänglichem  Maß  gesorgt.  Ich 
verkenne  nicht,  daß  Bundesratsverordnungen  eine  schöne  und  nützliche 
Sache  sein  mögen.  Woher  holt  sich  aber  der  Bundesrat  Aufklärung  und 
Richtschnur  für  die  weitere  Eingliederung  wichtiger  Arbeitergruppen  in 
das  Gesetz?  Das  ist  ein  Punkt,  der  von  unseren  Vertretern  im  Reichstag 
mehr  als  bisher  öffentlich  erörtert  werden  muß.  Und  wer  schafft  den  In¬ 
validen  Arbeit,  da  sie  doch  von  200  bis  300  Mark  im  Jahr  nicht  leben 
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können?  Wer  unterstützt  die,  die  zu  einem  bis  zwei  Dritteln  arbeitsunfähig 
sind?  Das  Invalidenversicherungsgesetz  gibt  darauf  keine  Antwort.  In  der 
Unfallversicherung  herrscht  geradezu  ein  Tohuwabohu.  Die  Berufsgenossen¬ 
schaften  machen,  was  sie  wollen.  Die  Unfallverletzten  sind  ihnen  auf  Gnade 
und  Ungnade  preisgegeben,  die  gesetzlich  festgelegten  Strafen  sind  viel  zu 
gering,  um  auf  die  Berufsgenossenschaften  Eindruck  zu  machen  und  sie  zu 
einer  Änderung  ihres  rigorosen  Verhaltens  zu  veranlassen.  Gewerbliche  Un¬ 
fälle  werden  überhaupt  nicht  entschädigt.  Die  Höhe  der  Rente  ist  völlig  un¬ 
befriedigend,  und  schon  in  dem  Kampf  um  die  Gewährung  dieser  Rente 
werden  viele  Arbeiter  aufgerieben.  In  der  ganzen  sozialpolitischen  Gesetz¬ 
gebung  walten  nicht  die  Grundsätze,  die  den  Versicherten  das  Gefühl  geben 
könnten,  daß  man  ihr  Bestes  will. 

ÄHREND  die  Versicherungsgesetzgebung  für  die  Kranken,  In¬ 
validen  und  verunglückten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  zu  sorgen 
hat,  soll  die  gewerbliche  Gesetzgebung  die  Verhältnisse  der  ge¬ 
sunden  Arbeiter  regeln.  Sie  will  die  Basis  für  die  rechtlichen 
Beziehungen  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  schaffen.  Der 
Arbeitsvertrag  bildet  das  eigentliche  Fundament,  auf  dem  sich  die  Rechts¬ 
zustände  aufbauen.  Meiner  Ansicht  nach  stehen  wir  nun  gegenwärtig  an 
dem  rechten  Zeitpunkt,  um  an  einen  weitern  gesetzlichen  Ausbau  des  Ge¬ 
werberechts  zu  gehen. 

Hier  handelt  es  sich  vor  allem  darum,  daß  ein  Minimallohn  für  alle 
Kategorieen  von  Arbeitern  gesetzlich  festgelegt  wird.  Ebenso  dürfte  sich 
die  Festsetzung  des  Maximalarbeitstags  empfehlen.  Die  Unter¬ 
nehmer  werden  einwenden,  daß  dies  unmöglich  sei,  weil  sich  nicht  alle  Be¬ 
triebe  und  Betriebsarten  über  einen  Kamm  scheren  ließen;  außerdem  würde 
Deutschland  durch  eine  solche  Gesetzgebung  seine  Konkurrenzfähigkeit  ge¬ 
genüber  den  anderen  Großstaaten  einbüßen.  Solchen  alten  Ladenhütern  aus 
dem  Unternehmerlager  wäre  die  englische  Geschichte  (und  zwar  unter  anderm 
die  der  vierziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts)  entgegenzuhalten.  Man 
brauchte  da  auch  nur  den  Unternehmern  das  Studium  der  Werke  von  Marx  und 
Engels  zu  empfehlen,  die  so  überzeugend  und  gründlich  gezeigt  haben,  wie 
das  Aufblühen  der  englischen  Industrie  gerade  in  innigstem  Zusammenhang 
mit  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  der  Erhöhung  der  Löhne  stand.  Und 
es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  das  in  Deutschland  anders  sein  sollte.  Auch 
wird  ja  für  ein  solches  Gesetz  keine  Schematisierung  verlangt;  man  fordert 
nicht,  daß  etwa  jeder  Arbeiter  und  jede  Arbeiterin  20,  30  oder  40  Mark 
Wochenlohn  haben  sollen.  Niemand  wendet  sich  gegen  eine  Abstufung  der 
Löhne  und  der  Arbeitszeit.  Man  verlangt  nur  die  gesetzliche  Festsetzung 
eines  Minimallohns,  der  dem  Arbeiter  und  der  Arbeiterin  das  zur  Ernährung 
einer  Familie  unbedingt  Notwendige  zubilligt.  Dabei  ließen  sich  sehr  wohl 
Unterschiede  zwischen  Verheirateten  und  Unverheirateten,  Jungen  und  Alten, 
Tüchtigen  und  weniger  Tüchtigen  festsetzen.  Da  zum  Beispiel  in  der  Textil¬ 
industrie  weit  niedrigere  Löhne  gezahlt  werden  als  etwa  in  der  Metall¬ 
industrie  oder  im  Buchdruck-  und  Holzgewerbe,  würde  man  natürlich  auch 
nicht  fordern,  daß  in  jener  die  Löhne  plötzlich  um  vielleicht  das  Doppelte 
erhöht  werden  sollten.  Die  Usancen,  die  Lage  des  einzelnen  Industrie¬ 
zweigs,  die  Fähigkeiten  der  beschäftigten  Arbeiter  müßten  berücksichtigt 
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werden,  soweit  ein  höherer  als  der  verlangte  Minimallohn  gezahlt  wird. 
Aber  wenn  wir  die  einzelnen  Industriezweige  Revue  passieren  lassen  und 
die  Gewinne  ansehen,  die  sie  abwerfen,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unter¬ 
liegen,  daß  sie  alle  imstande  sind  höhere  Löhne  zu  zahlen  und  eine  Ver¬ 
kürzung  der  Arbeitszeit  einzuführen,  ohne  daß  ihre  Konkurrenzfähigkeit 
auf  dem  Weltmarkt  gefährdet  wird.  Absolut  notwendig  erscheint  ferner  die 
Unterstellung  der  Landarbeiter  und  der  Dienstboten  unter  die  Gewerbeord¬ 
nung.  Die  Naturalverpflegung  braucht  nicht  überall  abgeschafft  zu  werden, 
nur  soll  auch  dieser  Arbeiterschaft  nur  ein  bestimmtes  Maximum  an  Ar¬ 
beitspflichten  auferlegt  werden  dürfen,  es  sind  fest  umrissene  Grundsätze 
über  Löhne,  Behandlung,  Arbeitszeit  aufzustellen,  Grundsätze,  wie  sie  jeder 
Arbeitgeber  erfüllen  kann,  wenn  er  nur  in  seinem  Arbeiter  den  Menschen 
sehen  will. 

Wollen  wir  uns  darüber  klar  werden,  wie  alle  diese  Ziele  zu  erreichen 
'sind,  so  müssen  wir  noch  auf  einige  andere  Punkte  hinweisen.  In  den  Auf¬ 
gaben  der  Gewerkschaften  nimmt  der  Ausbau  des  Tarifvertrags¬ 
wesens  einen  immer  breitem  Raum  ein.  Es  bedarf  keiner  Diskussion  mehr 
darüber,  daß  diese  Form  der  Gewerkschaftspolitik  klug  und  notwendig  ist. 
Die  Tarifverträge  bilden  Friedensdokumente,  ohne  daß  die  Gewerkschaften 
bei  deren  Aufstellung  etwas  von  ihren  Forderungen  oder  von  ihrem  Kampf¬ 
charakter  einzubüßen  brauchten.  Sie  bedeuten  zunächst  einen  Waffenstill¬ 
stand;  unter  richtiger  Abwägung  aller  Verhältnisse,  die  in  jedem  Fall  zu 
berücksichtigen  sind,  wollen  sie  für  eine  bestimmte  Zeit  dem  Unternehmer¬ 
tum  wie  der  Arbeiterschaft  Frieden  sichern.  Wir  kennen  diese  Tarifverträge 
aus  dem  Buchdruck-,  Holz-  und  Baugewerbe,  wo  sie  für  kleinere  oder 
größere  Gebiete  oder  auch  für  das  ganze  Deutsche  Reich  abgeschlossen  wor¬ 
den.  sind.  Ihre  Gliederung  wie  ihre  Anpassung  an  örtliche  und  Bezirksver¬ 
hältnisse  wird  gewöhnlich  besonderen  Schlichtungskommissionen  überlassen, 
die  sich  wohl  überall  bewährt  haben  dürften.  Auch  die  Arbeiterschieds¬ 
richter  in  Tarif  fragen  haben  erkannt,  welch  eminenten  Wert  die  Tarifver¬ 
träge  als  Friedensinstrumente  für  die  Gewerkschaften  haben.  In  gemein¬ 
samen  Verhandlungen  mit  den  Unternehmern  und  dem  meist  unparteiischen 
Vorsitzenden  haben  sie  stets  mit  Besonnenheit,  Klugheit  und  strategischem 
Geschick  eine  Entscheidung  gesucht,  die  sowohl  die  gebührende  Rücksicht 
auf  die  Verhältnisse  in  dem  betreffenden  Industriezweig  als  auch  auf  das 
Wohl  der  Arbeiter  und  die  notwendige  Hebung  ihrer  Lage  nahm.  In  der 
Metallindustrie,  der  Textilindustrie  und  im  Bergbau  wehrt  man  sich  mehr 
oder  weniger  stark  gegen  den  Abschluß  von  Tarifverträgen.  Ebenso  noch  in 
anderen  Industriezweigen.  Die  Gründe  für  diesen  Widerstand  können  hier 
nicht  beleuchtet  werden.  In  mein  Thema  gehört  nur  die  Frage,  ob  heute  die 
Verhältnisse  für  die  Schaffung  eines  Tarifrechts  reif  sind,  das  in 
den  Arbeitsvertrag  hineinzubeziehen  ist  und  für  beide  Teile  Geltung  haben 
müßte.  Dabei  bleibe  dahingestellt,  ob  es  sich  empfehlen  würde  in  dieses 
Recht  zwangsweise  auch  die  Industriezweige  einzubeziehen,  die  sich  vor¬ 
läufig  noch  dagegen  sträuben,  oder  ob  zunächst  einmal  die  Wirkungen  in 
den  Gewerben  abzuwarten  wären,  die  heute  schon  zum  Abschluß  von  Tarif¬ 
verträgen  bereit  sind. 

Zur  Lösung  dieser  gesamten  Frage  erscheint  nur  das  Reich  berufen.  Die 
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gesetzgebenden  Körperschaften  müssen  jedenfalls  Stellung  zu  diesem  Pro¬ 
blem  nehmen.  Es  muß  den  Unternehmern  der  Gruben-  und  Hüttenwerke,  der 
Metall-  und  Textilindustrie  klargemacht  werden,  daß  die  Tarifvertrags- 
pölitik  nicht  nur  vom  Standpunkt  des  Unternehmergewinns  zu  werten  ist, 
sondern  daß  das  Interesse  der  ganzen  deutschen  Volkswirtschaft  dabei  in 
Frage  kommt.  Die  Ausbildung  eines  Tarif  rechts,  wie  es  die  Gesellschaft  für 
soziale  Reform  vor  einiger  Zeit  gefordert  hat,  darf  nicht  aus  der  öffent¬ 
lichen  Diskussion  verschwinden.  Die  zweckmäßigste  Maßnahme  wäre  die 
gesetzliche  Einführung  eines  Reichseinigungsamts,  dem  Zwangs¬ 
rechte  gegeben  werden  müßten.  Zur  Entscheidung  müßten  Unternehmer  und 
Arbeiter  aus  den  beiderseitigen  Zentralvorständen  unter  der  Leitung  eines 
unparteiischen  Vorsitzenden  berufen  sein.  Wer  sich  der  letzten  Tarif¬ 
abschlüsse  im  Holz-,  Bau-  und  Malergewerbe  erinnert,  wird  zugeben  müssen, 
daß  es  auch  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  objektiv  denkende  und  han¬ 
delnde  Männer  gibt.  Freiherr  von  Berlepsch,  Magistratsrat  Dr.  von  Schulz 
(Berlin)  und  Gewerbedirektor  Dr.  Prenner  (München)  bieten  die  Gewähr, 
daß  sie  niemandem  zuleide  Entscheidungen  fällen  würden.  Solche  Männer 
müßte  man  an  die  Spitze  des  Reichseinigungsamts  stellen.  Dieses  könnte 
aber  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  arbeiten,  wenn  ein  Erfolg 
sicher  sein  sollte.  Den  Gewerkschaften  müßte  die  Rechtsfähigkeit  ver¬ 
liehen,  und  es  müßte  der  Koalitionszwang  eingeführt  werden.  Derartige  For¬ 
derungen  mag  man  vielleicht  für  ungeheuerlich  halten.  Freilich,  bei  den 
heute  geltenden  Maximen  möchte  auch  ich  den  Koalitionzswang  und  die 
Rechtsfähigkeit  der  Beruf svereine  (wie  man  sie  vor  etwa  6  Jahren  vorschlug) 
nicht  befürworten.  Diese  Rechtsfähigkeit  darf  nicht,  wie  das  früher  einmal 
beabsichtigt  war,  mit  dem  Hintergedanken  eingeführt  werden  dadurch  den 
Gewerkschaften  den  Lebensnerv  zu  unterbinden.  Die  törichte  Idee,  die  man 

i 

dabei  seinerzeit  hatte,  ihnen  unter  Umständen  ihre  mühsam  aufgesammelten 
Gelder  zu  rauben  müßte  abgetan  sein.  Die  Arbeiterschaft  hat  schon  eine 
genügend  feine  Witterung  dafür,  wenn  man  ihren  Institutionen  an  den 
Kragen  gehen  will.  Der  Koalitionszwang  dürfte  nur  ein  wohltätiger  Zwang 
1  sein  und  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  geschaffen  werden,  daß  das  Reichs¬ 
einigungsamt  auch  wirklich  ersprießliche  Arbeit  leisten  kann.  Dieses  hätte 
mit  den  Vertretern  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  die  Hauptpunkte 
(Lohn  und  Arbeitszeit)  durch  rechtskräftige  Bestimmungen  festzulegen, 
während  die  Unterfragen  durch  örtliche  Einigungsämter  <die,  wie  schon 
heute,  den  Gewerbegerichten  anzugliedern  wären)  zu  regeln  wären.  Wo  aber 
eine  Regelung  für  Bezirke  angebracht  ist,  da  müßten  Obereinigungsämter  ins* 
Leben  gerufen  werden.  Der  hier  vorgezeichnete  Weg  wäre  freilich  ein 
anderer  als  der  der  Sozialgesetzgebung.  Ja,  er  wäre  der  gerade  umgekehrte. 

In  jener  geht  bekanntlich  der  Instanzenzug  von  unten  nach  oben  (Ver¬ 
sicherungsamt,  Oberversicherungsamt,  Reichs-  respektive  Landesversiche¬ 
rungsamt).  In  der  gewerblichen  Gesetzgebung  müßte,  wie  sich  das  ganz 
natürlich  aus  deren  besonderen  Verhältnissen  ergibt,  der  organisatorische 
Weg  von  oben  nach  unten  gehen.  Denn  während  es  sich  in  der  sozialen 
Gesetzgebung  in  erster  Reihe  um  das  Wohl  und  Wehe  des  einzelnen  han¬ 
delt,  kommen  in  den  gewerbetariflichen  Fragen  große  Gruppen  von  Arbeitern 
in  Betracht.  Selbstverständlich  müßte  volle  Parität  herrschen. 

Eines  muß  man  sich  klarmachen.  Die  volle  Demokratie  in  den  Gewerk- 
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schäften  bekäme  dadurch  ein  Loch;  von  einer  eigentlich  demokratischen 
Verwaltung  könnte  dort  nicht  mehr  die  Rede  sein,  sobald  auf  diese  Weise 
die  Entscheidung  über  die  künftige  Gestaltung  des  Tarif-  und  Arbeitsver¬ 
trags  für  eine  große  Zahl  von  Arbeitern  einer  kleinen  Zahl  von  leitenden 
Persönlichkeiten  übertragen  würde.  Indessen  darf  man  auch  den  demokra¬ 
tischen  Gedanken  nicht  überspannen,  und  auch  in  Arbeiterkreisen  muß  man 
schließlich  einsehen,  daß  man  den  Männern,  die  man  selbst  an  die  Spitze 
gestellt  hat,  in  solchen  Fällen  Vertrauen  entgegenzubringen  hat.  Endlich 
könnte  man  die  Führer  ja  jederzeit  wieder  abberufen,  wenn  man  glaubt,  daß 
sie  ihr  Amt  nicht  den  Interessen  der  Arbeiter  entsprechend  verwaltet  haben. 
Auch  wäre  den  Arbeitern  schon  die  Garantie  für  die  rechte  Tätigkeit  der 
Führerschaft  in  den  Einigungs-  und  Obereinigungsämtern  gegeben,  wenn  sie 
nur  solche  Männer  mit  ihrer  Vertretung  beauftragen,  zu  denen  sie  von  vorn¬ 
herein  unbedingtes  Vertrauen  haben.  Und  selbst  wo  der  einzelne  einmal  mit 
einem  Schiedsspruch  unzufrieden  ist,  müßte  er  dann  bedenken,  daß  jeder 
der  Gesamtheit  Opfer  bringen  muß,  und  volle  Zufriedenheit  einmal  nirgends 
erzielt  werden  kann. 

UM  Ausbau  eines  einheitlichen  Arbeitsrechts  gehört  nicht  minder 
die  Regelung  des  Arbeitsmarkts.  Heute  beherrscht  das 
Unternehmertum  beinahe  vollständig  den  Arbeitsmarkt,  Dadurch 
wird  seine  Unübersichtlichkeit  gewiß  nicht  geringer;  zumal  in 
Zeiten  der  Krisen,  in  denen  auf  beiden  Seiten  alles  kopflos  wird. 
Eine  Orientierung  auf  dem  Arbeitsmarkt  ist  aber  notwendig:  für  den  Unter¬ 
nehmer,  um  bilige  und  willige  Arbeitskräfte  zu  bekommen,  für  den  Arbeiter, 
um  seine  Arbeitskraft  so  teuer  wie  möglich  zu  verkaufen.  In  den  meisten 
Fällen,  besonders  bei  Krisen,  ist  der  Arbeiter  der  Leidtragende.  Der  Unter¬ 
nehmer  weiß  sich  fast  stets  besser  zu  schützen.  Er  kann  in  guten  Zeiten 
Gelder  auf  die  hohe  Kante  legen,  was  selbst  dem  gutsituierten  Arbeiter 
äußerst  schwer  fällt.  Wie  erlangen  wir  nun  eine  Übersicht  über  den  Arbeits¬ 
markt?  Die  Reichsstatistik  ist  sehr  mangelhaft.  Nach  dem  Reichsarbeits¬ 
blatt  dienen  ihr  zur  Grundlage  in  der  Hauptsache  die  Berichte  der  Kassen¬ 
verwaltungen,  die  das  Auf-  und  Abfluten  der  Beschäftigten  wiedergeben, 
aber  eine  vollkommene  Übersicht  nicht  gestatten.  Vom  reichsstatistischen  Amt 
werden  dann  vorwiegend  noch  die  Berichte  der  paritätischen,  gemeindlichen 
und  der  Arbeiterarbeitsnachweise  <die  letztgenannten  spielen  fast  gar  keine 
Rolle)  benutzt.  Diese  statistischen  Aufstellungen  haben  indes  nur  papiernen 
Wert,  da  ja  doch  nichts  geschieht,  um  der  Arbeitslosigkeit  und  dem  Massen¬ 
elend  zu  steuern.  Im  Buchdruckgewerbe  besitzen  wir  wohl  den  besten  pari¬ 
tätischen  Arbeitsnachweis  überhaupt.  Nächst  diesem  scheint  sich  im  Holz¬ 
gewerbe  der  paritätische  Arbeitsnachweis  dank  der  steigenden  Einsicht  in 
beiden  Lagern  am  schnellsten  und  besten  zu  entwickeln.  In  den  übrigen  Ge¬ 
werben  und  Industriezweigen  existiert  nichts  von  Bedeutung,  wenigstens 
nicht,  soweit  die  Gewerkschaften  in  Frage  kommen.  Die  letzten  deutschen 
Gewerkschaftskongresse  haben  sich  <in  der  richtigen  Erkenntnis  der  Un¬ 
möglichkeit  Arbeiterarbeitsnachweise  durchzusetzen)  damit  begnügt  paritä¬ 
tische  Arbeitsnachweise  zu  fordern.  Das  Unternehmertum  will  davon  aber 
nichts  wissen;  es  hält  an  dem  einseitigen  Arbeitsnachweis  fest.  Der  Grund 
ist  klar.  Kommunale  Arbeitsnachweise  sind  aber  noch  längst  nicht  überall 
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eingeführt,  und  auch  deren  Verwaltung  ist  mehr  auf  die  Unternehmer-  als 
auf  die  Arbeiterinteressen  bedacht.  Eine  internationale  Regelung  des  Ar¬ 
beitsmarkts,  wie  sie  eigentlich  notwendig  wäre,  wird  noch  auf  lange  Zeit 
uhmöglich  sein,  wenn  auch  schon  Bestrebungen  nach  dieser  Richtung  im 
Gang  sind.  Keine  dieser  4  Arten  des  Arbeitsnachweises  vermag  in  muster¬ 
gültiger  Weise  den  Arbeitsmarkt  zu  regeln. 

Was  also  soll  geschehen?  Gründliche  Abhilfe  kann  nur  durch  ein  Reichs¬ 
arbeitsmarktamt2)  geschaffen  werden.  Die  Aufgaben  dieses  Amts 
lägen  in  der  Richtung  einer  ständigen  Beobachtung  des  Arbeitsmarkts.  Na¬ 
türlich  könnte  eine  zentrale  Behörde  nicht  den  ganzen  deutschen  Arbeits¬ 
markt  überwachen,  eine  Dezentralisation  wäre  vielmehr  notwendig.  Das 
Reichsarbeitsmarktamt  müßte  in  örtliche  und  Oberarbeitsmarktämter  ge¬ 
gliedert  sein,  die  je  nach  ihrem  Umfang  einen  bestimmten  Tätigkeitskreis 
hätten.  Die  Oberarbeitsmarktämter  wären  berufen  das  Material  wöchentlich 
oder  monatlich  zusammenzustellen  und  dem  Reichsarbeitsmarktamt  zur  Be¬ 
arbeitung  zu  überweisen.  Diesem  läge  es  ob  das  Material  zu  sichten  und 
Vorschläge  zu  machen,  wie  eine  etwa  vorhandene  Arbeitslosigkeit  erfolgreich 
bekämpft  werden  könnte.  Wenn  eine  Reichsarbeitslosenversicherung  kom¬ 
men  sollte  <und  sie  muß  kommen),  wäre  das  Reichsarbeitsmarktamt  die 
berufene  Instanz,  um  die  Gelder  zu  verwalten  und  für  deren  richtige  Ab¬ 
führung  und  Verwaltung  durch  die  Arbeitsmarktämter  und  Oberarbeitsmarkt- 
ämter  zu  sorgen.  Damit  wäre  ein  organischer  Instanzenweg  auch  für  diese 
Ämter  geschaffen.  Selbstverständlich  müßte  auch  hier  die  Verwaltung  eine 
paritätische  und  die  Möglichkeit  vorhanden  sein  durch  rechtsprechende  In¬ 
stanzen  den  einzelnen  vor  einer  unrichtigen  oder  ungerechten  Anwendung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  schützen. 

AMTLICHE  hier  geforderten  Institutionen  erheischen  aber  noch 
eine  Krönung.  Wir  haben  gesehen,  daß  eine  Dreiheit:  nämlich 
Reichsversicherungsamt,  Reichseinigungsamt,  Reichsarbeitsmarkt¬ 
amt  erforderlich  ist,  um  Einheit  in  den  ganzen  großen  Komplex 
dieser  Gesetzgebung  zu  bringen.  Eine  schwer  zu  entscheidende 
Frage  ist  es,  ob  diese  3  gewaltigen  Tätigkeitsgebiete  unter  die  Oberauf¬ 
sicht  des  Reichsamts  des  Innern  zu  stellen  wären.  Ich  würde  das  für  un¬ 
richtig  halten.  Wir  brauchen  ein  besonderes  Arbeitsministerium 
(respektive,  unserer  Reichsverfassung  entsprechend,  ein  Reichsamt  der  Arbeit 
mit  einem  Staatssekretär  an  der  Spitze) ,  dem  diese  3  großen  Ämter  unterstellt 
werden  müssen.  Das  Reichsamt  des  Innern  könnte  unmöglich  auch  noch 
diese  schwierige  Aufgabe  neben  seinen  vielen  sonstigen  Aufgaben  lösen.  In 
England  und  Frankreich  kennt  man  ein  solches  Arbeitsministerium  schon 
längst,  wenn  auch  dessen  Aufgaben  in  manchen  Punkten  andere  sind.  Auf 
die  Notwendigkeit  ein  selbständiges  Arbeitsministerium  zu  schaffen  wollte 
ich  mit  allen  meinen  Ausführungen  hinweisen,  eines  Staatssekretariats,  das 
mit  Tatkraft  und  kühner  Initiative  unter  Mithilfe  aller  beteiligten  Kreise  die 
neuen  großen  und  schönen  Aufgaben  zum  Wohl  der  Gesamtheit  löst.  Ein 
Jahrhundert  nach  Stein  brauchen  wir  wieder  Männer  wie  diesen,  die  ihr 
höchstes  Ziel  nicht  in  einer  bureaukratischen  Verwaltung  erblicken  sondern 


J)yLDie  Bezeichnung  Reichsarbeitsamt,  die  sonst  meistens  gebraucht  wird,  ist  nicht  glücklich,  da  sie  die 
spezielle  Funktion  dieses  Amts  nicht  erkennen  läßt. 
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in  einer  sozialen  Hebung  der  Bevölkerungsschichten,  die  bisher  abseits  ge¬ 
standen  haben,  während  es  die  größte  Aufgabe  der  Gegenwart  wäre 
sie  an  das  Interesse  des  Staates  zu  fesseln. 

Es  sei  noch  betont,  daß  die  Reichsversicherungsanstalt  für  Privatangestellte 
dem  Arbeitsministerium  ebenfalls  zu  unterstellen  wäre.  Die  Privatange¬ 
stellten  sind  ja  zum  Teil  keine  Freunde  der  Arbeiter.  Sie  dünken 
sich  etwas  Besseres  und  möchten  das  auch  in  der  Gesetzgebung,  Verwaltung 
.  und  Rechtsprechung  zum  Ausdruck  gebracht  wissen.  Ich  sehe  freilich  keinen 
Grund  ein,  weshalb  man  die  Privatangestellten  nicht  als  Arbeiter  be¬ 
trachten  sollte.  Selbst  viele  Ingenieure,  Techniker,  Baumeister,  Werkmeister 
usw.  müssen  so  gut  und  so  schlecht  leben  wie  die  Arbeiter.  Gewiß,  es  gibt 
auch  Angestellte,  die  10  000  Mark  und  mehr  verdienen  und  die  es  nicht  ge¬ 
lüstet  den  Arbeitern  gleichgesetzt  zu  werden.  Ihre  Tätigkeit  im  Arbeits¬ 
prozeß  steht  auf  einer  höhern  Stufe,  und  deshalb  wollen  sie  auch  anders  ge¬ 
wertet  werden.  Vielleicht  mag  die  Entwickelung  der  nächsten  Zukunft  schon 
mit  solchen  Vorurteilen  auf  räumen.  Jedenfalls  scheint  mir  kein  Grund  vor¬ 
zuliegen  die  Reichsversicherungsanstalt  außerhalb  des  Arbeitsministeriums 
zu  stellen. 


AS  wäre  die  Richtung,  nach  der  meiner  Anschauung  nach  gearbeitet 
werden  muß.  Die  Zeit  ist  nicht  mehr  fern,  da  der  Arbeiter  sich  in 
der  Kulturgemeinschaft,  in  der  er  lebt  und  schafft,  das  volle  Bür¬ 
gerrecht  erobert  haben  wird.  Die  gesamte  Menschheitsgeschichte 
hat  bisher  bewiesen,  daß  alle  aufstrebenden  Klassen  schließlich 
zu  ihrem  Recht  kommen  müssen.  In  Turgenjews  Roman  Die  neue  Generation 
lernen  wir  einen  Mann  namens  Solomin  kennen,  der  sich  durch  nichts  als 
einfache  Klarheit  und  Entschiedenheit  auszeichnet.  Während  die  anderen 


von  dem  baldigen  Umsturz  Rußlands  reden  und  träumen,  geht  Solomin  ruhig 
und  stetig  seinen  eigenen  Weg.  Mit  der  Sicherheit  eines  Menschen,  dem  der 
Stern  des  Ideals  überall  leuchtend  vorangeht,  arbeitet  er  an  dem 
großen  Werk  der  Befreiung  Rußlands:  nie  müde  und  nie  verzagend.  Diese 
Ruhe  und  Klarheit,  die  die  Gewißheit  des  Sieges  in  sich  birgt,  fehlt  uns 
häufig  in  unseren  Kämpfen.  Wir  reden  zu  viel  und  sehen  daher  oft  den  Weg 
nicht,  der  zum  Ziel  führt.  Auf  sozialpolitischem  Gebiet  kann  dieser  Weg  nur 
sein:  durch  Demokratisierung  unserer  Staats-  und  Verwaltungseinrichtungen 
zum  Sozialismus. 


xxxxxxxxxxxxxxxxxx  xxxxxxxxxxxxxxxx 
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ÖFFENTLICHES  LEBEN 

Politik  /  Ludwig  Quessef 

Albanien  und  Am  27.  März  berichtete  die 
Griechenland  Albanische  Korrespondenz, 

daß  die  albanische  Regie¬ 
rung  eine  Note  an  die  Großmächte  ge¬ 
richtet  habe,  worin  sie  Klage  darüber 
führt,  daß  die  griechische  Regierung 
zwar  die  Truppen  aus  Südalbanien  zu¬ 
rückziehe,  aber  Komitatschibanden,  die 


von  ihr  organisiert  und  mit  Waffen  ver¬ 
sehen  worden  seien,  wieder  dorthin 
sende.  Daß  die  Beschwerde  der  albani¬ 
schen  Regierung  über  das  Doppelspiel 
Griechenlands  nicht  unbegründet  war, 
zeigte  sich  schon  in  den  nächsten  Tagen. 
Zunächst  ergab  sich,  daß  trotz  des  feier¬ 
lichen  Versprechens  der  griechischen  Re¬ 
gierung  bis  zum  31.  März  das  von  ihr 
militärisch  besetzte  südalbanische  Gebiet 
zu  räumen  auch  im  April  noch  15  000 
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Mann  griechischer  Truppen  nördlich  der 
Grenze  standen,  die  von  der  internatio¬ 
nalen  Kommission  abgesteckt  worden  ist. 
In  -den  Kämpfen  der  Komitatschibanden 
gegen  die  albanische  Gendarmerie  im 
nördlichen  Epirus,  die  in  den  ersten 
Tagen  des  April  begannen,  zeigte  sich, 
daß  die  große  Mehrzahl  der  Aufständi¬ 
schen  aus  Griechen  bestand,  die  ent¬ 
weder  aus  Griechenland  selbst  oder  aus 
Südmazedonien  und  Kreta  nach  dem  den 
Albaniern  zugesprochenen  Teil  des  Epi¬ 
rus  gezogen  waren.  Nicht  die  Epiroten, 
sondern  die  Griechen  scheinen  demnach 
die  eigentlichen  Träger  des  Aufstands  in 
Südalbanien  zu  sein.  Diese  Auffassung 
erhält  weiter  eine  starke  Stütze  durch 
die  Meldungen  des  Wolffschen  Tele¬ 
graphenbureaus,  wonach  die  Komitatschi¬ 
banden  von  verkleideten  griechischen 
Offizieren  geführt  werden,  die  über  Ka¬ 
nonen  und  Mitrailleusen  verfügen,  über 
deren  Herkunft  aus  Griechenland  wenig 
Zweifel  besteht.  Diese  Sachlage  zwang 
die  albanische  Regierung  Vorbereitungen 
zur  Mobilisierung  der  albanischen  Streit¬ 
kräfte,  die  allerdings  zum  größten  Teil 
erst  geschaffen  werden  müssen,  zu  tref¬ 
fen.  Über  die  Zusammenhänge  der  Konii- 
tatschibanden  mit  der  griechischen  Re¬ 
gierung  kann  auch  der  Umstand  nicht 
hinwegtäuschen,  daß  die  Aufständischen 
als  ihr  Ziel  die  Proklamierung  des  auto¬ 
nomen  Epirus  angeben.  Es  ist  klar,  daß 
der  autonome  Epirus  nur  ein  Umweg  für 
die  Vereinigung  des  südlichen  Albanien 
mit  Griechenland  sein  könnte.  Vorläufig 
scheint  der  Versuch  der  Aufständischen 
das  intellektuell  und  wirtschaftlich  am 
weitesten  vorgeschrittene  Gebiet  Süd¬ 
albaniens,  die  Gegend  um  Koritza,  in 
ihren  Besitz  zu  bringen  gescheitert  zu 
sein.  Wie  sich  der  Aufstand  weiter  ent¬ 
wickelt,  wird  man  abwarten  müssen. 
Offenbar  schöpft  Griechenland  die  Kraft 
zu  seinem  Vorgehen  aus  der  Überzeu¬ 
gung,  daß  Rußland  und  Frankreich  die 
Losreißung  des  Epirus  von  Albanien 
nicht  ungern  sehen  würden.  Ohne  den 
Epirus  wäre  aber  Albanien  ein  arm¬ 
seliges  Stückwerk,  das  kaum  erhalten 
werden  könnte.  Der  Verlust  Südalbaniens 
würde  nicht  nur  die  Stellung  Wilhelms 
von  Albanien  unhaltbar  machen  sondern 
auch  die  Fortdauer  des  neuen  Staats¬ 
wesens  überhaupt  in  Frage  stellen,  wor¬ 
aus  unabsehbare  Verwickelungen  ent¬ 
stehen  müßten.  Angesichts  dieser  Sach¬ 
lage  verdient  die  Meldung  durchaus 
Glauben,  daß  auch  die  Mächte  der 
Tripelentente  nicht  geneigt  seien  die 
griechischen  Forderungen  zu  unter¬ 


stützen,  und  daß  sämtliche  Großmächte 
zu  einem  übereinstimmenden  Standpunkt 
in  der  Epirusfrage  zu  gelangen  hoffen. 

X  X 

Frankreich  Am  3.  April  um  2  Uhr 
nachts  ist  die  Legislatur¬ 
periode  der  französischen 
Deputiertenkammer  mit  einer  Rede  des 
Präsidenten  Deschanel  unter  lebhafter 
Bewegung  geschlossen  worden.  Die  Ab¬ 
geordneten  treten  nun  vor  ihre  Wähler, 
um  sich  ihr  Mandat  erneuern  zu  lassen. 
Die  linke  Mehrheit  der  Kammer  hat  das 
Prinzip  einer  Einkommensteuer  ange¬ 
nommen  und  zugleich  durch  seine  Ein¬ 
reihung  in  das  Budgetgesetz  für  1914 
ihren  Willen  bekundet  aus  diesem  An¬ 
fang  einer  großen  Steuerreform  zur 
Deckung  der  wachsenden  militärischen 
Ausgaben  die  die  Wahlbewegung  be¬ 
herrschende  Streitfrage  zwischen  links 
und  rechts  zu  machen.  In  der  letzten 
Sitzung  hat  die  Kammer  die  Affäre 
Rochette,  deren  Untersuchung  durch 
einen  parlamentarischen  Ausschuß  die 
Öffentlichkeit  in  hohem  Grad  in  Span¬ 
nung  hielt,  zum  Abschluß  gebracht.  Man 
hat  nicht  ohne  Grund  gesagt,  das  Ergeb¬ 
nis  der  parlamentarischen  Untersuchung 
der  Rochetteaffäre  bestände  eigentlich 
in  der  Erkenntnis,  daß  in  Frankreich 
die  Minister  die  Abgeordneten  fürchten; 
die  Abgeordneten  fürchten  wiederum  die 
Wähler  und  noch  mehr  die  Presse,  die 
die  Wähler  politisch  beeinflußt;  dagegen 
fürchten  die  Leiter  der  großen  Zeitungen 
weder  die  Minister  noch  die  Abgeord¬ 
neten  noch  die  Wähler  noch  die  öffent¬ 
liche  Meinung,  weil  sie  diese  zu  beherr¬ 
schen  glauben.  Danach  wären  also  die 
Herausgeber  der  großen  Tagesblätter 
die  Herren  der  Republik.  Bei  näherm 
Zusehen  ergibt  sich  aber,  daß  die  in 
politischer  Hinsicht  fast  allmächtig  er¬ 
scheinenden  Männer,  die  über  den  In¬ 
halt  der  großen  Zeitungen  zu  entschei¬ 
den  haben,  sich  in  einer  weitgehenden 
Abhängigkeit  von  dem  Finanzkapital  be¬ 
finden,  das  das  Defizit  der  Zeitungen 
deckt,  da  deren  Herstellungskosten  durch 
die  Einnahmen  aus  Abonnements  und 
Inseraten  nicht  gedeckt  werden  können. 
Bei  der  Rochetteaffäre  lag  die  Sache 
nun  so,  daß  Caillaux,  um  eine  Bloßstel¬ 
lung  der  großen  Banken  durch  Rochette 
zu  verhindern,  dessen  Anwalt  gefällig 
war;  Monis  war  aus  dem  gleichen  Grund 
Caillaux  gefällig,  der  Oberstaatsanwalt 
Fabre  war  Monis  gefällig,  und  der 
Gerichtspräsident  war  dem  Oberstaats¬ 
anwalt  gefällig.  Der  unsichtbare  Urheber 
aller  dieser  Gefälligkeiten  war  der  Her- 
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ausgeber  einer  mit  dem  Finanzpiraten 
Rochette  verbündeten  Zeitung,  der 
drahte  Rochettes  Enthüllungen  über  die 
Großbanken  zu  veröffentlichen  und  da¬ 
mit  einen  den  regierenden  Parteien  un¬ 
angenehmen  Skandal  heraufzubeschwö¬ 
ren.  Man  darf  nun  wohl  annehmen, 
daß  die  Beziehungen  dieses  Heraus¬ 
gebers  zu  Rochette  nicht  nur  solche  per¬ 
sönlicher  Freundschaft  sondern  auch  fi¬ 
nanzieller  Abhängigkeit  waren,  so  daß 
hier  ein  dem  Abgrund  zusteuernder 
Kapitalist  durch  seinen  Einfluß  auf  ein 
einziges  Blatt  und  durch  seine  Kennt¬ 
nis  der  dunklen  Affären  ider  großen 
Banken  Regierung  und  Justiz  seinem 
Willen  dienstbar  zu  machen  verstand. 
Freilich  muß  dabei  festgestellt  werden, 
daß  der  Eingriff  der  Regierung  in  den 
Verlauf  der  Justiz  wirklich  nicht  so  er¬ 
heblich  war,  um  die  subjektive  Über¬ 
zeugung  der  beteiligten  Minister  und 
Justizbeamten,  daß  es  sich  bei  der  Ver¬ 
schiebung  der  Prozeßverhandlung  nur 
um  eine  politisch  opportune  Gefälligkeit 
gegenüber  dem  Verteidiger  Rochettes 
handelte,  gänzlich  auszuschließen.  Im¬ 
merhin  wird  man  damit  rechnen  müssen, 
daß  die  rechtsstehenden  Parteien  das 
Ergebnis  der  parlamentarischen  Unter¬ 
suchung  der  Rochetteaffäre  benutzen 
werden,  um  an  die  Stelle  des  Kampfes 
für  oder  gegen  die  Steuerreform  ein  wil¬ 
des  Handgemenge  persönlicher  Gehässig¬ 
keiten  zu  setzen.  Gegenüber  den  sozia¬ 
listischen  Kandidaten  wird  ihnen  das 
freilich  nicht  gelingen,  da  die  sozialisti¬ 
sche  Presse  sich  von  jeder  Beeinflussung 
durch  das  Finanzkapital  freigehalten 
hat.  Unsere  Parteikandidaten  werden 
wahrscheinlich  nur  Vorteil  aus  dem 
Wirrsal  der  bürgerlichen  Parteien  zie¬ 
hen.  Dazu  kommt  die  ihnen  günstige 
Verstimmung  über  das  Heeresgesetz,  das 
der  Industrie  und  dem  Handel  die  Ar¬ 
beiter  entzieht  und  alle  Mütter  im  Land 
erbittert.  Gewinnen  die  Sozialisten  bei 
diesen  Wahlen  eine  starke  Position  im 
Parlament,  so  dürfte  die  Frage  des  Mi- 
nisterialismus  wieder  zu  einem  aktu¬ 
ellen  Problem  des  französischen  Sozia¬ 
lismus  werden. 

X  X 

KurzeChronikDer  italienische  Mi¬ 
nisterpräsident  Salandra 
hielt  am  2.  April  in  der 
Deputiertenkammer  seine  Antrittsrede, 
in  der  er  das  Programm  der  neuen  Re¬ 
gierung  entwickelte.  Heer  und  Flotte 
sollen  den  finanziellen  Kräften  des  Lan¬ 
des  entsprechend  ausgebaut,  und  der 
Kolonialkrieg  in  Libyen  bis  zur  vollstän¬ 


digen  Unterwerfung  des  Landes  fortge¬ 
setzt  werden.  Zur  Sanierung  der  Finan¬ 
zen  wird  die  progressive  Einkommen¬ 
steuer  in  Aussicht  genommen.  In  sozi¬ 
aler  Beziehung  kündigt  das  neue  Mi¬ 
nisterium  Gehaltserhöhung  für  die  un¬ 
tersten  Beamten  und  das  Eisenbahn¬ 
personal  sowie  die  Seßhaftmachung  der 
Landarbeiter  an.  X  In  der  Thronrede, 
mit  der  der  bulgarische  Minister¬ 
präsident  Radoslawow  die  außerordent¬ 
liche  Session  der  neugewählten  Sobranje 
eröffnete,  wird  konstatiert,  daß  das  Ver¬ 
hältnis  Bulgariens  zur  Türkei  sich  »in 
freundschaftlicher  Richtung«  entwickelt 
habe,  während  von  den  Beziehungen  zu 
den  Nachbarstaaten  Serbien,  Griechen¬ 
land  und  Rumänien  nur  gesagt  wird, 
das  sie  »wiederhergestellt«  seien.  X  Am 
4.  April  trafen  die  ersten  Meldungen 
über  Unruhen  der  Kurden  ein, 
die  versucht  hätten  in  Bitlis,  eine  Stadt 
im  armenischen  Taurus,  einzudringen. 
Die  aufständischen  Kunden  wurden  je¬ 
doch  von  den  türkischen  Truppen  über¬ 
wältigt.  Die  türkische  Regierung  kün¬ 
dete  an,  daß  diejenigen,  die  am  Auf¬ 
stand  die  Schuld  trügen,  kriegsgericht¬ 
lich  bestraft  werden  würden.  Der 
niedergeschlagene  Aufstand  der  Kurden 
wird  als  eine  Folge  der  geplanten  Re¬ 
form  angesehen,  deren  Ziel  es  ist  das 
räuberische  Gewaltregiment  der  Kurden 
über  die  Armenier  zu  beseitigen.  Ob¬ 
wohl  die  russische  Regierung  dieses  Re¬ 
formprogramm  amtlich  unterstützt,  zieht 
man  aus  dem  Umstand,  daß  die  Führer 
des  Aufstands  in  das  russische  Konsulat 
flüchteten,  die  Schlußfolgerung,  daß 
russische  Agenten  den  Aufstand  der 
Kurden  unterstützt,  wenn  nicht  gar  an¬ 
gezettelt  hätten.  »Die  Russen«,  schrieb 
die  Frankfurter  Zeitung,  »sind  eben 
nicht  an  der  Konsolidierung  der  asiati¬ 
schen  Türkei  interessiert  sondern  daran, 
daß  die  anarchischen  Zustände  dort 
möglichst  fortdauern.«  X  Die  türkische 
Regierung  hat  den  Franzosen  eine  Reihe 
von  Konzessionen  für  Eisenbahnen  in 
der  asiatischen  Türkei  bewilligt. 
Dafür  wird  Frankreich  der  Türkei  außer 
der  am  24.  April  zur  Ausgabe  gelangen¬ 
den  500  Millionen-Anleihe  noch  eine 
weitere  Anleihe  im  Nennbetrag  von  300 
Millionen  gewähren,  deren  Ausgabe  zu 
Ende  dieses  Jahres  erfolgen  soll.  X  Das 
Repräsentantenhaus  der  Vereinigten 
Staaten  beschloß  mit  248  gegen  162 
Stimmen,  daß  die  amerikanischen  Schiffe 
im  Panamakanal  ebenso  behandelt 
werden  sollen  wie  die  Schiffe  aller  an¬ 
deren  Nationen. 
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Gewerkschaftsbewegung  /  Heinrich  Stühmer 

Tarifverträge  Seit  1903  veröffentlicht  das 
reichsstatistische  Amt  all¬ 
jährlich  Statistiken  über 
das  Tarifvertragswesen  in  Deutschland. 
In  einem  272  Seiten  starken  Band  ist 
vor  kurzem  die  Tarifstatistik  für  1912 
als  7.  Sonderheft  zum  Reichsarbeitsblatt 
erschienen. 

Am  1.  Januar  1912  bestanden  10  503 
Tarifverträge  für  183  706  Betriebe  mit 
1  748  383  beschäftigten  Personen.  Im 
Lauf  des  Jahres  sind  4203  Tarife  für 
43  622  Betriebe  mit  438  803  beschäftigten 
Personen  in  Kraft  getreten.  Am  31.  De¬ 
zember  1912  existierten  12  437  Tarife  für 
208  307  Betriebe  mit  1  999  578  Beschäf¬ 
tigten,  darunter  1  110  802  Organisierten. 
In  das  Jahr  1913  gingen  12  329  Verträge 
für  207  746  Betriebe  mit  1 985  016  Be¬ 
schäftigten  über.  In  diesen  Zahlen 
stecken  jedoch  Doppelzählungen.  Schal¬ 
tet  man  diese  aus,  so  traten  im  Jahr 
1912  3826  Tarifgemeinschaften  für  37  634 
Betriebe  mit  382  350  Personen,  darunter 
299  862  Organisierten,  in  Kraft,  und  es 
bestanden  am  31.  Dezember  1912  10  739 
Tarifgemeinschaften  für  159  930  Betriebe 
mit  1  574  285  Beschäftigten,  darunter 
850  997  Organisierten.  Hier  fehlt  aber 
die  Angabe  über  die  Zahl  der  Organi¬ 
sierten  bei  841  Tarifgemeinschaften  für 
21  213  Betriebe  mit  382  365  überhaupt 
beschäftigten  Personen.  Von  Arbeitneh¬ 
mern  wurde  über  12  437  Tarifverträge  be¬ 
richtet,  von  Arbeitgebern  nur  über  836. 
Die  Statistik  mußte  deshalb,  wie  früher, 
im  wesentlichen  auf  die  Einsendung  der 
Arbeitnehmerverbände  aufgebaut  werden. 
Zur  Kontrolle  und  Ergänzung  des  Ar¬ 
beitnehmermaterials  wurden  die  Mittei¬ 
lungen  der  Arbeitgeber  und  die  Tarifver¬ 
träge  benutzt,  die  von  den  Gewerbege¬ 
richten  eingereicht  worden  waren.  Ohne 
die  Angaben  der  Arbeitnehmerverbände, 
deren  Sorgfalt  vom  reichsstatistischen 
Amt  anerkannt  wird,  wäre  die  Statistik 
gar  nicht  durchzuführen.  Im  Baugewerbe 
arbeiten  596  273  Arbeiter  zu  tariflichen 
Bedingungen.  Darauf  folgen  die  Metall¬ 
industrie  mit  199 156,  die  Holzindustrie 
mit  155  109,  das  Bekleidungsgewerbe  mit 
139  767,  die  Nahrungs-  und  Genußmittel¬ 
industrie  mit  120  284  beschäftigten  Per¬ 
sonen.  Die  übrigen  Gewerbegruppen 
haben  sämtlich  weniger  als  100  000  tarif¬ 
lich  beschäftigte  Arbeiter. 

61,6  %  der  Arbeiter,  die  unter  Tarif¬ 
gemeinschaften  arbeiten,  sind  in  Betrie¬ 
ben  mit  über  500  Beschäftigten  tätig,  ob¬ 
wohl  nur  4,9  %  der  Tarifverträge  von 
solchen  Betrieben  abgeschlossen  sind. 


Umgekehrt  sind  nur  5,6  %  der  unter 
Tarifverträgen  Arbeitenden  in  Betrieben 
mit  21  bis  50  Arbeitern  tätig,  während 
diese  Betriebe  25,9  %  aller  Tarifgemein¬ 
schaften  abschlossen.  Die  Statistik  bringt 
ferner  Tabellen  über  die  Tarifvertrags¬ 
kontrahenten  sowie  darüber,  ob  es  sich 
um  Firmen-,  Orts-,  Bezirks-  oder  Reichs¬ 
tarife  handelt;  sie  gibt  auch  eine  Ein¬ 
teilung  nach  Berufsgruppen  und  Landes¬ 
teilen.  Endlich  berichtet  sie  über  die 
tägliche  und  wöchentliche  Arbeitsdauer 
in  den  Tarifgemeinschaften,  über  die 
Regelung  der  Pausen,  über  Lohnformen 
und  Lohngarantie  bei  Stücklöhnen,  über 
Kündigungsfristen,  Schlichtungsorgane 
und  Arbeitsnachweise  in  den  Tarifge¬ 
meinschaften,  über  die  Stunden-  und 
Wochenlöhne  erwachsener  männlicher 
Arbeiter,  Lohnzuschläge  für  Überstun¬ 
den,  Sonntagsarbeit,  Nachtarbeit  und 
sonstige  besondere  Arbeiten  für  männ¬ 
liche  Arbeiter.  Sie  enthält  auch  eine 
Tabelle  über  Vertragsdauer  der  Tarif¬ 
verträge,  Kündigungs-  und  Unterhand¬ 
lungsfristen,  so  daß  sich  keine  Tarif¬ 
statistik  des  Auslands  an  Vollständigkeit 
mit  der  deutschen  messen  kann.  Die  Zahl 
der  Tarifverträge  hat  sich  in  den  letzten 
5  Jahren  verdoppelt,  die  Zahl  der  Per¬ 
sonen,  die  unter  tariflich  geregelten  Be¬ 
dingungen  arbeiten,  ist  während  dieser 
Zeit  um  662/3  %  gestiegen,  und  die  Sta¬ 
tistik  zeigt,  daß  trotz  allen  Widerstre¬ 
bens  der  Unternehmer  das  Tarifwesen 
auch  in  der  Großindustrie  Fortschritte 
gemacht  hat, 

X  X 

InternationaleVoj-  kurzem  erschien  der 
Organisation  jq  internationale  Bericht 
über  die  Gewerkschaftsbe¬ 
wegung  im  Jahr  1912.  In  den  19  berich¬ 
tenden  Ländern  waren  insgesamt 
11  303  690  Arbeiter  gewerkschaftlich  or¬ 
ganisiert,  davon  waren  7  394  461  den  Lan¬ 
deszentralen  angeschlossen,  Deutschland 
marschiert  mit  3  317  271  Organisierten 
an  der  Spitze;  darauf  folgen  England 
mit  3  023  173  und  Amerika  mit  2  496  000. 
Die  deutsche  Landeszentrale  zählt 
2  553  162  Mitglieder,  Amerika  2  054  526, 
England  874  281,  Österreich  428  363, 
Frankreich  387  000  und  Italien  320  912 
Mitglieder.  14  Länder:  England,  die 
Niederlande,  Dänemark,  Schweden,  Nor¬ 
wegen,-  Finnland,  Deutschland,  Öster¬ 
reich,  Bosnien-Herzegowina,  Kroatien- 
Slawonien,  Ungarn,  Rumänien,  die 
Schweiz  und  Italien,  haben  auch  über 
Einnahmen  und  Ausgaben  berichtet 
(nicht  darüber  berichtet  haben  Frank¬ 
reich,  Belgien,  Serbien,  Spanien  und 
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Amerika).  Die  Jahreseinnahmen  der  Ge¬ 
werkschaften  betrugen  in  diesen  Ländern 
zusammen  180  198  210  Mark,  die  Aus¬ 
gaben  169  400  964  Mark,  das  Vermögen 
belief  sich  am  31.  Dezember  1912  auf 
240  428  542  Mark.  Für  Unterstützungen 
wurden  76  881  642  Mark,  für  Streiks  und 
Aussperrungen  38  442  361  Mark  ausge¬ 
geben.  Unter  den  Unterstützungsausgaben 
steht  an  erster  Stelle  die  Krankenunter¬ 
stützung  mit  27  788  552  Mark,  dann 
folgen  Arbeitslosenunterstützung  mit 
21  677  755,  Sterbegeld  mit  12  926  807, 
Invalidenunterstützung  mit  9  456  675, 
sonstige  Unterstützungen  mit  2  963  027 
und  Reiseunterstützung  mit  2  068  826 
Mark, 

Die  Berichte  der  einzelnen  Landeszen¬ 
tralen  umfassen  233  Seiten.  Daran 
schließen  sich,  wie  im  vergangenen  Jahr, 
die  Berichte  der  internationalen  Berufs¬ 
sekretariate,  die  diesmal  ebenfalls  schon 
auf  100  Seiten  angeschwollen  sind.  Der 
Gesamtbericht  legt  beredtes  Zeugnis  für 
den  Fortschritt  der  internationalen  Ver¬ 
bindung  der  gewerkschaftlich  organisier¬ 
ten  Arbeiter  der  ganzen  Welt  ab. 


X  X 

Arbejtgeber-  Jn  ihren  Kämpfen  um  He- 
verbände  bu„g  der  LohFn.  und  Ar- 

beitsbedingungen  ist  es  für 
die  Arbeiter  von  Bedeutung  die  Macht  der 
Arbeitgeberorganisationen  richtig  einzu¬ 
schätzen.  Diese  Organisationen  haben  in 
den  letzten  Jahren  an  Mitgliederzahl  ge¬ 
wonnen.  Im  Beginn  des  Jahres  1909  be¬ 
standen  2117  Orts-,  402  Landes-  oder 
Bezirks-  und  73  Reichsverbände.  Bis  An¬ 
fang  1913  wuchsen  sie  auf  2809  Orts-, 
511  Landes-  oder  Bezirks-  und  111 
Reichsverbände  an.  Es  gibt  berufliche 
Verbände,  denen  die  Arbeitgeber  eines 
Gewerbes,  und  gemischte  Verbände, 
denen  die  Arbeitgeber  verschiedener  Ge¬ 
werbe  in  einzelnen  Orten  oder  Bezirken 
angehören.  Der  Gesamtverband  deutscher 
Industrieller  in  Berlin  zählt  2366  Mit¬ 
glieder  mit  484  014  beschäftigten  Arbei¬ 
tern,  der  Arbeitgeberverband  der  deut¬ 
schen  Textilindustrie  1918  Mitglieder  mit 
317  500  Arbeitern,  der  Arbeitgeberbund 
für  das  Baugewerbe  19  328  Mitglieder 
mit  300  000  Arbeitern  und  der  Arbeit¬ 
geberschutzverband  für  das  deutsche 
Holzgewerbe  4538  Mitglieder  mit  60  839 
Arbeitern.  Die  letzten  beiden  Verbände 
gehören  außerdem  dem  1912  gegründeten 
Reichsbund  baugewerblicher  Arbeitgeber¬ 
verbände  an,  der  53  264  Mitglieder  mit 
579  000  Arbeitern  umfaßt.  Sämtliche  be¬ 
ruflichen  Verbände  zählten  Anfang  1913 
zusammen  129  462  Mitglieder  mit 


3  512  331  beschäftigten  Arbeitern,  die 
gemischten  Verbände  15  745  Mitglieder 
mit  1  129  030  Arbeitern. 

Die  Gesellschaften  für  Streikversicherung 
und  Streikentschädigung  haben  von  Jahr 
zu  Jahr  zugenommen.  Von  den  20 
Streikversicherungsgesellschaften,  die 
dem  reichsstatistischen  Amt  bekannt 
geworden  sind,  sind  die  beiden  größten 
der  Schutzveri>and  gegen  Streikschäden 
und  die  Gesellschaft  deutscher  Arbeit¬ 
geberverbände  zur  Entschädigung  bei 
Arbeitseinstellungen.  Dem  Schutzverband 
waren  1912  8  Haupt-  und  43  Unterver¬ 
bände  mit  2592  Mitgliedern  und  401  000 
Arbeitern  angeschlossen.  Der  Gesell¬ 
schaft  deutscher  Arbeitgeberverbände  ge¬ 
hörten  10  Entschädigungsgesellschaften, 
2  Reichs-  und  2  Landesverbände  mit 
8690  Mitgliedern  und  361  000  Arbeitern 
an.  Die  Verschmelzung  der  beiden  Ar¬ 
beitgeberverbandszentralen  hat  auch  die 
beiden  Streikversicherungsgesellschaften 
zum  Zusammenschluß  geführt.  Am  12. 
Dezember  1913  rief  jener  Verband  eine 
Zentrale  für  Streikversicherung  ins 
Leben,  der  Verbände  mit  einer  Lohn¬ 
summe  von  703,9  Millionen  Mark  und 
672  000  Arbeitern  beitraten.  Allen  20 
Streikentschädigungsgesellschaften  ge¬ 
hörten  1912  zusammen  32  082  Mitglieder 
mit  rund  1  394  900  Arbeitern  an.  Ins¬ 
gesamt  gab  es  1912  61  973  Mitglieder 
von  Arbeitgeberverbänden  mit  2  873  469 
Arbeitern,  die  gegen  Schäden  aus  Ar¬ 
beitseinstellungen  und  Aussperrungen 
versichert  waren. 

Außerdem  hatten  die  Arbeitgeberver¬ 
bände  1912  261  eigene  Arbeitsnachweise, 
die  rund  1  308  000  Arbeiter  vermittelten. 
Davon  entfallen  auf  den  Arbeitsnachweis 
des  Zechenverbands  228  297,  der  Metall¬ 
industrie  334  011  (davon  in  Berlin 
84  138),  der  Verkehrsgewerbe  448  878 
vermittelte  Stellen. 

X  X 

Koalitions-  Der  alte  Bergarbeiterver- 
recht  band  ist  durch  ein  Urteil 

des  Bochumer  Schöffenge¬ 
richts  für  politisch  erklärt  worden.  In 
der  Urteilsbegründung  heißt  es  zwar 
ausdrücklich:  »Beurteilt  man  den  Zweck 
des  Verbandes  lediglich  nach  dem  Sta¬ 
tut,  so  ist  er  nicht  als  politischer  son¬ 
dern  als  wirtschaftlicher  Verein  anzu¬ 
sehen.«  Indessen,  meint  das  Urteil,  das 
Vereinsleben  des  Verbandes  beweise 
seinen  politischen  Charakter.  Besonderes 
Gewicht  wird  auf  die  Tatsache  gelegt, 
»daß  sämtliche  Vorstandsmitglieder  So¬ 
zialdemokraten  sind,  der  erste  Vor¬ 
sitzende  Sachse  sogar  als  Reichstagsab- 


514 


GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG  /  HEINRICH  STÜHMER 


# 

geordneter  der  sozialdemokratischen 
Fraktion  angehört,  daß  auch  die  übrigen 
Vorstandsmitglieder  des  Verbandes  nach 
der  eidlichen  Aussage  des  Zeugen  Kri¬ 
minalkommissars  Blann  in  hervorragen¬ 
der  Weise  für  die  sozialdemokratische 
Partei  tätig  sind  und  von  13  Bezirks¬ 
leitern  7  der  Polizei  als  sozialdemokra¬ 
tische  Agitatoren  bekannt  sind«.  Natür¬ 
lich  ist  diese  Schlußfolgerung  unhaltbar. 
Welcher  Verein  könnte  wohl  überhaupt 
noch  als  unpolitisch  gelten,  wenn  schon 
die  Zugehörigkeit  seiner  Leiter  zu  einer 
politischen  Partei  ihn  zu  einem  politi¬ 
schen  macht?  Gegen  das  Urteil  ist  Be¬ 
rufung  an  das  Landgericht  eingelegt 
worden,  und  es  ist  anzunehmen,  daß  es 
von  diesem  oder  von  den  höheren  In¬ 
stanzen  wieder  aufgehoben  werden  wird. 
Auf  Grund  dieses  Urteils  hat  das  Ber¬ 
liner  Polizeipräsidium  von  verschiedenen 
Verbandsvorständen  und  Ortsverwaltun¬ 
gen  der  Gewerkschaften  die  Einreichung 
der  Vereinssatzungen  und  der  Vorstands¬ 
mitgliederverzeichnisse  verlangt.  Da  diese 
Verfügung  sich  auf  das  Allgemeine  Land¬ 
recht  stützt,  kommt  diese  Angelegenheit 
nicht  an  die  ordentlichen  Gerichte  son¬ 
dern  wird  im  Verwaltungsstreitverfahren 
erledigt  werden. 

Daß  die  Gewerkschaften,  die  ja  oft  ge¬ 
nug  ihre  politische  Neutralität  prokla¬ 
miert  haben  und  an  ihr  strikt  fest- 
halten,  nicht  unter  die  Bestimmungen 
gestellt  werden  dürfen,  die  für  politische 
Vereine  gelten,  ist  klar.  Die  gegenteilige 
Auffassung  beruht  auf  einem  Rechts¬ 
irrtum  und  kann  einer  juristischen  Über¬ 
prüfung  nicht  standhalten. 

X  X 

Kurze  ChronikJ)er  langjährige  Vorsitzende 
des  Malerverbands  A 1  - 
bert  Tobler  starb  im 
Alter  von  57  Jahren  in  Hamburg.  Er 
leitete  den  Verband  seit  1897.  Er  hatte 
es  verstanden  in  die  früher  ziemlich  ver¬ 
worrenen  Verhältnisse  Ordnung  hinein¬ 
zubringen  und  hat  so  dazu  beigetragen, 
daß  die  Organisation  es  in  den  Kämpfen 
der  letzten  Zeit  mit  der  Arbeitgeber¬ 
organisation  des  Malergewerbes  aufneh¬ 
men  konnte.  X  Der  frühere  Redakteur 
des  Buchdruckerkorrespondenten,  Lud¬ 
wig  Rexhäuser,  ist  nach  längeren 
Irrfahrten  einem  überaus  traurigen 
Schicksal  erlegen.  Er  war  zweifellos  ein 
sehr  begabter  Mensch,  der  sich  auch  um 
die  Gewerkschaftssache  Verdienste  er¬ 
worben  hat.  Leider  hat  er  in  den  letzten 
Jahren  seiner  Tätigkeit  durch  seinen 
blinden  Haß  gegen  die  Sozialdemokratie 
der  Arbeiterbewegung  mehr  geschadet 


als  genützt,  und  es  war  selbstverständ¬ 
lich,  daß  er  den  Posten  räumen  mußte. 
X  Der  9.  ordentliche  Gewerk¬ 
schaftskongreß  ist  von  der  Gene¬ 
ralkommission  mit  einer  recht  umfang¬ 
reichen  Tagesordnung  zum  22.  Juni  nach 
München  einberufen  worden.  X  Der 
B  u  c  h  d  r  u  c  k  e  r  verband  zählte  Ende 
1913  69  374  Mitglieder;  sein  Vermögens¬ 
bestand  in  der  Hauptkasse  betrug 

10  311  069  Mark.  X  Im  Bauarbeiter¬ 
verband  trat  am  1.  April  die  Arbeits¬ 
losenunterstützung  in  Kraft,  die  auf  dem 
letzten  Verbandstag  beschlossen  worden 
ist.  X  Die  zentralen  Verhandlungen  im 
Schneider  gewerbe  fanden  in  diesem 
Jahr  in  Nürnberg  vom  2.  bis  zum  8.  Fe¬ 
bruar  statt.  Gegen  60  Tarifverträge  wur¬ 
den  mit  einer  durchschnittlichen  Lohn¬ 
erhöhung  von  4 V'2  %  bis  zum  1.  März  1916 
erneuert.  X  In  der  Stuttgarter  Her¬ 
renkonfektion  wurde  nach  einem 

11  wöchigen  Streik  in  lOtägigen  Verhand¬ 
lungen  am  17.  März  ein  neuer  Tarifver¬ 
trag  mit  einer  durchschnittlichen  Lohn¬ 
erhöhung  von  8  %  abgeschlossen.  X 
Nach  Beendigung  des  österreichi¬ 
schen  Buchdrucker  Streiks  wurde 
ein  neuer  Tarifvertrag  vereinbart,  der  bis 
zum  31.  Dezember  1918  Geltung  haben 
soll. 

X  X 

Literatur  Aus  Amerikas  Arbeiterbe¬ 
wegung  erzählt  der  Vor¬ 
sitzende  der  Generalkommission  der  Ge¬ 
werkschaften  Deutschlands,  Carl  Le¬ 
gion,  in  einem  200  Seiten  starken 
Werk  /Berlin,  Verlag  der  Generalkom¬ 
mission/,  dessen  Charakter  und  Bedeu¬ 
tung  die  Leser  der  Sozialistischen  Mo¬ 
natshefte  schon  aus  dem  Artikel  Schip- 
pels  (in  diesem  Band,  pag.  344  ff.)  ken¬ 
nen  gelernt  haben.  Legien  reiste  im  Jahr 
1912  für  3  Monate  nach  Amerika,  um  in 
verschiedenen  Städten  der  Vereinigten 
Staaten  Vorträge  zu  halten  und  sich  über 
die  dortigen  Verhältnisse  zu  informieren. 
Er  berichtet  im  1.  Teil  seines  Buchs  zu¬ 
gleich  über  diese  Versammlungen  und 
über  seine  Erfahrungen  und  Beobach¬ 
tungen  im  Land.  Dadurch  werden  seine 
Schilderungen  außerordentlich  anschau¬ 
lich  und  interessant.  Legien  hält  sich 
völlig  davon  frei  die  amerikanischen  Ver¬ 
hältnisse  und  Einrichtungen  in  über¬ 
schwänglicher  Weise  zu  loben  oder  zu 
tadeln;  er  stellt  einfach  die  Tatsachen 
dar  und  zeigt  ganz  objektiv,  was  dort 
besser  und  was  schlechter  ist  als  bei  uns. 
Sein  Buch  soll  vor  allem  dem,  der  das 
Land  nicht  mit  eigenen  Augen  gesehen 
hat,  eine  Vorstellung  davon  geben,  unter 
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welchen  Bedingungen  die  Arbeiter  drü¬ 
ben  zu  leben  haben,  um  so  die  amerika¬ 
nische  Arbeiterbewegung  verstehen  zu 
lehren.  In  dem  2.,  besonders  instruktiven 
Teil  der  Reisebeschreibung  schildert  Le- 
gien  dann  noch  das  Versammlungswesen 
und  die  Arbeiterorganisationen  dort.  Un¬ 
sere  Gewerkschafter  und  Politiker,  denen 
die  amerikanischen  Zustände  ja  gewöhn¬ 
lich  ein  Buch  mit  sieben  Siegeln  sind, 
werden  aus  Legiens  eingehender  Darstel¬ 
lung  der  Gewerkschaftsverbände,  ihrer 
Einrichtungen  und  ihres  Verhältnisses 
zur  sozialistischen  Partei  viel  lernen  kön¬ 
nen.  Dadurch  wird  hoffentlich  manches 
Mißverständnis  beseitigt  und  manches 
Hindernis  des  internationalen  Zusam¬ 
menschlusses  der  Arbeiterschaft  aus  dem 
Weg  geräumt  werden.  X  In  seinem  200 
Seiten  starken  Buch  Die  christlichen  Ge¬ 
werkschaften,  insbesondere  ihr  Verhält¬ 
nis  zu  Zentrum  und  Kirche  /Stuttgart, 
Dietz/  schildert  Dr.  August  Erd¬ 
mann  die  katholischen  Arbeiterorgani¬ 
sationen  vom  katholisch««  tiesellenver- 
ein  und  den  christlichsozialen  Vereinen 
bis  zu  den  christlichen  Gewerkschaften 
und  deren  Kämpfen  im  eigenen  Lager, 
die  gerade  in  der  letzten  Zeit  wieder 
Gegenstand  lebhafter  Diskussion  ge¬ 
wesen  sind.  Eine  Fülle  brauchbaren  Ma¬ 
terials  im  Widerstreit  der  Anschauungen 
und  im  Kampf  mit  den  christlichen  Ge¬ 
werkschaften  ist  in  dieser  Arbeit  zu  fin¬ 
den.  X  Vom  christlichen  Standpunkt  aus 
zeichnet  der  Redakteur  Michael 
Gasteiger  die  christliche  Arbeiter¬ 
bewegung  /Hamm,  Breer  &  Thiemann/; 
seine  Schrift  stellt  sie  »in  Geschichte 
und  Arbeit«  dar  und  ist  daher,  wenn 
man  von  der  Stellungnahme  absieht,  zu 
Studienzwecken  mit  zu  verwenden.  X 
Die  Verlagsanstalt  des  Holzarbei¬ 
ter  verbands  in  Berlin  gab  mehrere  Be¬ 
richte  und  Agitationsbroschüren  heraus. 
Unter  anderm  Verhandlungsberichte  über 
die  Reichskonferenz  der  Bürsten-  und 
Pinselmacher  und  der  Hartgummidrechs¬ 
ler.  Außerdem  einen  Bericht  an  die  Mit¬ 
glieder  des  Deutschen  Holzarbeiterver¬ 
bands  über  den  Werftstreik  von  1913,  der 
noch  einmal  in  chronologischer  Folge  die 
Entwickelung  und  den  Verlauf  der  Werft¬ 
arbeiterbewegung  wiedergibt.  Eine  lehr¬ 
reiche  und  ergötzliche  Begebenheit  aus 
den  Akten  des  Preußischen  Staatsanzei¬ 
gers  bringt  Der  Braunschweiger  Rade¬ 
macher  Schimpf  von  Anno  1790  an  den 
Tag,  Wie  das  Schlußwort  sagt,  soll  ein 
Vergleich  mit  der  alten  Zeit  die  Berufs¬ 
angehörigen  zur  Einigkeit  in  unseren 
Tagen  mahnen.  X  Den  ersten  Bericht  für 


das  Jahr  1913  hat  die  Bezirksverwaltung 
Groß  Berlin  des  Transportarbei¬ 
ter  verbands  herausgebracht.  Er  gibt 
eine  Darstellung  der  Verwaltungstätig¬ 
keit,  der  Mitgliederbewegung,  der  Kas¬ 
senverhältnisse  und  Unterstützungsein¬ 
richtungen,  der  neuesten  Tarifabschlüsse 
im  Verband  und  weist  auf  die  Fort¬ 
schritte  hin,  die  dieser  im  letzten  Jahr 
erzielt  hat.  X  Gleich  anderen  Verbänden 
gab  jetzt  zur  Ergänzung  der  Statuten  der 
Buchbinderverband  ein  Handbuch,  des¬ 
gleichen  der  Verband  der  Schneider 
einen  Leitfaden  für  die  Ortsverwal¬ 
tungen  heraus. 

WISSENSCHAFT 

Sozialwissenschaften  /  Conrad  Schmidt 

Kommunis-  Ein  wertvolles  Dokument 
zur  Entstehungsgeschichte 
des  Kommunistischen  Ma- 
nifests  ist  von  Eduard  Bernstein  im  En¬ 
gels  sehen  Nachlaß  aufgefunden  und 
unter  dem  Titel  Grundsätze  des  Kom¬ 
munismus  im  Vorwärtsverlag  publiziert 
worden.  Von  Engels  im  November  1847, 
kurz  vor  seiner  Abreise  zur  Londoner 
Konferenz  des  Kommunistenbundes,  die 
Marx  und  Engels  den  Auftrag  zur  Ab¬ 
fassung  eines  Pronunziamentos  geben 
sollte,  niedergeschrieben,  zeigen  diese 
Seiten,  wie  hoch  ihres  Verfassers  Mit¬ 
arbeiterschaft  an  jener  weltberühmten 
Kundgebung  einzuschätzen  ist.  In  dem 
seit  dem  ersten  Zusammentreffen  in 
Paris  fortgesetzten  Ideenaustausch  und 
Zusammenarbeiten  hatte  sich  die  neue 
Auffassung  als  unabtrennbar  gemein¬ 
sames  Besitztum  beider  ausgebildet. 
Marx'  ungeheure  geistige  Energie  und 
geniale  Weitsicht  vor  allem  trieb  die  vor¬ 
handenen  Gedankenansätze  und  -tenden- 
zen  zu  organisch-einheitlichem  Zusam¬ 
menschluß.  In  dem  Engelsschen  Entwurf 
sind  bereits  fast  alle  uns  aus  dem  Mani¬ 
fest  vertrauten  Gedankenreihen  fixiert. 
Freilich  in  völlig  anderer  Form  und  Aus¬ 
drucksweise,  Eine  so  ungerechte  Unter¬ 
schätzung  auch  darin  liegt,  daß  Engels 
in  dem  Begleitbrief  an  Marx  sein  »in 
fürchterlicher  Eile«  hingeworfenes  Manu¬ 
skript  als  »miserabel  redigiert«  bezeich¬ 
net,  so  hat  seine  Skizze,  in  der  Frage- 
und  Antwortform  eines  Katechismus  ab¬ 
gefaßt,  doch  nichts  von  der  monumental¬ 
genialen,  in  ehernen  Rhythmen  hinströ¬ 
menden  Sprache,  die  uns  dann  aus  dem 
Kommunistischen  Manifest  entgegen¬ 
klingt,  und  die  eben  die  Sprache  des 
schöpferischen  Geistes  Karl  Marx  ist. 
Der  Engelssche  Entwurf,  der  nur  eine 
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den  Gedankengang  provisorisch  fixie¬ 
rende  Vorarbeit  sein  will,  trägt  das  Ge¬ 
präge  äußerster  Einfachheit.  Er  hebt,  in 
stillschweigender  Ablehnung  jedes  dog¬ 
matischen  Ausgangspunkts,  mit  der  Er¬ 
klärung  an:  »Der  Kommunismus  ist  die 
Lehre  von  den  Bedingungen  der  Befrei¬ 
ung  des  Proletariats.«  Woran  sich  dann 
sofort  die  nähere  historische  Charakte¬ 
ristik  des  Proletariats  anschließt:  als  der 
Klasse,  die  in  der  modernen  Gesell¬ 
schaft  »ihren  Lebensunterhalt  einzig 
und  allein  aus  dem  Verkauf  ihrer  Ar¬ 
beit  und  nicht  aus  den  Profiten  irgend¬ 
eines  Kapitals  zieht«.  Es  wird  dann  die 
Entstehung  dieses  »Proletariats«,  an  das 
sich  die  kommunistische  Propaganda 
wendet,  in  einem  Rückblick  auf  die 
technische  Umwälzung  und  die  Genesis 
des  Fabriksystems,  die  zu  einer  Schei¬ 
dung  des  produzierenden  Arbeiters  von 
den  Produktivmitteln  geführt  habe,  der 
Gegensatz  der  »kapitalistischen«  und 
proletarischen  Klasse,  die  Regulierung 
des  Arbeitslohns  im  Arbeitsvertrag 
durch  das  Existenzminimum  erörtert. 
Nachdem  der  Unterschied  der  modernen 
Arbeiterschaft,  des  Proletariats,  von  den 
arbeitenden  Schichten  früherer  Epochen: 
den  Sklaven,  Leibeigenen,  mittelalter¬ 
lichen  Handwerkern  und  Hausindustri¬ 
ellen  hervorgehoben,  die  politischen  Be¬ 
gleiterscheinungen  des  Aufstiegs  der 
Bourgeoisie  kurz  erwähnt  sind,  kriti¬ 
siert  die  Schrift  das  System  -der  freien 
Konkurrenz  als  notwendige  Voraus¬ 
setzung  für  die  bisherige  Entfaltung 
des  großindustriellen  Kapitalismus,  die 
aber  (hier  klingt  das  zentrale  Argument 
des  Kommunistischen  Manifests  an)  un¬ 
abwendbar,  in  ständiger  Wiederkehr  zu 
Handelskrisen  treibt.  Was  folgt  aus 
dieser  Erscheinung?  »Daß  die  große 
Industrie,  obwohl  sie  selbst  in  ihrer 
ersten  Entwickelungsepoche  die  freie 
Konkurrenz  erzeugt  hat,  jetzt  dennoch 
der  freien  Konkurrenz  entwachsen  ist, 
daß  die  Konkurrenz  und  überhaupt  der 
Betrieb  der  industriellen  Produktion 
durch  einzelne  für  sie  eine  Fessel  gewor¬ 
den  ist,  die  sie  sprengen  muß  und  wird; 
daß  die  große  Industrie,  solange  sie  auf 
dem  jetzigen  Fuß  betrieben  wird,  sich 
nur  durch  eine  von  7  zu  7  Jahren  sich 
wiederholende  allgemeine  Verwirrung 
erhalten  kann,  die  jedesmal  die  ganze 
Zivilisation  bedroht  und  nicht  nur  die 
Proletarier  ins  Elend  stürzt  sondern  auch 
eine  große  Anzahl  von  Bourgeois  rui¬ 
niert;  daß  also  die  große  Industrie 
selbst  entweder  ganz  aufgegeben  werden 
muß,  was  eine  absolute  Unmöglichkeit 


ist,  oder  daß  sie  eine  ganz  neue  Organi¬ 
sation  der  Gesellschaft  durchaus  not¬ 
wendig  macht,  in  der  nicht  mehr  ein¬ 
zelne  einander  Konkurrenz  machende 
Fabrikanten,  sondern  die  ganze  Gesell¬ 
schaft  nach  einem  festen  Plan  und  nach 
den  Bedürfnissen  aller  die  industrielle 
Produktion  leitet.«  Eine  Wendung,  der 
der  Text  des  Manifests  nur  noch  die 
These  des  tendenziell  notwendig  wach¬ 
senden  Krisenumfangs  und  damit  eines 
schließlichen  kapitalistischen  Zusammen¬ 
bruchs  hinzufügt.  Die  »Ausdehnung 
der  Produktion  ins  Unendliche«,  auf  die 
die  Entwickelung  der  großen  Industrie, 
nur  durch  die  Handelskrisis  einge¬ 
schnürt,  hinsteuert,  liefert  aber  auf  der 
andern  Seite  zugleich  die  Basis  für  die 
Herstellung  eines  Gesellschaftszustands, 
in  dem  jedermann  genug  erhalten  kann, 
um  »all  seine  Kräfte  und  Anlagen  in 
vollständiger  Freiheit  zu  entwickeln  und 
zu  betätigen«.  »Welcher  Art  diese  neue 
Gesellschaftsordnung  sein  muß?«  Sie 
muß  mit  dem  Privateigentum  an  den 
Produktionsmitteln,  das  Hand  in  Hand 
mit  der  Regellosigkeit  der  Konkurrenz 
zu  jenen  Handelskrisen  treibt,  aufräu- 
men,  die  Konkurrenz  durch  Assoziation 
ersetzen,  »alle  Produktionszweige  durch 
die  ganze  Gesellschaft,  das  heißt  für  ge¬ 
meinschaftliche  Rechnung  nach  gemein¬ 
schaftlichem  Plan  und  unter  Beteiligung 
aller  Mitglieder  der  Gesellschaft  betrei¬ 
ben  lassen«.  Ein  so  notwendiges  Erfor¬ 
dernis  das  private  Eigentum  für  alle  bis¬ 
herige  ökonomische  Entwickelung  bil¬ 
dete,  so  unnötig,  so  hemmend  würde  es 
und  der  mit  ihm  verknüpfte  Gegensatz 
herrschender  und  unterdrückter  Klassen 
für  die  künftige  mit  unbeschränkten 
Produktionsmöglichkeiten  ausgestattete 
Gesellschaft  sein.  i 

Die  Kommunisten  wünschen  die  fried¬ 
liche  Überleitung  in  eine  solche  neue, 
die  Proletarier  aus  ihrer  Knechtschaft, 
ihrem  Elend  befreiende  Organisation  und 
verhehlen  sich  nicht,  daß  die  Realisie¬ 
rung  jener  neuen  Ordnung  nur  in  all¬ 
mählichem  Fortgang  erreicht  werden 
kann.  Wenn  aber,  wie  anzunehmen,  die 
Gewaltpolitik  der  Bourgeoisie  revolutio¬ 
näre  Kämpfe  provoziert,  werden  sie  da¬ 
bei  ihren  Mann  stehen.  Eine  revolutio¬ 
näre  Bewegung  würde  als  erste  allge¬ 
meinste  Voraussetzung  weitergreifender 
ökonomischer  Umgestaltungen  (Expro¬ 
priation  der  Grundeigentümer,  Fabri¬ 
kanten,  Eisenbahnbesitzer  und  Schiffs¬ 
reeder,  teils  durch  »Konkurrenz  der 
Staatsindustrie«  teils  direkt  durch  Ent¬ 
schädigung  in  Assignaten  und  derglei- 
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chen  mehr)  zunächst  eine  »demokra¬ 
tische  Staatsverfassung«,  in  deren  Form 
das  Proletariat  überhaupt  erst  bestim¬ 
mende  Macht  gewinnen  kann,  zu  er¬ 
obern  haben.  Die  sukzessive  Aufhebung 
des  Privateigentums  an  Produktions¬ 
mitteln  müßte  von  einer  Aufhebung  des 
Gegensatzes  von  Stadt  und  Land,  einer 
allseitigen  Entwickelung  der  jetzt  durch 
das  System  der  Arbeitsteilung  künst¬ 
lich  vereinseitigten  Arbeitskräfte  und 
der  Umwandlung  der  Familie  zu  einem 
reinen  Privatverhältnis  begleitet  sein. 
Die  beiden  letzten  Abschnitte  handeln, 
wie  die  des  Manifests,  nur  viel  knapper, 
von  der  Stellung  der  Kommunisten  zu 
den  sozialreformerischen  Theorieen  und 
den  politischen  Parteien.  Besonderes 
Interesse  hat  in  diesem  Abschnitt  En¬ 
gels'  Hindeutung  auf  die  Rolle,  die  bei 
der  »Expropriation«  der  Privatunter¬ 
nehmer  die  Überlegenheit  der  »Staats¬ 
industrie«  im  Konkurrenzkampf  spielen 
dürfte,  die  Anschauung,  daß  auch  nach 
der  Eroberung  der  politischen  Gewalt 
der  Fortschritt  zu  gesellschaftlicher  Pro¬ 
duktionsweise  nicht  ausschließlich  durch 
Akte  staatlicher  Gewalt  sondern  ebenso 
auch  durch  den  Druck  von  Marktver¬ 
hältnissen  als  ein  Niederkonkurrieren 
privater  durch  staatlich  organisierte 
Betriebe  erfolgen  könne,  etwa  in  der 
Art  wie  der  aufkommende  Kapitalismus 
den  Kleinbetrieb  aus  dem  Feld  schlug. 
So  würde  die  Entwickelung  zum  So¬ 
zialismus  in  eine  nähere  Analogie  zu 
der  Entwickelung  der  heutigen  kapi¬ 
talistischen  Gesellschaft  rücken,  die  er 
als  Trägerin  einer  höhern  ökonomischen 
Stufe  abzulösen  bestimmt  ist.  Eine  Auf¬ 
fassung,  die  der  Tendenz  nach  wohl 
auch  im  Weg  des  Marxschen  Denkens 
lag. 

X  X 

Kapitalismus  Die  Geschichte  und  Theo¬ 
rie  des  Kapitalismus  von 
Dr.  Fritz  Gerlich,  ein 
Band  von  400  Seiten  /Leipzig,  Duncker 
&  Humblot/  gibt  auf  der  Grundlage 
einer  eingehenden  Kenntnis  der  Fach¬ 
literatur  eine  reiche  Fülle  lichtvoll  grup¬ 
pierten  Materials  über  kapitalistische 
Verhältnisse  und  Institutionen  verschie¬ 
dener  Geschichtsepochen.  Urkunden  aus 
dem  Ägypten  der  Tinitenzeit  /3300  bis 
2900  vor  Christus/  deuten  mit  Sicher¬ 
heit  darauf  hin,  daß  in  dem  Nilland  da¬ 
mals  schon  ein  stark  differenziertes  Er¬ 
werbsleben  existierte.  Die  Vermögens¬ 
bestände  »an  Gold  und  an  Feldern«  wur¬ 
den  durch  »königliche  Schreiber«,  die 
von  Haus  zu  Haus  gingen,  zum  Zweck 


der  Besteuerung,  alle  paar  Jahre  von 
neuem  aufnotiert.  Doch  sind  die  bis¬ 
herigen  Funde  zu  lückenhaft,  um  nä¬ 
here  Schlüsse  zu  gestatten.  So  beginnt 
die  Darstellung  des  Verfassers  mit  der 
etwa  ein  Jahrtausend  jüngern  altbaby¬ 
lonischen  Kultur,  Nach  einer  kurzen 
Orientierung  über  die  betreffenden 
Quellen  werden,  soweit  diese  reichen, 
Bevölkerungsstruktur,  Maß,  Geld  und 
Gewicht,  Verkehr  und  Schiffahrt,  die 
Bestimmungen  des  Dienst-  und  Werk¬ 
vertrags,  die  auf  das  Vorhandensein 
einer  umfangreichen  freien  Arbeiter¬ 
bevölkerung  schließen  lassen;  werden 
Landwirtschaft,  Stoff  verarbeitendes  Ge¬ 
werbe  und  die  bereits  eine  über¬ 
raschende  Spezialisierung  aufweisenden 
Arten  des  Handelsgeschäfts  im  Umriß 
geschildert.  Auch  Ansätze  eines  Börsen¬ 
verkehrs  in  landwirtschaftlichen  Pro¬ 
dukten,  ausgebreiteter  Darlehnsverkehr, 
Handelsgesellschaften  sind  direkt  oder 
indirekt  bezeugt;  ebenso,  daß  die  von 
den  handwerksmäßigen  Gewerben  und 
einzelnen  Fabriken  (Private,  wie  na¬ 
mentlich  öffentliche  Tempel  besaßen 
solche)  verarbeiteten  Stoffe  zu  einem  er¬ 
heblichen  Teil  vom  Ausland  importiert 
wurden.  Aus  Neubabylonien  besitzt  man 
vom  13.  Jahrhundert  vor  Christus  Auf¬ 
zeichnungen  eines  Bankhauses  über  Dar¬ 
lehen,  vollzogene  Depositen-  und  Giro¬ 
geschäfte.  »Sicher  sind«,  so  resümiert 
der  von  Gerlich  zitierte  Köhler,  der 
beste  Kenner  babylonischer  Rechtsent¬ 
wickelung,  »die  Babylonier  die  Lehr¬ 
meister  des  großen  Verkehrs  gewesen, 
der  durch  Vermittlung  der  Griechen 
und  Römer  auf  uns  überkommen  ist, 
und  die  Geschichte  des  Handels-  und 
Geldwesens  kann  nicht  ohne  Babylonien 
geschrieben  werden.«  Ein  weiterer  sehr 
instruktiver  Abschnitt  handelt  von  der 
ökonomischen  Entwickelung  im  alten 
Griechenland,  speziell  von  dem  athe¬ 
nischen  Wirtschaftsleben  im  4.  Jahrhun¬ 
dert  vor  Christus  und  dem  attischen 
Recht.  Tonwarenindustrie,  Metallver¬ 
arbeitung,  Leder-  und  Lederwarenpro¬ 
duktion,  in  weitem  Umfang  auch  fabrik¬ 
mäßig  für  den  Export  arbeitend,  waren 
in  Athen,  scheint  es,  am  stärksten  ver¬ 
treten.  Die  Lage  der  kleinen  eingesesse¬ 
nen  Handwerker-  und  Bauernfamilien  ver¬ 
schlechterte  sich  nach  dem  peloponne- 
sischen  Krieg  in  wachsendem  Maß;  »eine 
neue  Gesellschaft,  die  Herren  der  Groß¬ 
industrie,  des  Großhandels  und  der 
Hochfinanz  waren  an  ihre  Stelle  getre¬ 
ten,  das  Vermögen  konzentrierte  sich 
immer  mehr  im  Unternehmertum«.  Es 
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folgt  ein  Überblick  über  das  Zeitalter 
des  Hellenismus,  des  römischen  Welt¬ 
reichs  und  seiner  Auflösung.  Im  letzten, 
Mittelalter  und  Gegenwart  betitelten 
Kapitel  des  historischen  Teils  betont 
der  Verfasser  besonders  die  enge  Ab¬ 
hängigkeit  der  mittelalterlichen  Technik 
von  der  antiken,  polemisiert  gegen  die 
Büchersche  Auffassung,  die  in  der 
»Kundenproduktion«  ein  spezifisches 
Charakteristikum  des  mittelalterlichen 
Stadtgewerbes  sehen  will  und  verbreitet 
sich  in  einer  Untersuchung,  die  mehr 
durch  einzelne  Exkurse  als  durch  Origi¬ 
nalität  des  Grundgedankens  interessiert, 
über  »das  Verhältnis  von  Technik  und 
Betriebsgröße«.  Das  Streben  Gerlichs 
geht  dahin  den  Unterschied  der  mittel¬ 
alterlichen  und  modern  kapitalistischen 
Produktionsweise  als  einen  im  Grunde 
nur  graduellen  darzustellen.  Es  sei  will¬ 
kürlich,  wenn  zum  Beispiel  Sombart  als 
Zweck  der  Warenproduktion  der  mittel¬ 
alterlichen  Handwerker  die  »Nahrung«, 
den  »standesgemäßen  Unterhalt«,  als  den 
des  Kapitalisten  den  »Gewinn«  bezeich¬ 
net,  Beide  wollen  doch  durch  den  Ver¬ 
kauf  »gewinnen«,  und  für  beide  Klassen 
stufe  sich  die  Energie  dieses  Gewinn¬ 
strebens  je  nach  den  individuell  ver¬ 
schiedenen  Naturanlagen  des  einzelnen 
in  ganz  verschiedener  Weise  ab.  Und 
ebenso  bestreitet  er  Sombart  das  Recht 
die  kapitalistische  Wirtschaft  im  Gegen¬ 
satz  zu  früheren  Wirtschaftsweisen  als 
»rationalistisch«  zu  kennzeichnen.  Nur 
die  Technik  habe  gewechselt,  aber  das 
Bestreben  im  Rahmen  der  gegebenen 
Technik  durch  rationalistisch  zweck¬ 
mäßiges  Verfahren  den  höchstmöglichen 
Reinertrag  oder  Gewinn  zu  erzielen  sei 
überall  der  Tendenz  nach  in  gleicher 
Weise  wirksam.  Ein  Einwand,  der  die 
Fülle  der  Bestimmungen,  die  jene  Som- 
bartsche  Charakteristik  einschließt  (so 
namentlich  den  Gegensatz  der  ständigen 
technischen  Verbesserungstendenz  kapi¬ 
talistischer  Betriebe  zum  handwerks¬ 
mäßigen  Traditionalismus),  nicht  berück¬ 
sichtigt  und  darum  schon  sein  Ziel  ver¬ 
fehlt.  Noch  wunderlicher  mutet  im 
Schlußwort  die  Erklärung  des  Verfassers 
an,  die  gesamten  Ausführungen  seines 
Buches  enthielten  eine  »Ablehnung  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung«, 
weil  die  Geistesleistungen,  die  in  der 
Geschichte,  auch  der  Wirtschafts¬ 
geschichte,  weiter  wirken,  Geist  und  die 
Persönlichkeit  voraussetzen.  Was  Marx 
vergessen  haben  soll!  Auch  Gerlichs 
vielfach  unterstrichene  These,  daß  der 
Handel,  weil  seine  Entwickelung  nicht 


so  wie  Landwirtschaft  und  Industrie  an 
den  Fortgang  naturwissenschaftlicher 
Erkenntnis  gebunden  sei,  am  frühesten 
kapitalistisch  differenzierte  Formen  habe 
annehmen  können,  erscheint  nicht  als 
besonders  inhaltsvoll.  Aber  die  Anfecht¬ 
barkeit  des  Theoretischen  läßt  den 
Hauptteil  der  Arbeit,  die  Zusammen¬ 
stellung  historisch-ökonomischer  Tat¬ 
sachen,  unberührt. 

x  .  X 

KurzeChronik£)er  Euphoristenorden,  eine 
Gesellschaft,  die  für  dem 
kulturell  sozialen  Fort¬ 
schritt  wirken  will  (der  verdienstvolle 
Kulturhistoriker  Müller-Lyer  steht  an 
der  Spitze)  publiziert  als  2.  Heft  seiner 
Schriften  einen  Aufsatz  Sidney  Webbs 
Die  Schwächen  des  ökonomischen 
Individualismus,  eine  Kritik  der 
einstigen  liberalen  manchesterlichen  An¬ 
sichten  /München,  Reinhardt/.  Die  Ein¬ 
leitung  des  Übersetzers  Dr.  Kühnert  be¬ 
richtet  in  gut  informierender  Weise  über 
die  Art  und  die  Mittel  der  Gesellschaft 
der  Fabier.  X  Von  dem  Buch  Marxis¬ 
mus  gegen  Sozialismus  des 
Ökcnomieprofessors  an  der  Columbia¬ 
universität  Wladimir  Simchowitsch  ist 
eine  deutsche  Übersetzung  herausge¬ 
kommen  /Jena,  G,  Fischer/.  Der  Autor, 
auf  sozialreformerischem  Standpunkt 
stehend,  wiederholt  die  auch  von  revi¬ 
sionistischer  Seite  gegen  die  Marxsche 
Entwickelungsprognose  und  Werttheorie 
erhobenen  Einwände.  In  seiner  Formu¬ 
lierung  der  wirtschaftlichen  Tendenzen 
des  Kapitalismus  habe  Marx  die  Gegen¬ 
tendenzen  nicht  genügend  berücksich¬ 
tigt,  Nehmen  wir,  sagt  Simchowitsch, 
mit  den  amerikanischen  Sozialisten  an, 
daß  die  Trusts  zum  Sozialismus  führen 
werden:  was  hat  diese  Ansicht  dann 
noch  mit  der  Marx-Engelsschen  Krisen¬ 
theorie,  mit  der  Doktrin,  daß  der  Wider¬ 
streit  der  ständig  wachsenden  Produk¬ 
tivkräfte  mit  der  Enge  kapitalistischer 
Aneignungsverhältnisse  zu  immer  schwe¬ 
reren  Handelsstockungen  und  schließlich 
zum  Untergang  des  Kapitalismus  führen 
müsse,  zu  tun?  Hat  sich  da  nicht  be¬ 
reits  ein  offensichtlicher  »Programm¬ 
wechsel«  vollzogen?  Neues  bringen  die 
Argumentationen  dem  deutschen  Leser 
wenig.  X  Die  eindrucksvolle,  geschickte 
Agitationsbroschüre  des  öster¬ 
reichischen  Genossen  Robert  Danneberg 
Das  sozialdemokratische  Programm:  eine 
gemeinverständliche  Erläuterung  seiner 
Grundsätze  /Wien,  Brand/  liegt  jetzt  in 
3.,  vermehrter  Auflage  vor. 

X 


X 
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Literatur  Ein  Vortrag  der  Genossin 
Clara  Zetkin  über 
Karl  Marx  und  sein  Le¬ 
benswerk  /Elberfeld,  Molkenbuhr/  ent¬ 
wirft  ein  anschaulich  lebendiges,  mit 
warmem  Enthusiasmus  gezeichnetes  Bild 
von  dem  Entwickelungsgang  und  der 
Lebensarbeit  dieses  Großen.  Etwas  über¬ 
raschend  kommt  dann  am  Schluß  die 
Mahnung  über  der  Bewunderung  nicht 
der  Kritik  zu  vergessen,  und  der  Bann¬ 
strahl  gegen  die  »Marxpfafferei«;  um 
so  überraschender,  da  dem  Leser  auf 
der  nächsten  Seite  erzählt  wird,  daß  die 
von  Bernstein  und  anderen  »an  dem 
stolzen  Bau  der  Marxschen  Theorie  ge¬ 
malten  Fragezeichen  von  den  Wassern 
der  geschichtlichen  Entwickelung  wieder 
abgespült  sind,  fast  noch  eher,  als  die 
letzten  großen  Krisen  die  Stimmung  des 
Wirtschaftsaufschwungs  verweht  hatten, 
aus  der  heraus  die  Zweifel  geboren 
waren«. 

Rechtswissenschaft  /  Otto  Lang 

Konkurrenz-  Daß  das  sogenannte  Wett¬ 
bewerbsverbot  die  Öffent¬ 
lichkeit  andauernd  stark 
beschäftigt,  findet  seine  Erklärung  nicht 
nur  in  der  großen  praktischen  Bedeutung 
dieses  Problems  sondern  auch  in  der 
allgemeinen  Empfindung,  daß  die  Kon¬ 
kurrenzklausel  in  unserer,  auf  der  freien 
Konkurrenz  beruhenden  Wirtschafts¬ 
ordnung  eine  Anomalie  darstellt,  und 
daß  das  geltende  Recht  den  Widerspruch 
zwischen  den  Interessen  des  Dienstherrn 
und  des  Angestellten  in  äußerst  unbilli¬ 
ger  Weise  auf  Kosten  des  wirtschaftlich 
schwächern  Teils  löst. 

Die  ältere  Gesetzgebung  hat  sich  mit  der 
Konkurrenzklausel  gar  nicht  befaßt.  Erst 
seit  dem  Jahr  1900  sind  wenigstens 
2  Kategorieen  von  Dienstpflichtigen 
durch  eine  Einschränkung  der  Vertrags¬ 
freiheit  vor  dem  Mißbrauch  der  Kon¬ 
kurrenzklausel  teilweise  geschützt.  Das 
revidierte  Handelsgesetzbuch  erklärt  die 
Konkurrenzklausel  insoweit  für  unver¬ 
bindlich,  als  sie  das  Fortkommen  des 
Handlungsgehilfen  unbilligerweise  er¬ 
schwert  und  sich  auf  mehr  als  3  Jahre 
erstreckt.  Die  Gewerbeordnung  wieder¬ 
holt  diesen  Grundsatz,  aber  ohne  die 
zeitliche  Beschränkung  auf  3  Jahre,  für 
Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  Tech¬ 
niker.  Unberücksichtigt  blieben  die  ge¬ 
werblichen  Arbeiter,  die  die  Vorschrift 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  daß  gegen 
die  guten  Sitten  verstoßende  Rechtsge¬ 
schäfte  nichtig  sind,  kaum  vor  den 


gröbsten  Mißbräuchen  bewahrt.  Daß  der 
jetzige  Rechtszustand  unhaltbar  ist,  wird 
auch  von  den  verbündeten  Regierungen 
anerkannt.  Leider  haben  sie  sich  in 
dem,  dem  Reichstag  vorgelegten  Ge¬ 
setzentwurf  nicht  für  die,  von  den 
Handlungsgehilfen  empfohlene  radikale 
Lösung,  nämlich  für  das  grundsätzliche 
Verbot  der  Konkurrenzklausel,  entschie¬ 
den,  Sie  begnügen  sich  damit  ihre  Zu¬ 
lässigkeit  einzuschränken  und  sie  an 
strengere  Bedingungen  zu  knüpfen.  Auch 
in  der  Kommission  fand  sich  keine 
Mehrheit  für  das  Verbot  (der  Antrag 
wurde  nur  mit  kleiner  Mehrheit  abge¬ 
lehnt).  Doch  hat  diese  einige  nicht  ganz 
unwesentliche  Verbesserungen  an  der 
Regierungsvorlage  vorgenommen.  In  der 
Reichstagssitzung  hat  leider  die  Regie¬ 
rung  erklärt,  die  Kommissionsvorlage  sei 
für  sie  unannehmbar.  Unter  dem  Druck 
dieser  Erklärung  beschloß  der  Reichstag 
die  Beratung  bis  nach  den  Osterferien 
zu  verschieben,  mit  anderen  Worten  für 
einen  Kompromiß  auf  Kosten  der  Hand¬ 
lungsgehilfen  Zeit  zu  gewinnen. 

In  der  Hauptsache  dreht  sich  der  Streit 
um  folgende  Punkte:  Soll,  wenn  man 
sich  nicht  dazu  entschließen  kann  der 
Konkurrenzklausel  grundsätzlich  die 
Gültigkeit  zu  versagen,  die  Ungültigkeit 
wenigstens  für  solche  Handlungsgehilfen 
ausgesprochen  werden,  deren  Gehalt 
nicht  einen  gewissen  Betrag  übersteigt? 
Man  sagt  sich,  daß  Gehilfen  in  unterge¬ 
ordneter  Stellung  regelmäßig  keine  Tat¬ 
sachen  erfahren,  an  deren  Geheimhal¬ 
tung  der  Prinzipal  ein  besonderes  Inter¬ 
esse  haben  kann;  ferner,  daß  die  wirt¬ 
schaftliche  Abhängigkeit  der  schlechter 
bezahlten  Gehilfen  und  demgemäß  auch 
ihre  Schutzbedürftigkeit  besonders  groß 
sei.  Die  Regierung  wollte  auch  von  die¬ 
ser  relativen  Nichtigkeit  der  Konkurrenz¬ 
klausel  nichts  wissen.  Die  Kommission 
dagegen  erkannte  grundsätzlich  die  Be¬ 
rechtigung  der  Forderung  an.  Doch 
gingen  die  Meinungen  darüber  ausein¬ 
ander,  wo  die  Grenze  zu  ziehen  sei.  Die 
sozialdemokratischen  Vertreter  beantrag¬ 
ten  die  Konkurrenzklausel  nur  für  zu¬ 
lässig  zu  erklären,  wenn  der  Handlungs¬ 
gehilfe  mehr  als  5000  Mark  Jahresgehalt 
bezieht.  Die  Kommission  beschloß  in 
der  1.  Lesung  für  die  Gültigkeit  ein 
Jahresgehalt  von  3000  Mark  zu  fordern, 
in  der  2.  Lesung  ging  sie  auf  1800  Mark 
herunter.  Im  Reichstag  erklärte  der  Re¬ 
gierungsvertreter,  die  Vorlage  sei  für  die 
verbündeten  Regierungen  unannehmbar, 
wenn  man  sich  nicht  damit  begnüge  die 
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Giiiilfen  mit  weniger  als  1500  Mark  aus¬ 
zuschließen.  Die  Engherzigkeit  dieses 
Standpunkts  ergibt  sich  auch  daraus, 
daß  das  österreichische  Gesetz  für  die 
Gültigkeit  der  Konkurrenzklausel  ein 
Salär  von  wenigstens  4000  Kronen  vor¬ 
aussetzt. 

Die  zweite  Streitfrage  betrifft  die  abso¬ 
lute  zeitliche  Begrenzung  der  Konkur¬ 
renzklausel.  Die  Regierung  will  die 
maximale  Gültigkeitsdauer  auf  3  Jahre 
ansetzen.  Die  Kommission  entschied 
sich  zuerst  für  1  Jahr,  ging  aber  in  der 
2,  Lesung  auf  2  Jahre  hinauf.  Auch  in 
diesem  Punkt  will  die  Regierung  nicht 
nachgeben  sondern  die  Reformbestrebung 
scheitern  lassen,  wenn  der  Reichstag  der 
Kommissionsvorlage  zustimmt. 

Das  dritte  wichtig«  Postulat  hat  die  Ent¬ 
schädigungspflicht  des  Dienstherrn  zum 
Gegenstand.  Gegenwärtig  trägt  der 
Handlungsgehilfe  das  ganze  Risiko,  daß 
er  infolge  des  Wettbewerbsverbots  stel¬ 
lenlos  bleibt  oder  nur  schlechter  bezahlte 
Arbeit  findet,  vielleicht  auch  seinen 
Wohnsitz  verlegen  muß,  sofern  er  sich 
nicht  vertraglich  eine  Entschädigung  zu¬ 
gesichert  hat.  Zur  Übernahme  einer  der¬ 
artigen  Schadenersatzpflicht  haben  sich 
aber  die  Dienstherren  wohl  nur  in  ganz 
seltenen  Fällen  entschlossen.  Das  wich¬ 
tigste  Ziel  der  Reformbestrebung  geht 
dahin  die  Gültigkeit  der  Konkurrenz¬ 
klausel  davon  abhängig  zu  machen,  daß 
der  Dienstherr  sich  zum  Ersatz  des  Scha¬ 
dens  verpflichtet,  der  dem  Gehilfen  dar¬ 
aus  erwächst.  Nach  den  Beschlüssen  der 
Kommission  ist  der  Prinzipal  verpflichtet 
für  die  Dauer  des  Wettbewerbsverbots 
eine  Entschädigung  zu  bezahlen,  die  für 
jedes  Jahr  des  Verbots  mindestens  die 
Hälfte  des  vom  Gehilfen  zuletzt  be¬ 
zogenen  Salärs  erreicht.  Dabei  hat  es 
aber  die  Meinung,  daß  der  Gehilfe  sich 
sein  Gehalt  in  der  neuen  Stellung  inso¬ 
weit  anrechnen  lassen  muß,  als  es,  die 
Entschädigung  mit  einbegriffen,  das 
frühere  um  mehr  als  ein  Zehntel  oder, 
wenn  er  durch  das  Wettbewerbsverbot 
zu  einem  Wohnungswechsel  gezwungen 
war,  um  mehr  als  ein  Viertel  über¬ 
steigt.  Danach  würde  ein  Gehilfe,  der 
früher  ein  Salär  von  3000  Mark  bezog 
und  nun  stellenlos  ist,  während  der 
Dauer  des  Wettbewerbsverbots  eine  Ent¬ 
schädigung  von  1500  Mark  beanspruchen 
können.  Verdient  er  2000  Mark,  so  kann 
er  nicht  die  ganze  Entschädigung  von 
1500  Mark  verlangen  sondern  nur  1300 
Mark,  das  heißt  so  viel,  daß  sein  Ge¬ 
samteinkommen  das  frühere  Gehalt  um 


ein  Zehntel,  also  um  300  Mark,  über¬ 
steigt.  Dieser  Betrag  erhöht  sich  auf 
750  Mark,  wenn  er  gezwungen  war  seinen 
Wohnsitz  zu  verlegen. 

Häufig  wird  das  Konkurrenzverbot  unter 
eine  Konventionalstrafe  gestellt:  Der 
Gehilfe  verpflichtet  sich  für  den  Fall 
des  Vertragsbruchs  zur  Bezahlung  einer 
bestimmten  Summe.  Dann  erhebt  sich 
die  Frage,  ob  der  Prinzipal  nur  die  Be¬ 
zahlung  der  Vertragsstrafe  oder  darüber 
hinaus  auch  noch  die  Erfüllung  des  Ver¬ 
trags  verlangen  kann.  Die  Kommission 
hat  diese  Frage  mit  Recht  verneint: 
Durch  die  Bezahlung  der  Konventional¬ 
strafe  befreit  sich  der  Gehilfe  vom 
Konkurrenzverbot. 

Sehr  oft  haben  die  Handlungsgehilfen 
auch  unter  sogenannten  geheimen  Kon¬ 
kurrenzklauseln  zu  leiden.  Man  ver¬ 
steht  darunter  die  zwischen  den  Prinzi¬ 
palen  getroffene  Vereinbarung,  daß  sie 
einen  Handlungsgehilfen  nicht  ohne  die 
Zustimmung  des  frühem  Dienstherrn  ein¬ 
stellen.  Wird  die  Zulässigkeit  der 
offenen  Konkurrenzklausel  eingeschränkt, 
so  vergrößert  sich  natürlich  die  Gefahr, 
daß  die  Unternehmer  sich  durch  ge¬ 
heime  Verabredungen  der  genannten 
Art  behelfen  werden.  Es  wurde  deshalb 
in  der  Kommission  der  Antrag  gestellt 
Unternehmer,  die  sich  an  solchen  ge¬ 
heimen  Konkurrenzklauseln  beteiligen, 
mit  Buße  bis  zu  1000  Mark  und  im 
Wiederholungsfall  mit  Haft  zu  bestrafen. 
Die  Regierungsvertreter  widersetzten  sich 
»diesem  einseitigen  Eingriff  in  das  Koa¬ 
litionsrecht  der  Unternehmer«,  und  die 
Kommission  beschränkte  sich  darauf 
solche  Verabredungen  für  unverbindlich 
zu  erklären,  selbstverständlich  ein  ganz 
ungenügender  Schutz. 

Würde  der  Reichstag  in  wichtigen  Punk¬ 
ten  hinter  die  Kommissionsvorlage  zu¬ 
rückgehen,  so  wäre  das  um  so  bedauer¬ 
licher,  als  dann  auch  die  im  Interesse 
der  technischen  Angestellten  in  Aus¬ 
sicht  genommene  Revision  der  Gewerbe¬ 
ordnung  vermutlich  berechtigte  Erwar¬ 
tungen  unerfüllt  lassen  wird. 

X  X 

Krimin^t|,i^na,e^^e  Infernafi°na^e  Krimi¬ 
stische  Verei-  realistische Vereinigung  feiert 
ni^ung  in  diesem  Jahr  ihr  25jäh- 

riges  Bestehen.  Sie  ist  im  Herbst  1888 
in  der  Hauptsache  auf  Betreiben  des 
Professors  von  Liszt  gegründet  worden 
und  hat  seither  eine  sehr  rege  Tätigkeit 
entwickelt,  deren  Spuren  sich  auch  in 
den  neueren  Strafgesetzbüchern  und 
-entwürfen  leicht  nachweisen  lassen. 
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Die  Vereinigung  trat  in  entschiedene 
Opposition  zu  jener  Richtung  im  Straf¬ 
recht,  die  auf  die  formal- juristische  Be¬ 
griffsbildung  das  Hauptgewicht  legte  und 
deshalb  stets  Gefahr  lief  über  der  Tat 
den  Täter  zu  übersehen,  und  die  deshalb 
auch  für  das  Problem  des  Strafvollzugs 
kein  rechtes  Interesse  fand.  Dieser  Auf¬ 
fassung  stellte  die  Vereinigung  den 
Satz  gegenüber,  daß  das  Verbrechen  und 
die  Strafe  ebensosehr  vom  soziologischen 
wie  vom  juristischen  Standpunkt  aus  ins 
Auge  gefaßt  werden  müsse.  Die  leiten¬ 
den  Gedanken,  die  sie  in  der  Gesetz¬ 
gebung  und  in  der  Strafrechtspraxis  zur 
Anerkennung  zu  bringen  suchte,  sind  im 
wesentlichen  die:  Die  Strafe  hat  nur  Be¬ 
rechtigung  als  Mittel  zur  Bekämpfung 
des  Verbrechens-  Dieser  Aufgabe  können 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  gerecht 
werden,  wenn  sie  die  Ergebnisse  der 
anthropologischen  und  soziologischen 
Forschung  berücksichtigen  und  verwer¬ 
ten.  Die  wichtigste  Lehre,  die  sich  daraus 
ergibt,  ist  die,  daß  die  Strafe  zwar  eins 
der  wirksamsten  Mittel  der  Verbrechens¬ 
bekämpfung,  aber  nicht  das  einzige 
Mittel  ist.  Sowohl  für  das  Verständnis 
der  Kriminalität  wie  für  den  Kampf 
gegen  sie  ist  die  Unterscheidung  von 
Gelegenheitsverbrechern  und  Gewohn¬ 
heitsverbrechern  von  größter  Bedeutung. 
Das  Strafurteil  erhält  erst  durch  die 
Vollstreckung  der  Strafe  seinen  eigent¬ 
lichen  Inhalt.  Die  Trennung  des  Straf¬ 
vollzugs  von  der  Strafrechtspflege  ist 
deshalb  zweckwidrig  und  hat  auch  die 
bedenkliche  Folge,  daß  dem  Richter  sehr 
häufig  jede  Kenntnis  der  Wirkung  der 
von  ihm  verhängten  Strafen  abgeht.  Die 
Forderung,  daß  Rechtspflege  und  Straf¬ 
vollzug  in  nähere  Beziehung  gebracht 
werden,  hat  namentlich  ihre  Berechti¬ 
gung  bei  der  langfristigen  Freiheits¬ 
strafe:  ihre  Dauer  sollte  nicht  nur 
von  dem  Ergebnis  der  Strafuntersuchung 
sondern  auch  von  dem  des  Strafvollzugs 
abhängig  gemacht  werden.  Zurzeit  nimmt 
die  Freiheitsstrafe  die  wichtigste  Stel¬ 
lung  im  Strafensystem  ein.  Deshalb  muß 
der  Verbesserung  der  Strafanstalten  und 
der  zweckmäßigen  Ausgestaltung  des 
Vollzugs  der  Freiheitsstrafe  eine  viel 
größere  Aufmerksamkeit  geschenkt  wer¬ 
den  als  bisher.  Ein  Ersatz  der  kurz¬ 
fristigen  Freiheitsstrafen  durch  andere 
Strafmittel  ist  wünschenswert  und  mög¬ 
lich. 

Wenn  heute  die  rein  dogmatische  Be¬ 
handlung  des  Strafrechts  durch  die  so¬ 
ziologische  Betrachtungsweise  verdrängt 


worden  ist,  und  der  Zweckgedanke  im 
Strafrecht  allmählich  das  Übergewicht 
gegenüber  der  ethisch  fundierten  Ver¬ 
geltungsidee  gewinnt,  so  ist  das  nicht 
zum  kleinsten  Teil  der  Internationalen 
Kriminalistischen  Vereinigung  und  ihren 
Führern  zu  verdanken, 

X  x 

Alkoholismus  Von  allen  deutschen  Bun- 
chen  erbre  desstaaten  weist  Bayern 
weitaus  die  größte  Krimi¬ 
nalität  auf.  Während  im  Reichsdurch¬ 
schnitt  auf  100  000  strafmündige  Per¬ 
sonen  der  Zivilbevölkerung  im  Durch¬ 
schnitt  der  Jahre  1903  bis  1907  1195 
Verurteilte  entfallen,  steigt  diese  Zahl  in 
Bayern  auf  1417  an.  Die  ungünstigsten 
Verhältnisse  weisen  nicht  die  Gegenden 
mit  starkem  Bierkonsum  sondern  die 
weinbautreibende  Pfalz  auf.  Dort  kom¬ 
men  auf  100  000  Strafmündige  1816  ver¬ 
urteilte  Personen,  Von  den  verschiede¬ 
nen  Vergehen  zeichnet  sich  namentlich 
die  gefährliche  Körperverletzung  durch 
relative  Häufigkeit  aus.  Während  in 
Westpreußen,  das  ebenfalls  durch  hohe 
Kriminalität  hervorsticht,  von  je  100  000 
strafmündigen  Personen  323  wegen 
schwerer  Körperverletzung  verurteilt 
worden  sind,  beträgt  die  entsprechende 
Zahl  für  Bayern  400,  in  Berlin  dagegen 
nur  133,  im  Königreich  Sachsen  sinkt  sie 
auf  94,  in  Waldeck  sogar  auf  62.  Wel¬ 
chen  Einfluß  die  Trinksitten  auf  die 
Kriminalität  haben,  illustrieren  einige 
Mitteilungen  über  das  Schwurgericht  der 
Stadt  Zweibrücken  in  der  Pfalz.  Da¬ 
nach  sind  von  den  76  Vergehen,  die  im 
Jahr  1912  zur  Aburteilung  gelangten,  29 
mit  insgesamt  37  Tätern  unter  dem  Ein¬ 
fluß  des  Alkohols  verübt  worden.  Die 
über  die  Täter  verhängten  Strafen  be¬ 
laufen  sich  auf  59  Jahre  Zuchthaus  und 
40  Jahre  Gefängnis,  wozu  noch  2  Todes¬ 
urteile  kommen. 

X  .  X 

KurzeChronlk Am  13.  Februar  1914  starb 

in  Paris  Alphons  Ber¬ 
ti  1 1  o  n,  der  sich  durch  die 
Ausbildung  und  praktische  Verwendung 
der  Anthropometrie  einen  Namen  ge¬ 
macht  hat.  Sein  System  (das  jetzt  aller¬ 
dings  durch  die  Daktyloskopie  verdrängt 
zu  werden  scheint)  hat  in  allen  Polizei¬ 
bureaus  Aufnahme  gefunden.  Es  ermög¬ 
licht  an  Hand  der  körperlichen  Merk¬ 
male  Personen,  die  einmal  vermessen 
worden  sind,  mit  größter  Sicherheit  zu 
identifizieren.  X  Das  Schöffengericht  in 
Bochum  hat  den  alten  Bergarbeiterver¬ 
band  für  einen  politischen  Verein  erklärt 
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und  die  Urteile  bestätigt,  durch  die  die 
Vorstandsmitglieder  bestraft  werden, 
weil  sie  Personen  unter  18  Jahren  im 
Verband  geduldet  haben.  Daraufhin  hat 
der  Berliner  Polizeipräsident  von  den 
Berliner  Gewerkschaften  die  Ein¬ 
reichung  der  Statuten  und  der  Vor¬ 
standsmitgliederlisten  verlangt  (siehe  die 
Rubrik  Gewerkschaftsbewegung,  in  die¬ 
sem  Band,  pag.  513  f.).  X  Das  Erb¬ 
recht  des  Staates  verteidigt 
Dr.  Philipp  Lob  in  dem  Aufsatz  Zur 
Reform  des  Reichserbrechts  /Berlin, 
Bahr/.  Ablehnend  verhält  sich  dagegen 
zu  dieser  Forderung  Dr.  J.  Hermes  in 
der  Abhandlung  Der  Gesetzentwurf  über 
das  Erbrecht  des  Staates  /Stuttgart, 
Enke/,  und  ebenso  Dr,  H,  Ortloff  in  der 
Broschüre  Ein  Erbrecht  des  Staates  und 
eine  Erbschaftssteuer,  in  der  Sammlung 
Kultur  und  Fortschritt  /Leipzig,  Diet¬ 
rich/.  X  Die  Zahl  der  bei  den  deutschen 
Gerichten  zugelassenen  Rechtsan¬ 
wälte  belief  sich  im  Jahr  1913  auf 
12  324.  Im  Jahr  1880  wurden  deren 
4112  gezählt.  Die  Zunahme  in  diesen 
33  Jahren  beträgt  also  mehr  als  200  %, 
während  sich  im  gleichen  Zeitraum  die 
Bevölkerung  nur  um  etwa  50  %  ver¬ 
mehrt  hat,  X  Im  Jahr  1912  hat  die  Zahl 
der  verurteilten  Personen  eine 
wesentlich  stärkere  Zunahme  erfahren  als 
in  den  verflossenen  Jahren.  Sie  ist  von 
552  560  auf  581  187,  also  um  28  627  = 
5  %,  gestiegen.  Im  Jahr  1910  hat  die 
Zunahme  nur  2235,  im  Jahr  1911  6142 
betragen.  X  Im  Kanton  Zürich  hatten 
die  Stimmberechtigten  sich  darüber  aus¬ 
zusprechen,  ob  vom  Verbot  des  Kon¬ 
kubinats  dann  eine  Ausnahme  zugelassen 
werden  solle,  wenn  der  Eingehung  der 
Ehe  ein  Hindernis  entgegensteht,  das  die 
schweizerische  Gesetzgebung  nicht  kennt 
(zum  Beispiel  die  Konfession).  In  der 
Abstimmung  wurde  die  Frage  verneint. 

X  X 

Literatur  yon  neuen  Schriften  aus 
dem  Gebiet  des  Staats¬ 
rechts  verdient  hier  in 
erster  Linie  das  von  Dr.  Felix  Stoerk 
und  Dr.  Fr,  W.  von  Rauchhaupt  heraus¬ 
gegebene  Handbuch  der  deut¬ 
schen  Verfassungen  erwähnt  zu 
werden  /München,  Duncker  &  Humblot/. 
Es  enthält  die  Verfassungen  des  Reichs 
und  seiner  Gliedstaaten,  jeweils  mit 
einer  kurzen  geschichtlichen  Einleitung 
und  Verweisungen  auf  die  verfassungs¬ 
ändernden  Gesetze,  ein  notwendiges  und 
bequemes  Nachschlagewerk  auch  für  Po¬ 
litiker  und  Redakteure.  X  Im  Verlag 


von  Marcus  &  Weber  in  Bonn  gibt  Dr. 
Ludwig  Bergsträßer  die  Verfas¬ 
sung  des  Deutschen  Reichs  vom  Jahr 
1849  mit  den  Vorentwürfen,  Gegenvor¬ 
schlägen  und  Modifikationen  bis  zum 
Erfurter  Parlament  heraus,  ein  inter¬ 
essantes,  sonst  wohl  nur  schwer  zugähg- 
liches  Material.  X  Einen  weitern  Rahmen 
hat  sich  Professor  Dr,  E,  Hubrich 
gezogen,  der  in  einem  Bändchen  der 
Teubnerschen  Sammlung  Aus  Natur  und 
Geisteswelt  das  deutsche  Verfassungs¬ 
recht  in  geschichtlicher  Entwickelung  zur 
Darstellung  bringt.  X  Von  dem  in  der 
gleichen  Sammlung  veröffentlichten, 
früher  hier  schon  angezeigten  Bändchen 
Grundzüge  der  Verfassung  des  Deut¬ 
schen  Reichs  von  Professor  E.  L  o  e  n  i  n  g 
ist  bereits  die  4.  Auflage  erschienen.  X 
Die  Wandlungen  und  das  jetzige  Rechts¬ 
verhältnis  des  deutschen  Kaisertums 
schildert  anschaulich  Dr,  Walter 
Rauer  in  einer  Monographie  Der 
deutsche  Kaiser,  seine  rechtliche  Stel¬ 
lung  im  alten  und  neuen  Reich  nach  der 
Reichsverfassung  von  1849  /Berlin,  Putt¬ 
kammer  &  Mühlbrecht/.  X  Unter  dem 
Titel  Gesetz  und  Recht  veröffentlicht 
Dr.  Ludwig  Spiegel,  Professor  in 
Graz,  bei  Duncker  &  Humblot  in  Mün¬ 
chen  einige  geistvolle  Aufsätze  über  die 
Theorie  der  Rechtsquellen  und  ihre  Be¬ 
ziehung  zur  Organisation  des  Staates. 
X  Die  Grenzen  und  Beziehungen 
zwischen  Justiz  und  Verwaltung  unter¬ 
sucht  der  dem  Juristen  bekannte 
Kommentator  der  Zivilprozeßordnung 
Friedrich  Stein  /Tübingen,  Mohr/. 
Es  handelt  sich  um  das  Problem,  wie 
sich  Justiz  und  Verwaltung  in  gewisse 
Aufgaben  zu  teilen  haben,  und  welche 
Wechselwirkung  sich  daraus  zwischen 
diesen  beiden  Gewalten  ergibt.  X  Zur 
Reform  des  preußischen  Einkommen- 
und  Ergänzungssteuergesetzes  /Berlin, 
Simion/  betitelt  sich  eine  Arbeit  von 
Hermann  Schöler,  in  der  der  Ver¬ 
fasser  für  eine  gerechtere  Verteilung  der 
Steuerlast  nach  Maßgabe  der  Leistungs¬ 
fähigkeit  und  im  Sinn  der  Entlastung 
kleiner  und  der  stärkern  Heranziehung 
der  großen  Einkommen  eintritt.  X  In 
seiner  Schrift  Reichswertzuwachssteuer; 
das  geltende  Recht  und  die  Ziele  seiner 
Reform  /Berlin,  Heymann/  gibt  Dr.  E. 
P  e  i  s  k  e  r  eine  gute  systematische  Dar¬ 
stellung  des  Zuwachssteuergesetzes  vom 
14,  Februar  1911.  Er  vertritt  die  Forde¬ 
rung,  daß  jede  Vermögensvermehrung, 
soweit  es  sich  nicht  um  Rücklagen  aus 
dem  bereits  versteuerten  Einkommen 
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handelt,  der  Zuwachssteuer  unterworfen 
werden  soll.  X  In  dem  von  Professor 
Köhler  und  Dr.  Berolzheimer  herausge¬ 
gebenen  Archiv  für  Rechts-  und  Wirt¬ 
schaftsgeschichte  veröffentlichte  Pro¬ 
fessor  Dr.  H.  P  r  e  u  ß  eine  wertvolle 
Studie  Öffentliches  und  Privatrecht  im 
Städtebau.  An  der  Hand  der  geschicht¬ 
lichen  Entwickelung  führt  er  den  Nach¬ 
weis,  daß,  wie  die  moderne  Sozialpolitik 
mehr  und  mehr  Kommunalpolitik  wird, 
so  im  besondern  nur  die  kommunale 
Selbstverwaltung  imstande  ist  die  öffent¬ 
lichrechtlichen  Funktionen  auf  dem  Ge¬ 
biet  der  Wohnungspolitik  zu  erfüllen, 

KUNST 

Dichtkunst  /  Max  Hochdorf 

Heyse  +  Paul  Heyse  ist  im  Alter  von 
84  Jahren  gestorben.  Er 
war  in  einem  von  Philo¬ 
logie  und  Kunstgeschichte  verfeinerten 
Vaterhaus  aufgewachsen  und  von  Jugend 
auf  zur  Liebe  für  italienische  Sonnen¬ 
romantik,  zur  Liebe  für  angeregte  und 
durch  guten  Wein  befeuerte  Bankette, 
zur  Liebe  für  sinnreichen  Zimmerschmuck 
und  Artigkeit  vor  Damen  erzogen  wor¬ 
den.  Wie  er  anhub,  dachte  er  wenig  an 
sich,  etwa  an  schweres  Unglück  seiner 
eigenen  Seele  oder  an  die  Tragik,  die 
sonst  die  Menschenherzen  verwirrt.  Von 
derartigem  Leid  wußte  er  überhaupt 
nichts.  Er  hat  von  alledem  auch  später 
nur  sehr  sanfte  Erschütterungen  leiden 
müssen.  Er  war  gesellig,  und  gesellige 
Menschen  sind  gezwungen  sanft  und  höf¬ 
lich  und  schönfärbend  zu  sein;  sie  sind 
verzärtelt  worden,  sie  verzärteln  sich 
selber.  Ihnen  genügt  es  zum  Beispiel 
von  der  Liebe  zu  sprechen,  als  wenn  die 
Liebe  nichts  anderes  als  eine  leise,  nie¬ 
mals  unzüchtige  Unterhaltungsart  ist. 
Wenn  Heyses  erste  Novelle  L'Arrabiata 
heißt,  zu  deutsch  Die  Tobsüchtige,  so  ist 
die  schlimmste  Tat  dieses  tollen  Mäd¬ 
chens  doch  nur  ein  Biß  in  den  Arm 
eines  heimlich  geliebten,  aber  offen  nicht 
willkommenen  Jünglings.  Wenn  es  dann 
in  den  folgenden  Geschichten  Heyses 
etwas  trauriger  zugeht,  wenn  dorten 
etwas  hitziger  geküßt  und  geliebkost  und 
geweint  und  ins  Wasser  gesprungen 
wird,  dann  ereignet  sich  solches  Un¬ 
glück  selten  unter  wirklichen  Menschen. 
Heyse  erfindet  sich  da  sehr  ungewöhn¬ 
liche  Menschen,  etwa  Schwerkranke 
(Meraner  Novellen)  oder  mit  einem 
historischen  Koller  und  einem  Aus¬ 
schweifungsrecht  geborene  (Troubadour¬ 
novellen).  Heyse,  dem  nicht  ein  Gott, 


aber  eine  gute  Erziehung  gegeben  hatte 
zu  reimen,  was  er  litt,  schrieb  fleißig 
und  geduldig,  wohl  schluchzend,  doch 
immer  den  guten,  den  etwas  platten  Ton 
einhaltend,  seine  Klagelieder  auf  Kinder¬ 
totenbetten.  Wenn  er  dann  seine  Tätig¬ 
keit  ausdehnte  und  mehrbändige  Ro¬ 
mane  verfaßte,  so  waren  diese  Bücher 
auch  nur  von  idyllischen  Menschen  be¬ 
völkert.  Ist  einer,  wie  etwa  in  den  Kin¬ 
dern  der  Welt,  entartet,  dann  ist  er 
schon  ein  Erzspitzbube,  was  sich  in  dem 
Namen  Lorinser  lautsymbolisch  ankündi¬ 
gen  soll.  Im  Paradies,  wo  die  Münchener 
Künstler  wohnen,  wohnt  jedoch  nicht 
das  Volk  der  Künstler  sondern  dasVölk- 
lein.  Und  die  Kunstgesinnungen  der  vom 
Dichter  bevorzugten  Geister  sind  nichts¬ 
sagend  gegenüber  dem  Neuen,  dem  Vor¬ 
wärtsbringenden  ihrer  Zeit.  Heyse  konnte 
die  natürliche  Entwickelung  der  ihm  un¬ 
bequemen  Zeit  nicht  ändern.  Er  selbst 
blieb  jedoch  weiter  geehrt  bei  jener  ein¬ 
flußreichen  Gesellschaft,  die  der  großen 
Kunst  nicht  gewachsen  ist,  die  vor  der 
niedrigen  Kolportage  zurückschreckt. 
Der  Dramatiker,  der  Kritiker,  der  Über¬ 
setzer  Paul  Heyse,  all  diese  Wesen  in 
einem  einzigen,  emsigen  Mann,  die  waren 
von  gleichen  Gedanken,  von  gleichem 
Geschmack  beherrscht,  sie  waren  von 
gleicher  Gelenkigkeit  begünstigt.  Das  hat 
alles  Charakter  und  ist  dennoch  charak¬ 
terlos,  das  hat  alles  Anmut  und  ist  trotz¬ 
dem  nicht  schön.  Heyse  muß  diese  fahrig 
entschwebende,  von  ganzem  Herzen  sel¬ 
ten  ernährte  Kunst  selbst  einmal  gefühlt 
haben.  Er  hat  sogar  versucht  sie  zu  ver¬ 
schleiern,  Wie  ein  Schrei  zur  Notwehr 
klingen  die  Verse: 

»Warum  negiert  ihr  frisch, 

Was  euch  nicht  recht  ist, 

Ist  denn  Karpfen  kein  Fisch, 

Weil  er  kein  Hecht  ist?« 

Wie  wir  aber  auch  heute  zu  dem  Dichter 
stehen :  dem  warmherzigen  und  noblen 
Menschen  Paul  Heyse  {der  während  des 
Ausnahmegesetzes  der  Sozialdemokra¬ 
tie  geholfen  haben  soll,  nur  weil  sie  die 
Partei  der  Verfolgten  war)  werden  wir 
ein  freundschaftlich  dankbares  Andenken 
bewahren. 

X  X 

Morgenstern  fDer  lyrische  Satiriker 

Christian  Morgenstern  ist 
am  31.  März  gestorben.  Ein 
Dichter,  der  nicht  gern  das  offene  Be¬ 
kenntnis  seines  Herzens  hinschrieb  und 
sich  lieber  als  Narr  maskierte  oder  als 
Vagabund.  Galgenlieder  und  Palmström, 
diese  beiden  satirischen  Bände,  die  Be¬ 
stehendes  kaum  angreifen  sondern  eher 
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geträumtes,  in  milden  Bohemegefühlen 
Verschmolzenes,  sichern  Morgenstern  die 
Trauer  darüber,  daß  er  jung  starb,  daß 
er  vielleicht  die  Lyrik  überwunden  hätte 
und  zu  reicherer  Arbeit  gelangt  wäre. 
Morgenstern  hat  sein  Temperament  auch 
zu  bändigen  gewußt  und  auf  die  Ver¬ 
deutschung  Strindbergs,  Ibsens,  Ham¬ 
suns  und  Björnsons  Sprach-  und  Form¬ 
gefühl  verwandt.  Er  war  ein  tiefer 
Mensch,  der  die  gemeine  Wirklichkeit 
beiseite  schob  und  zum  Übersinnlichen 
neigte.  Man  wird  in  dieser  Zeitschrift 
sein  Bild  noch  in  besonderer  Zeichnung 
festhalten  müssen,  denn  er  war  keiner 
von  den  alltäglich  Begabten,  Heute  seien 
nur  die  Titel  seiner  wesentlichen 
Bücher  aufgezählt:  In  Phantas  Schloß, 
Auf  vielen  Wegen,  Einkehr,  Ich  und 
Du,  dazu  der,  wohl  vielen  als  köstlich 
bekannte,  Horatius  travestitus,  die  Gal¬ 
genlieder  und  der  Palmström;  die  bei¬ 
den  letztgenannten  Bücher  sind  bei 
Bruno  Cassirer  erschienen,  die  anderen 
bei  Piper,  Morgenstern  Var  nur 
43  Jahre  alt,  als  er  starb. 

X-  X 

Märchen-  Eine  sehr  schöne  und  be¬ 
deutende  Sammlung  Die 
Märchen  der  Weltliteratur 
veranstalten  Professor  Dr.  Friedrich  von 
der  Leyen  und  Dr.  Paul  Zaunert  /Jena, 
Diederichs/.  Die  Einleitung,  die  von  der 
Leyen  zu  den  beiden  Bänden  der 
Grimmschen  Märchen  schrieb, 
sagt  vieles  von  dem  Werden  der  Mär¬ 
chen.  Es  wird  versucht  das  erste  Auf¬ 
tauchen  der  Motive  auf  deutschem  Boden 
festzuhalten.  Und  die  Abschwenkung  in 
die  vergleichende  Literaturgeschichte  ist 
durchaus  ein  Verdienst.  Nur  wäre  es  er¬ 
laubt  gewesen  hier  ruhig  etwas  tiefer  in 
die  Probleme  hineinzugehen.  Die  Leser 
einer  so  gründlichen  Ausgabe  werden 
doch  keine  nur  blätternden  Leser  sein, 
etwas  Gelehrsamkeit  und  den  Willen 
zum  genauem  Hinsehen  mitbringen.  Das 
Werden  der  Märchen  wird  erzählt, 
doch  ein  Blick  in  die  Redaktionsarbeit 
und  philologische  Verliebtheit  der  Brü¬ 
der  Grimm  nicht  zugelassen.  Solche  Ent¬ 
haltsamkeit  der  Herausgeber  ist  sicher 
übertrieben;  doch  ist  sie  besser  als  selbst¬ 
gefällige  Gelehrsamkeit.  Die  Ausgabe 
selber  ist  zu  preisen,  und  der  vielseitige 
Verleger  Diederichs,  der  manchmal  zu 
unbesorgt  und  zu  eifrig  sich  auch  min¬ 
deren  Dingen  hingibt,  hat  die  große  Zahl 
seiner  großen  Verdienste  mit  ihr  wieder 
vermehrt.  Wer  diese  beiden  Bände  erwirbt 
oder  geschenkt  bekommt,  hat  etwas, 


woran  er  sich  freuen  wird,  so  oft  er  sie 
vornimmt.  Die  Sammlung  schreitet  auch 
rüstig  vorwärts.  Da  haben  wir  bereits 
einen  Band  Deutsche  Märchen 
seit  Grimm.  Das  Vorbild  der  Brü¬ 
der  Grimm,  das  den  Sammeleifer  ent¬ 
fachte,  hat  hier  wunderschöne  Ergeb¬ 
nisse  zutage  gefördert.  Daß  auch  M  u  - 
s  ä  u  s'  Märch  enbücher  in  diese 
Sammlung  eingereiht  sind,  ist  zu  loben. 
Sie  gelten  zwar  nicht  mehr  im  engern 
Sinn  als  Volksmärchen ;  der  Heraus¬ 
geber,  Paul  Zaunert,  kann  indessen 
in  seinen  Anmerkungen  feststellen,  »daß 
Musäus  doch  fester  in  deutscher  Volks¬ 
überlieferung  wurzelt  als  man  ihm  viel¬ 
fach  hat  zugestehen  wollen«.  Wie  sich 
wohl  überhaupt  der  Gegensatz  zwischen 
Volksmärchen  und  Kunstmärchen  in 
seiner  Absolutheit  kaum  wird  aufrecht¬ 
erhalten  lassen.  Diese  beiden  Bände 
sind  (was  besonders  willkommen  ist) 
mit  den  Holzschnitten  Ludwig  Richters 
versehen  worden.  Plattdeutsche 
Volksmärchen  hat  Wilhelm  Wis- 
ser  gesammelt  und  bearbeitet  und  in 
einer  »Ausgabe  für  Erwachsene«  zusam¬ 
mengestellt.  Er  war  als  geborener  Hol¬ 
steiner,  mit  dem  ostholsteinischen  Platt 
als  Muttersprache,  für  diese  Aufgabe 
besonders  berufen.  Die  Grenzen  des 
deutschen  Vaterlands  verläßt  dann  die 
Sammlung  mit  dem  Band  Russische 
Volksmärchen,  die  von  August 
von  Löwis  of  Menar  übersetzt  und  ein¬ 
geleitet  sind,  und  die  in  dem  Fremd¬ 
artigen  wie  in  dem  Verwandten  eine 
Fülle  von  starken  Eindrücken  und  un- 
sern  Erkenntnisdrang  fesselnden  Aus¬ 
blicken  geben.  »Hier  spürt  man«,  wie 
der  Herausgeber  sagt,  »die  Weite  der 
unermeßlichen  Ebene  zwischen  den  vier 
Meeren  und  lernt  ein  Volk  kennen,  in 
dessen  Gemüt  Naivetät  und  Tiefsinn 
dicht  bei  einander  liegen.  Bunteste 
Phantastik,  die  an  den  Orient  gemahnt, 
steigt  hier  empor,  und  übermenschliche 
Recken,  die  in  ihren  Charakteren  die 
Ideale  des  Volkes  verkörpern,  vollbrin¬ 
gen  unerhört  kühne  Taten  und  begei¬ 
stern,  durch  den  Mund  der  Sänger  im¬ 
mer  wieder  neubelebt,  noch  jetzt  die 
Herzen  andächtig  lauschender  Hörer.« 
Ein  originelles  Unternehmen  außerhalb 
der  eben  besprochenen  Sammlung  hat 
der  gleiche  Verlag  mit  einer  Zusammen¬ 
stellung  von  Märchen,  Fabeln,  Schwän¬ 
ken  und  Novellen  aus  dem  klassi¬ 
schen  Altertum  ausgeführt,  die 
den  Sammeltitel  Griechische  Märchen 
erhalten  hat.  Sie  bringt  Übersetzungen 
ausgewählter  Stücke  aus  der  Odyssee, 
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den  Äsopischen  Tiermärchen,  aus  Ba- 
brios,  Phädrus,  Aelian,  aus  Herodot  und 
anderen  Historikern,  aus  Bakchylides, 
Ovid,  Lukian,  Petronius  Arbiter,  aus 
dem  Alexanderroman  und  anderen  Wer¬ 
ken.  Eine  wissenschaftlich  interessie¬ 
rende  Einleitung  der  Herausgeber  Aug. 
Hausrath  und  Aug,  Marx  orientiert 
kurz  und  übersichtlich  über  die  Auswahl 
und  ihre  Chronologie.  Abbildungen  aus 
archäologisch  interessanten  Wand-  und 
Vasenbildern,  Statuen,  Bronzen  und  Mo¬ 
saiken  sind  als  Beigaben  in  das  Buch 
verstreut,  das  jedem  Liebhaber  des  Fa- 
bulierens  ein  wertvolles  Besitztum  sein 
wird, 

X  X 

Neuausgaben  Wilhelm  Hertz  hat  seine 
Übersetzung  desR o  1  a  n  ds- 
lieds  im  Jahr  1861  noch 
Ludwig  Uhland  »in  dankbarer  Ver¬ 
ehrung«  gewidmet.  Das  war  die  Zeit, 
wo  noch  die  Dichter  auf  deutschen  Uni¬ 
versitäten  Literaturgeschichte  vortrugen, 
wo  die  Hochschullehrer  nicht  behelligt 
wurden,  wenn  sie  etwas  von  der  Kunst¬ 
form  und  der  Bewältigung  eines  poeti¬ 
schen  Motivs  verstanden.  Das  französi¬ 
sche  Rolandslied,  das  Wilhelm  Hertz 
verdeutschte,  ist  ja  seitdem  bekannter 
geworden  und  auch  mehr  durchforscht. 
Hertz  selber  hat  nicht  in  dieser  Arbeit 
sondern  eher  in  seinen  Nachdichtungen 
des  Tristan  und  der  bretonischen  Marie 
de  France  sein  Bestes  geleistet.  Da  seine 
Übersetzung  des  Rolandslieds  vergriffen 
war,  hat  der  Cottasche  Verlag  die  Wie¬ 
derauflage  des  Buches  besorgt.  Ein 
Meister  des  Wortes  wurde  vor  der  Ver¬ 
gessenheit  gerettet,  und  die  Romanisten 
sollen  sich  freuen,  daß  sie  eine  Haupt¬ 
quelle  ihres  Studiums,  unterstützt  von 
einem  der  am  meisten  ermunternden 
Meister,  erforschen  dürfen. 

Der  Geistliche  Herr  Sebastian  Sai¬ 
ler,  der  1714  geboren  wurde  und  1777 
als  Kapitular  von  Obermarchthal  starb, 
war  in  seinem  Leben  ein  frommer  und 
ein  sehr  lustiger  Mann.  Die  Schöpfungs¬ 
geschichte  und  die  ganze  Bibel  darauf, 
das  sah  er  alles  als  herrliche  Märchen 
zur  Kurzweil  an,  um  den  eigenen  Sinn 
damit  zu  ergötzen,  um  daraus  aber 
auch  unterhaltsame,  oberschwäbische 
Stücklein  mit  wundervollen  Reimen  und 
köstlicher  Derbheit  und  Lustigkeit  um¬ 
zuformen.  Er  war  ein  Meister  des 
Worts  auf  der  Kanzel,  ebenso  tüchtig 
wie  der  hochberühmte  Abraham  a  Santa 
Clara.  Er  hat  vor  hoch  und  niedrig  ge¬ 
predigt,  und  wenn  er  sich  ausruhte,  dann 


verfertigte  er  daheim  seine  biblischen 
Stücklein,  zu  denen  er  sich  selber  die 
Noten  fidelte.  An  das  Drucken  hat  er 
selber  kaum  gedacht.  Solch  Zeitvertreib 
schien  ihm  nicht  so  wichtig  wie  die 
Predigten,  die  er  selbst  in  den  Setzer¬ 
kasten  geschickt  hat.  Nun  sind  die 
Predigten  verschollen,  und  neu  an  den 
Tag  gezogen  werden  seine  biblischen 
und  weltlichen  Komödien.  Sie  verdien¬ 
ten  solche  Auferweckung  in  hohem  Maß. 
Dr.  Owlglaß  besorgte  das  für  Albert 
Langen  in  München.  Sailer  beginnt  ein 
Stücklein  so:  »Hochansehnliche  Zuhörer! 
Ehrwürdige  Gäste!  Euch  läuft  das  Was¬ 
ser  im  Mund  zusammen,  wie  ich  sehe. 
Die  Neugier  kitzelt  Euch,  und  Ihr 
wartet  atemlos  darauf,  was  ich  wohl 
auf  meiner  Leyer  Vorbringen  werde.« 
Wahrhaftig,  er  irrte  sich  nicht. 

Die  Mondstaaten  und  Sonnenreiche  des 
Herrn  Cyrano  de  Bergerac  hat 
Martha  Schemper  eingeleitet  und  neu 
übersetzt  /München,  Bayrische  Verlags¬ 
anstalt/.  Die  Utopie  war  dem  lang- 
nasigen  Haudegen,  Philosophen  und 
Schürzenjäger  ein  willkommener,  ein  in 
der  Mode  seiner  Zeit  begründeter  An¬ 
laß,  um  allerhand  Blasphemieen  auszu¬ 
kramen.  Giftige  Laune  packte  ihn  oft 
alle  versicherte  Moral  umzustürzen. 
Dann  bewies  er  die  Überlegenheit  der 
Kohlköpfe  über  die  Menschenköpfe:  Ein 
Kohlkopf  kann  Millionen  von  Nach¬ 
kommen  haben;  ein  Mensch  jedoch  — . 
Daß  Kinder  den  Eltern  keine  Dank¬ 
barkeit  schulden,  verteidigt  er.  Ist  das 
Kind  doch  nur  geworden,  als  die  Eltern 
Tiere  waren  usw.  Ja,  nicht  auf  Erden 
sondern  jenseits  des  Firmaments  ent¬ 
deckt  Cyrano  solche  Sittensprüche.  Ein 
lustiges,  und  nicht  nur  unterhaltendes 
Buch,  das  zu  lesen  niemandem  ein  Zeit¬ 
verderb  sein  wird. 

X  x 

KurzeChronik  £)  2r  provenzalische  Dich¬ 
ter  Frederi  Mistral 
ist  gestorben.  Da  er  von 
den  Landleuten,  von  dem  harten,  Dialekt 
seiner  schönen  Heimat  und  deren  histori¬ 
schen  Schätzen  stets  hohes  Aufheben 
machte  und  poetische  Verklärung  für  all 
das  reichlich  erfand,  ist  er  sehr  be¬ 
rühmt  geworden.  Der  Patriotismus,  die 
Philologie  und  die  Verwalter  über  den 
Nobelpreis  bemächtigten  sich  Mistrals. 
Er  war  trotzdem  ein  sehr  beredter  Pro¬ 
vinzpoet,  der  einem  schönen  Welten¬ 
strich  und  dessen  harmlosen,  weintrin¬ 
kenden,  gottgläubigen,  ziemlich  heiß¬ 
blütigen  Männern  und  Jungfrauen  zu 
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europäischer  Berühmtheit  verhalt,  X 
Der  3.  Band  des  Schillerromans 
von  Walter  von  Molo  ist  erschienen 
/Berlin,  Schuster  &  Loeffler/.  Er  heißt 
Die  Freiheit  und  handelt  hauptsächlich 
von  Schillers  Professorenepoche  bis  zu 
dem  geistigen  Aufbau  des  Wallenstein, 
In  mancher  Idylle,  in  mancher  Sprach- 
wendung  ist  der  Autor  gefällig.  Das 
Entscheidende,  die  Richtung  zu  Kant, 
die  anfängliche  Feindschaft  gegen 
Goethe  und  die  langsame  Bekehrung  zu 
ihm,  streift  er  freilich  nur  chronistisch. 
Diese  Gedanken  und  Gefühle  aber  in 
der  Schillerschen  Seele  unmittelbar  an¬ 
zusiedeln,  sie  dann  als  natürliche  Offen¬ 
barung  aus  der  Seele  des  Dichters  her¬ 
vorzuholen,  das  wäre  die  Aufgabe  eines 
solchen  poetischen  Schillerbuchs  ge¬ 
wesen.  Wer  sich  in  unterhaltender 
Weise  über  das  Leben  unseres  Dichters 
unterrichten  will,  kann  das  Buch  gern 
lesen,  X  Der  Verlag  Moewig  &  Höffner 
in  Dresden  unterhält  die  Leser  von 
Kriminalromanen  durch  seine  ge¬ 
schickten  Autoren  R.  Austin  Freeman 
(Gewagtes  Spiel)  und  A.  E.  Bull  (Fein 
gesponnen),  die  in  spannender  Weise, 
ohne  zu  große  Unwahrscheinlichkeiten, 
ihr  scharfsinniges  Spiel  dem  Leser  vor¬ 
führen.  X  Der  gute  Lehrer  all  dieser 
Fabulierer,  Conan  Doyle,  hat  in 
seiner  Jugend  beinahe  wie  Walter  Scott 
geschrieben  und  sogar  einen  Roman  Na¬ 
poleon  Bonaparte  herausgebracht.  Das 
Buch  ist,  deutsch  übersetzt,  bei  Walther 
in  Leipzig  erschienen,  X  Durch  den  Film 
heißt  ein  Roman  von  Ludwig  Hamburger 
/Berlin,  Falk/,  der  vom  Filmwesen, 
von  Filmgeschäften,  -schauspielern  und 
-dichtem  erzählt,  X  Gustaf  Geijerstams 
weiches  Buch  Frauenmacht  ist  in  die 
vorzügliche  Markbibliothek  S. 
Fischers  aufgenommen  worden.  X 
Das  Haus  zum  großen  Käfig  ist 
eine  moralische  Geschichte 
der  Schweizerin  Ruth  Waldstetter 
/Berlin,  Paetel/.  Vom  Verfall  einer 
Kaufmannsfamilie  und  der  Energie  eini¬ 
ger  Mädchen  und  Jungen  wird  sehr 
artig  berichtet.  X  Das  Glück  der 
Edith  Hilge  heißt  ein  Kriminalroman 
von  Otto  Soyka  /München,  Neue 
deutsche  Verlagsgesellschaft/.  Das  Ge¬ 
heimnisvolle  des  Romans  ist,  daß  etwa 
ein  Dutzend  Menschen  für  einen  Mord 
als  Täter  anzusehen  wären.  Der  Leser 
wurde  aufgefordert  die  Rätsel  zu  lösen. 
Ein  Preis  von  100  000  Mark  war  für 
die  Lösung  ausgesetzt,  und  bedeutende 
Kriminalisten  waren  die  Preisrichter. 


KULTUR 

Technik  /  Heinrich  Lux 


Physikalisch-  Die  Physikalisch-T echnische 

ReTchsanstalt  Reichsanstalt  ist  leider  seit 
Re, chsans.aU  not]eidend  W;ch_ 

tige  Untersuchungen  konnten  nicht 
durchgeführt  werden,  weil  es  an  Mitteln 
fehlt.  Um  diesen  Übelstand  zu  beheben, 
ist  von  Freunden  der  Anstalt  unter  dem 
Namen  Helmholtzstifltung  ein 
Verein  gegründet  worden,  der  ein  Ver¬ 
mögen  von  rund  250  000  Mark  besitzt. 
Aus  den  verfügbaren  Mitteln  soll  die 
Reichsanstalt  instand  gesetzt  werden 
ausgezeichnete  Kräfte  für  Forschungen 
zu  gewinnen  und  kostspielige  Versuchs¬ 
einrichtungen  zu  beschaffen,  für  die 
Reichsmittel  nicht  vorhanden  sind.  Dem 
gleichen  Zweck  dient  die  Rathenau¬ 
stiftung  mit  einem  Vermögen  von 
100  000  Mark.  Es  ist  sehr  bedauerlich, 
daß  die  Reichsregierung  die  Physika¬ 
lisch-Technische  Reichsanstalt  so  stief¬ 
mütterlich  behandelt.  Ein  würdiger  Zu¬ 
stand  ist  es  jedenfalls  nicht,  daß  dieses 
Institut  auf  private  Wohltätigkeit  ange¬ 
wiesen  ist.  Bemerkenswert  ist  es  übri¬ 
gens,  daß  für  das  Kaiser  Wilhelm- 
Institut  von  privater  Seite  reichste 
Mittel  zur  Verfügung  gestellt  wurden, 
während  die  Sammlungen  für  die  Physi¬ 
kalisch-Technische  Reichsanstalt  einen 
nur  bescheidenen  Erfolg  aufzuweisen 
haben.  Aus  dem  Umstand,  daß  die 
Geldgeber  des  Kaiser  Wilhelm-Instituts 
sich  Senatoren  nennen  und  grüne  Uni¬ 
formen  tragen  dürfen,  ist  diese  eigen¬ 
artige  Erscheinung  doch  wohl  nicht  zu 
erklären. 


X..  X 

Glühlampen-  Der  Glühlampenmarkt  wird 
rust  heute  so  gut  wie  ausschließ¬ 

lich  von  der  sogenannten 
Drahtlampe  beherrscht,  von  einer  Lampe, 
deren  Leuchtkörper  aus  feinem,  gezoge¬ 
nem  Wolframdraht  besteht.  Die  Wolf¬ 
ramlampen  mit  gespritzten  Wolfram¬ 
fäden  finden  nur  noch  beschränkten 
Absatz,  Das  jetzt  angewandte  Verfah¬ 
ren  aus  dem  nur  in  Pulverform  erhält¬ 
lichen  Wolframmetall  einen  im  kalten 
Zustand  biegsamen  Draht  herzustellen 
ist  eine  amerikanische  Erfindung,  die  der 
General  Electric  Company,  in  Deutsch¬ 
land  der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesell¬ 
schaft  patentiert  ist.  Dieses  Patent, 
seine  Validität  vorausgesetzt,  würde  der 
Allgemeinen  Elektrizitätsgesellschaft  eine 
Monopolstellung  sichern,  wenn  diese 
nicht  mit  Siemens  &  Halske  sowie  der 
Auergesellschaft  eine  Interessengemein- 
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schaft  zum  Austausch  aller  Erfindungen 
auf  dem  Gebiet  der  Glühlampenfabri¬ 
kation  geschlossen  hätte.  Diesem  Kon¬ 
zern  ist  auch  die  Bergmann  Elektrizi¬ 
tätsgesellschaft  angegliedert  worden. 

An  sich  läge  für  das  Publikum  kein 
Anlaß  vor  sich  mit  diesem  Glühlampen¬ 
trust  zu  beschäftigen,  denn  seine  Fabri¬ 
kate  sind  qualitativ  ausgezeichnet  und 
billig.  Die  bescheidenen  Preise  für  die 
normalen  Metalldrahtlampen  lassen  den 
kartellierten  Firmen  nur  einen  mäßigen 
Nutzen.  Trotzdem  ist  in  dem  engen 
Zusammenschluß  der  im  Glühlampen¬ 
konzern  vereinigten  Firmen  eine  nicht 
zu  unterschätzende  wirtschaftliche  Ge¬ 
fahr  zu  erblicken.  Sie  besteht  direkt 
in  der  Ausmerzung  jeder  Konkurrenz 
auf  dem  Gebiet  der  Glühlampenfabri¬ 
kation  und  indirekt  darin,  daß  die 
Interessengemeinschaft  auf  dem  einen 
elektrischen  Spezialgebiet  den  fakti¬ 
schen  Zusammenschluß  auch  auf  den  an¬ 
deren  Gebieten  nachzieht.  Die  direkte 
Gefahr  ist  ganz  augensichtlich.  Schon 
beim  Auftauchen  der  Drahtlampe  waren 
zahlreiche  Glühlampenfabriken  gezwun¬ 
gen  ihren  Betrieb  einzustellen;  denn  die 
Metall  d  r  a  h  t  lampe  wurde  zu  zwei  Drit¬ 
tel  des  Preises  der  Metall  faden  lampe 
auf  den  Markt  gebracht,  so  daß  diese 
schließlich  auch  bei  herabgesetztem  Preis 
unverkäuflich  wurde,  zumal  sie  der  Me¬ 
talldrahtlampe  technisch  erheblich  nach¬ 
steht.  Die  gegenwärtigen  Preise  aber, 
die  nur  ein  Drittel  des  alten  Preises  der 
Metallfadenlampen  betragen,  sind  direkte 
Kampfpreise  gegen  die  wenigen  Glüh¬ 
lampenfabriken,  die  den  Ansturm  der 
Metalldrahtlampe  noch  zu  überstehen 
vermocht  hatten.  In  den  nächsten  Mo¬ 
naten  dürften  auch  diese  Fabriken  ihren 
Betrieb  vollständig  einstellen.  Eine  sehr 
renommierte  Berliner  Firma,  die  trotz 
des  Drahtpatents  der  Allgemeinen  Elek¬ 
trizitätsgesellschaft  versucht  hatte  gleich¬ 
falls  Drahtlampen  zu  fabrizieren,  hat 
bereits  dieser  Tage  die  Glühlampenfabri¬ 
kation  sistiert;  eine  andere  Berliner 
Firma,  die  zwar  nicht  Drahtlampen  her¬ 
stellt,  ihr  Fabrikat  aber  wenigstens 
»drahtfest«  nennt,  dürfte  diesem  Bei¬ 
spiel  bald  folgen;  und  die  letzte  große 
Konkurrenz  des  Glühlampenkonzerns  in 
Süddeutschland  büßt  täglich  mehr  an 
Einfluß  ein. 

So  wird  durch  die  faktische  Monopol¬ 
stellung  des  Glühlampenkonzerns  ein 
vor  kurzem  noch  sehr  bedeutender  In¬ 
dustriezweig  fast  ganz  aus  Deutschland 
verdrängt.  Das  ist  eine  ganz  analoge 
Wirkung,  wie  sie  die  Trustbildung  in 


Amerika  auf  den  verschiedensten  Wirt¬ 
schaftsgebieten  hervorgebracht  hat.  Und 
schließlich  steht  zu  befürchten,  daß  bei 
der  Konsolidierung  der  noch  nicht  ganz 
perfekten  Monopolstellung  die  Glüh¬ 
lampenpreise  in  beliebiger  Höhe  von  dem 
Konzern  diktiert  werden.  Das  Publikum 
wird  dann  in  doppelter  Weise  leidtra¬ 
gend:  indem  es  höhere  Preise  zahlen 
muß,  und  indem  durch  das  Ausschalten 
jeder  Outsiderkonkurrenz  technische 
Fortschritte  inhibiert  werden.  Das  ist 
sicher  das  Ziel  des  Konzerns.  Die  sich 
überstürzenden  Verbesserungen  an  der 
Metallfadenlampe  hatten  in  die  Glüh¬ 
lampenfabrikation  eine  früher  ganz  un¬ 
bekannte  Hast,  Nervosität  und  —  Unso¬ 
lidität  hineingetragen.  Die  Fabriken 
kamen  aus  kostspieligen  Versuchen  und 
fortwährenden  Neueinrichtungen  nicht 
heraus.  Wegen  der  langen  Lebensdauer 
der  Metallfadenlampe  vermochte  der 
Absatz  mit  der  Produktion  nicht  Schritt 
zu  halten.  Selbst  die  größten  Fabriken 
litten  unter  diesen  Verhältnissen,  an 
denen  die  kleineren  einfach  zugrunde 
gingen.  Der  Wunsch  nach  Ruhe  und 
gesicherten  Dividenden  ist  deshalb 
menschlich  nur  zu  verständlich.  Aber 
die  Rechnung  des  Konzerns  ist  doch 
noch  nicht  ganz  schlüssig.  Eine  Mono¬ 
polstellung  in  der  Glühlampenfabrika¬ 
tion  bedeutet  noch  keine  Monopolstel¬ 
lung  in  der  Lichterzeugung  überhaupt. 
Wird  die  elektrische  Lampe  zu  teuer,  so 
rückt  das  Gasglühlicht  wieder  mehr  in 
den  Vordergrund.  Und  die  hier  stark 
zurückstehende  Erfindertätigkeit  wen¬ 
det  sich  ihm  mit  neuem  Elan  zu,  wenn 
wieder  klingender  Lohn  zu  erwarten  ist. 
Der  Glühlampenkonzern  kann  also  den 
Bogen  niemals  allzu  straff  spannen. 
Aber  auch  patentrechtlich  ist  die  Mono¬ 
polstellung  des  Konzerns  nicht  absolut 
gesichert.  Das  Drahtpatent  der  Allge¬ 
meinen  Elektrizitätsgesellschaft  ist 
allerdings  beinahe  als  Prinzipienpatent 
erteilt  und  von  der  Beschwerdeabteilung 
des  Patentamts  nur  wenig  eingeschränkt 
worden.  Die  merkwürdige  Form,  in  der 
das  Patent  herausgekommen  ist,  er¬ 
scheint  aber  ganz  unhaltbar.  Es  ist 
kaum  zulässig  altbekannte  metallurgische 
Operationen  nur  deshalb  als  neu  und 
patentfähig  hinzustellen,  weil  sie  bei  der 
Bearbeitung  des  Wolframmetalls  noch 
nicht  angewandt  worden  waren.  Einer 
ernsten  Nichtigkeitsklage  dürfte  das 
Monopolpatent  deshalb  auch  kaum 
standhalten.  Inzwischen  sind  auch  an¬ 
dere  Patentanmeldungen  zur  Auslage  ge¬ 
langt,  nach  denen  Wolframdraht  in 
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bester  Beschaffenheit  auch  in  einer  von 
dem  Patent  der  Allgemeinen  Elektrizi¬ 
tätsgesellschaft  unabhängigen  Weise 
hergestellt  werden  kann.  Im  Interesse 
der  Glühlampenindustrie  läge  es,  wenn 
die  gegenwärtige  ganz  unhaltbare  Situa¬ 
tion  bald  geklärt  würde. 


X  X 

PiLot<^r*rhi'  Von  den  handwerksmäßi- 
sc  e  a  en  gen  Manipulationen  der 

Photographie  macht  dem 
Amateur  die  Bestimmung  der  richtigen 
Belichtungszeit  bei  den  Aufnahmen  die 
größte  Schwierigkeit.  Hält  man  sich  an 
die  Regel,  daß  man  lieber  zu  lange  als 
zu  kurz  belichten  müsse,  so  lassen  sich 
Aufnahmen  mit  mehrfacher  Überexposi¬ 
tion  durch  richtige  Leitung  des  Ent¬ 
wickelungsvorgangs  noch  gut  ausglei- 
chen.  Hierzu  gehört  aber  schon  einige 
Erfahrung,  Wer  diese  Erfahrung  nicht 
besitzt,  erzielt  bei  Befolgung  der  erwähn¬ 
ten  Regel  meist  nur  verschleierte  und 
kontrastlose  Negative,  die  dem  Amateur 
bald  die  ganze  Lichtbildnerei  verleiden. 
Es  ist  deshalb  ein  sehr  dankenswertes 
Unternehmen  der  Plattenfabriken  ge¬ 
wesen  Platten  herauszubringen,  die  in¬ 
folge  ihrer  Gradation  selbst  sehr  erheb¬ 
liche  Überexpositionen  automatisch  aus- 
gleichen.  Solche  Fabrikate  liegen  in  der 
neuen  Agfaspezialplatte  und  in  der 
Platte  L’Intensive  der  Firma  Lumiere 
&  Jougla  vor. 

Die  Agfaspezialplatte  besitzt 
hohe  Allgemeinempfindlichkeit  bei  voll¬ 
endeter  Tonabstufung.  Sie  wird  beson¬ 
ders  da  gute  Dienste  leisten,  wo  es  sich 
um  die  Aufnahme  von  Objekten  mit  sehr 
starken  Kontrasten  in  den  Lichtern  und 
Schatten  handelt.  Die  Spezialplatte 
zeigt  hier  eine  erheblich  weiter  ausge¬ 
dehnte  Tonabstufung  als  die  gewöhn¬ 
lichen  Platten,  und  je  stärker  die  Über¬ 
belichtung  ist,  desto  mehr  verschiebt  sich 
das  Resultat  zugunsten  der  Spezial¬ 
platte,  so  daß  diese  noch  ein  gutes,  wenn 
auch  stärker  gedecktes  Negativ  liefert, 
wo  die  gewöhnliche  Platte  bereits  voll¬ 
ständig  versagt.  Die  neue  Platte  wird 
allerdings  vorläufig  noch  nicht  lichthof¬ 
frei  und  orthochromatisch  hergestellt. 
Die  französische  Platte  L’Intensive 
von  Lumiere  &  Jougla  weist  gleichfalls 
eine  große  Tonabstufung  selbst  bei  viel¬ 
facher  Überexposition  auf.  Sie  zeigt  die 
bemerkenswerte  Eigenschaft,  daß  bei 
stark  verzögertem  Hervorrufen  das  Bild 
relativ  schnell  erscheint,  während  es  bei 
beschleunigtem  Hervorrufen  verhältnis¬ 
mäßig  langsam  herauskommt  (immer  im 
Vergleich  zu  einer  identisch  exponierten 


gewöhnlichen  Trockenplatte).  Trotz  der 
Differenzen  in  den  Erscheinungszeiten 
bei  verschieden  geleiteter  Entwickelung 
sind  die  Unterschiede  im  Charakter  der 
Negative  nur  geringfügig.  Neben  dieser 
Eigenschaft  zeichnet  sich  die  neue  fran¬ 
zösische  Platte  noch  dadurch  aus,  daß 
sie  durch  Solarisation  leicht  eine  Bild¬ 
umkehrung  gestattet.  Man  kann  also 
nach  der  gleichen  Methode,  mit  der  man 
Kontaktdiapositive  erzeugt,  sofort  auch, 
allerdings  seitenverkehrte,  Duplikatnega¬ 
tive  hersteilen. 

X  X 

Pflanzen-  An  dieser  Stelle  ist  schon 

EleSrizitätteSfrüher  gelegentlich  über 
Versuche  berichtet  worden 
das  Wachstum  der  Pflanzen  auf  elektri¬ 
schem  Weg  zu  beeinflussen.  Neuerdings 
sind  derartige  Versuche  unter  sorgfältig 
ausgearbeiteten  Versuchsbedingungen  von 
Dr.  Herbert  Dorsey  und  F.  0. 
Clement  in  Dayton  (England)  ausge¬ 
führt  worden.  Es  wurde  durch  gleich¬ 
zeitige  Parallelversuche  die  Einwirkung 
von  Hochfrequenzströmen  (Teslaströ¬ 
men),  von  rotem  Licht,  von  dem  vio¬ 
letten  respektive  ultravioletten  Licht 
einer  Quecksilberdampflampe  und  von 
elektrisiertem  Sprengwasser  studiert.  Die 
äußeren  Bedingungen,  wie  Zusammen¬ 
setzung  des  Erdreichs,  Güte  des  Samens, 
Bewässerung  usw.  wurden  für  alle  4 
Fälle  so  gleich  wie  möglich  gestaltet, 
und  selbstverständlich  gingen  auch  Kul¬ 
turen  auf  nicht  gereiztem  Boden  neben¬ 
her.  Zur  Anpflanzung  waren  Rettich  und 
Salatsamen  benutzt  worden.  Die  ange- 
stellten  Vorversuche  ergaben,  daß  die 
Hochfrequenzströme  eine  stärkere  Erhö¬ 
hung  der  Ausbeute  veranlaßten  als  alle 
anderen  Reizungsverfahren.  Beim  Salat 
beispielsweise  war  der  eßbare  Teil  um 
75  %  größer  als  bei  dem  nicht  gereizten 
Versuchsbeet.  Ermutigt  durch  den  gün¬ 
stigen  Ausfall  der  Vorversuche  wurde 
ein  2  Morgen  großer  Platz  mit  gutem 
Boden  zu  Versuchen  in  größerm  Maß¬ 
stab  bereitgestellt.  Hier  kamen  nur  Hoch- 
frequenzströme  zur  Anwendung.  Das 
Versuchsfeld  wurde  mit  isolierten  Dräh¬ 
ten  überspannt,  die  unter  50  000  Volt 
Spannung  bei  30  000  Perioden  in  der 
Sekunde  gesetzt  wurden.  Die  Drähte 
strahlten  genügend  Energie  aus,  um 
Vögel,  die  sich  auf  die  Drähte  zu  setzen 
versuchten,  betäubt  zur  Erde  fallen  zu 
lassen.  Der  Gesamtkraftverbrauch  von 
Juni  bis  Ende  August  betrug  221  Kilo¬ 
wattstunden,  wovon  die  Hälfte  in  einer 
unzulänglichen  Drosselspule  vergeudet 
wurde.  Zur  Kultur  gelangten  Gemüse 
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verschiedener  Art.  Wegen  der  relativ 
kurzen  Versuchsdauer  sind  die  erzielten 
Ergebnisse  mehr  qualitativer  als  quanti¬ 
tativer  Natur.  Es  wurde  aber  mit  Sicher¬ 
heit  festgestellt,  daß  einmal  beinahe  alle 
unter  den  Drähten  gezogenen  Gemüse 
besser  waren  als  die  nichtelektrisierten, 
und  daß  mindestens  2  Wochen  früher 
geerntet  werden  konnte.  Die  Ausgaben 
waren  freilich  erheblich  höher  als  die 
Ausbeute;  und  da  noch  nicht  festgestellt 
werden  konnte,  auf  welche  Eigenschaft 
der  angewandten  Ströme  die  beobachtete 
Wirkung  zurückzuführen  ist,  so  werden 
weitere  systematische  Untersuchungen 
abzuwarten  sein,  ehe  man  zu  einem  end¬ 
gültigen  Urteil  gelangen  und  die  Ein¬ 
führung  in  die  Praxis  empfehlen  kann. 

X.  .  X 

Blitzsicherung yon  dem  Elektrotechnischen 
Verein  und  dem  Verband 
deutscher  Elektrotechniker 
in  Berlin  sind  wichtige  Leitsätze  zum 
Schutz  der  Gebäude  gegen  den  Blitz 
herausgegeben  und  eingehend  erläutert 
worden.  In  ihnen  wird  darauf  hinge¬ 
wiesen,  daß  die  aus  der  Erfahrung  be¬ 
kannten  Einschlagstellen,  wie  Turm-  und 
Giebelspitzen,  Firstkanten,  hochgelegene 
Schornsteinköpfe  usw.,  am  besten  selbst 
als  Auffangvorrichtungen  auszubilden 
sind.  Die  Gebäudeleitungen  sollen  eine 
zusammenhängende  metallische  Verbin¬ 
dung  der  Auffangvorrichtung  mit  der 
Erdleitung  bilden,  das  Gebäude,  insbe¬ 
sondere  das  Dach  möglichst  vollständig 
umspannen  und  auf  dem  kürzesten  Weg 
zur  Erde  führen,  wobei  schärfere  Ecken 
möglichst  zu  vermeiden  sind.  Metallene 
Gebäudeteile  und  größere  Metallmassen 
im  und  am  Gebäude,  namentlich  solche, 
die  mit  der  Erde  in  gut  leitender  Ver¬ 
bindung  stehen,  wie  Rohrleitungen  usw., 
sind  unter  sich  und  mit  dem  Blitzab¬ 
leiter  zu  verbinden.  Solche  metallischen 
Gebäudeteile  machen  unter  Umständen 
besondere  Auffangvorrichtungen,  Haus¬ 
und  Erdleitungen  entbehrlich.  Schon 
beim  Entwurf  und  bei  der  Ausführung 
neuer  Gebäude  kann  auf  die  Aus¬ 
nutzung  von  Rohrleitungen  usw.  zum 
Zweck  des  Blitzschutzes  Rücksicht  ge¬ 
nommen  werden.  Die  Erdleitungen 
sollen  sich  unter  Bevorzugung  feuchter 
Stellen  weit  ausbreiten  und  in  den  Erd¬ 
boden  eindringen.  Verzweigte  Leitungen 
aus  Eisen  sollen  nicht  weniger  als  50 
Quadratmillimeter,  unverzweigte  nicht 
weniger  als  100  Quadratmillimeter  Quer¬ 
schnitt  haben,  für  Kupfer  ist  die  Hälfte 
ausreichend.  Leitungsverbindungen  sind 
dicht,  dauerhaft  und  möglichst  groß¬ 


flächig  herzustellen.  Nicht  geschweißte 
oder  gelötete  Verbindungen  sollen  me¬ 
tallische  Berührungsflächen  von  min¬ 
destens  100  Quadratmillimeter  Quer¬ 
schnitt  erhalten. 

X  X 

KurzeChronik  Ein  neues  Verfahren  zur 
Verminderung  des  Schwe¬ 
felgehalts  im  Gußeisen 
ist  von  W.  F.  Prince  ausgearbeitet  wor¬ 
den.  Es  besteht  im  wesentlichen  darin, 
daß  durch  flüssiges  Gußeisen  ein  Luft- 
strom  hindurchgepreßt  wird.  Hierbei  ist 
die  Anwesenheit  von  Mangan  erforder¬ 
lich.  X  Eine  automatische  Flugzeug- 
stabilierung  ist  von  Orville  Wright 
erfunden  worden.  Sie  besteht  aus  einer 
am  Flugzeug  angebrachten  Pendelvor¬ 
richtung  und  einer  Hilfsfläche,  die  bei 
Neigungen  das  Flugzeug  wieder  in  die 
wagerechte  Lage  bringen.  X  Am  Großen 
Fischfluß  in  Deutsch  Südwestafrika  soll 
bei  Faro  und  Komatzas  Nord  eine  ge¬ 
waltige  Talsperre  von  110  Millionen 
Kubikmeter  erbaut  werden,  die  ein  Land 
von  zirka  6000  Hektar  bewässern  wird. 

DIVERSA 

Neuerscheinungen 

Heiligen-  yor  einigen  Jahren  habe 
legen  en  jn  dieser  Rundschau 

(1912,  2.  Band,  pag.  706) 
eine  Sammlung  Die  schönsten  Heiligen¬ 
legenden  in  Wort  und  Bild  angezeigt, 
die  damals  zu  erscheinen  begann.  Jetzt 
ist  der  2.  Band  herausgekommen,  und 
zwar  diesmal  in  der  Köselschen  Buch¬ 
handlung  in  Kempten,  doch  in  gleicher 
Art  und  Ausstattung  wie  der  frühere. 
Es  seien  darüber  noch  ein  paar  Worte 
gesagt. 

Die  Legenden  der  katholischen  Kirche 
haben  sich  aus|  den  verschiedensten 
Zeiten  und  Gegenden  zusammengefun¬ 
den,  und  so  verschieden  wie  ihre  Ab¬ 
kunft,  ist  eben  auch  ihr  Wesen.  Aus 
den  meisten  spricht  die  wunderschöne 
sinnliche  Kräftigkeit,  mit  der  die  Phan¬ 
tasie  der  frommen  Laien  ihre  Heiligen 
ausschmückt.  So  wie  sie  bunte  Klei¬ 
der  und  Decken  für  ihre  Madonnenbilder 
sticken,  so  webt  sich  ein  Wunder  an 
das  andere,  und  überall  verstrickt  es 
sich  mit  dem  täglichen  Leben  umher. 
Aus  anderen  Legenden  aber,  wie  aus 
denen  der  Barbara  und  der  Margarethe, 
spricht  doch  stark  die  Grausamkeit  einer 
immer  unterbundenen  und  geschmähten 
Natur.  Ich  wundere  mich,  daß  die  Kirche 
sich  nicht  scheut  solche  Martyriumvor¬ 
stellungen  noch  einmal  wachzurufen.  Die 
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Lust  an  der  Ausmalung  dieser  Scheuß- 
1/chkeiten  liegt  mir  nicht  viel  anders  als 
heute  die  Lust  an  Schauerromanen. 

Was  in  dieser  Neuausgabe  die  Bilder 
betrifft,  so  stehen  die  Initialen  Poccis, 
mit  denen  jede  Erzählung  sich  einleitet, 
in  einer  Beziehung  vollständig  mit  all 
den  vielen  Heiligenbilderchen  gleich,  wie 
wir  sie  aus  den  katholischen  Gebet¬ 
büchern  und  den  Buchläden  kennen. 
Man  wundert  sich  auf  der  einen  Seite, 
wie  die  Tradition  ihrer  malerischen 
Komposition  sich  hat  rein  halten  kön¬ 
nen,  und  andrerseits  doch  ihr  ganzer 
Habitus  ein  vollständig  anderer  gewor¬ 
den  ist.  Die  Anordnung  der  Heiligen 
neben  dem  Kreuz,  Maria  mit  dem  Kind, 
hier  bei  Pocci  die  Verknüpfung  der 
Initialen  mit  Figuren  und  Landschaft: 
alles  ist  in  kompositioneller  Beziehung 
fast  gleich  geblieben,  wie  wir  es  von  der 
alten  Kirchenkunst  und  den  Miniaturen 
her  kennen,  und  doch  ist  in  der  gesam¬ 
ten  katholischen  Kunst  von  heute  eine 
gewisse  Glätte,  wie  man  sie  in  den  le¬ 
bendigen  Zeiten  der  Kirche  wie  in  der 
Gotik  nicht  kannte,  die  aber  schon  in 
der  Kunst  der  romantischen  Frühnaza¬ 
rener  dann  und  wann  unangenehm  be¬ 
rührt,  und  deren  Grund  sicher  ein  ganz 
zentraler  sein  muß.  Immer  wieder  ist 
der  Eindruck  da  von  einem  nicht  ganz 
scharfen  und  klaren  Ansehen,  von  einem 
Herumgehen  um  Wirklichkeiten  und 
einem  Zudecken  mittels  Tradition  und 
Routine.  Das  trifft  allerdings  nur  die 
Kunst,  die  unter  dem  Protektorat  der 
Kirche  ins  Volk  kommt;  denn  was  wir 
von  religiöser  Kunst  vom  Land  her 
kennen,  in  Votivbildern  und  Marterln, 
hat  durchaus  noch  die  selbe  Ehrlichkeit 
und  Festigkeit,  die  nicht  unter  den  Hän¬ 
den  zerfließt.  Auch  Pocci  in  seinen 
Kinderbüchern  hat  die  selbe  Naivetät 
und  Klarheit.  Nur  hier,  wo  er  seine 
Kunst  offenbar  in  eine  etwas  geistige 
Sphäre  rücken  will,  bekommt  sie  die  ver¬ 
wischten  Züge.  Es  fehlt  der  modernen 
katholischen  Kunst  offenbar  jene  ganz 
scharfe  und  hartgeprägte  Geistigkeit  der 
Gotik,  der  die  Strenge  der  Komposition 
mit  der  Notwendigkeit  in  den  Beziehungen 
ihrer  Glieder  nur  ein  selbstverständlicher 
Ausdruck  war.  Jetzt  sind  alle  Formen 
und  Begebnisse  etwas  in  das  Genrehafte 
gezogen.  Sie  sind  freundlich,  lehrreich 
geworden,  und  wirken  nicht  viel  anders 
als  erbauliche  und  etwas  blütarme  Ge¬ 
schichten. 

Und  ähnlich  liegt  es  nun  auch  mit  dem 
Text,  der  allerdings  etwas  tiefer  und 


düsterer  anklingt  als  Poccis  immerhin 
sehr  freundliche  Kunst.  Die  einzelnen 
Legenden  sind  entsprechend  ihrer  Ab¬ 
stammung  von  Verschiedenen  bearbeitet. 
So  ist  auch  der  Eindruck  der  Geschich¬ 
ten  ein  sehr  verschiedener.  Expeditus 
Schmidt  zum  Beispiel  erzählt  am  schlich¬ 
testen,  aber  ein  wenig  nüchtern.  Die 
Freiin  von  Krane  dagegen  treibt  mit 
ihren  Heiligen  dann  und  wann  eine  sehr 
romanhafte  Verhimmelung.  Die  künst¬ 
lerisch  wertvollste  Erzählung  ist  wohl 
sicherlich  die  der  heiligen  Rosa  von 
Lima  von  Dr.  Zoepf.  Er  hat  zum  Erzähl¬ 
ten  ein  stark  lebendiges  Verhältnis.  Aber 
sein  Verhältnis  ist  ein  so  seelisches  ge¬ 
worden,  daß  auch  die  Wunder  einen 
ganz  andern  Gehalt,  einen  irgendwie 
geistig  verklärten  und  subjektiven  Sinn 
bekommen  haben,  so  daß  all  die  Di¬ 
lemmas,  die  in  einem  solchen  Wunder 
für  naive  Menschen  stecken,  gar  nicht 
berührt  werden.  Ob  eine  solche  Wendung 
der  Wunderauffassung  gut  tut,  muß 
beiseite  bleiben;  jedenfalls  sind  sie  aus 
unserer  Nähe  hinweggerückt,  in  eine 
andere  Welt  hinein,  und  keines  von 
ihnen  lebt  mehr  so  zwischen  uns,  mitten 
in  unseren  Stuben,  wie  zum  Beispiel  die 
Wunder  der  Votivbilder  aus  den  Dorf¬ 
kirchen,  wo  die  Maria  auf  ihrem  festen 
Wolkenthron  dasitzt,  dicht  über  dem 
Krankenbett.  Sie  ist  da  eben  aus  dem 
selben  Stoff  noch  geformt  wie  der  Kranke 
und  wir  alle;  diese  Art  Bauernkunst 
scheint  mir  der  entsprechendste  Aus¬ 
druck  für  alle  die  legendären  Heiligen¬ 
erzählungen,  oder  vielmehr:  sie  ist  aus 
der  selben  Wurzel  entsprungen,  so  daß 
man  sie  als  eine  andere  Form  des  selben 
Dinges  nehmen  kann.  LISBETH  STERN 

X  X 

Schattenrisse  Zwei  Silhouettenbücher  aus 

dem  Verlag  Callwey  in 

München  liegen  vor:  Mai¬ 
blumen  von  Karl  Fröhlich  und  Allerlei 
Humore  von  Ernst  Penzoldt.  Das  erste 
hat  den  üblichen,  etwas  dilettantischen 
Silhouettenstil,  anmutig,  aber  künstle¬ 
risch  durchaus  nichtssagend.  Das  zweite 
ist  wesentlich  lebendiger.  Penzoldt  geht 
all  den  merkwürdigen  optischen  Um¬ 
formungen  der  schwarzen  Schattenrisse 
gegen  starkes  Licht  mit  frischem  Blick 
und  Humor  nach.  Nur  scheint  mir  für 
die  großen  und  ernsteren  Vorwürfe,  wie 
für  den  Totentanz  oder  den  roten  Hahn 
auf  dem  Dach,  die  Konzeption  doch 
nicht  streng  und  groß  genug,  so  sehr 
sich  solche  Vorwürfe  für  Schattenkunst 
gerade  eignen  könnten.  LiSBETH  STERN 
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ROBERT  SCHMIDT  ■  EIN  RÜCKBLICK  RÜF  DIE 
ROTE  WOCHE 

OTE  Woche  hieß  eine  Propaganda,  die  von  der  sozialdemokra¬ 
tischen  Partei  eine  Woche  hindurch  gleichmäßig  über  ganz  Deutsch¬ 
land  entfaltet  wurde.  Sie  hat  ein  überaus  glänzendes  Ergebnis  ge¬ 
zeitigt.  Die  Partei  hat  bei  dieser  Agitation  rund  140  000  Mit¬ 
glieder  und  82  000  Zeitungsabonnenten  gewonnen.  In  der  Zeit 
einer  großen  Arbeitslosigkeit  ein  stolzes  Resultat,  das  Zeugnis  ablegt  für 
die  starke  agitatorische  Kraft  der  Sozialdemokratie,  für  den  Eifer  und  den 
Opfersinn  ihrer  Anhänger. 

Als  im  Bericht  des  Parteivorstands  an  den  vorjährigen  Parteitag  mitgeteilt 
wurde,  daß  die  Mitgliederzahlen  der  politischen  Organisationen  einen  Still¬ 
stand,  in  manchen  Bezirken  sogar  Rückschritte  zeigten,  und  auch  einige 
Wahlen,  besonders  die  Landtagswahlen  in  Baden,  kein  für  die  Partei  gün¬ 
stiges  Ergebnis  brachten,  belebten  sich  in  bürgerlichen  Kreisen  die  Hoff¬ 
nungen  auf  ein  Zurückgehen  der  sozialdemokratischen  Hochflut.  Die  letzten 
Ereignisse  werden  die  Chancen  der  Gegner  stark  herabdrücken.  Ohne  daß 
man  den  Erfolg  der  Propaganda  zu  überschätzen  braucht  (denn  von  den  neu¬ 
gewonnenen  Mitgliedern  und  Abonnenten  werden  uns  manche  wieder  ver¬ 
loren  gehen),  bleibt  das  Resultat  doch  glänzend.  Keine  andere  Partei  dürfte 
imstande  sein  eine  gleiche  Aktion  einzuleiten  und  mit  ähnlichem  Erfolg 
durchzuführen.  Die  Organisation  bildet  eine  starke  Stütze  der  Partei,  sie 
überragt  in  ihrem  freien  Aufbau  die  aller  bürgerlichen  Parteien.  Es  stände 
sicherlich  sehr  viel  schlechter  um  die  Konservativen  und  das  Zentrum,  wenn 
beide  sich  auf  ihre  eigene  Kraft  verlassen  müßten.  Was  wäre  das  Zentrum 
ohne  die  Agitation  des  katholischen  Klerus,  was  wären  die  Konservativen 
ohne  den  Beamtenapparat,  was  die  Rechtsnationalliberalen  ohne  die  Dik¬ 
tatur  der  Großindustriellen? 

Das  schnelle  Wachstum  der  sozialdemokratischen  Partei  bereitet  seit  langem 
unseren  Gegnern  schwere  Sorge;  alle  Anstrengungen,  die  man  gemacht  hat 
es  zu  hindern,  waren  fruchtlos  oder  trugen  sogar  häufig  indirekt  dazu  bei 
es  zu  fördern.  Der  ganze  Heerbann,  der  gegen  uns  aufgeboten  wird,  ist  ein 
planloses,  nervöses  Hin-  und  Herirren.  Man  denke  an  den  Reichsverband 
gegen  die  Sozialdemokratie,  eine  Organisation,  die  alle  bürgerlichen  Par¬ 
teien  in  der  einen  Aufgabe  verband  die  Sozialdemokratie  zu  bekämpfen. 
Heute  steht  der  Reichsverband  selber  wohl  auf  dem  Aussterbeetat,  aber 
seine  Tätigkeit  ist  von  zahlreichen  literarischen  Bureaus  der  Unternehmer- 


34 


532 


ROBERT  SCHMIDT  •  EIN  RÜCKBLICK  AUF  DIE  ROTE  WOCHE 


Organisationen  aufgenommen  worden.  Die  harten  Urteile  wegen  an¬ 
geblicher  Streikvergehen,  die  für  die  Gewerkschaftsbewegung  ungünstige 
Auslegung  der  Gesetze,  das  ganze  System  der  politischen  Verfolgung  sind 
nicht  zum  wenigsten  auf  die  unausgesetzte  Hetze  zurückzuführen,  die  die 
bürgerliche  Presse  auf  Betreiben  jener  literarischen  Bureaus  entfaltet.  Wie 
bemüht  man  sich  die  Jugendbewegung  niederzuhalten!  Die  Freigebigkeit, 
mit  der  die  preußische  Regierung  für  die  Jugendbildung  Millionen  zur  Ver¬ 
fügung  stellt,  wäre  unerklärlich,  wenn  es  sich  nicht  darum  handelte  die 
sozialdemokratische  Jugendbewegung  zu  bekämpfen.  Der  ganze  Kampf 
gegen  die  Jugendbewegung  ist  von  dem  Bestreben  diktiert  die  Jugend  von 
der  Berührung  mit  der  sozialdemokratischen  Partei  fernzuhalten.  In  diesem 
Kampf  um  die  Jugend  haben  unsere  Gegner  keine  ungünstige  Position;  denn 
ihnen  stehen  reichere  Mittel  und  Protektionen  zur  Verfügung,  auf  die  wir 
verzichten  müssen.  Diese  Lage,  in  die  die  Jugendbewegung  geraten  mußte, 
wurde  von  dem  Hamburger  Gewerkschaftskongreß  /1908/  klarer  voraus¬ 
gesehen  als  kurz  darauf  von  dem  Nürnberger  Parteitag,  der  die  Frage  nicht 
gerade  mit  besonderm  Geschick  behandelte,  Trotzalledem,  die  Jugend¬ 
bewegung  geht  ihren  Weg,  weder  Ungeschick  noch  Verfolgung  können  ihr 
den  Lebensnerv  unterbinden,  L]nsere  Gegner  wittern  in  ihr  die  größte  Ge¬ 
fahr.  Und  in  der  Tat:  sie  ist  kein  unbedeutender  Feind  der  kapitalistischen 
Gesellschaft,  und  gerade  in  ihrer  reinen  Bildungsarbeit;  denn  jede  Bildung 
der  Jugend  ist  ein  Gewinn  für  die  Sozialdemokratie. 

Politisch  möchte  man  die  sozialdemokratische  Partei  ächten;  ihre  Stärke 
verbietet  es  aber  den  Gegnern  in  jedem  Fall  diesem  Wunsch  entsprechend 
zu  handeln.  Daher  ist  die  ganze  rechtsstehende  Presse  über  jede,  selbst 
indirekte  Wahlunterstützung  der  Sozialdemokratie  durch  die  Liberalen 
empört;  sie  will  die  gemeinsame  Frontstellung  der  bürgerlichen  Parteien 
gegen  die  Sozialdemokratie  aufrechterhalten  wissen,  muß  sich  aber  den 
eigenen  Sünaenfall  Vorhalten  lassen.  Ähnlich  ergeht  es  der  Regierung.  Es 
gibt  Situationen,  in  denen  die  111  Sozialdemokraten  nicht  ausgeschaltet 
werden  können.  Wäre  die  Position  des  Liberalismus  in  Deutschland  nicht 
so  schwach,  riefe  die  Rotscheu  in  seinen  eigenen  Reihen  nicht  so  viel 
Verwirrung  hervor,  es  stände  besser  um  die  Fortführung  liberal-demokra¬ 
tischer  Aufgaben  in  der  deutschen  Politik.  Das  Bürgertum,  einst  der  Träger 
des  liberalen  Gedankens,  erwartet  nichts  mehr  von  eigener  Kraftentfaltung 
sondern  hofft  auf  eine  Förderung  seiner  Interessen  durch  die  Gesetzgebung. 
Im  konservativen  Getriebe  der  Innungsagitation,  in  den  Versuchen  lästige 
Konkurrenz  zu  vernichten,  in  der  Stellungnahme  gegen  die  radikale  Ar¬ 
beiter-  und  Angestelltenbewegung  sind  liberale  Anschauungen  nur  noch 
wenig  bemerkbar.  Die  großkapitalistisch  interessierten  Kreise  drängen  den 
Liberalismus  immer  mehr  von  seinen  eigentlichen  Aufgaben  ab,  sie  fühlen 
sich  wohl  unter  dem  Dreiklassenwahlrecht,  sind  mit  jeder  Unterdrückungs¬ 
maßregel  gegen  die  sozialdemokratische  Arbeiterschaft  einverstanden  und 
fordern  eine  Verständigung  mit  den  konservativen  Freunden.  Der  Rest  des 
Liberalismus,  der  nach  links  tendiert,  bildet  eine  kleine  Gruppe,  die  keinen 
rechten  Halt  gewinnen  kann.  Die  Konservativen  üben  mit  ihrem  Anhang  in 
der  Wirtschaftlichen  Vereinigung  und  dem  Zentrum  einen  stärkem  Einfluß 
aus  als  ihrer  Partei  zukäme;  ihnen  folgt  nicht  nur  die  Landbevölkerung, 
sondern  auch  der  Teil  des  Bürgertums,  der  die  letzten  Konsequenzen  aus 
seinen  konservativen  Neigungen  gezogen  hat. 
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Für  die  Sozialdemokratie  bleibt  daher  noch  “ein  großes  Betätigungsfeld 
außerhalb  der  eigentlichen  Arbeiterschaft,  namentlich  in  der  Schicht  der 
Privatangestellten;  sie  könnte  dieser  das  eigentliche  Rückgrat  bilden  und 
ihren  Forderungen  politische  Formulierung  geben.  Auch  hier  haben  die 
Gegner  mit  der  Zersplitterung  der  wirtschaftlichen  Organisationen  begonnen, 
in  der  Erkenntnis,  daß  Zwietracht  unter  den  Kämpfenden  Schwächung  ihres 
Widerstands  bedeutet.  Deshalb  die  Protektion  der  nationalen  Arbeiter¬ 
bewegung  in  ihren  verschiedenen  Richtungen,  die  bei  ihrer  geringen  Mit¬ 
gliederzahl  zur  Ohnmacht  verdammt  wäre,  auch  wenn  wirklich  die  Absicht 
bestände  Ernstes  zu  leisten.  Wollen  wir  uns  gegen  alle  diese  feindlichen 
Strömungen  vorwärtsarbeiten,  so  brauchen  wir  den  festen  Glauben  an  die 
Berechtigung  und  Durchführbarkeit  unserer  Sache.  Die  kapitalistische  Ge¬ 
sellschaft  weist  so  viele  Schäden  auf,  daß  dieser  Glaube  immer  größere 
Scharen  von  Anhängern  finden  wird,  und  fehlt  es  ihnen  an  Begeisterung,  so 
wird  sie  angefacht  werden  durch  die  Rechtlosigkeit  der  Arbeiterschaft,  durch 
die  Gleichgültigkeit  der  Gesellschaft  gegenüber  der  wirtschaftlichen  Lebens¬ 
lage  des  Proletariats.  In  diesem  Zeichen  stand  die  rote  Woche, 

Die  Partei  wird  die  neugewonnenen  Anhänger  aber  nur  dann  zum  dauernden 
Bestand,  ihrer  Organisationen  zählen  können,  wenn  sie  sich  nicht  nur  auf 
die  Bosheit  und  Niedertracht  ihrer  Gegner  verläßt  sondern  auch  eine  Politik 
der  praktischen  Erfolge  betreibt.  Wer  kann  heute  noch  darüber  im 
Zweifel  sein,  daß  unsere  Zustimmung  zur  Wehrabgabe  und  zur  Vermögens¬ 
steuer  unsere  Gegner  stärker  erbitterte  als  es  eine  Ablehnung  vermocht 
hätte?  Sie  wäre  für  viele  ein  Trost  gewesen,  wenn  sie  schon  die  Zeche  be¬ 
zahlen  mußten;  so  haben  sie  nicht  einmal  diese  Genugtuung  sondern  müssen 
den  Einfluß  der  Sozialdemokratie  anerkennen.  Dieses  Beispiel  zeigt  die 
Richtung,  die  im  Parlament  weiter  innegehalten  werden  muß.  In  ihren 
Grundsätzen  wird  die  Partei  dadurch  nicht  erschüttert;  sie  paßt  sich  nur  der 
Entwickelung  an  und  befolgt  damit  eine  Taktik,  die  heute  bei  einer  Zahl  von 
111  Abgeordneten  größere  Bedeutung  hat  als  je  zuvor.  Im  Kampf  außer¬ 
halb  des  Parlaments  unterstützt  sie  die  Gewerkschaften  und  die  Genossen¬ 
schaften;  beide  stärken  die  wirtschaftliche  Position  der  Arbeiterklasse. 
Darum  mögen  ihre  Feinde  noch  so  einmütig  den  Kampfruf  gegen  die  Sozial¬ 
demokratie  erschallen  lassen,  sie  finden  sie  gerüstet,  zur  Abwehr  wie  zum 
Angriff, 
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ZOLLKRIEG  VOM  1893-1894 

Wf  U R  die  egoistische  Verstocktheit  deutscher  Agrarier  gibt 
die  Erklärung  dafür,  daß  zwischen  diesen  beiden  Ländern 
Rußland  und  Deutschland  wirtschaftliche  und  politische  Ver¬ 
stimmungen  entstehen  können,«  VORWÄRTS  10.  APRIL  19H 

ACH  jahrelangen  russischen  Anklagen  gegen  den  geltenden  Han¬ 
delsvertrag  vom  28.  Juli  1905  und  nach  den  jüngsten  Schritten 
gegen  einige,  damals  nicht  in  den  Vertrag  einbezogene  deutsche 
Einfuhren  wird  heute  die  Möglichkeit  eines  Zollkriegs  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  von  neuem  erörtert.  Die  gegenseitige 
Ereiferung  ist  nicht  bloß  reichlich  vorzeitig  sondern  zugleich  maßlos  über¬ 
trieben,  und  wahrscheinlich  wird,  wie  schon  nach  den  ersten  erbitterten 
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russischen  Verwahrungen  gegen  den  Bülow-Posadowskyschen  Zolltarif  selber, 
alles  bei  weitem  nicht  so  heiß  gegessen  wie  gekocht. 

Trotzdem  lohnt  es  sich  wieder  einmal  auf  den  alten  deutsch-russischen  Zoll¬ 
krieg  der  Caprivizeit  zurückzukommen,  teils  um  eine  bestimmtere  Vor¬ 
stellung  von  den  Ursachen,  Umständen  und  Wirkungen  eines  tatsächlichen 
Zollkampfs  zu  gewinnen  teils  um  aus  den  damaligen  Erfahrungen  einige,  zu 
rasch  vergessene,  allgemeinere  handelspolitische  Lehren  zu  ziehen. 

EUTE  wird  manchen  Leser  schon  die  Wiedererinnerung  über¬ 
raschen,  daß  der  Zollkrieg  eine  Begleiterscheinung  der  C  a  p  r  i  v  i  - 
periode  war.  Man  darf  sogar  sagen:  eine  gerade  für  die  Caprivi- 
periode  charakteristische  Begleiterscheinung.  Denn  während  wir 
in  der  nachfolgenden,  handelspolitisch  noch  heute  nicht  abgelau¬ 
fenen  Bülowzeit  zwar  zu  einer  noch  umfassendem  Reihe  von  Tarifverträgen 
gelangten  (an  die  alten  Tarifvertragsstaaten  der  neunziger  Jahre,  Österreich- 
Ungarn,  Italien,  Belgien,  die  Schweiz,  Serbien,  Rumänien,  Rußland,  schlossen 
sich  im  nächsten  Jahrzehnt  noch  Bulgarien,  Portugal  und  Schweden  an), 
unterblieb  gleichzeitig  jeder  offene  Zollkonflikt.  Dagegen  in  der  Caprivi- 
periode  und  in  der  damit  übereinstimmenden,  weil  wesentlich  mit  dem 
gleichen  Vertragstarif  weiter  operierenden  Hohenlohezeit  hatten  wir  erst 
den  Zollkrieg  mit  Rußland  vom  1.  August  1893  bis  zum  März  1894,  und 
gleich  darauf  den  Zollkrieg  mit  Spanien  vom  Mai  1894  bis  zum  Juli  1896: 
oder,  wenn  man  schon  in  der  Vorenthaltung  der  Meistbegünstigung  die  Auf¬ 
hebung  des  regelrechten  Friedenszustands  sehen  will,  sogar  bis  zum  Anfang 
des  Jahres  1899,  wo  endlich  mit  der  mehr  als  anständigen  Bezahlung  der 
Karolinen  das  volle  Meistbegünstigungsverhältnis  wiederhergestellt  wurde. 

Diese  Erfahrung  aus  der  Periode  der  deutschen  Zollherabsetzungen  kann 
jedoch  nur  auf  den  ersten  Blick  widersinnig  erscheinen.  Zollermäßigungen 
an  sich,  autonome  Zollmilderungen  werden  natürlich  niemals  zu  internatio¬ 
nalen  Zusammenstößen  führen.  Der  alte  prinzipielle  Freihandel  dachte  denn 
auch  stets  einfach  an  solche  autonome  Zollermäßigungen.  Damit  be¬ 
friedigte  er,  worauf  ihm  alles  ankam,  seinen  heimischen  Konsumenten.  Was 
ging  es  aber  diesen,  sagen  wir  englischen  oder  deutschen  Konsumenten  an, 
wenn  Rußland  sich  selber  und  seinen  russischen  Konsumenten  das  englisch¬ 
deutsche  und  russische  Eisen,  und  ebenso  die  Maschinen,  die  Textilwaren 
und  was  sonst  noch  durch  russische  Zölle  verteuerte?  x)  Der  prinzipielle 
Freihandel  erstrebte  lediglich  autonome  Zollaufhebungen,  wollte  diese  sofort 
nach  allen  Seiten  und  Zufuhrländern  in  Kraft  setzen;  dieser  Übergang  von 
seiner  Konsumententheorie  zur  entsprechenden  wirtschaftspolitischen  Tat 

‘)  Über  den  Gegensatz  des  alten  prinzipiellen  Freihandels  zur  Tarifvertragspolitik  siehe  meine  Grundzüge  der 
Handelspolitik  /  Berlin  1902  /,  besonders  über  Prince- Smith,  pag.  149  ff.  Im  Jahr  1848,  nach  der  Bericht¬ 
erstattung  des  Volkswirtschaftlichen  Ausschusses  der  Frankfurter  Nationalversammlung  schreibt  Prince-Smith 
nach  Frankfurt:  » Handeln  und  nicht  Verhandeln  ist  unser  Zweck  .  .  .  England,  welches  seinen  handels¬ 
politischen  Unterhandlungen  den  stärksten  Nachdruck  zu  geben  vermag,  hat  seine  so  lange  fortgesetzten. 
Versuche  zur  Erweiterung  des  Handels  durch  Verträge  für  gegenseitige  Gewährungen  als  völlig 
eitles  Bemühen  aufgegeben.  Sir  Robert  Peel  erklärte  nachdrücklich  bei  seinen  Zollherabsetzungen :  Seine 
reiche  Erfahrung  habe  ihn  überzeugt,  daß  ein  Land  eine  Maßregel,  die  ihm  einen  Vorteil  brächte,  nicht  um 
einen  Tag  versäumen  dürfe  in  der  Erwartung  durch  Verschieben  andere  Länder  zu  Maßregeln  zu  veran¬ 
lassen,  die  noch  einen  zweiten  Vorteil  brächten;  das  Warten,  bis  man  zwei  Vorteile  auf  einmal  erreichtf 
sei  der  Weg  zum  Verfehlen  beider.  England  habe  es  sich  daher  zum  Prinzip  gemacht  seine  Tarifgesetze 
lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  eigenen  Landes,  ganz  unbekümmert  um  die  Schritte  fremd¬ 
ländischer  Handelspolitik  festzustellen.« 
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weckte  erklärlicherweise  im  Ausland  stets  ein  angenehmes  Echo,  wenn  auch 
vielleicht  nur  in  anerkennenden  Worten  und  nicht  in  ähnlichen  Taten.  Ganz 
anders  jedoch  die  nicht  prinzipiell-freihändlerische  Auffassung,  wie  sie 
in  ihrer  Tarifvertragspolitik  auch  Graf  Caprivi  und  vor  allem  der  damals 
entscheidende  Unterhändler,  Freiherr  von  Marschall,  vertraten.  Diese  grund¬ 
verschiedene  Auffassung  will  mit  den  heimischen  Zollnachlässen  ausländische 
Zollherabsetzungen  für  die  exportierenden  Produzenten  eintauschen.  Sie  ist 
in  so  überragendem  Maß  Produzentenpolitik,  daß  sie  diese  Zollnachlässe,  so 
sehr  sie  jederzeit  den  Konsumenten  erfreuen  mögen,  nicht  gewähren  will, 
falls  der  ausländische  Gegenpartner  unzugänglich  bleibt  für  die  Interessen 
der  Exportproduktion,  die  man  bei  den  internationalen  Verhandlungen  ins 
Auge  gefaßt  hat.  Auf  die  erste,  zunächst  dem  Freihandel  näherrückende 
und  scheinbar  wesensgleiche  Stufe,  die  Bereitschaft  zur  Zollerniedrigung, 
folgt  bei  diesem  handelspolitischen  System,  ganz  im  Gegensatz  zur  Frei- 
liandelstheorie  und  meist  auch  zur  vorbildlichen  Freihandelspraxis,  die 
zweite,  wesentlich  andere  Stufe:  was  will  und  kann  man  gegen  die  eigenen 
Zollermäßigungen  und  vertragsmäßigen  Zusicherungen  durchdrücken  und 
einheimsen  an  fremden  Zollherabsetzungen  und  Zollbindungen?  Jede  der¬ 
art  eingeleitete,  weitschichtige  Tarif  Vereinbarung  zwingt  mit  einemmal, 
innerhalb  bestimmter  Termine  und  auf  allen  möglichen  Produktionsgebieten, 
auch  den  Gegner  zu  weittragenden,  folgenschweren  Entscheidungen,  die 
ihm  aus  eigenem  Antrieb  oft  ganz  fern  gelegen  haben  würden,  und  die  ihm 
oft  genug  nur  mühsam,  halb  durch  Drohungen  halb  durch  Versprechungen, 
abgerungen  werden.  Damit  verliert  sich  selbstverständlich  das  angenehme 
Auslandsecho  mehr  und  mehr;  um  so  stärker,  je  intensiver  der  Tarifvertrags¬ 
gedanke  sich  durchzusetzen  sucht,  das  heißt,  je  zahlreichere  vertragsmäßige 
Einzelfestlegungen  erstrebt  werden. 

Für  den  ersten  russischen  Handelsvertrag  von  1894  erreichte  beispielsweise 
die  deutsche  Regierung,  nach  ihrer  Denkschrift  zur  Reichstagsvorlage,  zu¬ 
letzt  das  Folgende  (und  ihre  Forderungen  an  Rußland,  die  vorangingen,  um¬ 
faßten,  wie  man  sich  denken  kann,  noch  ganz  andere  Gegenzugeständnisse): 

»Den  russischerseits  . . .  zugestandenen  Zollermäßigungen  und  -bindungen  liegt  zu¬ 
grunde  der  allgemeine  russische  Zolltarif  für  den  europäischen  Handel  vom  11.  (23.) 
Juni  1891  . . .  Von  den  218  Positionen,  ungerechnet  die  Zahl  der  Unterabteilungen, 
in  welche  viele  Artikel  des  russischen  Zolltarifs  zerfallen,  sind  die  Zollsätze  von 
71  teils  ermäßigt  teils  gebunden.  Ferner  hat  Deutschland  kraft  seines  vertrags¬ 
mäßigen  [auch  erst  damals  geschaffenen)  Meistbegünstigungsrechts  auf  die  Zoll¬ 
ermäßigungen  für  15  weitere  Positionen  respektive  Unterabteilungen  von  solchen 
Anspruch,  welche  im  französisch-russischen  Handelsabkommen  vom  5.  (17.)  Juni  1893 
festgesetzt  und  in  den  vorliegenden  Vertragstarif  nicht  übernommen  sind.  Auch  im 
Schlußprotokoll  sind  wertvolle  tarifarische  Begünstigungen  vereinbart.«2) 

Ohne  kritische  Augenblicke  wird  eine  solche  weitgesteckte  und  vielver¬ 
schlungene  Auseinandersetzung  selten  verlaufen.  Wenn  vollends  dem  Gegen¬ 
partner  eine  derartige  Vertragspolitik  noch  vollkommen,  ungewohnt  und 
innerlich  fremd  ist.  wie  dies  für  Rußland  am  Beginn  der  neunziger  Jahre 
zutraf,  so  erscheint  der  Abbruch  der  Verhandlungen  mit  seinem  Gefolge  von 
Kampfmaßnahmen  und  Kraftproben  gar  nicht  so  rätselhaft,  auch  in  der  Ära 
der  bedingungsweise  geplanten  Zollherabsetzungen  wie  im  Fall  Caprivi  und 
Marschall.  Im  Vergleich  hiermit  litt  die  Bülowperiode  zwar  an  dem  Nach- 

1 )  Siehe  die  Reichstagsdrucksache  190  der  Session  1893-1894:  Denkschrift,  pag.  17. 
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Ae il,  daß  sie  wieder  zu  höheren  Agrarzöllen  zurückkehren  wollte,  andrer¬ 
seits  jedoch  kam  ihr  zu  Hilfe,  daß  Rußland  längst  aus  dem  alten  Geleise 
der  autonomen  Zollpolitik  herausgebracht  war  und  kaum  daran  denken 
konnte  in  die  Vertragslosigkeit  oder  in  die  bloße  gegenseitige  Meistbegünsti¬ 
gung  von  neuem  zurückzufallen,.  - 

Aber  jedenfalls  sieht  man:  Die  Bereitwilligkeit  zu  Zollermäßigungen  auf  der 
einen  Seite  ist  noch  lange  nicht  der  gesicherte  Tarifvertragsfrieden. 

UF  welchem  Weg  glitt  nun  die  Caprivi-Marschallsche  Handels¬ 
politik,  trotz  ihres  weiten  grundsätzlichen  Entgegenkommens,  den¬ 
noch  in  den  Zollkrieg  hinein?  Lag  die  letzte  Schuld  schließlich 
doch  nur  an  Deutschland?  Oder  dürfen  wir,  trotz  unserer  neuesten 
Berliner  echtjuchtenen  Internationalität,  die  ganze  oder  doch  die 
vorwiegende  Schuld  Rußland  beimessen? 

Im  Winter  1890-1891,  »aus  Anlaß  der  von  Deutschland  mit  Österreich-Ungarn 
eingeleiteten  Handelsvertragsverhandlungen«3),  regte  Rußland  den  Meinungs¬ 
austausch  über  eine  Zollübereinkunft  an.  Über  die  Grundzüge  der  deutschen 
Zolländerungen  konnte  es  kaum  im  Zweifel  sein,  sowenig  sich  die  kommen¬ 
den  deutschen  Agrarzollermäßigungen  auch  sofort  genau  in  Mark  und  Pfennig 
angeben  ließen.  An  eigene  Zollermäßigungsvorschläge  dachte  jedoch  die 
russische  Regierung  keineswegs;  sie  ging  einfach  von  der  Auffassung  aus, 
daß  Deutschland  das  russische  Getreide  nicht  zu  entbehren  vermöge,  und 
daß  es  daher  für  seine  Getreidezollermäßigung  »Zugeständnisse  bezüglich  des 
russischen  Zolltarifs  nicht  beanspruchen  könne«.  Noch  mehr,  fast  Zug 
um  Zug  mit  den  deutsch-österreichischen  Besprechungen,  die  sich  zweifellos 
nur  in  der  Richtung  von  Zollabtragungen  und  Zollbindungen  bewegen 
konnten,  vollendete  Rußland  seinen  neuen  Zolltarif,  ganz  überwiegend  in  der 
Richtung  von  Zollsteigerungen: . 

»Am  10.  Juni  1891  erhielt  der  neue  Zolltarif,  der  unter  Mitwirkung  von  Beamten, 
Gelehrten  und  Praktikern  entstanden  war,  die  kaiserliche  Genehmigung.  Am  1.  Juli 
trat  er  in  Kraft.  In  der  Motivierung  war  darauf  hingewiesen,  daß  der  Tarif  von 
1868,  der  mutatis  mutandis  bis  jetzt  [aber  unter  zahllosen  EinzelerhöhungenJ  be¬ 
standen  habe,  nur  die  Fabrikate  schütze,  die  Einfuhr  von  Rohstoffen,  Halbfabrikaten 
sowie  von  Werkzeugen  dagegen  begünstige.  Die  Erzeugung  von  Fertigfabrikaten 
habe  sich  daher  gut  entwickelt,  die  Erzeugung  von  Halbfabrikaten  und  die  Ge¬ 
winnung  von  Rohstoffen  sei  hingegen  zurückgeblieben,  die  einzelnen  Änderungen  im 
Lauf  der  Zeit  seit  1877  seien  nicht  ausreichend.  Um  eine  »Gleichmäßigkeit  des 
Schutzes«  zu  schaffen,  die  Produktion  in  allen  Zweigen  und  Stadien  zu  heben,  sei 
es  nötig  gewesen  einen  neuen  Tarif  zu  schaffen,  der  die  veränderte  Lage  der  russi¬ 
schen  Produktion,  die  Änderung  der  Warenwerte  sowie  das  Erscheinen  neuer  Waren 
am  Markt  berücksichtigt.  Das  seien  die  leitenden  Grundgedanken  bei  Schaffung  des 
Tarifs  gewesen.«4) 

Diesen  neuen,  erhöhten  Tarif  bot  Rußland  Deutschland  als  genügende 
Gegenleistung  an:  genügend,  weil  alle  Einfuhrstaaten  gleich,  nämlich  gleich¬ 
falls  nach  dem  erhöhten  neuen  Tarif,  behandelt  würden.  Deutschland  bleibe 
also  durchaus  der  Rang  der  Meistbegünstigung  erhalten,  gleichviel  ob  tat¬ 
sächlich,  wie  früher,  oder  vertragsrechtlich,  wie  man  dies  für  die  Zukunft 
festlegen  könne.  Dafür  sei  umgekehrt  auch  Rußland  die  Meistbegünstigung 

3)  Siehe  für  dieses  und  das  Folgende  die  in  meinem  Artikel  Russische  und  deutsche  Handelspolitik,  in  die. 
sem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  484.  f„  erwähnte  Denkschrift  für  den  Bundesrat  zur  Begrün¬ 
dung  der  Kampfzölle. 

4)  Siehe  Zweig  Die  russische  Handelspolitik  seit  1877  /  Leipzig  1906/,  pag.  33  f. 
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in  Deutschland  nicht  zu  versagen;  das  heißt,  die  niedrigeren  Vertrags¬ 
zollsätze,  die  Österreich-Ungarn  bewilligt  wurden,  seien  auoh  auf  die  russi¬ 
schen  Einfuhren  auszudehnen  (also  Zollsatz  für  Weizen  und  Roggen  3,50 
statt  5  Mark,  für  Hafer  2,80  statt  4  Mark  usw,), 

Daß  Deutschland  unter  solchen  Verhältnissen  mehr  die  materielle  Schlechter¬ 
stellung  hervorhob  und  weniger  auf  die  formalrechtliche  Gleichstellung  achtete, 
wird  man  ihm  im  Grunde  nicht  verargen  können.  Die  Antwort  Rußlands 
bestand  jedoch  nicht  in  versöhnlicherm  Entgegenkommen,  sondern  vom 
1.  August  1893  ab  in  der  Anwendung  des  kurz  vorher  neugeschaffenen 
Maximaltarifs,  der  nochmals  um  15  bis  30  %  über  dem  grundlegenden 
Generaltarif  von  1891  stand.  Deutscherseits  wurden  nunmehr  die  russischen 
Einfuhren  mit  dem  im  Zolltarifgesetz  (§  6)  von  1879  vorgesehenen  Kampf¬ 
zollzuschlag  von  50  %  belegt.  Hierauf  erwiderte  Rußland  abermals  mit 
einem  50prozentigen  Zuschlag  zu  den  Sätzen  seines  Maximaltarifs,  ferner 
mit  Erhöhung  der  Kronslastengelder  für  deutsche  Schiffe  von  10  Kopeken 
auf  1  Rubel  für  die  Last  (=2  Tonnen).  Der  Zollkrieg  war  somit  bald  im 
vollen  Gang. 

Daß  hierbei  auch  Deutschlands  Handel  und  Exportproduktionen  schwere 
Wunden  erlitten,  ist  unbestreitbar.  Die  deutsche  Regierung  mit  ihrer,  in 
den  großen  Umrissen  feststehenden  und  klar  gegebenen  Do  ut  des-Handels- 
politik  hatte  jedoch  von  vornherein  eine  sehr  starke  Stellung  gewonnen. 
Nach  der  russischen  Seite  insofern,  als  die  vorangegangenen  Jahre,  voll¬ 
ständig  im  Widerspruch  zu  den  russischen  Illusionen,  die  verhältnismäßige 
Leichtersetzbarkeit  der  russischen  Lebensmittelzufuhren  erwiesen  hatten. 
Gerade  beim  Beginn  der,  zunächst  noch  lange  Zeit  friedlichen  Auseinander¬ 
setzungen  hatten  die  erschreckenden  russischen  Mißernten  zu  einem  Ge¬ 
treideausfuhrverbot  im  Zarenreich  geführt.  Die  Donauländer,  die  Vereinigten 
Staaten,  Argentinien  hatten  den  Fehlbetrag  auf  dem  Weltmarkt  und  in 
Deutschland  ohne  Schwierigkeiten  gedeckt.  Das  gleiche  wiederholte  sich 
jetzt  speziell  für  Deutschland,  nachdem  die  niedrigeren  Vertragssätze  auch 
den  Vereinigten  Staaten  und  Argentinien  zugestanden  waren.  So  erhielt 
Deutschland  von  Rußland  Weizen:  1889  3  012  467  Doppelzentner,  1890 
3  708  225,  1891  7  680  290,  1892  nur  noch  1  464  435  und  1893,  im  Kriegsjahr, 
gar  nur  216  326  Doppelzentner;  Roggen:  1889  9  201  890,  1890  7  504  610, 

1891  7  293  340,  1892  nur  noch  794  832  und  1893  992  351  Doppelzentner. 
Dafür  lieferten  aber  beim  Weizen  in  Prozenten  der  deutschen  Gesamteinfuhr: 
die  Vereinigten  Staaten  1890  7,7,  1891  15,8,  1892  48,6  und  1893  44,7  %; 
Rumänien  1891  4,73,  1892  7,08,  1893  20,41  %;  Argentinien  1891  1,36, 

1892  5,10,  1893  21,52  %.  Ferner  beim  Roggen:  Rumänien  1888  1,02,  1889 
3,01,  1891  2,76,  1892  4,88,  1893  dagegen  23,17  %;  die  Türkei  und  Bulgarien 
1891  3,9,  1892  und  1893  20,6  und  16,8  %..  Die  5  Hauptgetreidearten  (Weizen, 
Roggen,  Gerste,  Mais,  Hafer)  zusammengefaßt,  zeigte  Deutschland,  im 
wesentlichen  je  nach  seinen  eigenen  besseren  und  schlechteren  Ernten,  fol¬ 
gende  Gesamtzufuhren:  1891  30  017  152  Doppelzentner,  1892  32  332  553, 

1893  27  867  966  Doppelzentner.  Auf  Rußland  dagegen  entfielen  hiervon  1891 
16  315  000,  1892  nur  5  925  000  und  1893  vollends  nur  3  878  000  Doppel¬ 
zentner.  Bei  durchschnittlich  knapper  Deckung  des  Weltmarktbedarfs  und 
bei  aufstrebenden  Getreidepreisen  mochte  diese  Absatzverschiebung  wieder 
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an  anderen  Stellen  ohne  Not  auszugleichen  sein.  Damals  hatten  wir  (1893- 
1894)  eher  eine  weltwirtschaftliche  Überproduktion  und  rasch  fallende 
Preise;  jede  Abdrängung  von  einem  so  wichtigen  und  naheliegenden  Markt 
wie  Deutschland  war  deshalb  für  die  russische  Landwirtschaft  ein  schwer 
zu  verwindender  Schlag.  Die  Kampfeslust  der  leitenden  russischen  Kreise 
erlahmte  sehr  rasch;  die  Neigung  zu  Zugeständnissen  bei  den  Industriezöllen 
erwachte. 

Die  zweite  Gefahr  für  die  deutsche  Regierung  lag  in  der  rapid  anschwellen¬ 
den  agrarischen  Massenbewegung.  Man  kann  heute,  aus  genügendem 
geschichtlichen  Abstand,  ruhig  sagen,  daß  die  Caprivische  Vertragspolitik 
vollständig  hätte  scheitern  müssen,  wenn  sie  erst  1893-1894  mit  einem  ähn¬ 
lichen  Vertrag  wie  dem  russischen  begonnen  hätte.  So  aber  stand  der, 
zunächst  Österreich-Ungarn  gewährte  3,50  Mark-Getreidezoll  schon  längst 
in  Kraft,  er  war  auf  die  Balkanländer,  auf  Nordamerika  und  Argentinien 
übertragen  worden.  Die  Festhaltung  des  5  Mark-Zolls  gegen  Rußland  hätte 
dem  deutschen  Kornbau  nichts  mehr  genützt,  sie  hätte  nur  so  viel  rumäni¬ 
sches,  amerikanisches,  argentinisches  niedrig  verzolltes  Getreide  mehr  heran¬ 
gezogen  als  man  russisches  Getreide,  weil  höher  verzollt,  ferngehalten  hätte. 
Die  Auflehnung  der  agrarischen  Massen  konnte  nach  allem  Vorangegangenen, 
das  sich  nicht  mehr  abändern  ließ,  lediglich  in  Agitationen  und  Demonstra¬ 
tionen  bestehen.  Realpolitisch  war  an  einen  agrarischen  Zollkrieg  gar 
nicht  zu  denken:  an  einen  Zollkrieg,  der  seitens  der  in  letzter  Linie  maß¬ 
gebenden  deutschen  Kreise  zum  Zweck  dauernder  agrarischer  Zoll-  und 
Preissteigerungen  hätte  geführt  werden  können.  Realpolitisch  handelte  es 
sich  vielmehr  nach  allen  gegebenen  Voraussetzungen  von  vornherein  lediglich 
um  einen  Zollkrieg  mit  rein  export  i  n  d  u  s  t  r  i  e  1 1  e  n  Zielen:  mit  der  ent¬ 
scheidenden  Front  nicht  gegen  die  deutschen  Lebensmittelkonsumenten 
sondern  gegen  die  russischen  Industriezölle  und  Absatzerschwerungen 
gekehrt,  mochte  der  erste  oberflächliche  Augenschein  (ein  7,50  Mark- 
Getreidekampf  zoll  gegen  Rußland!)  den  Uneingeweihten  noch  so  sehr 
täuschen.  Und  ernstlich  stand  höchstens  noch  in  Frage,  ob  die  deut¬ 
schen  Industrie  Vertretungen  entschlossen  zugreifen  und  für  die 
deutsche  Industrieausfuhr  nach  Kräften  herausschlagen  würden,  was  Ruß¬ 
land  in  seiner  Zwangslage  kaum  verweigern  konnte.  Vor  allem  der  Zentral¬ 
verband  deutscher  Industrieller  trat  ins  Gewehr;  seine  Vertrauensleute,  die 
Wachler,  Möller,  Kommerzienrat  Vogel,  entfalteten  in  dem  eigens  neu¬ 
geschaffenen  Zollbeirat  eine  außerordentliche  Energie,  und  auf  der  Dele¬ 
giertenversammlung  vom  19.  Februar  1894  feierten  die  Scharfmacher  den 
neuen  Vertrag  förmlich  als  ihr  Werk.  Herr  Möller,  der  spätere  Handels- 
minister,  zog  zwischen  wirklicher  Landwirtschaft  und  Agrariern  etwa  den 
selben  Unterschied,  den  die  Scharfmacher  sonst  zwischen  Arbeiterschaft  und 
sozialdemokratischer  Partei  zu  machen  belieben: 

»Meine  Herren,  in  dem  gegenwärtigen  Kampf  der  Landwirtschaft  gegen  die  In¬ 
dustrie  handelt  es  sich  nicht  um  wohlverstandene  landwirtschaftliche  Interessen, 
die  sich  wehren  müssen  gegen  Vergewaltigungen,  die  der  Landwirtschaft  von  der 
Industrie  zugefügt  werden  sollen.  Nein,  meine  Herren,  es  hat  einen  viel  tiefem, 
einen  politischen  Hintergrund.  Die  landwirtschaftlichen  Interessen  sind  aufgebauscht 
von  einer  bestimmten  politischen  Partei,  die  durch  die  Erweckung  des  Fanatismus 
auf  landwirtschaftlichem  Gebiet  zur  Herrschaft  für  ihre  politischen  Parteizwecke 
kommen  will.  Das  ist  des  Pudels  Kern.« 

Herr  Bueck  aber  sprach  mit  unverkennbarer  persönlicher  Genugtuung  von 
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dem  »epochemachenden  Ereignis  in  der  Geschichte  der  Handelspolitik 
unseres  Vaterlands«: 

»Von  der  Tätigkeit  der  Vertreter  der  Landwirtschaft  [im  Zollbeirat]  ist  mir  nichts 
bekannt  geworden;  um  so  mehr  aber,  meine  Herren,  kann  ich  hier  aus  vollster  Über¬ 
zeugung  bekunden,  daß  die  Vertreter  des  Handels  und  ganz  besonders  die  Vertreter 
der  Industrie,  die  Herren  Oberbergrat  Wachler,  Kommerzienrat  Möller  und  Kom¬ 
merzienrat  Vogel,  mit  einem  unvergleichlichen  Fleiß,  mit  einer  unerschöpflichen 
Arbeitskraft,  mit  einem  großen  Verständnis  gearbeitet  haben,  indem  sie  suchten  von 
den  Sachverständigen  die  Wahrheit  über  ihre  Wünsche  zu  erfahren,  sich  über  die 
Berechtigung  ihrer  Forderungen  aufzuklären  und  mit  einer  außerordentlichen  Energie 
diese  Wünsche  nachher  bei  den  Verhandlungen  zu  befürworten,  daß  sie  das  äußerste 
geleistet  haben,  was  in  derartigen  Stellungen  geleistet  werden  kann,  und  daß  sie 
sich  dadurch  die  ganze  deutsche  Industrie  zu  Dank  verpflichtet  haben  [Lebhafter 
Beifall] .  Ich  habe  die  Überzeugung,  meine  Herren,  daß  mit  der  Geschichte  der 
deutschen  Handelspolitik  und  mit  diesem  epochemachenden  Vertrag  die  Namen 
dieser  drei  Herren  unvergänglich  verknüpft  sein  werden  [Erneuter  Beifall].«5) 

Sieht  man  von  den  unvermeidlichen  Übertreibungen  dieser  letzten  wirk¬ 
lichen  Sieger  auf  der  deutschen  Seite  ab,  so  wird  man  dem  Vertrag  nicht 
abstreiten  können,  daß  er  einer  schwer  erträglichen  Einschnürung  der  deut¬ 
schen  Industrieausfuhr  ein  Ende  bereitete,  ohne  daß  er  durch  seine  unerläß¬ 
liche  Vorbedingung:  russische  Gegenleistungen  für  die  deutschen  Zollermäßi¬ 
gungen  zu  verlangen,  dem  lange  Zeit  heftig  widerstrebenden  Rußland  irgend¬ 
wie  Unrecht  getan  hätte.  Würde  es  Sinn  haben  bei  solchen  großen  handels¬ 
politischen  Auseinandersetzungen,  bei  solchem  mitunter  ganz  unvermeid¬ 
lichen  Konflikt  der  Interessen  den  streitenden  Parteien  Vorhaltungen  zu 
machen,  so  könnten  sie  für  die  damalige  Periode  sicherlich  nicht  einseitig 
an  die  deutsche  Adresse  gerichtet  werden.  Die  Tarifvertragspolitik  macht 
sich  eben  nicht,  wie  manche  Harmoniegläubige  sich  einbilden,  unter  allen 
Umständen  ganz  von  selber  durch  eigene  heimische  Zollermäßigungen;  sie 
will  unter  Umständen  auch  gegen  ein  unzugängliches  Ausland  durchgedrückt 
sein,  und  dies  kann  gegebenenfalls  durchaus  im  Interesse  der  Industrie  und 
damit  auch  der  Industriearbeiter  liegen.  Gerade  der  Caprivische  Zollkrieg 
gegen  Rußland  ist  dafür  ein  schlagender  Beweis. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

EDUARD  BERNSTEIN  •  POLITISCHE  UNABHÄN¬ 
GIGKEIT  UND  POLITISCHE  UNVERANTWORTLICH- 

STERN  haben  die  beiden  ausgesprochen  sozialistischen  Parteien 
Englands  ihre  Parteitage  gehabt.  Beide  Tagungen,  sowohl  der  zu 
Bradford  abgehaltene  Kongreß  der  Unabhängigen  Arbeiterpartei, 
auf  dem  diese  Partei  die  Feier  des  zurückgelegten  21.  Lebens¬ 
jahrs  beging,  wie  der  Kongreß  der  Britischen  sozialistischen  Partei, 
der  in  London  stattfand,  haben  Zeugnis  von  einer  erfreulichen  Lebenskraft 
der  sozialistischen  Agitation  im  Inselkönigreich  abgelegt.  Man  kann  sagen, 
daß  auf  dem  Kongreß  der  Britischen  sozialistischen  Partei  sich  die  Neigung 
ziemlich  stark  fühlbar  machte  vom  starren  Doktrinarismus  der  Sozialdemo¬ 
kratischen  Föderation,  aus  der  diese  Partei  hervorgegangen  ist,  einiges  ab¬ 
zulassen.  Dagegen  hat  auf  dem  Kongreß  der  Unabhängigen  Arbeiterpartei 

Siehe  Der  deutsch-russische  Handelsvertrag,  aus  den  Verhandlungen  des  Zentralverbands  deutscher  Indu¬ 
strieller  /Berlin  1894/,  pag.  4  und  25. 
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die  Politik  der  Intransigenz  anscheinend  einen  großen  Erfolg  errungen.  Mit 
233  gegen  78  Stimmen  ist  dort  eine  Resolution  angenommen  worden,  die 
gemäß  ihrem  Wortlaut  die  Forderung  stellt  dem  Grundsatz  der  politischen 
Unabhängigkeit  im  Parlament  eine  solche  Anwendung  zu  geben,  daß  er 
Gefahr  läuft  in  die  Proklamierung  und  Praktizierung  parlamentarischer  Un¬ 
verantwortlichkeit  auszuarten.  Sie  lautet  nämlich: 

»Der  Parteitag  beschließt:  daß  das  System  der  Regierung  durch  das  Kabinett,  das 
die  Unterdrückung  der  Rechte  des  individuellen  Abgeordneten  auf  eine  angemessene 
Stimme  in  der  Politik  seiner  Partei  in  sich  schließt  und  den  Rücktritt  des  Mini¬ 
steriums  sowie,  die  Auflösung  des  Parlaments  zur  Folge  hat,  sobald  Anträge  des 
Kabinetts  verworfen  werden  (abgesehen  davon,  daß  es  die  freie  Erörterung  von 
Anträgen,  die  den  Stempel  des  Kabinetts  nicht  erhalten  haben,  fast  unmöglich 
macht),  der  guten  Regierung  des  Landes  zum  Schaden  gereicht,  und  daß  die  Par¬ 
lamentarische  Arbeiterpartei  ersucht  wird  im  Interesse  der  schließlichen  Zerbrechung 
dieses  Systems  keine  Rücksicht  auf  irgendwelche  Erwägungen  dieser  Art  zu  nehmen 
und  bei  allen  Fragen  nur  gemäß  den  Grundsätzen  zu  stimmen,  die  die  Partei 
vertritt.« 

Um  den  Sinn  des  in  dieser  Resolution  Gesagten  richtig  zu  erfassen,  muß  man 
mit  den  Eigentümlichkeiten  des  englischen  Regierungssystems  sowie  dem 
Wesen  und  der  Praxis  der  Geschäftsordnung  des  englischen  Parlaments 
einigermaßen  vertraut  sein. 

Das  Kabinett  ist  in  England  nicht,  wie  in  absolutistisch  oder  halbkonstitutio¬ 
nell  regierten  Ländern,  ein  aus  ganz  wenigen  Personen  zusammengesetzter, 
von  der  Krone  oder  einer  herrschenden  Oligarchie  ernannter  geheimer  Rat, 
sondern  es  ist  der  leitende  Ausschuß  des  nach  parlamentarischen  Grund¬ 
sätzen  gebildeten  Ministeriums,  das  selbst  wiederum  aus  Vertrauenspersonen 
der  Parlamentsmehrheit  zusammengesetzt  und  dem  Parlament  für  seine  Ver¬ 
waltung  verantwortlich  ist.  Bei  der  großen  Kopfzahl  des  englischen  Mini¬ 
steriums,  das  alle  parlamentarischen  Staatssekretäre  und  Unterstaatssekretäre 
der  verschiedenen  Staatsämter  sowie  noch  eine  Anzahl  höherer  Würden¬ 
träger  umfaßt,  ist  ein  engerer  geschäftsführender  Ausschuß  für  die  Besor¬ 
gung  der  spezifisch  politischen  Regierungsaufgaben  eine  unbedingte  Notwen¬ 
digkeit.  Dem  gegenwärtigen  Ministerium  gehören  einige  siebzig  Personen  an, 
von  denen  eine  größere  Anzahl  nur  Beigeordnete  leitender  Minister,  ein 
gutes  Dutzend  Geschäftsführer  und  Repräsentanten  des  königlichen  Haus¬ 
halts  sind  und  wieder  andere  Ämter  versehen,  die  sie  den  größten  Teil  des 
Jahres  außerhalb  Londons  halten.  Diese  alle  zu  den  Sitzungen  heranzuziehen, 
in  denen  über  die  Politik  der  Regierung  beraten  und  beschlossen  wird,  wäre 
ein  Unding,  es  hieße  zwischen  die  Abgeordneten  der  Partei  und  die  führen¬ 
den  Minister  eine  Zwischeninstanz  einschieben,  die  die  Leitung  der  politi¬ 
schen  Geschäfte  ohne  jeden  sachlichen  Vorteil  äußerst  schwerfällig  gestalten 
würde.  Diese  besorgt  faktisch  das  lediglich  aus  den  obersten  Leitern  der 
wichtigsten  Staatsämter  zusammengesetzte  Kabinett,  das  früher  noch  nicht 
ein  Dutzend  Personen  umfaßte,  allmählich  aber,  wie  das  ganze  Ministerium, 
mit  dem  Wachstum  der  sachlichen  Regierungsgeschäfte  und  der  Bedeutung 
der  einzelnen  Ministerien  gleichfalls  an  Zahl  zugenommen  hat  und  im  gegen¬ 
wärtigen  Ministerium  20  oder  21  Mitglieder  zählt.  Interessant  ist,  daß, 
während  das  Kabinett  tatsächlich  die  Regierung  des  Landes  bildet,  es  in 
der  britischen  Gesetzgebung  keine  Stätte  hat,  kein  Gesetz  irgendetwas  von 
ihm  weiß.  Es  ist,  wie  so  vieles  im  englischen  Verfassungsleben,  allmählich 
durch  die  Macht  der  Umstände  geworden  und  lebt  durch  sie.  Das 
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Kabinett  ist  als  Regierung,  wenn  nicht  buchstäblich  und  formell  vom  Parla¬ 
ment  ernannt,  so  doch  durch  den  Willen  der  Parlamentsmehrheit  eingesetzt. 
Ein  gegen  das  Kabinett  gerichteter  Beschluß  der  gewählten  Kammer  des 
Parlaments,  des  Hauses  der  Gemeinen,  bedeutet  seinen  Sturz.  Er  hat  den 
Rücktritt  des  ganzen  Ministeriums  zur  Folge  und  macht,  falls  sich  nicht  im 
Haus  eine  neue  Regierungsmehrheit  zusammenfindet,  Neuwahlen  notwendig. 

Der  Umstand  nun,  daß  das  Kabinett  in  letzter  Instanz  der  geschäftsführende 
Ausschuß  des  Hauses  der  Gemeinen  ist,  sichert  ihm  die  Verfügung  über  den 
größten  Teil  der  Zeit  des  Hauses.  Wohl  sind  durch  die  Geschäftsordnung 
auch  Tage  für  Anträge  von  Mitgliedern  aus  dem  Haus  (bills  of  private 
members)  vorgesehen.  Aber  die  Regierung  kann  nach  Bedürfnis  sich  vom 
Haus  die  Verfügung  über  einen  Teil  dieser  Tage  erbitten  und  erhält  sie  dann 
auch  zugebilligt.  Ein  Initiativantrag  aus  der  Mitte  des  Hauses  hat  selten 
Aussicht  es  über  die  2.  Lesung  hinaus  zu  bringen,  wenn  nicht  die  Regierung 
ihn  zu  dem  ihrigen  macht  oder  von  der  ihr  eingeräumten  Zeit  die  zu  seiner 
endgültigen  Durchberatung  nötige  Zeit  abgibt.  Noch  ist  zu  bemerken,  daß 
auf  die  Auswahl  des  Kabinetts  wie  überhaupt  des  Ministeriums  noch  heute 
die  Regierungspartei  weder  durch  Delegierte  noch  durch  ihre  Parlaments¬ 
fraktion  einen  unmittelbaren  Einfluß  ausübt.  Diese  Auswahl  liegt  vielmehr 
zunächst  in  der  Hand  des  anerkannten  obersten  Führers  der  Partei,  der  im 
Verein  mit  einigen  Vertrauensleuten  die  ihnen  für  die  verschiedenen  Re¬ 
gierungsposten  geeignet  erscheinenden  Personen  aussucht.  Dabei  werden 
zwar  bestimmte  Ansprüche  hervorragender  Parteimitglieder  und  auch 
Wünsche  bestimmter  Gruppen  berücksichtigt,  aber  der  ganze  Vorgang  spielt 
sich  hinter  den  Kulissen  ab,  wobei  Vetternschaf ten  und  der  Einfluß  der  für 
Parteizwecke  geöffneten  Börse  oft  genug  in  ähnlicher  Weise  ihr  Wort  drein¬ 
reden  wie  in  den  Zeiten  der  alten  Whig  und  Tory-Oligarchie  der*  traditio¬ 
nelle  Familienanspruch  gewisser  Zweige  des  Hochadels  auf  Ministerposten, 
der  übrigens  auch  heute  noch  nicht  völlig  der  Vergangenheit  angehört. 

Dies  vorausgeschickt,  wollen  wir  nun  dreien  der  Hauptredner  für  und  gegen 
die  obige  Resolution  das  Wort  geben.  Ich  folge  hierbei  dem  Bericht  des 
Labour  Leader,  der  das  offizielle  Parteiorgan  der  Unabhängigen  Arbeiter¬ 
partei  ist. 

»W.  LEACH  (Delegierter  für  Bradford  im  Namen  der  Antragsteller):  Redner  kenn¬ 
zeichnete  das  System  des  Kabinetts  als  Regierung  durch  einen  nicht  demokratisch 
gewählten  Vollziehungsausschuß.  Angenommen,  der  Bürgermeister  einer  Stadt  habe 
absolute  Macht  über  die  Gemeindeverwaltung.  Angenommen,  es  gäbe  keine  Kom¬ 
missionen.  Angenommen,  der  Bürgermeister  könne  die  Exekutive  mit  seinen  Freun¬ 
den  und  Verwandten  besetzen.  Angenommen,  diejenigen  Mitglieder  der  Partei  des 
Bürgermeisters,  die  dem  so  gebildeten  Vollziehungsausschuß  nicht  folgten,  würden 
als  Verräter  betrachtet.  Angenommen,  der  ganze  Zweck  der  Opposition  sei  die 
Partei  des  Bürgermeisters  zu  stürzen.  Was  für  eine  Sorte  Gemeindeverwaltung 
würde  man  unter  solchen  Verhältnissen  haben?  Das  aber  seien  die  Bedingungen 
des  parlamentarischen  Regierungssystems.  Der  Ministerpräsident  habe  [seinerzeit] 
versprochen,  daß  für  die  Abstimmung  über  die  Wahlreformvorlage  den  Mitgliedern 
»freie  und  uneingeschränkte«  Abstimmung  über  den  Zusatzantrag  betreffend  das 
Frauenstimmrecht  gestattet  werden  würde.  Dies  sei  das  Geständnis,  daß  die  Stimmen 
der  Mitglieder  in  der  Regel  gefesselt  und  versklavt  seien.  Es  sei  die  Pflicht  der 
Arbeiterpartei  diesen  Zustand  der  Dinge  auszurotten.  Es  sei  müßiges  Gerede,  daß 
immer  neue  allgemeine  Wahlen  stattfinden  würden,  wenn  die  Arbeiterpartei  an¬ 
kündigte.  daß  sie  in  Zukunft  stets  nur  gemäß  ihren  Prinzipien  abzustimmen  gedächte. 
Wüßte  die  Regierung  des  Tages  im  voraus,  was  die  Arbeiterpartei  zu  tun  beab- 
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W,  C.  ANDERSON  (Vorsitzender  der  Arbeiterpartei):  Viele  Einzelheiten  des 
Kabinettssystems  seien  schlecht,  aber  man  könne  ein  System  nicht  dadurch  ab¬ 
schaffen,  daß  man  so  tut,  als  ob  es  nicht  existiere.  Das  aber  verlange  die  Reso¬ 
lution  von  der  Arbeiterpartei.  Was  würde  nach  dem  Antrag  Bradford  an  die  Stelle 
des  Kabinetts  treten?  Das  gegenwärtige  System  der  Kabinettsregierung  sei  nicht 
das  einzige  System  einer  solchen.  Als  die  Arbeiterpartei  in  Australien  an  der 
Regierung  war,  seien  die  Mitglieder  des  Kabinetts  von  der  Partei  gewählt  worden. 
Die  Resolution  fordere  die  Partei  auf  bei  der  Abstimmung  nicht  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  was  aus  der  Regierung  werde,  aber  die  Arbeiterabgeordneten  seien  auf 
Homerule  und  andere  Maßregeln  verpflichtet.  Die  parlamentarische  Vertretung 
müsse  mehr  Kampfgeist  zeigen  und  die  Trennungslinie  von  den  Liberalen  schärfer 
ziehen,  aber  das  sei  etwas  ganz  anderes  als  was  die  Bradforder  Resolution  verlange. 
W.  JOWETT  (Abgeordneter  für  Bradford  als  Schlußredner):  Der  Delegierte  Wall- 
head  habe  behauptet,  die  Öffentlichkeit  entscheide  über  die  Reihenfolge  der  Ge¬ 
setze.  Daß  dies  nicht  richtig  sei,  beweise  das  jetzige  Parlament.  Eine  Parlaments¬ 
fraktion,  die,  wie  die  irische  Fraktion,  Macht  über  die  Regierung  hat,  könne  die 
Berücksichtigung  einer  Frage,  an  der  sie  besonders  interessiert  sei,  erzwingen.  Die 
Bradforder  Resolution  fordere  nur  die  Befolgung  einfacher  Ehrlichkeit  in  der  Re¬ 
gierung  des  Landes.  Er,  Redner,  wolle  selbst  unter  einer  Regierung  von  Arbeitern 
kein  Kabinettssystem  haben.  Er  wolle  keine  einseitige  Macht  der  Minister,  auch 
wenn  die  Minister  Arbeitervertreter  seien,  denn  sie  bedeute  Bureaukratentum.  Die 
Macht  müsse  bei  den  gewöhnlichen  Parlamentsmitgliedern  sein.  Als  er  sich  ver¬ 
pflichtete  für  Homerule  zu  stimmen,  habe  er  sich  damit  nicht  verpflichtet  gegen 
andere  Maßregeln  zu  stimmen,  die  er  billige.  Das  würde  auf  Erpressung  hinaus¬ 
laufen.  Bei  einer  Gelegenheit  habe  die  Arbeiterpartei  es  abgelehnt  einen  Antrag 
betreffend  die  Arbeitslosenunterstützung  einzubringen,  weil  die  Regierung  im  Amt 
gehalten  werden  müsse,  und  oft  sei  es  schwer  gewesen  Abstimmungen  der  Abgeord¬ 
neten  der  Arbeiterpartei  zu  verteidigen.  Wie  würde  die  Partei  zum  Beispiel  beim 
Antrag  auf  Abschaffung  der  Teesteuer  gestimmt  haben,  wenn  die  Tories  im  Amt 
wären?  Er  sage  voraus,  daß,  wenn  die  Tories  an  die  Regierung  kämen,  die  Ab¬ 
geordneten  der  Arbeiterpartei  wie  ein  Mann  für  Abschaffung  der  Teesteuer  stimmen 
würden.  Freilich  sei  eine  erzogene  Demokratie  nötig,  aber  wie  könne  man  eine 
solche  Demokratie  erzielen,  wenn  die  Arbeiterpartei  so  wie  jetzt  bei  Abstimmungen 
verfahre?  . . .  Ich  jedenfalls  lehne  es  ab  Sklave  zu  sein.« 

Unzweifelhaft  hat  die  Rede  Jowetts  viel  dazu  beigetragen,  daß  die  Brad¬ 
forder  Resolution  die  erwähnte  große  Mehrheit  erzielte.  Auf  den  ersten 
Blick  scheint  sie  auch  die  größte  Logik  für  sich  zu  haben.  Anders  jedoch, 
wenn  man  die  Verhältnisse  im  Parlament  und  im  Land  selbst  genauer  ins 
Auge  faßt. 

Das  gegenwärtige  parlamentarische  System  Englands  beruht  auf  dem  Prinzip 
der  Regierung  durch  die  Parlamentsmehrheit.  Es  ist  sicherlich  nicht  das 
vollkommenste  System  parlamentarischer  Regierung,  und  noch  weniger  ist  es 
das  letzte  Wort  demokratischer  Selbstregierung.  Für  seine  Verbesserung 
in  demokratischem  Sinn  nachdrücklich  zu  wirken  hat  die  Partei  der  Arbeiter 
alle  Ursache.  Aber  sie  kann  das,  wie  Anderson  ganz  richtig  bemerkt  hat, 
nicht  dadurch  erzielen,  daß  sie  das  zurzeit  noch  geltende  System  einfach 
ignoriert.  Denn  ihre  Abstimmungen  haben  unter  diesem  System  bestimmte 
Konsequenzen,  die  eintreten,  ob  sie  es  will  oder  nicht.  Sie  muß  daher  diese 
Konsequenzen  bei  der  Entscheidung  über  ihre  Abstimmungen  in  Betracht, 
ziehen,  wenn  sie  nicht  in  neue  und  viel  schlimmere  Sklaverei  geraten  soll 
als  die,  der  Jowett  zu  entweichen  strebt,  nämlich  in  die  sklavische  Abhängig¬ 
keit  von  toten  Formeln  und  blindwirkenden  Umständen. 

Das  läßt  sich  am  besten  an  konkreten  Beispielen  veranschaulichen.  Jowett 
erwähnt  einen  Fall,  wo  die  Arbeiterpartei  abgelehnt  habe  einen  Antrag  be- 
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treffend  die  Arbeitslosigkeit  einzubringen,  weil  die  Regierung  im  Amt  gehalten 
werden  müsse.  Da  sich  dieser  Fall  in  internen  Kreisen  abgespielt  hat,  läßt 
sich  nicht  beurteilen,  welche  Wirkung  der  Antrag  für  die  Förderung  der 
Interessen  der  Arbeitslosen  haben  konnte,  wenn  er  eingebracht  worden  wäre, 
und  ob  er  die  bestmögliche  Form  war  die  Sache  zu  fördern.  An  Anträgen 
und  Reden,  die  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  Unter¬ 
stützung  der  Arbeitslosen  verlangen,  hat  es  die  Arbeiterpartei  nicht  fehlen 
lassen.  Anträge  auf  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  stellen  aber  auch  und 
unterstützen  gegebenenfalls  die  Konservativen,  wobei  sie  natürlich  Bekäm¬ 
pfung  durch  Einführung  von  Schutzzöllen  meinen.  Sie  bringen  solche  Anträge 
namentlich  bei  Beratung  der  Adresse  ein,  mit  der  das  Parlament  die  Thron¬ 
rede  beantwortet,  als  Zusatzanträge  zu  der  Adresse,  weil  die  Annahme  jedes 
Zusatzes,  der  einen  Tadel  gegen  die  Regierung  wegen  irgendwelcher  Unter¬ 
lassung  in  sich  begreift,  deren  Rücktritt  herbeiführt,  je  nachdem  also  Neu¬ 
wahlen  nötig  machen  würde.  Diese  zu  erzwingen,  ehe  die  Homerulevorlage 
die  letzte,  entscheidende  Lesung  passiert  hat,  ist  zurzeit  die  parlamentarische 
Politik  der  Konservativen.  Seit  langem  versuchen  diese  allerhand  Manöver 
die  Regierung  bei  irgendeiner  Abstimmung  in  die  Minderheit  zu  bringen. 
Von  ihnen  ist  das  begreiflich  genug,  es  handelt  sich  für  sie  darum  so  rasch 
wie  möglich  selbst  wieder  an  die  Regierung  zu  kommen.  Für  die  Arbeiter 
ist  eine  solche  Aussicht  ganz  außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit,  für  sie 
würden  aber  auch  Neuwahlen  vor  der  endgültigen  Annahme  des  Homerule- 
gesetzes  so  unerwünscht  wie  nur  möglich  sein.  Denn  bei  solchen  würde  die 
Frage,  ob  Homerule  oder  nicht,  bei  der  Masse  der  Wähler  alle  anderen  Fragen 
in  den  Hintergrund  drängen,  dem  Wahlkampf  also  einen  Charakter  gehen, 
wie  er  dem  Interesse  keiner  Fraktion  der  Arbeiterpartei  entspricht.  In 
dem  von  Jowett  angezogenen  Fall  kann  es  sich  nun  nur  darum  gehandelt 
haben,  daß  von  der  Arbeiterpartei  im  englischen  Parlament  verlangt  wurde 
eine  Resolution  über  die  Arbeitslosenfrage  einzubringen,  von  der  diese  vor¬ 
aussah  oder  vorauszusehen  glaubte,  daß  auch  die  Schutzzöllner  für  sie 
stimmen  und  dadurch  der  ganzen  Sache  ein  falsches  Gesicht  geben  würden. 
Wiederholt  hat  sie  bei  solchen  Anlässen  das  Manöver  der  Konservativen 
dadurch  durchkreuzt,  daß  sie  rundweg  gegen  Resolutionen  stimmte,  denen 
diese  ihren  Stempel  aufdrücken.  Damit  aber  hat  sie  nur  getan,  was  unter 
viel  weniger  fraglichen  Umständen  die  Reichstagsfraktion  der  deutschen 
Sozialdemokratie  auch  getan  hat.  Auch  unsere  Fraktion  hat  es  schon  ab¬ 
gelehnt  für  Anträge,  denen  sie  grundsätzlich  hätte  zustimmen  können,  ihre 
Stimme  in  die  Wagschale  zu  werfen,  wenn  die  Sachlage  eine  solche  war, 
daß  sie  damit  nur  die  Geschäfte  einer  gegnerischen  Partei,  zum  Beispiel  des 
Zentrums,  besorgt  hätte.  Und  bei  uns  haben  parlamentarische  Abstimmungen 
in  den  allerseltensten  Fällen  die  Wirkung  eine  Parlamentsauflösung  mit  Neu¬ 
wahlen  herbeizuführen.  Gegebenenfalls  würden  wir,  die  wir  über  eine  ganz 
anders  verbreitete  Presse  und  viel  ausgebildetere  Organisationen  verfügen 
als  die  Arbeiterpartei  und  die  sozialistischen  Parteien  Englands  zusammen, 
es  als  törichten  Doktrinarismus  energisch  ablehnen  uns  von  anderen  Parteien 
in  eine  Abstimmung  hineinlocken  zu  lassen,  die  ohne  einen  von  uns  an¬ 
erkannten  Zweck  voraussichtlich  eine  Neuwahl  und  zwar  eine  Neuwahl  mit 
einem  die  Wähler  irreführenden  Losungswort  zur  Folge  haben  würde. 

Jedes  Parlament  hat  seine  Dynamik,  die  den  in  ihm  wirkenden  Parteien 
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ebenso  ihre  Gesetze  vorschreibt  wie  die  mechanisch-physikalische  Dynamik 

es  in  der  Natur  tut.  Man  macht  sich  aber  nicht  dadurch  zum  Herrn  der 
Gravitationsgesetze,  daß  man  ohne  Rücksicht  auf  sie  über  den  Rand  einer 
steilen  Höhe  hinwegzuspazieren  sucht,  sondern  nur  dadurch,  daß  man  unter 
Berechnung  ihres  Waltens  Maßnahmen  trifft,  die  die  unseren  Zwecken 
entgegenwirkenden  Kräfte  neutralisieren,  Wohl  kann  es  Vorkommen,  daß 
man  sich  bei  solcher  Rechnung  täuscht,  die  Bedeutung  einzelner  Gegenkräfte 
überschätzt.  Wenn  Jowett  meint,  daß  die  Arbeiterpartei  politische  Rechen¬ 
fehler  solcher  Art  begangen  hat,  so  ist  das  natürlich  eine  Sache  für  sich. 
Wenn  er,  worauf  der  Schluß  seiner  Rede  hindeutet,  der  Ansicht  ist,  daß  ohne 
die  oben  geschilderte  Rücksichtnahme,  durch  rücksichtsloseres  Vorgehen,  von 
der  liberalen  Regierung  sich  mehr  Zugeständnisse  hätten  erpressen  lassen 
als  es  der  Arbeiterpartei  gelungen  ist,  so  ist  das  eine  Tatsächlichkeitsfrage, 
über  die  ich  als  Außenstehender  mir  kein  Urteil  erlauben  werde.  Hier 
handelt  es  sich  nur  um  die  in  der  Resolution  formulierten  Prinzipien  der 
parlamentarischen  Taktik,  Und  bei  diesen  schlägt  die  Resolution  in  allen 
Punkten,  die  sie  berührt,  über  die  Schnur  und  würde,  buchstäblich  befolgt, 
daher  das  Gegenteil  von  dem  erzielen,  worauf  sie  vernünftigerweise  abzielen 
kann.  Wenn  es  zum  Beispiel  mit  Unbequemlichkeiten  für  die  Arbeiterpartei 
verbunden  ist,  daß  irgendwelche  beliebige  Abstimmung,  bei  der  die  Regierung 
in  die  Minderheit  kommt,  Auflösung  des  Parlaments  zur  Folge  haben  kann, 
so  würde  die  völlige  Beseitigung  des  Prinzips,  das  jener  Regel  zugrunde 
liegt,  praktisch  darauf  hinauslaufen  die  Regierung  gegen  die  parlamentarische 
Kritik  erst  recht  zu  immunisieren,  und  außerdem  die  Fraktion  der  Arbeiter 
im  Parlament  eines  Druckmittels  berauben,  das  unter  Umständen  wertvoller 
für  sie  sein  kann  als  die  Einschränkung  der  politischen  Verantwortlichkeit 
bei  den  Abstimmungen,  Nicht  die  Beseitigung  des  Prinzips  scheint  mir 
daher  im  Interesse  der  Arbeiterpartei  wie  überhaupt  der  demokratischen 
Fortentwickelung  des  Parlamentarismus  gelegen,  sondern  die  Festsetzung 
solcher  Normen  für  seine  Funktion,  die  es  unmöglich  machen  Abstimmungen 
über  Resolutionen  oder  Verbesserungsanträge  sachlicher  Natur  gegen  den 
Willen  der  Antragsteller  zu  Abstimmungen  für  oder  gegen  die  Regierung 
des  Tages  zu  stempeln. 

In  engem  Zusammenhang  mit  dieser  Frage  steht  die  andere,  ob  oder  in¬ 
wieweit  das  Kabinett  dem  Parlament  gegenüber  Solidarität  üben  soll. 
Anders  ausgedrückt,  ob  eine  Abstimmung,  die  gegen  ein  einzelnes  Kabinetts¬ 
mitglied  ausfällt,  als  das  ganze  Kabinett  treffend  behandelt  und  folglich  mit 
dessen  Gesamtrücktritt  beantwortet  werden  soll,  oder  ob  es  zulässig  sein 
soll  es  für  genügend  zu  erklären,  daß  in  solchem  Fall  nur  dieser  einzelne 
Minister  zurücktritt.  Heute  herrscht  das  Solidaritätsprinzip,  weil  die  An¬ 
sicht  vorwiegt,  daß  das  Kabinett  als  der  einheitliche  Träger  einer  bestimmten 
Politik  handeln  und  behandelt  werden  soll.  Ein  durchaus  richtiger  Gedanke, 
der  aber  in  seiner  heutigen  Praktizierung  mit  einem  Zwang  des  Kabinetts 
auf  die  eigene  Partei  und  auch  auf  Nebenparteien  verbunden  ist,  auf  den 
Snowden  nicht  ganz  mit  Unrecht  das  Wort  Erpressung  angewandt  hat. 
Wer  aus  bestimmten  Gründen  die  Auflösung  des  Parlaments  nicht  will,  wird 
gezwungen  sich  jeden  Minister  gefallen  zu  lassen,  der  aus  irgendwelchen 
Rücksichten  zweifelhafter  Natur  in  das  Kabinett  hineingenommen  ist,  auch 
wenn  er  sein  Amt  in  einer  Weise  verwaltet,  die  der  Mehrheit  der  eigenen 
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Partei  mißfällt.  Das  wird  im  radikalen  linken  Flügel  der  liberalen  Partei 
fast  noch  mehr  als  Übelstand  empfunden  als  von  den  Sozialisten.  Die  den 
Ansichten  dieses  linken  Flügels  Ausdruck  gebende  Wochenschrift  The  Nation 
schreibt  in  einem  Artikel  über  den  Parteitag  der  Unabhängigen  Arbeiter¬ 
partei,  im  Hinblick  auf  die  Bradforder  Resolution: 

»Wir  stehen  ihrer  Kritik  der  Praxis  des  Kabinettssystems  mit  der  kollektiven  Ver¬ 
antwortlichkeit  als  Achse  sehr  sympathisch  gegenüber.  Niemand  kann  sagen,  daß 
es  der  Ehrlichkeit  und  der  Leistungsfähigkeit  zugute  kommt.  Das  Schicksal  einer 
großen  Sache  wie  Homerule  sollte  nicht  vom  Verhalten  eines  einzelnen  Regierungs¬ 
amts  oder  dem  Benehmen  der  an  seiner  Spitze  stehenden  Person  oder  sogar  von  der 
Meinung  des  Hauses  der  Gemeinen  über  eine  untergeordnete  oder  eine  mit  ihr  nicht 
verbundene  Frage  abhängen.  Noch  sollte,  wenn  eine  Frage  wie  die  der  auswärtigen 
Politik  demonstrativ  aus  dem  Bereich  des  Parteistreits  ausgeschaltet  ist,  ein  liberales 
Kabinett  das  Recht  haben  für  deren  Verteidigung  die  Parteimaschine  in  Anspruch 
zu  nehmen,  die  für  die  Vertretung  liberaler  Ansichten  und  Empfindungen  im  Par¬ 
lament  aufgebaut  ist  und  erhalten  wird.  Wenn  die  Gemeinen  aufgefordert  werden 
die  auswärtige  Politik  freimütig  zu  betrachten,  so  muß  ihnen  eine  freimütige  Ab¬ 
stimmung  über  sie  eingeräumt  werden.  Fällt  dann  solche  Abstimmung  ungünstig 
aus,  so  sollte  der  Minister  und  nicht  das  Kabinett  zu  leiden  haben.« 

Die  Wochenschrift  The  Nation  ist,  wie  man  weiß,  entschiedene  Gegnerin  der 
Tripelententepolitik  Sir  Edward  Greys. 

Wenn  sie  aber  die  gegenwärtige  Praxis  der  Kabinettssolidarität  verwirft,  so 
ist  sie  doch  nicht  so  doktrinär  mit  dieser  Praxis  die  Sache  in  jeder  Form 
zu  verwerfen.  »Sicherlich«,  fährt  sie  fort,  »würden  wir  übel  handeln,  wollten 
wir  von  der  Regierung  als  einem  Ganzen  die  Verantwortung  nehmen  das  Haus 
entweder  hinsichtlich  ihrer  allgemeinen  Politik  und  Leitung  der  Geschäfte 
zufriedenzustellen  oder  abzutreten.«  Das  ließe  sich  jedoch  dadurch  er¬ 
reichen,  daß  das  System  der  Kabinettsregierung  zwar  nicht  abgeschafft,  aber 
im  Sinn  der  Bradforder  Resolution  abgeändert  würde. 

Nun  ist  das  freilich  keine  sehr  einfache  Sache,  Mit  Geschäftsordnungspara¬ 
graphen  allein  ist  es  da  nicht  abgetan.  Diese  können  nicht  so  formuliert 
werden,  daß  sie  in  das  innere  Leben  der  Parteien  eingreif en.  In  Wahrheit 
liegt  aber  das  Problem  zuletzt  bei  den  Parteien  und  nicht  bei  der  Ge¬ 
schäftsordnung  des  Hauses  der  Gemeinen,  Es  ist  ein  Problem  der  Demokrati¬ 
sierung  der  Parteien.  Dem  Parlament  gegenüber  muß  das  Kabinett  für 
seine  Politik  mit -den  Einschränkungen,  wie  sie  oben  angedeutet  sind,  soli¬ 
darisch  haftbar  bleiben:  der  Partei  gegenüber,  aus  der  es  hervor¬ 
gegangen  ist,  ist  diese  Solidarität  dagegen  nicht  am  Platz.  Sie  wird  auch 
gegenstandslos,  sobald  die  Methode  der  Kabinettsbildung  im  demokratischen 
Sinn  abgeändert,  diese  von  der  Partei  und  nicht  von  einem  kleinen  Kreis 
von  Parteigrößen  besorgt  wird.  Die  Bezeichnung  des  Kabinetts  als  eine 
undemokratisch  konstituierte  Körperschaft  ist  durchaus  nicht  zu  stark. 

Auf  dem  Weg  der  Demokratisierung  der  Kabinettsbildung  liegt  auch  die 
Lösung  des  letzten  Problems,  das  in  der  Bradforder  Resolution  berührt  wird: 
des  Problems  der  Initiativanträge  aus  den  Reihen  der  Abgeordneten.  Je 
mehr  die  Regierung  der  demokratisch  konstituierte  Ausschuß  der  Mehrheit 
der  Wähler  wird,  um  so  mehr  verlieren  diese  Initiativanträge  an  Bedeutung. 
Dije  vornehmste  Aufgabe  des  Parlaments  wird  immer  sein  diejenige  Ge¬ 
setzgebung  durchzuführen,  zu  der  ihm  die  Wähler  das  Mandat  gegeben 
haben.  Ihr  gegenüber  müssen  die  Wünsche  von  Sondergruppen  notgedrungen 
zurücktreten,  sie  werden  dies  um  so  eher  können  und  mit  um  so  größerm 
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Recht  einen  geringem  Raum  in  der  Geschäftseinteilung  des  Parlaments  zu¬ 
gewiesen  erhalten,  je  demokratischer  dieses  und  seine  Regierung  konstituiert 
werden. 

Darin  allein  kann  die  Lösung  der  Frage  gefunden  werden,  die  die  Bradforder 
Resolution  aufwirft,  und  wenn  die  Unabhängige  Arbeiterpartei  die  große 
Arbeiterpartei  dahin  bringt  in  diesem  Sinn  unablässig  ihren  Einfluß  geltend 
zu  machen,  so  wird  man  ihr  dazu  nur  von  Herzen  Glück  wünschen  können. 
Auch  dagegen,  daß  die  Partei  bei  passenden  Gelegenheiten  diesem  Streben 
dadurch  Nachdruck  verleiht,  daß  sie  unbekümmert  um  Kabinettsinteressen 
abstimmt,  läßt  sich  grundsätzlich  gewiß  nichts  einwenden.  Voraussetzung  ist 
nur,  daß  sie  die  Gelegenheiten  so  auswählt,  daß  mit  dem  Interesse  des 
gegnerischen  Kabinetts  nicht  zugleich  das  Interesse  der  eigenen  Partei  ver¬ 
letzt  wird,  diese  nicht  durch  die  Abstimmung  bei  der  Volksmasse  in  ein 
falsches  Licht  gesetzt  wird.  Das  würde  aber  geschehen,  wenn  sie  sich  dazu 
hergäbe  der  konservativen  Partei  Dienstmannschaft  zu  leisten.  Die  liberale 
Partei  ist  der  Arbeiterpartei  aus  verschiedenen  Gründen  eine  unangenehmere 
Konkurrentin  als  die  konservative  Partei.  Das  schafft  aber  die  Tatsache 
nicht  aus  der  Welt,  daß  die  erste  ihre  politische  Nachbarin  ist  und  nicht  die 
zweite.  Die  Partei  würde  sich  und  die  Interessen  der  Arbeiterschaft  schädi¬ 
gen,  wenn  sie  die  notwendige  Unabhängigkeit  von  der  Nachbarpartei  zu 
einer  Politik  auswachsen  ließe,  die  auf  politische  Unverantwort¬ 
lichkeit  hinausliefe. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

LUDWIG  QUESSEL  *  D RS  PRRLR/AENTRRISCHE 
REGIERÜNGSSYSTEM  UND  DER  IMPERIRLISMUS 

ÜNFTIGE  Historiker  des  deutschen  Imperialismus  werden  zweifel¬ 
los  feststellen  können,  daß  der  imperialistische  Gedanke  den  Blick 
des  Bürgertums  freier  und  weiter  gemacht  hat,  auch  für  die 
Probleme  der  innern  Politik.  Das  gilt  freilich  am  wenigsten  für  die 
Sozialpolitik.  Imperialisten  wie  Friedrich  Naumann  und  Paul  Rohr¬ 
bach,  die  dem  Bürgertum  predigen,  daß  die  größte  Zukunft  denjenigen  Völ¬ 
kern  gehört,  die  die  Schärfe  des  sittlichen  Bewußtseins,  betätigt  nach  dem 
Grundgedanken  der  sozialen  Gesetzgebung,  am  lebendigsten  bei  sich  zur  Ein¬ 
heit  zu  gestalten  wissen,  sind  in  Deutschland  noch  immer  spärlich  vertreten. 
Im  Gegensatz  zu  England,  wo  der  herrschende  liberal-pazifistische  Imperi¬ 
alismus  begriffen  hat,  daß  soziale  Reformen  die  notwendige  Vorbedingung 
einer  kraftvollen  imperialistischen  Betätigung  sind,  glaubt  die  Mehrheit  der 
deutschen  Imperialisten  noch  immer,  daß  nicht  der  Ausbau  unserer  sozialen 
Gesetzgebung,  sondern  die  polizeiliche  Einschränkung  der  Bewegungsfreiheit 
der  proletarischen  Organisationen  die  notwendige  Ergänzung  der  impe¬ 
rialistischen  Aktion  sei.  Sieht  man  jedoch  von  der  Sozialpolitik  ab,  so  kann 
man  nicht  verkennen,  daß  sich  langsam  im  deutschen  Bürgertum  die  Über¬ 
zeugung  Bahn  bricht,  daß  unser  halbparlamentarisches  Regierungssystem 
völlig  ungeeignet  ist  erfolgreich  imperialistische  Politik  zu  machen. 

Der  Imperialismus  will  bekanntlich  den  deutschen  Nationalstaat  durch  An¬ 
gliederung  von  Einflußsphären,  Protektoraten  und  Kolonieen  zu  einem  Welt¬ 
reich  ausbauen.  Ob  unsere  noch  in  halbfeudalen  Anschauungen  lebende 
Bureaukratie  das  geeignete  Instrument  ist,  um  diese  schwierige  Aufgabe  zu 
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vollbringen,  erscheint  nun  aber  selbst  denjenigen  zweifelhaft,  die  ein  ge¬ 
heimes  Grauen  vor  dem  parlamentarischen  Regierungssystem  haben.  Die 
Erfolglosigkeit  unseres  bureaukratischen  Imperialismus  liegt  auch  gar  zu 
offen  zutage,  als  daß  die  Anschauung  Delbrücks,  wir  würden  mit  unserm 
dualistischen  Regierungssystem  uns  sicher  noch  die  Welt  erobern,  zahlreiche 
Anhänger  finden  könnte.  Professor  Delbrück  nennt  unser  Regierungssystem 
aus  dem  Grund  dualistisch,  weil  sich  in  ihm  zwei  Gewalten  gegenüber¬ 
stehen.  Auf  der  einen  Seite  Beamtentum  und  Offizierkorps,  eng  verbunden 
zu  einem  regierenden  Organismus,  der  die  faktische  Regierungsgewalt  aus¬ 
übt;  auf  der  andern  Seite  die  jeweilige  Mehrheit  des  Reichstags,  die  die 
Tätigkeit  der  im  Namen  des  Kaisers  und  der  Bundesfürsten  regierenden  Be¬ 
amten  und  Offiziere  kontrolliert  und  kritisiert.1}  Dualistisch  ist  dieses  Re¬ 
gierungssystem  deshalb,  weil  die  regierenden  Beamten  und  Offiziere  nicht 
Vertrauensmänner  des  Parlaments  oder  richtiger  der  Parteien  sind,  die  im 
Parlament  eine  Mehrheit  bilden,  sondern  Beauftragte  der  Krone,  die  sich 
ihre  Vertrauensmänner  aus  den  Kreisen  der  höheren  Beamten  und  Offiziere 
wählt.  Diese  stehen  aber  dem  Parlament  kalt  und  fremd  gegenüber;  kein 
Weg  führt  von  den  Sitzen  (\er  Abgeordneten  zu  den  Ministersesseln.  Wie 
beim  dualistischen  Regime  kein  Beamter  oder  Offizier,  der  ein  Minister¬ 
portefeuille  innehat,  Parlamentarier  sein  kann,  kann  auch  kein  Parlamen¬ 
tarier  als  solcher  Minister  /sein  oder  es  werden.  Diese  Spaltung  der  poli¬ 
tischen  Kräfte  der  Nation  in  zwei  einander  entgegenwirkende  Teile  wird  in 
Deutschland  noch  vielfach  wie  eine  Naturtatsache  hingenommen.  Daß  Re¬ 
gierung  und  Parlament  eins  werden  könnten,  erscheint  dem  an  die  Zweitei¬ 
lung  der  politischen  Kräfte  Gewöhnten  zumeist  als  etwas  Widersinniges.  Wie 
der  Parsismus  in  der  Weltordnung  den  fortschreitenden  Streit  zweier  Ur- 
wesen,  eines  guten  und  eines  bösen,  erblickt,  so  sieht  der  konservativ  ge¬ 
richtete  Deutsche  im  Reichstag  das  böse  und  in  der  Regierung  das  gute 
Prinzip  verwirklicht,  die  beide  notwendigerweise  sich  im  Widerstreit  be¬ 
finden  müssen.  Bei  dem  liberalen  Deutschen  ist  die  Grundauffassung  die 
selbe,  nur  daß  ihm  der  Reichstag  als  die  Verkörperung  des  guten,  die  Regie¬ 
rung  aber  als  das  böse  Prinzip  erscheint.  Das  parlamentarische  Regierungs¬ 
system,  bei  dem  Parlamentswille  und  Regierungswille  eins  sind,  ist  in 
Deutschland  noch  etwas  Fremdes;  man  kann  sich  eine  Regierung,  die  sich 
nicht  im  Widerstreit  zum  Reichstag  befindet,  überhaupt  nicht  recht  vor¬ 
stellen.  Nicht  weiter  verwunderlich  ist  es,  daß  bei  den  Befürwortern  des 
politischen  Dualismus  das  parlamentarische  Regierungssystem  lebhaften 
Widerwillen  auslöst.  Um  eine  parlamentarische  Regierung  in  Deutschland 
als  unmöglich  zu  erweisen,  suchen  diese  die  politische  Kapazität  der  Parla¬ 
mentarier  möglichst  herab-  und  die  der  Bureaukratie  möglichst  heraufzu¬ 
setzen.  Es  ist  sehr  interessant  zu  beobachten,  wie  zum  Beispiel  Professor 
Delbrück  bei  seiner  Glorifizierung  des  dualistischen  Regierungssystems  allen 
Glanz  auf  den  regierenden  Organismus  (Beamtentum  und  Offizierkorps) 
fallen  läßt,  während  er  für  »die  kleinen  Leute«,  die  im  Reichstag  zum  Wort 
kommen,  nur  eine  schlecht  verhüllte  Mißachtung  übrig  hat.  Das  Beamten¬ 
tum  ist  ihm  die  »organisierte  politische  Intelligenz«,  während  die  Parlamen¬ 
tarier  die  »Masse«  darstellen,  »die  im  Reichstag  ihre  verschiedenen  Instinkte 
kundgibt«.  Nun  weiß  Delbrück  sehr  wohl,  daß  Männer,  die  an  der  Spitze 
dieses  regierenden  Beamtentums  standen,  eine  sehr  geringe  Meinung  von  der 

*)  Siehe  die  Rundschau  Politik,  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  442  f. 
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»Intelligenz«  bekundeten,  die  sich  in  ihm  verkörpert.  Freiherr  vom  Stein 
sprach  nie  anders  als  im  verächtlichsten  Ton  von  den  »bezahlten  Offizianten«, 
und  Bismarck  prägte  ein  halbes  Jahrhundert  später  sogar  das  Wort  von 
jenem  »Extrakt  von  Dummheit  und  Bosheit,  den  man  in  Preußen  den  Ge¬ 
heimen  Rat  nennt«.  Delbrück  ist  deshalb  so  vorsichtig  seine  Charakteristik 
des  Beamtentums  wie  folgt  einzuschränken: 

»Aber  wahr  ist  es,  daß  im  Beamtentum  sich  trotz  der  höchsten  Sachkunde  und  In¬ 
telligenz  eine  Verknöcherung  des  Denkens  und  Verengerung  des  Gesichtskreises 
nur  zu  leicht  herausbildet.  Pedanterie,  Formalismus,  Hochmut,  Kleben  am  Über¬ 
lieferten,  Strebertum,  Unfähigkeit  sich  in  neue  Aufgaben  und  Ausnahmezustände 
zu  finden,  das  sind  Eigenschaften,  die  sich  nur  zu  häufig  zeigen  und  die  uns  den 
Zorn  von  Männern  wie  Stein  und  Bismarck  wenigstens  erklärlich  machen.  Beim 
Militär  nennt  man  die  selbe  Erscheinung  Kommiß.«2) 

Obwohl  ich  keineswegs  bestreiten  möchte,  daß  im  regierenden  Beamtentum 
»Männer  von  höchster  Sachkunde  und  Intelligenz«’  anzutreffen  sind,  so  muß 
doch  auch  gesagt  werden,  daß  die  Art,  wie  sich  das  höhere  Beamtentum  in 
Deutschland  rekrutiert,  keine  Gewähr  dafür  bietet,  daß  unsere  Ministerien 
wirklich  so  etwas  wie  eine  »organisierte  politische  Intelligenz«  darstellen. 
In  einem  jüngst  veröffentlichten  sehr  lesenswerten  Büchlein  hat  der  Abgeord¬ 
nete  M.  Erzberger,  dem  man  eine  genaue  Kenntnis  der  leitenden  Persönlich¬ 
keiten  in  unseren  Reichsämtern  nicht  wird  abstreiten  können,  auch  die  Frage 
der  Rekrutierung  unseres  regierenden  Beamtentums  erörtert.  Er  gibt  davon 
folgendes  Bild: 

»Wenn  einmal  in  einem  Ministerium  von  einer  bestimmten  Studentenverbindung 
einige  alte  Herren  sitzen,  dann  kann  man  ganz  genau  beobachten,  wie  sich  das 
ganze  Ministerium  immer  mehr  färbt  nach  dem  Band,  das  diese  Herren  als  Studen¬ 
ten  getragen  haben.  Es  ist  eine  nicht  zu  leugnende  Tatsache,  daß  ohne  ein  Wort  der 
Empfehlung  oder  eine  persönliche  Beziehung  heute  der  fähigste  Bewerber  kaum 
mehr  ankommen  kann;  wer  anders  sagt,  kennt  unsere  Verhältnisse  nicht.«3) 
Professor  Delbrück,  der  gegenüber  den  »kleinen  Leuten«  im  Reichstag  die 
leitenden  Bureaukraten  als  die  eigentliche  politische  Intelligenz  der  Nation 
verherrlicht,  hätte  unter  Berücksichtigung  ihrer  Rekrutierung  gleich  sagen 
können,  daß  ihre  vornehmsten  Brutstätten  offenbar  die  Korps  der  Borussen 
in  Bonn  und  der  Saxoborussen  in  Heidelberg  sind.  Außerhalb  dieser  beiden 
Körperschaften,  die  vorzugsweise  Deutschland  mit  regierenden  Beamten  ver¬ 
sorgen,  scheinen  sich  bei  uns  nur  noch  die  kleinen  Intelligenzen  zu  entwickeln, 
die  im  Reichstag  die  »verschiedenen  Instinkte«  der  Masse  kundgeben.  Man 
braucht  durchaus  nicht  blind  gegen  die  Schattenseiten  des  parlamentarischen 
Regierungssystems  zu  sein  und  kann  doch  sagen,  daß  die  Art,  wie  sich  bei 
ihm  die  Rekrutierung  der  leitenden  Persönlichkeiten  vollzieht,  erheblich 
mehr  Garantie  dafür  bietet,  daß  die  Regierung  sich  auch  wirklich  aus  poli¬ 
tischen  Intelligenzen  zusammensetzt,  die  der  Kulturhöhe  des  Landes  einiger¬ 
maßen  entsprechen.  Erzberger  zeigt  nun  aus  der  Fülle  seiner  praktischen 
Erfahrung  wie  das  von  Delbrück  glorifizierte  konstitutionelle  oder 
dualistische  Regierungssystem  in  Wirklichkeit  aussieht.  Er  äußert  sich  dar¬ 
über  in  seinem  schon  erwähnten  Büchlein  wie  folgt: 

»Konstitutionelles  Regiment  nennt  man  mit  schönen  Worten  die  Herrschaft  der 
Bureaukratie,  welche  ein  tatkräftiges  Parlament  nicht  aufkommen  lassen  will. 
Nirgends  ist  diese  Methode  mehr  zu  Haus  als  bei  uns  im  Reich.  Die  leitenden 
Minister  erklären,  daß  sie  von  einer  Mehrheit  im  Parlament  nicht  abhängig  seien, 
daß  die  Krone  sie  berufen  habe  und  nur  diese  sie  entlassen  könne.  Gestützt  auf 

3)  Siehe  Delbrück  Regierung  und  Volkswille  /Berlin  1514/,  pag.  157. 

3)  Siehe  Erzberger  Politik  und  Völkerleben  /Paderborn  1914/,  pag.  27  f.  .  * • 
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die  ganze  Kraft  der  Bureaukratie  sucht  man  hier  vielfach  nur  das  eigene  persön¬ 
liche  Interesse;  da  allein  gibt  es  Streber  und  Kleber;  dringende  Wünsche  des  Vol¬ 
kes  werden  nicht  erfüllt,  selbst  wenn  Krone  und  Parlament  sie  wollen;  es  schiebt 
sich  die  Bureaukratie  als  Hindernis  dazwischen.  Die  Bureaukratie  wirkt  lähmend, 
ertötend,  kleinlich,  maschinell,  erkaltend,  eie  schafft  unnötige  Konflikte;  niemand 
wechselt  so  schnell  seine  politische  Überzeugung  wie  der  Bureaukrat.  Er  sieht  sich 
als  Autokrat  im  Rahmen  des  Gesetzes  an.  Die  Volksvertretung  kann  starke  Mehr¬ 
heiten  für  diesen  oder  jenen  Wunsch  in  sich  haben,  die  Forderung  kann  sehr  be¬ 
rechtigt  sein,  die  Bureaukratie  schwebt  in  Erhebungen  und  Erwägungen.  Autokratie 
oder  Parlamentsregierung  sind  der  Herrschaft  der  Bureaukratie  auf  die  Dauer  vor¬ 
zuziehen,  Aber  die  letztere  hat  die  längste  Zeit  des  Daseins  hinter  sich.  Auch  im 
konstitutionellen  Regime  kann  sich  kein  Minister  länger  im  Amt  halten,  der  eine 
feste  Mehrheit  gegen  sich  hat  ...  Im  letzten  Jahrzehnt  sieht  man  immer  deutlicher, 
daß  Minister  gehen,  wenn  sie  im  Parlament  keine  Stütze  und  Mehrheit  mehr  haben. 
Die  Bureaukratie  treibt  auch  zum  Schaden  der  Allgemeinheit  starke  Inzucht,  kann 
politische  und  staatsmännische  Talente  nicht  brauchen,  weil  sie  aus  dem  Schema 
herausfallen.  Gewiß  muß  die  Stetigkeit  und  das  Schwergewicht  der  Bureaukratie 
sein  in  der  Verwaltung,  nicht  aber  an  den  leitenden  Stellen;  hier  kann  man  keine 
Maschinen  gebrauchen  sondern  Köpfe.  Das  parlamentarische  Regime  wird  daher 
trotz  aller  Bedenken  und  Schattenseiten  doch  die  Zukunft  für  sich  haben;  es  ist  die 
ganz  naturgemäße  Konsequenz  der  allgemeinen  Schulpflicht,  Steuerpflicht,  Wehr¬ 
pflicht,  Wahlpflicht  (letztere  moralisch  genommen).«4) 

Ein  noch  offeneres  Bekenntnis  zum  parlamentarischen  Regierungssystem  als 
es  hier  Erzberger  ablegt  wird  man  nicht  gut  verlangen  können.  Man  kann 
auch  annehmen,  daß  Erzberger  mit  seinen  Anschauungen  in  seiner  Partei 
nicht  allein  steht,  wenn  er  auch  als  Führer  des  süddeutschen,  mehr  demo¬ 
kratisch  gefärbten  Flügels  in  diesen  Fragen  vielleicht  noch  nicht  die  Mehr¬ 
heit  des  Zentrums  hinter  sich  hat.  Daß  ähnlich  wie  im  Zentrum  auch  in  der 
nationalliberalen  Partei  sich  Männer  finden,  die  volles  Verständnis  für  die 
Unzulänglichkeit  des  dualistischen  oder  bureaukratischen  Regierungssystems 
haben,  kann  angesichts  der  herben  Kritik,  die  von  nationalliberaler  Seite  an 
unserer  bureaukratischen  Auslandspolitik  geübt  worden  ist,  nicht  gut  ange- 
z  weif  eit  werden.  Überhaupt  muß  ja  auf  dem  Gebiet  der  Auslandspolitik  die 
Unzulänglichkeit  des  bestehenden  Regimes  am  schärfsten  hervortreten,  weil 
hier  unsere  Diplomatie  ihre  Kräfte  wohl  oder  übel  mit  Männern  messen  muß, 
die  als  Vertrauensleute  des  Parlaments  nicht  gewohnt  sind  die  Welt  mit  den 
Augen  des  Bureaukraten  zu  betrachten.  Daß  Frankreich  soldatisch 
schwächer  und  doch  politisch  stärker  ist  als  Deutschland,  daß  die  Republik 
es  vermocht  hat  seit  Sedan  zum  Rang  der  dritten  europäischen  Weltmacht 
emporzusteigen,  während  das  militärgewaltige  Deutsche  Reich  mit  seinen 
2,8  Millionen  Quadratkilometer  Kolonialbesitz  gegenüber  Frankreich  mit  7,2 
Millionen  Quadratkilometer  nur  als  Nationalstaat  angesehen  werden  kann, 
das  ist  von  den  deutschen  Imperialisten  immer  bitter  empfunden  worden. 
Aber  sie  haben  sich  nie  recht  die  Frage  vorzulegen  und  zu  beantworten  ge¬ 
traut,  worauf  denn  eigentlich  der  glänzende  Aufstieg  Frankreichs  zurückzu¬ 
führen  ist.  Statt  diese  Frage  zu  untersuchen,  trösteten  sie  sich  damit,  daß 
Frankreichs  geringer  Bevölkerungszuwachs  die  Besiedelung  seines  gewaltigen 
Kolonialbesitzes  unmöglich  macht.  Erst  in  letzter  Zeit  hat  man  eingesehen, 
daß  dieser  Trost  nicht  ausreicht.  Die  französischen  Kolonieen  brauchen  von 
Weißen  gar  nicht  besiedelt  zu  werden,  weil  sie  ja  eine  ausreichende  farbige 
Bevölkerung  auf  weisen.  Als  Staat  alter  Kultur  hat  Frankreich  allerdings 
keinen  Überschuß  an  Bauern  und  Arbeitern,  die  menschenleere  Gebiete  be¬ 
siedeln  könnten;  dagegen  besitzt  es  aber  einen  Überfluß  an  kommerziell  und 
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technisch  geschulten  Kräften,  hervorgegangen  aus  Bourgeoisie  und  Mittel¬ 
stand,  die  nach  den  französischen  Einflußsphären,  Protektoraten  und  Kolo- 
nieen  hinstreben,  um  dort  für  ihre  Intelligenz  das  Betätigungsfeld  zu  finden, 
das  in  der  Heimat  nicht  vorhanden  ist.  Das  Menschenmaterial,  das  die  Re¬ 
publik  zur  ökonomischen  und  politischen  Beherrschung  ihrer  Einflußsphären, 
Protektorate  und  Kolonieen,  ihres  ganzen  gewaltigen  auswärtigen  Länder  - 
besitzes  in  Asien  und  Afrika  braucht,  ist  reichlich  vorhanden,  obwohl  zweifel¬ 
los  in  der  Heimat  ein  Mangel  an  Proletariern  besteht.  Man  beginnt  jetzt 
in  den  Kreisen  der  deutschen  Imperialisten  auch  einzusehen,  daß  die  An¬ 
schauung,  Frankreich  könne  trotz  seines  riesenhaften  Kolonialbesitzes,  den 
es  noch  unablässig  zu  erweitern  bestrebt  ist,  eigentlich  als  kein  Weltreich 
angesehen  werden,  weil  es  in  der  Heimat  über  zu  wenig  Proletarier  verfügt, 
haltlos  ist.  Zu  diesen  Imperialisten,  die  Frankreichs  große  imperialistische 
Erfolge  richtig  zu  bewerten  anfangen,  gehört  W.  Rathenau,  der  jüngst  in 
einem  Artikel  der  Neuen  Freien  Presse  den  Aufstieg  der  Republik  seit  Sedan 
wie  folgt  schilderte: 

»Ein  Staat,  niedergeworfen,  zerrissen,  entblutet,  zittert  in  den  siebziger  Jahren  vor 
erneutem  Angriff  der  Deutschen  und  beschwört  durch  seinen  Botschafter  den  Kaiser 
um  Frieden.  Wirtschaft  und  Volkszahl  dieses  Staates  stagnieren,  unerhörte  Skan¬ 
dale  erschüttern  das  Vertrauen  zur  Industrie,  zur  Regierung  und  zum  Heer,  Advo¬ 
katen,  Journalisten  und  Generale  teilen  sich  in  die  Herrschaft,  die  alle  11  Monate 
wechselt,  die  Kirche  wird  vertrieben,  der  Sozialismus  und  Syndikalismus  bemächtigt 
sich  der  Kommunen  und  zeitweise  der  Ministerien,  Und  währenddessen  konsoli¬ 
diert  dieses  Land  seine  Herrschaft  in  Algier  und  seine  Vormacht  in  Syrien,  ge¬ 
winnt  Madagaskar,  Tunis,  Cochinchina,  Marokko,  erwirbt  die  beiden  mächtigsten 
Bündnisse  zu  Wasser  und  zu  Lande,  entscheidet  die  Konferenz  von  Algeciras  und 
übt  auf  die  Entschlüsse  Europas  durch  seinen  Spruch  und  durch  seine  Legationen 
den  gleichen,  zeitweilig  großem  Einfluß  als  irgendeiner  der  Nachbarstaaten. 
Deutschland  hingegen  beginnt  zur  gleichen  Zeit  mit  dem  Besitz  der  kontinentalen 
Hegemonie,  bleibt  von  inneren  Stürmen  verschont,  erringt  durch  Bürgerkraft  die 
zweite  Stelle  der  Weltwirtschaft,  überflügelt  den  Wohlstand  Frankreichs  um  fast 
das  Doppelte,  verbraucht  an  öffentlichen  Umlagen  alljährlich  das  Zweieinhalbfache 
der  französischen  Kriegsentschädigung,  abgesehen  von  2  Milliarden,  die  es  den  In¬ 
habern  des  Großgrundbesitzes  opfert  —  und  bleibt  ausgeschlossen  von  zwei  Welten¬ 
teilungen,  zuwachslos  außer  durch  private  Initiative  und  sieht  seinen  Einfluß  bis  an 
die  Grenze  der  Mächte  ersten  Ranges  sinken.« 

Rathenau  begnügt  sich  aber  nicht  damit  Frankreichs  glänzenden  Aufstieg  zu 
konstatieren,  er  stellt  sich  auch  die  Frage,  welchen  Kräften  die  Republik 
ihre  erstaunlichen  imperialistischen  Erfolge  zu  danken  hat.  Da  ist  es  nun 
interessant,  daß  er  selbst  diejenigen  Seiten  des  parlamentarischen  Systems, 
die  eine  oberflächliche  Betrachtung  häufig  als  verderblich  für  das  Staats¬ 
wohl  hingestellt  hat,  wie  den  häufigen  Ministerwechsel,  als  wichtige  Kraft¬ 
quelle  für  die  Machtstellung  des  Staates  erkennt.  Er  schreibt: 

»Vor  Jahresfrist  habe  ich  an  dieser  Stelle  vom  Wesen  der  selbsttätigen  Selektion 
gesprochen,  einem  Begriff,  den  Preußen-Deutschland  nicht  kennt,  obwohl  er  in 
allen  führenden  Staaten,  in  jedem  auf  seine  eigene  Weise,  längst  zur  unausge¬ 
sprochenen,  selbstverständlichen  Praxis  geworden  ist.  Dieser  Übung  verdankt 
Frankreich,  das  kräfteärmste  Land,  ein  ständiges  Arsenal  von  führungsgewohnten 
und  führungsbereiten  Menschen.  Hier  wird  ein  Organisator  gebraucht,  hier  ein 
Parlamentsminister,  hier  ein  Kenner  der  Flotte,  ein  Russenfreund,  ein  Finanzprakti¬ 
ker,  ein  Budgetkünstler,  ein  Allerweltsmensch,  ein  Vertrauensmann,  ein  Idealist; 
die  Jahrgangslisten  der  abgedankten  Ministerien  sind  mit  jedem  Stoff  versehen. 
Bei  uns:  vor  der  Besetzung  des  Postens  Verzweiflung,  nach  der  Besetzung  Ent¬ 
täuschung:  wie  kommt  es  nur,  daß  wir  so  wenige  leitende  Männer  haben?  Dazu  die 
altfränkische  Fiktion,  daß  jeder  Verabschiedete  als  ein  Verungnadeter  gilt:  unter 
keinen  Umständen  darf  er  wiederkommen.  Unsere  Wirtschaft,  die  keine  Ancienni- 
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tät,  keine  Standesrechte,  keine  Examina,  wohl  aber  selbstwirkende  Auswahl  kennt, 
findet  jahraus  jahrein  führende  Kräfte,  um  die  sie  die  Welt  beneidet;  unsere  Po¬ 
litik  und  Regierung  findet  sie  nicht.« 

Der  Mangel  an  führenden  Kräften,  das  hat  Rathenau  klar  erkannt,  ist  der 
entscheidende  Grund  für  unsere  imperialistischen  Mißerfolge.  Umgekehrt 
hat  Frankreich  seinen  glänzenden  Aufstieg  dem  Überfluß  an  leitenden  Män¬ 
nern  zu  danken.  Beides  ist  nun  aber  nicht  auf  verschiedene  Begabung  der 
beiden  Völker  zurückzuführen,  es  ist  vielmehr  nur  die  Folge  der  ver¬ 
schiedenen  Regierungssysteme  beider  Länder.  Die  Bureaukratie,  die  auf  Unter- 
und  Einordnung  beruht,  vermag  Führernaturen  nicht  hervorzubringen.  An¬ 
drerseits  verhindert  das  bureaukratische  Regierungssystem,  daß  die  Staats¬ 
männer  sich  aus  den  Reihen  der  Parlamentarier  rekrutieren.  Das  Parlament, 
das  Frankreich  mit  einem  Überfluß  leitungsfähiger  Persönlichkeiten  versorgt, 
bleibt  bei  uns  steril,  weil  unsere  Tradition  es  verhindert,  daß  politische  Ta¬ 
lente  hochkommen.  Imperialistische  Politik  ohne  führende  Kräfte  zu  treiben 
ist  aber  unmöglich.  Deutschlands  Mangel  an  Erfolg  und  Frankreichs  Auf¬ 
stieg  zum  Weltreich  reden  in  dieser  Beziehung  eine  deutliche  Sprache.  Es 
liegt  ferner  in  der  Natur  der  Dinge,  daß  die  regierende  Bureaukratie  jeden 
diplomatischen  Mißerfolg  darauf  zurückzuführen  sucht,  daß  wir  militärisch 
noch  nicht  stark  genug  seien,  um  imperialistische  Erfolge  erzielen  zu  können. 
Militärvorlage  folgt  auf  Militärvorlage,  und  je  dicker  der  militärische  Panzer 
wird,  den  die  Bureaukratie  sich  umlegt,  um  so  unbeweglicher  wird  sie.  Daß 
zur  Erringung  imperialistischer  Erfolge  nicht  nur  Bajonette,  sondern  auch 
politische  Intelligenz  notwendig  ist,  wird  gern  übersehen.  Dabei  gerät  der 
deutsche  bureaukratische  Imperialismus  in  einen  immer  großem  Gegensatz 
zu  dem  liberal-pazifistischen  Imperialismus  der  Westmächte,  der  den  Krieg 
unter  Kulturvölkern  verabscheut  und  den  europäischen  Frieden  unter  allen 
Umständen  erhalten  wissen  will. 

Die  Sozialdemokratie,  die  in  hohem  Grad  daran  interessiert  ist,  daß  der 
imperialistischen  Rüstungs-  und  Angriffspolitik,  die,  wie  Emile  Vandervelde 
in  einem  Artikel  des  Vorwärts  sagt,  »die  eigentliche  Ursache  der  Verwirrung 
in  Europa«  ist.  »eine  Politik  friedlicher  Ausdehnung  und  freier 
Handelsbeziehungen«  entgegentritt,  kann  es  nur  freudig  begrüßen,  wenn 
unter  den  deutschen  Imperialisten,  die  Weltpolitik  ohne  Krieg  treiben  wollen, 
sich  die  Erkenntnis  Bahn  bricht,  daß  dies  nur  auf  dem  Boden  einer  parla¬ 
mentarischen  Regierung  möglich  ist.  Wie  sehr  auch  sonst  die  Ansichten 
zwischen  den  pazifistischen  Imperialisten  und  den  Sozialdemokraten  ausein¬ 
andergehen  mögen,  in  zwei  wichtigen  Punkten  wäre  immerhin  eine  Überein¬ 
stimmung  möglich:  darin,  daß  das  Interesse  der  ganzen  Nation  es  erfordert, 
daß  der  Weltfriede  erhalten  bleibt,  und  daß  die  Demokratie  durch  das  parla¬ 
mentarische  Regierungssystem  zum  Sieg  gelangt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RLBERT  SÜDEKÜM  •  DIE  WERTZUWRCHSSTEÜER 

LS  sich  im  Sommer  1913  im  Reichstag  die  Beratung  der  Steuer¬ 
vorlagen  dem  Ende  zuneigte,  strömten  plötzlich  die  Bodenspeku¬ 
lanten  und  ihre  Helfer  in  hellen  Scharen  ins  Haus  am  Königsplatz 
und  setzten  den  schon  lange  vorbereiteten  entscheidenden  Sturm 
gegen  die  Reichswertzuwachssteuer  vom  14.  Februar  1911  an.  Sie 
behaupteten  nicht  nur,  daß  die  Steuer  einen  finanziellen  und  verwaltungs- 
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technischen  Mißerfolg  erlitten  habe,  daß  sie  die  Schuld  an  dem  Darnieder¬ 
liegen  des  Baumarkts  trage,  sondern  daß  sie  auch  in  Verbindung  mit  der 
von  1917  ab  geltenden  Vermögenszuwachssteuer  zu  einer  Doppelbesteuerung 
führen  müsse,  die  der  Grundbesitz  zu  tragen  außerstande  sei.  Diesem 
heftigen  Angriff  von  außen,  dem  sich  im  Haus  eine  Reihe  von  Abgeord¬ 
neten  aus  allen  bürgerlichen  Parteien  sofort  anschloß,  war  die  Regierung 
nicht  gewachsen.  Sie  verhielt  sich,  um  das  mindeste  zu  sagen,  beinahe 
teilnahmlos  und  brachte  die  von  der  Sozialdemokratie  sofort  eingeleitete 
Gegenaktion  dadurch  zum  Scheitern.  Die  Bodenspekulanten  nahmen  die 
angegriffene  Position  und  pflanzten  ihre  siegreichen  Fahnen  auf  den  Trüm¬ 
mern  einfes  Gesetzes  auf,  dem  2  Jahre  vorher  außer  der  Sozialdemokratie 
beinahe  der  ganze  Reichstag  mit  mehr  oder  weniger  gut  gespieltem  Enthu¬ 
siasmus  zugestimmt  hatte.  Die  Sozialdemokratie  hatte  im  Jahr  1911  als  ein¬ 
zige  Partei  geschlossen  das  Zuwachssteuergesetz  abgelehnt,  nicht  etwa  weil 
sie  den  Grundgedanken  verwerfen  wollte,  sondern  im  Gegenteil,  weil  ihr 
der  gesunde  Kern  durch  die  schlechte  Fassung  des  an  allen  entscheidenden 
Punkten  im  Reichstag  abgeschwächten  Gesetzes  gefährdet  erschien.  Im  Jahr 
1913  war  sie  hinwiederum  die  einzige  Partei,  die  geschlossen  für  die  Auf¬ 
rechterhaltung  der  Zuwachssteuer  eintrat,  weil  ihr  die  Kapitulation  der 
Regierung  und  der  bürgerlichen  Parteien  vor  den  Grundstücksspekulanten 
würdelos  erschien,  und  weil  die  Schäden  des  Gesetzes  bei  gutem  Willen 
mit  fester  Hand  wohl  zu  bessern  gewesen  wären. 

Überblicken  wir  zunächst  die  Rechtslage,  so  ist  festzustellen,  daß  durch 
das  Reichsgesetz  vom  3.  Juli  1913  über  Änderungen  im  Finanzwesen  die 
Zuwachssteuer  von  1911  keineswegs  aufgehoben  worden  ist.  Das  Reich  hat 
nur  auf  seinen  Anteil  an  dem  Aufkommen  aus  der  Zuwachssteuer  (50  %) 
verzichtet,  läßt  aber  für  die  Erhebung  der  Zuwachssteuer  durch  Gemeinden 
und  Bundesstaaten  das  bisherige  Recht  mit  einigen  Änderungen  weiter  gelten. 
Dagegen  hat  sich  Widerspruch  von  verschiedenen  Punkten  aus  erhoben,  was 
eine  Prüfung  der  ganzen  Angelegenheit  als  notwendig  erscheinen  läßt. 

Stadtrat  Klautzsch  (Königshütte]  hat  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  vom 
1.  Januar  1914  die  Frage  nach  der  Rechtsgültigkeit  der  durch  das  Gesetz 
vom  3.  Juli  1913  geänderten  Zuwachssteuer  verneint,  weil  nach  der  Reichs¬ 
verfassung  der  Gesetzgebung  des  Reichs  nur  »die  für  die  Zwecke  des  Reichs 
zu  verwendenden  Steuern«  unterlägen.  Durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1913 
sei  die  Fiktion  der  »einheitlichen  Reichsabgabe«,  von  der  das  Reich  einen 
Teil  den  Bundesstaaten  und  einen  andern  Teil  den  Gemeinden  überlasse, 
beseitigt  und  die  Zuwachssteuer  in  eine  reine  Gemeindesteuer  verwandelt 
worden.  Damit  sei  die  Kompetenz  des  Reichs  überschritten,  das  Gesetz  sei 
also  nicht  rechtsgültig.  Und  da  es  den  Gerichten  obliege  die  materielle 
Verfassungsmäßigkeit  eines  Gesetzes  zu  prüfen,  so  müßten  sie  auf  Grund 
dieser  Prüfung  das  Gesetz  als  verfassungswidrig  erklären  und  die  Unzu¬ 
lässigkeit  der  Weitererhebung  der  Zuwachssteuer  nach  diesem  Gesetz  aus¬ 
sprechen.  Die  Ausführungen  des  Stadtrats  Klautzsch  konnten  nicht  ohne 
Widerspruch  bleiben,  weil  er  übersehen  hat,  daß  der  Reich^gesetzgebung 
unbestritten  die  sogenannte  Kompetenzkompetenz  zusteht,  mit  anderen 
Worten:  daß  ein  übereinstimmender  Beschluß  von  Reichstag  und  Bundesrat 
genügt,  um  die  in  der  Verfassung  festgelegte  Zuständigkeit  des  Reiches  zu 
erweitern,  und  zwar  nicht  nur  durch  direkte  Abänderung  der  Verfassung 
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selbst  sondern  auch  durch  Sondergesetze.  Da  unzweifelhaft  bei  dem  Gesetz 
vom  3.  Juli  1913  ein  solcher  übereinstimmender  Beschluß  von  Reichstag 
und  Bundesrat  vorliegt,  und  da,  weil  es  sich  nicht  um  eine  formelle  sondern 
um  eine  stillschweigende  Abänderung  der  Reichsverfassung  handelt,  auch 
die  Frage  nicht  nachgeprüft  zu  werden  braucht,  ob  nicht  14  Stimmen  im 
Bundesrat  dagegen  waren  (was  an  sich  genügen  würde,  um  eine  formelle 
Änderung  zum  Scheitern  zu  bringen),  so  kann  dieser  Einwand  als  abgetan 
gelten.  Finanzamtmann  Dr.  Hertel  hat  sich  (in  der  Deutschen  Juristen¬ 
zeitung  vom  1.  Februar  1914)  auf  diesen  Standpunkt  gestellt,  ähnlich  wie  der 
konservative  Staatsrechtslehrer  Professor  Arndt  (im  Tag  vom  1.  Februar 
1914).  Noch  mehr  Gewicht  hat  bei  uns  das  Urteil  des  frühem  Präsi¬ 
denten  des  badischen  Verwaltungsgerichtshofs,  Lewald,  der  in  der  Zeit¬ 
schrift  für  badische  Verwaltung  vom  11.  April  1914  ausführte: 

»Man  mag  über  die  Zulässigkeit  und  Rätlichkeit  einer  Verfassungsänderung  in 
dieser  Form  [das  heißt  einer  stillschweigenden  Verfassungsänderung]  denken  wie 
man  will:  das  erscheint  wohl  ausgeschlossen,  daß  eines  der  obersten  Verwaltungs¬ 
gerichte  die  von  Klautzsch  gezogenen  Schlußfolgerungen  sich  aneignen  werde.  Die 
herrschende  Lehre  geht  dahin,  daß  der  stärkste  Willen  im  Reich  (der  des  Reichs¬ 
gesetzes)  für  den  Richter  unbedingt  bindend  ist;  in  Anwendung  des  Grundsatzes 
»Reichsrecht  bricht  Landesrecht«  hat  der  Richter  zwar  allerdings  zu  entscheiden,  in¬ 
wieweit  ein  Landesgesetz  gegenüber  dem  Reichsrecht  noch  Bestand  hat;  aber  sein 
Prüfungsrecht  erstreckt  sich  nicht  auch  auf  die  materielle  Verfassungsmäßigkeit 
des  Reichsgesetzes,  in  Sonderheit  nicht  auf  die  Frage,  ob  das  Reich  durch  die  Er¬ 
lassung  eines  Gesetzes  seine  Kompetenz  gegenüber  den  Einzelstaaten  über¬ 
schritten  hat.« 

Können  wir  demnach  als  festgestellt  erachten,  daß  das  Reichsgesetz  vom 
3.  Juli  1913  rechtsgültig  ist,  dann  müssen  wir  daraus  die  Konsequenzen 
ziehen  und  untersuchen,  wie  sich  danach  die  Besteuerung  des  Wertzuwachses 
am  Grund  und  Boden  in  Zeit  und  Zukunft  in  Deutschland  gestalten  kann 
und  gestalten  wird.  Um  diese  Untersuchung  richtig  durchzuführen,  prüfen 
wir  zunächst  die  von  den  Gegnern  der  Zuwachssteuer  vorgebrachten  national¬ 
ökonomischen  und  administrativen  Einwände,  daß  das  Gesetz  von  1911  ein 
finanzieller  und  verwaltungstechnischer  Fehlschlag  gewesen  sei,  und  daß  es 
die  Schuld  an  der  traurigen  Gestaltung  des  Bau-  und  Grundstücksmarkts 
der  letzten  Jahre  trage.  Was  den  angeblichen  verwaltungstechnischen  Fehl¬ 
schlag  anlangt,  so  ist  auf  diese  Behauptung  zu  erwidern,  daß  das  Zuwachs¬ 
steuergesetz  in  der  Tat  bei  seiner  Handhabung  eine  Reihe  von  Schwierig¬ 
keiten  gezeitigt  hat.  Zum  Teil  liegen  sie,  wie  der  Kommentator  des  Gesetzes, 
Dr,  Lion,  im  Preußischen  Verwaltungsblatt  hervorgehoben  hat,  an  dem  Auf¬ 
bau  des  Gesetzes,  das  weder  den  objektiven  Charakter  der  Zuwachssteuer 
als  einer  Realsteuer  noch  den  subjektiven  als  einer  Personal-  oder  Gewinn¬ 
steuer  konsequent  festgehalten  sondern  beide  Systeme  in  vielen  Bestim¬ 
mungen  gemischt  hat.  Das  ist  im  wesentlichen  auf  den  Einfluß  der  Boden¬ 
spekulanten  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  von  1911  zurückzuführen.  Einen 
Teil  dieser  Schwierigkeiten  hat  übrigens  die  Novelle  vom  3.  Juli  1913  aus 
der  Welt  geschafft;  die  anderen  hätten  sich  an  der  Hand  der  inzwischen 
gewonnenen  praktischen  Erfahrungen  sehr  wohl  vermeiden  lassen,  wenn 
dazu  der  gute  Wille  vorhanden  gewesen  wäre.  Aber  gerade  an  diesem  guten 
Willen  hat  es  der  Mehrheit  des  Reichstags  und  auch  der  Regierung  offen¬ 
sichtlich  gefehlt.  Sie  haben  die  Aufgabe  vielmehr  den  Einzelstaaten,  ja  der 
örtlichen  Gesetzgebung  zugewiesen,  ohne  daß  irgendwelche  Garantieen  für 
sachlich  einwandfreie  Lösungen  der  schwierigen  Aufgabe  gegeben  wären. 
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Anders  ist  es  schon  mit  dem  angeblich  finanziellen  Fehlschlag.  Wenn  die 
Reichszuwachssteuer  in  keinem  der  beiden  Etats  jahre,  in  denen  sie  im  Reichs¬ 
etat  vorkam,  den  vollen  von  ihr  erhofften  Betrag  eingebracht  hat,  so  lag 
das  weniger  an  der  Steuer  als  an  der  allgemeinen  Gestaltung  des  Grund¬ 
stücksmarkts.  Und  damit  kommen  wir  auch  gleich  auf  den  dritten  Einwand, 
daß  die  Steuer  an  dieser  schlechten  Lage  des  Grundstücksmarkts  die  Schuld 
trage.  Dieser  Einwand  ist  natürlich  für  uns  von  besonderer  Bedeutung, 
denn  bei  der  Stellung  des  Baugewerbes  in  Deutschland  hängt  mit  der  Lage 
des  Grundstücks-  und  Baumarkts  die  Arbeitslosigkeit  in  Ausdehnung  und 
Verlauf  eng  zusammen.  Wenn  sich  tatsächlich  ergeben  sollte,  daß  die  Steuer 
zur  Vermeidung  der  Bautätigkeit  in  erheblichem  Maß  beitrüge  oder  bei¬ 
getragen  hätte,  dann  müßten  wir  aus  gebotener  Rücksicht  auf  die  Arbeits¬ 
verhältnisse  der  Bauarbeiter  und  mehr  noch  aus  Rücksicht  auf  die  Wohn¬ 
verhältnisse  der  breiten  minderbemittelten  Schichten  des  Volks  eine  Ab¬ 
änderung  des  Gesetzes  fordern.  Der  Sozialdemokratie  wird  niemand  zu¬ 
muten,  daß  sie  aus  reiner  Prinzipienreiterei,  weil  ihr  der  Gedanke  der  Be¬ 
steuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  am  Grund  und  Boden  sym¬ 
pathisch  ist,  auch  dann  an  der  Steuer  festhielte,  wenn  sie  unter  den  beson¬ 
deren  Verhältnissen  unserer  Volkswirtschaft  überwiegend  schädlich  wirkte. 
Die  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  ist  wichtig,  wichtiger  aber 
ist  uns  die  Wohlfahrt  der  breiten  Massen  des  Volks,  die  allein  es  in  den 
Stand  setzen  kann  das  heutige  Eigentumsrecht  (von  dem  das  Bodenrecht 
mit  seiner  Begünstigung  der  Spekulanten  nur  einen  Teil  bildet)  entscheidend 
abzuändern.  Haben  wir  unter  dieser  Voraussetzung  Anlaß  nach  den  bis¬ 
herigen  Erfahrungen  unsere  Stellung  zur  Zuwachssteuer  zu  ändern?  Die  Ant¬ 
wort  kann  man  einer  Schrift  Dr.  Otto  Bertholds,  betitelt  Ergebnisse  der  Wert¬ 
zuwachssteuer  und  die  Wirkungen  der  Steuer  auf  den  Grundstücksumsatz, 
entnehmen.  Berthold,  dem  für  seine  Untersuchungen  das  preußische  Finanz¬ 
ministerium,  andere  Staatsbehörden  und  viele  Gemeinden  amtliches  Material 
zur  Verfügung  gestellt  haben,  betrachtet  in  der  Hauptsache  die  Verhältnisse 
in  Groß  Berlin,  wo  er  den  Zusammenhängen  zwischen  der  Wertzuwachs¬ 
steuer  und  der  Lage  des  Grundstücksmarkts  in  den  einzelnen  Gemeinden 
nachspürt  und  dabei  zu  dem  (uns  durchaus  nicht  überraschenden)  Ergebnis 
kommt,  daß  eine  ungünstige  Wirkung  der  Steuer  in  der  Hauptsache  ent¬ 
schieden  zu  bestreiten  sei.  Es  verhält  sich  tatsächlich  so,  daß  die  Ein¬ 
führung  der  Reichswertzuwachssteuer  in  eine  Periode  scharfen  Rückgangs 
am  Berliner  Grundstücksmarkt  fiel.  Für  die  Reichshauptstadt  selbst  kann 
die  Reichssteuer,  da  dort  bereits  eine  schärfer  zupackende  Gemeindesteuer 
bestand,  überhaupt  keinen  ungünstigen  sondern  nur  einen  günstigen  Einfluß 
auf  die  Gestaltung  des  Grundstücksmarkts  gehabt  haben,  wie  auch  aus  den 
von  Berthold  beigebrachten  Zahlen  deutlich  hervorgeht:  Im  Jahr  1910  er¬ 
folgten  dort  rund  2400  Umsätze,  in  den  beiden  folgenden  Jahren  unter  der 
mildern  Reichssteuer  nur  2100  und  2000.  Die  Lage  kennzeichnet  eine  vom 
Verfasser  mitgeteilte  Äußerung  eines  Subhastationsrichters,  die  lautet: 

»Vor  2  Jahren  fanden  sich  bei  Subhastationen  in  meinem  Amtszimmer  meist  nur 
Handwerker  ein,  die  Forderungen  hatten;  im  vorigen  Jahr  blieben  diese,  weil  sie  es 
als  aussichtslos  ansahen  zu  ihrem  Geld  zu  kommen,  fort.  Dafür  kamen  die  In¬ 
haber  der  2.  Hypotheken,  und  in  diesem  Jahr  [1913]  blieben  auch  sie  fort,  und 
es  kommen  nur  noch  die  Besitzer  1.  Hypotheken.« 

Ähnlich  wie  Dr.  Berthold  hat  sich  übrigens  auf  Grund  eines  recht  um¬ 
fassenden  Materials  der  Reichstagsabgeordnete  Dr.  Jaeger  schon  in  der 
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Sitzung  des  Reichstags  vom  27.  Juni  1913  ausgesprochen.  Die  Grundstücks¬ 
spekulanten,  denen  jede,  auch  die  mildeste,  Zuwachssteuer  ein  Dorn  im 
Auge  ist,  haben  durch  ihre  geschickt  geleitete  und  mit  Riesensummen  ge¬ 
speiste  Agitation  aber  den  Eindruck  zu  erwecken  gewußt,  daß  der  Zusammen¬ 
bruch  ihres  luftigen  Gebäudes,  der  aus  ganz  anderen  Gründen  erfolgte  (ein 
Sachkenner  hat  unlängst,  mit  leiser  Übertreibung,  gesagt:  »Zwischen  Oranien¬ 
burg  und  Britz  sind  alle  Terraingesellschaften  pleite«),  der  Einführung  der 
Zuwachssteuer  durch  das  Reich  zuzuschreiben  sei.  Namentlich  hat  sich  der 
von  Herrn  van  der  Borght  geleitete  Schutzverband  für  die  Interessen  des 
Grundbesitzes  in  den  Dienst  dieser  Sache  gestellt  und  (das  Zeugnis  kann 
man  ihm  nicht  versagen)  seine  Aufgabe  glänzend  gelöst.  An  anderen  Orten 
lagen  die  Dinge  fast  genau  so  wie  in  Berlin.  Ich  verweise  nur  auf  Dresden, 
wo  die  Gegnerschaft  gegen  die  Zuwachssteuer  die  groteske  Form  der  Kol¬ 
portage  des  Falls  Meißner  annahm,  das  heißt  der  Behauptung,  ein  stadt¬ 
bekannter  Bauspekulant  sei  durch  die  Steuer  ruiniert  worden,  bis  die  Be¬ 
hörden  an  der  Hand  der  Akten  die  Lügenhaftigkeit  dieser  immer  wieder¬ 
holten  Agitationsphrase  schlagend  bewiesen.  Was  das  flache  Land  anlangt, 
so  ist  zu  bedenken,  daß  die  enorme  Wertsteigerung  des  Grund  und  Bodens 
infolge  der  Zollerhöhung  vom  Jahr  1906  zum  größten  Teil  schon  in  den 
5  Jahren  vor  der  Einführung  der  Zuwachssteuer  eingeheimst  worden  war, 
sei  es  auch  nur  in  der  Form  einer  höhern  Hypothekenaufnahme  auf  Land 
und  Gebäude. 

Auch  mit  der  Behauptung  der  volkswirtschaftlichen  Schädlichkeit  der  Zu¬ 
wachssteuer  ist  es  demnach  nichts.  Dabei  liegt  es  mir  aber  ganz  fern  etwa 
zu  behaupten,  daß  sich  auf  der  andern  Seite  jene  übertriebenen  Hoffnungen 
erfüllt  hätten,  die  die  Bodenreformer  zum  Teil  auf  das  Gesetz  setzten.  Es  ist 
eben  nicht  wahr,  daß  eine  Bodensteuer  immer  und  unter  allen  Umständen 
zur  Verbilligung  des  Bodens  führen  müsse,  und  daß  immer  der  Verkäufer 
bei  der  Zuwachssteuer  der  leidende  Teil  sei.  Die  Erfahrungen  beweisen 
vielmehr  auch  für  die  Zuwachssteuer  die  Richtigkeit  der  von  Wurm  in  seiner 
Rede  zur  Steuerfrage  auf  dem  Parteitag  1913  dargelegten  Gedanken: 

»Bei  dieser  Steuer  [auf  den  Wertzuwachs  an  Gebäuden  und  Bauplätzen  (und  na¬ 
türlich  auch  an  landwirtschaftlich  genutztem  Boden)]  ist  es  sehr  notwendig,  daß 
wir  eine  genaue  Untersuchung  über  ihre  Wirkung  vornehmen.  .  .  Gerade  die 
Steuer  auf  den  unverdienten  Wertzuwachs,  die  von  den  Bodenreformern  eine  Zeit¬ 
lang  als  Allheilmittel  gepriesen  wurde,  bekommt  durch  die  Konzentration  des  Bau¬ 
kapitals,  des  Kapitals  in  den  Terraingesellschaften,  an  vielen  Orten  ein  ganz  an¬ 
deres  Gesicht  wie  früher.  Wo  Terraingesellschaften  das  Monopol  haben,  wo  sie 
über  Kapitalien  verfügen,  die  ihnen  die  Möglichkeit  geben  durchzuhalten  in  Zeiten 
[für  sie!]  schlechter  Wohnungsverhältnisse,  wo  das  Angebot  größer  ist  als  die  Nach¬ 
frage,  da  werden  diese  Gesellschaften  die  Steuer  einfach  mit  auf  die  Geschäfts¬ 
unkosten  schreiben  und  bei  der  nächsten  [für  sie!]  günstigen  Konjunktur  mit  dar¬ 
aufschlagen  auf  die  Preise  der  Grundstücke  und  Gebäude,  die  ihnen  gehören  .  .  . 
Der  Preis  der  Wohnungen  richtet  sich  nach  Angebot  und  Nachfrage  wie  jeder  an¬ 
dere  Preis,  und  wenn  ein  Wohnungsmangel  besteht,  dann  können  die  Besitzer  des 
Grund  und  Bodens  und  der  Häuser  die  Steuern  ohne  weiteres  abwälzen  auf  den 
Käufer,  auf  den  Mieter,  auf  den  Pächter.« 

Wenn  wir  dies  unverhohlen  zugeben,  so  machen  wir  uns  damit  noch  nicht 
die  Argumente  der  Bodenspekulanten  gegen  die  Wertzuwachssteuer  zu  eigen. 
Wir  stehen  nur  den  Dingen  wirklich  unvoreingenommen  gegenüber  und 
lassen  uns  bei  ihrer  Beurteilung  nur  von  sachlichen  Erwägungen  leiten. 

Wurm  hat  an  der  angegebenen  Stelle  aus  seinen  oben  zitierten  Darlegungen 
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den  Schluß  gezogen,  es  sei  das  einzig  Richtige,  die  Zuwachssteuer  nur  ört¬ 
lich  durch  Gemeindebeschluß  einzuführen,  hat  aber  dabei  den 
Hinweis  nicht  unterlassen,  daß  wir  damit  auf  viele  Schwierigkeiten  stoßen, 
weil  in  den  meisten  Gemeinden  die  Hausbesitzer  die  Alleinherrscher  sind 
und  gerade  dort,  wo  es  am  nötigsten  wäre  die  Zuwachssteuer  einzuführen, 
diese  verhindern  können.  »Durch  diesen  Zwiespalt«,  meint  er,  »müssen  wir 
uns  eben  hindurchwinden,  um  immer  das  Richtige  zu  finden.«  Die  Sozial¬ 
demokratie  hat  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  von  1911  dem  Umstand,  daß 
dadurch  die  Zuwachssteuer  auch  in  solche  Gemeinden  eingeführt  wurde,  in 
denen  sie  sonst  wegen  des  starren  Widerstands  der  bevorrechteten  Haus¬ 
besitzer  undenkbar  wäre,  die  größte  Bedeutung  beigemessen  und  darauf 
wiederholt  hingewiesen.  Mit  der  stückweisen  Zerstörung  des  Werks  von 
1911  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1913  kann  uns  nur  der  Gedanke  aus¬ 
söhnen,  daß  bei  richtiger  Auslegung  des  Gesetzes  wenigstens  die  lokale 
Zuwachssteuer  grundsätzlich  aufrechterhalten  bleiben  muß.  Freilich  machen 
sich  Anzeichen  dafür  bemerkbar,  daß  diese  richtige  Auslegung  des  Gesetzes 
über  Abänderungen  im  Finanzwesen  nicht  überall  beliebt  wird.  Diesem  Be¬ 
streben  müssen  wir  beizeiten  entgegentreten. 

Um  die  Sache  klarzustellen,  kehren  wir  noch  einmal  zu  dem  Gesetz  vom 
3.  Juli  1913  zurück.  Der  §  1,  der  hier  allein  in  Frage  kommt,  enthält  Ab¬ 
änderungen  des  Reichsstempelgesetzes  und  des  Zuwachssteuergesetzes,  die 
inhaltlich  mit  einander  in  Verbindung  stehen.  Während  nämlich  die  Ab¬ 
änderung  des  Zuwachssteuergesetzes  eine  Minderung  der  Reichseinnahmen 
zur  Folge  hat,  soll  für  eine  Übergangszeit  bis  zum  Ende  des  Rechnungsjahrs 
1916  der  Ausfall  durch  die  Aufrechterhaltung  des  erhöhten  Umsatzstempels 
einigermaßen  ausgeglichen  werden.  Die  Abänderungen  des  Zuwachssteuer¬ 
gesetzes  im  besondern  zerfallen  nach  ihrem  Inhalt  in  4  Gruppen:  Zunächst 
schafft  die  Novelle  dem  3,  Satz  im  Absatz  2  des  §  1  des  alten  Gesetzes  eine 
neue  Form;  sodann  folgt  die  Bestimmung,  wonach  die  Erhebung  des  Reichs¬ 
anteils  am  Aufkommen  an  der  Zuwachssteuer  für  die  Zukunft  wegfällt; 
ferner  kommt  die  für  die  Gemeinden  und  Bundesstaaten  entscheidende  Neue¬ 
rung,  die  mit  den  Worten  anhebt:  »Für  die  Erhebung  der  Zuwachssteuer  in 
den  Gemeinden  (Gemeindeverbänden)  und  Bundesstaaten  gilt  das  bisherige 
Recht  mit  folgenden  Maßnahmen«;  worauf  dann  4  besonders  bezeichnete 
Maßnahmen  dargelegt  werden,  die  schließlich  zu  einer  zusammenfassenden 
Delegation  gesetzgeberischer  Macht  durch  die  Reichsgesetzgebung  auf  an¬ 
dere  Instanzen  in  den  Worten  hinüberleiten:  »Durch  Landesgesetz  oder  in 
Gemäßheit  des  Landesrechts  durch  ortsstatutarische  Vorschriften  kann  eine 
andere  Regelung  der  Besteuerung  des  Wertzuwachses  getroffen  werden.« 
Wir  sehen  also  folgende  logische  Gedankenentwickelung:  Der  Reichsanteil 
der  Zuwachssteuer  wird  nicht  mehr  erhoben;  für  Erhebung  der  Zuwachs¬ 
steuer  in  den  Gemeinden  und  Bundesstaaten  gilt  (abgesehen  von  einigen  not¬ 
wendigen  Änderungen)  das  bisherige  Recht;  landesgesetzlich  oder  ortsstatu¬ 
tarisch  kann  die  Besteuerung  des  Wertzuwachses  anders  geregelt  werden. 

Was  heißt  nun  eine  »andere  Regelung«?  Handelt  es  sich  dabei  nur  um  Ände¬ 
rungen  im  Rahmen  des  Reichsgesetzes,  oder  geht  das  Recht  der  Änderung 
so  weit  das  Reichsgesetz  ganz  außer  Kraft  zu  setzen  und  an  seiner  Stelle 
ein  Landesgesetz  oder  ein  auf  landesgesetzlicher  Vorschrift  beruhendes  Orts¬ 
statut  einzuführen? 
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An  sich  hat  der  Gedanke  etwas  Ungeheuerliches,  daß  ein  Reichsgesetz  durch 
Landesgesetz  oder  gar  durch  Ortsstatut  abgeändert  werden  kann.  Man  hat 
auf  eine  ähnliche  Vorschrift  in  dem  Gesetz  zur  Sicherung  der  Bauforderungen 
hingewiesen;  aber  offenbar  mit  wenig  Recht.  Indessen  wollen  wir  hier 
diese  staatsrechtliche  Frage  nicht  weiter  verfolgen.  Aus  dem  Wortlaut  des 
Gesetzes  vom  3.  Juli  1913  ist  der  Streit  keinesfalls  zu  entscheiden.  Der 
Wortlaut  bietet  für  beide  Auslegungen  Raum.  Allerdings  neigt  sich  die  Wage 
wohl  etwas  zugunsten  der  Auffassung,  daß  das  Gesetzesprinzip  aus  dem 
Jahr  1911  beizubehalten  ist,  nur  die  einzelnen  Vorschriften  abgeändert 
werden  können.  Denn  vor  dem  Satz,  der  die  Veränderungen  im  einzelnen 
gestattet,  steht  ja  der  deutliche  und  keinem  Zweifel  unterworfene  andere 
Satz  »Für  die  Erhebung  der  Zuwachssteuer  gilt  das  bisherige 
Recht«.  Aber  man  muß  zugeben,  daß  eine  völlige  Klarheit  aus  dem  Wort¬ 
laut  allein  nicht  zu  gewinnen  ist. 

Gehen  wir  daher,  um  den  Willen  des  Gesetzgebers  zu  erforschen,  auf  die 
Verhandlungen  im  Reichstag  zurück.  Da  ist  festzustellen,  daß  auch  aus 
dem  stenographischen  Protokoll  keine  einheitliche  Willenserklärung  zu  ent¬ 
nehmen  ist.  Die  Regierung  trat  zuerst,  wenn  auch,  wie  schon  gesagt,  sehr 
schlaff  für  die  Aufrechterhaltung  des  Gesetzes  von  1911  ein;  man  kann  dar¬ 
aus  schließen,  daß  man  im  Reichsschatzamt  das  obligatorische  Weiter¬ 
bestehen  der  Zuwachssteuer  in  den  Gemeinden  und  Bundesstaaten  wünschte. 
Ich  habe  Grund  anzunehmen,  daß  man  auch  jetzt  noch  dort  die  An¬ 
sicht  vertritt,  das  Gesetz  gestatte  keineswegs  die  einfache  Aufhebung 
der  Zuwachssteuer  in  den  Gemeinden.  Ein  preußischer  Kommissar,  der  in 
der  Debatte  vom  27.  Juni  1913  das  Wort  ergriff,  sagte  freilich,  daß  seine 
Verwaltung  geneigt  sei  den  Gemeinden  die  volle  Autonomie  auf  diesem 
Steuergebiet  zurückzugeben,  also  auch  das  Recht  der  Steuerabschaffung. 
Eine  unzweideutige  Stellungnahme  des  Bundesrats  als  Körperschaft 
fehlt.  Von  den  Parteien  hat  sich  die  fortschrittliche  Volkspartei  ausdrück¬ 
lich.  für  volle  Freiheit  der  Gemeinden  bei  der  Ausgestaltung  der  Steuer  ins 
Zeug  gelegt;  ihr  Redner,  der  Abgeordnete  Blunck,  steht  nach  seinen  Äuße¬ 
rungen  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Gemeinden  die  Steuer  auch  (auf  Grund 
landesgesetzlicher  Ermächtigung)  aufheben  können;  das  selbe  gilt  natürlich 
von  der  Landesgesetzgebung  selbst.  Die  Nationalliberalen  ließen  durch  den 
Mund  des  Abgeordneten  Schiffer  erklären,  sie  lehnten  ab  »die  Zuwachs¬ 
steuer  gewissermaßen  auf  einem  Umweg  ganz  und  gar  zu  beseitigen«.  Der 
Abgeordnete  Vogt  (Hall)  stimmte  zwar  der  vorgeschlagenen  Abänderung 
des  Zuwachssteuergesetzes  im  Namen  seiner  Freunde  zu,  aber  nur  mit 
dem  ausdrücklichen  Vorbehalt,  daß  er  eine  Reform  des  Reichsgesetzes  zur 
Abstellung  der  bei  seiner  Durchführung  erkennbar  werdenden  Schäden  für 
besser  hielte.  Ebenso  äußerte  auch  der  Abgeordnete  Behrens  Bedenken 
gegen  die  Abänderung  und  verwies  darauf,  daß  nunmehr  der  Kampf  um  die 
Zuwachssteuer  wieder  in  die  Gemeinden  verlegt  werde,  die  im  größten  Teil 
deS  Reichs  das  Grundbesitzerprivileg  der  Gemeindevertretung  haben.  An¬ 
gesichts  dieses  mit  Recht  hervorgehobenen  Umstands  mutet  es  als  eine  leere 
Redensart  an,  wenn  ein  anderer  Vertreter  der  fortschrittlichen  Volkspartei, 
der  Abgeordnete  Waldstein,  emphatisch  ausrief,  seinen  Freunden  liege 
nichts  ferner  als  eine  Begünstigung  der  Bodenspekulation,  und  »die  Ge¬ 
meinden«  ausdrücklich  aufforcierte  »mit  tunlichster  Beschleunigung  die¬ 
jenigen  50  %,  die  das  Reich  freigibt,  durch  Ortsstatut  für  sich  zu  bean- 
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Sprüchen«.  Wenn  man  den  Bock  zum  Gärtner  macht,  kann  man  keine 
Früchte  erwarten. 

Das  sagten  denn  auch  klar  und  deutlich  die  Vertreter  der  sozialdemokra¬ 
tischen  Partei,  namentlich  der  Abgeordnete  Haase,  und  der  Wortführer  des 
Zentrums,  der  schon  erwähnte  Abgeordnete  Dr.  Jaeger.  Beide  wider¬ 
sprachen  der  vorgeschlagenen  und  dann  Gesetz  gewordenen  Abänderung 
und  forderten  Aufrechterhaltung  des  bestehenden  Reichsgesetzes  oder  eine 
andere,  die  Zweifel  an  der  prinzipiellen  Fortdauer  der  Zuwachssteuer  in 
allen  Gemeinden  kraft  Reichsrechts  ausschließende  Fassung.  Sind  die  An¬ 
hänger  dieser  Auffassung  auch  bei  der  Abstimmung  schließlich  in  der  Minder¬ 
heit  geblieben,  so  behält  ihr  Votum  doch  angesichts  der  unklaren  Fassung 
der  Novelle  Bedeutung.  Man  kann  also  sagen,  daß  sich  ein  einhelliger 
Wille  des  Gesetzgebers  auch  aus  den  Verhandlungsprotokollen  nicht 
nachweisen  läßt:  Die  Haltung  der  Regierung  ist  unklar,  die  Volksvertretung 
hat  mindestens  zum  Teil  dem  Gedanken  Ausdruck  verliehen,  daß  die  Be¬ 
steuerung  des  Wertzuwachses  kraft  Reichsrechts  grundsätzlich  in 
allen  Gemeinden  erhalten  und  der  Entscheidung  durch  die  privilegierten 
Haus-  und  Grundbesitzer  entzogen  bleiben  soll.  Für  die  Minderheit  hat  also 
der  letzte  Satz  der  Novelle  d  i  e  Bedeutung  gehabt,  daß  durch  Landesgesetz 
oder  in  Gemäßheit  Landesrechts  eine  andere  (als  die  im  Gesetz  vom  14. 
Februar  1911  vorgesehene)  Regelung  der  Besteuerung  des  Wertzuwachses 
getroffen  werden  kann,  aber  unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Zuwachs 
überhaupt  auf  jeden  Fall  besteuert  werden  muß. 

Im  weitern  Verlauf  der  Dinge  hat  sich  indessen,  wie  schon  erwähnt,  gezeigt, 
daß  die  Regierungen  und  Parlamente  der  Einzelstaaten  die  unklare  Fassung 
des  Gesetzes  in  dem  für  die  Grundbesitzer  günstigem  Sinn  der  Reichstags- 
m  e  h  r  h  e  i  t  ausgelegt  haben  oder  auszulegen  willens  sind.  So  hat  bereits 
Anhalt  ein  Gesetz  geschaffen,  wonach  die  Zuwachssteuer  im  Herzogtum 
nur  in  den  5  Kreisstädten  weiterbestehen  soll,  während  sie  in  den  Land¬ 
städten  und  Dörfern  in  Wegfall  kommt.  Die  Landstädte  und  Dörfer  sollen 
nur  das  Recht  zur  Aufrechterhaltung  der  Zuwachssteuer  mit  Genehmigung 
der  Regierung  behalten;  keine  Gemeinde  soll  berechtigt  sein  den  Reichs¬ 
anteil  an  der  Zuwachssteuer  für  sich  zu  erheben,  wenn  sie  bereits  eine  Grund¬ 
wechselabgabe  eingeführt  hat  oder  einführt.  Die  braunschweigische 
Regierung  hat  dem  Landtag  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  wonach  in 
Braunschweig  von  Staats  wegen  keine  Zuwachssteuer  mehr  erhoben  werden 
soll;  diese  wird  damit  grundsätzlich  ganz  abgeschafft,  und  den  Ge¬ 
meinden  bleibt  nur  überlassen  die  Zuwachssteuer  durch  Statut  als  Ge¬ 
meindeabgabe  einzuführen.  Das  Zuwachssteuergesetz  von  Schwarz¬ 
burg-Rudolstadt  erhöht  hingegen  den  Anteil,  der  nach  dem  frühem 
Reichsgesetz  den  Gemeinden  zustand,  im  allgemeinen  auf  55  die  Städte 
erhalten  sogar  zwei  Drittel  des  Gesamten.  So  viel  Gesetze,  so  viel  Ver¬ 
schiedenheiten.  Und  wie  wird  es  erst  aussehen,  wenn  die  Frage  in  den  Ge¬ 
meinden  weiter  behandelt  werden  wird! 

In  Preußen  hatten  schon  vor  dem  Reichsgesetz  von  1911  die  Kreise  auf 
Grund  von  §  6  des  Kreis-  und  Provinzialabgabengesetzes  und  alle  Gemein¬ 
den  auf  Grund  von  §  13  des  Kommunalabgabengesetzes  die  Möglichkeit  den 
Wertzuwachs  am  Grund  und  Boden  einer  besondern  Besteuerung  zu  unter¬ 
werfen.  Diese  Gesetzesvorschriften  leben  sofort  wieder  auf,  wenn  durch 
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ein  Landesgesetz  das  ebenfalls  in  allen  Gemeinden  weiterbestehende 
Reichsgesetz  von  1911  aufgehoben  wird,  wozu  die  preußische  Regierung,  wie 
aus  dem  im  April  1914  dem  Landtag  unterbreiteten  Entwurf  eines  Aus-, 
führungsgesetzes  zum  §  1  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1913  über  Änderungen 
im  Finanzwesen  des  Reichs  hervorgeht,  die  Zuständigkeit  der  gesetzgebenden 
Faktoren  für  gegeben  ansieht.  Der  Entwurf  des  preußischen  Ausführungs¬ 
gesetzes  will  die  Rechtslage  in  Preußen  aber  weitergehend  so  abändern, 
daß  die  Erhebung  einer  Zuwachssteuer  (unter  bestimmten  Voraussetzungen) 
nur  den  Kreisen,  den  Stadtgemeinden  und  denjenigen  Landgemeinden  ge¬ 
stattet  sein  soll,  die  mehr  als  5000  Einwohner  haben,  oder  in  denen  schon 
vor  dem  1.  Januar  1911  eine  Zuwachssteuer  in  Kraft  stand. 

Die  landesrechtlichen  Änderungen  und  die  Aufhebung  der  Zuwachssteuer 
werden  im  allgemeinen  mit  dem  Mißverhältnis  zwischen  dem  Aufkommen 
und  den  Veranlagungs-  und  Erhebungskosten  begründet;  es  findet  sich  da¬ 
neben  auch  der  Hinweis  auf  die  angebliche  Doppelbesteuerung  des  Grund¬ 
besitzes  durch  Wertzuwacnssteuer  und  durch  die  von  1917  ab  eintretende 
Vermögenszuwachssteuer.  Der  Hinweis  auf  das  Mißverhältnis  zwischen 
Kosten  und  Ertrag  kann  bei  näherer  Prüfung  der  Dinge  nicht  durchschlagen. 
Jedermann  hat  gewußt,  daß  in  den  ersten  Jahren  die  Veranlagungs-  und  Er¬ 
hebungskosten  außer  Verhältnis  zum  Ertrag  der  Steuer  stehen  würden.  Da 
das  Reichsgesetz  im  allgemeinen  den  Grundstückswert  vom  Jahr  1885  zum 
Ausgang  der  Wertvergleichung  und  danach  der  Steuerberechnung  machte, 
mußten  sich  für  den  Anfang  große  Schwierigkeiten  ergeben.  Aber  diese 
Schwierigkeiten  werden  von  Jahr  zu  Jahr  geringer.  Je  mehr  Grundstücke 
durch  Kauf,  Tausch  oder  Erbgang  dem  Besitzwechsel  unterliegen  und  dabei 
steuerlich  erfaßt  werden,  um  so  einfacher  wird  im  weitern  Verlauf  der  Dinge 
das  Veranlagungsverfahren.  Wenige  Jahre  noch,  und  die  Arbeit  in  den 
Steuerbureaus  wäre  an  der  Hand  einer  guten  Registratur  verhältnismäßig 
ganz  leicht  geworden.  Wem  es  ernsthaft  um  die  Vereinfachung  der  Steuer¬ 
verwaltungsgeschäfte  zu  tun  ist,  der  muß  gerade  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Zuwachssteuer  in  allen  Gemeinden  eintreten. 

Es  folgt  der  Einwand  der  Doppelbesteuerung  durch  Zuwachssteuer  und  Ver¬ 
mögenssteuer  oder,  wie  sie  amtlich  heißt,  Besitzsteuer.  Es  ist  nicht  richtig, 
daß  das  Besitzsteuergesetz  vom  3.  Juli  1913  begrifflich  das  ältere  Zuwachs¬ 
steuergesetz  überflüssig  gemacht  hätte.  Ein  einziger  Blick  auf  den  Wort¬ 
laut  der  grundlegenden  Paragraphen  1  der  beiden  Gesetze  zeigt  das.  Im 
Zuwachssteuergesetz  von  1911  heißt  es:  »Beim  Übergang  des  Eigentums  an 
Grundstücken  wird  von  dem  Wertzuwachs,  der  ohneZutundesEigen- 
tümers  entstanden  ist,  eine  Abgabe  (Zuwachssteuer)  erhoben.«  Da¬ 
gegen  besagt  das  Besitzsteuergesetz  von  1913:  »Von  dem  Vermögenszuwachs 
wird  für  das  Reich  eine  Abgabe  (Besitzsteuer)  erhoben.«  Wenn  man  be¬ 
hauptet,  in  dem  neuerdings  der  Besteuerung  unterworfenen  Vermögenszu¬ 
wachs  sei  auf  alle  Fälle  auch  der  unverdiente  Wertzuwachs  am  Grund  und 
Boden  mit  enthalten,  so  ist  das  zwar  unbestreitbar,  trifft  aber  nicht  den  Kern 
der  Frage.  Mit  dem  selben  Recht  könnte  man  sagen,  der  unverdiente  Wert¬ 
zuwachs  am  Grund  und  Boden  sei  irgendwann  und  irgendwo  auch  früher 
schon  durch  Steuern  auf  Einkommen,  Vermögen,  Erbschaft,  Schenkungen 
getroffen,  könne  also  nicht  ohne  Gefahr  einer  Doppelbesteuerung  zum  Gegen¬ 
stand  einer  Sonderabgabe  gemacht  werden.  Das  gerade  war  ja  das  wesent- 
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liehe  Kennzeichen  der  Steuer  von  1911,  daß  sie  nicht  den  Wertzuwachs 
schlechthin  sondern  den  unverdienten  Wertzuwachs  treffen  wollte, 
ganz  gleich  ob  er  von  anderen  Steuern  auch  schon  erfaßt  werden  könnte  oder 
nicht.  Der  unverdiente  Wertzuwachs  eignet  sich  nicht  nur  zum  Gegenstand 
einer  besondern,  wenn  auch  doppelten  Besteuerung,  sondern  er  sollte  eigent¬ 
lich  zugunsten  der  Volksgesamtheit  im  vollen  Umfang  eingezogen 
werden.  Vermögenszuwachs,  der  dem  Fleiß,  der  Voraussicht,  der  Sparsam¬ 
keit,  einem  besondern  Talent  oder  einem  hohen  Wagemut  seinen  Ursprung 
verdankt,  ist  etwas  ganz  anderes  als  die  durch  Leistungen  der  Volksgesamt¬ 
heit  eintretende  unverdiente  Wertsteigerung  des  Grund  und  Bodens. 
Vermögenszuwachssteuer  und  eine  Sondersteuer  auf  den  unverdienten  Wert¬ 
zuwachs  an  Grund  und  Boden  können  daher  nicht  nur  begrifflich  neben 
einander  bestehen  sondern  müssen  sogar  neben  einander  bestehen  bleiben, 
wenn  nicht  der  Wille  des  Gesetzgebers  von  1911  kraftlos  gemacht  wird. 

Auch  auf  den  durch  das  inhaitische  Gesetz  geschaffenen  Zusammenhang 
zwischen  Umsatzsteuer  und  lokaler  Wertzuwachssteuer  müssen  wir  noch 
einen  Blick  werfen.  Rechtfertigt  sich  in  der  Tat  die  Abschaffung  (oder 
Nichteinführung)  der  Zuwachssteuer,  wenn  eine  Grundwechselabgabe  bereits 
besteht  oder  eingeführt  wird?  Nein.  Man  kann  höchstens  diese  beiden 
ihrem  Wesen  nach  ganz  verschiedenen  Abgaben  in  ein  bestimmtes  Verhältnis 
zu  einander  bringen,  um  Härten  zu  vermeiden.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Beziehungen  zwischen  der  Zuwachssteuer  und  der  Grundsteuer  nach 
dem  gemeinen  Wert.  Das  anhaitische  Gesetz  gibt  den  Kreisstädten  das 
Recht  die  Zuwachssteuer  aufzuheben,  wenn  eine  Grundsteuer  nach  dem  ge¬ 
meinen  Wert  erhoben  wird.  Denn  so  sagt  die  Begründung: 

»Diese  Steuer  ist  nur  eine  andere  Form  der  Wertzuwachssteuer,  da  sie  durch  die 
periodische  Veranlagung  fortdauernd  den  Wertzuwachs  steuerlich  ergreift.  Eine 
weitere  Besteuerung  des  Wertzuwachses  aus  Anlaß  einer  Grundstücksveräußerung 
erscheint  daher  neben  der  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert  entbehrlich.« 
Macht  wirklich  die  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert  die  Zuwachssteuer 
entbehrlich?  Keineswegs.  Die  Praxis  hatte  auch  hier  schon  in  vielen  Ge¬ 
meinden  die  Erhebung  der  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert  neben  der 
Zuwachssteuer  gezeitigt.  Die  Zuwachssteuer  ist  in  ihrem  Wesen  eine  Kon¬ 
junktursteuer.  Daß  Konjunktur-  und  Spekulationsgewinne  durch  die  Steuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  nicht  immer  erfaßt  werden,  wohl  aber  durch  die 
Wertzuwachssteuer,  lehrt  das  einfachste  Nachdenken  über  diese  Dinge. 

•  *  :  t 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  zusammen,  so  zeigt  sich, 
daß  das  Recht  der  Einzelstaaten  auf  grundsätzliche  Abschaffung  der  Zu¬ 
wachssteuer  in  allen  oder  einzelnen  Gemeinden  mindestens  nicht  als  unan¬ 
gefochten  bezeichnet  werden  kann.  Eine  beachtenswerte  Minderheit  der 
Volksvertretung  hat  sicherlich  auf  dem  Standpunkt  gestanden,  daß  die  Zu¬ 
wachssteuer  grundsätzlich  in  allen  Gemeinden  aufrechterhalten  bleiben  soll, 
wenn  sie  auch  im  Rahmen  der  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1911,  und  zwar 
sowohl  im  Sinn  einer  Erhöhung  als  einer  Ermäßigung  des  Gemeindeallteils, 
abgeändert  werden  kann.  Die  prinzipielle  Aufhebung  der  Steuer  für  einzelne 
Gemeinden  oder  Gemeindearten  ist  ein  schwerer  Fehler,  weil  sich  die- Ent¬ 
wickelung  des  Wertzuwachses  nicht  voraussehen  läßt.  In  kleinen  wie  in 
großen  Orten  können  sich  die  Verhältnisse  von  einem  Tag  zum  andern  wän- 
deln.  Eine  Änderung  im  Zolltarif  kann  die  Bodenwerte  landwirtschaftlich 
genutzter  Flächen  in  kürzester  Frist  revolutionieren;  die  Auffindung  neuer 
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Bodenschätze  oder  die  Schaffung  neuer  Verkehrsverbindungen  können  in 
einem  weltabgelegenen  Nest  die  Preise  sprunghaft  in  die  Höhe  treiben.  Daher 
gerade  bedeutete  das  Reichsgesetz  von  1911,  das  allen  Gemeinden,  ob  sie 
wollten  oder  nicht,  die  Zuwachssteuer  auf  zwang,  einen  bedeutenden  Fort¬ 
schritt.  Dieser  Fortschritt  wird  auch  dadurch  nicht  kleiner,  daß  in  manchen 
Gemeinden  die  Zuwachssteuer  nicht  wirksam  werden  konnte,  weil  bisher  (in 
2  bis  3  Jahren!)  keine  Eigentumsübertragungen  an  Grund  und  Boden  vor¬ 
kamen,  oder  weil  kein  unverdienter  Wertzuwachs  zu  verzeichnen  war,  oder 
weil  in  anderen  Gemeinden  die  Kosten  der  allerdings  schwierigen  Veranlagung 
zu  der  Steuer  beinahe  oder  ganz  ebenso  groß  waren  wie  das  Aufkommen  aus 
ihr.  In  anderen  Gemeinden  hat  sich  die  Steuer  umso  besser  bewährt.  Der 
wütende  Widerstand  der  Bodenspekulanten  gegen  sie  wäre  nicht  verständ¬ 
lich,  wenn  nicht  in  der  Tat  ihr  müheloser  Gewinn  stark  gekürzt  worden 
wäre  und  für  die  Zukunft  noch  weiter  verkürzt  zu  werden  in  Gefahr  ge¬ 
standen  hätte.  Wenn  man  allgemein,  auch  in  den  staatlichen  Gesetzen,  auf 
die  Möglichkeit  einer  zweckmäßigen  lokalen  Besteuerung  des  Wertzuwachses 
verweist,  so  ist  diese  nur  dann  zu  erwarten,  wenn  die  lokalen  Verwaltungs¬ 
körperschaften  zu  der  Macht  und  der  Fähigkeit  eine  solche  Steuer  einzu¬ 
führen  auch  den  Willen  haben.  Das  ist  jedoch  in  deutschen  Gemeinden,  die 
beinahe  in  allen  Einzelstaaten  unter  rückständigen,  die  Grundbesitzer  stark 
und  manchmal  übermäßig  bevorrechtenden  Wahlrechten  stehen,  offenbar 
n  i  c  h  t  zu  erwarten.  Dort  ist  keine  ordentliche  Zuwachssteuer  zu  erwarten, 
wo  die  Gemeindeverfassung  die  Entscheidung  in  die  Hände  der  an  der  Ab¬ 
schaffung  oder  Nichteinführung  der  Steuer  am  meisten  Interessierten  legt. 
Und  endlich:  der  angebliche  Fehlschlag  des  Gesetzes  von  1911  erklärt  sich 
zum  ganz  überwiegenden  Teil  durch  die  allgemeine  ungünstige  Lage  des 
Grundstücks-  und  Baumarkts  in  den  letzten  5  Jahren.  Die  volkswirtschaft¬ 
lichen  und  steuertechnischen  Einwände  gegen  die  Steuer  sind  ebenso  hin¬ 
fällig,  wie  der  Hinweis  auf  angebliche  Gefahren  von  Doppelbesteuerung. 

Es  erwächst  danach  für  unsere  Vertreter  in  den  einzelstaatlichen  Parla¬ 
menten  und  in  den  Gemeinden  die  Pflicht  der  Aufhebung  der  Zuwachssteuer 
für  einzelne  Gemeinden  oder  Gemeindearten  mit  allen  Kräften  entgegenzu¬ 
arbeiten,  gleichzeitig  für  ihre  zweckmäßige  Anpassung  an  die  lokalen  Ver¬ 
hältnisse  Sorge  zu  tragen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

PRUL  WESTHEIM  ■  TECHNISCHE  SCHÖNHEIT 

ER  Hamburger  Hafen:  ein  Kaleidoskop  modernster  Impressionen. 
Alles  lebendige  Energie,  Kraftentfaltung,  Zielstrebigkeit,  alles  kühn, 
rastlos,  zweckvoll  überlegt  und  groß.  Lärm  und  Ruß.  Geschäftiges 
Durcheinander.  Dampfer,  Segler  und  Barkassen  tanzen  auf  den 
Wassern,  aus  Docks  und  Hellingen  lärmt  Gehämmer,  an  den  Kais 
summen  die  Elevatoren,  rasseln  die  Krane,  an  klirrenden  Ketten  ächzen 
die  Ballen,  die  aus  dem  Bauch  der  Ozeanriesen  emporgewunden  werden; 
hochbeladene  Eisenbahnzüge  rattern  über  die  Brücken.  Alles  hetzt  und 
hastet,  dringt  chaotisch  in  einander,  eint  sich  zu  einer  Symphonie  der  moder¬ 
nen  Arbeit,  die  eherner  dröhnt  als  die  schmetternden  Klänge  der  Marseillaise. 
Starke  Nerven  und  eindrucksfähige  Sinne  gehören  dazu,  um  Bilder  von  so 
strotzender  Lebendigkeit  aufnehmen  zu  können.  Die  meisten  stehen  betäubt 
und  verwirrt  vor  einer  Vielheit  der  Eindrücke,  die  sie  nicht  zu  bändigen  ver- 
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stehen,  vor  einer  Vitalität,  die  ihr  idyllisch  gerichtetes  Gemüt  aus  der  Gleich¬ 
gewichtslage  reißt.  Das  Auge,  an  sanfte  und  wohlgeordnete  Bilder  gewöhnt, 
versagt  vor  einem  Panorama,  das  wie  ein  hastig  abgedrehter  Lichtbildfilm 
ständig  wechselt,  immer  neue  Kombinationen  heraussprudelt,  in  keinem 
Augenblick  eindeutig  festzulegen  ist.  Beinahe  verängstigt  nimmt  es  ein  Durch¬ 
einander  von  flirrenden  Farbennuancen,  Überschneidungen  und  Verschiebungen 
auf;  ohnmächtig  wie  Gulliver  in  Brobdingnag,  dem  Eiland  der  Riesen,  stehen 
die  Menschen  vor  dem  Riesenorganismus,  den  die  Technik  für  ihre  Zwillings¬ 
brüder  Handel  und  Verkehr  schaffen  mußte. 

Organismus?  hör  ich  sie  zweifelnd  sagen,  Organismus?  Ist  das  nicht  alles 
Chaos,  alles  Tohuwabohu,  alles  planlose,  abscheulich  planlose  Aufgeregt¬ 
heit?  Sogenannt  romantische  Naturen,  die  etwa  noch  in  der  Schwindzeit 
wurzeln,  haben  kein  Gefühl  für  eine  tatenstarke  Wirklichkeit,  die  sie  ohne  die 
mindeste  Rücksichtnahme  aus  ihren  vormärzlichen  Träumereien  auf  schreckt. 
Sie  spüren  nichts  von  dem  gewaltigen  Rhythmus,  der  da  auf  und  nieder 
schwingt,  nichts  von  jener  Poesie,  die  durchdrungen  wie  die  Verse  Whitmans 
oder  Verhaerens  zum  rußgeschwärzten  Himmel  emporklirrt.  Ein  so  monu¬ 
mentales  Schauspiel,  das  sie  in  großem  Schwung  mitreißen  sollte,  macht 
sie  diesen  ganzen  Hafen,  diese  orgiastische  Energieentfaltung,  nicht  zuletzt 
diese  schrankenlos  kühne  Technik  hassen  wie  eine  Ausgeburt  der  Hölle. 
Mit  einem  der  Hamburger  Dichter  schütteln  sie  sich  in  »befremdendem 
Schauder«,  sehen  in  dem  Strom  nur  »einen  unterworfenen,  mißhandelten 
Kuli,  einen  schwitzenden,  keuchenden,  schmutzigen  Lastträger«.  »Schwer 
und  ölig«  scheint  ihnen  sein  Wasser,  und  überall  stoßen  sie  sich  an  irgend¬ 
einer  »streng  berechneten  Geradlinigkeit  oder  zirkelstrengen  Rundung«.  Vor 
diesen  technischen  Ungeheuern  möchten  sie  am  liebsten  flüchten  in  eine 
Bauernstubenromantik,  die  sie  wie  einen  wohlgepflegten  Kater  friedlich 
schnurren  macht. 

Derart  larmoyante  Nerven  stellen  mit  jedem  Tag  der  Welt  vor,  daß  die 
Technik  doch  nur  roh,  nur  gemein,  nur  widrig  und  verabscheuenswert  auf¬ 
zutreten  vermöge.  Die  Fluren,  die  vor  ihrem  Eindringen  wie  vor  dem  der 
Mordbrenner  des  30jährigen  Krieges  bewahrt  geblieben,  preisen  sie  glücklich. 
Über  die  Fortschritte  der  modernen  Zivilisation  zucken  sie  ein  wenig  spöt¬ 
tisch  die  Achseln,  und  jede  Verirrung,  die  sich  ein  Technikerhirn  gestattet, 
zerren  sie  mit  einem  sehnsüchtig-schmerzlichen  Seitenblick  auf  das  roman¬ 
tisch  verwinkelte  Rothenburg  an  die  große  Öffentlichkeit.  Sie  zetern  und 
jammern  und  knurren  über  eine  Welt,  die  das  flitzende  Auto  einer  in  allen 
Achsen  ächzenden  Knochenmühle,  die  die  Bogenlampe  dem  blakenden  Kien¬ 
ruß,  die  Kanalisation  der  mißduftenden  Jauchegrube  vorzieht.  Da  es  tech¬ 
nische  Werte  von  der  Art  und  dem  Umfang  wie  wir  sie  heute  vor  Augen 
haben  nicht  gab,  als  der  Großvater  die  Großmutter  nahm,  ist  eine  Schönheit 
technischer  Erscheinungen  für  sie  überhaupt  nicht  denkbar.  Wie  sie  von  der 
Schönheit  des  Hamburger  Hafens  erst  durch  eine  schwächliche  Kallmorgen¬ 
beilage  des  Kunstwarts  eine  Ahnung  bekommen,  wie  sie  sich  Schönheit  ohne 
Goldrahmen  und  Goldschnitt  überhaupt  nicht  auszudenken  vermögen,  scheint 
ihnen  diese  unfaßbare  Zahl  von  Gestaltungen,  die  aus  den  Hirnen  der  In¬ 
genieure  und  den  Händen  der  Industriellen  kamen,  selbstverständlich  nicht 
der  ästhetischen  Betrachtung  wert. 

Oder  etwa  doch?  Die  Scheu  (sie  war  nicht  so  ganz  unberechtigt),  die  das 
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Bürgertum  erfaßte,  als  nach  der  Entfesselung  der  Dampfmaschinenkräfte 
eine  geschäftige  Industrie  das  Land  und  das  Heim  des  einzelnen  mit  Pro¬ 
dukten  von  barbarisch  harter  Kontur  zu  überschwemmen  drohte,  verdichtete 
sich  zu  dem  Verlangen,  die  Industrie  möchte  sich  eine  den  Sinnen  gefällige 
Maske  vorbinden.  Kurzsichtig,  wie  man  war,  übersah  man  um  die  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  die  Tragweite  der  technischen  Entwickelung, 
die  sich  weiter  und  weiter  durchzusetzen  begann.  Vor  dem  Neuen,  das  so 
gar  nicht  recht  in  die  landläufige  Gemütlichkeit  hineinpaßte,  drückte  man 
am  liebsten  zwei  Augen  zu.  Man  wollte  es  nicht  sehen.  Weder  die  Pro¬ 
dukte  des  technischen  Herstellungsprozesses  noch  diesen  selbst.  Fabriken, 
Werkstätten,  Kraftwerke  und  die  dazu  erforderlichen  Verkehrsanlagen 
sollten  so  gut  wie  möglich  hinter  Architekturkulissen  versteckt  werden,  die 
einfältigen  Sinnen  etwas  von  gotisierenden,  renaissancelichen  oder  baröcki- 
schen  Auferstehungen  vorgaukelten.  Maschinen  und  Fabrikate  wurden  um 
des  zahmem  Aussehens  willen  mit  einer  schier  undurchdringlichen  Orna- 
mentenkruste  überkleistert.  Alles  aus  dem  Begehren  den  braven  Mitspieß¬ 
bürger  nicht  unsanft  aus  seinem  zeitentrückten  Dusel  aufzuschrecken.  Der 
Techniker,  der  der  Selbsterhaltung  und  der  Fortentwickelung  halber  modern, 
das  heißt  nichts  anderes  als  draufgängerisch  sein  mußte,  hütete  sich  die 
Brutalität,  die  mit  jeder  umwälzenden  Neuerung  ohne  weiteres  verknüpft 
ist,  zu  unterstreichen.  Wozu  auch  für  eine  bevorstehende  Fehde  die  Angriffs¬ 
flächen  unnötig  vergrößern?  Warum,  wenn  damit  Aktionsfreiheit  zu  er¬ 
langen  war,  sich  nicht  hinter  besänftigenden  Kulissen  verschanzen?  Die 
Leute  wollten  keine  Fabrikkaserne  sehen,  gut,  so  wurden  eben  die  ratternden 
Maschinen  in  eine  zinnenbekrönte  gotisch  frisierte  Burg  eingemauert.  Über 
einen  glatten  und  geraden  Gußeisenträger  hätten  sie  Zeter  und  Mordio 
geschrien;  gut,  so  goß  man  eben  eine  dorische  Säule  mit  Kapitäl  und 
sonstigem  Firlefanz.  Warum  sollte  man  die  Speichen  eines  Lokomotiven¬ 
schwungrads,  das  ihnen  Schrecken  genug  ein  jagte,  nicht  von  einem  ornament¬ 
beflissenen  Kunstprofessor  durchmodellieren  lassen?  Und  was  man  zuerst 
aus  Zaghaftigkeit  getan:  das  technische  Gebilde  durch  einen  netten  Auf¬ 
guß  dem  Herrn  Biedermeier  mundgerecht  zu  machen,  blieb  dann  eine  be¬ 
währte  Regel.  Ist  es  in  gewissem  Sinn  heute  noch.  Man  überzeuge  sich  in 
dem  nächsten  Kramladen  an  einem  der  modernsten  Apparate:  der  Registrier¬ 
kasse,  deren  Gehäuse  übersät  ist  mit  verzwickten  Ornamenten.  Eine  Aus¬ 
nahmeentgleisung;  zwei  Generationen  hindurch  aber  bedeutete  technische 
Schönheit  Atrappenschönheit. 

Um  aus  der  elektrischen  Bogenlampe  ein  klares,  logisches,  selbstverständlich 
gegliedertes  Wesen  zu  machen,  war  (es  klingt  wohl  ein  bißchen  grotesk) 
eine  ganze  Umwälzung  unserer  ästhetischen  Anschauungen  notwendig,  die 
Bewegung  des  neuen  Kunstgewerbes,  die  Episode  der  Darmstädter  Künstler¬ 
kolonie  und  was  dergleichen  mehr  Faktoren  gewesen  sind,  die  alle  den 
Zweck  hatten  die  Welt  von  dem  Irrglauben  zu  bekehren,  daß  es  Schönheit 
nur  innerhalb  der  Zirkel  geben  könne,  die  die  Kunstakademieen  für  sich 
reserviert  hatten.  Oder,  um  es  deutlicher  zu  machen:  Durch  eine  dema¬ 
gogisch  betriebene  Agitation  mußte  erst  aus  den  Hirnen  das  Vorurteil  her¬ 
ausmassiert  werden,  daß  es  Schönheit  nur  am  Staffeleibild,  an  der  Frei¬ 
plastik,  der  reinen  Musik  und  Lyrik  zu  genießen  gebe.  Der  liebe  Gott  hat 
gewiß  keine  Kunstschullektion  gehört,  und  doch  ist  die  Welt,  die  er  er¬ 
schaffen  hat,  die  Natur,  in  die  wir  kunstbeflissenen  Würmer  hineingesetzt 
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sind,  unendlich  schöner  als  das  Gewaltigste,  was  Michelangelo  oder  Rem- 
brandt  je  gelungen  ist.  Niemand  wird  bestreiten  wollen,  daß  die  Natur¬ 
schönheit  ebenso  wie  die  Kunstschönheit  den  Sinnen  und  der  Seele  höchste 
Genüsse  zu  spenden  vermag.  Wobei  noch  zu  bedenken  wäre,  daß  der  wunder¬ 
bar  organisierte  Kosmos  weit  eher  als  eine  technische  denn  als  eine  künst¬ 
lerische  Wunderleistung  bestaunt  werden  müßte.  Man  halte  mir  nicht  die 
<(mir  auch  bekannte)  Schulweisheit  entgegen,  daß  ein  entschiedener  Gegen¬ 
satz  zwischen  Naturerscheinung  und  Kunstwerk  bestehe;  ich  frage  ja  nur, 
ob  die  reale  Welt  da  draußen  als  schön  empfunden  werden  kann.  Oder 
etwas  anderes:  Zwischen  die  Bilder  und  Plastiken  einer  großen  Kunst¬ 
ausstellung  tritt  eine  Frau,  vom  Schöpfer  wohl  gebaut,  vom  Schneider  gut 
angezogen,  und  alle  schönheitsempfänglichen  Sinne  gleiten  auf  einmal  von 
den  Wänden  nach  dem  Platz,  den  die  hübsche  Person  einzunehmen  beliebt 
hat.  Was  die  Maler,  was  die  Bildhauer  geformt  haben,  zerrinnt  in  nichts 
gegenüber  dem  Oeuvre,  mit  dem  die  Natur  da  in  ihre  Ausstellung  hinein¬ 
platzt.  Und  wer  weiß  eigentlich,  wie  weit  die  Natur  an  der  ganzen  Eva 
beteiligt  ist?  Das  schicke  Kostüm  ist  ein  Werk  des  Schneiders,  der  Hut 
eine  Kreation  der  Modistin,  die  Haare  darunter  ein  Phantasiespiel  des 
Coiffeurs,  die  Schuhe,  die  wir  gelegentlich  einmal  sehen  dürfen,  womöglich 
ein  Fabrikat,  das  da  drüben  in  Amerika  von  rastlos  produzierenden  Arbeits¬ 
maschinen  zugeschnitten  und  zusammengeheftet  wurde.  Dieser  sehr  schöne 
Stiefel  ist  kein  Werk  der  Natur,  keine  Schöpfung  der  Kunst,  ist  —  ja  wir 
kommen  in  Verlegenheit,  wenn  wir  es  gestehen  müssen,  daß  es  ein  End¬ 
produkt  der  technischen  Industrie  ist.  Etwas,  was  man  mit  dem  jetzt  häufig 
gebrauchten  Wort  Maschinenkunst  belegen  könnte.  Ob  mit,  ob  ohne  Bein 
<ich  muß  das  sagen,  da  sonst  die  Beckmesser  der  Ästhetik  mich  an  den 
Ohren  zausen  würden,  um  mir  wieder  einmal  einzubläuen,  daß  ästhetisches 
Wohlgefallen  und  sinnliches  Begehren  hübsch  auseinanderzubleiben  hätten), 
dieses  von  Maschinentatzen  gefügte  Stiefelchen  erscheint  mir  und  manchem 
weitaus  schöner  als  alle  Stiefel  zusammen,  die  ein  staatlich  approbierter 
Künstler,  wie  unser  Anton  von  Werner,  je  auf  die  Leinwand  gestrichen  hat. 
Auf  gut  deutsch:  Kunst  oder  das,  was  nach  der  Art  seiner  Entstehung  so 
genannt  wird,  kann  das  Gegenteil  von  schön  sein,  andrerseits  aber  kann  es 
Schönheit  auch  ohne  Samtjoppe,  ohne  Kunstakademie,  ohne  Pinsel,  ohne 
Marmor  und  ohne  Verse  geben. 

Wenn  man  das  in  seinen  weitesten  Konsequenzen  einmal  begriffen  hat,  kann 
einen  niemand  hindern  einen  Lastkran,  der  graziös  und  elegant  wie  ein 
Brückensteg  auf  den  Holzschnitten  des  Hoküsai  und  Hiroshige  in  die  Lüfte 
ragt,  als  Schönheitswert  zu  genießen.  Klar  und  eindeutig,  wie  er  gegliedert 
ist,  hat  er  in  sich  einen  selbstverständlichen  Rhythmus;  Maße  und  Verhält¬ 
nisse  bieten  sich  den  Sinnen  so  fein  abgewogen,  wie  sie  allein  die  Unter¬ 
werfung  unter  das  eherne  Gesetz  der  geringsten  Energievergeudung  erzwingt, 
die  Statik  einer  solchen  Konstruktion  ist  nicht  weniger  sicher  ausbalanciert 
als  die  ob  ihrer  statischen  Fleckenverteilung  berühmten  Bildwerke  eines 
Ghirlandajo;  die  Silhouette  und  die  Überschneidungen  der  eisernen  Linien 
sind  ebenso  geronnene  Logik  wie  der  gotische  Pfeiler  gefrorene  Musik 
gewesen,  ebenso  überzeugend,  ebenso  zweckgerecht,  ebenso  unbedingt  wie 
die  griechische  Säule  oder  der  romanische  Bogen.  Beide  waren  ja  auch 
nur  klar  und  groß  entwickelte  Konstruktionsformen.  Vor  manchem  Neubau 
will  mir  scheinen,  als  ob  solch  Krangerüst,  das  seine  schweren  Lasten  so 
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spielerisch  leicht  bewältigt,  schöner,  rassiger,  monumentaler  sei  als  das, 
was  die  Maurer  so  kunstvoll  und  kunstbeabsichtigt  schichten.  Ein  Eindruck, 
der  sich  immer  wieder  einstellt,  wo  der  Ingenieur  naiv  (will  sagen,  ohne 
Scheu,  ob  das,  was  ihm  seine  Berechnungen  diktieren,  mit  dem  landläufigen 
Kunstschema  übereinstimmt,  ohne  ängstliches  Nachgeben  vor  dem,  was  der 
Kunstmagister  ihm  einreden  möchte)  schafft.  Ein  Kran,  eine  Werkzeug¬ 
maschine,  eine  Schnellzugslokomotive,  ein  Schiffskiel  sind  deshalb  so  über¬ 
wältigend  schön,  weil  der  Konstrukteur  hier  immer  rücksichtslos  den  Ge¬ 
setzen  folgt,  die  die  Wissenschaft  ihm  unzweideutig  festgelegt  hat.  Und  des¬ 
halb  ist  die  Mehrzahl  der  Ingenieurbauten  so  peinvoll  problematisch,  weil 
er  glaubt  da  aus  diesem  Gesetzesbann  herausbrechen  zu  müssen,  um  seinem 
Werk  eine  künstlerische,  richtiger:  eine  künstliche,  Schauseite  vorzuheften. 

Demgegenüber  wird  nun  eingewandt,  daß  alle  diese  Schönheit  kalt  sei  wie 
der  Tod;  starr  wie  ein  Skelett;  bar  aller  Sinnlichkeit  und  Gemütlichkeit 
bleibe  sie  ein  Rechenexempel,  ein  Hirnprodukt,  das  wie  eine  trockene  Torte 
durch  einen  Schokoladenaufguß  schmackhaft  gemacht  werden  müßte.  Dieser 
Schokoladenaufgießer  nennt  sich  zurzeit  Architekt.  Er  will  oder  soll  dem, 
was  der  Ingenieur  sinnvoll  errechnet  hat,  die  künstlerische  Form  überstülpen. 
Er  meint  das  hübsch  und  schön  machen  zu  müssen,  was  jener  klar  und 
logisch  und  statisch  entwickelte.  Mit  Verlaub,  mir  erscheint  schon  der  Ge¬ 
danke,  daß  ein  Mensch,  der  gegenüber  einem  technischen  Konstruktions¬ 
gefüge  Laie  ist,  der  es  nicht  wagen  darf  von  sich  aus  in  dieses  Gefüge 
hineinzugreifen,  einer  ihm  unantastbaren  Konstruktion  das  künstlerische  Ge¬ 
präge  geben  soll,  im  höchsten  Maß  dilettantisch.  Nicht  innerlich  organische 
Kunst,  sondern  ein  bißchen  Geschmackshuberei,  die  dem  bildungsbeflissenen 
Bourgeois  gefallen  mag,  entsteht  so.  Ein  Peter  Behrens  rechtfertigt  sein  Ein¬ 
greifen  in  die  Ingenieurgestaltung  damit,  daß  »Kunst  eben  nur  als  Intuition 
starker  Persönlichkeiten  entstehen«  könne.  Nun,  dem  windigsten  Maler,  der 
sein  Stilleben  auf  die  Leinwand  streicht,  dem  Kunstgewerbler,  der  das  halb¬ 
wegs  erträgliche  Tapetenmuster  ertüftelt,  wird  ohne  weiteres  dieses  Prädikat 
der  gestaltenden  Persönlichkeit  zugestanden;  dem  Ingenieur  aber,  der  Alpen¬ 
hänge  durchbohrt  und  überbrückt,  der  im  kleinen  und  großen  das  Nieerhörte 
zur  Wirklichkeit  macht,  will  man  die  Persönlichkeit  bestreiten?  Ich  glaube, 
das  geht  nicht.  Wenn  er  bislang  im  Geschmacklichen  versagte,  so  liegt 
das  vielleicht  an  einer  falschen  Ausbildung,  liegt  es  daran,  daß  er  noch  nie 
den  Mut  zu  sich  selbst  hatte  und  mit  Architekturformen  kokettierte,  wo  er 
mit  der  reinen  Ingenieurform  hätte  triumphieren  können.  Ich  meine,  einem 
ganzen  Stand  im  Namen  der  Kunst  das  Persönlichkeitsbewußtsein  ab¬ 
sprechen  ist  auf  die  Dauer  wohl  eine  unhaltbare  Floskel.  Das  heute  nicht 
ohne  Nebeninteressen  angezettelte  Geschrei  »Hie  Ingenieur,  hie  Architekt!« 
wird  schließlich  dem  Gegensatz  »Hie  gestaltende  Kraft,  hie  Stümper!« 
weichen  müssen.  Gewiß,  unter  den  Ingenieuren  gibt  es  Leute  genug,  die  allen 
Geschmacksempfindens  bar  sind,  aber  gibt  es  die  nicht  auch  in  so  er¬ 
schreckender  Anzahl  unter  den  Architekten?  Solange  die  Ingenieure  aus 
Sorglosigkeit  oder  Instinktmangel  die  Ausdrucksform  vernachlässigen,  wird 
ihnen  die  Allgemeinheit  einen  ästhetischen  Baubau  auf  den  Hals  hetzen. 
Aber  auch  nur  so  lange.  Bis  dahin  muß  man  sogar  befürworten,  daß  der 
erfahrene  Baumeister  den  Konstrukteur  vor  offenbaren  Barbareien  behütet. 
Bis  dahin  sind  die  Behrens,  die  Grenander  usw.,  die  sich  in  das  Wesen 
der  Ingenieurkonstruktion  einzufühlen  vermochten,  unerläßlich,  bis  dahin 
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haben  sie  eine  gewichtige  Mission  zu  erfüllen.  Das  Problem  ist  aber  kein 
Problem  mehr,  wenn  die  Ingenieure  sich  einmal  ihrer  Unterlassungssünden 
bewußt  geworden  sind. 

Aber  der  Ingenieur  ist  Rechenmaschine,  ist  nichtsnutzig  brutal,  hat  keine 
Phantasie,  kein  Gemüt!  Nun  ja,  so  viel  Gemüt  wie  ein  Münchener  Illustra¬ 
tionszeichner  hat  er  kaum,  so  seicht  wie  ein  Maienminnelyriker  ist  er  nicht. 
Er  bringt  es  fertig  einem  einen  Telephonapparat  auf  den  Tisch  zu  stellen, 
dem  nicht  eine  Allegorie  der  Geschwätzigkeit  auf  gemalt  ist.  Weil  er  eben 
ein  moderner  Geist  ist,  so  modern  wie  ein  englischer  Diplomat,  wie  ein 
Hamburger  Großreeder,  wie  ein  japanischer  Stratege,  die  ihr  Gemüt  nicht 
auf  der  Zunge  tragen,  deren  Ausdrucksform  die  Aktion  ist.  Seine  Eisen¬ 
linien  sind  so  elementar  wie  ein  Armeebefehl  Napoleons.  Brutal  wie  die 
Schöpfer  der  Pyramiden  setzt  er  sein  Werk  in  das  Weltall.  Glauben  die 
Romantiker  aus  der  Postkutschenzeit  wirklich,  die  Pyramiden  wären  maje¬ 
stätischere  Kunstwerke  geworden,  wenn  ein  Gemütsmensch  von  Ornamenten- 
knautscher  ihnen  einen  Schmuckfries  umgehängt  hätte? 

Aber  keine  Phantasie?  Nun,  wenn  der  Techniker  aus  seinen  Ziffern  und 
Berechnungen  etwas  voraussieht,  so  wird  es  sicherer  als  eine  Prophezeiung 
eintreten.  Und  der  Ingenieur,  der  die  phantastischsten  Träume  der  Mensch¬ 
heit  in  greifbare  Wirklichkeit  umsetzt,  der  uns  gelehrt  hat  durch  die  Lüfte 
zu  segeln,  durch  einen  dünnen  Draht  meilenweit  zu  sprechen  und  zu  hören, 
sollte  wirklich  ohne  Phantasie  sein?  Ach,  er  hat  nicht  die  dünnblütige  Phan¬ 
tasie  eines  Hoftheaterpoeten,  dessen  Aufgabe  es  ist  Backfischherzen  bubbern 
zu  machen,  nicht  die  Phantasie  eines  Architektur-  oder  Musterzeichners,  der 
Mäanderornamente  wieder  und  wieder  abrollt,  der  Putten  und  Püttchen 
hüpfen  läßt.  Vielleicht  hat  er  die  Phantasie  eines  Hamburger  Großkauf¬ 
manns,  der  von  seinem  Kontor  aus  über  das  Schiffsgewimmel  des  Hafens 
blickt  und  an  seinem  Werkplatz  Fäden  aus  aller  Welt,  Fäden  von  tausend 
Schicksalen  und  lautlos-unsentimentalen  Arbeitstaten  zusammenlaufen  sieht. 

Mag  alles  sein.  Die  Leute,  die  um  keinen  Preis  zugeben  wollen,  daß  eine 
technische  Schönheit  denkbar  wäre,  machen  zu  allerletzt  noch  den  Ein¬ 
wand,  zu  einer  künstlerischen  Gestaltung  sei  die  Freiheit  der  Entschließung 
durchaus  notwendig;  der  Ingenieur  sei  aber  stets  und  überall  an  seine  Be¬ 
rechnung  gebunden.  Er  sei  der  Sklave  der  Notwendigkeit;  Stoff,  Statik, 
Zweck  und  Wirtschaftlichkeit  bestimmen,  beherrschen  sie  ihn  nicht  gleich¬ 
falls?  Aus  eben  diesen  Gründen  hat  man  auch  schon  versucht  ihn  aus  der 
Reihe  der  freien  Künstler  herauszustreichen.  Aber  dieses  unerschütterliche 
Muß  des  Ingenieurs  ist  ein  Ammenmärchen,  aufgerollt  von  denen,  die  keine 
Ahnung  haben,  daß  bei  der  Entstehung  eines  jeden  technischen  Werks  die 
Wahl  zwischen  mehreren  Möglichkeiten  besteht.  Kann  es  etwas  Verschieden¬ 
artigeres,  etwas  Individuelleres  geben  als  unsere  Brücken?  Die  Anordnung 
der  Gurte,  Ausmaß  und  Spannung  der  Bogen,  Wahl,  Stellung  und  Pro¬ 
filierung  der  Träger,  die  Konturlinie,  eine  vollwandige  Geschlossenheit  oder 
das  Filigrangewebe  eiserner  Kraftlinien  geben  Spielraum  genug.  Eiffel  würde 
heute  seinen  Turm  ganz  anders,  ohne  diese  Material-  und  Energievergeudung 
bauen.  Und  das  Gros  jener  von  Ingenieuren  verbrochenen  Greuel  würde 
mit  dem  gleichen  Aufwand  von  einem  umfassendem  Ingenieurgeist  weitaus 
sympathischer  geformt  werden  können.  Die  Freiheit  schön  oder  häßlich  zu 
gestalten  ist  durchaus  vorhanden.  Nur  nicht  eine  schrankenlose  Freiheit, 


PAUL  WESTHEIM  •  TECHNISCHE  SCHÖNHEIT 


567 


eine  Freiheit,  die  ihm  jede  Willkür  verstattet,  die  ihn  kleinlich  werden  läßt 
wie  ein  Kunstgewerblerchen,  das  als  Originalitätsgigerl  um  jeden  Preis  seinen 
U-Haken  anders  schreiben  muß  als  alle  übrigen  Kalligraphen.  Der  persön¬ 
liche  Gestaltungsdrang  ist  in  der  Technik  immer  mit  dem  Gesamtwollen 
der  Zeit  verknüpft.  Die  Einzelpersönlichkeit  schwingt,  wie  es  bei  den  Hand¬ 
werksmeistern  der  Gotik  nicht  anders  der  Fall  war,  in  dem  Zeitrhythmus, 
dient  ihm,  indem  sie  ihn  an  ihrem  Werk  offenbar  macht,  läßt  sich  von  ihm 
tragen,  indem  sie  das  Notwendige  großzügig  vollendet. 


In  diesem  Sinn  sind  vielleicht  die  Schönheiten,  die  die  Technik  zu  bieten 
hat,  eine  Befreiung  von  den  kleingeistigen  Eigenheiten  eines  kleingeistigen 
Individualismus.  Das  selbstgefällige  Talentchen,  das  mit  seinen  Spezialitäten 
und  Absonderlichkeiten  zwischen  den  Künsten  herumvagiert,  verschwindet 
hinter  der  Gewalt  des  Ausdrucks,  an  dem  eine  Epoche  formt  und  feilt. 
Der  Schiffskiel,  der  so  majestätisch  die  Wogen  zerschneidet,  ist  nicht  der 
Kiel  des  Herrn  X  oder  Y,  der  oder  jener  Werft,  es  ist  der  Kiel  des  Jahres 
1914,  das  Endglied  einer  jahrhundertelangen  Entwickelung,  ein  Dokument 
dieser  Gegenwart.  Seine  Schönheit  ist  erhaben  und  mitreißend,  genau  in 
dem  Maß  wie  sein  Zeitalter  kühn  und  groß  ist. 

xxxxxxxxxxxxxxxx  xxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Sozialpolitik  /  Johannes  Heiden 

Unfallver-  Nach  dem  Geschäftsbericht 
c  erung  des  Reichsversicherungs¬ 
amts  waren  im  Jahr  1913 
zwischen  24  bis  25  Millionen  Personen 
gegen  Unfall  versichert.  Die  Zahl  der 
Unfälle  ist  gegen  das  Vorjahr  wieder  von 
742  422  auf  768  674  gestiegen.  Von  den 
Unfällen  sind  glücklicherweise  recht 
viele  leichterer  Art  und  bedingen  keine 
Erwerbsbeschränkung  über  13  Wochen. 
Eine  Erwerbsbeschränkung  über  diesen 
Zeitraum  hinaus  verursachten  139  076 
Unfälle,  auch  die  Zahl  dieser  schwereren 
Unfälle  ist  gegen  das  Vorjahr,  wo  sie 
137  089  betrug,  um  1987  gewachsen. 

Von  den  Versicherungsträgern  wurden 
519  902  Bescheide  über  Ansprüche  der 
Versicherten  erlassen,  worunter  sich 
70  372  Endbescheide  befanden.  Diese 
letztere  Zahl  ist  gleich  der  Zahl  der  Ein¬ 
sprüche,  die  im  Geschäftsjahr  erledigt 
wurden.  Das  Einspruchsverfahren  führte 
in  10  324  Fällen  zu  einem  günstigen  Er¬ 
gebnis  für  die  Rentenbewerber.  Wie  oft 
gegen  die  Endbescheide  der  Versiche¬ 
rungsträger  Berufung  bei  den  Oberver¬ 
sicherungsämtern  erhoben  wurde,  meldet 
der  Geschäftsbericht  nicht,  weil  die 
»statistischen  Angaben  von  den  König¬ 
lich  preußischen  Oberversicherungs- 
ämtern  nicht  zu  erlangen  waren«. 


Erheblich  zurückgegangen  ist,  wie  das 
bei  der  Beschränkung  des  Rechtsmittels 
durch  die  Reichsversicherungsordnung 
selbstverständlich  ist,  die  Zahl  der  Re¬ 
kurse.  Gegen  22  827  im  Vorjahr  waren 
es  nur  12  729.  Die  Zahl  der  Rekurse 
wird  noch  mehr  fallen,  weil  im  Berichts¬ 
jahr  noch  eine  nicht  geringe  Zahl  in 
solchen  Fällen  an  das  Reichsversiche¬ 
rungsamt  gelangt  ist,  in  denen  der  Be¬ 
scheid  des  Versicherungsträgers  vor  dem 
1.  Januar  1913  erlassen  ist.  Streitfälle 
dieser  Art  können  noch  an  das  Reichs - 
versicherungsamt  gebracht  werden,  auch 
wenn  nach  dem  neuen  Recht  der  Rekurs 
ausgeschlossen  sein  würde.  Mit  den 
Rückständen  aus  früheren  Jahren  hatte 
das  Reichsversicherungsamt  34  941  Re¬ 
kurse  zu  bearbeiten,  von  denen  18  939, 
und  zwar  16  966  durch  Urteil,  erledigt 
wurden. 

Von  den  Urteilen  bestätigten  12  259  die 
Vorentscheidung,  4519  änderten  sie  ab, 
und  188  sprachen  die  Zurückverweisung 
an  die  Vorinstanz  aus.  In  die  4519  Er¬ 
folge  des  Rechtsmittels  teilten  sich  die 
Versicherten  mit  2713  und  die  Versiche¬ 
rungsträger  mit  1806,  was  von  den  Re¬ 
kursen  der  Versicherten  20,4  und  von 
denen  der  Versicherungsträger  49,1  % 
ausmacht.  In  78,1  %  aller  erledigten 
Streitfälle  handelte  es  sich  um  die  Höhe 
der  Rente. 
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Invaliden*  Aus  der  Statistik  über  die 
Versicherung  RechtSprechung  in  der  In¬ 
validenversicherung  seien 
hier  die  wichtigsten  Zahlen  mitgeteilt. 
Die  Versicherungsträger  erließen  im  Jahr 
1913  insgesamt  256  753  Bescheide,  womit 
sie  198  088  Renten  und  einmalige  Lei¬ 
stungen  bewilligten,  38  066  ablehnten 
und  10  362  entzogen,  681  Bescheide 
sprachen  das  Ruhen  der  Renten  aus  und 
9556  hatten  andern  Inhalt.  Es  wurden 
gewährt:  142  859  Invaliden-,  11  898  Al¬ 
ters-,  8762  Witwen-  und  26  031  Waisen¬ 
renten  und  daneben  8084  Witwengelder 
und  454  Waisenaussteuern. 

Bei  den  Oberversicherungsämtern  wur¬ 
den  26  791  Berufungen  angemeldet.  Mit 
den  Rückständen  hatten  diese  Gerichte 
33  073  Berufungen  zu  bearbeiten,  wovon 
sie  28  464  erledigten.  In  23  398  Fällen 
kam  es  zu  einem  Urteil,  wovon  4023  den 
Versicherten  günstig  waren.  Zu  diesen 
Erfolgen  können  die  Versicherten  noch 
1688  Anerkenntnisse  und  770  Vergleiche 
buchen, 

Revision  zum  Reichsversicherungsamt 
wurde  in  4701  Fällen  erhoben.  Zu  be¬ 
arbeiten  hatte  die  höchste  Instanz  ins¬ 
gesamt  7955  Revisionen,  von  denen  sie 
5G54  erledigte.  Die  Erfolge  waren  hier 
geringer  als  in  der  Unfallversicherung, 
was  in  dem  Unterschied  zwischen  Re¬ 
vision  und  Rekurs  begründet  ist.  In 
3589  Fällen  wurde  die  Vorentscheidung 
bestätigt  und  nur  in  134  abgeändert,  da¬ 
zu  wurden  noch  789  Rentenprozesse  an 
die  Vorinstanz  zurückgewiesen. 

X  X 

Invaliden.  Die  durch  die  Reichsver¬ 
sicherung  Sicherungsordnung  neu  ge¬ 
schaffene  Zusatzversiche¬ 
rung  für  die  Invalidenversicherung  hat 
keinen  Anklang  gefunden.  Die  Beteili¬ 
gung  der  Versicherten  an  dieser  freiwil¬ 
ligen  Einrichtung  ist  sehr  gering.  Im 
1.  Jahr  (1912)  wurden  nur  43  949  Zusatz¬ 
marken  verkauft,  und  im  2,  Jahr  ist 
diese  niedrige  Zahl  noch  gesunken,  näm¬ 
lich  auf  34  738.  Damit  ist  bewiesen,  daß 
die  Hoffnungen,  die  in  der  Begründung 
zur  Reichsversicherungsordnung  für  die 
Wirkung  der  Zusatzversicherung  ausge¬ 
sprochen  wurden,  sich  nicht  erfüllen 
werden.  Der  neue  Versicherungszweig 
sollte  ein  Ersatz  für  die  von  vielen  Sei¬ 
ten  gewünschte  Anfügung  von  höheren 
Lohnklassen  sein,  und  von  ihm  wurde 
behauptet,  daß  er  den  Versicherten  mit 
höherm  Einkommen  und  besonders  den 
freiwillig  versicherten  Handwerkern  und 
anderen  eine  willkommene  Gelegenheit 
zur  Erhöhung  der  Versicherungsleistun- 
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gen  bieten  werde.  Die  Erfahrungen,  die 
mit  der  freiwilligen  Beteiligung  von  Selb¬ 
ständigen  und  von  früheren  Versiche¬ 
rungspflichtigen  gemacht  worden  sind, 
sprachen  schon  gegen  die  Annahme 
einer  großen  Ausbreitung  der  Zusatzver¬ 
sicherung.  Dazu  kommt,  daß  die  Zusatz¬ 
versicherung  gar  keinen  Anreiz  zur  Be¬ 
teiligung  bietet.  Für  die  Zwecke  der  Zu¬ 
satzversicherung  werden  Marken  zum 
Preis  von  1  Mark  herausgegeben,  die  in 
der  gleichen  Weise  wie  die  anderen  Ver¬ 
sicherungsmarken  verwendet  werden. 
Für  jede  Mark  Zusatzbeitrag  erhöht  sich, 
die  Invalidenrente  des  Versicherten  um 
so  viel  mal  2  Pfennig,  als  beim  Eintritt 
der  Invalidität  Jahre  seit  Aufrechnung 
der  Quittungskarte  verflossen  sind.  Die 
Bezüge  der  Witwen  und  Waisen  werden 
durch  die  Zusatzversicherung  nicht  ver¬ 
bessert,  auch  nicht  die  Altersrente  des 
Versicherten,  sondern  nur  seine  eigene 
Invalidenrente.  Der  Umstand,  daß  die 
Zusatzversicherung  die  Renten  der  Hin¬ 
terbliebenen  nicht  erhöht,  steht  einer 
großen  Ausbreitung  dieser  Versicherung 
entgegen.  Die  starke  Beteiligung  an  den 
sogenannten  Volksver  Sicherungen  zu¬ 
gunsten  der  Angehörigen  lehrt  ja  ver¬ 
ständlich  genug,  für  welche  Versicherun¬ 
gen  Bedürfnis  vorhanden  ist.  Soll  die 
Zusatzversicherung  wirklich  im  Rahmen 
der  staatlichen  Arbeiterversicherung  Be¬ 
deutung  gewinnen,  so  müssen  ihre  Lei¬ 
stungen  für  die  Hinterbliebenenversiche¬ 
rung  nutzbar  gemacht  werden. 

X  e  X 

KurzeChronikEin  Erlaß  des  preußischen 
Handelsministers  vom  7.  Ja¬ 
nuar  verleiht  den  Ge¬ 
werbeinspektoren  die  Befugnis 
zum  Erlaß  polizeilicher  Verfügungen,  um 
die  Abstellung  von  Übelständen  in  ge¬ 
werblichen  Betrieben  zu  erzwingen.  X 
In  Preußen  soll  allen  Angestellten 
von  Ortskrankenkassen,  für  die 
die  gesetzlichen  Voraussetzungen  ge¬ 
geben  sind,  die  Eigenschaft  als  Ge¬ 
meindebeamte  verliehen  werden.  Ein 
Disziplinargesetz  für  sie  liegt  dem  Land¬ 
tag  vor.  Das  ist  die  Ausführung  der 
Absicht,  die  mit  der  Reichsversicherungs¬ 
ordnung  verbunden  war,  den  Angestell¬ 
ten  der  Kassen  die  Betätigung  für  die 
Sozialdemokratie  unmöglich  zu  machen 
oder  sie  aus  ihren  Stellungen  zu  ent¬ 
fernen.  X  Mit  der  Errichtung  von  be¬ 
sonderen  Dienstbotenkranken¬ 
kassen  droht  ein  Erlaß  des  preußi¬ 
schen  Handelsministers,  wenn  nicht  in 
den  allgemeinen  Krankenkassen  die  Bei¬ 
träge  für  die  Dienstboten  recht  niedrig 
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gehalten  werden.  X  Die  vielumstrittene 
Frage,  ob  die  sogenannten  Unfälle  des 
täglichen  Lebens  nach  der  Unfallver¬ 
sicherung  zu  entschädigen  sind, 
wenn  sie  Arbeiter  beim  Betrieb  betreffen, 
hat  der  große  Senat  des  Reichsversiche¬ 
rungsamts  in  einem  Urteil  vom  26.  Fe¬ 
bruar  bejaht.  X  Die  Träger  der  Invali¬ 
denversicherung  hatten  bis  zum  Schluß 
des  Jahres  1913  insgesamt  482  637  581 
Mark  als  Darlehen  zur  Förderung  des 
Baus  von  Arbeiterfamilien¬ 
wohnungen  und  Ledigenhei¬ 
men  gewährt.  Da  hierauf  58729835  Mark 
zurückgezahlt  worden  waren,  betrug  die 
dem  genannten  Zweck  dienende  Summe 
ncch  423  907  746  Mark.  Der  größte  Teil 
der  Darlehen,  rund  291  Millionen,  ist  an 
Genossenschaften,  Gesellschaften,  Aktien¬ 
bauvereine,  sonstige  gemeinnützige  Ver¬ 
eine  und  Stiftungen  gegeben;  Gemeinde¬ 
verbände,  Gemeinden,  Sparkassen  und 
andere  Anstalten  und  Verbände  des 
öffentlichen  Rechts  haben  rund  64  Mil¬ 
lionen  Mark  erhalten;  Versicherten  wur¬ 
den  90  Millionen  und  Arbeitgebern  37 
Millionen  gewährt.  X  Der  Reichstag  wies 
am  21.  März  eine  Petition  des  Zentral¬ 
verbands  deutscher  Bäckerinnungen  Ger¬ 
mania  und  des  Bayrischen  Handwerker¬ 
und  Gewerbebunds  um  vermehrten 
Schutz  der  Arbeitswilligen  durch 
Übergang  zur  Tagesordnung  ab, 

X  X 

Literatur  In  einem  umfangreichen 
Werk  Die  Formen  des 
wirtschaftlichen  Kampfes 
(Streik,  Boykott,  Aussperrung  usw.) 
/Berlin,  Springer/  hat  der  Privatdozent 
an  der  Universität  Petersburg  G. 
Schwittau  die  Ergebnisse  seiner 
Untersuchungen  über  die  gewerblichen 
Konflikte  in  England,  Frankreich  und 
Deutschland  niedergelegt.  Neben  Über¬ 
sichten  über  die  Organisationen  der  Ar¬ 
beiter  und  Arbeitgeber  und  der  Streiks 
enthält  das  Buch  eingehende  Erörterun¬ 
gen  über  Wesen,  Bedeutung  und  Be¬ 
rechtigung  der  Kampfmittel  in  den  Kon¬ 
flikten  zwischen  Unternehmern  und  Ar¬ 
beitern.  Das  Streikrecht  betrachtet  der 
Verfasser  als  ein  notwendiges  Mittel  für 
die  Arbeiter  zur  Durchsetzung  ihrer  An¬ 
sprüche  auf  Schaffung  einer  wirtschaft¬ 
lichen  Struktur,  die  die  Autokratie  des 
Unternehmers  einschränkt.  Ein  wirk¬ 
liches  Streikrecht  besteht  aber  nur  in 
England,  während  in  den  beiden  anderen 
Ländern,  besonders  auch  in  Deutschland, 
noch  die  Fragen  des  Koalitionsrechts 
strittig  sind.  Den  hohen  Wert  des  Koa¬ 
litionsrechts  erkennt  Schwittau  mit  sei¬ 


ner  Zustimmung  zu  dem  Satz  an,  daß 
das  volle  Koalitionsrecht  lOOmal  mehr 
wert  ist  als  die  Sozialgesetzgebung. 
Dieses  Recht  zu  beschränken,  darin  er¬ 
lahmen  die  Scharfmacher,  welcher  zu¬ 
treffenden  Bezeichnung  der  Verfasser 
sich  oft  bedient,  nicht.  Sie  suchen  Ge¬ 
setze  gegen  das  Koalitionsrecht  zu  schaf¬ 
fen  und  wollen  ihm  mit  dem  Mittel  der 
Aussperrung  Schaden  zufügen.  Auch  den 
Boykott  erkennt  Schwittau  als  berech¬ 
tigtes  Kampfmittel  an.  Er  hat  in  Deutsch¬ 
land  und  England  keine  große  Verbrei¬ 
tung  gefunden,  wird  dagegen  in  Amerika 
besonders  in  seiner  indirekten  Form  der 
Empfehlung  von  Erzeugnissen,  die  unter 
günstigen  Bedingungen  für  die  Arbeiter 
hergestellt  sind,  häufiger  angewandt.  In 
Deutschland  wird  der  Boykott  bekannt¬ 
lich  auch  von  den  politischen  Parteien 
(gegen  Wirtschaften  zum  Beispiel)  ge¬ 
führt.  Die  wirtschaftlichen  Kämpfe  müs¬ 
sen  nach  Schwittau  zur  Schaffung  von 
Einrichtungen  führen,  durch  die  sie  ver¬ 
mieden  oder  bald  geschlichtet  werden. 
Einrichtungen  dieser  Art  sind  ihm  Tarif¬ 
verträge  und  Schlichtungskommissionen. 
Den  deutschen  Gewerbegerichten  spricht 
er,  vielleicht  ein  wenig  zu  scharf,  jede 
Bedeutung  als  Einigungsinstanzen  ab. 
Das  Buch  verdient  von  den  Gewerk¬ 
schaftern  gelesen  zu  werden,  wenn  sich 
auch  gegen  manche  Behauptung  sowohl 
vom  sozialistischen  wie  vom  gewerk¬ 
schaftlichen  Standpunkt  einiges  ein¬ 
wenden  läßt, 

Staatssozialismus  /  Edmund  Fischer 

Preußen:  Im  Betrieb  der  vereinigten 

isenba  nen  preußische  Und  hessischen 
Staatseisenbahnen  wurden 
im  Rechnungsjahr  1912  insgesamt 
525  322  Beamte,  Gehilfen,  Hilfskräfte 
im  untern  Dienst  und  Arbeiter  beschäf¬ 
tigt,  gegen  504  427  im  Jahr  1911.  Außer¬ 
dem  waren  im  Berichtsjahr  noch  vor¬ 
handen:  141  Regierungsbauführer  sowie 
146  Zivilsupernumerare  in  der  Ausbil¬ 
dung  ohne  Besoldung  und  1307  Gepäck¬ 
träger,  die  wegen  gewerblicher  Einnah¬ 
men  eine  Vergütung  aus  der  Staatskasse 
nicht  erhielten.  Ferner  wurden  beim 
Bau  neuer  Bahnstrecken  und  bei  den 
außerordentlichen  Ergänzungs-  und  Er¬ 
weiterungsbauten  auf  den  im  Betrieb  be¬ 
findlichen  Strecken  im  Berichtsjahr 
5670,  im  Vorjahr  5422  Arbeiter  beschäf¬ 
tigt. 

Die  preußisch-hessische  Eisenbahn  stellt 
immer  noch  das  größte  Unternehmen 
der  Erde  dar  und  vergrößert  sich  fort¬ 
gesetzt  wesentlich.  Die  Betriebslänge 
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der  preußisch-hessischen  Staatseisen¬ 
bahnen  hat  sich  von  38  416,81  Kilometer 
im  Jahr  1912  auf  39  089,51,  also,  um 
672,70  Kilometer  vergrößert-  Das  An¬ 
lagekapital  im  Bereich  der  Betriebsge¬ 
meinschaft  ist  von  11  473  457  051  Mark 
Ende  März  1912  auf  11  971  010  269  Mark 
Ende  März  1913,  also  um  497  553  218 
Mark  gestiegen.  Die  Zahl  der  Betriebs¬ 
stellen  an  den  von  der  Staatseisenbahn¬ 
verwaltung  für  eigene  Rechnung  betrie¬ 
benen  Bahnstrecken  betrug  im  Berichts¬ 
jahr  unter  Berücksichtigung  der  mitbe¬ 
nutzten  fremden  Bahnhöfe  (ohne  die 
Werkstättenbahnhöfe)  7647,  das  sind 
200  mehr  als  im  Jahr  1911.  Die  Zahl 
der  Werkstätten  betrug  658,  die  der 
Gasanstalten  107-  Ende  1912  waren 
21  087  Lokomotiven,  42  583  Personen¬ 
wagen,  12  137  Gepäckwagen  und  467  854 
Güter-,  Arbeits-  und  Bahndienstwagen 
vorhanden-  Die  Beschaffungskosten  der 
als  Zugang  für  1912  nachgewiesenen 
Fahrzeuge  haben  218  157  501  Mark  be¬ 
tragen.  Die  Gesamteinnahme  im  Jahr 
1912  betrug  2  501  452  752  Mark,  gegen 
2  347  310  893  Mark  im  Jahr  1911,  also 
154  141  859  Mark  mehr.  Unter  der  Ge¬ 
samtausgabe  von  1  658  350  597  Mark  be¬ 
finden  sich  808  043  853  t=  48,73  %  per¬ 
sönliche  Ausgaben,  das  heißt  Besoldun¬ 
gen,  Löhne,  Wohnungsgeld,  Unter¬ 
stützungen  usw.  Der  Betriebsüberschuß 
von  843  102  155  Mark  gegen  816  273  214 
Mark  im  Jahr  1911  ist  um  26  828  941 
Mark  oder  3,29  %  gestiegen.  Für  1  Kilo¬ 
meter  durchschnittlicher  Betriebslänge 
belief  sich  der  Überschuß  auf  21  741 
Mark,  im  Jahr  1911  dagegen  auf  21  369 
Mark.  Im  Verhältnis  zum  durchschnitt¬ 
lichen  Anlagekapital  ergab  sich  eine 
Verzinsung  von  7,17  %  gegen  7.20  %  im 
Jahr  1911.  Die  preußischen  Eisenbahn¬ 
schulden  betrugen  Ende  des  Jahres  1912 
freilich  immer  noch  7427,5  Millionen 
Mark,  gegen  6808,5  Millionen  im  Jahr 
1908.  Immerhin  verbleibt  ein  recht  gro¬ 
ßer  Reinüberschuß.  Dieser  betrug  nach 
Abzug  der  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Eisenbahnschulden  sowie  des  Zuschusses 
zum  Extraordinarium:  1895  172,4  Milli¬ 
onen  Mark,  1900  213,2,  1905  257,6,  1910 
281,5,  1911  382,1,  1912  400,3  Millionen 
Mark. 

In  welchem  Maß  die  preußische  Eisen¬ 
bahnverwaltung  in  der  Lage  ist  den  Ar¬ 
beitsmarkt  zu  beeinflussen,  geht  daraus 
hervor,  daß,  wie  der  Berichterstatter 
über  den  Etat  der  Eisenbahnverwaltung 
in  der  Budgetkommission  des  preußi¬ 
schen  Abgeordnetenhauses  feststellte,  die 
preußische  Staatsbahn  im  laufenden 


Jahr  für  etwa  830  Millionen  Mark  an 
Ausrüstungsgegenständen  und  Materia¬ 
lien  aller  Art  bezieht;  darunter  Fahr¬ 
zeuge  für  290  Millionen  Mark,  Maschi¬ 
nen,  Stellwerke  usw.  für  35,  Schienen, 
Schwellen,  Brücken  usw.  für  180,  Holz¬ 
schwellen  usw.  für  30,  Baumaterialien 
usw.  für  60,  Kohlen  für  165,  sonstige 
Materialien  für  70  Millionen  Mark.  Es 
liege  auf  der  Hand,  meinte  der  Bericht¬ 
erstatter,  daß  ein  Abnehmer  von  solchen 
Mengen  in  der  Lage  sei  durch  eine  ent¬ 
sprechende  Verteilung  seiner  Aufträge 
eine  Konjunktur  nach  oben  oder  nach 
unten  nicht  unwesentlich  zu  beein¬ 
flussen.  Wäre  es  möglich  in  Zeiten  nie¬ 
dergehender  Konjunktur  in  wesent¬ 
lichem  Umfang  auf  Vorrat  zu  bestellen, 
so  würde  man  damit  in  wirksamer  Weise 
einer  weitern  Abschwächung  der  Wirt¬ 
schaftslage  entgegenarbeiten  und  gleich¬ 
zeitig  erzielen,  daß  in  der  nachfolgenden 
Hochkonjunktur  unsere  gewerblichen 
Unternehmungen  entlastet  würden.  Das 
sei  aber  in  dem  Umfang,  wie  man  ge¬ 
meinhin  anzunehmen  pflege,  nicht  der 
Fall.  Wohl  aber  werde  verlangt  werden 
können,  daß  die  Eisenbahn  die  Zeiten 
einer  rückgängigen  Wirtschaftslage  be¬ 
nutze  ihre  Anlagen  zu  erneuern  oder 
auszubauen,  um  sich  für  die  Zeit  der 
wiederkehrenden  Hochflut  zu  rüsten. 
Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
konstatierte  sodann,  daß  die  derzeitigen 
gewaltigen  Aufträge  der  Eisenbahnver¬ 
waltung  in  eine  Zeit  niedergehender 
Konjunktur  gefallen  seien.  Und  daß  die 
Eisenbahnverwaltung  auch  der  nieder¬ 
gehenden  Konjunktur  Rechnung  trage, 
erklärte  er  ferner,  ergebe  sich  aus  den 
Zahlen  für  die  Betriebsmittelbeschaffung. 
Diese  Zahlen  stellen  sich  für  1911  auf 
185  Millionen  Mark,  1912  auf  218,  1913 
auf  292  und  1914  auf  279  Millionen 
Mark. 

Die  obigen  Zahlen  über  den  Bedarf  der 
preußischen  Staatseisenbahn  an  Aus¬ 
rüstungsgegenständen  und  Materialien 
zeigen  aber  auch,  in  welchem  Maß  diese 
Staatsbetriebe  ausgedehnt  werden  kön¬ 
nen.  Im  Interesse  des  Betriebs  und 
der  Gesamtheit  liegt  es  auch,  daß  die 
Eisenbahnverwaltung  nicht  nur  die  Koh¬ 
len  aus  Staatsbetrieben  bezieht  sondern 
auch  die  Maschinen,  Lokomotiven,  die 
Wagen,  Schienen,  Schwellen  usw.  in 
eigener  Regie  herstellt. 

X  x 

Sachsen:  Unter  Beteiligung  des 

Stationen*3  Staates  sollen  alle  im  Ge¬ 
meindebesitz'  befindlichen 
Elektrizitätswerke  Sachsens  zu  einem 
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großen  Verbandsunternehmen  betrieb¬ 
lich  vereinigt  werden.  Dieser  Plan  ist 
entworfen  worden,  um  die  Gefahr  eines 
privaten  Elektrizitätsmonopols  für  Sach¬ 
sen  zu  beseitigen.  Denn  die  Allgemeine 
Elektrizitätsgesellschaft  machte  bereits 
die  größten  Anstrengungen,  um  die 
Elektrizitätsversorgung  Sachsens  aus¬ 
schließlich  in  ihre  Hände  zu  bekommen. 
Bei  Altenburg  plante  diese  Gesellschaft 
eine  Großkraftzentrale,  aus  der  die  dem 
Verband  der  im  Gemeindebesitz  befind¬ 
lichen  Elektrizitätswerke  Sachsens  an¬ 
geschlossenen  Gemeinden  elektrische 
Energie  beziehen  sollten.  Einige  Per¬ 
sönlichkeiten  im  Vorstand  dieses  Ver¬ 
bands  waren  auch  bereits  dafür  gewon¬ 
nen  worden.  Aus  den  Kreisen  der  dem 
Verband  angeschlossenen  Werke  erhob 
sich  jedoch  ein  starker  Widerstand 
gegen  die  Auslieferung  der  Kraftversor¬ 
gung  an  ein  privates  Unternehmen,  so 
daß  nun  andere  Wege  eingeschlagen 
werden  sollen.  Auf  öffentlichrecht¬ 
licher  Grundlage  sollen  2  Zentralkraft¬ 
stationen  errichtet  und  große  Braun¬ 
kohlenfelder  in  der  Lausitz  und  in  der 
Leipzig-Bornaer  Gegend  erworben  wer¬ 
den.  Bei  der  Durchführung  des  Plans 
würde  ein  Aufwand  von  45  bis  50  Millio¬ 
nen  Mark  notwendig  sein.  Das  säch¬ 
sische  Finanzministerium  hat  sich  grund¬ 
sätzlich  mit  dem  Plan  der  Zentralisie¬ 
rung  der  Elektrizitätswerke  Sachsens 
einverstanden  erklärt.  Kommt  das 
Unternehmen  zustande,  woran  nicht  zu 
zweifeln  ist,  dann  dürfte  die  Privat¬ 
industrie  in  der  Elektrizitätsversorgung 
Sachsens  in  Zukunft  völlig  ausgeschaltet 
werden. 

X  X 

England:  Ein  großes  Staatswerk 

Aufforstung  stel,t  der  plan  der  eng. 

lischen  Regierung  dar  die 
Aufforstung  von  ganz  Großbritannien 
durchzuführen.  Großbritannien  hat  nur 
ncch  wenige  Waldungen,  und  es  muß 
sein  Holz  vom  Ausland  beziehen.  Der 
Wert  der  Holzeinfuhr  und  der  Einfuhr 
bereits  bearbeiteten  Holzes  betrug  im 
Jahr  1912  nicht  weniger  als  20  208  195 
Pfund  Sterling,  also  fast  %'  Milliarde 
Mark.  Das  zur  Aufforstung  zur  Verfü¬ 
gung  stehende  Land  ist  aber  so  groß, 
daß  der  Holzbedarf  im  eigenen  Land 
gedeckt  werden  kann,  ohne  daß  das  zu 
landwirtschaftlichen  Zwecken  geeignete 
Land  vermindert,  die  landwirtschaftliche 
Produktion  also  beeinträchtigt  wird. 
Nach  der  amtlichen  Statistik  sind  in 
England  13  000  000  Acres  »rauhes  Berg¬ 
land  für  Weidezwecke«  vorhanden.  Da¬ 


zu  kommen  in  Schottland  3  500  000 
Acres,  die  zurzeit  für  Rotwildhegungen 
in  Anspruch  genommen  sind,  und  in  Ir¬ 
land  2  453  899  Acres  unfruchtbares  Berg¬ 
land  und  1  347  619  Acres  Marsch  und 
Moor.  Nach  Abzug  der  über  1500  Fuß 
hoch  gelegenen  Gebiete  bleiben  zur  Auf¬ 
forstung  alles  in  allem  9  000  000  Acres, 
die  gegenwärtig  nur  eine  Rente  von 
1  Shilling  bis  12  Shilling  pro  Acre  brin¬ 
gen.  Wie  die  Kommission  zum  Stu¬ 
dium  der  Küstenrevision  und  Auffor¬ 
stung  vorschlug,  würde  eine  jährliche 
Aufforstung  von  150  000  Acres  einen 
jährlichen  Kostenaufwand  von  2  000  000 
Pfund  erfordern.  Das  Defizit  wurde 
auf  90  000  Pfund  im  1.  Jahr,  steigend 
bis  3  131  250  Pfund  im  40.  Jahr  veran¬ 
schlagt.  Die  gegenwärtigen  Holzpreise 
in  Anschlag  gebracht,  würden  die  staat¬ 
lichen  Forsten  in  80  Jahren  einen  jähr¬ 
lichen  Reinertrag  von  17  500  000  Pfund 
Sterling,  also  rund  350  Millionen  Mark, 
ergeben,  so  daß  sich  das  angelegte  Ka¬ 
pital  zu  etwa  3  %  verzinsen  würde.  Da 
aber  voraussichtlich  die  Holzpreise  stei¬ 
gen,  so  würde  der  Ertrag  auch  bei  we¬ 
sentlich  gesteigerten  Arbeitslöhnen  be¬ 
deutend  größer  sein,  denn  auch  die  Ar¬ 
beitsmethoden  verbessern  sich,  die  Pro¬ 
duktivität  steigt  fortwährend.  Und  in 
der  Holzproduktion  Englands  könnten 
nach  der  Aufforstung  rund  500  000  Ar¬ 
beiter  regelmäßig  beschäftigt  werden. 

X  X 

KurzeChronik  Dem  preußischen  Abge¬ 
ordnetenhaus  ist  am  27. 
März  der  Entwurf  eines 
Fischereigesetzes  zugegangen, 
das  unter  anderm  bestimmt,  daß  das 
Fischereirecht  in  den  natürlichen 
Wasserläufen  1.  Ordnung  dem  Staat  zu¬ 
steht,  in  allen  anderen  Gewässern  dem 
Eigentümer.  Der  freie  Fischfang  soll 
jedem  Deutschen  zustehen  in  der  Nord- 
und  Ostsee,  in  den  zu  den  Küstengewäs¬ 
sern  gehörenden  Strecken  der  Leda  und 
Jümme  und  in  den  übrigen  zu  den 
Küstengewässern  gehörenden  Strecken 
von  Wasserläufen,  in  denen  der  freie 
Fischfang  bisher  zulässig  war.  Ent¬ 
gegen  diesen  Bestimmungen  bleiben  mit 
dem  bisherigen  Inhalt  aufrechterhalten: 
die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses 
Gesetzes  bestehenden  Fischereirechte  der 
Gemeinden;  die  Rechte  zur  Fischerei  in 
den  Küstengewässern;  die  auf  besonderen 
Titeln  beruhenden  Rechte  zur  Fischerei 
in  den  Binnengewässern  und  die  beim 
Inkrafttreten  des  Wassergesetzes  be¬ 
stehenden,  auf  Regal  beruhenden  Rechte 
des  Staates  zur  Fischerei  in  den  Wasser- 
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läufen  2.  und  3.  Ordnung.  X  Nach  dem 
preußischen  Ausgrabungsgesetz 
vom  26.  März  1914  darf  eine  Grabung 
nach  Gegenständen,  die  für  die  Kultur¬ 
geschichte  einschließlich  der  Urgeschichte 
des  Menschen  von  Bedeutung  sind,  nur 
in  der  Weise  erfolgen,  daß  nicht  das 
öffentliche  Interesse  an  der  Förderung 
der  Wissenschaft  und  Denkmalpflege 
beeinträchtigt  wird.  Werden  Gegen¬ 
stände  der  genannten  Art  gefunden,  so 
ist  dies  spätestens  am  nächsten  Werk¬ 
tag  der  Ortspolizeibehörde  anzuzeigen. 
Der  Staat,  die  Provinz,  der  kommunal¬ 
ständige  Verband,  der  Kreis  oder  die 
Gemeinde,  in  denen  der  Gegenstand 
entdeckt  worden  ist,  haben  die  Befug¬ 
nis  die  Ablieferung  des  Gegenstands  zu 
verlangen,  wofür  als  Entschädigung  Er¬ 
satz  des  gemeinen  Wertes  zu  leisten  ist. 
X  Der  staatliche  Ausbau  des  Wal¬ 
chensees  ist  nach  langen  Verhand¬ 
lungen  im  Finanzausschuß  der  bayri¬ 
schen  Abgeordnetenkammer  nun  endlich 
dem  Ministerium  des  Innern  übertragen 
und  somit  bis  zu  einem  gewissen  Grad 
gesichert  worden.  Das  Plenum  der  bay¬ 
rischen  Kammer  hat  freilich  noch  zu 
entscheiden,  und  dann  muß  das  Projekt 
noch  die  Klippen  der  Kammer  der 
Reichsräte  passieren.  Bereits  haben  auch 
schon  die  Privatkapitalisten  begonnen 
gegen  den  Plan  von  neuem  Sturm  zu 
laufen.  In  einer  Sitzung  der  Münche¬ 
ner  Handelskammer  sprach  der  Bank¬ 
direktor  Dr.  Dietrich  in  seinem  Referat 
über  das  Walchenseeprojekt  dem  Staat 
das  Recht  und  die  Fähigkeit  ab  der¬ 
artige  Unternehmungen  durchzusetzen. 
Durch  solche  staatssozialistischen  Unter¬ 
nehmungen  werde  die  Freiheit  von  In¬ 
dustrie,  Handel  und  Gewerbe  bedroht. 
Sein  Antrag  die  Kammer  zu  ersuchen 
das  Projekt  abzulehnen  wurde  auch  mit 
allen  gegen  7  Stimmen  angenommen.  X 
Von  den  staatlichen  Kraftwagen¬ 
linien  in  Sachsen  sind  nun  bereits  5 
Linien  mit  einer  Betriebslänge  von  zu¬ 
sammen  187,6  Kilometer  dem  öffent¬ 
lichen  Verkehr  übergeben  worden.  Vor¬ 
läufig  dienen  diese  Kraftwagenlinien 
nur  dem  Personen-  und  Gepäckverkehr, 
später  sollen  sie  aber  auch  für  Stück¬ 
gutverkehr  eingerichtet  werden. 

.X  .  X 

Literatur  Die  Rede  des  englischen 

Schatzkanzlers  David 

Lloyd  George  über 
den  Kampf  um  den  englischen  Boden 
ist  nun  in  der  autorisierten  Übersetzung 
von  Paul  Helbeck,  mit  einem  Geleit¬ 
wort  von  Dr.  Albert  von  Schwerin,  in 


den  von  Damaschke  herausgegebenen 
Sozialen  Zeitfragen  /Berlin,  Boden¬ 
reform/  in  deutscher  Sprache  erschie¬ 
nen.  Das  64  Seiten  starke  Heft,  das 
zum  Preis  von  1  Mark  erhältlich  ist, 
verdient  die  weiteste  Verbreitung.  X 
Ein  anderes  Heft  der  gleichen  Sammlung 
enthält  ein  juristisches  und  wirtschaft¬ 
liches  Gutachten  des  Privatdozenten  der 
Universität  Halle-Wittenberg  Dr.  Karl 
P  o  1  e  n  s  k  e  über  den  Kampf  um  die 
Braunkohle,  das  als  Eingabe  auch  an 
das  preußische  Staatsministerium  ge¬ 
richtet  worden  ist.  Gegenüber  der  Mo¬ 
nopolisierung  der  deutschen  Braunkohle 
durch  den  böhmischen  Kohlengroßhänd¬ 
ler  J,  Petschek  verlangt  die  Abhandlung 
eine  Änderung  des  preußischen  Berg¬ 
rechts,  eine  Abbaurentensteuer,  even¬ 
tuell  Verstaatlichung  des  Bergbaus.  X 
In  einer  Abhandlung  Die  Voraussetzun¬ 
gen  eines  Deutschen  Leuchtölmonopols 
/Berlin,  Springer/  sucht  Dr.  Erhard 
Schmidt  den  Beweis  zu  führen,  daß 
ein  zweckmäßiges  Staatsmonopol  un¬ 
durchführbar  sei,  weil  es  an  Petroleum¬ 
lieferanten  für  das  Monopol  fehle.  Je¬ 
denfalls  aber  könne  das  Monopol  nicht 
zu  den  bisherigen  Preisen  liefern.  Die 
Standard  Oil  Company  könne  als  Mono¬ 
pollieferant  nicht  in  Betracht  kommen, 
das  Leuchtöl  müsse  also  aus  Galizien, 
Rußland,  Rumänien  und  von  der  unab¬ 
hängigen  amerikanischen  Industrie  be¬ 
zogen  werden.  Galizien  werde  nur  ein 
geringes  Quantum  zu  hohen  Preisen  und, 
sofern  sich  die  Produktion  nicht  hebe, 
in  den  nächsten  Jahren  gar  nichts  zur 
Verfügung  haben.  Rußland  könne  we¬ 
gen  rückgängiger  Produktion  und  zu¬ 
nehmendem  Inlandsverbrauch  nichts  lie¬ 
fern.  Von  Rumänien  könne  zwar  ein 
größerer  Bezug  als  bisher  ermöglicht 
werden,  doch  sei  auch  hier  mit  einer 
Verteuerung  zu  rechnen,  da  Rumänien 
leicht  Absatz  für  seine  Produkte  finde. 
Die  unabhängigen  Amerikaner  würden, 
wenn  überhaupt,  erst  in  einigen  Jahren 
und  zu  höheren  Preisen  liefern  /können. 
Die  Regierung  solle  deshalb  ihren  Plan 
aufgeben  und  die  Regelung  des  Leucht¬ 
ölhandels  eventuell  durch  Verträge  mit 
den  bisherigen  Lieferanten  zu  erreichen 
suchen.  X  Eine  ähnliche  Beweisführung 
versucht  A.  Germanicus  in  letzter 
Stunde  in  einer  Broschüre  Deutsches 
Petroleummonopol  und  Weltpetroleum¬ 
markt  /Berlin,  Verlag  Politik/.  Der 
Leuchtölbezug  von  den  Außenseitern, 
die  ohne  Ausnahme  über  Golfhäfen  ver¬ 
laden  müssen,  sei  schon  wegen  der 
Transportkosten  um  3/>  Pfennig  pro 
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Liter  teurer  als  der  Bezug  von  amerika¬ 
nischen  Osthäfen.  Aber  abgesehen  von 
dieser  Verteuerung  bringe  auch  die  Be¬ 
willigung  der  höchsten  Preise  die 
Außenseiter  nicht  über  die  technische 
Unmöglichkeit  hinweg  auch  nur  annä¬ 
hernd  ein  Quantum  wie  das  in  Frage 
kommende  (550  000  Tonnen  jährlich)  zu 
liefern. 

Qeistige  Bewegung  /  Leo  Kulimann 

Pädagog!  -  Dem  immer  mächtiger  an- 
sches  Zentral  -  i  n  j  c,  -j 

Institut  schwellenden  otrom  päda¬ 

gogischer  Reformbestrebun¬ 
gen  kann  nun  der  bureaukratische 
Damm  nicht  länger  widerstehen:  Wir 
werden  ein  pädagogisches  Zentralinstitut 
in  Berlin  bekommen.  Dieses  Forschungs-, 
Bildungs-  und  Ausstellungsinstitut  soll 
folgende  Ziele  verfolgen:  Es  soll  eine 
Sammelstelle  für  die  einzelnen  der 
Unterrichtsförderung  gewidmeten  Insti¬ 
tutionen  werden.  Der  Kaiser  hat  in  seiner 
Eigenschaft  als  König  von  Preußen  die 
Errichtung  des  Instituts  jetzt  unter  dem 
Namen  Jubiläumsstiftung  für  Erziehung 
und  Unterricht  mit  dem  Sitz  in  Berlin 
genehmigt.  In  den  Satzungen  erscheint 
als  Zweck  der  Stiftung  »die  Gründung 
und  der  Betrieb  einer  zentralen  Samm- 
lungs-,  Auskunfts-  und  Arbeitsstelle  für 
Erziehungs-  und  Unterrichtswesen«.  Das 
Ziel  soll  durch  umfassende  Material¬ 
sammlung,  wissenschaftliche  Forschung 
und  praktische  Beratung  auf  den  ein¬ 
schlägigen  Gebieten  erreicht  werden.  In 
den  Vordergrund  werden  Jugendkunde 
und  Jugendbildung  treten.  Alle  nur  in 
Betracht  kommenden  Betätigungsformen 
sind  in  Aussicht  genommen.  Die  mate¬ 
rielle  Sicherung  ist  teilweise  schon  da¬ 
durch  erreicht,  daß  Unterrichtsverwaltung 
und  Stadt  Berlin  sich  bereit  erklärt 
haben  in  den  Rahmen  des  Instituts  ein¬ 
zugliedern  1.  die  der  Stiftung  bereits  als 
Eigentum  '  überwiesenen  Bestände  der 
ehemaligen  deutschen  Unterrichtsaus¬ 
stellung  auf  der  Weltausstellung  in 
Brüssel;  2.  das  Schulmuseum  der  Stadt 
Berlin;  3,  die  königlich  preußische  Aus¬ 
kunftsstelle  für  Schulwesen;  4.  die  natur¬ 
wissenschaftlichen  Fortbildungskurse  für 
Oberlehrer,  die  demnächst  zu  einer  Zen¬ 
tralstelle  für  naturwissenschaftlichen 
Unterricht  ausgebaut  werden  sollen;  5. 
den  wissenschaftlichen  Kursus  für  Se¬ 
minarlehrer  in  Berlin.  Voraussichtlich 
wird  sich  auch  die  Gesellschaft  für  deut¬ 
sche  Erziehungs-  und  Schulgeschichte 
anschließen.  Zur  Aufnahme  all  dieser 
Anstalten  wird  ein  von  der  Stadt  Berlin 
zu  errichtender  Monumentalbau  dienen. 


Als  Stiftungsorgane  sind  vorgesehen:  ein 
Verstand  aus  7  und  ein  Verwaltungsaus¬ 
schuß  aus  23  Mitgliedern.  Für  die  ein¬ 
zelnen  Arbeitsfächer  werden  Ausschüsse 
aus  Sachverständigen  gebildet.  Wenn 
man,  wie  zu  erwarten,  Universitätslehrer 
gewinnt,  so  bekommen  wir  eine  hoch- 
schulartige  pädagogische  Akademie. 
Hoffen  wir  nur,  daß  dieses  Institut 
seinem  rein  wissenschaftlichen  Zweck 
nicht  durch  politisch-bureaukratische 
Bevormundung  entfremdet  wird,  und  sich 
den  ihm  zunächst  zustehenden  Anspruch 
auf  Förderung  seitens  sämtlicher  Volks¬ 
genossen  und  Angehörigen  aller  Partei¬ 
richtungen  nicht  verscherzt. 

X  X 


Sozialdemo-  Angesichts  der  vielfachen 
•  Verdächtigungen,  der  die 
sozialdemokratische  ßil- 
dungstätigkeit  ausgesetzt  ist,  wirkt  es 
äußerst  wohltuend,  wenn  sie  gelegentlich 
durch  einen  neutralen  Kenner  eine  er¬ 
schöpfende  und  gerechte  Würdigung  er¬ 
fährt,  Eine  solche  bringt  Reinhold  Buch¬ 
wald  im  Aprilheft  der  Diederichsschen 
Monatsschrift  Die  Tat,  einer  den  Volks¬ 
bildungsfragen  gewidmeten,  außerordent¬ 
lich  reichen  Sondernummer.  Man  wird 
sich  ja  den  naheliegenden  Einwänden 
gegen  die  sozialdemokratische  Bildungs¬ 
arbeit  nicht  verschließen.  Der  erheb¬ 
lichste  ist  wohl  der,  daß  sich  die  Bil¬ 
dungstätigkeit  mehr  oder  minder  be¬ 
wußt  parteipolitischen  Zwecken  unter¬ 
ordnet.  Aber  dieser  Einwand  verliert 
sein  scheinbares  Gewicht,  wenn  man 
zweierlei  bedenkt:  einmal,  daß  die  Natur 
der  Sache,  insbesondere  die  beschränkt 
zur  Verfügung  stehende  Zeit,  ohnehin  zu 
einer  strengen  Auswahl  und  starken 
Stoffbeschränkung  führt,  und  daß  es  da 
außerordentlich  nahe  liegt  in  erster  Linie 
die  ursprünglich  gegebenen  Wünsche  und 
Bedürfnisse  der  Arbeiterschaft  zu  be¬ 
rücksichtigen;  außerdem  aber  wird  der 
unbefangene  Beurteiler  bald  erkennen, 
daß  die  parteipolitische  Tendenz  zwar 
auf  die  Stoffwahl  wirkt,  die  Qualität  des 
Gebotenen  aber  niemals  darunter  leidet. 
Welche  Volksbildungsarbeit  wäre  zudem 
ganz  frei  von  Tendenzen?  Vielleicht  die 
Arbeit  der  München-Gladbacher  Zen¬ 
trale?  Oder  etwa  die  nationalen  Volks¬ 
bildungsinstitute?  Übrigens  verschwin¬ 
den  diese  Bedenken  vor  den  unverkenn¬ 
baren  Vorzügen  der  sozialdemokrati¬ 
schen  Bildungsarbeit.  Mit  Recht  weist 
Buchwald  auf  das  hohe  Niveau  hin,  auf 
dem  das  literarische  und  belletristische 
Feuilleton  unserer  Parteiblätter  unter 
dem  Vorgang  der  in  dieser  Hinsicht 
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führenden  Leipziger  Volkszeitung  steht. 
Er  belegt  es  an  zahlreichen  Beispielen 
unter  Nennung  der  vielen  hervorragen¬ 
den  Romane,  die  unsere  Parteiblätter 
Veröffentlichen,  und  stellt  dazu  in  be¬ 
schämenden  Gegensatz  den  Schund,  zu 
dessen  Abdruck  das  bürgerliche  Lese¬ 
publikum  vielfach  die  eigene  Presse 
zwingt.  Ein  ähnliches  Bild  gewähren  die 
Parteibibliotheken  und  die  der  Lesestati¬ 
stik  zu  entnehmenden  vielversprechenden 
Äußerungen  des  in  der  Arbeiterschaft 
lebenden  Lesebedürfnisses. 

Ein  schwieriges  Problem  ist  die  Ver¬ 
mittlung  populärer  Wissenschaft.  Hier 
besteht  die  große  Gefahr,  daß  die  ge¬ 
legentliche  rein  passive  und  rezeptive 
Berührung  der  Arbeiterschaft  mit  der 
Wissenschaft  ein  ebenso  unwissenschaft¬ 
liches  wie  anspruchsvolles  Halbwissen  er¬ 
zeugt,  das  unter  Verkennung  des  Hypo¬ 
thetischen  der  meisten  Forschungsergeb¬ 
nisse  nichts  ist  als  ein  geistloses 
Schwören  auf  des  Meisters  Worte.  Sol¬ 
ches  tote,  weil  nicht  erarbeitete  Wissen 
wird  dann  leicht  zur  dogmatisch  starren 
Grundlage  unduldsamer,  meist  unter 
dem  Namen  Monismus  auftretender 
Freidenkerei.  Daher  hat  Heinz  Marr  in 
seinem  Artikel  Masse  und  Wissenschaft 
im  selben  Aprilheft  der  Tat  nicht  so  un¬ 
recht,  wenn  er  die  relative  Unfruchtbar¬ 
keit  populärwissenschaftlicher  Bestre¬ 
bungen  betont  und  es  als  eine  der  dring¬ 
lichsten  Forderungen  bezeichnet,  daß 
die  moderne  Volksbildungsarbeit  inner¬ 
lich  an  den  Problemen  der  Volksschul¬ 
reform  teilnähme,  daß  sie  überhaupt 
endlich  festem  Anschluß  an  die  pädago¬ 
gischen  Bewegungen  unserer  Zeit  fände. 
Oder  kurz  gesagt,  auch  in  dem  Volks¬ 
bildungswesen  muß  mehr  und  mehr  das 
Prinzip  der  Aktivität  im  Gegensatz  zu 
dem  zurzeit  vorherrschenden  der  Rezep- 
tivität  zur  Geltung  kommen. 

x  ,  x 

Freideutsche  Der  Programmausschuß  der 
Jugen  freideutschen  Jugend  hat 

auf  seiner  Vertreterver¬ 
sammlung  in  Marburg  folgendes  be¬ 
schlossen:  »Die  freideutsche  Jugend  ist 
eine  Gemeinschaft  von  Jugendbünden, 
deren  gemeinsame  Grundlage  darin  be¬ 
steht  von  der  Jugend  geschaffen  und 
getragen  zu  sein,  und  deren  gemein¬ 
sames  Ziel  es  ist  die  Vermittlung  der 
von  den  Älteren  erworbenen  und  über¬ 
lieferten  Werte  zu  ergänzen  durch 
eine  Entwickelung  der  eigenen  Kraft, 
unter  eigener  Verantwortung  und  innerer 
Wahrhaftigkeit.  Jede  Parteinahme  in 
wirtschaftlicher,  konfessioneller  und  po¬ 


litischer  Beziehung  lehnt  sie  ab.  Die  den 
einzelnen  Verbänden  eigentümlichen 
Ziele  werden  durch  den  Zusammen¬ 
schluß  nicht  berührt.  In  dem  diesen  Ju¬ 
gendbünden  gemeinschaftlichen  Streben 
nach  Selbsterziehung  sucht  sich  die  frei¬ 
deutsche  Jugend  durch  Veranstaltung 
von  Vertreter-  und  Jugendtagen  in  ge¬ 
meinsamer  Arbeit  und  Feier  zu  erhalten 
und  zu  fördern.« 

x  X 

Freimaurerei  Die  Teubnersche  Sammlung 
Aus  Natur  und  Geisteswelt 
brachte  neulich  ein  Bänd¬ 
chen  über  die  Freimaurerei,  eine  Ein¬ 
führung  in  ihre  Anschauungswelt  und  in 
ihre  Geschichte,  Der  Verlag  hätte  die 
hier  gelöste  Aufgabe  in  der  Tat  keinem 
Berufenem  übertragen  können  als  dem 
{leider  noch  nicht  genügend  bekannten) 
Berliner  Archivrat  und  Herausgeber  der 
Comeniushefte  Ludwig  Keller,  der 
zweifellos  der  bedeutendste  Spezialfor¬ 
scher  auf  dem  Gebiet  der  Freimaurerei 
ist.  Gerade  das  teils  beargwöhnte  teils 
rühmend  hervorgehobene  geheimnisvolle 
Wesen,  mit  dem  sich  die  Freimaurerei 
umgibt,  wird  für  die  große  Masse  der 
Außenstehenden  ein  willkommener  An¬ 
laß  sein  sich  durch  die  dargebotene  Lek¬ 
türe  einigermaßen  über  das  Wesen  und 
die  Geschichte  der  Freimaurerei  zu 
orientieren.  Ich  sage:  einigermaßen. 
Denn  die  freimaurerische  Symbolik  und 
das,  was  die  Freimaurer  ihre  Kunst 
nennen,  darüber  dürfen  ja  Außenstehende 
nichts  erfahren.  Die  historische  Bedeu¬ 
tung  der  Freimaurerei  steht  außer  Frage, 
Sie  ist  die  erste  bewußte  und  planmäßig 
[wirkende  Trägerin  der  Ideen,  deren 
Fehlen  der  mittelalterlichen  Kultur  ihr 
charakteristisches  Gepräge  verleiht:  Hu¬ 
manität  und  Toleranz,  Sie  wird  auch 
nie  aufhören  ein  Kulturfaktor  zu  sein, 
indem  sie,  frei  einerseits  von  konfessio¬ 
nellen  Interessen  andrerseits  von  jeder 
Form  des  Freidenkertums ,  das  Schwer¬ 
gewicht  ihrer  Betätigung  darauf  verlegt 
die  Menschheit  zu  gemeinsamem  sittlichen 
Wollen  zusammenzuschließen.  Schon  die 
zwar  starke  Verbreitung  in  den  höheren 
Gesellschaftsschichten,  aber  doch  ver¬ 
hältnismäßig  geringe  Zahl  ihrer  Anhän¬ 
ger  zeigt,  daß  die  Freimaurerei  bis  heute 
die  Tendenz  zu  aristokratische/  Aus¬ 
lese  ihrer  Mitglieder  nicht  abgelegt  hat. 
Ihr  größter  Förderer  war  Friedrich  der 
Große;  auch  Kaiser  Wilhelm  I.  war 
tätiger  Bruder.  Der  Herzog  von  Con- 
naught  ist  Großmeister  der  Großloge  von 
England,  Lord  Amphill  Progroßmeister. 
Diese  wenigen  Beispiele  mögen  die 
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Frage  berechtigt  erscheinen  lassen,  ob 
die  Freimaurerei  sich  in  sozialer  Be¬ 
ziehung  nicht  sehr  ändern  muß,  will  sie 
im  Zeitalter  der  unaufhaltsam  vorwärts¬ 
stürmenden  Demokratie  nachhaltigen 
Einfluß  auf  das  geistige  Leben  behalten. 

X  X 

KurzeChronikDie  Zahl  der  im  Jahr  1913 

veröffentlichten  Bücher 

und  Zeitschriften  in 
Deutschland  betrug  28  295  zum  Gesamt¬ 
ladenpreis  von  115  565  Mark.  X  Eine 
Ausstellung  der  pädagogischen 
Fachpresse  der  Welt  wird  zum 
erstenmal  auf  der  internationalen  Aus¬ 
stellung  für  Buchgewerbe  und  Graphik 
in  diesem  Jahr  versucht.  Bei  dieser  Ge¬ 
legenheit  ist  die  wohl  manchen  über¬ 
raschende  Tatsache  zu  verzeichnen,  daß 
allein  die  pädagogische  Presse  deutscher 
Zunge  450  Zeitschriften  aufweist. 
X  Das  wiirttembergische  Kino  - 
g  e  s  e  t  z  ist,  mit  einer  großen  Reihe 
reaktionärer  Bestimmungen  durchsetzt, 
angenommen  worden.  Es  ist  die 
erste  landesgesetzliche  Regelung  der  Ma¬ 
terie  in  Deutschland.  X  Gegen  das  so¬ 
genannte  Schaufenstergesetz, 
dessen  Entwurf  dem  Reichstag  zuging, 
hat  eine  Protestbewegung  unter  Führung 
des  Goethebunds  und  der  Buchhändler 
eingesetzt.  X  Als  9.  Heft  der  Säemann¬ 
schriften  für  Erziehung  und  Unterricht 
und  als  2,  der  Serie  Student  und  Päda¬ 
gogik  ist  das  vollständige  Protokoll 
der  1.  studentisch-pädagogi¬ 
schen  Tagung  zu  Breslau  am  6.  und 
7.  Oktober  1913  erschienen  /Leipzig, 
Teubner/.  Insbesondere  interessieren  die 
Referate  Student  und  Erziehungsproblem 
von  Dr,  G.  Wyneken  und  Professor  Dr. 
W.  Stern  (Breslau),  Student  und  Schul¬ 
reform  von  stud.  phil.  Chr.  Papmeyer 
(Jena),  Ziele  und  Wege  der  studentisch¬ 
pädagogischen  Gruppen  an  reichsdeut- 
schen  Universitäten  von  stud.  phil.  S. 
Sternfeld  (Wien),  Zum  innern  und  äußern 
Ausbau  der  studentisch-pädagogischen 
Bewegung  von  stud.  phil.  A.  Mann  (Bres¬ 
lau).  Die  Verhandlungen  waren  von  dem 
heftig  ausgefochtenen  Gegensatz  zwi¬ 
schen  der  Freiburger  und  der  Breslauer 
Richtung  beherrscht.  Diesen  Gegensatz 
formulierte  Dr.  Popp  scharf  dahin,  daß 
es  der  Breslauer  Richtung  auf  die  Vor¬ 
bereitung  zum  Beruf  der  künftigen  Päda¬ 
gogen  ankomme,  die  Freiburger  Richtung 
hingegen  ihre  Aufgabe  darin  sehe,  daß 
schon  der  Student  die  pädagogische 
Tätigkeit  am  Volksganzen  ausübe.  In 
der  Vertreterversammlung  vom  7.  Okto¬ 
ber  1913,  in  der  die  studentisch-pädago¬ 


gischen  Gruppen  Berlin,  Breslau,  Frei¬ 
burg,  Göttingen,  Jena,  München,  Wien 
vertreten  waren,  beschloß  man  im  Ge¬ 
gensatz  zu  der  angeregten  Verschmel¬ 
zung:  »Die  Gruppen  orientieren  sich 
gegenseitig  über  ihre  Arbeiten,  indem 
sie  einander  auch  weiterhin  Semester¬ 
berichte  senden.«  X  Am  1.  März  haben 
2  vom  Komitee  Ko  nfessionslos 
veranstaltete,  von  je  3000  Personen  be¬ 
suchte  Versammlungen  in  Hamburg  statt- 
gefunden.  Nach  Vorträgen  von  Adolf 
Hoffmann,  Peus  und  anderen  erklärten 
sich  etwa  750  Personen  zum  Austritt  aus 
der  Landeskirche  bereit.  Im  ganzen  zeigt 
die  sozialdemokratische  Partei  trotz  die¬ 
ser  Agitation  keine  Neigung  aus  ihrer  re¬ 
ligiösen  Neutralität  herauszutreten.  X 
Das  Arbeitersportkartell  hat 
in  einer  Generalversammlung  Ende  Fe¬ 
bruar  beschlossen  auf  die  Benutzung  des 
Berliner  Stadions,  das  ihm  der  Reichs¬ 
ausschuß  nur  für  den  Pfingstsonntag  zur 
Verfügung  stellen  wollte,  zu  verzichten. 
X  Der  Frankfurter  Verein  Jugend¬ 
wohl  bereitet  die  Gründung  eines  Wohn¬ 
heims  für  die  heranwachsende  männliche 
Jugend  vor.  X  Im  Verlag  Concordia  in 
Berlin  ist  Das  Buch  der  Freund¬ 
schaft  erschienen.  Das  sind  Aussprü¬ 
che,  Skizzen  und  Gedichte  moderner  deut¬ 
scher  Autoren,  die  Freundschaft  be¬ 
handelnd,  die  von  Carl  Retsiem  zusam¬ 
mengestellt  sind.  Die  Lektüre  dieser 
äußerst  zahlreichen,  mit  erstaunlichem 
Fleiß  gesammelten  Aussprüche,  unter 
denen  sich  gelegentlich  auch  ein  nichts¬ 
sagender  Gemeinplatz  findet,  wird  dem¬ 
jenigen  Dienste  leisten,  der  sich  überdas 
viel  gemißbrauchte  Wort  begrifflich 
klar  zu  werden  wünscht. 

X  X 

Literatur  Als  eine  geradezu  klassi¬ 
sche  Schrift  muß  Erziehung 
zur  Arbeit  von  Dr.  Ed¬ 
vard  Lehmann,  dem  ordentlichen 
Professor  an  der  Universität  Lund,  be¬ 
zeichnet  werden,  die  in  der  Teubnerschen 
Sammlung  Aus  Natur  und  Geisteswelt 
erschienen  ist.  Der  leitende  Gedanke  ist 
nicht  neu.  Die  Idee  ist  ja  durch  Ker- 
schensteiner  in  weiteste  Kreise  getragen 
worden.  Aber  die  Art  der  Behandlung, 
der  Reichtum  des  verarbeiteten  histori¬ 
schen  und  literarischen  Materials,  die 
Klarheit  und  Schönheit  der  Diktion,  die 
leuchtende  Schärfe  der  Betrachtung  ge¬ 
stalten  die  Lektüre  zu  einem/ dnzigarti- 
gen  Genuß.  Wir  erleben  so  recht,  wie 
unnatürlich  jede  Erziehung  und  Unter¬ 
richtsorganisation  ist,  wo  nur  gelehrt,  wo 
der  Geist  nur  angefüllt  wird,  statt  seinen 
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natürlichen  Betätigungstendenzen  ent¬ 
gegenzukommen,  sie  anzuregen,  zu  len¬ 
ken  und  zu  leiten  und  es  durch  Ge¬ 
schick  und  Überwachung  dahin  zu  brin¬ 
gen,  daß  sich  die  Geistes-  und  Willens¬ 
kräfte  frei  entwickeln  und  sich  ihre 
Reife  selbst  erarbeiten.  X  In  der  glei¬ 
chen  Sammlung  erschien  ein  Bändchen 
Allgemeine  Pädagogik  von  Professor  Dr. 
Theobald  Ziegler.  Das  Buch  will 
über  die  Strömungen  moderner  Er¬ 
ziehungsreform  orientieren.  Überlebtes 
und  Abgestorbenes  wird  vom  Verfasser 
entschlossen  aufgegeben,  manchen  neuen 
Forderungen  tritt  er  mit  Zurückhaltung, 
aber  ohne  spießbürgerliche  Voreingenom¬ 
menheit  gegenüber.  Die  Stellung  des 
Verfassers  zum  Sozialismus  möchte  ich 
als  wohlwollende  Neutralität  bezeich¬ 
nen.  Der  folgende  Satz  sei  hier  wieder¬ 
gegeben:  »Die  Schule  ist  nicht  der  Ort 
für  Parteikämpfe  und  Parteinahme,  sie 
soll  nie  gegen  eine  bestimmte  Partei 
Stellung  nehmen  und  Stimmung  machen 
wollen,  soll  deshalb  auch  nicht,  wie  die 
neuen  Lehrpläne  verlangen,  »das  Ver¬ 
hängnisvolle  unberechtigter  sozialer  Be¬ 
strebungen  der  Gegenwart«  bekämpfen, 
X  Einer  pädagogischen  Einzelunter¬ 
suchung  dient  die  Schrift  Wesen  und 
Wert  des  naturwissenschaftlichen  Unter¬ 
richts  von  Georg  Kerschen¬ 
ste  i  n  e  r  /Leipzig,  Teubner/.  Sie  ist 
von  der  Erkenntnis  beherrscht,  daß 
die  Aufgabe  der  Schule  nicht  in  Wis¬ 
senshäufung  sondern  in  der  Schu¬ 
lung  besteht,  der  geistigen  Gymnastik. 
Der  Schüler  soll  denken,  er  soll  auch 
wollen  lernen,  er  soll  geistig  und  sitt¬ 
lich  erzogen  werden.  Kerschensteiner 
ist  nun  der  Ansicht,  daß  die  Beschäfti¬ 
gung  mit  den  Naturwissenschaften  für 
die  angedeutete  Aufgabe  mehr  leiste  als 
die  mit  den  alten  Sprachen.  (Daß  man  über 
den  Wert  der  humanistischen  Bildung 
auch  anders  denken  kann,  hat  ja  vor 
einigen  Jahren  Genosse  Pernerstorfer  in 
seinem  vorzüglichen  Aufsatz  Der  Wert 
der  antiken  Bildung,  in  den  Sozialisti¬ 
schen  Monatsheften,  1911,  3.  Band,  pag. 
1186  ff,,  so  schön  dargelegt.)  Kerschen¬ 
steiner  findet  nur  auf  dem  Gebiet  der 
sittlichen  Erziehung  das  eine  Bedenken, 
daß  das  Reich  des  Wissens  und  der  Er¬ 
kenntnis,  das  die  Naturwissenschaften 
erschließen,  doch  nur  eine  Seite  des 
Weltbilds,  die  Seite  des  Müssens,  biete, 
zur  Seite  des  Wollens  nicht  oder  doch 
nur  sehr  indirekt  führe.  X  Noch  mehr 
ins  Spezielle  geht  eine  psychologische 
Studie,  betitelt  Wie  unsere  Schulkinder 
die  Außenwelt  erfassen,  von  J.  Keller, 


die  in  den  Säemannschriften  für  Erzie¬ 
hung  und  Unterricht  erschien  /Leipzig, 
Teubner/.  An  einer  Reihe  von  illustrier¬ 
ten  Beispielen  wird  der  Schärfegrad  der 
kindlichen  Beobachtungsgabe  experi¬ 
mentell  festgestellt,  und  wertvolle  Winke 
für  den  Anschauungsunterricht  ergeben 
sich  aus  diesen  Untersuchungen,  X  Aus 
der  in  Broschürenform  veröffentlichten 
Artikelserie  Die  Kulturaufgaben  des 
Jahrhunderts  von  Professor  Dr.  R. 
Broda  /Berlin,  Georg  Reimer/  inter¬ 
essiert  in  diesem  Zusammenhang  der 
Abschnitt  über  das  Volkshochschul¬ 
problem.  Er  gibt  einen  Überblick  über 
die  Erfolge  dieser  Bewegung  in  den  ver¬ 
schiedenen  Ländern  und  unterscheidet 
zwischen  entwickelteren  und  unreiferen 
Gestaltungsformen  dieser  Idee.  Auf 
der  untersten  Stufe  stehen  die  bloßer 
Anregung  und  geistiger  Aufrüttelung 
dienenden  Universites  populaires  Frank¬ 
reichs  und  der  anderen  romanischen 
Länder.  Eine  höhere  Organisationsform 
stellen  dar  die  einer  Erweiterung  der 
Schulbildung  dienenden  Lehrkurse  der 
University  extension  in  England  respek¬ 
tive  die  wesensverwandten  Volkstüm¬ 
lichen  Universitätskurse  Deutschlands 
und  Österreichs  respektive  die  gleich¬ 
falls  sehr  nahestehenden  Kurse  der  Ar¬ 
beiterakademie  in  Norwegen,  des  Ar¬ 
beiterinstituts  in  Schweden  und  der 
finnischen  V  olksbildungsgesellschaften. 
Als  zweitoberste  Stufe  erscheinen  die 
Volkslaboratorien  in  Wien  und  die 
Volkshochschulen  Amerikas,  die,  bereits 
festem  Griff  an  die  Gesamtpersönlich¬ 
keif  legend,  wahre  Volkshochschulen 
darstellen.  Den  vollkommensten  Typus 
in  dieser  Richtung  haben  dann  die 
Bauernhochschulen  Dänemarks  verwirk¬ 
licht.  Die  Volksuniversität  der  Zukunft 
müßte  die  Vorzüge  der  einzelnen 
Systeme  synthetisch  vereinigen.  X  Der 
Volksvereinsverlag  in  München-Glad¬ 
bach  bringt  eine  Monographie  Kino  und 
Schule  von  Professor  Dr.  Adolf  Seil¬ 
mann.  Man  muß  zugeben,  daß  das 
Für  und  Wider  des  Schulkinos  in  um¬ 
fassender,  ruhig  abwägender  Weise  er¬ 
örtert  ist.  Wirklich  eintreten  wird  man 
nur  für  den  wissenschaftlich-kinematogra- 
phischen  Anschauungsunterricht  können. 

WISSENSCHAFT 

Geschichte  1  Paul  Kampffmeyer 

Vorgeschichts*Den  bisherigen  Ergebnissen 
orsc  ung  der  Archäologie  der  prä¬ 
historischen  Zeit  steht  Dr. 
Otto  Piper,  dem  wir  ein  umfassen- 
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des  Werk  über  Burgenkunde  verdanken, 
mit  starker  Skepsis  gegenüber,  und  er 
spricht  diese  in  einer  Arbeit  Bedenken 
zur  Vorgeschichtsforschung  /München, 
Piper/  aus-  Piper  unterstreicht  die  Tat¬ 
sache,  daß  die  vorgeschichtliche  For¬ 
schung  ihre  Daten  aus  verschwindend 
geringen  Resten  einer  einmal  vorhande¬ 
nen  Wirklichkeit  gewinnt,  so  daß  da¬ 
durch  ihre,  so  ungeheure  kulturelle  Ent¬ 
wickelungsperioden  umspannenden  Dar¬ 
legungen  leicht  ins  Unwirkliche  und  Hy¬ 
pothetische  fallen  können.  Er  stellt, 
gegen  die  Geschichtstheorie,  die  alle  her¬ 
vorragenden  kulturellen  Errungenschaf¬ 
ten  von  bestimmten  Zentren  ableitet,  den 
Satz  auf:  Gleiche  soziale  Zwecke  und 
ähnliche  soziale  Umstände  führten  die 
Menschen  verschiedener,  räumlich  von 
einander  getrennter  Orte  zur  Herstel¬ 
lung  gleicher  und  ähnlicher  Werkzeuge, 
Waffen  usw.  So  macht  Much  darauf 
aufmerksam,  daß  das  vorkolumbische 
Amerika  vielfache  Erzeugnisse  aufzu¬ 
weisen  hat,  die  der  altägyptischen  Kultur 
gleichen,  und  hier  Übertragungen  von 
Land  zu  Land  ausgeschlossen  erschei¬ 
nen.  Um  diese  Übertragungen  zu  er¬ 
klären,  griff  man  zum  Teil  auf  ganz  mo¬ 
derne  Verkehrsvorstellungen,  Massenbe¬ 
wegungen,  Massenaustauschakte  zurück. 
Bei  seiner  Kritik  der  archäologischen 
Forschungsergebnisse  über  die  Stein-, 
Bronze-  und  Eisenzeit  stützt  sich  Piper 
auch  auf  die  fachmännischen  Unter¬ 
suchungen  M.  Hoernes’  (der  allerdings 
diese  Berufung  Pipers  auf  ihn  energisch 
ablehnt:  siehe  weiter  unten).  Gegen  die 
von  dem  Dänen  Thomson  1836  aufge¬ 
stellte  Dreiperiodenteilung  der  Stein-, 
Bronze-  und  Eisenzeit  führt  Dr.  Piper 
die  Autorität  des  Bergakademieprofes¬ 
sors  Percy  ins  Feld.  Nach  diesem  er¬ 
fordert  nämlich  die  primitive  Methode 
ein  gutes  hämmerbares  Eisen  unmittel¬ 
bar  aus  dem  Erz  zu  gewinnen  einen  weit 
geringem  Grad  von  Geschicklichkeit  als 
die  Fabrikation  von  Bronze.  Vom  metal¬ 
lurgischen  Standpunkt  müsse  man  daher 
nach  Percy  annehmen,  daß  das  soge¬ 
nannte  Eisenzeitalter  dem  Bronzezeit¬ 
alter  voranging.  »Wenn  aber  die  Ar¬ 
chäologen  das  Gegenteil  behaupten, 
dann  sollten  wir  bedenken,  daß  das 
Eisen  sich  seiner  Natur  nach  nicht  so 
lange  wie  Kupfer  in  der  Erde  zu  erhal¬ 
ten  vermag.«  Ein  schmiedbares  Eisen 
wird  übrigens  von  den  wilden  Völker¬ 
schaften  Asiens  und  Afrikas  hergestellt, 
die  von  der  Fabrikation  der  Bronze 
nicht  die  geringste  Ahnung  haben. 

Der  Beachtung  wert  scheinen  mir  die 


kritischen  Ausfälle  Pipers  gegen 
die  typologische  Methode  zu  sein,  die 
darin  besteht  die  wichtigsten  Reihen  der 
Waffen,  Gerätschaften,  Nadeln,  »jede 
für  sich  zu  prüfen,  um  den  Gang  der 
Entwickelung,  sozusagen  die  Genealogie, 
kennen  zu  lernen  und  zu  erfahren,  in 
welcher  Ordnung  die  Typen,  nach  ihren 
eigenen  Kriterien  beurteilt,  auf  einander 
gefolgt  sind«.  Aus  Gewandnadelfunden 
(den  Fibeln)  hat  man  zum  Beispiel  10 
und  mehr  historische  Entwickelungs¬ 
stufen  der  Fibeln  recht  kunstvoll  kon¬ 
struiert,  und  diese  sollen  sich  in  etwa 
anderthalb  Jahrtausenden  entwickelt 
haben.  Findet  nun  der  Archäologe  im 
Grab  irgendeine  bestimmte  Form  der 
Fibel,  so  kennt  er  nicht  allein  den  unge¬ 
fähren  Zeitpunkt  ihrer  Entstehung  son¬ 
dern  auch  den  der  dem  Grab  beiliegen¬ 
den  Gegenstände.  Dr.  Piper  verweist 
nun  den  ganzen  historischen  Aufbau  der 
Entwickelungsformen  der  Fibel  in  das 
Gebiet  der  Hypothese. 

Den  »Bedenken«  des  Herrn  Dr.  Piper  ist 
man  in  archäologischen  Fachkreisen  leb¬ 
haft  entgegengetreten.  Mit  größter  Hef¬ 
tigkeit  tat  dies  namentlich  Professor 
Hoernes  (in  der  Zeitschrift  Die  Geistes¬ 
wissenschaften),  der  Piper  »krassen  Dilet¬ 
tantismus«  vorwirft,  ja  es  für  »beinahe 
rätselhaft«  erklärt,  »daß  ein  solches 
Buch  in  unserer  Zeit  geschrieben  wer¬ 
den  konnte«.  Eine  Einmischung  in  die¬ 
sen  fachwissenschaftlichen  Streit  fällt 
selbstverständlich  aus  dem  Rahmen  die¬ 
ser  Rundschau  heraus.  Doch  würden 
meines  Erachtens  die  Fachgelehrten 
besser  daran  tun  ihn  nicht  in  so  animo- 
ser  Weise  zu  führen;  in  dieser,  sehr 
schwierigen  und  in  keiner  Weise  ein¬ 
wandfrei  geklärten  Sache  wäre  es  wohl 
das  beste  rein  argumentativ  zu  verfah¬ 
ren  und  sachliche  Irrtümer  sachlich  zu 
behandeln.  Ich  mußte  mich  hier  mit 
einem  kurzen  Referat  über  das  Pipersche 
Werk  begnügen,  das  mir,  was  nun  auch 
an  den  einzelnen  Behauptungen  sein 
möge,  recht  beachtenswert  erscheint;  es 
mahnt  zur  Vorsicht  vor  Leichtfertigkeit 
beim  Betreten  dieses  dunklen  Gebietes. 

X  X 

Westasien  Der  2.  Band  der  Helmolt- 

schen  Weltgeschichte:  West¬ 
asien  /Leipzig,  Bibliogra¬ 
phisches  Institut/  behandelt  dessen  Ge¬ 
schichte  von  den  ersten  Anfängen  der 
bis  ins  4.  Jahrtausend  hinaufreichenden 
Geschichte  Babylons  bis  auf  unsere 
Tage;  wenigstens  ist  die  Geschichte  Ar¬ 
meniens  bis  zu  den  Zeiten  der  jungtür¬ 
kischen  Revolution  vom  Jahr  1908  fort- 
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geführt.  Der  Abschnitt  über  die  baby¬ 
lonische  Kultur  entstammt  der  Feder 
des  Professors  Hugo  Winckler  und  ist 
von  Professor  Otto  Weber  überarbeitet 
worden.  In  diesen  Abschnitt  ist  die  Ge¬ 
schichte  Babyloniens,  Assyriens,  Elams, 
Armeniens,  Mediens,  Persiens,  Phöni- 
kiens,  Karthagos,  Israels  und  Arabiens 
zusammengefaßt.  Als  umwälzendes  Er¬ 
eignis,  das  eine  große  neue  Epoche  in 
der  Geschichte  Westasiens  heraufführte, 
wird  dann  der  Islam  charakterisiert.  Der 
Abschnitt  über  Westasien  schließt  mit 
einer  weitschauenden  Betrachtung  über 
den  großen  bevorstehenden  kulturellen 
Umschwung,  der  sich  an  den  Bau  der 
Bagdadbahn  knüpfen  wird.  Der  von  Dr. 
Heinrich  Schurtz  abgefaßte  Abschnitt 
über  Westasien  im  Zeichen  des  Islam 
ist  von  Dr.  Hugo  Grothe  neu  bearbeitet 
worden.  Etwas  knapp  ist  die  Geschichte 
der  Entstehung  des  Christentums  und 
seine  östliche  Entfaltung  ausgefallen, 
Professor  Wilhelm  Walther  basiert  nach 
meiner  Meinung  die  Geschichte  des 
Christentums  zu  fest  auf  den  Erzählun¬ 
gen  der  Evangelien  und  der  Apostelge¬ 
schichte,  Das  Historische  vom  Leben 
und  der  Wirksamkeit  Jesu  liegt  doch 
noch  sehr  im  Dunkel.  Die  Geschichte 
Westasiens  schließt  dann  Dr,  C.  Klein 
mit  einer  Darstellung  der  Kreuzzüge. 
Der  Herausgeber  dieser  2,  Auflage  der 
Helmoltschen  Weltgeschichte,  Dr.  A. 
Tille,  hat  für  eine  reiche  Ausstattung  des 
Werkes  mit  Karten,  Tafeln  und  Abbil¬ 
dungen  Sorge  getragen,  die  das  Werk 
auch  dem  Verständnis  weiterer  Volks¬ 
kreise  zugänglich  machen. 

X  X 

Cnristliche  In  seiner  Arbeit  Kaiser 
Constantin  und  die  christ¬ 
liche  Kirche  /Leipzig, 
Teubner/  rückt  Ed.  Schwartz  die 
von  diesem  bedeutenden  Staatsmann  an¬ 
gebahnte  neue  Entwickelung  der  staat¬ 
lich-kirchlichen  Verhältnisse  Roms  in 
helles  Tageslicht,  Er  skizziert  den  gan¬ 
zen  Werdegang  der  christlichen  Kirche 
und  geht  namentlich  ausführlich  auf  den 
Donatistenstreit,  auf  die  christliche  Phi¬ 
losophie  des  Origenes  und  auf  den  hei¬ 
ßen  Kampf  um  den  Arianismus  ein. 
Stark  fesseln  uns  die  Schwartzschen 
Darlegungen  über  die  Ausgestaltung  der 
staatlichen  und  militärischen  Einrich¬ 
tungen  des  römischen  Reiches  zu  einem 
vollständig  bureaukratischen  Absolutis¬ 
mus.  Constantin  erkennt  in  seinem  plan¬ 
vollen  Streben  nach  fester  Begründung 
der  absolutistischen  Gewalt  die  große 
organisatorische  Kraft  der  sich  mächtig 


entfaltenden  christlichen  Kirche.  Er  be¬ 
dient  sich  ihrer  zur  Erfüllung  seiner 
Herrschaftszwecke,  er  fühlt  sich  als 
Mann  Gottes,  als  Vollstrecker  des  gött¬ 
lichen  Willens.  Constantin  wird 
Schöpfer  der  Reichskirche,  und  unter 
seiner  Regierung  vereinheitlicht  und 
zentralisiert  sich  die  Kirche  in  erstaun¬ 
lichem  Umfang.  Die  Herrschaftsgewalt 
der  Metropoliten,  der  Bischöfe  der 
Hauptstädte  und  Provinzen,  wächst  be¬ 
trächtlich  über  die  Macht  der  übrigen 
Bischöfe  empor.  Constantin  beruft  die 
große,  in  der  Kirchengeschichte  so  ent¬ 
scheidende  Synode  zu  Nicaea  ein  und 
wirkt,  fast  noch  ein  Außenstehender,  so 
schaffend  am  katholischen  Dogma  mit. 
Diesen  eigenartigen  Triumph  des  welt¬ 
lichen  Herrschers  über  die  Kirche  hat 
Schwartz  zutreffend  folgendermaßen  ge¬ 
würdigt:  »Es  ist  eine  wunderbare  Um¬ 
drehung  der  geschichtlichen  Entwicke¬ 
lung,  daß  die  constantinische  Universal¬ 
monarchie  die  Kirche  anerkennt  und  sie 
dadurch  in  einer  Weise  ihrer  Freiheit 
beraubt  wie  keine  Zwangsmaßregel  es  je 
gekonnt  hätte.  Das  Wunderbarste  aber 
ist,  daß  die  Kirche,  als  habe  der  Glanz, 
mit  dem  der  Kaiser  sie  umgab,  sie  ge¬ 
blendet  und  berauscht,  jedes  Gefühl  da¬ 
für  verloren  zu  haben  scheint,  mit  welch 
ungeheuren  Verlusten  sie  die  Erhebung 
zur  Reichskirche  bezahlen  mußte.  Die 
Bischöfe  priesen  den  christusliebenden 
Kaiser,  daß  er  die  Gnade  hatte  die  Be¬ 
schlüsse  ihrer  Synode  durch  seine  Be¬ 
stätigung  zum  Reichsgesetz  zu  erheben, 
so  wie  sie  über  die  Ehre  entzückt  ge¬ 
wesen  waren,  die  der  Kaiser  ihnen  durch 
die  Einladung  zu  dieser  Synode  erwie¬ 
sen  hatte:  sie  achteten  nicht  darauf,  daß 
der  Kaiser  damit  zwei  wichtige  Rechte 
widerspruchslos  in  Anspruch  nahm,  das 
Recht  nämlich  die  Reichssynoden  zu  be¬ 
rufen  und  das  Recht  ihren  Beschlüssen 
durch  seine  Bestätigung  die  bis  dahin 
fehlende  Gültigkeit  zu  verleihen.  Nie¬ 
mals  hat  ein  Kaiser  über  die  Kirche  so 
triumphiert  wie  Constantin,  auf  der  und 
durch  die  Synode  zu  Nicaea.  .  .« 

X  X 

Napoleon  Der  3.  Band  der  fesselnden 
Biographie  Napoleon  I., 
sein  Leben  und  seine  Zeit 
von  F.  Mi  K  i  r  c  h  e  i  s  e  n  /München, 
Georg  Müller/  umspannt  nur  2  Jahre  aus 
dem  Leben  des  großen  Korsen,  1797  und 
1798,  aber  es  sind  dramatisch  bewegte 
Jahre,  in  denen  das  riesige  Projekt:  der 
Feldzug  nach  Ägypten,  zur  Durchführung 
kam,  durch  den  Napoleon  die  Macht 
Englands,  dessen  überragende  Stellung 
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im  Mittelmeer  und  dessen  herrschenden 
Einfluß  in  Indien,  erschüttern  wollte. 
Kircheisen  beginnt  mit  einer  Darlegung 
der  großen  durch  Napoleon  herbeige¬ 
führten  Umwälzungen  der  in  ein  be¬ 
schränktes  Kantönlitum  versunkenen 
Schweiz,  die  ökonomisch  auf  ziemlich 
hoher  Entwickelungsstufe  stand,  poli¬ 
tisch  und  militärisch  aber  keine  wirk¬ 
samen  Kräfte  zur  Abwehr  der  von 
außen  drohenden  Gefahren  entfalten 
konnte  und  daher  als  Staatswesen  zu 
politischer  Ohnmacht  verdammt  war. 
Dem  kläglichen  Zusammenbruch  der 
alten  Schweiz  widmet  Kircheisen  ein 
ganzes  Kapitel.  Mit  scharfer  Kritik  ver¬ 
folgt  er  dann  die  gewalttätige  Politik 
französischer  Generäle  in  Italien,  die 
den  morschen  Kirchenstaat  zertrümmer¬ 
ten,  den  Papst  persönlich  schwer  demü¬ 
tigten  und  zum  Teil  wie  Räuber  mit  den 
großen  öffentlichen  und  privaten  Samm¬ 
lungen  des  Papstes  und  der  Kirchen¬ 
fürsten  hausten.  Bevor  sich  Kircheisen 
über  den  ägyptischen  Feldzug  Napo¬ 
leons  verbreitet,  gibt  er  einen  sehr 
interessanten  Überblick  über  die  fran¬ 
zösische  und  englische  Marine  und  über 
den  Seekrieg  zwischen  beiden  Groß¬ 
mächten.  Viel  Neues  erfahren  wir  dann 
über  den  fest  geplanten  Feldzug  Napo¬ 
leons  nach  England.  »Bonaparte«,  so 
stellt  Kircheisen  auf  Grund  eingehender 
Studien  fest,  »hat  aller  Wahrscheinlich¬ 
keit  nach  die  feste  Absicht  gehabt  im 
Frühjahr  1798  einen  Landungsversuch  in 
England  zu  wagen.  Erst  nachdem  er 
sich  von  der  Unzulänglichkeit  der  vor¬ 
handenen  Hilfsmittel  überzeugt  hatte, 
war  er  vorläufig  von  dem  Entschluß  ab¬ 
gekommen.  Aber  aufgegeben  hatte  er 
die  Absicht  noch  nicht.  Er  gedachte 
vielmehr  auf  Grund  einer  Eingabe  vom 
April  bereits  im  Oktober  oder  November 
das  Unternehmen  zur  Ausführung  zu 
bringen.«  Im  April  1797  legte  Napoleon 
dem  Direktorium  ein  Projekt  für  einen 
Feldzug  nach  Ägypten  vor,  und  erst 
»durch  die  Beeinflussung  Talleyrands« 
kam  er  1798  wieder  auf  diesen  Plan  zu¬ 
rück.  Übrigens  wußten,  wie  Kircheisen 
nachweist,  relativ  viele  Personen  um 
diesen  Plan.  Die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Zustände  Ägyptens  schildert 
uns  Kircheisen  sehr  lebendig.  Den  über¬ 
triebenen  Darstellungen  der  Schlacht  bei 
den  Pyramiden  stellt  er  einen  nüchtern 
objektiven  Bericht  gegenüber,  der  die 
schwindelhafte  Ziffer  von  90  000  Mame¬ 
lucken,  Beduinen,  Janischaren  usw.  auf 
6000  Mann  brauchbarer  Truppen  zurück¬ 
führt.  Die  Diener  der  Mamelucken,  etwa 


10-  bis  12  000  Mann  zu  Fuß,  hatten  kei¬ 
nen  Gefechtswert.  Die  Größe  Napo¬ 
leons  kommt  uns  recht  in  seiner  heroi¬ 
schen  Haltung  zum  Bewußtsein,  mit  der 
er  die  vernichtende  Niederlage  der  fran¬ 
zösischen  Flotte  bei  Abukir  aufnahm. 
Besonnen  trifft  er  sofort  umfassende 
Maßnahmen  gegen  eine  Landung  eng¬ 
lischer  Truppen,  und  unermüdlich  ver¬ 
folgt  er  weiter  seinen  Plan  der  politi¬ 
schen  Unterwerfung  und  wirtschaft¬ 
lichen  Hebung  Ägyptens.  Napoleon 
suchte  die  Spuren  des  alten,  den  Hafen 
Suez  mit  einem  Nilarm  verbindenden 
Kanals  auf,  und  in  seinem  Kopf  leuch¬ 
tete  wohl  schon  hell  das  große  Suez¬ 
kanalprojekt  auf.  Er  bildete  einen  Ge¬ 
lehrtenausschuß  zur  Erforschung  des 
Landes  und  gründete  am  22.  August 
1798  das  Institut  von  Ägypten.  »Das  In¬ 
stitut  sollte  den  Fortschritt  des  Landes 
fördern,  neue  Ideen  verbreiten,  natur¬ 
wissenschaftliche,  industrielle  und  histo¬ 
rische  Studien  über  Ägypten  betreiben; 
endlich  sollte  es  seine  Ansichten  über 
gewisse  Fragen  abgeben,  die  ihm  von 
der  Regierung  vorgelegt  würden.«  In 
diesem  Ausschuß  entfaltete  Napoleon, 
ein  einfacher  Bürger  der  Republik  der 
Wissenschaften,  die  reichen  Gaben  sei¬ 
nes  schöpferischen  Geistes. 

Kircheisen  belebt  seine  fesselnde  Dar¬ 
stellung  der  weltumwälzenden  Napoleo- 
nischen  Großtaten  durch  ein  reiches 
Bildermaterial,  das  er  mit  großer  Mühe 
zum  Teil  erst  auffinden  mußte. 

X  X 

Südslawen  Der  Sieg  der  südslawischen 

Völker  über  die  Türkei 

hat  Österreich-Ungarn  in 
neue  Probleme  der  innern  wie  der 
äußern  Politik  gestürzt.  Nach  dem 
Triumph  des  nationalen  Gedankens  in 
Serbien,  nach  dem  beträchtlichen  wirt¬ 
schaftlichen  und  politischen  Machtzu¬ 
wachs  dieses  aufstrebenden  Königreichs 
kann  Österreich-Ungarn  nicht  mehr  seine 
den  Aufschwung  Serbiens  künstlich 
niederzwingende  Politik  aufrechterhalten 
und  sich  nicht  mehr  despotisch-unter¬ 
drückend  gegenüber  den  nationalen  Be¬ 
strebungen  seiner  eigenen  südslawischen 
Völker,  den  Serben,  Slowenen,  Kroaten 
usw.,  aufführen.  Die  neue  durch  den 
Balkankrieg  geschaffene  Position  der 
österreichisch  -  ungarischen  Monarchie 
kennzeichnet  R.  W.  Seton-Watson 
(Scotus  Viator)  in  seinem  Werk  Die 
südslawische  Frage  im  Habsburgischen 
Reich  /Berlin,  Meyer  &  Jessen/  folgen¬ 
dermaßen:  »Heute  liegt  der  Schwerpunkt 
des  südslawischen  Lebens  nicht  mehr  in 
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der  Monarchie  sondern  beim  Balkan¬ 
bund;  Belgrad  und  Sofia  gewinnen  im¬ 
mer  mehr  Anziehungskraft  für  alle  Kro¬ 
aten,  Serben  und  Slowenen.  Wien  und 
Budapest  machen  sogar  durch  ihre 
blinde  Politik  Propaganda  für  die  ser¬ 
bische  Idee.«  Das  treffliche  Werk  Seton- 
Watsons  bucht  die  grundlegenden 
Tatsachen  der  Geschichte  und  Literatur 
der  südslawischen  Völker  und  bringt 
einige  Hauptziffern  über  die  Verteilung 
dieser  Völker  auf  Österreich-Ungarn  und 
auf  Serbien,  Bulgarien,  Montenegro  und 
die  Türkei.  Schon  aus  diesen  Ziffern  er¬ 
fassen  wir  die  gewaltige  Bedeutung  der 
südslawischen  Frage  für  Österreich-Un¬ 
garn;  denn  in  dieser  Monarchie  leben 
allein  3,15  Millionen  Kroaten,  2,1  Milli¬ 
onen  Serben,  650  000  Serbokroaten, 
während  im  Königreich  Serbien  nur 
etwa  2,6  Millionen  Serben  wohnen.  Die 
Geschichte  der  Südslawen  in  Österreich- 
Ungarn  ist  zum  Teil  eine  Geschichte  der 
kulturellen  Vernachlässigung  und  der 
gewaltsamen  Entnationalisierung  dieser 
Völker.  Eine  Epoche  kulturellen  Auf¬ 
schwungs  erlebten  die  Südslawen  aller¬ 
dings;  diese  aber,  das  ist  bezeichnend, 
unter  der  französischen  Fremdherr¬ 
schaft,  als  Napoleon  Kärnten,  Krain, 
Görz,  die  Meeresküste  Kroatien,  Dalma¬ 
tien  mit  seinen  Inseln  und  die  Re¬ 
publik  Ragusa  zu  einem  Staatswesen, 
zum  illyrischen  Staat,  umschloß.  Da 
wurden  Verwaltung  und  Justiz  refor¬ 
miert  und  das  Zunftwesen  umgestaltet, 
da  wurden  Straßen  gebaut  und  kroa¬ 
tische  und  slowenische  Zeitungen  ge¬ 
gründet.  Als  sich  1818  Kaiser  Franz 
auf  einer  Reise  durch  Dalmatien  nach 
den  ihm  in  die  Augen  fallenden  öffent¬ 
lichen  Arbeiten  erkundigte,  erhielt  er 
stets  die  Antwort:  »Die  Franzosen,  Ew. 
Majestät.«  Und  der  Kaiser  entgeg- 
nete  wienerisch:  »Wirklich  schad',  daß 
s’  nit  länger  blieben  sein.« 

R.  W.  Seton-Watson  charakterisiert  ein¬ 
gehend  den  ungarisch-kroatischen  Aus¬ 
gleich,  den  ein  »gemachter  Landtag« 
ohne  Debatte  votierte,  ein  Landtag,  der 
auf  Grund  eines  oktroyierten  ungesetz¬ 
lichen  Wahlrechts  und  unter  den  gröb¬ 
sten  Wahlmißbräuchen  zustande  ge¬ 
bracht  war.  Die  Mißwirtschaft  des  kor¬ 
rupten  Banus  Rauch  in  Kroatien  wird 
von  Seton-Watson  offen  dargelegt, 
ebenso  die  skrupellose  Gewaltherrschaft 
des  Banus  Grafen  Khuen-Hederväry. 
Ruchlos  war  direkt  die  »Wahlreform¬ 
politik«  dieses  rücksichtslosen  Satrapen, 
der  mit  dem  Wahlrecht  »Schindluder 
trieb«.  Das  Wahlrecht,  das  er  1887  für 


Kroatien  schuf,  räumte  nicht  einmal  2  % 
der  Bevölkerung  das  Stimmrecht  ein, 
und  von  den  Wählern  waren  überdies 
50  bis  60  °/o  Beamte.  Zudem  be¬ 
stachen  die  Behörden  die  Wähler,  und 
wo  selbst  dieses  Korruptionssystem 
nicht  verfing,  da  griffen  sie  direkt  zu 
roher  Gewalt  und  hielten  durch  Gendar¬ 
men  und  militärische  Kordons  die  Wäh¬ 
ler  vom  Wählen  ab.  Bei  einem  Wahl¬ 
massaker  wurden  8  Bauern  getötet  und 
60  verwundet.  Nach  Khuenschem  Grund¬ 
satz  wurde  die  Politik  Kroatiens  in  Un¬ 
garn  gemacht,  und  Kroatien  wurde  dann 
nach  dem  Ausspruch  des  ältern  An- 
drassy  durch  abwechselnde  Dosen  »von 
Hafer  und  Peitsche«  regiert. 

Den  Barbareien  eines  despotischen  Herr¬ 
schaftssystems  stellt  Seton-Watson  die 
reichen  Segnungen  der  Kulturbestrebun¬ 
gen  des  geistvollen  kroatischen  Bischofs 
Stroßmayer  entgegen,  der  sich  unsterb¬ 
liche  Verdienste  um  das  kroatische 

Volk  durch  seine  weitsichtige  Pflege  der 
kroatischen  Literatur,  durch  seine  all¬ 
seitige  Hebung  des  kroatischen  Schul¬ 
bildungswesens  und  durch  die  Grün¬ 
dung  der  Universität  Agram  erwarb. 

Das  eigene,  urwüchsige  kulturelle  Leben 
der  Südslawen  konnten  alle  Peitschen¬ 
hiebe  der  Nachfolger  der  Rauch  und 

Khuen  nicht  zu  Boden  schlagen,  und  an 
Peitschenhieben  hat  es  wahrlich  in  der 
Folgezeit  nicht  gefehlt.  Die  engere  Ver¬ 
bindung  der  Kroaten  und  Serben  ver¬ 
stärkte  die  Unterdrückungsmaßnahmen 
gegen  die  Südslawen,  Am  2.  Oktober 

1905  faßten  40  kroatische  Abgeordnete 
aus  Kroatien,  Dalmatien  und  Istrien  in 
Fiume  eine  Resolution,  die  die  »Wieder¬ 
einverleibung  Dalmatiens  in  die  König¬ 
reiche  Kroatien,  Slawonien  und  Dalma¬ 
tien«  und  ein  demokratisches  Wahl¬ 
gesetz,  vollkommene  Preßfreiheit,  Ver- 
sammlungs-  und  Vereinsfreiheit,  die  Ein¬ 
führung  von  Geschworenengerichten 
usw.  forderte.  Am  14.  November  hiel¬ 
ten  sodann  in  Zara  die  kroatische  und 
die  nationale  serbische  Partei  eine  ge¬ 
meinsame  Konferenz  ab,  auf  der  erklärt 
wurde,  daß  Serben  und  Kroaten  eine 
Nation  seien  und  als  gleichberechtigte 
Brüder  Schulter  an  Schulter  in  national¬ 
politischen  Fragen  arbeiten  werden.  Ein 
lebhafter  »Verleumdungsfeldzug«  der 
Preßorgane  der  Regierung  gegen  die 
kroatisch-serbische  Koalition  setzte  nun 
ein.  Die  Koalition  wurde  unter  anderm 
der  vertraulichen  Verbindung  mit  der 
serbischen  Regierung  beschuldigt.  Und 
während  Aehrenthal  die  Annexion  von 
Bosnien  und  der  Herzegowina  vorberei- 
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tete,  traf  man  die  weitläufigsten  Maß¬ 
nahmen  zur  Einleitung  des  großen  Agra- 
mer  Hochverratsprozesses,  der  gleich¬ 
sam  die  Existenz  einer  großserbischen 
Verschwörung  nachweisen  und  die  An¬ 
nexionspolitik  rechtfertigen  sollte.  Im 
Agramer  Prozeß  wurden  massenhaft  ge¬ 
fälschte  Aktenstücke  produziert.  Durch 
150  Tage  schleppte  sich  dieser  Prozeß, 
der  184  Jahre  Kerker  und  Gefängnis 
auf  das  Haupt  der  unglücklichen  Opfer 
eines  schändlichen  politischen  Tendenz¬ 
prozesses  häufte.  An  diesen  Prozeß 
schließt  sich  die  mit  ihm  eng  zusammen¬ 
hängende  skandalöse  Friedjungaffäre 
an,  durch  die  Aehrenthal  vor  ganz 
Europa  blamiert  wurde.  Die  Dokumente, 
mit  denen  Professor  Friedjung  in  der 
Neuen  Freien  Presse  im  Höhepunkt  der 
serbischen  Krise  zugunsten  der  Aehren- 
thalschen  antiserbischen  Politik  eingriff, 
suchten  den  Zusammenhang  zwischen 
der  serbisch-kroatischen  Koalition  und 
Belgrad  nachzuweisen,  die  hochverräte¬ 
rischen  Bestrebungen  des  Klubs  Slo- 
venski  Jug,  des  slawischen  Südens,  und 
die  Umtriebe  des  angeblichen  Verschwö¬ 
rernestes  in  Belgrad  zu  enthüllen.  Die 
Dokumente  erwiesen  sich  als  plumpe 
Fälschungen  eines  korrupten  Regie¬ 
rungsagenten,  der  sie  gleichsam  un¬ 
ter  den  Augen  des  österreichischen 
Gesandten  Forgach  und  unter  der  stän¬ 
digen  Mithilfe  des  Gesandtschaftsdrago- 
mans  Swientochowski  herstellte. 

Unter  der  Schreckensherrschaft  des 
Diktators  Cuvaj,  der  die  kroatische  Ver¬ 
fassung  aufhob  und  die  Presse  brutal 
unterdrückte,  erreichten  die  Drangsale 
und  Leiden  des  kroatisch-serbischen 
Volkes  ihren  Höhepunkt.  Seit  der  An¬ 
nexion  Bosniens  ist  nun  die  Befreiung 
Kroatiens  von  der  Herrschaft  der  Ma¬ 
gyaren,  die  politisch,  aber  auch  wirt¬ 
schaftlich,  namentlich  in  Eisenbahnfra¬ 
gen,  die  Südslawen  rücksichtslos  zu 
knechten  suchen,  ein  Lebensproblem  ge¬ 
worden.  Seton-Watson  weist  auf  die 
bedrohliche  Tatsache  hin,  daß  der 
Schwerpunkt  südslawischen  Lebens  nicht 
mehr  in  der  Monarchie  sondern  beim 
Balkanbund  liegt.  »Die  kroatisch-ser¬ 
bische  Einheit  wird  und  muß  kommen«, 
so  mahnt  Seton-Watson  Österreich,  »es 
liegt  an  Österreich  die  Erreichung  die¬ 
ses  Ziels  um  ein  Menschenalter  zu  ver¬ 
zögern  und  die  verderblichen  Früchte 
einer  solchen  Politik  zu  ernten,  oder 
aber  die  Bestrebungen  der  Südslawen 
entschlossen  zu  ermutigen  und  im  nörd¬ 
lichen  Balkan  den  österreichischen  Ein¬ 
fluß  auf  dem  Grundpfeiler  der  Sym¬ 


pathie  und  des  gemeinsamen  Interesses 
wieder  herzustellen. 

Das  bedeutende,  über  die  südslawische 
Frage  Österreichs  so  ausgezeichnet  un¬ 
terrichtende  Werk  R.  W,  Seton-Watsons 
erhält  einen  hohen  Wert  auch  durch 
seine  Beilagen  zur  Geschichte,  zum 
Wirtschaftsleben,  zum  Parteiwesen  Kro¬ 
atiens. 

X  X 

Anarchismus  Nach  der  Weltanschauung 
des  Anarchismus  sind  die 
großen  sozialen  und  kul¬ 
turellen  Leistungen  in  der  menschlichen 
Entwickelungsgeschichte  vor  allem  aus 
der  freien  Initiative  sich  zwanglos  orga¬ 
nisierender  Gruppen  hervorgegangen. 
Das  Moment  des  organisierten  Zwangs 
betrachtet  der  Anarchist  durchweg  als 
ein  Hemmnis  des  kulturellen  Aufstiegs 
der  Menschheit.  In  der  jüngst  ver¬ 
öffentlichten  Biographie  Josef  Peu- 
k  e  r  t  s  (Erinnerungen  eines  Proletariers 
/Berlin,  Sozialistischer  Bund/)  tritt  uns 
die  anarchistische  übertriebene  Wert¬ 
schätzung  der  den  Volksgruppen  schein¬ 
bar  völlig  frei  entspringenden  Bewegungen 
besonders  greifbar  entgegen.  Schon  aus 
der  gelegentlichen  starken  Stimmung 
festlich  erregter  Menschen,  die  in  Paris 
bei  der  Nationalfeier  den  Chorgesang 
der  verbotenen  Marseillaise  erzwingen 
und  diese  dann  jubelnd  durch  Paris 
tragen,  zieht  Peukert  bestimmte  Schlüsse 
für  die  Kampfestaktik  des  Proletariats, 
Er  schreibt  nämlich:  »Die  ganze  Mani¬ 
festation  war  ein  völlig  allgemeiner  und 
urwüchsiger  Ausdruck  konsequenten 
Freiheitsdrangs  und  Menschlichkeit, 
welche  sich  aus  den  Fesseln  lösten.  Oder 
war  es  das  sozialistische,  zielbewußte 
Pariser  Proletariat,  wie  es  von  den  so¬ 
zialdemokratischen  Geschichtsschreibern 
so  oft  geschildert  wurde?  Auch  das 
nicht.  Alles,  was  geschah,  war  ohne 
programmäßiges  Ziel,  spontan  durch 
einen  einzigen  Ruf  veranlaßt,  der  gro¬ 
ßen  Menschenliebe,  die  nur  gleiche  Brü¬ 
der  und  Schwestern  sieht,  und  der 
Hoffnung  entsprungen:  daß  sich  von  nun 
an  das  so  oft  verheißene  Füllhorn  all¬ 
gemeinen  Glückes  in  der  Republik  über 
sie  ergießen  werde.  .  .  Wir  streben  die 
Massen  zu  organisieren,  um  sie  gewisser¬ 
maßen  auf  Kommando  zu  gewissen 
Handlungen  zu  bewegen,  während  sie  da 
ohne  Organisation,  ohne  alle  und  jede 
Vorbereitung,  spontan,  aus  sich  selbst 
heraus  den  schweren  Bann  des  Belage¬ 
rungszustands  gebrochen,  also  eine  Tat 
begangen  haben,  wie  sie  durch  jahrelan¬ 
gen  organisierten  Kampf  und  Vorberei- 
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tung  nicht  besser  gemacht  werden 
konnte.  Sollte  nicht  auch  der  allge¬ 
meine  endgültige  Befreiungskampf  auf 
die  selbe  oder  ähnliche  Weise  viel  siche¬ 
rer  vollzogen  werden  als  durch  all  un¬ 
sere  schablonenmäßigen  Parteidressuren 
und  kraftverschwenderischen  legisla¬ 

tiven  Kurpfuschereien?«  Eine  fast  kind¬ 
lich-naive  Auffassung  offenbart  sich  in 
diesen  Zeilen  über  die  Lösung  des  kom¬ 
plizierten  sozialistischen  Problems.  Mit 
einigen  gewaltsamen  Entladungen  revo¬ 
lutionärer  Massenempfindungen  löst  sich 
gewissermaßen  von  selbst  die  große  so¬ 
zialkulturelle  und  technisch-wirtschaft¬ 
liche  Frage  der  Menschheitsbefreiung. 
Die  Biographie  Peukerts  führt  uns  durch 
eine  dramatisch  bewegte  Periode  der 
Arbeiterbewegung,  durch  das  Werden 
der  deutschösterreichischen  anarchisti¬ 
schen  Bewegung,  aber  leider  ist  sie  uns 
kein  treuer  und  gewissenhafter  Führer. 
Der  geschichtliche  Wert  der  Aufzeich¬ 
nungen  Peukerts  ist  in  hohem  Grad 
durch  zahlreiche  Irrtümer  und  durch 
eine  erschreckend  einseitige  Beleuch¬ 
tung  von  Personen  und  Ereignissen  ab¬ 
geschwächt.  Im  Mittelpunkt  der  Peu- 
kertschen  Lebensbeschreibung  steht  die 
gewaltsame,  das  Völkerrecht  verletzende 
Verschleppung  John  Neves  durch  preu¬ 
ßische  Polizeibeamte  nach  Deutschland. 
An  dieser  sollte  Peukert,  bewußt  oder 
unbewußt,  durch  tückischen  Verrat  oder 
sträfliche  Leichtfertigkeit,  mitgewirkt 
haben.  Peukert  läßt  uns  tief  in  das 
Tatsachenmaterial  über  die  Polizeient¬ 
führung  Neves  einblicken.  Obwohl  Peu¬ 
kert  den  dichten  über  dieser  schmach¬ 
vollen  Geschichte  liegenden  Nebel  nicht 
völlig  zerstreut,  so  erhält  man  doch  aus 
seiner  Darstellung  die  Überzeugung,  daß 
er  keine  Judasdienste  der  preußischen 
Polizei  bei  dieser  Entführung  geleistet 
hat. 

Im  allgemeinen  ist  die  Biographie  Peu¬ 
kerts  eine  wenig  erhebende  Lektüre. 
Das  von  ihm  gar  zu  sorgfältig  sezierte 
Allzumenschliche  der  anarchistischen 
Streithähne,  Most;  Dawe  usw.,  verbreitet 
einen  ganz  intensiven  Geruch  von 
schmutziger  Wäsche  über  sein  Buch. 
Nichts  Edelanarchistisches  scheint  in 
dem  Wesen  der  Männer  zu  liegen,  die 
hier  in  der  anarchistischen  Bewegung 
eine  so  hervorragende  Rolle  spielen.  Wü¬ 
tender  Haß  gegen  diese  Persönlichkeiten 
scheint  hier  in  Peukert  jedes  Gerechtig¬ 
keitsgefühl  zu  ertöten.  Wie  vorteilhaft 
zeichnet  sich  zum  Beispiel  das  Bild,  daß 
der  Ludwigshafener  Sozialdemokrat 
Ehrhart  von  Most  gezeichnet  hat,  gegen 


die  verzerrten  Züge  ab,  die  Peukert  vom 
Wesen  des  maßlosen  Stürmers  Most  ent¬ 
worfen  hat. 

x  X 

Neuausgaben  Für  das  Verständnis  der 
ökonomischen  Geschichts¬ 
auffassung  ist  von  grund¬ 
legender  Bedeutung  die  Schrift  Karl 
Marx’  Der  18.  Brumaire  des  Louis 
Bonaparte.  Die  Schrift  ist  jetzt  vom 
Verlag  J.  H.  W.  Dietz  in  Stuttgart  neu 
herausgegeben  worden.  Über  den  Klassen¬ 
begriff  bei  Marx  klären  prächtig 
dessen  lichtvolle  Ausführungen  über  die 
französischen  Parzellenbauern  auf.  Will 
man  diese  Ausführungen  in  vollem  Um¬ 
fang  für  weitere  Volkskreise  fruchtbar 
machen,  so  muß  man  sie  allerdings  be¬ 
sonders  herausheben  und  mit  soziologi¬ 
schen  und  historischen  Erläuterungen 
versehen. 

Für  die  Geschichte  der  sozialen  Klassen 
ist  der  treffliche  Adolf  Glaß- 
b  r  e  n  n  e  r  leider  noch  nicht  genügend 
ausgeschöpft  worden.  Nirgends  treten 
einem  die  Vertreter  der  verschiedenen 
sozialen  Gruppen  des  kleinbürgerlichen 
Berlins  so  anschaulich  entgegen  wie  in 
den  Eckenstehern,  Tischlergesellen  und 
vor  allem  in  dem  Rentier  Buffey.  Bei 
dem  Studium  der  Glaßbrennerschen 
humoristischen  und  satirischen  Erzäh¬ 
lungen  wird  ein  großes  Stück  der  poli¬ 
tischen  und  sozialen  Geschichte  Berlins 
in  uns  lebendig.  Natürlich  hat  manche 
Satire  Glaßbrenners  einen  nur  zeitlich 
begrenzten  Wert.  Es  war  daher  eine 
schwierige  Arbeit  aus  den  Gelegenheits¬ 
schöpfungen  Glaßbrenners  das  heraus¬ 
zugreifen,  was  ein  begründetes  Anrecht 
auf  Fortexistenz  hat.  Und  bei  dieser 
Auswahl  hat  Dr.  Franz  Diederich  in 
seinem  trefflichen  Werk  Unterm  Brenn¬ 
glas:  Berliner  politische  Satiren,  Revo¬ 
lutionsgeist  und  menschliche  Komödie 
/Berlin,  Vorwärts/  eine  glückliche  Hand 
bewiesen.  Die  Bedeutung  Glaßbrenners 
in  der  sozialen  und  politischen  Literatur 
erschließt  uns  seine  geistvolle  Vorrede 
zu  seiner  Glaßbrennerausgabe.  Wir  wer¬ 
den  heimisch  in  der  materiellen  und 
psychischen  Welt  des  Kleinbürgertums, 
das  sich  noch  nicht  als  Klasse  bewußt 
vom  Proletariat  abgesondert  hat. 

Die  hier  bereits  angezeigte  Ausgabe  von 
Luthers  Werken,  die  Otto  Clemen 
unter  Mitwirkung  von  Albert  Leitzmann 
herausgab  /Bonn,  Marcus  &  Weber/, 
liegt  jetzt  in  4  sauber  gedruckten  und 
mit  sachlicher  Einfachheit  ausgestatteten 
Bänden  vollständig  da.  Diese  Ausgabe 
ist  so  recht  zum  Selbststudium  geeignet. 
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Die  äußeren  Schwierigkeiten,  die  die 
Lektüre  des  getreulich  reproduzierten 
Originaldrucks  bei  den  deutschen 
Schriften  dem  Nichtfachmann  anfangs 
bereitet,  werden  bei  einigem  Fleiß  bald 
überwunden,  so  daß  dieser  Druck  dann 
den  Charakter  der  Reformationszeit,  wie 
diese  sich  in  den  Schriften  widerspiegelt, 
dem  Leser  unserer  Zeit  eher  noch  näher 
zu  bringen  imstande  ist.  Unter  dem 
historischen  Gesichtspunkt  ist  die  An¬ 
ordnung  in  chronologischer  Folge,  die 
die  ganze  Ausgabe  festhält,  gleichfalls 
als  Vorteil  anzusehen.  Die  mit  eindrin¬ 
gender  Sachkunde  besorgte  Auswahl 
zeigt  in  der  Beschränkung  die  Persön¬ 
lichkeit  Luthers  in  ihrer  Vielseitigkeit 
und  Ganzheit,  trotz  der  Weglassung 
eines  großen  Teils  namentlich  der  pole¬ 
mischen  Schriften.  So  kann  man  diese 
handliche  und  wohlfeile  Ausgabe  bestens 
empfehlen. 

X  X 

KurzeChronlk  Weltausstellung  für 

Buchgewerbe  und  Graphik 
in  Leipzig  führt  in  der 
Halle  der  Kultur  die  Entwickelung  des 
Buchgewerbes  und  der  Graphik 
aller  Zeiten  und  Völker  in  Leipzig  vojr 
Augen,  Die  entwickelungsgeschichtliche 
Darstellung  des  Kulturlebens  hat  der 
Historiker  Karl  Lamprecht  in  Gemein¬ 
schaft  mit  600  deutschen  und  ausländi¬ 
schen  Gelehrten  übernommen.  X  Die 
Aufzeichnungen  des  Majors  0,  über  die 
Flucht  des  Prinzen  von  Preußen  /Stutt¬ 
gart,  Greiner  &  Pfeiffer/  enthalten  neben 
der  Schilderung  dieser  Flucht  noch  man¬ 
ches  interessante  Detail  aus  der  Ge¬ 
schichte  der  Märzrevolution.  So 
bucht  Major  O.  folgendes  charakteristi¬ 
sche  Wort,  das  bei  dem  ergreifenden 
Leichentransport  der  Märzkämpfer  ge¬ 
fallen  sein  soll:  »Die  Königin  und  deren 
Damen  waren  tief  erschüttert,  und  deut¬ 
lich  hörte  ich  bei  deren  Erscheinen  die 
Worte  einer  der  selben  (ich  glaube,  es 
war  die  Königin):  »Nun  fehlt  bloß  noch 
die  Guillotine,««  Man  fürchtete  am 
Hof  damals  das  Schlimmste,  und  in  flie¬ 
gender  Hast  brachte  man  die  Kinder  des 
Prinzen  von  Preußen  in  Sicherheit.  Die 
Aufzeichnungen  streifen  kurz  die  Char- 
tistendemonstration  in  London  und  die 
Regierungsmaßnahmen  dagegen.  Im  Hin¬ 
blick  auf  diese  erteilte  übrigens  der 
Herzog  von  Wellington  dem  Prinzen  von 
Preußen  einige  bezeichnende  Ratschläge 
über  das  Militäraufgebot  bei  inneren 
Unruhen:  Bei  Aufstellung  der  Truppen 
bei  beginnenden  Volksaufständen  wer¬ 
den  die  Soldaten  leicht  beleidigt  und  zu 


Selbsthilfeaktionen  provoziert  oder  zu 
Fraternisationen  verleitet.  »Unter  allen 
Umständen  werden  aber  die  Truppen 
unnütz  fatigiert  .  .  .  Bei  allen  bür¬ 
gerlichen  Unruhen  müssen,  so  lange  wie 
es  irgend  geht,  die  bürgerlichen  Autori¬ 
täten  allein  wirken,  die  Truppen  müssen 
aber  in  der  Ruhe  sein,  und  zwar  in  ab¬ 
geschlossenen  Räumen;  und  das  Volk 
muß  wissen,  daß  sie,  wie  eine  drohende 
Wolke,  bereit  sind  hervorzubrechen, 
wenn  es  befohlen  wird.« 

X  X 

Literatur  In  dem  Werkchen  Georg 
Steklows  über  Tscher- 
nyschewskij  /  Stutt¬ 
gart,  Dietz/  wird  der  Historiker  mit 
besonderm  Interesse  den  Abschnitt 
über  die  Geschichtsphilosophie  Tscherny- 
schewskijs  lesen.  Die  Geschichte  der 
Menschheit  beherrscht  nach  Tscherny¬ 
schewskij  ein  dialektischer  Prozeß;  der 
»durch  Zerstörung  zu  höheren  Lebens¬ 
formen  führt«  (Steklow).  Der  Fortschritt 
in  der  Geschichte  ist  eine  objektive 
historische  Notwendigkeit.  In  unserer 
Geschichtsepoche  ist  die  hauptsäch¬ 
lichste  historische  Bewegungskraft  die 
industrielle  Richtung.  Das  Manchester¬ 
tum  ist  die  Doktrin  des  Großkapitals. 
»In  Österreich«,  so  bemerkt  einmal 
Tschernyschewskij,  »gehörte  infolge  ge¬ 
wisser  politischer  Umstände  die  Herr¬ 
schaft  über  das  österreichische  gesell¬ 
schaftliche  Leben  gewissen  Kreisen  der 
Gesellschaft  an,  und  deren  Interessen 
entsprechend  wurde  die  Staatsmaschine 
eingerichtet.«  Die  Geschichte  betrachtet 
er  als  einen  Stände-  oder  Klassenkampf. 
In  seinem  Artikel  Kapital  und  Arbeit 
führt  er  aus,  daß  wir  heute  im  Unter¬ 
schied  von  der  antiken  Gesellschaft 
nicht  2  sondern  3  Klassen  antref¬ 
fen,  und  jede  von  ihnen  hat  ihr  eigenes 
politisches  und  ökonomisches  System, 
Die  modernen  Klassen  sucht  er  dann 
genau  ökonomisch  und  politisch  zu 
charakterisieren.  »Der  offene  Haß  zwi¬ 
schen  dem  gemeinen  Volk  und  dem 
dritten  Stand  erzeugte  in  der  ökonomi¬ 
schen  Theorie  den  Kommunismus.«  Nach 
Steklow  nähern  sich  die  historischen 
Grunderscheinungen  Tschernyschewskij s 
sehr  denen  Karl  Marx’.  Die  »ernst¬ 
hafte  Lücke«  der  Tschernyschewskij - 
sehen  Geschichtsphilosophie  ist  nach 
Steklow  nur  die  nicht  genügende  Be¬ 
tonung  der  Entwickelung  der  Produktiv¬ 
kräfte  als  des  Hauptfaktors  des  histori¬ 
schen  Prozesses.  X  Eine  wichtige 
Epoche  der  russischen  Arbeiterbewegung 
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umspannt  Dr.  Sonja  Rabinowitz 
in  ihrer  Arbeit  Zur  Entwickelung  der 
Arbeiterbewegung  in  Rußland  bis  zur 
großen  Revolution  von  1905  /Berlin, 
Springer/,  Mit  kurzen  Strichen  sind 
die  Geschichte  der  sich  auf  dem  Boden 
der  Leibeigenschaft  entwickelnden  russi¬ 
schen  Industrie,  der  Einfluß  der  Bauern¬ 
befreiung  auf  die  ökonomischen  Verhält¬ 
nisse  des  platten  Landes  und  die  Ent¬ 
faltung  des  Verkehrswesens  dargestellt. 
Die  größte  Bedeutung  haben  in  Rußland 
die  Textil-  und  die  Metallindustrie  er¬ 
langt.  Dr.  Sonja  Rabinowitz  verfolgt 
dann  die  Umwälzungen  in  der  ökonomi¬ 
schen  und  sozialen  Situation  der  Arbei¬ 
ter  von  der  Vorreformzeit  bis  zu  den 
Tagen  der  großen  Revolution.  Im  1. 
Viertel  des  19.  Jahrhunderts  waren  (das 
charakterisiert  die  Eigenart  der  russi¬ 
schen  Arbeiterverhältnisse)  unter  210  568 
Industriearbeitern  66  725  Leibeigene. 
Über  den  Lebensunterhalt  der  Arbeiter 
der  Vorreformzeit  führt  sie  vielfach  An¬ 
gaben  von  Haxthausen  und  Tugan-Bara- 
nowskij  an.  Die  Lage  der  Arbeiter  nach 
der  Bauernbefreiung  wird  durch  zahlrei¬ 
che  anschauliche  Einzelberichte  illustriert. 
Die  soziale  und  politische  Ideenbewe¬ 
gung  im  Rußland  der  Vorreformzeit  hat 
mannigfach  auf  die  sozialen  Umgestal¬ 
tungen  selbst  eingewirkt.  Das  4.  Ka¬ 
pitel  behandelt  die  sozialpolitischen 
Strömungen  nach  der  Bauernbefreiung, 
die  politischen  Organisationen  der  sieb¬ 
ziger  und  achtziger  Jahre,  die  Ge¬ 
schichte  des  Nördlichen  Verbands  rus¬ 
sischer  Arbeiter  und  des  Südrussischen 
Arbeiterverbands,  gibt  eine  knappe  Dar¬ 
stellung  der  Streiks  und  eine  kurze  Über¬ 
sicht  und  Kritik  der  Schutzgesetzgebung 
von  1886.  Die  drakonischen  Strafen 
gegen  die  Streiks  kennzeichnen  die  un¬ 
geheuren  Schwierigkeiten,  die  sich  der 
russischen  Arbeiterbewegung  entgegen¬ 
warfen.  Die  Geschichte  der  Arbeiter¬ 
bewegung  Rußlands,  der  sozialdemokra¬ 
tischen  Arbeiterpartei  usw.  wird  bis  zum 
Ausbruch  der  großen  Revolution  fortge¬ 
führt.  Die  kleine  vielseitige  Arbeit  Dr. 
Sonja  Rabinowitz’  gibt  uns  einen 
guten  Überblick  über  die  Grundströmun¬ 
gen  der  russischen  Arbeiterbewegung. 

KUNST 

Bildende  Kunst  /  Qustav  Linde 

Hofer  Den  Maler  Karl  Hofer,  der 

jetzt  bei  Cassirer  in  Ber¬ 
lin  ausstellte,  erfahren  wir 
gleichsam  als  ein  eintreffendes  Moment 
in  der  Strömungsrichtung  unserer  Natur. 


Wir  als  die  Kinder  der  Dürer,  Grüne¬ 
wald,  Marees.  Hofer  erwarb  die  väter¬ 
lichen  Elemente  seines  künstlerischen 
Wesens:  um  sie  zu  besitzen.  Das  heißt, 
er  überwältigte  seinen  Grund  und  Bo¬ 
den,  um  in  ihm  und  im  Gegensatz  zu 
ihm  sich  eigentlichst  zu  begreifen,  er 
bemühte  sich  also  um  die  innere  Not¬ 
wendigkeit  seiner  einschnappenden  Ver¬ 
wurzelung  und  seiner  davon  aus  weite¬ 
ren  Schritte.  Das  Ergebnis  aus  jedem 
Schritt  und  die  Richtung  der  auf  diesem 
Ergebnis  aufwachsenden  Unbefriedigung 
befahl  dem  folgenden  Schritt.  Hofers 
Weg  ist  (von  Böcklin  her)  Marees, 
Italien,  Greco,  Cezanne,  ein  instinktiv 
unwillkürlicher  Weg.  Hofer  stellt  mit 
weichen,  silberwarmen  Farben  in  ge- 
fühlshafter  Monumentalität  die  mensch¬ 
liche  Gestalt  dar.  Von  schönster  Be¬ 
wegung  sind  die  beiden  Frauen  von 
links  her  auf  dem  Interieur  mit  weib¬ 
lichen  Figuren,  und  wundervoll  ist  auf 
gleichem  Bild  der  Stil  der  Fleisch¬ 
malerei  der  mittlern  Figur.  Und  auf 
der,  ich  glaube:  zweiten  Fassung  der 
Tänzerinnen  ist  die  große  Faltenwelle 
links  wahrhaft  Architektur,  erstarrter 
Rhythmus,  aus  dessen  Bodenteil  heraus 
unsagbar  reizend  und  edel  die  bekleidete 
Frauengestalt  vertikal  aufwärtsfließt; 
und  wie  zart  und  fein  malte  der  Künst¬ 
ler  die  schmale  Fläche  ihrer  Brust. 

X  X 

Archipenko  Die  Märzausstellung,  die 
H.  Waiden  in  der  Pots¬ 
damerstraße  veranstaltete, 
enthielt  ein  Werk  des  Bildhauers  Ale¬ 
xander  Archipenko.  Eine  weibliche  Ge¬ 
stalt  erhebt  sich  von  den  halben  Ober¬ 
schenkeln  ab  aus  der  Grundplatte.  Ihr 
einer  Arm  fehlt  ganz,  der  andere  fast 
ganz,  und  zwar  so,  daß  er  noch  ein¬ 
drucksvoll  die  Geste  des  Rumpfes  be¬ 
tont.  Der  Kopf  ist  auf  bloßesten,  form¬ 
vernichtenden  Bewegungsausdruck  zu¬ 
sammengepreßt,  indem  er  sich  ebenfalls 
akzentuierend  dem  Rumpf  unterstellt, 
der  leicht  ein  wenig  nach  seitwärts  und 
hinterwärts  sich  neigt.  Nun  aber  ist 
dies  steinerne  Standbild  hier  seltsam 
vergeistet.  Wir  können  es  nicht  als  von 
künstlerischer  Oberfläche  umschlossene, 
körperbedeutende  Festigkeit  nehmen,  die 
Leibhaftigkeit  vortäuscht,  und  für  die 
Anschauungsweisen  wie  en  face  und  en 
profil  gelten.  Sondern  Archipenkos 
Werk  ist  exzentrisch  gerichtete  Verdich¬ 
tung  eines  bestimmten,  unmittelbar  psy¬ 
chischen  Bewußtseinswillens.  Wie  bis¬ 
her  bei  einem  Bildwerk  noch  ungefühlt 
absolut,  erleben  wir  zum  Beispiel  hier 
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das  Weiblich,  das  durch  den  Bewußt 
seinswillen  Archipenkos  von  den  Höhen¬ 
flächen  her  um  den  Schoß  der  Figur 
leise  und  schön  uns  entgegenzittert. 

X  X 

Berliner  Aus-  Der  Kunstsalon  Cassirer 
Stellungen  ;m  Februar  d(m 

Franzosen  O  d  i  1  o  n  R  e  - 
d  o  u.  Ein  Zeitgenosse  des  Impressio¬ 
nismus,  suchte  dieser  anders  eine  som¬ 
nambul-nervöse  Gedanklichkeit  bildlich 
zu  gestalten.  Den  Geist  dieser  Gedank¬ 
lichkeit  bezeichnen  folgende  Titel  eini¬ 
ger  seiner  graphischen  Zyklen:  An  Ed¬ 
gar  Allan  Poe,  An  Gustave  Flaubert, 
Les  fleurs  du  mal.  Darin  nun  ist  er 
direkter  Vorläufer  des  Expressionismus, 
daß  er  zuweilen  über  bloßes  Vorgangs¬ 
abbild  hinaus  zu  der  Farbe  an  sich  als 
eigentümlichem  Ausdruckswert  kommt: 
er  benutzt  sie  heiß,  rein  und  staubhaft 
empfindlich. 

Im  gleichen  Salon  stellt  gegenwärtig 
Moritz  Melzer  aus.  Seine  künst¬ 
lerische  Art  ist  von  Grund  auf  nicht  so, 
daß  wir  je  durch  sie  ereignißvolle  Er¬ 
regungen  von  direkt  letzter  Bedeutung 
haben  könnten,  wie  dies  als  tragisch¬ 
triebhaft  fixierte  Leiter  der  eigenen 
Steigerungsdämonie  die  Kunst  von 
Menschheitswesen  wie  Michelangelo, 
Marees,  Delacroix  mehr  oder  weniger 
verdeckt  bewirkt.  Vielmehr  stehen  uns 
Melzers  Werke  gegenüber  als  ein  inner¬ 
lich  Sachliches.  Als  höchstgradige  Be¬ 
jahung  unserer  Leiblichkeit,  als  Ernäh¬ 
rungswerk  von  edelster  Ausführung  für 
unsere  Sinnlichkeit,  dieses  königlichste 
Organ  unserer  massenmenschlichen  All¬ 
verwandtschaft.  Das  heißt:  sie  sind 
Kunstgewerbe.  Aber  eben  von  welcher 
Qualität,  von  welch  ernster  und  hoher 
Schönheit!  Man  träumt  von  prächtigen 
Wandteppichen,  in  deren  höchst  wun¬ 
dervoller  Ornamentik  diese  Linoleum¬ 
schnitte  als  zu  Gobelins  aufgereift  sich 
finden  könnten. 

Bemerkenswerterweise  zeigte  John 
Hoexter  vor  einiger  Zeit  in  der  Schil¬ 
lerbuchhandlung  in  Westend  einige 
Landschaften.  Weich,  breit  oder  flockig 
und  manchmal  wie  auf  stumpfes  Silber 
gemalte  Lichtempfindungen,  wie  sie  da 
ausgewählt  und  in  einander  ausgewogen 
sind,  zeugen  von  feiner  malerischer  An¬ 
lage  und  Zucht. 

X  X 

KurzeChronikfJerr  Widener  zu  Phila¬ 
delphia,  in  dessen  Besitz 
sich  seit  ein  paar  Jahren 
Rembrandts  Mühle  befindet,  hat  neuer¬ 
dings  Raffaels  Cowper  Ma¬ 


donna  erworben,  die  seinerzeit  um 
einen  geringem  Preis  als  ihn  Widener 
zahlte  von  der  National  Gallery  abgelehnt 
wurde.  X  Im  Fritzlarer  Dom  haben 
sich  bei  Ausbesserungsarbeiten  an  den 
Ostwänden  der  Querschiffe  unter  der 
Tünche  gut  erhaltene  Fresken  vorgefun¬ 
den.  Im  südlichen  Querschiff  findet  sich 
stückweise  eine  in  einen  Schiffbogen  ein¬ 
gefügte  Darstellung  des  Marienlebens.  In 
der  Mitte  ist  König  David  unter  einem 
gotischen  Thronhimmel,  neben  ihm  der 
Erzengel  Gabriel  mit  dem  Spruchband 
»Fortitudo  Dei«  und  noch  ein  anderer 
Engel.  Auf  der  Gegenseite,  wo  man 
Maria  glaubt,  erkennt  man  bisher  nur 
das  Spruchband  mit  der  Inschrift  »cor- 
nu«.  Der  obere  Teil  des  Gemäldes  stellt 
dar  die  Krönung  der  Maria  in  Figuren 
von  Überlebensgroße:  in  der  Mitte  (zum 
Teil  zerstört]  Christus,  rechts  die  hei¬ 
lige  Elisabeth  als  frühere  Titularheilige 
des  Domes,  links  der  heilige  Bonifacius. 
Das  ganze  von  einem  breiten  gotischen 
Ornament  umschlossen.  Im  nördlichen 
Querschiff  liegt  bisher  nur  ein  Heiliger 
frei.  Den  Farben  der  kostbaren  Fresken 
ist  noch  ein  wenig  die  alte  Leuchtkraft 
verblieben.  Die  ganze  Freilegung  ist 
noch  nicht  möglich,  indem  die  Mittel  zu 
einer  sorgfältigen  Ausführung  des  Unter¬ 
nehmens  einstweilen  fehlen.  X  Dem 
französischen  Staat  hat  Auguste 
Rodin  sämtliche  Werke  von  seiner 
Hand,  soweit  sie  in  seinem  Besitz  sind, 
dazu  seine  kostbare  Sammlung  grie¬ 
chischer,  römischer  und  ägyptischer 
Altertümer  vermacht,  unter  der  Bedin¬ 
gung,  daß  sie  in  besonderer,  von  ihm  be¬ 
stimmter  Ordnung  in  einem  besondern 
Haus  aufgestellt  werden  und  so  dort 
bis  auf  20  Jahre  nach  seinem  Tod  ver¬ 
bleiben,  nach  welcher  Zeit  sie  in  den 
Louvre  übergehen. 

Dichtkunst  /  Max  hochdorf 

Rolland:  Jo-  Es  gibt  ein  Marmorbild 
ann  ris  belgischen  Bildhauers 

Victor  Rousseau.  Der 
Mann,  gebeugt  über  die  Maske  Beet¬ 
hovens.  Der  Mann  ist  nackt  und  jung, 
und  das  Haar  auf  seinem  Kopf  ist  viel 
gewellt.  Das  scheint  ein  Zeichen  der 
Kraft  und  auch  der  Träumerei.  Die 
Ohren  sind  sehr  groß.  Das  scheint  wie¬ 
der  ein  Zeichen  von  bedeutender  Sinn¬ 
lichkeit.  Doch  anmutig  gestreckt  und 
schlank  und  sehr  fein  in  den  Knöcheln 
bauen  sich  die  Beine,  baut  sich  der 
Rumpf  auf.  Die  Hand  des  starken 
Träumers  wiegt  die  Maske  Beethovens. 
Alles  Licht  fällt  auf  diesen  Abguß 
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eines  Totenschädels,  und  im  Schatten 
bleiben  das  ganze  Antlitz  und  auch  das 
eindringende  Auge  des  Betrachters.  Nun 
ist  die  Maske  Beethovens  voll  von  die¬ 
sen  häßlichen,  erstarrten,  gekrümmten 
Zügen;  ein  zerfallenes  Kinn,  ein  aufge¬ 
worfener  Mund.  Mager  war  wohl  das 
Gesicht  des  Lebenden,  denn  die  Joch¬ 
knochen  drücken  sich  scharf  heraus.  Das 
bringt  stets  etwas  sehr  Hartes,  beinahe 
Krankhaftes  in  sein  Gesicht.  Und  um 
diese  Maske  träumt,  tief  gebeugt,  der 
junge  schöne  Träumer.  Er  vergißt  die 
eigene  Schönheit.  Als  niedrig  befindet 
er  sich  selber.  Was  Hoheit  sein  kann, 
was  Heiligkeit  sein  darf  und  Schwung 
im  Seelischen,  Genie,  Größe,  Macht  zur 
Eroberung  der  Welt  von  Gedanken  und 
Gefühl,  das  träumt  der  schöne  Junge 
um  den  Schädelabguß  des  Häßlichen. 
Und  sieh,  er  ist  ganz  verloren,  be¬ 
geistert  und  bekehrt  zu  dem  Glauben, 
daß  er  das  Ebenbild  eines  Menschen¬ 
gottes  verehrt.  Nur  nicht  die  so  viel 
beschwingte  Seele  in  die  irdische  Ver¬ 
kleinerung  hinabziehen.  Glorie  muß 
bleiben  um  dieses  Beethovenhaupt,  jene 
Glorie,  deren  voreilige  Betrachtung  so¬ 
gar  Blindheit  schaffen  kann.  Demut, 
Unterwerfung,  Gebücktheit  in  Andacht 
wurden  so  von  Rousseau  gemeißelt. 

Und  nun  sagt  sich  ein  Dichter  vom 
Schlag  der  grübelnden,  der  herzzer¬ 
schneidenden,  daß  auch  der  zu  tiefst 
anbetende  Mensch  vor  so  starrer  Be¬ 
wunderung  nicht  halten  darf.  Nutzlos, 
nur  Erbauung  für  den  einzelnen  wäre 
solcher  Dienst.  Wie  wäre  es  aber,  wenn 
das  ganze  Leben  des  halbgöttlichen 
Beethoven  aufgedeckt,  für  die  Erkennt¬ 
nis  erobert  und  fest  begriffen  würde? 
Wohl  gemerkt,  nicht  in  einer  kritischen, 
kalten  Studie  sondern  in  einem  dich¬ 
terisch  verklingenden  Werk.  Jugend, 
Reifen,  furchtbaren  Kampf  in  den  Ge¬ 
danken,  den  Orkan  des  Gemüts,  die 
dunklen  Entgleisungen,  das  Hervor¬ 
kriechen  aus  der  geistigen  Unabhängig¬ 
keit  zu  dem  noch  nicht  eroberten  Ge¬ 
dankenbereich  schildern;  schildern,  le¬ 
bendig,  dichterisch,  Fleisch  auf  die  Kno¬ 
chen  des  Genies  legen,  Blut  ihm  ein¬ 
tränken,  das  Genie  verflechten  mit  der 
Welt,  mit  Ureltern,  Eltern,  Geschwi¬ 
stern,  Geliebten,  Lehrern,  Fürsten, 
bürgerlichen  Feinden,  mit  der  Land¬ 
schaft,  mit  den  Jahreszeiten.  Es  ent¬ 
stand  in  dem  Franzosen  Romain  Rol¬ 
land  der  Plan  seine  Lebensgeschichte 
Beethovens  zu  schreiben.  Rolland,  der 
mehr  gelehrt  als  frei  sehend  stets  ge¬ 


wesen  ist,  der  Bildhauerei  und  Musik 
stets  sehr  klug,  sogar  revolutionär  ge¬ 
deutet  hat,  erstickte  erst  an  seinem 
Plan,  Der  Schatten  Beethovens  lockte 
ihn,  aber  er  erschrak  vor  diesem  Schat¬ 
ten.  Wenn  er  ihn  nach  dem  richtigen 
Geburtsbuch  benennen  wollte,  würde  er 
da  nicht  oft  ein  Sakrileg  begehen  und 
Kleinheit  aufwittern  müssen,  die  zwar 
wirklich  vorhanden  war,  die  jedoch  als 
ein  Umweg  zur  unverkürzten  Größe  er¬ 
scheint?  Und  während  er  so  zögerte, 
faßte  er  den  Entschluß  nur  als  Symbol 
das  Leben  Beethovens  über  die  Lebens¬ 
geschichte  eines  Genies  zu  halten.  Den 
heiligen  Namen  wollte  er  vermeiden, 
wie  das  religiöse  Leute  ja  nicht  selten 
tun.  Er  taufte  sein  Genie  Johann  Chri¬ 
stof,  Beeilen  wir  uns  gleich  zu  sagen, 
daß  er  10  Bände  mit  dem  Roman  seines 
Genies  anfüllte. 

Als  das  Genie  geboren  wurde,  saß  der 
Vater  im  Wirtshaus  und  trank  einige 
der  vielen  Gläser,  die  ihm  Schwung, 
Übermut,  Leichtigkeit  des  Temperaments 
stets  gegeben,  die  aber  auch  den  ernsten 
Willen  und  die  gute  Moralität  des 
Mannes  um  geworfen  hatten.  Der  Vater 
ein  Musikus,  ebenso  wie  der  Großvater. 
Der  Vater  ein  schöner  Kerl,  ein  Meister 
auf  der  Violine,  doch  so  leicht  ist  ihm 
das  Spiel,  das  Erwerben  des  Beifalls 
geworden,  daß  er  sich  früh  verlor  und 
ein  Virtuos  wurde.  Die  Mutter  des 
Genies  dagegen  war  die  einfache,  unter¬ 
tänige  Frau,  unscheinbar,  doch  todesge¬ 
treu,  nicht  schön,  doch  fähig  der  höch¬ 
sten  Aufopferung  für  die  Menschen,  die 
sie  liebt.  War  es  doch  geschehen,  daß 
der  Vater  sie  in  einer  seiner  zahlreichen 
Launen  geehelicht  hatte.  Viel  Schönere, 
mehr  Verführende  hätte  er  heimführen 
können.  Er  wollte  die  Bescheidene,  und 
als  sie  nun  sein  Haus  hütete,  als  sie  ihm 
geduldig  die  Kinder  schenkte,  da  zer¬ 
drückte  er  sie  tüchtig  mit  seinem 
lärmenden  Stolz,  mit  seiner  übertrie¬ 
benen  Eitelkeit,  da  lud  er  ihr  all  die 
Sorgen  des  Sparens  und  sogar  des  ge¬ 
heimen  Darbens  mit  tändelnder  Gering¬ 
schätzung  auf.  Die  bescheidene,  kaum 
hübsche,  übersehene  Musikantenmutter 
wird  dann  bald  zur  Heldin,  zur  leiden¬ 
den  Märtyrerin.  Und  das  ist  in  diesem 
Buch  ein  sorgfältig  und  geistreich  er¬ 
dachter  Zug,  daß  in  den  genialen  Kna¬ 
ben  all  diese  menschlichen  Durch¬ 
schnittsgaben,  die  Ehrlichkeit,  die  Auf¬ 
richtigkeit,  der  Fleiß,  die  Treue  und 
vornehme  Schamhaftigkeit,  von  der 
Mutter  eingepflanzt  werden.  Die  Früh- 
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reife  des  Knaben,  sein  Verständnis  für 
die  Tragik  der  mütterlichen  Bängnisse, 
das  zeitige  Erwachen  des  mitleidigen 
Herzens  im  Knaben,  Eines  Tages  gleiten 
seine  Finger  übers  Klavier.  Er  ist  wild 
beunruhigt  durch  die  Töne,  Der  Vater 
entdeckt  ihn.  Der  eitle  Vater  hat  so¬ 
fort  den  Plan  aus  dem  Jungen  einen 
Virtuosen  zu  machen,  der  ihm  selber 
gleichen  soll.  Und  die  Dressur  des 
Wunderkinds  hebt  an,  mit  Schlägen,  mit 
Getob,  mit  hallendem  Gewein.  Aber  es 
gelingt,  und  siehe,  eines  Tages  sitzt  der 
Sechsjährige  vor  dem  Fürsten,  und  er 
wird  beklatscht,  sogar  von  eines  Prin¬ 
zessin  umarmt.  Er  benimmt  sich  recht 
sechsjährig.  Doch  er  hat  schon  eigene 
Liedlein  zu  Noten  gebracht.  Ein  schönes, 
mit  Dukaten  gesegnetes  Leben  winkt,  zu¬ 
mal  da  ein  vielberühmter  Meister  der 
Musik  dem  Jungen  die  Weihe  gibt,  ihm 
Zukunft  und  Ruhm  verheißt.  Das  Mär¬ 
chen  des  Genies  geht  aber  anders  als  es 
die  Freunde  des  geraden  Märchens,  als 
es  der  Vater,  die  ganze  Stadt,  die 
bornierte  Kleinbürgerei  und  das  Basen¬ 
gesindel  gern  wünschten.  Hart,  mühselig, 
ins  Grenzenlose  nur  wächst  das  Genie. 
Es  begräbt  den  Großvater.  Der  Alte  hat 
ihm  die  Lebensromantik  zu  verkosten 
gegeben.  Das  Genie  ist  mit  12  Jahren 
schon  ein  schwer  arbeitender  Mann,  er 
muß  da  schon  für  den  immer  mehr  ver- 
lodderten  Vater,  für  die  alternde  Mutter, 
für  böse,  bissige  Geschwister  sorgen.  Er 
ist  ein  Brotversorger,  Hofmusikant,  Leh¬ 
rer,  Komponist  für  gleichgültige  Unter¬ 
haltung  zu  einer  Zeit,  da  jeder  andere 
noch  gehegt  und  verzogen  wird.  Und  als 
gar  der  Vater  im  Rausch  sich  verirrte 
und  ins  Wasser  fiel,  da  hat  er  ganz  und 
gar  die  Last  des  Familienvaters  auf 
sich.  Trotzdem  fängt  sein  begehrliches 
Herz  an  zu  mahnen.  Erst  eine  tolle 
Freundschaft  mit  einem  Altersgenossen, 
Schwärmerei  ins  Ungewisse,  Dunkelheit 
der  Gefühle,  die  noch  kein  Ziel 
wissen.  Darauf  anbetende  Bewun¬ 
derung  vor  einer  sehr  faulen,  aber  mit 
vollkommener  Weiblichkeit  begabten 
Frau,  eine  Liebe,  die  niemals  die  Erfül¬ 
lung  der  Sinnensehnsucht  gebracht  hatte. 
Enttäuschung,  zertretener  Stolz  und  Re¬ 
volte  vor  einem  Adelsfräulein,  ein 
Sprung  in  die  Arme  einer  wirklichen, 
einer  ganz  genommenen  Geliebten.  Nicht 
viel  Vergnügen  an  dem  schlichten  Lie- 
besgenuß.  Und  sieh,  das  Genie,  das  die 
Fesseln  der  körperlichen  Abhängigkeit 
fortwerfen  durfte,  regt  sich.  Das  Genie, 
das  jahrelang  durch  sein  Blut  gehetzt 


war,  wird  geistiger,  es  sucht,  es  findet 
sich  in  den  Gedanken  zurecht.  Und  so 
beginnt  erst  das  eigentliche  Leben.  Es 
ist  furchtbar.  Denn  alles,  was  an  Musik 
da  ist,  muß  als  unrichtig  und  falsch  er¬ 
kannt  werden.  Die  Kritik  lügt,  die 
Künstler  lügen.  Die  Lügner  helfen  sich 
unter  einander  dem  Schlendrian,  dem 
Betrug,  der  Masse,  der  Verblödung  zu 
dienen.  Das  Genie  Johann  Christofs 
geht  gegen  beide  Mächte  los.  Qualvoll 
natürlich,  in  Not  bis  zum  tiefsten  fal¬ 
lend,  ausgelacht,  verleumdet,  um  die 
Möglichkeit  des  schäbigsten  Daseins  be¬ 
raubt,  angeekelt  von  seiner  Stadt  und 
seinem  Land,  von  den  einmal  verehrten 
Dingen  und  Menschen  sogar,  Flucht  vor 
diesem  Elend,  ein  neues  Leben.  Der 
unbedeutende  Anlaß  einer  Schlägerei 
bringt  die  Entscheidung.  Die  Fäuste  Jo¬ 
hann  Christofs  haben  etwas  derber  zuge¬ 
schlagen  als  es  einige  Bauernglieder 
ertragen  konnten.  Besser  als  der  Griff 
der  Gendarmen  und  vielleicht  das  Ge¬ 
fängnis  erscheint  der  Sprung  ins  Eisen- 
bahnkupee.  Deutschland  ist  für  Johann 
Christof  verschlossen,  er  haßt  sein  Land. 
Nach  Paris!  Ein  neues  Leben  und  eine 
neue  Kunst,  das  sucht  er  dort. 

Erna  und  Otto  Grautoff  haben  bis  da¬ 
hin  das  französische  Buch  verdeutscht, 
das  im  Verlag  von  Rütten  &  Loening 
in  Frankfurt  erschienen  ist.  Sie  ver¬ 
sprechen  auch  die  folgenden  Bände.  Das 
Werk  ist  gewiß  die  Arbeit  eines  äußerst 
richtig  denkenden  Menschen,  eines  Psy¬ 
chologen  von  beträchtlicher  Überlegt¬ 
heit,  eines  bis  zur  Unermüdlichkeit  ge¬ 
duldigen  Schriftstellers.  Auch  darf 
Rolland  gelobt  werden,  daß  er  ohne  Be¬ 
denken  den  leichten  Erfolg  vernach¬ 
lässigte  und  ein  sehr  ernstes  Problem  in 
den  Mittelpunkt  des  Grübelns  zog.  Aber 
die  Qualitäten  des  Erzählers  steigen 
nicht  zur  Vollendung.  Das  Kunstwerk 
Rollands  hat  Partieen,  die  rührend  sind, 
die  vergessen  machen,  daß  hier  ein 
wohlumzirkeltes  Problem  abgehandelt 
wird.  Die  Liebe  zwischen  der  zarten 
Modistin  und  dem  Genie  ist  solch  ein 
Teil.  Dann  aber  kommen  Partieen,  die 
sehr  banal  sind,  die  nicht  das  Durch¬ 
schnittliche  eines  mäßigen  Familien¬ 
romans  überragen.  Die  Liebe  zwischen 
dem  Adelsfräulein  und  dem  Genie  ist 
solch  ein  Teil.  Da  nützt  es  auch  nichts 
das  ganze  Werk  einen  Erziehungsroman 
zu  nennen,  an  den  Grünen  Heinrich 
und  den  Wilhelm  Meister  zu  erinnern. 
Das  Blut  des  Künstlers  Rolland  ist  eben 
nicht  immer  stark  genug,  um  poetisches 
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Leben  den  zahlreichen  Menschen  zu 
schenken,  die  sich  in  solchem  Handbuch 
der  Geistesgröße  entfalten.  Die  Idee, 
die  Verbeugung  vor  dem  Entwurf  ver¬ 
leitet  leicht  den  Kritiker,  daß  er  die 
Schwächen  des  künstlerisch  Geformten 
nicht  sieht,  eher  noch,  nicht  sehen 
möchte.  Mit  einer  gemessenen  Vorsicht, 
mit  einem  beträchtlichen  Maß  ästheti¬ 
scher  Einwände  sollten  wir  den  Johann 
Christof  nur  schätzen.  Und  den  Jun¬ 
gen,  die  sich  schon  verwirren  wollten, 
sei  eindringlich  zugerufen,  daß  sie  um 
der  Kunst  willen  bei  der  Beschreibung 
des  gewöhnlichsten  Menschen,  der  All¬ 
tagskreatur  bleiben  sollen,  daß  sie  dem 
Genie  ausweichen  sollen.  Diese  Ver¬ 
zagtheit  und  Zauderei  wird  ihnen  viel 
nützen,  sie  wird  die  Jungen  vor  be¬ 
trächtlicher  Trockenheit  bewahren,  in 
die  der  halbe  Künstler  Rolland,  der  feine 
Kopf,  die  schwächliche  Phantasie  nicht 
selten  strauchelte. 

X  .  X 

KurzeChronikAm  17.  April  wurde  Karl 

Henckell  50  Jahre  alt. 

Die  Dichtergeneration,  die 
um  die  Wende  der  achtziger  Jahre  die 
alte  Künstelei  entthronte  und  die  Kunst 
wieder  mit  dem  Leben  verband,  kennt 
ihn  als  einen,  der  in  der  ersten  Reihe 
der  Kämpfer  stand. 

KULTUR 

Verkehr  /  Feli*  Linke 

Elektrische  £)er  elektrische  Bahnbetrieb 
ollba  nen  wjrcl  in  einiger  Zeit  in  den 

Vereinigten  Staaten 
recht  bemerkenswerte  Erweiterungen  er¬ 
fahren.  Die  Denver-,  Rio  Grande-  and 
Western-Bahn  wird  auf  einer  185  und 
einer  137  Kilometer  langen  Strecke,  die 
mit  Lokomotivwechsel  betrieben  werden 
müssen,  elektrische  Zugförderung  ein¬ 
richten.  Es  handelt  sich  hier  um 
Strecken,  die  das  Gebirge  mit  großen 
Steigungen  überschreiten,  und  deren 
starker  Verkehr  unter  der  beschränkten 
Leistungsfähigkeit  und  dem  hohen 
Brennstoffverbrauch  der  Dampflokomo¬ 
tiven  leidet.  Ein  weiterer  noch  viel 
wichtigerer  Plan  wird  für  die  neu  zu 
bauende  850  Kilometer  lange  Strecke 
der  Great  Northern-Bahn  von  New  Rock¬ 
ford  in  Norddakota  nach  Lewiston  in 
Montana  erwogen.  Zwingende  Not¬ 
wendigkeiten  elektrischen  Betrieb  einzu¬ 
führen  liegen  hier  nicht  vor,  aber  es 
sprechen  wichtige  Gründe  dafür.  Die 
Kohlenpreise  sind  hier  verhältnismäßig 


hoch.  Die  Bahn  könnte  zur  Krafterzeu¬ 
gung  Braunkohle  verwenden,  die  an 
mehreren  Stellen  der  neuen  Strecke  be¬ 
quem  abzubauen  ist.  Aber  diese  Braun¬ 
kohle  läßt  sich  nicht  in  Lokomotiv- 
kesseln  verfeuern,  man  kann  sie  vielmehr 
nur  in  ortsfesten  Dampf-  oder  Kraftgas¬ 
anlagen  für  elektrische  Kraftübertragung 
verwerten.  Hierbei  ergibt  sich  unter  Be¬ 
rücksichtigung  '  der  hohen  Steinkohlen¬ 
preise  in  Dakota  und  Montana  bei  elek¬ 
trischem  Betrieb  eine  Ersparnis  an 
Brennstoffkosten  zu  50  %.  Sodann  liegt 
ein  gewichtiger  Grund  in  den  hohen 
Instandhaltungskosten  der  auf  den 
Strecken  in  Dakota  und  Montana  ver¬ 
wandten  Lokomotivkessel,  weil  das  hier 
zur  Verfügung  stehende  Speisewasser 
durchweg  alkalisch  und  säurehaltig  ist. 
Die  starke  Kesselsteinbildung  in  den 
Lokomotiven  setzt  die  Brennstoffaus¬ 
nutzung  herab  und  zwingt  zur  Anlage 
und  zur  Unterhaltung  umfangreicher 
Ausbesserungswerkstätten.  Beim  Betrieb 
von  ortsfesten  Kraftanlagen  fallen  auch 
diese  Schwierigkeiten  fort.  Der  Besitz 
der  Great  Northern-Bahn  an  elektrischen 
Bahnen  bedeutender  Länge  läßt  darauf 
schließen,  daß  sie  auch  weiterhin  noch 
gewaltige  Strecken  elektrifizieren  wird. 
Der  Fall  ist  typisch  für  die  Situation,  in 
der  sich  die  Eisenbahnen  mit  Dampf¬ 
betrieb  oft  befinden.  Wäre  man  nicht  so 
sehr  an  den  Dampfbetrieb  gewöhnt,  und 
würde  sich  die  Benutzung  anderer  Ener- 
gieen  nicht  so  schlecht  in  den  alten  Be¬ 
trieb  einfügen,  so  wäre  man  sicher  viel¬ 
fach  schon  oft  zur  Elektrifizierung  über¬ 
gegangen.  Nicht  überall  ist  die  Ver¬ 
wendung  jeder  Energie  vorteilhaft.  Es 
hat  deshalb  den  Anschein,  als  werde  sich 
der  gemischte  Betrieb  (Dampfbahnen, 
elektrische  Fernbahn  mit  Stromzufüh¬ 
rung  von  außen,  Dieselmaschinenbetrieb, 
Akkumulatorenbetrieb  usw.)  einführen, 
und  sich  jede  Energieart  diejenigen 
Strecken  erobern,  die  in  jedem  einzelnen 
Fall  das  Vorteilhafteste  darstellt.  Daß 
der  Dampfbetrieb  auf  den  Schnellbahnen 
zu  großen  Unzuträglichkeiten  führt,  steht 
außer  Zweifel.  Die  Dampflokomotive 
steht  bei  hohen  Kräften  und  Ge¬ 
schwindigkeiten  eben  an  der  Grenze  der 
Leistungsfähigkeit,  und  es  ist  die  Kultur 
des  Treibhauses  mit  den  alten  unzu¬ 
länglichen  Mitteln  Leistungen  erzielen  zu 
wollen,  die  sich  einfach  nicht  erzielen 
lassen.  Darüber  täuschen  auch  die  be¬ 
denklichen  Agitationsmittel  der  Dampf¬ 
lokomotivenfabriken  nicht  hinweg. 

X  X 
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Libyen:  Bald  nach  der  Besetzung 

bahn'(fnSPUr*  der  Nordafrika  erober¬ 
ten  Gebiete  hat  Italien  dort 
mit  dem  Bau  von  Schmalspurbahnen  be¬ 
gonnen  und  bereits  bald  100  Kilometer 
fertiggestellt.  Die  Bahnen  haben  95  Zenti¬ 
meter  Spurweite.  Die  ersten  Bahnbau¬ 
ten  sind  von  wenigen  Baubeamten  mit 
Hilfe  des  Militärs  und  mit  den  schnell 
herbeizuschaffenden  Baustoffen  ausge¬ 
führt  worden,  die  den  schmalspurigen 
Staatsbahnen  Siziliens  gehörten.  Später 
wurde  das  eigentliche  Baupersonal  er¬ 
gänzt  und  Eingeborene  zum  Bahnbau 
herangezogen.  Als  erste  Bahn  wurde  am 
18.  März  1912  die  12  Kilometer  lange 
Strecke  Tripolis-Hafen-Ain  Sara  in  Be¬ 
trieb  genommen,  einen  Monat  darauf  die 
9  Kilometer  lange  Strecke  Tripolis-Ha- 
fen-Gargaresch,  sodann  nach  kurzer  Zeit 
die  Strecken  Bivio  Fornaci-Tagjacra 
mit  13,  Gargaresch-Sansur  mit  12  und 
Bivio-Gheran-Asisia  mit  12  Kilometer 
Länge.  Im  Betrieb  sind  4  Lokomotiven, 
ein  Personenwagen,  61  offene  Güter¬ 
wagen  und  11  Zisternenwagen.  Die 
Kosten  dieser  Bauten  beliefen  sich  auf 
rund  8  Millionen  Mark.  Geplant  sind 
noch  weitere  Küstenbahnen  von  Tagiura 
nach  Homs  (80  Kilometer)  und  eine  150 
Kilometer  lange  Bahn  von  Sansur  bis  zur 
tunesischen  Grenze.  Dem  Bau  der  wei¬ 
terhin  geplanten  2000  Kilometer  langen 
Linie  von  Ain  Sara  nach  dem  Tschadsee 
stehen  noch  so  viele  Hindernisse  ver¬ 
schiedener  Art  im  Weg,  daß  sie  in  ab¬ 
sehbarer  Zeit  kaum  in  Angriff  genom¬ 
men  werden  dürfte, 

X  X 

Akkumulato-  Der  Akkumulatorenwagen 
renwagen  erobert  sich  auf  den  preu¬ 
ßisch-hessischen  Staatsbah¬ 
nen  steigende  Verwendung.  Die  Praxis 
hat  zu  einer  wesentlichen  Leistungsstei¬ 
gerung  der  verwendbaren  Akkumulato¬ 
ren  geführt,  so  daß  die  Fahrstrecke  der 
Motorwagen  ohne  Aufladung  sich  er¬ 
heblich  vergrößert  hat.  Man  hat  jetzt 
den  Fahrbereich  auf  180  Kilometer  er¬ 
höht,  so  daß  die  neueren  Wagen  einen 
wesentlich  großem  Aktionsradius  be¬ 
sitzen.  Seit  1912  hat  die  Bahnverwal¬ 
tung  20  Wagen  für  130  Kilometer  und 
23  für  180  Kilometer  Fahrbereich  be¬ 
schafft.  Auch  das  ist  noch  erheblicher 
Steigerung  fähig,  denn  die  Wagen  kön¬ 
nen  nach  den  zulässigen  Achsdrucken 
noch  größere  Lasten  aufnehmen,  so  daß 
sich  größere  Akkumulatorenbatterieen 
einbauen  lassen.  Die  leistungsfähigsten 
Wagen  werden  als  kurzgekuppelte  Drei¬ 


fachwagen  entweder  für  116  Fahrgäste 
sowie  Gepäck-  und  Postbeförderung  oder 
für  167  Fahrgäste  ausgeführt.  Eine 
Steigerung  des  Fahrbereichs  ist  dadurch 
zu  erreichen,  daß  Zwischenladungen  vor¬ 
genommen  werden,  eine  noch  weitere 
durch  Verwendung  leichterer  Gitterbat- 
terieen  statt  der  bisher  benutzten  Ober- 
flächenbatterieen.  Bei  diesen  werden 
allerdings  die  Unterhaltskosten  größer 
und  die  Lebensdauer  geringer.  Inwieweit 
sich  durch  die  Verwendung  der  neuen 
Edisonakkumulatoren  eine  Verbesserung 
wird  bewirken  lassen,  ist  noch  nicht  zu 
übersehen.  Beide  Wege  sind  neuerdings 
beschritten  worden,  und  die  Praxis  soll 
die  Entscheidung  bringen. 

X  X 

Marseille-  Ein  riesiger  Kanaltunnel 
one-  Kanal  befindet  sich  beim  Bau  des 

Marseille-Rhone-Kanals  in 
Arbeit.  Er  wird  nicht  weniger  als  7,12 
Kilometer  lang  sein  und  das  Kalkstein¬ 
gebirge  von  Nerthe  durchbrechen.  Das 
Werk  wird  folgendermaßen  aussehen: 
Der  Kanal  beginnt  beim  Hafen  von  Mar¬ 
seille  am  Ende  des  im  Bau  befindlichen 
Madraguebeckens  und  wird  auf  den 
ersten  10  Kilometern  durch  Deiche  mit 
gemauerter  Gründung  gebildet,  die 
Schutz  gegen  den  Seegang  bilden  sol¬ 
len.  Hinter  dem  Hafen  von  Estaque 
dringt  der  Kanal  in  die  im  Mittel  250 
Meter  hohe  Felsenkette  von  Nerthe  ein 
und  mündet  nach  rund  7  Kilometern  in 
der  Ebene  von  Marignac,  wo  er  mehrere 
Weiher,  Becken  und  Lagunen  mit 
Deichen  durchzieht  und  sodann  hinter 
dem  Dorf  Martignes  mit  einem  Durch¬ 
stich  in  der  Ebene  von  Arles  in  die 
Rhone  mündet.  Im  normalen  Querschnitt 
ist  der  Kanal  3  Meter  tief,  an  der  Sohle 
17,9  Meter  und  im  Spiegel  21,9  Meter 
breit.  In  dieser  Breite  wird  auch  der 
Nerthetunnel  ausgeführt,  dessen  Bau 
schon  weit  vorgeschritten  ist,  obschon 
er  häufig  durch  Wassereinbrüche  ver¬ 
zögert  wurde.  Das  Tunnelgewölbe  ist 
14  Meter  hoch  und  besteht  aus  Bruch¬ 
steinen  mit  Portlandzementmörtel.  Die 
Mauerdicke  schwankt  je  nach  der  Festig¬ 
keit  des  Gebirges  zwischen  0,7  bis  1,25 
Meter.  Der  Ausbruch  ist  also  bis  zu  25 
Meter  breit  und  17  Meter  hoch.  Das  in 
Eisenkonstruktion  hergestellte  Lehrge¬ 
rüst  für  die  Gewölbeausmauerung  in  Rin¬ 
gen  von  je  6  Meter  Breite  besteht  aus 
9  Teilen  und  wiegt  2,5  Tonnen.  Der 
Kanalbau  erfordert  einen  Kostenaufwand 
von  etwa  73  Millionen  Mark. 

X  X 
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KurzeChronik[)er  Plan  einer  Bahn  auf 
die  Zugspitze,  die, 
von  Garmisch-Partenkirchen 
ausgehend,  über  Eibsee  zunächst  bis  zum 
Platt  geführt  werden  soll,  ist  genehmigt 
v/orden.  Der  geplante  Bahnbau  geht  von 
Münchener  Unternehmern  aus,  die  sich 
die  Unterstützung  namhafter  schweize¬ 
rischer  Fachleute  gesichert  haben;  denn 
die  in  Aussicht  genommene  Streckenfüh¬ 
rung  bildet  wegen  des  steilen  Bergab¬ 
hangs  nach  dem  Eibsee  große  Schwierig¬ 
keiten,  Die  Hauptpunkte  der  Bahn  lie¬ 
gen  in  folgenden  Höhen:  Garmisch-Par¬ 
tenkirchen  700  Meter,  Eibsee  972,  Platt 
2320.  Zwischen  Eibsee  und  dem  Platt 
ist  eine  Zahnrad-  oder  Seilbahn  und  die 
Anlage  eines  2250  Meter  langen  Tunnels 
erforderlich.  Diese  Strecke  soll  in  2 
Jahren  fertiggestellt  sein.  X  Für  die 
New  York  Central-Bahn  sind  jetzt  bei 
der  General  Electric  Company  6 
Gleichstromlokomotiven  im 
Bau,  deren  jede  2600  Pferdekräfte 
Stundenleistung  hat.  Die  Lokomotiven 
wiegen  100  Tonnen  und  sind  über  die 
Buffer  17,3  Meter  lang  und  bis  zum 
höchsten  Punkt  4,4  Meter  hoch.  Es  sind 
Gleichstromlokomotiven  für  600  Volt 
Spannung,  die  von  8  Elektromotoren  an¬ 
getrieben  werden.  Die  Maschinen  leisten 
bei  künstlicher  Kühlung  eine  Stunde  lang 
2600  Pferdestärken,  im  Dauerbetrieb  2000. 
Jede  Lokomotive  entwickelt  bei  87  Kilo¬ 
meter  Geschwindigkeit  in  der  Stunde 
6350  Kilo  Zugkraft,  bei  79  Kilometer  in 
der  Stunde  leistet  sie  9100  Kilo.  Sie 
kann  somit  1000  Tonnen  schwere  Züge  im 
fahrplanmäßigen  Betrieb  zwischen  dem 
Hauptbahnhof  und  Harmon  befördern.  X 
Eine  amerikanische  Werft  hat  zurzeit 
eine  Eisenbahnfähre  im  Bau,  die 
zur  Überführung  von  Wagen  zwischen 
Key  West  und  Havanna  dienen  soll. 
Key  West,  auf  der  Inselgruppe  der  Flo¬ 
rida  Keys  gelegen,  stellt  den  südlichsten 
Punkt  dar,  bis  zu  dem  das  Eisenbahn¬ 
netz  des  amerikanischen  Festlands 
durchgeführt  ist.  Das  Fährschiff  wird 
107  Meter  lang.  Bei  einer  Entfernung 
von  130  Kilometer  ist  die  geplante  Ver¬ 
bindung  die  längste  Strecke,  auf  der 
Eisenbahnwagen  mit  Hilfe  einer  Fähre 
über  das  Meer  befördert  werden.  X  2 
riesige  Eisenbetonbrücken  sind 
auf  der  Chur-Arosa-Bahn  errichtet  wor¬ 
den,  das  sind  die  Talbrücken  bei  Lang¬ 
wies.  Die  Gründjetobelbrücke  hat  eine 
Hauotöffnung  von  86  Meter  Spannweite; 
die  Betonierung  wurde  in  gut  2Vz  Mo¬ 
naten  durchgeführt.  Die  Langwieser  Tal¬ 


brücke  über  den  Sapünerbach  hat  eine 
Gesamtlänge  von  287  Meter,  der  Mittel¬ 
bogen  hat  100  Meter  Stützweite  und  42 
Meter  Pfeilhöhe;  sie  ist  das  bedeutendste 
Eisenbetonbauwerk  der  Schweiz.  X  Wie 
Bayern  so  dehnt  auch  Sachsen  sein  Netz 
von  Motoromnibuslinien  stark 
aus.  Es  werden  Motoromnibusse  von  5 
Tonnen  Gewicht  in  Dienst  gestellt,  die 
18  bis  21  Sitzplätze  haben.  Manche  füh¬ 
ren  auch  Anhänger  mit.  Der  Fahrpreis 
beträgt  einheitlich  5  Pfennig  pro  Kilo¬ 
meter.  X  Die  Ausfuhr  von  Motorfahr¬ 
zeug  e  n  ist  bisher  immer  noch  in  Frank¬ 
reich  am  größten  gewesen.  Alle  Welt 
bezog  von  da  seine  Motorwagen.  In  den 
letzten  Jahren  aber  sind  ihm  die  Ver¬ 
einigten  Staaten  und  Deutschland  recht 
nachgerückt.  Frankreichs  Ausfuhr  betrug 
1912:  193,5  Millionen  Mark  und  steigt 
noch  immer  stark  (25  %  gegen  das  Vor¬ 
jahr).  Stärker  aber  steigen  die  Ausfuhr¬ 
zahlen  seiner  besonderen  Konkurrenten. 
Die  Vereinigten  Staaten  verzeichnen  fast 
100  Millionen  Mark,  bei  einer  Steigerung 
von  46  %  gegen  das  Vorjahr,  Deutsch¬ 
land  79,3  Millionen  Mark  bei  42  % 
Steigerung.  Als  Hauptabnehmer  für  die 
Motorfahrzeuge  kommen  neben  England 
und  Belgien  neuerdings  auch  Italien  und 
die  Schweiz  in  Betracht,  obgleich  auch 
Frankreich  und  Deutschland  noch  immer 
erhebliche  Mengen  einführen.  X  Mit 
anscheinend  großem  Erfolg  versucht 
man  den  Dieselmotor  nicht  bloß 
für  Lokomotivbetrieb  sondern  auch  für 
Großeisenbahnmotorwagenbetrieb  nutz¬ 
bar  zu  machen.  In  Schweden  hat  man 
solche  Versuche  angestellt,  wobei  der 
Achsenantrieb  elektrisch  erfolgte.  Die 
Elektromotoren  werden  von  einer  mit 
dem  Dieselmotor  direkt  gekuppelten 
Dynamo  gespeist. 

X  X 

Literatur  Die  Aufgabe  die  Wander¬ 
wut,  die  heute  manche 
Volkskreise  ergriffen  und 
manche  Ausartung  gezeitigt  hat,  in  ge¬ 
sunde  Bahnen  zu  lenken  stellt  sich  das 
Geographische  Wanderbuch  von  Dr.  A  1  - 
fred  Berg,  das  in  der  Naturwissen¬ 
schaftlichen  Schülerbibliothek  /Leipzig, 
Teubner/  erschienen  ist.  Wenn  die  Kna¬ 
ben  und  die  jungen  Leute  in  die  Welt 
hinausziehen  und  Feld,  Wald  und  Flur 
durchstreifen,  so  haben  sie  Gelegenheit 
eine  Menge  wertvoller  Beobachtungen  zu 
machen,  die  eine  wirkliche  Wissensbe¬ 
reicherung  in  sich  bergen.  Wie  oft  fragt 
man  nicht  nach  der  Bezeichnungsrweise 
der  Kilometersteine,  nach  der  Art  der 
Eisenbahnsignalisierung,  nach  den  hiero- 
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glyphenartigen  Zeichen  auf  den  die 
Eisenbahnstrecke  begleitenden  Weisem 
tsw^  und  wer  weiß  darauf  die  rechte 
Antwort?  Das  Büchlein  zieht  nicht  bloß 
solche  Kleinigkeiten  in  den  Bereich  sei¬ 
ner  Betrachtungen  sondern  geht  ganz 
systematisch  vor,  von  der  rechten  Art 
zu  wandern  und  zu  rasten  bis  zur  pri¬ 
mitiven  Geländemessung,  dem  Karton¬ 
wesen,  der  Topographie,  der  Orographie, 
der  Geologie  und  der  Biologie,  Es  be¬ 
handelt  Wind  und  Wetter  nicht  bloß  als 
wertvolles  Mittel  für  die  Wanderzwecke 
sondern  versucht  die  Meteorologie  aus 
der  eigenen  Beobachtung  heraus  den 
jungen  Menschen  nahezubringen,  die  da 
draußen  die  beste  Gelegenheit  haben 
eigene  Beobachtungen  anzustellen  und 
zu  verwerten.  Es  ist  auch  zu  begrüßen, 
daß  der  Autor  Anleitung  zur  Verwen¬ 
dung  selbstgebauter  primitiver  Apparate 
gibt.  Das  Buch  ist  so  lobenswert,  daß 
es  nicht  bloß  den  jiungen  Burschen  zu 
empfehlen  ist,  an  die  es  sich  speziell 
wendet,  sondern  jedem,  der  Freude  am 
Wandern  hat  und  sich  nicht  herum¬ 
treiben  oder  bloß  ästhetisieren  sondern 
Nutzen  aus  seinen  Wanderungen  ziehen 
will, 

Kolonisation  /  Herman  Kranold 

Deutsch  Neu -Die  bereits  in  der  vorigen 
gu  nea  Rundschau  (in  diesem 

Band,  pag.  333  ff.)  bespro¬ 
chene  Denkschrift  des  Kolonialamts  be¬ 
richtet  über  Deutsch  Neuguinea  im  we¬ 
sentlichen  das  Folgende: 

Das  Innere  wurde  weiterhin  erforscht, 
auch  einige  militärische  Aktionen  zur 
Pazifizierung  wurden  absolviert,  da  man 
verschiedentlich  mit  einem  nicht  unbe¬ 
trächtlichen  Widerstreben  der  Eingebo¬ 
renen  zu  kämpfen  hatte.  Die  Rechts¬ 
pflege  machte  steigend  zu  schaffen,  die 
Zahl  der  gegen  Weiße  anhängigen  Straf¬ 
verfahren  stieg  beträchtlich,  ebenso  die 
Zahl  der  Verurteilungen  von  Eingebo¬ 
renen.  Die  Zahl  der  Deutschen  und  der 
Japaner  wuchs  durch  Einwanderung 
ansehnlich,  der  Zuwachs  der  weißen  Be¬ 
völkerung  durch  Geburtenüberschuß  be¬ 
trug  jedoch  nur  7  bei  1427  am  1.  Januar 
1913  Anwesenden.  Der  Gesundheitszu¬ 
stand  war  im  wesentlichen  bei  Weißen 
und  Farbigen  zufriedenstellend. 

Das  Areal  der  Pflanzungen  ging  von 
171  000  bis  auf  185  000  Hektar  in  die 
Höhe,  davon  waren  im  Anbau  jedoch 
nur  32  000  (gegen  28  100)  Hektar,  ertrags¬ 
fähig  nur  12  300  Hektar.  Die  verbrei¬ 
tetste  Europäerkultur  war  ganz  über¬ 


wiegend  die  von  Kokospalmen.  Auch 
die  Eingeborenenkulturen  konnten  sich 
weiter  ausdehnen,  obgleich  der  wach¬ 
sende  Arbeiterbedarf  auf  den  Europäer¬ 
pflanzungen  ihnen  die  jugendlichen  Ar¬ 
beiter  hie  und  da  streitig  machte.  Die 
Bekämpfung  des  auch  hier  auftretenden 
Nashornkäfers  konnte  so  gut  durchge¬ 
führt  werden,  daß  es  zu  wesentlichen 
Schädigungen  nicht  kam.  Der  in  der 
Berichtszeit  bedeutend  erweiterte  bota¬ 
nische  Garten  des  Gouvernements  in 
Rabaul  konnte  reichlich  junge  Pflanzen 
und  Saatgut  abgeben.  Die  Viehbestände 
konnten  zum  erstenmal  einigermaßen 
genau  zahlenmäßig  erfaßt  werden.  Einige 
Goldfunde  sind  wiederum  gemacht  und 
in  Ausbeutung  genommen  worden.  Da 
man  auch  auf  Petroleum  stieß,  so  be¬ 
hielt  man  der  Regierung  das  Schürfrecht 
in  dem  fraglichen  Gebiet  vor.  Die  Aus¬ 
fuhr  von  Phosphaten  nahm  der  Menge 
nach  beträchtlich  zu,  dem  Wert  nach 
ebenso  ab;  bei  der  Gewinnung  machte 
sich  wiederholt  Arbeitermangel  recht 
störend  fühlbar.  Die  Arbeiterfrage  ist 
überhaupt  immer  mehr  das  Schmerzens¬ 
kind  der  Entwickelung  des  Schutzgebiets 
geworden:  während  der  Bedarf  an  sol¬ 
chen  auf  den  sich  vergrößernden  Euro¬ 
päerpflanzungen  beständig  zunimmt, 
nimmt  das  Angebot  dauernd  ab. 

Der  Wert  der  Einfuhr  wuchs  um 
1  200  000  auf  9  200  000  Mark;  an  erster 
Stelle  steht  als  Bezugsland  nun  Austra¬ 
lien,  das  Deutschland  auf  die  zweite 
herabgedrückt  hat.  Die  Ausfuhr  stieg 
im  Wert  nur  um  60  000  auf  12  086  000 
Mark.  Doch  ist  die  Geringfügigkeit 
dieser  Zunahme  auf  eine  Berichtigung 
der  früher  teilweise  zu  hohen  Anschrei- 
bungen  des  Wertes  der  ausgeführten 
Phosphate  in  der  Hauptsache  zurückzu¬ 
führen.  Im  Gesamthandel  steht  Deutsch¬ 
land  noch  immer  mit  9  650  000  Mark  an 
erster  Stelle,  doch  ist  ihm  Australien 
schon  erheblich  nähergerückt.  Eine  Post- 
agentur  wurde  neu  eingerichtet;  ein  An¬ 
schluß  an  das  Welttelegraphennetz  war 
noch  nicht  vorhanden.  Das  Wegenetz 
wurde  langsam  vergrößert.  Die  Ent¬ 
wickelung  der  Finanzen  war  im  ganzen 
günstig,  es  ergab  sich  ein  voranschlags¬ 
widriger  Überschuß  von  200  000  Mark, 
In  den  letzten  10  Jahren  haben  die 
eigenen  Einnahmen  des  Schutzgebiets 
sich  mehr  als  verzehnfacht. 

X  X 

Samoa  Das  Vermessungs  wesen  in 

Samoa  ging  rüstig  weiter, 
eine  neue  Karte  der  Insel 
Upolu  konnte  ausgearbeitet  werden.  Die 


592 


KOLONISATION  /  HERMAN  KRANOLD 


weiße  Bevölkerung  nahm  um  etwa  10  % 
zu,  ebenso  die  Zahl  der  Mischlinge  und 
Samoaner,  während  die  Zahl  der  Chi¬ 
nesen  sich  verringerte.  Der  Gesund¬ 
heitszustand  der  Bevölkerung  war  nor¬ 
mal,  die  systematische  Bekämpfung  der 
infektiösen  Augenentzündung  wurde 
energisch  in  Angriff  genommen.  Das 
Samoaobservatorium  wurde  baulich  sehr 
verbessert.  Infolge  der  großen  Trocken¬ 
heit  wuchs  die  Ernte  nur  um  ein  Ge¬ 
ringes.  Die  Kopraausfuhr  stieg  nur 
mäßig,  an  ihr  ist  die  europäische  Pro¬ 
duktion  nur  zu  etwa  einem  Drittel  be¬ 
teiligt.  Der  Kautschuk  hat  sich  zu 
einem  erstklassigen  Qualitätsprodukt 
entwickelt,  die  Kaffeeausfuhr  hat  da¬ 
gegen  fast  vollständig  aufgehört.  Der 
Viehstand  hat  in  Zahl  und  Wert  eine 
Besserung  erfahren.  Der  Kakaokrebs 
war  wieder  stärker  verbreitet  als  in  den 
letzten  2  Jahren.  Die  Verbreitung  des 
Nashornkäfers  blieb  trotz  energischer 
Gegenmaßnahmen  ziemlich  stationär. 
Der  Gesamthandel  stieg  um  1,6  auf  10 
Millionen  Mark.  Die  Finanzen  ent¬ 
wickelten  sich  ebenfalls  gut,  die  Ein¬ 
nahmen  übertrafen  den  Voranschlag  um 
300  000  Mark.  Ursache  davon  ist  in 
erster  Linie  die  gute  Entwickelung  der 
Koprapreise. 

X  X 

Baumwolle  Das  \f  Beiheft  1914  der 

Zeitschrift  Der  Tropen¬ 
pflanzer  bringt  einen  Be¬ 
richt  von  Moritz  Schanz  über  die  Er¬ 
gebnisse  seiner  Studienreise  nach 
Russisch  Mittelasien,  wo  eine 
alte  Baumwollkultur  sich  in  den  letzten 
Jahren  zu  einer  solchen  Höhe  ent¬ 
wickelt  hat,  daß  sie  schon  jetzt  einen 
wesentlichen  Teil  des  innerrussischen 
Baumwollbedarfs  zu  decken  vermag. 
Schanz  bespricht  eingehend  die  Bedin¬ 
gungen  für  eine  weitere  Ausdehnung 
der  turkestanischen  Baumwollkultur  und 
kommt  zu  dem  Schluß,  daß  zwar  viel 
Kapital,  Unternehmungsgeist  und  Regie¬ 
rungssorgfalt  in  diesen  Anbau  hinein¬ 
gesteckt  werden  muß,  daß  aber,  wenn 
das  geleistet  wird,  wenn  insbesondere 
die  natürlichen,  gar  nicht  geringen 
Wasservorräte  des  Landes  ökonomisch 
ausgebaut  und  genügend  gute  Abfuhr¬ 
wege  für  die  fertige  Baumwolle  ge¬ 
schaffen  werden,  sich  zweifellos  eine 
nationale  Eigenversorgung  Rußlands  mit 
Baumwolle  auch  bei  beträchtlichem 
Wachsen  des  Bedarfs  wird  erreichen 
lassen.  Als  tragendes  Element  der  baum¬ 
wolleproduzierenden  Zukunft  des  Lan¬ 
des  sieht  er  nicht  den  russischen  Kolo¬ 


nisten  sondern  den  eingeborenen  Bauern 
an,  der  allerdings  eines  sorgfältig  aus¬ 
gebauten,  elastischen  und  billigen  Perso¬ 
nalkredits,  am  besten  wohl  auf  genossen¬ 
schaftlicher  Grundlage,  bedarf,  während 
er  noch  gegenwärtig,  wenn  auch  viel¬ 
leicht  nicht  mehr  ganz  so  schlimm  wie 
früher,  auf  diesem  Weg  von  Geschäfts¬ 
leuten  auf  das  schamloseste  ausgebeutet 
wird. 

Die  andauernd  hohen  Baumwollpreise 
verstärken  auch  die  Tendenz  in  andere 
Gegenden  als  bisher  den  Baumwoll¬ 
anbau  zu  verpflanzen.  So  werden  neuer¬ 
dings  im  Imperial  Valley  in  Kalifor¬ 
nien  Versuche  großem  Maßstabs  aus¬ 
geführt,  die  ergeben  haben,  daß  dieses 
Stück  Landes  geradezu  ein  Baumwollen¬ 
paradies  darstellt.  Doch  fehlt  es  sehr  an 
Arbeitskräften,  da  in  der  Umgegend  ge¬ 
nug  industrielle  Arbeitsgelegenheit  ist 
und  sich  die  Arbeiter  deshalb  nicht  gern 
in  das  klimatisch  tropische  Tal  begeben. 
Auch  in  den  deutschen  Schutzgebieten 
kommt,  dank  unermüdlicher  Arbeit  be¬ 
sonders  des  Kolonialwirtschaftlichen  Ko¬ 
mitees  und  der  Behörden,  der  Baum¬ 
wollbau  allmählich  zu  achtungswertem 
Umfang.  In  Deutsch  Ostafrika 
hat  das  Komitee  zum  Beispiel  14  Ent- 
körnungsanlagen  errichtet,  4  solcher  An¬ 
lagen  sind  gegenwärtig  Eigentum,  3  da¬ 
von  auch  betrieben  vom  Gouvernement. 
5  Baumwollenversuchsstationen  arbeiten 
für  die  Sache;  sie  geben  an  die  Einge¬ 
borenen  gratis  Saat  bewährter  Qualität 
(in  letzter  Zeit  immer  ausschließlicher 
Uganda-  und  Nyassa-Upland,  in  1913- 
1914:  94  %  aller  abgegebenen  Saat)  ab. 
Die  Zucht  guter  Saat  und  die  Produk¬ 
tion  guter  Baumwolle  wurden  durch  Saat¬ 
anerkennung,  Prämien,  Preisgarantieen, 
Errichtung  von  Märkten,  Schutzmaß¬ 
regeln  gegen  die  Ausbeutung  der  Einge¬ 
borenen  durch  Aufkäufer  usw.  gefördert. 
Als  Wanderlehrer  haben  sich  Eingebo¬ 
rene  (im  Gegensatz  zu  den  Erfahrun¬ 
gen  in  Togo)  gut  bewährt.  Die  Haupt¬ 
aufgabe  der  Zukunft  liegt  in  einem  Ver¬ 
hüten  plötzlicher  Qualitätsrückschläge 
durch  strenge  Saatenzucht.  Die  Steige¬ 
rung  der  Baumwollenproduktion,  die  an 
sich  keine  sehr  engen  Grenzen  hat,  darf 
aber  nur  langsam  vor  sich  gehen,  damit 
nicht  Mangel  an  Arbeitskräften  zu  einer 
Gefährdung  der  Lebensmittelproduktion 
führt.  Als  Betriebsform  der  Zukunft 
erscheint  auch  hier  der  bäuerliche  Ein¬ 
geborenenbetrieb,  der  auch  die  wich¬ 
tigste  Ursache  des  schnellen  Gedeihens 
der  Baumwollwirtschaft  im  benachbarten 
Uganda  zu  sein  scheint. 
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Die  gleiche  amtliche  Denkschrift,  die 
diese  Dinge  über  Deutsch  Ostafrika  mit¬ 
teilt  (Der  Baumwollbau  in  den  deut¬ 
schen  Schutzgebieten,  seine  Entwicke¬ 
lung  seit  dem  Jahr  1910  /Jena,  G. 
Fischer/),  teilt  auch  über  die  alte,  nun 
wieder  im  Aufblühen  begriffene  Baum- 
wollproduktion  Kameruns  inter¬ 
essante  Daten  mit.  Dort  ist  noch  alles 
in  den  ersten  Anfängen.  Die  beiden 
Versuchsstationen  in  Kuti  und  Pittoa 
haben  schon  mancherlei  wichtige  Erfah¬ 
rungen  gesammelt,  die  erstgenannte  hat 
auf  die  oberen  Schichten  der  Eingebo¬ 
renenbevölkerung  in  mancherlei  techni¬ 
schen  Fragen  schon  einen  erzieherischen 
Einfluß  auszuüben  vermocht.  Die  erste 
Landeserkundung  kam  ziemlich  zum  Ab¬ 
schluß.  Sie  ergab,  daß  die  weiten  Land¬ 
strecken,  die  sich  für  den  Baumwollbau 
eignen,  für  den  Getreideanbau  nicht  in 
Frage  kommen,  diesem  also  durch  eine 
Ausdehnung  des  Baumwollanbaus  keine 
Konkurrenz  droht.  Für  diese  Flächen 
fehlt  es  aber  vorläufig  an  Arbeitern: 
die  {mohammedanischen,  Sklaven  hal¬ 
tenden  und  in  der  Minderzahl  befind¬ 
lichen)  Fulbe  sind  sehr  schwer  zur  Pro¬ 
duktion  über  den  eigenen  dringendsten 
Bedarf  hinaus  zu  erziehen;  dagegen 
eignen  sich  die  verschiedenen  Heiden¬ 
stämme  Adamauas  sehr  gut  für  den 
bäuerlichen  Baumwollbau,  der  auch  hier 
die  Grundlage  des  Ganzen  sein  und 
bleiben  muß.  Einer  durchgreifenden 
Besserung  der  Verkehrsverhältnisse 
sollte  eine  gründliche  Erziehungsarbeit 
vorangehen,  Hand  in  Hand  damit  eine 
gute  Sortenwahl. 

Die  Baumwollproduktion  Togos  er¬ 
schien  bereits  während  des  amerikani¬ 
schen  Bürgerkriegs  für  kurze  Zeit  auf 
dem  Weltmarkt.  Seit  1900  hat  sie  einen 
neuen  Aufschwung  genommen.  Um  das 
Jahr  1910  machte  dann  der  Baumwoll- 
markt  in  Togo  eine  schwere  Krise 
durch,  die  in  der  Hauptsache  auf  eine 
Qualitätsverschlechterung  der  markt¬ 
gängigen  Togobaumwolle  infolge  von 
Sortenvermischung,  schlechten  Entkör- 
nungsmethoden  und  wahllosem  Auf¬ 
käufen  verschiedener  Qualitäten  durch 
die  Beauftragten  der  scharf  konkurrie¬ 
renden  Exportfirmen  zurückzuführen 
war.  Diese  Krisis  kann  jetzt  als  über¬ 
wunden  betrachtet  werden,  die  alte  Qua¬ 
lität  ist  wieder  erreicht,  und  zwar  ein¬ 
mal  dadurch,  daß  die  Saatbeschaffung 
von  den  Regierungsstellen  mono¬ 
polistisch  in  die  Hand  genommen 
wurde,  dann  durch  die  Herausbildung 
von  2  festen  Qualitätstypen  auf  dem 


Markt.  Eine  bedeutende  Tätigkeit  ent¬ 
faltet  nach  wie  vor  die  Landeskultur¬ 
anstalt  Nuatjä,  durch  die  auch  die  Sorten¬ 
frage  für  das  nördliche  Gebiet  gegen¬ 
wärtig  einer  genauen  Bearbeitung  unter¬ 
zogen  wird.  Auch  die  1912  erst  errich¬ 
tete  Baumwollstation  Towe  arbeitet  gut. 
Togo  hatte  1902  eine  Ausfuhr  von  58 
Ballen  Baumwolle  (ä  250  Kilo),  1912 
eine  von  2204  Ballen,  und  1907  führte 
es  76  Tonnen  Baumwollsaat  aus,  1912 
dagegen  bereits  583  Tonnen. 

Im  ganzen  forderte  die  Regierung  1914 
im  Etat  für  Zwecke  der  Baumwoll- 
kulturhebung  559  700  Mark  an,  also  eine 
recht  beträchtliche  Summe,  die  aber  in 
Anbetracht  der  scharfen  Konkurrenz 
der  Nationen  um  dieses  wichtigste  Roh¬ 
material  der  Textilindustrie  nicht  als  zu 
groß  betrachtet  werden  darf  sondern  ge¬ 
wiß  sich  lohnen  wird,  zumal  die  von  den 
Regierungsstellen  geleistete  Arbeit  auf 
diesem  Gebiet  solide  und  ohne  Jagd 
nach  Effekten  betrieben  zu  werden 
scheint. 

X  .  X 

KurzeChronik Die  Bewässerungsanlage  bei 
Konia  (K  1  e  i  n  a  s  i  e  n)  hat 
den  Betrieb  eröffnet.  Da¬ 
mit  werden  am  Ausgangspunkt  der  Bag¬ 
dadbahn  50  000  Hektar  der  Fruchtbar¬ 
keit  wiedergewonnen,  die  der  Bestellung 
verloren  gegangen  waren.  X  Eine  fran¬ 
zösische  Firma  wird  in  Jerusalem 
Wasserleitung,  elektrisches  Licht  und 
Straßenbahn  bauen.  X  Das  Hilfskomitee 
für  die  yemenitischen  Juden 
hat  bisher  mit  Unterstützung  durch  den 
jüdischen  Nationalfonds  in  Palästina 
150  Häuser  gebaut;  für  das  Jahr  1914 
sollen  weitere  100  bis  200  dazukommen, 
X  Die  Ein-  und  die  Ausfuhr  Per¬ 
siens  haben  sich  im  letzten  Jahr  be¬ 
trächtlich  gehoben,  nämlich  die  Einfuhr 
auf  567,  die  Ausfuhr  auf  436  Millionen 
Krans.  Von  der  Einfuhr  kamen  für  329 
Millionen  Krans  aus  Rußland,  von  der 
Ausfuhr  gingen  für  301  Millionen  Krans 
dorthin.  X  In  Britisch  Indien 
reißt  die  Kette  der  Attentate  von  Na¬ 
tionalisten  auf  englische  Beamte  nicht 
ab;  auch  die  Zusicherungen  der  indi¬ 
schen  Regierung  sich  für  eine  Besserung 
der  Lage  der  in  den  südafrikanischen 
Minen  arbeitenden  Inder  energisch  ver¬ 
wenden  zu  wollen  haben  daran  bisher 
nichts  geändert.  X  In  China  ist  in  Ge¬ 
stalt  der  von  Sunjatsen  gebildeten  chi¬ 
nesisch-japanischen  Korporation  nun 
auch  das  japanische  Kapital  an  dem 
Wettrennen  um  Konzessionen  und  an 
der  Förderung  der  lndustriali- 
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sierung  Chinas  beteiligt.  X  Die 
deutsche  Pachtung  Kiautschus  hat 
sich  im  letzten  Jahr  günstig  entwickelt. 
Die  zunehmende  Bedeutung  der  Produk¬ 
tion  zeigt  sich  auch  in  der  Genehmigung 
der  Mittel  für  die  Aufstellung  einer 
Baumwollenpresse  durch  den  Reichstag. 
X  In  Südafrika  hat  sich  die  erste 
Wirkung  des  brutalen  Vorgehens  der 
burischen  Regierung  bei  dem  letzten 
Massenstreik  bereits  in  einem  großen 
Wahlerfolg  der  Arbeiterpartei  gezeigt. 
X  Eine  Gesellschaft  für  Eingebo¬ 
renenschutz  hat  sich  in  Deutsch¬ 
land  gebildet  und  bereits  in  der  kurzen 
Zeit  ihres  Bestehens  2  Eingaben  an  den 
Reichstag  gerichtet.  Einige  Fälle  der 
letzten  Zeit  haben  das  Bestehen  und 
recht  gründliche  Wirken  einer  solchen 
Gesellschaft  wieder  einmal  als  sehr  wün¬ 
schenswert  erscheinen  lassen,  so  beson¬ 
ders  das  über  Kameruner  Eingeborene 
verhängte  Verbot  von  Petitionen  an  den 
Reichstag. 

X  X 

Literatur  Eine  handliche  Geschichte 
der  europäischen  Kolonisa¬ 
tion  seit  der  Entdeckung 
Amerikas  hat  der  Gießener  Professor 
Dr.  Gustav  Roloff  bei  Eugen  Salzer 
in  Heilbronn  erscheinen  lassen.  Er  will 
mehr  auf  die  Darstellung  des  Einflusses 
des  Mutterlands  auf  die  Kolonieen  als 
auf  deren  eigene  Geschichte  Wert  legen, 
und  man  muß  ihm  zugeben,  daß  ihm 
dieses  Vorhaben,  über  dessen  Zweck¬ 
mäßigkeit  man  ja  verschiedener  Meinung 
sein  kann,  gut  gelungen  ist.  Im  ganzen 
hat  man  da  eine  recht  zuverlässige  Repro¬ 
duktion  des  Bekannten;  eigentlich  neue 
Gesichtspunkte  bietet  das  Buch  aber  trotz 
der  besonderen  Absichten  des  Verfassers 
kaum.  Die  letzten  Dezennien  kommen 
in  dem  ihnen  gewidmeten  Raum  freilich 
arg  zu  kurz,  während  andere  Partieen, 
besonders  die  Schilderung  der  englischen 
und  französischen  Kolonisation  im  18. 
Jahrhundert,  ungleich  besser  gelungen 
sind.  Alles  in  allem  ein  angenehmes 
Buch  ohne  allzu  große  Ansprüche.  X 
Ober  die  Einwanderung  in  Argentinien 
berichtet  der  1.  Band  eines  umfassenden 
Werks  Einwanderung  und  Kolonisation 
in  Argentinien  von  Dr.  Georg  H  i  1  - 
ler,  1.  Band:  Einwanderung  und  Ein¬ 
wanderungspolitik  /Berlin,  Dietrich  Rei¬ 
mer/.  Von  den  Ergebnissen  des  schönen 
Buches,  die  in  vollem  Umfang  wohl  erst 
bei  der  Veröffentlichung  des  2.  Teils 
fruchtbar  werden,  sei  hier  nur  hervor¬ 


geboben,  daß  sich  die  wiederholten  Ver¬ 
suche  durch  staatliche  Propaganda  die 
Einwanderung  zu  heben  als  ziemlich 
wirkungslos  erwiesen  haben,  daß  viel¬ 
mehr  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
Rekrutierungsgebiete  die  wirtschaftliche 
Lage  des  Landes  den  Hauptfaktor  in  der 
Gestaltung  der  Stärke  der  Einwanderung 
ausmacht.  So  hängt  die  italienische  Ein¬ 
wanderung,  die  in  der  Hauptsache  land¬ 
wirtschaftliche  Arbeiter  liefert,  in  erster 
Linie  von  der  Gestaltung  der  Ernte  ab, 
die  spanische,  die  gewerbliche  Arbeiter 
und  Handwerker  stellt,  wird  wiederum 
von  der  Arbeitsgelegenheit  für  diese  Be¬ 
rufsarten  bestimmt.  Die  deutsche  Ein¬ 
wanderung  stellt  wenig  über  1  %  der  ge¬ 
samten  Einwanderung  seit  1867  dar,  hat 
aber  nach  der  Meinung  des  Verfassers 
bei  entsprechender  Auslese  ganz  gute 
Aussichten.  Die  kritiklose  Propaganda 
für  eine  deutsche  Einwanderung  macht 
Hiller  nicht  mit.  Die  Arbeit  ist  eine  sehr 
erfreuliche  Leistung  und  zeichnet  sich 
durch  gute  statistische  Schulung  beson¬ 
ders  aus.  X  Reisebriefe  aus  Syrien  von 
MartinHartmann  /Berlin,  Dietrich 
Reimer/  geben  ein  ausgezeichnetes  Bild 
von  den  in  diesem  Wetterwinkel  der 
Weltgeschichte  augenblicklich  akuten  An¬ 
gelegenheiten.  Dem  Verfasser,  der  Pro¬ 
fessor  am  Seminar  für  orientalische 
Sprachen  in  Berlin  ist  und  schon  aus 
früheren  Reisen  Syrien  gut  kennt,  hat 
besonders  die  nationalarabische  Be¬ 
wegung  einen  tiefen  Eindruck  gemacht. 
Er  billigt  sie  denn  auch  von  ganzem 
Herzen,  hält  den  Türken  so  ziemlich  für 
das  am  wenigsten  kultivierbare  Element 
des  osmanischen  Völkerhaufens  und  plä¬ 
diert  eifrig  für  eine  aktivere  Beteiligung 
der  westeuropäischen  Nationen,  beson¬ 
ders  der  Deutschen,  an  der  wirtschaft¬ 
lichen  Befreiung  der  Syrer.  Er  weiß  in 
dieser  Hinsicht  vor  allem  von  der  Jüdi¬ 
schen  Kolonisation  in  Palästina  nur 
Gutes  zu  berichten  und  betont  immer 
wieder,  daß  sich  keinerlei  Anhaltspunkte 
für  die  Vermutung  fänden,  irgendeine 
fremde  Nation,  seien  es  Amerikaner, 
Russen,  Engländer  oder  Franzosen, 
könnte  uns  durch  politische  Annexion 
ins  wirtschaftlich  -  kolonisatorische  Ge¬ 
hege  kommen.  Die  gut  ausgestattete 
Schrift  gehört  in  ihrer  Konzentration,  in 
der  Meisterschaft  des  Autors  durch 
Typenschilderung  zu  erklären  zu  den 
aufschlußreichsten  Büchern  über  koloni¬ 
satorische  Probleme  und  verdient  ern¬ 
steste  Beachtung. 
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Verla  der  Sozialistischen  Monatshefte  <3.  m,  t>.  h.,  ßtn„ 


An  unsere  Leser! 

•  ’  "'V  '*». k  *’  n  ■  ■  ‘ .  *  '  ' ' 

Mit  dem  vorliegenden  Heft  schließt  der  1.  Band  1914  der  Sozialistischen 

Monatshefte« 

'Titelblatt  und  Inhaltsverzeichnis  dieses  Bafides  werden  dem  nächsten  Heft 

beigegeben  werden, 

Gold-  und  Schwarzpressung)  sind 


■JTlegante  Einbanddecken  (rot  Leder  mit 
zum  Preis  von  1,50  Mark  erhältlich. 


^JüngeFe,  akademisch  gebildete  J\Fa#t  gesucht,  die  Füf  toissen- 
schaPfliche  und  kFitische  ffir-beiien  J^eigung  und  Begabung 
mitbFingt,  und  die  Xkust  hat  sich  publizistisch  zu  betätigen. 
Angebote  (nebst  Angabe  des  Bildungsgangs)  sind  zu  Fichten 
sub  R.  G«  14  an  die  ^dministFation  deF  Sozialistischen 

^flonatshet^te; .  ^evlin  äi.  ' 


Zu  kaufen  gesucht  ■  ■  S|fli|§| 

Die  Neue  Zeit,  Jahrgang  1888  und  1889 
Freie  Bühne,  Jahrgang  1890  (auch  einzelne  Hefte) 

Der  sozialistische  Akademiker,  Jahrgang  1895  -m  1896  : 
Der  sozialistische  Student,  Jahrgang  1 897- 1 898  (Heft  1  bis  9)  : 

Holz  und  Schlaf:  'Die  Familie  Selieke  /  1889  /  : 

Gferh.  Hauptmann:  Das  Friedensfest,  erste  Auflage  ;  v  jä 

Gferh.  Hauptiminn:  Einsame  Menschen ,  erste  Auflage 
Zusendung  von  entsprechenden  Antiquariatskatalogen  erwünscht. 

Offerten  sub  H.  F«  6  an  die  Expedition  der  Sozialistischen  Monatshefte,  Potsdamer  St.  121H, 

Berlin  W.  35.  > •  VT  **5?;' »-SS 


nsere  Freunde  bitten  wir  freundlichst  uns  (auf  untenstehen¬ 
dem  Zettel  oder  sonstwie)  Adressen  mitteilen  zu  wollen,  an 
die  die  Zusendung  von  Probeheften  der  Sozialistischen 
Monatshefte  rätlich  erscheint.  °  °  o  o  *  o  e  o  o  .<> 

. '"■»  w  -  '■'i '  -  '  ' 

Ausschneiden  und  ausgefüllt  senden 

.i  i  i.mtsaaaci  irr  iir  im  ■  ■  .in  i  ■  i— =— w  ~  '  """  ■  . ~~  '' 

an  die  Administration  der  Sozialistischen  Monatshefte, 

Potsdamei  St.  121Ü,  Berlin  W 


Ht 

SS 

SS 

8Ä 

»8 


An  folgende  Adressen  sind  Probehefte  zu  senden: 


Name  und  Stand 


Genaue  Adresse 


........ 


_ 


(Unterschrift  des  Absenders): 


- . . . 


Diesem  Heft  liegen  bei: 

1.  ein  Prospekt  der  Literarischen  Anstalt  Rfit- 
•  ten  &  Loening  in  Frankfurt  am  Main  betreffend  DIE 
GESELLSCHAFT,  Sammlung  sozialpsychologischer  Mono- 
graphieen,  herausgegeben  von  Dr  Martin  Buber; 

2.  ein  Prospekt  des  Deutschen  Montstenbundes  in 
Mönchen  betreffend  PFINGSTKURSE  IN  JENA, 


Gelegenheitsangebot! 

Je  ein  vollständiges  Exemplar  folgen¬ 
der  Zeitschriften: 

JOer  Kdunpff  Wochenschrift  der  öster¬ 
reichischen  Sozialdemokratie  (seit  Beginn); 

H)Eiir&f  begründet  von  Ludwig  Thoma  (seit 
Beginn) 

niedrigem  Preis  abzugeben.  Wer  sich 


zu 


dafür  interessiert,  sende  Mitteilung  sub 
E.  B.  S.  40  an  die  Administration  der  Sozia¬ 
listischen  Monatshefte,  Potsdamer  St.  I2lH} 
Berlin  W.  35. 


Vom  ersten  Jahrgang  der  Zeitschrift 

^Dutn e  *  *  *  *  * 


MF  momFms 

1889/  werden  folgende  Hefte 
Kaufen  gesucht:  7  bis  14,  16, 
18,  19,  21  bis  24,  27,  28,  32, 

34,  38.  Offerten  sub  K.  A.  27  an 
die  Administration  der  Sozialistischen 
Monatshefte,  Berlin  W.  35. 

Von  der  Zeitschrift 

Der  sozialistischeStudent, 

die  in  den  Jahren  1897  und  1898  als  Beilagfe  der 
Sozialistischen  Monatshefte  erschien,  werden 
einzelne  Nummern  zurückzukaufen  gesucht. 
Offerten  an  den  Verlag  der  Sozialistischen 
Monatshefte,  Berlin  W.  35. 
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Ulary,  {Engels?  Caffalle  un5  3efcel,  jum  Ceil  in  erffen  Auflagen,  Sc^loffers 
n>eltgefd?id?te,  3afeä?töe  S&  „Simpltctffimus“,  5es  „tPafyren  3af?ot>“; 
eine  grofe  &eifye  sum  teil  mertnoller  Schriften  aus  5er  dagespolitif  un5  allge¬ 
meinen  Citeratur  un5  en5Iicfy  jaf^lreic^e  geu>erffd?aftlld?e  Sänften,  u.  a>  5ie 
Protokolle  5er  ®emer?fd)aftsfongreffe.  Anfragen  bitte  3U  richten  an : 

 Stau  (Elifc  Scfyröber,  irrittei  st  (5  a,  Berlin^Sübcnbe 


Abonnieren  6ie 


§erauogebettn  Dr*  pftfj*  $defte  6lo<fe  t 


PubliEadonsoigan  des  tteutfdjen  Bundes  für  HIuHerfcfyuü  und  der 
ünternationolen  Oeremlgung  für  Hlutterföufs  und  6exualreforni 


10.  Jahrgang  ♦  Preis  5  Ularf  fäfirlkf)  ❖  50  Pfennig  ❖  Prebcnumnter  gratis 


tnitarbeiter: 

Dr.  me«.  ©fto  fiilst  <  poßor  trnfl  ßaurs  •  «sorg  ßernhor«!  •  Dr.  me«.  Jroan  Ölocf)  *  Dr.  Jur.  ©alter  ßloem  •  Direftot  Dt.  ©»heim 
Oochmett  >  ffiUljclm  ßelfdic  •  prof.  Dr.  Cu«  ßrcyflg  •  Staatsminlper  J.  Capberg  •  fllinna  Caucr  •  ßcorgrg  C^oftcrton.^ill 
Dr.  <4uar«  Dool«,  HI.  d.R.  *  f>e4n>ig  Dohm  >  4ljorlc«  Drya«ale  •  Dr.  ©tto  «hinget  •  Prof.  Dr.  ftlbect  «ulenburg  •  Dr.  Berber« 
«ulenberg  •  Dr.  me«.  ftlfon»  Jifitier  •  Dr.  me«.  ffiilhelm  fließ  •  Prof.  Dr.  J\.  fotcl  •  prof.  Dr.  Zubwlg  Jtänfrl  •  £jana  Jrclttiarf 
Prof.  Dr.  0.  freu«  >  San.'Rat  Dr.  fürß  .  Dr.  me«.  ^aoeiotf  «llio  •  7Uexan«cr  oon  ßlcicßcn- Rußpurm  .  Prof.  Dr.  «tolfaßn 
Prof.  Dt.  Zuioig  ©uciitt  <  Dr.  me«.  f>.  ftanauet  •  De.  me«.  Robe«  §e/)cn  •  Dr.  für.  Karl  fjliler  •  Rreiogerlihterat  Dr.  für.  ßtnno 
jjllfe  •  Dr.  me«.  IRagnuo  fjftjäjfel«  •  Dr.  pßU.  ©eerg  fjirth  •  ßrof  Paul  o.  fjoeuobroed)  •  Dr.  Jur.  ean  foulen,  ehemaliger  fflinißer 
«er  tlleierlanie  •  Dr.  me«.  ©Bo  ^uüueburger  •  4 (len  Key  •  Dr.  pßll.  fllfrt«  Rin«  •  Prof.  Dr.  Rlumfcr  •  6on.»Ro(  Dr.  Heinrich  Rocrbcr 
Dr.  phil,  $rle«rl<h  9.  Rrouß  t  ®«a  Zerfla«©lberg  •  Dr.  ©eorg  Zomer  •  IJoftaf  Dr.  t.  Zoeraenfel«  •  4mit  Zutfo  >  Dr.  ^ermann  Roh» 
leier  •  Dr.  $.  JUfiliet'Zycr  <  Dr.  Julian  niarcufe  •  Rofa  Wiaytcfler  >  lötete  flleißcl'^eß  •  Prof.  Dr.  Bruno  Ulcytr  •  Prof.  Dr.  Robert 
Hliihela  •  Prof.  Riißar«  ©cof  4u  «Iouiin'4cfw«t  •  Dt.  Rort  fiötjel  •  Dr.  me«,  pnton  Ryjlröm  •  4ri<f)  ©ejlcrhel«  •  ^llga  PörJJlnen, 
pbgeeränete  >  Dt.  ^einj  Potthoff,  Hi.  4.  R.  •  Prof.  Dr.  Ra«e  •  Dr.  Rt<har«  Roljner  •  Dr.  ffheoior  Reif  •  jerilnon«  Jreihetr  oon 
Reißenftcln  <  ©obrielt  Reuter  •  ^uJlijratDc.SRaxRofcnthal  <  Dr.  me«.  J.  Rutgero,  Zanigerldjtornt  t  Dr.  R.  Ruppre<ht  ■  Zou  pnäreoa' 
Calome  •  Dr.  ms«.  Bülheim  ©djallmcyer  <  prof.  Dr.  ührlfilan  ©chrempf  •  Dr.phll.$ranjeeroaea  •  Prof.  Dr.  ©thmar  Spann  •  Jri«a 
«teenhoff  •  Dr.mei.tDHheimStcfel  •  Dt.  phll.  ©ofaretilllih  »  Dt.  ßclnrithStümie  <  Dr.  Jellx  p.  ff tjeiltjabcr  •  Dr.Zarioonlyejfa 
Dt.  Jur.  Siegfried  ©cinberg  >  prof.  Dr.  4«uar«  ©ejiermarit  •  Jranf  ©eiefin«  •  Ptof.Dr.  Rnut  ©iif feil  •  Prof.  Dr.  i.  oon  ©iefe  a.  o.  a.  m. 


Tlbotmementß  ncifttun  alle  ßucfjfyattdlungen,  poj'fanffallen  oder  der  Deriag  entgegen 

e  (l  e  t%  1 1  6  &  Co*  Dctlag  ^  6  e  r  1  i  tt  15 
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Sozialistische  Monats 

REl  cRT  VON  JOSEPH  BLOCH  ALLE  14  TAGE  EIN  HEFT 

ADMINISTRATION;  BERLIN  W.,  POTSDAMER  St.  121 S  -  TELEPHON:  KURFÜRST  5287 

«ILE  Sendungen  redaktioneller  Art  (Manuskripte,  Briefe,  Druckschriften  etc.)  sind  a  i 
die  Redaktion  der  Sozialistischen  Monatshefte ,  Kastanien  Allee  27 , 

Berlin -Westend,  zu  richten.  •;/  ; 

«LLE  Sendungen  geschäftlicher  Art  (Bestellungen,  Qeld,  Reklamationen  etc.)  sind  an 
den  Verlag  der  Sozialistischen  Monatshefte ,  Potsdamer  St.  121 M. 

Berlin  W.  35,  zu  richten.  7 


F|IE  Sozialistischen  Monatshefte  sind,  ihrem  Programm  entsprechen], 
ein  unabhängiges  Organ  für  Theorie  und  Praxis  des  Sozialismus,  eine  Revue 
des  geistigen,  künstlerischen  und  modern'  kulturellen  Lebens  unserer  Zeit 

DIE  Sozialistischen  Monatshefte  bringen  nur  OriginaSbeiträge, 
für  unverlangt  eingesandte  Manuskripte  wird  unter  keinen  Umständen  irgend¬ 
eine  Garantie  übernommen;  Rücksendung  findet  nur  statt,  wenn  Rückporto  beilag’ 


DflS  8.  Heft  1914  der  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE  hatte  folgenden 
Inhalt:  Dr«  Arthur  Schulz  ■  Der  Grundteilungsgesetzentwurf  und  die  sozial¬ 
demokratische  Landtagsfraktion  in  Preußen  —  Max  SCrhiiifi^S  -  Russische  und  deutsche 
Handelspolitik  —  Rudolf  Wissel!  •  Fragen  des  innern  Gewerkschaftslebens  D 
Hugo  Lindemann  ■  Städtische  Hypothekeninstitute  —  Paul  SCampffitneyer 
Kapitalismus  und  Sittlichkeit  —  Ludwig  Radlof  -  Grundfragen  eines  einheitlichen 
Arbeitsrechts  —  Politik  /  Dr»  Ludwig  CUiessel  —  Gewerkschaftsbewegung  /  Hein« 
rieh  Stühmer  —  Sozialwissenschaften  /  Or*  Conrad  Schmidt  —  Rechtswissen¬ 
schaft  /  Otto  Lang  —  Dichtkunst  /  Max  Hochdorf  —  Technik  /  Dp«  Heinrich 
Lasx  —  Neuerscheinungen  /  LisbetVl  Stern 


I 


Mark 


II 


•  -  *  *  v*-  >4  -r* 

Mm  abonniert  auf  die  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE  <von  denen  alle  2  Woehcr 
ein  Heft  erscheint^  in  allen  Buchhandlungen,  Kiosken  usw.,  bei  allen  Kolporteuren  und  aui 
jeder  Postanstait,  ferner  direkt  beim  Verlag  der  Sozialistischen  Monatshefte,  Potsdamer  St  121  J|# 
Berlin  W.  35  (Zusendung  unter  Kreuzband  oder  in  geschlossenem  Kuvert).  Oer  flbosfnementsprete 

beträgt  für  ein  Vierteljahr  (6  bis  7  Hefte): 

a)  für  Deutschland  und  Österreich-Ungarn: 

durch  Post  oder  Buchhandlung  ....  3,~ 

direkt  unter  Kreuzband . 3,60 

direkt  in  geschlossenem  Kuvert  ....  4,20 

b)  für  das  übrige  Ausland: 

direkt  unter  Kreuzband . 4,20 

direkt  in  geschlossenem  Kuvert  ....  8,40 

Ein.  einzelnes  Heft  der  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE  kostet  50  Pfennig. 

FÜR  Bibliotheken  und  Bücherfreunde  ist  eine  Vorzugsausgabe  in  wenigen  Exempk 
besonders  guter  Ausstattung  hergestellt  (auf  echt  englischem,  vollständig  holzfreiem,  unu 
barem  und  dauerhaftem  Papier).  Der  Abonnementspreis  für  ein  Vierteljahr  erhöht  sich  bei  diese» 
gäbe  um  3  Mark,  also  auf  6  Mark  (ohne  Porto);  das  einzelne  Heft  kostet  1  Mark. 
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